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Patent die ſtändiſchen Einrihtungen betreffend. Vom 3. Februar 1847. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 
hun fund und fügen hiermit iu wiſſen: 

Seit dem Antritt Unſerer Regierung haben Wir der Entwickelung der ſtändiſchen Ver— 
hältniſſe Unſeres Landes ſtets Unſere beſondere Sorgfalt zugewendet. 

Wir erkennen in dieſer Angelegenheit eine der wichtigſten Anfgaben des von Gott Uns 
verliehenen Koͤniglichen Berufes, in welchem Uns das zwiefache Ziel vorgeſteckt iſt: die Rechte, 
die Würde und die Macht der Uns von Unſeren Borfahren ruhmreichen Andenkens vererb— 
ten Krone unverfehrt Unferen Nachfolgern in der Regierung zu bewahren, zugleidy aber aud) 
den getreuen Ständen Unſerer Mlonardie diejenige Wirkſamkeit zu verleihen, welche, im 
Einklang mit jenen Rechten und den eigenthümlichen Verhältniſſen Unſerer Monardjie, dem 
Vaterlande eine gedeihliche Zufunft au ſichern, geeignet ift. 

Im Hinbli hierauf haben Wir, fortbauend auf den von Unſeres in Gott ruhenden 
Herrn Vaterd Majeftät gegebenen Gefegen, namentlid) auf der Verordnung über das 
Staatöfchuldenwefen vom 17. Januar 1820 und auf dem Gefege wegen Anordnung der 
Provinzialftände vom 5. Juni 1823 befchloffen, was folgt: 

1. So oft die Bedürfniffe ded Staates entweder neue Anleihen, oder die Einführung neuer, 
oder eine Erhöhung der beftehenden Steuern erfordern mödjten, werden Mir die Pro- 
vinzialftände der Monarchie zu einem Vereinigten Zandtage um Und verjam: 
meln, um für Erftere die durdy die Verordnung über dad Staatöfchuldenmwefen vorge: 
jehene ſtändiſche Mitwirfung in Anſpruch zu nehmen umd zu Letzterer Uns ihrer Zus 
ſtimmung zu verſichern. 

2. Den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß werden Wir fortan periodiſch zuſammenberufen. 

3. Dem Vereinigten Landtage und in deſſen Vertretung dem Vereinigten ſtändiſchen Aus: 
fhuffe übertragen Wir: 

a) in Beziehung auf den ftändifchen Beirath bei der Gefehgebung diejenige Mittwir- 
fung, welche den Provingialftänden durch das Gefeg vom 5. Juni 1823 $ IN 
Nr.2, fo lange keine allgemeine ſtändiſche Verſammlungen ftattfinden, beigelegt war; 

b) die durch das Gefeß vom 17. Januar 1820 vorgefehene ftändifche Mitwirkung bei 
der Verzinfung und Tilgung der Staatsſchulden, ſoweit ſolche nicht der ftändifchen 
Deputation für das Staats-Schuldenweſen übertragen wird; 

c) dad Petitionsrecht über innere, nicht blos probinzielle Angelegenheiten. 

Alles dicd nach näherer Vorfehrift der Verordnungen vom heutigen Tage: 

über die Bildung des Vereinigten Landtages, 

über die beriodifihe Zufammenberufung des Vereinigten ftändifhen Ausfchuffes und 
deffen Befugniffe, und 

über die Bildung einer ftändifhen Deputation für dad Staatd-Schuldentvefen. 

Indem Wir fonady über die Zufagen Unferes Höchſtſeligen Herrn Vaters Majeftät 
hinaus, die Erhebung neuer, ſowie die Erhöhung der beftehenden Steuern an die, im Wefen 
deutſcher Verfaſſung begründete Zuftimmung der Stände gebunden und dadurch Unferen 

1* 


4 Verordnung über die Bildung ded Vereinigten Landtages. 


Unterthanen einen befonderen Beweis Unfered Königlichen Vertrauens gegeben haben, er: 
warten Wir mit derfelben Zuverſicht auf ihre fo oft erprobte Ireue und Ehrenhaftigkeit, mit 
welcher Wir den Ihron Unferer Väter bejtiegen haben, daß fie Uns aud) bei dieſem wichti- 
gen Schritte getreulich zur Seite ftehen und Linfere — nur auf des Baterlandes Wohl ge- 
richteten — Beftrebungen nad) Kräften unterftügen werden, Damit denfelben unter Gotles 
gnädigem Beiftande das Gedeihen nicht fehle. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudtem König: 
lichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Verordnung über die Bildung bes Vereinigten Landtages. Vom 3. Februar 1847. 
Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


berordnen, nad) vernommenem Gutadyten Unſeres Staatöminifteriums, im Verfolg Unſeres, 
die ftändifchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen Tage, über die Bildung 
des Vereinigten Landtages, wie folgt: 
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81. 

Wir werden die acht Provinzial-Landtage Unferer Monarchie zu einem Landtage verei- 
rigen, fo oft dazu nad) Inhalt Unferes vorerwähnten Patents vom heutigen Tage ein Be: 
dürfniß eintritt, oder wenn Wir cd außerdem wegen befonderd wichtiger Yandedangelegen: 
heiten für angemeffen eradıten. 

Ueber den Ort der Verſammlung des Vereinigten Landtaged und deren Dauer, ſowie 
über die Eröffnung und die Schließung derfelben, werden Wir für jeden einzelnen Fall be 
fondere Beftimmung treffen. i 
82. 

Mir ertheilen den Bringen Unfered Königlichen Haufes, fobald fie nady Vorfchrift Unſerer 
Hausgeſetze die Großjährigkeit erreicht haben, Sig und Stimme im Stande der Fürften, 
Grafen und ‚Herren auf dem Vereinigten Yandtage. Außerdem bilden den Herrenſtand 
deffelben: die zu den Propinzial-Yandtagen berufenen vormaligen deutichen Neichöftände 
(Fürften und Grafen), die Schleſiſchen Fürften und Standeöherren und alle mit Virilftim- 
men begabten, oder an Kollektivftimmen betheiligten Stifter, Fürſten, Grafen und Herren 
der adıt Propinzial-Landtage. 

Die Prinzen Unfered Hauſes Fönnen für einzelne Verhinderungsfälle einen anderen 
Prinzen des Hauſes mit Führung ihrer Stimmen durch eine von Und zu genchmigende 
Vollmacht beauftragen. 

Bon den übrigen Mitgliedern des Herrenſtandes fteht denjenigen, welche fid) auf den 
Vrovinzial-Landtagen durch Bevollmächtigte vertreten Taffen dürfen, diefe Befugniß in gleis 
cher Weiſe auch für den Vereinigten Landtag zur. 

In Anfehung der Organifation und Verftärkung ded Herrenftandes behalten Wir Und 
weitere Entfchliefung vor. — 

Die Abgeordneten der Ritterſchaft, der Städte und Landgemeinden der acht Provinzen 
Unſerer Monarchie erſcheinen auf dem Vereinigten Landtage in gleicher Zahl, wie auf 
den Provinzial⸗Landtagen. 
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Dem Vereinigten Landtage übertragen Wir die im Artikel II. der Verordnung über 
das Staats⸗Schuldenweſen vom 17. Januar 1820 vorbehaltene ſtändiſche Mitwirkung bei 
Staatsanleihen, und ſollen demgemäß neue Darlehne, für welche das geſammte Vermoͤgen 
und Eigenthum des Staats zur Sicherheit beſtellt wird (Artikel III. der Verordnung vom 
17. Januar 1820), fortan nicht anders, als mit Zuziehung uud unter Mitgarantie des Ver— 
einigten Zandtaged aufgenommen werden. 


Verordnung über die Bildung ded Vereinigten Landtages 5 


85. 
Wenn neue Darlehne von der im i 4 bezeichneten Art zur Dedung ded Staatöbedürf: 
ıiffes in Friedenszeiten beſtimmt ſind, ſo werden Wir ſolche ohne Zuſtimmung des 
Vereinigten Landtages, nicht aufnehmen iaſſen 
6. 


8 

Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereits ausgebrochenen Krieges zur 
Beſchaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die in Unferem Staatoſchahe und 
ſonſt vorhandenen Reſerveſonds nicht ausreichen und deshalb Darlehne aufgenommen wer: 
den müſſen, die Einberufung des Vereinigten Landtages aber von Und in Berüdfihtigung 
der obwaltenden politiihen Berhältniffe nicht zuläflig befunden werden follte, jo foll bei 
Aufnahme jener Darlehne die ftändifdye Mitwirkung durdy Zugiehung der Deputation für 
sad Staatöfcyuldenwefen erfeht werden. 

Den zu dem gedachten Zwecke unter Zuzichung dieſer Deputation aufgenommenen Dar: 
chnen fteht ebenjalle diejenige Sicherheit zu, welche im Artitel II. der Verordnung vom 
17. Januar 1820 den Staatöfchulden beigelegt ift. 


ST. 

Iſt ein Darlehn in der im & 6 bezeichneten Weiſe aufgenommen, jo werden Wir, fobald 
Wir das Hinderniß der Berufung des Vereinigten Yandtaged für befeitigt erachten, denfelben 
ufammenberufen und ihm den Zweck und die Verwendung des Darlehnd nachweiſen laffen. 


88 
Außerdem hat der Vereinigte Landtag: 
a) nad) Artikel IX. der Verordnung vom 17. Januar 1820 Uns die Kandidaten für die 
bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden erledigten Stellen vorzuſchlagen, und 
b) nad) Artitel XII. derfelben Verordnung die Rechnungen ber Hauptverwaltung der 
Staatöfhulden auf Grund der durd) die Deputation für dad Staatsſchuldenweſen 
zu bewirfenden vorläufigen Prüfung abzunehmen und Uns mittelft befonderer Gut- 
achten zur Dedyarge vorzulegen. 
Benn der Vereinigte Yandtag nicht verfammelt ift, werden diefe Geſchäfte durch den Ver: 
nigten ſtäändiſchen Ausſchuß beforgt. 


Ohne die Zuftimmung des Vereinigten Landtages werden Wir die Einführung neuer 
teuern oder eine Erhöhung der beftehenden Steuerfäße weder im Allgemeinen, noch in 
ıer einzelnen Provinz anordnen. 

Von Diefer Beftimmung bleiben jedod) die Eingangd-, Ausgangd- und Durchgangszölle, 
vie Diejenigen indirekten Steuern ausg genommen, deren Sätze, Erhebung und Verwaltung 
I Gegenftand einer Uebereinkunft mit anderen Staaten bilden; audy hat j jene Beftimmung 

die Domainen und Regalien, ohne Unterſchied, ob die Verfügungen darüber die Ein⸗ 
fte oder die Gubftanz betreffen, fowwie auf Abgaben zu Provinzial, Kreis: oder Kommu— 
jweden feine Beziehung. 

8 10. 


Für den Fall eincd Krieges behalten Wir Und vor, außerordentliche Steuern ohne die 
timmung des Vereinigten Landtages auszufchreiben, wenn Wir deifen Jufammenberu- 
y in Berüdfihtigung der obwaltenden politiſchen Verhältniſſe nicht zuläffig befinden 
en. In diefem Falle werden Wir aber, fobald es die Umſtände geftatten, fpäteftens ſo⸗ 
hy nad) Beendigung des Krieges, dem Vereinigten Landtage den Zweck und die Berwen- 
ı der erhobenen auferordentlichen Steuern nachweiſen laſſen. 


g 11. 
Bird der Vereinigte Landtag zu einer der in den 88 4 bis 10 bezeichneten Angelegen- 
ı einberufen, fo follen demſelben jederzeit der Haupt-Finanzetat und eine Ueberſicht des 
tohaushaltes für die Zeit von einer Verſammlung zur anderen zur Information vor: 
werden. 
)ie Feſtſtellung des Haupt-Finanzetats, ſowie die Beſtimmung über die Verwendung 
taatseinnahmen und der dabei fid) ergebenden Ueberſchüſſe zu den Bebürfniffen und 
sohlfahrt des Landes, verbleibt ein ausſchließendes Recht der Krone. 
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8 12. 

Wir behalten Und vor, den nad) dem Gefege vom 5. Juni 1823 erforderlichen ftändi- 
hen Beirath zu den Gefegen, weldye Veränderungen in Perſonen- und Eigenthumsrechten, 
oder andere, ald die im $ 9 bezeichneten Veränderungen in den Steuern zum Gegenftande 
haben, mern diefe Gefege die ganze Monardyie oder mehrere Provinzen betreffen, in dazu 
geeigneten be von dem Vereinigten Yandtage zu erfordern, weldyer denfelben mit voller 
rechtlicher Wirkung zu geben befugt ift. 

Sollten Wir Und bewogen finden, ftändifdyen Beirath über foldye Aenderungen ber 
ſtändiſchen Verfaſſung zu erfordern, welche nicht, ald die Verfaffung einer einzelnen Provinz 
betreffend, von dem Yandtage diefer Provinz zu berathen find, fo werden Wir ein ſolches 
Gutachten nur von dem Vereinigten Yandtage einfordern und bleiben diefem alle auf der- 
gleichen Aenderungen bezügliche ſtändiſche Verhandlungen ausfchließend vorbehalten. 

813. 

Dem Vereinigten Landtage fteht dad Recht zu, Uns Bitten und Befchiverden vorzu— 
tragen, welche innere Angelegenheiten deö ganzen Staats oder mehrerer Provinzen betreffen, 
wogegen Bitten und Beſchwerden, welche allein dad Intereffe der einzelnen Provinzen 
betreffen, den Brovinzial-Yandtagen Ne 

g 14. 

Wenn der Vereinigte Yandtag über eine Propofition wegen Aufnahme neuer Staatö- 
anleihen (8 5) oder wegen Einführung neuer Steuern oder Erhöhung der beftchenden 
Steuerfäge (8 9) zu beſchließen hat, fo tritt der Herrenftand mit den übrigen Ständen zu 
gemeinfchaftlicyer Berathung und Beſchlußnahme zufammen. In allen andern Fällen 
erfolgt auf dem Vereinigten Yandtage die Berathung und die Abftimmung des Herren: 
ftanded in abgefonderter Verfammlung. = 

5. 

Jedem Mitglicde des Herrenſtandes ſteht auf dem Vereinigten Yandtage eine volle 
Stimme zu. Wenn jedoch nad 8 14 der gegenwärtigen Verordnung der Herrenftand mit 
den übrigen Ständen zu Einer Verfamminng fidy vereinigt, fo gebührt den, dem Herren⸗ 
ftande des Vereinigten Landtages angehörenden Iheilnehmern an Kuriat: und Kollektiv: 
ſtimmen nur diejenige Stimmenzabl, die ihnen auf den Provinzial-Zandtagen zufteht. 

$ 16. 

Die Beſchlüſſe werden in der Regel durch Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bitten und Beſchwerden dürfen nur dann zu Unferer Kenntniß gebracht werden, wenn 
fie in beiden VBerfammlungen (in der Verfammlung des ‚Herrenftandes und in der Ver 
fammlung der Abgeordneten dev Ritterfchaft, der Städte und Yandgemeinden) berathen find, 
und fid) in jeder derfelben mindeſtens zwei Drittheile der Stimmen dafür auögefprodyen haben. 

Wenn die gedachten beiden Verſammlungen oder eine derfelben bei Begutachtung eines 
Geſetzes ſich gegen das Geſetz oder einzelne Beſtimmungen deffelben mit einer geringeren, 
ald der oben bezeichneten, Majorität erflären, fo foll auch die Anſicht der Minorität zu 
Unferer Kenntniß gebracht werden. 17 

T. 


Hält bei einem Gegenftande, in Hinficht deffen das Intereffe der verfchiedenen Stände 
oder Provinzen gegen einander geſchieden ift, ein Stand, oder eine Provinz durch einen 
nad) Vorfchrift des $ 16 zu Stande getommenen Beſchluß ſich verlet, fo findet eine Son- 
derung in Theile Statt, fobald eine Mehrheit von zwei Drittheilen diefed Standes oder 
diefer Provinz ed verlangt. 

In foldyem Falle berathet jener Stand oder jene Wropinz für ſich befonderd und giebt 
ein befonderes Votum oder Gutachten ab; die daraus hervorgehende Meinungdverfdieden- 
heit wird demnächſt Und zur Entſcheidung vorgelegt. 

Auch für andere Fälle behalten Wir Uns vor, von jedem der Wier Stände oder jeder 
der Acht Provinzen des Vereinigten Landtages, wenn Mir cd für angemeffen erachten, 
abgefonderte Gutachten zu erfordern. 818 


Für den Herrenftand des Vereinigten Landtages ſowohl, vie für die Verfammlung der 
Abgeordneten ded Nitterftandes, der Städte und Yandgemeinden werden Wir einen befons 


— 
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deren Marſchall ernennen, welcher die Gefhhäfte zu leiten und in den Verſammlungen ben 
Vorfig zu führen hat. Jeder diefer beiden Marſchälle wird in Verhinderungdfällen durch 
einen, in gleicher Weife zu ernennenden Vize-Marſchall vertreten. 

Menn nad 8. 14 der gegenwärtigen Verordnung der Herrenſtand mit den übrigen 
Ständen Au einer Verfammlung ſich vereinigt, fo gebührt die Gefhäftöleitung und der Vor- 
fig dem Marſchall oder Vicemarſchall des rd re 


8 19. 

Der Vereinigte Landtag fteht mit den Kreisſtänden, Gemeinden und anderen Körper- 
ſchaften, ſowie mit den in ihm vertretenen Ständen und einzelnen Berfonen in feinerlei 
Gefhäftöverbindung und dürfen diefelben den Abgeordneten weder Inſtruktionen noch 
Aufträge ertheilen. 


820. 
Bitten und Beſchwerden dürfen bei dem Vereinigten Landtage von Anderen, ald von 
Mitgliedern deffelben weder angebracht noch augelaffen erden. 


Bitten und Beſchwerden, welche von Uns einmal zurüdgemwiefen worden find, Dürfen 
nicht von der nämlihen Berfammlung und fpäterhin auch nur dann erneuert werden, wenn 
dazu neue Gründe ſich ergeben. 


8 22, 

Bei allen Berathungen ded Vereinigten Landtages oder einzelner Stände oder Provin⸗ 
zen deffelben (88. 14 bis 17) können Unfere Staatöminifter und außerdem diejenigen Un— 
ferer Beamten, welchen Wir dazu für die Dauer folder Verfammlungen oder für einzelne 
Sachen Auftrag ertheilen, gegenwärtig fein, und, fo oft fie ed nöthig finden, das Wort ver- 
langen. An den Abftimmungen nehmen diefelben feinen Iheil, fofern fie nicht ald Mitglieder 
des Vereinigten Landtages dazu berechtigt ey 


Der Geſchäftögang auf dem Vereinigten Landtage wird durch ein von Und zu vollzie- 
hended Reglement geordnet werden. 
— — unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem Koͤnig⸗ 
ichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Febrnar 1847. 
(L. $.) 


Friedrih Wilhelm. 
rinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. Rother. Eihhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. v. Düesberg. 








ordnung über die periodifhe Zufammenberufung bed Vereinigten ftändifchen Ausfchuffes und 
. deſſen — Vom 3. Februar 1847. ſh ſo 


zir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 
ordnen, nad) vernommenem Gutachten Unſeres Staatsminiſteriums, im Verfolg Unſeres, 

ftändifchen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen Tage, über die periodiſche 
fammenberufung des Vereinigten ftändifhen Ausſchuſſes und deffen Befugniffe, wie folgt: 


81. 

Die ftändifchen Ausſchüſſe der Provinzial-Landtage treten zum Vereinigten ftändifchen 
ran in der ihnen durch die Verordnungen vom 21. Juni 1842 gegebenen Einrich⸗ 
3 zufammen. 

Die vormald reihdunmittelbaren Fürften in der Provinz Weftphalen, fo wie die in 
Rheinprovinz, find beredhtigt, aus ihrer Mitte je zwei Mitglieder zu dem Vereinigten 
bifchen Ausfchuffe abzuordnen, welche an deſſen Verhandlungen in Perfon oder durch 
ollmädhtigte aud Mitgliedern ded Herrenftanded ded Vereinigten Landtages Theil neh- 
fönnen. Außerdem foll dem Vereinigten ftändifhen Ausſchuſſe aus jeder der Pro- 
n Preußen, Brandenburg, Pommern und Poſen ein von und aus den zu Viril- oder 
ftioftimmen beredhtigten Mitgliedern ded erften Standes zu wählender Abgeordneter 


—⸗ n — — 


— — 
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binzutreten. Für die Provinz Bommern nimmt der Fürft zu Putbus, fo lange derfelbe der 
einzige Berechtigte der angegebenen Art bleibt, dieſe Stelle ohne Wahl ein. 

ie Wahl der übrigen Ausſchußmitglieder erfolgt auf dem Vereinigten Zandtage nad) 
Maßgabe der Verordnungen vom 21. Juni 1842 durd) die Vertreter der einzelnen Pro: 
vinzen, in der Zwifchenzeit von einem Vereinigten Landtage zum anderen, wie biöher, auf 
jedem Provinzial-Landtage. 82 


Der Vereinigte ftändifhe Ausihuß wird, fo oft ein Bedürfniß dazu eintritt, längftend 
aber vier Jahre nad) dem Scyluffe der jedeömaligen legten Verſammlung deffelben, ober, 
werm inzwiſchen ein Wereinigter Landtag Statt gefunden hat, innerhalb derfelben Frift 
nad) dem Scyluffe des Leteren von Uns — 


83. 

Den nach dem allgemeinen Geſetze wegen Bildung der Provinzialſtände vom 5. Juni 
1823 erforderlichen ſtändiſchen Beirath zu den Geſehen, welche Veränderungen in Perſonen⸗ 
und Eigenthumsrechten, oder andere, ald die im 8 9 der Verordnung vom heutigen Tage 
über die Bildung ded Vereinigten Landtages bezeichneten Veränderungen in den Steuern 
zum Gegenftande haben, werden Wir, wenn diefe Gefege die ganze Monardjie oder mehrere 
Provinzen betreffen, der Regel nad von dem Vereinigten ſtändiſchen Ausfchuffe erfordern 
und ertheilen demfelben hierdurch Die Befugniß, ſolchen mit voller redytlicher Wirkung abzu- 
geben. Die Vorſchrift im Artikel IT Nr. 2 ded angeführten Geſetzes findet durch gegen- 
ar Beftimmung ihre Erledigung. 

ie Wir aber in der, die Bildung ded Vereinigten Landtages betreffenden Verordnung 
vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch von diefem dergleichen Gutachten in 
dazu geeigneten Fällen zu erfordern, fo wollen Wir Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der 
erwähnten Art, welche die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, ausnahmö- 
mweife auch den Provinzial-Landtagen zur Bequtadhtung vorzulegen, wenn dies aus bejon- 
deren Gründen, namentlid) der ——— wegen, räthlidy erſcheinen möchte. 


Der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß hat in Vertretung des Vereinigten Landtages die 
im $ 8 Unferer Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Vereinigten Zand- 
tages bezeichneten, dad Staatd- Schuldentvefen betreffenden Geſchäfte zu beforgen. 


85. 

Dad Petitionsrecht ſteht dem Vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe in demſelben Umfange 
zu, wie dem Vereinigten Landtage. Ausgenommen hiervon bleiben jedoch alle Anträge, 
welche Veränderungen in der ſtändiſchen Verfaſſung bezwecken. 

6 


Sollten Wir Uns bewogen finden, dem Vereinigten ſtändiſchen Ausfchuffe rg 
über den Staatöhauöhalt zu madyen, fo follen dieferhalb die Vorfchriften des $ II der Ber 
ordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages volle Anwendung finden, 


* 

Die Leitung der Geſchäfte und den Vorſitz auf dem Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe 
führt ein von Uns zu ernennender Marfchall, welcher in Verhinderungsfällen durch einen 
in gleicyer Weife zu ernennenden Vicemarſchall vertreten wird. 


88. 

Der Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß berathſchlagt ald eine ungetheilte Verſammlung. 
Die Beſchlüſſe in demfelben werden, der Regel nad), durch einfache Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bitten und Beſchwerden dürfen nur dann zu Unferer Kenntniß gebracht werden, wenn 
ſich mindeftend zwei Drittheile der Stimmen dafür auögefproden haben. 

Wenn der Vereinigte ftändifhe Ausſchuß ſich bei der Begutadhtung eined Geſetzes gegen 
dad Gefeg oder einzelne Beftimmungen deffelben mit einer geringeren, ald der oben be 
zeichneten Majorität erklärt, fo foll aud) die Anfiht der Minorität zu Unferer Kenntniß 
gebradjt werden. N 

8 


Die Provinzial-Landtage dürfen den einzelnen Ausſchüſſen keine Inftruftionen und 
Aufträge für den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß ertheilen. 


— — — — — — — 
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8 10. 

Die Vorfchriften der 88 17, 19, 20, 21, 22 und 23 der Verordnung vom heutigen 
Tage über die Bildung ded Vereinigten Landtages finden auch auf den Vereinigten ftändi- 
ſchen Ausſchuß volle Anwendung. 

Urkundlich unter Unferer Hödhfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem König- 
lichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Februar 1847. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
rinz d. Preußen. 


v. Boden. Mühler. Rother. —28 v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. v. Düesberg. 


Verordnung über die Bildung einer ſtändiſchen Deputation für dad Staats⸗Schuldenweſen. 
Vom 3. Februar 1847. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2. 
verordnen nad) vernommenem Gutachten Unſeres Staatöminifteriums, im Verfolg Unferes, 
die ftändifhen Einrichtungen betreffenden Patents vom heutigen Tage, über die Bildung 
einer ſtändiſchen Deputation für das Staats-Schuldenwefen, wie folgt: 

81. 

Zur Ausübung der im 8 6 der Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des 
Vereinigten Yandtages vorbehaltenen Mitivirtung bei der Aufnahme von Staatsanleihen 
für Striegögeiten, ſowie zur fortlaufenden ſtändiſchen Mitwirkung bei der Verzinfung und 
Zilgung der Staatöfhulden, foll 

eine jtändifche Deputation für dad Staatd-Schuldenwefen 
gebildet werden. 9 


Diefe Deputation befteht aus acht Mitgliedern, von denen aus jeder der acht Provinzen 
eined von den Ständen diefer Provinz und zwar jedeömal auf die Dauer von ſechs Jahren 
zu wählen ift. Die Wahl geſchieht auf dem Vereinigten Yandtage, in der Zwiſchenzeit von 
einem Vereinigten Yandtage zum andern aber auf den einzelnen Provinzial:Yandtagen nad) 
Vorſchrift des Reglements über das Verfahren bei ftändiihen Wahlen vom 22. Juni 1842. 
Sie darf nur auf Perfonen gerichtet werden, welde Mitglieder des betreffenden Landtages 
find. Wenn einer der Gewahlten diefe Eigenſchaft vor Ablauf der fehsjährigen Wahl- 
periode verliert, fo fcheidet derfelbe audy) aus der Deputation aus. Wird jedody fein Aus— 
fheiden dadurd) herbeigeführt, daß er nicht wieder zum Landtagdabgeordnieten gewählt 
worden, fo bleibt er bid zum nädyften Yandtage Mitglied der Deputation. 

Für jedes Mitglied der Deputation werden zwei Stellvertreter gewählt, deren einer 
daffelbe in Behinderungsfälfen, fo wie im alle eines in der Zwiſchenzeit von einem Yand- 
tage zum andern eintretenden Abganged zu erfegen hat. Wegen der Wahl diefer Stellver: 
treter gelten die hinficdhtlic) der wirklichen Mitglieder ertheilten Vorfchriften. 

83. 

Die Mitglieder der Deputation werden bei ihrer Einberufung auf die Erfüllung der 
ihnen obliegenden Pflichten vereidet. 

84 


Zum Wirkungdfreife der Deputation gehören, außer der ihr im $ 6 der Verordnung 
über die Bildung des Vereinigten Yandtaged übertragenen Mitwirkung bei Aufnahme von 
Kriegsanleihen, folgende Geſchäfte: 

1. Die Deputation hat nach Vorſchrift des Artikels XIV der Verordnung vom 17. Ja— 
nuar 1820 gemeinfhaftlid mit der Hauptverwaltung der Staatöfchulden die einge 
löjeten Staatöfchulden-Dofumente in Verſchluß zu nehmen und deren Depofition beim 
Kammergericht zu bewirken. 

2. Sie hat die Jahresrechnung über die Verzinfung und Tilgung der Staatöfhulden, 
nachdem Diefelbe zuvor von der Ober-Redynungsfamımer vevidirt worden, zu prüfen 





10 Patent wegen Einberufung des Vereinigten Landtages. 


und das darüber von dem Bereinigten Zandtage oder dem Vereinigten ftändifchen 
Ausſchuſſe, bei deifen nächſtem Zufammentritte nach Artitel XII der Verordnung 
vom 17. Januar 1820 an Uns zu erftattende Gutachten vorzubereiten. 
3. Sie ift befugt, bei Gelegenheit ihrer VBerfammlungen außerordentliche Rebifionen der 
Staatöfhulden-Tilgungötaffe und der Kontrolle der Staatöpapiere vorzunehmen. 
1] 


Die Deputation für das Staatsfchuldentvefen wird regelmäßig einmal im Jahre, außer: 
dem aber, fo oft dad Bedürfniß cd erfordert, zufammenberufen; die Einberufung geſchieht 
durch den Mlinifter des Innern. ’ 

8 . 


Die Deputation erwählt bei ihrem jedesmaligen Zufammentritte aus ihrer Mitte einen 
Borfigenden, welcher dem Minifter ded Innern angezeigt werden muß. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe der Deputation it die Anweſenheit von minbeftend fünf 
Mitgliedern erforderlid). 

Urtundlic unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem König. 
lichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. Februar 1847. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
tina v. Breußen. 
v. Boyen. Miühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. dv. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. v. Düesberg. 


Patent wegen Einberufung des Vereinigten Landtages. Vom 8. Februar 1847. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


haben durd dad die ftändifdyen Einrichtungen betreffende Patent vom 3. d. M. und bie 
dazu gehörigen Verordnungen vom gleichen Tage die Abſicht ausgeſprochen, nicht nur, fo oft 
die Bedürfniffe des Staats neue Anleihen oder die Einführung neuer, oder eine Erhöhung 
der beftchenden Steuern erfordern, fondern aud) wegen anderer wichtiger Kandedangelegen: 
heiten die acht Provinzial-Landtage Unferer Monarchie zu Einem Landtage zu vereinigen. 
Die während eined langen und gefegneten Friedens völlig geordnete Finanzverwaltung 
bedingt keinesweges die Nothwendigteit einer ſoicher Vereinigung; da aber einige wichtige, 
zur Berathung des Vereinigten Landtages geeignete Gegenftände vorliegen und Wir über: 
died das Bedürfniß fühlen, das wichtige Ereigniß der Bildung regelmäßiger ftändifcher Een- 
tralverfammlungen aud) dadurch zu bezeichnen, da Wir die getreuen Stände Unferer Mo- 
narchie um Uns verfammeln; fo haben Wir befchloffen, den Vereinigten Landtag in Unferer 
Haupt: und Reſidenzſtadt Berlin am Sonntag, den 11. April d. 3. in Perfon zu eröffenen, 
und beauftrage dad Staatöminifterium, die Einberufung deffelben durch den Minifter ded 
Innern zu veranlaffen und die fonft erforderlichen Vorbereitungen.zu treffen. 


Gegeben Berlin, deu 8. Februar 1847. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 


Ich eröffne dem Staatsminiſterium, daß ich zu dem bevorſtehenden erſten Vereinigten 
Landtage den Landtagsmarſchall der Rheinprovinz, Fürſten zu Solms-Hohenſolms— 
Lych, zum Marſchall des Standes der Fürſten, Grafen und Herren und den Staatöminifter 
außer Dienft, Grafen vd. Arnim-Boigenburg, zu deffen Stellvertreter, fo wie den Yand- 
tagdmarfchall der Provinz Brandenburg, Adolph v. Rochow auf Stülpe, zum Mar: 
ſchall der Verſammlung der Abgeordneten des Ritterftandes, der Stände und Yandgemeinden 
und den Landtagsmarſchall der Provinz Sadıfen, Grafen v. Zech-Burkersrode, zu 
deſſen Stellvertreter ernannt, aud) den Staatd- und Kabinetöminifter v. Bodelfhmwingh 
zu Meinem Kommiffarius für diefen Landtag beftellt habe. 


Berlin, den 5. April 1847. 
An das Staatöminifterium. (93) Friedrich Wilhelm. 
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Programm für die feierliche Eröffnung 


Des eriten Bereinigten Landtages in Berlin 
am Sonntage den Il. April 1847. 


81. 

Am Sonntag den 11. April 1847, als an dem zur feierlichen Eröffnung des erſten 
Vereinigten Landtaged in Berlin beſtimmten Tage, Morgens 9 Uhr, begeben ſich die Mit- 
glieder des Vereinigten Landtages, mit den ihnen ertheilten Eintrittöfarten verfehen, zur 
gotteödienftlihen Feier, die evangeliſchen Mitglieder in die Hof: und Domkirche, die fatho- 
lifhen Mitglieder in die St. Hedtwigätiche. 


82. 
In der El und Domkirche find für die Mitglieder des Vereinigten Landtages Pläge 
in dem Schiffe der Kirche vorbehalten, zu denen fie den Eingang durch dad Hauptportal an 
der Zuftgartenfeite nehmen. 

Für die Staatsminifter ift eine Chorabtheilung, dem Königlichen Stuhle gegenüber, 
beftimmt; die Abtheilung für dad Corps diplomatique bleibt für daffelbe refervirt. 

In der St. Hedwigskirche find die Pläge in gleicher Anordnung vorbehalten. 

83. 

Nach beendigtem Gotteödienfte begeben ſich die Mitglieder des Vereinigten Landtages 
nad) dem Königlichen Scyloffe. Sie nehmen durd) das Wortal Nr. 5 den Aufgang bei der 
Wendeltreppe und verfammeln ſich: die Mitglieder ded Herrenftandes in der Kammer vor 
dem Weißen Saale; die Mitglieder der drei andern Stände in der Bildergallerie, und die 
Staatöminifter in dem grünen Salon-neben der Bildergalerie. 

Die Generalität, die Wirklichen Geheimen Räthe, die Räthe erfter Klaffe, die Mitglieder 
des Staatörathed, die anweſenden Präfidenten der Yandeöfollegien, die Biſchöfe der evange— 
liſchen Kirche, die Hof: und Domgeiftlihen, der Probſt der Et. Hedwigskirche, der Ober: 
Bürgermeifter und der Vorftcher der Stadtverordnneten von Berlin, der Rektor der Univer: 
fität, der vorfigende Secretair der Akademie der Wiſſenſchaften und der Direktor der Afa- 
demie der Künſte haben fih auf dem oben bezeichneten Wege nad dem Weißen Saale 
begeben und in der ihnen, durch Die ald Geremonienmeifter fungirenden Kammerherren Gra- 
fen v. Saldern-Ahlimb und v. Zaftrom, angewiefenen Abtheilung aufgeftellt. 


84. 

Die Mitglieder ded Standes der Ritterfchaft, der Städte und der Landgemeinden werden 
provinzenweife, unter Vortritt ihrer Marſchälle, durch den Geheimen Ober-Regierungsrath 
v. Maffotw und den Geheimen Regierungsrath Freiherrn v. Schleinig in den Weißen 
Saal zu den, für fie zu den Landtags: Eigungen beftimmten Plägen geführt. Die Mar: 
ſchälle ſtellen fidy dem Ihrone gegenüber vor den Eigen ihrer Provinzen auf. 

Demnächſt treten die Mitglieder des Herrenſtandes, unter gleicher Führung in den 
Weißen Saal und nehmen die für fie beftinnmten Plätze ein. 

Sodann begeben ſich die Staatöminifter in den Weißen Saal und treten zur linken 
Seite ded Ihrono. 


85. 
Für Ihre Majeftät die Königin und für Ihre Königlicye Hoheit die Prinzeffin 
» Preußen, fo wie für die Gefolge Allerhöchſt und Höchſtderſelben, find die oberen Hals 
en im Weißen Saale eingerichtet. 


86. 
Seine Königlihe Hoheit der Prinz v. Preußen und Ihre Königliche Hoheiten die 
rohjährigen Prinzen des Königlichen Hauſes haben Sid) in den Kammern Königs Friedrich I. 
Rajeftät verfammelt; die Gefolge Höchſtderſelben in der Davorliegenden boifirten Kammer. 


87. 

Für die minderjährigen Prinzen und Prinzeſſinnen des Königlichen Haufed, Königliche 
oheiten, mit Höchſtihrer Begleitung; für Seine Königlihe Hoheit den Prinzen Auguſt 
Würtemberg, für Ihre Hoheiten die Herzöge Wilhelm v. Medienburg-Schwe- 
n und Georg v. Medlenburg:Strelig, für die Prinzen Woldemar zu Schles— 
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wig-Holftein und Johann zu Schleswig-Holſtein-Glücksburg Durdlaudıten, 

für Ihre Durchlaucht die Herzogin v. Sagan-Talleyrand und für die Gräfin v. Stiel: 
mannsegge, geb. Freün v. Stein, ſo wie vom Corps diplomatique für die Chefö der 
Miffionen und refp. deren einftiweilige Stellvertreter, find in den obern Hallen im Weihen ' 
Saale die Sige refervirt, weldye durdy den als Geremonienmeifter fungirenden Kammer: 
herrn, Geheimen LZegationsrath Freiherrn v. Schleinitz werden näher bezeichnet werden. 

Der Zugang zu diefen Hallen ift von dem Schloßportale Nr. 4 aus. 

88. | 

Nachdem die Verfammlung im Weißen Saale geordnet ift, madyt Seiner Majeftät 
dem Könige der für den Vereinigten Landtag Allerhöchſt beftellte Rommiffarius, Staatö- 
minifter ded Innern v. Bodelfhwingh darüber Meldung. 

Allerhöcyitdiefelben erheben Sich, unter Vortritt der Hofdyargen, gefolgt von den General: 
und Klügeladjutanten und dem Geheimen Kabinetörathe, nad) dem Ritterfaale, in weldyen 
inzwiſchen Se. Königlibe Hoheit der Brinz von Preußen und die andern großjäh: 
rigen Prinzen ded Königlichen Haufed, Königliche Hoheiten, eingetreten find. 

Sobald Seine Majeität in dem Nitterfaale angelangt Mn, jet fid) der Zug nad) 
dem Weißen Saale in folgender Ordnung in Bewegung: 

der Hofmarſchall Graf Keller; 

die Hofchargen (die nad) dem Patente jüngſten voran); 

der Obermarſchall, Staatöminifter Freiherr v. Werther mit dem Ober-Marfchallitabe; | 

die Reichsinſignien: unmittelbar vor Seiner Majeftät dem Könige 
dad Reichöpanier, getragen von dem General der Infanterie, Kriegsminiſter v. Boyen, 
begleitet von den Generalen & la Suite dv. Below und v. Forftner; redhtd 
des Banierd 
die Krone, getragen von dem General der Infanterie, Generaladjutanten Freiherrn 
v. d. Knefebed; dicht davor 
der Reichsapfel, getragen von dem General der Infanterie v. Kraufened; link 
ded Paniers 
das Scepter, getragen von dem General der Infanterie, Freiherrn dv. Müffling, | 
und vor demfelben | 
dad ee getragen von dem General der Infanterie, Generaladjutanten 
v. Napmer. 
(Die zwei Gardeducorps-Offizierd zur Escorte der Reichöinfignien ſeitwärts derfelben). 
Seine Majeftät der König 
Ihre Königl. Hoheiten der Prinz von Preußen und die andern Prinzen ded König: 
lichen Hauſes; 
die General- und Flügeladjutanten und der Geheime Kabinetsrath Sr. Majeftät des 
Königs, und die Hofſtaaten des Bringen von Preußen und der anderen Prin— 
zen, Königl. Hoheiten. 9 | 
| 


89. 
Bei dem Eintritt Seiner Majeftät des Königs in den Weißen Saal hat fid) die | 
Verfammlung von ihren Eigen erhoben. | 
Seine Majeftät nehmen auf dem Ihrone Pla. 
Ihre Königl. Hoheiten der Prinz von Preußen und die andern Prinzen ded König: 
lichen Hauſes treten zur Rechten des Thrones. 
Der General der Infanterie, Kriegöminifter v. Boyen, hat ſich zuvor mit dem Reichs— 
panier recht, der General der Infanterie, dv. Natzmer, mit dem Reichsſchwerdte linfö hinter 
die Ihrontabouretö geftellt; der General der Infanterie, Freiherr v. d. Sinefebed 
hat die Krone auf das rechts dem Thronſeſſel zunächſt ftehende Tabouret, der General der 
Infanterie, Freiherr v. Müffling, dad Scepter auf das links ftehende Tabouret und der 
General der Infanterie, v. Kraufened, den Reidydapfel auf dad andere rechts ftchende 
Iabouret gelegt und haben fidy auf die nächſt folgende Ihronftufe, den Reichsinſignien zur 
Seite geftellt. 
Der Königl. Landtagd-Kommiffarius, Staatöminifter v. Bodelſchwingh, iftan die 
linfe Seite des Ihroned neben die untere Stufe getreten, die Hofchargen haben fid) zu 





— ————— — 
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Seiten des Ihroned hinter die Bringen Königliche Hoheiten und refp. zu den Staatöminiftern, 
und die Generalmajors v. Below und v. Forftner redhtö neben die untere Ihronftufe 
in Nähe des Reichepanierd geftellt; die beiden Eöcorteofficierd find zu Seiten des Ihroned 
zurüdgetreten ; die General und Flügeladjutanten, der Geheime Kabinetörath, fo wie die 
Gefolge der Prinzen Königliche Hoheiten behalten in dem zwiſchen dem Eingange und den 
Eigen der Mitglieder ded Herrenſtandes frei gelaffenen Raume Pla. 

s 10. 

Nach beendigter Thronrede übergeben Seine Majeftät der König den Marfchällen, 
welchen Allerhöchftdiefelben den Vorfig in den Verſammlungen zu übertragen beſchloſſen 
haben, die Marfchallftäbe als Zeidyen ihrer Würde, worauf der Staatöminifter v. Bodel- 
ſchwingh auf Allerhöchſten Befehl den Vereinigten Landtag für eröffnet erklärt. 


811. 
Demnächſt erheben Sich Seine Majeftät der König vom Ihrone und begeben 
Sich im Zuge, in der oben gedachten Folge, nad) dem Ritterfaale und in Allerhöchftihre 
Appartementd zurüd. ja 


8 
Mit Ausführung der bevorftchenden Anordnungen ift von Seiner Majeftätdem 
Könige der Hofmarfchall Graf Keller beauftragt worden, 
(Der Anzug ift en gala.) 
Berlin, den 6. April 1847, 
Auf Seiner Königlichen Majeftät Allergnädigften Spezial-Befeht. 
vd. Bodelfhwingh. 


Am Montag den 12ten April c. Mittagd 2 Uhr werden Seiner Majceftät dem 
Könige die Mitglieder ded Vereinigten Landtages vorgeftellt. 

Die Anfahrt ift durd dad Schlokportal Nr. 5 bei der Wendeltreppe, die Entr&e durd) 
den Schyweizerfaal; die Abfahrt in gleicher Weife, 

Für die Prinzen Königliche Hobeiten ift die Verfammlung in der rothen Kammer des 
Corps de Jogis Königs Friedrich 1. Majeftät; für die Mitglieder ded Herrenftandes und für 
den Hofftaat Seiner Majeftät des Königs in der Heinen Gallerie und in dem anftoßenden 
boifirten Zimmer ; für die andern Mitglieder ded Vereinigten Yandtaged 
a) der Provinz Preußen, in der folgenden rothen Kammer; 

b) der Provinzen Brandenburg und Pommern, in der folgenden, fogenannten 

Brandenburgfhen Kammer; 

e) der Provinzen Schlefien, Poſen und Sachſen in dem angrenzenden Ritter: 
faale; und 
d) der Provinzen Weftphalen und Rheinlande in der fogenannten Schwarzen 

Adlerfammer. 

Die Aufftellung gefchieht nach den näheren Anleitungen ded Ober-Eeremonienmeifters, 
Birffichen Geheimen Rathd Grafen v. Bourtal&s und ded Nice-Ober-Geremonienmeifters, 
reiherrn v. Stillfried. 

Seiner Majeftät dem Könige werden durch den Kommiſſarius ded Vereinigten 
ndtaged, Geheimen Staatöminifter dv. Bodelfhwingh, die Landtagsmarſchälle und 

rc) diefe die Mitglieder ded Vereinigte Landtages vorgeftellt. 

Nach beendigter BVorftellung ift Diner bei Seiner Majeftät dem Könige, zu 
lchem auf Alferhöchiten Befehl ſämmtliche Mitglieder des Vereinigten Landtages hierdurd) 
geladen werden. 

(Der Anzug ift en gala.) 

Berlin, den 6. April 1847. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allergnädigften Spezial-Befehl. 

Graf Keller, 
Hofmarſchall. 





14 Reglement über den Gefchäftögang bei dem Vereinigten Zandtage. 


Reglement 
über den Gefchäftsgang bei dem Bereinigten Sandtage. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
berordnien über den Gefhäftsgang bei dem Vereinigten Landtage, auf den Antrag Unfered 
EStaatöminifteriumd, twad folgt: ’ 

Form der Eröffnung und Schließung des Vereinigten Landtages. 


Der Vereinigte Landtag wird von Und in Perſon oder durch den von Uns zu ernennenden 
Kommiffarius eröffnet und gefchloffen. Der Eröffnung geht eine gotteödienftliche Feier vorher. 


2, 
Stellung bes — Kommiſſariub. 

Unſer Komiſſarius iſt die Mittelsperſon für ale Verhandlungen mit dem Vereinigten | 
Landtage. Er übergiebt demfelben Unfere Bropofitionen und alle fonft von der Regierung 
auögehende Mittheilungen und empfängt deſſen Erklärungen, Gutachten und Eingaben aller 
Art. An ihn hat der Vereinigte Yandtag fid) wegen jeder Auötunft, ſowie wegen der Ma— 
terialien, deren er bedarf, zu wenden. 

1. Gefhäftsgang in den Fällen der gemeinfhaftlihen Berathung ſämmtlicher Stände. 

Ueber den Gefchäftögang für diejenigen Fälle, in welchen nady $ 14 der Verordnung 
über die Bildung des Vereinigten Landtages die beiden Verſammlungen — des Herrenftan- 
des und der übrigen Stände — die künftig die Namen „Kurie der Fürften, Grafen und 
Herren“ oder „Herrensfturie“ und „Kurie der Ritterfhaft, Städte und Yandgemeinden“ | 
oder ‚Kurie der drei Stände“ führen follen, zu gemeinſchaftlicher Berathung und Beſchluß— 
nahme zufammentreten, twerden nachitehende (88 4— 24) Vorſchriften ertheilt. 

4. 
Stellung 5 Marſchalls. 

Dem Marſchall der Herren-Kurie, welchem in den, im 8 3 erwähnten Fällen die Ge— | 
häftsleitung und der Vorſitz zufteht, werden Unſere Bropofitionen, ſoweit fie die im & 14 
der Verordnung bezeichneten Gegenftände betreffen und alle fonft von der Regierung aud: | 
gehende, auf diefe Begenftände bezüglidye Mittheilungen zugefertigt und bei ihn haben die | 

itglieder ihre Anträge einzureichen. | 
t beruft und ſchließt die einzelnen Plenarverfammlungen. Bon feiner Anordnung 
hängt zumädyft Alles ab, was auf Ruhe und Ordnung in der Verfammlung und auf Be: 
ſchleunigung der Arbeiten Bezug hat. 

Wenn ein Mitglied dauernd verhindert ift, an den Gefchäften Theil zu nehmen, fo muß 
died dem Marſchall angezeigt werden, welcher davon Unferen Kommiffarius in Kenntniß zu 
fegen hat, damit, wenn das verhinderte Mitglied ein Abgeordneter ift, deffen Stellvertreter 
einberufen werde. i 

8 


Ordner. 

Zur Unterftügung des Marſchalls bei Aufrehterhaltung der Ordnung in den Berfamm: 
fungen wird von dem Landtagsmarſchall jeder Provinz für jeden Stand feiner Provinz 
aus den diefem Stande angehörigen Abgeordneten ein Ordner ernannt. Diefe Ordner haben, 
fo oft ed nöthig ift, beim Zählen der anweſenden Mitglieder und derjenigen, welche bei Ab: 
ftimmungen aufgeftanden oder figen geblieben find, mitzuwirken. Sie haben ferner die 
Namen derer, welche dad Wort verlangen, zu vermerken und dem Marſchall mitzutheilen, 
aud) bei Wahlhandlungen die Stimmzettel einzufammeln. Für den Herrenftand tverden die 
Funktionen der Ordner von den Seeretairen deffelben (8 25 a) verrichtet. 

86. 
Secretaire. 

Der Marfchall der Herren-Kurie ernennt im Einvernehmen mit dem Marfchall der Sturie 
der drei Stände acht Seeretaire, aus jeder Provinz einen. Diefelben haben ihn bei der Ge: 
ſchäftsführung, namentlid) durch Verlefung der eingegangenen Schriften und bei Bewirkung 


| 
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der Abftimmungen zu unterftügen und in den Plenarverſammlungen das Protokoll zu führen. 
Zu den vortommenden Schreibereien, fo twie zu der font etwa erforderlichen Aſſiſtenz der Secre⸗ 
taire, ſowohl in den Blenarberfammlungen ald aud) außerhalb derfelben, tönnen von dem Dlar- 
ſchall geeignete Beamte unter Zuftimmung Unſeres Kommiffarius angenommen werden. 


Ernennung RA Abtheilungen. 

Jeder rc eine Vorbereitung durch eine Abtheilung borausgehen. 
Diefe Abtheilungen hat der Marſchall der Herren-Kurie im Einvernehmen mit den Marſchall 
der Kurie der drei Stände, mit angemeflener Berückſichtigung der verſchiedenen Provinzen 
und des Stimmverhältniffed der verſchiedenen Stände, zu ernennen, und Die Borfigenden 
derfelben zu beftimmen. R 


Erfte — der Propoſttionen. 
Unſere Propoſitionen, fo wie die ſonſt von der Regierung ausgehenden Mittheilungen 
find, che fie den Abtheilungen überwieſen werden, in einer Plenarverſammlung zu er 
9. 
Behandlung der Sachen in den Abtheilungen. 
Die einzelnen Abtheilungen treten zur Berathung der ihnen überiwiefenen Sachen auf 
bie Einladung des Vorfigenden zufammen. Diefer hat den Geſchäftsgang zu leiten und die 
Referenten gu ernennen. 8 10 


Berathung in denfelben. 

Der Vortrag des Referenten kann fowohl mündlich ald ſchriftlich erftattet werden. Nach 
Beendigung diefed Vortrages in der Abtheilung beginnt deren mündliche Berathung. Er: 
giebt fid) dabei eine Verfchiedenheit der Meinungen, fo hat der Vorfigende die zu entſchei— 
denden Fragen aufzuftellen und die Abftimmung darüber zu veranlaffen, 

11. 
Abfaſſung der Protokolle S Gutachten der Abtheilungen. 

Ueber die Berathung und deren Ergebniffe (8 10) ift ein Protokoll zu führen und von 
allen anmwefenden Mitgliedern der Abtheilung zu vollziehen. In der Regel wird auf Grund 
diefed Protokolls ein befonderes Gutachten von dem Referenten entworfen, welches hiernächſt 
in der Abtheilung zu verlefen und nady erfolgter Genehmigung in einer von allen anwefen- 
den Mitgliedern zu vollziehenden Reinfchrift nebft den bezüglichen Schriftftüden durd den 
Vorfigenden dem Marſchall des Herrenftandes eingureichen ift. In einfachen Sachen kann 
das Protokoll die Stelle des Gutachtens vertreten. 

12. 
Theilnahme Königlicher Beamten an den Abtheilungsberathungen. 

Unfere Staatöminifter, fowie die von Und abgeordneten Beamten (Verordnung über 
die Bildung des Vereinigten Landtages vom 3. Februar d. J. S 22.) können den Be- 
rathungen der Abtheilungen beitvohnen, um, mo fie ed nöthig finden, Auftlärung zu geben 
und Mikverftändniffe u berichtigen. Die Staatöminifter find jedoch befugt, ſich hierbei durch 
andere geeignete Beamte vertreten zu laffen. Ed muß daher vor dem Beginn einer jeden 
Berathung in den Abtheilungen von deren Gegenftande Unferem Kommiffarius zur erfor= 
derlihen weiteren Benachrichtignng Kenntniß gegeben werden. 

13. 
Bertheilung es 

Das Gutachten der Abtheilung ($ 11) wird gedrudt. Jedes Mitglied der Plenarver- 
fanmlung erhält ein Eremplar zu feiner Information und eine angemeffene Anzahl von 
Exemplaren ift zur Verfügung Unferes Kommiffarius zu ftellen. Bei Vertheilung des Gut: 
achtens ernennt der Marſchall des Herrenſtandes zugleid) den Neferenten für den Vortrag 
in der Plenarberfammlung. Sr 


Verhandlung in den Plenarverſammlungen. 
In der Plenarberfammlung führt der Marſchall den Vorfis. Auf beiden Seiten ded 
Marſchalls figt der Herrenftand. Die Abgeordneten nehmen ihre Pläge nad) Provinzen und 
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in diefen nad) Ständen ein. Die Verhandlung beginnt mit Verleſung des Gutachtens der 
Abtheilung durch den Referenten; hiernächſt eröffnet der Marſchall die mündliche Berathung. 


15. 
Negeln für — 
Für dieſe Berathung (8 14) gelten folgende Regeln: 


a) Jedes Mitglied, welches zu reden verlangt, zeigt dies durd) Aufſtehen an und begiebt 
fih, nadydem es dazu von dem Marfchall aufgefordert worden, auf den zum Reden 
beftimmten las. Kein Mitglied darf von einem andern, ald von diefem Plage 
aud reden, 

b) Berlangen mehrere Mitglieder zugleid) das Wort, fo beftimmt der Marſchall die Reihe 
folge der Redner, 

c) Diefe Reihefolge gilt weder für die Prinzen Unſeres Königlichen Haufed, nod) für Unfere 
Staatöminifter und diejenigen Unferer Beamten, welche in Unferem Auftrage der Be: 
rathung beiwohnen; diefelben erhalten das Wort, fo oft fie cö verlangen, und find be: 
fugt, von ihren Eigen aus zur Berfammlung zu fpredyen. 

Auch kann der Marfchall dem Referenten außer der Reihe das Wort ertheilen, um 
Aufflärungen zu geben oder Mifverftändniffe zu befeitigen. Daffelbe gilt von ſolchen 
Mitgliedern, welche Bemerkungen, die fid) auf ihre Perſon beziehen, fofrt kurz zu be 
richtigen wünſchen. 

d) Das Verlefen ſchriftlich abgefaßter Reden ift unzuläffig. 

e) Die Reden dürfen nur an den Marfchall gerichtet werden. 

f) Wer Aeußerungen einmiſcht, welche den Gegenftand der Berathung nicht betreffen oder 
bon der zur Erörterung ftchenden Frage abſchweifen, ift von dem Marſchall an die 
Drdnung zu erinnern. 

g) Neue, zur Sache gehörende Vorſchläge werden nur dann in Ertwägung genommen, 
wenn dem Marſchall von dem Proponenten vor der Sigung ſchriftlich eingereicht 
find und auf Anfrage des Marſchalls von 24 Mitgliedern durd) Aufſtehen unterftügt 
werden. Der Marſchall kann jedody in einzelnen Fällen, wenn die ftrenge Befolgung 
diefer Vorſchrift erhebliche Uebelſtände herebiführen würde, Ausnahmen davon geftatten. 

h) Der Marſchall ift berechtigt, Die Redner, fo oft er es zur Leitung der Debatte nö— 
thig findet, zu unterbredyen. Außerdem darf kein Redner in feinem Vortrage unter: 
brochen werden. 

Wenn Niemand weiter dad Wort verlangt, fo erklärt der Marfchall die Berathung für 
geſchloſſen. Derjelbe ift auch befugt, wenn er die Erörterung des Gegenftandes für erſchöpft 
hält, die Verfammlung hierauf aufmerffam zu machen. Üiberfprechen alödann 24 Mit 

lieder der Schließung der Berathung, und findet ſich der Marfcyall hierdurch nicht veran: 

aft, die Kortfegung der Berathung felbft nadygugeben, fo ift die Frage: Ä 
„ob jener Widerſpruch zu berüdfichtigen ſei?“ 
zur Abftimmung zu bringen. 


8 16. 
Stellung ber Kragen. 

Nach dem Scyluffe der Berathung ftellt der Marſchall die aus derfelben ſich ergeben: 

den augen und beftimmt deren Reihefolge. 
ie ragen find fo zu ftellen, daß fie mit Ja oder Nein, oder durch eine einfadye Al- 
ternative erfchöpfend beantwortet werden fönnen. 

Den Mitgliedern der Verſammlung find zwar Erinnerungen gegen die Stellung ber 
Fragen und deren Reihenfolge geftattet; dem Ermeffen des Marſchalls bleibt aber überlaffen, 
ob und in wie fern dieſe Erinnerungen zu berüdficytigen find. 

8 17. 
Annahme ohne Abftimmung. 

Bei Fragen, über welche ſich eine Meinungöverſchiedenheit nicht geäußert hat, ift feine 
Abftimmung erforderlich. Auch bedarf es nicht fogleidy der Abftimmung, wenn fid bei der 
Diökuffion ein Uebergewicht für eine der verſchiedenen Meinungen kund gegeben hat. Dem 
Marſchall fteht in folhem Falle frei, der Verfammlung zu erfären, daß er diefe Meinung 
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ir die der Mehrheit annehmen werde, fofern nicht 24 Mitglieder widerſprechen follten. Er- 
olgt ein folder Widerfpruc, fo muß abgeftimmt werden. 

Die Faſſung der an den Vereinigten Landtag gelangenden Gefeh- oder Verordnungs⸗ 
ntoürfe bleibt von der Berathung und Abjtimmung deffelben ausgeſchloſſen. 

18. 
Form — 

Die Abſtimmung geſchieht der Regel nach durch Aufftehen und Sitzenbleiben, ausnahms⸗ 
weife durch namentlichen Aufruf aller anweſenden Mitglieder nad) alphabetiiher Ordnung, 
iedod fo, daf von Frage zu Frage um einen Buchſtaben fortgerüdt wird. Die Prinzen 
Unfered Königlihen Haufed geben ihre Stimme zuletzt, unmittelbar vor dem Marfhall ab. 
Bei Stimmengleihheit giebt die Stimme des Marfchalld den Ausſchlag. 

Die Abftimmung durch namentlidyen Aufruf muß allemat ftattfinden, wenn der Mar: 
ſchall fie für nöthig bait, oder 24 Mitglieder . verlangen. 


Beihäftögang bei der Sonderung in Theite. 

Bei der Sonderung in Iheile ($ 17 der Verordnung) hat, wenn fie nady Provinzen 
tattfindet, in der VBerfammlung der zur befonderen Berathung zufammentretenden Mitglie: 
der der Probinz, deren Landtagsmarſchall, und wenn die Sonderung nach Ständen ftatt- 
Andet, in dem zur befonderen Berathung zufammentretenden Stande der Marfchall der 
Herren-Kurie den Vorfig zu übernehmen; derfelbe kann aber einen der Marſchälle der Pro— 
inzial-Landtage damit beauftragen. Ein Stimmrecht hat der Vorfigende eines zur beſon⸗ 
veren Berathung zufammentretenden Standes hierbei nur, wenn er diefem Stande angehört. 

Abfaſſung des Prototolle. 
Das über die Berathung und deren Ergebniffe —— Protokoll muß außer 
iner kurzen Darſtellung des geſchichtlichen Verlaufs der Verhandlung: 
a) die zur Abſtimmung gebrachten Fragen in wörtlicher Faſſung, 
b) die Reſultate der Abſtimmungen, und 
e) die ohne Abftimmung gefaßten Beſchlüſſe 
ıthalten. 
821. 


Feftftellung beffelben. 

Das Protofoll wird in einer der nächſten Plenarverfammlungen verlefen. Wer gegen 
d Vrotofoll eine Erinnerung macht, ift verpflichtet, eine derfelben entſprechende, beftimmt 
mulirte Faffung vorzufchlagen. Entftehen darüber Differenzen, welche der Marſchall nicht 
leich befeitigen fann, fo hat derfelbe ohne Geftattung einer Diäkuffion die Abftimmung 
"über zu beranlaffen: ob die N a werden foll oder nidht. 

Die von der Verfammlung gefahten Beſchlüſſe dürfen, bei Gelegenheit der gegen das 
otofoll erhobenen Erinnerungen, nidyt angefochten werden. Das Protokoll ift von dem 
irſchall, den Referenten und zwei a zu vollzichen. 


Abfaflung und Vollziehung der ſtändiſchen Erklärung. 
Auf Grund fämmtlicher Verhandlungen wird von dem Referenten oder demjenigen, wel— 
der Marfchall dazu beftimmt, die Erklärung der Stände abgefaht, welche in einer ander- 
en PBlenarverfammlung zu verlefen und nad) erfolgter Genehmigung in einer, in glei- 
Weiſe, wie dad Prototoll ($ 21) zu vollziehenden Reinfchrift durch den Marſchall Un: 
Kommiffarius zu übergeben ift. 5 

823. 


Vertheilung der Brotofolle. 
Die Protofolle über die Plenarberathungen werden gedrudt; jeded Mitglied erhält 
Fremplare zu feinem Gebraudye und eine angemeffene Anzahl von Exemplaren ift Un— 
Kommiffarius zum Gebraudje für die IE zu überweifen. 


—— der Berathungen. 
ur vollſtändigen Aufzeichnung der Plenarverhandlungen werden vereidigte Steno- 
en angeftellt. Die von denfelben abgefaßten Berichte über die Verhandlungen jeder * 
te Abtheilung. 2 
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Sitzung find durd) den Secretair, welcher in derfelben das Protokoll geführt hat, unter Zu: 
ziehung eincd zweiten Secretaird zu prüfen und nad) Befinden zu berichtigen, wobei diefelben 
jede etwa vorgekommene berlegende Neuerung daraus zu entfernen haben. Die Berichte 
gelangen fodann an den Marſchall zur Genehmigung, worauf fie, wenn der Vereinigte 
Landtag die Veröffentlihung feiner Verhandlungen wünſcht, ohne weitere Genfur, mit Nen— 
nung der Namen, durch vollftändigen Abdrud in der Allgemeinen Preußischen Zeitung zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht werden. Es fteht jedody dem Vereinigten Yandtage jederzeit 
frei, Diejenigen Verhandlungen, bei welchen er c8 für angemeffen erachtet, von der Veröffent— 
lihung auszuschließen. Ebenfo ift Unſer Kommiffarius befugt, die Veröffentlichung einzelner 
Verhandlungen zu unterfagen. 8% 

5. 


II. Modifikationen vorſtehender Beſtimmungen (88 4 bis 24) für die abgeſonderten Verſammlungen 

deö Herrenſtandes und der übrigen Stände. 

Die vorftchenden Beftimmungen (SS 4 bis 24) gelten auch für den Geſchäftögang in 
den befonderen Verſammlungen der Kurie der Fürften, Grafen und ‚Herren und der Kurie 
der Nitterfchaft, Städte imd Yandgemeinden, jedoch mit folgenden Mopdifitationen: 

a) In der Kurie der Ritterſchaft, Städte und Landgemeinden gebühren alle, in den 
88 4— 24 dem Marfchall der Herren-Kurie überwieſene Funftionen dem Marfchall 
der Kurie der drei Stände. 

b) Aus dem Herrenſtande werden zu den im 8 8 bezeichneten Verrichtungen nur zwei Se: 
cretaire ernannt. 

c) In den Plenarverfammlungen der Herren-Kurie reden die Mitglieder, welchen der 
Marfchall dad Wort giebt, ftehend, von ihren Plätzen aus. 

d) In Stelle der in den 88 15, 17 und 18 vorgefchriebenen Zahl von 24 Mitgliedern 
tritt für Die Plenarberathungen der Herren-Kurie die Zahl von 6 Mitgliedern. 

e) Wenn im der Kurie der drei Stände die Abgeordneten eines Standes in Iheile gehen, 
fo führt in dem zu abgefonderter Berathung jufammentretenden Stande der Marfcyall 
der Kurie der drei Stände felbft den Vorfig. Ein Stimmrecht gebührt ihm dabei nur, 
fofern er diefem Stande angehört. Wenn die Abgeordneten einer Provinz von dem 
Redyte der Sonderung in Iheile Gebraudy machen, fo treten diefelben — jedod) nur 
für den jebeömal vorliegenden befonderen Zweck — mit den dem Herrenftande ange: 
hörenden Mitgliedern ded Landtages diefer Provinz unter dem Landtagsmarſchall der 
Provinz zu abgefonderter Berathung zufammen. 

In gleicher Weile wird verfahren, wern Wir, dem Vorbehalte im 8 17 der Verordnung 
über die Bildung des Vereinigten Landtages zufolge, von einer der acht Provinzen deffelben 
ein abgefondertes Gutachten erfordern. Wird ein ſolches Gutachten von einem der drei durch 
Abgeordnete vertretenen Stände erfordert, fo gebührt die Geichäftsleitung und der Vorſitz 
in den Verfammlungen dem Marfcyall der Kurie der drei Stände, der aber ein Stimmrecht 
dabei nur dann auszuüben hat, wenn er dem zu abgefonderter Berathung zufammentreten 
den Stande felbit angehört. Der Marfchall kann in folhen Fällen die Führung ded Nor: 
ſitzes auch einem von ihm auszumählenden Abgeordneten des betreffenden Standes übertragen. 

26. 
. Befondere — für dieſe Verſammlungen. 
Behandlung der Petitlondanträge. 

Außerdem werden für die beſonderen Verſammlungen der Kurie der Fürſten, Grafen 
und ‚Herren und der Kurie der Ritterſchaft, Städte und Landgemeinden noch nachſtehende 
Vorſchriften ertheilt; 

a) Anträge auf Bitten und Beſchwerden (Betitionen) müffen innerhalb der erften 14 Tage 
nad Eröffnung des Wereinigten Landtaged dem Marſchall derjenigen Kurie deffelben, 
welcher der Antragiteller angehört, fcyriftlidy eingereicht werden. Die Marfchälle haben 
Unferem Kommiſſarius diefe Anträge abſchriftlich mitzutheilen und foldye, ohne vor- 
gängige. Verlefung in einer Plenarverfammlung, den betreffenden Abtheilungen zu 
uberweifen. 

b) Fällt das Abtheilungdgutachten gegen einen Petitiondantrag aus, fo hat der Mar: 

. hal die Plenarverfammlung, nachdem in derjelben dad Abtheilungsgutadhten und, 


— 
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auf Verlangen der Verfammlung, aud) der Betitiondantrag felbft verlefen worden ift, 
vor Eröffnung der Berathung zu befragen: 


ob der Retitionsantrag in Berathung genommen werden folle? 


Erklären ſich hierauf nicht in der Herren-Kurie wenigftend 6 Mitglieder, in der Kurie 
der drei Stände aber wenigftend 24 Mitglieder durch Aufftchen für die Bejahung die— 
fer Frage, fo gelangt der Petitionsantrag nicht zur Berathung, wird vielmehr ohne 
Weiteres ald — betrachtet. 

c) Iſt ein Petitionsantrag in einer der beiden Kurien — in der Herren-Kurie oder in der 
Kurie der drei Stände — durch eine Majorität von mindeftend zwei Drittel der Stim— 
men angenommen worden, fo wird der Beſchluß, daß die beantragte Petition an Und 
zu richten fei, unter Angabe der Gründe, in einer, nad) & 22 zu vollzichenden Ausfer— 
tigung unmittelbar dem Marſchall der anderen Kurie mitgetheitt, weldyer die Sache in 
der vorgefchriebenen Weife zur Plenarberathung vorbereiten läßt. Wird der Antrag 
auch hiebei durdy eine Majorität von mindeftend zwei Drittel der Stimmen angenom- 
men, fo ift die Erklärung des Beitrittö zu dem Beſchluß derjenigen Kurie, von welcher 
der Vetitiond-Antrag ausgegangen ift, nebft einer Yeußerung über die Gründe, in der 
8 22 vorgefchriebenen Form audzufertigen, worauf Uns beide Ausfertigungen, mittelft 
eincd bon den Marfchällen beider Nurien zu unterzeichnenden Präſentations-Berichts, 
durch Vermittelung Unſeres Kommiffarius zu überreichen find. 


d) Erhält ein in der einen Kurie angenommener Betitionsantrag bei der Plenarbera- 
thung in der anderen Kurie nicht eine Majorität von zwei Drittel der Stimmen, fo ift 
davon der Marſchall der erfteren, unter Aurücfendung ded auögefertigten Beſchluſſes 
derfelben, zu benachrichtigen. 


* 

e) Wenn ein von der einen Kurie beſchloſſener Petitiondantrag bei der Plenarberathung in 
der anderen Kurie durch eine Majorität von zwei Drittel der Stimmen nur unter Vlodi- 
fitationen angenommen wird, fo ift audy hierüber ein motivirter Beſchluß in der $ 22 
vorgefchriebenen Form auögufertigen, weldyer fodann unmittelbar dem Marſchall derjeni- 
gen Kurie, vom welcher der Petitiondantrag auögegangen ift, überfandt, und hierauf 
in leßterer zur Berathung und Abftimmung gebracht wird. Beſchließt diefelbe, durch 
eine Majorität von zwei Drittel der Stimmen, den von der anderen Kurie nöthig be— 
fundenen Modifikationen vollftändig beizutreten, fo wird Uns diefer Beſchluß, nebft 
den beiden früheren Befchlüffen, in vorfehriftsmäßiger Auöfertigung, mittelft eines, von 
den Marfchällen beider Kurien zu unterzeihnenden Präſentationsberichts, durch Ver: 
mittelung Unſeres Kommiffarius überreicht. Wenn hingegen diejenige Kurie, von 
welcher der Betitionsantrag ausgegangen ift, den von der anderen Kurie beſchloſ— 
fenen Modifikationen deffelben nicht vollftändig beitritt, fo wird der Antrag als ver: 
worfen betrachtet. 

Einbringung der Propofitionen. 

N) Unfere Propofitionen werden Wir entweder zuerſt der einen oder der anderen der bei- 
den Kurien des Vereinigten Yandtaged, oder beiden Kurien gleichzeitig vorlegen laffen. 
In allen Fällen ift die. nad) 8 22 abzufaffende Erklärung jeder Nurie über eine ſolche 
Bun, durch den Marſchall derfelben ohne vorgängige Kommunifation mit dem 

arfchall der anderen Kurie Unferem Kommiffarius zu übergeben. 


) In einer jeden der beiden Kurien müffen vorzugömeife Unfere Propofitionen zur Erle 
digung gebradyt werden. 


27. 
Begutachtung der Nechnungen über — und Tilgung der Staatöfhulden. 

Die Jahresrechnungen über die Verzinfung und Tilgung der Staatsſchulden werden 
en,über deren Prüfung von der ftändifchen Deputation für dad Staatd-Schuldenwefen 
faßten Dentichriften durdy Unferen Kommiffarius den Marfchällen beider Kurien des 
inigten Landtaged gleichzeitig vorgelegt, und im jeder derjelben nach erfolgter Vorbe— 
ng in der ——— Abtheilung, Behufs des an Und zu erſtattenden Gutachtens, ab⸗ 
dert zur Plenarberathung gebracht. 

2* 
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28. 
Wahl der Kandidaten für die bei der — der Staatöihulden erledigten Stellen. 
Wenn bei der Hauptverwaltung der Staatöfdhulden eine Stelle erledigt ift, fo werden 
die Und für diefelbe von dem Vereinigten Zandtage vorzufchlagenden drei Kandidaten, auf 
die dieferhalb von Und ergangene Aufforderung, vermittelft verdedter Stimmzettel gewählt, 
melde von den Ordnern ($ 5) einzufammeln und von den Marichällen beider Kurien des 
Vereinigten Landtaged unter Zuziehung der Secretaire zu eröffnen find. Diejenigen drei 
Kandidaten, welche relativ die meiften Stimmen für fid) haben, find als gewählt anzuſehen. 
Im Falle einer Stimmengleicyheit Re 2008. | 
Verfahren in Fällen eines Zmeifels bei Auslegung ber Vorſchriſten des Beichäftöreglemente, 
Sollten über die Auslegung der vorftehenden Vorſchriften (8 4— 28) Zweifel ent- 
ftehen, fo ift einftweilen und, bis Wir darüber entſchieden haben werden, nad) der Beftim: 
mung des vorfigenden Marſchalls zu verfahren. 


Diäten und Meijetoften ber Abgeordneten. 

Die Abgeordneten der Ritterfchaft, der Städte und Yandgemeinden erhalten für die Zeit 
ihrer Iheilnahme an dem Vereinigten Zandtage, ſowie für die Reife hin und zurüd, außer 
dem Erſatz der Reiſekoſten, täglid) drei Thaler Diäten. Die Reifetoften der Mhgeorbnete, 
ſowie die allgemeinen Koften ded Vereinigten Landtages, werden aud der Staatskaſſe beridy- 
tigt, die Diäten find dagegen in gleicher Weife wie die für die Abgeordneten zu den Provin- 
zial-Landtagen aufzubringen. 831 


Wir behalten und vor, eine Revifion des gegenwärtigen Reglements eintreten zu laſſen, 
«wenn fid) ſolche nach den darüber gefammelten Erfahrungen künftig ald nothwendig oder 
wünſchenswerth ergeben follte. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem König: 
lichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. April 1847. 


ö— — —— — — — — — — — —— 


Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. Freih. v. Canitz. v. Dücöberg. 


Thronrede Sr. Majeſtät des Königs 
am 11. April 1847. 


Durchlauchtige, Edle Kürften, Grafen und ‚Herren! Liebe getrene Stände von Ritter: 
haft, Städten und Yandgemeinden! Ich heiße Cie aus der Tiefe meined Herzens willfom- 
men am Tage der Vollendung eined großen Werkes Meines in Gott ruhenden unvergeß- 
lichen Vaters, König Friedrid Wilhelms II. glorreichen Andenkens. 

Der edle Bau ftändifcher Freiheiten, deffen acht mächtige Pfeiler der hochſelige König 
tief und unerſchütterlich in die Eigenthümlichkeiten feiner Länder gegründet hat, ift heut durch 
Ihre Vereinigung vollendet. Er hat fein ſchützendes Dad) erhalten. Der König wollte fein 
Merk felber vollenden, allein feine Abficht fcheiterte Teider an der gänzlidyen Unausführbar— 
feit der ihm vorgelegten Pläne. Daraus find Uebel entjtanden, dic fein Harer Blick mit 
Schmerzen erfannte, vor Allem die Ungewißheit, die manden edlen Boden dem Unfraut 
empfänglich machte. Segnen wir aber nody heute dad Gewiſſen des treuen lieben ‚Herrn, 
der eigene, frühe Triumphe verfchmähte, um fein Volk vor ſpätem Verderben zu bewahren, 
und chren wir fein Andenken aud) in dem Stüd, daß wir fein endlich und eben vollendeted 
Merk nicht gleich durch ungenügfame Neuerungsſucht in Frage ftellen, wozu Ich jede Mit: 
wirfung verfage. Laffen wir die Zeit und vor allem die Erfahrung walten, und vertrauen 
toir dies Werk, dad, wenn es gut, auch bildfam ift, wie ſichs gebührt, glaubensvoll den bil- 
denden fördernden Händen der göttlichen Vorfehung. Ich habe feit dem Beginn der Bro: 
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binzialftändiihen Wirkſamkeit den Mangel von Einheitöpunften unſeres ftändifchen Lebens 
erfannt und Mir die ernfte Frage zur gewiffenhaften Löſung vorgelegt: wie dem abzuhelfen 
fei? Meine Entſchlüſſe darüber find feit langer Zeit zur Neife gedichen. Gleich nach Mei— 
nem Regierungdantritt habe Ich den erften Schritt zu ihrer Verwirklichung gethan, durch 
die eu ftändifhen Ausſchüſſe und bald darauf durd ihre Zufammenberufung. 
Sie wiffen, Meine Herren, daß Ich die Ausſchußtage nunmehr periodifd) gemacht und ihnen 
die freie Bewegung der Provinzial -Landtage beigelegt habe. Für den gewöhnlidyen Lauf 
der Dinge wird ihre Wirkfamteit den gefuchten Einheitöpunft befriedigend gewähren. Aber 
dad Staatd-Schuldengefeh vom 17. Januar 1820 giebt in feinem unaudgeführten 
Theil den Ständen Rechte und Pflichten, die weder von Provinzialderfammlungen nod) 
von Ausfchüffen geübt werden können. 

Als Erbe einer ungeſchwächten Krone, die Ich Meinen Nachfolgern ungeſchwächt 
bewahren muß und will, weiß Id Mid) zwar volltommen frei von jeder Verpflichtung 
gegen Nichtausgeführtes, vor Allem gegen das, vor deffen Ausführung Meinen erhabenen 
Vorgänger fein eigenes wahrhaft landesväterliches Gewiſſen bewahrt hat. Died Geſetz ift 
aber in allen weſentlichen Iheilen ausgeführt, ein Nechtögebäude darauf gegründet, Eide 
darauf geſchworen, und eö hat fi, audy unvollendet, durd) 27 Jahre als ein weiſes Gefet 
bewährt. Darum bin Ich getroften Muthes, aber mit der ganzen ‚Freiheit der Königlichen 
Madıtvolltommenheit an feine ergänzende Vollendung gegangen. Id) bin aber unverföhn- 
licher Feind jeder Willkürlichkeit und mußte cö vor Allen dem Gedanten fein, eine ftändifche 
Verfammlung künftlich- roilltürlic zufammengufegen, weldye die edle Schöpfung des theuern 
Königs, die Provinzial-Landtage, entwerthet hätte. Es war daher feit vielen Jahren Mein 
feſter uß dieſe geſetzlich gebotene Verſammlung nur durch die Vereinigung der 
ProvMzial:Landtage felbit zu bilden. 

Meine Herren! Sie ift gebildet. Ich habe ihr alle aus jenem Geſetze fließenden Rechte 
zuerfannt, und über diefelben hinaus, ja weit hinaus, über alle Verheißungen des hodhfeligen 
Könige, auch dad Steuerbewilligungd-Redht, in gewiffen nothwendigen Gränzen; ein Recht, 
Meine Herren, deffen Verantwortlichteit weit Schwerer wiegt, ald die Ehre, Die es giebt. Diefe 
wichtige Berfammlung wird nun fünftig wichtige Abſchnitte im Leben Unſeres Staates 
bezeichnen, welche in Meinem Patente vom 3. Februar d. 3. vorgefehen find. Treten diefel- 
ben ein, fo will Ich die Landtage jederzeit um meinen Ihron vereinigen, dad Beite Meiner 
Länder mit ihnen berathen, und ihnen zur Uebung ihrer Rechte die Veranlaffung bieten. Ich 
habe Mir aber die auddrückliche Befugniß vorbehalten, audy ohne die geſetzlichen Veran— 
laffungen, diefe große Berfammlung dann zufammenzuberufen, wenn Id) es für gut und 
nüglidy halte, und Ich werde ed gern und öfter thun, wenn diefer Yandtag Mir 
den Beweis giebt, daß 34 ed könne, ohne höhere Regentenpflidten 
Ju verlegen. 

Mein und Meines Vater freicd und treues Volk hat alle die Geſetze, die Wir Beide ihm, 
zum Schuge feiner höchften Intereffen, gegeben haben, und namentlidy die Gefehe vom 
3. Februar, mit warmer Dankbarkeit empfangen, und Wehe dem! der ihm feinen Danf 
verfümmern oder ihn gar in Undanf verkehren wollte, 

Jeder Preuße weiß feit 24 Jahren, daß alle Gefehe, die feine Freiheit und fein Eigen- 
thum betreffen, zuvor mit den Ständen berathen werden. Won dieſer Zeit an aber weiß 
Jedermann im Lande, daß Ich, mit alleiniger, nothtvendig gebotener Ausnahme der Krieges⸗ 
drangfale, feine Staatdanleihe abſchließen, keine Steuer erhöhen, keine 
neue Steuer auflegen werde, ohne Die freic JZuftimmung aller Stände. 

Edle Herren und getreue Stände! Ich weiß, daß Ich mit diefen Rechten ein koſt— 
bares Kleinod der Freiheit Ihren Händen anvertraue, und Sie werden es treu ver— 
walten. Aber Ich weiß aud chen fo gewiß, daß Manche Died Kleinod verfennen, daß es 
Vielen nicht genügt. — Ein Theil der Preffe zum Beifpiel fordert von Mir und Meiner 
Regierung geradezu Revolution in Kirche und Staat, von Ihnen aber, Meine Herren, 
Akte zudringlicer Undantbarkeit, der Ungefehlichkeit, ja ded Ungehorfams. Es fehen aud) 
Viele, und unter ihnen chrenmwerthe Männer, Unfer Heil in der Verwandlung ded natür⸗ 
lichen Verhältniſſes zwiſchen Fürft und Volk in ein conventionelles Verhältniß durch Ur: 
funden verbrieft, durch Eide befiegelt. 
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Möchte dod) das Beifpiel ded Einen glüdlichen Landes, deffen Verfaffung die Jahrhun- 
derte und eine Erbweisheit ohne Gleichen, aber fein Stüd Papier gemacht haben, für und 
unverloren fein und die Achtung finden, die ed verdient. — ——— andere Yänder auf 
anderem Wege, ald jenes Volk und wir, nämlidy auf dem Wege „gemachter und gege: 
bener* Konftitutionen ihr Glüd, fo müffen und wollen wir ihr Glück aufridtig und brü- 
derlidy mit ihnen preifen. Laſſen Sie und auch mit gerechtefter Bewunderung das erhabene 
Beiſpiel betrachten, wenn es einem ſtarken Willen, eiferner Konſequenz und hoher Weisheit 
gelingt, Bedenkliches in diefen Zuftänden aufjuhalten, zurüdzudrängen, zu befchtwich- 
tigen, vor Allem dann, wenn es zur Aufrechthaltung des europäiſchen Awiedend gereicht, 
beſonders aber, wenn es in Deutfchland für Deutſchland geſchieht Preußen aber, Meine 
Herren, fann diefe Zuftände nicht ertragen. Kragen Sie Did: Warum? fo antworte Ich: 
Werfen Sie einen Blick auf die Karte von Europa, auf die Lage unſeres 
Landes, auf unſere Zuſammenſehuung, folgen Sie den Linien unſerer Grän— 
zen, wägen Sie die Macht unferer Nachbarn, vor Allem werfen Sie einen 
qeiftigen Blid in unfere Gefhidhte! Es ift Gottes Wohlgefallen geweien, Preußen 
durdy das Schwerdt groß zu madyen, durch dad Schwerdt des Krieges nad) außen, durch das 
Schwerdt des Geifted nad) innen. Aber wahrlidy nidyt de6 verneinenden Geiftes der 
Zeit, fondern ded Geited der Ordnung und der Zudyt. Ich fpred es aus, Meine 
Herren. Wie im Keldlager ohne die allerdringendfte Gefahr und größte Ihorheit nur Ein 
Mille gebieten darf, fo können dieſes Landes Geſchicke, foll es nicht augenblidlidy von feiner 
Höhe fallen, nur von Einem Willen geleitet werden, — und beginge der König von Preu- 
Ben einen Frevel, wenn er von feinen Unterthanen die Folgfamteit deöj Knechtes forderte, 
fo würde er wahrlid) einen nod) viel größeren Frevel begehen, wenn er nicht Dad von ihnen 
fordern wollte, was die Krone des freien Mannes ift, den Gehorfam um Gotted —* deb 
Gewiſſens willen. Wen etwa die Deutung dieſer Worte beunruhigt, den verweif Ich nur 
allein auf die Entwidelung unferer Gefege feit einem Jahrhundert, auf die ftändifchen Edikte, 
endlid) auf dieſe Verfammlung und ihre Rechte. Da wird er Beruhigung finden — 
wenn er will. 

Edle Herren und getreue Stände! Es drängt Mid) zu der feierlichen Ertlärung: daß cd 
keiner Macht der Erde je gelingen fol, Mid) zu bewegen, das natürliche, gerade bei und 
durch feine innere Wahrheit fo mächtig madende Verhältniß zwiſchen Fürft und 
Bolfin ein conventionelled, conftitutionelled zu wandeln, und daß Ich es 
nun und nimmermehr zugeben werde, daß fidy zwiſchen unferen Herr Gott im 
Himmel und dieſes Yand cin beſchriebenes Blatt, gleidyfam alö eine zweite 
Vorſehung eindränge, um und mit feinen Paragraphen zu regieren und 
durch ſie die alte, heilige Treue au erfegen. Zwiſchen ung ſei Wahrheit. Bon einer 
Schwäche weiß IH Mid) gänzlid) frei. Ich ftrebe nidyt nad) eitler Volksgunſt. (Und wer 
könnte das, der fid) durch die Gefchichte belehren läßt?) Ich ftrebe allein danach, Meine 
Pflicht nady beftem Wiffen und nadı Meinem Gewiffen zu erfüllen und den Dank Meines 
Volkes zu verdienen, follte er Mir aud nimmer zu Theil werden, 

Es hat Mich oft in den erften Jahren Meiner Regierung Bekümmerniß und Ungeduld 
ergriffen, daß Ich Hinderniſſe nicht befeitigen konnte, die fid) einer früheren Berufung Ihrer 
Verfammlung, Edle Herren und getreue Stände! entgegenftellten. Ih habe Unredt 
gehabt. Wir hätten und gegenfeitig um viele Erfahrungen ärmer getroffen; um Erfahrun: 
gen zum Theil köftlicyer Art, alle aber, wenn audy nidyt immer gut, doc) für und unfchät- 
bar. Jet liegen die Erfahrungen von fieben Jahren offen vor und und Gott wird's 
geben! nicht umfonft. Das Treiben der Parteien auf einer Seite, die Gefinnung Mei 
nes Volkes auf der anderen find jegt Har und unzweifelhaft. Es ift cin herrliches Vorrecht 
des Königlichen Amts, die Dinge jederzeit und unerſchrocken bei ihrem vedhten Namen zu 
nennen. Das werde Id) heut als Pflichterfüllung vor Ihnen thun. Jetzt bitte Ih Sie, Mir 
einen Augenblid zu folgen, um fcharfen Blicks die Yage der Dinge bei und zu betrachten. 

Die Noth, die gang Europa in den legten Jahren heimgefucht, ift auch zu uns gebrum- 
gen, wenn aud) minder ſchlimm, als in andere Länder. Sie hat und aber wohlgerüftet gefun- 
den und Ic kann Meiner Negierung das chrende Zeugniß geben, daß fie in den legten 
zwei Jahren redlich das Ihre zu ihrer Milderung gethan hat, aud) find Mittel vorhanden, 
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ihr ferner entgegenzutreten, wenn uns Gott, was Ich zu Ihm hoffe, mit neuem Mißwachs 
und neuen — Kalamitäten verſchont. Hier muß Ich aber der Privatwohlthätigkeit 

edenken, die ſich von neuem unter uns ſo herzerwärmend in dieſer Zeit offenbart hat, und 
Io) bringe derfelben bier, vor Ihnen, den gerechten Zoll meiner Bewunderung und Meiner 
Dankbarkeit. Doch gehen wir weiter. 

Die Tilgung der Staatsſchuld ſchreitet vor. Die Abgaben find vermindert, die Finanzen 
geordnet. Sie bieten Mir heut dad Glück, den Provinzen zum Behufe ihrer Hülfskaſſen 
eine Gabe von 2,000,000 Ihr. anzubieten. 

Verwaltung und Rechtopflege find bei und fo lauter, swie wohl kaum in einem anderen 
Lande, bei den Gerichten iſt Mündlichkeit und Deffentlichkeit angebahnt; Straßen, Standle, 
Landeöverbefferungen aller Art in früher ungelannten Maaße im Wert; Wiffenfchaft und 
Kunft in feltenfter Blüthe; der Nationalwohlitand im Junehmen; Kandel, Iuduftrie, 
Geiverbe, wenn auch vor ihren europäiihen Schwankungen leider! nicht geihügt, doc) für 
die Verhältniffe befriedigend, väterliche Fürforge und beftes Wollen gewiß nirgend zu ver: 
fennen; die Breffe fo frei, ald «8 die Bundesgefege nur irgend geftatten; die Bekenntniß— 
freiheit unferer alten Glaubens- und Gewiffenöfreiheit belebend gefellt, und unfer gerechter 
ar ſtarker Schild, Mein Heer in Linie und Landwehr unvergleichlicy zu nennen. 

it unferen Nachbaren und den Mächten dieffeit und jenfeit des Weltmeered ftehen 
wir in beftem Vernehmen und mit unferen Bundeögenoffen, in deren Vereinigung wir einft 
Deutſchland befreiten und von deren gefegneter Eintracht mit und die Aufrechthaltung des 
32 jährigen Friedens eined großen Theils von Europa abhängt, ift dad Verhältniß feiter 
und inniger denn je. 

Ich könnte noch Vieled hinzufügen, geeignet unfere Kniee in Danf gegen Gott zu beu- 
gen, aber es fei genug. Denn cd reicht vollkommen bin, diefen Dank und eine Zufriedenheit 
zu begründen, welche troß mandyer gerechter Wünſche, aber bei redlichem Vergleich, 
ald ganz natürlich erſcheint. Vor Allem follte man meinen, müßte die Preſſe Dankbarkeit 
und Aufriedenbeit allfeitig verbreiten; denn Ich darf es wohl fagen, dat gerade die Preffe 
Mir in befonderem Maaße ihren Dank fhuldet. Edle Herren und getreue Stände! 
Ich fordere Ihre deutfhen Herzen auf, diefen Dank zu würdigen! Bei aller 
Anerkennung ded chrenhaften Strebens, die Breffe durch einen edlen und gewiſſen Geift zu 
heben, ift'ö doch unzweifelhaft, daß in einem Theile derjelben ein finfterer Geift des Verder— 
bens herrſcht, ein Geift der Aufloderung zum Umfturf und frechſter Lüge, ſchmachvoll für 
die Deutfche Treue und die preußiſche Ehre. Ich weiß es, daß der reine Voltöfinn 
feftitcht, dod) täufhen wir und darum ja nicht über die argen Früchte des argen Baumes, 
die und unter der Geftalt der Verftimmung, des Mißtrauens und ſchmählicher Einſchüch— 
terung vor dem Liberalismus entgegentreten und — an der Hand noch ſchlimmerer Erfah: 
rungen: offenen Ungehorſams, geheimer Verſchwörung, erklärten Abfalls von Allem, was 
guten Menſchen heilig ift, verfuchten Königsmords. — Ja bis in unfere Landeskirchen hinein 

eigen ſich Diefe Früchte neben dem zwiefachen Tode in Gleihgültigkeit und Fanatismus. 

ber dad Kirchlidye gehört nicht vor die Stände. Es hat in beiden Konfeflionen feine 
rechtmäßigen Organe. Ein Bekenntniß vermag Id) doch heut unmöglic zu unterdrüden, 
eingedent des entjeglihen Beginnend, Mein Volt um fein heiligfted Kleinod zu betrügen: 
um den Glauben an feinen und unfer Aller göttlichen Heiland, Herrn und König. Dies 
Bekenntniß aber lautet: Id und Mein Haus, Wir wollen dem Herrn dienen. — 
Ja wahrhaftig! —' 

Ich wende den getrübten Blick von den Verirrungen Weniger auf dad Gange Meined 
Volkes. Da verklärt er ſich in Freudenthränen, da, Meine Herren, ift, bei allen ſchweren 
Erfahrungen ded Negimentö, Nein Troft. Mein Volk ift noch das alte, 'hriftliche Wolf, 
dad biedere, treue, tapfere Vol, dad die Schlachten Meiner Väter geſchlagen hat, und 
deſſen chrenwerthe Eigenfchaften mit der Größe und dem Ruhm des Vaterlanded nur 
gewachſen find, das ſich einft in den Tagen der Irübfal, wie fein anderes je, mit feinem 
bäterlidyen Könige verband und ihn dann gleihfam auf feinen Schultern von Sieg zu 
Siege trug, ein Volt, Meine‘ ‚Herren, oft verfucht durch Künfte der Verführung, aber 
immer bewährt gefunden. Auc aus der gewaltigiten Diefer Prüfungen geht ed ſchon 
rein hervor, denn ſchon wird dad fredye Spiel mit dem Chriftenthum, der Mißbrauch der 
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Religion zu einem Mittel des Umſturzes mehr und mehr im feiner wahren Geftalt als 
Sakrilegium erfannt und ftirbt hin. Auch ift Mein felfenfeftes Vertrauen auf Volkstreue, 
ald auf das ſicherſte Yöfhmittel ded Mordbrands, noch immerdar herrlid) belohnt worden, 
bon den älteren, mie von den jüngeren Söhnen Unfered preufifchen Vaterlandes, felbit da, 
wo eine andere Sprache als hier geredet wird. 

Darum, hören Sie ed, edle ‚Herren und getreue Stände, und mög’ ed durd) Sie das 
ganze Yand erfahren: von allen Unwürdigfeiten, denen Ich und Mein Regiment feit fieben 
Jahren ausgeſetzt geweſen, appellir' Id an Mein Volt! Bon allen fhnöden Erfah: 
rungen, die Mir vielleicht nody vorbehalten find, appellir' Jh im voraus an Mein 
Volt! Mein Volk kennt Mein Herz, Meine Irene umd Liebe zu ihm und hängt in Lieb’ 
und Irene an Mir: Mein Volt will nit dad Mitregieren von Repräfentanten, die 
Schwächung der Hoheit, die Iheilung der Souverainetät, dad Brechen der Vollgewalt 
feiner Könige, die ihm feine Gefchichte, feine Freiheit, feinen Wohlſtand begründet und feine 
theuerften Errungenſchaften allein fügen können und — fie ſchützen werden, fo Gott gnaͤ— 
dig ift, wie biöher. Wiffen Sie aber, meine Herren: Ic Iefe die Gefinnungen des Volkes 
nicht in den grünen Pforten und im Jubelruf des Feſtes, noch weniger in Lob und Tadel 
der Preſſe, oder gar in den bedenklichen, zuweilen verbrecheriſchen Forderungen gewiffer 
Adreſſen, wie fie wohl an Ihron und Stände oder fonft wohin gelangen; Ich habe fie aber 
mit Meinen Augen in dem rührenden Dank der Menſchen gelefen für kaum verheißene, 
kaum begonnene Wohlthaten, hier, wo breite Yandftrihe unter Waffer ftanden, dort, wo die 
Menſchen kaum vom Hunger genafen; in ihrer ſchönen Freude, in ihren naffen Augen hab’ 
Ich fie gelefen vor drei Jahren bei der Stönigin und Meiner wunderbaren Xebenörettung! 
Da ift Wahrheit — und in Meinen Worten ift Wahrheit, wenn Ich fage: das ift 
ein herrliches Volk! und Id fühle ganz das Glüd, diefem Volke vorzufte 
hen. Und Ihre Herzen werden Mid) — und Mir zuſtimmen, wenn Ich Sie in die— 
ſer großen Stunde auf das eindringlichſte auffordere: zeigen Sie ſich dieſes Volkes werth! 

Durchlauchtigſte Edle Fürſten, Grafen und Herren! Sie werden in der Stellung, die 
Ihnen Mein Geſetz auf dem Vereinten Landtage einräumt, Meine Abſicht erkannt haben, daß 
dieſelbe eine würdige, dem Begriff des deutſchen Herrenſtandes entſprechende, für das Wohl 
des Ganzen erſprießliche ſei. Ich vertraue Ihnen, daß Sie in dieſer Stunde und in dieſen 
Tagen es tief empfinden, was es heißt und was es fordert, die Erften einer Nation zu fein. 
Sie werden Mein Vertrauen lohnen. And Sie, meine Herren von Ritterſchaft, Städten und 
Landgemeinden! Sie find, das bin Ich feft überzeugt, Icbendig durchdrungen von der Wahr: 
heit, daß Sie in diefer Stunde und in diefen Jagen die Erften Ihrer Stände find, aber aud) 
darum die Wächter Ihres alten Nuhmes. Blicken Sie auf diefen Thron. Ihre und meine 
Väter, Viele von Ihnen und von Meines Haufes Fürften uud Ich felbft haben für feine 
Erhaltung, feine Rettung, feine Ehre, für das Leben des Vaterlandes gefochten. Und Gott 
war mit und! — Jeht gilt’d einen neuen Kampf, um diefelben hohen Güter, einen friedlichen 
war, aber feine Treffen find nicht um eines Haares Breite unwichtiger, als es jene im Blach— 
felde waren. Gott aber wird wieder mit uns fein, denn cd gilt den Kampf gegen die böfen 
Gelüfte der Zeit. Ihre Einmüthigfeit mit Wir, Jhr thätiges Betenntniß, 
Mirhelfenzumollen:denBodendesRehts(penwahrenAderder Könige) 
immer mehr zu befejtigen und au befrucdten, wird aus diefem Landtage 
cine gewonnene Hauptſchlacht wider jenes arge, rechtloſe, Deutfchland betrübende 
und entehrende Treiben madyen, zu Ihrem und ded VBaterlanded Ruhm und zur Befriedis 
gung Meined treuen Volkes. 

Meine Herren von der Nitterfchaft, feien Sie, wie vor Alters, fo aud) jegt und künftig 
die Erften, die dem Banner von Hohenzollern folgen, das in diefen Yanden feit bald fünfte: 
halbhundert Jahren aller Ehre vorangebht. Und Sie, Meine Herren von den Städten, legen 
Eie jegt vor aller Welt ein lebendiges Zeugniß ab, daß die Intelligenz, deren größere Maſſe 
zu vertreten Sie ftolz find, bei und die rechte, Die wahre fei, die durd) Religion und Sittlid): 
feit veredelte, durdy Königs- und Vaterlandsliebe beftimmte. Und Sie, getreue Vertreter 
der Zandgemeinden, Sie und Ihr Stand find niemals die Lehten, wenn es gilt: mit Gott 
für König und Vaterland, feis im Kriege, jei'd im Frieden. Hören Sie die Stimme Ihres 
Königs, der Ihnen zuruft: Jetzt gilt es wieder! 
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In Meiner Monarchie fteht feiner der drei Stände über dem Andern oder unter dem 
Andern. Sie ftehen Alle in gleich wichtigen Rechten und in ih geltenden Ehren neben 
einander, ein Jcder im feinen Schranfen, ein Jeder in feiner Ordnung. Das ift möglide 
und vernünftige Gleichheit, das ift Freiheit! 

Edle Herren und getreue Stände! 

Noch ein Wort über eine Lebensfrage, ja Id muß fagen über die Lebensfrage 
zwifhen Ihron und Ständen. Der Hochſelige König hat das ftändifche Weſen nad) 
reiflichſter Ueberlegung im gefhichtlid-deutfhen Sinne in’d Yeben gerufen und Ic) 
habe an Seinem Werte allein in diefem Sinne fortgebaut. Durchdringen Sie fid), Id) 
beſchwöre Sie, mit dem Geift diefer uralten Ginfegungen. Sie, Meine Herren, find Deutfche 
Stände im althergebradyten Wortfinn, d. h. vor Allem und weientlid Vertreter und 
Wahrer der eigenen Rechte, der Rechte der Stände, deren Vertrauen den bei weiten 
größten Theil diefer Verfammlung entiendet. Nächſtdem aber haben Eie die Rechte zu 
üben, welche Ihnen die Krone zuerkannt hat. Sie haben ferner der Krone den Rath 
gewiffenhaft zu ertheilen, den diefelbe von Ihnen fordert. Endlich ftcht es Ihnen 
frei, Bitten und Befhwerden, Ihrem Wirkungskreiſe, Ihrem Geſichtskreiſe 
entnommen, aber nad) reifliher Prüfung, an den Thron zu bringen. 

D as find die Rechte, das die Pflichten germanifcher Stände, das Ihr herrlicher 
Beruf. Das aber ift Ihr Beruf nicht: „Meinungen au repräfentiren,* Zeit und 
Schulmeinungen zur Geltung bringen zu follen. Das ift volltommen undeutfdy und oben- 
ein volltommen unprattifdy für dad Wohl des Ganzen, denn es führt nothwendig zu un- 
lööbaren Konflikten mit der Krone, weldhe nad dem Gefege Gottes und des Lan— 
des und nad) eigener freier Beftimmung herrſchen foll, aber nidt nad dem 
Willen von Majoritäten regieren fann und darf, wenn „Breußen* nidt 
bald ein leerer Klang in Europa werden foll! Meine Stellung und Ihren Beruf 
klar erkennend und feft entihloffen, unter allen Umftänden diefer Erkenntniß gemäß zu 
handeln, bin Ich in Ihre Mitte getreten und habe mit Königlichen Freimuth zu Ihnen geredet. 
Mit derfelben Offenheit und als höchſten Beweis Meines innigiten Vertrauens zu Shnen, 
Edle Herren und getreue Stände, gebe Ich Ihnen hier nun Mein Königliches Wort, daß 
Ih Sie nit hierher gerufen haben würde, wenn Ich den geringften Zweifel hegte, daß 
Sie Ihren Beruf anders deuten wollten und ein Gelüft hätten nady der Wolle fogenannter 
Voltörepräfentanten. Ich würde es darum nicht gethan haben, weil alödann nad) Meiner 
tiefinnerften Uebergeugung Ihron und Staat gefährdet wären, und weil Id cd als 
Meine erite Pfliht erkenne, unter allen Berhältniffen und Schidungen Meiner Re— 
gierung, Ihron und Staat zu bewahren, wie fie find. — Ich gedente der Worte eines 
Königlichen Kreumbed: „Vertrauen wedt Vertrauen.“ Das ift ahrli heute meine fhöne 
Hoffnung. Daß mein Vertrauen zu Ihnen ein fehr großes ift, habe Ich Ihnen durd) 
Meine Worte beiviefen und mit der Ihat Ihrer Berufung befiegelt. Auch von Zhnen, 
Meine ‚Herren, erivarte Ich zuverſichtlich Zeugniffe ded Vertrauens und in denfelben Ant— 
wort auf Meine Rede durch die Ihat. Ih habe Sie, Gott ift Mein Zeuge, ald Ihr 
wahrfter, ald Ihr befter, als Ihr treufter Freund, berufen, und Ich glaube feft, daß 
unter den Hunderten bor Mir nit Einer ift, der nit entfchloffen wäre, 
fid in diefer Zeit ald Meinen Freund zu bewähren. Manche unter Ihnen waren 
zu Königöberg am 10. September 1840 anweſend, und noch jest höre Ich den donner- 
gleihen Ion Ihres Eides der Treue, der Mir erwärmend durch die Seele drang. Viele von 

hnen haben Mir am Huldigungstage Meiner deutfchen Erblande mit Taufenden ein in 
Meinem Herzen nie verklingended „Ja“ zugerufen, ald Ih Sie aufforderte: „Mir mit 
Herz, Geift, Wort und That in Treue und Liebe zu helfen und beiguftchen, Preußen au 
erhalten wie es ift und wie cd bleiben muß, wenn eönidht untergehen foll, 
und im bedächtigen, aber jugendkräftigen Kortfchritt Mich nicht zu laffen, noch zu verfäumen, 
aber mit Mir auszuhalten durdy böfe und durd gute Tage.* Löſen Sie jet Ihr Wort! 
Erfüllen Sie Alle Ihren theuer geleifteten Eid. 

Sie vermögen es ſchon bei einer Ihrer wichtigſten Berufsübungen, indem Sie echte, 
gurihtige Freunde ded Thrones und unferer guten Sache in die Ausſchüſſe wählen; Männer, 

ie cd begriffen haben, daß es in diefer ‚Zeit die erfte Pflicht der Stände ift, jede gute Ges 
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finnung, jede Treue im Lande durd) eigened Beifpiel zu beleben und zu heben, dagegen jede 
Art der vielgeftalteten Untreue niedergufchlagen und zu entmuthigen, Männer, meine Herren, 
die jeder Knechtſchaft feind, vor Mlem Feinde des ſchmachvollen Joches find, welches eine 
irreleitende Meinung (den Namen der Freiſinnigkeit brandmarkend) auf Ihre Hälſe legen 
will. Dieſer Wahlakt iſt ein ſehr entſcheidender, ſehr folgenſchwerer. Erwaͤgen Sie das mit 
Ihrem Herzen und wählen Sie mit Ihrem Gewiſſen. 

Bedenken Sie auch, daß die Zeit der Ungewißheit über die Geſtaltung des 
ftändifhen Wesens vorüber ift. Mandyed, was die Nadyficht bisher mit Diefer Unge— 
wißheit entihuldigen fonnte, hat hinfort feine Entfhuldigung mehr. Der 3. Fe 
bruar diefed Jahres hat, wie der 3. Februar ded Jahres 1813, den echten Söhnen des 
Vaterlandes die Bahn geöffnet, die fie zu wandeln haben. Aber daffelbe unausſprechliche 
Glück, welches damals Meinem ruhmgekrönten Vater zu Iheil wurde, ift ja aud) heut dad 
Meinige, jegt in diefem Augenblid. Ich rede ja wie Er, zu preußiſchen, zu deut— 
fhen Männerberzen. 

Wohlan denn! Durdlaudtige, Edle Fürften, Grafen und Herren, liebe und getreue 
Stände von Nitterfhaft, Städten und Landgemeinden! Gehen Sie mit Gott an Ihre 
Arbeit. Sie werden fid) (ded bin Ich in Hoffnung jetzt gewiß) durch diefe ganze wichtige 
Zeit unſeres Beifammenfeind, während ganz Europa auf Sie die Augen gerichtet hat, als 
echte Preußen zeigen, und fünftig durdy alle Abitufungen Unferer ſtändiſchen Verſamm— 
lungen fid) immerdar ald chte Preußen bewähren. Dann bleibt aud), glauben Sie 
Mir's, dad Eine, was noth thut, nicht aus, nämlidy „Gottes Segen, an dem allein Alled 
gelegen.“ — Er wird fidy aus Unferer Einmüthigkeit in einem breiten Etrome auf 
dieſes und die kommenden Geſchlechter und, Ich hoff cd, auf das ganze herrliche deutſche 
Vaterland ergießen, in einem Strome, an dem ſich's qut und ficher wohnen läßt, wie an den 
wohlverwahrten Ufern der fegenfpendenden, großen Waffer diefer Erde. Und nun nod 
einmal aus der Fülle Meines Herzens willtommen!! 


Adreffe des Vereinigten Landtages 
an Se, Moajeftät den König. 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr! 

Em. Königl. Majeſtät haben ſeit Allerhöchſt Ihrem Regierungdantritt auf. eine edle 
Entfaltung des Nationallebend unabläffig hingewirft, und dankbar erfreut fid) das Yand 
ded Segens, den eine lebendigere Iheilnahme ded Volkes an den öffentlichen Angelegen- 
heiten getwährt. Eine neue höhere Stufe hat fid) diefer Iheilnahme erfchloffen ; das Be- 
dürfniß eines ftändifchen, der Einheit des Staated förderlichen Gefammtorgand erfennend, 
geruheten Ew. Königl. Majeftät die Stände aller Provinzen zu einem Vereinigten Yandtage 
zu berufen. Ew. Majeftät haben aus freiem wahrhaft Könige. Entſchluß einen großen 
Schritt gethan und wir erfüllen eine erfte heilige Pflicht, indem wir in unmwandelbarer An- 
hänglichteit an Ew. Königl. Majeftät Perſon und Haus den Dank eines treuen Volkes 
am Ihrone niederlegen. 

Durch den hoben Beift feiner Fürſten und die Kraft der Volkögefinnung ward dad 
Vaterland emporgehoben; aud) fein ferneres Gedeihen beruht auf dieſer Gemeinfamteit. 
Sie hat fidy darin neu bewährt, daß Ew, Königl. Majeftät in dem Allerhöchſten Patente 
vom 3. Februar d. 3. die Abſicht fund gaben, fortzubauen auf den von des Hochſeligen 
Königs Majeftät erlaffenen Gefegen, an weldyen dad Volt ald an dem mohlertvorbenen 
Erbe feiner Kampfeötreue hängt, 

Nachdem Ew. Königl. Majeftät den in Dem Geſetze vom 5. Juni 1823 auögedrüdten 
Vorbehalt verwirklicht und, der VBerfammlung, weldye in jenem Geſetze eine allgemeine ftäns 
difhe, in demjenigen vom 17. Januar 1820 eine reihäftändifhe Verfammlung genannt 
wird, den Namen des Vereinigten Landtages beigelegt haben, find dadurch dem legtern Dig 
in dem angeführten und in frühern Gefegen begründeten Rechte erworben. 


— —— — — 
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Zu Em. Könige. Majeftät hegen wir dad Vertrauen, daß Allerhöchſtdieſelben es nicht 
ald einen Mangel an Dankbarkeit betrachten werden, wenn wir im Yaufe unferer Verhand— 
lungen auf diejenigen Punkte der Verordnungen vom 3. Februar d. 3. näher eingehen, in 
melden Viele unter und die volle Lebereinftimmung mit diefen älteren Gefegen vermiſſen. 
Denn, damit Em. Königl. Majeftät getreue Stände dem Ihrone eine wahrhafte Stütze 
fein, damit wir Ew. Königl. Majeftät wirffam mithelfen fönnen, zum Seile und Gedeihen 
unfered theuren Vaterlandes, muß in denen, die wir vertreten, die Ueberzeugung leben, daß 
und, — fie die Ehre und die Kraft der Krone, — fo aud) die und bon unferen Ktönigen 
verlichenen ftändifchen Rechte theuer find, daß wir beide ald unfhäsbare Kleinode bewahren 
und pflegen. 

Sollte der Landtag durdy feine Berathungen, follten Ew. Königl. Majeftät durch feine 
ehrfurchtsvoll vorzutragenden Gründe fid) von dem Vorhandenſein folder Abweichungen 
zwiſchen den älteren und den gegenwärtigen Gefegen überzeugen, fo zweifeln wir nicht, daß 
Em. Königl. Majeftät Weisheit und Gerechtigkeit Die Wege erwählen werde, welche zu ihrer 
Auögleihung in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren Weile führen, der Wohl: 
fahrt, die auf der Stärke ded monardifchen Princips und auf einem ſichern und geordneten 
ftändifchen Rechtsboden beruht. 

Gehorfam dem Rufe Ew. Majeftät, und im Begriff, unfere Wirkſamkeit u beginnen, 
fühlen wir und in unſerm Gewiſſen gedrungen, zur Wahrung der ſtändiſchen Rechte die 
gegenwärtige ehrfurchtövolle Erklärung am Ihrone niederzulegen. 

Vertrauendvoll richtet fi) unfer Blid auf den hochherzigen Fürften, der und in feiner 
Weisheit um ſich perfammelte, damit die Macht der Krone mit der gedeihlichen Wirkſamkeit 
der Stände auf unerfchütterlidem Grunde ſich verbinde. Ew. Königl, Majeſtät Selbft 
haben dad Recht als diefen Boden bezeichnet und das fürftlihe Wort gefproden: zwiſchen 
und fei Wahrheit! Wir leben der freudigen Zuverſicht, daß auf ſolchen Grundlagen der 
Bau der vaterländifchen Zukunft immer ſchöner fi) erheben werde. Dann ift die Macht der 
Krone feit begründet, denn fie wurzelt in dem ſittlichen Bewußtſein der Nation; dann ift 
dem Preußiſchen Volte ein vor den focialen Gefahren der Gegenwart geficherter Entmwide- 
lungögang gewährt; unter den Segnungen einer kräftigen monarchiſchen Regierung wird es 
der Güter eined freien, öffentlichen, alle Klaffen ded Volkes erhebenden Staatslebens theil- 
haftig werden und, in Licbe und Treue gefhaart um feinen Königlichen Führer, der großen 
Beftimmung entgegengeben, zu welcher die VBorfehung den Preußiſchen Staat und mit ihm 
dad gefammte Deutſche Vaterland berufen hat. 


In tieffter Ehrfurcht 
Ew. Königl. Majeftät 


allerunterthänigft treugehorfamfte 
Die zum Vereinigten Landtage verfammelten Stände. 





—— 


Antwort Sr. Majeſtät des Königs 
auf die Adreſſe des Vereinigten Landtages. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


entbieten Unfern zum erften Vereinigten Landtage verfammelten Ständen Unfern gnädigen 
Gruß. Wir haben mit Befriedigung den Auödrud ded Dankes und VBertrauend vernommen, 
welchen Unſere getreuen Stände in der Adreſſe vom 20. d. M. niedergelegt haben und mit 
noch größerer Vefriedigung daraus erfehen, wie diefelben ihre Aufgabe darin erfennen, in 
einer, auf dem Rechtsboden begründeten, innigen Vereinigung der Krone mit den Ständen 
für eine fegensreihe Entfaltung der vaterländifchen Zufunft zu wirken. Darin erkennen aud) 
Wir ihren ſchönen Beruf. 

Wenn Unfere getreuen Stände gleichzeitig wegen des Umftandes, daß viele Mitglieder 
derfelben die völlige Uebereinftimmung der älteren und neueren ftändifchen Gefehgebung zu 
bermiffen glauben, eine Wahrung der ftändifhen Rechte in die Adreffe niedergelegt haben, 
fo wollen Wir zwar diefe Aeußerung nit einem Mißtrauen in Unferen Königlichen Willen 
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beimeffen, alle wohl erworbene Rechte Selbft zu wahren und zu firmen; dennod) aber er- 
fordert die nie zu trübende Wahrheit und Offenheit zwifchen Und, Unferen Ständen und | 
Unferem Volt eine unzweideutige Erwiderung. | 
Wir haben, ald Wir das Patent und die Verordnungen vom 3. Februar d. 3. aud 
freiem Entſchluß und Königlicher Machtvollkommenheit erlichen, die ftändifchen Verheißun— | 
gen Unferes in Gott ruhenden Königs und Vaters Majeftät nicht nur nad) beftem Wiffen | 
und Gewiffen erfüllt, fondern aud) Unferen getreuen Ständen darüber hinausgehende we: 
ſentliche Rechte verliehen; foweit jene Verheißungen einer Auslegung und Ergänzung be: 
durften, haben Wir dieſe in dem Sinne gegeben, wie Wir foldye mit den Anftitutionen und 
der Wohlfahrt des Vaterlandes allein für vereinbar hielten. Deshalb vermögen Wir für den 
durd) Unſere Gefeggebung vom 3. Februar d. 3. ins Yeben gerufenen Vereinigten Yandtag 
feine anderen Beredytigungen anzuerkennen ald diejenigen, welche demfelben durch diefe Ge— 
feßgebung beigelegt find oder fünftig von Uns im verfaffungsmäßigen Wege beigelegt wer— 
den möchten. Unſere getreuen Stände dürfen bei Ausübung dieſer Rechte fidy Unfered 
fräftigften Schutzes verfidhert halten, wogegen Wir aud) zu Ihnen das fefte Vertrauen 
hegen, daß fie ſich nur innerhalb derfelben bewegen und ihre denfelben entfpredyenden Pflid)- | 
ten erfüllen werden. | 
Die Gefeggebung vom 3. Februar d. 3. ift in ihren Grundlagen unantaftbar; 
Wir betrachten fie aber deöhalb nicht ald abgefchloffen, vielmehr als bildungäfähigr Darum 
haben Wir Unferen getreuen Ständen Selbſt den Weg eröffnet, die darauf bezüglicyen Anz 
träge Und vorzulegen, und Wir werden ſolche, wenn fie an Uns gelangen, genau prüfen 
und gm infoweit gewähren, ald Wir die mit den unveräußerlichen Rechten der Krone und | 
der Wohlfahrt des Yandes für vereinbar halten. Auf diefem verfaffungsmäßigen Wege kön⸗ 
nen zugleidy alle Zweifel ihre Erledigung finden, die ettwa über den wahren Sinn dieſer Ge- | 
feggebung obwalten mödjten. | 
Auch wollen Wir, da den, von dem erften Vereinigten Landtage auögehenden Anträgen 
und Wünſchen der vorgedadhten Art die Grundlage reiflicher Erfahrung fehlen würde, für | 
diefen Zweck aber, nach Vorſchrift ded 8 12 der erften Verordnung vom 3. Februar d. J. | 
die Ihätigfeit des Nereinigten Yandtages erforderlidy ift, Unferen getreuen Ständen hiermit | 
gern die Zuſicherung ertheilen, daß wir diefelben das nädyfte Mal innerhalb der durdy $ 2 | 
der zweiten Verordnung vom 3. Februar d. 3. für die periodifche Zufammenberufung cen- | 
tralftändifcher VBerfammlungen vorgefehenen Frift von 4 Jahren, aud) wenn feine durch Dad | 
Geſetz felbft gebotene Veranlaffung dazu vorliegen follte, vollzählig um Uns verfammeln | 
erden, damit die Früchte befjerer Erfahrung nidyt unbenußt bleiben. 
Uebrigens bleiben Wir Unfern getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


lin, den 22. April 1847. . » : 
Gegeben Berlin, ben 22. Apri Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. v. Canitz. v. Dücöberg. 


> 


Die Allerhöchften Propofitionen und Königlichen Botfchaften. 
Mir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


entbieten Unferen zum Erften Vereinigten Yandtage verfammelten getreuen Ständen Unferen 
gnädigften Gruß und laffen denfelben hierbei zugehen: 
1. Unſere Alferhöchfte Bropofition wegen der Befegentwürfe, betreffend die Aufhebung der 
Mahl: und Scylachtfteuer, die Beſchränkung der Klaffenfteuer und die Einführung 
einer Einfommenfteuer. 
2. Unſere Königlidye Botihaft, wegen einer aus dem Eifenbahnfonds zu verzinfenden 
und zu amortifirenden Anleihe zur Ausführung der großen preußifchen Oftbahn. 
3. Unfere Königliche Botfhaft, wegen Uebernahme der Garantie ded Staats für die zur 
Ablöfung der Neallaften von bäuerlichen Grundftüden zu erichtenden Rentenbanten. 
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4. Unfere Königliche Botſchaft, wegen Errichtung von Provinzialhülfskaffen in ſämmt⸗ 
lichen Provinzen Unferer Monarchie, und zinöfreier Meberweifung der dazu nöthigen 
Fonds aud Staatöfaffen. 

Außerdem legen Wir 

5. Nach Vorfchrift des S 11 der Verordnung vom 3. Februar d. 3. Unſeren getreuen 
Ständen i ihrer Information hiermit den Haupt-Finanzetat für dad Jahr 1847 
und eine Weberfiht der Finanzverwaltung vor. Letztere haben Wir aus Allerhödhft- 
eigener Bewegung auf den ganzen Zeitraum Unſerer Regierung auödehnen laffen, um 
Unferen getreuen Ständen die Ueberzeugung zu gewähren, daß es Unferen auf die 
Wohlfahrt und den Flor ded Landes gerichteten Beltrebungen gelungen ift, ungeachtet 
der bedeutenden Unterftügungen, welche in den legten Jahren mehreren Provinzen 
wegen auferordentliher Unglüdsfälle haben zugewendet werden müffen, größere 

Summen, ald in früheren Perioden, für Communicationdmittel aller Art und Yanded- 
verbefferungen zu verwenden, und dennoch nicht nur die Finanzen ftetd in geordnetem 
Zuſtande zu erhalten, fondern auch das in den Staatsſchaß niedergelegte Reſervekapital 
anfehnlidy zu vermehren, wie ſich letzteres aus der angefchloffenen, von Unſerem Schatz— 
minifter aufgeftellten Denkſchrift über die Verwaltung des Staatsſchatzes ergiebt. 
Wir haben die Dauer des Vereinigten Landtages auf 8 Wochen feftgefegt und verblei- 
ben Unferen getreuen Ständen in Gnaden getvogen. 


Berlin, den 11. April 1847. ge. Friedrich Wilhelm. 


gez. v. Bohnen. Mühler. v. Rother. Eichhorn. v. Thile. dv. Bodelſchwingh. Uhden. 
An die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände. 


I. Propofition wegen der Gefegentwürfe, betreffend die Aufhebung der 
Ä Mahl- und Schlachtſtenet ır. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben, König von Preußen zc. 


— — zum Vereinigten Landtage verſammelten getreuen Ständen Unſeren gnä- 
digen Gruß. 

Die Einrichtung, welche dem Abgabenweſen in Unſeren Staaten durch das allgemeine 
Abgabengefeh vom 30. Mai 1820 gegeben worden iſt, hat in Hinſicht auf den Ertrag der 
Steuern und auf die Zeichtigkeit ihrer Erhebung den Davon gehegten Erwartungen entſprochen, 
und zu Unferer Genugthuung die Möglichkeit gewährt, neben anderen ſchon früher erfolgten 
Steuermilderungen durch die von Uns mittelft der Drdre vom 22, November 1842 ange: 
ordnete Herabfegung des Salzpreiſes eine vorzugsweiſe der bedürftigeren Volkoklaſſe zu 
Statten kommende Steuererleichterung zu bewilligen. 

Indeß iſt von den, feit dem Jahre 1820 erhobenen Steuern hauptſächlich die Mahl— 

und Schlachtſteuer der Gegenftand häufiger Beſchwerden gewefen, indem in der Verſchieden— 

eit der Beſteuerung gewiſſer Städte, vermittelft der Dahl. und Schlachtſteuer und ded 
übrigen Iheild der Monarchie, vermittelft der Klaffenfteuer, eine ungleihmäßige Belaftung 
gefunden wird, welche zugleid) die Folge hat, daß wegen jener Berfchiedenheit der Befteuerung 
die Verfehrfreibeit im Innern des Landes geftört und zur Aufrechthaltung der Mahl- und 
Schlachtſteuer die in den Umgebungen der mahl- und fchlachtiteuerpflichtigen Städte woh— 
nende Haffenfteuerpflichtige Bevölkerung theilweiſe ſowohl durch die direkte ald durch die 
indirefte Steuer getroffen wird. 

Um diefe bald in größerem, bald in geringerem Grade allerdings vorhandenen Uebel— 
fände zu befeitigen, zugleich aber die durch Belaftung der erften Lebensbedürfniſſe veran— 
laßte ftärfere Heranziehung des weniger wohlhabenden Iheil der ftädtifchen Bevölkerung 
p vermeiden und zum Erfah des desfallſigen Steuerausfalls, bei der zu Zeit nicht zuläf- 
igen weiteren Verminderung der gefammten zur Beftreitung ded Staatohaushalts-Bedarfs 
erforderlichen Einnahmen, hinfichtlid der wohlhabenden und reihen Einmwohnerklaffen eine 
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ihrer Leiftungsfähigkeit entfprechendere Belaftung eintreten zu laffen, find der unter A an- 
geſchloſſene Entwurf zu einem 
Gefeh wegen Aufhebung der Mahl- und Schlahtfteuer, Beſchraͤnkung der Klaffenfteuer 
und Einfuhrung einer Einkommenſteuer, 
und der unter B angefchloffene Entwurf zu einem 
Gefeg wegen Erhebung einer Eintommenfteuer, 
ausgearbeitet worden, welche Wir nebft einer erläuternden Denkſchrift Unfered Finanzmi- 
nifterd (S. unter C) Unferen getreuen Ständen mit der Aufforderung zufertigen laffen, dieſe 
wichtige Steuerreform in Erwägung zu nehmen, und fid) über diefelbe, fo wie über den In— 
halt der beiden Gefek- Entwürfe nad) $ 9 der Verordnung über die Bildung des Vereinigten 
Landtages vom 3. Februar d. 3. zu erklären. 
Wir geben dabei Unferen getreuen Ständen zu erfennen, daß, wie cd nidyt Unſere Ab: 
ſicht ift, durch die Eintommenfteuer eine Mehreinnahme für die Staatötaffe herbeizuführen, 
Wir in dem Falle, wenn diefe Steuer erheblidy mehr ertragen ſollte, als die in Ausficht ge 
nommene Summe von 3,500,000 Ihalern, diefen Mehrertrag zu weiteren Steuerermä- 
Bigungen beftimmen werden, voraudgefegt, daß nicht bei anderen Steuern Mindereinnahmen 
entftehen follten, zu deren Dedung jener Mehrbetrag erforderlid) wäre. 


Berlin, den 28. März 1847. we , 
Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Breußen. 
v. Boyen. Mühler. Mother. Eichhorn. vd. Ihile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. Frhr. v. Canitz. v. Düesberg. 


A. 
Geſetz 


wegen Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer, Zeſchtänkung der Klaſſenſteuer und 
Einführung einer Einkommenftener. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 

Die Einrichtung, weldye dem Abgabenweſen in Unferen Staaten durdy das allgemeine 
Abgabengefeg vom 30. Mai 1820,gegeben worden ift, hat in Hinſicht auf den Ertrag der 
Steuern und auf die Yeicytigkeit ihrer erpebung den davon gehegten Erwartungen entfprochen, 
und zu Unferer Genugthuung die Möglichkeit gewährt, neben anderen ſchon früher erfolgten 
Steuermilderungen durch die von Uns mittelft der Ordre vom 22. November 1842 ange: 
ordnete Herabfegung ded Salzpreiſes eine vorzugsweiſe der bedürftigeren Volksklaſſe zu 
Statten fommende Steuererleichterung eintreten zu laffen. 

Indeß ift von den, feit dem Jahre 1820 erhobenen Steuern hauptfädhlidy die Mahl: 
und Schlachtſteuer der Gegenftand häufiger Beichwerden geweſen, indem in der Verſchie— 
denheit der Beſteuerung gewiffer Städte vermittelt der Mahl- und Scyladhtiteuer und des 
übrigen Iheild der Monarchie vermittelft der Klaffenfteuer eine ungleichmäßige Belaftung 
gefunden wird, welche zugleidy Die Folge bat, daß wegen jener Berichiedenheit der Befteue- 
rung die Verkehrfreiheit im Innern des Landes geftört und zur Aufredhthaltung der Vlahl- 
und Schlachtſteuer die in den Umgebungen der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 
wohnende Haffenfteuerpfliditige Bevölkerung theilweife ſowohl durd) die Direfte ald durd) Die 
indirefte Steuer getroffen wird. Um diefe bald in größerem, bald in geringerem Grade aller: 
dings vorhandenen Uebelſtände zu befeitigen, zugleidy aber die durch Belaftung der erften 
Lebenöbedürfnifie veranlaßte ftärtere Heranziehung ded weniger wohlhabenden Theiles der 
ftädtifhen Bevölterung zu vermeiden, und für die wohlhabenden und reihen Einwohner: 
tlaſſen eine ihrer Leiſtungsfähigkeit entfprehendere Belaftung eintreten zu laſſen, verordnen 
Wir auf den Antrag Unſeres — — u. ſ. w. was folgt: 


gl. | 
Von den nad) 8 1 des allgemeinen Abgabengefeged vom 30. Mai 1820 zu erhebenden 


Auflagen werden die unter g angeordnete Klaſſenſteuer, ſowie Die unter h angeordnete 
Dahl: und Schlachtſteuer dom aufgehoben. 


—— ———— —— — —— — — — — — — — — — — —— — Ge 
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82 
An Stelle diefer Steuern (8 1) tritt für dad ganze Land mit Aufhebung des biöherigen 
Unterſchiedes zwiſchen mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen und Haffenfteuerpflichtigen Ortichaften 
a) eine Einfommenfteuer für die Einwohner, deren geſammtes jährlidyed Einkommen die 
Summe von 400 IThlrn, beträgt oder überfteigt; 

b) eine neue, nad) den Sägen der ſechs unterften Stufen der biöherigen Klaſſenſteuer zu 
erhebende Klaffenfteuer für diejenigen Eintvohner, deren jährlidied Eintommen den 

Betrag von 400 Ihlen. nicht erreicht. 


83. 

Die Eintommenfteuer wird nad) Inhalt ded heute beſonders ergebenden Geſetzes erho— 
ben. Für die Ktlaffenfteuer werden, unter Berückſichtigung der für die Veranlagung und 
Erhebung der Klaffenftener in den ſechs unterften Steuerftufen biöher gültig geweſenen 
Beftimmungen, folgende Vorschriften ertheilt. 


84. 

Befreit von der Klafjenfteuer find: 

a) Diejenigen Einwohner, weldye zur Einfommenfteuer herangezogen werden; 

b) Pfarrer, Schul: und Gymnaſiallehrer nebft ihren Kamilien; 

c) fremde, wofür in diefer Beziehung nur diejenigen Ausländer zu achten find, welche 

ih nicht ein volled Jahr an demfelben Orte aufhalten; 

d) Kinder vor vollendeten ſechzehnten Jahre; 

e) alle beim ftehenden ‚Heer und bei den Zandivehrftämmen in Reih und Glied befindliche 
aktive Militairperfonen, nebft den in ihrer Hauöhaltung lebenden —— ihrer 
Familie, in ſofern ſie ſelbſt oder dieſe ihre Angehörigen weder eigenes Gewerbe noch 
Sandwirthfchaft treiben. 

Auch die Landivehrmänner erften Aufgebotd und ihre Kamilien find für den Mo— 
nat, in welchem fie zur Uebung einberufen werden, und fofern fie volle ſechs Wochen 
bei den Fahnen verfammelt bleiben, für zwei Monate von der Klaſſenſteuer frei. — 
Mährend eines Krieges find die Kamilien aller unter den Waffen ſtehenden Militair- 
perfonen frei, in fofern fie nicht eigened Gewerbe oder Yandwirthichaft treiben; 

f) die Inhaber des eifernen Kreuzes für ihre Berfon und ihre Hauöhaltungen, fofern fie 
in der zweiten Haupfflaffe fteuern; ferner diejenigen, welche in dem baterländifchen 
oder einem der andern verbündeten Heere an den Feldzügen von 1813 bis 1815 Iheil 
genommen haben, für ihre Perfon und ihre Angehörigen, in ſoweit fie zur unterften 
Klaſſenſteuerſtufe einzuſchätzen ſind. Einzelnſteuernde dieſer Kategorie find ſchon dann 
frei zu laſſen, wenn ſie zur vorletzten Steuerſtufe zu veranlagen wären; 

g) Arme, die von Almoſen aus Staats: oder Gemeinekaſſen leben; 

h) diejenigen, die in öffentlichen Anftalten auf öffentliche Koſten verpflegt werden. 

85, 

Die Steuer wird in zwei Haupttlaſſen, und in jeder Haupfflaffe nad) drei Abftufungen 
‘hoben, in welche die zu der betreffenden Hauptklaſſe gehörigen Steuerpflichtigen, nad) 
ſtaßgabe ihrer größeren oder geringeren Leiſtungsfähigkeit, einzuſchätzen find. 

Die erite Klaffe umfaht den geringeren Bürger und Bauernftand; dahin gehört eine 
de mit Grundeigenthum angefeffene oder im felbftitändigen Handwerksbetrieb Iebende 
aushaltung, fofern nicht nad) dem Umfange oder der Beſchaffenheit des Beſitzthums oder 
3 Gewerbes das hierdurdy gewährte Eintommen nur ald Nebenfache, der Werdienft durch 

vöhnliche Lohnarbeit und Tagelohn dagegen ald Hauptſache erſcheint. Ferner gehören in 
erfte Klaffe die Staats- und Gemeinebeamten, Aerzte, Notarien u. f. w., deren Eintom- 

n den Betrag von 400 Rthlrn. nicht erreicht, ſowie diejenigen in fremden Lohn und 

od ftchenden Perfonen und Kamilien, welche nad) der Art ihrer Dienfte und der dafür 

sährten Belohnung nicht ald Tagelöhner oder gemeined Gefinde angefehen werben können. 

Die zweite Klaffe umfaht die gewöhnlichen Yohnarbeiter, das gemeine Gefinde und Die 

yelöhner, ſowie Die ganz geringen Grundbefiger und Gewerbetreibenden, welche fid) 

ptiächlid) vom Tagelohn nähren. 
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8 6. 
a) Die Hebung gefcdhicht in der Regel nach Haudhaltungen. 
b) Zur Haudhaltung gehört der Hausher, oder, wo Frauen felbftftändig eine Wirthſchaft 
führen, die Hausfrau mit ihren Angehörigen, denen fie Wohnung und Unterhalt geben. 
e) Koftgänger oder Berfonen, die mit Gehalt oder Lohn zu Dienftleiftungen angenommen 
find, werden nicht zu den Angehörigen einer Haudhaltung gezählt, können alfo insbe— 
fondere an der Steuerbefreiung der fteuerfreien Familien (8 4) nicht Theil nehmen. 


d) Steuerpflichtige, welche weder einer befteuerten Haushaltung angehören, noch eine , 


eigene Haushaltung führen, zahlen die Hälfte ded Steuerfages ihrer Kaffe ald Ber: 
fonenfteuer. 

e) In der unterften Stufe der zweiten Hauptklaſſe wird die Steuer überhaupt von den 
einzelnen Zahlungspflihtigen, mithin auch von jedem befteuerten Angehörigen einer 
Haudhaltung, ald Berfonenfteuer entrichtet, jedoch follen aus einer und berfelben 
Haushaltung niemald mehr ald zwei Berfonen diefe Steuer bezahlen, und außerdem 
jollen diejenigen Perfonen diefer Stufe, die am 1. Januar des Jahres, für meldyed 
die Veranlagung geſchieht, ihr ſechszigſtes Lebensjahr bereits zurüdgelegt haben, nicht 
mitgezählt werden. 


Die Steuer beträgt monatlid: 
1. in der erften Hauptklaffe, und zwar: 
a) in der erften Stufe 20 Sgr 
b) in der zweiten Stufe 15 Sgr. 
c) in der dritten Stufe 10 Sur. 
für die Haudhaltung, und die Hälfte Diefer Säge für den Einzelnſteuernden; 
2. in der zweiten Hauptflaffe, und zwar: 
a) in der vierten Stufe 74 Sgr. 
b) in der fünften Stufe 5 Sar. 
für die Haushaltung, und die Hälfte diefer Säge für den Einzelnfteuernden. Endlich 
c) in der fechöten Stufe 14 Sur. 
für jede fteuerpflichtige Perſon. 8 


a) Die Klaffifitation nad) den im & 5 vorgezeichneten Merkmalen gefhicht von den Ges 
meinebehörden und unter Aufficyt der Yandräthe. 

b) Bon eben diefen Behörden werden aud) die Jahreörollen und die Ab- und Zugangs 
liften angefertigt und nachgeſehen. 

ce) Die Erhebung geſchieht durd) die Gemeinebeamten, welche die Grund: und Gewerbe: 
fteuer einzichen; in den beiden weſtlichen Provinzen aber durd) die von den Negieruns 
gen ernannten Empfänger der Grunpfteuer. 

d) Die Formen der Gefhaftsführung werden nad) Verfchiedenheit der örtlihen Verhält- 
niffe durch befondere Inftruftionen vorgezeihnet. Für die vorſchriftsmäßige Verthei- 
lung und Einziehung der Steuern find n Regierungen verantwortlid). 


a) Jeder Eigenthümer eines bewohnten Grundftüds oder deffen Stellvertreter haftet ber 
Behörde, weldye dad Verzeichniß der fteuerpflichtigen Haushaltungen und Berfonen 
aufnimmt, für die richtige Angabe derfelben. 

b) Jedes Familienhaupt ift für die richtige Angabe feiner Angehörigen, feines Hausftan- 
ded und der übrigen fteuerpflichtigen Hausgenoffen verantwortlich. 

c) Iede bei der Aufnahme des Verzeichniffes unterlaffene Angabe einer fteuerpflichtigen 
Perſon foll, außer der Nadyzahlung der rüdjtändigen Steuer, mit einer Geldbuße des 
vierfachen Jahresbetrages derfelben und der etwa zu der Steuer für Bezirkd- und Ge: 
meineauögaben zu erhebenden Zufchläge belegt werden. 

d) Gegen diejenigen, welche ſich einer Uebertretung dieſes Geſetzes ſchuldig machen, haben 
die Magifträte in den Städten und die Zandräthe für den übrigen Iheil ihred Kreiſes 
die Unterfuchung nad) Anleitung des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtöordnung 
$ 253 zu führen. Die Entſcheidung gebührt der vorgefegten Regierung. 
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- Hinfihhtlich der Provokation auf richterliches Gehör, ſowie des Rekurſes gegen das 
Reſolut der Regierung, bleibt es bei den Beltimmungen in $ 93 der Steuerordnung 
vom 8. Februar 1819 und deren Deklaration vom 20. Januar 1820. 


810. 

a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt dad erfte Mal in einer angemeffenen 
Frift nach Verkündigung diefed Geſetzes, weiterhin aber mit dem Anfange jedes Jahres. 

b) Sobald diefe Bekanntmachung geſchehen ift, muß der Steuerpflichtige in den erften 
adıt Tagen jedes Monats feinen Beitrag voraus entrichten. Es hängt von ihm ab, 
fie aud) für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahreöbetrage zu bezahlen. 

c) Die Säumigen werden von dem Steuerempfänger aufgefordert, die Zahlung binnen 
drei Tagen zu leiften, nad) deren fruchtlofem Ablauf mit der exekutiviſchen Beitreibung 
verfahren wird, 

d) Späteftend fünf Tage vor dem Ablaufe jeded Monats muß die eingehobene Steuer 
nebft der Nachweiſung der etwa unvermeidlichen Ausfälle und der Nefte an die zum 
weiteren Empfange beitimmte Kaffe abgeliefert fein. 

e) Der Steuerempfänger ift für Diejenigen Steuern felbft verantwortlich, bei denen er der 
wirfliben Ausfall oder die fruchtlos verhängte Exekution nicht fofort nadyweifen fanr 
und muß folde vorſchußweiſe zur Kaffe entrichten. 


811. 
Die örtliche Erhebung der Steuer liegt, mit Ausnahme der beiden weſtlichen Provinzen, 
für welche die Ordre vom 6. Februar 1841 in Kraft bleibt, den Gemeinen ob, die dafür 
einen Antheil von 4 Prozent der eingezogenen Summe erhalten. 


g12 


Wenn größere Städte, mit einer Bevölkerung von mindeftens 30,000 Einwohnern, die 
zur Beftreitung ihrer Gemeincbedürfniffe erforderlihen Geldmittel lediglich durch Zuſchläge 
zu den direten Staatöfteuern nicht füglich befchaffen können, und die mit der Einzichung 
der Stlaffenfteuer in großen Städten verbundenen Schwierigkeiten zu vermeiden wünfchen ; 
fo können auf ihren Antrag nad) den örtlichen Verhältniſſen befondere Steuern und nament- 
lid) aud) auf Berbrauchögegenftände durdy ein mit Unferer Genehmigung von dem Finanz: 
minifter und dem Minifter des Innern zu erlaffended Negulativ angeordnet werden, fofern 
diefe Steuern nicht eine unverhältnigmäßige Belaftung der ärmeren Volksklaſſen zur Folge 
haben, und nicht den Beftimmungen der allgemeinen Steuergefege entgegen oder der Frei— 
heit des innern Verkehrs hinderlidy find. 

813. 

Die Städte, welche nach 8 12 befondere Steuern erheben, find verpflichtet, aud dem Er- 
trage diefer Steuern an die Staatöfaffe denjenigen Betrag abyuführen, welcher von der ftädti- 
ſchen Bevölkerung an Klaffenfteuer aufzubringen wäre, wenn diefe nad) den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Gefehed veranlagt würde. Jener Betrag ift entweder durch Probever— 
anlagung oder auf fonft geeignete Weife zu ermitteln, von Unferem Finanzminiſter feft- 
auftellen und nad) Maßgabe der Zu- oder Abnahme der ſtädtiſchen Haffenfteuerpflichtigen 
Bevölkerung von drei zu drei Jahren verhältnißmäßig zu erhöhen oder zu ermäßigen, wo— 
bei der nad) der erften Ermittelnng für den Kopf der klaſſenſteuerpflichtigen Bevölkerung 
feitgeftellte Betrag zum Maßſtabe dienen ſoll. 


g 14. 
Unfer Finanzminifter ift ermächtigt, die zur Ausführung dieſes Gefeged erforderlichen 
Anordnungen und Inftruftionen zu erlaffen. 
Urkundlich 2c. 


Erfte Abtheilung. 3 
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B. 
Geſetz 


wegen Erhebung einer Einkommenftener. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


In Verfolg des Geſetzes vom heutigen Tage wegen Aufhebung der Mahl: und Schladıt- 
fteuer 2c. verordnen Wir wegen Erhebung der Einfommenfteuer auf den Antrag Unſeres 
GStaatöminifteriumd u. ſ. w, was folgt: 


Der Eintommenfteuer find unterworfen: ’ 

1. alle Einwohner Unſerer Staaten, mit Einſchluß Unferer im Auslande fidy aufhaltenden 
Unterthanen, deren geſammtes jährliches Einfommen die Summe von 400 Ihalern 
beträgt oder überfteigt; 

2, alle Ausländer, weldye in Unferen Staaten Grundvermögen befigen, in Anfehung des 
Einkommens aud diefem Grundvermögen. Beträgt jenes Einkommen weniger ald 
400 Ihaler jährlidy, fo ſoll daſſelbe zwar vorläufig zur Steuer herangezogen werden; iſt 
aber der ausländiſche Befiger im Stande nachzuweiſen, daß er mit Hinzurehnung 
feined anderweitigen Eintommens überhaupt nicht 400 Ihaler jährlidy eingunchmen 
habe, fo fol ihm die Steuer erftattet werden. 

Von der Einkommenſteuer ſind befreit: 

1. die Familien der ehemals reichöſtändiſchen Häuſer; 

2. derjenige Iheil der katholischen Beiftlichkeit, weldyem durdy den Erlaß wegen Einrich— 
tung, Auöftattung und Begrenzung der Erzbisthümer und Bisthümer der katholiſchen 
Kirche in Unferen Staaten vom 23. Auguſt 1821, (Stüd 666 der Gefegfammlung) 
beftimmte Amtseintünfte, frei von allen Yaften zugefichert find, jedoch nur in Betreff 
diefer Einkünfte; 

3. alle Fremde, welche ſich nicht bereitd ein volles Jahr hindurd in Unſeren Staaten 
aufgehalten haben und dafelbft fein a befigen. 


83. 
Bon allem Einkommen, welches nad) 81 zur Eintommenfteuer heranzuziehen ift, wird 
die Steuer nad) zwei Sägen erhoben und zwar: 
a) im Betrage von 3 Prozent für alle Jahredrenten, welche aud dem Befige von unbe: 
weglichem oder beweglichem Vermögen herrühren, alfo für alles fundirte Eintommen 
(8 Il A und B), und 
b) im Betrage von 2 Prozent für Eintommen aus dem Ertrage eines Gewerbes oder 
irgend einer Art von Gewinn bringender Beihäftigung, aus Befoldungen und Emo: 
fumenten, Wartegeldern, Penfionen und Yeibrenten, überhaupt für alles nicht durd) 
den Beſitz eines Grund- oder Kapitalvermögens fundirte Einkommen (8 11 C). 
Für den Fall, daß der Gefammtertrag der Steuer die Summe von 3,500,0 Iha: 
lern nicht erreicyen follte, bleibt es vorbehalten, diefe Steuerfäge verhältnißmäßig fo weit zu 
erhöhen, ald zur Erreihung jencd Betrages —— iſt. 


Zur erſten Ermittelung, Prüfung und Feſtſtellung des der Steuer unterworfenen Ein— 
fommend, wozu zunächſt die Angaben der Steuerpflichtigen dienen follen, werden in allen 
Regierungsbezirken, Kreifen und größeren ftädtifchen oder ländlichen Gemeinen befondere 
Kommiffionen ernannt. 


85. 

Für jeden Regierungöbezirk wird in dem Bairföhauptorte, und außerdem in Unſerer 
Haupt: und Refidenzftadt Berlin, für den Bereidy derfelben, eine Bezirfötommiffion nie— 
dergefeßt. Der Chef diefer Kommiffion, wozu in der Regel der Regierungöpräfident auszu— 
wählen ift, wird bon Unferem Finanzminiſter ernannt, welcher aud) die zur Vertretung 
des Chefs erforderlichen Subftituten zu beftimmen bat. Jede Bezirkokommiſſion befteht 
aus fünf Mitgliedern und eben fo vielen Stellvertretern, welche entweder aufdem Vereinigten 


Gefeg wegen Erhebung einer Eintommenfteuer, 35 


Zandtage durch die Vertreter der einzelnen Provinzen oder von dem Provinzial-Landtage 
gewählt werden. Die Wahlen find auf angefchene Grumdeigenthümer, Stapitaliften und 
(Hewerbtreibende des betheiligten Bezirks und bezichungöweile der Nefidenzftadt Berlin in 
der Art zu richten, daß einer jeden diefer drei Einwohnerklaffen mindeftend ein Mitglied und 
ein Stellvertreter angehört. Die Ergebniffe der Wahl find dem Oberpräfidenten anzuzei— 
gen, welcher, wenn fidy dabei Nichts u erinnern findet, die Gewählten zu beftätigen hat. 


86. 

Für jeden landräthlichen Kreis wird eine Kreiskommiſſion angeordnet, welche unter dem 
Vorſitz des Kreislandraths zuſammentritt, und deren drei bis fünf Mitglieder nebſt eben ſo 
vielen Stellvertretern auf den Vorſchlag der Kreisſtände durch die Regierung ernannt wer— 
den. Bei dieſem Vorſchlage iſt ebenfalls darauf Rückſicht zu nehmen, daß aus den im land— 
räthlichen Kreiſe wohnenden Grundeigenthümern, Kapitaliſten und Gewerbetreibenden min— 
deſtens je ein Mitglied und ein Stellvertreter ernannt werden kann. 


87. 

Den Chefs der Bezirkökommiſſion ſteht, nach der von Unſerem Finanzminiſter zu 
ertheilenden näheren Anleitung, Die Beſtimmung zu, für welche größere ſtädtiſche oder länd— 
lidye Gemeinen eine oder mehrere befondere Gemeinekommiſſionen zu bilden find. Die Mit- 
—— einer ſolchen Gemeinetommiſſion und deren Stellvertreter werden von den betheiligten 

tadt⸗ oder Gemeineverordneten in vorgedachter Weiſe in Vorſchlag gebracht und von dem 
Chef der Bezirkstommiſſion ernannt, welcher zugleich auch den Vorſitzenden dieſer Kommiſſion 
und deſſen Subſtituten zu beſtimmen hat. 


Ss. 
Die Vorfigenden und Mitglieder aller vorgedadhten Kommiffionen (88 4— 7) find zur 
Geheimhaltung der Eintommensverhältniffe, welche bei dem ihnen anvertrauten Geſchäfte zu 
ihrer Kenntniß gelangen, eidlich zu verpflichten. 


89. 

Die Chefs der Berirtötommiffionen haben ſogleich nad) deren Einrichtung, und fpäterhin 
jährlich durch die Amtöblätter der Regierungen an alle zur Entrichtung der Einkommen⸗ 
fteuer verpflichteten Einwohner des Bezirks (8 I), ſowie an die mit Grundeigenthum ange: 
feffenen Ausländer eine Aufforderung zur Anmeldung ihres jährlichen Einfommens binnen 
einer beftimmten Frift zu erlaffen. Wer diefer Aufforderung nicht rechtzeitig Folge Leiftet, 
verfällt in eine durch die Kreis: oder Gemeinefommiffion feftzufegende Drdnungöftrafe bid 
zu 10 Ihalern und hat außerdem, wenn fteuerpflichtiged Einfommen wegen der unter: 
laffenen Anzeige der Beſteuerung entgeht, die für Die Verheimlihung von Einfommen ange- 
drohten Strafen (8 21) verwirkt. in 


8 

Der allgemeinen Aufforderung (F 9) haben die Vorſitzenden der Kreis- und Gemeine— 
fommiflionen für diejenigen Einwohner ihres Bezirks, welche nach den auf Grund der feit- 
herigen Ktlaffenfteuer-Liften und fonftiger Materialien aufzuftellenden Werzeichniffen notoriſch 
zur Zahlung von Einfommenfteuer verpflichtet find, eine ſpezielle Aufforderung nachfolgen 
zu laffen und allen Betheiligten ein Muſter zu den aufzuftellenden Deklarationen mitzu: 
theilen. Für Diejenigen Steuerpflihtigen, melde unter Vormundſchaft oder Kuratel ftehen, 
ift die Aufforderung an deren Bormünder oder Kuratoren zu richten. 


811. 
Die Steuerpflichtigen haben in den Deklarationen ihr Einkommen nad) folgenden Ru: 
brifen zu fondern: 

A. Eintommen aus dem im Lande befindlichen Grundvermögen aller Art, insbefondere 
aud Grundftüden, aud Bergwerken, aus Käufern, aus Zehnten und aus allen fonftigen 
Realberehtigungen. Das im Auslande befindlihe Grundvermögen Unſerer Unter: 
thanen bleibt *8 Betracht. 

B. Eintommen aus Kapitalvermögen, insbeſondere aus Forderungen an öffentliche und 
Privatſchuldner, aud Dividenden bei Aftienunternehmungen u. f. w. 

3° 
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C. Einfommen aud dem Ertrage eined Gewerbes oder irgend einer Art Gewinn bringen: 
der Beſchäftigung, aus Befoldungen, Emolumenten, Benfionen, Wartegeldern, Leib: | 
renten u. ſ. w. 

8 12. 


Wenn die Steuerpflichtigen die nad) den weiter folgenden Beftimmungen erforderlichen 
detaillirten Angaben geheim zu halten wünſchen, fo ift ihnen geftattet, die vorfchriftsmähig 
aufgeitellte Deklaration verfiegelt einzureihen und in einer befondern Nachweiſung lediglid | 
die ermittelten Gefammtrefultate, für jede Rubrik getrennt, anzugeben. ‚Hiervon find nur | 
etwaige Schulden ded Dellaranten auögenommen, fofern deren Zinfen von dem deklarirten 
Eintommen in Abzug gebradht werden follen; ſolche Schulden müffen unter Angabe deö 
Namens und Wohnortes der Gläubiger, fo wie des Datums der Schuldurkunde, ftetd pe | 
ziell verzeichnet werden. | 

$ 13. 

Unter der Rubrif A find in den Deklarationen fämmtliche Liegenheiten, welche dem 
Dellaranten eigenthümlich gehören, oder aus denen ihm in Folge von Nealberehtigungen | 
ein Eintommen zuflicht, nach Yage, Flächeninhalt und Benugungsart zu verzeichnen. Bei 
denjenigen Befigungen oder einzelnen Grundftüden, welche verpadhtet find, ift der dermalige 
Pachtzins und dad Datum des darüber abgeſchloſſenen Pachtvertrages anzugeben. 

Als Mapftab zur Beſtimmung des fteuerbaren Einkommens ift der Pachtzins zu be— 
tradıten, für welchen ganze Befigungen oder einzelne Grundftüde zur Zeit verpadhtet find, 
oder welcher bei nicht verpadhteten Befigungen durch deren Verpachtung auftommen würde. 
Sofern in Iegterem Falle der Pachtzins durch Vergleihung von neueren Pacht- und Kauf 
berträgen nicht zu ermitteln ift, wird er nad) dem bei landesübliher Bewirthſchaftungsart 
fid) dDurchfchnittlic ergebenden Neinertrage bemeffen und für Aecker, Wieſen, Weiden, Garten, 
Holzungen, Weinberge und Fifchteihe, ferner für Wohn: und andere Gebäude nad) den 
von Unferem Finanzminister näher zu erlaffenden Vorfchriften feftgeftellt. Bei Stein:, Schie— 
fer-, Kalt: oder Kreidebrüchen, ferner bei Gruben: und Hüttenwerken ift der Neinertrag 
nad) dem durdfchnittlichen Gintommen der letzten fünf Jahre zu bemeffen. Hinficytlidy der 
Haturalabgaben, Zehnten und fonftigen Präftationen ift der Geldwerth nad) dem Durd)- 
ſchnittsſatze des wirklichen in Geld berechneten Reinertrages derfelben während der drei legten 
Jahre zu veranfdylagen. 

Von dem Pachtzinfe, bezichungsweife dem ermittelten Reinertrage find die auf der Be- 
figung ruhenden Laſten, namentlidy die Grundfteuer und die Zinfen für die hypothekariſch 
eingetragenen Schulden in Abzug zu bringen. Letztere find in den Deklarationen unter Ans 
gabe des Datumd der Schuldurkunde, fo wie des Namens und Wohnorted der Gläubiger 
zu verzeichnen. = 

8 


Unter der Rubrik B find in den Dellarationen, unter Angabe des jedesmal zugeſicherten 
Zinsfußed, alle Forderungen aufzuführen, welde dem Deklaranten gegen Privatihuldner 
oder gegen den Staat und die Geldinftitute des Staates, gegen öffentliche Geſellſchaften und 
Aftienunternehmungen, gegen auswärtige Staaten u. |. w. zuſtehen. Diefen Forderungen 
fönnen die fpegiell zu verzeichnenden Schulden der Steuerpflichtigen gegenübergeftellt werden. 

Von der Verzeichnung unter der Rubrik B bleiben alle diejenigen Forderungen und 
Schulden ausgenommen, welche im faufmännifchen und gewerblichen Verkehre unter Ge— 
werbtreibenden beftehen, indem diefe bei Angabe des jährlichen Gewerbögewinnes in der Rus 
brit C Berüdfihtigung finden. 

Die zugeſicherte Jahreörente bildet fowohl bei dem in öffentlichen Papieren, ald bei dem 
in Brivatforderungen beftchenden Kapitalvermögen Das zu befteuernde Einkommen. Unterliegt 
die Jahreörente, wie bei Dividenden aus Aftienunternchmungen, jährlichen Schwankungen, 
fo ift der für das vorhergehende Jahr gegahlte entfpredyende Betrag in Anſatz zu bringen. 

> 


Unter der Rubrit C ift in den Deflarationen dad Einkommen zu verzeichnen, mweldyed 
aus Handel, Gewerben oder irgend einer andern Art von Gewinn bringender Befchäftigung, 
zum Beifpiel ald Staats- oder Gemeinebeamter, ald Arzt, Zuftiztommiffarius, Schrift: 
fteller u. f. tv. herrührt, und ferner das Einfommen an Benfionen und Wartegeldern, über: 


———— — 
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haupt aus foldyen fortlaufenden Einnahmen, die nicht ald die Jahresrente eined unbeiveg- 
lichen oder beweglichen Vermögens zu betradıten find. 

Bei Schätzung des Handels- oder gewerblichen Gewinnes, wobei der Durchſchnitt der 
drei legten Jahre, fofern der Gewerbebetrieb Schon fo lange gedauert hat, zum Grunde zu 
legen ift, dinfen nur folde Ausgaben in Abzug gebradyt werden, die behufs des Handels 
oder Gewerbes gemacht worden find, mithin zwar die Miethe für die zum Betriebe des Ge- 
ſchäfts erforderlihen Räume, nicht aber Die Miete für die Wohnung des Steuerpflichtigen 
und feiner Angehörigen, jo wie die Auögaben für deren Unterhalt. 

In gleicher Weife ift bei Ermittelung des Ertraged irgend einer anderen Art von Ge: 
winn bringender Beſchäftigung zu verfahren. Feititehende Einnahmen, wie Befoldungen 
nad) Abzug der Venfionsbeiträge, Wartegelder, Penſionen u. f. w., find mit ihrem vollen 
Betrage zur Berechnung zu ziehen. Soweit aber das Dienfteintommen zugleich eine Ent- 
ſchädigung für Dienftaufwand enthält, ift der deöfallfige, nöthigenfalls von der vorgeſetzten 
Dienftbehörde des Befoldeten feftzuftellende Betrag, von dem Dienfteinfommen in Abzug zu 
bringen. In Betreff der Befoldungen der beim ftehenden Heere und bei den Landwehr— 
ftämmen in Reihe und Glied befindlichen aktiven Militairperfonen wird der ald Entſchädi— 
gung für Dienftaufivand in Abzug zu bringende Iheil der Befoldungen durch ein befonderd 
von Uns zu genchmigendes Requlativ feitgeftellt. 

Die Berzinfung von Privatſchulden kann nur dann in Abzug gebracht werden, wenn 
die Gläubiger fpeziell angegeben find. jr 


Die Deflarationen und beziehungöweiſe die nach 8 12 geftatteten befonderen Nachwei— 
fungen über das Einkommen, welches der Steuerpflichtige unter einer der drei Rubrifen 
bezieht, find mit der Erkläruug, daß Deklarant nad) beten Wiffen fein geſammtes jährlidyed 
Einkommen und die einzelnen Arten deffelben angegeben habe, dem Worfigenden der zuftän: 
digen Kommiſſion ded Wohnorted des Steuerpflihtigen, beziehungöweiſe der Kreis— oder 
Gemeinetommiffion einzureichen. Wuͤnſcht der Deklarant den Gewerbsgewinn auf fauf: 
männifhem oder gewerblihem Verkehre nicht zur Kenntniß der Kreis- und Gemeinekom— 
miffionen gelangen zu laffen, fo fteht ed ihm frei, fowohl in der Deklaration ald in der 
Nachweiſung die unter der Rubrik C zu verzeihnenden Angaben weggulaffen und cine 
befondere Deklaration verfiegelt beizufügen, welche alsdann uneröffnet an den Chef der 
Bezirkstommiſſion zu befördern ift. 

Hinfichtlid der Einreihung und Prüfung der von aktiven Militairperfonen über ihr 
Eintommen aus Kapitalvermögen abzugebenden Deklarationen werden die betheiligten 
Departementöchefs eine befondere Inftruftion erlaffen. 

8 17. 

Mer auf die an ihn ergangene fpezielle Aufforderung die Einreihung der Deklaration 
innerhalb der vorgefchriebenen Friſt unterläht, verfällt in eine durdy die Kreid- oder Ge⸗— 
meinefommiffion feitzufeßende Ordnungsſtrafe von mindeftens 5 und höchſtens 50 Tha— 
lern. In Folge einer ſolchen Unterlaffung können die gedachten Kommiſſionen ſogleich 
eine ſpezielle Ermitttelung des Einkommens anordnen und den Säumigen anhalten, alle 
hierzu erforderlichen Urkunden, Pachtkontrakte, Schuldverfchreibungen, Handelöbücher u. ſ.w. 
zur Einficht vorzulegen. Die Strafe kann von der Kommiffion erlaffen und das Abſchätzungs— 
verfahren fiftirt werden, wenn nadıträglid, eine in vorihriftömäßiger Weife aufgeftellte 
Deklaration eingereicht wird. 

Die Beſchlußnahme über die anzuwendende Strafe und über deren Erlaß erfolgt auf 
den Antrag ded Vorfigenden der Kommiſſion durch einen Beſchluß der von den Kreis— 
ftänden oder von den Gemeinen gewählten Mitglieder, und zwar nad) einfacher Stimmen- 
mebrheit. Gegen dieſen Beſchluß kann der Vorfigende der Kommifjion die Berufung an 
die Bezirföfommiflion einlegen. 8 18 


Die BVorfigenden der Kreis- und Gemeinefommilftonen haben die ihnen zugehenden 
Deklarafionen und beziehungsweife die nady 8 12 geftatteten befonderen Nadyweifungen 
forgfältig und unter Benugung aller ihnen zu Gebote ftchenden Hülfsmittel, nötbigenfalld 
auch unter Zuziehung glaubhafter, mit den Berhältniffen der Steuerpflichtigen bekannter 
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Perſonen zu prüfen, dabei jedoch, wenn der Verdacht einer unrichtigen Angabe nicht obwaltet 
und wenn beſonders dad Gefammteinfommen ded Deklaranten nad) den von diefem ange: 
führten und den font befannten Verhältniffen als richtig anzunehmen ift, ein fpezielled Ein- 
dringen in die Vermögenöverhältniffe ded Deflaranten an vermeiden. Wenn die Eröffnung 
einer verfiegelt eingereichten Deklaration ($ 12) für nöthig erachtet wird, fo ift hierüber 
jedesmal das Gutachten der Mitglieder der Kreis- oder Gemeinekommiſſion zu erfordern, 
nad) welchem ſich der Vorfigende, vorbehaltlid) des an die Bezirfötommiffion einzulegenden 
Rekurſes, zu richten hat. Gegen die Entſcheidung der Bezirtötommiffion findet ein weiterer 
Rekurs nicht ftatt. 

Sollten fid) hinfichtlidy der faktiſchen Angaben, inöbefondere wegen der Bezeichnung ded 
Grund= oder Kapitalvermögend, wegen der Berechnung des davon zu erivartenden Ertra= 
ged u. f. w., Unrichtigfeiten ergeben, welche anſcheinend nur durch Irrthum feitend des 
Dellaranten veranlaßt find, fo ift durch Rüdfrage bei Letzterem eine Berichtigung herbei: 
auführen. Kann aber nad) dem hierüber zu erfordernden Gutachten der Mitglieder der 
Kreis- oder Gemeinefommiffion die nöthige Berichtigung nur in Folge fpezieller Ermittelung 
bewirkt werden, oder liegt der Verdacht vor, daß der Deklarant abſichtlich einen Iheil feines 
Einkommens verfchiwiegen oder zu gering angegeben habe, fo hat die Kommiffion, und in 
dem Falle, wenn der Vorfigende deren Gutachten nicht beipflichten zu können glaubt, diefer 
die zu ergreifenden Maßregeln unter Angabe der obwaltenden Verhältniffe bei der Bezirkö- 
fommiffion in Vorſchlag zu bringen und Zeßterer die Entidyeidung zu überlaffen, ob die 
Deklaration ald genügend anzunchmen oder eine nähere Prüfung einzuleiten fei. 

Diejenigen Deflarationen und Nadyweifungen, welche die Streis- oder Gemeinefom: 
miffionen in Uebereinftimmung mit den Anträgen ihrer Vorfigenden im Weſentlichen für 
richtig halten, forwie die Verhandlungen über die im Falle des 8 17 veranlafte Spezielle 
Grmittelung, find von diefen Kommiffionen ebenfalls der Bezirkskommiſſion mit ihrem Gut- 
achten darüber vorzulegen, auf wie hoch das Gefammteintommen des betheiligten Steuer: 
pflichtigen anzunchmen fei. 

8 19. Ä 


Die der Bezirkskommiſſion durd) die Kreis und Gemeinekommiſſionen vorgelegten, und 
die ihr über das Einkommen unter der Rubrik C nad) $ 16 unmittelbar zugehenden Dekla— 
rationen und Nachweiſungen der Steuerpflichtigen, fowie die Anträge jener Kommiſſionen 
bat zunächſt der Chef der Bezirfötommiffion forgfältig zu prüfen und bei den ftändifchen 
Mitgliedern der Kommilfion, nachdem er die etwa nody erforderliche, von den Behörden zu 
erlangende Auskunft eingezogen hat, die Beftimmung zu beantragen, ob von dem Deflaran: 
ten die Beftärfung feiner Angaben an Eides ftatt zu verlangen, oder ob die eidliche Verneh— 
mung von Zeugen, fo wie eine fpezielle Ermittelung feined Einkommens zu veranlaffen und 
Letzteres durch Einſichtnahme von allen bezüglidyen Urkunden und Verhandlungen, zu deren 
Vorlegung der Steuerpflichtige nöthigenfalls durch exekutiviſche Mafregeln angehalten wer: 
den fann, feftzuftellen fei. Wider eine gegen die Anträge des Chefs der Bezirkätommiffion 
gefahte Entſcheidung ſteht diefem die Berufung an das Finangminifterium zu, welches die 
ſchließliche Entſcheidung zu treffen bat. 

Die Koften der Zeugenvernehmung, fo wie der fpeziellen Ermittelung fallen dem Defla- 
ranten zur Zaft, wenn die Unterfuchung berausftellt, daß der deflarirte Einkommensbetrag 
zu niedrig angegeben war. 

Vor Beginn der fpeziellen Ermittelung ift jevod dem Steuerpflidtigen, wenn gegen 
ihn der Verdacht einer abfichtlihen Verheimlihung feines Einkommens nidyt obwaltet, die 
angemeffene Erhöhung des von ihm deffarirten Einkommensbetrages freizuftellen und von 
der Speziellen Ermittelung Abftand zu nehmen, wenn demnächſt eine nad) dem Ermeffen der 
Bezirkokommiſſion ald richtig anzunchmende Deklaration erfolgt. 


820. 

Wenn die Berirfötommiffion in Mebereinftimmung mit ihrem Chef gegen die DeMara- 
tionen und beziehungsweiſe gegen die nach 8 12 geftatteten befonderen Nachweiſungen 
Nichtö zu erinnern findet, wenn die etwa erforderlidy eradyteten weiteren Ermittelungen been: 
digt find, fett diefelbe den Betrag deö zu verfteuernden Ginfommens, fo wie die davon nad) 
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den Beſtimmungen des $ 3 zu entrichtende Steuer feſt. Gegen diefe Feftfegung fteht zwar, 
wenn fie mit der Deklaration des Steuerpflichtigen nicht übereinftimmt, diefem der Rekurs 
an das Finanzminiſterium frei, Die Feſtſetzung der Bezirtötommiffion tritt aber vorläufig in 
Kraft und muß der darnach zu entrichtende Steuerbetrag in den feftgefchten Terminen ein: 
gezahlt werden. Gegen die Feſtſetzung der —— ſteht auch dem Chef derſelben 
die Berufung an das Finanzminiſterium zu, wenn von den ſtändiſchen Mitgliedern der 
Kommiſſion wider ſeine Anſicht entſchieden worden iſt. 
821. 

Hat der Steuerpflichtige bei der Deklaration einen Theil ſeines Einkommens verſchwie— 
gen oder zu gering angegeben, ſo iſt ohne Unterſchied der Fälle, die Berichtigung mag auf 
vorhergegangene Aufforderung des Vorſitzenden der Gemeine-, rei: oder Bezirtskommiſſion 
von dem Steuerpflichtigen felbit bewirkt worden fein oder erft in Folge fpezieller Ermittelung 
eine Berichtigung ftattgefunden haben, durdy einen Beſchluß der Bezirföfonmiffion auf den 
Antrag ihres Ehefö wider den Steuerpflictigen eine Strafe bis zur Höhe des dreifachen 
Betraged der don dem verheimlidyten Einkommensbetrage zu entrichtenden Jahreöfteuer 
feftzufegen. Eö ift jedody nur auf eine Ordnungäftrafe von mindeftens 5 und höchſtens 
50 Ihlrn. zu erkennen, wenn nad) der Ueberzeugung der Bezirkskommiſſion die Verſchwei— 
gung oder die zu geringe Angabe eines Iheiled des Einkommens in einem Jrrthum und 
nicht in einer böslichen Abficht Grund hat. 

Gegen diefe Straffeftiegung fteht dem Deklaranten, fo wie gegen eine wider den Antrag 
des Chefö gefaßte Entiheidung dem Yepteren der Rekurs an das Finanzminiſterim zu; eine 
Berufung auf gerichtliche Entſcheidung findet dagegen nicht ftatt. 

822. 

Dad Finanzminifterium hat auf die eingelegten Returfe (88 20 u. 21) in allen Fällen 
ſchließlich zu enticheiden, wen es die Beftätigung oder eine Ermäßigung der von der Be— 
zirtöfommiffion. feftgeftellten Einfommenöbeträge, bezichungöweife der Strafen angemeffen 
erachtet. Erſcheint dagegen die Berfhärfung der Feltfegungen der Bezirksfommiffionen noth- 
wendig, fo wird die Entſcheidung einer befonderen Kommiſſion übertragen, welche unter dem 
Vorſitze eined Mitglieded bes höchſten Gerichtöhofed aus den Mitgliedern der ftändifchen 
Deputation für das Staats-Schuldenweſen zu bilden ift, fo oft diefelben nach & 5 der Wer: 
ordnung über die Bildung einer ftändifchhen Deputation für das Staats-Schuldenwefen vom 
3. Februar 1847 zufammenberufen werden. An diefe Kommiffion hat alddann das Finanz- 
minifterium die erforderlichen Anträge zu richten. 

23. 

Die Steuerbeträge find in Duartalraten in den erften acht Tagen eined jeden Viertel— 
jahres an diejenige Kaffe zu zahlen, welche an dem Orte, wo die Steuerpflichtigen die Defla= 
rationen über ihr Eintommen abzugeben haben, die direkten Steuern erhebt und werden bon 
diefer Kaffe der Regierungs-Hauptlaffe überwieſen. 

Die Eintommenftener von den Befoldungen, Emolumenten, Wartegeldern und Pen: 
fionen öffentlicher Beamten wird bei den Kaſſen, aus welchen die Befoldungen ıc. gezahlt 
werden, in Abzug gebracht und der Regierungs-Hauptkaffe übertoiefen. 

8 24. 

Nachdem die Einfommenfteuer für das erfte Jahr veranlagt worden, bleibt cd der 
näheren Beftimmung des Finanzminifterd überlaffen, in wieweit c8 für die folgenden Jahre 
einer vollftändig neuen Aufftelung von Deffarationen oder nur der eingeige über die mitt 
lerweife in dem jährlichen Einkommen des Steuerpflichtigen eingetretenen Aenderungen bedarf. 
Hinſichtlich der neu hinzutretenden Steuerpflidtigen tritt aber daffelbe Nerfahren wie bei 
der Veranlagung im erften Steuerjahre ein. ’ 

825. 

Unfer Finanzminifter ift ermächtigt, die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Anordnungen und Inftruktionen zu erlaffen. 

Urkundlich ıc. 2c. x. 
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C, j 
Denkſchrift, 
betreffend die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſtenet, die Zeſchtänkung der Klaffenftener 
und die Erhebung einer Einkommenftener. 


Von allen Steuern, die feit der Umgeftaltung ded Abgabenweſens, feit dem Jahre 1820, 
im Preußiſchen Staate erhoben worden, iſt ſchon geraume Zeit hindurch keine Steuer der 
Gegenftand fo häufiger und fo (ebhafter Angriffe geweſen, ald die Mahl- und Schlachtſteuer, 
und inöbejondere haben auf den legten Provinzial-Zandtagen zahlreidye Petitionen die pro- 
pinzialftändiihen Verſammlungen veranlakt, dieſen Gegenftand einer Grörterung au unter: 
were, Faßt man die von verfchiedenen Seiten, bald mehr bald weniger übereinftimmend, 
der Mahl: und Schlachtſteuer zur Laſt gelegten Uebelftände aufammen, fo werden diefe 
theid darin gefunden, daß durch die Verfchiedenheit der Befteurung aeiviff er Städte ber- 
mittelft der Mahl: und Schlachtfteuer und des übrigen Iheiled der Monarchie vermittelft 
der Klaffenfteuer eine den Grundfägen der Gerechtigkeit widerftreitende ungleihmäßige Be: 
laftung der ftädtifchen und ländlichen Bevölkerung herbeigeführt werde, theild aber darin, 
daf die Mahl- und Schlachtſteuer durch Belaftung der erften Vebensbedürfniffe den weniger 
wohlhabenden Theil der ftädtifchen Bevölkerung unverhältnigmäßig treffe, daß durch die 
Vertheurung des Arbeitslohnes der Aufſchwung der Städte gehemmt, daß der in die Staats— 
kaſſen gelangende Ertrag der Steuer durch die Aufſichts- und Erhebungstoften bedeutend 
berringert, Die Verfehrfreiheit i im Innern des Landes geftört und durdy den Anreiz zu De: 
fraudationen ein Iheil der ftädtifchen Bevölkerung demoralifirt werde, endlich, daß dieſe 
Steuer als nothwendiges Mittel zu ihrer Aufrechterhaltung Doppelbelaſtungen! der in den 
Umgebungen der mahl= und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte wohnenden Bevölterung veran— 
laffe. In Folge der in den provinzialſtändiſchen ———— ſtattgehabten Berathungen 
find zwar nur von den Ständen zweier Provinzen, von Preußen und von Weſtphalen, 
Anträge wegen völliger Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer und Erjegung derfelben 
durch die Klaffenfteuer geftellt, von mehreren Seiten find aber Aenderungen in der beſtehen⸗ 
den Geſetzgebung entweder in Vorſchlag gebracht oder zur näheren Erwägung empfohlen 
worden. Es iſt daher nothwendig erſchienen, die Klagen über die Mahl- und Schlachtſteuer 
einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen und in ernftlihe Erwägung zu ziehen, ob dem 
mehrfach geäußerten Verlangen nad) völliger Aufhebung der Mahl- und Scyladhtiteuer 
nad)gegeben werden könne, und auf welche Weiſe alödann die durch das Geſetz über die 
Einrichtung des Abgabenwefeno vom 30. Mai 1820 feſtgeſtellte Steuergeſetzgebung umge: 
ftaltet werden müffe. 

Daß zu einer durdhgreifenden Umgeftaltung der beftehenden Steuergefeßgebung Rück⸗ 
ſichten für die beſſere Sicherung des Staatshaushalts-Bedarfs nicht beſtimmen können, mag 
bier vorab bemerft werden. Der Ertrag der durch das allgemeine Abgabengefeh feftgefteilten 
Steuern hat nicht mur zur Veftreitung der nothiwendigen Auögaben für den S taatshaushalt 
bingereicht, fondern aud) die Mittel zu mehrfachen und bedeutenden Ausgaben für allgemein 
nügliche oder im Intereffe der äußern Sicherheit des Staates erforderliche Ausgaben gewährt, 
und hat ferner geftattet, gemäß der Allerhödyften Ordre vom 22. November 1842, ſowohl 
einen Erlaß von jährlich 2,000,000 Ihalern zu bewilligen, ald auch außerdem cine 
jährlidye Ausgabe bie zum Vetrage von 2,000,000 Ihalern zur Eicyerftellung der auf 
den Bau von Gifenbahnen verwendeten Kapitalien und zur andermeiten Unterftügung 
derartiger Unternehmungen auf die Staatötaffen zu übernehmen. Andererfeits darf in 
dem gegenwärtigen Zeitpuntte, wo fo bedeutende Anforderungen an die Staatötaffe 
gemacht werden, die Abficht ebenfovenig auf eine bedeutende Ermäßigung der Steuern 
gerichtet fein, aumal die Erfahrung Zeugniß dafür gewährt, daß die beftehenden Abgaben 
bei einer forgfältigen und umfichtigen Verwaltung aud) in minder günftigen Jahren ohne 
Drud und Leberlaftung einzelner Einwohnerklaffen erhoben werden. Ed wird fonady bei 
der in Frage geftellten Aenderung der Steuergefehgebung auf die unbefangene Abwä— 
gung der relativen Vorzüge und Nachtheile der verfchiedenen Befteuerungsarten haupt: 
ſächlich ankommen. 
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Die der Mahl: und Schlachtſteuer zur Laſt gelegten Uebelſtände laſſen fi, wenn einſt⸗ 
weilen von der unverhältnißmäßigen Belaſtung der ſtaͤdtiſchen Bevölkerung und inöbefondere 
der weniger wohlhabenden Einwohnerklaffe abgejchen wird, hauptſächlich auf folgende vier 
Buntte zurückzuführen: 

1. Die Nothwendigkeit behufs Erhebung der Mahl- und Schlachtſteuer im Innern des 
Landes Steuerlinien zu errichten und dadurch den Verkehr zwiſchen Stadt und Land 
einer Beſchränkung zu unterwerfen. 

2. Die bei der Erhebungsiveife der Steuer niemald völlig zu verhindernden Defraudationen 
und die dadurch veranlafte Temoralifation eines Iheiled der Bevölkerung. 

3. Die Höhe der Hebungötoften. 

4. Die Nothivendigkeit, Die in der Nähe der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 
gelegenen Drtichaften, den ſogenannten äußeren Stadtbezirk, gewiffen Beſchränkungen 
au unterwerfen, wonach die Einwohner faktiidy neben der Klaſſenſteuer aud) durch die 
Mahl: und Schlachtſteuer betroffen werden. 

In allen diefen Berichungen findet zwifchen den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städten, je nad) dem Umfange ihrer Bevölkerung, ein bemertenöwerther Unterſchied ftatt. 
Bringt man, gemäß einer im Jahre 1845 veranlaßten Ermittelung, die am <ıluff e ded 
Jahres IS4H i in unferem Staate vorhandenen mahl= und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte, 
k nad) ihrer Bevölkerung, i in drei Klaſſen, in kleinere Städte mit einer Bevoͤlterung bis zu 

10,000 Seelen, in mittlere Städte mit einer Bevölterung von 10 bis 15,000 Seelen, und in 
größe Städte mit einer Bevölkerung von mehr als 15,000 Seelen, fo fallen in die 
2 — 72 Städte unter 10,000 Einw. ın. einer Gefammtbevölf. v. 459,779 Nöpfen 


17 = bon 10 — 15,000 - ur ⸗ ⸗ 204,918 ⸗ 
1. : 25 = überl5,000 =: : ⸗ - 1,179363 = 


zuſammen 114 Städte mit einer Gefammtbepölferung von 1,844,060 stöpfen. 

In der höchſten Klaſſe ſind Köln und Deutz, Aachen und Burtſcheid, Koblenz und Ehren- 

breitjtein, je zwei nur für eine Stadt gerechnet; werden fie gefondert in Anſatz gebracht, fo 
würden der erften Kategorie nody drei Städte hinzutreten. 


Der durdfchnittlihe Ertrag der Mahl: und Scylachtfteuer während der drei Jahre von 
1847 bat in den Städten | 


ad pro Jahr > 2 de ober — den aa ber — Thl. 12 Sgr. Pf. 
— 49 -⸗15 2: 2% 


m. ⸗ — EEE u 2 ⸗ a a ER Be 
zufammen 3,135,673 Thl. oder auf den Kopf der Bevölferung 1Thl. 21 Sar. — 


betragen. ‚E8 reichten demnad zur Erhebung eines Betrages von mehr als 2,000 000 
Thalern 25 Steuerlinien aus, während in 72 anderen, von dem Lande gefonderten Städten 
noch nicht ein Drittel jener Summe auftam. 


Was den oben unter 2 berührten Llebelftand betrifft, fo hat die Zahl der im Laufe des 
Jahres 1844 zur Entdeckung getommenen Mahl: und Schlachtſteuer-Kontraventionen in alten 
mahl⸗ und fdylachtiteuerpflichtigen Städten zufammengenommen 9,210 betragen, fo daß auf 
je 200 Einwohner der im engeren Stadtbezirke wohnenden Bevölferung cine Kontraben: 
tion fällt. Bon diefen Stontraventionen (die übrigens nur zum Iheil in eigentlichen Defrau— 
den, zum andern Iheil in DOrdnungswidrigkeiten der Gewerbtreibenden beftchen) vertheilen 
fid) auf die Städte 

ad 1. 3,855 oder je eine Kontravention auf 119 Einwohner. 
1. 15 33 = : ⸗ : 133 s 
: M. 3817 Fe .' : 309 ⸗ 

Noch größer ftelft fidy der Unterfchied heraus, wenn Das Verhältnif der Kontrabentionen 
nit nad) der Zahl der Einwohner, fondern nach dem Ertrage der Steuer berechnet wird; 
es fällt dann je eine Kontravention in den Städten 

ad I. auf 170 —* eig 
: U. = 202 
: M. = 569 = : 
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Die Koften, welche Die Hebung der Mahl- und Schlachtſteuer verurfacht, laffen fid) 
nidyt ganz genau angeben, weil die zur Erhebung diefer Steuer erforderlichen Beamten und 
Yofalien theilweife auch zu anderen Geſchäften der indireften Steuerverwaltung benutzt wer: 
den. Nach einem ungefähren, im Ganzen als richtig anzunchmenden Ueberſchlage belaufen 
fi) diefelben in den Städten 


ad. anf 121,498 SH u. themen 60 bon d. ezen 655,479 Sl. in — 18,53 Pro3- 


- 1. I, x x e Zi 18,549 ⸗ 15,66 ⸗ 
- II. = 189,402 2 ⸗ ⸗ ⸗ 2171,645 e = ⸗ 8,72 £ 


zufamm.auf359,241 Ihr. u. EN von d. Ertrage v.3,135,673 Thl. in Anfprud) l 1,46 Bro}. 
Zieht man von dem früher angegebenen Kruttoertrage der Mahl- und Scyladhtiteuer 
für den Kopf der in dem engeren Bezirke der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 

wohnenden Bevölkerung die Auflicdtö- und Erhebungöfoften ab, fo bleibt für die Städte 
ad I. von dem EN —= 42 Sgr. 9 Pr netto 34 Sgr. n Hi 

:- 1. =: = 45 ⸗ 38 ⸗ 

- IM. : 5 x — 55 ⸗ a. ⸗ 50 — 
von dem durchſchnittlichen Bruttoertrage = 51 Sgr. —Pf. netto 45 Sgr. 2Pf. 
Was endlich den vierten der oben erwähnten Uebelftände betrifft, fo verhält fid) bei den 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten die im halbmeiligen Umtreife derfelben, dem foge- 


nannten dußeren, der Klaffenfteuer unterworfenen Bezirke wohnende Bevölkerung zu ber in 
dem engern Stadtbezirke vorhandenen Einwohnerfchaft bei den Städten der 


1. Stlaffe (kleinere Städte) wie 216,912: 459,779 oder wie 1: 2,12 | 


N. = (mittlere = ) = 65,129 : 204918 = = 1:315 
DI. = (größere = ) = 142,005: 1,179,363 = = 1:830 


zufammen tie 424,046 : 1,844,060 oder wie 1: 4,35 
Es beſteht alfo auch bier ein großer Unterfehich zwiſchen den Eleineren und den größe: 





ren Städten. 

Daß außer der Zahl der Einwohnerſchaft noch viele andere Umftände, Gefchloffenheit 
der Städte, geringere_oder größere Wohlhabenheit der Bevölkerung, Garnifonen u. ſ. w. 
auf den Ertrag der Steuer, die Zahl der Nontraventionen u. f. w. einwirken, daß einzelne 
der Heineren Städte fir fich genommen beffere Refultate geben ald manche ftärter bevölterte, 
bedarf wohl faum der Erwähnung. Das aber geht aus den vorftehend aufammengeftellten 
Thatſachen klar hervor, daß die vortheilhaften finanziellen Refultate der Mahl: und Schlacht⸗ 
ſteuer vorzüglid) bei den größeren Städten ſich ergeben, und daß außerdem die mit jener 
Steuer verbundenen Mipftände in übertiegendem Maafe bei den fleineren Städten her- 
vortreten, daß alfo bei den letztgedachten Städten aus einem doppelten Grunde auf die Bei— 
behaltung der Mahl: und Schlachtſteuer weniger Gewicht zu legen ift. Während bei den 
größeren Städten die in dem äußeren Stadtbezirte wohnende Bevölkerung noch nicht ein 
Achtel der in dem engeren Stadtbezirke wohnenden Bevölkerung beträgt, größere Städte 
aud) ihrer nädhften Umgebung mannigfadye Bortheile gewähren, welche einen reichlichen 
Erſatz für die Ungleichheit der Beſteurung bieten, erreicht bei den kleineren Städten ohne 
einen ſolchen Erſatz die Hrn des äuferen Stadtbezirkes beinahe die Hälfte von 
der de& inneren Bezirkes. Während bei den Heineren Städten die Hebungskoſten 18,53 Pros 
der Einnahme in Anfpruch. nehmen, reichen bei den größeren Städten 8,72 Bros. bin, mweldye 
wegen der von den Städten für die miter bobenen Kommunalzufchläge zu leiftenden Beiträge 
ſich für die Staatokaſſe noch vermindern und die Hebungskoſten der direkten Steuern, wenn 
bei letzteren noch ein Betrag für Ausfälle und Nemiffionen in Anfag gebracht wird, kaum 
überſteigen. Während endlich die Zahl der Zuwiderhandlungen gegen die Veſummungen 
des Mahl- und Schlachtſteuer-Geſetzes, ſowohl im Verhältniß zur Bevölkerung der mahl⸗ 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte, als noch mehr im Verhältnif zum Geldertrage der Steuer, 
ebenfalld bei den größeren Städten geringer, als bei den kleineren ift, geftalten ſich die finan- 
ziellen Refultate Bon überiviegend zu Gunften der größeren Städte. 

Im Jahre 1820 waren es hauptfächlicdy finanzielle Nüdfichten, weldye ed nothwendig 
machten, die Mahl: und Schlachtſteuer jo ziemlid) in allen Städten einzuführen, in weldyen 


— 
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deren Erhebung nicht auf ungewöhnliche Schwierigkeiten ſtieß. Seitdem find mehrere Diefer 
Städte zur Klaffenfteuer übergegangen; inöbefondere iſt feit dem Jahre 1844, wo bereitd 
die Städte Grünberg, Goldberg und Herford ausgeſchieden find, noch für Die Städte Idunh, 
Rügenwalde, Swinemünde, Lauban, Arnsberg, Bielefeld, Hamm und Yülidy die Einführung 
der Klaffenfteuer genehmigt worden, fo daß von den oben erwähnten 72 Heineren mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städten nur nody in 64 Städten die Mahl: und Schlachtſteuer bei- 
behalten worden ift. Auf diefem Wege würde ‚jedenfalls, aud) wenn für die größeren Städte 
die Mahl- und Schlachtſteuer beibehalten würde, noch erheblich weiter fortzuſchreiten ſein; 
allerdings aber würde auf diefem Wege für die übrig bleibenden Städte die Beſchwerde, 
daf die ftädtiihe Bevöfterung durd die Mahl: und Schlachtſteuer unverhältnißmäßig be: 
laftet, und inöbefondere der weniger wohlhabende Iheil derfelben zu fcharf herangezogen 
werde, immer nidyt gehoben werden, bier vielmehr die gewünſchte Abhülfe nur durch völlige 
Aufhebung der Mahl: und Scylachtiteuer zu gewähren fein. Es wird daher eine nähere 
Prüfung diefer Beſchwerde von porzüglicher Bedeutung fein. 
Die Lebenöbedürfniffe, auf welchen die Mahl: und Schlachtſteuer laftet, find Brod und 
—5*— Nur beim Brod findet eine Abſtufung in der Art ſtatt, daß alles Mahlgut aus 

eizen mit einem viermal höheren Steuerfage — 20 Sar. für den Zentner belegt ift, ald 
dad Mahlgut aus anderen Körnerfrüchten — 5 Sgr. für den Zentner. — An Schladht- 
ftener aber wird durchweg von allem geidylachteten Rindvieh, Schafen, Ziegen und Scyweinen, 
mit Einfchluß der Kälber, Lämmer und Ferkel, 1 Ihlr. pro Zentner entrichtet. Daß dur) 
diefe Belaftung der erften Lebensbedürfniſſe die ärınere Voltsklaffe unverhältnißmäßig hart 
betroffen werde, ift unter allen gegen die Vlahl: uud Schlachtſteuer gerichteten Klagen ohne 
Zweifel die getvichtigfte, aber aud) zugleidy diejenige, bei deren Begründung nicht jelten die 
richtige Einficht in die Wirkungen einer Verbrauchsſteuer vermißt wird, und ſcheinbare Härten 
für wirkliche gehalten werden. Wie oft muß man nidyt die Klage hören, daf in den mahl- 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten der Arme, welcher auf fremde Wohlthaten angewieſen 
ift, nicht, wie in den klaſſenſteuerpflichtigen Orten, von aller Steuer befreit bleibt, fondern 
die kärglichen Biffen, die ihm zugetheilt werden, noch verfteuern muß! Dennod) lehrt die 
Erfahrung, daß die Armen den Aufenthalt in den größeren mahl und ſchlachtſteuerpflichti— 
gen Städten keinesweges meiden, und der Erklärungögrund für diefe Erſcheinung liegt darin, 
daß bei der Unterftügung des Armen auf das Bedürfniß zur Beftreitung des Vebendunter: 
halts Rüdficht genommen, und die Berneffung diefes Bedürfniffes durch die Sitte und durd) 
die für wohlthätige Zwecke verwendbaren Mittel beftimmt wird, wobei die Gründe, welche 
den Preid der unentbehrlihen Lebensmittel beftimmen, nicht einzeln zu unterſcheiden find; 
wie aus gleicher Urſache nicht zu behaupten ift, daß etwa in den Gegenden, in welchen 
das Getreide regelmäßig höher im Preiſe fteht, ald in anderen, deöhalb den Armen eine 
färglichere Unterftügung zu Iheil werde. 

Bei jeder feit längerer Zeit beftehenden Verbrauchsſteuer haben fidy mehr oder weniger 
die Verkehrsverhältniſſe nach derſelben gerichtet und eine Ausgleichung bewirkt, wonach die 
Laſt der Steuer nicht gerade auf dem ruhen bleibt, welcher das fteuerpflichtige Objekt ver: 
zehrt. Um die Meberbürdung der ärmeren Vollotlaſſen durch die Mahl- und Schlachtſteuer 
darzuthun, reicht daher keinesweges das einfache Rechenexempel hin, daß man veranſchlagt, 
wie viel Pfunde Brod und Fleiſch beziehungsweiſe eine Tagelöhnerfamilie und die Familie 
eines reichen Mannes verzehren, ferner welcher Steuerbetrag für dieſe Verbrauchsgegen⸗ 
ftände in den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten zu entrichten iſt, wo dann das 
Mißverhaältniß in der Beſteuerung beider Familien ſchon dadurch für eripiefen gehalten wird, 
daß dieſe Steuerbeträge, auch wenn bei dem Reichen der bedeutend ſtärkere Verbrauch an 
Fleiſch und die Konfumtion des dem Gewichte nach vierfach höher belaſteten Weizenbrodes 
vollſtändige Berüctfichtigung finden, der relativen Steuerfraft jener Familien allerdingd 
nicht entfpredhen werden. Denn derjenige, welcher eine Steuer zu zahlen hat, iſt nicht 
ſchon Deöhalb auch der, weldyer die Laſt der Steuer zu tragen bat, indem jeder, der zunächſt 
von der Steuer betroffen wird, die Yaft der letzteren bald mit mehr, bald mit weniger glüd- 
lidyem Erfolge auf Andere zu hnälgen verfucht. Bei der Mahl- und Schlachtfteuer fann kein 
Zweifel darüber ebwalten, daß Bäder und Schlädhter, welche gewöhnlich Die Steuer zunächſt 
entrichten, diefelbe nur vorſchießen, indem die Steuer nur die Wirkung eines feſten, unver⸗ 
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änderlihen Beftimmungsgrundes für den Preis der von ihnen verfauften Maaren hat. 
Auch das kann nicht wohl zweifelhaft fein, dag das Gefinde, welches ſich in der Pflege der 
Herrichaft befindet, durch die Steuer nicht benachtheiligt wird. Zweifelhafter wird dies fchon 
bei den Tagelöhnern, welche felbit ihre Beköſtigung übernehmen, weil hier ſchwieriger nad) 
zuweiſen ift, daß bei Feſtſtellung des Arbeitslohnes, auf welchen fo mannigfache Umftände 
einwirken, Die Steuer Berüdfichtigung gefunden habe, dem Arbeiter in dem erhöhten Arbeitö- 
(ohne ein völliger oder theilweifer Erſatz der Steuer zu Gute ache. Gleich nady der Einfüh⸗ 
rung der Mahl- und Schlachtſteuer in einer dieſer Steuer nicht unterworfenen Stadt würde 
anfangs das volle Gewicht der neuen Abgabe einen jeden Konſumenten, alſo auch die auf 
den Arbeitslohn angewieſene Einwohnertkläſſe bei dem Verbrauche der beſteuerten Gegen: 
ftände treffen, indem der Arbeitslohn nicht fofort mit Rückſicht auf die Steuer ſich verändern 
wird. Daß aber zu den Umftänden, welche die gegenwärtige Höhe des Arbeitslohnes in den 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten beſtimmt haben, auch die durch jene Steuer 
bewirkte Erhöhung des Preiſes für Brod und Fleiſch igewirtt bat, läßt ſich wohl annch- 
men, und gerade diefe Erhöhung des Arbeitölohnes ift von den Ständen der beiden Pro⸗ 
vinzen Preußen und Weſtphalen, welche auf dem legten Provinzial: Landtage Die unbedingte 
Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer beantragt haben, ausdrücklich ald ein gegen dieſe 
Steuer geltend zu machender Grund hervorgehoben worden. Aber audy bier ergiebt die 
Erfahrung, daß die vermeintlich, erfchtverte Arbeitöfonturrenz ein gleihmäßiges Worfchreiten 
der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte mit dem platten Lande nicht behindert hat. 
Die ſtatiſtiſchen D Daten über die Zunahme der Bevölkerung in den mahl- und ſchlachtſteuer— 
pflidytigen Städten und in den übrigen Iheilen des Landes stellen vielmehr heraus, daß mit 
Ausnahme der Provinz Preußen, in welcher auf eben fo natürliche, ald im wohlverftandenen 

Antereffe des Landes erwünſchte Weife eine fehr überwiegende Vermehrung der ländlichen 
Bevölkerung ftattgefunden hat, in den mahl- und fchlachtfteuerpflidhtigen Städten die Be: 
völferung vom Schluſſe des Jahres 1819 bis zum Scyluffe des Jahres 1843 ſich nod) 
etwas ftärker ald im übrigen Iheile der Monardyie vermehrt hat. Ob etwa beim Wegfall 
der Mahl: und Schlachtſteuer eine noch ftärfere Vermehrung eingetreten fein würde, muß 
freilidy dahingeftellt bleiben, fo wie überhaupt für die Annahme, daß dem Tagelöhner, dem 
Handiwerfögefellen. u. ſ. w. wegen der Mahl⸗ und Schlachtiteuer in den mahl: und ſchlacht 
ſteuerpflichtigen Städten ein erhöhter Arbeitslohn zu Gute gehe, allgemein zuttef— 
fende Gründe nicht wohl geltend zu machen find, weil es zur Beurtheilung der Wirkungen 
einer beftimmten Steuer und unter gegebenen Rerhältniffen der forafältigften Erforſchung 
aller durch dieſelbe bedingten Erſcheinungen bedarf. Wenn am Schluſſe des Jahres die von 
den Steuerkaſſen abgelieferten Beträge zuſammengezählt werden, welche für Verſteurung 
von Mahlgut und von Schlachtvieh erhoben worden find, fo kann nrit völliger Gewißheit 
die Summe bezeichnet werden, welche aus den Taſchen der Privatleute in die Staatskaſſe 
übergegangen iſt, ſoll aber gefagt werden, aus welchen Taſchen und zu welchem Antheile aus 
den verſchiedenen Taſchen die Summe aefloffen ift, fo fehlt cö der Steuerverwaltung zu 
einem foldyen Kalkül in eben dem Maafe an pofitiven Grundlagen, ald das Beſtreben diefer 
Nerwaltung aus andern und überwiegenden Gründen dahin gerichtet bleiben muß, zur Be- 
quemlichkeit der Steuerpflidhtigen das Geſchäft des eigentlichen Steuerzahlend und Die 
zur Sicyerftellung diefer Verbindlichkeit erforderlichen Kontrolen auf eine möglichſt geringe 
Zahl von Individuen beſchränkt au feben. 

Eben hierin aber beftcht ein nicht gering anzufchlagender Vorzug der indirekten vor Der 
direften Steuer, indem die größere oder geringere Laſt einer Abgabe keineswegs lediglich 
durd) den u entrichtenden Geldbetrag, fondern weſentlich auch durd die Art und Weiſe der 
Erhebung bedingt wird. Bei der indirekten Steuer, fowohl der an den Grenzen des Yandes, 
ald, obwohl in minderem Maaße, der an den Thoren der Städte erhobenen, wird die Steuer: 
enfrichtung von wenigen Gewverbetreibenden übernommen, der Konfument entrichtet die 
Steuer in dem Preife der befteuerten Waare, und zwar nur dann und nur in foweit, ald 
er die Waare verbrauchen till und die Mittel zu ihrer Anſchaffung befigt: der Mbtrag der 
Steuer erfolgt in kleinen Naten, ohne daß der Steuerpflichtige ‚mit der Steuerbehörde au 
verfehren bat, ja obne daß er fich der Steuerentrihtung nur einmal deutlidy bewußt wird, 
indem die Steuer nur ein Fattor in den Beftimmungsgründen für den Preis der betroffenen 
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Waare wird. Die Einwirkung dieſes Fattors liegt aber nicht klar vor, und iſt vorzüglich 
dann weniger zu erkennen, wenn die Steuer im Verhältniſſe zum Hreiſt der Waaren ſo 
niedrig normirt iſt, daß die auf anderen Gründen beruhenden Schwanfungen im * 
beträchtlichere Unterſchiede in der Höhe des letzteren ergeben, als die Steuer zur Folge haben 
kann. Dies gilt namentlich von den Getreidepreiſen, welche in Folge günſtiger oder ungün— 
ſtiger Ernten ſo erheblichen Aenderungen unterliegen, daß dagegen ſchon eine nicht unbe— 
trächtliche Verbrauchsſteuer in den Hintergrund gedrängt wird. Die berhältnigmäßige Leich⸗ 
tigkeit, womit Verbrauchsſteuern erhoben und getragen werden, hat dieſelben ſchon in frühen 
Zeiten empfohlen und hat deren Erhebung in fait allen Guropäifchen Staaten veranlaft. 
Selbft dasjenige Yand, in weldyem das direfte Steuerweſen die größte Ausbildung und 
Uniformität erlangt hat, Frankreich nämlich, hat die indirekte Befteuerung des ftädtifchen 
Verbrauchs, dad Oftroi, dic droits d’entree, nicht entbehrlich gefunden, und geftattet c6, 
daf in den größeren Städten dad auf denfelben laftende Kontingent an Berjonal- und Mo- 
biliarfteuer aus dem Auftommen des ftädtiihen Dktroi zur Staatöfaffe abgeführt wird. 

Die unmerkliche Art, in welcher beim Ankauf von Brod und Fleiſch in dem Preiſe Diefer 
Maaren die Mahl: und Schlachtſteuer entrichtet wird, ift aber nicht etwa ein blos der 
Staatöfaffe zum Nutzen gereichender Vortheil. Es ift für den Steuerpflichtigen, wenn von 
ihm I Thlr. durch eine gewiſſe Steuer erhoben werden foll, keineswegs gleichgültig, ob er 
dieſes Thalers wegen zwölfmal im Jahre ſich zur Steuertaffe begeben, den hiermit, nament- 
lich in großen Städten, verbundenen Zeitverluft tragen und ob er den monatlid) zu zahlen: 
den Betrag immer pünktlich bereit halten und Deöhalb regelmäßig zurüdlegen muß, oder ob 
diefer Betrag von ihm auf andere Veranlaffung und in unmerklichen Raten erhoben wird, 
Unter Umftanden kann vielmehr die mit der Entrihtung der Steuer verbundene Mühwal— 
tung nicht minder hoc) ald der Steuerbetrag jelbit anzuſchlagen ſein. 

Wenn es nicht unnöthig erſchienen iſt, bei einer in ihrer gegenwärtigen Einrichtung ſeit 
mehr als 26 Jahren beſtehenden Steuer, die ſich in vielfacher Beziehung als eine zweck⸗ 
mäßige Einnahmequelle bewährt hat, aud) ihrer Vorzüge zu gedenfen, fo ſoll damit feined- 
wegs in Zweifel gezogen werden, daß durch Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer und 
Erſetzung derſelben durch die Klaſſenteut den weniger wohlhabenden Einwohner Hafjen i in 
den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten eine bedentende Erleichterung in der Steuer: 
laft zu Iheil werden würde. Weiter oben ift bereitö hervorgehoben worden, daß diefe 
Steuer die Wirkung eines feſten Faktord in den Beftimmungsgründen für den Preis von 
Brod und Fleiſch hat. Nach Wegfall dieſes Fattoro, nach Beſeitigung des zu dem ſonſtigen 
Preiſe von Getreide und Schlachtvieh in den Städten erhobenen Steueraufſchlages werden 
ſich, ähnlich wie bei einer durchgängigen Verminderung der Produttionskoſten für Getreide 
und Schlachtvieh, die Preiſe von Brod und Fleiſch ſicherlich ermäßigen, wenngleich dieſe 
Ermäßigung nicht überall ſofort und merkbar hervortreten wird, da der Preis von Brod 
und Fleiſch cben fo, wie der Preis von allen Fabrikaten, nicht immer und nicht unmittelbar 
allen Schwankungen in den Preiſen des Rohſtoffes folgen fann, während deffenungeadytet 
der dauernde Preis durch den Preis des Rohſtoffes weſentlich bedingt ift. Daß aber der 
Steuerbetrag, welchen feither in dem erhöhten Preiſe von Brod und Fleiſch die ärmeren 
Volksklaſſen in den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten, beiſpielsweiſe eine Arbeiter— 
familie von Dann, Frau und drei noch nicht erwerbsfähigen Kindern, indireft zu entrichten 
haben, um ein Anfehnliches den Betrag überfteigt, welcher im Wege der Klaffenfteuer von 
einer solchen Familie einzuziehen fein würde, ift mit in Abrede zu ftellen. In den mahl- 
und fclachtiteuerpflichtigen Städten beträgt die eigen: und Roggenfonfumtion durchſchnitt⸗ 
lich etwa 320 Pfund oder nahe 3 Zentner pro Kopf (darunter etwas weniger als ein Drittel 
Weizen und etwas mehr ald zwei Drittel Noggen), und die Fleiſchkonſumtion durchſchnittlich 
etwa 80 Pfund auf den Kopf. Die durdyichnittlihe Konfumtion einer Arbeiterfamilie läßt 
fid) nun zwar nicht mit Beſtimmtheit angeben, aber wie geringe man aud) deren Verzehr 
an Fleiſch, entweder als unmittelbares Nahrungsmittel oder doch zur Zubereitung und et: 
tung der Speifen veranſchlagen, und dem jedenfalld geringen Verbrauch an Weizen außer 
Betradyt laffend, nur den Hrdarf an Noggenmehl’ in Rechnung ſtellen mag, ſo hat eine 
ſolche Arbeiterfamilie immerhin fdyon mehrere Thaler an Steuer zu zahlen, während fie an 
Klaſſenſteuer nur 1 Ihr. zu entrichten brauchte. 
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Noch weniger ald die eventuelle Erleichterung der ärmeren Einwohnerflaffen läßt ſich 
dad in Zweifel ziehen, daß die Städte feither durd) die Mahl- und Schlachtſteuer ſtärker 
ald das platte Yand durdy die Klaffenfteuer belaftet worden find. Die letztgedachte Steuer 
hat nady dem Durdyfchnitte der drei Jahre 181%, — welche Jahre hier zur Gegenüber: 
ftellung mit den Mahl: und Schlachtſteuer-Berechnungen aus demfelben Zeitabjchnitt gewählt 
werden — jährlidy die Summe von 7,271,324 Ihlr. ergeben. Vertheilt man diefen Betrag 
auf diejenige Bevölkerung, welche am Schluffe ded Jahres 1843 in den klaſſenſteuerpflich— 
tigen Orten ſich aufbielt, nämlid auf eine Ginwohnerzahl von 13,292,719 Köpfen, fo ift 
der Bruttoertrag nicht ganz 16 Sar. 5 Pf. auf den Kopf. Während deffelben Zeitraumd 
hat die Mahl- und Schlachtiteuer jährlich 3,135,673 Ihlr., oder auf den Kopf der in den 
mabhl= und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten vorhandenen Bevölkerung von 1,544,060 Ein: 
mwohnern 51 Sgr. aufgebracht. Es darf num zwar nicht überfehen werden, daß den ungleich 
höheren Ertrag der Mahl- und Schlachtſteuer keineswegs allein die Einwohner der mahl- 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte entrichtet, fondern daß zunächſt auch die Bewohner der 
äußeren Stadtbezirke (deren Zahl ſich am Schluſſe des Jahres 1843 auf 424,026 Köpfe 
belief), da fie ihren Bedarf an Brod und Fleiſch größtentheils aus der Stadt felbft entneh- 
men, und außerdem die in Zahlen nicht zu ſchätenden Fremden, welche ſich zeitweife in den 
Städten aufhalten, imgleichen die Einwohnerfchaft der Umgegend, welche vielfady friſches 
Fleifh und Weizengebäd aus den grökeren Städten entnimmt, zu dem Auffommen an Dahl: 
und Schlachtſteuer beigetragen haben. Auch ift zu erwägen, daß die Klaffenfteuer in den 
mahl= und fchladhtiteuerpflicytigen Städten wegen der größeren Wohlhabenheit der ftädti- 
fhen Bevölkerung einen höheren Durdyichnittöertrag auf denstopf als in den feither Haffen- 
jteuerpflichtigen Ortſchaften ergeben würde. Aber die vollftändige Berückſichtigung aller die: 
fer Berhältniffe wird ſchwerlich zu dem Schluſſe berechtigen, daß die Bevölkerung der mahl- 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte durd) die Mahl: und Schlachtſteuer nicht ftärfer belaftet 
fei, ald die Bewohner des platten Landes durch die Klaffenfteuer. 


Mag man indefien die Unverhältnigmäßigfeit in der Belaftung der ftädtifhen Bevölke— 
rung und insbefondere der weniger wohlhabenden Ginwohnerflaffen mehr oder meniger 
body anfchlagen, mag man glauben, daß die mit Beibehaltung der Mahl- und Schlacht⸗ 
fteuer verbundenen Mißſtände hinlänglich durd) die praktiſchen Vorzüge diefer Steuer auf 
gewogen werden, fo wird immerhin zugeftanden werden müffen, daß eine Steuer, abgefchen 
von ihren wirtlihen Mängeln oder Vorzügen, unter Umftänden nicht mehr als weämäßig 
betrachtet werden kann, fobald diefelbe tberall der Ungunft des Publikums begegnet, fo 
bald in derfelben von wohlmeinenden Männern aller Einwohnertlaffen eine Ungerechtigkeit 
oder eine Unbilligkeit erblidt wird. Ob dieſes Loos, wie es faft den Anfchein gewinnt, die 
Mahl - und Schlachtſteuer betroffen hat, darüber werden die aus allen Provinzen des Lan— 
deö zum Vereinigten Yandtage verfammelten Etände fid) auszuſprechen haben, nadydem fie 
nicht minder die Vorzüge und Nachtheile derjenigen Steuer werden geprüft haben, welche 
bei Erfüllung des Wunfches wegen gänzlidyer Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer 
an deren Stelle treten müßte, um der Staatöfaffe für den Wegfall diefer Steuer Erfah 
zu gewähren. 


Die allgemeine Ausdehnung der Klaffenfteuer auf die feither mahl- und fchladhtiteuer- 
pflichtigen Städte würde hierzu nicht empfohlen werden können. Auf den Kopf der Bevölke— 
rung berechnet, hat die Mahl» und Schlachtſteuer an Bruttoertrag dreifady fo viel gewährt 
als die Klaffenfteuer, und wenn nad) den weiter oben gemachten Bemerkungen jener Ertrag 
theilweife von der Hlaffenfteuerpflichtigen Bevölkerung durd) den Bezug von ſtädtiſchem Brod 
und Fleiſch aufgebracht worden ift, jo würde dod) jedenfalld diefer Beitrag ohne Erſatz für 
die Staatötaffe ausfallen, wenn die Mahl- und Schlachtſteuer in eine direkte, nur auf die 
Einwohuer der Städte befchränkte Abgabe umgewandelt werden follte. 


Wollte man annehmen, daß wegen der größeren Wohlhabenheit der ftädtifchen Bevöl⸗ 
ferung die Klaffenfteuer in den mahl- und fchladhtfteuerpflichtigen Städten einen um die 
Hälfte höheren Ertrag pro Kopf als in den biöher Haffenfteuerpflihtigen Orten ergeben 
werde (eine Annahme, weldye bei underänderter Anwendung der für die Veranlagung der 
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Klaſſenſteuer beftehenden Vorfchriften cher zu hoch ald zu niedrig gegriffen fein möchte *), 
fo würde aud) diefer Mehrertrag die Steuer immer nur auf etwa 25 Sar. pro Kopf ftei- 
gern, alſo nody die Hälfte des Brutto- Auftommend an Mahl- und Schlachtſteuer liefern. 

Die mindere-Einträglichkeit der Klaſſenſteuer würde in den größeren Städten befonders 
dadurd) veranlaßt werden, daß dort die Vorfchriften für die Einſchätzung der Steuerpflidy- 
tigen nicht wohl zur Ausführung zu bringen wären, und daß diefe Vorſchriften nicht hinrei- 

hen können, um die verichiedenen Einwohnerklaſſen verhältnißmäßig zur Steuer heranzu— 
jichen. Man vergegenmwärtige ſich die Verhältniffe von Städten wie Berlin, Breölau, Köln 
u. f. w, und man wird fich überzeugen, wie wenig felbft die höchften Säge der Klaſſenſteuer 
audreihen würden, um die reichen Einwohner verhältnigmäßig zu befteuern, wie ferner bei 
Unbekanntſchaft der Veranlagungsbehörden mit den äußerlich häufig nicht ertennbaren Ver: 
hältniffen der eingelnen Einwohner die Sonderung der leßteren in wenige Klaffen von Will- 
führ nicht frei fein und behufs verhältnißmäßiger Veranlagung der zu erhebenden direkten 
Steuer nur übrig bleiben würde, das Einfommen im Einzelnen zu ermitteln, die Klaſſen— 
fteuer in eine Einfommenfteuer zu verwandeln und inöbefondere die reidyeren Einwohner 
ftärfer heranzuziehen, als dies bei der auf die Verhältniffe der großen Etädte nicht beredy: 
neten Klaſſenſteuer möglich ift. 

Sobald aber in den großen Städten eine Einfommenfteuer ftatt der Mahl und Schlach— 
fteuer eingeführt würde, möchte ſich die allgemeine Umwandlung der Klaſſenſteuer in eine 
Einfommenfteuer faum vermeiden laffen. Denn wenn fchon jest einer der Uebelſtände der 
berichiedenen Beiteuerung von Stadt und Yand darin zu finden ift, daß Diejenigen, welche 
bald in den Städten, bald auf dem platten Yande ſich aufhalten, nicht zu jeder der beiden 
Steuern im richtigen Verhältniffe herangezogen werden fönnen, fo würde diefer Uebelſtand 
bei zwei verfchiedenen direkten Steuern noch gefteigert werden. Der reiche Gutäbefiger bei- 
fpielöweife, welcher auf dem Lande höchſtens 144 Ihaler an Klaffenfteuer zahlt, würde wäh— 
rend feined Aufenthaltes in der Stadt vielleicht das Doppelte und Dreifadye zu entrichten 
haben, ein richtiges Antheilverhältnig aber gar nicht zu ermitteln fein; dadurd aber würde 
die Einkommenſteuer in den Städten bei gleichzeitiger Klaſſenſteuer auf dem Lande die Wir: 
fung einer den reihen Einwohnern für den Aufenthalt auf den Lande bervilligten Prämie 
haben, da die Folge des Umzuges von der Stadt auf das Yand eine bedeutende Herab— 
fegung der Steuer wäre. Ueberhaupt aber müßte, wenn einmal das Prinzip einer direkten 
Grmittelung und Beftenrung des Einkommens für die großen Städte Geltung finden follte, 
dieſes Prinzip überall zur Anwendung gebracht werden, weil die großen Vorzüge der Klaſ— 
fenfteuer in Bezug auf die Einfachheit des Einſchätzungsverfahrens nicht hinreichen würden, 
eine Verſchiedenheit in den Veranlagungsgrundfägen für die Städte und das Yand zu recht: 
fertigen. Auch würde die bei völliger Aufhebung der Mahl: und Scyladhtiteuer nöthig wer: 
dende ftärkere Heranziehung der wohlhabenderen Einwohnerklaffen in den Städten um fo 
mehr aud) auf die reicheren Bewohner des platten Yandes auszudehnen fein, ald ſchon häufig 
Klage darüber geführt worden ift, daß felbit für Die in den feither Haffenfteuerpflichtigen 
Ortſchaften beftchenden Verhältniſſe die Klaffenfteuer in den höhern Sägen nicht immer 
ausreiche, um die wohlhabenderen Einwohner auf eine ihrer Steuerfraft entfpredyende Weiſe 
zu belaften. Endlih muß als eines der wünſchenwertheſten Nefultate und ald wefentlicyer 
Zweck jeder vorzunehmenden Menderung die Befeitigung der bisherigen Verfchiedenheit in 
der Befteurung der Städte und deö platten Landes betrachtet werden. 

Die mit einer allgemeinen Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer verbundene Noth- 
wendigfeit, zur Einführung einer Einfommenfteuer überzugehen, wird bon verſchiedenen 
Seiten gerade alö die wünſchenswertheſte Folge der in Krage ftehenden Aenderung betrad: 
tet. Ohne Zweifel beruht das laute Anpreifen der Eintommenfteuer zum Iheil auf einer 
unvollftändigen Kenntniß ihrer Wirfungen umd der Anordnungen, welde zur Sicherung 


*) Zur na des Ertrageö, welchen die Klaſſenſteuer in größeren Städten gewähren twürbe, 
bieten die in Eiberfeid, Barmen und Crefeld gemachten Erfahrungen feinen genügenden Anhalt dar, 
weil der Regierungöbezirt Düſſeldorf in Folge der für die Rheinbrobinz eingeführten Kontingen= 
tirung der Klaffenfteuer nur einen feinem gegenwärtigen Wohlftande nicht entiprebenden Betrag an 
Klaſſenſteuer aufzubringen hat und namentlich in jenen Städten die Kiaffenfteuer vielfach geringer 
alb nad) den Beſtimmungen des Klaſſenſteuergeſetzes verantagt ift. 
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der richtigen Ermittelung des Einfommend getroffen werden müßten. Es würde eine arge 
Täuſchung fein, wenn man, wie fo viele eifrige Xobredner diefer Form der Beftenerung, der 
Hoffnung Raum gebe, bei einer Einfommenfteuer alle Unbilligkeiten vermeiden, jeden Steuer: 
pflichtigen genau nad) feiner Leiſtungsfähigkeit zur Steuer heranziehen zu tönnen. Denn 
die Fähigkeit, Steuern zu zahlen, ift nicht ausſchließlich von der Höhe des Einkommens ab- 
hängig, fie ift nidyt weniger durch die Höhe der aus diefem Einkommen zu beftreitenden 
nothivendigen Ausgaben bedingt. Zwei Familien, welde ganz gleiches Einkommen befigen, 
haben deswegen nicht gleiche Bedürfniffe. Die Zahl der Kinder, die Kräntlichteit oder Ge— 
jundheit der ‚Familienglieder, der mehr oder weniger theure Wohnort u. ſ. w. begründen 
Verſchiedenheiten, um die man fid) bei Keititellung deö fteuerbaren Einkommenbetrages nicht 
fümmern und deren Nichtberückſichtigung dennody zu Härten führen kann. Ueberdies tritt 
in unferem Staate der Einführung einer nad) dem Einkommen der Steuerpflichtigen bemeſ⸗ 
fenen Steuer nody der befondere Umſtand entgegen, daß hier bereits anderteite Direkte 
Steuern, die Grundfteuer und die Gewerbefteuer beftchen, deren Aufhebung nicht zuläſſig 
ift, und daß ein Widerfprud) darin zu liegen fcheint, neben den, einzelne Zweige des Ein: 
kommens in Anſpruch nehmenden Steuern nod) eine andere Steuer zu erheben, welche alle 
Zweige deö Einkommens treffen und von dem Gefammtbetrage des letzteren entrichtet werden 
ſoll, obihon die Einfommenfteuer allerdings nur eine Erweiterung der ſchon jegt neben jenen 
Steuern beftchenden laffenftener fein würde. Der Haupteinwand vom praftifdyen Stand- 
puntte aus liegt aber in der Schwierigkeit der Einfommmendermittelung, in dem dadurch beding- 
«ten mißliebigen Eindringenindie Vermögensverhältniffe der Einzelnen und in dem durch die Be- 
fteurungsart bervorgerufenen Anreiz zu Steuerhinterziehungen durdy Abgabe unrichtiger 
Erflärungen über die Eintommendverhältniffe. Den überlauten tagen, welche von mandıen 
Seiten über die Demoralifation der Bevölkerung durd) den mit der Erhebung von Mahl- 
und Schlachtſteuer gegebenen Anreiz zu Defraudationen erhoben werden, mödyten vielleicht 
nicht weniger lebhafte Klagen darüber nadyfolgen, daß bei der praktiſchen Ausführung der 
Ginfommenfteuer ebenfallö cin weiter Spielraum für Yug und Trug geöffnet fe. 

Das Gelingen des Verſuches, die mit einer Einfommenfteuer verbundenen praktiſchen 
Schwierigkeiten zu überwinden, ift weſentlich Davon abhängig, ob in der That der Wunſch 
nad) Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer fo groß und jo verbreitet ift, daß man zur 
Erreihung dieſes Zweckes fic im Allgemeinen der Mühe und den Unbequemlichkeiten einer 
Gintommensermittelung gern unterziehen und gewiffenhaft die erforderlichen Angaben über 
dad Einkommen machen werde. So fehr die Staatsregierung ohne diefe Worausfegung Be 
denfen tragen müßte, in die Aufhebung einer feit langen Jahren beftchenden und aller 
Mängel ungeachtet in vielfacher Beziehung ald zwedmäßig bewährten Steuer zu wil 
ligen, fo wenig wird fie unter diefer Vorausfegung Anftand nehmen dürfen, zur Einfüh— 
rung einer Steuer die Hand zu bieten, mit deren Veranlagung, weldye Meinung man aud) 
über ihre fonftigen Vorzüge und Nachtheile hegen möge, unzweifelhaft das feincöweged ge— 
ring anzuſchlagende Nefultat zu erreichen ift, daß die wohlhabenderen Einwohnertlaffen un: 
mittelbar erheblich mehr als feither zur Beftreitung der Staatsbedürfniffe beitragen und daß 
den weniger wohlhabenden Eintvohnerklaffen das Beftreben, fie in ihren Beiträgen thunlichſt 
zu entlaften, in unzweideutiger und augenfälliger Weife fundgegeben wird. Es werden ſich 
daher die nadyftehenden Bemerkungen nicht weiter mit der Frage beſchäftigen, ob? fondern 
nur nod) wie? eine Einkommenſteuer füglid) in Preußen erhoben werden kann. 

‚Hier ift nun zunächſt zu beachten, daß dic durch das allgemeine Abgabengefch vom 
30. Mai 1820 angeordnete Klaffenftener mit einer Einfommenfteuer in fofern verwandt ift, 
alö diefelbe zwifchen einer ohne genaucd Eindringen in die Vermögensverhältniffe der Pflich— 
tigen nidyt auöführbaren Einfommenfteuer und einer die Gefammtmaffe aller Einwohner 
ohne allen Unterſchied gleidy treffenden Kopfſteuer die Mitte halten, und die verfchiedenen 
Klaffen der Plichtigen nad) einer auf wenigen und leicht erfennbaren Merkmalen beruhen: 
den Abftufung befteuern foll. Nachdem durch die Allerhöchfte Ordre von 5. September 1821 
die urfprünglichen Abftufungen für die Steuerbeiträge verdoppelt und auf die in der ganzen 
Monardjie, mit Ausnahme der Rheinprovinz, feitdem unverändert beibehaltenen zwölf Steuer: 
ftufen feftgeftellt worden find, wird die Klaffenfteuer in der Art nad) vier Abtheilungen oder 
Hauptklaffen erhoben, daß für die zu einer und derfelben Hauptklaffe gehörigen Steuer: 
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pflichtigen je nach deren größeren, geringeren ober mittleren Leiſtungöfähigkeit drei ber: 
fhiedene Steuerftufen in Anwendung gebradyt werden. Gemäß der dem Klaſſenſteuer— 
Geſetz zum Grunde liegenden Idee follen fih die Hauptklaſſen nad) vier im Leben her- 
portretenden Klaffen der bürgerlichen Gefellihaft fondern, die ſich in den allgemeinften 
Umriffen für die Bewohner ded platten Landes durch Nittergutöbefiger, Freiqutöbefiker, 
Bauern und Einlieger, für die Städte durch Patrizier, Großbürger, Kleinbürger und 
Schutzverwandte andeuten faffen. Je mehr im Laufe der Zeit bei dem Wachſen des 
Geldreichthums foldye Unterfheidungen ihre felbft früher nur bedingte Bedeutung verlieren, 
defto mehr müffen vor und nad) faſt auöfdylieglidy Die in der Lebensweiſe oder fonft ſich 
äuperlidy fundgebenden Vermögens- und Erwerbverhältniffe als Maßſtab zur Unterord- 
nung in die verſchiedenen Klaffen dienen. Nach diefem Maßſtabe find zu den beiden oberen 
Hauptklaffen der Klaſſenſteuer die reichen und wohlhabenden Eintoohner, zu den beiden 
unteren Klaffen der geringere Bürger- und Bauernftand, fo wie die Tagelöhner und das 
Befinde y ählen. Inöbefondere gehören zur erften Hauptklaſſe (mit den Sätzen von 48, 
96 und 144 Ihlen.) Befiger großer Yandgüter oder überhaupt eined bedeutenden Umfanges 
bon Grundeigenthum, Großhändler, Inhaber von größeren Fabriken, höhere Beamte u. f. to., 
alfo folhe Einwohner, welchen ihr Eintommen, mag daffelbe aus ihrem Vermögen oder 
ihrer Befchäftigung herrühren, eine bequeme und unabhängige Exiftenz gewährt. Zur zwei⸗ 
ten Haupttlaffe (mit den Sägen von 12, 18 und 24 Ihlen.) find die weniger anfehnlichen 
Grundbefiger, deren Grundeigenthum aber von folder Bedeutung ift, daß fie bei deffen 
Bewirthſchaftung ſich hauptfächlidy nur mit der Auflichtsführung befchäftigen und alle ge 
beren Arbeiten dem Gefinde überlaffen fönnen, ferner Kaufleute, Fabrikunternehmer, Mit- 

lieder der Yandeötollegien, Aerzte, Notarien u. f. w. in der Negel zu zählen. Dagegen um: 
Anh die dritte Klaffe (mit den Sägen von 4, 6 und 8 Rthir.) die Bauern und Heinen 
Grundbefiger, welche unter eigener und zwar hauptſächlich mechaniſcher Arbeit ihr Eigen- 
thum bewirtbichaften, Krämer, Handwerker, die geringer befoldeten Staatö- und Gemeine- 
beamten u. ſ. w. Zur vierten Klaſſe endlich (mit den Sägen von 3 und 2 Ihlrn. für den Haus⸗ 
halt, reſp. Thlr. pro Kopf) find die Lohnarbeiter, das gemeine Geſinde und die Tagelöhner, 
fo wie die ganz geringen Grundbefiger und Geiverbetreibenden zu rechnen, welche fid) haupt- 
fählid) vom Tagelohn nähren. Während demnach zu den beiden unteren Hauptllaffen in 
der Regel nur ſolche Einwohner gehören, die fid) durch eigene und zwar überwiegend durch 
mechaniſche Arbeit ihren Unterhalt eriverben, wobei fie in den höheren Stufen durdy den ' 
Beſitz eines Heinen Gutes, eined mäßigen Betrieböfapitalcd u. f. iv. unterftügt werden, ift zur 
Einfhägung in die beiden oberen Klaſſen in der Hegel ein nicht unerheblider Befig von 
Grundvermögen oder von Kapitalien oder von foldyen Fähigkeiten erforderlid), bei deren 
Anwendung cd mehr auf geiftige ald auf körperliche Thätigkeit anfommt. 

Für die beiden unteren Hauptllaffen find fowohl nady unten (in der Arbeitötraft des ge— 
wöhnlichen Tagelöhnerd) ald nad) oben (in dem Beſitz eines fleinen Grund: oder Kapital- 
vermögend, aus deffen Ertrag der Befiger jedody nur bei eigenerThätigfeit für ſich und feine 

milie den nothdürftigen Unterhalt zu erlangen vermag) ziemlid) genau beftimmbare Gräng- 
linien gegeben, innerhalb deren die Abftufungen nad) allgemeinen, der relativen Leiſtungs— 
fähigfeit entfpredyenden, Merkmalen fi) eben fo leicht und angemeffen beftimmen laffen, als 
dagegen die Feſtſtellung des in jeder diefer Abftufungen von dem Kamilienbater erweislich 
erworbenen Einfommeng theild mit Schtwierigkeiten verbunden, theild ungenügend fein würde. 
Erftered weil das Einkommen ftetd am ſchwierigſten da feftzuftellen ift, two daffelbe aus- 
fhließlid) oder hauptfächlidy aus dem Ertrage mehr medyanifcher Arbeiten befteht. Lebteres 
weil hier am wenigften lediglidy das Einfommen für einen richtigen Maßſtab der Leiftungs- 
fähigkeit gelten kann. So leicht es ift, die Zahl der arbeitöfähigen Mitglieder einer Arbeiter: 
familie zu ermitteln und den von jeder arbeitöfähigen Perſon zu erhebenden Steuerbetrag 
an der Hand der Erfahrung un au beftimmen, fo ſchwierig würde es fein, dieſen 
Betrag von dem fpeziell nachweisbaren und befteurungsfähigen Eintommen jeder einzelnen 
Arbeiterfamilie abhängig zu machen. Die Löfung der befannten Streitfrage, wie bei einer 
gewöhnlichen Arbeiterfamilie das fteuerbare Einkommen zu bemeffen, tweldyer Theil ded Ar- 
beitslohnes als ur Friftung der Exiſtenz des Arbeiterd, der alleinigen Peer erfor- 
derlich und mit aller Steuer zu verfchonen fei, twird Die Praxis getroft der Theorie überlaffen 

Erfte Abtheilung. 4 
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bürfen, fobald gegebene Verhältniffe nöthigen, von diefer Kaffe der Bevölkerung denjenigen 
Steuerſatz, melden fie erfahrungdmäßig 4* Ueberlaſtung zu tragen vermag, in Anſpruch 
zu nehmen und von dem Leben und dem Verkehre zu erwarten, daß der Arbeiter bei geftat- 
teter Erwerböfreiheit und Freizügigteit, nad) Aufhebung aller die freie Anwendung der Kräfte 
hemmenden Schranten, im Stande fein werde, von dem Arbeitögeber ſich eben fowohl den 
ihm unmittelbar auferlegten Steuerbetrag, ald die Koften der fonftigen durch die Sitte ald 
unentbehrlidy bezeichneten Zebenöbedürfniffe durch den Arbeitslohn erfegen zu laſſen. Aller: 
dings kann ed nicht die Meinung fein, von denjenigen Einwohnertlaffen, welche nad) den | 
oben angegebenen Kriterien zu den beiden unteren Haupttlaffen zu veranlagen find, im Al | 
gemeinen höhere ald die feitherigen Steuerbeiträge für die Zukunft zu fordern, da vielmehr 
die Abfiht dahin gerichtet fein muß, nur die mwohlhabenderen Einwohnerklaſſen ftärter ald 
biöher heranzuziehen. Eben fo wenig aber wird cd angehen, in demfelben Zeitpuntte, wo die 
Mahl: und Schlachtſteuer aufgehoben und der bedeutende Ertrag diefer Steuer neben dem 
feitherigen Auftommen an Klaffenfteuer durd) direkte Steuern beſchafft werden foll, für die | 
gedachten Einwohnerklaffen beträchtliche Steuerermäßigungen zu gewähren oder garnah | 
dem Vorgange Englandd einen gewiſſen Cintommenöbetrag von der direkten Steuer ganz 
u befreien. Denn es ift nicht zu überfehen, daß die beiden unteren Hauptflaffen der Klaffen- 
uermehr ald vier Fünftel des Geldbetraged aufbringen, und daß inöbefondere von der m: | 
terften Steuerftufe zum Saße von 15 Sar. für die jteuerpflichtige Perſon, fo mäßig auch 
diefer Sat gegriffen ift und fo wenig deffen Erhebung in gewöhnlichen Zeiten Schwierigkeit 
findet, ein größerer Steuerbetrag erhoben wird als von den beiden oberen Haupttlaſſen zu: 
fammen genommen. Es wird daher mit dem in England befolgten Verfahren, wonad alles 
Eintommen bis zu 150 Lftr. (etwa 1000 Thlr.) von der neu eingeführten Steuer befreit 
worden ift, nur in fofern eine Analogie eintreten dürfen, ald auch hier der für den Mehrer: 
trag der aufzuhebenden indirekten Steuer zu gewährende Erfag ausſchließlich den wohlha— 
benderen Einwohnerklaſſen angefonnen wird. 

Wenn aber weder eine ftärkere Belaftung der feither zu den beiden unteren Klaſſen der 
Klaffenfteuer veranlagten Einwohner eintreten, noch denfelben eine umfaffende Steuererleid) 
terung gewährt werben foll, wenn ferner für diefe Einwohnerklaffen den durd das Klaffen- 
fteuer-Gefeh vorgezeichneten Merkmalen von einer fpeziellen Eintommensermittelung fogar der 
Vorzug gebührt, fo erfcyeint es um fo mehr rathfam, für diefe Einwohnerklaffen die völlig 
ausreichenden Abftufungen nad) den äußerlich erfennbaren Bermögensverhältniffen nicht 
durch Spezielle Einfommensermittelungen zu erfegen, welche hier zu twefentlidy ridytigeren Ne: 
fultaten nicht führen könnten und nur dazu dienen würden, durch erſchwerende und für die 
Steuerpflichtigen felbft läftige Formen die Mühewaltung der Behörden zu vervielfahen. 
Mie bedeutend diefe Mühewaltung fein würde, geht einfach aus der Thatſache hervor, daß von 
der geſammten bei Veranlagung der Klaffenftener für das Jahr 1846 in den Haffenfteuer: 
pflichtigen Orten vorhandenen Bevölkerung von 13,668,634 Köpfen, 

wegen Armuth oder fonftiger Befreiungdgründe 
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fletierfrel blehen 055002» 1,103562 = d.i. 808 Progent. 
Von den Steuerzahlenden aber gehören zu den 

beiden unteren Hauptklaſſen „u. 12173254 = 2.1.8905 

zu den beiden oberen Hauptklaſſen ................ 39220 =: di 287 


In den feither mahl- und, fdladhtfteuerpflicytigen Städten würde ſich zwar diefer Pro: 
zentſatz etwas anders ftellen, weil hier ohne Zweifel bei Veranlagung der Klaffenfteuer ſich 
ein höherer Ertrag ergeben und diefer hauptſächlich dadurd herbeigeführt werden wurde, 
daß ein verhältnihmähig größerer Antheil der ftädtifhen Bevölkerung zu den Sätzen der 
beiden oberen Hauptklaſſen zu beranlagen wäre. Immerhin aber fann man annehmen, 
daß auch bei Ausdehnung der Klaffenfteuer auf die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Städte die beiden unteren Hauptflaffen der Steuer zwifchen acht und neun Zehntel der Ge 
fammtbevölterung umfaffen würden. Es ift daher fein geringer Gewinn, wenn für dieſt 
Ginwohnerklaffen die fpecielle Eintommensermittelung vermieden werden kann. 

Es wird fonad) darauf anfoınmen, den Gintommenöbetrag feftuftellen, von welchem ab 
die direkte Ermittelung und Belaftung des Eintommens ftattfinden fol, Eben teil die Ktlaf 


— 
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fenftener nicht nad) den Grundfägen einer Einfommenfteuer zu veranlagen ift, teil bei ihr 
vielmehr die Erforfhung des äußerlich nicht herbortretenden Einkommens ausgeſchloſſen ift 
und neben dem Einkommen aud) die fonftigen Verhältniffe des Steuerpflichtigen au berüd- 
fihtigen find, läßt der vorſchriftsmäßig veranlagte Klaſſenſteuer-Betrag nicht einen zuver— 
läffigen Schluß auf ein beftimmtes Einkommen ded Steuerpflihtigen zu, und es läßt ſich 
für feine Steuerftufe mit völliger Beftimmtheit dasjenige Einkommen bezeichnen, welches 
unter allen Umftänden nur zu diefem und feinem anderen Steuerfage zu veranlagen wäre. 
Es ift deöhalb der Einkommensbetrag, welcher die Scheidewand zwifchen den zur unterften 
Stufe der zweiten und den zur hödhften Stufe der dritten Hauptklaſſe einzufchägenden 
Steuerpflichtigen bildet, nicht fo genau zu beftimmen, daß unbedingt jeder, deffen Einkom— 
men hinter jenem Betrage zurüdbleibt oder denfelben überfteigt, im erften Kalle zu der nie- 
drigeren, im zweiten Falle zu der höheren Stufe der Klaſſenſteuer hätte veranlagt werden 
müffen. Dennoch fteht im Ganzen und Großen der Erfahrungsfag feſt, daß die Klaffen- 
fteuer inöbefondere in den mittleren Stufen zwei bis drei Prozent des Einkommens in An: 
ſpruch zu nehmen pflegt. Zu der unterften Steuerftufe der zweiten Hauptelaffe, zu 12 Thlr. 
für den Haushalt, werden demnad) in der Hegel diejenigen veranlagt, deren Eintommen 
400 bis 600 Thlr. beträgt. Wer aus verpadhtetem Grundeigenthum, von auögeliehenen 
Kapitalien eine reine Zahresrente von 400 Ihlrn. bezieht, wird in der Regel zu 12 Ihlr. 
zu veranlagen fein, wogegen bei gleichem, aber weniger geſichertem Einkommen * ein ge⸗ 
ringerer Klaffenfteuerfag gewählt worden fein wird. 

ALS Auögangdpuntt für die Erhebung einer Einkommenſteuer ift demnach cin jährlicdhes 
Einfommen von mindeftens 400 Ihlen. beftimmt und der Steuerfaß, unter der weiter un— 
ten näher zu begründenden Unterſcheidung zwifchen fundirtem und unfundirtem Eintommen 
dergeftalt in Vorſchlag gebracht worden, daß von dem gedachten Betrage bei fundirtem 
Eintommen 12, bei unfundirtem Einkommen 8 Ihlr., alio beziehungsweiſe der niedrigfte 
Saßtz der zweiten und der höchſte Sat der dritten Haupttlaffe der Klaſſenſteuer zu zahlen 
fein werden. 

Hiernach find die zum Erfag der Mahl- und Schladhtiteuer und der feitherigen Klaffen- 
fteuer in Vorſchlag zu bringenden neuen Steuern zu fondern: 

a) in eine Eintommenfteuer für die Einwohner, deren gefammtes jährliches Eintommen 
die Summe von 400 Ihlrn. beträgt oder überfteigt, 

b) in eine neue, nad) den Säßen der biäherigen ſechs unterften Steuerftufen zu erhebende 
Klaffenfteuer für diejenigen Einwohner, deren jährlicyes Eintommen den Betrag von 
400 Thlrn. nicht erreicht. 

Der Ertrag, welchen die letztgedachte Steuer gewähren würde, läßt fi) ziemlich genau 
veranſchlagen, indem man denfelben für die feither Haffenfteuerpflihtigen Ortfchaften fo 
ziemlich als identifch mit dem biöherigen Auſtommen der beiden unteren Haupttlaſſen der 
Klaffenfteuer annehmen und für die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte nad) dem 
Bevölkerungäverhältniß annähernd ermitteln fann. Dadurch ergiebt id) alddann auch die 
Summe, weldye durch die Einfommenfteuer zu befchaffen ift, da die Einnahmen der Staats: 
faffe in Folge der in Frage ftehenden Steueränderung im Wefentlicyen weder erhöht nod) 
geſchmälert werden follen, alfo dad feither durch die Klaffenftener und durch die Mahl: und 
Schlachtſteuer gewährte Eintommen, nad) Abzug des ermittelten Ertrages der neuen Klaf- 
fenfteuer, durch die Eintommenftener zu deden fein wird. Die hiernach in der Anlage I zuge- 
legte Berechnung ergiebt, daß der Ertrag der neuen Rlaffenfteuer zu ungefähr 7,000,000 Iha- 
lern und der alödann noch durch die Einfommenftener zu befchaffende Betrag in runder 
Summe zu 3,500,000 Ihalern anzunehmen ift. 

Nur die Erfahrung wird zuverläffigen Aufſchluß darüber geben können, welcher Pro- 
zentfah von dem zu ermittelnden Einkommen der wohlhabenderen, mehr als 400 Ihlr. jähr: 
li) begiehenden Einwohner in Anſpruch zu nehmen wäre, um jenen Betrag zu deden. Und 
died nicht allein deöhalb, weil zur Feſtſtellung dieſes Iheiled ded Nationaleintommend ohne 
eine vorhergegangene Veranlagung audreichende Data nicht vorliegen, fondern aud) deöhalb, 

weil zwiſchen dem wirklich —— und dem durch die Einkommenſteuer bei etwaigem 
übeln Willen der betheiligten Steuerpflichtigen erfahbaren, d. h. unzweifelhaft nachzuweiſen⸗ 
den, Einkommen ein im voraus nicht ſicher zu ermeſſender Unterſchied eintreten kann. Es iſt 
4* 
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daher nothivendig, mit Rüdficht auf den für den Staatshaushalt erforderlichen Bedarf eine 
Aenderung des Prozentſatzes vorzubehalten. 

Unter dieſem Vorbehalte erſcheint es zuläffig, für Die zu erhebende Einkommenſteuer 
den Sa bon drei Prozent für fundirtes und von zwei Ken für unfundirtes Einfommen 
in Vorſchlag zu bringen. Zum fundirten Ginfommen find alle Jahreörenten zu rechnen, 
welche aud dem Befige eines unbeweglichen oder beweglichen Wermögend herrühren, zum 
unfundirten Einfommen dagegen alle diejenigen Einnahmen, bei welchen jene Eigenschaft 
fehlt, beifpielöweife Einnahmen aud dem Ertrage eines Gewerbes oder irgend einer Art von 
Gewinn bringender Beſchäftigung, aus Befoldungen und Cmolumenten, MWartegeldern, 
Venfionen und Leibrenten. Wie das Klaffenfteuer-Gefeh überhaupt die Veranlagung nicht 
direkt von dem Eintommen der Steuerpflichtigen abhängig gemacht hat, fo fonnte in dem- 
felben auch nicht ausdrüdlicy eine Unterfheidung zwifchen fundirtem und unfundirtem Ein 
fommen ftatwirt werden. Bewußt oder unbewußt aber ift eine foldye Unterfcheidung aud) 
feither ſchon gemacht worden, indem man bei der Klaſſenſteuer beifpielöweife einen Arzt, der 
ohne Vermögen lediglid) von dem Ertrage feiner Braris leben muß und etwa 1000 Thaler 
einnimmt, —2* unter ſonſt gleichen Verhältniſſen nicht eben fo hoch wie den Kapitaliſten 
eingeſchätzt haben wird, deſſen einzige Mühewaltuug zur Erlangung des gleichen Betrages 
in dem Abſchneiden der Zinskoupons beſteht und wovon, wenn beide die jährliche Einnahme 
von 1000 Thalern jährlich ausgeben, der Erſtere Nichts, der Zweite ſein ganzes Vermögen 
ungefhmälert den Erben hinterläßt. Bei einer Steuer, die lediglich nach dem Einkommen 
bemeffen und bei welcher daher ihrer Natur nad) das für die Leiftungöfähigteit des Steuer: 
pflichtigen nicht minder wichtige Moment der Verwendungen, zu welchen das erhobene Ein- 
fommen nothivendiger oder verftändiger MWeife zu beftimmen ift, feine Beachtung finden 
fann, wird feinenfalld der weſentliche Unterſchied unberüdfichtigt bleiben dürfen, welcher zwi⸗ 
ſchen dem übertragbaren — vererblichen — und dem blos perfönlidyen Eintommen befteht. 
Man wird den Millionär darum nicht ald einen Verſchwender bezeichnen, daß er die Zinfen 
feined Vermögens jährlidy auögiebt, da fein Kapital nicht mur ihm bis an fein Lebensende 
ein gleiches Einfommen ſichert, fondern auch feinen Erben bei gleichmäßiger Benutzung einen 
hinlanglicen Unterhalt gewähren wird. Aber der Sänger, Tänzer u. |. ww. wide leichtiin- 
nig handeln, wenn er die während feiner Glanzgeit reichlich zufließenden Einnahmen für fei- 
nen Jahreöbedarf verwenden wollte, unbetümmert, ob er nad) wenigen Jahren darben und 
dereinft feinen Kindern nur den Anfprud an die öffentliche Wohlthaͤtigkeit hinterlaffen 
werde. Zwiſchen beiden hier bezeichneten Endpuntten liegen eine Venge Zwifchenftufen, ja 
ed wird bei der großen Mehrzahl der Wohlhabenden das Jahreseintommen aus fundirtem 
und unfundirtem Einkommen gemijcht erfcheinen, immer aber die Billigkeit erheifdyen, zwi— 
ſchen beiden Arten von Einkommen einen Unterſchied zu machen, zumal dad dauernder ge: 
fiherte Einfommen in der Regel zugleidy mühelofer erlangt wird. 

Die in Vorſchlag gebrachte Unterfcheidung zwiſchen fundirtem und unfundirtem Eintommen 
wird hiernad) einer weitern Rechtfertigung nicht bedürfen und daher nur übrig bleiben, näher 
darzuthun, daß mit dem, in Anſchluß an das Verfahren bei Veranlagung der Klaffenfteuer, 
borgefhlagenen Sage von refpektive 3 und 2 Prozent die Dedung ded durch die Ein: 
fommenfteuer zu befcyaffenden Betrages von 3,500,000 Ihalern mit einiger Wahrſcheinlich⸗ 
feit gehofft werden darf. Zu deöfallfigen Berechnungen bietet die Klaſſenſteuer, wenigſtens 
für die feither Hlaffenfteuerpflichtigen Ortfchaften, einen ziemlidy genügenden Anthalt dar. 

Nach der Veranlagung für dad Jahr 1846 find in den gedachten Ortſchaften an Haus 
haltungen (zwei Einzeljteuernde einer Haushaltung gleichgeftellt) eingeſchätzt zur 
1. Hauptflaffe und zwar zur 
LER TBB nen: 346 Haus⸗ 

mhiler nn, 1 nnnnn ROESERHERERENN 49,824 Thl. 
2. = = 96 = (u. 120 Thlr. i. d. Rheinprov.) 734 Haus- 

sl SRENRANMERUSFENER ENAREEN SEN IAERRE VERS 71520 — 
3. = = 48 = (u.60u. 72 Thlr.i.d. Rheinpr.) 3,506 Haus⸗ 

hallungen 173,262 = 


SO een gduggge 4,586 Haudhaltung. mit 294,606 Thlr. 
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Transport 4,586 Hauöhaltungenmit .............. 294,606 Thlrn. 
11. Hauptlaffe und zivar zur 
4. Stufe zu 24 Ihlr. (u.36u.30Thlr.i.d. Rheinpr.) 11,142 Haus- 





DOREEN HEHE 277,665 Then. 
Bi 2 EB ee 16,4764 Haus- 
a. 296,577 - 
6. =: = 432 = (ul The. in der Rheinprov.) 49.4594 Haus⸗ 
RT 1 BAUR 600,762 — 
BURITDER. ee 77,078 Haushalt. mit 1,175,004 Ihfen. 
in beiden Klaffen zufammen............. 81,664 Haushalt. mit 1,469,610 Ihlrn. 


Angenommen einmal, daß bei Einführung der Klaffenftener in die feither mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städte die Zahl der hier gu den beiden oberen Hauptklaffen zu ver= 
anlagenden Haushaltungen fid) einfach nad) dem Bevoölterungsverhältniß — zufolge Anlage 
wie 13,668,634 : 1,869,726 — richten würde, fo wären für die mahl- und ſchlachtſteuer⸗ 
pflihtigen Städte nur 11,171 Haushaltungen anzunehmen, welche nach Verhältniß des 
obigen Auftommensd der 81,664 Haudhaltungen etwas über 200,000 Ihlr. aufbringen 
würden. Für die ganze Monardyie würde nad) diefer Unterftellung der Ertrag der beiden 
oberen Haupttlaſſen ſich auf 1,670,000 Thlr. belaufen, alfo noch nicht die Hälfte des durd) 
die Eintommenfteuer zu beſchaffenden Betrages von 3,500,000 Ihirn. erreichen. 

Daß diefe Borausfegung der Wirklichkeit nicht entfpreche, Daß in den mahl- und fdyladht- 
fteuerpflidhtigen Städten der Ertrag der Stlaffenfteuer bedeutend höher ſich herauöftellen 
würde, indem theild dort verhältnifmäßig fehr viel mehr Haushaltungen zu den oberen 
Klaffen zu veranlagen, theild von diefen Hausbaltungen ein relativ größerer Iheil zu den 
höheren Steuerfägen einzuſchätzen wären, wird nicht wohl zweifelhaft erfcheinen fönnen, Aber 
bei Erfegung der Stlaflenfteuer dur eine Einfommenfteuer von 2 — 3 Prozent würde 
aud) in den feither Haffenfteuerpflihtigen Ortſchaften eine bedeutende Mehreinnahme zu 
erwarten fein. 

Für die Klaſſenſteuer ift nach oben in dem gefeglich feſtſtehenden Marimum von 144 Ihlrn. 
jährlidy für den Haushalt eine Schranke gezogen, in Folge deren die Steuer bei den reichten 
Leuten die fonft füglidy zu erhebende Quote des Einkommens nicht mehr in Anſpruch nehmen 
kann. Died hat die weitere Folge, daß vermöge eined nur zu häufig hervortretenden ver— 
meintlihen Billigkeitögefühles der etwas minder reiche Haushalt nur zur zweiten ftatt zur 
erften Stufe, oder zur dritten ftatt zur zweiten Stufe u. f. w. eingefchäßt wird, weil man ed 
vorzieht, die Vergleihung von oben herunter ftatt von unten hinauf eintreten zu laſſen. Bei 
einer Eintommenfteuer, die fih an ein Marimum nicht bindet, fallt diefe unmittelbare und 
mittelbare Ertragöichmälerung weg. Nach der Klaffenftener-Veranlagung für das Jahr 1846 
find zur erften Steuerftufe mit dem gefeglidien Marimum von 144 Ihlrn. jährlid) 
346 Haushaltungen veranlagt. Diefen Sat würden bei einer 3 progentigen Gintommenfteuer 
alle diejenigen zu zahlen haben, deren fundirtes jährlidhed Einkommen fid) auf 4,800 Ihtr. 
beläuft, deren Vermögen alfo etwa 120,000 Ihlr. beträgt. Aller Wahrfcheinlichkeit nad) 
find in den Haffenfteuerpflichtigen Ortichaften bei weiten mehr ald 346 Familien von einem 
foldyen Einkommen vorhanden, unzweifelhaft aber giebt es unter denfelben auch foldye 
Familien, deren Eintommen den Betrag von 4,800 Ihlen. um das fünf: und zehnfadye 
überfteigt, und das Auftommen diefer Steuerftufe würde fidy muthmaßlich felbft dann ſchon 
berdoppeln und verdreifachen, wenn nur die biöher veranlagten 346 Haushaltungen mit dem 
Satze von 3 Prozent ihred Einfommend belaftet würden. Für den Geldertrag ift aber noch 
wichtiger der durchgängige Zuwachs, der aud) in allen anderen Stufen eintreten muß. Wenn 
wir annchmen, daß alle diejenigen, welche feither zur fechöten Stufe der Klaffenfteuer mit 
12 Ihfen. veranlagt worden find, mindeftend ein fundirted Cinfommen von 400 oder ein 
unfundirtes Eintommen von 600 Ihlen. bezogen haben, während diejenigen, welche feither 

ur fünften Stufe der stlaffenfteuer mit 18 Ihlen. veranlagt worden find, mindeftend ein 
—** Einkommen von 600 oder ein unfundirtes Einkommen von 900 Thlrn. bezogen, 
fo liegt ſchon in der durch eine Eintommenfteuer gegebenen Möglichkeit von denjenigen, die 
jegt nur 12 The. zahlen, weil fie nody nicht 18 Thlr. ſteuern durften, beziehungöweife 13 
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14, 15, 16 und 17 Ihlr. zu erheben, eine anfehnliche Ertragöfteigerung. Diefe berechnet 
ſich unter der Vorauöfegung, daß glei) viel Haushaltungen je zu 12, 13, 14, 15, 16 und 
17 Ihr. einzufchägen wären, auf +3, d. i. ungefähr 4 de& biöherigen — dieſer Steuer⸗ 
ſtufe. Unter gleicher Vorausſetzung würden bei der fünften Steuerftufe a 18 Thlr. 1%, 
und bei der vierten Steuerftufe a 24 Ihlr. — wegen der großen Differenz zwiſchen diefem 
und dem nädftfolgenden Steuerfage A 48 Ihlr. — fogar des biöherigen Ertraged 
mehr erhoben werden fönnen. Die Vorauöfegung, daß die zu einer und derfelben Steuer: 
ftufe Eingeſchätzten ſich zu gleichen Antheilen auf die bei der Einkommenſteuer eintretenden 
Zwiſchenſaͤtze vertheilen würden, trifft aber nicht völlig zu, indem allemal auf die unteren 
Zmifchenfäge ein überwiegender Antheil treffen wird. Bei den folgenden Steuerftufen zu 48 
und 96 Ihlen. macht ſich andererfeitd aber ſchon fehr wefentlid) das weiter oben hervorge: 
hobene Moment geltend, daß unter Berüdfihtigung ded mäßigen, für die reichiten Einwoh— 
ner geltenden Satzes die weniger reihen Einwohner nidyt in diejenige Steuerftufe eingefhägt 
werden, wohin fie nad) ihren Erwerb- und Vermögensverhältniffen gehören würden. 

Bis zu weldyem Umfange durd) die vorgefchlagene Einfommenfteuer der Ertrag der 
Klaffenfteuer in den feither flaffenfteuerpflihtigen Ortſchaften aus den vorftehend erörterten 
Gründen überftiegen werden würde, läßt fid) zwar nidyt mit Gewißheit beftimmen, indeffen 
wird man ſich ſchwerlich allzumweit von der Wahrheit entfernen, wenn man die Steigerung 
für alle Steuerftufen zufammen genommen auf die Hälfte des biöherigen Ertraged annimmt 
und demnad) den muthmaßlichen Ertrag der Eintommenfteuer in den feither Haffenfteuer: 
pflicytigen Ortfchaften zu ungefähr 2,200,000 Ihlrn. veranfchlagt. Alsdann werden immer: 
hin noch die mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 1,300,000 Ihr. aufzubringen 
haben, während lediglid) nad) dem Bevölkerungsverhältniß, wie weiter oben bemerft, nur 
200,000 Thlr. und felbft unter Berüdfihtigung der eben in Ausficht genommenen Ertragd- 
fteigerung von 50 Procent nur 300,000 Thlr. auf diefelben fallen würden. Es wird alſo 
dort im Verhältniß zur Bevölkerung die dreifache Zahl von Yamilien bei der Einkommen: 
fteuer fonkurriren und der von der Haushaltung durchſchnittlich aufzubringende Geldertrag 
noch um die Hälfte höher als in den feither klaſſenſteuerpflichtigen Ortſchaften fi) heraus: 
ftellen müffen, um den fehlenden Betrag zu deden. 

Daß died wohl gehofft werden darf, mögen folgende Betradytungen näher darthun: 

Eigentlicher Großhandel kann faft nur von größeren Städten aus betrieben werden, welche 
fegtere mit wenigen, durd) örtliche Verhältniffe gebotenen Auönahmen (Elberfeld, Barmen 
und Krefeld) mahl⸗ uud fchlachtiteuerpflichtig find. Daffelbe gilt von den Fabriken, deren 
Eigenthümer cd der Handelöverhältniffe wegen vorziehen, ihren Wohnfig in den größeren 
Handelsftädten zu nehmen, wenn aud) die eigentlidyen Kabrifationöftätten auf dem platten 
Lande fid) befinden. Mit Nüdficht auf die Verfchiedenheit in dem Umfange und in der Ein- 
träglichfeit der Gewerbe, je nachdem diefe an größeren oder Heineren Orten betrieben werden, 
wird befanntlid) in unferem Staate die Gewerbefteuer in vier Gewerbeſteuer-Abtheilungen 
erhoben, für weldye der für die Mehrzahl der fteuerpflichtigen Gewerbe feftgeftellte Mitteljah 
verfchieden normirt ift. Zu der erften Abteilung mit den höchſten Mittelfägen gehören nur 
die Städte Danzig, Königäberg, Stettin, Berlin, Bredlau, Magdeburg, Aachen, Köln und 
Elberfeld. Mit alleiniger Ausnahme von Elberfeld wird in allen diefen Städten Mahl: und 
Schlachtſteuer erhoben. Auch von den zur zweiten Geiwerbefteuer-Abtheilung gehörigen 
120 Städten find beinahe drei Viertel, nämlidy) 86 Städte, mahl- und ſchlachtſteuerpflichtig. 
Von welcher übertviegenden Bedeutung aber in den zur erften und zweiten Gewerbefteuer- 
Abtheilung gehörigen Städten im Verhältniß zu dem übrigen Theile der Monarchie der 
Gewerbebetrieb ift, mag die Thatſache anſchaulich madyen, daß die dritte und vierte Gewerbe 
fteuer-Abtheilung, obſchon dazu 86,2 Procent der Gefammtbevölterung gehören, nur 
56,2 Prozent von der Gewerbeſteuer aufbringen, und dagegen von den 129 Städten der 
erften und zweiten Abtheilung, welche nur 13,8 Prozent der Bevölkerung enthalten, 
43,8 Prozent der Steuer getragen werden. Inöbefondere bringt die erfte Abtheilung mit 
5,4 Prozent der Bevölkerung 20,8 Prozent der Steuer auf, fie gewährt alfo pro Kopf der 
Bevölkerung ungefähr fehömal fo viel ald die Ortſchaften der dritten und vierten Getverbe- 
fteuer-Abtheilung. Bis auf 18 kleinere mahl- und ſchlachtſteuerpflichtige Städte enthalten 
die letztgedachten Gewerbeſteuer⸗Abtheilungen nur klaſſenſteuerpflichtige Ortfchaften. 
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Die hieraus fhon im Allgemeinen zu zichende Kolgerung, daß die gemwerbtreibende Be- 
völkerung in den feither mahl= und fchladytfteuerpflichtigen Städten einen fehr anfehnlidyen 
Betrag zur Klaffenfteuer zu entrichten haben würde, tritt noch entidyiedener bei näherem 
Banden auf dad Detail hervor. Die Bevölkerung der 8 zur erften Geiverbefteuer -Ab- 
theilung gehörigen mahl= und fchlachtiteuerpflichtigen Städte beträgt nad) der Zählung 
bon 1543 mit 2 Brogent Zuſchlag für den Zuwachs 812,256 Köpfe. Lediglich nach dem 
Bevölkerungsverhältniß berechnet, würden demnad) bier, da nad) der oben zugelegten Berech— 
nung auf die 1,869,726 Köpfe betragende Einwohnerzahl der mahl- und fhladhtiteuerpflid)- 
tigen Städte überhaupt 11, 171 Haushaltungen zu den beiden oberen Hauptklaſſen einzu: 
ſchähen fein würden, nur 4853 Hauöhaltungen zu jener Kategorie gehören. Im diefen 
Städten find aber nach der Gewerbefteuer-Beranlagung für 1846 in der Klaſſe A, nämlid) 
ald Handeltreibende mit faufmännifchen Rechten, 4235 Firmen oder Komtoirs veranlagt, 
welche die gleiche oder, wegen der häufigen Kompagniegefchäfte, vielleicht nod) etwas größere 
Zahl von Haushaltungen umfaffen. Da der niedrigfte Steuerfag für die Klaſſe A in den 
zur erften Gewerbefteuer-Abtheilung gehörigen Städten fid) noch auf 12 Thlr. beläuft und 
da die Getverbefteuer im Allgemeinen dad Einkommen in viel geringerem Grade erfaßt ald 
die Klaffenftener, mithin ein zu 12 Ihlr. Gewerbefteuer veranlagter Gewerbtreibender in der 
Kegel mindeftend denielben Betrag an Klaſſenſteuer zu zahlen haben würde, fo würden wohl 
die eben erwähnten 4238 Haushaltungen faft fämmtlidy zu den beiden oberen Klaffen der 
Klaſſenſteuer zu veranlagen fein. Auch der Handel ohne faufmännifhe Rechte, Klaſſe B der 
Gerwerbefteuer, wird in jenen Städten zum Iheil in ſehr bedeutendem Umfange betrieben. 
In Berlin haben von 7,631 zur Klaſſe B mit dem Mittelfage von 8 Ihlen. gehörigen Ge: 
werbtreibenden 1,265 eine jährliche Steuer von 12 Thlrn. und darüber zu bezahlen, für bie 
übrigen zur erften Gewwerbefteuer-Abtheilung gehörigen Städte ift dieſes Verhältniß aus den 
hier vorhandenen Materialien nicht gleich u ermitteln, man fann aber wohl annehmen, daß 
dort eben fo wie in Berlin (da der Mittelfag und der zuläffige niedrigfte Satz für alle diefe 
Städte derfelbe ift) ungefähr ein Schhötel der Händler ohne kaufmänniſche Rechte 12 Ihtr. 
und darüber entrichten werden. Trifft diefe Vorausfegung zu, fo haben die in den Städten 
Danzig, Königäberg, Stettin, Breslau, Magdeburg, Aadyen und Köln mit Deuß vorhande- 
nen 9,123 Händler ohne kaufmännische Rechte zu ein Sechſtel = 1,520 jährlich 12 Thlr. 
und darüber zu zahlen und es wären alödann dort, mit Einfluß von Berlin, 2,785 Fami— 
lien unter der Klaſſe B der Gewerbtreibenden vorhanden, die bei richtiger Veranlagung der 
Klaſſenſteuer wohl mindeftens 12 Ihlr. zu zahlen haben würden. Hiernach find ftatt der 
4,853 Hauöhaltungen, die in den ofterwähnten 8 Städten nad) dem Bevölkerungsverhältniß 
überhaupt in den beiden obern Hauptklaffen der Klaſſenſteuer einzuſchätzen fein würden, aus— 
ſchließlich aus der Klaſſe der -Handeltreibenden 4,238 und 2,785, oder zufammen 7,023 Haus: 
haltungen zu rechnen. Dazu treten ferner von den fonftigen Gewerbetreibenden gegen 
1,500 Haushaltungen an Gaft- und Schankwirthen, indem in Berlin unter den in der laffe 
C veranlagten 1,726 Gewerbtreibenden fi 627 befinden, welche 12 Ihlr. und darüber an 
Gewerbeſteuer entrichten, und indem nad) demfelben Verhältniß deren Zahl in den anderen 
Städten ſich auf ungefähr 850 belaufen wird. Nidyt minder anſehnlich ift die Zahl der 
Handwerker, welche ihr Gefchäft in bedeutenden Umfange betreiben. Es giebt deren, die 
windeftend 12 Ihlr. an Geiverbeftener zahlen, in Berlin 810 und in den fieben übrigen 
Städten etwa 750, zufammen alfo 1,560 Haushaltungen. Für die Bäder, Schlädyter und 
Brauer, worunter einzelne fehr hoch (in Berlin über 400 au mindeftend 12 Ihlen.) veran- 
fagt find, mag auf die nähere Ermittelung der Zahl der höher Beſteuerten verzichtet werden, 
da die vorftchenden Bemerkungen bereitö zu dem Schluſſe berechtigen, daß in den 8 oft- 
erwähnten Städten [ediglid aus den Gewerbtreibenden über 10,000 Hauöhaltun: 
gen zu den beiden obern Haupttlaſſen der Stlaffenfteuer einzuſchätzen fein würden, alfo mehr 
denn doppelt fo viel ald dafür überhaupt lediglich nad) dem Bevölkerungsverhältniß in 
Anſatz zu bringen wären. Ueberdies find in diefem Ueberſchlage nur diejenigen Gewerbtrei⸗ 
benden, welche eine jährliche Geiwerbfteuer von 12 Ihlen. entrichten, in Anſatz gebracht, gebt 
man weiter auf diejenigen zurüd, die 8 und 10 Thlr. jährlid) zu zahlen haben und wovon 
die Mehrzahl wohl ebenfalls zu dem beiden obern Hauptklaſſen der Klaſſenſteuer zu veran⸗ 
lagen wäre, fo ergiebt fi), daß in Berlin allein zu den gedachten beiden Sägen 
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alfo in diefer Stadt allein nody mehr. ald 4,000 Haushaltungen vorhanden find, und ein 
ähnliches Verhältnig dürfte fid) auch in den übrigen, zur erften Gewerbefteuer-Abtheilung 
gehörigen Städten herauöftellen. Unter Hinzurehnung der für Berlin allein weiter nad): 
gewieſenen Zahl wären ſonach in den 8 ofterwähnten Städten lediglich aud den Gewerb- 
treibenden dreimal fo viel Haushaltungen in die obern Hauptklaſſen einzuſchätzen, ald dafür 
überhaupt nad) dem Bevölterungsverhältniß in Ausſicht zu nehmen fein würden. 


Daß aber nicht allein die Zahl der Haushaltungen, fondern auch der durchſchnittlich von 
der Haushaltun —— Geldertrag ſich weſentlich anders ſtellen würde, läßt ſich 
leicht erweiſen. Nach dem Bevölkerungsverhältniß würden in den mahl- und ſchlachtſteuer⸗ 
pflichtigen Städten überhaupt 627, in den 8 mehrerwähnten zur erſten Gewerbeſteuer⸗ 
Abtheilung gehörigen Städten demnad) 272 Hauöhaltungen zur erften Haupttlaſſe der 
Klaffenfteuer zu veranlagen fein. Der niedrigfte Steuerfag diefer Hauptklaffe beträgt | 
48 Ihlr., während der höchſte Steuerfag in der — Hauptklaſſe (mit Zwiſchenſtufen von 
30 und 36 Ihlrn. in der Rheinprovinz) nur 24 Ihlr. ausmacht. Gewerbtreibende, welche 
36 Ihlr. und darüber an Gewerbeſteuer entrichten, würden bei richtiger Veranlagung der 
Klaſſenſteuer wohl fidyerlich nicht zu dem Satze von 24, fondern von 48 Ihlrn einzufchägen 
fein. Soldyer Gewverbetreibenden giebt ed aber unter den Klaſſen A bis H allein in Berlin 
741, d. h. cd würden in Berlin Iediglid) aus der Zahl der geiwerbefteuerpflichtigen Einwoh: 
ner mehr Haudhaltungen zur erften Hauptklaffe der Klaſſenſteuer zu veranlagen fein, als 
dahin aud allen mahl- und fhladtiteuerpflidtigen Städten und aus allen Einwohner: 
Haffen derfelben zufammengenommen zu rechnen wären. 


Um gleiche Ueberſchläge für die 86 zur zweiten Gewerbefteuer -Abtheilung gehörigen 
mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte zu madyen, find hier die Materialien nicht voll 
ftändig zur Hand. Nur darauf möge hingewiefen werden dürfen, daß in diefen Städten an 
KHandeltreibenden mit faufmännifchen Rechten, für welche Kaffe dort der niedrigfte Gewer— 
beſteuererſatz noch 8 Ihlr. beträgt, 6,516 Familien vorhanden find und daß demnad) ſchon 
allein aus diefer Gewerbefteuer-stlaffe vielleicht mehr Haushaltungen zu den beiden oberen 
Hauptklaffen der Klaſſenſteuer zu veranlagen wären, ald auf jene Städte nad) ihrer Bevöl⸗ 
ferung von 964,579 Köpfen überhaupt mit 5,763 Haudhaltungen fallen würden. 


In den größeren Städten fongentrirt ſich aber nicht allein der umfaffendere Gewerbe— 
betrieb, dort nehmen auch häufig die Rentner ihren Wohnfis, fo wie diejenigen Grundeigen: 
thümer, die auf die eigene Bewirthſchaftung ihrer Grundſtücke verzichtet haben. Ferner wohnt 
dort die überwiegende Zahl der höheren Beamten, wie denn mit alleiniger Ausnahme der 
unlängft zur Stlaffenfteuer übergetretenen Stadt Arnöberg und der binnen Kurzem Dazu 
übergehenden Stadt Hamm, zur Zeit nody alle Städte, in denen die Provinzialverwaltungs⸗ 
und Yuftizbehörden ihren Sig haben, der Mahl- und Scyladhtfteuer angehören. Die in der 
Stadt Arnäberg erfolgte Veranlagung der Klaffenfteuer läßt den Einfluß diefed Verhältniffed 
auf den Ertrag der stlaffenfteuer wahrnehmen, indem dort bei einer Einwohnerzahl von 
4,105 töpfen an Ktlaffenfteuer die Summe von 5,029 Ihlen. auffommen und auf den Kopf 
1 Thlr. 6 Sgr. I Pf. ergeben wird. Diefer den Durchſchnittſaß (16 Sgr. 10 Pf. auf den 
Kopf der Geſammtbevölkerung nad) der Veranlagung für 1846) mehr alö doppelt erreichende 
Betrag fällt mit 2754 Ihlen., d. i. beinahe mit 55 Prozent auf die beiden oberen, und 
mit 2,275 Ihlrn., d. i. mit etwas über 45 Prozent auf die beiden unteren Hauptklaſſen der 
Klaffenftener. ‚Hier bringen demnad) die beiden oberen Haupttlaffen mehr als die Hälfte 
des Geldertrageö auf, während fie im Allgemeinen nod) nicht ein Fünftel des Ertraged ge 
währen. Natürlich wird diefed von den Durchſchnittsverhältniſſen jo bedeutend abweichende 
Reſultat hauptfächlich dadurch —— daß in Mrnöberg die Zahl der Beamten im 
Verhältniß zu der fonftigen geringen Bebölferung fehr überwiegend ift. Von welchem Ein 
fluffe diejed Element anderwärts fein wird, mag aus dem Umſtande entnommen werden, 
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daf die Zahl der Beamten mit einem Gehalte von 400 Thlm. und darüber bei den Ober- 
präfidien und Regierungen, die außer Arnöberg ſämmtlich in mahl- und ſchlachtſteuerpflich— 
tigen Städten ihren Siß haben, fidy auf ungefähr 1300 beläuft und daß deren Gehälter 
zufammengenommen 1,200,000 Ihlr. überfteigen, daß ferner die Beamten bei den 21 Ober: 
Zandeögerichten und dem Appellationägerichtöhofe zu Köln die Zahl von 1000 überfteigen und 
ungefähr 1,000,000 Ihlr. an Gehältern beziehen, woneben dann noch das zahlreiche Per— 
fonal der größern Land- und Stadtgerichte und der rheinifchen Landgerichte in Betracht 
kommt. In Berlin allein aber betragen die aus der Staatöfaffe an Civilbeamten zu zahlenden 
Gehälter von 400 Ihr. und darüben mehr al 2,000,000 Ihr. Wenn diefe Jahlenanga- 
ben erfehen laffen, daß neben der oben angegebenen auögedehnten gewerblidyen Bevölkerung 
die Zahl der Beamtenfamilien nicht ohne Bedeutung ift und der von denfelben bei Erhebung 
einer direften Steuer zu erwartende Beitrag nid unanfehnlid ind Gewicht fallen wird, fo 
meifen fie zugleidy darauf hin, wie fehr viel ſchwieriger es ift, bedeutende Summen durd) 
dirette Steuern ald durch Verbrauchöſteuern zu erheben. Denn in Berlin, dem Eiß aller 
Gentralftellen, wo dad Beamtenelement daher vorzugsiveife von Bedeutung ift, werden die 
von den Gehältern der Givilbeamten in Anfprudy zu nehmenden 2 ee mit 40,000 Ihlen. 
für ein ganzed Jahr eben nur fo viel gewähren, als dafelbft in 3 Monat an Mahl: und 
Schlachtſteuer, ausfhlieklidy der Stommunalzufchläge, erhoben wird. 

Ein fernerer Zuwachs an Einfommenfteuer, der zum Iheil, obſchon in geringerem Um— 
fange, auch in den Haffenfteuerpflihtigen Ortichaften hervortreten wird, —9 noch dadurch 
zu erwarten, daß von der Einkommenſteuer nur in ſoweit Befreiungen zuzulaſſen ſein werden, 
als letztere auſ den Grund ſtaatsrechtlicher Verträge zu gewähren ſind. Daß die bei 
der Klaſſenſteuer für Kinder vor vollendetem ſechszehnten Jahre beſtehende Befreiung für 
eine Steuer, die lediglich auf das Einkommen Rückſicht nimmt, nicht gewährt werden, daß 
hier Nichts darauf anfommen fann, ob der ein Einfommen von 400 Ihlen. Bezichende 
mehr oder weniger ald fechöschn Jahre alt ift, wird einer Rechtfertigung nicht bedürfen. 
Zweifelhafter könnte cd erſcheinen, ob das Militair, die Geiſtlichen, die Schul: und Gymna— 
ſiallehrer den übrigen Einwohnerklaſſen gleichzuſtellen ſeien. Indeſſen find die gedachten von 
der Klaſſenſteuer allerdings befreiten Perſonen von der Mahl- und Schlachtſteuer ſchon ſeit— 
ber, ſobald fie mahl- und ſchlachtſteuerpflichtige Städte bewohnten, mit alleiniger Ausnahme 
ded in den Kaſernen verpflegten Militairs, ebenfalld betroffen worden. Gerade die umfaf- 
fendfte unter den Eremtionen von der Klafjenfteuer, die Befreiung des Militairö, hat ded- 
halb nur auf einen verhältniimäßig geringen Iheil ded Lepteren Anwendung gefunden, in: 
dem dad Militair hauptſächlich in den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten einquar- 
tiert ift. Aus den ftatiftiichen Tabellen des Preußiſchen Staates, herausgegeben von Diete- 
rici, Berlin 1845, geht hervor, daß von den gefammten bei der Zählung von 1843 im Preu— 
ßiſchen Staate vorhandenen 187,186 aktiven Mititairperfonen 158,511 Berfonen in mahl- 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten ſich aufbielten, und nur 28,675 Militairperfonen in Haf- 
fenfteuerpflichtigen Ortfchaften lebten. Seitdem hat ſich durd) dad Ausscheiden mehrerer mahl- 
und fchlachtfteuerpflichtigen Städte, insbefondere der Feſtung Jülich, dieſes Berhältniß in 
etwas, aber noch nicht erheblich, geändert, und noch immer kann angenommen werden, daß 
namentlich die höheren Offiziere faft nur in mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten ihren 
Wohnſitz haben. Es würde daher eine erhebliche Erweiterung der biöherigen Steuerbefreiun- 

je eintreten, iwenn diefe für die hauptſächlich zum Erfah der Mahl- und Schlachtſteuer einzu⸗ 
hrende Einkommensteuer eben fo wie bei der Klaffenfteuer gewährt werden follte, zumal in 
der Befreiung ded Militaird ſchon dadurd) eine Erweiterung eintreten wird, daß die neue 
Klaffeniteuer auf die mahl- und fchlachtiteuerpflichtigen Städte auögedehnt, in Betreff die— 
fer Steuer aber, wie billig, die feitherigen Befreiungen aufrecht erhalten werben follen. 
Hierducd wird fir das Militair, mit Ausnahme der höheren Offiziere, ferner für die Ele- 
mentarlehrer, deren Zahl fidy nach Dieterii am angeführten Ort S. 120 auf beinahe 
30,000 beläuft, und endlich für die Beiftlichen, deren Zahl nad) Dicterici S. 115 ſich auf 
5,959 evangelifche und 5,577 katholiſche Geiftliche, einfchlichlidy der Kapläne und Vikarien, 
beläuft, wenigftend für die geringer befoldeten die Befreiung vom der direkten Steuer ge— 
währt, wogegen bei der Einfommenfteuer unter allen Umftänden die Befreiung nur für den- 
jenigen Theil des Einkommens, welcher aus der dienftliyen Stellung herrührt (die Befol- 
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dungen der Offiziere, die Dienfteinkünfte der Geiftlihen u. f. w.), geftattet werden könnte, 
indem ſchon feither nach $ 2 sub d des Klaffenfteuer-Befeped vom 30. Mai 1820 diejenigen 
Erimirten zur Klaſſenſteuer herangezogen würden, die felbit oder deren Angehörige ein eige- 
ncd Gewerbe oder Yandwirtbichaft betrieben. Zu einer ſolchen Sonderung liegt aber, da 
überhaupt nur diejenigen, deren jährliched Einfommen den Betrag von 400 Ihlen,. erreicht 
oder überfteigt, einfommenfteuerpflichtig find, ein genügender Grund nicht vor, und cd wird 
das zur Erreichung der beabfichtigten Steuerreform von den wohlhabenderen Einwohner: 
flaffen durch direkte Steuerbeiträge zu leiftende Opfer eben wohl von den höher befoldeten 
Militairperfonen, Geiftlichen und Lehrern gefordert werden dürfen, zumal diefe eben fo wie 
die übrigen Ginwohnerklaffen durdy Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer von diefer 
Verbraudhöfteuer und den dazu mittelbar oder unmittelbar verwendeten Beträgen entlaitet 
werden. Der Steuerbeitrag der nad) den Grundfägen der Klaſſenſteuer befreiten Perſonen 
wird aber ebenfalld für das überwiegende Mehrauftommen in den mahl: und fdyladıtfteuer: 
pflichtigen Städten von einiger Bedeutung fein. 


Durch die vorftcehenden Bemerkungen werden zwar keineswegs alle Notizen erſchöpft, die 
fi) zum Nachweiſe des muthmaßlichen Ertrages einer Eintommenfteuer befonders unter Ju: 
zichung der Probinzialbehörden beſchaffen laffen würden. Es ift jedoch zur Zeit Anftand 
genommen worden, derartige Notizen weiter einzuziehen, indem dadurdy vorzeitig die Auf 
merkfamfeit auf diefen Gegenftand wäre hingelenft worden, während zugleidy jene Data, 


wie ſehr diefelben aud) vervielfältigt werden mögen, doch nicht hinreichen können, um darauf 


allein wegen des von dem fteuerpflichtigen Einkommen zur Beſchaffung von 3,500,000 Tha⸗ 
lern in Anſpruch zu nehmenden Prozentfaged einen völlig zuverläffigen Antrag zu 
ftügen. So viel werden indeffen aud) die vorftehenden Andeutungen bereits erkennen Laffen, 
daf nicht allzuweit fehlgegriffen wird, mwerm man den Prozentſatz in der vorgefchlagenen 
Weiſe normirt. Denn die für die flaffenfteuerpflichtigen Ortſchaften arbitrirte Ertragäfteige 
rung wird fid) fchwerlid) weit von der Wirklichkeit entfernen, und wenn für die feither von 
einer direften Steuer befreiten Städte nicht einmal die Zahl der künftig beitragspflichtigen 
Familien aus den vorliegenden Notigen mit Zuverläffigteit feitzuftellen ift, fo werden doch 
über das in diefen Städten zu erwartende Refultat die beigebradhten Data cbenfalld ziem: 
lidy beruhigen können. Die weiter oben befonderd hervorgehobenen 8 zur erften Gewerbe: 
fteuer-Abtheilung gehörigen Städte bringen allein die Hälfte des Nettoauftommend der ge 
fammten Mahl: und Scyladhtiteuer auf. Es ftcht daher im Einklang mit diefem einen an 
ſehnlichen Wohlitand, eine bedeutende Leiftungöfähigteit anzeigenden hoben Ertrage, daR 
hier nad} den obigen Annahmen Iediglid) aus dem von der Gewerbeftener betroffenen Theile 
der geiwverbtreibenden Bevölkerung, alfo mit Ausſchluß der Aerzte, Notarien, Juſtizkommiſ— 
farien u. f. w., Jiherlid) dreimal mehr Familien beitragöpflichtig fein werden, als nad) dem 
Makftabe der Bevölkerung überhaupt in Anſpruch zu nehmen wären, und daf neben der 
geiverbtreibenden Bevölkerung notoriſch eine große Zahl reicher Grundbefiger, Rentner, höher 
befoldete Beamte und Offiziere Icben, deren Steuerbeiträge fehr anfehnlid) ind Gewicht 
fallen werden. 


Wenn aber die VBorausfegung, daß zum Erfage der biöherigen Klaffenfteuer und der 
Mahl- und Schlachtſteuer die von den wohlhabenderen, 400 Ihaler jährlidy bezichenden 
Einwohnern zu erhebende Eintommenfteuer zum Satze von ungefähr 3 Prozent nebit der 
von den weniger wohlhabenden Einwohnern zu erhebenden neuen Ktlaffenfteuer ausreichen 
werde, ſich dennoch in der Erfahrung ald unrichtig erweifen follte, fo wird der Vorbehalt 
einer Menderung des Prozentſatzes dad Mittel zu der erforderlichen Auögleihung an die 
Hand geben. So bedenklich es fein würde, eine Ginfommenfteuer in der Crivartung, daß fit 
genau einen im Voraus feitgeftellten Betrag ergeben werde, auf foldye allgemeine Data bin, 
die vielfach des erforderlicyen pofitiven Anhalted entbehren, dauernd zu veranlagen: fo unbe 
denklich erfcheint cö, wen einmal die Befeitigung der Mahl- und Schlachtſteuer aud über: 
wiegenden Gründen für nöthig erachtet wird, unter dem eben erwähnten Vorbehalte, den 
Prozentſatz einftieilen in der vorgeſchlagenen Weife feftzuftellen. 

In Uebereinftimmung mit den vorftchenden allgemeinen Bemerkungen find die ange 
ſchloſſenen Gefegedenttwürfe ausgearbeitet worden, deren Detailbeftimmungen ſich großen 
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theild aus dem bereitd Gefagten entiwideln und nur weniger fpezieller Erläuterungen 
bedürfen werben. 

Der erfte dieſer Entwürfe, mit A bezeichnet (S.S.30ff.), enthält nebit einer den Zweck der 
vorgeſchlagenen Steuerreform bezeihnenden Einleitung die allgemeinen Beftimmungen wegen 
Aufhebung fowohl der Mahl- und Schlachtſteuer als der feitherigen Klaffenfteuer, wegen 
völliger Gleichſtellung der Städte und des platten Yandes und wegen Anordnung 

a) einer Eintommenfteuer für die Einwohner, deren jährlidyed Einfommen die Summe 
bon 400 Ihlrn. beträgt oder überfteigt und 
b) einer neuen, nad) den Sägen der biöherigen ſechs unterften Steuerftufen zu erhebenden 

Klaſſenſteuer für diejenigen Einwohner, deren Einkommen diefen Betrag nicht erreicht. 

Die näheren Beftimmungen für die Ginfommenfteuer find in einem befonderen Gefehe 
zufammengeftellt, dagegen find für die Klaffenfteuer, unter Befeitigung der in Folge der 
Kontingentirung für die Rheinprovinz beftehenden Verfchiedenheiten, die in dem Gefege vom 
30. Mai 1820 enthaltenen Vorſchriften, foweit diefelben auf die feitherige dritte und vierte 
Hauptklaſſe der Stlaffenfteuer Bezug haben, erneuert, dabei jedoch die abandernden Beftim- 

mungen der Allerhöchiten Ordres vom 21. Dezember 1820 und 5. September 1821 wegen 
Vermehrung der Klaffenfteuer-Stufen, vom 21. April 1827 und 18. Juni 1828 wegen Auö- 
dehnung der Steuerbefreiung auf alle Stinder vor vollendetem ſechszehnten Jahre und auf dieje- 
nigen Berfonen der unterften Steuerftufe, die ihr fechözigftes Lebensjahr zurüdgelegt haben, fo 
wie ferner die Allerhöchſten Beftimmungen über die den Landwehrmännern für die Dauer 
der Uebungszeit, den Inhabern des eiſernen Kreuzes und den Theilnehmern an den Feld- 
zügen von 1813 — 15 gewährten Befreiungen berüdfichtigt worden. Im Allgemeinen ers 
den bier die bereits beftehenden Vorſchriften aufrecht erhalten refp. erneuert und auf die 
ganze Monardyie ausgedehnt, nur für die unterfte Steuerftufe tritt Dadurd) eine Milderung 
ein, daß nad) S 6 sub e aus einer und derfelben Haushaltung niemald mehr ald zwei 
Berfonen die Perfonenfteuer entrichten follen. Wenn cd aud) zur Zeit nicht zuläffig ift, 
bedeutende Abgabenerlaffe zu bewilligen, fo wird doch der mit der eben erwähnten Grmäßi- 
gung verbundene Ausfall von etwa 90,000 bis 100,000 Thlrn. nicht gefcheut werden dürfen, 
um aud) dem ärmern Iheile der Haffenfteuerpflichtigen Bevölkerung einige Erleichterung zu 
verfchaffen. Da Kinder vor bollendetem ſechszehnten Jahre von der Ktlaffenfteuer befreit 
find, und da in den Iagelöhnerfamilien Kinder nad) vollendetem fechögchnten Jahre nur 
dann in der elterlichen Obhut zu bleiben pflegen, wenn fie wegen Schwächlichteit oder Kränt- 
lichkeit ungeeignet find, in Gefindedienfte zu treten oder wenn die Eltern befonderer Pflege 
und Unterftügung bedürfen, fo ift ed gewiß wünſchenswerth, wenn vom einer folden Haus— 
haltung nicht mehr an Klaffenfteuer erhoben zu werden braucht, ald von einer andern Tage— 
löhnerfamilie, in weldyer derartige VBerhältniffe nicht beftehen und in weldyer nur die Eltern 
mit der Steuer belegt werden. 

Bei den großen Schwierigkeiten, womit erfahrungdmäßig die Erhebung direkter Steuern 
von den ärmeren Ginwohnern in den größeren Städten verbunden ift, wird es fi) faum 
vermeiden laffen, daß zur Dedung der anfehnliden Beträge, welche dort zur Beftreitung 
der Kommunalbedürfniffe erboben zu werden pflegen, für die anfehnliheren Städte mit 
einer Bevölkerung von mindeftend 30,000 Einwohnern — hierhin achören gegenwärtig die 
Städte Danzig, Nönigöberg, Polen, Berlin, Botsdam, Stettin, Breölau, Halle, Magde- 
burg, Aachen, Köln, Barmen, Elberfeld und Krefeld — befondere Steuern und namentlic) 
aud) auf Verbrauchögegenftände geftattet werden, da die praftifchen Vorzüge indirekter 
Steuern für großftädtiiche Verhältniffe mehrfady dargethan worden find und nicht wohl 
beftritten werden fönnen. Die mit Rüdficht hierauf in 8 12 des Gefehentwurfed vorge 
fehene Geftattung von VBerbraudjöfteuern ſcheint zwar in etwa der Abſicht des Geſehes 
zu widerftreben; allein nach 8 12 foll die Erhebung von folden Steuern nirgend mehr 
unmittelbar für Rechnung des Staates, vielmehr nur für Rechnung der Kommunen — von 
denen einige auch jest ſchon, beifpielöweife auf Brennmaterialien befondere Berbraudyö- 
fteuern erheben — ftattfinden und nur auf den Antrag der Städte mit einer Bevölke— 
rung von mehr ald 30,000 Einwohnern (wohin jest mur die eben aufgezählten 14 Städte, 
aljo ein fehr geringer Iheil der feither mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Ortſchaften 
gehören) unter Allerhöchſter Genehmigung nachgelaffen werden. Die Ertheilung diefer 
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Genehmigung wird aber einerfeitd von der vorgängigen Prüfung, ob unter den gegebenen 
Verhältniffen die Bewilligung von befonderen Berbraudhöfteuern ald zweckmäßig zu erach⸗ 
ten, und andererfeitd von der Bedingung abhängig fein, daß nur foldye jedeömal durd) cin 
befondered Regulativ feftzuftellende Verbrauchsgegenſtände belaftet werden, deren Beſteue— 
rung für die geringeren Eintwohnertlaffen nicht drüdend ift und je nady den örtlichen Ver: 
hältniffen ohne läftige, die Freiheit des inneren Verkehrs hemmende Kontrolen ausgeführt 
werden fann. Außerdem aber foll, um nidyt die durdy Aufhebung der Mahl: und Schlacht— 
teuer beabfihtigte Entlaftung der ärmeren Einwohnerklaffen zu vereiteln und um zugleid) 
die mit der Erhebung der neuen Klaſſenſteuer in großen Städten verbundenen Schwierig— 
keiten möglidyft zu vermeiden, in jedem Kalle, wenn eine der gedachten Städte die Anordnung 
foldyer Steuern beantragt, aus dem Aufkommen an VBerbraudyöfteuern derjenige Betrag 
gedeckt werden, weldyer von der ſtädtiſchen Bevölkerung an Ktlaffenfteuer aufzubringen wäre, 
wenn leßtere nad) den Vorſchriften dieſes Gefegcd veranlagt würde. Zu den Gegenftänden, 
welche zur Belaftung mit ftädtifchen Verbrauchsſteuern fidy eignen möchten, dürften Fleiſch, 
Fiſche, Weizengebäck, Brennmaterialien u. f. w. im Allgemeinen zu rechnen fein, c& ſcheint 
aber zweckmaͤßig, in dem Gefege nur den Grundfag auszuſprechen, der für die Wahl der zu 
befteuernden Verbrauchsgegenſtände leitend fein fol, Dagegen die nähere Feſtſetzung für 
jeden vorfommenden Fall vorzubehalten, indem dabei die örtlichen Verhältniſſe zu berüds 
fihtigen. Allerdingd bleiben die weniger wohlhabenden Einwohnertlaffen in einem folden 
Falle von der zum Erfag der Mahl: und Schlachtſteuer erhobenen, unmittelbar in die 
——— fließenden Steuer befreit, indeſſen werden ſie bei den für ſtädtiſche Rechnung 
erhobenen Verbrauchsſteuern, die auf Gegenſtände von allgemeinem Verbrauche zu re 
fein werden, ftärfer herangezogen als dies bei Zufchlägen zu den direkten Steuern geſchehen 
witrde, und dürfte daherdie vorzüglich) aus praktiſchem Geſichtspunkte zu empfchlende Mafregel 
als einelleberlaftung der wohlhabenderen Einwohnertlaffen nicht betradytet werden fönnen. 

Der zweite der angefchloffenen Gefegentwürfe, mit B bezeichnet (S. ©. 34 ff.), enthält die 
näheren Beftimmungen wegen Erhebung einer Ginfommenfteuer. Nach dem 8 1 follen außer 
den Inländern auch Ausländer, welche im Preußiſchen Staate Grundeigenthum befigen, jedod) 
nur in Berug auf das Einkommen aud diefem Grundvermögen, der Einfommenfteuer unter: 
mworfen fein, dagegen follen die Inländer nad 8. 10 sub A hinſichtlich des Eintommend 
aus Grundvermögen im Auslande nicht beitragöpflichtig fein. Eine ähnliche Vorſchrift ent- 
hält die Inftruftion vom 24. Mai 1812 wegen Erhebung einer Vermögens: und Einkom⸗ 
menfteuer, indem nad) $ 1 sub e alles unbeweglidye Vermögen eines Ausländers innerhalb 
der Preußiſchen Staaten zur Vermögenöfteuer heranguzichen, dagegen nad) 8 2 sub d dad 
im Auslande befindliche Grundvermögen Preußiſcher Unterthanen, welches den dafelbit 
angeordneten Zaften unterliegt, von der Vermögenäfteuer freizulaffen ift. Für die Erhebung 
der jetzt in Vorſchlag gebrachten, auf eine längere Zeit beredyneten Einkommenſteuer iſt die 
Heranziehung der Ausländer in Betreff ihres in Preußen gelegenen Grundvermögens vor 
zuglidy aud aus dem praktifcyen Grunde wichtig, damit nicht etwa einzelne reidyere Ein- 
geieffene, blos um fid) der Einkommenfteuer zu entziehen, in den Unterthanenverband eincd 
der benachbarten deutihen Staaten treten und deffenungeadhtet fid) den größeren Theil des 
Jahres hindurch in Preußen aufhalten. Da übrigens nad) Art. 8 sub I der deutichen Bun- 
desatte vom 18. Juni 1815 den Unterthanen der Deutſchen Bundesftaaten das Recht zuftcht, 
Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu eriverben und zu befigen, 
ohne deshalb in dem fremden Staate mehr Abgaben und Laften unterworfen zu fein ald 
deſſen eigene Unterthanen, fo wird den Ausländern, deren jährliches Einfommen den Betrag 
von 400 Rthlrn. nicht erreicht, Die Nichtheranziehung ihres in Preußen belegenen Grund: 
eigenthumd gewährt werden müffen, jedoch nur in der Form, daß auf etwaige gehörig 
begründete Reklamationen die vorläufig erhobenen Eintommenfteuerbeträge zurüderftattet 
werben. Laut 8 2 follen für Preußiſche Unterthanen Befreiungen von der Einfommenfteiter 
nur in ſoweit ftattfinden, als diefe Befreiungen auf den Grund ſtaatérechtlicher Ber 
träge für die ehemals reihdunmittelbaren Käufer und für einen Iheil der katholiſchen Geilt- 
lichkeit laut der Drdre vom 23, Auguft 1821 und der dadurd) genehmigten Beftimmungen 
der päpſtlichen Bulle de salute anımarum (Gefesf. de 1821. ©.113, 142 ff.) in Anſpruch 
zu nehmen find. Weshalb die bisher hinſichtlich der Klaſſenſteuer beftandenen und für Die 
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weniger wohlhabenden Einwohnerflaffen auch bei der neuen Klaſſenſteuer beibehaltenen 
andermweiten Befreiungen auf Die Eintommenfteuer nicht ausgedehnt werden können, ift weiter 
oben ausführlich erörtert worden. 

In 8 3 ift unterfchieden zwifchen fundirtem und unfundirtem Ginfommen, nur von 
erfterem follen volle 3 Prozent, von Ilegterem dagegen 2 Prozent erhoben werden. Diefe 
Unterfcheidung ift im Allgemeinen bereits begründet worden. Ed bleibt daher nur noch her— 
borzuheben, daß die Befoldungen der Staatd: oder Kommunalbeamten, vielem anderen Ein- 
kommen gegenüber, ein befonderer Nachtheil dadurd) trifft, daß ihr Betrag ganz genau 
bekannt ift, während inöbefondere das Gewwerböeintommen niemald mit ſolcher Schaͤrfe feſt— 
zuftellen ift. Nach dem Geſetze über die Heranziehung der Staatödiener zu den Gemeine: 
laften vom 11. Juli 1822 darf dad Dieniteintommen nur zur Hälfte feined Betrages zur 
Duotifirung gebradyt werden, es ift aber angemeffener erſchienen, daffelbe im vorliegenden 
Gefege mit allem Einkommen aus irgend einer Art von Gewinn bringender Beihäftigung 
gleichzuftellen, weil dad Einkommen der Staatö- oder Kommunalbeamten andererfeits ein 
Fehr geficherted ift, und weil außerdem die eigentlichen Getverbtreibenden, alfo mit Ausnahme 
der Merzte, Notarien u. ſ. w, noch durch Die Gewerbefteuer befonderd getroffen werden. 

Den Detailbeftimmungen über die Ermittelung des Einkommens ift die allgemeine Bemer- 
fung vorauszuſchicken, daß ein Eintommen-Steuergefeg zwei gleich bedentliche Klippen mög- 
lift zu vermeiden hat, wovon die eine in der allau ängſtlichen Häufung von Kontrolmap: 
regeln behufs Sicherung einer richtigen Einfommendermittelung, die andere in der Tendenz 
beſteht, allzu fchr dem quten Willen der Steuerpflichtigen zu vertrauen. Muf dem einen 
Mege kann die Laſt der Steuer durch die mit der Ermittelung des Einkommens verbundene 
Unannehmlichfeit noch überwogen, auf dem anderen Wege kann durd) die erleichterte Ver: 
deckung der Einfommendverhältniffe der Anreiz zu Steuerhintergichungen bedeutend vermehrt 
und die Yaft der Steuer übermwiegend auf diejenigen gewälzt werden, die ihr Einkommen 
getwiffenhaft angeben oder daffelbe nicht verheimlichen fönnen. Jener doppelten Anforderung 
cheint am beften genügt zu werden, wenn einerſeits den mit der Ermittelung ded Einkom— 
mens und mit der Feſtſetzung der Steuer zu beauftragenden Perſonen hinreichend auäge- 
dehnte Befugniffe eingeraumt werden, um dem etwa beabfichtigten Unterfchleife mit Erfolg 
entgegen treten zu können, und wenn andererfeits Darauf Bedadyt genommen wird, daR von 
diefen Befugniffen nur mit Behutfamteit und Schonung Gebraud gemacht werde. In diefer 
Hinficht ift ed von vorzüglichem Gewichte erfhienen, diefenigen Perſonen, welchen in Bezug 
auf die Einkommendermittelung eine diöfretionaire Gewalt anvertraut werden muß, aus der 
Mitte derer, die hauptfählid von der Laft der neuen Steuer betroffen 
werden, und zwar durch Wahl von ftändifhen oder Gemeincorganen her: 
vorgehen zu laffen, indem bei Veranlagung einer Steuer, deren geficherte Erhebung 
borzugsweife durch das Vertrauen und das bereitwillige Entgegentommen der Eingefeffenen 
bedingt ift, die Betheiligung von ftändifhen und Gemeineorganen am beften geeignet fein 

wird, die Furcht vor Willkürlichkeiten zu befeitigen und auch eine formelle Gewähr zu leiften, 
daß bei Ermittelung des fteuerbaren Einkommens jede mtt der Erreihung des Zweckes ver 
träglihe Schonung stattfinden wird. 

Demgemäß follen nach den näheren Beftimmungen der 88 4— 7 des Gefegentwurfes 
für jeden Regierungöbezirf und außerdem für die Stadt Berlin zwei Arten von Kommiffionen 
gebildet werden, nämlidy: 

l. eine für den ganzen Regierungsbezirk, beziehungöweiſe für die ganze Stadt Berlin, 
fungirende Bezirkötommiffion, welche für alle Steuerpflichtigen des Bezirkes zur mög- 
lichſten Wahrung einheitlicher Grundfäge die Einfommenfteuer feftzuftellen hat (8 20), 
außerdem aber über die behufs Frmittelung des Einkommens etwa anzuwendenden 
ftrengeren Mafregeln (88 18 und 19), fo wie über die wichtigeren Strafen (8 21) 
entſcheiden fol; und 

2. die nur für einen landräthlichen Kreis, bezichungdweife für eine Gemeine oder für die 
Settion einer Gemeine fungirenden Kreis- und beziehungsweiſe Gemeinetommiffionen, 
welchen die wegen ihrer Berfonal- und Lokalkenntniß beſonders wichtige Begutachtung 
der Einfommendangaben obliegt ($ 18), welche ferner in gewiffen Fällen (88 9 und 17) 
Drdnungöftrafen feftzufegen und über die etwa zu ergreifenden ftrengeren Maßregeln 
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behufs Ermittlung ded Einfommend ihre Vorſchläge an die Bezirföfommiffion abzu⸗ 

— haben (g 18). 

ährend in beiden Kommiffionen die eigentliche Entſcheidung den beziehungsweiſe von 
den Probinzialftänden, den Kreiöftänden und den betheiligten Stadt: oder Gemeineverord: 
neten gewählten Mitgliedern zufteht, follen dagegen die Vorfigenden der Kommiſſionen aus 
Staatödienern entnommen werden, tweldye verpflichtet find darauf zu wachen, daß nicht etwa | 
nad) verſchiedenen Grundfägen hier mit Strenge, dort mit Milde verfahren werde, und melde 
zugleidy berechtigt find, wegen der wider ihre Anficht von den Kreis: oder Gemeinekom— 
miffionen gefahten Befchlüffe die Berufung an die Bezirtskommiſſion und von letzterer an dad 
Finangminifterium einzulegen. Dabei foll jedoch felbit dad Finanzminiſterium die von den Be- 
zirkskommiſſionen gefahten Bejchlüffe nur beftätigen oder mildern, nicht aber verschärfen dürfen, 
und im letzteren Kalle nur berechtigt fein, bei einer befonderen, ebenfalld aus ftändifcher Wahl 
herborgegangenen Kommiflion ($ 22) die ſchließliche Entſcheidung zu beantragen. Bit | 
demnad) die Ausübung der zur Sicherung richtiger Ginfommendermittelungen nicht entbeht | 
lichen diöfretionairen Gewalt überall nur den durd) die Wahl von ftändifchen oder Gemeine: 
organen berufenen Mitgliedern der verſchiedenen Kommiffionen anvertraut. 

Die eigentliche Geihäftöführung wird nad) der im Geſetzentwurfe borgefchlagenen 
Ginrihtung den Staatöbeamten obliegen. Sie füllen nad) den SS 9 und 10 die Auffor- 
derung zur Einreihung der Einfommensdellarationen erlaffen, diefe nad) 8 16 in Empfang 
nehmen, bei unterbliebener Einreichung nach $ 17 die erforderlichen Strafanträge ftellen, 
die eingegangenen Deklarationen nad) 8 18 zunächſt prüfen und überall das Intereſſe ded 
Staated vertreten. Der Umfang und die Laſt der Gefchäfte, welche die den Kommijliond 
mitgliedern übertragene Gewalt zur Folge haben muß, wird wefentlid davon abhängen, ob 
iiffentfich irrige Einfommendangaben nur in feltenen Ausnahmefällen oder mehr oder weniger 
häufig vorfommen werden. Denn nad) den Beftimmungen des Gefegentwurfes bafirt die 
Ermittelung des Einfommend hauptſächlich auf den Angaben der Steuerpflichtigen und ed 
befteht, wenn wider die Nichtigkeit diefer Angaben ein Zweifel nicht obwaltet, das 
Geſchäft der Kommiffionen lediglidy darin, daß fie in Lebereinftimmung mit den Anti | 
gen der Vorfigenden die von dem deflarirten Gintommen zu zahlende Steuer feftiegen. In 
wieweit diefer Fall dic Regel bilden wird, darüber fann nur die Erfahrung Aufſchluß geben, 
aber man wird wohl daran thun, bei Prüfung des Gefegentwurfes fich ftetd zu 
vergegenmärtigen, daß in den meiften Detailbeftimmungen das Yäftige 
bauptjädhlid nur in dem alle hervortritt, wo die Angaben der Steuer: 
pflidtigen unrichtig find oder dod dafür gehalten werden, daß im $ 18 
überall da, wo das Gefammteintommen ded Deklaranten nad) den von diefem angeführten | 
und den fonft befannten Verhältniffen ald richtig anzunehmen, ein fpezielled Eindringen in 
die Bermögenöverhältniffe ded Steuerpflihtigen ausdrüdlich unterfagt ih daß eine genauere 
Unterfuhung der Verhältniffe nur eventuell eintreten und daf über eine foldye Eventwalität 
durch Männer entſchieden werden foll, die ebenfalld von der Eintommenfteuer betroffen wer: 
den und die durd dad Vertrauen ihrer Mitbürger zu dem eben fo befchtwerlichen ald ehren 
vollen Berufe auderwählt werden. 

Nach diefen allgemeineren Andeutungen wird es zu den einzelnen Paragraphen nur 
nod) tveniger erläuternder Bemerkungen bedürfen. 

Die 88 5—7 ftellen das Wahlverfahren bei Bildung der Bezirko-, Streid- und Ge 
meinefommiffionen feft. Zu den Berirfötommiffionen follen 5 Mitglieder und eben fo viele 
Stellvertreter erwählt werden; cd könnte fid) fragen, ob diefe Zahl in allen Bezirken für hin- 
länglidy groß zu erachten, wobei jedoch zu bedenken bleibt, daß die mit diefem Ehrenamte 
verbundene unentgeltliche Mühemwaltung unter Umftänden recht bedeutend werden kann umd 
daß daher die Zahl der Kommiffionsmitglicder nidyt über Bedürfniß zu erhöhen ift. Bei 
den Streisfommiffionen werden nur in den größeren landräthlichen Kreifen 5 Mitglieder zu 
erwählen fein, in den übrigen Kreifen dürften 3 Mitglieder genügen. In den großen Städten | 
wie Berlin, Breslau, Köln u. f. w. werden für einzelne Sectionen Gemeinetommiffionen 
zu bilden, die nähere Beftimmung hierüber aber lediglich der Ausführung vorzubehalten fein. 

Nachdem gemäß den 88 9 und 10 an die Steuerpflichtigen die Aufforderungen zur | 
Aufitellung der Deklarationen über ihr jährliches Einkommen ergangen find, foll in lehteren | 

| 
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A. dad Einkommen aus dem im Lande befindlichen Grundvermögen aller Art, 
B. dad Einfommen aus Kapitalvermögen und 
C. dad Einkommen aud dem Ertrage eined Gewerbes oder irgend einer Art von Gewinn 
bringender Beſchäftigung 
je unter drei Rubriken verzeichnet werden (8 11). Durch den 8 12 wird alddann den Steuer: 
pflichtigen geftattet, die Angaben über ihre Einfommenöverhältniffe in doppelter Weiſe auf- 
zuftellen, und zwar 


a) in Nachweiſungen, die für jede der cben erwähnten Rubrifen nur das Gefammtrefultat 
angeben, mit Ausnahme etwaiger Schulden des Deklaranten, fofern die Zinfen für 
diefe Schulden in Abzug gebracht werden follen, und 

b) in Deflarationen mit detaillirten, in den SS 13 — 15 näher vorgefchriebenen Angaben. 

Die Dellarationen find allemal aufzuftellen, fie dürfen aber, wenn die sub a gedachten 
Nachweiſungen beigefügt find, verfiegelt eingereicht, und es darf diefed Siegel nur auf vor: 
bergegangenen Beſchluß umd mit Zuftimmung der Kreis- und Gemeine: oder aber der 
Bezirköfommiffionen gelöft werden (8 18). Daß in den Nadyweifungen die Schulden, deren 
Verzinfung in Abzug gebracht wird, fpeziell angeführt werden follen, erfcheint deöhalb noth- 
wendig, weil dadurch nicht allein ein Mittel zur Kontrole anderer Deklaranten gewonnen, 
fondern aud) die nachträgliche Abſchließung von fimulirten Darichnöverträgen erſchwert wird. 

In allen Fällen, wo die Nachweiſungen glaubwürdig aufgeftellt find, wird fonad) das 
Detail der Eintommenöverhältniffe der Steuerpflidtigen gar nicht zur Kenntniß der Kom— 
miffionen und Behörden gelangen. Außerdem darf aber der aus kaufmännischen oder ge— 
werblicyem Berfchre herrührende Gewerbögewinn lediglidy den Bezirkökommiſſionen (alfo mit 
Ausſchluß der Kreis- und Gemeinefommiffionen) nad) $ 16 mitgetheilt werden, indem gerade 
bei diefer Art von Einkommen vorzüglicher Werth darauf gelegt zu werden pflegt, dak nur 
moͤglichſt wenige Perſonen über den Umfang des durchſchnittlichen Gewinnes unterrich— 
tet Seien. 

Die 88 13 — 15 enthalten die näheren Vorfchriften, nad) weldyen die von den Steuer: 
pflichtigen, wenn auch nur verfiegelt, abzugebenden Deklarationen über ihr Einkommen auf: 
zuftellen und die Einfommensangaben von den zuftändigen Kommiffionen zu prüfen find. 
Für die Schäthung ded Einkommens waren bier nur die leitenden Grundſätze zu verzeichnen, 
nach denen zu verfahren ift. Ohne Zweifel wird die Anwendung diefer Grumdfäge auf den 
einzelnen Fall mannigfacher Erläuterungen bedürfen, die aber nidyt in das Geſetz gehören, 
fondern in die auf Grundlage der gefeglidy feitgeftellten Prinzipien von dem Finanzminifter 
zu erlaffenden Inftruktionen zu verweifen find. 

Die 88 18— 22 zeichnen näher den Gang vor, welhen die Prüfung, Berichtigung 
und Feitfehung der Eintommensangaben, die Unterſuchung unrichtiger Deklarationen, die 
Beftrafung gewiffenlofer Deklaranten u. |. to. zu nehmen hat. Die wichtigeren Maßnahmen 
find überall von dem Urtheile der gewählten Vlitglicder der Kommiffionen abhängig, welche 
lediglich nad) ihrer Ueberzeugung zu erkennen haben. In der Hegel werden die Deklaran— 
ten wegen der wider ihre Deflarationen erhobenen Auöftellungen zu hören fein, dad Geſetz 
enthält jedody über die Form des Verfahrens feine Detailvorfchriften, teil die Wahl der 
Kommilfionsmitglieder am wenigſten befürchten läßt, daß mit allzu großer Strenge gegen 
die Steuerpflichtigen werde verfahren werben, und weil andererfeits die Ausübung der den 
Kommiſſionen anzuvertrauenden diöfretionairen Gewalt möglichft dem freien Ermeffen der: 
felben überlaffen werden muß. 

Die 88 23 — 25 werden einer näheren Erläuterung nicht bedürfen. 

Bei dem Nüdblid auf die Beftimmungen, weldye erforderlidy erfcheinen, um die Abgabe 
von unrichtigen Erklärungen über die Einfommensverhältniffe zu verhindern oder dody u 
erſchweren, und die richtige Ermittelung des Einkommens zu fidyern, damit nicht die Yaft der 
Steuer überwiegend auf die gewiffenhaften Deflaranten, fo wie auf diejenigen falle, die nicht 
im Stande find, ihr Ginfommen zu verheimlichen, wird ſich wiederholt die Ueberzeugung 
aufdrängen, daß die Erfüllung ded Wunfches wegen völliger Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtſteuer, die Befeitigung der mit der biöherigen Befteurungsart verbundenen Mip- 
ftände nicht ohne mandye neue Intonvenienzen erfolgen kann, daß aber letztere defto geringer 
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fein werben, je mehr auf dad bereittwillige Entgegentommen der wohlhabenderen Einwohner: 
Haffen gerechnet werden kann, je mehr Alle die Ueberzeugung durchdringt, daß dad erftrebte 
Ziel, bie Befeitigung der biöherigen Verſchiedenheit in der Befteurung der Städte und des 
platten Landes, die Entlaftung der ärmeren, die ftärfere Belaftung der reicheren Einwohner, 
am beften vermittelt Einführung einer Einkommenſteuer zu erreichen fei. 
Berlin, im März 1847. 
Der Finanzminifter. 
bon Düesberg. 


Anlage. 
Berechnung 


des durch die neue Klaffenftener und des ducch die Einfommenftener zu 
beichaffenden Betrages. 


Nach der Veranlagung der Klaffenfteuer für dad Jahr 1846 follen 

a) die beiden oberen Hauptklaſſen der Klaffenfteuer die Summe 
J RE NEREIS ER EEE 1,469,610 Ihlen,, 

b) die beiden unteren Hauptklaffen der Klaffenfteuer die Summe 
6,191,013 — 

zuſammen ........ 7,660,623 Thlr. 

aufbringen. Die geſammte, zur Zeit der erg in den Haffenfteuerpflichtigen Ort: 
haften vorhandene Einwohnerzahl beläuft Ach auf 13,668,634 Köpfe, wogegen in den 
pro 1846 noch mahl= und fhlachtiteuerpflichtigen Städten nad) der Bevölkerungsaufnahme 
von 1843 die Bevölterung 1,833,065 Köpfe beträgt Es ift daher das Verhältniß der 
Haffenfteuerpflidhtigen zur mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Bevölkerung mie 1,000,000 zu 
0,134,107, und würde fid) nad) diefem Verhältniß allein die auf mahl- und ſchlachtſteuer- 
pflichtige Städte in den beiden unteren Hauptklaſſen treffende Klaffenfteuer auf 830,260 Thlr. 
berechnen. Hierbei ift jedoch zu berüdfichtigen: 

l. der Bevölkerungszuwachs der mahl- und fdhlachtiteuerpflichtigen Städte, welcher in 
— ſpecieller Bevölterungsaufnahmen feit 1843 auf 2 Prozent zu beran- 
ſchlagen ift; 

2. die durchſchnittlich höhere Leiftungöfähigkeit der größeren Städte gegen dad platte Yand 
und die kleineren Städte, wonach aud) in den beiden unteren Hauptflaffen eine größere 
Anzahl von Haushaltungen in die höheren Stufen diefer Klaffen einzufhägen fein 
wird in den Städten ald auf dem platten Lande. 

In Ermangelung eincd ſicheren Anhaltöpunkes für die hiernady anzunehmende —— 
erhöhung und zugleich unter Berückſichtigung, daß die ebenerwähnte höhere Leiſtungsöfähigkeit 
eo mit ſich bringt, daß in den mahl= und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten eine verhältnigmäßig 
größere Anzahl von Haushaltungen durch Heranziehung zur Eintommenfteuer der Stlaffenfteuer 
entfällt, wide es gewagt fein, diefen verhältnigmäßig höheren Ertrag der Klaffenfteuer auf 
mehr ald 5 Prozent anzunehmen. Dem vorberechneten Ertrage von 830,260 Ihlen. würden 
daher zuwachſen nad) 1. 2 Brogent, 

: 25. > 


7 Prozent mit sinne 58118 = 
alſo muthmaßlicher sKlaffenfteuer = Ertrag der mahl- und 


ſchlachtſteuerpflichtigen Städte ..unnnneneeneneeneenennene 888,378 Thlr. 
Hierzu der oben ad b angegebene Ertrag der beiden unteren 
Houpitlaſſſſeeeeen 6191,0413 = alio 


Geſammtbetrag der neuen Klaſſenſteuer .......... 7,079,391 Ihlr. 
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Um nun die noch durd die Einfommenfteuer zu befchaffende Summe zu beftimmen, 
wird folgende Berehnung genügen. 

In den bei Veranlagung der Klaffenfteuer für dad Jahr 1846 nod) mahl- und ſchlacht— 
fteuerpflichtigen Städten hat die Mahl- und Schlachtſteuer nad) dem dreijährigen Durd)- 


f&hnitte von 184$ ein Bruttoauffommen von... 3,221,889 Ihlrn. ergeben. 
Hiervon find die Erhebungdkoften mit... 356,597 = abaufegen. 
Dann bleiben .......... 2,865,292 TIhlr. 


Sept man ferner die Mahlfteuer für den Konfumtiondbe- 
darf des Militaird in den mahl- und fchladhtfteuer- 


pflichtigen Städten mit.. 178716 — ab, 
fo bleibt ein Nettoaufkommen von ......... 2786576 Ihlen. 


und mit Hinzurechnung der bei der Klaſſenſteuer üblichen 
6 Prozent für die Koſten der Hebung und für Aus— 
1 ARE NER EERRS TER EETUSSERTR CNN 167,195 — würde der 


Betrag bon... 2,953,771 Ihlen. 
zu — fein, um für das ſeitherige Aufkommen der Mahl- und Schlachtſteuer Erſatz 
zu leiften. Da ferner der gefammte Ertrag der Klaffenfteuer befhafft, auf diefe Beträge aber 
der muthmaßliche Ertrag der neuen Klaffenfteuer mit 7,079,391 Ihlen. in Anrechnung zu 
bringen ift, fo würden alfo 
„ ber eben berechnete Mahl: und Scladtfteuer - Ertrag 


ieh ende 2,953,771 Ihlen,, 
2. der Ertrag der Klaffenfteuer nad der Veranlagung 
E77. RR RENT 7.660.623 


zuſammen ......... 10,614,394 Ihir., 
und nad) Abzug des Ertrageö der neuen Klaſſenſteuer mit. 7,079,391 
noch 3,935,003 Ihlr. 
oder in runder Summe 3,500,000 Ihr. durch die Einfommenfteuer zu beſchaffen fein. 


11. Königl. Botfcaft wegen einer aus dem Eifenbahnfonds zu verzinfenden und zu 
amortifitenden Anleihe zur Ausführung der großen Preußiſchen Oftbahn. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 
geben Unferen zum Vereinigten Landtage verfammelten getreuen Ständen aus der anlie- 
genden Dentſchrift Unferes Finanzminiſters zu erfehen, welche Einfeitungen zur Ausführung 
der, von den im Jahre 1842 verfammelt geivefenen vereinigten ftändifchen Ausſchüſſen für 
ein dringended Bedürfniß erachteten, — Eiſenbahnverbindungen getroffen worden 
ſind, und zu welchen Ergebniſſen dieſelben geführt haben. 

Nach Inhalt dieſer Denkſchrift iſt, nachdem die Ausführung der übrigen Verbindungen 
bereits im Wege der Privatunternehmung unter Betheiligung und Unterffügung des Staa: 
teö erfolgt oder für gefidhert anzunchmen ift, im Wefentlihen nur nod) die wichtige Eifen- 
bahnverbindung von Berlin nad) Danzig und Stönigöberg herzuftellen, um ein umfaffendes 
Eifenbahnnes, welches die Hauptftadt mit den Provinzen, und die Provinzen unter einander 
verbindet, auch in den Hauptrichtungen das Ausland berührt, zur Ausführung zu bringen. 

Wenn nun die gegenwärtigen Verhältniffe ded Geldmarktes Feine Auöficht gewähren, 
diefe große Eifenbahnverbindung durch ein Privatunternehmen in biöheriger Weife unter 
Betheiligung und Unterftügung des Staates herzuftellen, fo bleibt nur übrig, den Bau und 
Betrieb diefer Bahn für unmittelbare Rechnung des Staates zu übernehmen. — Unfere ge- 
treuen Stände werden aus der Denkfchrift erjehen, daß der Bau der gedachten Bahn mit 
den Mitteln des Eifenbahnfonds und den vielleicht aus den Veberfchüffen der Staatöfaffe 
künftig zu erübrigenden Geldmitteln auögeführt werden kann, ohne daß dazu Die Beſchaffung 

Erfte Ubtheilung. 5 
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außerordentlicher Geldmittel durd) Benukung des Staatötreditd unumgänglid nothtvendig 
ift; der Bau würde aber, wenn er auf diefe Weife auögeführt werden follte, erft in einer 
langen Reihe von Jahren zur Vollendung gelangen können. — Diefe ift in einer ange: 
meften furzen Frift nur dadurch herbei gu führen, daß die, eine fortlaufende Rente vepräfen- 
tirende jährlidye Einnahme des Eifenbahnfonds in Kapital umgefeßt, und zu einer aus dem: 
felben zu berzinfenden und zu amortifirenden Anleihe benutzt wird. — In Anerkennung der 
wichtigen Gründe, weldye nach Inhalt der Denkſchrift ſowohl im Intereſſe der betheiligten 
Provinzen, als im allgemeinen Intereffe dafür fpreden, den Bau auf diefem letzteren Wege 
in Ausführung zu bringen, fordern Wir Unfere getreuen Stände auf: 
zum Behuf der Herftellung der großen Preußiſchen Oftbahn und der damit in Verbin 
dung ftehenden Brüdenbauten und fonftigen Anlagen, die Aufnahme einer aus dem, durd) 
Unferen Erlaß vom 22. November 1842 bis zum Betrage von jährlid) 2,000,000 Ihlen. 
ausgefegten Eifenbahnfondö zu verzinfenden und zu tilgenden Staatöanleihe in Erwä— 
gung zu nehmen, und fidy über die dazu nad) 8 5 der Verordnung über die Bildung 
des Vereinigten Yandtaged vom 3. Februar 1847 erforderliche ftändifche Zuftimmung 
zu erklären, 
damit demnädhft, falls diefe Zuftimmung erfolgt, zu geeigneter Zeit, fobald der Zuftand ded 
Geldmarktes die Abſchließung diefer Anleihe unter angemeffenen Bedingungen möglich ma- 
hen wird, auf diefem Wege, nad) Maßgabe des ſich ergebenden Bedarfes, die Mittel zu jenem 
wichtigen und großartigen Unternehmen beſchafft werden. 
Urfundlid unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem König: 
az ãx lin, den 28 mi 1847 
egeben Berlin, den 28. März 1847. u \ 
5 Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Ihile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh 
Graf zu Stolberg. Uhden. Freih. v. Canitz. v. Düesberg. 


Denkſchrift, 
die Ausführung des Eiſenbahnnetzes in Preußen betreffend. 


In Uebereinſtimmung mit dem Gutachten der vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchüſſe haben 
ded Königs Majeſtät mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 22. November 1842 (Geſetzſamm- 
fung S. 307) zu beſtimmen geruht, daß die Ausführung des für ein dringendes Bedürf- 
niß erachteten 

Eiſenbahnnetzes, welches die Hauptſtadt mit den Provinzen und die Provinzen unter ein: 
ander verbinde, auch in den Hauptrichtungen das Ausland berühre, 
durd) die dem Staate zu Gebote ftehenden Mittel, und inöbefondere auch durch Leber: 
nahme einer Garantie für die Zinfen der Anlagetapitalien mit Kraft und Nachdruck beför- 
dert werden folle. 

Da bei den hiernach zu treffenden Einleitungen in Gemäßheit der Verhandlungen ber 
vereinigten ftändifchen Ausſchüſſe das Syſtem zu Grunde zu legen war, daf die Ausführung 
der zu jenem Nete gehörigen Eifenbahnen der Privatunternehmung überlaffen, dabei jedod), 
Behufs ded rafhen Beginned und Fortganges derfelben, eine kräftige Unterftügung und 
Mitwirtung Seitens ded Staated gewährt und zugleich für die Wahrung der öffentlichen 
Intereſſen Fürforge getroffen werde, fo kam cö darauf an, eines Theils dem Staate eine 
wirffame Iheilnahme und Einwirkung bei der Ausführung und Verwaltung vorzubehalten, 
andern Theils die pekuniäre Betheiligung und Unterftügung fo zu bemeffen, daß der Erfolg 
gefichert werde, gleichzeitig aber auch dafür Sorge zu tragen, daß die Staatötaffe nicht für 
alle Folgezeit mit dauernden Belaftungen verpflichtet bleibe. Won diefen Gefichtöpuntten 
aud find für die Betheiligung und Mitwirkung des Staates im Wefentlichen folgende Grund: 

lagen angenommen worden: 
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I. In Betreff der Iheilnahme und Einwirkung ded Staates bei der Ausführung und 
Verwaltung deö Unternehmens: 


1. Der Staat beftellt feinerfeitd ein Mitglied des Gefellfchaftövorftandes, welches an der 
Ausführung der Bahn und der Verwaltung des ganzen Unternehmens felbft thätig 
Antheil nimmt. 

2. Der Staat bedingt fid) bei den Generalverfammlungen der Gefellfchaft ein feiner Ka— 
pitalbetheiligung entſprechendes Stimmrecht aus, und zwar — daß ihm bei der 
—— mit einem Siebentel des Aktienkapitals (ſiehe unten IE 1.) in jeder Gene— 
ralverfammlung ein Siebentel ſämmtlicher anwefender oder vertretener Stimmen zuſteht. 

3. Der Tarif fowohl für die Güter- ald auch für die PVerfonenbeförderung, ſowie der 
Tarif für dad Bahngeld, imgleichen jede Aenderung diefer Tarife, bedarf der Zuſtim— 
mung des Staates. 

4. Auch bleibt demſelben nicht nur die Genehmigung, ſondern auch die Abänderung der 

ahrpläne vorbehalten. 

5. Die Gefellihaft hat fid) den zur Wahrnehmung der Intereffen der Militairverwaltuug 
feitgefepten Bedingungen in Betreff der Benusung der Eifenbahnen für militairiſche 
Zwecke (fiche Gefesf. für 1843 ©. 373) zu unterwerfen. 


U. In Betreff der pefuniären Betheiligung und Unterftügung: 


1. Der Staat übernimmt den fiebenten Theil des bei der Begründung ded Unternehmens 
angenommenen Attientapitald, und behält cd, für den Fall, daß ſich demnächſt ein 
Mehrbedarf ergeben follte, der weiteren Beftimmung vor, ob folder durch Erhöhung 
des Aftienfapitald oder im Wege der Anleihe beſchafft werden folle. 

2. Für den Fall, daß der Reinertrag des Unternehmend nicht ausreichen follte, um für 
die ſämmtlichen Aktien einen Zinsgenuß vom 34 Prozent zu gewwähren, wird vom 
Staate der hierzu nöthige Zuſchuß geleiftet und diefer Zinsgenuß unbedingt garantirt, 
fo lange nicht die Amortifation der Privataktien vollitändig beendigt ift. 

3. Um die Amortifation der Privataktien zu beiverkitelligen, und dadurch eines Iheild die 
dur) die Zindgarantie übernommenen Verpflichtungen zu befeitigen, andern Theils die 
Erwerbung der Bahn von Seiten ded Staates zu ſichern, werden die auf das Sicbentel 
des Staated fallenden Zinfen zu einem Tilgungsfonds beftimmt, von welchem die Pri- 
vatattien allmälig mittelft Ausloofung und Einlöfung nad dem Nennwerthe erworben 
werben. Die Zinfen der daraud eingelöften Privataftien fliehen dem Tilgungöfonde zu. 
Da in Folge der Zindgarantie (zu 2) die Zinfen für das Eicbentel des Staates zu 
34 Prozent geſichert find, fo beträgt der hierdurch jährlid) auftommende, zur Tilgung 
der übrigen 6 Siebentel dienende Fonds 4 Wrozent des gefammten Aftientapitalö, 

und ed wird mittelit dieſes Fonds und der ihm aumachienden 34 progentigen 
Zinfen der eingelöften Privataftien die Amortifation ded Privat: Aftienfapitaled im 
57. Jahre vollendet. 

4. Mit Rüdfiht auf die für den Fall eined geringen Ertraged ded Unternehmens den 
Ationairen vom Staate getvährte Zinsgarantie wird andererfeits, falls der Reinertrag 
ſich auf mehr als 5 Prozent des Altienfapitald beläuft, von dem Ueberſchuſſe über 
I Prozent der dritte Iheil der Staatötaffe überwiefen. 

5. Sollte der Staat in Folge der Zinögarantie genötbigt fein, eine gewiſſe Reihe von 
Jahren hindurdy einen Zuſchuß zu leiften, oder folkte der Zuſchuß in einem Jahre einen 
gewiſſen Betrag überfteigen, fo fteht dem Staate die Befugniß zu, die Verwaltung und 
den Betrieb der Bahn felbft zu übernehmen. 


Bei diefen Stipulationen, in Folge deren nicht nur ein Zindgenuß von 34 Prozent, fon- 
dern aud) die dereinftige Zahlung des vollen Nominalbetraged der Aktien gefichert ift, hat ed 
denn auch keinem Bedenken unterliegen können, die Beſchaffung der Geldmittel für die in 
Rede ftchenden Eifenbahnunternehmungen auch dadurd zu fördern, daR die betreffenden 
Eifenbahnattien hinſichtlich der Annahme als pupillen- und depofitalmäßige Sicherheit den 
Staats ·Schuldſcheinen gleichgeftellt werben, wie Died durch die Allerhöchſte Ordrevom 22, De- 

cember 1843, (Geſetzſamml. für 1844 ©. 45) geſchehen ift. 
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Die obigen Grundlagen haben indeffen nicht ald eine unter allen Umftänden feftzuhal: 
tende Norm feitgeftellt werden fönnen; vielmehr mußte es vorbehalten bleiben, bei den ver: 
fhiedenen Eifenbahnunternehmungen nad) den dabei obwaltenden Verhältniffen und nad) 
Zeit und Umſtänden Modifikationen eintreten zu laffen. Namentlich erſchien cd angemeffen, 
darauf Bedacht zu nehmen, die Staatätaffe nidyt in zu auögedehntem Maaße mit einer Zind- 
garantie zu en wie denn auch die in der Allerhöchſten Kabinetöordre vom 22. Novem- 
ber 1842 enthaltene Beftimmung, daß die zur Förderung des Eifenbahnbaued auf die Etaatö- 
kaſſe zu übernehmenden fortlaufenden Ausgaben den Betrag von jährlid 2,000,000 Ihaler 
nicht überfteigen dürfe, die thunlichſte Beſchränkung der Zindgarantie nothivendig machte. 
Zu dieſem —* bot ſich inöbefondere die Maßregel dar, daß den Umſtänden nad) 
für das Privat-Attienfapital eine Zinsgarantie überhaupt nidyt bewilligt, oder ſolche dod) 
nur für einen Theil deffelben gewährt, Dagegen aber aus dem Reinertrage des Unternehmens 
boriveg ein gewiffer Zindgenuß für dad Privat-Aftienkapital oder für den nicht garantirten 
Theil deffelben prioritätifd) zugeftanden würde, dergeſtalt, daß jener Ertrag nur in fo weit, 
ald nad) Gewährung dieſes Zinsgenuſſes etwas übrig bliebe, zur Verzinfung des vom Staate 
übernommenen Kapitalantheils, refp. des garantirten Aftienkapitals, in Anfprud) genommen 
erden dürfte. 

Nach Inhalt der Denkſchrift vom Oktober 1842, welche der Berathung der vereinigten 
ftändifhen Ausfhüffe zum Grunde gelegt worden, wurden zur Herftellung jened Eifenbahn- 
netzes inöbefondere folgende Bahnlinien, im Anſchluß an die ſchon in Betrieb ftehenden oder 
ald gefihert anzunchmenden Eifenbahnen, in Auöficht genommen: 


1. eine Bahn von der Hannoverſchen Landesgränze bei Minden nad) Köln; 

2. eine Bahn von Halle durd) Thüringen in der Ridytung auf den Mittelrhein; 

3. eine Bahn, die, mit Benugung Einer der im Bau begriffenen Bahnen von Berlin 
zur Oder, Berlin mit Königöberg und, vermittelft einer Zweigbahn, mit Danzig ber- 
bände, auch unter Umftänden bis zur Ruſſiſchen Gränge fortgefegt werden könnte; 

4. eine Bahn von Frankfurt nad) Breslau und von Oppeln zur Deſterreichiſchen Gränge; 

5. eine Bahn zur Verbindung von Poſen einerfeitd mit der nad) Preußen, andererfeitd 
mit der durch Schlefien führenden Yinie. 

Es war daher vorzugsweiſe dad Augenmerk darauf zu richten, diefe Eifenbahnverbin- 
dungen ind Leben zu rufen. 


Die Ergebniffe der darüber gepflogenen Verhandlungen find folgende: 

Zul. Die Köln-Mindener Eijenbahnunternehmung ift nad) den obigen Grund» 
lagen zur Ausführung gediehen, und die Bahn der Vollendung nahe. Es ift nämlich für 
diefe Unternehmung unterm 18. December 1843 (liche Geſetzſ. für 1844 ©. 21 ff.) eine 
Attiengeſellſchaft mit einem vorläufig auf 13,000,000 Thaler angenommenen Attientapital 
tonpeffionirt worden, von weldyer der Bau träftig betrieben wird, ſo daß die ganze Bahn im 
Laufe des Jahres 1847 dem Betriebe wird eröffnet werden können. Auch iſt durch einen 
Staatovertrag dom ne Geſetzſ für 1846, ©. 77 ff.) die Ausführung der Eiſen— 
bahn von Minden nad) Hannover, weldye ſich der ſchon fertigen Bahn von Hannover nad) 
Magdeburg anſchließt, bid Ende des Jahres 1847 geſichert. Der Staat hat fidy bei dem 
Attientapitale für die Bahn von Köln nach Minden mit 1,860,000 Ihalern betheiligt, und 
für dad ganze Kapital von 13,000,000 Ihalern die Garantie von 34 Prozent Zinfen, zum 
Belaufe von 455,000 Ihalern, übernommen, wobei für die allmälige Amortifation ded Pri- 
vat-Atientapitald mittelft der für obige 1,860,000 Thaler auftommenden Zinfen und Divi- 
denden Fürforge getroffen worden ift. 

Zu2. Die Bahn von Halle durch Thüringen in der Richtung auf den Mittel: 
rhein ift, nachdem hierüber mit den betheiligten Regierungen mittelft Staatövertraged vom 
19. April 1844 (Geſetzſ. S. 444) die nöthigen Vereinbarungen getroffen, auf der Strede 
von Halle über Weimar, Erfurt, Gotha und Eifenad) nad) der Kurheſſiſchen Gränze durd) 
die unterm 20. Auguſt 1844 beftätigte Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft (fiehe Gefecht. 
©. 419 ff.) in Bau genommen worden, und wird vorausfichtlicy im Jahre 1847 vollendet 
werden. In Folge des Staatövertraged vom 20. December 1841 (Geſetzſ. für 1844, S.438 ff.) 
ift die weitere Fortfegung der Bahn nad) Caffel und von dort nad) der Preufifhen Gränze 
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auf Paderborn, zum Anfchluffe an die dieöfeitige, über Lippftadt und Soeft nah Hamm zu 
führende Eifenbahn, eingeleitet, und da fid) in Kurheffen die Bahn von Gaffel nad) Frank— 
furt a. M. an die Halle-Kaffeler Bahn anfchliehen wird, fo ift auch die Verbindung mit dem 
Mittelrhein als geſichert anzunehmen. Bon dem Attienfapitale der Ihüringifchen Eifenbahn- 
gefelicheft zum Belaufe von 9,000,000 Ihalern ift, nad) Inhalt ded Staatövertraged vom 

9. Aprif 1344 diesſeits, in Gemeinſchaft mit der Großherzoglich Sächſiſchen und der Her: 
zoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen Regierung, der vierte Theil übernommen worden, wo— 
von auf Preußen ein Betrag von 810,000 Thalern trifft; e8 findet jedod) hierbei eine Be- 
theiligung der Staatötaffe nicht Statt, da dieſes Ktapital aud einem von des Hochſeligen 
Könige Majeftät ausgefegten Legate gewährt wird. Auch ift eine Zindgarantie Seitens des 
Staated nicht zugeftanden, dagegen aber den Brivataftien von den betheiligten drei Regie- 
rungen hinſichts des Zinsgenuſſes für 30 Jahre der Vorzug vor den ihrerſeits übernom— 
menen Aktien dergeftalt eingeräumt worden, daß für Lestere auf den Zindgenuß aus dem 
Ertrage des Unternehmens in fo weit verzichtet worden, als «8 nöthig ift, um für die Privat- 
attien eine Dividende von 3 Prozent zu gewähren. 

Zu 3. In Anfehung der Bahn von Berlinnad Königöberg und nad) Danzig 
tam es zunaͤchſt auf forgfältige Unterfuchungen in Anfehung des für den Uebergang über 
Die Weichfel zu wählenden Punktes, und in Betreff der für die Bahn anzunehmenden Rich— 
tung an. Nach mehrfachen gründlidyen Erörterungen ergab es fidy ald das Zweckmäßigſte, Die 
Bahn bei Dirſchau über die Weichfel und demnächſt bei Marienburg über die Nogat au 
führen, wobei zugleidy die direktefte Verbindung zwiſchen Königöberg, Elbing und Danzig 
erzielt wird. Da die großartigen Bautverke, mittelftDerender Uebergang über beide Ströme zu 
bewertitelligen ift, und die dabei nothwendigen Strom: und Deihregulirungen, welche zugleich 
für die Landeömelioration ſehr weſentliche Vortheile mit fidy bringen, erft in einem Zeitraume 
von mehreren Jahren zur Ausführung gebracht werden können, vor deren Vollendung aber 
die ganze Bahn ihrem Zwecke nicht entſprechen würde, fo ift zunächſt fofort die Ausführung 
der Weichſel- und Nogatbrüde, fo wie der Strom: und Deichregulirungen eingeleitet worden, 
unabhängig von den Verhandlungen über die Ausführung der Bahn felbft. Die Koften für 
diefe Bauten, deren Vollendung im Jahre 1857 in Ausficht genommen werden darf, bered)- 
nen ſich nad) den nunmehr vollitändig auögearbeiteten Anſchlägen auf 8,865,000 Ihaler, 
welche aus den für die Berlin-Königöberger Eifenbahn disponibel zu machenden Fonds zu 
gewähren fein werden; vorläufig find die zunächſt erforderlidyen Geldmittel aud den zur Bes 
förderung des Eifenbahnbaues überhaupt zu Gebote ftehenden Fonds vorgefchoffen worden. 

Mas die Richtung der Bahn anlangt, fo ift, nad) reiflicdyer Erwägung der mannigfadyen 
in Betracht fommenden Verhältniffe und Intereffen, die Linie 

bon Frankfurt über Eüftrin und von Eüftrin aus in der Richtung auf Driefen, 
Schneidemühl, etwas weftlid von Bromberg nad) Dirfhau, von dort über 
Marienburg, Elbing, Mühlhaufen, Braundberg nad) Königsberg, miteiner 
Zweigbahn von Dirſchau nad) Danzig 
u ahuöführung beftimmt worden, vorbehaltlich der dereinftigen Auöführung einer direkten 
hn von Berlin nad) Eüftrin. Die Koſten berechnen fidy nad) den vorliegenden Leber: 
Schlägen für die Bahn: 
1. von Frankfurt nach Güftrin bei einer Länge von 4,00 Meilen auf 1,600,000 Ihtr. 
. von Güftrin nad) Dirſchau bei einer Länge von 49,95 Meilen auf 14,848,034  - 
. von Dirſchau nad) Königäberg bei einer Länge von 21,54 Mei: 
fen, ohne die Koften der Brüdenübergänge ꝛc, auf ................ 5,939,201 
. bon Dirihau nad) Danzig bei einer Länge von 4,43 Meilen auf 1,500,000 
Hierzu treten 
. für die Brüden über die Weichfel und die No- 
at, vorbehaltlich einer Verminderung ded Ko: 
—J———— welche ſich aus der bereits ein⸗ 
geleiteten, anderweitigen Unterſuchung über die 
nöthige Stärke des Oberbaues ald zuläſſig er⸗ 
DEE RBB 5,686,027 Ihtr. 
Latus 5,686,027 Iplr. 23,887,235 Xhlr. 
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Transport 5,686,027 Ihlr. 23,887,235 Thlr. 
und für die damit in Verbindung ftehenden 


Etrom- und Deihregulirungen ...zuumeenneennn.. 3,178,331 
zuſammen 8864358 — 
fo daß ſich im Ganzen ein Koſtenaufwand von aeusessseneesenennnn 32,751,593 Ihlrn. 


ergiebt. Dafür würden dann, außer den aud) für den allgemeinen Verkehr wichtigen Brüden 
bei Dirſchau und bei Marienburg, und außer den zugleidy im Yandeöfultur-Intereffe jegend- 
reichen Deich- und Stromregulirungen, im Ganzen 79,92 Meilen Eifenbahn neu gebaut 
erden, wovon auf die Hauptbahn von Frankfurt nad) Königäberg 75,49 Meilen, auf die 
Ziveigbahn von Dirſchau nach Danzig 4,43 Meilen treffen. Die Eifenbahnverbindung von 
Berlin über Frankfurt nady Königöberg würde dabei, mit Hinzurechnung der 104 Meilen 
langen Bahn von Berlin nady Frankfurt, eine Länge von 85,99, rund 86 Meilen, die Ber: 
bindung zwiſchen Berlin und Danzig eine Länge von 68,88 Meilen, die Verbindung zwiſchen 
Königöberg und Danzig eine Yänge von 26 Meilen erhalten. 

Beidem Bau einer direkten Bahn von Berlin nad) Küftrin, in einer Länge von 11,95 Mei- 
fen, mit einem Aufwande von 2,774,326 Ihalern, würden, fallö dabei von der oben zu a 
gedachten Verbindung zwischen Küftrin und Frankfurt abgeſehen würde, die Koften fid) auf 
33,925,919 Ihaler ftellen, dagegen im Ganzen 87,87 Meilen neu gebaut werden, und die 
Verbindungen von Berlin nad) Königöberg und nad) Danzig fi um ungefähr 24 Mei- 
len abfürgen. 

In Betreff der Ausführung des obigen Eifenbahnunternehmend haben zwar, fobald 
fid) die zu wählende Richtung und der Koftenpuntt näher überfehen ließen, vorläufige Ver: 
handlungen mit einem zu deffen Borbereitung zufammengetretenen Vereine Statt gefunden, 
wobei die Abfiht dahin ging, nur für die Hälfte ded zu 32,000,000 Ihlen. angenommenen 
Aftienfapitald eine Zinögarantie des Staates zu 34 Prozent in Anſpruch zu nehmen, der 
anderen Hälfte dagegen prioritätifh aus dem Ertrage des ganzen Unternehmen einen Zine- 
genuß von 4 Prozent einzuräumen. Bei dem inzwiſchen ſowohl im Inlande wie im Aus- 
lande eingetretenen ungünftigen Stande des Geldmarktes haben diefe Verhandlungen jedod) 
nicht weiter verfolgt werden fönnen. Um ſchon während der umfaffenden und zeitraubenden 
Erörterungen über die diesſeits der Weidyjel zu wählende Richtung der Ausführung ded Un: 
ternehmens näher zu treten, find vorläufig auf der Strede von Marienburg nad) Elbing 
und nad) Braunsberg für Rechnung des für die Berlin: Königsberger Eifenbahn disponibel 
p machenden Fonds die Grunderwerbungen eingeleitet und die Erdarbeiten und Brücken— 

auten in Angriff genommen worden, wozu die Mittel vorſchußweiſe aus den zur Befoörde— 

rung ded Eiſenbahnbaues überhaupt zu Gebote ftehenden Fonds entnommen find. Nach— 
dem ſich indeffen ergeben hat, daß es bei den inzwifchen eingetretenen Verhältniſſen nicht 
möglid) fei, das Berlin - Königäberger Eifenbahnunternehmen nad) ähnlidyen Grundlagen, 
wie fie bei den oben erwähnten, mit Betheiligung des Staates ausgeführten Eifenbahnun- 
ternehmungen feftgefeßt worden find, ind Leben zu rufen, find jene vorläufigen Einleituns 
gen dahin beſchränkt worden, daß fie nur nod) zu einem paflenden Abſchluß gebracht wer— 
den; der große Brüdenbau bei Dirihau und Marienburg wird dagegen mit den disponi⸗ 
beln Mitteln des Eifenbahnfonds weiter fortgefeht. 


Zu 4. Die Eifenbahn von Frankfurt nah Breslau ift bereits nad) den oben 
bezeichneten Grundlagen zur Ausführung gebradyt worden, und cbenfo zum größten Theile 
die Bahn von Dppeln nad) der Defterreihifhen Gränze. Die erftere, ſchon im 
Betriebe ftehende Bahn ift von der unterm 27. November 1543 beftätigten Niederſchleſiſch— 
Märkiſchen Eifenbahngefellichaft (fiche Gefehfammlung ©. 371 ff.) audgeführt worden, 
weldye auch die ſich anfdylichende Bahn von Berlin nad) Frankfurt erworben (fiche Geſetz— 
fammlung für 1845 ©. 459 ff.), und außerdem die Anlage einer Seitenbahn nad) Görlitz 
zum Anjchluffe an eine Bahn von Görlig nach Dreöden übernommen hat, deren Bau 
und Vollendung im Laufe des Jahres 1847 durd) einen Staatövertrag vom 24. Juli 
1843 — ©. 403 ff.) geſichert iſt Bon dem Aktientapitale zum Belaufe von 
10,000,000 Ihalern hat der Staat einen Betrag von 1,437,500 Ihalern übernommen; 
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ati ift für jenes Aktienkapital die Garantie von 3% Prozent Zinfen, zum Betrage von 
50000 Thalern, bewilligt, dabei aber für die allmälige Amortifation ded Privat: Altien- 
fapitald mittelft der auf dad Staatd Aktienkapital fallenden Zinfen geforgt worden. 


Was die Bahn von Oppeln nad) der Oeſterreichiſchen Gränze anlangt, fo ift zuvörderſt 
die Fortführung der von der Oberfchlefifchen Cifenbahnpefellfgatt auögeführten ah bon 
Breslau nad) Oppeln in der Richtung über Kofel, Gleiwig und Myslowitz nad) dem Gränz- 
punfte Berun von eben diefer Gefellichaft unternommen (fiehe Gefepf. für 1843 ©. 310 ff.), 
der Bau jedoch demnächſt auf die Strede bis Myslowitz vorläufig beſchränkt worden (fiehe 
Gicht. für 1846 ©. 73), da die Fortfegung der Oeſterreichiſchen Kaiſer-Ferdinands-Nord⸗ 
bahn bis in die Gegend von Berun vorerft Anftand gefunden hat, andererfeitö aber das in 
der Ausführung begriffene Unternehmen einer Eifenbahn von Krakau nad) der Oberſchleſi— 
fen Oränge bei —38 — eine zweckmäßige Fortſetzung der Bahn darbietet, welche mit- 
kelft einer kurzen Anſchlußbahn nach der Landesgränze mit der Krakauer Bahn in Verbin— 
dung zu bringen ift. Die Bahn ift bereits in ihrer ganzen Ausdehnung von Breslau bie 
Mylowitß im Betriche. Dagegen ift die Verbindung mit der Kaifer-Ferdinands-Nordbahn 
durch eine Abzweigung von Koſel über Ratibor nad) der Yandeögränge bei Oderberg 
eingeleitet, nachdem die Fortführung der Nordbahn bis Oderberg gefichert worden. Die Eofel- 
verberger Bahn ift durdy die unterm 10. Mai 1844 betätigte Wilhelmsbahn-Gefellichaft 
Geſchſ. S. 127 ff.) zum größten Iheile bereits ausgeführt, fo daß die Eröffnung des Be- 
triebes biß Annaberg unmeit der Landesgrenze im Frühjahr 1847 zu erwarten fteht, bis zu 
welchet Zeit audy die Vollendung und Eröffnung der Nordbahn bid nady Oderberg hin er— 
wartet werden darf. Es bleibt dann nur nody die kurze Strede von erg bid Oder: 
berg mit der Gränzbrücke über die Oder zu bauen, worüber die beiderfeitigen Geſellſchaften 
ih bereitö verftändigt haben, fo daß es nur noch auf die Erledigung der dieferhalb mit der 
Keiſerlich Defterreichifchen Regierung ſchwebenden Verhandlungen antommt. Bon dem auf 
240.000 Thaler feftgefegten Aktienfapitale für die Weiterführung der Oberſchleſi— 
Ihren Fifenbahn von Oppeln nad) der Landeögränzge, ift vom Staate ein Betrag von 
3,000 Thalern übernommen worden, fo wie die Garantie von 3% Prozent Zinfen für 
obige 2400,000 Thaler zum Belaufe von 84,000 Ihalern; dabei ift die Amortifation des 
Privat: Aktientapitald von 2,057,000 Ihalern durdy Ausfegung eines jährlihen Betrages 
bon 12,000 Ihalern aus dem Zinsbetrage, welcher auf dad Staats-Aktienkapital fällt, aus- 
bedungen. Bei der Eofel-Oderberger Bahn ift cine Betheiligung des Staated oder eine 
Jusgarantie nicht nöthig geweſen. 


Ju 5. Was die Bahn zur Verbindung von Bofen, einerfeits mit der nad) Preußen, 
andererfeitö mit der dur) Schlefien führenden Yinie anlangt, fo ift deren Ausführung 
wenigitend theilweiſe ſchon näher getreten. Es ift nämlic unterm 4. März 1846 eine Attien- 
giellihaft zur Ausführung einer Bahn von real Stargard nady Pofen, welche 
ſich mit der nach Preußen führenden Linie (zu 3) in der Gegend von Driefen kreust, ton: 
zeſſonitt worden (fiche Geſetzſ. S. 89 ff). Zur Sicherung diefed, bereits in der Ausfüh- 
rung begriffenen Unternehmen ift, da der dermalige Stand des Geldmarktes daffelbe ind 
Stoden zu bringen drohte, demnächſt von Seiten des Staates eine Betheiligung an dem auf 
3,000,000 Ihalern feſtgeſetzten Aktientapitale mit einem Kapitalbetrage von 714,300 Thalern 
übernommen, und die Zinögarantie don 34 Prozent für jencd Aktienkapital, zum Belaufe 
bon 175,000 Thalern, gewährt worden, mit der Maßgabe, daß mitteft der auf die Staats- 
aftien fallenden Zinfen die allmälige Amortifation der Privataktien bewerfftelligt werden 
fol. Die Ausführung der Bahn von Stargard nady Pofen ift hierdurch gefichert, fo daß 
to zur Herſtellung der in Rede ftehenden Verbindung nur nody auf die weitere Fortführung 
der Bahn nady Schlefien antommt. Für diefen Zwed find nun zwar aud) fchon vorläufige 
Einleitungen getroffen, indem ſowohl von Pofen ald von Bredlau aus vorbereitende Ermit- 
lungen Behufs der Ausführung einer Bahn von Poſen nad) Breölau, mit einer Seiten⸗ 
verbindung von Liſſa nad) Glogau, zum Anfcyluffe an die Niederſchleſiſche Zweigbahn vor⸗ 
—— worden find; bei den gegenwärtigen Verhältniſſen darf jedoch zur Zeit auf die 
ee, diefer Verbindungen im Wege der bloßen Privatunternehmung nicht gered)- 

werden. 
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Außer den oben zu 1— 5 bezeichneten Eifenbahnunternehmungen find dann nod) 
6. die Bahn von Elberfeld nad Dortmund, 
fo wie 
7. die Rheinifhe Eifenbahn von Köln über Aachen nad) der Belgifchen Gränze zu einer 
pefuniären Unterftügung Seitens ded Staates geeignet befunden worden. 


Zu 6. Mit Rüdfiht auf die Wichtigkeit der Bahn von Elberfeld nad) Dortmund für 
den inneren Verkehr und namentlid) für die Kohlenanfuhr nad dem Bergifhen Fabrik— 
diftrifte, und inöbefondere mit Rüdficht darauf, daf die Ausführung einer Bahn von Elber- 
feld nad Witten ſchon gleichzeitig mit der Eifenbahn von Elberfeld nad Düffeldorf eingeleitet 
war, das Unternehmen aber zu Gunften der damals projeftirten Rhein Weferbahn wieder 
aufgegeben werden mußte, ift nämlidy zur Förderung des demnächſt wieder aufgenommenen 
Unternchmend bei der dafür gebildeten A Gifenbahngefellfchaft eine Kapi- 
——— einem Viertel des zu 4,000,000 Thlr. angenommenen Aktienkapitales 
Seitens des Staates übernommen worden (fiche Geſetzſ. für 1844 ©. 315 ff.), und zwar 
in der Art, daß den Privataktien für einen Zindgenuß von 34 Prozent während 30 Jahre 
der Vorzug vor der vom Staate übernommenen 1,000,000 Ihlr. eingeräumt worden ift. 


Ferner ift 

Zu 7. Bei der Rheiniſchen Eifenbahn, mit Rückſicht auf die bei den Verhandlungen 
der vereinigten ftändifchen Ausſchüſſe hervorgehobene Nothtvendigfeit einer Unterftügung 
des Staates, Behufs der Fertigſtellung dieſer Bahn für eine Anleihe von 1,250,000 Thlr. 
die Garantie der Zinfen zu 34 Prozent vom Staate bewilligt worden (fiehe Geſetzſ. 
für 1843 ©. 326 ff.), zum Gefammtbetrage von 43,750 Ihlr., und zwar mit Vorbehalt 
des Vorzugdrechted einer früher gemachten, Kprozentigen Anleihe von 2,500,000 Thlr. 
(fiche Geſeßſ. für 1840 ©. 295 a) Die Amortifation jener Anleihe erfolgt Seitend der 
Eiſenbahngeſellſchaft, welche dazu jährlid) 4 Prozent des Kapitald und die Zinſen der ein- 
gelöften Obligationen zu verwenden verpflichtet ift. 


Die Geldmittel, welche in Gemäßheit der Allerhödyften Kabinetsordre vom 22. Novem- 
ber 1842 zur Beförderung des Eifenbahnbaued auögefekt worden find, beftehen: 

A. in einem Kapitalfondd von 6,000,000 Ihlr., weldyer im Jahre 1843 mit 
2905,40 Ihlr. in zindtragenden Effetten, unter Anrechnung eined durdy die aufge 
fommenen Zinfen nody nicht gededten Agios von 5245 Ihlen. 11 Sgr. 6 Pf., und mit 
3,089,264 Ihlr. 18 Sgr. 6 Bf. baar zur Diöpofition geftellt worden ift, 

und 

B. in einem laufenden jährlihen Fonds, welder vom Jahre 1843 an ctatö- 
mäßig mit 500,000 Thlr. auögebradjt worden, und fid) um den Betrag der Mehrüber: 
ſchuͤſſe aus der Salzdebitö-Verwaltung gegen den Voranſchlag von 1843 erhöht, bis derfelbe 
auf dad in jener Allerhöchſten Kabinetsordre beftimmte Marimum von jährlidy 2,000,000 Tha⸗ 
ler gebradht fein wird; diefer Fonds hat hiernad) betragen: 


im Jahre ISEB..nnscässcnanensnuesnnnnne 500,000 Thlr. 
⸗ ⸗ 1 544 PEPELLERTEPPLPFFPIE Pe 528,300 2 
—IV—— 629500 ⸗ 
134 1,021,100 = 


im Ganzen alfo 2,678,900 Thlr. 


Der erftgedachte Fonds (zu A) hat die Beftimmung, die Mittel zu der Kapitalbetheili- 
gung zu gewähren, mweldye von Seiten des Staated bei mehreren Eifenbahnunternehmun: 
gen übernommen worden ift. Es fließen demfelben aud) die Zinfen zu, welche von den 
ihm angebörigen Effekten auftommen, fo wie die Zinfen der Aktienfapitalien, welche Sei- 
tens des Staated in Folge der vorerwähnten Kapitalbetheiligung eingefhoffen werden, fo 
weit diefe Zinfen nicht ftatutenmäßig zur Amortifation der Privataktien- Kapitalien zu ber 
wenden find. Bis jet ift Seitens des Staated ftatutenmäßig eine Kapitalbetheiligung über: 
nommen worden: 
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I. bei der oben zu I erwähnten Köln-Mindener Eifenbahn mit ........... 1,860,000 Ihlrn. 
Il. bei der oben zu 4 erwähnten Niederfchlefifch- Märtifchen Eifenb. mit 1,437,500  - 
IIl. bei der oben zu 4 erwähnten Oberfchlefiichen Eifenbahn mit ........... 343,000 ⸗ 
IV. bei gi oben zu 5 erwähnten Stargard-Bofener Eifenbahn mit ........ 714,300 = 

d wie 
J. bei der oben zu 6 erwähnten Bergifh-Märtifchen Eifenbahn mit ...... 1,000,000 = 


zum Gefammtbetrage von 5,354,800 Then. 

Die oben zu 2 gedachte Betheiligung ded Staates bei der Ihüringiihen Eifenbahn mit 
einem Kapitalbetrage von 810,000 Ihalern kommt hier nicht in Betracht, da derfelbe, wie 
vorermähnt, aus einem von ded KHochleligen Königs Majeftät ausgeſetzten Legate ge- 
währt worden, 

Der lektgedachte Fonds (zu B.) ift wefentlid dazu bejtimmt, nicht mur die laufenden 
Ausgaben der Eifenbahnverwaltung, die Koften für Vorarbeiten u. f. w. zu beftreiten, 
fondern auch die Mittel zur Leiftung der Zufchüffe zu gewähren, weldye in Folge der bei 
mehreren Eifenbahnen Seitens des Staated übernommenen Zindgarantie der Staatätaffe 
zur Laſt fallen möchten. Eine foldye Garantie ift bis jegt bei folgenden Eifenbahnen über: 
Kommen worden: 

a) bei der oben zu 1 erwähnten Köln Mindener Eifenbahn zu 34 Pro: 

zent für ein Aktienkapital von 13,000,000 Ihalern zum jährlichen 

455,000 Ihr. 

b) bei der oben zu 4 erwähnten Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn 

zu 34 Prozent für ein Aktienkapital von 10,000,000 Thalern zum jähr- 

lihen Betrage von.. ......* 350,000 - 

e) bei der oben zu 4 erwähnten Oberfchlefifhen Eifenbahn zu 34 Pro: 

vent für ein Aktienkapital von 2,400;000 Ihalern zum jährlichen 

Bebroge dnnn — ———— 84,000 - 

d) bei der oben zu 5 erwähnten a — Eiſenbahn zu 35 Pro- 

sent für ein Aktienkapital von 5,000,000 Ihalern zum jährlichen Be- 


fo wie 
e) beider oben zu 7 erwähnten Rheinifchen Eifenbahn zu 3% Prozent für 

eine Anleihe von 1,250,000 Ihalern zum jährlihen Betrage von...... 43,750 - 
EEE] 
alfo für einen Gefammtbetrag von................... 1,107,750 Ipır. 
Dis jept ift der Fall, da im Folge der Zinsgarantic ein Zuſchuß Seitens ded Staates 
u leiften waͤre, noch nicht eingetreten; es haben daher die Beftände des laufenden Fonds 
(u B), foweit derfelbe nicht zu den laufenden Ausgaben der Eifenbahnverwaltung in An— 
rud) genommen worden, zur Verftärfung des Kapitalfonds (zu A) verwendet werden 
Innen. Mit Hülfe diefer Seftänte, fo wie der aufgefommenen Zinfen, find aus dem Kapital⸗ 


fonds (u A) auf die oben unter I—V aufgeführten Kapitalbeträge bid Ende 1846 ge⸗ 
zahlt worden: 


J 1,488,000 Ihlr. — Sgr. 
——— 14375006 — : 
— — 343, —⸗ 
162942 -» 6 - 
— ——— —— 400,000 = — = 
in Gazꝛen 3,831,442 Ihlr. 6 Sgr. 


Zu IV betragen die bid jegt auögefchriebenen 30 Prozent der, vom Staate übernom- 
menen 714,300 hnler Attien, 214, Ihaler; da die Quittungsbogen für jenen Nomi- 
nalbetrag aber unter Bari erworben find, jo ift nur der angegebene geringere Betrag zur 
Ahlung gelommen. — 

Die hiefür erworbenen Staatsaktien und Quittungdbogen bilden ein Objekt, über wel- 
bed nicht disponirt werden tann, da bei den zu I—IV bezeichneten Eifenbahnen die darauf 
falenden Zinfen ftatutenmäßig zur Amortifation der Privatattien verwendet werden müffen, 
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bei der zu V gedachten Bergifch- Märtifdyen Eifenbahn aber die Privataktionaire 30 Jahre 
ftatutenmäßig aus dem Ertrage ded Unternehmens 34 Prozent Dividende vorab zu beziehen 
haben, und ſonach es dahin —* ob und zu welchem Betrage den Staatöaktien eine Ver— 
zinfung werde au Iheil werden. 

Außerdem ift der mehrgedachte Fonds dazu benugt worden, um bei den ungünftigen 
Berhältniffen, welche auf dem Geldmartte eingetreten find, den vorzugsweiſe zur Beförde— 
rung geeigneten Eifenbahnunternehmungen durdy Abnahme oder Antauf eines Iheild der 
dafür ausgegebenen Effekten zu Hülfe zu fommen. Deögleihen find daraus die Ausgaben 
beftritten worden, welde für Rechnung des für die Preußiſche Eifenbahn disponibel zu 
machenden Fonds vorfhußmweife auf die Brüdenbauten bei Dirihau und Marienburg und 
die damit in Verbindung ftchenden Etrom- und Deichregulirungen, fo wie auf den borläu: 
figen Beginn der Arbeiten zwiſchen Marienburg, Elbing und Braunöberg, nad) dem oben 
zu 3 Bemerkten, verwendet worden find. Die zu diefen Zwecken überwieſenen Fonds belau: 
fen fi) bid Ende 1846 auf refp. 483,000 Ihlr. und 430,000 Ihlr. 

Ohne Mitberehnung diefer 913,000 Ihlr’, weldye aus den für die Verlin-Königöberger 
Eifenbahn disponibel zu madyenden Fonds zu erftatten, refp. Darauf anzurechnen fein werden, 
beiteht der Kapitalfonds (u A) am 1. Januar 1847, in 4,440,250 Ihlr. an zinötra 
genden Effekten. Tie nicht in den Verkehr zu bringenden Staatsattien und Quittungsbogen 
über die vom Staate übernommene Kapitalbetheiligung bei den oben zu I—V bezeichneten 
Eifenbahnen find unter den obigen 4,440,250 Ihlr. Effekten nicht begriffen. Auf diefe Ka— 
pitalbetheiligung find vom 1. Januar 1847 ab noch zu zahlen: 





JJ 372,000 Ihlr. 
I. nichts, 
- IH. nichts, 
"Rn, 500,000 
e SEEN SEEN NERETER 600,000 = 
im Oazjen. ——— 1,472,000 Thlr. 


Der laufende Eiſenbahnfonds (zuB.) beträgt für 1847 1,205,200 Thlr. 

Faßt man die oben im Eingange unter I—7 bezeichneten Linien mit den anderweit 
fhon auögeführten oder eingeleiteten Bahnen zuſammen, fo ftellt fi) cin ausgedehntes 
und mannigfady verzweigted Eifenbahnneg dar, welches den bei der Berathung der berei- 
nigten ftändifchen Ausfchuffe aufgefaßten Gefichtöpuntten vollftändig entfpridht. 

a) Die Hauptftadt wird mit ſämmtlichen Provinzen verbunden, nämlid): 

mit Weftphalen und der Rheinprovinz durdy die Berlin-Potsdam-Magde- 
burger (Gefehf. für 1845 ©. 555), die Magdeburg » Ofcheröleben = Halberftädter 
(Gefehf. für 1842 ©. 58) und die Köln- Mindener Eifenbahn, deren Verbin: 
dung mit der zweitgedadhten Bahn durd die Braunſchweigiſche und die Hanno: 
verſche Staatöbahn von Oſchersleben über Braunſchweig und Hannover nad) 
Minden bewertftelligt wird; 

mit Sachſen theils durch die Schon erwähnte Berlin - Potsdam » Magdeburger, 
theild durch die Berlin-Anhaltifhe Bahn (Geferf. für 1839 ©. 177), mweldye durd) 
die Magdeburg-Halle-Leipziger Bahn mit der Ihüringifchen Eifenbahn von Halle 
über Merfeburg, Weimar, Erfurt, Gotha nad) Eifenad) in Verbindung fteht; _ 

mit Schlefien durd die Niederſchleſiſch-Märkiſche Bahn von Berlin über 
Frankfurt, Bunzlau, Liegnitz nad) Breölau und durch die dort ſich anreihende 
Oberſchleſiſche Bahn; 

mit Bommern durch die Berlin-Stettiner Bahn (Geſetzſ. für 1840 ©. 305); 

mit Preußen durch die oben bezeichnete Linie über Küftrin, Driefen, Bromberg, 
Dirſchau nad) Danzig und nad) Königäberg; 

mit Bofen durch eben dieſe Linie und die bei Driefen diefelbe kreuzende Stettin: 
Stargard: Bofener Bahn. 

b) Die Verbindung der Provinzen untereinander findet aufmannigfadye Weife Statt. 
Tie Verbindung der Provin; ——— mit den übrigen Provinzen wird 
durch die oben zu a erwähnten Bahnen bewerkſtelligt: 
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Weitphalen und die Rheinprovinz werden untereinander nicht nur 
durch die Köln Mindener Bahn, der fid) die Bahn von Hamm nad Münfter an- 
ihlicht, fondern auch durch die Elberfeld» Dortmunder Bahn (Gefepf. für 1844 
S. 315.) verbunden, welche durch Die Düffeldorf-Elberfelder Bahn wieder bei Düffel- 
dorf mit der Köln: Mindener in Verbindung tritt. Mit Sachſen kommen beide 
Provinzen einestheild durch) die Köln-Mindener Bahn über Hannover und Braun: 
ſchweig nach Magdeburg bin in Verbindung, anderntheild auch durd) die Bahn von 
Hamm über Soeit, Lippftadt, Paderborn nad) der Kurheſſiſchen Gränze (Gefchf. 
für 1846 ©. 303), welcher ſich die Kurheſſiſche Bahn über Gaffel nady Eifenad) 

zur Thüringiſchen Bahn anſchließt. 
Sachſen und Schleſien ſiehen nicht nur mittelſt der Berlin-Potsdam-Magde— 
burger und der Berlin-Anhaltiſchen Bahn über Berlin, ſondern auch mittelſt der 
Bahn von Leipzig über Dresden nad) Görlig und die dort fid) anreihende Nicder- 
ſchleſich-Märkiſche Bahn über Kohlfurt, Bunzlau und Liegnitz nad) Bredlau mit 
einander in Verbindung. 

Die Verbindung von Schlefien mit Bofen, Bommern und Breußen wird 
dur) die nad) Breölau weiter gu führende Stettin-Stargard-Bofener Bahn und die 
bei Driefen diefelbe dreuzende Preußiſche Bahn bewertitelligt, und beide Bahnen 
bringen dann auch die legtgedadhten drei Provinzen unter ſich in Verbindung. 

e) Kür den Verkehr mit dem Auslande wird in den Hauptridtungen durd) fol- 
gende Bahnen eine Verbindung dargeboten! 


mit Belgien durch die Rheinifhe Eifenbahn von Köln über Aachen nad) Ant: 
werpen, Oftende, Brüffel u. ſ. w, wodurch zugleich die Verbindung mit Frankreich 
nad) Paris beiwertitelligt wird; 
mit Hamburg durch die Berlin Hamburger Bahn (Gefepf. für 1845 ©. 167), 
welche durch Die in der Einleitung begriffene Magdeburg Wittenberger Bahn au 
den über Magdeburg gehenden Verkehr aufnimmt; 
mit Defterreich durch die Oberſchleſiſche Bahn mit den beiden Abzweigungen über 
Nyslowiz nad) Krakau und über Natibor nach Oderberg in der Richtung auf Wien; 

mit dem mittleren und füdlihen Deutſchland durd) die Bredlau:Görlig- 
Treöden-Leipyiger, Die Magdeburg-Leipziger, die Ihüringifche, nad) Frankfurt a. M. 
und nach Caſſel zu führende, und die Hamm-Lippftadt-afieler Eifenbahn. 

Endlich wird auch mit Polen durch die Preußiſche Bahn über Bromberg nad) 
Dirſchau eine Verbindung vorbereitet, indem cd, wenn in der Folge cine Umgeſtal— 
tung der dermaligen Vertchröverhältniffe in Polen cine Eifenbahnverbindung mit 
Warſchau zum Bedürfniß machen möchte, nur auf den Bau der kurzen Strede von 
Bromberg über Ihorn nad) der Landesgränze ankommt, um nicht nur nad) Königd- 
berg, Danzig und Stettin bin, jondern aud) mit Poſen, Berlin u. f. w. eine Ver— 
bindung herzuftellen. 


E wird hiernach durch die oben bezeichneten Bahnen ein weit umfaffended, den auölän- 

hen Bahnen ſich anſchliehendes Eiſenbahnſyſtem zu Stande gebracht, * deſſen die 
Pieuiſchen Staaten in weer Ausdehnung von Süden nach Norden durch die Verbindung 
dd Adriatiſchen Meeres mit der Dftfee und der Nordfer, von Dften nach Meften durd) eine 
\ hängende große Yinie von Königsberg nadı Aachen in der Richtung auf Antiwer- 
ken, Oſtende, rüſſel und Paris durchzogen werden, woran ſich dann mannigfache innere 
Vabindungin und Abzweigungen anreiben. 

Ein ganz weſentliches Glied dieſes Eiſenbahnſyſtems bildet in Anſehung der öſtlichen 
Provingen die wehrgedachte Verbindung von Berlin mit — und Danzig. Wie 
sten zu J erwaͤhnt worden, waren die Einleitungen zu deren Ausführung im Wege der 

hunternehmung nad) der Grundlage getroffen worden, daß nur für die Hälfte des zu 

MO The. angenommenen Anlagetapitals, alfo für 16,000,000 Ihir. eine Zind- 
garantie u 3% Prozent zum jährlichen Belaufe von 560,000 Thlen gewährt, dagegen für 
die andere Hälfte prioritätifh aud dem Ertrage des ganzen Unternehmens ein Zinsgenuß 
von 4 Progent eingeräumt, und zugleid, Seitens des Staates mit Hülfe der ferner zu ger 
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mwärtigenden Beltände des Eifenbahnfonds ein anfehnlidher Theil ded Anlagetapitald über: 
nommen werden follte, um mittelft der darauf fallenden Zinfen die allmälige Tilgung der 
Privataktien und die dereinftige Erwerbung der ganzen Bahn zu beiverfftelligen. 

Nachdem aber der Geldmarkt eine den Eifenbahnunternehmungen ungünftige Wen: 
dung genommen hat, muß die Hoffnung aufgegeben werben, für jest und in der nädıften 
Zukunft die Berlin-Königöberger Eifenbahn im Wege der Privatunternehmung nad) jener 
Grundlage ins Leben zu rufen. Es würden jeßt, wenn der Weg der Privatunternehmung 
verfolgt werden follte, viel weiter gehende Bewilligungen Seitend des Staated gemadjt 
werden müffen, wie died die Erfahrung darthut, daß Sprogentige für ganz ſicher zu erad)- 
tende Eifenbahnpapiere dermalen nur zu Pari (oder wenig darüber) unterzubringen find, 
und gute — Eiſenbahnpapiere anſehnlich unter Pari ſtehen, während die Staats— 
Schuldſcheine mit 34 Prozent Zinſen ſich noch immer auf 92 Prozent und darüber gehalten 
haben. Wenn aber die Ausführung im Wege der Privatunternehmung hiernach jedenfalld 
nur mit fehr beträchtlichen Opfern Seitens ded Staated zu bewerkſtelligen fein würde, fo 
drängt fid) inöbefondere die Frage auf: 

ob es ſich nicht empfehle, Die Berlin Königöberger Eifenbahn ganz für Rechnung des 
Staates zur Ausführung zu bringen? — 

Schon bei der Berathung der vereinigten ſtändiſchen Auöfhüffe haben ſich zahlreiche 
Stimmen im Allgemeinen dafür auögefprodyen, dem Bau der Eifenbahnen für Rechnung 
des Staates überhaupt den Vorzug zu geben. Wenn es damals Anftand gefunden hat, in 
diefer Angelegenheit auf den Bau für Staatöredhnung einzugehen, fo fommt dagegen jetzt 
in Betracht, daß cö fidy nicht mehr darıım handelt, dad ganze Net auf diefem Wege zur 
Ausführung zu bringen, daß vielmehr dieſes Netz bis auf die eine große Bahn nad) Brauben 
im Weſentlichen ſchon ins Leben gerufen ift, und daß fonad) ed nur darauf anfommt, für 
diefe eine Bahn zu dem Staatöbau überzugehen, um dad Ganze zum Abſchluß und zur 
Vollendung zu bringen. Ueberdies tritt gerade bei diefer Bahn zu den allgemeinen Grün: 
den, welche für den Bau auf Staatsrechnung geltend gemacht worden, inöbefondere noch die 
Rückſicht hinzu, daß bei der großen Preußiſchen Bahn wenigſtens für eine Reihe von Jahren 
borausfichtlid auf bedeutende Ausfälle zu rechnen fein dürfte, welche bei der Ausführung 
der Bahn im Wege der Privatunternehmung unter Zinsgarantie ded Staates von diefem 
übertragen werden müßten, während bei den übrigen unter Zinsgarantie eingeleiteten Eifen- 
bahnunternehmungen, mit etwaniger Ausnahme der Poſen-Stargarder, erhebliche Zufchüffe 
Seitens der Staatötaffe faum in Ausficht zu nehmen fein möchten. Unter diefen Umftänden 
möchte gerade bei der Preußiſchen Bahn es von befonderer Wichtigkeit fein, das ganze Unter: 
nehmen in der Hand des Staates zu behalten, deffen pecuniäres Intereffe dabei mehr, wie 
bei den anderen Bahnen, im Spiele ift, wie denn auch deren große Bedeutſamkeit für die 
allgemeine Yandeötommunitation und für die allgemeinen politiichen und militairifchen In— 
tereffen vorzugöweiſe bei diefer Bahn es angemelfen erfcheinen läßt, die ganze Zeitung des 
Baued, wie des Betriebes Dem Staate vorzubehalten. 

Soll aber auf dieſem Wege die große Eifenbahnverbindung von Berlin mit Königöberg 
und Danzig in’d Leben gerufen werden, fo laffen fid) zur Erreichung dieſes Zweckes zweierlei 
Wege bezeichnen. 

A Der eine Weg beftcht darin, daß die erforderlichen Geldmittel im Wefentlidyen ver 
mittelft einer Anleihe beſchafft werden, deren Verzinſung und allmälige Amortifation aus 
dem Eifenbahnfonds zu bewirken wäre. 

Die Mittel zur Verzinfung diefer Anleihe werden ſich aus dem durch die Allerhöchſte 
Kabinetöordre vom 22. November 1842 zur Beförderung des Eifenbahnbaued auögefehten 
ale 0 tn. FREIEN ESAREERR BEE FUNKE TEENGE DAHIN OIN HR RR BINR HEERES NINE 2,000,000 Thlr. 
bon welchen nad) Abzug des auf...ueeesseneneseseneene ennsmnannnennensennennnennenn: 1,107,750 ⸗ 


ſich belaufenden Gefammtbetrageö der übernommeenn Zinsgarantie nod).... 892,250 Thlr. 
diöponibel bleiben, entnehmen laffen. 

Zwar reicht diefe Summe von 892,250 Ihlr., telche bei einem Zindfage von 34 Prozent 
einem Kapitale von 25,492,857+ Ihlr., und bei einem Zindfage von 4 Prozent einem Kapi— 
tale von 22,306,250 Ihr. entfpricht, nicht aus, um die Zinfen ded Anlagefapitald von 
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000 Thlt. zu dedten, welches ſich für die Preußifche Bahn in der oben zu 3 bezeich⸗ 
neten Kichkung von Frankfurt über Küftrin, Triefen, Schneidemühl u. f. w. nad) Dirſchau, 
und von dort einerfeitd nadı Danzig, andererfeitd nach Königöberg ald erforderlich ergiebt. 
Es läht jedoch der beabfihtige Jweck im Weſentlichen aud) ſchon durch vorläufige Beſchrän⸗ 
hına des Projekts in der Art, daß der Bau der Strecke von Frankfurt über Küftrin bis in 
ie Gegend von Driefen, woſelbſt die Preußifche Linie von der Stargard-Bofener Bahn 
etreunt wird, borerft noch ausgeſetzt bleibt, und zunächſt nur von dem Kreugpuntte ab über 
Arien nad) Danzig und Königsberg gebaut wird, ſich erreichen. 


Auf diefe Weiſe wird nämlich mittelft der 22 Meilen langen Bahn von Berlin über 
Ekrtin nach Stargard und der I1,g Meilen langen Stargard-Bofener Eifenbahnftreden 
von Stargard nad) dem Kreugpunfte bei Driefen, an weldye fi dafelbft die Bahn nad) 
Diſchau u. ſ.w. anſchließt, eine zufammenhängende Verbindung von Berlin nad) Danzig und 
Königöberg hergeftellt. Ta die Bahn von Berlin über Frankfurt, Küftrin und Yandöberg 
nah dem Kreugpuntte bei Drieien eine Yänge von 28,45 Meilen haben würde, während die 
ihtung über Stettin nad) dem Kreuzpunktte 33,8 Meilen lang ift, fo beträgt der Umweg 
nur 5,35 Meilen. Die ganze Eifenbahnverbindung von Berlin nad) Königäberg erhält dabei 
eine Yänge von 91,34 Meilen, diejenige bon Berlin nad) —— Länge von 7423 Meilen, 
mährend die Entfernung von Verlin über Frankfurt und Küſtrin nad Königsberg und 
—* reſp. 85,09 und 68,88 Meilen betragen würde, Ferner wird auch die Verbindung 
bon Berlin nad) Poſen, melde in der Richtung über Frankfurt, Küſtrin und Driefen 
Da; Meilen betragen würde, fon durch die Stargard-Bofener Bahn zu Stande gebradt, 
und zwar auf einem nur um 3,3: Meilen längeren Wege, da die Richtung von Berlin über 
Ekrttin und Stargard nadı al 45 Meilen lang ilt. Der Bau der vorläufig ausgeſetzten 
Bahn von Frankfurt über Küftin nach dem Kreuzpunkte bei Driefen, durdy welchen die 
Rerindungen von Berlin mit Tanzig, Nönigöberg und Poſen um 5,35 Meilen abgekürzt 
mirden, und auch die Stadt Frinkfurt mit denfelben in Verbindung kommen würde, wird 
dabei einer geeigneten Zeit vorbelalten bleiben fönnen. 


Die Koften der Eifenbahn ton dem Kreugpunfte bei Driefen nad) Danzig und nad) 
Rönigöberg berechnen ſich, einſchleßlich derjenigen für die Brüdenbauten bei Dirſchau und 
Darienburg, auf 26,590,000 Yılr. Die von dem Fonds der 2,000,000 Ihr. jährlich 
noch diäponibel bleibenden 892,50 F bieten die Mittel dar, um bei einem Zinsſatze 
bon 34 Progent ein Kapital von 25,492,8574 Ihlr., bei einem Zindfage von 4 Prozent 
ein Kapital von 22,306,250 Ntbr. zu verzinſen. Wird, der Eicherheit wegen, der letztere 


Ineſaß in Ausſicht genommen, I bleiben von den obigen ..nnnenennnen- 26,5%,000 Ihlr. 
nah Abzug Dielen... DPRNENOSEÄRTEN 22,306,250 
4283,750 Ihfr. 


udeen. Rach den Eingangs dargelegten Grundlagen für die Betheiligung und Unter: 
Müpung ded Staated bei der Auöführung der grogen Eifenbahnlinien ift im Allgemeinen 
davon auögegangen worden, daß der Staat aus dem er — ein Siebentel 


des Anlagetapitals hergebe; dieſes Sibentel berehnet ſich von den obigen 26,590,000 Ipir. 
JJ RER TEE 3,198,5713 Ihlr. 
ſo daß der obenerwähnte noch zu deteide Betrag von .eereeenncnnnesnennnne 4233750, 

Duifelde uut un... 485,1784 Thlr. 


überfreitet. Sellte diefer Mehrberray nicht etwa durch Ermäßigung des Koſtenbedarſo bei 
der fpegiellen Veranfchlagung oder bi der Ausführung ausgenlidien werden, fo wird der 
Eienbahnfonds im Stande fein, da vollen Betrag von 4,283,750 Ihlr. zu deden. Wie 
oben beinerkt, hat nämlidy der Eifendön-Stapitalfonds am I. Januar 1847 einen Beftand 
Mein ernaschee —— *4440250 Thir. 
zu welchem noch die auf die Brückenbuten ıc. bei Dirſchau und Marien— 
durg, und auf den Eifenbahnbau zwiſcha Marienburg, Elbing und Brauns: 
berg bereilß Derwenbdeden..enenenesensunnennensneenononuens oonssnsunuossossensenesessenn ZOO 5 
Latus 5,353,250 Ihir. 
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. —— 5,353,250 Thlr. 
hinzuzurechnen ſind, da ſolche entweder aus dem für die Preußiſche Bahn 
u beſchaffenden Kapitale zu erftatten, oder auf den aus dem Eiſenbahn⸗ 
—* zu leiſtenden Zuſchuß anzurechnen ſein werden; dies ergiebt einen 
Kaebegeeeeee wasanapnarenansaren nina sirneheuneneenne 5,353,250 Ihlr. 
Die vom 1. Januar 1847 ab noch zu leiftenden Kapitaleinſchüſſe auf 
die vom Staate bei den verſchiedenen Fifenbahnunternehmungen übernom: 
menen Aktien betragen, wie oben nachgewieſen ............. 1,472,000 Thlr. 
mit Hinzurechnung DEE ..200u002400004 snunenneunananann. #0: nönanens 4,283, 750 „ 
für die Preußifhe Bahn ftellt fid) der Gefammtbetrag 
der aus dem Eifenbahnfonds zu gewährenden Zuſchüſſe 
BOSSE — 5,755, 750 Thlr. 
u Fehlen dahereee 402,500 Ihr. 
welche aus dem laufenden Eifenbahnfonds zu deden find. Derfelbe beträgt für 1847, wie 
oben angegeben, 1,205,200 Ihfr, und da in dem laufenden Jahre im ungünftigften Falle 
in Folge der Zinögarantie nur die bei der Oberichlefiihen Eifenbahn mit... 84,000 Ihlr. 


und bei der Rheinifchen Eifenbahn mit......uemnerensssensnseensenensnneserenenennnns 43,750 „ 
II..... ansehe treten een me Ne 127,750 Ihr. 


garantirten Zinfen der Staatötaffe zur Laft fallen fönnen, indem von den unter Zinsgarantie 
gebauten Eifenbahnen erft diefe beiden Bahnen vollftändig im Betriebe find, fo würden 
ſchon im laufenden Jahre die Mittel zur Deckung jener «02,500 Ihr. fid) jedenfalls dis⸗ 
ponibel ftellen. 

Es erfcheint hiernady der Bau der Preußiſchen Eiferbahn, von dem Kreugpuntte bei 
Driefen ab über Dirſchau nad Königöberg und nad) Tınzig vollftändig gefidyert, wenn 
Behufs deren Ausführung für Rechnung des Staates 

8 einer Staatsanleihe, deren Zinſen durch den beidem Eiſenbahnfonds disponibeln 
etrag von 892,250 Thlr. gedeckt werden, 
eſchritten wird. Die allmälige Tilgung der Anleihe wird wenn auch die Bahn ſelbſt die 
ittel dazu nicht aufbringen follte, fid) aus den Erſparniſen bewerfftelligen laffen, welche 
bei dem laufenden Eifenbahnfonds mit Sicherheit zu erwarten find, da die in Folge der 
Zindgarantie möglicher Weife zu leiſtenden Zuſchüſſe vaausſichtlich niemald zum vollen 
Betrage nöthig fein, die wirklichen Zuſchüſſe vielmehr jedafalls ſehr beträchtlich hinter dem 
Stominalbetrage von 1,107,750 Ihr. zurüdbleiben werder 

Durch diefe Erfparniffe würde dann aud, wern in odiger Art die Fonds zu dem Bau 
der Preußiſchen Bahn im Wege der Anleihe, unter Zutett des Eifenbahn: Kapitalfonde, 
befchafft werden, ein fehr erwünfchtes Mittel dargeboten werden, um anderen Eifenbahn- 
unterncehmungen, deren Ausführung im allgemeinen Intereſſe von Wichtigkeit ift, zu Hülfe 

u kommen. 
Dahin gehört inöbefondere die oben zu 5 erwähnte Bahn von Pofen nach Bredlau im 
Anſchluß an die Stettin» Stargard» Pofener Eiſenbahn, welche den zweiten Theil der in 
Ausficht genommenen Verbindung zwiſchen der Preufifsen Bahn und der durch Schlefien 
führenden Linie bildet. 

Deögleichen die oben zu 2 bereitd bezeichnete Bahn von der Kurheffifchen Gränge über 
Paderborn, Lippftadt, Soeſt nad) Hamm, zum Anſhluß an die Kölns Mindener und die 
Münfter«-Hammer Bahn, welche die Verbindung der Weinprovinz und der Provinz Weſt⸗ 
phalen mit staffel, Frantfurt a. M. und der Thüringichen Eifenbahn herftellt. 

Sodann fommt aud) die projektirte Fortfehung dr Bahn von Münfter nad) der Han: 
noverſchen Gränze zum Anfchluß an die von Emden er dorthin zu bauende Bahn, in Ver— 
bindung mit einer Bahn, weldye ſich an der Hollänifhen Gränze an die Ober: Yhelfche 
Bahn anſchlöſſe, und durch die Hannoverfche Grafhaft Bentheim, über Rheine, Ibben⸗ 
bühren und Osnabrück nad) Loehne zur Köln-Minderr Bahn zu führen wäre, in Betracht, 
ein Unternehmen, welches wegen der Verbindung rt Emden an der Nordfee, und wegen 
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der Rüdfiht, dah die Verbindung zwiſchen Ddnabrüd und Holland mit Umgehung des 
diefeitigen Gebietes im Werke ift, die Beförderung und Unterftügung des Staates zu 
verdienen jcheint, 

Kerner darf auch die etwa 4 Meilen lange Bahn, weldye über Saarbrüden die Verbin: 
tung wiſchen der Pfälziſchen Kubmigebahn, von Ludwigöhafen (bei Mannheim) nad) 
Ketdach und der frangöffen Bahn über Mer nah Paris herftellen foll, nicht unbe: 
rudihtigt bleiben. Sie ift cineötheild in fofern von Wichtigkeit, ald es im dieffeitigen 
Intereffe liegt, jene Verbindung nidyt mit Umgehung des Preußiſchen Gebietes im Auslande 
bergeftellt zu ſchen; anderntheild ift Diefelbe für den Roblenbergbau und den Kohlenabſatz 
kr dortigen Gegend von der größten Bedeutung. Das fiokaliſche Intereſſe der Bergverwal- 
tung ſowohl ald die Rückſicht, daß der Bau der Pfälziſchen Ludwigsbahn ſchon in der Aus— 
führung weit vorgeſchritten iſt, läßt es dringend erſcheinen, möglichſt bald zur Ausführung 
wu fhreiten, und es dürfte für den Fall, daß die ſchwebenden Verhandlungen wegen Her— 
felung der Bahn durch eine Privatgeſellſchaft mit Betheiligung des Staates nunmehr nicht 
bald zum Jiele führen, für gerechtfertigt zu erachten fein, auch dieſe Bahn für Rechnung des 
Etoateö zur Ausführung zu bringen. Ucberdicd macht eincötheils die Wahrnehmung der in 
Ktraht fommenden militärischen Intereffen, anderntheild der Umſtand, daß die Intereſſen 
kr Bergoerwaltung und des Eifenbahnunternehmend mannigfady in einander greifen und 
ungrtrennlih find, cd in mehrfacher Hinficht wünſchenswerth, diefes Eifenbahnunternehmen 
Exitend des Staales in Bau und Betrieb Mu nchmen. 

Endlich würde auch im Kaufe der Zeit Dem vorläufig ausgefehten Bau der Bahn von 
ara über Küftrin nad) dem Kreuzpunkte bei Dricfen, oder dem Bau einer Direkt von 

in ausgehenden Bahn über Küſtrin dorthin näher getreten werden können, um den mit 
der Richtung über Stettin verbundenen Umweg für den Verkehr nach Preußen und Poſen 
cn wenn das Bedürfniß hierzu ſich heransftellen, und das Hinzutreten des Staates 

6 ald nothiwendig ergeben möchte. 

Für alle diefe Bahnen werden fid) nad) und nach aus den Erfparnifien des laufenden 
Eſendahnfondo die Mittel zur wirtfamen Unterftügung, namentlid) in der Art, daß ein nam: 
hefter Iheil des Anlagekapitald unter Einräumung der Priorität für die Zinfen der Privat- 
aktien übernommen wird, disponibel madyen laſſen, und es möchte fid) dabei auch als thun- 
lid) ergeben, nach Umftänden felbft bei diefer oder jener Bahn zur Ausführung des Baues 
ben Seiten des Staated zu ſchreiten. Jene Erfparniffe würden ſich inöbefondere für die erften 
xhn Jahre, unter Berücſichtigung des Betrages, um weldyen der laufende Eifenbahnfonds 
durch Vermehrung der Ueberſchüſſe aud der Salgdebitsverw tung ſich allmälig erhöhet, 
und welcher nach den biöherigen Erfahrungen im Durchſchnitt auf mindeftens 50,000 Ihaler 
jährlid) anzunehmen ift, von Is — 1856 einſchließlich, — bie wohin der Bau der Preußi— 
ben Eifenbahn zur Ausführung zu bringen fein würde — nad) Wahrfcheinlichteitsannah- 
men, toie folgt, ſtellen: 

1. Aus dem laufenden Eifenbahnfonds für 1847 zum Betrage von 1,205,200 Thalern 
werden votauoſichtlich in Folge der Zinsgarantie überhaupt feine Zuſchüſſe au leiften fein. 
Da auch eine Anleihe für die Preußiſche Bahn im laufenden Inhre noch nicht erforderlich 
fein wird, jo bleibt jener Betrag in runder Summe von cueeneeeseeeeeneen 1,200,000 Ihlen. 
fur 1847 für andere Zwecke disponibel. 
2Da im Jahre 1847 auch die Röln-Mindener Eifenbahn, fo wie 
die Niederfhlefiich-Märkifche mit der Abzweigung nad Görlitz vollftändig 
in Betrieb kommen wird, fo tritt mit dem Jahre 1848 der Zeitpunt ein, 
bon wo ab in Folge der Zindgarantie des Staates aud) bei dieſen Bah— 
zen ein Zufchuß in Frage tommen kann. Die garantirten Akticnkapitalien 
für die ebengedachten beiden Bahnen und für die Oberſchleſiſche Eiſenbahn 
befragen zujammen 25,400,000 Thaler. Wenngleich es nicht für wahr: 
ſdeinlich zu erachten ift, daß für die eine oder Die andere biefer Bahnen 
cin namhafter Juſchuß zu leiften wäre, jo möge doch der Sicherheit wegen 
ein Zufhuß von 1 Prozent des garantirten Kapitalbetrages, alſo von 

Latus 1,200,000 Thlrx. 
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Transport 1,200,006 
254,000 Ihaler oder rund 250,000 Ihaler jährlich in Rechnung gebradht 
werden. Für die Rheiniſche Bahn ift die Nothiwendigkeit eines Zuſchuſſes 
zu den Zinfen der garantirten Anleihe von 1,250,000 Ihalern überhaupt 
nicht anzunchmen, da diefer Anleihe nur eine frühere 4 prozentige Anleihe 
von 2,500,000 Ihaler, mit 4 Prozent zur Amortifation, vorgeht. 

Außer obigen 250,000 Ihlrn. fommt diejenige Summe in Betracht, 
welche für Die Zinfen der Anleihe für die Preußiſche Bahn nöthig ifl. Da 
die Fonds nur nady und nad) bis zu Ende 1856 zu berivenden find, fo 
werden die für deren Berzinfung in Auöficht genommenen 892,250 Ihr. 
auch erft nach und nad) wirtlidy für dieſen Zweck erforderlih; nimmt man 
an, daß die Verwendung bis zu jenem Zeitpunfte in 9 Raten erfolge, fo 
wird für 1848 dafür ein Neuntel jenes Betrages, in runder Summe bon 
100,000 Thlr. erforderlich, wozu dann in jedem folgenden Jahre 100,000 
Ihaler mehr hinzutreten. — Vorausgeſetzt, daß der laufende Eifenbahn- 
fonds, wie oben bemerkt, jährlich im Durdfahnitt um 50,000 Ihir. ſich 
erhöht, alfo für 1848 mit ............ - — PERIOD 1,250,000 Ihir. 
auögebradjt wird, fo gehen davon ab: 

a) 250,000 Ihtr. 
b) 100,000 „ 


und für 1848 bleiben diöponibel.... ůTTTIIT. 900,000 Ihir. 
3. Wenn im Jahre 1848 die Stargard-Pofener Bahn eröffnet wird, 

fo kann vom Jahre 1849 ab der Fall eintreten, daß in Folge der Zind- 

garantie ein Zuſchuß dafür zu fcifen wäre. Nimmt man der Sicherheit 

wegen einen folden Zufhuß von 2 Prozent des garantirten Aftienfapitals 

von 500,000 Thir. mit 100,000 Ihir. jährlid) in Ausficht, fo freten den oben 


zu 2 a und h) BMTeciunelenn...nsnenssssiaranensaenenänsnennenene 350,000 Ihr. 
hinzu c) die ebengedadhten....eueeeesernssneenenennensensenennenens 100,000 „ 
und dh ONDELIOENE nina eiinisennnneeennrenneen 100,000 „ 


für die Preußifche Bahn. Nach Abzug diefer bleiben von 550,000 Thir. 

dem für 1849 anzunchmenden Betrage des Eifenbahn- 

1 VEREINE RRESEEREINENTRRSEGEROEIRERRTERERERERGEN 1,300,000 „ 

Br 10 DDR 750,000 , 
Zu den in elbaun du dringenden 550,000 Thlr. treten jährlich für die 

Preußiſche Bahn 100,000 Ihlr. mehr hinzu, während andererfeits der 

Eifenbahnfondd ſich jährlih um 50,000 Ihlr. erhöht, fo daß der Beftand 


ſich berechnet: 

700,000 Zhlr. 
ER 1 650,000 , 
IB08 ensure ‚000 „ 

le 12 —— 55000 , 

RE 111 BEER 500.000 , 

WR ES — 450,00 5 

10. „ 1856 kommt die letzte Rate der für die Preußiſche Bahn 


beftimmten 892,000 Ihir. mit 92,250 Ihlr. oder rund 90,000 Thtr. 
mehr in Abzug, fo daß noch diöponibel bleiben. ..neeneneneneeneeennnnne 410,000 „ 
Dis zum Schluffe ded Jahres 1856 ift alſo aud den Erfparniffen des 
laufenden Eifenbahnfonds ein für andere Zwecke diöponibler Betrag von.. 6,710,000 Ihlr. 
zu ertvarten, zu welchem noch alles dasjenige hinqutritt, was von der unter 2 biß 10 für die 
Finozuſchuſſe angefepten Summe von refp. 250,000 Thlr. oder 350,000 Thlt. in der Wirk: 
lichfeit nicht gebraucht wird. 
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Ron 1857 ab werden dann ferner nody wenigſtens Die zuleßt berechneten 410,000 Thlr. 
jährlich zur Tiöpofition verbleiben. 


68 darf hiernach indbefondere auch mit Sicherheit darauf geredhnet werden, daß der 
laufende Eifenbahnfondd die Mittel bieten werde, um etwaige Ueberſchreitungen des zu der 
Preuhiihen Bahn angenommenen Anlagefapitald von 26,590,000 Ihlen. zu deden, und 
die allmälige Amortifation der Anleihe zu bewerkftelligen. 


Sollte der Zuftand des Staatöhaushalted ed aeftatten, den laufenden Eifenbahnfonds 
noch früher, ald died nady der obigen Wahrfcheinlichkeitäberehnung durch die jährliche Ju: 
nahme der Ueberſchüſſe aus der Saladebitö-Verwaltung erfolgen dürfte, mit dern vollen 
Ktrage von 200,000 Thtr. auf den Etat zu bringen, fo würden die Mittel zur Verzinſung 
und Tilgung der Anleihe, fo wie zur Förderung und Unterftügung anderer Eifenbahnunter- 
nehmungen, noch in betrachtlicherem Maaße zur Verfügung ftehen. 


Wird der chen bezeichnete Meg gewählt, fo kann der Bau der Eifenbahn ſchon in den 
nähften Jahren kräftig in Angriff genommen und in zweckentſprechender Frift fpäteftens 
Aleihyeitig mit dem Bau der Brücken über die Weichſel und Nogat, wahrſcheinlich aber 
noch eher, zum Ziel geführt werden. 


B. Der zweite Weg wäre eine allmälige langfame Ausführung nad) Maßgabe der 
dazu diäponibeln Mittel des Eiſenbahnfonds und etwaiger jonftiger aus den Ueberſchüſſen 
der Staatötaffe disponibel zu ftellender Fonds. Man würde in diefem all vielleicht auch 
von fünftigen günftigeren Geldfonjuntturen Gebrauch machen fönnen, um die Fortſetzung 
und Vollendung des Werkes im Wege der Privatunternehmung herbeizuführen. Was die 
aus den Mitteln ded Staates zu beſchaffenden Fonds betrifft, fo kann bei den mannigfachen 
Anfprücen, die an die Staatöfaffe gemacht werden, auf anderweite Zuſchüſſe feine fichere 
Rehnung gemacht werden, jo daß zunächſt nur die Mittel des Eifenbahnfonds in Betracht 
tommen fonnen. Der Eifenbahnfonds hat, wie oben bereitd erwähnt worden, auf die bei der 
Köln-Mindener, der Bergiſch-Märkiſchen und der Stargard: Pofener Eifenbahn über: 


nommene Kapitalbetheiligung noch zu leiften...ueennseneeeneseennenen. 1,472,000 Ihtr. 
die Koſten der Eifenbahn von dem Kreugpunkte bei Driefen ab betragen.. 26,590,000 

fo daß fidh eine Kapitalausgabe von...............- — En 28,062,000 Thlr. 
ergicht. Zur Dedung diefer Summe ift an Kapital zunächſt nur der 

Efektenbeftand des Eifenbahnfonde mit... 4440250 „ 
Aenhel Vo. Dab- alle neih.n..:...rai 23.621,750 Ihte. 


wu deden blieben. Diefe müßten durd den laufenden Eijenbahnfonds beftritten werden. 
Unter der oben gedachten Worausfegung, daß diefer für 1847 mit 1,205,200 Thtr. aus- 
aehrahte Fonds ſich im Durchſchnitt um 50,000 Ihr. jährlich erhöhet, in den nächſten 
16 Jahren alſo dur hſchnittiich 1,600,000 Thlr. und von 1864 ab 2,000,000 Thir. 
jährlid) einträgt, fo wie, daR die angenommene Summe von 350,000 Ihr. jährlich für die 
übernommenen Zindgarantien ausreicht, würde der Fonds erſt in che 184 Jahren 
die Mittel zur Deckung der noch zu beftreitenden Summe von 23,621,750 Ihlen. darbieten. 


Bei der Wahl dieſes Weges würde mithin die Vollendung der fowohl für die zunächſt 
delheiligten Provinzen ald für die allgemeinen Pandesintereffen fo wichtigen Eiſenbahn— 
verbindung nad) Königöberg einer ziemlidy fernen Zeit vorbehalten bleiben müffen, außer— 
dem aber der große Uebelſtand daraus erwachfen, daß alle Mittel des Eifenbahnfonde allein 
für diefed Unternehmen in Anfprudy zu nehmen wären. Für andere Bahnen, namentlid) 
die oben bereitd genannte Bahn von Pofen nad) Bredlau, die Köln» Minden - Ihüringer- 
Lerbindungäbahn, die Saarbrüdter und die im Regierungsbezirk Münfter projektirten An- 
(hluhbahnen würde, wenn man die Zeit der Vollendung der Preußiſchen Oftbahn nicht 
nod) mehr hinausfchieben wollte, nichts Erhebliches übrig bleiben. 

Aus diefen Rüdfichten erfcheint der zuerft entroidelte Vorſchlag, die zum Bau der Eifen- 
dahn nad) der Provinz Preußen erforderlichen Geldmittel in der angegebenen Weiſe durch 
eine Staatdanleihe zu beihaffen, um fo mehr ald der empfchlenöwerthefte, als die vorge- 
Ühlagene Beſchaffung der Geldmittel ohne eine Vermehrung der Steuerlaft und ohne ander: 

Erfte Abtheilung. 6 
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weite Belaftung der Staatötaffe blod durch cine, für eine mäßige Reihe von Jahren vor: 
zunehmende Umfegung einer ſchon vorhandenen Rente in Kapital erfolgen und dadurd), 
außer anderen fehr erheblichen Vortheilen die Möglichkeit gegeben würde, die Eifenbahn 
fpäteftens in 9 ftatt in 18 Jahren fertig zu ftellen. 
* Berlin, im März 1847, 

v. Düesberg. 


III. Königliche Zotſchaſt an die zum Vereinigten Candtage verfammelten Stände, 
wegen Uebernahme der Garantie des States für die zur Ablöfung der Reallaften 
von bäuerlichen Grundftäcken zu errichtenden Hentenbanken. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 
geben Unſern zum Vereinigten Zandtage verfammelten getreuen Ständen aus der anliegen: 
den Denkfchrift Unferer Minifter des Innern und der finanzen zu erfehen, melde Einlei- 
tungen in den Provinzen Schhlefien und Pofen zur Errichtung von Rentenbanten zur Ab: 
löfung der Reallaften von bäuerlidyen Grundftüden getroffen worden find. 

Nach Inhalt diefer Denkfchrift ift die im Intereffe der Landestultur dringend wün— 
ſchenowerthe Errichtung folder Rentenbanten ohne fortlaufenden Zuſchuß aus Staatöfaffen 
zu erreichen, wenn Seitens des Staates eine Garantie für die Berzinfung der Rentenbriefe und 
für deren allmälige Amortifation geleitet wird, wodurch indeß erhebliche Koſten für die 
Staatötaffe nicht Verbeigeführt werden fönnen. In Anerkennung der in der Denkſchrift für 
* reger einer folden Garantie angeführten Gründe fordern Wir Unſere gefreuen 
Stände auf: 

zum Behufe der] Errichtung von Rentenbanfen zur Ablöfung der Reallaften von bäuer- 
lichen Grundftüden die Ertheilung einer Garantie von Seiten des Staat unter den 
in der Denkſchrift bezeichneten Mapgaben in Ertwägung zu nehmen und fid) darüber 
zu erklären, 
damit demnächft die weiteren Einleitungen für die Errichtung foldyer Rentenbanten in den 
Provinzen Schlefien und Poſen, fo wie in den übrigen Provinzen, in welchen fid) cin Be: 
dürfniß dazu herauöftellen möd)te, getroffen werden können. 

Urkundlich unter Unferer höchſteigenhändigen Unterfhhrift und beigedrudtem König: 

lichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. April 1847, 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stollberg. Uhden. Frhr. v. Canitz. v. Düesberg. 


Denkſchrift, 
die Uebernahme der Garantie des Staates 


für die zur Ablöfang der Keallaſten von bäuerlichen Grundſtüchen zu errichtenden 
Bentenbanken betreffend. 


Die Stände der Provinzen Shlefien und Poſen haben auf den letzten Provinzial-2and- 
tagen auf die Errichtung einer Reallaften- Tilgungdanftalt oder Rentenbank angetragen, 
worauf ded Königs Majeftät in den Alerhöchften Landtags-Abſchieden eine nähere ⸗ 
mägung dieſer Anträge in Ausſicht zu ftellen geruhten. Von den Obeprräſidenten beider 
Provinzen find inzwiſchen dieferhalb die geeigneten Erörterungen Deranlant worden, und er 
fheint danach im Intereffe der Landeskultur und zu mehrerer Förderung der wohlthätigen 
Abſichten der Ablöfungögefege die Errichtung folder Rentenbanten fehr wünſchenswerth. 
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Den bäuerlichen Wirthen wird dadurch mit der Zeit eine erhebliche Erleichterung ihrer La— 
ften zu Theil, welche diefelben in den Stand fegt, nicht nur einen Theil ihrer vermehrten 
Finfünfte auf zeitgemäße Berbefferungen ihrer Wirthſchaft zu verwenden, foudern auch au 
iefem Behufe Kapitalien auf ihre nach dem Wegfall der Reallaftenverhältniffe im Werthe 
erhöhten Höhe aufzunehmen. In gleicher Weife werden den Gutöbefigern, welche für die 
abgelöften Reallaften ein gem in verkäuflichen Rentenbriefen erhalten, dadurch die Mit- 
kel gewährt, umfaffendere Vleliorationen ihrer Güter zur —— zu bringen, indem 
auch in ſolchen Fällen, wo die Ablöfungdfapitalien zur theilweiſen Tilgung vorhandener 
Hypothetarſchulden verwendet iverden müſſen, wenigſtens die Aufnahme von Meliorationd- 
tapitalien erleichtert wird, Die nady dem Reglement vom 8. Auguft 1836 und 9. April 
1845 in den Streifen Baderborn, Warburg, Büren und Hörter, fowie im Eidyöfelde in 
Virſamkeit getretenen Tilgungötaffen find in diefer Beriehung von günftigem Erfolge ge- 
weſen; ganz befonderö aber hat die im Königreihe Sachſen feit dem Jahre 1832 beftchende 
Yandrentenbant ſich ald eine Wohlthat für die Gutöherren wie für die bäuerlichen Wirthe 
ccwicſen und den Beweis geliefert, daß aud ohne fo erhebliche Opfer der Staatötaffe, wie 
jelhe nad) den gedachten Neglements in den obengenannten vier Kreiſen und im Eichsfelde 
erforderlich werden, der beabfichtigte Zweck erreicht werden kann. Mit Beachtung der im Kö: 
nigreihe Sadıfen befolgten Grundſäte hat der Oberpräfident der Provinz Schlefien den 
Entwurf eined Geſetes über Errichtung einer Zand-Rentenbant für diefe Provinz audarbeiten 
lafien, deſſen Zweckmäßigkeit und Auöführbarkeit von einer großen Anzahl dortiger Guts— 
beliger bei einer unter dem Vorfige des Oberpräſidenten ftattgehabten Berathung im All: 
gemeinen ancrtannt worden ift. 

Rach diefem Entwurfe foll die zu errichtende Rentenbant die auf den bäuerlichen Be: 
firungen haftenden, an die Gutöherrfchaften au entrichtenden Laften und Abgaben, nachdem 
foldeineine jährliche Rente umgetvandelt find, übernehmen, die Gutsherrſchaften aber durch, auf 
ren Inhaber lautende, Schuldverſchreibungen (Rentenbricfe) abfinden, diefe verzinfen und 
in einer beftimmten Reihe von Jahren amortifiren, während die bäuerlichen Wirthe, nad) 
dem fie durch eine beftimmte Neihe von Jahren die Renten an die Nentenbant entrichtet ha— 
ben, bon deren ferneren Entrichtung für immer befreit werden. Die Möglichkeit, eine ſolche 
Dperation ohne Juſchüſſe aus Staatsfonds auszuführen, beruht darauf, Daß die den Guts- 
harſchaften zur Abfindung auöguftellenden Nentenbriefe mit einem geringeren Zins verzinfet 
werden, ald derjenige ift, nach welchem dad Abfindungäfapital der Gutsherrſchaft berechnet 
wird. Wenn 3.8. dad Ichtere mad) dem Zinöfage von 44 Prozent, aljo zum 224 fadyen 
Vetrage der Rente, berechnet wird, die Nentenbriefe aber nur mit 4 Prozent oder mit 33 Pro- 
xnt, wie für Schlefien vorgeihlagen ift, perzinfet werden, fo gewährt Die bei der Renten— 
anfalt alljährlich eingehende Rentenfumme einen Ueberſchuß von refp. 4 oder 3 Prozent 
über die zu zahlenden Zinfen der Kentenbriefe, welcher Ueberſchuß unter Hinzuredynung der 
Znfen der alljährlidh amortifirten Rentenbriefe den Amortifationsfonds, ſowie die Mittel 
für die Verwaltungstoften gewährt. Die lepteren fönnen, wenn die Erhebung der Renten, 
mad ohne Nachtheil gefhehen fan, durch die Steuereinnehmer nachgegeben und die fonfti- 
gen Beichäfte der Rentenbant entweder von den ritterfchaftlichen Kredit - Inftituten oder von 
den Probinzial- Behörden gegen verhaltnigmäßige Remuneration der betheiligten Beamten 
übernommen werden, nicht von foldyer Erheblichkeit fein, daß dem Amortifationsfonds dadurd) 
die Mittel zur Erfüllung feiner eigentlichen Beftimmung entzogen würden. 

W8 unerläßlidy aber zu der Ausführung der beabfichtigten Dperationen ftellt es ſich her: 
aus, daß von Seiten ded Staateö, wie died auch hinſichtlich der Schuldverfchreibnngen der 
hederhotnſchen und der Eichöfeldfchen Tilgungätaffe geſchehen ift, die Garantie für die von 
der Wentenbant zu übernchmenden Verpflihtungen, alfo jowohl für die Verzinfung der 

entenbriefe ald für deren ſucceſſive Einlöfung übernommen werde, weil fonft diefe Papiere 
beim Publitum fein Vertrauen genieken und auf dem Geldmarkte nur mit erheblichen Ver— 
luften gegen baares Geld umgufegen ſein würden. Eine ſolche Garantie, weldye nad) unge- 
führem Veberf lage in der Provinz Schlefien für ein Rentenbriefd- Kapital von nahe an 
30,00,000 Thaler erforderlich werden, alfo bei Ausdehnung der Renten-Anftalten auf 
andere Wrobinzen ſich leicht auf eine Summe von über 100,000,000 Thaler erftreden 
wirde, kann jedoch in der Wirklichkeit erhebliche Laſten für die Staatötaffe nicht zur Folge 
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haben, weil der Nentenanftalt wegen der jährlichen Renten ein Vorzugsrecht vor allen übri- 
gen Hnpothefargläubigern an den verpflichteten bäuerlichen Befigungen zuftcht und daher 

uöfälle an den Nenten nicht füglicy eintreten können, wie foldye aud) im Königreiche Sad): 
fen bisher nicht vorgefommen find. Der Staat würde daher höchſtens in Fällen, wo wegen 
allgemeinen Nothitanded ein größerer Theil der Renten bis zum Jahresichluffe nicht cin: 
gehen möchte, die Zinfen der Nentenbriefe und die Amortifationsquoten auf einige Zeit vor: 
zuſchießen haben, 

Da die Uebernahme einer folhen Garantie die Verpflichtung zu einer möglidyer Weiſe 
aus der Staatötaffe zu leiftenden Dedung von Kapital und Zinfen begründet, fo erfcheint 
cd angemeffener, ſich dazu der Zuftimmung ded Vereinigten Yandtaged zu verfichern, bevor 
auf weitere Verhandlungen mit den Provinzialftänden über den Erlaß deö beantragten Ge: 
feed eingegangen wird. Es iſt dabei zu wünſchen, daß diefe Zuftimmung nidyt auf die Ren: 
tenbanten für die Provinzen Schlefien und Poſen beſchränkt, fondern allgemein für die Er- 
rihtung folder Inftitute ertheilt werde, indem fid) vorauöfehen läßt, daf aus andern Provin- 
zen, wo ein gleiches Bedürfnig zur Ablöfung der Reallaften vorliegt, darauf gerichtete An: 
träge eingehen werden. Wenngleich der Staatökafje aus der beantragten Garantie erhebliche 
Laften nicht erwachſen dürften, fo erſcheint es doch, da es dahin fteht, ob in allen Provinzen 
Land-Rentenbanten werden errichtet werden, jedenfalld aber der Umfang der Yand-entenban: 
fen in den verfchiedenen Provinzen fehr verfdyieden fein wird, den Grundfägen einer gercd): 
ten Bertheilung entſprechend, daß jede Provinz, für welche eine Land-Rentenbank begründet 
wird, auch für Die aus der Garantie entftchenden Laſten hafte. 

Die Garantie wird daher von Seiten des Staated in der Art zu übernehmen fein, daß ver 
gen Erfüllung der dadurch begründeten Verpflichtungen zwar zunächſt die Staatötaffe eintreten 
muß, der Staatöregierung aber vorbehalten bleibt, wenn fie es nach den obwaltenden Ver— 
hältniffen für nöthig findet, auf die betreffende Provinz zurüdzugehen und aus deren Mit- 
teln im Wege einer befonderen Befteuerung oder ſonſt auf geeignete Weiſe die Dedung 
herbeizuführen. 

Berlin, im April 1847. v. Dücöberg. 


IV. Königliche Dotfchaft an die zum erften Vereinigten Landtage verfammelten Stände, 
wegen Errichtung von Provinzial-Hülfskaffen in fämmtlichen Provinzen der Monarchie, 
und zinsfreier Ücberweifung der dazu nöthigen Fonds und Mlittel. 


Dir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. 


eröffnen Unfern zum Vereinigten Yandtage verfammelten — Ständen, daß Wir in lan- 
deöväterlicher Fürforge für die Kultur und den Verkehr Unſerer Monardyie, ſowie zur Be: 
förderung des jo heilſamen Sparkaſſenweſens befcyloffen haben, in ſämmtlichen Provinzen 
PVrovinzial-Hülfötaffen, aͤhnlich derjenigen, welche in der Provinz Weftphalen mit gefegnetem 
Erfolg feit dem Jahre 1831 befteht, unter ftändifcher Verwaltung zu begründen. Die dazu 
nöthigen Fonds werden Wir aus Stantötaffen zinsfrei überweifen laffen und die Zurüd- 
zichung nur für den Fall vorbehalten, daß diefelben nicht ftatutenmäßig vertvendet werden 
oder in ſich auf dad doppelte anwachſen, dod wird aud) dann die Zurückziehung nur fo 
langfam erfolgen, daß daraus feine Verlegenheit für die Kaffe oder deren Schuldner und 
Gläubiger entftehen fanır. — Uebrigens haben Wir die in der anliegenden Denkſchrift 
Unſers Staatöminifteriumd enthaltenen Anträge wegen der für die Brovinzial-Hülfökafien 
zu beiilligenden Dotationsfumme, ſowie wegen Bertheilung derfelben unter die —— 
Provinzen genehmigt. Ebenfo finden Wir die in dieſer Denkſchrift entwickelten Vorſchlaͤge in 
Bezug auf die künftige Verwaltung und Verwendung der gedachten Kaffen angemeffen. 
Mir überlaffen aber Unferen getreuen Ständen, ob diefelben durch einen Ausſchuß mit Uns 
ferm Minifter ded Innern über die Normen in Verhandlung treten wollen, welche den Sta- 
tuten der einzelnen Provinzial-Hülfsfaffen zum Grunde zu legen fein möchten. Wir werden 
auf die in Diefer Beziehung Uns etwa vorzutragenden Wünſche gern Rüdfidyt nehmen und 
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demnãchſt die erforderlichen Propoſitionen an die Provinzialſtände bei ihrer nächſten Ber: 
ſammlung ergehen laffen, damit nady Anhörung derfelben die Statuten feftgefeht und die 
neuc Einrichtung ind Leben gerufen werden könne. 
— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem König— 
lihen Inſiegel. 
begeben Berlin, den 7. April 1847. : 2 ’ 
il nun Friedrich Wilhelm. 
Bring bon Preußen. 


b. Bopen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Uhden. Freih. dv. Canitz. v. Dücöberg. 


Denkfhrift, 


Erichtung der Provinzial: Hülfsfaffen in ſämmtlichen Provinzen 
der Monarchie betreffend. 


Der verewigte Oberpräfident Freih. d. Binde hatte der Provinz Weftphalen gehörige 
Einquartierungd-Vergütigungdgelder, deren Spezialrepartition Schwierigkeiten unterlag, 
wrudbehalten, und in Staatöpapieren fo vortheilhaft angelegt, daR fie in der Zeit, ald das 
provingialftändiiche Inſtitut ind Leben trat, zu einem bedeutenden Kapital angewachſen 
waren, Die wegen deffen Werivendung mit ihrem Gutachten gehörten Stände ftimmten 
dafüt, dad Kapital unter dem Namen einer Provinzial-Hulfötaffe zu fonferviren, welche 
unter ftändifcher Bertvaltung die Beftimmung erhalten follte, Kapitalien theils gegen halb: 
jährige Kündigung, theild auf Amortifation innerhalb der Provinz auözuleihen, und zwar 
für folgende Zwecke: 

a) zur Gründung oder Erweiterung von Probinzialinftituten; 

b) an Gemeinen zur Tilgung oder Herabfegung des Zinofußes ihrer Baffivkapitalien, zur 
Verbefferung ihres Haushaltes, zu Bauten für Kirchen- und Schulgwede, Wegeanla- 
gen u. f. iw., aud) unter Umftänden zur Abhülfe eines augenblicklichen Nothitandes, 
1.8. zum Antauf von Getreide bei großer Theuerung ; 

e) an Befiger ländlidyer Grundftüde zur Ablöfung von Reallaften; 

d) an Grundbefiger, Behufs Urbarmachung wüſter Grundflächen und anderer Kultur: 
verbeflerungen; 

c) an Unternehmer von nüplichen Gewerbanlagen, infonderheit von foldyen, die darauf 
deredhnet find, früher nicht vorhandene Induftriegweige in die Provinz einzuführen. 
Nach mehrfachen Unterhandlungen wurden die Anträge der Stände genehmigt und das 
Statut der Weftphälifchen Provinzial-Hülfstaffe erhielt unter dem 26. November 1831 die 

Wlerhöchte Vollziehung. 

Außer einigen weniger weſentlichen Abänderungen dieſes Statuts, welche des Königs 
Noieftät auf den Antrag der Provinzialftände genehmigt haben, wurde durd) den Landtagö— 
idied vom 8, Juni 1839 der Verkehr der Provinzial«Hülfötaffe in fofern tmefentlid) 
eriveitert, ald diefelbe darin die Ermächtigung erhielt, Gelder aus den Beftänden der Spar- 
taflen und aus Provinzialgemeine: und Inftitutenfonds verzinslich anzunehmen, wie fid) dies 
aus den, der leichtern Ueberficht wegen nebit den Mbänderungen angeſchloſſenen Statuten 
Mber ergicht (S. ©. W fi). 

Es hat ſich dieſes Am für die Provinz Weftphalen feitdem auf das volltommenfte 
dawährt, indem dadurch Gemeinen, Inftituten und Privaten Gelegenheit gegeben wurde, 
sapitalien zu mäßigen Zinfen anzuleihen und die Wahl unter mehreren Amortifationöpe- 
reden befonderö den Gemeinen Gelegenheit bietet, bei gehöriger Ordnung ihres ‚Haus: 
halted die tontrahirten Schulden in geeigneter Frift abzubürden. — Auch der Fonds hat 
ih, — indem Anfangd die Hälfte, Tpäter ein Viertel zu Kapital gefchlagen wurde, — an- 

Ichnlich vermehrt, und der Ueberreſt der Zinfen konnte innerhalb der Provinz zu vielfältigen 

Verwendungen dienen. 
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Nach der Ueberſicht, welche die Verwaltungstommiffion unter dem 10. Be 1845 
den Probinzialftänden vorlegte, hatte die Kaffe am Schluffe deö Jahres 1844: 


aus den Spartaffen der Provinz ........... SEE NERBEDSTAREEINNE 82,220 Ihr. 
zur Verzinfung empfangen ; dagegen zurückbezahlt.———* 47,650 = 
fo daf die Spartaffen ein Guthaben hatten von rrunene sereneeenne 34,570 Thlr. 
Von Inftituten und Gemeinen waren beider Hülfötaffezinöbarangelegt 93,706 — 
fo daß die Provinzial-Hülfötaffe an fremdem Gelde berſchuldete ............ 128,276 Tlr. 


Dagegen hatte die Kaffe feit ihrer Errichtung auögelichen, und zwar: 
A. dem Ztved nad: ; 


1. An Gemeinden zur Tilgung von Schulden une 20,082 Ihlr. 29 Sgr. 3 Pf. 
2 : e zu Kirchen- und Sculbauten............ 204806 = 12 =: — : 
3. zu Chauſſee- und Wegebauten .......... 20135 + — 1 ss 
4. = zu fonftigen Kommunalziweden.......... 3873 =: U =: 3: 
5. ⸗ zu Grundanfänfen..uusssssseseresnenns ID: u 2 
6. : bei Brand: und Hagelfhäden........... 3,220) — — 
T. Armenanſtaltlflffnen ———ã—— 
8. = Private zum Abloſen BA — ⸗—⸗ 
9. ⸗ -zu Meliorationen .eesseenesesessesssesnennenen 16030 — zn; 
10, : : zur Schuldentilgung ....esreesnrseeeeennen 40070 — —— 
1l. — = zu gewerblichen Ziveden.zunssssesserenseennen 10330 : — —— 
12⸗Provingalinſtituie 1660066 — — 


— — — — — 
896,043 Ihlr. 7 Car. GP 
B. der Verleihungsart nad): gr. 6Pf 


auf halbjährige Kündigung. .ueseseseneeenneenn oo 117,560 Thlr. 
«e terminliche Abſchlagszahlung zuersnennenennn- 130,685 : 
» 134 jährige Amortifation zuereeseenesseeeneseennns 34,905 
⸗ 5 z PP PLTELTTITTLTTETTRR 214,175 ⸗ 
18 ⸗ SEE TERN 58.475 - 
>, ES — 16,138 
264 11,600 — 
32 "Ru FRNIENRRRAINNEHEIBERESE 265,045 ⸗ 
Be ner 47,460 —- 
896,043 Ihlr, 


Bon diefer Summe waren bid Ende 1844 getilgt worden 289,746 Thlr. 


An Darlehen ftanden daher am 1. Januar 1845 aud.. 606,297 =» 7 Spr..6 Fi. 


und war 
auf halbjährige Kündigung. ..uneesssesnsensenssenennensensennenne 77,910 he. 
+ terminlihe Abfhlagsgahlung. eeeseseesnnsnnssnsensnnsnnenennann 61,840 = 
< Mmortifation ses essen 466547 - 7 6 


606,297 Ihlr. 7 Ser. 6 Pf. 
Das reine Vermögen des Inſtitutes betrug am Schluffe des Jahres 1844 appr 
_ J 
fo daß das Stammvermögen von urſprünglich .. zurusussnennenenssessensnnsnsuennnss 319,828 + 


ſich biß au Ende des Jahred 1844 um . eisanenennnunensüsenssnende te nn 76,072 Tr. 
vermehrt hatte. 

Auferdem waren aud dem Zinjengeivinn der Kaffe 114,256 Thlr. nad) den Beſchluͤſſen 
ded Provinzial⸗Landtages zu gem,einnüsigen Zwecken innerhalb der Provinz verwandt oder 
zur Verwendung bereit, 

Diefe günftigen Nefultate uad die mehrfach auögefprodenen Wünfche, daß auch in 
andern Provinzen eine ähnliche wohlthätige Einrichtung getroffen werden möge, regten 

bereitd im Jahre 1842 den Gedanken an, einen Theil der damald wegen der Zindreduftion 
der Staals⸗Schuldſcheine bei der General-Staatötaffe angefammelten bedeutenden Beftände 
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zur Dotation von Provinzial: Hülfstaffen zu vertvenden. Der bereits auögearbeitete Plan 
dazu mußte aber aufgegeben werden, weil die mit ftändifhem Beirath * Beſchlüſſe 
über die Beförderung des Eiſenbahnbaues jene Fonds in Anſpruch nahmen. 

Seildem find noch zwei andere Gefichtöpunfte hervorgetreten, welche eine Realifirung 
db damald zurüdtgelegten Planes fehr wünſchenswerth erſcheinen laſſen. 

Die Erweiterung ded Sparkaſſenweſens wird immer mehr ald ein Hauptmittel zur Be— 
förderung des Wohljtanded der mittleren und unteren Klaſſen und zur Befeitigung wirk— 
lihet Noth in leßteren anerfannt. Zwar hat fid) in den letzten Dezennien audy in Breußen 
in diefer Beziehung eine nicht unbedeutende Regſamkeit gezeigt; die Zahl der Spartaffen 
ji weientlid vermehrt und der Totalbetrag ihrer Einlagen erhöht; aber es ift doch 

ge nicht fo viel gefchehen, ald zur Erreichung des Zweckes wünſchenswerth erſcheint, und 
tir ftehen hierin gegen mandye andere Staaten noch zurüd. — Dabei ftellt fid) als ein 
Haupthinderniß des Aufblühend ded Sparkaſſenweſens die Schwierigkeit heraud, die dispo— 
nibeln Beftände diefer Kaffen jederzeit zu mäßigen Zinfen ficher und ohne zu große Beläfti- 

g für die, häufig unbefoldet fungirenden Kuratoren unterzubringen. Aus diefer Rüdficht 
md auch die Übeinifchen Stände bei ihrer legten Verfammlung beantragt, daß die 
Stoatötaffe angeiefen werden möge, die Beftände der Sparkaffen gegen einen Jinsſat von 
4 Rrogent anzunchmen. Nachdem hierauf in dem Landtags-Abſchiede vom 27. Dezember 
1845 cin dilatorifher Beſcheid gegeben worden, haben Verhandlungen unter den betheiligten 
Ninifterien über diefen Gegenftand ftattgefunden: dabei find gegen den gedachten ftändifchen 
Antrag mehrfache Bedenken erhoben worden, twährend überdied geltend gemacht ift, daß die 
—** jener Beſtände zur General-Staatskaſſe die Zirkulation der Kapitalien in den 
Provinzen hemmen und deren Zentralifation in einer für die Provinzen nachtheiligen Weiſe 
bermehren würde. Dagegen wurde die Stiftung von Provinzial: Hülfökaffen mit der Ver: 
pflihtung zur Annahme der diöponibeln Beftände der Sparkaffen (natürlid ohne Be- 
Ihräntung der Ichteren in anderweitiger Diöpofition über diefelben) zu einem entſprechenden 
Jindfuße ald ein Mittel anerkannt, um ganz diefelben Vortheile für dad Sparkaſſenweſen, 
welche der Antrag der Rheiniſchen Stände bezweckte, zu erreichen und überdies die ander: 
teitigen fruhtbringenden Operationen der Hülfstaffen zu erweitern. 

Es wurde ferner erwogen, daß durch Verwendung eines Iheiled des Zinſengewinnes 
der Hulfötaffen zur direkten Beförderung der Sparkaſſen diefen ein um fo regered Leben 
gegeben werden könne, tie died die Aachener Sparkaffe beweiſt, welche durch regelmäßige 
Ueberweiſung bedeutender Summen aus den Gewinnantheilen der Madıen - Mündener 
Feuerverfiherungd- Gefellfhaft in den Stand gefegt ift, den Sparern anfehnlidye Prämien 
fu geben und dadurd) zum Sparen aufzufordern. 

Ueberdied haben die Provinzen Schleſien und Pofen die Errihtung von Land-Renten- 
banten nachgeſucht; es ift in den Zandtagö-Abfchieden die Erwägung dieſer Anträge zugefagt 
und die Sache inmittelft fo weit vorbereitet, Daß den Provinzialftänden bei ihrer naͤchſten 
Verfammlung die Statuten zur Berathung werden vorgelegt werden. Wahrfcheinlich werden 
andere Probingen mit ähnlichen Anträgen nachfolgen. Es bedürfen aber dergleichen Land— 

entenbanten wenigftend für den Anfang eined Betrieböfonds, welchen fie in den Provinzial- 
Hülfstaffen finden würden. 

Ale diefe Betrachtungen haben die Wiederaufnahme des Projektes um fo mehr veran- 
Inft, als inzwiſchen, nach glüctlic) vollendeter Konfolidirung des gefammten Staats-Schulden- 
weiend ein bedeutender Theil des Betricböfondd der Hauptverwaltung der Staatöfhulden 
ud eines von derfelben verwalteten Reſervefonds zu anderen Staatözweden disponibel 
geworden ift, woraus eine Summe von 2,000,000 Ihlen. in Staatd-Schuldfcheinen nebft 
den Zinfen feit dem 1. Januar d. 3. zur Dotirung der Provinzial-Hülfätaffen, ohne Beein- 
hähtiguug anderer Zwecke, bereit geftellt werden kann. 

Aurferdem twird von derjenigen Summe von 700,000 Thlen, welche im Jahre 1845 
dem Preußiſchen Landes-Unterftigungdfonds aus der Staatötaffe — 24 Prozent Zinfen 
und unter der Bedingung der Rüderftattung in Raten von mindeitend 10 Prozent jährlich 
vom Jahre 1848 an dargelichen ift, der ——— 500,000 Thlrn. nebft den Zinfen feit 
dem 1. Januar d. 3. in dem Maaße, wie diefe Vorſchüſſe wieder eingehen, zur Verftärtung 





88 Die Königlichen Propofitionen und Botjdyaften. 


der mit jenem Dotationötapital zu bildenden Provinzial=.Hülfskaffen verivendet werben 
können, fo daß ſolches dadurch auf 2,500,000 Thlr. gebracht würde. 

Daß die Haupt Dotationsfumme in Staats: Schuldfcheinen befteht, erſcheint in fofern 
unnachtheilig, als die Hülfökaffen ohnehin ihre Beftände nur fucceffive u verwenden im 
Stande fein würden, und daher, wenn fie eine baare Dotation erhielten, foldye größtentheils 
in Effetten umfegen müßten. Gin regelmäßiger. Verkehr mit der Preußifchen Bank wird 
ihnen die Baarjummen, deren fie augenblidlid bedürfen, gewähren. 

Die fragliche Dotation dürfte den Provinzen zindfrei zu überweifen, dem Staate aber 
dad Eigenthum daran unter der Zuſicherung vorzubehalten fein, daß eine Zurüdziehung der 
Dotationsfumme nur dann ftattfinden werde, wenn entweder die Gelder ihrer urfprünglichen 
Beltimmung entfremdet werden follten, oder nadydem fie durd) Jinsanhäufung bis auf das 
alterum tantum augewachſen fein würden, und aud) dann nur jo allmälig, daß daraus 
feine Berlegenheit erwachſen könne. 

Was demnächſt die VWertheilung diefer Fonds auf die verfdiedenen Provinzen betrifft, 
fo könnte dabei zwar zunächſt in Erwägung gezogen werden, daß einzelne derfelben bereits 
Fonds in gleidyer oder ähnlicher Beſtimmung befigen, andere nicht. — In Bezichung auf 
Weſtphalen ift dies bereitd erwähnt. Da aber die Hülfötaffe diefer Provinz nicht aus 
Staatömitteln fundirt ift, fo würde es unbillig fein, diefelbe dieferhalb von der neuen Wohl: 
that auözufchlichen, vielmehr wird der neue Fonds den alten verftärten und die reicher dotirte 
Kaffe ihre wohlthätige Beftimmung für die Provinz um fo vollftändiger erfüllen können, 
wogegen in Beziehung auf den aus Königlicher Gnade zu gewährenden Zuſchuß die allge: 
‚meinen Bedingungen zu erfüllen fein werden. Demnächſt hat die Provinz Preußen aus 
Königlicyer Gnade laut Allerhöchſter Ordre vom 18. Dezember 1841 cine nad) und nad) 
aus älteren Borfhüflen zur Beförderung der qutöherrlidy.bäuerlicyen Verhältniffe eingehende 
Summe von ungefähr 75,000 Ihlen. erhalten, die zur Unterftügung Heinerer und mittlerer 
Gutöbefiger durch verzinsliche Vorſchüſſe beftimmt ift, und ift diefer Fonds mit Berüdfic- 
tigung des durch die Mikerndte des Jahres 1844 erzeugten Nothftandes, wie vorermähnt, 
durd) einen temporären Vorſchuß von 700,000 Ihlen. verftärtt. 

Für die durch Mißwachs heimgefuchten und wegen ihrer, dem Abfag landwirthichaft- 
licher Produkte ungünftigen Lage überhaupt zurüdgefommenen öftlichen Kreiſe des Kösliner 
Regierungsbezirkes ift mittelft Allerhöchlter Ordre vom 16. Oktober v. 3. eine Summe von 
300,000 Ihlen. zur Beförderung von Meliorationen aus Staatötaffen fundirt, deren Be— 
jtände künftig für den ganzen Bezirk verivendet werden follen. Außerdem befigen aus früherer 
Zeit, jedoch auöfchlichlic zu Landeskultur-Verbeſſerungen auf Nittergütern beftimmte, ſoge— 
nannte Meliorationsfondo: 

a) die Neumark (der Frankfurter Regierungsbezirk excl. der 6 Niederlaufigfchen Kreife 
und der vormals Kurmärkiſchen Theile und einfchlichlid) der vor der neuen Provinzial- 
und Streideintheilung im Jahre 1815 zur Neumark gehörigen, jest Pommerſchen 
Kreife Dramburg und Schievelbein und anderer einzelner Ortichaften); 

b) die Kurmark; 

e) die Provinz Pommern, mit Ausſchluß von Neuvorpommern, fowie der vormals zur 
Neumark gehörigen, nod) jegt an deren Meliorationsfonds theilnehmenden Kreife Dram- 
burg und Scyievelbein und einiger anderer einzelner Ortſchaften. 

Da indeffen diefe Fonds Beftimmungen haben, weldye mit denjenigen der künftigen Pro— 
vinzial-Hülfötaffen nur theilweife zufammenfallen und überdies ihre Entftehung fpeziellen 
Bedürfniffen der betheiligten Zandeötheile verdanken, fo dürfte, wenn gleid) die Dotirung 
aus Königlicher Gnade entfprungen ift, auf ihre Exiſtenz bei der Vertheilung der neuen 
Wohlthat nicht weſentlich zu rüdfichtigen, fondern nur bei Abrunduug der aus andern Ver: 
gleihungen fid) ergebenden Summen, den früher nicht in folder Art begnadigten Provinzen 
ein Heiner Vorzug zu geben fein. Den fpäteren Verhandlungen mit den einzelnen Provin- 
zialftänden wird es vorbehalten fein, ob und in weldyer Weife eine Verſchmelzung der älteren 
und neuen Fonds ftattfinden kann, ohne dadurd) die Beftimmungen der verſchiedenen Fun 
Dationen zu beeinträchtigen. | 

Außerdem fommt zur Frage, ob die Vertheilung einfady nady Provinzen, oder ob eine 
weitere Bertheilung auf die kommunalſtändiſchen Verbände erfolgen, und wie es da gehalten 
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werden joll, wo die ſtaͤndiſchen Verbände von den Provinzialverbänden weſentlich abwei— 
ben. In erfterer Beziehung kann allerdings eine Subrepartition Vortheile gewähren, indem 
die Kommunalverbände an getrennte Inftitute und getrennten Haushalt haben, wo— 
gegen auf der andern Seite auch eine zu große Zerfplitterung der Fonds den Zweck beein- 
rähtigen fönnte. Indeffen wird man fidy für jegt füglidy auf eine Verteilung nad) den 
Provinzen beihränten und den Beſchluß über etwaige Untervertheilung auf die tommunal- 
fündiihen Verbände den betreffenden Provinzial-Landtagen unter Allerhöchfter Beftätigung 
übkrlaffen fönnen. 

In Betreff der legt bezeichneten Unterſcheidung kommt vorzugsweiſe noch die Altmark 
in Betracht, welche, zur Provinz Sachſen gehörig, in ftändifcher Beziehung der Provinz 
Lrandenburg zugeteilt ift, übrigens aber einen eigenen kommunalſtändiſchen Verband bildet. 
Jndejfen wird auch bier die ganze Summe der Provinz Sachſen zuzutheilen und einer Be- 
ihlußnahme dd Stommunal-2andtaged der Altmark zu überlaffen fein, ob derfelben ein nad) 
der Setlenzahl in runder Summe zu bemeffender Antheil zur eigenen Verwaltung u über: 
ieifen fei, oder od fie, unter Organifirung einer entſprechenden Theilnahme an der VBerwal- 
hung, an den Fonds der Provinz Sachſen betheiligt bleiben will. 

Died vorauögefegt, wird, unter Berückſichtigung der Seelenzahl, des Flädheninhalted und deö 
dittcken Steuerauftommens die zu 2,500,000 Thaler angenommene Summe in folgender Weife 





zu vertheilen fein: 
DUDEN... ia 400,000 Ihr. 
Vommern...ummeeer 200,000 = 
Brandenburg... 320,000 
1) (ee } || X ||| Bas 
EOUEREN 450,000 = 
TER saure 300,000 = 
Meftphalen ...............- 220,000 = 
Rheinproping ............. 400,000 = 
2,500,000 Ihr. 


und war unter der Beftimmung, daß bier Fünftel ſogleich in Staats-Schuldſcheinen 
iu überweifen wären, dad letzte Fünftheil aber fucceffive, tie es aus den Preußiſchen Bor: 
ſhüſſen einginge, nad) obigem Maßſtabe an die verfchiedenen Provinzialkaffen gelangte. 
Bas jhliehlich die Verwaltung und Beftimmung der neu zu gründenden Hülfsfaffen 
betrifft, fo wird man ſich dieferhalb im Weſentlichen an den bereitö durd) Erfahrung bewähr: 
ten Statuten für die Provinz MWeftphalen halten können, aljo eine ftändifhe Verwaltung 
uner Beiordnung eines beftändigen Negierungöfommiffard anordnen, denfelben unter die 
Kontrole des Oberpräfidenten und unter Oberaufficht ded Minifterd deö Innern ftellen, die 
der Provinz Weftphalen nadhgelaffene Annahme der disponiblen Beftände der Spartaffen 
aber in eine Verpflichtung derfelben, und zwar zu einem Zinsfuß von mindeftend 34 Prozent 
zu berwandeln fein. Nidyt minder könnte, wie in Weftphalen, die Annahme von Beftänden 
der Gemeinen und Korporationen nachgelaſſen werden. 
‚Zur Förderung des Sparkaffenwejens dürfte aber in Beziehung auf die Zinderträge zu 
eftimmen fein, daf 
1. für diefen Zweck mindeftend die Hälfte ded Zinögetoinned am beften durch Prämiirung 
der konfequenten Sparer verwendet werden müffe. Sollte eine Hülfötaffe die ihr zu— 
fiefenden Spartaffenbeftände höher ald mit 34 Prozent verzinfen, fo könnte ein foldyer 
Mehrbetrag an Zinfen allenfalls auf jene Unterftügung angerechnet werden; 
2 ein Viertheil des Zinsgewinned müßte, wie in Weftphalen, dem Stammvermögen zu 
deffen allmäliger Bermehrung, fowie zur Ausgleihung etwaiger Verlufte, zuge: 
„ fhlagen werden; 
3. über das letzte Viertheil würden die Stände zu Öffentlichen Zweden innerhalb der 
Provinz frei verfügen fönnen. 
Berlin, den 4. April 1847, 


Das Staatsminifterium. 
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Anlage I. | 
Statut der Weſtphäliſchen Provinzial - Hülfskofe vom 26. Wovember 1831. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preußen ıc. 


haben Uns das’ Statut der zu errichtenden Hülfstaffe für die Provinz MWeftphalen vortragen 
und daffelbe, nady Anhörung Unferer getreuen Stände, wie folgt, feftftellen laffen: 


Titel .. 


Bon der Errihtung der Kaffe, ihrem urfprüngliden Fonds und deffen 
Verwendung. 


81. 

Zu dem Zweck, gemeinnügige Anlagen und Anftalten, Grundverbefferungen und andere 
gewerbliche on. emeinebauten, Ablöfung der Reallaften, Tilgung von Ge: 
meinef—hulden zc. durch Darleihen zu erleichtern, und den Geldverkehr überhaupt zu fördern, 
errichten Die Landftände der Provinz Weftphalen eine Provinzial: Hülfskaffe, die ihren Sig 
in der Stadt Münfter haben wird. z 


82 
Der Fonds diefer Hülfökaffe :. aus den am Tage ihrer Eröffnung ihr übergebenen 
rg zum Betrage von 317,475 Ihlr. 2 Sgr. 3 Pf. in Obligationen und 
Ihlr. 8 Sgr. 4 Pf. baar. 
83. 


Diefe Summe wird von der Direktion der Hülfskaffe übernommen, um zur Beförderung 
der vorgenannten gemeinnüglidhen Zwecke dargelichen zu werden, mit Auönahme von 
50,000 Ihfr., welche nöthigenfalld in Staatsſchuldſcheinen bei der Königlichen Bank zur 
Eröffnung eined Kredits deponirt werden können. 


84. 
Die Darleihen der Provinzial-Hülfötaffe follen theild — ri theid auf gewöhn⸗ 
fihe Prozentzahlung mit halbjähriger, beiden Iheilen freiftehender Kündigung ausgethan 
erden. Für die erfte Art der Darleihen werden einftweilen zwei Drittheile, und für bie 
andere Art ein Dritttheil der Fonds beftimmt. 


85. 

Die Darleihen auf Amortifation finden in der Art ftatt, daß der Empfänger während 
32 Jahre 6 Prozent, oder daf derfelbe während 15 Jahre 94 Prozent von der dargeliche: 
nen Summe jährlid) bezahlt. 

Die Prozentzahlung erfolgt in beiden Fällen in halbjährigen Raten am 1. Juni und 
1. Dezember. 

—* Erlegung der legten 32jährigen refp. 15 jährigen Rate iſt der ſeitherige Schuldner 
aller Verpflichtung gegen die Hülfokaſſe frei. i 


86. 

Die Darleihen auf Prozentzahlung mit halbjähriger Kündigungöfrift finden gegen 

4 Prozent Zinfen und ein Drittheil Prozent für Verwaltungdfoften ftatt. Auch hierbei tritt 
Halbjährige Zahlung, nämlidy am 1. Juni und 1. Dezember, jedeömal mit 2} Prozent ein. 


87. 

Von den auftommmenden Zinfen, fowohl der auf Amortifation ald der auf gewöhnliche 
Zindzahlung dargeliehenen Kapitalien, beide zu 4 Prozent gerechnet, wird die eine Hälfte 
nebft dem Üeberſchuß an den Verwaltungskoſten zur Vermehrung ded Fonds der Provinzial: 
Hülfokaſſe verwendet, die andere Hälfte wird je von einem Landtage zum andern zur 
Diöpofition der Provinzialftände bereit geftellt, um daraus wohlthätige Anftalten zu gründen 
oder zu unterftügen. 


88. 
Darleihen aud der Hülfökaffe können ftattfinden: 
a) zur Gründung oder Erweiterung von Probinzialinftituten; 
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b) an Gemeinen zur Tilgung oder Herabſetzung des Zinsfußes ihrer Paſſivkapitalien zur Mi Ei 
er ihred —R& zu Bauten für Kirchen und Schulzwecke, Wege: it. 
anlagen u. |. w. k 

uch zur Abhülfe eined augenblicklichen Nothitanded, 4. B. zum Ankauf von Ge- I 
treide bei großer Theuerung, können die eben vorhandenen Beftände der Hülfökaffe an al} 
Bemeinen oder Hülfövereine dargelichen werden. J 

e) an Beſiher ländlicher Grundſtücke zur Ablöfung von Reallaſten; 

d)an Grundbefiter Behufs Urbarmahung wüſter Grundfläden und anderer Kultur: 
berbeflerungen ; 

e) an Unternehmer von nüglichen Gewerbanlagen, infonderheit von folhen, die darauf 
derechnet find, früher nicht vorhandene Induſtriezweige in die Provinz einzuführen. 

Zu den sub e genannten Zwecken darf jedoch vorläufig, vorbehaltlid) abändernder Beftim- 
mung durch die Provinzialftände, nicht mehr ald ein Sedyötheil des Fonds vertwendet werden. 

sür die sub c, d und e aufgeführten Darleihen wird das Minimum der an einen Debitor 
zu lihenden Summe auf 250 Ihlr., dad Marimum auf 5000 Ihr. vorläufig feftgeftellt. 





— — 
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89. 

Bei der Konkurrenz mehrerer Darleihegefuche, die nicht gleichzeitig befriedigt werden kön⸗ 
nen, gehen die der Probingialinftitute, dann die der Gemeinen denen der Privatperfonen vor, 
alles jedoch mit Rücficht auf die frühere und vollftändigere Erledigung nachſtehender Vor: 
Nöriften, wegen Sicherftellung der Darleihen. * 


810 
Darleihen für Provinzialinſtitute finden nur ſtatt in Folge eines Beſchluſſes der Pro- 
vinialftände; die Provinz bleibt alödann der Hülfötaffe für die Zahlung des Kapitals und 
der infen noch befonderd verhaftet. Gemeinen müffen zur Erlangung von Darleihen fid) 
über die Ordnung ihred Geldhaushalts ausweiſen und ihrem Antrage zugleich den Tilgungs- 
plan ded Darlehns beifügen. 
Das Geld wird ihnen demnädhft gegen eine auf verfaffungdmäßige Art auögeftellte, von 
der Königlichen Regierung genehmigte Obligation gezahlt. 

Auch in dem Falle eined zur Abhülfe eined Nothſtandes bewilligten Darlehns müffen 
die Gemeinen ſowohl ald die Hülfövereine fid) über ihre Zahlungdfähigkeit, ſowie über den 
Termin der Erftattung volljtändig ausweiſen. 

Privaten, die zu den $ 8 sub ce und d aufgeführten Zwecken Geld verlangen, müffen fi) 
1. über die beabfichtigte Ablöfung von Keallaften oder über die zu machende Anlage 
deutlich und beftimmt ausweiſen; 
2 durch ein Jeugniß des Vorftandes ihrer Gemeine und ziveier Gemeineräthe oder Ge: 
meinerepräfentanten den Ruf ald erfahrene und folide Sauötvirthe begründen; 
3. hinlängliche Sicherheit in Grundvermögen nachweiſen, und die hypothekariſche Eintra- 
gung darauf geftatten. 

„ Die dargelichene Summe darf drei Viertel des Werthes des zum Pfand gefegten Grund: 
ſtͤdes ren. Privaten, die zu dem $ 8 sub e aufgeführten Zwecke Darleihen verlangen, 
find gleichmäßig verpflichtet: 

1. Zive und Anfang der Anlage, wozu dad Darlchn veriwendet werden foll, genau —— 
2 ” Ha tüchtiger Kenntniffe und folider Lebenöweife durch obrigkeitlihe Zeugniffe zu 
ewahren; 
3. Sicherheit zu ftellen, entweder in Grundſtücken oder in Obligationen oder endlich durch 
Bürgfhaft angefeffener und als folid bekannter Eingefeffenen. 


g 11. 
Ver ein Darlehn auf Amortifation erhalten, daffelbe jedoch erweidlich nicht zu dem ange: 
gebenen Iweck verwendet hat, muß 6 Monate nad) gefpehener Kündigung den ganzen 
Wüdftand des gelichenen Kapitald a 


Daſſelbe gilt von allen Schuldnern, die entrveder 2 Jahre lang mit mehr ald der Hälfte 
ihrer Ierminzahlungen in Rüdftand find, oder von denen foldye nur durch Zwangsmittel in 
dem gleichen Jeitraume haben erlangt werden können. 
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813. - 

Es fteht der Hülfökaffe frei, die ihr zuftändigen Obligationen bei vorkommender Gele: 
genheit andern Geldinhabern — jedody ohne Gewährleiftung — zu cediren, und für deren 
Rechnung fortan die Zinfen zu erheben, um ſolche den neuen Kreditoren & 4 Prozent auszu: 
ahlen. Sie wird bei folhen Zahlungen 1 Sar. pro Ihaler einbehalten. — Doch können 
Seffionen auch ohne Vorbehalt gefcheben, fo daß der neue Kreditor feine Zinfen felbft erhe— 
ben kann, in weldyem Falle er fic) jedod) mit 4 Prozent begnügen muß, und der Hülfskaſſe 
bei der Ceſſion 1 Prozent vom Kapitalwerth als Provifion bezahlt. 


Titel IM. 
Bon den Vorrechten der Hülfskaſſe, 


x 


g 14. 
Die Provinzial-Hülfötaffe hat die Rechte einer privilegirten öffentlichen Korporation. 
15. 

Den Beamten derfelben tommt die Eigenfhaft und der Glaube von Kommunalbeamten 
zu, und den von ihrer ftatutenmäßigen Ndminiftration aufgenommenen und auögefertigten Ber: 
handlungen und Urkunden wird die Eigenfchaft und Gültigkeit öffentlicher Dofumente beigelegt. 

8 16. 

Hinfihtlid der Entrihtung von Stempelgebühren im innern Verkehr der Hülfötaffe 
follen ihr durdy ein befonderes Abkommen mit dem Königlichen Finanzminiſterium die: 
felben Bortheile zugewendet werden, wie ſolche bei der Königlichen Hauptbank ftattfinden, 
mithin alle diejenigen Geſchäfte ftempelfrei fein, bei welchen die Hülfötaffe den Stempel zu 
zahlen haben würde. 

An ihren Prozeſſen, ald Anftitut, genicht die Hülfskaffe die Sportelfreiheit, vorbehaltlid 
der bei einer künftigen allgemeinen Aenderung des Sportelweſens zu erlaffenden allgemeinen 
Vorſchriften, und mit Ausſchluß der baaren Auslagen. 

17. 

‚ Der Hülfökaffe wird innerhalb der Provinz für die Korrefpondeng mit den Behörden, 
forwie mit ihren Beamten und Agenten die Portofreiheit verlichen, welche jedoch dergeftalt 
ausgeübt werden muß, daf die Briefe offen, oder unter Kreuzband verfandt, und die Adreſſen 
mit dem Rubro 

„Angelegenheit der Weſtphäliſchen Hülfstaffe* 
verfehen werden. Sie hat fid) zu dem Ende eines Siegeld mit der Umfchrift: 
„Provinzial: Hülfökaffe von Weftphalen“ 
8 18. 
Die Hülfökaffe ann, ald ein öffentliched Inftitut, mit der Gewerbeſteuer nicht belegt werden. 
19. 


8 
Der Hülfskaſſe ſteht gegen ihre Schuldner hinſichtlich der von derſelben zu leiſtenden 
Amortiſationszahlungen das Recht der Exekution ohne prozeſſualiſches Verfahren zu. 


Titel LII. 
Bon der Verwaltung der Provinzial-Hülfskaſſe. 


zu bedienen. 


820. 

Den Ständen der Provinz Weſtphalen ſteht die Berathung und Beſchlußnahme in allen 
den Angelegenheiten zu, wo, innerhalb der Grenzen dieſes Statuts, in der Wirkſamkeit und 
in den Geſchäften der Hülfökaffe eine weſentliche Veränderung eintreten ſoll. 

Sie beftimmen von einem Yandtage zum andern, welcher Iheil des Fonds den Dar- 
Ichnen auf Amortifation, und mweldyer den Darlehnen auf Kündigung zu widmen fei; ob eine 
bedeutendere Hinwirkung auf induftrielle Zwecke eintreten folle u. f.w. Zu dem Ende wird 
den Ständen der en bei ihrem jedeömaligen Zufammentreten eine vollftändige Ueberſicht 
der Lage und der Verhältniſſe der Hülfokaſſe, —* die Rechnung zur Dechargirung vorgelegt. 
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821. 

Dad gegenwärtige Statut foll außerdem der nächſtfolgenden Ständeverfammlung neuer: 
dings zur Berathung vorgelegt werden, damit diefelbe fodann geeignete Anträge auf ettwanige 
Auddehnung ded Verkchrö der Hülfskaſſe oder fonftige durch Die gemachten Erfahrungen ſich 
alö nüglich darftellende Aenderungen nöthigen Falls in Antrag zu bringen veranlaft werde. 

822. 

Tie Provinzialftände ernennen am Schluſſe jeded Landtages einen Ausſchuß, der für 
den Megierungöbgzirt aus einem Mitgliede des Standes der Ritterſchaft, einem Mitgliede 
de Standes der Städte und einem Mitgliede ded Standed der Landgemeinen befteht. Diefer 
Ausihuß verfammelt fi) vier Tage vor Eröffnung des nächſten Yandtaged, um fid) von 
er Tireftion der Hülfskaſſe die Sämmtlichen $ 20 genannten Ueberſichten und Nachweiſe 
dotlegen zu laffen, die er demnächit, mit feinen Berverbungen und Mnträgen begleitet, zur 
Brrathung der Stände bringt. 3 


Die Provinzialſtaͤnde ertwählen ferner bon einem Landtage zum andern die Direktion 
ker Hülfötaffe, und zwar für jegt drei Perfonen, welche entweder wirkliche Mi glieder der 
Etindeperfammlung find, oder es doch früher waren, und fidy nicht der Befähigung zur 
Etandihaft verluftig gemacht haben; ein Mitglied aus dem Stande der Ritterfchaft, ein Mit- 

id aus dem Stande der Städte und ein Mitglied aud dem Stande der Yandgemteinen. 
der Dberpräfivent der Provinz ordnet ihnen jedes Mal ein Mitglied der Regierung in 
Münfter zu, und aus diefen 4 Perſonen befteht fodann bis zur neuen Wahl die Direkt: 
ton der Hülfötaffe. 

824. 


Aür jebed der vorſtehend bemerkten Mitglieder wird aud) ein Stellvertreter angeordnet, 
der jedoch in der Regel mur für den Fall länger dauernder Verhinderung oder eingetretener 


gänzlicher Unfähigkeit deffen, für den er eintreten foll, berufen wird, und dann feine Stelle 
bi6 zur nächften Wahl behält. * | 
8 


Der Direktion fteht eö jedoch auch frei, bei wichtigen Verhandlungen, oder wenn 2 Mit- 
glieder derfelben ſolches ausdrüdlid verlangen, die Stellvertreter auferordentlich einzube: 
rufen und an den Verhandlungen mit Stimmrecht Theil nehmen zu laffen. 


8 26. 

Lie fo fonftituirte Direktion der —* erwaählt unter ſich jährlich einen Vorſitzer, 

und erledigt demnächſt ſämmtliche Geſchäfte nach Anleitung des hier angefügten Reglements. 
827. 

‚Inden Verhandlungen der Direktion entfcheidet die Mehrheit der Stimmen, bei gleicher 
Etimmengahl die des Vorfigenden. 528 


Die Direktion ordnet fi) einen Rechtöbeiftand mit begutadytender Stimme zu, deffen 
dorzuglichfte Sorge es fein wird, über die Befolgung der rechtlichen Formalien zu wachen, 
das übrige zur Verwaltung nöthige Perfonal wird von der Direktion unter Mitwirkung 
des Dberpräfidenten der Provinz aus den Unterbeamten der Regierung ausgewählt und ift 
in dem Reglement näher bezeichnet. Die Verwaltungsbehörden in der Provinz find ver- 
pichtet, der Direktion die ihrem Geſchäft erforderliche Auskunft zu ertheilen, die Landräthe 
und Bürgermeifter ihren Rüdfragen und Anfuchen zu genügen und, wenn Gefahr für Dar- 
leihen der ‚Hülfetaffe in ihrem Bereiche ihnen fund wird, davon der Direktion unaufge: 
fordert Anzeige zu machen. 

829. 


Unter Beachtung des Inhalts der 88 8, 10, 25 und 27 diefed Statutö, ſowie des 8 4 
ded Keglements werden die Mitglieder der Direktion nur dann für etwa entftehende Ver: 
Iufte der — verantwortlich, wenn dieſe erweislich durch grobe Verfehen von ihrer 
Crite entftanden find. 
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Titel. IV. 
Staatöverwaltungd:Reffort und Forum für die Provinzial-Hülfskaſſe. 
830. 


Der Oberpräfident der Provinz Weftphalen ift fortwährender Kurator der Hülfskaſſe 
in der Art, daß es ihm jederzeit freiftcht, fi bon dem ftatuten- und reglementömäßigen 
Gange ihrer Verwaltung zu überzeugen, aud) über etwanige Anftände und Zweifel, die ihm 
pon der Direktion der Hulfökaffe vorgetragen werden, unter Vorbehalt des Rekurſes an das 
betreffende Minifterium zu entfcheiden. 83 


Die Hülfökaffe ald Inftitut hat ihr Forum vor dem Oberlandeögericht zu Münfter. 
Wir beftätigen diefes Statut und befehlen, daß nad) Inhalt deſſelben mit Einrichtung 
und Verwaltung der Provinzial: Hülfökaffe verfahren werde. 
So — Berlin, den 26. November 1831. 


LS) (983) Friedrich Wilhelm. 
p. Schudmann. Maaſſen. v. Brenn. 


Anlage II. 
Abänderungen des Statuts. 


I. Laut Allerhöchften Landtagsabſchiedes an den vierten Provinzial Landtag von 
Weſtphalen. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 

Nachdem Unfere zum vierten Weſtphäliſchen Provinzial-Zandtage verfammelt geivefenen 

getrenen Stände in Gemäßheit des Vorbehalts in dem $ 21 des von Ind unterm 26. No- 

vember 1831 vollzogenen Statuts für die dortige Provinzial-Hülfstaffe einige Abänderun: 

en defjelben und einige zuſätliche Beftimmungen in Antrag gebradyt, Wir auch auf deöfall: 

* Vorſchlag Unſers Staatsminiſterii ſolche genehmigt haben, fo verordnen Wir Folgendes: 
Zu 8 4 des Statuts. 

Die Beſtimmung, daß nur zwei Drittheile des Fonds der Hülfökaſſe zu Darlehnen auf 
Amortifation verwandt erden follen, wird hiermit außer Kraft geſetzt. 

Zu 88. 

Wir wollen geſtatten, daß die jetzt auf 250 Thaler beftimmte geringſte Summe zu Dar: 
leihen für die unter c, d und e aufgeführten Zwecke bid auf 100 Thaler herabgefeht werde. 
Zu 8 10. 

Um aud) mehreren Einzelnen, tveldye feine Gemeine bilden, zu gemeinfamen Zwecken, 
infonderheit zu Abtragung von gemeinſchaftlichen Schulden, zu Abtötung der Zehnten und 
andern Reallaften >c. xc. die Benugung der Hülfskaſſe zu erleichtern, genehmigen Wir, daß 
hinter den Worten: fo wie über den Termin der Erftattung vollftändig aus— 
weiſen, folgender Zuſatz als dem Statute eiugeſchaltet betrachtet werde: 

Auch einer Klaffe von Gemeinegliedern, wenn fie gleich für ſich feine Gemeine bilden, 
förmen unter denfelben Bedingungen, tie den Gemeinen, Darlehen gegeben werben, 
wenn die Tilgung durdy regelmäßige, von der Regierung genehmigte Zuſchläge zu den 
Steuern geſichert wird, und die Geſammtſchuld den Betrag einer Jahreöfteuer fämmtlicher 
Betheiligten nicht überſteigt. 
Deögleichen ift ad 3 hinter den Worten: die Hypothefarifhe Eintragung daranf 
geftatten, einzuſchalten: | 
Wird ein Darlehn diefer Art von fämmtlidyen Einwohnern eined Drted oder dody von 
der Mehrzahl derfelben zu einem ee Zwecke nachgeſucht, fo darf die Direktion 
dad unter 2 erforderte Zeugniß über den Ruf der Schuldner, ald erfahrner und folider 
Hauswirthe, erlaffen. 
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zu 820. 
Nachdem eben die im $ 4 enthaltene Beihräntung wegen Beftimmung eined gewiffen 
Theild ded Fonds zu Darl auf Amortifation aufgehoben worden ift, fo fallen die Worte: 
mwelher Theil des Fonds den Darlchnen auf Amortifation, und welder 
den Darlchnen auf Kündigung zu widmen fei — gänzlid) weg. 


Zu 8 22. 

Da Unfere getreuen Stände e8 nicht nöthig finden, daR der Ausſchuß fi) 4 Tage vor 
Eröffnung jedes Landtages verfammle, fo — en Wir, daß er in den erſten Tagen nad) 
Eröffnung des Yandtaged zufammentrete. Auch beitimmen Wir, daß er die ihm übertragenen 
Geſchãfte zu * autoriſirt ſein ſoll, ſobald ſechs Mitglieder beiſammen ſind. 

Außer ei bänderungen ded Statutd haben Wir folgenden Zufägen Unfere Gench- 
migung ertheilt: 


J 
Wenn Immobilien, welche für ein Darlehn der Hülfökaſſe verpfändet find, zur Sub— 
baftation fommen, fo wird die Direktion ermächtigt, nad) pflihtmäßigem Ermeffen zur Si: 
herung des Kapitald entweder 
a) bei der Subhaftation bid zur Dedung des vorgeſchoſſenen Kapitals mitzubieten und, 
wenn dad Pfand der Hülfötaffe zugeſchlagen wird, folded zum Beften des Inftituts fo 
lange zu benugen, bis fidy Gelegenheit zu vortheilhafter Wiederberäußerung findet; oder 
b) einem Kaufluftigen dad nöthige Kapital, welches jedoch drei Biertheile der Kauflumme 
nicht überfteigen darf, vorzufchiehen, ohne bei einem ſolchen Darlchen an die allgemei- 
nen Vorfchriften des Statutd gebunden zu fein. 
2 
Lie Direktion ift ebenfalld ermächtigt, von den mit Genehmigung Unferes Oberpräfi- 
denten beftchenden Spartaffen der Provinz Weftphalen Darichen bis zum Gefammtbetrage 
don 50,000 Thalern gegen 33 Prozent Zinfen anzunehmen, und ſolche, ſoweit es zur Side: 
rung von Zindverluft nöthig, unabhängig von den Vorſchriften der 88 8—10 des Statuts 
gegen Verzinfung von 44 Broyent wieder auszuleihen. 
Gegenwärtige Verordnung, nach welcher alle diejenigen, die cd angeht, ſich zu achten 
habe, ol durch die Amtöblätter der Provinz öffentlid) bekannt gemacht werden. 


Gegeben Berlin, den 4. Auguft 1834. — 
L. S. 9%. Friedrich Wilhelm. 
(344) b. Altenftein. v. Lottum. Maaffen, v. Kampg. Mühler. . Ancillon. v. Rochow. 
Für den Kriegdminifter gez. d. Schoeler. 


Il. Laut Allerhöchften Landtagdabichieded vom 8. Juni 1839 auf die Petition des im 

Jahre 1837 abgehaltenen Weftphälifhen Provinzial-Landtages. 

Es wird die Annahme von Geldern aus den Sparkaffen der Provinz bei der Provin- 
jal Huͤlfotaſſe ohne Beſchränkung auf eine gewiffe Summe geftattet und der Direktion der 
Hülftaffe überlaffen, unter Genehmigung des Oberpräfidenten alljährlich zu_beftimmen, 
welche Summe fic gebrauchen, welche Zinfen fie gewähren und nad) welder Frift fie die 
Rüdzahlung leiften kann, twobei übrigend die Spartaffen feinem Zwange wegen Belegung 
ihrer Gelder bei der Provinzial-Hülfötaffe unterworfen fein ſollen. 

, Unter gleichen Beftimmungen ift der Hülfötaffe die Annahme von Geldern aus Pro: 
dinzial-, Gemeinde: und Inftitutentaffen und den legteren die Darleihung ihrer Gelder an 
die Hülſotaſſe geftattet. Dabei ift zur Erleichterung des Geldverkehrs zwiſchen der Hilfs: 
taffe und den öffentlich genehmigten Sparkaſſen für diefen Geldverlehr ausnahmdiveife und 
iderruflic die Portofreiheit berilligt. 

MM. Durch den Allerhöchſten Landtagsabſchied vom 6. Auguft 1841 auf die Petition 
der im Jahre 1841 zum Meftphälifchen ProvinzialeLanbtage berfammelt geweſenen Stände 
if der 8 7 des Hülfökaffenftatuts dahin abgeändert, daf vom Beginn des Jahres 1841 ab, 
üicht wit biöher, die Hälfte der von den Kapitalien der Hülfetaffe eingehenden Zinfen, fon: 
dern drei Viertheile derfelben von einem Landtage zum andern zur Diöpofition der Stände 
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geitellt worden, wogegen nur + fammt dem Ueberſchuſſe der Verwaltungskoſten zur Ver 
mehrung der Fonds beftimmt bleibt. 

Desgleichen find mittelft deffelben Allerhöchſten Landtagsabſchiedes, mit Rückſicht auf 
den in den legten Jahren gefuntenen Zinsfuß, die Hülfökaſſe und deren Direktion für berech— 
tigt erffärt, alljährlich unter Zuftimmung des Oberpräfidenten diejenigen gleichmäßigen 
Menderungen in den Zins- und Amortifationdfägen vorzunehmen, welche die Umſtände 
erfordern, in Solge deffen auch (cf. Befanntmadyung im Amtöbl. der Regierung Mu Münfter 
pro 1842 Nr. 67.) für die von Gemeinen und Inftituten belegten Gelder nur 33 Prozent 
Zinfen hinfichtlich der in Spartaffen angeſammelten, von diefen bei der Hülfskaſſe belegten 
Beftände cbenfalld 33 Prozent, für andere, aus Provinzial-, Gemeine- und Inftituten- 
faffen eingehenden Beltände 34 Prozent Zinfen beftimmt, und wegen der aud der Hilfe: 
faffe entnommenen Gelder nachſtehende Beftimmungen erlaffen find: 


81. 
„ Die Darleihungen auf Progentzahlung mit halbjähriger Kündigungöfrift finden 
egen 3 Progent Zinfen und 4 Prozent für Verwaltungskoſten ftatt. Die Zahlungs— 
Fi en bleiben wie biöher. 


„Die im vorftehenden Paragraphen angegebenen Sätze finden auch auf Kapitalien 
Anwendung, weldye auf terminlidie Abſchlagszahlung auögethan werden. 


„83. 
» Die Kapitalien auf Amortifation werden vom 1. Juni 1842 ab dargelichen: 
a) zu 10 Prozent auf 134 Jahre 
b)auu 8 = :18 = 
c)zu 54 = ⸗37 
Bei allen drei Sägen liegt die Berechnung zum Grunde, daß der Schuldner 33 Pro: 
zent Zinfen und 44 Prozent für Verwaltungdtoften zahlt. 
Die feitherigen Säge von 6 Prozent auf 32 Jahre und von 94 Prozent auf 
15 Jahre tommen einftweilen für die Zukunft außer Anwendung. 


„84 
„Auf alle früher auögegebene Darlehen find die vorftehenden Beftimmungen ohne 
Einwirkung; es bleiben für dieſe vielmehr diefelben Zind: und Amortifationdfäge befte- 
ben, wie biöher. “ 

IV. Mitteift Allerhöchſten Yandtagsabfcyieded vom 30. Dezember 1843 ift auf: den 
Antrag der zum fiebenten Weftphälifhen Provinzial-Landtage verfammelt gewefenen Stände 
genehmigt, daß Darlehne bis zum 14fachen Betrage ded SKataftralreinertraged der zur 
Sicherftellung angebotenen Grundftüde aus der Provinzial: Hülfskaffe gewährt. wer: 
den können. 

V. Endlich ift mittelft Allerhödyiter Ordre vom 16. Mai 1845 auf die Petition der 
zum adıten Weſtphäliſchen Provinzial-Landtage verfammelt gewefenen Stände genehmigt, 
daß der Provinzials Hülfökaffe freiftcht, die ihr zuftändigen Obligationen anderen Geld: 
inhabern, jedody ohne Gewährleiftung zu cediren und entweder für ihre Rechnung fortan 
die Zinfen zu erheben und foldye den neuen Kreditoren nach den verabredeten Bedingungen 
auszuzahlen, oder denfelben felbit die Erhebung der obligationsmähigen Zinfen zu über: 
laffen, während früher bei dergleichen Geffionen die Provinzial= Hülfstaffe im erfteren Falle 
1 Sr. pro Thaler von den Zinfen einbehielt, im letzteren Falle vom Geffionar 1 Prozent 
vom Kapitalöwerth ald Provifion bekommen mußte. 





R, 


Haupt- Finanz- Etat 


Das Jahr 1847. 


S. erhalten hierbei den mittelſt Berichts vom 8. d. M. eingereichten allgemeinen Etat der 
Stoati Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1847 von Mir vollgogen zurüd, um denfelben 
mit diefem Deinem Befehl durch die Geſetz- Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 12. März 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats: und Finanzminifter von Düesberg. 


Erte Abtheilung. 3 
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— 
Einnahme. 
l. | Aus der Berwaltung ber DBomainen: 
a) an grumdherrlichen Abgaben, an Erbpachten und Erbzinſen. 4,057,513 Abl. 
b) an Ginnahmen von verpachteten oder auf Adminiſtration ftehenden Grundſtücken 
| ME 2 3: 0 BeBRDEREE TER ERREEIE NERVEN ERSTER EIS EERETE REIS LERNSOE ER EEE E-EPARE 1,867,203 : 
|. Summe ........ 5,924,716 Thl. 
Davon ab: 
| a) an Auffihts: und Erhebungsfoften...........uusunernennnnnennnnennnonne 258,598 Thl. 
\ b) an Ausgaben für die gutsherrlihe Polizei: Verwaltung und an 
ettenatelaäfgfgfgéenn Renee 111,746 
| c) an Rafjin: Renten, Kompetenzen und öffentlichen Abgaben...........- 315,881 
1 ea Rees Te 14,095 
ı e) an Baus, Vermeſſungs-, Separations:, Prozeß- und anderen 
1: 7 Be Koſten...........ee 379,425 
| Summe ..eneeeeeeee 1,079,695 
Ueberfchuß.......... 4,845,021 Tl. 
2.| Aus ber Berwaltung ber Forften: a. 
a) an Einnahmen aus dem Nutz- und Brennholz: Derkauf...nueessennnenenssnnnnnesneennn 3,938,934 Thl. 
Se > ERLERNEN NEUE ER RERER NEE 109,733 : 
ce) an Forft-Nebennugungen, einfchließlich der Forſtſtraf- und Pfandgelder............ 457,419 : 
| Summe...... 4,526,076 Th. 
| Daven ab: 
a) an Befoldungen der Regierungs:Forfibeamten und Forft:Infpectoren 165,123 Th. 
| b) an Forſtſchutz⸗ und Grhebungstoften und anderen Lokal-Verwal—⸗ 
Iumgös HBGODER „<cssnsssannsconunsenanses 80,654 : 
| e) an Holzhauers und Holzfuhrlöhnen......... 535,181 = 
d) zu Korfifulturen, Bermeflungen und Separationen, für Forſtwege— 
und Mafferbauten, an Prozeffoften, fo wie an Unterhaltungsfoften 
der Forft: Dienftgebäude nnd Forſt-Lehranſtalten. . 603,552 
e) an Gelvvergütungen für Holz: Deputate und an fonftigen auf Forft: 
| grundſtücken haftenden Laften..eunssssnssnnsnsnensnnnsnennnennnenennnnennnn 27,171 
' N zur Ablöfung der auf den Forften haftenden Berechtiqungen........ 200,000 = 
' g) an Penfionen und Unterftügungen der Wittwen und Waiſen erefu: 
| tiver Forftbeamten und zu Nemunerationen für diefe Beamten..... 81,434 : 
| Summe ...onseneee. 2503,115 : 
| . Ueberfchuß......... 2,022,961 Thl. 
| Hiervon und von dem Ueberfchufie der Domalnen von. .. 4,845.021_: 
zufammen...... 6,867,982 Thl. 
geht noch ab: 
der dem Kronftdeifommiß in $ IM der Verordnung vom 17. Jannar 1820 
(Geſetz⸗ Sammlung Selte 9) vorbebaltene Revenüen:Antheil, einfchließlich 
73,099 Thl. Agio von 348.240 Thl. Gold....esnssssssssnsnansonsennnnenennnnnnennnneen 2573,09  : 
Bleibt Netto: Ueberfchuß aus den Domainen und Forſſen unsere 
3.) Kus den Domninen- Fblöfungen und — zur Tilgung der Staats 


SQulben De ü üt 
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Einnahme. 
Uebertrag...... 
4. | us der Werwaltung ber Bergwerke, Hütten und Salinen: 
a) an Ueberfchüflen von landesherrlichen Gruben: und Hüttenwerken......uuuuu002..... 818,757 Thl. 
b) desgleihen von landesherrlihen Salinen....uusssssnnsnssssnssssnennnunnensonnnsennnnnnnne 18554 : 
ec) an Bergwerksgefällen, Steuern und Sporteln und fonftigen Ginnahmen........... 702,177 : 
Eumme...... 1,707,078 Th. 
Davon ab: 
a) an Befoldungen, Reifefoften und Büreaubebürfniffen der Bergämter 235,288 Thl. 
b) an bergleichen der Ober: Dergämter. ...zzusssenssserenennnnnsenennnnenene 97,640 ⸗ 
c) an dergleichen der mit dem Finanzminifterium verbundenen Gene: 
ral:Berwaltung..........- ION EINER SEAN NEUSE PEEULUE-EOF ERROR 67,224 = 
d) zu größeren Gruben» und anderen Neubauten und zu Meliorationen 180,521 
e) zu bergs und hüttenmännifchen Verfuchen...euuseseesssnessennenenees 1,200 
f) zur Unterhaltung ber Bergfchulen, Unterftügung der Eleven und zu 
Anlichen Ausgabhenn 18205 
Söö 607.078 
Ueberfchuß ..... 1,100,000 : 
Dazu: 
an Ueberſchuß aus der Porzellan: Manufaktur in Berlin.ccsecsenseeee- Sesekanrieahne 17,218 : 


5. | Aus der Poft-Werwaltung: 


a) an Ginnahmen von den Reit:, Fahr: und Güter-, Perfonen:, Schnell-, Karlol: 
und Botenpoften, fo wie an Tranfit: und refervirtem Porto 6,650,000 Thl. 
b) für geflempelte Geld: und Pafet:Einlieferungsfcheine, an Brief: und Zeitungs: ‚ 
beftellgelvern, von den Gftafettens und Grtrapoiten und an fonftigen Ginnahmen.. 552,739 — 


c) an Zeitungeprovlſion und von dem Zeitungs: und Gefepfammlungs:Debits-Gomtoir 5,01: 
; Summe...... 7,438,000 Thl. 
Davon ab: 
a) an Ausgaben für Beförderung und Begleituug der Poften, für Poitwagen, Kell: 
eifen ıc. und an fonfligen Betriebskoſten . 4,315,900 Thl. 
b) an Befolbungen, Diäten und Reifefoften und an materiellen Ber: 
e 1,705,900 ⸗ 


e) an Bauloſten, Entjchädigungen und Kompetenzen für acqulrirte 
Grundſtücke und Rechte, an Reflitutionen und fonftigen Ausgaben 416,200 = 


Seite... 
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Einnahme. 





Uebertrag...... 
6.| Aus der Werwaltung ber Rotterie: 
a) Antheil zu 124 Prozent von ſaͤmmtlichen Gewinnen, im Betrage von 6,895,000 Thl. 
Gold, einfchlieglih 134 Prozent Agio............................... 976,792 Thl. 
b) an zufälligen Ginnahmen, einfchließlich der Gewinne auf die zur Verabfolgung 
der Freiloofe zurüdbehaltenen Loofe...eunsersenersnnnsnnnnonnnnnnnnsnnsnnansnensansenennn 53.080 : 
Summe...... 1,029,872 Tl. 
Davon ab: 
a) an Ginnehmer-Gebühr zu 14 Prozent von den bebitirten Looſen, nach Abzug der 
RE SUR 111,860 Thl. 
b) an Befoldungen und fonftigen Verwaltungskoſten......... 33,212 
ec) an moͤglichem Berluft für nicht abgefegte Roofe....uressrereeneeeennn 10,000 : 
Summe PPPPP...... 155,072 : 
2 ueberſchuß. TTTT. 
7. Aus ber Berwaltung ber direkten Steuern: 
an Granbſterrreeeeeeeeee 10,374,237 Thl. 
Davon ab: 
a) an Elementar-Erhebungskoſten ... 118,219 Thl. 
b) an Remiſſionen 134,979 Thl. und an Erſtattungen (incl. 2,268 Thl. 
für Lippſtadt) 64,681 Thl., zuſammen.... 199,660 
ec) an Koften der Kreiskaflen, der Anfertigung der GrunditeuersHebe: 
rollen und an Befoldungen der Steuerauffichts: und FJortſchrei— 
bungs:Beamten, fo wie der Erekutoren ...zersesssssnenesnerneenenenen 265,499 = 583,378 : 
——— 
Ueberichuß...... 9,790,859 Thl. 
WE Sl na 1 U 4 2 1 PURE REN LAN OHAEHESARARRARRREE 7,348,823 Thl. 
Daven ab: 
a) an Elementar-Erhebungokoſten.... 293,599 Thl. 
b) an Beiträgen zum Departemental: Remiffione- 
Fonds in der Rheinprovinz 8,820 Thl. und an 
Gritattungen für Lippſtadt 1,594 Thl. zufammen 10,704 304.303 : 
Ueberfchuß......... 7,044, 520 : 
ER Gererbeeneeee 2,589,275 Thl. 
Davon ab: 
a) an Glementar-Grhebungsloften...........uuu0000000nenen- 103,908 Thl. 
b) an Gritattungen wegen Eippftabt — FERN IHFARENDN 780 10468 
Ueberſengg 2,484,587 : 
Zumme an direften Steuern... 
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Einnahme. 














8. | Aus der Berwaltung der indirekten Steuern: — 
a) an Eingangs- Ausgangs: und Durchgangs-Abgaben................... . 13,812,403 Tht. 
b) an Uebergangsiteuer von vereinsländiichem Wein, Moft und Tabad.............. 203,140 : 
6) an Rabenzuderſtenen..... 126,450 
d) an Niederlage:, Krabn:, Waage:, Bleis, Zettel: und Siegelgeldern. 4815 : 
e) an fonventionsmäßigen Schiffahrtsabgaben auf der Elbe, der Wefer, dem Rheine 

en nassen ade nee 680,164 Thl. 
“ Davon ab: 
1. für die Rheinfchiffahrts:Verwaltung, einfchließlich 33,243 Thl. 
Rheinfchiffahrtsrenten „.unueeneunanssenesnene — 41,921 Thl. 
zur Beförderung der Rheinſchiffahrt und des 
Nheinhandels, jo wie zur Verbeſſerung der 
Kommunifationswege in der Nbeinprovinz aus 
der Nacherhebung des Nheinzolles zu Gublenz 70,400 = 12321 - 501.88 : 
RR EN 130.111 1171 1 GRRAREPRTFRERFRFNEREREBECEEFRREFDERESENTPEREUFEEUPE 4,624,850 : 
a2 1 6 1,257.268 : 
h) an Eteuer vom inländiſchen Weinbau. ..... —— .. 90855 
i) an Steuer vom inländifchen Tabacksbau ren 144.165 : 
1 ERREGER NIOREERER —— 1,734.905 : 
J EEE LEERE EIODOESIEEE 1,371,175 ° : 
m) an Stempelfleuer......asneoen onnsonunnnannnansnsanenene — — 4251,010 Thl. 
Davan ab: 
| 1. für Anſchaffung des erforderlichen Stempel:Materials, f. Unter: 
| haltung der Majchinen und an Berfendungsfoiten 42,300 Thl. 
2. an Tantieme von defektirten Stempeln und von 
Grbfchaftsitempeln, und an Beſoldungen der 
Beamten des Haupt: Stempel: Magazins und 
ber Haupt⸗Kalender⸗Verwaltung.... 14.016 = 56.316 — 
‚ = 4194694 : 
) an Chaußeegehbeuuruun — 1,330,203 Thl. 
Die Erhebungskoſten u. d. auf d. Chauſſeen haftend. Laſten betragen 126,537 - 
ze 1,203,616 ⸗ 
0) an Brücs, Führ: und Hafengeldern, Strom: und Kanalgefällen 686,214 Thl. 
| Die Erhebungsfoften betragen. ..uuuaneuurssonssnnnnssnnonnnenunnnnnene 20,525 t 
| = 665,389 
| p).an Hypothelen und Gerichtefchreiberei-Gebühren aus dem Bezirk 
| des Appellationg: Gerichtshofes zu Köln 161,540 Thl. 
Die Honorare und Tantiemen der Hypothekenbewahrer und Ge: 
| Achleſchreiber beräaggfgenn 71.093 : 
# a er 59,917 Pr 


q) Berfchiedene und außerordentliche Ginnahmen, als: Beiträge der Kommunen zu 
den Grhebungsfoften der Mahl: und Schlachtſteuer, Miethe für Dienftwohnungen ıc. 99,612 
. Davon ab: Eumme...... ‚172,151 
an —— ir fämmtliche Ginnahmezweige der indireften Steuer: Verwaltung 
regen, als: 
a) Gehälter der Beamten bei den Provinzial: Steuer: Direktionen, fo wie zu Diäten, 
Reijefoften und Büreaubebürfniffen diefer Behörden ...... 323,865 Thl. 
h) Gehälter ver Ober-Zoll: und Ober-Steuer:Infpeftoren und Kon: 
| trolente, der Grenz: und Stenerauffeher; Gehälter und Tantiemen 
| der Beamten und Unterbedienten bei den Haupt: und Neben:3ofll: u. 
| Steuer⸗Aemtern, Büreauberürfniffe, Diäten u. Reifefoiten u. Pferde: 
Unterhaltungsgelver für diefe Aemter, nebit allen übrigen, den Grenz- 
| ſchutz und die Steneraufficht, ingleichen die Einwirkung auf die 
Zoll· Erhebung in den Zoll:Bereinsitaaten betreffenden Ausgaben 3,005.958 = 
| ©) zu größeren Bauten und Haupt: Reparaturen d. Steuer:Dienfigebäude 60,000 = 


Summe... 3,389,823 





8, 


I 
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Der Etat Mithin 
für 1844 find für 1847 
ſetzt aus nn 


weniger 
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— — — —— —— — — — —— ——— — — 


Einnahme. 








Uebertrag........ 
9. | Aus dem GalgmonspDl.........nneesseeneennnnennnnnsnnensneneenennnnnnnnennnnnnnnn 1,753,818 Thl. 
Davon ab: 
a) an Anfaufs: Berpadungss und Transportfoften des Salzes......... 2,452,754 Thl. 
b) an perfönlichen Ausgaben, Amtskoſten der unteren Debitsftellen, 
Magazin:Arbeitslohn und für gewöhnliche Unterhaltung der Ma: E 
gazin⸗ und Depobgebänbe...ecassasousasssnsnoonunssossnunsnnsunsnnesnennnee 300 864 =: 
2.761,618 
Ueberfchuß...unusesrsenenene 
10. | Aus der AJuftig-Berwaltung: 
a) an Sporteln, einfchließlih der Emolumente der Beamten .. aeseren 3,931,830 Thl. 
b) an Jurisbiftionsbeiträgen, "Miethe für Dienftwohnungen und fonftigen unmittel: 
EEE 67,711 
c) an eigenen Ginnahmen der Juſtiz-⸗Offizianten-Wittwenkaſſe............. 32,614 
Summe... 
11.) us dem Gewinne ber Sechandlung............mrsmennrnennennennnnnsnnnnnnnnnnnnnnnnennnmenennnnn" 
12. An verſchiedenen Einnahmen, als: 
a) an eigenen Ginnahmen der geiftlichen, Unterrichts: und Mebizinal: Verwaltung, 
der Verwaltung des Innern, der Militairs Berwaltung und der Verwaltung für 
Handel, Gewerbe und Baumwefen, beftehend in Zinfen von Kapitalien, Erlös für 
verfaufte unbrauchbare Effekten 2. ROHR 256,350 Thl. 
SE 2, 0. BREMER RE ERRNEREERERNTHERE ERBEN ESEL ORESERENSERUSER 2081 = 
U 0 53,088 
d) an Vermögens:Konfisfaten, herrenfofen Erbſchaften und Abjchoßgefällen........... 22,543 
e) an ertraorbinairen Penfionsbeitraͤgen ........ "58,386 
f) an Beiträgen ber Kommunal: und Inftituten-Konde zu den Kaffen-Berwaltungsfoften 8,49 : 
g) an fonfligen zufälligen Ginnahmen...zususssssssnssssnneenmonenssnnnnnnnsnnnnnnnnnnnnennee 118,634: 
' Summe. ent 
Summe ber Einnahme... 


Haupt: Finanz »Etat für das Jahr 1847. 











Der Etat 
für 1844 
fegt aus 
Kb. 


439,201 | 53,015,304 


Mithin 
find für 1847 







Betrag 






weniger 


1,373,897 


. 4200 | 4315,300 


482215] 3,7107,255 


100,000 


0081 | 346,590 173,491 


083,697 | 61,384.449 | 2.040,28 | 
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— —————————— ———— — — ————— 


Ausgabe. 


———— — — — — — — — — — 


1.| Für das Staats ſchuldenweſen und zwar: 





1. zur Verzinſung der allgemeinen und provinziellen Staatsfhulden und zu den lau: 

Sehen bi TAN SEE s ea 4,827,127 Thl. 

2. zur Schuldentilgung .....2........................2...2.2* ..2..2.2A..*.2**22*2A** :4.6 anne 2,351,273_ : 
— 7,178,400 Thl. 

3. zur Verzinfung und Tilgung fpäter übernommener Provinzialfchulden. ............. 40,920 + 
Summe PP......... 

1.| Für Paffiva der General⸗Staatskaſſe: 

1. Entfhädigungen für aufgehobene Rechte und Nupungen...ununensnnssesssenenennennen 260,422 Thl. 

2. Zinfen der Amtskautionen............................................... 227,060 = 

3. zur Verzinſung eingezogener StiftungssKapitalien..uunenssssssnsnnnnenennennnensen nenne 171,006 — 
4. zur Verzinfung und Abbürbung temporairer Vorfchüffe anderer Königl. Kaflen... 513,334 ⸗ 


5. zur Berzinfung und Tilgung der, Behufs des Chauffees-Neubaues aufgen. Kapitalien 601,000 + 
6. —8 an die Civil-Wittwenkaſſe aus der Garantie vom Jahre 1775. ... 369,893 ⸗ 


IN. | Für bie Stants-WBerwaltung. 
1. Für das Minifterium der geiftl., Unterrichts: und MedizinalsAngelegenheiten. 


A. a) Kür das Minifterium: an Gehältern und Büreaufoften....uusessassensensnnnere 123,244 Thl. 
b) Dispofitionsfonds zu unvorhergefehenen Ausgaben....unrenesnsernesnennonnnnenuner 8,879 = 
Summe... 132,123 Tl. 
— — 
B. Für den Kultus: 


a) Evangeliſcher: an Beſoldungen und Zuſchüſſen für Geiſtliche und Kirdhen.... 253,412 Thl. 
Dispofitionsfonde zur Beitreitung von Mehrbebürfnifien der 
evangeliſchen Kirchhhhe.. DE RERRLER NROEOE 3,450 

— 36,922 

b) Katholifher: an Zufchuß zur Ausftattung der Bisthümer und der zu dem— 


felben gehörenden Inſtitute ... 346,046 Thl. 
an Befoldungen u. Zufchüffen f. Pfarrer u. Kirchen 377,269 1793315 : 
— — — 
Summe für den Kultus...... 950,237 


a) für die Univerfitäten u. die wiflenfchaftl. Prüfungs-Kommiffionen 473,781 Thl. 
b) für Afademien, Bibliothefen u. andere litterar. u. Kunft:Injtitute 156,217 — 
c) für Taubftummen: und Blindenanſtalten ........ 14,282 - 


d) zu Stipendien für Studirende, foweit folche unmittelbar aus 


— 


| C, Für den öffentlichen Unterricht: 
| 


en RK ER ARE ———— 9,936 ⸗ 

e) an Zufchüflen für Gymnaſien ... — 270,097 = 

f) an dergleichen für Schullehrer-Seminarien cununessrsessrenenennnnnnn 101,834 = 

g) für das Glementar:Uinterrichtswefen........ 252,754 = 
Summe für den öffentlichen Unterichh 1,278,901 


| D. Gemeinfchaftliche Ausgaben für den Kultus und für den öffentlichen Unterricht: 
a) für die Konfitorien und Provinzial-Schul:Kollegien und für die geiftlichen 
und Schulräthe bei den Regierungen..zunsssessssnonsennenensnennnnne 210,164 Thl. 
b) zur Berbefjerung der äußeren Lage des geiftlichen und Lehrſtandes 
und zu Steuervergütungen für denfelben.eeu.nensnnessensesenes sennı 199,470 = 
ce) zur Unterhaltung der Kirchen:, Pfarr: und Schulgebäude, foweit 
| ſolche auf einer rechtlichen Verpflichtung der Staatskaffe beruht 143,547 
d) zu fonftigen hierher gehörigen Ausgaben 23,852 


se0asasansnannesansonnsnsun > 23,852 





— 57,03 
Summe für den Kultus und Unterricht... 2,836,171 


Gelte.....- 


[1 


7.219,30 


212,715 


O:62005 









Der Gtat 
für 1844 
feßt aus 


4,961,855 
2.251,115 


8.964,008 











Haupt: Finanz: Etat für dad Jahr 1847. 


min | 
find für 1847 








6,312 
15,215 


325,500 
25, 
59,700 


531,885 134,158 
397,127 
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——————— — — — —— ————— —— — 


Ausgabe. 


E. Für das Medizinalweſen: 
a) für die Provinzial-Medizinal⸗Kollegien und für die Regierungs-Mebizinalräthe 36,732 Thl, 
b) für die Kreis-Phyfifer, Kreis-Chirurgen, Departements: und Kreis:Thierärzte 127,589 ⸗ 
e) für Geburtshülfe — an Hebammen, Hebammen-Inſtitute u. Hebammen-Lehrer 29,889 ⸗ 


d) Zuſchüſſe für Hosvitäler und Irrenhäufer sencasessssssssnenennnnnnnnnnnnnnnnnnnnnunn 72,197 = 
e) für die Thierarzneifchule in Berlin...uessssesnsensnnnensensnnnnnnnnnnnenenunnnnunnnnnns 14,600 : 
f) an fonftigen Ausgaben für Sannitätss und medizinal-polizeiliche Iwede....... 23,637 : 
Summe für das Medizinalwefen...... 304,644 ⸗ 
Dazu: für den Kultus und Unterridht...... 2,836,171 = 
und für das Minifterium ... 132,123 
[2 17 BRENNER 


2. Kür das Minifterium des Innern und für die GeneralsKommiffionen. 


a) Für das Minifterium: an Befoldungen und Büreau:Nufwand..nnusrsneernnnees 111,721 Thl. 
Dispofittonsfonds zu unvorhergefehenen Ausgaben ..uueunnsnnsssnnennnennnnnnnnnene 14,000 = 
— 13,721 Thl. 
b) Gehälter, Fuhrgelder und Büreaufoften der Landräthe, Gehälter der Kreis: 
u ie > PRSRRRRENEEULEN EIERSERE RER —— 738,077 : 
c) Polizei⸗Verwaltungskoſten in den größeren Städten..uuunenssonensenennenonnennnene 330,970 =: 
d) Befoldung u. Büreaufoften der Diftrikts:Rommiffarien im Großherzogtb. Poſen 54,030 ⸗ 
e) für bie polizeiliche Auffiht an den Landesgrängen und für andere polizeiliche 


Zwecke, einfchließlich für die Genfur-Berwaltung cuuusesnaunsunonnnnsnssunnnonnnnnnnn 137,147 : 
f) für Straf: und Beflerungsanftalten ........unsnsunussnnnsonnnunnnnnnsnnennnnnnnnennene 522,918 : 
a #7 630,505 : 
h) an Armen: und Wohlthätigkeits-Anſtalten .......... 149,300 — 
i) zur Begründung von Damenftiftern und zu einem Penſions- und Unterftügungs: 
Fonds für Wittwen und verwaifete Töchter höheren Standes.. 42,467 
k) für die General: Rommiffionen zur Regulirung der gutsherrlich «bäuerlichen 
Derhältniffe und für das ‚Revifions: Kollegium für Landesfulturfachen......... 146,200 > 


I) für das Landes» Defonomie Kollegium und zu landwirtbichaftlichen Zwecken, 
als: zur Errichtung landwirthfchaftlicher Lehranftalten und Mufterwirthfchaften, 
zur Berbeſſerung der Viehzucht ꝛtt 110,735 


3. Für das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
a) Für das Minifterium: an perfönlichen Ausgaben und Büreaufoften............ 94,677 Thl. 


b) an Befoldungen des Gefanbtfchaftsperfonals und an Gefanbtfchaftskoften, Be: 
foldung der Konſuln und an Rommiffionsfoften, fo wie an Beiträgen zur 


Bundes: Matrifular: und Bundes» Kanzleifaffe..ccueee .. 527,31 
©) zu fonftigen Ausgaben ............. — neun 113,992 
Summe. t . 


Haupt: Finanz Etat für dad Jahr 1847. 111 













Der Etat 
für 1844 
fegt aus 


Mithin 
find für 1847 





3,119,940 





112 Die Königlichen Propofitionen und Botſchaften. 


— — = 


Ausgabe. 





uͤebertrag 


4. Kür das Kriegsminifterium. 
a) Für das Minifterium: an Gehältern und zu Geſchaͤftebedürfniſſen ze... 202,542 Thl. 
b) für die General: Militatrfaffe: an Gehältern und zu Gefhäftsbenürfniften.... 33.176 ⸗ 


ce) Gehälter und Sold der Truppen und aggregirten Officiere ...............4.4.4244 * ... 9,832,202 
d) Gehälter der Generalilät...nneeeeneenn nennen 523,371 =: 
e) Gehälter der Adjutanten Sr. Majeftät des Königs. p...................2..*22*2222 * 19,346 : 

f) Gehälter des Generalitabes, einfchließlich des Telegraphen = Korpe. une 157,615 

g) Gehälter der Adjutanten ber Generalität ..................................*. 571,528 
h) Gehälter der Kommandanten und Platzmajors.........................4....64..2..444 103,466 : 
i) Gehälter des Ingenieurs=Korpb.zeannmenesnsensennnnennnenen nennen 175,951 + 
k) Gehälter der ArtilleriesDOfficere in den Pläßen ..................22*A224.4444464426* 31,898 ⸗ 
I) Gehälter der Etappen» Kommandanten ..........Mm an: .: . 2 : . . o ata aanai et rercereeret e 5,257 =: 
m) Gehälter der Dfficiere der Landgendarmerie.uunesnennnenennnnsnnnenenennnnnennnn nenn 56,155 > 
n) zur Natural:Berpflegung der Truppen aeennnnenennnonnnnannnnsnensennannnn nennen sn 30935871 ⸗ 
0) zur Befleidung ber Armee EEEEEHEEERHEERRERRFRERREREEUERFERERRRPOPETLELTTLTTT I, C,T 1,449,190 : 
p) für die Servis⸗ und Garnifonverwaltung auunsunnseseetonnnnnnenenennnnnnennenen nenn 232273 ⸗ 
q) zur Memonte.unueescnssensernnnnusnsnssnssenssnserennssnensonnenenensnennensntnsn ses nense 440,388 : 


r) für das Artillerie-Weſen und die Waffen: und Pulver-Babrifation, einſchließ⸗ 
lich 472,064 Thl. extraordinaire Ausgaben für die Einführung der Perkuffions: 


gewehre und Vervollftändigung der Referve:Garnitur an Gewehren. ........... 1,087,665 ⸗ 
8) für die Verwaltung der Traindepots...............22...2. 2A 2* 20202222226 nennen nee 58,327 > 
t) zu Baus und Unterhaltungsfoften der Feſtungen em 331,130 ⸗ 
u) für die Militairs Medizinal:Verwaltung.....uuseeesssnnneenennnnnnne nennen 71,191 — 
v) für die Sazarethjs Derwaltung.cnenenersennnnsenennnenesnenennnnennnn sans nennen 501,497 : 
w) für das Invalidenweſen saunessnnnensnnnneennenennenennnnnnnnennnenenennnnsn nennen nen 2,764,.268 > 
x) für die Intendanturen..uununsnnnnnsnensnnneennnnnenonnssnnnennen nenn nennen nennen 109,853 ⸗ 
y) für die Militaire Geifllicheit...uuenenesenenennnnennsenennnnnnnnennn nme nenn 40,955 : 

2) für die Militairs Buftize Berwaltung.uueeennnenneeeennennnnennnnnnnnne nennen nn 78,330 
aa) für die Militair: Erziehungs: und Prüfungs: Anftalten „une 226,817 : 
| bb) an Kinberpfleges und Schulgelbern....unnenn nee 506,254 : 
| ec) zu Gratififationen für Militairbeamte..uuunmnssenennennennnnnnnnennnnn nenne nenn 6,000 : 
dd) zu Marfch:, Reife und Vorſpannkoſten unseren 271,050 : 
| ee) zu Gratififationen und außerordentlichen Ausgaben bei den Uebungen. ........- 154,800 > 
If) zur Verpflegung der Rekruten und für bie Auffangung der Deferteurt........ 102,260 : 

| gg) am verfchievenen Ausgaben. .uuennnnsenesnsernenennnnnsnnnnnnnnnsnnnsnnnensenenn nennen 164,502 

hh) an Zufchuß für das große Militair-Watfenhaus in Potsdam und defien Filial⸗ 
Anſtalten ................ ......................282...........44..4222224.424.02*2462* ⸗ 
ii) an Beitrag zu den Koſten des Baues und der Ausrüſtung ber Bundesfeſtungen 
Um und Raſiadt bis 1852 jährlich.......................2A.22..2.....222.220..222* 218,573: 
Summe ee © 






Ente Abtheilung. 


Mithin 
ſind für 1847 
en Terme. 


1 ‚948, 629 
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Ausgabe. 
ö — — —ñe — — — — —— — 
Uebertrag ... 
5. Für das Juſtiz-Miniſterium und das Miniſterium der Geſetz-Reviſflon. 

3) Für das Juſtiz-Miniſterium: an Gehältern und zu Gejchäftsberürfnifien....... 87,788 Thl. 

b) Dispofitions:Fonds deffelben zur Uebertragung von Mehrausgaben x... 18,000 = 

0) für d. Minifterium d. Geſetz-Reviſion: an Gehältern u. zu Geſchäftsbedürfniſſen 36,670 ⸗ 

d) zur baulichen Unterhaltung der Gerichtögebäude ....uueneesesnesssnsnsnsssnnnnnnnnen 33.219 : 


= 115,677 Thl. 
e) für das Geheime Dber- Tribunal, den Nheinifchen Reviſions- und Kaffatione: 


hof und für das Ober» Genfurgeriht: an Gehältern und zu Büreaubebürfnifien 152,390 + 
f) für die Appellationss und DObersLandesgerichte, den Appellationsgerichtshof in 


Köln und die Landgerichte in der Rheinprovinz: an Befeldungen und zu Ge: 





— Io 1,7131,333 ⸗ 
) für die Untergerichte in ſaͤmmtlichen Provinzen: am dergleichen 3,948,0974 ⸗ 
h) für den Unterhalt der —— und an —324 Kriminalkoſten .. 458,552 ⸗ 
i) für die Juſtiz-Offizianten-Wittwen-Kaſſe ....... 33.030 + 
Sannme 
6. Für das Minfterium bes Königlichen Hauſes, II. Abtheilung: 
an Befoldungen und Büreau⸗Aufwand ......... 
7. Für das Binanz-Minifterinm. 


A. Kür die Central: Finanz: Verwaltung, die General: Verwaltung der Steuern und bie 
General: Staatsfaffe: an Befoldungen und Büreau: Aufwand ....... : 


EZ ZU EE Z EZ ur ZZ De ee Te ee ren 


B. Für Handel, Gewerbe und Bauten, ausfchließlich der Chauſſeen: 

a) an Gehältern und Büreaufoften der General: Verwaltung, der Ober: Baus 

Deputation und der technifchen Gewerbe: Deputation.zuseesassusassnenesseeenennen. 84,672 Thl. 
b) für das Gewerbes Inftitut und die Baufchule in Berlin, für die Gewerbeſchu⸗ 

len in den Provinzen und zur Förderung allgemeiner Handels: und gewerb— 

1ER BA EEE EURE EELERLRSENTELOEITE 7——— 115,142 : 
c) an Bejoldungen und Fuhrkoſten des bautechnifchen Beamtenperfonals und der 

Hafen= und Schiffiahrts: Beamten in den Provinzen und zur Unterhaltung der 

Leuchtfeuer ...LLIXMM. 324,646 
d) zur Unterhaltung der fisfaliichen Waſſerwerke, Brücken und Fähren, zu Strom: 


und Uferbauten, zur Unterhaltung unchauffirter Wege und der Kollenie 
forsie für fonftige Baubebürfnife.cuussescunmneumnnemeenne. — 


e) zur Unterhaltung ber Bezirksſtraßen auf dem linfen Rheinufer EPRERR —— 

f) zur Befoͤrderung des a ei und an Bejoldungen der Beamten * — — 

das Gifenbahnbauwefen, nach Abzug von 197 Thirn. Penfionsbeiträgen ...... 1,205.003 : 
— — 


Summe 
C. Für die Unterhaltung und den Neubau der Chauffeen: 
a) zur Unterhaltung der vorhandenen 1,503 Meilen Ghauffee, 2 
) Besoldung und ber Koſten der Befleivung und —— — 
EC a fahungen Bien ch Bahehn [0[0 — 
den Befoldungen, Dis ihrkoſten der Wegeb DW, 
b) — der Hinterbliebenen ſolcher Beamten un 9 haubeamten und aut Un: % Th. 


EEE III 


d der 
e) zu neuen Chaufee diniagen e muen un der Chauſtewärtet —E— 159,451 
LITT TE ı ‚000 
— € Summe 
8. Für die Verwaltung des Staatsfhapes und der M nn, 
an Befoldimgen und zu Gefchäftsbebürfnifien.......... 


LALETe 
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Mithin 
find für 1847 

















Der Gtat 
für 1844 
ſetzt aus 






Beirag 





2119,68 | 40,171,016 


8* 








9. Für die übrigen Gentralbehörben, als: 


10. 


Ausgabe, 








Uebertrag...... 


a) für das Büreau des Staatsminifterii und die erfte Abtheilung des geheimen 


Gel aiienieeeeeeeeeä 55,420 Thl. 
b) für die zweite Abtheilung des, Geheimen Civil-Kabinets ..... WTB : 


e) für das Staats» und Kabinets: Archiv 


10,935 ⸗ 
q; für De Provinzial⸗ Archiver...... 11,447 : 
0) für das GtantolEskrelariak ...s.ssssonnenensnssanerssunanssnnusussnesunsenuensssnanensnen 24,334 : 
f) für die Dber:Rechnungs : Kammer. .uususssssesnesenusnnnennennnnnnnnnnnnnnunnnnnnnnnne 122,205 : 
g) für die General:Orvens:Kommiffion ............. 20,988 : 
GE ME 0 PEWANRREREENVER EEE NPERESEHERCHEEERARERSLEDESREREETESNEREFURSEEAGE 24,579 : 
i) für das ſtatiſtiſche Buͤreau .... 11,397 = 
k) für die Haupt: und Landgeftüte, und zwar: 
Zuſchüfſe für die Hauptgeſtũte ... 25,214 Thl. 
dergleichen für die Landgeſtüte .... 106,317 =: 
an allgemeinen Berwaltungsfoften und an fonftigen Aus: 
gaben zur Beförderung der Pferdezucht .. 42,819 174; ö 
. Summe 
Für die Ober-Präſidien und Regierungen: 
3) zu Gehaͤltern und anderen perfönlichen Ausgaben ....... 1,345,384 Thl. 
b) zu Diäten, Buhrfoften und Geſchaäftobedürfniſſen ..... 368,650 : 
e) zu Prozeßfoften und anderen Berwaltungsansgaben .... seraaenann. 35,654 > 
Summe 


BAEZEITEIZIIIIIT ee 


An Penfionen, Kompetenzen, Reibrenten unb extraordinairen Gehältern. 


1. Zu Benfionen und Unterftüßungen: 
3) zu Penfionen für emeritirte Civil: Stantsdiener nenn nennen. 1 
b) zu Penfionen für Wittwen und Kinder verftorbener Civil: Stantsbiener...... * * 
c) zu Venſionen für Geiſtliche und Lehrer und für deren Hinterbliebene,...., %. j 
d) zu Onadenpenfionen aller Mrt.mmmmunemeneemmssmnsenssnssunsennnnnnnnne un j 
e) zu Bathengefchenfen für dürftige Eltern bei der Geburt eines ſiebenten Sohnes, ‚00 : 
und zu fonfigen Unterftühungen ................... 3 53,600 
— 
Summe... — — 
2. An lebenslänglihen Kompetenzen und Penfionen ver Mitglieder aufgehoben. 
Korporationen, an Penſionen, welche ſich auf den Reichsbeputati ON8: Haupt gehobener geiftlicher 
bruar 1803 gründen, oder aus früheren Verpflichtungen zu feiften find ptiſchluß vom B. Fe: 
3, An Leibrenten, ertraordinairen Gehältern, Gehalte zuſchaffen ů Ren 
u 
N Wartegeldern 


Seile .. 
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De Gt | OD Mithim 
Betrag Jfür 1944 find für 1847 
fegt aus weniger 
54,545,802 3,899,346 
9,004 
595 | 
500 | 
2 
423 | . 
. 1,576 
2 5 
244,579 | 
188 | ' 
’ 238,219 | für die aufgehobene Stantsbuchhalterei. 
1,044 
116413 
1,149688 | 1,704,489 45,199 
119,600 208,073 
1.058.919 74,084 
9,539 2,579 





4,179,974 | 115,462 
9120961 | 55,056,449 | 4,064,512 
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neuen 


Ausgabe. 





Uebertrag ...... 
V. | Qnsgemein: 

B. zur Uiäfung von Ballkeo Wanben „...0s0000s044n2HH0000000 020 +0H OH HER RL 

2. zu ertraordinairen Bedürfniſſen, als: zu Stroms, Hafen: und fonftigen Staats: Bauten und zu 
Landesverbeſſernngen .- 

3. Diepoſitions-Fonds zu Gnadenbewilligungen aller Art 

4. Dispofitions: Fonde zu BausUnterflüßungen.. .. 

5. Referve: Fonds zur Dedung des Mehrbedarfes beim Natural: Berpflegungsfonds der Armee 

6. zur Uebertragung der Einnahme: Ausfälle 

1. zu unvorhergeſehenen Ausgaben ..... 


B. zu außerordentlichen Bedürfniſſen, insbefondere zu Unterſtützungen aus Veranlaſſung von Landes: 
KRalamitäten IC. senssnonsnnnnnnnstannunnes Pe RER REEL PEENEEE ERLERNEN EEE EREERO HEREERERARERRRRReE 


22244* 


...... 


— —«242222242 DEZ ZI SZ ES EZZZ EI EI Z 


Summe der Ausgabe 


..... 


— 


— 


Haupt: Finanz: Etat für dad Jahr 1847. 119 


Fer Grat Mithin — 
Betrag |für 1844 find für 1847 


9.120,61 4,064,512 


100,000 


250.000 
350.00 
100,000 
502,736 
3,000 
300,000 

300.000 1,102,000 
400,000 } zur Dedung bes Verluſtes bei ber Umprägung 
nicht mehr vollhaltiger Münzen, 


16,000’ | zu wohlthätigen Zwecken aus berrenlofen Erb: 
haften. 





4,667248 |  2,018,000 
5093,697 | 61,384,449 364 9,248 . 


Berlin, den 12, März 1847. 


(L. 8) Friedrich Wilhelm. 
b. Düedberg. 
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Erläuterungen 
zu dem allgemeinen Etat der Stantseinnahmen und Ausgaben 
für das Jahr 1847. 


Bei dem Haupt: Finanzetat für dad Jahr 1847 ift im Ganzen die Anordnung des 
allgemeinen Fr der Staatseinnahmen und Ausgaben für dad Jahr 1844 (Gefehf. 
©. 93) beibehalten, darin aber von derfelben abgewichen, daf die Einnahmen und Aus: 
gaben mehr detaillirt, und im Elat felbft mit ben Ergebniffen des Jahres 1844 balancirt 
find. Eingelne, minder wefentlihe Veränderungen finden in den nachfolgenden Bemertun- 
en Erwähnung, bei welchen übrigens auf die zu dem Etat für 1844 befannt gemachten 
— ———— Bezug zu nehmen iſt. 

Anlangend 
die Einnahme 
1 und 2, fo waren in dem Etat für 1844 die Brutto-Erträge, die Koſten und Laſten und der 
reine UÜeberfhuß bei den Domainen und Forften zufammen audgeworfen. In dem 
gegenwärtigen Etat find diefe beiden Einnahmezweige getrennt gehalten. Die Balance aber 
hat nach der Einrichtung des vorigen Etats für Domainen und Forften zufammengezogen 


werden müffen, und giebt für beide einen Mehrüberſchuß von ....ancaun... 204,720 Ihlen. 
woben auf WIE Domainrenn 59,981 ⸗ 
—T une res 144739 = 


kommen. Zur Erläuterung deffen ift Folgendes zu bemerken: 
An Domainenreventen find durch Veräußerungen, Ablöfungen und Bererbpad)- 


Fögeegegeee 178,756 Thlr. 
durch Abgabenerlaſſe zur Konſervation der Domaineneinfaffen............... 9,100 + 
zufammen ....... 187,856 Ihlr. 


auögefallen, diefer Ausfall jedoch durch Mehreinnahmen in Folge vortheilhafterer Verpach⸗ 
tungen, Verwandlung von Naturalpräftationen, Zehnten, Dienften in Geldrente u. f. tv. bie 
auf 36,450 Ihr. wieder gededtt. 

Bei der Ausgabe find zwar 


zu a) Die Auflichtö- und Erhebungöfoften um uueeeseeeemseneseenn 833 Ihle. 
- b) die Koften der Poligeiverwaltung und die Patronatölaften um ...... 4,210 
« e) die Bau:, Vermeffungs: und anderen Koften um. 16,568 = 


. 21,911 Thlr. 
in Die Höhe gegangen; dagegen 
zu c) an Renten, Laften und Abgaben (inöbefondere durd) die zur Ver: 
einfahung der Etatö vorgenommene Abſetzung von 70,695 Ihlen. 
Grundfteuer von der Ausgabe in den Domainenetatd, wie gleicher: 
weile von der Einnahme in den Steueretatd)......... 114,097 Ihir. 
und 


n 
⸗d) an Nemiffionen cuceccee eerenennennnnnnnnnnnnnnannnnnnnnnn 4275 = 

ſ 118372 = 
in Abgang gebradıt. 


Es ift alfo überhaupt eine Minderaudgabe von .. 96,461 Ihlen. 
dagegen eine Mindereinnahme von ...... annaeessennsnnensnnnnnnnnnnnnnnn 36,480 = 
folglich Mehrüberſchuß ...M 59,981 Thlrn. 


wie oben angegeben. 


Der Mehrüberfhuß bei den Forſten bon 144,739 Ihlen. bildet fid) folgendermaßen. 
Die Mehreinnahme beträgt: 
a) bei dem Holzverkauf in Folge befferer Verwerthung der Forſtprodukte und ber in 
manchen Gegenden zuläffigen ftärkeren Nuturalabnugung acesseeseeenneen 469,430 Ihlr. 


d bei der Jagdnusung in Folge ginftigerer Verpachtungen aussen 
c) bei den Nebennugungen 
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Bei der Ausgabe haben fid) . 
zu a) die Befoldungen für die Regierungd+ Forftbeamten und Forſt-Inſpektoren durch 
Heimfälle um ...........-- enunnnsnssssansnsssnsnsensanenn kesssnenssossnsnensenenenaen 2,382 Ihlr. 
zu e) die aufden Forftgrundftüden haftenden Zaften (einſchließlich M0 Iha- 
ler abgefeßter Grundfteuer) UM uereesenesessnsnensnensesnsennennnnennsenenenn 21,830 
—= 24,312 Tpir. 
Dagegen find folgende Ausgabeerhöhungen eingetreten: 
zu b) bei den Forſiſchuß und Erhebungdtoften nn 6319 - 
: R bei den Holzhauer⸗ und Holzfuhrlöhnen eecererencensseessenssenseennnnenns 34,272 
(beided in Kolge der erhöheten Einnahme) 
« d) bei ven Ausgaben zu rorftkulturen, Bauten u. |. w. .....2.22004000000. 201,119 
darunter, ald ein künftig twegfallender Fonds, zum Bau neuer 
Forftdienft-Etabliffementd ....ueneeeeenenneeenneenn 93,788 Ihlr. 
und zu Forftlulturen.zueerensseseesseeessssennenneneennr 93,788 =: 
« g) bei den Penſionen und Unterftügungen .uuneenesnscsessssseeenenen ensannn 494, — 


« [der für das laufende Jahr zur Ablöfung von Forſtſervituten im 
Mege des Vergleichs ausgefegte Fonds DON...neeeeeeseeneensenneenneen 200,000 

442,204 Ihr. 

ab, die Erfparniffe ...... 24212 - 


bleiben ...... 417,992 Thlr. 


welche mit der Mehreinnahme von....esrensesesnennssssnenennenennnnesusnesnennnnennnnne 562,731 — 
re die vorbemerkte Ueberſchußerhöhung von ...eneneenennen 144,739 Thlrn. 
ergeben. 


3. Die in allen biöherigen Etatd aufgeführte Einnahme von 1,000,000 Thlen. aud Do- 
mainenablöfungen und Verkäufen zur Tilgung der Staatöfdyulden ift aud) bis zum Jahre 
1845 einſchliehlich wirklich, aufgefommen, und daher in dem vorliegenden Etat wieder zum 
Auſatz — 

4. Aus der Verwaltung der Bergwerke, Hütten und Salinen. 

‚ Die Einnahmen diefer Verwaltung beftehen aus zwei weſentlich verſchiedenen Arten; 
naͤmlich aus dem Ueberfchuffe, welchen der Betrieb der dem Staate eigenthümlidy gehörigen 
Gruben, Hütten und Salinen abwirft, und aus dem Ertrage des Bergwertöregald an Zehent, 
Ekruern und Sporteln. Beide Arten bon Einkünften find, mit Ausnahme deö Ertrages der 
Salinen, feit den Jahre 1844 geftiegen, und zwar beträgt die Mehreinnahme von den lan- 
desherrlihen Gruben und Hüttenwerten — hauptſächlich in Folge des vermehrten Abſatzes 
der Steintohlengruben und der geftiegenen Eifenpreife ...znnenseeeeennseenennene 90,567 Ihlr. 

‚ Die Mehreinnahme aus dem Bergwerköregal, in Folge lebhafteren Be- 
triebes getwerfihhaftlicher Gruben und Hüttenwerke aeenesesnseenseeennsesensennne 97,696 


‚ Im Ganzen ift alfo die Einnahme von Berg- und Hüttenwerken ge: 
2 REES SOBERORIS REF DERTSSREN ERFREUT 188,263 Thlr. 
‚Dagegen hat fid) die Einnahme von den landeöherrlichen Salinen, haupt: 
ſchlch in Folge des um 8 Thlr. 27 Sgr. 71 Pf. pro Laft niedrigeren 
Preifes, zu welchem das nad) dem Königreich Sadyfen debitirte Salz nad) 


dem Bertrage vom 14. Mai 1845 abgelaffen wird, um nennen 89023 = 
vermindert, fo daß die Gefammt-Mehreinnahme zuueeenersesnesssnenneeseennenennnnnns 39,240 Ihlr. 
beträgt. 
An Ausgaben ift weniger erforderlid): , 
zu b) zu den Vertwaltungätoften der Oberbergämter ......unseeneneeeseseeenn. 1,038 Thlr 


« e) zu Verfuchen, (well die Verſuche auf Gold im Regierungsbezirk 
Liegnig und die auf Brauntohlen im Regierungsbezirk Magdeburg 
beendigt ſind) ........ ......4......L 

zuſammen weniger 7,749 Thlr. 
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Transport 7,749 Ihlr. 
wogegen an Mehrauögaben entftanden find (außer 2 kleineren Beträ— 


DEN e 647 Thlrn. 
für die Centralverwaltung, und DON anenennnennennnn- 484 = 
für die Bergſchulen) 
zu a) bei den Bergämtern wegen des vermehrten Berg: 
werks⸗ und Hüttenbetriebed .......nesessessrsenneeeneennens 28315 - 
« d) zu größeren Bauten und Meliorationen ................. 717,543 = 
aufammen mehr ....... —— 106,989 


Diefed Plus und Minus bei der Ausgabe balancirt, ergiebt im Ganzen 
FINE LTR RE eee 99,240 Ihtrn. 
weldye die Mehreinnahme vollftändig abforbirt, fo daß ald reiner Ueberſchuß aus der Berg: 
wertö-, Hüttenennd Salinenverwaltung nur die frühere Summe von 1,100,000 Ihlrn. aus: 
zuwerfen geweſen ift, bei welchem Nefultate zu erwägen bleibt, daß diefe Verwaltung nicht 
Icdiglidy vom finanziellen Gefichtöpuntte fid) leiten zu laffen, für ihren Beruf erkennen darf. 


Uebrigens ift in Betreff der Auögaben bei diefer Verwaltung noch zu bemerken, daß von 
der für Diefelbe bei dem Finanyminifterium beftehenden Abtheilung auch die Geſchäfte des 
chemaligen Oberbergamtö für den Brandenburg: Preußifchen Haupt: Bergbiftrift mitbe- 
fritten werden. 


Bei dem Veberfchuffe aus der Borzellan- und Gefundheitsgefhirr-Manus 
faktur, welcher mit 17,218 Thlrn, alfo mit 23 Ihlrn. weniger, ald in dem vorigen Etat, in 
Kolge des Wegfalled von Penfiondbeiträgen, auögeworfen ift, waltet noch daß frühere, in den 

lauterungen zu dem vorigen Haupt: Finanzetat bemerkte Verhältniß ob. 


5. Die Einnahme aus der Poftverwaltung war in dem Haupt-Finanzetat pro 1844 
auf 1,400,000 Ihlr. angenommen, und in den Erläuterungen zu demfelben bemerkt, daß die in 
Ausficht genommene Portoermäßigung ohne Zweifel einen bedeutenden Ausfall an den Poſt— 
revenüten herbeiführen werde. Die Portoermaͤßigung ift für Brief- und Schriftenfendungen 
in Folge der Allerhöchſten Drdre vom 18. Auguft 1844 (Geſetzſ. ©. 9* mit dem l. Okto⸗ 
ber deſſelben Jahres eingetreten. Mit Rückſicht auf den davon beforgten Ausfall wurde der 
Ertrag der Poſt in den Etatd pro 1845 nur auf 700,000 Ihlr. angenommen. Der: 
felbe erreichte aber in der Wirklichkeit die Summe von 1,080,268 Thlrn. mithin mehr 
380,268 Ihlr., weil mit der Herabſetzung des Porto'ö die Zahl der durch Die Poſt beförder: 
ten Brief: und Schhriftenfendungen erheblich geftiegen war. Das Ergebniß des Jahres 1846 
fteht nod) nicht feft. Es hat daher der Ertrag ded Jahres 1845 dem diesjährigen Etat zum 
Grunde gelegt werden müffen, dies aber auch ohne alles Bedenken gefchehen können, weil 
ein Zurüdgehen der Ginnahme, fo lange nidyt neue Reformen der, dad Poſtregal und den 
Poſtzwang betreffenden Gefege eintreten, nicht zu erwarten fteht. 


Der vorige Etat befchräntt fih darauf, den reinen Ueberſchuß der Poftverwaltung an: 
zugeben. Es hat gegenwärtig angemeffen gefchienen, die einzelnen Einnahmen und Ausga- 
ben diefer Vertvaltung, wenigftend nad) den Hauptarten, näher erſichtlich zu machen. Es 
ergiebt fi) daraus, daf die reine Einnahme nody nicht einmal den 7. Iheil der Bruttoein- 
nahme beträgt, was daraus erflärlidy wird, und zugleid dafür den fprechendften Beweis 
liefert, daß diefe Verwaltung in dem Streben nad) Verbefferungen, finanziellen Rüdfichten 
kein vorzüglicyes Gewicht beilegt. 


6. In der Einrihtung der Zotterie hat ſich feit dem vorigen Haupt-Finanzetat nichts 
eändert. Nur war bei letzterem die zu 20,000 Ihlen. angeſchte Audgabe: „an möglidem 
erluft für nicht — Looſe,“ um die Hälfte zu hoch angenommen. Außerdem konnten 

an Befoldungen 1600 Ihlr. erfpart werden. Died beides zufammen erläutert den Mehr: 
Ueberſchuß in dem diesjährigen Etat von 11,600 Thten. 


j 
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7. Direkte Steuern. 
A. Grundfteuer. 


Bei diefer ergiebt fi gegen den Etat für 1844 ein Einnahmeaus- 


12 5 DOSIERUNG EN IRTENSEREUNEEETENNS U ECONEES 53,707 Ihr. 
und eine Mehrausgabe 

zu b) bei den Remiffionen und Erftattungen von ...unnnusnsnssnseenesenenenn 177 - 

« c) bei den Behältern des Kreiötaffen-Berfonald von... 503 Ihlrn. 


— 54,387 Thlr. 
worauf entgegenzurechnen iſt, eine Minderausgabe 
zu a) bei den Elementar-Erhebungskoſten von ...eenesneeseseennneennennee 2,939 


fo daß der Ueberſchuß aud der Grumdfteuer ſich überhaupt vermindert um.. 51,448 Tr. 
Diefe Ueberſchußberminderug würde indeh nicht eingetreten fein, vielmehr 

eine Erhöhung des eberfchuffes um... .reerenssnsnnenssnnnnsnnsenneennnsnennennnnnnne 21,029 

ſich herauöftellen, wenn nicht, wie oben bemerkt, die biöher von Domainen 


und Forften entrichteten Grundfteuern von den Steueretatd in Einnahme mit 72,477 Ihlr. 
abgefeht worden wären. 

Daß diefer Betrag mit demjenigen, weldyer, wie oben bemerkt, in den Domainen= und 
Forftetats bon der Ausgabe abgefent ift, nicht genau übereinftimmt, hat darin feinen Grund, 
daß die Steuer auch von ſolchen Grundftüden, für weldye fie von den Pächtern entrichtet 
wurde, abgefeßt ift, in welchen Fällen dann, um der Staatöfaffe feinen Verluſt zuzuziehen, 
die Pacht um den Betrag der Grundftener erhöhet worden ift. 

Die hiernach in der That vorhandene, twie wohl nicht bedeutende Ueberſchußerhöhung 
bon 21,029 Ihlen. ift übrigend Iediglicdy neuen Regulirungen, fo wie dem Umftande zuzu— 
ſchteiben, daß Domainen- und fiskaliſche Forſt-Grundſtücke nur mit Grundfteuer belaftet, 
veräußert werden, und bringt es die Natur diefer Steuerart mit fid), daß eben fo wenig ein 
erheblihed Fallen ald Steigen derfelben eintreten fann. 


B. Klaffenfteuer. 


Der Einnahmezugang beträgt überhaupt ...ruuenenenesenaenennnnneneeenennnnn 160,716 Thlr. 
Hiervon die in unmittelbarer Folge der Einnahmeerhöhung eintretende 
SEE ersehen een 6542 - 
abgerechnet, bleibt reiner Mehrüberſchuß ...................... — DEREN ERREISESE 154,174 Ihlr. 


Der Einnahmezuwachs emſpricht nicht vollftändig der Bevölterungövermehrung, welche 
theild aus dem natürlichen Steigen der Icgteren, theild aus dem Uebertritt mehrerer früher 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte zur Klaffenfteuer erwächſt. 

Indeffen muß hierbei auch die Bedrängniß, welche in mehrerern der öſtlichen Regie: 
rungöbezirfe in Folge wiederholter Mißernten eingetreten ift, berücfidytigt werden, ſowie 
der Erlaß, welche durch Allerhöchfte Ordre vom 13. März 1843 für die Inhaber deds eiſer— 
nen ſtreuzes, ſoweit ſolche in der unterften Hauptklaffe fteuerten, bewilligt worden ift. Die 
weitere Ausdehnung dieſes Erlaffes auf alle Krieger aud den Feldzügen von 1813 bis 
1815 (Allerhoͤchſte Ordre vom 13. März 1846) wird erft auf die nächſtjährigen Voran— 
Ihläge einwirken. 

C. Gewerbefteuer. 


Tie Einnahme aud diefer Steuer hat UM...eeenenensseenensusennenennnnnnnnnennnn 153,815 Ihr, 
ÜDEE SE sense namen 6,197 = 
(eigenen 1 VEN ENEEEENEEEDRERSNFRUNEEROREES 147,618 Thir. 

ch erhöhet. 


8. Indirekte Steuern. 

Diefe, fehr verſchiedene Arten umfaffende, dem Ertrage nad) wichtigſte Einnahmequelle 
des Staates ift in dem vorigen Haupt-Finanzetat in 57 auf Einnahme, Ausgabe und 
Uebetſchuß nur ſummariſch aufgeführt, und nur in den Erläuterungen näher detaillirt. In 
dem vorliegenden Etat find die Einnahmen und Eupen bei dieſem Titel fogleich näher 

ti) gemacht, und zwar, was die Ausgaben betrifft, in der Urt, daß die jedem 


Er 
mn- 
an 
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Einnahmezweige eigenthümlichen Werwaltungdausgaben demfelben fogleih beigefügt, am 
Schluſſe aber die gemeinſchaftlichen Koften aufgeführt find. Es bleibt danach hier nur noch 
Folgendes zu bemerfen. 

Die Gefammteinnahme aus den indirekten Steuern hat um die Summe 


a ee ae diesen 1,478,395 Ihlrn. 
höher, und nad) Abzug der Mehrausgaben von .eeueeeeeeseenensesnsneeeneenenne 171,139 — 
der reine Ueberſchuß daher um ..erceececessessssesnnsaeseenne snsnnnnnnannnnnnennnnnnne 1,307,256 Ihlr. 


höher als im Etat von 1844 veranfchlagt werden können. 
Der Mehrüberfchuß diefes Jahres gegen das Jahr 1841 betrug da- 
N EEE NE RR TEHSEHETETIESEARTENIE RACE RECHTEN 2,932,078 Ihr. 
mithin mebr............ 1,624,822 Thlr. 
Wenn indeh überhaupt auf eine fonftante und gleihmäßige Steigerung der Einnahmen 

aus den indirekten Steuern mit Sicherheit nicht gerechnet werden darf, fo ergiebt doch aud) 
eine nähere Prüfung der einzelnen Faktoren, aus welden das Gefammtergebnik der indi- 
retten Steuerverwaltung ſich bildet, daß letzteres immer nody als ein Aufriedenftellended 
bezeichnet werden kann. Es beruhet nämlich die mindere Etatöfteigerung in Vergleich gegen 
das frühere Triennium hauptſächlich darauf, daß bei der Branntweinfteuer, theils wegen der 
Sartoffelmigernten in mehreren Provinzen, aber nicht minder auch in Kolge der Eintoir- 
fung der Mäfigkeitövereine auf den Berbraud), ein Ausfall von 1,290,625 Ihlrn. entitanden 
ift. — Zicht man nun in Betracht, daß unter dem Mehrüberfchuffe des Jahres 1844 gegen 
das Jahr 1841 die Branntweinſteuer mit einer Mehreinnahme von 429,835 Ihr. figurirte, 
fo ergiebt dies fhon, daß der Ertrag der übrigen indirekten Steuern für 1847 gegen 1844 
erheblicher geftiegen fein muß, als in der vorigen dreijährigen Periode. Dies ift denn auch 
in der Ihat der Fall, zwar nicht bei allen indirekten Steuern, aber gerade bei denjenigen, 
welche bei erhöheter Einnahme auf eine erfreulihe Zunahme des Rohlfiandes und deö 
Handelsverkehrs ſchließen laſſen. Es ift nämlich gegen den Etat für 1844 die Einnahme in 
die Höhe gegangen: 

bei den Eingangs-, Auögangs- und Durdigangsabgaben um... 1,629,293 Ihlr. 

der Mübenzucerfteuer, bei diefer indeffen hauptfaͤchlich durch Steige- 

rung deö Abgabenfaged vom inländifhen Zuder von 10 Sgr. auf 


1 SDHE. TI DI SENDER nennen eher 75,920 — 
5 DER Sſfſa rebgabbe needs Heer iger 143680 = 
5 Det Braumalzteueeee — 54784 — 
— WMahlleeeeee — 143300 — 
ar SENDER HET ame 30,820 = 
— RR ea er e 438685 — 
x De Chauſſe eeee een 100598 = 
⸗⸗Brüůck⸗, Fähr⸗ ꝛc. Geldern. 98303 - 
u SE TRBE DR seem sehen gen 53437 - 
zuſammen UM...ceeeeseeen 2,769,020 Ihlr. 


Was die Ausgaben betrifft, fo muß zunächſt daran erinnert werden, daß die vertragd- 
mäßigen Herauszahlungen an andere Staaten des Zollvereind, ald durchlaufende Poſten, 
in Einnahme und Ausgabe weggelaffen find. 

In Nüdfiht der Mehrausgaben kommen zunächſt die sub Litt. e Nr. 2 angefegten 
70,400 Ihaler in Betracht. Sie beftehen in Rheinzöllen, welche für notoriſch außerdeutſche, 
im freien Verkehr über Koblenz auögehende Waaren nacherhoben werden, und nad) dem 
Landtags⸗Abſchiede für die Rheinprovinz vom 30. Dezember 1843, fo large der Zuftand 
der Finanzen es geftattet, auf die Beförderung der Mheinfhifffahrt und des Nheinhandels, 
refp. auf die Stommunifationötvege in der Rheinprovinz zu verwenden find. 

Die Übrigen Mehrausgaben bei der indirekten Steuerverwaltung beftchen außer den 
‚400 Thlr. 
in chen Seage veeeeeeee ee 


Latus 91,390 Thlr. 
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Transport 91,390 Thlr. 
ald Mehrausgabe an Erhebungskoſten in Folge der geftiegenen Mebrein- 
nahme an Chauffeegeldern, Brüden-, Fähr- und ‚Hafengeldern, fowic an 
Hypothelen⸗ und Geridhtöfhreiberei-Gebühren in der Rheinprovinz; ferner 
bei den Ausgaben für ſämmtliche Einnahmezweige der indirekten Steuerver— 


mwaltung an Mehrbedarf für die Provinzial-Steuerdirektionen .................. 2,167 
TO THE: NE UNIETBSHBIDEN. 17,582 


in Folge der Geihhäftövermehrung und zur Verftärtung des Gränzſchutzes 


— 171,139 Thx. 
9. Die Bruttoeinnahme aud dem Salymonopol ift in Kolge ftärferer Konſumtion 


genen BOB: Fahr TOAE ml ...inssnnnnsannenanne nennen 772,098 Tlr. 
der Mehraufwand an Verwaltungötoften um... 9,198 : 
IRRE A TORDERTFF7SPOFHRREREBSCHHL: ORNN 676,900 Thir. 


geltiegen, über deffen Verwendung unten bei der Ausgabe (au IH. 7. B. f) das Erforderliche 
gelagt werden wird, 

10. Die Einnahmen aus der Jufti ner woltung ericheinen hier zum erften Male be: 
fonderd in Einnahme, da fie in den bis zum Jahre 1841 veröffentlihen Hauptfinanz-Etats 
nicht erſichtlich gemacht, fondern auf den Oefammtbedarf der Juſtizverwaltung in Abrechnung 
gebracht, in dem Hauptfinanz-Etat pro 1844 aber in der Ausgabe hinter dem Gefammtbe: 
darf diefer Verwaltung nur ſummariſch aufgeführt find. 

Die Haupteinnahme der Zuftigverwaltung befteht in Gerichtöfporteln, und ift gegen das 
Jahr 1844, in Folge der feitdem eingetretenen neuen Regulirung der Salarientafien-Gtats 
in verfchiedenen Öbergerichts-Bexirten, um 288,079 Thaler und im Ganzen auf die Summe 
EEE 3,931,830 Ihlen. 
geftiegen. Hierin find enthalten ......meeeseesnresreeessseneeeneenn 19,528 Thlr. 
welche bei den oftrheinifchen Gerichten des Regierungsbezirks 

FOREN MD. nee engere 92,918 
die bei den Gerichten im Bezirke des Apellations-Gerichts— 
hofed zu Köln ald Emolumente der Beamten auffommen. 





112,746 


——  — 
— — 
d mit Auoſchluß des größten Theils der Rheinprovinz (des Bezirks des Apellations-Ge— 
richtohofes zu Köln) von den ſieben anderen Provinzen, zu welchen in dieſer — nur 
noch die zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe Rees und Duisburg zu rechnen find, aufgebracht. 
Die Beifteuer der Rheinprovinz zu Juſtiz-Verwaltungskoſten beftcht (abgefehen von den 
oben bei der Einnahme Nr. 8 Litt. p aufgeführten Hypotheten- und Gerichtöfchreiber-Be- 
buhren und den vorgedachten Emolumenten der Öerichtsbeamten) in denjenigen 73,892 Ihlrn., 
welche nach dem Gefeg vom 21. Januar 1839 (Geſetzſ. S. 58) durdy Zuſchläge zu den 
— Steuern erhoben werden, und in der bei letzteren ausgeworfenen Einnahine enthal- 
en find. 

Inter den sub b. aufgeführten 67,771 Ihalern an Jurisdittions-Beiträgen u. f. w. find 
namentlid die jährlichen Benten enthalten, welche verfchiedene Städte gegen Befreiung von 
der Verpflichtung zur fubfidiären Tragung der Kriminaltoften oder auch zur Unterhaltung 
der Gefängniffe übernommen haben, inöbefondere die jährlihe Rente von 33,400 Ihalern, 
welche die Stadt Berlin in Folge eined über diefen Gegenftand im Jahre 1843 mit ihr ge- 
föloffenen Vertrages entrichtet, durch welchen Die Unterhaltung des hiefigen Stadtvoigtei- 
Gefängniffes auf den Staat übergegangen ift. 

„N. Aus dem Gewinn der Sechandlung ift, nachdem diefed Handeldinftitut fein 
früheres Stiftungsfapital den Staatsfonds vollftändig zurüdgewährt hat, gemäß Aller: 
* * vom 27. Februar 1846 ein Betrag von 100,000 Thalern auf den Etat ge— 
acht worden. 


12. Bei den vermifhten Einnahmen, welche nad) dem Durchſchnitt der Vorjahre 
zum Anfag gebracht worden, und deren Steigen und Fallen (mie ſchon in den Erläuterungen 
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zu dem Haupffinanz-Etat für 1844 bemerft worden) von vielen Zufälligkeiten abhängig ift, 
findet fi darin eine Abweichung von dem vorigen Etat, daß bei dem lehteren die eigenen 
Ginnahmen der Militairverwaltung nicht befonderd aufgeführt waren, welche gegenwärtig 
mit 174,824 Ihalern zum Anſatz gefommen find und hauptfählid die Mehreinnahme 
von 173,491 Ihalern bei diefem Titel zu Wege bringen. 

In Anfehung der sub e. aufgeführten extraordinairen oder einmaligen Benfiondbeiträge, 
welche in ein Zwölftel Abzug von neuen Gehältern und Gehaltszulagen beftchen, ift noch 
darauf aufmerffam zu machen, daß Die nach dem Benfionäreglement zu entrichtenden fort- 
laufenden Beiträge der Staatödiener zu den Penſionsfonds nicht befonderd in Einnahme 
erfcheinen können, weil fie, zur Vereinfachung des Kaſſen- und Rechnungsweſens, von dem 
Geldbedarf der einzelnen Verwaltungen vorweg in Abzug gebracht werden. Diefe fortlau— 
fenden Benfionsbeiträge find bei Weiten bedeutender, als die einmaligen, und haben } nad) 


den — bei dem Finanzminiſterium gefertigten Zuſammenſtellungen, betragen für dad 
Jahr 1846 
von den Civilbeamten .... 201,795 Ihlr. 
von den Militairperfonen 92,933 — . 
zufammen ...... 294,728 Thlr. 
Der Etat fchließt die Einnahme ab mit einer Summe von ....euenenennn 64,033,697 Ihlrn. 


Der Etat für 1844 ergiebt eine Einnahme von ..... 57,677,194 Thlrn. 
Dazu die damals außer Anſatz gebliebenen Ge- 


Achtporiela 3707255 ⸗ 
— — 61384449 - 
Mithin ift jegt Mehreinnahme ...............2u200000000040n00enenennnesnnnnnsenennnn 2,649,248 Thlr. 
Bei der Ausgabe 
ſi 


nd 

I. für dadStaatd-Schuldenwefen im Ganzen gegen den Etatfür 1844 34,600 Thlr. 
weniger erforderlid), indem zwar bei den Zinfen und Berwaltungöfoften....... 134,758 Iplr. 
EITHOET. sn eier er 100,158 — 
dem Tilgungöfonds zugefloffen find, melde demfelben nad dem Geſetze vom 
17. Januar 1820 während der nody laufenden 10fährigen Periode zuftchen, 


fo daß nur eine Erfparnik von, wie vor ..eenesennesnunsnnnennnnenennenennnennnnnnnnnene 34,600 Thlr. 
ſich ergicbt. 

II. Der 2, „Baffiva der General-Staatöfaffe" überfhhriebene Titel entfpricht 
dem 3. Titel des vorigen Etats, weldyer Die Ueberſchrift führte: „an dauernden Renten“. 
Theils paht diefe Bezeichnung nicht genau auf alle unter diefem Titel zufammengefahte Aus: 
gaben, theild ſchien es folgerichtiger, denfelben fogleidy auf die Audgaben für dad Staats: 
Schuldenweſen folgen zu laffen, womit die Ausgaben diefed 2. Titeld in fofern eine Vers 
wandtfchaft haben, als fe ſämmtlich gewille, auf befonderen Beranlaffungen und Redtötiteln 
beruhende, nicht befonderd fundirte Verpflichtungen der Staatötaffe betreffen. 

Im Einzelnen ift Folgendes zu bemerken: 

1. Bon den Entfhädigungsrenten für aufgehobene Redte und Nutzun— 
gen find zwar feit dem Jahre 1844 durch Ablöſung und durd) den Wegfall zeilweiſe be⸗ 
willigter Kompetenzen 8,167 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. erfpart. Dagegen find neu hinzugetreten 
14,479 Ihlr. 18 Sar. 6 Pf, nämlich: 


a) der Öeneraltaffe in Hannover nad) Art. 3 des Staatövertraged vom 25. November 
1837 (Geſetzſ. v. 1838 ©. IT) ..eannosanssosenszonnennenasonsense 5,303 Zhlr. 18 Ser. I Pf. 
b) der Stadt Barmen für aufgehobene Brüdengeld -Bered)- 
u 5608- 38 : 7: 
c) dem —* zu Bentheim-Steinfurt ..... 250 = — ⸗ —⸗ 
)verſchiedene kleinere Rentken auenceenesneeneenenennenennnenennnne 97 = 1» 2: 
madıt...... 14,479 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. 
Hiermit dad Weniger VON... 8167 - 18 - 6 + 


balancirt, giebt das im Etat herbortretende Mehr von... 6,312 Ihlr. — Sgr. — Pi. 
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2. Beiden Zinfen von Amtskautionen ergab der Etat für 1844 gegen den für 
1841 cin Mehr von 15,645 Ihlen. Bei dem gegenwärtigen ftellt ſich ein —* von 
15,215 Ihlen. heraus. Es hat dies in der Zunahme von Kautionskapitalien feinen Grund, 
und es muß hier daran erinnert werden, daß vor der Allerhöchſten Ordre vom 11. Fe— 
druar 1832 (Befehl. S. 61) die Amtöfautionen nicht in baarem Gelde beftellt zu werden 
drauchten; mithin biö dahin, daß fämmtlidye Beamte, welche ihre Kaution durch hypothe— 
tarifche Obligationen oder andere Verfchreibungen geleiftet haben, abgegangen fein werden, 
diefe Ausgabe alljährlich fteigen muß. 

3. u. 4. Der befferen Ueberfiht wegen ift die im vorigen Etat in einer Summe ausge— 
worfene Ausgabe zur Verzinfung eingezogener Stiftungöfapitalien und zur Verzinfung, fo 
wie Abbürdung von Vorfhüffen, welche andere Königliche Kaffen geleiftet haben, in diefe 
beiden Poſitionen gefondert worden. 

Bei der erften, nämlid) den Zinfen für eingezogene Stiftungdfapitalien, 


wobon 
der Militair- Wittwenfaffe.. 40,899 Thlr. 
der Givil- Wittwwentaffe....... 130,107: 
— 171,006 Tplr. 
gebühren, hat ſich feit dem Jahre 1844 feine Veränderung jugetragen. 
Bei der Auögabe zur Verzinfung und Abbürdung temporairer Vorſchüſſe 


anderer Königliden Kaſſen, welche nad) dem Etat für 1844 187,834 Thlr. Bea würde 
durch Abgang von Zinfen ein Weniger von .u.resseesenreeesesnnneennnnnenenn — 24,500 Thlrn. 
ſich ergeben, wenn nicht eine neue Ausgabe vom ......... 350,000 + 


hinzuträte, wodurch ſich ein Mehr von... 329,000 Thlr. 
hrauöftellt. Jene Summe von 350,000 Then. ift der Neftbetrag eines Vorſchuſſes, welchen 
die General- Staatötaffe aufgenommen und im vorigen Jahre zum Zwede einer Kapital: 
yahlung felbft geleiftet hat, wodurch verfhiedene, von dem Fürften zu Bentheim-Tecklenburg 
bis dahin bezogene Renten imBetrage von 17,281 Then. LO Sgr. 1 Pf. abgelöft worden find. 
5. Die Auögabe zur VBerzinfung und Tilgung der aufgenommenen Ehauf: 
feebausstapitalien war in dem Etat pro 1844 mit den Koften zur Unterhaltung und 
zum Neubau der Chauffeen zufammen ausgeworfen. 
Sie betrug damald 576,000 Thlr. 
fie beträgt jeßt.u......... 601,000 — 


WERBEN nennen 25,000 Thlr., was fid) auf den Amortifationsplan 
gründet, nad) weldyem das ganze Kapital mit dem Ablaufe des Jahred 1857 getilgt fein wird. 
Tiefe Schuld originirt aus einem im Jahre 1832 von den damaligen Miniftern des Schatzes 
und der Finanzen mit der Scehandlung geſchloſſenen Bertrage, wonad) letztere der General- 
Etaatöfaffe zum Bau von Kunftitraßen gegen Berpfändung der Einkünfte von den im Lande 
vorhandenen Chauffeen 8,000,000 Thlr. vorftredte, welche nebſt Zinfen binnen 25 Jahren 
nad) einem im Vertrage verabredeten Amortifationsplane zurüdzuzahlen find. 

6. Wegen des Zufhuffes an die Königliche allgemeine Wittwen-Ver: 
pflegungsanftalt und der dabei gegen den Etat für 1844 hervortretenden Mehraus- 
gabe kann auf die Erläuterungen zu dem Etat für 1844 Bezug genommen werden, 

IT. In Betreff der Koften für die Staatöverwaltung ift angemeſſen erſchienen, 
diejenigen Gentralbehörden, welche nicht Minifterien find, auf letztere folgen zu laffen und 
diefe in der biöherigen Ordnung aufzuführen, ihre Ausgaben aber nad) Art und Zweck mehr, 
ald in dem Etat für 1844 geſchehen, zu detailliren. 

l, In dem Iehteren war für dad Minifterium der geiftliben, Unterrichts— 
und Medizinalangelegenheiten zu feinen fämmtlihen Ausgaben 
RE RSCRIRBE TOR. yon nrarneeransennesm been RESTE ee Rech 3,119,940 Ihlen. 
auögefegt, mithin gegen dad Etatöquantum ded Jahres 1841 von......... 3029000  - 


Der gegenwätige Etatöfag beträgt... zuersmeneeennenneneenee nennen 3272938 = 
WERNE Dinen SAG ENT... een 152998 - 
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welches Mehr ſich auf eine Reihe einzelner Bewilligungen gründet, die ſich auf die verſchie— 
denen Poſitionen ded Etats folgendermaßen vertheilen: - 


A:2) Re pas ine RIBRE nenne 149 Thlr. 
B.a) an neuen Bewilligungen für evangelifhe Kirdyen und Geiftliche...... 13,697 — 
der hierfelbft auögeworfene Dispoſitionsfonds zurnussssneseesneeneeenenen 3,450 


welcher aus heimgefallenen Kompetenzen ehemaliger Mitglieder und 
Expektanten aufgchobener evangeliſcher Dom- und Kollegiatftifter 
gebildet ift, und nady einer Allerhödhiten Drdre vom 20. Febr. 1846 
fucceffive um den Betrag der gegenwärtig nody mit 74,740 Ihlr. 
unter den Auöfterbepenfionen zahlbaren derartigen Kompetenzen, 
überhaupt alfo auf 78,190 IThlr. erhöhet werden foll. 
b) für die Biöthümer und die dazu gehörigen Inftitute ...ueueenennnnnn. 4,701 
Diefed Mehr hat aber nur darin feinen Grund, daß eine biöher von 
der Hauptverwaltung der Staatöfhulden gezahlte Kompetenz des 
Bistums Münfter von 9000 Ihlr. auf die Etatd der geiſtlichen 
Verwaltung gebracht worden ift. Sonft würde bei dieſer Pofition, 
da nur zei Jufchüffe im Betrage von 701 Thlrn. neu betvilligt find, 
dagegen cin Gehaltozuſchuß von 5000 Ihlen. weggefallen it , eine 
Eriparniß von 4299 Thlrn. herborgetreten fein. 
An Befoldungen und Zufhüffen für fatholifhe Pfarrer und Kirden 6,399 — 
C. a) für Univerfitäten und wiffenfhaftlihe Prüfungötommiffionen ........ 8188 - 
BoD Tor Atenen n anerkennen 10,461 - 
(darunter für die Königliche Bibliothek zu Berlin 7080 Ihir.) 
d) zu Stipendien für Studirende 3000 Thr. oder nach Abzug einer 





rin. 12. ER REEEESS HEN ESORILGOHEERELAURSENGES 2986 - 
e) an neuen Zuſchüſſen für Gymnaſien 15,664 Ihlr. oder nad) Ab: 
DECHITEINE von EApariſſe 14503 — 
| f) deögleihen für Schullehrer-Seminarien ...neeneenesneneesnennennneneeennn 3,800: 
g) für den Elementarunterridyt nad) Abrechnung verfchiedener Erfpar- 
niffe im Betrage von etwa 2600 Ihlen. ..uuessnenssesnnnennsnennennennnnen 21,915 
(worunter für die Provinz Poſen 21,006 Ihlr.) 
D: 2) enſſſoreeeeee kehren 54,618 


(hierunter zur Befoldung für neu anzuftellende tatholifche Schulräthe 

3150 Ihlr. und für die evangelifchen Konfiftorien in golge der, durch 

die Verordnung vom 27. Juni 1845 [Gefehf. S. 440] eingetretenen 

neuen Organifation derfelben 40,000 Thlr., durch welche neue Be— 

willigung der Koftenaufivand für diefe evangelifch-geiftlichen Behör— 
| den auf überhaupt [rund] 107,000 Thlr. zu ftehen kommt.) 
| b) zur Verbefferung der äußeren Lage der Geiftlichen ..zueecenceecneeenenn 4,177 — 
| BR. eeeeeeeeeeeee —— 5,349 = 
E. b) für Kreis-Medizinalbeamte nady Berücſichtigung Heiner Erfparniffe 1319 — 

(worunter für Kreis-Ihierärzte 1250 Ihlr.) 


nf Diefe ZI ÄRMMENL..-2.nmmensnsanansrnssensansssnennenenansanrsnansensesnnssentssunnnn 155,712 Ihr. 
betragenden neuen Betvilligungen müffen folgende Beträge angerechnet 
werden: 


die bei dem allgemeinen Diöpofitionsfonds abgefepten, auf den Zah: 
lungöetat übernommenen und bei den betreffenden Titeln in Anſatz 





' Je Teen genen 2553 Ihlr. 
| und eine Minderauögabe bei der Medizinalverwaltung 
! 1 PRESSE ER ES AN IEEER RE RE DESSERT ⸗ 
| | 161 94 - 
| welche, mit den Mehrauögaben balancirt, das im Etat ausgeivorfene 
PO WER. ee 152,998 Ihlrn. 


ergeben. 
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2 Für das Minifterium des Innern beträgt dad diesjährige 
ee RI RE 2978250 Thlr. 
IH SOBIE JEE DEICHR 2152656 = 


DIT KRICABEBERGET IR DIS RR nennen 225,594 Thlr. 
geftiegen. Es hat dies in nothwendigen Zuſchüſſen für die Kreisverwaltung, für die König- 
lihen Boligeibehörden in den Reſidenz- und anderen großen Städten und für Straf- und 
Befferungsanftalten, in der Erhöhung eines wohlthätigen Fonds, in der Gründung einer 
neuen Behörde (ded durd) die Verordnung vom 22. November 1844 [Gefehf. von 1845 
©. 19] errichteten Revifionstollegiums für Yandestultur - Sadıen) und in einer allmäligen, 
aber beträchtlichen Werftärkung der Fonds zu landwirthſchaftlichen Zweden hauptſächlich 
finen Grund und erläutert ſich fpeziell in folgender Art: 

Es find dem früheren Etatsquantum hinzugetreten: 

8,978 Ihr. 
welche indeß größtentheild in Uebertragungen beftchen, indem für 
neue Stellen nur bewilligt find 1640 Thlr. 
b) für die Kreisverwaltung (einfchlichlich 1760 Thlr. für einen neu gebil- 
deten Kreis Bütow, fonft größtentheils zu fadlihen Ausgaben)....... 26,497 
e) für die Poligeiverwaltung in den Städten Königsberg, Danzig, 
Poſen, Breslau, Berlin, Potsdam, Magdeburg und Nahen zur 
Vermehrung und Gehaltöverbefferung des Perſonals, fo wie zu an- 


26,682 
N) für Straf: und Befferungdanftalten ..................8.22.......2... 26,091 


(morunter 19,348 Ihr. zu perfönlidyen und nur 6743 Ihlr. zu ſach⸗ 
lien Ausgaben, was in Rückſicht der mit der Vollsmenge zunch- 
menden Zahl der Befangenen als ein ehr günftigeo Refultat bezeichnet 
werden darf, da alle motivirten Anträge der Provinzialbehörden auf 
neue Zuichüffe für diefe Anftalten Berückſichtigung gefunden haben. 
Rad) dem Etat für 1944 war der Bedarf für Diefelben gegen 1541 
um mehr als 76,000 Thlr. geitiegen.) 

i) zur Errichtung von Damenftiftern und zu dem damit verwandten, 
im Etat näher angegebenen Zwecke, waren nad) dem Etat für 1544 
unter den Benfionen 36,867 Ihlr. zahlbar. Es erſcheint angemeffener, 
diefen Fonds befonderd und zwar bei demjenigen Minifterium, wel- 
chem er zur Verwaltung überwieſen ift, erfichtlid) au machen. Derfelbe 
gründet ſich auf die Allerhöchſten Ordres vom 15. December 1843 
und 7. März 1545, wonach die heimfallenden Benfionen von Mit- 
gliedern der aufachobenen Damenftifter jenſeits der Elbe, im Betrage 
bon (rund) 75,000 Ihtr., mit 55,000 Ihlen. ur Errichtung von Da- 
menftiftern und mit 20,000 Ihtr. zu Penfionen und Unterftügungen 
für Witwen und verwaifete Töchter höheren Etandes verwendet 
werden follen. Der Fonds ift jetzt auf die hier auözumerfende 


Summe Vol. 42,467 
angewaden. . 

k) für die Generaltommiffionen und das Revifiondtollegium für Yan- 
1: 3 lila 717: 1.1 BARABRNRRRRRESRRRE 1,383 
indem ſür chieres weeee neuen 21,100 Thlr. 


bewilligt, hierauf aber Erſparniſſe bei verwandten Ver: 

waltungszweigen anzurechnen gewefen find mit.......... 13,500 = 

BE near ES 

mobon noch die Penfionsbeiträge abgehen, verbleiben. 
I) für das Yanded-Dekonomietollegium und für Yanded-Kulturiwede, 

nämlich: zur Errichtung landwitthſchaftlicher Lchranftalten und Diu- 

Latus 138,098 Thlr. 

Etſte Abtheilung. 0 





— sn tue Ba. — 


— — 


—— ——— —— ni 
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Transport 138,098 Thlr. 
fteranftalten, zu Beihilfen für landwirthſchaftliche Vereine, zur Be: 
förderung gemeinnügiger und wiſſenſchaftlicher, auf die Yandtultur 
bezüglicher Zwecke und zur Beförderung der Pferdezucht durd) 


neeeee — ‚447 
überhaupt Mehrausgaben.................-0re0s0r000n00nr0n000 seronnnenne aonans 237,545 Ihlr. 


Dagegen find Eriparniffe eingetreten bei den Pofitionen 

e) für verſchiedene polizeiliche Zwede ......nneneneenen 8987 Ihlr. 
g) fürdie Land⸗-Genod armerie (durch Umwandlung berittener 

Gensd'armen in Fuß-Gensd'armen) . 
h) an Armen- und Wohlthätigkeitsanſtalten durch Ueber— 

tragungen und Ablöfungen cnueeeneeseesnnsnunnennneneenennns 2,348 

zuſammen EEE 11,951 
Diefe, mit den Mehrausgaben balancirt, ergeben den oben und im 


Etat ausgeworfenen Befammtmebhrbedarf von .......uuucenenecseeeenseeeenenenee- 225,594 

3. Bei dem Minifterium der auömwärtigen Angelegenheiten, deifen Ausgaben 
nad) den 3 Abtheilungen feines Etats aufgeführt find, haben nur bei der 2. Propofition 
— zu b — die Königlihen Gefandticaften und Konſulate im Auslande betreffend, Ber: 
änderungen ftattgefunden. Es find nämlid dafür 


ne 1 37". BORHBRRENNOCHERABEN GENE escenenen 16,040 Ihr, 
Erfparniffe vorgekommen cuanaennnnennesssnseennenennenneenenn 9385 — 
bleibt RORGRRSBE ansehe anne 6,655 Ihlr. 
oder nad) Abrechnung der Benfiondbeiträge......eenneneeneennneenene 6,616 Thlr. 


in Bezug auf weldye ed nur noch der Erwähnung bedarf, daß ein neucs Generaltonfulat 
für das Königreih Belgien in Antwerpen und ein neues Konfulat in Galay errichtet 
worden find. 

4. Um näher darzulegen, in welcher Art der Ausgabebedarf de8 Kriegsmini— 
fteriumd verwendet wird, ift der Ausgabeetat der General-Wilitairkaffe nad) feinen fämmt- 
lichen Pofitionen genau und vollftändig aufgenommen. 

Die Balance ergiebt ein Mehr von ...eeunecceeneseeeeseesennnnenennnnenen nennen 1,166,294 Ihlr. 
Werden hiervon die oben erwähnten eigenen Einnahmen ded Kriegsmini— 
fteriums, welche im Etat für 1844 vorweg abgefegt find, abgerechnet mit 174,824 


fo bleibt Ausgabeerhöhung ......cuueecurssenaesesneneaensensenennenennnnnnneenennnene 991,470 

Diefe erläutert fidy folgendermahen. Es ift geftiegen die Ausgabe: 

zu e. an Gehältern und Sold durdy Erhöhung der fogenannten Bittualienzulage der 
Truppen um 2} Sgr. pro Mann und Monat, und durd) cine den ältefen nter⸗ 
offizieren jeder Kompagnie und Eskadron gewährte Soldverbeſſerung in Folge der 
Allerhöchſten Ordre vom 31. December 1845 um. 152,454 Ihlr. 

zu n. für Naturalverpflegung der Truppen, weil durd) diefelbe Aller: 
höchſte Drdre die tägliche Brodportion von 14 auf I4 Pfo. 
erhöht worden ift, was eine Mehrauögabe von 129,850 Ihlrn. 
veranlaßt, und weil dem Naturalverpflegungsfonds wegen der 
früher angenommenen, jest nicht mehr zutreffenden geringen 
VPreiöfäge für Roggen, Hafer, Stroh und Heu ein früher abge: 
fester Betrag von 300,000 Thlr. wieder hat zugeſetzt werden 
müffen, wozu an Mahljteuer 13,800 Ihlr. und andere Heinere 


Dekräge reien 444,257 
zu w. fur DB Invalidenweſen. 209,421 
30,495 


(morunter für die Militair-:Wittwentaffe 20,685 Ihlr.) 

bei fämmtlidyen übrigen Bofitionen nad Kompenſation verfchie- 

dener fleinen Erfparniffe und Ausgabeerhöhungen................... 10243 : 
macht ........ 876,900 Ihlr. 


| 
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Transport 876,900 Ihr. 
Dazu tommt eine Verminderung der eigenen Einnahmen des Kriegö- 
minifteriums, welche im Jahre 1844 


266,399 Ihlr. 
4: 
BR beege 174,824 — 91,575 


welches Minus hauptſächlich daher rührt, daß die Vittualienzulage für den 

rößten Theil der Truppen zwar früher fhon auf dem Etat in Ausgabe 
* in Wirklichteit aber nicht gewährt wurde, deshalb der Einnahme zu: 
geſetzt war, don welcher fie jetzt wegfällt. 

Endlich iſt noch hier auszuwerfen der Betrag der Penſionen für die 
ne) eeeeeeee 22,995 Thlr. 
welche früher aus dem Cibil-Penſionsfonds beſtritten wurden, jetzt aber auf 
den Militairetat gebracht ſind. Dieſe Beträge zuſammengerechnet, ergeben 
die oben als wirkliche Ausgabcerhöhung bezeichneten zereseeenecnersneneenenenee- 991,470 Xhlr. 

5. Die Juftizminifterien. j 

Nach den Erläuterungen zu dem Etat für 1844 belief fi) der etatömäßige Bedarf der 


Juftigverwaltung im Jahre 1841 auf...uenneeccceenssensssnsnnnenesessenennnnnnen 9,227,238 Thlr. 
die eigenen Einnahmen derfelben an Sporteln u. ſ. W.....uuuncnnnnnnenne 3508452 = 
mithin war Zuſchuß erforderlich. 2,218,786 Ihir. 
Kür das Jahr 1844 waren veranſchlagt die Ausgaben auf............... 5,955,193 — 
=. nn 3,107255 - 
227938Thlr. 
Es war alſo in dieſen 3 Jahren der Zuſchuß geſtiegen um... 59,152 — 
‚Für das laufende Jahr betragen etatömäßig die Roften....unnene. 6,499,886 = 
ud 2 02 2: 6 ARE EINER ER ERNE ESRUIEER BEDEERHHENERFERFEEFEEBERFEREER 4032215 : 
RERDERERET SAT ASE-PUESTEARSEREN 2.467,67 1 Ihr. 
Es find alfo feit dem Jahre 1844 geftiegen 
die Koften UM...eceesneeeeehsnennee cß..... RERNGEASEIIEHE 514693 — 
3110 WG EURE SR EACHE VORVODRUERASDRRREHEE ARORSAER 324,960 - 
DE mieTEne 189,733 Ihlr. 


Bereitö in den Erläuterungen zu dem Etat für 1844 ift auf die durch Zunahme der 
Bevölkerung und des Verkehrs bedingte Vermehrung der gerichtlichen Geſchäfte hingewieſen. 
Es haben daher aud) in den verwichenen 3 Jahren die Mittel zur Befoldung und Remune- 
rirung des Quftigperfonals, ſowie zu ſachlichen Ausgaben für fehr viele Gerichte verftärtt 
werden müffen. Außerdem hat man ſich genöthigt gefchen, zur Verbefferung der aus frü- 
berer Zeit herrührenden und unter den jesigen Berhältniffen nicht überall mehr angemeffenen 
Normal:Befoldungsetats einzelne Gehaltöfäge zu verbeffern oder für gewiſſe Klaſſen von 
Beamten befondere Zulagefonds auszufegen. 

Speziell beftehen die Mehrbewilligungen zu neuen Befoldungen, Gchaltserhöhungen, 
— für Diätarien und Lohnſchreiber, überhaupt zu perſönlichen, ſo wie zu 
achlichen Ausgaben in Folgendem und zwar nad) der Reihefolge des Etats: 

e) für das Geheime Obertribunal, den rheiniſchen Revifiond: und Kafjationshof und für 
DaB Ober Cenſirgeriͤhtttt.. —— 18,930 Ihir. 
N) für die Appellationd- und für die übrigen Obergerichte.....nnenen 9,976 — 
(und zwar zur Gleihftellung der DOber-Gerichtöräthe mit den Mitglie: 
dern der Regierungen 56,350 Ihlr., zur —— der Normaletats 
für die Landgerichte der Rheinprovinz und den Juſtizſenat zu Ehren 
breitftein 300 Thaler und verfchiedene andere Bewilligungen, na— 
mentlih ein Fonds zu diätarifchen Remunerationen für Ober: Ge- 
richtöaffefioren); 


2) für ſämmtliche Untergerihte............. een: 316,575 - 
Latus 431,481 Ihlr. 


9* 
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Transport 431,481 Thlr. 

(bierunter für die Untergerichte in der Provinz Pofen 28,560 Ihlr., 

und für die Untergericyte in 10 verſchiedenen Ober-Gerichtöbezirken, 
deren Etats in den Jahren 1845 und 1846 neu requlirt worden find, 
an perfönlichen Ausgaben 254,219 Ihfr.) 

Rechnet man hierzu die dDurd Zunahme der Kriminal- und fie: 
faliihen Unterfuchungen eingetretene Erhöhungder Ktriminaltoften von 83,973 
ſowie eine bei dem Yuftizminifterium ſelbſt durch den Wegfall der 
Minifterialiportein nöthig gewordene Zuſchußerhöhung von... 1820 — 
endlich eine kleine Verftärkung des Baufonds uUm 39 — 


fo ſtellt fidy die gefammte Erhöhung des Ausgabebevdarfs auf......... 517,313 Ihtr. 
Hiervon ift in Abzug zu bringen: 
eine bei dem Minifterium für die Gefegrevifion eingetretene Erſparniß 
JſJ 750 Ihlen. 
cine Minderausgabe für Die Juſtizoffizianten-Wittwenkaſſe von 1870 = 2620 
wonach ſich die Mehrausgabe für die Juftigverwaltung zu dem Betrage 
1 BR EN RES 88 514,693 Ihlrn, 
wie oben bemerkt, ergiebt, in Bezug auf welche nur noch anzuführen bleibt, daß von der 
durch die Verordnung vom 21. Juli 1846 (Geſetzſ. S. 291) eingetretenen Neform des 
Givilprogefjed eine Verminderung der Koften für die Rechtspflege und von der im Werke 
begriffenen Umgeftaltung des Sportelwefens aud) eine Erſparniß bei diefem Verwaltungs: 
zweige erwartet werden darf. 

6. Für das die Gentralverwaltung der Domainen und Forften führende Minifterium 
des Königlichen Hauſes zweite Abtheilung ift nur die geringe Mehrausgabe von 
625 Ihlr. eingetreten, weil die außerdem nöthig gewordene Verftärkung feiner Fonds zu Diäten, 
Fuhrtoſten und dergleichen nm 5350 Ihlr. durch Erfparniffe hat gededt werden können. 

T. Das Finanzminifterium. 

A. Der Beſoldungs- und Bedürfnifetat, tweldyer die (erfte) Kaffen- und Etatsabtheilung 
dieſes Minifteriums und die (dritte) Abtheilung deſſelben für die Verwaltung der Steuern 
zugleih umfaßt, ift zwar um 12,628 Ihr. erhöhet worden. Es hat dies aber, wie cö mit 
der Ausgabeerhöhung für dieſe Verwaltungen von fat gleihem Betrage in dem Gtat für 
1844 aud) der Fall war, größtenteils in Ucbertragungen von den Etatö anderer Behörden 
feinen Grund, dergeftalt, daß ohne dergleichen Veränderungen ſich hier in Folge der Erledi- 
gung von Auöfterbebefoldungen eine Erſparniß ergeben würde. 

B. Abtheilung des Finanzminifteriumd für Handel, Gewerbe und Bauweſen. 

Die Mehrausgabe diefer Verwaltung im Gefammtbetrage von 769,061 Ihr. wird 
wiederum, wie es bereits mit der Etatserhöhung des Jahres 1844 der Fall war, hauptſäch— 
lid) durdy den Eifenbahnfonds herbeigeführt, welcher fid) gegen 1844 um 674,420 Ihlr. 
erhöhet hat. Ueber dieſen Fonds ift bereits in den Erläuterungen zu dem Haupt-Finanzetat 
für 1844 bemerft, daß zur Beförderung von Eifenbahnbauten zuerft für das Jahr 1843 
die Summe von 500,000 Ihr. bewilligt, und zugleich beftimmt worden ift, daß diefelbe 
jährlidy um denjenigen Betrag verftärft werden foll, um welchen das etatömäßige Eintom: 
men aus dem Salzmonopol gegen den Voranſchlag für 1843 anwachſen wird. Tiefe Mehr: 


Ginnahme, welche nad) dem Etat für 1844... ——— 28,300 Thlr. 
betrug, ift nad) den Etats für 1845, 1846 und 1847 allmählig bis auf.. 205,200 
 ERE  e aana 676,900 Thlr. 
gefticgen. Bon diefem Zuwachs find jedDOm....urueeneenseeeenenseenesenneneseneen 2480 - 


abaujegen, welche in Remunerationen beftehen, die für einige im Bereich 
der Eifenbahnverwaltung beſchäftigte Beamte bid zum Jahre 1844 aus 
allgemeinen Staatsfonds erfolgten und fpäterhin aus dem Eifenbahnfonds 
gededt worden find. Nach Abzug diefes Betrages ftellt fi) die Erhöhung 


des Eifenbahnfonds auf die oben angegebene Summe von .........20........ 674,420 Ihlen. 
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Transport 674,420 Thlr. 
Tie übrigen Etatöerhöhungen diefer Verwaltung find folgende: 
a) für die Gentralbehörde 2900 Ihlr. oder nah Anrechnung verſchie— 
dener Erſparniſſe von 1500 Ihr. unter Berüdfichtigung der Pen— 
— 1,306 
. im Verhaͤltniß zu der Zunahme der Geſchäfte geringfügiger 
ettag; 
c) an Beſoldungen und Fuhrkoſten der Beamten in den Provinzen... 45,598 - 
(bierunter für neufreirte Stellen — 2 Bauräthe, 6 Bauinjpektoren 
— KW Ihlr., zu Diäten für Landbau = Infpektoren bei Reifen 
9000 Ihir.) 
d) zur Unterhaltung der Waſſer- und anderer Bauwerke, namentlich 
zur Erhöhung der Wafferbau- Fonds der Regierungsbezirke Breslau, 
Yicgnig, Oppeln, Frankfurt, Koblenz und Irier und Zuſchußerhö— 


bung für die Schiffbrüde in Költn......ueneeeeeneeee sessenenenneennenn 44,223 
e) zur Unterhaltung der Bezirköftraken auf dem linten Rheinufer in 
Folge der höheren Einnahme an Steuerbeifhlägen...................... 3,514 


— 769,061 Ihir. 


C. Chauſſecbauweſen. 
Vom Jahre 1846 ab ift der Fonds zum Neubau von Chauſſeen auf 
Befehl Cr. Majeftät des Könige uUm.. .. 500,000 - 
erhöhet worden. 
Auperdem hat die Zunahme der hauffirten Staatöftraken, welche feit 
dem Jahre 1844 119 Meilen beträgt, fo daR ftatt der nad) dem Etat für 
1844 vorhandenen 1384 jeht 1503 Meilen hauflirt find, die Anftellung 
von neuen Wegebau:Beamten (2 Wegebau:Injpektoren, 10 Wege-Bau- 
meilter) deren Befoldung nebft Reiſekoſten ... ou ersessnenenenennenenneneennennnno 9651 = 
betragt, nöthig gemacht, und da auf die Unterhaltung jeder hauffirten 
Meile im Durchſchnitt 1125 Thlr. gerechnet werden, eine Erhöhung des 


Fonds zur Unterhaltung der Chauſſeen um uenesesensesneenenseenennsneenennenn 133,875 — 


herbeigeführt, wonach fid) der gefammte Mehraufwand für diefe Verwal— 
tung auf die im Etat auögetvorfenen..unssesesesnennenennennnennnnnennennenen nenn 643,526 Thlr. 
berausitellt, nachdem die früher hier zum Anfag gekommenen Koften zur Verzinfung und 
Abbürdung der zum Chauffecbau aufgenommenen Kapitalien bei Nr. 1.5 ihre Stelle ge: 
fünden haben. Es ift hierbei nod) zu bemerfen, daß der Anſatz für Ghauffee-Unterhaltungs- 
toften 1125 Thlr. für die Meile ſich ſchon feit längerer Zeit ald unzureichend ertviefen hat. 
Es haben daher der Bauverwaltung für Unterhaltung der Kunſtſtraßen feit Jahren außer— 
ordentlih (durdy den fogenannten Ertraordinarienetat) beträchtliche Zuſchüſſe überwieſen 
werden müffen, welche betragen haben: 

im Jahre 1814. 100,000 Ihtr. 

im Jahre 1845 (für 1412 Meilen) etwa.... 161,000 — 

im Jahre 1846 (für 14664 Meilen) etwa .. 183,3125 - 

im Jahre 1847 (für 1503 Meilen) etwa... 100,000 - 

8. Departement des Staatöfhascd und Münzweſens. 

Tie Mehrausgabe von 10,184 Thlr. hat zum größten Iheile in einer Uebertragung von 
einem anderen Etat ihren Grund. 

9. Von den im Etat für 1844 —— übrigen Centralbehörden iſt zunächſt 
die dutch die Allerhöchfte Ordre vom 19. Juli 1844 (Geſetzſ. S. 295) aufgehobene Staals⸗ 
buchhalterei mit ihrem damaligen Etatöquantum von 28,219 Ihlr. ausgeſchieden. Indeß 
it dadurch für jegt nur eine geringe Erfparni eingetreten, da der größte Theil jener Summe 
auf andere Etats hat übertragen werden müſſen. 

Neu hinzugetreten ift das durch Die Verordnung vom 7. Juni 1844 (Gefehf. S. 148) 
neu geihaffene Handeldamt mit einem Koftenaufvande von 24,579 Ihlr. und das, in dem 
Gtat für 1844 unter einer befonderen Nummer aufgeführte Departement für die Haupt- 
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und Yandgeftüte, deffen bisheriger Zuſchußbedarf von 173,306 Ihlr. ſich hauptſächlich da= 
dur um 1044 Ihlr. erhöbet, daß von den biöher ganz aus den Fonds des Dber-Marftall- 
amtes beftrittenen Beſoldungen des Chefs und eines Beamten ded Departements ein ber: 
haͤltnißmäßiger Theil auf allgemeine Staatöfonds übernommen worden ift. 

Die Veränderungen bei den übrigen Gentralbehörden ergeben ein Erfparnif, indem 
zwar bei der zweiten Abtheilung des Civilkabinets die Befoldung einer neuen Subalternftelle 





1. ELENA DEE ERECER SEIS CE RNSUE IRRE REEENNR ALHRSEIRHEHORTRERESRE 595 Ihlrn. 
bei dem Staatd- und Kabinctdardyive die Nemuneration für einen Hülfs— 
Aſſſſſſſſſſ 500 = 
und bei dem Staatsſecretariat eine Mehrausgabe für Büreaubedürfniſſe von 423 > 
fowie außerdem noch 3 Heine Poſten von zufammen........... ——— 215 = 
— 1733 — 
zugegangen, dagegen bei der Ober-Rechnungdfammer......... —— 1,576 Ihlr 
Ausfterbebefoldungen heimgefallen und bei dem Etat für das Staatsmi- 
nifterium und die I. Abtheilung des Givilfabinets durch Perjonalverän- 
tt NER ERERNR FRE SERSRERENE 9,004 
— 10,580 Thlr. 
in Abgang getommen find. i 
10. Die Ausgabe für die Oberpräfidien und Regierungen, weldye nach dem 
RETTET 1,699,000 Ihlr. 
und nad dem Etat für IS44....ereercaeeseeeechenesnssnennnensnennonnenneensenennennee 1,0 04,489 
De ED een 1,749,688 = 
betrãgt, iſt hiernach RR RIESENE NEED FRITERIERESTTEHEES HE RITEHDE 45,199 Ihlr. 
in die. Höhe gegangen, während die Mehrausgabe des Jahres 1844 gegen 
1344154J41310111111... — 5,489 = 


belief. Es hat dies darin feinen Grund, daß wegen der im Yaufe der Jahre eingetretenen 
Zunahme der administrativen Geſchäfte eine Vermehrung der durch die Normal-Befoldungs- 


„etatd des Jahres 1825 beftimmten Zahl von Nathöftellen, eine Verftärtung deö Fonds zu 


Remunerationen für Regierungsaſſeſſoren, ſowie deöjenigen zu Diäten, Fuhrkoſten und 
Bürcaubedürfniffen nöthig geworden, und daß außerdem nicht zu umgehen geweſen ift, zur 
Befeitigung einiger Ungleicyheiten der Normalctats in den Befoldungsfägen, ſowie zu einer, 
wenn auch nur geringen Berbefferung der Subalternen die Mittel zu gewähren. Im Ganzen 
ift zu dieſen verjchiedenen Zweden eine Summe von etwa 70,000 Thlr. ausgefeht, darauf 
und auf einige Heinere Bewilligungen aber der Betrag verfhhiedener Erfparniffe, namentlid) 
an Auöfterbebefoldungen, angerechnet worden, fo daß Die Mehrauögabe, wie oben angegeben, 
45,199 Ihr, beträgt. 

IV. Die Auögabe zu Benfionen und ähnlidyen perfönlihen Bewilligungen war in 
den vorigen Etats nur unter 2 Kauptnummern aufgeführt. In dem gegentwärtigen Etat 
ift diefe Ausgabe, um die Zwecke, für welche fie beftimmt ift, erfichtlich zu machen, in ihre 
verfchiedenen Arten zerlegt worden. Es bleibt danach nody Folgendeö zu bemerfen: 
zu 1. a) Da der zu Penſionen für emeritirte Staatödiener, weldye nad) dem Penſionsregle— 

ment vom 30, April 1825 auf ein Nuhegehalt Anfpruc haben, beftimmte Fonds 
von 800,000 Ihlen. fidy längſt als unzureichend eriwiefen hatte, fo wurde cine Er- 
höhung deffelben auf 1,000,000 Thtr., alfo ein Zufchuß von... 200,000 Ihlrn. 
erforderlich. 

1. b) Wiewohl Wittwen und Kinder verftorbener Givilftaatödiener 

auf eine Unterftügung von Seiten des Staateö feinen geich- 
lien Anſpruch haben, fo kommen doch der Fälle nur zu viele 
bor, wo die Umftände es motiviren, dieſen Hinterbliebenen eine 
Beihilfe aus öffentlichen Mitteln zu gewähren. Hierfür ift der 
ſchon nad) dem Etat für 1844 beftimmte Fonds von 70,000 
Ihalern beitimmt. 


Latus 200,000 Thir. 


4 
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: — Transport 200,000 Thlr. 
I. e) In Rüdficht der Geiftlihen und Zehrer, auf welche das Pen— 


fiondreglement vom 30. April 1825 keine Anwendung findet, 
ift das Penſionsweſen der Zehrer an den höheren Unferrichts— 
anftalten durch die Verordnung vom 28. Mai 1846 (Geſetzſ. 
©. 214) geſetzlich geregelt. Für die Benfionirung der Elemen- 
tarſchullehrer wird in den einzelnen Schulordnungen Fürforge 
getroffen werden, wie cö in der für die Provinz Preußen vom 

l. Dezember 1845 (Gefepf. von 1846 S. 1) bereits gefchehen 
ift. Für die Geiftlihen aber find zur Zeit nur die nicht überall 
ausreihenden Vorſchriften der Landesgeſetze über Emeritirung 
der Pfarrer vorhanden (88 528, 529 II. 11 A.L.R.). Es find 
daber die Anfprüdye an den bier aufgeführten, ſchon vor längerer 
Zeit ausgeſetzten Fonds größer, als jeine Mittel. 

I. d) Diefer zu unabweislicen Snadenbewilligungen beftimmte Fonds 
ift, um ihn mit den Anforderungen mebr ind Gleiche zu ſetzen, 
feit dem Jahre 1844 von 25,000 Ihalern auf 50,000 Thlr. 
exhoht alſo umm — HEN, 25,000 
verftärft worden, 

I. e) Unter diefem Betrage find enthalten: 
zu Pathengeihenten für dürftige Eltern bei der Geburt eines 
1. Sohnes 27,600 Ihlr., ein dem Minifterium des Innern 
zur Diepofition ftehender Unterftügungsfonds von 1000 Ihtrn., 
ein früher bei dem Ertraordinarium zur Sollausgabe geftan- 
dener Fonds, befonders zur Unterftügung armer Beamten und 
ihrer Mittiven aus dem Neffort der inanzvermwaltung............ 2.000 
für Beamtenwittwen, welche zwar bei der allgemeinen Witttven- 
Verpflegungsanftalt eingetauft find, aber erft ein Jahr nad) 
dem Tode des Mannes in den Genuß der ihnen verficherten 
Penfion gelangen, früher nur 5000 Ihlr., gegenwärtig aber 
(weil diefer Fonds erfahrungsmäßig durdaus unzureichend war) 





durch eine Verftärkung von ...uueeseesennsnesseennnnne snnennennsnnonnannann 18,000 
23,000 Ihlr. 

Es find alfo der Auögabe zu Benfionen und Unterftügungen 
> MR ERIREAPRURE SEO LCSNIERRTEITE 245,000 Ihlr. 


Davon find aber abzurechnen, die im Etat für 1844 unter den Pen— 
fionen aufgeführten, jegt oben (unter Tit. II. Nr. 2. Lite. i) in Ausgabe 





3 NIEREN EIS EEN NG NRUER FORVEEENENF EEE SUÄENBPUNERBEN: 36,867 Ihlr. 
= ein bei den Benfionen der Zandgenöd’armerie erfparter 

einer Betrag an Goldagio DON... 36997 - 
biehl Mehrautzcücüßcägäecee — 208,073 Ihlr. 


Die im Etat folgenden Numgıern 2 und 3 find in dem Etat für 1844 unter einer 
Nummer (Tit. I. Nr. 2) aufgeführt. Da aber zwiſchen dem fogenannten Penfions -Aus- 
fterbefonds (jept Nr. 2) und den anderen (sub Nr. 3) aufgeführten Zahlungen, ala: Leib— 
tenten, Die aus befonderer Veranlaffung gewährt werden, Gehältern und Gehaltszufchüffen, 
melde wegen eined vorübergehenden Bedürfniffed ertraordinair gededt werden müffen, und 
den meiftend vor längerer Zeit bewilligten fogenannten Wartegelvern ein innerer Unter: 
ſhied ftattfindet: fo in vorgezogen, dieſe beiden Arten von Ausgaben befonders aufzuführen. 


Bei beiden zufammen ift Durd) Heimfälle eine Erfparniß von... 76,663 Ihlrn. 
eingetreten, welche mit der vorgedachten Mehrauögabe bon... 208,073 - 
balancirt, den gefammten Mehraufwand bei dieſem Titel auf ................. 131,410 Ihr. 
redugirt, 
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V. Bei dem letzten Etatötitel — Insgemein — iftim Ganzen die Anordnung ded Etatd 
für 1844 befolgt. In Betreff der einzelnen bier angefegten Fonds finden aber mehrfache 
Abweichungen ftatt. Es find ganz abaefeht folgende Ausgaben: 

zur Dedung des Verluftes bei Umprägung nicht mehr vollhaltiger Münzen, weil dazu 


für jet noch ein Beftand aus den Vorjahren vorhanden Üt...eueeenennenneeen.- 400,000 Ihir. 
die zu wohlthätigen Zwecken beftimmt getvefenen, aus erblofen Ver: 

loffenfihaften auffommendenn.. 16,000 
die zur Dedung des Auöfalles an Poftrevenüen wegen der Portoer— 

mäßigung angefeht geweſenen. 500,000 


Dagegen neu hinzugefommen: 
eine hauptfächlic) zu Bauunterftügungen beſtimmte Verſtärkung des Allerhöchſten Tis- 
pofitionöfonds, über welchen Iegteren in den Erläuterungen zu dem Etat für 1844 dad Nä— 
Ph, ı MERAN 100,000 Ihlrn. 
ein mit Ruͤckſicht auf den hohen Preis des Brod- und Futterfornd aus- 
gefehter Refervefonds zur Dedung des Mehrbedarfes beim Natural» Ver- 
pflegungofondo der Armee von........... 502,736 


Der Etat ſchließt in der Audgabe ab mit........ eeeeescenn ®eceneenenennne 64, 033, 697 Ihr. 
Nach dem Etat für 1844 betrug die Ausgabe.......... 57,677,194 Thlr. 
oder nad) Hinzurechnung der Gerihtsiporteln von... 3,707,255 = 61.381.449 
Mithin ift Mehrausgabe............. ET Aare 2,649,248 Ihlr. 

Der reine Ueberſchuß, welcher für alle außerordentlihen Bedürfniſſe, namentlidy zu Un— 
terftügungen bei Yandeötalamitäten beftimmt ift, und nad) dem Etat für 1841 786,000 Ihir., 
nad) dem für 1844......... ee 1,462,000 Thlr. 


betrug, bat fid) nad) dem vorliegenden Etat auf ......3 360000) 
1. __ PAREH RAN GES NERIETEASNFS EIREEDER BLTRNE RR N 1,102,000 Ihir. 


bermindert, was unter anderen in der Verftärfung des Fonds zur Naturalverpflequng der 
Armee und fonftigen Ausgabeerhöhungen feinen Grund hat. 


Berlin, den 27. März 1847. 


Der Finanzminifter, 
v. Dücsberg. 


Promemoria zu der Ueberſicht von den Nefultaten ıc. 137 


Bromemoria 


zu der 
Ueberſicht 
von den 


Reſultaten der Finanzverwaltung 
in den Jahren 1840 bis einſchließlich 1846. 


Die dem Vereinigten Yandtage nah $ 11 der Verordnung vom 3. Februar d. 3. vor- 
zulegende Ueberſicht des Staatshaushaltes ift im gegenwärtigen Falle, zufolge befonderer 
Allerhöchſten Beſtimmung, auf die ganze Regierungsperiode Seiner Majeftät ded Königs 
ausgedehnt worden, und umfaßt daher die Nefultate der Finanzverwaltung in den ficben 
Jahren von 1840 bis einfchlichlih 1546, wie ſolche alljährlidy bei dem Kaſſenabſchluß der 
Provinzial: Hauptlaffen und der General-Staatskaſſe ſich herausgeitellt haben. In der 
Einnahme nimmt fie daher zunächſt (Seite 140) den Kaffenbeftand auf, weldyer beim Jahres. 
abſchluß für 1839 mit 16,949,157 Ihlen. vorhanden war, und in das Jahr 1840 überging- 
Die Beftandtheile, die Beitimmung und Verwendung deſſelben find in der befonderen Weis 
lage Litt. A näher nachgewieſen. Zugleich enthält diefe Beilage einen ähnlichen Nachweis 
binfihts der beim Kaſſenabſchluß für die Jahre 18-40 bis einſchließlich 1846 fernerweit ver— 
Bliebenen Beftände und zwar für jeded Jahr befonderd. Dann folgen in der Ueberſicht 
(S. 140— 147) die aus jedem der verfchiedenen Verwaltungsztveige zum Staatöhaushalt — 
alio nad) Abrechnung der Elementar-, Erhebungs- und Betricbstoften — aufgelommenen 
Einnahmen, fo wie Die nod) eingezogenen Beträge auf die im vorangegangenen Jahre ver: 
bliebenen Einnahmerefte, und licfert zugleid) für jedes Jahr eine Vergleihung der Einnah- 
men mit deren Rüditänden gegen die in den Etats veranfchlagten Beträge und gegen das 
aus dem Vorjahre verbliebene Neftenfoll, mithin gegen die gefammte Solleinnahme jeden 
Jahres. Tie oben erwähnten mit zur Balance gezogenen, an jedem Jahresſchluſſe verblie- 
denen Einnahmerüditände find in der befonderen Ueberficht Litt. B aufammengefteltt, welche 
are läht, auf wie hoch dieſe Rückſtände bei jedem Verwaltungszweige ſich belau= 
en haben. 

In der Auögabe find (S. 146— 151) die Verwendungen zum gewöhnlichen Staats- 
haushalt, wie folde der Haupt + Finanzetat veranfchlagt, nad) ihrem wirklichen Betrage für 
jiedes einzelne Jahr nachgewieſen, auch die noch geleifteten Reftausgaben erſichtlich gemacht. 
Siernächt folgt in ähnlicher Art wie bei der Einnahme, eine Vergleihung der Ausgaben 
mit deren Reften gegen die etatsmäßige Sollausgabe und gegen das aus dem Vorjahre ver- 
dliebene Reftenfoll, alfo gegen die gefammte Sollausgabe jeden Jahres. Die mit zur Balance 
geſogenen Ausgaberefte 64* ebenfalls in der Ueberſicht Litt. B, nach den verſchiedenen Etats— 
poſitionen geordnet, zuſammengeſtellt. Hinſichts der in den Staatshaushaltsetats zu extra— 
odinairen Ausgaben ausgeworfenen Beträge, weiſet die unter Litt. C beigefügte beſondere 
Ueberficht des Näheren nad), zu welchen Zwecken und wie viel dafür jährüch verwendet iſt. 

Die Verwendungen für außergewöhnliche Staatöbedürfniffe find von denen zum ge: 
wöhnlihen Staatöhaushalt erforderlich geweſenen Ausgaben getrennt gehalten und in der 
Üeberficht (Seite 152— 157) unter Abſchnitt B erfichtlich gemadht: Ueber die durd) diefe Ver: 
mendungen dotirten befonderen Fonds zu den Eifenbahnanlagen und zu größeren in und 
bei der Refidenz Berlin in der Ausführung begriffenen Bauwerke und Anlagen find feparate 
Ueberſichten aufgeftellt, und unter Litt. D, E und F beigefügt. 
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Die Ueberſicht ſchließt für dad Jahr 1846 mit einem Beitande von 9,421,224 Ihlrn. 
ab, weldyer in das Jahr 1847 übergeht und deffen Beftimmung in der obgedachten Beilage 
Litt. A angegeben ift. Außerdem haben die beim Kaſſenabſchluß ſich ergebenden, in der 
Ueberſicht Litt. B nad) den verſchiedenen Verwaltungszweigen — Einnahmereſte 
auf 3,987,084 Thlr. ſich belaufen, deren Einziehung und weiterer Nachweis ebenfalls dem 
Jahre 1847 vorbehalten bleibt. 


Berlin, im März 1847. 


von Dücdberg. 


— — — 


Ueberficht 


n den Nefultaten der Finanzperivaltung 


 Litt. A. 


ı Litt. B. 


‚ Litt. C. 


ı Litt. D. 


ı Litt. E. 


» Litt. F. 


in den 


Jahren 1840 bis einſchließlich 1846, 
nebft fechs Anhängen, nämlich: 


enthaltend die nähere Erläuterung in Betreff der Dispofitionen über die 


Kaffen-Beftände, inöbefondere der daraus erfolgten Dotirung der Grtra- 


ordinairen : Etatö; 

enthaltend die Ueberſicht von den Einnahme: und Ausgabe Reiten; 
enthaltend die cberfiht der aus den zu egtraordinairen Musgaben etats— 
mähig ausgeſetzten Fonds geleifteten Zahlungen; 

enthaltend die Ueberfiht von den Einnahmen und Ausgaben beim ertra— 
ordinairen Eiſenbahn-Fonds; 


enthaltend die Leberfiht von den Ginnahmen und Ausgaben beim ertra- 


ordinairen Pradıtbau: Fonds; und 


enthaltend die Ueberſicht von den Ginnahmen und Auögaben bei dem ertva- 
ordinairen Fonds zur Schiffbarmadyung des Landwehrgrabens und Be: 


bauung ded Köpnider Feldes in Berlin. 


— — 
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" 
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Einnahme. 



















— — 
— u? eländen aus vorhergehendem Jabre........... 
— blerzu die Grläuterungen in dem Anhange Lit. A. 
| 
1 St 10 a5 HteS-Eimapmen zum Stontspanspat 
2. Its der Der an DEE Domalnen . 4,625,266 
3 Ins m altung der Forſten . — 2,560,519 
Tomainens Nblöfungen und Verkäufen, Bebufs Til- 
ä gung der Staatsſchulden .ccrcnnnnnnn... — 1,119,645 
- [Aus der Steuer: und Abgaben: Verwaltung: 7 
a) an Örundfteuer, Klaffenfteuer und Gewerbeſteuer .......... | 19,031,280 
b) an indireften Abgaben, als: Einganga-, Ausgangs: 
und Durchgangs » Abgaben, BVerzehrungsfteuer von inlän: 
diſchen Erzeugniſſen, Stempelftewer a. een. 27,603,330 
c) an MWegegelvern von ben Kunſtſtraßen cc) 1082,04 
d) an Ginfommen aus der Salzregie ..... 8.125,127| 
5. [Aus der Verwaltung der Bergwerfe, Hütten und Salinen...| 1,200,000 
6. [Aus ber Pot: Derwaltung ............ 1,400,000 
7. IAus ber Verwaltung ber Lotterie 971,581 
8. [Aus der Verwaltung der Porzellan: x. Manufaktur... 17,270 
9, [Aus dem Gewinne des Seehandlungs: Inflituts...uueenenneennn — 
10, In ertraordinaiten, unter obigen Titeln nicht begriffenen Gin: 
nahmen aller Ark.zuueneerneneennennnenneneenne nennen 381,629 
—— f 68,118,507 
475.027 


Dazu an noch ausfichenben Ginnahme Reiten ..... cum 
Laut Anhang Lit. B. 
Summe ber 
Soll-Einnahme n 
[ beitrag 
men um 
dagegen me nig e r nennen 


68,503,624 
61,765,620 


Ginnahmen mit den Refien...... 
ach den Etats und refp. an Rejten.. 
en daher bie twirflichen Ginnab: 
ddie Finnahme-Rüdjtände m ehr 





Gegen das Sol 6,828,004 


Im Jahre 1810. 





1,694,004 


2,465,851 
2,401,824 





auf | 
— | Summa. 
und Vorzeit. | 


| 
— | 16,949,157 | 16,949,157 


| 





262.715) 4,887,081 
27,540 | 9.,588,059 
en | 1,119,645 
18,612) 19,049,901- . 
| 
50,500 | 27,653,830 
— 1,082,941 
4716| 8.199.843 
= 1,200,000 
— 1,400,000 
9006| 972,481 
— 17,270 
406,858 | 788,487 
171,847 | 68.890.444] 






2,169,031 















71,059,4715 
64,167,444 





64,077 | 6,502,031 
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1313.08 





1.946.935 


210.1. 5 


br 
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Im Jahre 1840. u 
auf ? 
g für Refte aus | Summa. 
Einnahme. 1840, | 10 | TUe [9 
und Borzeit.| en 
Br || % | 
A. | 
Si a 9eländen aus vorhergehenden Jahre... — | 16,949,157 | 16,949,157 | 8 
Pr erzu die Erläuterungen in dem Anhange Litt. A. 
{ | 
59 ba Fahres- Eimahmen zum Stantshanshalt, | | 
2. [9 ER Verwaltung der Domainen 24 4625,66) 22715 4,887,081]° Fa vo) 
3. Ku — Verwaltung der Forſten RE 2560,519 27,540 | 2.588.050)» - uw 
- [Mus ben Domaine: Xblöfungen und Verkäufen, Behufs Til: 
i gung der Staateſchulden ... 1,119,645 — 1,119,645]° - 5 
- [Mus der Steuer: und AbgabensPerwaltung: 
a) an Grundſteuer, Klaffenfteuer und Gewerbeiteuer scac.... 19.031.280 18,612) 19,049,901 [3 un ı, 


b) an indireften Abgaben, ale: Eingangs:, Ausgangs: 
und Durchgangs : Abgaben, DVerzehrungsitener von Inlän: 
difchen Erzeugniſſen, Stempelftewer 1c..603 330 50,500 | 27,653,830] & un x, 





c) an Wegegeldern von dem Kunſtſtraßen scannen. 1,082,941 _ 10829411: 
d) an Ginfommen aus der Salzregie ....... 8.125.127 4716| 8.129843]: 5, 
5. [Aus der Verwaltung der Bergwerfe, Hütten und Salinen...] 1,200,000 — 100 00o0108 
6. 1 Aus der Voſt-Verwaltung......... 1,400.000| — 140,00) ı _ 
7. [Aus der Verwaltung der Potterie..caccnsceneenenensnennneneneenn 971,581 900 2. 
8, [Aus der Verwaltung der Porzellan: x. Manufaktur ........... 17,270) u 171,270 
9. I Aus dem Gewinne des Scehandlungs: Inftituts..............- — — — 


10. An ertraordinairen, unter obigen Titeln nicht begriffenen Gin: | 
ee 381,69| 406,858| 18887 
771,847 | 68,590,444 


PER OTETTETEEIEEIEIEEITEIEZEIZEZZEZZEZ EEE 
* 














68,118,597 









Dazu an noch ausftehenden Einnahme-NReſten ee 475,027) 1,694.004 | 2,169,031 Eon, 

i Ä 

2 itt. B. R 5 

P Laut Anhang —— Einnahmen mit den Reften...... 205.851 | 11.080,45 '; ;., 

⸗ Summe ch ben Etats und refp. an Nejten.. 2.401,824 | 64,167,444] ° ° 
— 


Soll⸗Einnahme ma | 
— betragen daher die wirklichen Einnah— 
"hpieGinnahme-Rüdjtändemehr] 6,828,004| 6402 65802031 


dagegen weniget nenne * 


Gegen das Soll 


HEHE) 


519 
30 


un 


ul 


M 
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Im Jahre 1841. 
auf 


Reſte aus 
1840 Summa, 





jun) Vorzeit, 


DD) 


15.615,69 | 15.615,64 


191,40 | 4,862,392 
— 2700573 


— 1,155,757 


12,975 | 19,163,219 


69,005 | 38,168,457 
— 1.107,22 

44%9| 8,273,641 
1,300,000 
_ 1,300,000 
— 977,009 
— 7425 


301,59| 035,347 


519,433 | 70,040,942 
1,513,045 | 1,946,938 


2.092468 | 71,987,880 

2,169,031 | 65,095,021 
—  |16,892850 
76,563 | 


— 














4.838.618 
2,720,785 


1,640,802 
19,278,531 









70,548,846 | 1,121,688 | 71,970,534 |” 
452,973 | 1,452,831 | 1,905,504 

71.301,819| 2,574,519 | 73.576,98 

64.645.245 | 1,946,933 | 66.502.183 





— — — 


0 
9 
0 

| 


| 
l 


| 


IS 
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Im Jahre 1948. 


auf 


Reſie aus — 
1849 Summa. 


und Vorzeit 
K * 


42 16,290,472 


126,001 | 4,955,211 
2,697,073 


* 1,266,821 


2.980 | 19,339,588 


82,190 | 31,050,067 
8 1;,106,936 
13,715 | 7,272,863 
80,000 | 1,022,900 
* 1,400,000 
* 923,260 
* 17,240 


%1,065| 705,450 
611,951 | 71,817,409 


"| 119,302| 2.005.180 


36 
X 


19 





2.095,253 | 73,822,589 
1.905.804 | 65,623,021 


110,449 | 8,109,568 


— — 





Reite aus | 





4,506,556 68.544 | 4,685,100 
2,777,078 — 2,777,078 


1,356,047 — 1,356,047 
19,446,049 2,316 | 19,448,365 
32,389,459 69,977 | 32,459,436 

1,200,.507 1,200,507 


6,879,503 10,205 | 6,889,798 
1,145,000 207,100 | 1,352,100 


1,400,000 _ 1,400,000 
947,281 248 947,529 
17,296 — 17,20€ 


* 001,584 316,706 | 1,218,2% 
13,056,360 675,186 | 73,731,54 
808,453 | 1,436,614 | 2,245,06 
73,864,813 | 2,111,800 | 75,976,61 
65,230,135 | 2,005,180 | 67,244,31 





DV 008 2 
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7 








Im Jahre 1846. 









auf 












Meite aus für Refte aus | = Bemerfungen. 
1844 184 6. 1845 Summa. 
I Vorzeit. 


RE. FE „ J RE. 










11,832,530 | @uf ven aus 1839 in 1840 über. 

tragenen Saffenbeftand von 

16,049,157Tnirn. lafteten noh an 

Ausgabe-Keften 7,310,871 Tpı, 
nämlid: 


—“ 6,716,863 Thl. 


au extraordin, 
Staats. Bedürf- 
niſſen ......... 603,008 







11,832,530 





4,784,171 
2,793,927 






950,921 






19,447,501 










30,589,895 
1,257,814 
1,262,058 
012,000 
1,000,083 
933,002 
17,291 

100,000 



















“118 "name Sy I 
en ‚if d 
Ende 1843 mit 6000 ae 


borhanden geweſene Weftand 










415.394 | 11,875,332 1,197,908 | 71,734,614 





\ 1,651,935 | 5.149.702 3033511] 3,987,084 | dee Fonde zur Imprä ung ab» 
— ae PR Sein 

©. 1 io I. 

2067,329 | 71,025,034 | 71,490,210 431,419 19.121,008 *2 — find unter den 
) 2,245,067 | 68,176,410 | 66,114,559 5.149.702 71,264,591 | 700.186 hir. auf Weite pro 
4 1846 an NMüderftattungen auf 





m in —— 0 
audftehendben nterflugs 
5348615| 537530 | — | 4451107] zuigerkormine 49817 An. 


= m 138 | — — 918 283 = enthalten. 
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Bezeichnung 
des Zwecs der geleiſteten Zahlungen. 






B. Aus den ttatsmaͤßigen Dispofitions - Fonds zur 
Dechung von Mlehr- Ausgaben bei den Etats- Titeln 
und zu fonfligen ertraordinairen Ausgaben. 


1. | Für das Königliche Geheime Civil: uud Milttair: Kabinet... 
2. | Für das Staats: Serretariat und den Staatsrath..cnnenennnn. 
3. | Kür die General: Ordens: Kommifften P...... 
4. | Für die Ober: Graminations: Kommiffion...eeecersenneeneeneennns 
5. | Für das Ober: Genfur » Kollegium .nunueenennnesnnsesnennennnenenenn 
6. | Für das Handels: Amt und das ſtatiſtiſche Bürean........ 
7.1 Für dos Archivweſen. 
8.Für die Verwaltung des Staatsfhapes und Münz— 
wefene: 
a) zur Umprägung abgefchliffener Münzen. cunuueeeennneen 
b) fonftige Ausgaben .anssnannnnensarnnnntenennnennenennnnen nenn 
9, | Für Zwecke ber Militair: Verwaltung ...................A....... 
10. Deogleichen der Juſtiz⸗ Berwaltung une — en 
m Deogleichen der Verwaltung ber geiftlichen ꝛc. Ange egenheiten 
J Desgleichen der Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten 
7 Dergleichen ber Verwaltung des ee — — 
leichen ber Domainen⸗ und Forſt⸗ Verwaltung........ 
1. Dee ſchen ber Steuer: Berwaltung nenne nn 
Deogleiche tung des Gewerbe- und Bauweſens.. 


chen der Verwal 


r Bergwer 
ſariſche Beichäftigungen, 


15. 
16. Desglel fe;, Hütten: und Salinen: Berwaltung 
Umzugskoſten 


q7. Deogleichen 


4 mini 
18.An ee pon Beamten, ertraordinairen Gehaͤltern, 
bei — EEE OTERT OUT LT). 5. 2,1 ler 
üſſen Muemnent ” 
en und für fonftige Wohl: 
eta ——— 
9. Se sn enaanaaasFaonrrFrZ > 

—1 chatiglen· = aufgehobene Berechtigungen und Nupungen 
fi N i un — VV——— 
—I ⏑ —— 
EI Er EEE 
22. Huldid! ; und Därlehne... z —— — 
werſchu n Zweden. —— ſchaft ........2...2. 

D. yerfehienen? per Zeit der Fremdherrſch —* 
— * Summa B... 


Hierzu Summa Au. 


Summa ber Ausgaben A. und * 
u 


Propofitionen und Votſchaften. 








W 
Im Jahre 1840. le 
auf a 
für Rede ame | zn, 
j mmas ers: 
1840. | 1 euna * 
j und Vorzeit. | alex 
HH Bi a 
| 
| | 
1,347| | 238 
Blu Ms Be | 
* — en 
1130| — 1. N 
3.268 | — 3,268 - * 
107,044 100,000 207,044 Bi 
2400 — 240, iR 
3,859 50 308, 5 
18,340 Den 1.7"; ee 
15,643 00) 16 
119,385 | — 119,385, N 
35,718 20 37060 \ 
5051| — 50,951, 
32,557 10354) a20|, * 
2,310 10,358| 123068, * 
3110| — 31,160», 
N | % 
63,142 >oo| 63.642] ,, 
204,865 1131| 211096,  & 
301 — 1561|, In 
33,555 — 33,555 8 
60,268 — 69,268 iq, 
70.879 80.888] 160,767] 1. 
945812] 221054] 1,100,860| I 
280,635 64,701 | 345,336] . 5 
1,229,447| 235,755| 1,515,202| ;. 


Im Jahre 1841. 
auf 
fir | Reite aus 
811. 1840 
und Verzeit, 
8 A 
su — 
539 — 
0 — 
15 — 
ss — 
172,089 02,956 
2655| — 
18 — 
35,105 361 
10,492 1211 
1004344 — 
223) 4183 
19,519 3,848 
11,241 500 
2 — 
1,512 2 
32,536 42 
15535| 21,281 
MI) 33,644 
N36 — 
9,837 6,000 
5258] 90,701 
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Summa. 





8,241 


15,829 


265,945 
2,065 
7,408 

35,556 
71,693 
100,431 
46,416 
23,427 
11,741 
32,343 


97,604 


32,578 
36,819 
141,398 
292,356 
65,537 


216,019 


121398| 354,879| 1,506,277 
We! 5843| 303,139 


1555,7114 


313,302 


1,869,016 
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Bezeichnung 
des Zwecks der geleiſteten Zahlungen. 







B. Aus den etatsmäßigen Dispofitions - Fonds zur 
Dechung von Mlehr- Ausgaben bei den Elats-Ciich 
amd zu fonfigen ertraordinairen Ausgaben. 


‚Für das Königliche Geheime Civil: uud Militair: Kabinet... 
Für das Staats: Seeretariat und den Staatsrath.......eenen.. 
‚I Rür die General: Ordens: Kommiffton ...... 
Für die Ober-Examinations-Kommiſſion.................. 
Für das Ober: Genfurz Kollegium cnunueseenensesensenennerernennnn 
Für das Handels: Amt und das ſtatiſtiſche Büream............. 


Für das Archivweſen .....-...... .222.242244. arnsnnnnnemnannnnnnann 

Für bie Verwaltung des Staatsfhages und Münz— 
wefens®: 

a) zur Umprägung abgefehliffener Münzen... 

b) fonftige Ausgaben . ..............2.2..22.. 22..2222A.4.2A222222240 

9, | Für Zwecke ber Militair: Verwaltung ..................2....... 


10 Desgleichen der Juſtiz-Verwaltung suessnenennennnsnseneneneennene 
Nerwaltung der geiſtlichen ac. Angelegenheiten 


Desgleihen der : 
a Dessleiden per Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten 
Deegleichen ber Perwaltung des Innern 
13. Desgfeichen det Domainen- und Korfi: Berwaltung. neuerer. 
* aden der Steuer: Berwaltung «nun een 
15. | Deest"® tung des Gewerbes und Baumwefens.. 


per Verwal — 
16. Desgleiwen ver Bergwerk, Hütten: und Ealinen:Berwaltung 


44444* 


17. Deoglelchen ür fommiflarifche Beichäftigungen, Umzjugsfoften 
18. An re yon Beamten, ertraordinairen Gehältern, 
pei Berſehungen AI Luuannnsnnnnesnsnnssssnassunsnseseneeet 

üſſen N......*44 w a = 
en und für fonjtige Wohl: 
u RT U XXXXC. 


m epärigfeitsgmede ebene Berechtigungen und Nugungen 


cntſchaͤdigungt Rajfiv Renten 


—V——— 


DO. “fung von 
P ung BERIHERRRCT TI TI 02) Ketechchiuhue 
9, | 38! Abi) ’ Aanbtagss Bf. 
= ulpigung® EUER EEE 
22. Zoerſchuſſe nd —— incl. zur Befriedigung von RMeſt⸗ 
u perjehiepeme" per Zeit ber Fremdherrſchaft TREE. 
* forderung“ aus Eumma B... 
Hierzu Summa A... 


gumma der Ausgaben A. und B... 
























auf * 
für Reite aus | > ku. 
1840. | gap | mi, m 
und Vorzeit. 
l 
1 — 77 
= = - 3. 
— — 3 _ * 
1300 — 13%; i 
— Re Pig ai - 
3205| — 3,206 - 
107,044! 100,000) 301,044, 
240 — 20, 
3,850 50 300, 
18,340 | 18,306,” 
15,043 700| 160, N 
110,35 | — 19385, — 
35,718 2000 37105” 
50.951 — 50,951. 8 
32,587 10354| 4291|, * 
2310| 103581 12668, ® 
31,160 131,100, 
4 
63,142 500, 63.642], 
204,865 1131| 21h, 
3501| — 15611, 93 
33,555 — 33 68551 
69,268 — 6u 2081 
10879| ⏑ 
918812] 221,054] 1,100,866| — 
220.635) 64701] 345336] „, ® 
1229417| 2385,755| 1,515,202] >. 


Im Jahre 1841. 





‚Bl, 1,506,277 
34316 58.423| 302,739 


555,714)  313,302| 1,860,016 
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Im Sabre 1:10, 













auf 
e für Meite aus x 
Ginnabme ER er 
b +. 1840, 1830 <umma. tm | 
i und Vorzeit, | 
— FL. BR 1} Br YA | 


A. An Beländen aus verhergehendem Jahre ........... 
| Hierzu die Grläuterungen in dem Anhange Litt. A. 


B. JIahres- Einnahmen zum Staatshaushalt, 
1. [Aus der Verwaltung der Domainen 


— | 16.049.157 | 16.949.157 
— (29 MIET 
I 


I 























































Eee TAT 4625,2606 EN er. 
2, [Aus ber Berwaltung der Forſſenn 2360 = ee 4,587,0817 M ww 
3. INus den Domainen- Ablöfıngen und Verkäufen, Behufs Til: ame 1540| 2.:588,0508 _ * 
gung der Staatsſchulden —— 6 1,119,645 | | 
4. IXus der Stemer: und Nbgabens Verwaltung: j | 5 | 1,110,045 
a) an Grundſteuer, Klaſſenſteuer umd Gewerbeiteuer 10.031,28 
i — — —9031,20 pn >| 
b) an indiveften Abgaben, ale: Gingangs:, Ausgangs: 15,612) 19,049.901 | > 
unb Durchgang: Abgaben, VBerzebrungsiteuer von inlän- | 
diſchen Erzeugniſſen, Stempeljteuer 36 een nn | 2T,603,330 — 
RR = D “hr AM f 0x 
e) an Wegegeldern von den Kunſtſtraßen \ 1,082,941 A son | —— x ki 
d) au (Sinfommen aus der Salzregie EN 8.125.127 4.716 1.082.941) ao 
5, [Mus der Merwaltung der Bergwerfe, Hütten und Zalinen.... 1,200,000 | F 
.Au⸗ der Voſt-Verwaltung 1,400.000 Ki 
. Nerwaltung Der Klitceee 971,581 06 = 
7. [dus Der per Borzellans x. Manufaktur... 11.270 = 972,487, 
Verwaltung DET ; zz 
8 Aus Der Sechandlungs-Inſtituts 11,270 
pen Gewinne des Sechan ing ERSURIEHIR- +: — E | en 
9, [Aus t ıdinairen, unter obigen Titeln nicht begrienen Gin: 
An ertrae nie _ OLER 
w. nahmen after Art... * | 406,858 | 189.487 Rh 
ıS,118,507 TTL84 fr iR 
* “ 5 .y$ 2 3,800,444 3 
augichenten Ginnahme Neften en 36 1,604,004 2.169.031 8 
ic I - R (4 
Dazu an —— — — 
N Anhang Litt. in nahmen mit den Reiten... 68,503,624 2.405.851 | Tlaso.ara N 
: vu Zumme ; nad) den (Ftatd und rejp, an Kelten... 61,765,620 | 2.401,824 | 64.107.444 J in 
‚Ginnab"! | irftichen Einnah - % 
gell"! Zoll belragen paper ee mehr ER 
RT ET 6.502.031 


get" = 


dagegen weniger een 
v hi 
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Im — 1841. 


auf 
für Meite aus 
ri 1840 Summa, 


und Vorzeit, 


2 ZZ 
* 15,615,624 | 15,615,624 


0912 191,420) 4,862,392 
RI — 2,1%,573 
| 


»,191 — 1,155,757 


04 12975) 19,163,219 


9,452 69,005 | 28,168,457 


ne — 1.107,22 
69,212 4429| 8,.273,641 
0.000 — 1,300,000 
AM — 1,300,000 
ml — 977,009 

133 “= 7,3% 


— — — 


753 3015094) 035,347 
51519) 579,423 | 70,040,942 
3,8037 1,513,045 | 1,946,938 


5412| 2.092.468 | 71,987,880 
2,00 | 2,169,031 | 65,095,021 


60,422 6,892,859 
ie = 











| 


| 6,656.574| 697,581 





by Google 


Im Jahre 1848. 


auf 
Refte aus 


für 
Summa. 





\ l 
und Vorzeit 
I & A 


16,290,472 | 16,209,472 





2210 126,001 | 4,055,211 
m — 2,6097,073 
71 _ 1,266,821 


08 2.980 | 19,339,588 


871 82,190 | 31,050,067 
BB — 1;166,936 
0,148 13,715) 7,272,363 
12,000 80,000 | 1,022,900 


9000 — 1,400,000 
20 — 923,260 
10 — 17,240 


8385| 307,065| 708,450 


5,481 611,951 | 71,817,409 
1878] 1,413,302) 2,005,180 


7,96] 2085,253 | 73,822,589 
1217| 1.905.804 | 65,623,021 


“1190| 119,449| 8,109,568 













Neite aus | 
1 | Summe. 
und Vorzeit 











4,5%,556 
2,777,078 


1,356,047 


19,446,049 2,316 








69,977 
— 1,200,507 
10,295 | 6,350,18 
207,100 | 1,352.100 
— 1,400,000 
23 9159 

_ 17,206 























316,706 | 1,218,20 
73,050,360 675,186 | 73,731,546 
808,453 | 1,436,614 | 2,245.067 


73,864,813 
65,239,135 


2,111,800 | 75,976,613 
2,005,180 | 67,244,315 












Ueberſicht von den Refultaten der Finanzverwaltung x. 








Im Jahre 1645. 





















Im Jahre 1848. 























































































auf auf | 
für Reſte aus Eumma. für Refte aus | Cunma. Bemerfun gen. 
1845 1844 1846, 1845 
I ad Borzelt. und u . 
RE * £ TE. HE FE. 
32,5; 33: Auf 30 i N 
— | 1.182.400 13,182,400 11,892,530 | 11,832,530 uf a in 1840 über. 
16, 49,157 Tnirn. fafteten not an 
Audgabe-Heften 7.319,87) Ihr. 
nämlid: 
a) Bonnan tote, — 
ONDB......... 6,716,863 Tor. 
510964]  96.131| 4,607,095| 4,784,171| 274,194 3.058.365 |), yon dei anno 0710.00 2 
al PT — 9 traordin. 
2580| — 2,542,580| 2,793,927 “TOSO2T | u, etraordin. 
WUPIEN 240: 60.3.008 
058,523 — 1058,323 950,921 — 950,921] Sind wie vor.“ 7,310,871 
45,866 8,476 | 19,454,342] 19,447,501 27,589 19,475,090 
085,971 45,227 | 32,031,198 | 30,559,895 17,965 30,607,860 
MU 1,206,294| 1,257,814| — 1,257,814 
»30| 5272| 7,230,612| 7.262.058 3,974 | 7,266,032 
175.000 55, 1,230,000 912,000 75,000 | 987,000 
SO — 1,050,268 |  1,000,083 — 1,000,083 
119,769 er 919,769 933,902 — 933,902 
11,213 — 17,213 17,291 — 17,291 
— RE —* 100,000 — 
er 8 **799,186| 1,286,320 1») nnt 
—— ee 109 ne ag rum 
.038| 415,394 | 71,875,332 | 70,536,706 | 1,197,908 71,734,614 —* 1843 mit 690,307 
—— an 525% R 37.08 es sonden getoefene Beſſand 
07,167| 1,651,935| 5.,149 702 953,573] 3.033,511) 3987—0;64 Fondo zur Umprägun 
41,164 ‚Dal, Ed fener Münzen bearanen 
>. “nh. Lie, B, , 
3105| 2061329| 71.025034] 71.490279 | 4291,19 | 75,721,098| Liner” 5 und an 
31352] 2,245,067| 68.176,419] 66,114,859 | 5,149,702 | 71,264 591 700180 nen MD unter den 






2,353 





—2 


te Abtheilung. 


ö— — — — — 








5375390 | 


8,848,615 


— — — 





I eite 
1846 an Rüderftattungen Ar 


Delnb g 

4,457,107 | 1 
s Jungs» Horichı >, ull}« 
entdalten, rſchuſſe 49,877 Tl, 


918,283 


— 


L—— 
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Im Jahre 1840. 


Neite aus 


1839 
und Vorzeit, 


Ausgabe. Ihe 
1540. 






A. Zum gewöhnlichen Staats 
x 0 
1. [Revenüen-Antheil aus der > — Mi 
für den Krons Fidei: Kommißfends altung, 











































N en 2,500,000 
a) zur Verzinfung und Tilgung d ; R y 2,500,000% _ 
b den —* zu Be a Landeeſchul⸗ am 
) zur Verzinfung und Tilgung der provinziellen & — 4,645,249 
Tilgung provinziellen Schul — 3,000,000| 7,645.249 
c) desgleichen der neu übernommenen ftändi — 863. 782 545,405 
= 5 Re Bocennen nn nn — A en 803,189 m 
.|an Penfionen, Kompetenzen, Leibrenten x. — 920 = 
a) für emeritirte Staateviener, deren Ar er — 40,0% 
Dliehene TOWilln fenkigen Onaten-Unteriäbenne, 7 
b) an lebenslänglidyen Kompetenzen und — — FF 812.041 173,434 \ 
ordinairen Gehältern, Gehaltszufchüfen, Martegelv ertra⸗ 4 985,475 * 
welche niit dem Ableben der Empfänger Seal. — m» 
4. An dauernden Renten: ee 1,366,232 3534) | 
a) ats Entſchaͤdigung für aufgehobene Rechte und Nutzungen 33: ‚369,10 WR 1 
b) für eingezogene Kapitalien und Amtsfautionen ...... 8 ua 339 323.498 in 
5, [Kür das Geheime Civil: KRabinet, die General: Ordens : Kom; 19,380 2,543 | 533 * 
miſſion, a ren: und das Staats: Secretariat, Be | yB, - 
pie Staats-Buchhalterei, die Verwaltung bes Staatoſchatzes und 
der Münzen, das Archivweien, das Handelsamt und das — | 
Yürea, die a und das Gejtütmejen 452,675 1,327 | 
N militairweren: —— ‚3272| 
6 ——— Kriegs-Miniſterium und das große Militair— | ze * 
Nnenhaus in Potsdam und deſſen Filial-Anſtalten .. 23614811 | 
per von Preußen zu [eiftende Beitrag zu dem für den Bau der . u 23,614,811 
b) dreeſungen Ilm und Raſtadt noch fehlenven Kapital.... = | y 
„Mlinifterium „ones — * —— — 2163405 P — 
4. Für das — nhſterium —— EEE 03.105 | 68,672! 22920771 
a dad AN eiitlichen ꝛc. Angelegen eiten...... 23.897.535 Ber 345501. 
* Fir das Ninillerhn = nswärtigen Angelegenheiten ......- u 102,771 3,000,1 \ m 
0. ür pas Miniſter — i Liuseinanderſezungo: Beherden 243343 159 SI 663.234 1 u 
10. [9 e piniter.d-SH ‚MNiniterium: | 255 - 
ll. .) pas gina Verwaltung BON Da — 1*8 —* 1 41,127 6,280 | ar 
a [rt Gentral‘ pireften um indireften Steuern | 3,025,867 | 1 ae 147,407} 
210 zur (tung der NIT ne | 2 A | 
a) Verwa einfehließ. Salzanſchaffunge eſt. 1,815,620 34404008— 
für vie ei  erbe: und Bauwelens ....... 831,753 | ae 1,865,796 1. I 
2 erwaltung des 9 infeht.n. Drittel zur Berzinfung 514228) 138508u|0 3, 
| für die za spermaltun menen Ehauffee-BausKapitalien 2,501,184 | 473.803 “ Po 
d Chauß· ner auſgenen pnweres, laut Anhang Lilt. D. _ 0 3.064.987 ! 
e) IE Filgun nq De Sie eif, bemuftragten Beamten 137 = — 1% W: 
und ne on ominen und Werten... 97,491 ‚sm 
DE, md Referat vie Regierungen a a RE 10,850 1108008 N; 
g) 1. Gent P iſidlen — Domalnen⸗Grundſtůclen 119.645 — IR! 
ge Set Tin: laſtung 9 Ti den Gtatstiteln, Aut 1965| ° 
u c L arı En n pei De 
pie de zur hraus abe anniſchen Unter: | \ 
Mm — Km Mensen. MI htifener MÜnen, A | 
4. 1° und m?*, aba Beihilfen und 
1 9 — Dei yon Pre er. 1,220,447 
[2 L ” ame te —— 
b) —2 ae ame alter Ar — EILTEIT 
eh en * ninegabe⸗ RER“ sans Pag — 
NLA LI enden ‚5. Reiten] 60.773,509 
De rt‘ ohauehen Denen 59.356.404 
N ut a up son en zejp. n ia 
he ge ale “ie wletlihet Aucgaben] 187.105 
nl ⸗ n RL & $ 2 
N ; * ne — * — — 
KT u LAG RL pett? An 
} c 
Pet une 
PN OEL zu 
es Br 
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Jahre 1841. 
auf 
für Reite aus Summe. 
— 1840 umm 
und Vorzeit 

00,000 = 2,500,000 
4,659 | 3,000,000 | 10,644,659 
50,549 27,135 896,984 
10,900 40,9%0 
13,200 161,28 979,512 
10,009 4902| 1,315,811 
1,580 5” 321,639 
0,987 3025| 703,992 
14,400 5831| 474,981 
| — 23,117,847 
814  S136| 225010 
4550 — 34, 
0.020 86,200 | 3,0%,319 
3 | — 663,237 
12,371 132759 2,605,130 
19,959 2957| 142,946 
4.145) 1,021,379| 4,085,524 
4,873 55,046| 1,889,919 
2364| 450,2077| 1.252.641 
9,560 494,207 | 3,103,767 

ea _ 742 
1,650 18.168| 114,818 
8,265 2,883 | 1,731,148 
557 — 155,757 
»,114| 313,302 1,860,016 
16.132] 5.851,507 | 64.497,729 
13597 614,558 | 3.088.147 


19,721 6,466,155 | 67,585,876 
1.058 | 6,438.306 | 66.278.304 


19,663 


27,849 


1,307,512 


10* 





2573,00) — 


inct.73,099 Thi. 
Goldegio. 
7445900 — 

876,188) 119,865 | 
DR — | 
887005) 114,205 
1,300,941 6,759 
204,0% 4416 


sl mul 3100 


2.9539 — 
2105885) 3865 
4550| — 
2992 %05| 131,008 


“1 2,487,356 114394 


143,328 3,315 
3,073,400 909,933 
1,621,601 38.444 

| 796,924 450,354 


2.611,592| 53,650 
JJ 
95,437 35,098 
1,730,669 13,140 


640,802 — 


2.072,91] 33 | ’ 
— | 164,332 | 2,237, \ 


8 
2,87 2.712,682| 62,609,965 
463,697 | 3,340,173 
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Im Jahre 1848. 
auf 
it Reſte aus | „ 
* 1849 Summa. 
und Vorzeit 
2 A Re 
30000 — 2,573,099 
a — 6,452,484 
0,571 7,706 | 768,577 


40,920 


258 2884 





1,235,412 
9,825 | 6,180 266,005 
3,285 2,808 906,183 


1532| 194915 1,106,757 


0,214 2,674 502,888 


1m — | arrr 
2530| 31,158] 2.250.088 
0.300 | — 36,300 
938 76,145| 3,081,493 


717,190 
204 198,410 2,701,344 


2.951 4214| 157,165 
2 1,039,131 | 4,696.933 
1080| 19,292 | 1,928.322 
4343| 510,646 | 1.374.959 


6,005 | 563,746 | 2,860,651 
00 * 500,000 
— 2 = 742 
A 9 23,863 131,212 
2) 14,816 | 1,7147,043 


— 266,821 








9,880 | si 2,150,005 
2332| 2,878,803| 62,571,135 
Zus 632.798 | 3,655,576 


5.110) 3,511,601 66,226,711 
1,217) 3,340,173 63,027,390 


8093|  171,428| 3,199,321 






Im Jahre 1842. 


auf 
Refte aus 


1841 
und Vorzeit 


Eumma, ° 


nc1.73,099 Th. 
Goldagio. 


"897,283 | 2.712,682 
95.510.476 463,697 


62,773,750| 3.176.379 | 65.950.138 
60.397.676 | _3,088,147 | 63,435.833 
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j Im Jahre 1548. 


auf 

ir Reite aus 
Pr 189 Summa. 

und Vorzeit 
2 * * 
3,009 _ 2,573,099 
2,484 _ 6,452,484 
0,871 7,706 768,577 
0,020 a 40,9% 


1,542| 124,915 | 1,106,757 
12,528 2884 1,235,412 


S25 6,180| 266,005 
3,285 2808| 906,183 


0,214 26741 502,858 


ml — | ar 
0530|  31,158| 2.250.088 
30 36.300 
5288| 76,145| 3.081.433 
7.190 117.190 


2994| 18,410| 2701,34 
2051| 4214| 157,165 
7.802) 1.030.131 | 4.096.033 
030|  19202| 1.828.322 
443 | 510,646 | 1,374,959 
605 | 563,746 | 2,860,651 
== 500,000 
z 742 
7490|  23863| 131,212 
2227| 14816 | 1,747,043 


205801 320,125 | 2.150,005 
2332 2,878,803 | 62,571,135 
22.778) 632.798 | 3,655,576 
15,110) 3,511,601 | 66,226,711 
7,217) 3,340,173 | 63,027,390 


27,893) 171,425| 3,190,321 





2,573,099 


6,431,678 
757,818 


40,920 
1,113,905 


1,181,774 


252,544 
878,905 


499,079 


24,325,635 
274,658 


2,652,471 
155,917 


61,927.374 
231026 


64,237,610 
61,277,135 





3,338,141 | 65,265,515 

646,182) 2,956,418 
3,984,323 | 68,221,933 
3,655,576 | 64.932.711 





Ueberſicht von den Refultaten der Finanzverwaltung x. 151 


— — 










auf 
Summa. 
Re 

| — 73,009 

F = 2,573,099| 2,573,099 2,573, 
4 2573,099 | 7 

| 6.609,01 | 7,018,977 — TO18,977 | Die in 1840 und 1891 aufge. 
L 509,901 ’ ⸗ ⸗ 


2 ü \ ” 
0005| 2726| BIT] 100,700 | 208,165] 23,934 m 00 DH gran 


auf ein mit * —ãe— 

IM] tung der taatsihulden im 

40,920 — 40, Jahre 1826 getroffenes Abfom. 
I 8,920 > 40,920 men, mad weldem die Jah. 
2 umgetermine be6 zur Benin. 
R 275 1,230,811 ung und Tilgung der allge» 

- 259,464| 1,193,536 37,2 — meinen Yandesfhulden aus den 

F 1179525 9,939 | 1,25 : lleberfhüffen der Domainen. 
und Rorft-Berwaltung, aus den 


A) 2 D ’ D J — 
m 2687| 11mAa| 1121| 2714) 1,124,155 — 
u 5522| 257,215 | gem —— —— 
I 22 a. an et 2155| 919,300 | zratsmasig zu gemährennen 
E81, 2 ! ä 


Janresberrages in der Art 
requlirt würde, dab davon 
3,000,000 The. erft im Laufe 


r 
weg lv ten, big f er = 
506,352 9091 507,261] 504,880 031 505282] Runen; namen 


| triebaf ib g 
m — 1 24380.413| 280218) — | 24022148| Atome Trug. Bedac 


i m 

* 4221 — 274,221 | Zadr 1841 wird das jährliche 

275,304 u 275,304 274,22 * Etats - Quantum der Staats. 
— 5 — 6 2386,086 17,502 2,303,588 fhulde “Til 

rn 72,459 —* 35.420 | 3540| Sale — —2— 


| 1m 169,350) 3,095555| 114.486) 3210.00] naar —* 
| | 3 1734,105| 731471 — | 737.457 
2) 115641 | 2,737.053 | 2,696,953 a 2,994,323 


| 1080| 146973] 1877| ggaso 
sm soll „17480 513734 | 64408, 320170 
14115 89,659 | 1.830.816 1,950,483 104,367 2.054.850 
man 8033| 1100| 35710 Bam] 1a 


2642| 191,620 | 2,938,072) 3,528,1%6| 210516 3,747,642 





629,500 620,500] 1,021,100 — 1,021,100 
> 318] 10408 94.6535 J 
104.064 12,452 | 116,516 ’ 655 198,69] 
1,132,131 11,708 1.743,839 1,742,744 21,402 1,764, 146 
3523 | — 58,523 — 


| 


6 636,300 2,205,441| 1,970,054 423,419 2,393,473 
"19897 1,903,140 | 64,043,037] 64.451.530 2,136,931 
— 1,514,7142 | 3,162,320 | 1,560; | 1.1537 | a 


B181984| 3417,882] 67.205.866 66.042,433 | 3,319, i 
109353 |_2956,118| 63.905,71 62,725,889 3,1628 09.354,74] 


N 
248,631 | 464 | 3,210,095 | 
148,631 101.404 | 3,210,095 | 34005 


——— 































3316344 | 149,479 
























152 Die Köniali 
ie Königlichen Bropofiti 
Fee chen PBropofitionen und Botſchaften. 
SEC In 
Im Jahre 10. e 
A auf | 
us g a be. für Neite aus N 
1840. 1839 Eumma. | +5 
Sr und Vorzeit, ee 
B. Bu den außergewöhnlichen Staatsbedürfniffen * * ia 
1. |3u Wege- Sand, Waffer-, Gifenbabn: und Feitungsbaute 3% 
imgleihen zu baulichen Anlagen und verjdiedenen Fonft n, 
Ginrichtungen, und zwar im Reſſort: onſtigen 
he ee: REN 2.058 
er Mermwaltung der geiftlichen ıc, An eleaeukelien 0%; =,058,013 — 
c) der Verwallung des Innern und der ——— — 70,000 a5 2.058.013 
A No air SER NENDI NN RERENEN 0 42,207 100005 u 
e) der Verwaltung Der auswärtigen Angeles ELEIESE EEE 95,687 aan 03,625 |" IN 
f) der Verwaltung der Domainen und Ana — 40,000 DR 231,063" I = 
) der EN naeienonne anne = 2 40,00]° Is a 
.utüeretererenee 7,00 — —— J u wo‘ 


h) der Verwaltung des Gewerbe: und Bauweſens 
i) der Shaufice Verwaltung, ſowohl zu Ghauffee Neubauten, 
als zur Wieverherftellung verfallener Shauffeeitreden, an 
ertraorbinairen Jufhlnen zur Unterhaltung der Shauffeen 
forte zur Verzinfung und Tilgung einiger noch zu berich: 
tigen gewejenen Ghauffeebau : Kapitalien en... .- — 
k) der Bergmerfsz, Hütten: und Salinen: Verwaltung ...... 
1) der Verwaltung des Eifenbahnweſens, laut Anhang Lit. D. 

⸗ außerdem: 

m) zut Ausführung von Prachtbauten, laut Anhang Lit. E. 
on) zur Schifbarmahung des Sanpwehrgrabens und zur Be: 
7 dauung pes Kopnicker Feldes in Berlin, faut Anhang Litt. F. 


402,371 135,952 338,323 





o) zu pen Immediat⸗ Bauten in Potsdam .ueeeneneenr 

Summe Tit. 1.....- 5.715.976 | : 
oa |3u Bodens Kulturen, und fonftigen Landes» Melierationen ...... > — al: F— 
2. außer den derartigen Verwendungen aus ECtats⸗Fonds. 5 nn, 
3 13 erftellung der dur Gisgang und Hochwaſſer berbeigeführ: ie: 
3. an Chauſſeen, Deichen, Brucken, Schleuſen ae 


ðVeſchaͤdigungen üben, 
I an spentlichen Bauwerken, imgleihen an Retablifie: 
ante: Untertügung! 
zleichterung de⸗ u 
4. |°" ——— herworgerufenen IC 
( enden der Monarchle „und war: 
gie Beſchaffung von NArbeitsverdientt bei Chauſſe — 
* uten und anderen öffentlichen Arbeiten... BEE 
Bea, f von Bred⸗ und Saatrüchten für die Roth⸗ 
b) pur d durch baare Gelduuterſtützungen zur Selvſi⸗ 
leidenden von gebensmitteln, Saatjrüchten, Acker— und 
u et N — —* 


Withſcauen Darlehns von 
cbccwein Unterftirgungd Konds zur Bewil⸗ 


n bei Waſſer⸗ Sturm: und Feuerſchaͤden 
rc) Ueberſchwemmungen und Mißernten 


Nothſtandes im mehreren 











rc) i 
1 * * 
en Be gäen an bedraͤngte Grundbeſiber — 
ligun Summe 2 4... = er 
= ändungen für aufgehe ene Be⸗ — 
Rente Abloſ "ae er Randnck⸗Antaufen und 
——— für Zuedte Det Künne und BANN, 
neigen Ausgabe | einiger rnerungen, zu Wohl aan 
je zur Berihld en öffentlichen weten nn * — 275,371 655,371 
det ig, und ON — Me & 
tig achtigen Ausgabereſt· — 228,781 273,958 502.139 I 
u be ergemöhnlihen Staat — Ne 
Dazu an — N gaben ju ben en ua pen Neiten.. 6336237 23,722,240| 9,058,497 I F 
zum me pi (Stats und reip- an Reſten „er. — 603,008 603.008 " k 
pen Soll mithin nieht... 6,336,257 2,119,232 | 3.455. er 
zoll Ausg“ Gegen v9” — 35,489 ’ 
r gen an den staolsſchat | os, al SI 
\ e it erun Summe Ve > 
g, Abli f | 
Ir 


— nn 
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Im Jahre 1841. 
auf 
für Reſte aus — 
34. | 1 j 
u und Vorzeit 








30.400 30,400 
| — 19,561 
I 202,073 2540.05 

50  — 5.000 


107,415 1,000 108,415 


204,500 — 204,500 
14,567 263,973 | 2,858, 
112.336 591,691 904,027 


106,003 855,664! 3,762,567 
— 502,730 502,739 


03 352925 | 3,250,828 


£ 


— 2637.000 2,837,000 





ür 





1472| 275,182] 1,493,254 
5,00 11,540 156,540 
326 11,069 144,305 
7,409 9,85 176,674 


sa —_ 812 
4462 82620 
6403| 148:349| 834.152 


5 — 403,575 
129.000 | 129.000 
6.000.000 | 6.000.000 
1.000.000 | 1.000 000 
so — 38,807 
5972] 15803671 10.436.339 
| "_ 182,521 
1.017 1.017 


1,303 


1386| 7,651,334 | 10,862,720 
1,499 44,857 | 1,013,356 





1885| 8,076,191 | 11,876,076 
),000 794,809 | 3,204,899 


9885| 7,281,202] 8,581,177 


1,000,000 | 1,000,000 











3335.407 3,056 
106, = 40.000 





Bemerkungen 
# 


_ 


194,402 


4,414,791 
4,750,090 a 





|——, — 
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. @innabhme. 


A, An Beftänden aus vorhergehendem Jahre 
dazu: 

B. An Jahres:Ginnahmen zum Staatshaushalt mit Aus: 

NEE ER ER: RBSGSROBEGRENSERCEE 


Kranken nun 


IN vn 


Il. usgabe. 
A. Zum gewöhnlichen Stantshaushalt mit Ausfchluß der Refte | 55,047,318 | 6,007,444 | 61,054.162 
B. Zu den aufergewöhnlichen Staatsbedürfniffen mit Aus: 


ſchluß der Reſte .P............................................... 6,107,476 | 2,448,282| 8,555,758 
C. Adlieferungen an den Staatsfchaß..nnnesensnnenenennnnennene- — 


Kup Mu 
a 3x 


u 


| | 
Ku, * 
Summe der Ausgaben exel. Refte...... 61.154,94 | 0.000.183 70,223,977 —— 
—X 
| a. 
Mithin bleibt Beitand...... 6,963,803 | 8,651,821 | 15,615,624 Sn N 
J 
d am ausſtehenden Ginnahme:Reften waren vorhanden ...... 475,027) 1,694,004| 2169,031] | N 
Un | ü * | 
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- 15,615,624 | 15,615,6%4 


1,5101 579,493 70,040,942 


1,519) 16,195,047 85,656,566 


6132| 5,851,597 
4567| 263,973 


2,837,000 





0,09 | 8,952,570 70,193,269 
0820| 7,2942,477 15,463,297 
3893| 1,513,045 1,946,938 











IT Im Yahre 1888. * 
auf 7 
für Reſte aus — in. 
1842 | 18 | Summe im 
| und Vorzeit. en 
Ä RL. TE Re ı 3 





1,121,688 71,970,534 br Ai ir 


16,584083 | 87,433,831 W ah un 





70,848,846 





ir if 


8,897,050| 71,134,350 ei, 
I 
ar 


| 8,601,537| 7,697,935| 16,209,472| _ 


LM —* 


| 452973| 1452831 1905804] . 
‘Usa 
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Im Jahre 1848. 
auf 
für Refte aus | - 
Summa. 
843. ——8 
und Vorzeit. 


—4 


16,299,472| 16,299,472 


5458| 611,951 71,817,409 


| 


1,458) 16,911,493 88,116,881 





2332| 2,878,803 62,571,135 
11386 | 7,651,334 10,862,720 


. 1,000,000 | 1,000,000 
3,7118] 11,530,137 714,433,855 
1,140 | 5,381,286 13,683,026 


1878| 1,413,302| 2,005,180 


Abtheilung. 11 





73,056,360 675,186 | 73,731,546] . 


61,927,374 | 3,338,141 | 65,265,515 


7,551,178| 5,631,222| 13,182,400 





— — 


Ueberſicht von den Reſultaten der Finanzverwaltung ıc. 163 


Im Jahre 1846. 













auf 
für Reite aus 
845. 1844 Summa. 
und Borzeit. 
RU Ra 










! 
; 
I 


1,903,140 | 64,043,037 | 64,481,580| 2,136,931 | 66,618,511 
5,646,184| 9,182165| 4,519,642| 3,007,767 | 7,527,409 


#2,139,897 
3.535,98] 








ur] 7,549,324 | 13.225,02 00.001,28 5.144.008 74,145,9%0 


>784060 | 6,048,470| 11,832,530| 1,535,484 | 7,885,740 | 9,421,24 


341,767 | 1,651,935 5.149,72] 953,573| 3,083,511 | 3,987,084 


BDemerfungen 


| 





Digitized by Google 


Anhang A. 


— 


Neberficht 


zur 


naͤheren Erläuterung der über die am Schluſſe der Jahre 1839 
big einschließlich 1846 vorhanden geweienen baaren Kaſſenbeſtaͤnde 
getroffenen Dispoſitionen 


und der 


in Folge derſelben daraus ſtattgefundenen wirklichen Verwendungen. 


— — — 
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Im Jahre | Im Jahre 


FL. 27? 



















Die aus dem Porjahre in das (aufende Jahr übernommenen Kafenbeitänd: 
belaufen ſich auf 


III HEHRFEHERERPERREUFRERPORTDPRTERDERLUPLTLRRRELTTETTTT 16,949.157 | 15,615,624 
Daven waren beilimmt: 
1. |3ur Ablieferung an den Staatsfhaß.unnnnmeneenneeneenennnennen 613,457] 2,837,000 
11. |3ur Dedung der Ausgabe: Neite aus dem Berjahre 
a) bei dem Etats -FondGs .............2.....22.222.22. sonne nen nnennnn nase 6,716,863 | 6,438,306 


b) bei ven Fonds für außergewöhnliche Staatsbedürfwiffe...enseeseeneneree 
Zur Beitreitung der durch befonvere jährliche Ertraordinarlen-Etats vorher: 
beitimmten auferordentlichen Ausgaben für Strom-, Hafen: und fonftige 
Staatsbauten und zu Landesverbeflerungen zuusenesneunnnnsnnuansnennsnenenenen 
Anmerkung. Bis Ende 1840 erfolgte die Dotation dieſer Gtate 
ganz aus den Meberfchüflen. Don 1841 ab wurden 
zu diefem Zweck jährlich 2,500,000 Thl. zum gewöhns; 
lichen Etat der General-Staats- Kaffe mit der Maaß— 
gabe gebracht, daß diefer Betrag erit im folgenden Jahre 

zur Berwenbung fommen folle. 
V. | Zr Abtragung temperairer ans anderen Königlichen Kaflen zum Ghauffee: 
bau x. geleiteten Vorfcäfle, zu den Ausgaben für bas Eiſenbahnweſen 
größere Bandes: Meliorationen, Schifffahrts-Verbeſſerungen zc. und zu 
unvorhergefehenen Berürfnifen,, befonders in Folge ungewöhnlicher Gr: 
eigniſſe, als Ueberſchwemmungen, Mißwachs und dera4J— 4756,3511 2,837,579 


Summe wie vor......| 16,940,157] 15,615,624 


603,008 502,739 


4,258,972] 3,000,000 


Hiervon find In ber Haupt: FinanzsUeberficht als wirklich verwen: 
pet nachgewichen: 


ven Staatsſchahz ............... ...... .... ..... . :. :. .. .. 2. 2. .. .. — 
I. en Kratsmäßigen Neitausgaben ...............2.2.....2..A.0.. A.*M.2.2..2. Be eig 
X in 6 — een sub IN. bemerften beſonderen Fiat 4,007,859 | 2,504,567 
gg, Auf den Grun nf die davon herrührenden —— — wa Bar 
mgleichen a ub IV. bezeichneten Art ..............2......A.2.2 1060 * 
A VBerwendungen der oben $ 
n 


Zufammen II. & IV.......| 8,555,758] 2,858,540 


Summe der wirklichen Berwendungen......| 15.176,650 | 11,547,137 
. im Schluffe des Jahres noch in 
ö hen daher beim Sch _ 
| obigen Veſtanden blitben N BREUER ARE ERES ESEL. 1,772,498| 4,068,487 
N} es RREFEFFT Tr 
— der Kalle" olaende Jahr übernommen und in den vorge: 
| ane in 





Ueberſicht von den Refultaten der Finanzverwaltung ıc. (Anhang A.) 


Im Jahre 


Im Jahre | Im Jahre 


Im Sabre | Im Jahre | Im Jahre 





1822. 1843. 1544. 1845. 1846. 1847. 
* RR Tr. FR RL 
15463,207 | 16,499,472 | 13,653,026 | 13.182.400 | 11,832,530 | 9.121.224 
— 1,000,000 | 2,000.002 

3088147] 3,340,173 | 3.655.556| 2,956.418| 3.162820 | 2.736.230 
04,027 794,89] 1,013.356 | 1.054,718] 1.515.330 | 1.680,155 
250,000 | 3,750,000| 39000001 3,962,000| 4,892,000 | 3,359,000 
1.123 7384,400| 3.114.092] 5,09.264] 2262.371| 1,615,809 
15,463,297 16.299.472] 13.683.026 | 13.182.400 | 11,32,530| 9.421.224 











*F 1.000,000 
212682] 2,878.803 
230086 | 3.101.086 

5 184,586 
6019| 7,486,148 


5439| 10,862,720 
17,076 


| 1,557.949 



















2,000,002 









1,03.140 


3,338, 141 2.136,93 1 
3377808] 3,53-,981 | 4,519,642 
386,20. 321.076 345,800 


3.002,552] 5.325.108 | 2,661.868 










9,664,310 
2,168,190 


12.304.798 | 11,055.305 
1,378,.22S | 2,097,095 
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Bemerfungen. 


Haupt-lleberficht 
deogleichen 


S. 140 bie 145 
146 „151 


Die Dotation des Ertraordindiren: 
Etats 1. 1847 beträgt 3, 514,413 Thl 
mithingegen neben: 

ftehende .......-.- 3380.00 » 
mehhe 125.0 - 
Diefer Betrag ift unter obigem We» 
Nande von 9.421.224 Th. entllal- 
ten und unter dem Angaar-Mefte 
der 1,680,185 Inl. gue Sol-Mus 

abe geftellt. Derfelbe wird ın 

847 bei den Reſten verausanbt 
und den 3,3X9,000 Thirn. auge- 
ihlagen 


welche 1.515.800 Ihl. tinebelondere 
sur Aprtiekung und Vollendung 
angefungener Baumerfe und An 
lagen, ſowie zu Unterftußungen 
zur Erleihterung Dee Rothſtan 
des ım Jahre 1847 beſtimmt find 


146. bis 151. 
140 145. 


=. 


Krups Veberficht 


Detaleichen 


deegleichen 116 Il 


Digitized by Google 


Anhang B. 


Ueberſicht 


der 


beim Kaſſen-Abſchluß der Jahre 1840 bis einſchließlich 1846 


verbliebenen Einnahme- und Ansgabe - Hefte. 


Die Königlicyen Propofitionen und Botſchaften. 





Beim Raflen- Abichluf des Jahres 1540. == 


für 
1840. 
FE. 


Ginnabme:Neifte. 

















| 





1. |Aus der Verwaltung der Domalnen...uunssnennenenennnnneennnenn 178,333 
2. [Aus der Verwaltung der Forften.eeassnnenenenessnnnnsneneennene 10,039 
3. |Aus der Steuer: und Abgaben: ——— 
a) an Grundſteuer-, Klaſſenſteuer- und Gewerbeſteuer-Reſten 9,711 
b) an Reften aus der indirekten Abgaben: Verwaltung ...... 68,426 
c) an Reiten aus der Salzregie ...uuuneennnen arssssseneenenenenn 111,305 
Aus der Verwaltung der Bergmwerke, Hütten und Ealinen .... — 


Aus der Verwaltung der Lotterie PPp...........2... 
Ans der Verwaltung der Porzelans ıc. Manufaktur 


— 
........... 


es» 


Refte von ertraordinairen Ginnahmen: 
a) Rüdjtändige Negulirungs Gebühren, deren Erträge zum 
Betriebsfonds für die General: Kommiffionen fließen ..... 
b) Korderungen des Chauffee » Neubau: Bonds wegen daraus 
"zu verfchiedenen Chauffees Neubauten geleifteter und dem: 
felben zu erftattender Vorfchüfle....nursnersnersnerseeeneennens 
c) An ausftehenden Vorfchüflen in der Provinz Preußen, 
welche zur Abhülfe des Nothitandes gegeben find ........- 
d) An rüdfändigen Penfions: Beiträgen, Strafgeldern, Ab: 
fchoßgeldern, Vermögens: Konfisfaten zc., an ausitehenden 
Vorſchüſſen und Darlehnen und fonftigen ertraordinairen 
Ginnahme:Reften 


— — — — — 


971,213 
415,027 


22222222444** 


Summe der Einnahme Reite...... 


auf 


NMeite aus 


1839 
und Vorzeit. 


317,158 
123,248 


51,914 
9,088 


438 


615,853 


575,705 
1,694,004 


| Summa. 


| 
| 





496,091 
133, Bl 


61,63 
17,514] 
111,305 


615,853 


672,918 
2,169,031 


11 


im Rafen-Abfetug bes Jahres 
auf 
für Refie aus & mma. 
s41. | 1840 : 
und Borzeit, 


% / 


1646| M3,146| 414,792 
9513| 113,964) 18,477 


6,632 41,930 54,562 
66,357 1,819 68,176 
29,416 16,557 4,913 


— 438 438 
se — 9,952 
“ 601,699 | 601,69 


0377| 467,562 567,939 
3,803 | 1,513,045 1,946,938 





172 : I) 







für Nefte aus 


1842. 1841 
und Vorzeit. 
RL. 








418,938 





104,319 





4529731 1,452,831 | 1,905,804] 
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m Kafen-Abjchluß des Jahres 1848. 


auf 
für Reite aus 
Summa. 
43. 1342 * 
und Vorzeit. 
3294| 91,153 
3,199 19,272 
3,025 62,848 
69,303 910 
10.205 — 
07,100 _ 
4% 
= 605,379 
6,022 441,244 





1,8578) 1,413,302 








)ogle 





ai 
ou 
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Kim Kaſſen-Abſchluß des Jahres 1846. 


Beim Kaſſen-Abſchluß des Jahres 1846. 
















auf auf 
pr — Reſte aus — Bemerkungen. 
und Berzeit. 
Al 





79,393 
3,987,084 





z 185,261 185,261 
234,219 — 234,219 
_ 1,252,386 | 1,292,386 
3491,67 | 1,851.935 5.149,72] 953,573 u 


10 


> 


a 


‚An Rückſtänden von Gnadenbewilligungen aller Art 
An noch zu berichtigenden Ablöfungsgeldern für Baifiv: Renten 
‚| Refervirter Fonds zur Umprägung abgefchliffener Münzen.... 


Die Königlichen Propofitionen und 


Ausgabe-Reſte. 


A. Bei den Fonds zum gewöhnlichen Staatshaushalt. 
Zur Berzinfung und Tilgung ber allgemeinen Landesſchulden 
desgleichen der provinziellen Schulden 
An Penſions-x. Rückſtänden: 
a) für emeritirte Staatsdiener, deren MWittwen und Hinter: 
pliebene, fowie zu fonftigen Gnaden: Unterflügungen...... 
b) an lebenslänglichen Kompetenzen und Penfionen, ertraor 
binairen Gehältern, Gehalts: Zufhüfien, Wartegeldern ıc. 
An Rüdftänden von dauernden Nenten: 
a) zur Entſchaͤdigung für aufgehebene Rechte und Nußungen 
b) für eingezogene Kapitalien und Amts: Kautionen.......... 
Für die Zentral: Staatsbehörden mit Ausichluß der Departe: 
ments: Minifterien...auunnennsnsnannannansnnnnnnnnnnnsnenn en nne nn 
Für die Militair- Verwaltung 
Für das Juſtiz⸗ Minifterium ........ 
Für das Minifterium der geiftlichen ac. Angelegenheiten 
Für das Minifterium des Innern .nueunnsnneneeneeenensnennennnene 
Für das Finanz: Minifterium: 
a) zur Zentral-Verwaltung.......................A.4..22.......22.** 
b) für die Berwaltung der Steuern...uusenonsnenennnennnnennene 
c) für die Salzdebits: Verwaltung, einſchließlich Salz: An: 
ſchaffungokoſten .........................................22* 
d) für die Verwaltung des Gewerbe- und Baumefend..... 
e) für die Chauffees Verwaltung ..................2.....4.2*2...... 
Für die Ober: Präfidien und die Regierungen 


nn... 


c2222 


224422* 


—244444242 


........... 


Desgleichen zu den Ausgaben für größere bergmännifche Unter: 
nehmungen........ 
Desgleichen zu den bereits angewieſenen ertraordinairen Aus: 
gaben aller Art 


2444444* 


...... 


Bolſchaften. 
Beim Kaffen-Abfchluß des Jahres 1840. 


IK 








auf u 
Refte aus | Summe. ka ER 
N 
—E 
—— 43 2 
3,000,000 —— 3,000,000 — * 
16128 320,454| 337.182 wi m. 
1620600 — 162063 5 
6,350 4,160 110: m; 
3,507 36,750 0, 
2,807 843 3650| y ‘ 
594 — 59444 
3908| — 301814 
88,058 161,268 249,3% St au 
111,717 14,836| 19,53] u a 
5091| — 5050| „ 
1,016,013 3,135! 1,019,148] gs 
95613 — 956 
499,579 2600| 502100], 
449643 — 440 6411) NW 
15,888 16,461 32349] ., - 
69,365 68,531 | 137,806] „ "3 
3304| — 3304| „ 0 
9206| — 9,956] >, 
52,683 2457| 185.10] .. 
5.726.101 112,115] 6,438,306| I * 
din 
N 


17 


n Kaſſen⸗Abſchluß des Jahres 1841. 


auf 
für Reite aus — 9 
41. 1840 
und Vorzeit, 


* Rp * 


18701 | 3006714 328375 


18,406 — 118,406 
9,072 4,760 13,832 


5,518 40,198 45,116 


3,053 681 3,734 
626 — 626 
6 6,655 


R201 70,346 162,547 
3,148 17,484 103,632 


10 — 4,909 
65,994 1831| 866,175 
19,112 5 79,717 
%,166 1666| 497,832 
2320| — 523,908 


27,058 9,24 36,282 
45,684 78,860| 194,553 
80 — 1,980 


27,01 — 7,01 


54,187 81,470 136,257 
13.5891 614,558 3,088,147 


Re Abthellung. 12 











Beim Kalten: Abichluß des Jahres 18% 






















für Reſte aus | Summe. 
1542. 1s41 
| und Morzeit. 
4 | 3% 





1,009,131 a 
98,135 \ 
% 
137 
Ku 
x In 
| 
117,757 . Kan 


2,876,476 


Gobdalk 
s j 
* 
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m Rıfen-Mbfchluß bes Jahresınae. 





455) 0705| 31,100 


6,021 — 67,021 
3,356 — 3,356 
4,489 45,850 50,369 
2.150 150 3,500 
3100 — 3,190 

6.006 ” "6,096 


3.483 88,041 213,524 
1,619 10,661 62,230 


1,954 — 7,954 
9,149 11) 1,299,160 
11,345 — 277,345 
8,732 203| 458,935 
1,937 — 527,937 
3,267 650 23,917 
1,078 88,015 169,093 
. 8,106 8,106 

76,301 76,301 


8,117 107,075 165,192 
2,718 632,798 | 3,655,576 








— — — — | 
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Beim Kaſſen⸗Abſchluß des Jahres 1844 


auf 
für Refte aus Summa. 


1844. 1843 
und Vorzeit. 
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Beim Kaſſen⸗Abſchluß des Jahres1645. | Beim Kaſſen⸗Abſchluß des Jahres 1946. 


auf 
Reſte aus 


1845 
und Vorzeit. 









Bemerfungen. 











und. 121,004 - 199,793 21. 
S. An. Lu. . —— 


Bemert. 
Der Beflandbon...... 600,207 Ihl. 
ifti.Iabhre 184 (Haupt- 
lleberficht, Einlage 8.144. 
Pos. 10. unt.901,584T hl.) 
vereinnabmt und dem 
Etatöfonde pro 1844 ad400,000 +» 
als Beftand augetreten. 
Rd. biern.vorhand, 1,000,207 Thl. 
find i. 1844 verwend. 147,045 > 
Die übrigen ....... ‚162 Ibl. 
bilden den pro 1844 
bortretenden Wud- 
ee v. gleidyer 
öbe. 


) 
1,147 5,697 | 6,844 
34,817 2,592 37,409 
12,991 11,194 24,185 
| 
186 — | 186 
2,50 0 3,480 
4,223 — 4,223 
14,666 8,647 | 23,313 
116,266 | 128,047| 244,313 
150,969 5,657 156,626 
3,592 — 3592 
61,430 — 61,430 
115,543 — 115,543 
469,665 5,887 475,552 
467,136 — 467,136 
19,185 1,392 2,5717 
12,357 83,850 156,216 
— 8.106 8,106 
— —— 713545 | gon den in 1842 und 1843 für 
nebenftehend bezeichneten Zwed mit 
_ ESP PP 32428 EIER HE 
| ee ausgefeht. 
m 14,130 166,796 180,926 1b. edad- 
Ads en Jahren 
'087| 1,514,742| 3,162,829 — 1,175.377| 2,736.230 | ——— 
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Die Königlichen Propofitionen und Botſchaften. 






















V 
BE 
r auf ri 
für Reſte aus En 
Ausgabe-Re ſte. 1840. | 1830 m 
und Vorzeit. E aka 
B. Bei den Fonds zu dem aufergewöhnlichen Ztaats- 


Bedürfniffen. 
Zu Wege:, Lande, Waſſer- und Feftungsbauten, ſowie zu 


baulichen Anlagen und verſchiedenen fonftigen Einrich— 
tungen, und zwar im Reffort: 
a) der Militairs Verwaltung. ..uneeenenennasnnnnnnsnnonsnennnnnunne 


b) der Verwaltung der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten 
c) der Verwaltung des Innern und der Polizei 


........ 


— „a mn 
d) der Juſtiz⸗-Verwaltung.................................... - May 
e) der Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten... Ra 
f) der Verwaltung der Domainen und Forfien... aussen .- 

g) der Steuer-Verwaltung....................................... N "= 

h) der Verwaltung des Gewerbe: und Baumwefens,..uuenneee- " —A — 
i) der Chauſſee-Verwaltung ..................................... F 


k) der Bergwerks⸗, Hütten- und Salinen : Berwaltung...... 
I) zu den Immebiat: Bauten in Potsdam ...uunenuenessseeene- = 

2. |3u Boden: Kulturen und fonftigen Landes: Meliorationen 
3. JZur Herftellung der durch Eisgang und Hochwafler herbei: 
geführten Befhädigungen an Ehauffeen, Deichen, Brüden, 
Schleufen und anderen öffentlichen Bauwerfen, imgleichen 
zu Retabliffements:Unterftügungen bei Waſſer-, Sturm: 
und Feuerſchaͤden P... 
4.3ur Erleichterung des durch Ueberſchwemmungen und Miß— 
Erndten verjchieventlich hervorgerufenen Nothſtandes im 
mehreren Gegenden der Monarchie, nämlich: 
a) zur Beichaffung von Arbeits-Verdienſt durch Chauſſee⸗ 
und Wegebauten und andere öffentliche Anlagen..........- 
b) zum Anfauf von Brod- und Saatfrüdhten für die Noth: 
leidenden und an baaren Geld: Unterftügungen zur Selbt: 
beichaffung von Lebensmitteln, Saatfrüchten, Ader: und 
Wirthſchaflsgeraͤth c. . 
5. [Refervirte Fonds zu bereits eingeleiteten Rente-Ablöſungen 
und Abfindungen für aufgehobene Berechtigungen, zu 


Grundftüd:Ankäufen, zur Berichtigung von Reſtforde— 
TUNGEN . 


Summa B....... | 273,058] 502730] Mi 
Hierzu Summa A....... 5,7%6,191| T12115| 6,439,306 * X 

I 
Summaraller Ausgabe:Refte...... 5,954,972| 986,073| 6941,08 — 
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m Raffen-Mbfchlu des Jahres 1841. 
auf 
für Refte aus — 
341. 1 
und Borzeit. 
77 / 
| 

106,081 19,538 125,619 
41,480 65,460 106,940 
19,073 21,402 40,475 
13,62 11,068 24,690 
14,5% 101,382 216,208 
* 700 700 

1,000 — 1,000 


1,528 9,000 10,528 


14,726 10,216 4942 


= 352035) 352,93 
123361 591,601] 904,027 
13,580| 614,558 3,088,147 


5925| 1,206,49 3,992,174 





— — — — 





IS 


Beim Kaſſen⸗Abſchluß des Jahres 16 en 





auf 
für Refte aus | € 
1842. 1841 *— 
und Vorzeit. 


32,040 50,858 82,898), 
21,250 62,4% 3676 zu 
11,442 10,137 a0 \ in 

* 


14695| 12,397 am]; Rn) an 
136.092) 10460| 071], „. 2 
* 1 


920,000 * 20000 | — 
1383| — 13,873], 2 IT 
19,449 wol 10h „Mi 
| * a 
= 28,189 3,18 | 
um! 
| 
| 
— en > 1 
je 
u | | 
| | 
oa Ba, | 


en 287.068] 794,890 — 
28126 470. 463 607 3,340,173 Ks 


3,384,307| 750,165 | 4,135,072 


is 


m Rafien-Abjchluß des Jahres 1842. 


und Borzeit. 
* 


632,198 
1277| 1,057,655| 4,668,932 
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auf 
für Nefte aus | Summa. 


1844. 1843 
und Vorzeit. 
Rb. 


* 





171,311 








2,632,801 1,378,335| 4,011,186 








| 
| 
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Beim Kaſſen⸗ Afchluf des Jahres 1 1845. Beim Raffen: Abichluf des Jahres 164 1546. | 









auf auf 
für | ns — — a. — Bemerkungen. 
M | ® 
ae und — und Vorzeit. 
KR. = Hl. KL RL Kb 
| 









3, 346 | 
19341) 117,195| 276.536 
3,576 33.036 | 66,612 
6,339 6,339 
— 136,777) 36,177 
5050| 40835 95,785 
18.294 | 272610. 410,904 
= 18738 18,738 
= 27248 | 
DM 
5,957 | 

















63,514 | 

















18,154 18,154 






191,153 





33,215 33,215 













262,90 | 262,270 
| 
| 


| 
} 
| 3544| 143,792) 219,500 | 240414 

1,515,330 1.300.027] 1,680,185 


2609| 1,089,311] 1,515, 
148.087 | 1,514,742| 3,162,820 1,175,377 


014,106 _ 4,678,159| 1,932,011| 2,484,404| 4,416,415 








177,346 






Anhang C. 


Neberficht 


der 


in den “Jahren 1840 bis einschließlich 1846 


aus den zu ertraordinairen Ausgaben 


elatsmäfig ausgefehten Fonds geleifteten Bahlungen. 
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Im Jahre 1840. 











Bezeichnung 
des Zwecks der geleifteten Zahlungen. 






für Neite aus 


1840. 1839 
e und Vorzeit. 


RR. BLA 


















TE. 


| 
A. Aus dem etatsmäßigen Dispofitions- Fonds zu i 
Gnaden- Bewilligungen aller Art. 





1. |3u Kirchen und Schulbauten, und für Gegenttände des Kultus 55,503 58,786 | 144.280 _ 
2.|3u andern Bauten, zur Erhaltung von Denfmälern und dergl. 5,271 1,571 1.142 
3. [| Bür Zwecke der Litteratnr, Künfte und Wiffenfchaften.......... 21,244 300 21,544 % 
4. | An Retabliſſements-Unterſtützungen... 400 — 
5. | An Entſchädigungen und Abfindungen .... 9,042 232 9214 
6.d Vorſchuſſe und Darlehne........... 5824| 1,6501 Tam|\ Sm 
7. | An Gnadenbewilligungen, Unterftüßungen für MWittwen und . I | im 
Kinder von Beamten ꝛ. ......... 153,351 1,457) 154,808. | 
8. | 3u verſchiedenen Zwecken ..uunoosnonsensonnunsunnensunnssnuunnnsuneee — 405 u) 9x 














191 











auf 
Refte aus 
1842 
und Vorzeit. 


Summa 


— 





tſte Adtheilung. 















auf | 8 
Reſte aus Zt En 

1843 Mt 
und Vorzeit. 2 det, 


111,711 
500 





231,338| 77494 u PM 





Ueberſicht von den Refultaten der Finanzverwaltung 


Im Jahre 1845, 


| 


auf 
für | Reite aus 
1845. | 1844 
umd Derzeit. | 
62 60124 
8.303 1.483 | 
BAR | 400 
1,700 
1991|  _ 
3,800 | 3.362 | 
119,369 977 
0351| 6 








| Eumma, 


166,766 
10,376 
29,208 

1,700 
1.049 


1.162 


120,3-40 


330,697 








für 





IS 46. 


, 
A. 


104,874 
108,335 
25,948 


616 


872 


3,075 


133,023 


311,643 





auf | 
Reite aus | 

IX15 
und Vorzeit 


Ey 





68,60 


621 


N 
4,100 


987 


14.774 


Am Jahre 1846. 


Zumma. 


173.440 
108.956 
25,048 
616 
1.072 
8,375 


134.010 


452.417 


°c. (Anhang €.) 195 


m a ——— — 


Vcemerfungen. 


13" 


Google 
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= Im Jahre 1340. - 








auf 
Bezeichnung fe el; 
des Zwecs der geleifteten Zahlungen. 1840 1839 j 
und Vorzeit. 
KL. IE. —— 
B. Aus den etatsmäßigen Dispofitions - Fonds zur 
Bechung von Mehr- Ausgaben bei den Etats- Titeln 
und zu fonfigen ertraordinairen Ausgaben. 
1. | Für das Königliche Geheime Givil: und Militair: Kabinet... 7,347 — 7.341, 
2. | Für das Staats: Secretariat und den Staatsrathl..uenseneee- — | — — 
3. | Für die General-Ordens-Kommiſſion ..................2..222.22. — — — 
4. | Für die Ober-Examinations-Kommiſſion......................4 — — — 
5. Für das Ober-Cenſur-Kollegium ................................ 1,390 = 1,3% 
6. | Für das Handels: Amt und das ftatiftifhe Büream............ — — — 
7. Für das Archivweſen ............. ............ .................. 3,268 — 3,268 
8. | Für die Verwaltung des Staatsfhages und Münz— 
wefens: 
a) zur Umprägung abgefchliffener Münzen. neueren 107,044 100,000 207,044 
b) fonftige Ausgaben .......................................... 240 — 24% 
9. | Für Zwede der Militair: Berwaltung...zersssersnannenssnnenenene 3,850 50 3,909 
10. | Desgleichen der Juftigs Verwaltung .......................... 18,340 26 18,366 
11. | Desgleichen der Verwaltung der geiftlichen ıc. Angelegenheiten 15,643 700 16,343 
12, | Desgleichen ver Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten 119,385 — 119.38 
13. | Deegleichen der Verwaltung des Innern .......2. 35,718 2,047 37,165 
14. | Desgleihen der Domainen- und Forft: Verwaltung...........- 50.951 _ 50,951 
15. Desgleichen der Steuer: Verwaltung ......... ...... 32,557 10,354 42,941 
16. | Desgleidyen der Verwaltung des Gewerbes und Baumefens.. 2,310 10,358 12,668 
17. | Desgleichen der Bergwerfs:, Hütten: und Zalinen-Berwaltung — — — 
18. | An Diäten für kommiſſariſche Beſchäfligungen, Umzugokoſten 
bei Verfegungen von Beamten, ertraordinairen Gchältern, 
Gehaltozuſchũſſen 2c... 31,160 — 31,160 
19. | An Retabliffements » Unterftügungen und für fonftige Wohl: 
0 I EINEN NAEH TERAEROFEEE 63,142 500 63,642 
2. | Entfchädigungen für aufgehobene Berechtigungen und Nugungen 204,865 7,131 211,0 
21. | Zur Ablöfung von PaffivsMenten..ucnsesersesessssnseeseseeeenne 75,611 a 75,611 
22. | Hulvigungs, : Landtages ıc. Koſten .................. 33,555 er 33,555 
3. 1 Borfchäfie und Daäͤrlehne ...... 69,268 — 69,208 
24. |3u verfchiedenen Zweden, incl. zur Befriedigung von Neft: 
forderungen aus der Zeit der Fremdherrfchaft...zusessnnereee 70.879 89,838 160,761 
Summa B... 948,812 221,054 | 1,169,86t 


Hierzu Summa A... 230,635 64,701 345,33 


Summa der Ausgaben A. und B...| 1,299,447 285,155) 1,515,20: 


Im Jahre 1841. 
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5.241 — 8,241 
| — 450 
1,295 — 1,295 
| — 796 
172,989 2056| 65,945 
2 — 2,065 
7,408 — 7,408 
3,195 361 35,556 
10,432 1,211 71,693 
100,431 — 100,431 
42.233 4,183 46,416 
19,579 3,848 23,427 
11,241 500 11,741 
32,343 = 32,343 
91,512 92 97,604 
32,536 42 32,578 
15,538|  21,281| 36,819 
107,754 33,644 141,398 
20,356 -- 292,356 
50,837 6,000 65,637 
135,258 9,761 216,019 
31 ‚308 254,879 1,506,277 
304,316 58,423 362,139 
5,114) 313,302 1,860,016 
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Im Jahre 1848. 


auf 
für Reite aus 
Eumma. 
343. | 1892 
und Vorzeit, 
| 
2,109 en 20,109 
se — 382 
6000 — 6,000 
mM — 1,921 
I — 510 
0 — 400,000 
08,544 — 98,544 
16 — 1,367 
"0,628 1,000 90,633 
2 _ 93,939 


41,534 6,851 54,385 
19,313 20,937 40,250 


%,015 — %,015 
39,171 16,761 55,032 
= 20,856 20,856 
%,627 200 26,827 
29,443 130 29,573 
296 84446 177411 
385,177 — 285,177 
1090| — 11,089 


194,708 25,000 | 219,708 


0356| 112078 182,934 
W,E| 288,850 1,849,517 
208,022 31,266| 300,188 


329,80  320,125| 2.150.005 


| 








Im Sabre 











auf 
für Refte aus | Summa 
1544. 1203 
und Vorzeit. 
a | % 












1,192,726 434,362| 1,627,08 
281,328 77,494 358,82 












1,474,054 511,856 | 1,985, 911 


| 


J 





Digitized by Goo 
Tu 
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| 27,396 — 27,3% 
0) — 16.200 

a — 220 

= 457 457 
ww — 762 


= 81,281 81,281 








18,630 — 18,630 
9,992 — 9,992 
141,052 12,882 153,934 
17,597 — 71,597 
203,691 — 203,691 
35.071 412 26,083 
38.1 19 — 58,119 
12535 46,400 215,935 
* 30,796 30,796 
21,521 _ 21,521 
6 797 6,000 15,727 
14,243 _ 74,243 
851 — 86,851 
500 _ 9,500 








1,958,744 
336,697 





2,205,441 








— 


66,366 
13,436 
237,800 
57,521 


76,919 | 


41,425 
39,361 
147,948 


— 


17.818 


118,926 

6,729 
164,483 
279,078 


261,705 | 


1,592,411 
377,643 


1,970,054 





| 


17,170 


50 


5,000 
16,250 
13,078 


13,149 
4,000 


201,414 


349,645 
14,774 


| 


| 
423,419 





58,336 


66,366 
13,436 
254,970 
57,521 
76,969 
41,425 
60,361 
164,198 
13,078 


17,970 


125,126 
20,575 
177,632 
279,078 
4,000 


463,119 


1,941,056 
452,417 


2,393,473 


Bemerkungen. 


Bon den in 18342und 1843 in folle 
berausgabten...... 800, Ih. 
find nur verwendet 
teip. .. 38 189 Thl. 
und... 121,604 =» 190.709 - 


Die im Beſtande ges 
bliebenen.unceeo. 600,207 Tbl. 
find in der Haupt» lleverficht, 
Einlage Seite 144 Pos. 10, unter 
001,564 Thlt. vereinnahmt. 


Anbang D. 


Ueberſicht 


von 


den Einnahmen und Ausgaben 


beim ertraordinairen Eiſenbahn-Fonds. 


10 


er meum 


10. 





Die Königlichen Bropofitionen und Botſchaften. 





in | Eumma, 
(sffeften. | 
Einnahme. 
Beftände aus vorhergehendem Jahre zeeesensnnnsannneunnennnenenn 


Die nad) dem Gtat der General:Staatsfaffe von 1843 ab 
fortlaufend jährlich ausgejegten ..... 
Der zur Beförderung des Eiſenbahn-Baues von 1844 ab zu 
verwendende etatsmäßige Mehr: Betrag der Ueberfchüffe aus 
der Salzdebits : Verwaltung gegen den Boranfchlag von 1843 
Aus den Weberfchüflen der Finanz »Berwaltung de 1842...... 
An angekauften Effekten................ 


An Zinſen von Effelten.P.... 
An Erlös für verfaufte oder realiſirte Effekten .. 


An wiedereingegogenen Vorfhüflen P.... 
An baaren Kapitalien, welche gegen Verpfändung von Effekten 

zur Vermeidung des Berfaufs derfelben aufgenommen find... 
An verſchiedenen Ginnahmen, Nüderitattungen Kennen 


Summa der Ginnahbmen und Beilände...... 


Ausgabe. 


Gehälter, diätarifche Nemunerationen, Reife: und Bermeflungs: 





Einzahlungen auf die Staats: Antheile an den Aftien: Kapi: 
talien verfchiedener Eiſenbahn-Geſellſchaften .eereensesessennee Benesnennesenen | ennsnnunnenenn 


he: m atlauftE elleeeeee öſ 
Vorfchüffe an mehrere Eiſenbahn-Geſellſchaften ...... 
Berpfändete Effekten für aufgenommene baare Kapitalien.c.. | rrssseseseeene | eessenseenere 


An verkauften und realifirten Öffekten .ccecseeressessssnsnesseennnul annnennnnennnn | .... 
Zinfen, Provifion ze. ven Anleihen und vermiſchte Ausgaben | .ueesseseeeeee | ereeeseenenee 


Summa der Ausgaben... | ....erenennen ... Sa 
R — 


Mithin iſt Beftand... 


——— 
.. 424 ⸗ 
2224* 
u............. 


.............. 


4* 


Dazu treten: 


a) An ausftehbenden Borfchüflen.zeuunensassnssssenssesnnnenenen 
b) Die gegen baares Geld verpfändbeten Effekten. .......... 
c) Der Aftienbetrag für die auf die Staatsantheile gelei— 


Arten Einzahlungen .....snusrnuesessessnasrserensensasene> 





Dagegen geben ab: 
Die zurücdzuzahlenden baar aufgenommenen Kapitalien...... . 


Das Bermögen d. Gifenbahn: Fonds beftand daher Ende 1846 in 





Im Jahre 1841. 


haar. in Eumma. 
Effekten. 


—— Kb 


nn | ppsosnsageneee 


ld RESET ON Fee 


LITT EEE EFT ETREEEN 


PER EREE 


—— 








— —— 212226* 


206 N 





La r 
—* 
‚MORE 
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Jahre 


baar. in Summa. 
Effelten. 


— — 


"45,130| 1,754,870 | 6,000,000 
2,067,030 | 2,667,030 


| u eg 


2 TFT? TOT Pr RE 


Br LT er 


Ta — — 
74.089] 4.421.900 | 10.156.550 
74.089 | 4.421,900 | 10,156,589 








...... 


.............* 


uonnnsnenneren 

............r. 

PELLEETETTIIZ ED 
⸗⸗ 


—— 


.............+ 






..n............ 


1,287,010 
5,000 


.... 
ee san ARE 


ee 42,495 


1,957,892 82,400 | 2,040.292 
* 


1.522,849 | 4,753,505 | 6.276654 


„...... 
“...... 
.. EPPTTE III 


“runs. 
....... 
“unonannsnunnn | annnunnennrer® 


..r.... 
..... 
.. .. 
vontnnunnnnn | senenennrenn 


........ 
“...... 
. 
“rn nennen | nunnrenerenet 


........ 
..... 
“...... 
“ranaes 
. 2222444 


....... 
...... 
” 
. 
VOoossosssenge l.su 
.......... 


er ht von den Refultaten der F REN X. en D.) 209 


05 


baar In Summa. 


Effelten. 
KL 

















122.849 | 4,753,805 | 6,276,654 


“ren tunn 


2.. 


... srennse. “..... 
“urn ⸗ —— — — ————— 
— — — — .. 


hu 


Vonnaseneseann 
Vonntonenenegy 
a EI I Per 
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Denkfchriften 


über die Verwaltung des Staatsichates. 


A. Denkſchrift 


über 


die Verwaltung des Staatöfchages für die Zeit von 1840 bis 1846, 


Bei Requlirung und definitiver Feſtſtellung des gefammten Staatöhauöhaltes wurde 
durd) die Allerhöchſte Kabinetöordre vom 17. Januar 1820 beftimmt, daß Erfparniffe, 
welche im Laufe der Adminiftration ermittelt werden, jo wie aud), nad) vorheriger Dedung 
der Reſtausgaben, die Nefteinnahmen bis Ende 1819 nebft allen dem Staate zugehörenden 
Beſtänden der Saupttafien in baaren Geldern oder Effekten, ferner die für den Staatd- 
haushalt entbehrlihen Mehreinnahmen bei der laufenden Verwaltung gefammelt und mit 
noch anderen zufälligen Cinnahmen zur Bildung eines Staatöfcyaged abgeliefert wer: 
den follen. 

Zu diefen zufälligen Einnahmen gehören nad) der meiteren Allerhöchſten Beftimmung 
vom 17. Juni 1826 (Befepf. S. 57) der Erlös aus der Veräußerung oder Erbverpadytung 
folder Befigungen und Anlagen ded Staates, die nidyt unter den Domainen begriffen, der 
Domaincnverwvaltung nicht beigelegt und mit ihren Nugungen dem Iilgungd- und Verzin— 
ſungsfonds der Staatsſchulden nicht überwieſen find, z. B. Hütten-, Hammer, Gruben: und 
Salzwerke, gewerbliche Anlagen, Gebäude aller Art, Die nicht zu den Wohn: und Wirth: 
ihaftögebäuden auf den Domainen zu zählen find, ald Militairgebäude, Gebäude der 
Steuerverwaltung, Kollegienhäufer u. f. w., infofern der Erlös aus dem Verkaufe nicht den 
Verwaltungobehörden behufs anderer an die Stelle der veräußerten tretenden Einrichtungen 
verbleiben muß, — ferner der Entgelt aus Ablöfungen von Präftationen, Die zu den oben: 
genannten, nicht unter den Domainen begriffenen Staatögütern, oder aus einem anderen als 
dem dominial-grundherrlichen Nechtstitel gegen den Staat zu Leiften find, 3. ®. die Verbindlich— 
feit, eine Fabrifanftalt fortdauerd zu erhalten, und dergleichen mehr, endlidy die zurückzuzah— 
lenden Darlehne und Vorſchüſſe, weldye aus dem Ertraordinarium der Gencral-Staatötaffe 
an Kommunen oder Privatperfonen gegeben find. 

Die aus ſolchen zufälligen Einnahmen aufgefommenen Gelder find ſeitdem auf das Sorg— 
fältigfte gefammelt und in den Staatsſchatz niedergelegt worden. 

Die vornehmlichſte Beſtimmung ded Staatsſchatzes ift, wie fie cd auch unter den voran— 
gegangenen Negierungen ftetd war: die Streitfähigfeit der Preußiſchen Monarchie gegen 
Angriffe von außen, ihre politifhe Macht inmitten von Staaten, die ihr an Größe und Be: 
völferung weit überlegen find, zu erhöhen und die Mittel ftetö zur Hand zu haben, um mit 
ihren Heeren wo möglidy überall guerft auf dem Kampfplag fein zu fönnen; ohne in einem 
ſolchen Augenblide dad Volk ſogleich mit der vollen erdrüdenden Yaft beſchweren gu müffen, 
welche fonft mit einer Kriegöbereitung verbunden fein würde, Der Weisheit und Vorſorge 
der Preußiſchen Negenten, einen foldyen Kriegsſchatz, fo viel die Zeitverhältniffe es nur immer 
geftatten wollten, in Bereitfchaft zu haben, zu erhalten und zu mehren, verdanken wir zum 
großen Theil die glorreihe Geſchichte unferes Waterlandes und feine heutige Gröhe mit, 
wenn in diefer Geſchichte auch zu unferem unvergänglicyen Stolz fid) Momente verherrlicht 
haben, wo die höchfte Begeifterung ded Volkes Alles, was an materiellen Mitteln gebrad), 
erſetzte und fo weit überbot, wie der Geiſt höher ift ald Gold und Silber. Stimmungen, wie 
die ded Jahred 1813, ftehen aber in der Völkergeſchichte nicht twie gewöhnliche Erſcheinungen 
da; aud) die unfrige war um theuren Preis erfauft. Und möchten wir aud) ftündlidy auf die 
Erneuerungen defjelben Geiſtesaufſchwunges mit Zuverſicht bauen, immerhin bleibt ed für 
die Preußiſche Monarchie ein unerläßliched Gebot und für feine Herrſcher eine väterliche 
Pflicht, die Tage des Friedens zu nutzen, um auf Die ded Krieges voraus bedacht zu fein und 
die geordnete Finanzverwaltung des Landes zu einem Pfeiler mehr für die politische Größe 
und Kraft ded Vaterlanded durch Erlangung und Erhaltung eines Kriegsſchatzes zu machen. 
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Von diefer großen Pflicht ift Se. Majeftät der König vom Tage Seiner Ihronbefteigung 
eben fo tief und ernft wie Seine glorreicyen Vorfahren durchdrungen geweſen. Allerhöchſtder— 
felbe hat bei Seinem Regierungsantritt den Staatsſchatz in einem Zuftande vorgefunden, den 
er nad) langen Jahren der Erſchöpfung nad) den außerordentlidyiten Anftrengungen der 
Nation — und nad) den beinahe einer vollftändigen Rüſtung gleidyfommenden Ausgaben 
für Kriegövorbereitungen in den Jahren 1830 und 1831 nur durch die weifefte Dekonomie 
und unauögefepte Vorjorge Sr. Majeftät des hochſeligen Königs wieder zu erlangen vers 
mochte, und feit dem Negierungdantritt des jetzigen Königs Majeftät ift derfelbe, wie die 
nachſtehenden Nachweiſe ergeben, um mehr ald 7,500,000 Thlr. gemehrt worden. Es ift 
Grundfag und Vorfchrift bei der Verwaltung des Staatsihages, daß feine Beitände — wie 
es feine Beftimmung fordert, ftetd baar in gemünztem Gelde vorhanden fein follen. Eine 
Ausnahme hiervon machen riur zwei Summen, von 1,673,775 Ihlrn. undvon 1,972,875 Ihirn., 
welche auf Speziellen Allerhöchſten Befehl in Staats-Schuldſcheinen von der General: 
Staatötaffe abgeliefert und vom Staatsſchatz angenommen werden mußten, weil die Ver: 
hältniffe ded Geldmarktes ihren Ankauf nöthig gemacht hatten. Die legte diefer Summen ift 
im Jahre 1845 eingezahlt worden, Die erftere ſchon unter der Regierung des hochſeligen Ko: 
nigs Majeftät. Die Jinſen von beiden fließen wieder zum Staatsſchatz. 

Fin zweiter Grundfag bei der Verwaltung des Staatöihages iſt der, daß aus demfelben 
keine Ausgabe irgend einer Art anderd als für den oben bezeichneten Zweck der Kriegsrüſtung 
geleiftet werden darf. Wenn daher aud leicht begreiflichen politiihen Rückſichten derjenige 
Veltand des Staatsſchatzes, welchen des jegt regierenden Königs Majeltät bei Allerhödhit- 
ihrer Ihronbefteigung vorfanden, — als zur Ueberſicht des Haushalte Sr. Majeftät ohne- 
dies nicht mehr gehörend — hier, Allerhöchſtem Befehl zufolge, ſich nicht mit verzeichnet fin- 
det, jo findet Dagegen um fo mehr die amtliche Erklärung hier ihren Platz, daß während der 
ganzen Negierungszeit Sr. Majeltät ſowohl jener vorgefundene Beſtand, alö auch die feit- 
dem hinzugefommenen Eummen, mit alleiniger Ausnahme der weiter unten erwähnten 
Summe von 20,439 Ihlen., ganz unverfehrt geblieben und unvermindert in dem Staate- 
ſchatze baar und in den vorgenannten Staatöpapieren vorhanden find. 

Die feit dem 1. Juli 1840 bis legten Degember 1846 zum Staatoſchatz hinzugekommenen 
Summen find aud nachſtehenden Quellen gefloffen: 


1. Ueberſchüſſe der Finanzverwaltung .. .........2.2...... 6,423,332 Ihlr. — Sgr. — Pf. 
2. aus den Beftänden aufgelöfter und noch beftehender 
HRRHCH 75613 := 6% -» 1: 
3. an eingezogenen Altivkapitalien ..............2.........0-: 540325 = 11 =» 4- 
FR NS 44893 = l : 
5. für verfaufte Staatö-Grundftüce, welche nicht zu den 
een YllT =: 3 4 : 
6. aus der Ablöfung von Präftationen ................... 95,300 22 7: 
7. an verfchiedenen Heinen Einnahmen .................. 6818 - 11 = 9: 
7,645,400 Ihr. 18 Sgr. 2 Pf. 
Davon ift nur eine Summe von... 20439 = 7 =: 3: 


wieder verausgabt worden, welche bei den onds, be— 
hufd der Abredynung mit fremden Staaten wegen der 
Ansprüche für Truppenverpflegung, im Beftande ver: 
blieben und im Jahre 1824 zum Staatsſchatz abge 
liefert war, nächſtdem aber reflamirt wurde, und im 
Jahre 1846 erftattet werden mußte. 
Es beträgt mithin die reine Vermehrung des 
Staatöfhages in der Zeit vom 1. Juli 1840 bis led 
a Desember TEAB ..uscnssnnssarsssnsnsennmsnnssnsansunnans 7,624,961 Ihlr. 10 Sar. 11 Bf. 
Berlin, den 6. April 1847. 
v. Thile. 
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B. Denkſchrift 
üb 


uder 
die Verwaltung der bei der Rendantur ded Staatsſchatzes vorhandenen 
Nebenfonds für die Zeit von 1840 bis 1846. 

Bei der Rendantur ded Staatsſchatzes werden, ganz abgefondert vom Staatsſchatze, nod) 
folgende Fonds verwaltet: 

l. Der Hülfsfonds zur Realifation von Kaffenanweifungen. 

Bei der Schafvermwaltung befand fidy did zum Qahre 1828 cine Eumme von 
6,000,000 Ihlen. in Staats⸗Schuldſcheinen, welche zur Dedung der noch rüdftändigen Anfors 
derungen an den Staat beftimmt war und zu dieſem Behufe hätte gegen baar Geld umge 
fegt oder zum Tagescourſe in Zahlung gegeben werden müffen. 

Da zu jener Zeit eine Vermehrung der bi dahin nur 11,242,347 Ihr. betragenden 
Kaffenanweifungen vom Handelöjtande wiederholentlidy und dringend nadygefudyt worden 
far und auch, nach dem diesfälligen Berichte des Finangminifters, die Summe der Kaffen: 
antveifungen bei dem damaligen Umfange des Verkehrs für die Bedürfniffe ded Publikums 
und zur Berichtigung des gefeglichen Iheild der Abgaben ın Kaffenanweifungen nicht mehr auö- 
reichend war, fo beidyloffen des hodyfeligen Königs Majeſtät, die beantragte Vermehrung dieſes 
Girkulationsmitteld gegen Einziehung verzindlidyer Staatöpapiere nadygugeben und beftimmten 
mittelft Allerhöchſter Kabinetsordre vom 22. April 1827 (Befehl. S. 33), daß 6,000,000 Ihr. 
Staatöpapiere bei der Hauptverwaltung der Staatsihulden deponirt, außer Cours gefegt 
und dafür eine gleihe Summe in Kaffenanweifungen ausgefgrtigt werden folle. Die Haupt- 
verwaltung der Staatöihulden wurde angewiefen, die bei ihr deponirten und außer Cours 
gelegten Staatöpapiere nur gegen Zurücklieferung einer gleichen Summe in Kaffenantei- 
jungen und nad) erfolgter Vernichtung derfelben wieder in Cours zu fegen und zurückzuliefern. 
Die zu dieſer Depofition benutzten Staatöpapiere waren jene obenerwähnten der Schagver: 
mwaltung gehörigen 6,000,000 Ihlr. Staats- Schuldfcheine. 

Die Zinfen von diefem Kapitale wurden nicht zum Staatöfhage eingezogen, vielmehr 
erhielten foldye zunächft die Beftimmung, einen von allen übrigen Kaffen und Fonds abge 
fonderten baaren Reſervefonds für die Realifation der Kaflenanweifungen zu bilden. 

Nachdem diefer Nefervefonds bis zu einer Summe von 4,000,000 Ihlrn. angewachſen 
war, welche zu dem angegebenen Behufe ald vollftändig genügend erſcheint und neben den 
gewöhnlichen Realifationdmitteln volltommen dafür Gewähr leiltet, daß die Nealifation der 
Kaſſenanweiſungen aud) in Fällen eines außerordentlicy ftarken Begehrs feinen Augenblid 
unterbrochen werden darf, hat jene Jinfeneinnahme die Beftimmung erhalten, daß daraus 
Wohlthätigkeitszwecke befördert, 3. B. Krankenanſtalten und milde Stiftungen gegründet 
oder unterftügt werden follen u. f. w., wozu Die in dem laufenden Finanzetat ausgeſetzten 
Fonds überall nicht ausreichen. Die Koften der Errichtung eincd Normal- Krantenhaufes in 

erlin fir 350 Kranke find zum großen Iheil aus diefem Fonds bereits beftritten worden, 
und die Koften der Ausjtattung oder Unterhaltung diefer wohlthätigen Anftalt werden theil— 
weiſe gleichfalls daraus beftritten werden. 

Die Nefultate der Verwaltung ded Fonds find folgende: 

Es wurden an Staats-Schuldſcheinen deponirt: 

a) 4,000,000 Ihlr., von denen die Zinfen feit 1. Januar 1828, 
b) 2,000,000 Ihfr., von denen die Zinfen feit 1. Zuli 1828 eingingen. 

Die Zinfeneinnahme betrug mithin: 





von 4,000,000 pro IS ag dA Prozent ... aan 160,000 Ihfr. 

von 2,000,000 pro FSU AA Prognosen 40,000 - 
— 200,000 Ihr. 

bon 6,000,000 pro 14 Jahre a4 Prozent ............. 3,360,000 = 


Vom 1.Zanıar 1843 ab wurden die Zinfen der Staats-Schuldfcheine 
bon 4 Prozent auf 34 Prozent herabgefegt. — Es gingen dabei an Kon- 
vertirungdprämie a2 Prozent ein .ueeercnennnnenssnnnenesennsnenn nennen 120,000 
und meitere Zinfen pro 1832, 4 Jahre a 34 Prozent ......uu...... -. 840,000  - 


überhaupt... 4,520,000 Ihir. 
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Davon find 
I. als Hülföfonds behufs der Realifation von Kaffenanweifungen abgefondert vorhanden, 


TORE DOYBET: GRRORCHEN — 4,000,000 Ihlr. — Sgr. — Pf. 
2. zu mildthätigen Zweden verwendet ............ 220344 = 2 =: 9: 
3. im Beftande zu gleichem Behuf vorhanden ........... 299655 = 7 =: 3: 


find ... 4,520,000 Ihlr. — Sgr. — Pf. 


Nachrichtlich ift hier zu erwähnen, daß feit dem Abſchluß pro 1846 aus dem Beftande 
der 4,000,000 Ihr, auf Allerhöchiten Befehl 1,000,000 Ihlr. zum Antauf von Getreide 
vorräthen vorſchußweiſe verwendet worden ift, um der Gefahr einer wachſenden Theurung 
bor der nächſten Ernte zu begegnen. Diefer Vorſchuß wird nad) dem Wicderverfauf der 
gedachten Vorräthe zurüderftattet werden. 


I. Der Landwehr-Pferdegelder-WVergütigungsfonde, 


Mittelft Allerhöchiter Kabinetöordre vom 30. Mai 1520 an den Minifter ded Innern 
hatten des hodyfeligen Königs Majeftät beftimmt, daß die Vergütigungsgelder für die an die 
Linienfavallerie abgelieferten Pferde der demobil gemadyten Yandiwehr dem Schagminifterium 
zur abgefonderten Verwaltung übertwiefen werden follten, um diefe Gelder dereinft bei einer 
Künftigen anderweiten Mobilmadyung der Armee, nebft den aufgefommenen Jinfen, den be- 
theiligten Provinzen und Kreifen pro rata ihrer Antheile zu Gute zu rechnen. — Zu dem 
Ende follten für die bei diefem Fonds auffommenden baaren Gelder Staats-Schuldſcheine 
angefauft und die Zinfen davon immer wieder zum Ankaufe von Staats-Schuldidheinen 
verwendet werden, fo daß der Fonds fid) durch Zins von Jins vermehre, und zwar für jede 
der betheiligten Provinzen nad) Maßgabe ihres Antheild befonderd, zu weldyem Behufe für 
jede derfelben ein eigenes Konto angelegt wurde. 


Tiefe Antheile betrugen, bei deren Ueberweifung an die Schagverwaltung, 


1. für den Regierungsbezirk Köblin ........ 130 Ihlr. — Sar. 
2. =» s Königäberg.. 3,770 = — — 
3.⸗— Yiegniß........ 45 = — ⸗ 
4. = die Rheinproving ...* 66,442 = 7 = 


zufammen 71,187 Ihlr. 7 Sgr. 


Durch günftige Konjunfturen für den Ankauf von Staatd-Schuldfcheinen, fo wie durch 
kdeömal prompte Kapitalifirung der eingegangenen Zinſen, hat ſich der Fonds in dem 
Maaße vermehrt, daß am 1. Januar 1847 in Staatö-Schuldfcyeinen vorhanden waren: 


1. für den Regierungöbgzirt Koslin............ 525 Thlr. 
2 = > ⸗ Königöberg...... 16,950 
3.⸗⸗ ⸗ Licgniß ........... 3,750 = 
4. = die Rheinproding... euere. 303,200 = 


zufammen 324,425 Ibhlr. 
wonach mithin der Fonds in den 26 Jahren ſeiner koſtenfreien Verwaltung beinahe bis auf 
das Fünffache ſeincs urſprünglichen Betrages angewachſen iſt. 


Die Verwaltung des Fonds wird in gleicher Art fortgeſetzt, doch kann deſſen Vermeh— 
tung in fo günftiger Progreſſion, wie biöher, fernerhin nicht mehr vorſchreiten, weil in Folge 
der inzwiſchen erfolgten Reduktion der Zinfen der Staatd-Scyuldfcheine von 4 Prozent auf 
3} Prozent weniger Zinfen eingehen und in Beziehung auf den Antheil der Rheinprovinz 
des Könige Majeftät auf die dieöfällige Petition der Provinzialftände der Rheinprovinz, 
mittelft Yandtags-Abfchieded vom 7. November 1841, genehmigt haben, daf von den aus 
jenem Kapitaldantheile auflommenden Zinfen die Summe von 6000 Ihirn. jährlidy als eine 
Veihülfe zu den Koften für die Behufs der jährlichen Landwehrübungen zu ftellenden Pferde 
berivendet werden fönne und nur der dann noch verbleibende Ueberreſt jener Zinfen nad) wie 
bor zur Vergrößerung des Stammtapitald beftimmt bleiben folle. 
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II. Der aus den früber in den Jahren 1835 — 1843 abaelicferten ertra= 
ordinairen Poftüberfhüffen gebildete, nächſtdem definitiv gefchloffene 
Depofitalfonds. 


Mittelft Allerhöchfter Kabinetsordre vom 25. Januar 1835 beftimmten des hodhfeligen 
Könige Majeſtät, daß diejenigen zufällige n Moehreinnahmen der Poſtverwaltung, welche 
über die etatömähig aufzubringende Summe hinaus eingehen möchten, nachdem von dieſen 
auferetatsmähigen Einnahmen noch die Summe von 200,000 Thir. gleichfalls zum furrene 
ton Staatshaushalt abgeliefert fein würde, zu einem befonderen Fonds gefammelt, bei der 
Rendantur des Staatoſchatzes bertvaltet und durd) zindbare Belegung bei der Bank möglichſt 
vermehrt werden follten. Diefem Fonds ward die Beftimmung gegeben, daraus Zahlungen 
für folche Gegenftände aus dem Gebiete der Kunft und —— wie auch zu außeror⸗ 
dentlichen kirchlichen Zwecken zu leiſten, auf welche nicht im voraus gerechnet fei, und wozu 
die in dem furrenten Staatöhaushalt ausgefehten Fonds nicht ureichend fein würden. 

Der Fonds hatte ultimo Aprif 1840 außer einem für die Erridtung der Reiterftatue 
König eriedrich 1. bereitd angetviefenen Depofitalfonds von 200,000 Ihfrn. einen Be- 


JJ..... ENN, OBERE TI RSENECERPRESEIBRSELR 307,155 Ihlrn. 2 Sgr. 4 Pf. 
dazu traten an ferneren Poft-Mehrüberfchüffen 
J JRERRESRESDENELEN .. 158,495 Ihlr. 26 Sgr. S Pf. 
184J1J1—— 35.113 4-98 
IE a: 2 368 = 21 =» 6: 





236177 = 19 = 5: 
Summa 543,332 Ihlr. 21 Sar. I Pf. 
Hiermit hörte nad) Aechöchftem Befehl die weitere Ab- 
lieferung folder Mehreinnahmen gänzlich auf. — An Zinfen 
durd) Belegung der nody nicht abgehobenen und im Beſtande 
verbliebenen Gelder gingen noch ein ....ueeeneeesneeneseesneeeeneeene 21,632 =» 21 - 6: 
zufammen 564,965 Ihlr. 13 Sgr. 3 Pf. 
Daraus find gezahlt und angewviefen: 
a) für Kunſtzwecke nennen ee 365,266 Thlr. 
b) für wiſſenſchaftliche Gegenftände ...... 61,899 — 
e) zu kirchlichen Zwecken einſchließlich des 
unten bemerkten Depoſitums sub 2... 136,881 — 
— — 564046 = — :— : 
Bleibt ein Reft von 919 Thtr. 13 Sgr. 3 Pf. 
Der Fonds ift mithin, da derfelbe feit dem Jahre 1843 feine Einnahmequellen weiter 
hat, gänzlich gefdyloffen, und es beftehen von den darauf angetviefenen, aber nod) nicht defini- 
tiv verausgabten Geldern nur nod) die beiden Depofita: 
1. Das vorermähnte Depofitum zur Beftreitung der Koften der in der Ausführung be 
griffenen Keiterftatue König Friedrichs IL. 


Für diefen Zweck waren urfprünglid)....aseeeeeen 200,000 Thlr. ner 
beftimmt. Davon find inzwifchen bereitd......unuessenseenennenee- 91201 - 11 
gezahlt, und bleibt mithin Reſt.................. . 108,795 Ihlr. 18 Sgr. ; Br. 
außerdem find an Zinfen aus der ſtets forgfältigen Belegung 
der diöponibeln ( Gelder aufgelommen ...uuennnneneee srreeneesenneene w,190- — :— 


und zu diefem Depolitum geſchlagen worden, um davon und 
mit dem oben nadhgetviefenen Beſtande von 919 Thlr. 13 Sgr. 
3 Bf. die Mehrtoften zu deden, meldye wegen des vergrößer- 
ten Plans, nach weldyem dad Kunftwert auögeführt wird, ge⸗ 
gen den urfprünglicen Anfchlag entftchen werden. 
2. Ein Depofitum zur Dotation des Bisthumes Jerufalem. 
Nach dem mit der Krone England getroffenen Ucbereintommen ift der zur Dotation für 
das Bisthum zu Jerufalem auf Preußen fallende Antheil in zinötragenden Papieren, nämlid): 
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in 85,000 Ihlr. märtifhen Pfandbriefen und 

- 39,000 Ihr, in Staats-Schuldfcheinen 
angelegt worden. Die Zinfen find dazu beftimmt, den von Preußen au gewährenden Antheil 
zur Suftentation des Biſchofs von Jerufalem zu decken, bis das Dotationskapital eventualiter 
in Yändereien angelegt fein wird. 


IV. Der Depofitionsfonds Sr. Majeität des Königd beider Rendantur 
des Staatsſchatzes. 


Seit dem Jahre 1824 wurden von des hochſeligen Königs Majeſtät aus disponibeln 
Mitteln nach und nach 875,275 Thlr. 24 Sgr. 6 Pf. mit Einſchluß von 622,300 Ihlen. in 
Staats⸗Schuldſcheinen der Rendantur des Staatsſchatzes zur befonderen Verwaltung mit 
der Beftimmung überwiefen, daß daraus theild Gutöbefiger, welche in Folge der Kriegdereig- 
niſſe in ihren Vermögensverhältniſſen zurüdgetommen waren, — theild beſonders ausgezeich— 
nete verdienftvolle Offiziere in der Armee, — theild andere Grundbefiger, welche in Folge 
außerordentlicher Unglüdöfälle: Brand, Ueberſchwemmung 2c. unverihuldet in ähnliche 
hulföbedürftige Zage gefommen waren, theild auch Wittwen und Waifen im Felde gebliebe: 
ner oder in Folge ihrer Wunden nächſtdem geftorbener Krieger, — entweder durch Darlchne, 
zum Iheil zinöfrei, zum Iheil gegen ganz geringe Zinfen und mäßige Erftattungöraten, aud) 
unter Umftänden durdy Gnadengeſchenke unterftügt und, wo möglich, vor dem Ruin bewahrt 
werden follten. 

Da des Königs Majeftät ſich die Tispofition über diefen Fonds für jeden einzelnen 
Fall — hatten, ſo wurde derſelbe Diopoſitionsfonds Sr. Majeſtät des Kö— 
nigo benannt. 

Die daraus gewährten Darlehne ſind theils gegen hypothekariſche Eintragung, welche 
bei den vorher angegebenen Verhältniffen eine völlig genügende Sicherheit nicht gewähren 
fonnte, theild gegen einfahe Schuldverfchreibungen auf perfönlides Vertrauen bewilligt und 
die durch Zindzahlungen und Kapitalserftattungen eingehenden Gelder wiederum zu gleidyen 
Zweden verivendet worden. 

Dad Vermögen ded Fonds beftand am 1. Juli 1840 in auöftchenden gorberungen, 
mit Einfluß von 7805 Ihlen. 2 Sur. Zindreften und einem Beltande von 48,075 Ihlrn. 
in Staats-Schuldfcheinen, zufammen iN.ueensrsesseeeseneeeen 807,463 Ihlr. II Sgr. 11 Pf. 
darauf find wieder eingegangen, demnächſt aber ald neue 
Darlehne und Vorſchüſſe wiederum bewilligt worden vom 
1. Juli 1840 bis ultimo Dexember 1846 255,026 Thlr. 

12 Sgr. 4 Pf, wodurch der Vermögenözuftand ded Fonds 
nicht geändert wird 

An Zinfen, welche mithin eine Vermehrung des Fonds 


bilden, find eingegangen............ 82,455 Ihlr. 2 Egr. 4 Pf. 
und an Mehr verbliebenen 
Jinsreften treten hinu......... 55:1: 6 





83,050 ⸗ 3 . 10 . 
find...... Ss, 
dagegen hat fid) die Vermögendfubftanz des Fonds in dem- 
felden Zeitraume vermindert‘ . 
1. an definitio gezahlten Gnadengefchenfen, Unterftügun- 
gen und Penfionen um 107,604 Thlr. 18 Sgr. — Pf. 
2. an inerigiblen und aud- 
gefallenen Forderungen 






14581 - DI - 4: 
aufammen um..... 2528856 - 10 - 4. 
—— DRE  E 


Es fteilt ſich mithin dad vorhandene Vermögen deö 
Fonds am Schluffe der Rechnung pro 1846 auf die Summe 
J — 637,627 Ihe. 5 Sgr. 5 Pf 
atus 634,627 Ihle. 5 gr. f. 
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Transport 637,627 Ihlr. 5Sgr. 5 Pf. 
welche mit Einfluß von 38,825 Ihlrn. Staats⸗Schuldſchei⸗ 
nen lediglid) in auöftehenden Darlchnen und Vorſchüſſen von 
der oben angegebenen Art befteht. — Neue Unterftügungen 
daraus fönnen mithin nur nad) Maßgabe der wieder einge: 
henden Gelder gewährt werden. 
Am 1. Juli 1840 hatte das Vermögen des Fonds, wie 
borher angegeben, betragen...uernersneenserenessennnnnesenennnenenennns 807,463 
Es hat ſich der Fonds daher durd) die vorftchend näher 
angegebenen Leiftungen in den 7 Jahren 1840 bis ult. 1846 
VERERDEIT nnnnn tree 1698536 - 6 - 6- 


Berlin, den 6. April 1847. 
v. Thile. 


⸗ ⸗ ⸗ 


VI. Entwurf einer Verordnung 
die Berbältniffe der Juden betreffend. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 

Nachdem Wir zur Herftellung einer allgemeinen und gleihmäßigen Gefehgebung über 
die Verhältniffe der Juden die beftehenden Vorſchriften fowohl über die jüdiſchen Kultus: 
und Unterrihtdangelegenheiten, als auch hinſichtlich des bürgerlichen und Rechtszuſtandes 
inöbefondere die für dad Großherzogthum Poſen ergangene Verordnung vom J. Juni 1833 
einer Reviſion haben unterwerfen laffen, und in Betracht, daß die eigenthümlichen Verhält: 
niffe der jüdiſchen Bevölkerung in der Provinz Pofen eine gänzliche Aufhebung der dort ge- 
feplich beftehenden Verfaſſung ded Judenmwefend zur Zeit noch nicht geftatten, verordnen Wir, 
auf den Antrag Unſeres Staatöminifteriums und nad) Anhörung Unjerer getreuen Stände 
des Vereinigten Landtages, wie folgt. 

Abſchnitt I. 
Ueber die Verhältniſſe der Juden in allen Landestheilen Unſerer Mo— 
narchie, mit Ausſchluß des Großherzogthums Poſen. 
81. 

Die Juden, welche in den vorbezeichneten Landestheilen ihren Wohnſitz haben, genießen, 
fo teit dieſes Gefeg nicht ein Anderes beftimmt, neben gleichen Pflichten gleiche bürgerlicye 
Rechte mit Unferen chriſtlichen Unterthanen, und follen nad) den für diefe daſelbſt geltenden 
geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden. 


Bildung von Fudenſchaften. 

Die Juden ſollen nach Maßgabe der Ortö- und Bevölferungäverhäfniffe dergeſtalt in 
Judenſchaften vereinigt werden, daß alle innerhalb eines Judenfcaftsbezirted wohnenden 
Juden demfelben angehören. 

$ 3 


Die Bildung diefer Judenfhaften erfolgt durch die Regierungen nady Anhörung der 
Vetheiligten in der Art, dak jede Judenſchaſt eine Stadt zum Mittelpunft erhält, nad) 
welcher fie benannt wird, und mit der die jüdischen Einwohner der umliegenden Städte und 
Dörfer oder anderer laͤndlichen Befigungen verbunden werden. 

In gleicher Weife find die Regierungen ermächtigt, nady dem Bedürfniß Abänderungen 
der Judenfchaftöberirte vorzunehmen und die hierauf bezüglihen Berhältniffe, unter Zu: 
ziehung der Betheiligten, einſchließlich der etwa vorhandenen Gläubiger, zu ordnen. 


84. 
Die einzelnen Judenſchaften erhalten in Bezug auf ihre Wermögendverhältniffe die 
Rechte juriftifcher Perſonen. Der Verband der Judenſchaften bezieht fh lediglich auf die 
ihnen durch diefe Verordnung ausdrüdlidy überwieſenen Angelegenheiten. 
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82. 
Jede Judenſchaft erhält einen Vorſtand und eine angemeffene Zahl von Repräfentanten. 


836. 
Der Vorſtand beſteht aus mindeſtens 3, höchſtens 7 Mitgliedern, welche ihr Amt un— 
entgeltlidy verwalten. i 


87. 
Die Zahl der Repräfentanten der Judenſchaft foll mindeftend 9 und höchſtens 21 betragen. 


88. 

Sãmmtliche männliche, volljährige, unbefholtene Mitglieder der Judenſchaft, welche 
entiveder ein Grundftüd befigen, oder ein Gewerbe felbftftändig betreiben, oder ſich ſonſt 
ohne fremde Unterftügung felbftitändig ernähren und mit Entrihtung der Abgaben für die 
Judenſchaft während der legten 3 Jahre nicht in Rückſtand geblieben find, wählen die Re- 
präfentanten und diefe den Worftand der Judenſchaft auf 6 Jahre. Die Wahl ift überall 
zugleidy auf eine entfpredhende Zahl von Stellvertretern zu richten. 


89. 
Dad Wahlgefhäft wird durch einen Abgeordneten der Regierung geleitet. Nach Ablauf 
der erſten 3 Jahre fcheidet die Hälfte der Vorftandsmitglieder und der Nepräfentanten nad) 
dem Looſe, demnächft jedeömal die ältere Dun aud. 


Die Wahlen der Vorfteher unterliegen der Genehmigung der Regierung, welche die 
ganze Wirkfamkeit des Vorftanded zu beauffichtigen hat und befugt ift, einzelne Mitglieder 
wegen vorfägliher Pflichtwidrigkeit oder wiederholter Dienſtvernachläſſigungen durd) Be: 
ſchluß zu entlaffen. 811 


Der Vorftand hat die gemeinfamen Angelegenheiten der Judenſchaft zu leiten und die 
Beſchlüſſe der Nepräfentanten zur Ausführung zu bringen. Er vertritt die Judenſchaft 
überall gegen dritte Perſonen, inöbefondere in allen Rechtögefhäften, fie mögen die Er- 
werbung von Redyten oder die Eingehung von Verbindlichkeiten betreffen. Das Verhältniß 
der Vorfteher und Repräfentanten gegen einander und gegen die Judenſchaft ift, fo lange 
und fo weit nicht das Statut (8 13) ein Anderes feitfekt, nad) den Beftimmungen der revi- 
dirten Städteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des Magiſtrates 
und der Stadtverordneten zu beurtheilen. 


Ueber die Verwaltung ded Vermögens der Judenfchaften ftcht den Regierungen das 
Recht der Oberaufficht in demfelben Maafe zu, wie nad) der revidirten Städteordnung vom 
17. März 1831 über die Vermögenöverwaltung der Stadtgemeinen. 

s 13. 

Ueber die Wahl des Vorfigenden in dem Vorftande und ded Vorftcherd der Nepräfen- 
tantenverfammlung, fo wie über deren Befugniffe, ferner über die Zahl der Mitglieder des 
Vorftandes und der Repräfentantenverfammlung, der Stellvertreter derfelben, fo wie dar- 
uber, ob die Wahl in den Vorftand auf jüdifche Einwohner der, zum Mittelpuntt der Juden— 
Ihaft beftimmten, Stadt beſchränkt bleiben, und weldye Reiſekoſten-Entſchädigung im anderen 
Falle den Gewählten gewährt werden foll, endlich über das Verhältniß der Vorfteher und 
Repräfentanten gegen einander und gegen die Judenſchaft find die erforderlichen Beſtim— 
mungen im ein befondered, der Beftätigung des Oberpräfidenten unterliegended, Statut 
aufunchmen. 

‚ Die erfte Wahl bed Vorftandes und der Kepräfentanten erfolgt nad) Vorfchrift der Re— 
gierungen, Diefe haben aud) nad) ftattgefundener Wahl wegen Abfaſſung der Statuten 
binnen einer feftzufegenden Frift dad Erforderliche anzuordnen. Sofern die Abfaffung inner: 
halb der gefehten Friſt nicht erfolgt, ift von den Regierungen über die dem Statute vor- 
behaltenen Beftimmungen ein, die Judenfchaft bindendes, Reglement zu erlaffen. 

g 14. 
Der Vorſtand ift dad Organ, durch meldyed Anträge oder Befcywerden der Judenfchaft 
an die Staatöbehörde gelangen. Er hat über alle, die Judenſchaft betreffenden Ungelegen- 
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heiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder den Staats- und Kommunalbehörden 
auf Erfordern pflihtmäßig und unter eigener Berantwortlidyfeit Auskunft zu ertheilen. 


15. 
Vertretung ber — in Stadtgemeinen. 

Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiden Städteordnungen gilt, ſich fo viele 
wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, daß ſie mindeftend diejenige Zahl der 
ftädtifchen mwahlberechtigten Bürgerſchaft erreichen, weldye eine Iheilung der Gefammtzahl 
der legteren durd) die Zahl der Stadtverordneten ergiebt, fo fann auf den Grund einer 
zwifchen den ftädtifhen Behörden und dem Vorſtande der Judenfchaft unter Zuftimmung 
der Repräfentanten ftattfindenden Einigung den jüdifchen wahlberechtigten Bürgern ge: 
ftattet werden, einen oder nah dem angegebenen Berhältnifie auch mehrere Verordnete 
nebſt Stellvertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welche in der Stadtverordneten- Verfamm: 
lung in allen, nicht das chriſtliche Kirchen- und Schulweſen betreffenden Angelegenheiten 
Sitz und Stimme haben; dagegen ſcheiden alddann die Juden bei den Wahlen der übrigen 
Stadtverordneten, deren Zahl fid) nad) Maßgabe der eintretenden jüdiſchen Verordneten 
vermindert, ald Wähler und Wahlfandidaten aus. 

Dad Ergebniß einer folhen Vereinbarung unterliegt der Beftätigung der Regierung, 
und ift in das ftädtifche Ortöftatut aufgunchmen. 

Bei der Scitend der Juden ftattfindenden Wahl von Verordneten aus ihrer Mitte fin- 
den die Vorfhriften und Bedingungen Anwendung, welche für die Stadtverordneten- Wah- 
len überhaupt an dem betreffenden Orte maßgebend find. 

8 16, 
Kultusweſen. 

Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben der Vereinbarung jeder 
einzelnen Judenſchaft, reſp. deren Vorſtehern und Repräſentanten, überlaſſen. Die Re: 
gierung hat von dieſen Einrichtungen nur inſoweit Kenntniß zu nehmen und Entſcheidung 
zu treffen, als die Öffentliche Ordnung ihr Einſchreiten erfordert. 

s 17. 

Dem Statute einer jeden Judenſchaft bleibt die Beftimmung darüber vorbehalten, ob 
Kultusbeamte angeftellt und wie diefelben gewählt werden follen. Bis dahin behält cd 
wegen dieſer Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen Judenfchaften herkömmlich ift, 
und in Ermangelung eines felten Herkommens bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
wegen der Wahl von Befellfchaftsbeamten fein Beenden. Die gewählten Kultusbeamten 
dürfen in ihr Amt nicht cher eingewiefen werden, bis die Regierung erklärt hat, daß gegen 
ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. Die Regierung hat bei diefer Erklärung außer den 
Förmlichkeiten der Wahl nur darauf Rüdfiht zu nehmen, daß die gewählten Kultusbeamten 
unbeſcholtene Männer find. 818 


Entftehen innerhalb einer Judenfhaft Streitigkeiten über die inneren Kultuseinrich— 
tungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, fo find die Minifter der geift- 
lichen 2c. Angelegenheiten und ded Innern ermächtigt, auf den Antrag der Intereffenten eine 
Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch eine, zu diefem Zweck einzufegende Kom— 
miflion eintreten zu laffen. ann durd den Auöſpruch der Kommiffion der Konflikt nicht 
ausgeglichen werden, fo haben die Minifter, unter Benugung des von der Kommiſſion ab- 
gegebenen Gutachtens, darüber Anordnung zu treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Ein- 
richtung eined abgefonderten Gotteödienfted oder die Bildung einer neuen Synagoge zu ge 
ftatten ift; zugleih haben diefelben mit Ausfchluß des Rechtsweges zu beftimmen, welcher 
Theil im Befig der vorhandenen Kultuseinrichtungen verbleibt. 


8 19. 
Diefe Kommiffion foll, fo oft dad Bedürfniß es erfordert, unter der Aufficht eined Ne 
gierungdabgeordneten in Berlin zufammentreten, und aud neun Kultusbeamten oder ande- 


ren Männern jüdischen Glaubens beftehen, die das Vertrauen der Zudenfchaft, welcher fie 
angehören, befiken. 


6-9) Geſetzentwurf, betr. die Verhältniffe der Juden. 235 


80. 

Die Mitglieder der Kommiſſion mit einer angemeffenen Zahl von Stellvertretern werben 
bon den Miniftern der geiftlichen ıc. Angelegenheiten und ded Innern auf den Vorſchlag der 
Dberpräfidenten, welche dabei die Anträge der Judenfchaften ihres Verwaltungsbezirks bejon- 
derd zu berücfichtigen haben, auf die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 

821. 

Die durdy den Zufammentritt der Kommiſſion erwachſenden Koften werden von den 
fümmtlihen Judenfchaften des Staated nad) Verhältnif ded Koftenbetraged ihrer gefammten 
Bedürfniſſe ($ 23) aufgebracht. * 

s 8 — 


Die Kommiſſion beſchließt über die, ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegenſtände nad) 
abjoluter Stimmenmehrheit, und hat die zu erftattenden Gutachten unter Beifügung von 
Gründen vollftändig ausyuarbeiten. 

823. 


Die Koften des Kultus und der übrigen, die Judenfchaft betreffenden Bedürfniffe, zu 
welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Begräbnikpläge gehört, werden nad) den, 
durch das Statut einer jeden Judenfchaft näher zu beftimmenden Grundfägen auf die ein- 
xlnen Beitragöpflichtigen umgelegt, und nadydem die Seberollen von der Regierung für voll: 
ftredbar erklärt worden find, im Verwaltungswege eingezogen. Der Rechtsweg ift wegen fol- 
her Abgaben und Leiftungen nur in foweit zuläflig, ald Jemand aus befonderen Rechtötiteln 
die ——— Befreiung von Beiträgen geltend machen will, oder in der Beſtimmung ſeines 
Antheils über die Gebühr belaftet zu fein behauptet. 

Ob und in wieweit einzelne, zerftreut und von dem Mittelpunfte der Judenfchaft entfernt 
mohnende Juden zu den von der Judenfhaft aufzubringenden Koften, inöbefondere zu den 
Kultuöbedürfniffen beizutragen haben, ift von den Regierungen nady Maßgabe der Vortheile 
feftzufegen, weldye jenen Juden durch die Verbindung mit der Judenſchaft zu Iheil werden. 

Von neu anziehenden Juden darf ein fogenanntes Eintrittögeld von der Judenſchaft 
aud) an denjenigen Orten, wo foldyed biöher üblich geweſen, künftig nidyt mehr gefor- 
dert werden. 

824. 


Armen- und Kranfenpflege. 

Ueber die, der befonderen Armen: und Kranfenpflege jüdifher Glaubenögenoffen gewid— 
meten Fonds und Anftalten ftcht dem Vorſtande der Zudenfchaft, fofern ihm nicht die Ver— 
waltung bereits ftiftungömäßig übertragen ift, Die Aufficht zu, vorbehaltlidy jedoch des Ober: 
aufſichtsrechtes der Regierungen. 

825. 
Unterrichtö weſen. 

In Bezug auf den öffentlichen Unterricht gehören die ſchulpflichtigen Kinder der jüdifchen 

Blanbenögenoffen den ordentlichen Elementarſchulen ihred Wohnortes an. 
8 26. 

Die jüdifhen Glaubendgenoffen find fhuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen Iheilnahme 
an dem Ulnterrichte in der Ortöfchule während des geſetzlich vorgefchriebenen Alterö anzuhal- 
ten, fofern fie nicht vor der Schulbehörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durd) 
häusliche Unterweifung oder durch ordentlichen Beſuch einer anderen vorſchriftsmäßig einge- 
richteten öffentlichen oder Privat-Lehranſtalt einen regelmäßigen und genügenden Unterricht 
in den Elementarfenntniffen erhalten. 


Befinden fid) an einem Orte mehrere hriftliche Elementarfchulen, fo bleibt den Regierun- 
gen überlaffen, die jüdiſchen Einwohner nöthigenfalls nah Maßgabe der Ortöverhältniffe 
entiveder einer bon diefen Schulen ausfchließlidy zuzuweiſen, oder unter diefelben nad) einer 
beftimmten Bezirksabgränzung zu vertheilen. j 


Zur Theilnahme an dem dhriftlicdyen Religiondunterrichte find die jüdifhen Kinder nicht 
verpflichtet; eine jede Judenſchaft ift aber verbunden, foldye Einrichtungen zu treffen, daß es 
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feinem jüdifchen Kinde während des fhulpflichtigen Alterd an dem erforderlichen Religiond- 
unterrichte fehlt. 

Als befondere Religionölehrer können nur ſolche Perfonen zugelaffen werden, welche zur 
Ausübung eined Zchramted vom Staate die Erlaubniß erhalten haben. 


829. 
Zur Unterhaltung der Ortöſchulen haben die jüdischen Glaubenögenoffen in gleicher 
MWeife und in gleihem Verhältniffe mit den chriſtlichen Gemeinegliedern den Gefegen und be- 
ftehenden Berfaffungen gemäß beizutragen. 


Eine Abfonderung von den ordentlichen Ortoſchulen können die jüdifchen Glaubendge: 
noffen der Regel nach nicht verlangen; doch ift den Juden geftattet, in eigenem Intereffe auf 
Grund dieöfälliger Vereinbarungen unter fid) mit Genehmigung der Schulbehörden, Privat- 
Lehranftalten nach den darüber beftehenden allgemeinen Beftimmungen einzurichten. Iſt in 
einem Orte oder Schulbezirfe eine an Zahl und Vermögensmitteln hinreichende chriſtliche 
und jüdifche Bevölferung vorhanden, um aud) für die jüdischen Einwohner ohne deren Lleber- 
bürdung eine befondere öffentliche Schule anlegen zu können, fo kann, wenn fonft im allge 
meinen Schulinterefje Gründe dazu vorhanden find, die Abfonderung der jüdifchen Glau— 
benögenoffen zu einem eigenen Scyulverbande auf den Antrag deö Sorftandes Der Juden⸗ 
ſchaft angeordnet werden. e 

831. 


Die Regierung hat in ſolchem Kalle über die beabfichtigte Schultrennung und den dazu 
entworfenen Einrichtungsplan die Kommunalbehörde des Ortes und die übrigen Intereſ— 
fenten mit ihren Erklärungen und Anträgen zu vernehmen. 

8 32, 

Ergiebt fidy hierbei ein allfeitiged Einverftändniß über die Zweckmäßigkeit der Schulab- 
trennung und über die Bedingungen der Ausführung, fo ift die Negierung befugt, die ent- 
ſprechenden Feitfegungen und Einrichtungen unmittelbar zu treffen. 

Im Falle obwaltender Differenzen bleibt die Entſcheidung dem Minifter der geiftlidyen 2c. 
Angelegenheiten vorbehalten. * 

833. 


Eine ſolche nad) 8 30— 32 errichtete jüdiſche Schule, in welcher die Unterrichtöfpradye 
die deutfche fein muß, hat die Eigenſchaften und Rechte einer öffentlichen Ortöfchule. Insbe— 
fondere gelten dabei folgende nähere Beltimmungen: 

a) Die Errichtung und Unterhaltung diefer Schule liegt in Ermangelung einer andertoci- 
tigen Wereinbarung den jüdifchen Einwohnern des Schulbezirtd allein ob. Die Aufbrin- 

ung der erforderlichen Koften wird nad Maßgabe der Beftimmung des 823 beivirft. 

b) Wo die Unterhaltung der Ortoſchulen eine Laſt der bürgerlichen Öemeine ift, haben 
die jüdischen Glaubensgenoffen im Falle der Errichtung einer eigenen öffentlihen Schule 
eine Beihülfe aus Kommtmalmitteln zu fordern, deren Höhe, unter Berückſichtiguug 
des Betrages der Kommunalabgaben der jüdifchen Einwohner, der aus den Kommu— 
naltaffen für dad Orts-Schulweſen fonft gemachten Verwendungen und der Erleichte: 
rung, weldye dem Kommunal-Schulmwefen aus der Vereinigung der jüdifchen Kinder in 
eine befondere jüdische Schule erwächſt, zu bemeffen, und in Ermangelung einer gütli- 
chen Vereinbarung von den Miniftern der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten und des In⸗ 
nern feitzufegen ift. 

c) Die jüdiſchen Glaubenögenoffen werden, wenn fie eine öffentliche jüdische Schule unter: 
halten, fowohl von der Entrichtung des Schulgeldes, ald aud) von allen unmittelbaren, 
perfönlichen Zeiftungen zur Unterhaltung der ordentlichen Ortöfchulen frei. 

d) Der Beſuch der öffentlichen jüdischen Schulen bleibt auf die jüdischen Kinder befchränft. 

34. 
Eintirfung auf ben — jüdiſcher Knaben. 

Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Vorſteher der Juden— 
ſchaft unter eigener Verantwortlichteit dafür zu ſorgen, daß jeder Knabe ein nützliches Ge- 
werbe erlerne, oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranftalten einem böberen Berufe widme, und 
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daf keiner derfelben zum Handel oder Gewerbebetriebe im Umberziehen gebraucht werde. 
Eie haben fid) deöhalb zunächſt mit den Vätern oder VBormündern zu vernehmen; wenn 
aber auf diefem Wege der Zweck nicht erreicht wird, fo haben fie ihre Anträge an den betref- 
fenden Magiftrat refp. an den Kreislandrath zu richten, welcher die Väter oder Vormünder, 
legtere unter Vernehmung mit der oberen vormundſchaftlichen Behörde, anzuhalten hat, 
daf den Knaben die erforderliche Vorbereitung für einen wiffenfhaftliden oder fünftleri- 
ſchen Beruf, oder für den Betrieb ded Landbaues oder eined andern ftehenden Gewerbes zu 
Theil werde. 
835, 
. Zulaſſung zu Öffentlichen Aemtern. 

Zu unmittelbaren Staatdämtern follen die Juden in fo weit zugelaffen werden, als fie 
ſich durdy den Dienft im ftehenden Heere verfaffungsmäßig Eivilverforgungd-Anfprüche er- 
mworben haben und mit den ihnen zu übertragenden Givil- und Militairdienften nicht die 
Ausübung einer obrigkeitlihen Autorität verbunden ift. 

Inwiefern die Juden mittelbare Staatd- und Kommunalämter bekleiden können, ift nad) 
den darüber ergangenen befonderen gefeglichen Vorſchriften zu beurtheilen. Es findet jedod) 
deren Eintritt auch in ſolche Aemter nur dann ftatt, wenn mit denfelben die Ausübung einer 
obrigkeitlichen Autorität nicht verbunden ift. 

ehufs Schlihtung ftreitiger Angelegenheiten unter ihren Glaubenögenoffen können Ju: 
den zu Schiedömännern gewählt werden. 

An denjenigen Univerfitäten, auf denen nicht die Ausübung des Lehramtes ftatutenmäßig 
an das Bekenniniß einer beftimmten chriſtlichen Konfeſſion getmüpft ift, fönnen Juden als 
Privatdogenten und außerordentliche Profeſſoren der mathematifchen, naturwiſſenſchaftlichen 
und medizinischen Lehrfächer zugelaffen werden. 

Außerdem bleibt die Anftellung der Juden ald Lehrer auf jüdifhe Unterrichtsanſtalten 
beichräntt. 

8 36. 


Ständifche Rechte, Patronat ıc. 

In Betreff der ftändifchen Rechte verbleibt es bei der beftchenden Verfaſſung, und ſoweit 
deren Ausübung mit dem Grundbeſitz, zu deſſen Erwerbung die Juden nad) 8 1 überall be- 
rechtigt find, verbunden ift, ruhen diefelben während ihrer Beſitzzeit. Tie Verwaltung der 
Berichtöbarkeit, wie des Patronats, deögleichen die Aufficht über die Kommunalverwaltung 
und über dad Kirchenvermögen wird, wo eine ſolche Aufſicht der Gutsherrſchaft zuftcht, von 
der betreffenden Staats- und firdlicyen Behörde audgeübt. Die Staatöbehörde hat den Ge— 
rihtöhalter und den Verwalter der Bolizeigerichtöbarkeit gu ernennen. Der Befiger bleibt zur 
Zragung der damit verbundenen Koften und fonftigen Laſten verpflichtet. 

Wo das Patronat einer Kommune zufteht, können die jüdifhen Mitglieder derfelben an 
defien Ausübung feinen Theil nehmen; fie müffen aber die Damit verfnüpften Reallaften von 
Ihren Befigungen gleidy anderen Mitgliedern der Kommune tragen, audy find fie ald anfäf- 
fige Dorfs= oder Stadtgemeine- Mitglieder verpflichtet, von ihren Grundftüden fowohl die 
darauf haftenden firchlihen Abgaben, ald aud) die nad Maßgabe des Grundbeliged zu ent: 
tihtenden Beiträge zur Erhaltung der ar ai zu tragen. 


Gewerbebetrieb. 

Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inländifhen Juden beftchen- 
den Beihräntungen werden aufgehoben. 

Auch der Betrieb der in den 88 51, 52, 54 und 55 der Gewerbeordnung vom 15. Ja: 
nuar 1845 genannten Gewerbe wird den Juden fortan freigegeben; jedod) finden audy hier 
die Vorfhriften des 8 35 Anwendung, wenn mit dem Gewerbebetriebe ein Staats- oder 
Kommunalamt verbunden ift. ü 

838. 


Familiennamen. Führung der Handeldbücher ıc. 
Tie Juden find zur Führung feft beftimmter und erbliher Kamiliennamen verpflichtet. 
Cie haben ſich bei Führung ihrer Handelsbücher entweder der deutfchen oder der fonftigen, 
unter der Bevölkerung ihred Wohnorted üblichen Landesſprache und deutfcher oder lateini- 
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fcher Schriftzüge zu bedienen. Handlungsbücher, in melden gegen diefe Vorſchrift verftoßen 
ift, haben für den Juden feine Beweistraft. Bei Abfaffung von Verträgen und rechtlichen 
Willenderflärungen, wie bei allen vortommenden ſchriftlichen Verhandlungen ift ihnen nur 
der Gebrauch der deutfchen oder einer anderen lebenden Sprache und deutſcher oder lateini- 
ſcher Schriftzüge geftattet. Im Uebertretungsfalle trifft fie eine fiötalifche Geldftrafe von 
50 Ihfen. oder vierwöchentliches Gefängniß. 

Zeugeneid, 

Mas die Verpflichtung zur Ablegung eidlicher Zeugniffe und Die, diefen Zeugniflen bei— 
zulegende Glaubwürdigkeit betrifft, fo findet fowohl in Civil» ald Kriminalfadyen zwiſchen 
den Juden und Unſeren übrigen —————— Unterſchied Statt. 

SW. 


Ehen zwiſchen Juden. 

So lange ein Anderes nicht verordnet wird, vertritt unter Juden die Zuſammenkunft un— 
ter dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes die Stelle der Trauung; das 
Aufgebot erfolgt durch Bekanntmachung in der Synagoge. 

Der die Trauung vollziehende Jude iſt verpflichtet, zu prüfen, ob derſelben ein geſetzliches 
Hinderniß entgegenfteht, und in foweit von ihm hierbei den beftehenden Vorfchriften zumider 
gehandelt wird, verfällt derfelbe in 50 Ihlr. fiskatiihe Geld- oder 6wöchentliche Gefüngniß- 
ftrafe. Für den Fall, daß vorhandene Ehehinderniffe ihm vor der Trauung bekannt gewefen 
find, wird diefe Strafe verdoppelt. 

In den zum Bezirk des Ober-Appellationdgerichtd zu Köln gehörigen Landestheilen be: 
wendet cd bei den über dad Aufgebot und die Vollziehung der Ehe gefeglidy vorgefhriebenen 
Förmlichkeiten. 

841. 


Audländiſche Jüdinnen erlangen durch die Verheirathung mit inländiſchen Juden die 
Rechte, welche das gegenwärtige Geſetz giebt, jedoch nur auf vorgängigen Nachweis darüber, 
daß die Verheirathung dieſſeitiger Jüdinnen mit Juden des betreffenden Auslandes dort eben: 
falls geſetzlich zugelaſſen iſt. Bis dahin iſt die Trauung unterfagt. Die ausnahmsweiſe Ge— 
ſtattung des Aufenthaltes im Inlande vor Führung dieſes Nachweiſes hängt von der Geneh— 
migung de Miniſters des Innern ab. 

Die Trauung eines ausländiſchen Juden mit einer Inländerin darf nur dann erfolgen, 
wenn neben den, durch die beftehenden Geſetze bereits vorgefchriebenen Erforderniffen, auch 
nod) zuvor cin gehörig beglaubigted Atteft der Ortöobrigkeit feiner Heimath beigebracht und 
der Bolizeiobrigteit de6 Wohnortes der inländifchen Jüdin vorgelegt worden, nad) welchem 
ed ihm, feinen Landeögefegen zufolge, erlaubt ift, eine gültige Ehe mit der namentlidy zu be: 
zeichnenden Braut in dieffeitigen Landen zu fliehen, fo daß bei feiner Rückkehr in die «Hei: 
math der dortigen Mitaufnahme feiner Ehefrau und der in der Ehe etwa erzeugten Kinder 
nichts im Wege fteht. 

Der Jude, welcher, diefen Vorfäriften entgegen, eine Trauung zwiſchen einer fremden 
Jüdin und einem inländifchen Juden, oder zwiſchen einem ausländiſchen Juden und einer 
inländischen Jüdin vollzieht, verfällt in die 8 = angedrohte Strafe. 

842 


Niederlaffung und Aufenthalt fremder Juden. 

Zur Niederlaffung ausländifher Juden bedarf ed vor Ertheilung der Naturalifationd: 
urkunde der Genehmigung ded Minifterd des Innern. 

Ausländifche Juden Dürfen ohne eine gleiche Genehmigung weder ald Rabbiner und 
Synagogenbeamte, noch ald Gewerbsgehülfen, Gefellen, Lehrlinge oder Dienftboten ange: 
nommen werden. Die Ueberſchreitung diefed Verboted zieht gegen die betreffenden Inländer 
und den fremden Juden, gegen legtern, fofern er ſich bereits länger ald 6 Wochen in den died- 
feitigen Staaten aufgehalten hat, eine fiötalifche Gelpftrafe von 20 bis 300 Then. oder ver⸗ 
hältnigmäßige Gefängnißftrafe nad) fich. 

Fremden Juden ift der Eintritt in dad Land zur Durchreife und zum Betrieb erlaubter 
SHandelögefchäfte nad) näherem Inhalt der darüber beftchenden polizeilichen Vorſchriften ge— 
ftattet. In Betreff der Handwerkögefellen bewendet es jedody bei den Beftimmungen der 
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Drdre vom 14, Oftober 1838 (Gefehf. ©. 503) und den mit audwärtigen Staaten befon- 
derö gefchloffenen Verträgen. * 


— beſondere Abgaben. 

Die über die Schuldverhältniſſe einzelner jüdiſcher Korporationen ergangenen Vorſchrif— 
ten und beſonders getroffenen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung diefer Schulden in Kraft. 
Ueber die Aufhebung und Ablöfung der noch beftehenden perfönlicyen Abgaben und Leiſtun— 
gen der Juden an Kämmereien, Grundherren, Inftitute 2c., bei denen cö zur Zeit fein Bewen⸗ 
den behält, wird weitere Beftimmung vorbehalten. 


Abſchnitt IN, 
betreffend die Verhältniffe der Juden im Großherzogthum Posen. 
8 44. 
Judenſchaften. 

Die Vorſchriften des Abſchnitts 1, 8 2—14 wegen Bildung von Judenſchaften finden 
auf dad Großherzogthum Poſen, woſelbſt den Juden bereits Korporationsrechte geſetzlich 
beigelegt find, mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Die Regierungen find ermächtigt, Ortidhaften, welche biöher zu feiner beftimmten Ju: 

denſchaft gehört haben, nady näherer Vorſchrift des 8 2 einer ſolchen einzuverleiben. 

2. Tie nad) $$ 5—7 der Verordnung vom 1. Juni 1833 eingefegte Verwaltungsbehörde 
bildet den Borftand der Judenſchaft. 

3. Zur Aufnahme von Schulden, zur Anftellung von Prozeſſen und zur Abſchließung 
von Vergleichen über Gerechtſame der Korporationen oder über die Subſtanz des Ver: 
mögend der Judenſchaft, wie zur Aufftellung des Verwaltungsetats und zu auper: 
ctatömäßigen Muögaben ift die Genehmigung der Regierung erforderlid. 

4. 

Kultus und — Armen⸗ und Krankenpflege ıc. 
Desgleichen finden die Vorſchriften der SS 16—34 Abſchnitt I über das Kultusweſen, 
uber die Armen» und Krankenpflege, fo wie über die Schulangelegenheiten und wegen der 
Vorbereitung jüdifcher Knaben zu einem nüglidyen Berufe auch hier Anwendung. Diejeni- 
gen jüdiichen Schulen, melde nah 8 10 der Verordnung vom 1. Juni 1833 ald öffentlicye 
judiihe Schulen errichtet worden find, bleiben ald foldye beftchen, fo lange nicht eine ander- 
weitige Einrichtung von den Regierungen für en erachtet wird. 


8 46. 
Die biöherige Unterfcheidung der jüdiihen Bevölkerung des Großherzogthums Pofen 
in naturalifirte und nicht naturalifirte Juden, fo wie die daraus hervorgehende Verfchieden: 
heit der Rechte beider Klaſſen bleibt zur Zeit noch beftehen. 
847. 
Naturalifirte Juden. 
Zu den allgemeinen Erforderniffen der Naturalifation gehört: 

1. ein fefter Wohnfig innerhalb ded Großherzogthums Poſen; 

2. völlige Unbefcholtenheit des Yebendwandels; 

3. die Fähigkeit und Verpflichtung, fi in allen Öffentlichen Angelegenheiten, Willens— 
erflärungen, Rechnungen und dergleichen ausſchließlich der deutſchen Sprache au be: 
dienen. Won diefem Erforberniß kann der Oberpräfident auf den Antrag der Regie⸗ 
rung diöpenfiren; 

4. die Annahme eines beftimmten —— 

8 


Unter dieſen Vorausſetzungen ſollen in die Klaſſe der naturaliſirten Juden nur diejenigen 
aufgenommen werden, welche den Nachweis führen, daß ſie entweder 
einer Wiſſenſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben, und ſolche dergeſtalt betreiben, daß 
ſie von ihrem Ertrage ſich erhalten können; 
oder ein ländliches Grundſtück von dem Umfange beſitzen und ſelbſt bewirthſchaften, daß 
daſſelbe ihnen und ihrer Familie den hinreichenden Unterhalt ſichert, 
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oder in einer Stadt ein nahrhaftes ftehended Gewerbe mit einiger Auszeichnung betreiben, 

oder in einer Stadt ein Grundftüd von wenigftend 2000 Thlrn. an Werth ſchuldenfrei 
und eigenthümlich befigen, 

oder daß ihnen ein Kapitalvermögen von wenigftend 5000 Ihlen. eigenthümlidy gehört, 

oder daß fie ihrer Heerespflicht ald einjährige Freiwillige refp. durch dreijährigen Dienft 
wirklich genügt und gute Führungsattefte erhalten, 

oder durch patriotiſche Handlungen ein befonderes Verdienft um den Staat fid) erwor⸗ 
ben haben, 

oder endlich diejenigen, tweldye aud anderen Provinzen Unſerer Monarchie ihren Wohnfis 
in dad Großherzogthum Poſen — 

849 


8 . 

Die Juden, welche den im $ 48 verlangten Nachweis führen, ſollen von der Regierung 

des Bezirkes, in welchem fie wohnen, mit Naturalifationdpatenten verfehen werden. 
Ss 50. 

Ehefrauen nehmen an den Rechten, weldye ihre Ehemänner durch die Naturalifation 
erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch nad) Auflöfung der Ehe bie zur 
etwa eintretenden Berheirathung mit einem nicht naturalifirten Juden. Gejchiedene, für den 
fhuldigen Iheil erklärte Ehefrauen verlieren die lediglich durch ihre Verheirathung erwor— 
benen Rechte der Naturalifation. 

5l. 
Nicht naturatifirte Juden. 

Die mit der Naturalifation verbundenen Rechte gehen ohne Weiteres verloren, wenn 
der Richter gegen einen naturalifirten Juden auf Verluft der Natianaltofarde erkannt hat. 
Außerdem können jene Rechte der Naturalifation durch Plenarbeſchluß der Regierung ent- 
zogen werden, fobald dad Naturalifationspatent auf Grund wider beſſeres Wiffen gemachter 
unrichtiger Angaben erlangt ift, desgleichen in allen denjenigen Fällen, in weldyen nadı 
88 19 und 20 der revidirten Städteordnung vom 17. Yäry 1831 dad Bürgerrecht ent: 
zogen werden muß, oder von den Stadtbehörden entzogen werden kann. Gegen dad, Die 
Entziehung feftfegende Nefolut der Regierung ift der Rekurs an den Minifter ded Innern 
zuläffig, derfelbe muß jedody binnen einer zehntägigen prätluſiviſchen Frift nad) Eröffnung 
des Reſoluts bei der Regierung angemeldet werden. 

56 


Ueber diejenigen jüdiſchen Einwohner der Provinz Poſen, welche Fih zur Aufnahme 
in die Klaſſe der Naturaliſirten noch nicht eignen, find wie bioher vollſtaͤndige Verzeichniſſe 


zu führen. 
53. 


Auf den Grund derſelben iſt von der Orts-Polizeibehörde jedem Familienvater oder 
einzelnen volljährigen und ſelbſtſtändigen Juden ein mit der Nummer des Verzeichniſſes ver— 
fehenes Gertififat zu ertheilen, weldyes, infofern ed Familien umfaßt, die Namen der ſämmt⸗ 
lihen Mitglieder derfelben enthalten muß, und nad) der jährlichen Reviſion mit einem Viſa 
verfehen oder berichtigt wird. * 

5 


854. 
Alle noch nicht naturalifirten mit Gertifitaten verfehenen Juden find folgenden Befchrän- 
fungen unterworfen: 
5 Vor zurüdgelegtem 24. Jahre ift ihnen die Schließung einer Ehe, wenn nicht der Ober: 
präfident in dringenden Fällen dazu befondere Erlaubnif ertheilt hat, nicht zugeftatten. 

b) Sie follen ihren Wohnfig in der Regel und, mit Ausnahme der weiter unten unter c 
angegebenen Fälle, nur in Städten nehmen. Zu Gewinnung des ftädtifchen Bürger: 
rechted find fie nicht fähig. 

c) Auf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenn fie entweder einen 
Bauerhof erwerben oder pachten und denfelben felbft bewirthichaften, oder wenn fie fid) 
bei ländlichen Grundbefigern ald Dienftboten, oder zum Betriebe einzelner Zeige ded 
landwirthſchaftlichen Gewerbe, 3. B. ald Brenner oder Brauer vermiethen; 

d) dad Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eined befonderen Gutachtens der 
Drtö-Boligeibehörde hinſichts ihrer perfönlichen Qualifitation von der Regierung, jedod) 
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niemald auf dem Lande, geftattet werden. Der Einkauf und Verkauf im Umberzichen 
iſt ihnen unbedingt unterfagt. 
e) Darlehnögefhäfte dürfen fie nur gegen gerichtlid) aufgenommene Schuldurkunden, bei 
Strafe der Ungültigteit, abſchließen. 
N Schuldanfprücye derfelben für verkaufte beraufchende Getränte haben feine rechtliche 
Gültigkeit. 
8 55. 

Zu ihrer Verheirathung bedürfen nicht naturalifirte Juden eines Iraufcheines, der ihren 
bon Seiten des Landrathes ftempel» und koftenfrei ertheilt werden foll, fobald fie ſich dar- 
über auömweifen, daß fie dad 24. Lebensjahr erreicht haben, oder die Diopenſation des Ober: 
präfidenten von diefer Beſchränkung beibringen. 


8 56. 

Von den im Abſchnitt I in Betreff der bürgerlichen Berhältniffe der Juden getroffenen 
Beftimmungen finden diejenigen des 

$ 35. wegen Zulaffung zu unmittelbaren und mittelbaren Staats-, Kommunal und 
alademiſchen Lehrämtern 2c. und des 

$ 37. wegen des Gewerbebetriebes 
auf die naturalifirten Juden ded Großherzogthumd Pofen, dagegen die Beftimmungen ber 

8 36. wegen der ftändifchen Rechte, des Patronats 2c., 

$ 38. wegen der Familiennamen, Führung der Handelsbücher ıc., 

$ 39. wegen der jüdifchen Zeugeneide, 

$ 40. wegen der bei Irauungen unter den Juden zu beobadhtenden Vorſchriften, ‚ 

$ 41. wegen der Ehen zwifchen inländifchen und fremden Juden, 

8 42. wegen der Nliederlaffung und des Mufenthalted fremder Juden, 
auf alle dortigen Juden Anwendung. 


8 57. 

Die naturalifirten Juden bedürfen Behufs ihrer Ucherfiedelung aus dem Großherzog: 
thum Pofen in eine andere Provinz Unferer Monarchie künftig nidyt mehr einer befonderen 
Genehmigung Unſeres Minifterd des Innern. Dagegen bleiben die biöherigen Beſchränkun— 
gen in Betreff ded Umzuged der nicht naturalificten Juden in andere Provinzen und ihres 
jeitweifen Aufenthaltes dafelbft beftchen. 


ö8. 
In Betreff der Schulden der jüdifhen Korporationen und deren Tilgung, wie hinfichtlid) 
der Verbindlichkeit zur Ablöfung der Sorporationdverpflichtungen verbleibt e8 überall bei den 
beftehenden Vorfariften und Anordnungen. Das feftgeftellte Ablöfungöfapital fann von den 
Regierungen im Wege der adminiftrativen Exekution beigetrieben werden. 
59. 
Allgemeine Beftimmungen. 
In Betreff der Verfonenftands-Negifter find die beftehenden Verordnungen in Anwen: 
dung zu bringen, ai 


$ 
Alle von den vorftehenden im Abfchnitt I und II enthaltenen Beftimmungen abweichen: 
den allgemeinen und befonderen Gefege werden hiermit außer Kraft gefeht. - 


„ Unfere Minifter der geiftlichen ıc. Angelegenheiten und ded Innern haben wegen Aus- 
führung diefer Verordnung das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Gegeben den 


— — — — — 
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Denkichrift 


zu dem Entwurf einer Verordnung, 
die Verhältniffe der Inden betreffend. 


Bereits im vorigen Jahrhundert wurden die Verhältniffe der Juden im Preußiſchen 
Staate durdy allgemeine Geſetze geregelt. Die General: Judenreglements vom 17. April 
1750 für die damaligen Zandeötheile der Monarchie und vom 17. April 1797 für Süd: 
und Neu-DOftpreußen beftimmten in umfaffender Weife über den, den Juden zu gewäh— 
renden Schuß, die von ihnen zu entrichtenden Abgaben, ihren Gewerbebetrieb ꝛc. wie über 
die Religiond= und Ritualverfaffung derfelben. 

Nad) dem Rilfiter Frieden ordnete das Edikt vom 11. März 1812 die bürgerlichen Ver: 
hältniffe der Juden in den bei der Monarchie verbliebenen Provinzen, behielt jedoch die 
Beftimmungen wegen deö Gultud uud der Verbefferung des Unterrichts nod) vor, bei deren 
Erwägung Vertrauen geniefende Männer jüdiihen Glaubens zugezogen werden follten. 
Durch die Erweiterung, weldye der Preußiſche Staat durdy die Friedensfchlüffe der Jahre 
1814 und 1815 in Solge der Befreiungöfriege erfuhr, trat an die Stelle der durch dad 
Edikt vom Jahre 1812 erzielten Einheit eine Mannigfaltigkeit der verſchiedenartigſten Geſetz— 
gebungen über dad Judenweſen. 

In einzelnen der neuerworbenen Zandeötheile, wie in der Lauſitz, in einem Iheile der 
Provinz Sachſen, in Neuborpommern, befanden fidy wenige Juden, und gegen die Lieber: 
fiedelung derfelben aus anderen Provinzen dorthin ward auf Grund der früheren Berfaflung 
vielfach proteftirt. Einzelne Städte fuchten befondere, ihnen zuftehende VBefreiungen gegen 
den Zuzug der Juden darzuthun. Vorzugsweiſe ward ein unverhältnigimäßiges Zudringen 
aus der Provinz Poſen gefürdtet. In der Nheinprovinz und Weftphalen ward über die 
Bedrüdungen, namentlid) der ländlidyen Bevölkerung durch jüdiſchen Wucher lebhaft geklagt. 
Trat einerfeitd diefe fi) mehrfady fund gebende Abneigung gegen die Ueberfiedelung der 
Juden einer allgemeinen Regulirung ihrer Verhältniſſe entgegen, fo bot anderfeitö der ver: 
ſchiedenartige Bildungd- und Kulturguftand der jüdischen Bevölkerung nicht geringe Schwierig. 
keiten. Durch Allerhöchfte Ordre vom 29. April 18524 ward beftimmt, daß, bevor im Wege 
der Allgemeinen Gefehgebung weiter vorgegangen werde, zubörderft die Provinzialſtände 
mit ihren Anträgen gehört werden follten. Demgemäß wurden im Jahre 1824 die Yandtagd- 
Kommiffarien durch dad Minifterium des Innern veranlaßt, von den zu berufenden Provin— 
zialſtänden eine Erklärung darüber zu erfordern: 

ob und welche Vorſchlaͤge und Wünſche fie hinſichtlich der beftehenden Gefepgebung über 

die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in ihrer Provinz vorzubringen hätten. 

Es ward den Ständen hierbei in den Yandeötheilen, wo dad Edift vom 11. März 1812 
nicht gilt, zugleich eine Zufammenftellung über den Zuftand und die Nechtöverhältniffe der 
dortigen Juden vorgelegt. | 

Nach den im Jahre 1824 — 28 abgegebenen Erklärungen eradhteten die Provinzialftände 
mehr oder weniger übereinftimmend Beſchränkungen in den Nedyten der Juden zum Schutz 
der chriſtlichen Bevölkerung für erforderlich. (S. die in der Beilage I unter D enthaltene 
AZufammenftellung der ſtändiſchen Gutachten.) 

Der Preußiſche Landtag ſchlug neben dem Antrage auf fharfe Prüfung der Staatt- 
angehörigkeit der vorhandenen Juden und Fortihaffung der Fremden vor, dad Edikt vom 
11. März 1812, deffen Zweck, 

die Juden zu anderen Gewerben als dem Handel hinzuleiten, 
verfehlt fei, nur mit weſentlichen Beſchränkungen beizubehalten, und mit diefen in die neu: 
und wiedereroberten Provinzen einzuführen. 

Der erfte pommerſche Yandtag eradhtete dafür, daR die beim Erlaß des Ediktes vom 
11. März 1812 gehegte Abficht, die Juden von dem für ihre Moralität fo verderbliden 
Schacherhandel abauzichen, ihren Charakter zu veredeln und fie zum Chriſtenthum binzu- 
führen, nicht erreicht worden, daß bei der Kortdauer des Geſetzes und bei der wachfenden 
Zahl der Juden die Wohlfahrt der chriſtlichen Unterthanen gefährdet werde, weöhalb neben 
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der Einwirkung auf religiöfe und fittlihe Ausbildung der Juden, Beſchränkungen ihrer 
Rechte nothwendig feien. Demgemäß wurde für Alt: Pommern eine Deklaration des Edikts 
vom Jahre 1812 in diefem Sinne, für Neu-Vorpommern aber im Wefentlihen die Bei- 
behaltung der dortigen Berfaffung beantragt, indem man die nicht nadıtbeilige Einwirkung 
der Juden auf die Moralität und die Gewerbſamkeit der übrigen Bevölkerung neben der 
geringen Anzahl und der guten Führung der dortigen Juden audy den beftchenden Be: 
Ihränkungen ihrer Rechte und Freiheiten beimaß. 

Die Srandenburgifihen Stande wünfdhten, daß dad Edift vom Jahre 1812 von den- 
jenigen Landestheilen auögefchloffen bleibe, mo daſſelbe nody nicht beftche, und daß ſolches 
da, wo ed bereitd eingeführt fei, Abänderungen erfahren möge, weil die biöherige Erfahrung 
gelehrt habe, daß die den Juden zu einer höhern Ausbildung und nützlichen Berufsarten 
— ee Gelegenheit unbenust, ihre Neigung zum Schacherhandel vorherrfcyend 
geblieben fei. 

Der fählifhe Landtag bielt, mit Rückſicht auf die gemadhten Erfahrungen, wonach die 
Juden in die Eigenthumd-, Gewerbs- und fonftigen Xebensverhältniffe der Chriften ftörend 
und zerrüttend eingriffen, Maßregeln erforderlich, wodurch der Verbreitung der Juden und 
ihrem gewerblichen Verkehr inöbefondere geſetzliche Grenzen gefegt würden. Fi 

Die ſchleſiſchen Brovinzialftände, unter denen die Abgeordneten der Oberlaufis, wünſch— 
ten, daß es bei der dafelbft beftehenden Judenverfaffung unverändert belaffen werden möge, 
gingen davon aus, daß die bei Erlaß des Editts vom Jahre 1812 gehegte Hoffnung, in den 

uden Bürgerfinn und Gemeingeift zu erweden, bis dahin rößtentheile unerfüllt geblieben, 
die Ertheilung der den Juden eingerdumten Rechte zu voreilig erfolgt fei, und dad diefelben 
auöfpredhende Geſetz einer Beſchraͤnkung bedürfe. 

Der weftphälifche Landtag hielt es bei der fortdauernden moraliihen Werderbtheit der 
Juden und bei dem unglücklichen Einfluffe, welchen diefelben auf die chriſtlichen Unterthanen 
in mehr als einem Theile der Provinz übten, für eine dringende Pflicht, diefer verderblichen 
Einwirkung Schranten zu fegen. Die Stände waren daher der Anficht, daß den Juden vor 
allen Dingen das ihnen unter der Fremdherrſchaft voreilig ertheilte Staatobürgerrecht zu 
entziehen fei und dieſelben vorläufig nur ald Schupgenoffen behandelt werden müßten. 

Auch der rheinifche Zandtag war der Anficht, daß den Juden unter Ausſchließung von 
dem Staats: und Gemeinebürgerredyt ald Schutzverwandten die Uebernahme von Staats- 
und Gemeineämtern zu verfagen fei. Die Stände wünfchten inöbefondere, daß das auf der 

inten Seite des Rheins beftehende befchräntende franzöfiihe Dekret vom 17. März 1808, 
mit Ausſchluß der auf die alljährliche Yöfung der Moratitätöpatente bezüglichen Beftimmun: 
gen (Art. 7. 8.), als verbindlidy für die Juden der ganzen Provinz erklärt werden möchte. 

Der poſenſche Landtag endlich, hielt mit Rücſſicht auf die unverhältnißmäßig große An- 
zahl der Juden in dortiger Provinz, und da die Allerhöchite Abſicht bei der Gefetzgebung 
über die Juden in den übrigen Provinzen nicht erreicht worden, indem diefelben vielmehr nad) 
wie vor dem Schacher und Handel nahgingen, und ihre Abneigung gegen alle mit Anftren- 
EB phyſiſcher Kräfte verbundene Beſchäſtigungen und Handarbeiten fortdauernd an den 
rag legten, bei Feftitellung ihrer Rechte bid dahin, wo die Juden indgefammt zum Staats- 
bürgerredht zuzulaſſen fein würden, folde Anordnungen für nothwendig, wodurd) die Ghri- 
ften gegen die Ungebühr der Juden geſichert würden, wogegen den Juden jene Rechte in 
Auf zu ftellen und ihnen die Mittel zu gewähren feien, ſich ſolche jobald als möglid) 
erwerben zu können, 

Die fpeciellen Vorſchläge der adıt Provinzial» Yandtage in Berug auf die erforderlich, 
geachteten Beſchränkungen waren fehr mannigfadyer Art, und zum Theil tief eingreifend in 
die bürgerlichen Berhältniffe der Juden, namentlid) in Bezug auf Freigügigteit und Gewerbe— 
betrieb. Es konnte faum gehofft werden, daß es der Gefehgebung gelingen werde, den Wün— 
ſchen der Stände zu entfprechen, ohne der bundeögefeplichen Vereinbarung zu nahe zu treten, 
und den Juden durch Entziehung der ihnen eingeräumten Rechte zugleich die Mittel einer 
Verbefferung ihres Zuftandes auf eine bedenkliche Weife zu verkürzen. 

Es erging hierauf zunädhft die Allerhöchſte Ordre vom 30. Auguft 1830 (Geſetzſ. S. 116), 
welche den Zweifel, ob das Edift vom Jahre 1812 mit dem Allg. Landrecht und der Allg. 
Gerichtöorbnung in Die neuen und wiedererworbenen Provinzen eingeführt worden fei, ber- 
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neinend dahin entfchied, daß ed in jenen Landestheilen hinfichtlich der Juden bei den zur Zeit 
der Befignahme vorgefundenen geſetzlichen Vorſchriften bewende. 

Die Verordnung vom 1. Juni 1830 (Geſetzſ. S. 66) regelte, theilweife den befchränfen- 
den ftändifchen Anträgen folgend, vollftändig die VBerhältniffe der Juden im Großherzogthum 
Poſen, mofelbft bei der ftarfen jüdischen Bevölterung und ihrer zum Theil niedrigen Bil- 
dungöftufe ein dringendes Bedürfniß dazu vorlag. 

Die von den Juden audgeübten wucheriſchen Bedrüdungen der ländlihen Bevölkerung 
in der Provinz Weftphalen, indbefondere in den vier Paderbornſchen Kreiſen, wodurd der 
Wohlſtand der Bauern auf fehr bedrohliche Weiſe zerrüttet wurde, machten das Einfchreiten 
der Gefengebung nothwendig. 

Die Allerhöhfte Ordre vom 20. September 1836 (Gefesf. S. 248) war beftimmt, jenen 
Uebelftänden abzuhelfen. Die zum fünften Provinzial-Landtage verfammelten weftphälifchen 
Stände beantragten demnächſt, jene Verordnung, wenigſtens deren erften Baragraphen wegen 
Beſchränkung der Juden im Erwerbe ländlidyer Grundftüde, auf die ganze Provinz auszu— 
dehnen: ein Antrag, welcher abgelehnt wurde, da Thatſachen fo dringender Art, wie in jenen 
Kreifen, für die ganze Provinz nicht vorlagen. 

Inzwischen ward ein allgemeinered Geſetz vorbereitet, welches beitimmt war, in einem 
Theil der neu= und mwiedererworbenen Provinzen, in melden dad Bedürfniß befonderd her— 
portrat, die Verhältniffe der Juden zu ordnen. 

Bei der legislativen Berathung fand der Königlihe Etaatörath eine vorgängige genaue 
Ermittelung der faktiſchen Zuftände in den einzelnen Zandeötheilen und demnächſt eine Vor— 
lage des danad) anderweit auszuarbeitenden Geſetzentwurfes nothiwendig. 

Des Königd Majeftät befahlen auf den Bericht des Königlichen Staatsraths durd) 
Allerhöhhfte Drdre vom 13. Degember 1841, daf die vorgedadhte fattifche Ermittelung und 
auf Grund derfelben unter Berückſichtigung der Vorfhläge und Beſchlüſſe ded Staatörathd 
andermweite Erwägung erfolgen follte. 

Das Ergebniß der erfolgten Ermittelungen ift unter Beifügung auch einiger anderen, 
den Gegenftand betreffenden Leberfichten in zwei diefer Denkfchrift angefcyloffenen Beilagen 
zufammengefaßt. Die gefammelten Materialien find zunächſt bei Berathung der Gewerbe: 
ordnung benußt worden. 

Nach den Anträgen ded Minifteriumd ded Innern, meldye die Zuftimmung ded Königl. 
Staatöminifteriumd erhielten, find dur) $ 190 jenes Gefeged die mannigfachen, zum ch 
fehr weſentlichen, gewerblichen Beſchränkungen, welche in vielen Zandeötheilen für die Jude 
beftanden, in Bezug auf den Betrich ftehender Gewerbe, mit alleiniger Ausnahme der in den 
88 51 — 55 bezeichneten, aufgehoben. Demnähft ift durd die Allerhöchfte Ordre vom 
31. Ottober 1845 (Geſetzſ. ©. 682) die Annahme feſter erblicyer Familiennamen Seitend 
der Juden überall, wo dieöfällige gefegliche Beftimmungen nod) fehlten, vorgefchrieben worden. 

Ein bedeutender Theil der jüdifhen Bebölkerung war davon audgefhloffen. Died fand 
inöbefondere in Yen chemald Herzoglich Warfhauiichen Landestheilen ftatt, woſelbſt über 
zwei Fünftel der Gefammtheit der Juden des Preußiſchen Staated wohnen. 

Die Allerhöchſte Ordre vom 21. Dezember 1845 (Gefetf. von 1846 ©. 22) ftellte die 
Militairpflicht allgemein her. 

An Verbindung damit ift in der fernerweiten, an dad Königliche Staatöminifterium er— 
gangenen Allerhöchſten Ordre vom 31. Dezember 1845 genehmigt, daß den zu Unteroffizie: 
ren beförderten jüdischen Soldaten, weldye durdy die vorgefchriebene Dienftzeit ſich Eivilver- 
forgung-Anfprüche erworben, gleid den übrigen anftellungöberchhtigten Unteroffigieren der 
Eintritt in ſolche Subalternftellen geftattet werden fol, mit denen die Ausübung einer obrig- 
feitlihyen Autorität nicht verbunden ift, wobei zugleich beftimmt worden, daß die Vereidigung 
beim Antritt des Givildienfted nady den für jüdische Zeugeneide beftimmten Vorſchriften zu 
bewirken ift. Diefe Allerhöchfte Ordre ift den Departementschefs mitgetheilt, welche danad) 
das Erforderlidie angeordnet und die Behörden mit Anweiſung verfehen haben. 

Inzwiſchen ift der Entwurf eined allgemeinen Gefeges in den Minifterien der geiftlichen 
Angelegenheiten und des Innern auögearbeitet. Ueber die hinfichtlid) des Kultusweſens zu 
treffenden Anordnungen find geeignete Männer aud der jüdischen Bevölkerung gehört wor⸗ 
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den. Der hierauf im Königlichen Staatöminifterium ftattgefundenen Berathung gemäß ift 
der dem Vereinigten Zandtage vorgelegte Gefegentwurf redigirt worden. 

Wenige Gegenftände in der Gefehgebung unterliegen fo verfchiedenartiger Auffaffung, 
ald die Ordnung der VBerhältniffe der Juden. Auf diefem Gebiete begegnen und durchkreuü— 
zen fid) die politifchen und religiöien Gegenfäge, weldye zur Zeit dad Volksleben beivegen; 
bei der darauf begüglichen Gefeggebung will vorzugöweife ein Jeder den Ausdrud der Lieber: 
jeugung wiederfinden, unter deren Einfluß er von feinem Standpunkte aus die Aufgabe 
gelöft ſehen mödhte. Neben theoretifchen Anfichten machen ſich überall reichlich zu getwinnende 
praktiſche Erfahrungen geltend, welche mit jenen nicht felten in beftimmten Widerfprud) treten. 
Ed ift daher erklärlidy, wenn bon dem Hufe nach völliger fogenannter Emanzipation bis 
herab zur Aufredhthaltung und Erweiterung der beftehenden Beichräntungen ganz entgegen- 
geiegte Stimmen vernommen werden. Während man von einer Seite eine.Bethätigung des 
Chriſtenthums durch möglicyfte Gleichftellung der Juden mit den Ehriften bei Behandlung 
der Sache zur Richtihnur verlangt, indem behauptet wird, daß die Juden Dem Staate ge- 
genüber ihre Befonderheit nad) und nad) großentheild aufgegeben hätten und unter dem 

influß einer milden Gefeßgebung völlig verlieren würden, wird andererfgitd von den Ghriften 
ein Schuß ihrer Slaubenögenofien gegen das, den Juden wegen ihred engen Zufammen- 
hanges beigelegte Uebergewicht unter der Behauptung in Antpruc genommen, daß nad) 
dem innern Weſen des Judenthums eine völlige Verſchmelzung mit der Bevölkerung, unter 
weldyer die Juden leben, unmöglid) fei. 

Schon die biöherige Preufifche Gefeßgebung hat inmitten diefer entgegengefehten Rich— 
tungen, fern bfeibend von jedem den Juden als religiöfer Genoffenfhaft aufgelegten Zwange, 
dad Ziel feftgehalten, die ihrer focialen Enttwidelung entgegenftehenden Hinderniffe zu —* 
tigen, ihnen gleich den übrigen Unterthanen alle Erwerbsquellen zu öffnen und die mannig— 
fahen Berufsarten ded bürgerlichen Lebens zugänglich zu machen. Mit Ausnahmegefepen 
ift nur bei Mar erfanntem Bedürfniffe oder im Intereffe der Juden felbft zu ihrer moralifchen 
Hebung und focialen Verbefferung vorgegangen. In diefem Wege wird in Ertvägung der 
erzielten Erfolge aud) weiter fortzufchreiten, die hierbei zu ziehende Gränge aber nad) der 
Eigenthümlichteit de8 Judenthums, nad den in der Bevölkerung beftchenden befonderen 
Verhältniffen und nad) den für dad Preufifhe Staatöleben vorhandenen Grundlagen feft- 
juftellen fein. Es wird hierbei neben dem Anerkenntniß, welches der entfhiedenen Ehrenhaf- 
tigkeit vieler jüdiſchen Glaubendgenoffen nicht verfagt werden fann, die Stufe fittlicher und 
religiöfer Bildung Beachtung finden müffen, auf welcher ſich zur Zeit noch immer ein erheb- 
licher Theil der jüdischen Bevölkerung befindet. Gegen dad Beftchen eines jüdifchen Volkes 
inmitten der Nationen, unter denen daffelbe verbreitet ift, wird Ichhafte Verwahrung einge: 
legt; die Juden erklären vielfeitig dem Staate ald ihrem alleinigen Vaterlande anzugehören, 
in welchem fie geboren find oder fi) nicdergelaffen haben. An der Wahrhaftigfeit diefer 
auögeiprodyenen Ueberzeugung darf nicht entfernt gezweifelt werden. Wenn der Begriff eines 
„Voltö* oder einer „Nation“ eine gemeinfame, durd äußere Begrenzung, Gefepgebung, 
Sprache und Religion von andern Völkerſchaften geſchiedene Stammesgenoſſenſchaft umfaßt, 
kann ſolchet auf die Juden feine Anwendung finden. Allein dennoch bleibt den Juden eine 
im gewiſſen Maaße beivahrte Nationalität eigenthümlich, welche auf ihre Stellung im 
Staate von Bedeutung ift. Zubörderft befteht eine Religionsverfchiedenheit, welche nicht blos 
auf befondere Glaubendnormen gegründet, fondern aud) in mannigfaden äußeren in die 
bürgerliche Gemeinſchaft eingreifenden Geboten ausgeprägt ift, außerdem aber eine Stam- 
meöverfchiedenheit, welche in Verbindung mit ihrer Religion den Juden unter den mannig- 
ſahſten Schickſalen die Eigenthümlichkeit erhalten hat, wodurch ſie inmitten der verſchiedenen 
Völfer, unter denen fie ſich niedergelaſſen haben, erkennbar find. Die Stammgenoſſenſchaft 
It den Juden nicht durch die Gefeggebungen aufgedrungen, fondern folgt weſentlich aus der 
teligiöfen Grundlage ded Judenthums. Der von Napoleon berufene jüdiſche Sanhedrin, 
defien Entfcheidungen im Allgemeinen geeignet waren, die den jüdiſchen Religionsfagungen 
beigemeffenen Hinderniſſe einer völligen Gleichftellung der jüdifhen mit der hriftlihen Be— 
bölterung zu befeitigen, hat ſich über die Zuläſſigkeit der Ehen zwiſchen Juden und Chriften 
dahin ausgelaffen: 
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Das jüdische Gefeß verbiete unbedingt nur die Ehen der Juden mit den fieben fana- 
nitischen Völferfchaften, mit den Ammonitern, Moabitern und Aegyptern. Diefed Verbot 
fei daher nur auf abgöttiſche Völker anwendbar, und der Talmud erkläre ausdrüclich, 
daß als foldye die Chriften nicht zu betrachten feien, weil fie den wahren Gott anbeteten. 
Die Meinung der Rabbiner fei indeffen allerdings dagegen, da zur Eingehung der Ehe 

nad) dem Talmud gewiſſe religidfe Geremonien erforderlid) feien, welche nur die Glaubens- 
genoffen verbinden können. Tie Heirath fei fonady bürgerlich zwar gültig, werde jedod) 
von den Nabbinern nicht anerkannt, und es würden die Eheleute fi) ohne eine förmliche 
Eheſcheidung trennen dürfen. 

Aus diefer Antwort geht fo viel Far hervor, daß nad) den jüdischen Sakungen die Ehe 
rischen Juden und Chriſten in der Ihat nicht ald gültig betradytet wird. Da hiernach eine 
Vermiſchung der Juden mit der fie umgebenden Bevölkerung ausgefchloffen bleibt, fo ift es 
erflärlidy und die Erfahrung beftätigt cd, daß eine völlige bürgerliche Gleichſtellung die 
Stammedfonderung zwiſchen Chriften und Juden nicht aufhebt. 

Eingezogenen zuverläfligen Erfundigungen zufolge tritt in Frankreich neben ertennbaren 
focialen Kortichritten der jüpifhen Bevölkerung nad) Verlauf von mehr ald einem halben 
Jahrhundert die frühere Trennung, wenngleich in mannigfachen Abſtufungen, noch jetzt in 
faſt ungeſchwächter Stärke hervor. Am Oberrhein, dem an Deutſchland grenzenden Landes— 
theile, beſteht noch jetzt, mit Ausnahme einiger Veränderung in geſelligen Berührungen, die 
frühere Geſchiedenheit. In den mittleren und unteren Klaſſen zu Paris findet eine aähnliche 
Wahrnehmung Statt. 

Der vorgelegte Gefegentwurf ift, hievon ausgehend, darauf gerichtet, die Juden in allen 
Landestheilen mit geringer Augnahme durch gemeinfame Normen zu verbinden, ihnen bie 
zum Beſtehen und zur Berbefferung ihres Kultus nothwendigen Aufßeren Grundlagen zu 
gewähren, die dazu Befähigten zu höheren Lehrämtern zu berufen, denjenigen von ihnen, 
weldye im Heere gedient haben, gewiſſe Vorzüge zu fichern, durch die Aufhebung der zum 
großen Theil nod) beftehenden Beſchränkung in der Glaubwürdigkeit eidlicher Zeugniſſe die 
Veranlaffung zu einem hieraus hervorgehenden Mißtrauen gegen ihre Moralität im Allge— 
meinen zu befeitigen, die für ihre Freizügigkeit und Gewerbthätigfeit noch beftehenden 

Schranken aufzuheben und an Stelle der auf den Schutz der chriſtüchen Unterthanen tie 
auf Verbefferung der Juden gerichteten Ausnahmegeſetze eine thätige Einwirkung der Juden 
felbft zur Hebung ihrer Glaubenögenoffen treten zu laffen. In dem Verbande von Juden: 
ſchaften follen neben der Befriedigung ihrer religiöfen Bedürfniffe, ohne fogiale Trennung 
von der übrigen Bevölkerung, die beten Kräfte gefammelt und zur fortfchreitenden Entwicke⸗ 
lung wirkſam gemacht werden. 

Bei der Redaktion des Geſetzentwurfes ift von einer Beibehaltung der beftehenden befon- 
dern Gefepgebung über dad Judenweſen nad) einer vorgängigen Revifion derfelben, wie 
ſolche bei der frühern Berathung im Königlichen Staatsrath von einer Seite zur Erwägung 
geftellt worden, ganz abgeftanden, da die Verfchiedenheit derfelben zu mannigfach ift, um 
auf einigen praftifchen und befriedigenden Erfolg rechnen zu fönnen, und propinzielle Eigen: 
thümlidykeiten, um eine ſolche Behandlung zu rechtfertigen, außer in der Provinz Poſen nicht 
beftehen. Vielmehr ift das Bedürfniß zur Regulivung der Verhältniſſe der Juden durd) ein 
möglichit allgemeines Geſetz erkannt. 

Der erfte Abſchnitt des Geſetzentwurfes umfaßt alle Provinzen mit Ausſchluß des Groß: 
herzogthums Poſen, in Betreff deffen aus den weiterhin angegebenen Gründen die Vor: 
fchriften des erſten Abjchnitts mit den ſich als nothwendig ergebenden Abänderungen zur 
Anwendung gebracht worden. Auf diefe Weiſe wird mit einer geringen Mopifitation der 
Vortheil einer allgemeinen Geſetzgebung erreicht. Der erfte Abſchnitt betrifft aud die nicht 
zum Großherzogthum Poſen geſchlagenen, ehemals Warſchauiſchen Yandeötheile, für welche 
bei der früheren Berathung die Anwendung der Verordnung vom J. Juni 1833 für geeignet 
erachtet wurde. Es gehören dahin einige Kreiſe des Marienwerderſchen und die Orfſchaften 
Schermeiſſel und Grochau des Frankfurter Regierungsbezirks mit einer Bevölkerung von 
etwa 5000 Juden. Die letztgedachten unbedeutenden Ortſchaften den abweichenden Bor: 
fhriften für die Provinz Pofen zu unterwerfen, kann keinenfalls für zweckmäßig erachtet 
werden. Ein Bedürfniß dazu tann ebenſowenig für dad ehemals Warſchauiſche Gebiet des 
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Regierungöbezirtd Marienwerder anerkannt werden, da nad) dem Ergebnif der angeftellten 
Ermittelungen angenommen werden darf, daß Die dortigen Juden denen der benachbarten 
Landeötheile, wofelbft dad Edikt vom Jahre 1812 gilt, in Eitte, Zebendart und Bildung 
gleihftchen, weshalb fie für die Einführung des letzteren Geſetzes ftimmt. 

Tie Anwendung ded erften Abichnitted des Gefegentwurfes auf alle neu und wiederer— 
mworbenen Provinzen kann cben fo wenig Bedenken finden. Die Beftimmungen entfpredhen 
im Wefentlihen der Geſetzgebung derjenigen Yandeötheile, woſelbſt fie für die Juden am 
günftigften ift; auf der liufen Seite des Rheins wird überdies das Tefret vom 17. März 
1808, deſſen Beſchränkungen in die Rechtöverhältniffe und den ganzen fozialen Zuftand der 
Juden tief eingreifen (Beilage TA Anh. c), aufgehoben. 

Zu 88 1—60. Hier ift zunächſt der durch das Geſetz hergeftellten 

Freizügigkeit 
zu gedenken. 

Nach der biöherigen Verfaffung bedurfte eö beim Ueberziehen der Juden aud einem Lan— 
deötheile in einen anderen mit abweichender Geſetzgebung einer befonderen Genchmigung ded 
Minifteriums ded Innern. Ed wurden die Gemeinen des künftigen Niederlaffungdortes zu— 
vor gehört, ohne denfelben jedoch ein Widerſpruchsrecht einzuräumen. Einzelnen Städten 
ar, wenn auch nicht in der Form eincd dauernden Privilegiums, eine noch weiter gehende 
Verwahrung gegen den Zuzug der Juden gewährt. 

Ter & 13 des Gefeges vom 31. Oktober 1842 (Geſetzſ. 1543 ©. 6) über die Aufnahme 
neu anzichender Perfonen befäßt es bei jenen Befchräntungen. Infofern diefelben im Allge— 
meinen eine Kolge der Verſchiedenheit der Geſetzgebungen über das Judenweſen find, be 
darf es, fobald eine allgemeine Verordnung an deren Stelle tritt, jener befonderen Genchmi- 
gung nicht mehr. 

Bei den früheren legiölativen Berathungen find inöbefondere mit Rüdficht auf die von 
den Ständen früher abgegebenen Erklärungen gewilfe Beſchränkungen bei der Wohnfip- 
nahme der Juden auf dem Lande und in den Städten für erforderlicy erachtet worden, weil 
fie ein heterogenes Element in den ländlichen Gemeinen bildeten, und erfahrungsmäßig dem 
Yandmanne verderblich feien, und aud) für die Städte namentlid) in den Yandeötheilen, mo 
fid) zur Zeit noch wenig Juden befinden, einiger Schutz gegen das Ueberzichen aus anderen 
mit Juden mehr bevölferten Gegenden räthlich ſchien. Ihre Niederlaffung follte, fo ſchlug 
man vor, auf dem Lande an den Erwerb eines Nitterguted, fonft an den Retrieb der Zand- 
wirthſchaft mit eigenem Gefinde oder an die Erridtung größerer gewerblicher Anlagen ge: 
üpft werden, für andere Fälle von der Genehmigung des Minifteriumd des Innern abhän- 
gen, und die Wohnfignahme in den Städten einer Genehmigung der Regierung nad) An- 
hörung der Gemeinebehörden bedürfen. 

Von derartigen Beſchränkungen ift jetzt abgefeben. 

Die Zahl der auf dem Lande lebenden Juden ift verhältnigmäßig nicht groß und in den 
einzelnen Yandeötheilen fehr verſchieden. (S. Beil. IB). 

Die Regierungen, in deren Bezirk die meiften Juden auf dem Lande wohnen, erfennen 
ein Bedürfniß zu foldyen Befchränkungen nicht. 

Es würde den Juden der Llebergang zum Landbau, welcher andererfeits gewünſcht wer— 
den muß, dadurch weſentlich erſchwert fein. Bedrüdungen aber des Landmannes Seitens der 
Juden, wie fie früher in den Paderborniſchen streifen vorgefommen, fönnen von den Stäbd- 
ten aus ebenſowohl ausgeübt werden, und überdicd hat die Erfahrung in jenen Kreifen erge— 
ben, daß dem Landmann ein Schuß gegen wucherliche Bedrüdungen durch Verbefferung fei- 
ner Lage auf anderem Wege ficherer und nachhaltiger gewährt werden kann. 

Vie Einführung einer Genehmigung der Negierung bei Niederlaffung der Juden in den 
Städten würde infofern eine erhebliche neue Beſchränkung fein, als den Juden jegt innerhalb 
des Berxiches derfelben Gefehgebung die allgemeine Freizügigkeit zuſteht. Allerdings haben, 
den früher geäußerten Anfidyten der Stände mehrerer Provinzen und auch der auf dem Ich- 
ten ſächſiſchen Provinzial-Landtage von der Mehrheit ausgeſprochenen Anſicht gemäß, meh— 
tere Regierungen der Yandeötheile, in denen fid) eine geringere jüdische Bevölkerung befindet, 
für eine Beſchränkung der gedachten Art geftimmt; die übrigen Regierungen theilen diefe An⸗ 
ſicht aber nicht, und namentlid) hat fid) in den Provinzen, woſelbſt das Edit vom 12. März 
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1812 gilt, mithin volle Freizügigkeit befteht, dad Bedürfniß zu beſchränkenden Mafregeln 
nicht ergeben. 

Die Freiheit in der Bewegung der Gewerbe und die wechfelnde Konkurrenz verändert die 
Ginträglicyteit gewerblicher Unternehmungen jest häufig fo raſch und entfchieden, daß die 
Gewerbetreibenden weit mehr als fonft genöthigt werden, ihr Geſchäft von dem einen Drte 
nad) einem anderen, für ihre Beziehungen günftigeren zu verlegen, wenn fie deffen Beftehen 
und ihre Erifteng fihern wollen. Hierbei wirft außerdem noch der mächtige Einfluß mit, 
welchen neu entitchende Kommunitationdmittel, inöbefondere die Anlegung von Eifenbah: 
nen, auf dad Sinten oder die Hebung gewerblicher Erfolge in den einzelnen Ortſchaften 
ausüben, jenachdem ihnen der frühere Verkehr entzogen oder ein foldyer neu zugewen⸗ 
det wird. 

Die hierdurch entftchende Umgeftaltung der Gewerbeverhältnifje bedingt daher die freie 
Bewegung der Gewerbtreibenden nad) allen Ridytungen, und wenn den Juden diefe ber- 
ſchränkt würde, fo bliebe ihnen damit dem Erfolge nad) ein bedeutender Theil der ihnen durch 
die Gewerbeordnung ertheilten Rechte wiederum entzogen. 

Dazu fommt endlich, daß für die Fälle ded Widerſpruchs der Gemeinen allgemein lei— 
tende Grundfäge für die von den Verwaltungsbehörden zu treffende Enkſcheidung ſich ſchwer 
feftitellen laffen. 

Aus diefen Gründen ift im Entwurfe von jeder Mafregel der gedachten Art Abftand 
genommen. 

Durd) die Beftimmungen deö 8 1 und 60 werben ferner die Zuden in allen den Zandeöthei- 
fen, in welchen fie noch ald Schußgenoffen anzufchen waren, und deshalb dad Bürgerrecht 
nicht erwerben konnten, namentlich in der Fähigkeit zum Erwerbe von Grundeigentbum, 
den übrigen Unterthanen gleichgeftellt. Eine weitere Aufhebung wichtiger Beſchränkungen 
liegt in der 


Aufhebung ded franzöfifhen Defreted vom 17. März 1808. 


Die hiſtoriſche Entſtehung diefed aus den Klagen über den jüdiſchen Wucher hervorges 

angenen Gefeged, deffen bei den früheren legislativen Berathungen in Frage geftellte Auf: 

Fine auf erhebliche Bedenken geſtoßen ift, kann theild ald bekannt vorauögefeßt, theild darf 
auf dad in der Beilage 1 A Bemerfte Bezug genommen werden. 


Urſprünglich follte daffelbe, tie im Art. 18 in Auöficht geftellt ift, nur auf 10 Jahre 
gelten, indem die Hoffnung auögeiprodyen wurde, daß mit Ablauf dieſes Zeitraumes durd) 
die getroffenen Maßregeln jede Verſchiedenheit zwiſchen den Juden und den übrigen Bewoh— 
nern dDed Reiches verſchwunden fein werde. — Eine weitere Werlängerung der SEEN des 
Geſetzes wurde jedoch vorbehalten, wenn jene Hoffnung nicht in Erfüllung gehe. Von dem 
Inhalte des Dekretes fommen gegenwärtig hauptſächüch nur nod) die Art. 3 bis 6 und 13 
bis 15 in Betracht, da die Beftimmungen ded Art. 7 bis 12 über die von den Juden zu 
löfenden und alljährlid; zu erneuernden Patente zum Betrieb ftehender Gewerbe durd) die 
Allg. Gewerbeordnung bereitd außer Antvendung gefegt find. 


Bon den rheinifhen Regierungen hat nur eine für Beibehaltung diefer Patente ge 
ftimmt, indem fie deren Aufhebung lediglid) für Juden, welche mit kaufmänniſchen Rechten 
Handlung treiben, befürwortet. Dagegen erachten die übrigen ganz allgemein die jett nur 
für den Gewerbetrieb im Umherziehen beftehenden Beichräntungen des Dekretes weder durd) 
die Erfahrung bewährt, nod) für nothwendig. Es find nämlid) fehr felten Fälle der Verwei— 
gerung der der Ausftellung der Patente zum Grunde liegenden Moralitätsattefte Seitens 
der nad) Art. 7 diefelben ertheilenden Schöffenräthe vorgekommen, bei zwei Regierungen feit 
einer Reihe von Jahren nur zwei refp. einmal, bei der Regierung zu Düffelvorf etwa jährlich 
einmal. Letztere bemerkt zugleich, daß in 8 Jahren bei 4,307 Handelöpatenten, welche dort 
ausgeſtellt worden, auch nicht ein einziged auf Grund ded Art. 9 von den Gerichten wider 
rufen worden ift. Auch die Generalprofuratur zu Köln bemerkte, daR, ſoviel fie erfahren, beim 
rheinifhen Appellationd- Gerichtöhofe fein Fall eines folhen Widerrufes vorgekommen 
fei. Die Ertheilung der Patente ift ſonach zu einer bloßen Formalität ohne erkennbaren 
Nutzen geworden. 
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Es wird daher um fo weniger Bedenken haben, die Aufhebung jener Vorfchriften Art 1 
bis 12 auch für den Gewerbetrieb im Umherziehen eintreten zu laffen, als das Requlativ vom 
28. April 1824 eine befondere Prüfung der Qualifikation des die Konzeffion Nachſuchenden 
allgemein vorjchreibt. 

Der die Fortdauer des Defreted anordnenden Beftimmung der Allerhöchften Ordre 
vom 3. März 1818 lag weſentlich der Bericht der Immediat: Zuftigtommiffion zu Köln vom 
30. Januar 1818 zum Grunde, worin nadygewiefen wurde, daß die Juden demſelben 
Schachergeiſt wie früher ergeben feien, und durdy ihren Wucher den Wohlftand der länd- 
lihen Bevölkerung aufs Aeußerſte gefährdeten. 

Aud von den im Jahre 1826 verfammelten Ständen der Rheinproviny war nicht nur 
die fernere Beibehaltung des Dekreted, fondern fogar deflen Ausdehnung auf die ganze Pro: 
viny beantragt worden. , 

Mit Rüdficht hierauf hatte der Königliche Staatörath bei der früheren Berathung eine 
Ermittelung der gegentwärtigen BVerhältniffe und zur Begründung der Aufhebung des De- 
freted den Nadhiveid für erforderlich erachtet, daß cine Verbefferung der früheren Zuftände 
eingetreten fei, 

das Ergebniß der demgemäß angeftellten Ermittelungen, inöbefondere nad) den Aeuße— 
tungen der Profuraturen, it in der Anlage 1 B zufammengeftellt. Danach läßt ſich weſent⸗ 
lihe Befferung in dem Verhalten der Juden kaum behaupten, vielmehr ſcheint der Zu— 
ftand nod) jet dem ähnlich, wie er von der Immebdiat-Juftizfommiffion zu Köln früher ge- 
ſchildert worden. 

Bei vielen Landräthen und Kriedendrichtern, weldye mit den Juden felbft und den nie 
deren, ihrem verderblichen Einfluß hauptſächlich auögefegten Klaffen der Bevölkerung in uns 
mittelbare Berührung kommen, ift eine nachtheilige Meinung über den Schachet und Wucher 
der dortigen Juden übertwiegend, und fie haben ſich daher aud) für Die Aufrehthaltung des 
Dektetes auögefprodhen. Eö wird bemerkt, daß die Juden nichts mehr fürchteten, ald wenn 
auf Grund des Dekreted der Einwand der nicht erhaltenen Valuta in Prozeſſen geltend ge 
macht würde, indem fie fidy auf den von ihnen alödann zu führenden Beweis nur in foldyen 
Faͤllen einließen, wo fie ihrer Sache ganz gewiß feien, ſonſt aber ſich lieber mit ihren Schuld— 
nern verglichen; daß überhaupt die Furcht vor dem Dekret und deifen Anwendung ihrem 
Treiben noch einigermaßen wirkſam entgegentrete, und die bedauerlihen Folgen der Auf- 
hebung deffelben ſich gar nicht abſehen liegen. Auch die im Jahre 1845 befragten Ober: 
proturatoren haben für die Beibehaltung des Dekretes geftimmt, nur der Profurator zu 
Düffeldorf hat für die Aufhebung des Art. 4, welcher den Juden allemal den Nachweis der 
bollftändig und ohne Betrug bezahlten Valuta auflegt, geftimmt. 

Von den Negierungen hat fid nur eine unbedingt für die Beibehaltung des Dekretes 
auögefprohen. Sie bemerkt, daß daffelbe wenigitend in einzelnen Beftimmungen feinen prä- 
fautiven Nupen bewährt, namentlidy der Art. 4 fehr auf Verminderung der Prozeſſe gewirkt, 
der Art. 3 über Darlehne an Minderjährige 2c., die Art. 14 bis 15 über den Pfandverkehr 
ſich zwectmaͤßig erwieſen hätten, und beantragt daher nur die Aufhebung des Art. 4 für die: 
jenigen Juden, weldye mit kaufmänniſchen echten Handlung treiben, weil foldyen faft nie 
unter erfhwerenden Umſtänden der Einwand der nicht erhaltenen Valuta entgegengefegt 
worden fei. Eine zweite Regierung ertlärt ſich nur bedingt für die Aufhebung des Dekretes, 
die drei übrigen find dagegen unbedingt für eine foldye, theils weil fic die Zwecke des De: 
fretcd auf geeigneterem Wege erreichbar finden, theild weil die Beſtimmungen des Gefehed 
der Hebung der Juden entgegenftänden. 

Ter Anficht für die Aufhebung muß man ſich in der That anſchließen. 

Folgt man den Angaben derer, weliche für die Aufrechterhaltung des Dekretes ftimmen, 
jo ift der Zweck, welchen dad Geſetz hauptfählidy im Auge hatte, die moralifche Beſſerung 
der Juden, in der beabfichtigten Weife nicht erreicht, fondern nachdem dad Dekret faft 40 Jahre 
hindurch in Wirkſamkeit geftanden, dauert vielfach der jüdiihe Wucher noch jegt fort, und 
eben fo wenig hat dad Dekret die hriftliche Bevölterung gegen den Wucher der Juden zu 
[hüsen vermocht. 

Der mehrfeitigen Behauptung, daß dad Dekret noch dad einzige Mittel fei, weldyed dem 
jüdiſchen Wucher, namentlidy den unerfahrenen Zandleuten gegenüber, einigermaßen Schranten 
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zu fehen vermöge, und daß, wenn es auch nicht oft direkt zur Anwendung komme, darin 
jedenfalld ein Schutz gegen Betrug und Wucher liege, ftcht die Erfahrung entgegen, daß, 
obſchon im Ganzen die Yahı der von Juden angeftellten Givilprogeffe verhältnißmäßig fehr 
bedeutend ift und diefelben fait nur Waarenforderungen und Darlehne betreffen, dennod) 
bon dem Dekret nur äußerſt felten Gebraud; gemacht wird, wofür mehrfache Beifpiele ange: 
führt werden. 


Der Jude behält, wie aus den Berichten vieler riedendrichter erhellt, noch immer Mittel 
genug, das Dekret zu umgehen, wofür cbenfalld evidente Beiſpiele angeführt werden. 


Redliche Juden werden am wenigſten ängſtlich auf Beobachtung der beläftigenden For- 
men des Gefegeö halten, und können alödann von einem unredlichen chriftlidyen Scdyuldner 
beeinträdhtigt werden, wie denn aud) von einem Friedenörichter bemerkt wird, daß es felten 
Die ſchlechteſten Juden feien, gegen weldye das Dekret geltend gemacht worden. Darf man 
fidy aud) bei einer Aufhebung dieſes Geſetzes nicht der Erwartung überlaffen, daß die Be- 
drüdungen des Yandmanned durdy die Juden fichtbar abnehmen werden; ift cö vielmehr, 
wie eine Regierung beforgt, fogar wahricheinlidy, daß die einem foldyen wucherlichen Verkehre 
einmal bingegebenen Juden denſelben noch ungebinderter betreiben werden, fo iſt doch von 
der Aufhebung deö die jüdifcde Bevölkerung im Allgemeinen als demoralifirt vorausfegenden 
Dekrets infofern ein günftiger Erfolg wohl zu hoffen, ald dadurch dad Ehrgefühl angeregt 
und der beffere Theil der jüdiſchen Bevölkerung zur Einwirfung auf die ſittliche Hebung 
feiner Glaubensgenoſſen aufgerufen wird. 


Muß eine Verbeſſerung der beftehenden Zuftände einerfeits weſentlich von der Erziehung 
und dem Unterricht der jüdiſchen Jugend gehofft werden, fo ift andererfeit# anzunehmen, 
daß eine gründliche Abhilfe der jüdiſchen Bedrüdungen, denen der Yandmann in der Rhein— 
provinz auögefegt ift, hier nicht fowohl durch befchränfende Vorſchriften, fondern durd) 
Berbefferung der Lage des Yandmannd begründet werden kann. Die Ermittelungen ergeben, 
daß da, wo der Yandmann ſich in geordneten Verhältniffen befindet, und feine Yage mehr 
gefichert ift, eine nadıtheilige Einwirkung der Juden keinen leichten Boden findet, wogegen 
der ärmere Zandbauer, dem es mit den nöthigen Hülfsmitteln auch an der erforderliden 
Vorſicht fehlt, wie den Bewohnern der Mofel- und Eifelgegenden, dem Wucher leicht Preid 
gegeben ift. 

Died ftimmt mit den Erſcheinungen in den vier Paderbornſchen Kreifen vollkommen 
überein. Auch vor dem Erlaffe der Allerhödhften Ordre vom 20. September 1836 haben dort 
die wohlhabenderen Dörfer ſich gegen den nadıtheiligen Einfluß der Juden zu ſichern gewußt. 


Die Bedrüdungen, welche die Jortigen Bauern in den ärmeren Gemeinen in fo hohem 
Grade durch die Juden erlitten, find nach den angeftellten Ermittelungen nidyt durch die be 
fchräntenden Vorſchriſten jener Verordnung gehoben, vielmehr ift kein Fall befannt geworden, 
in welchem der Richter der ibm im Gefeg beigelegten Befugniß gemäß die Aufnahme eines 
Kontrattö wegen Verdadıt des Wucherd verfagt hätte. Die Yandleute fanden fidy ftetö bereit, 
die nötbige gerichtliche Erklärung abzugeben; die Juden wuhten jederzeit das Geſetz zu um— 
gehen. Dagegen find die bevrüdten Yandleute durch die wohlthätige Wirkſamkeit der Tilgungd- 
faffe und mit den anderweit aud ohne Zutritt des Staates hervorgerufenen Hülfsquellen 
dem juͤdiſchen Wucher enthoben, indem fie mit jener Hülfe zugleich die Einfidyt über die rich— 
tigen Mittel zur Befeitigung eintretender Verlegenbeiten gewannen. Inden man hoffen 
darf, daß in Ahnlicher Weife dem bäuerlichen Stande in der Rheinprovinz wird geholfen 
werden, ift die Aufhebung des Dekrets räthli), worauf aud) neuerlicy die Anträge der rhei- 
nifhen Stände gerichtet find. 

An Betreff der durch die SS 1 und 60 außerdem aufgehobenen in einzelnen Yanded- 
theilen beftehenden Beſchränkungen darf auf die den Beilagen beigefügte Darftellung (1 A) 
(ediglicy Bezug genommen werden, in fo weit nicht zu den 88 35 ff. ohnehin darauf einge 
gangen wird. 

Noch ift des Anspruchs zu gedenken, welchen einige Städte, Danzig, Thorn und Brom: 
berg, darauf madyen, Juden von der Niederlaffung auszuſchließen. Auch die Stadt Greifd- 
wald ſtützt ſich in dieſer Hinſicht auf ein ihr im Jahre 1264 verlichenes Privilegium. 


19 Denkihrift zu dem Entwurf einer Verordnung, die Verhältniffe der Juden betr. 251 


Aus den oben für die allgemeine Freizügigkeit aufgeftellten Gründen bedarf eö einer be 
fonderen Ausführung nidyt, daß hinfort aud) diefe, den erftgedadhten drei Städten überdies 
nur unter Hinweiſung auf die künftige Geſetzgebung qugeftandenen Befugniffe wegfallen müffen. 


Bildung von Judenfdaften. 


Für eine weitere erfolgreiche Entwidelung der Verhältniffe der Juden im Staat und in 

der Re Geſellſchaft hat die Geſetzgebung die Aufgabe, 
mit Vermeidung alled deffen, was über die durch ihre religiöfe und in geroiffem Maafe 
auch nationell bewahrte Geichiedenheit von der übrigen Bevölkerung hinaus eine dem 
bürgerlichen Leben und deöhalb aud den Juden felbjt nachtheilige Trennung befördern 
oder verſtärken fünnte, 

den Juden eine Organifation zu gewähren, 
welche ihnen eincötheild die erforderliche Selbitftändigkeit giebt, nad) innen ihre eigenthüm- 
lichen und infomweit auch ſtets abgefondert zu behandelnden Intereſſen zu ordnien, anderer- 
ſeits aber ihnen eine chrenhafte Stellung ſichert, und zugleich eine weitere Annäherung 
mit der chriſtlichen Bevölkerung durch vermehrte Iheilnahme der Juden am Gemeinde: 
Icben und durd Eröffnung einer geregelten Mitwirkung bei den Angelegenheiten des 
letztern vermittelt. 

Allerdings vermag die Gefehgebung allein dies Ziel nicht zu erreichen. Sie fann nur die 
Grundlagen und Formen dafür gewähren, giebt aber damit fo viel, daß die Hoffnung be— 
gründet ericheint, ed werde aus den dargebotenen Mitteln, wenn diefelben mit entgegen- 
fommendem Vertrauen richtig benugt werden, eine für die Juden im Staatd- und im Ge- 
meineleben nad) allen Seiten bin befriedigende Stellung hervorgehen. 

Die Nothivendigkeit der Bildung forporativer Verbände für das jüdische Kultusweſen 
hat ſich mit der Zeit unabweisbar herausgeftellt. Im $ 39 des Edifts vom I1. März 1812 
über die bürgerlichen Verhältniffe der Juden in den damald zum Preußischen Staate gehö— 
rigen Landestheilen wurde auch die Ordnung ded jüdischen Kultus- und Schulweſens da— 
bin vorbehalten, 

daß die deshalb erforderlichen Beltimmungen unter Zuzichung von Männern deö jüdischen 
Blaubenöbetenntniffes, die wegen ihrer Kenntniſſe und ihrer Rechtſchaffenheit das öffent- 
liche Vertrauen genichen, getroffen werden follten. 

Die iöherigen Berwaltungsmaßregeln haben nicht befriedigen können. In einigen der 
neuen und wiedererworbenen Provinzen, auf weldye die Beltimmungen des Edikts vom 
11. März 1812 feine Anwendung finden, hatte eine vollftändig organilirte Synagogenver⸗ 
faffung beftanden, welche fpäter in Folge der Vereinigung jener Yandeötheile mit der Krone 
Preußen ihre eigentliche Grundlage verlor. Bei den früheren Verhandlungen über die Re— 
—— des Judenweſens iſt von einer Einwirkung, auch nur auf die äußeren jüdiſchen 

ultusverhaͤltmiſſe, abgeſtanden, weil man annahm, daß eine Verbeſſerung ſich aus der jüdi— 
ſchen Religiondgeſellſchaft ſelbſt herausbilden müſſe, und dieſe Erfolge ebenſo wie eine weitere 
Erfahrung darüber abzuwarten fei, in welcher Weiſe eine nähere Anſchließung der Juden 
an die bürgerliche Geſellſchaft, zu welcher in den älteren Provinzen durch das Edikt vom 
11. März 1812 die Bahn gebrochen worden, fid) geftalten werde. 

Auch im Großherzogthum Poſen haben id) die Behörden von jeder Einmiſchung in die 
Angelegenheiten des jüdischen Kultus, infoweit eine ſolche nicht im polizeilichen Intereffe noth⸗ 
wendig erſchien, ſtets fern gehalten. Die Allerhöchſte Ordre vom 13. Dezember 1841, wo— 
durch die Vorbereitung eines anderweiten Geſetzentwurfes angeordnet ward, beſtimmie zu— 
— daß in Betreff der Ordnung des jüdiſchen Kultus- und Unterrichtöweſens neben 

rmittelung der betreffenden faltiſchen Zuſtände in den einzelnen Landestheilen die eigenen 
Vorfhläge der Juden gehört werden follten. 

Das Ergebniß ift in der Beilage II zufammengeftellt, auf deren Inhalt Bezug genom: 

men wird, 
Jüdiſches Kultusweſen. 
Aus dem gegenwärtigen Zuſtande deſſelben in den einzelnen Landestheilen (Beil. II A) 


ergiebt fih, daß es faſt überall an Einrichtungen fehlt, welche, aud) wenn man das Ver— 
haltniß zunachſt nur rein äußerlic) auffapt, eine gehörige Ordnung in den jüdiſchen Gemei⸗ 
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nen herbeizuführen geeignet find. Sämmtlidye Regierungen, in deren Verwaltungsbezirke 
das Editt vom 11. März 1812 zur Anwendung kommt, haben in den auf die Verfügung 
bom 8. Märy 1843 (Beil. IL, A b) erftatteten Berichten übereinftimmend dahin angetragen, 
daß der Verheißung des 8 39 des Edikts wegen des Erlafjeö der nöthigen Beftimmungen 
in Betreff der Kultuöverhältniffe entſprochen werden möge. 
Die Negellofigkeit, in welche das jüdische Kultusweſen durdy den Mangel folder Beftimmun- 
gen gerathen ift, hat durch dad Auseinandergehen der religiöfen Anfihten unter den Juden 
und durch die in den einzelnen Gemeinen immer mehr hervortretenden Parteiungen eine nod) 
größere Bedeutung gewonnen. Es kann zwar die innere religiöfe Uebergeugung einem Ge— 
fee nicht unterliegen, cö bedingt aber der äußere Verband, der aud) für die Bekenner des 
jüdiſchen Glaubens zur Erhaltung ihrer kirchlichen Einrichtungen erforderlich ift, mehr 
Anerkennung, Schub und Aufliht ded Staates, ald ihm feit der durch das Edikt vom 
11. März 1812 in der Geſetzgebung verbliebenen Lücke zu Iheil geworden ift. 

Die Behandlung der Judengemeinen als religiöfe Privatgefellieaften, denen Korpora- 
tiondrcchte nicht zufteben, 3. B. in denjenigen Zandeötheilen, wo das Edift vom 11. März 1812 
gilt, in den vormals ſächſiſchen Territorien, in Neu-VBorpommen und Rügen ꝛc, — hat Sowohl 
im Allgemeinen, ald auch inöbefondere bei der Vertretung ihrer gemeinfchaftlichen Vermö— 
gensangelegenbeiten nad) außen, 3. B. in Betreff der Erwerbung von Grundeigenthum, Ein: 
zichung der Gemeinebeiträge, — bon Klagen u. |. w, viele Uebelſtände zur Folge. 

Um den Nadıtheilen vorzubeugen, welche die biöherige Stellung der Juden ald bloß 
erlaubte Privatgefellfchaften mit fid) führt, erfcheint «8 nothivendig, den Juden in der Beſor— 
gung ihrer eigenen, befonderd der Kultusangelegenbeiten, durch Bildung von Judenſchafts— 
berbanden mit forporativen Rechten eine größere Eelbftftändigkeit und Autorität einzuräu— 
men. Es bleibt daher unerläßlich, eine äußere Einricytung zu treffen, wodurd) die Juden in 
den Stand gefett werden, über ihre Kultusangelegenheiten auf gefeglihem Wege zu beſchlie— 
Ben, —— Beſchlüſſe zur Ausführung zu bringen und die zum Gottesdienſte, ſo wie zur 
Erhaltung des gottesdienſtlichen Verbandes erforderlichen Mittel von den ſäumigen Mitglie— 
dern im Wege der Exekution einzuziehen, ohne den Weg Rechtens beſchreiten zu müſſen, 
welcher fait einer Rechtsloſigkeit gleichſteht. 

Die Bildung von Judenſchaften mit korporativen Rechten ſteht auch mit den Verhält— 
niſſen der Juden als einer bloß geduldeten Religionsgeſellſchaft nicht in Widerſpruch, fo we— 
wig wie daraus weiter greifende Anordnungen und inöbefondere eine Einmiſchung aud) in 
die inneren Kultusangelegenheiten nothwendig zu folgern find. 

MWird die Bildung von Judenfchaften ald ein Bedürfniß anerkannt, fo unterliegt cd auch 
feinem Bedenken, eine foldye Einrichtung für alle jüdifhen Gemeinden im ganzen Umfange 
der Monardyie ind Leben treten zu laffen. 

In den chemald franzöfifhen und weftphälifchen Landeötheilen war durch die Dekrete 
vom 17. März und 31. Dezember 1808 eine förmlich organifirte Synagogenverfaflung 
eingerichtet; Diefelbe hat jedod in Folge der Vereinigung jener Landeötheile mit der Krone 
Preußen und in Folge der Yoötrennung der dortigen Eynagogengemeinden von den Gentral- 
fonfiftorien zu Paris und Kaffel zu beftehen aufgehört. Es wird daher auch für Die Juden 
in den ehemals frangöfifchen und weftphälifchen Landestheilen, unter Aufhebung des übrigen 
auf die jetzigen Verhältniffe nicht mehr anmwendbaren Inhaltes jener Dekrete, die Bildung 
pon Judenſchaften in der beabfichtigten Art anzuordnen fein. In Betreff der Juden im 
Großberzogthum Posen ift bei dem Inhalte der Verordnung vom 1. Juni 1833 dem be 
abſichtigten Zwecke im Wefentlicyen bereitd genügt worden, und in den übrigen Yanded- 
theifen find die jüdifchen Gemeinden bisher nur ald Privatgefellfchaften behandelt worden, 
fo daß die Nerbefferung ihres Zuftandes durd Bildung von Judenſchaften, weldyen die 
Rechte juriftiicher Perfonen beigelegt worden, ihnen nur erwünſcht fein kann. 

68 bleibt bier nur noch hırz zu erwähnen, in welder Weiſe dem Allerhöchſten Befehl 
Sr. Majeftät ded Königs, daß über die Ordnung der jüdischen Kultuöverhältniffe zunächſt 
die Juden felbft mit ihren Vorfchlägen gehört werden follen, genügt worden ift. 

Infofern jener Beftimmung die Deutung zu geben fein möchte, daß die jüdifhen Ge: 
meinen durd ihre Organe mit ihrem Gutachten vernommen werden follten, hat die 
Ausführung derfelben nur unvollftändig bewirkt werden können, da die Juden in den meiften 
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Zandeötheilen ſich zur Zeit nicht in abgegränzten Verbindungen befinden, welche durch be- 
ſtimmte Organe ſich au äußern im Stande find, und die jegt fungirenden Rabbiner überall 
nur ald Privatbeamte der jüdifchen Gemeinen in Betraht fommen, von melden überdice, 
mit etwaiger Ausnahme der bei größeren Gemeinen fungirenden Rabbiner, eine befondere 
wiffenihaftlide Befähigung nicht erwartet werden darf. Es hat mithin nur angenommen 
werden können, daß jene Allerhöchſte Anordnung nichts anderes bezwecke, als was bereits 
der $ 39 des Ediktes vom 11. März 1812 in Ausſicht geftellt hatte, daß nämlich bei der 
Erwägung der nöthigen Beftimmungen wegen der Rultusverhältniffe und wegen der Ver: 
befferung des Unterrichted der Juden nicht Die Vertreter der jüdiſchen Gemeine als ſolche, 
fondern einzelne Männer des jüdiſchen Glaubensbekenntniſſes, die wegen ihrer Kenntniffe 
und Rechtſchaffenheit das öffentliche Vertrauen genichen, zugezogen und mit ihrem Gut: 
achten vernommen werden follen. 

Von diefem Geſichtspunkte ausgehend find die Regierungen beauftragt worden, in den 
auf die Verfügung vom 8. März 1843 zu erftattenden Berichten auf die bei ihnen etwa ge- 
machten Borfchläge der Juden befondere Rückſicht zu nehmen. In diefer Beziehung ergeben 
indeffen die Berichte nur wenig. Außerdem find fowohl von Seiten der bedeutendften 
Judenfhaften, ald auch von einzelnen jüdischen Gelehrten verſchiedene Gutachten bei dem 
Ninifterium der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten eingegangen, weldyen aber cbenfalld nur ein 
geringer praftiiher Werth beigelegt werden kann, da fie fidy meiftentheild nur auf innere 
Kultuseinrihtungen beziehen. Unter ſolchen Umftänden hat es zweckmäßig geichienen, um 
der Allerhöchſten Abſicht Sr. Majeltät ded Königs möglichft zu entfprechen, noch einige hie- 
fige Juden, von denen eine möglichit genaue Kenntniß der jüdiſchen Zuftände und ein fiche- 
red Ürtheil über die zur Abhülfe der jegigen Webelftände dienenden Mafregeln erwartet 
werden darf, mit ihrem Gutachten zu vernehmen. Mit diefen Männern find diejenigen Ver: 
bandlungen aufgenommen und es ift demnächſt von ihnen nod) befonders dasjenige Gut: 
achten abgegeben worden, wovon ein Abdrud in der Beilage IL e, f, g. unten enthalten ift. 

Später find auch nody durdy Vermittelung der Dberpräfidenten andere Männer jüdi— 
ſchen Glaubens in den verfchiedenen Provinzen des Staated gehört worden, welche faft über- 
einftimmend ihr völliged Einverſtändniß mit den Grundzügen des vorliegenden Geſetz— 
entwurfes, foweit derfelbe die Kultus- und Unterrichtöverhältniffe betrifft, ertlärt haben, 
Nachdem in dem Vorftchenden die allgemeinen Grundfäge dargelegt worden find, von 
weldyen bei der im & 2 des Entwurfes angenommenen Bildung von Judenſchaften aus: 
gegangen iſt, bleibt zu diefem Paragraphen und den einzelnen fpäteren Bejtimmungen nod) 
Folgendes zu bemerken: 

„Der $2 fchreibt vor, daß die Juden nad) Maßgabe der Ortd- und Bevölkerungsver— 
hältniffe dergeftalt in Judenſchaften vereinigt werden follen, daß alle innerhalb eines Juden— 
ſchaftsbezirkes wohnenden Juden demfelben angehören. Der Zwed des vorliegenden Geſetz- 
entwurfes, Ordnung in die äußeren jüdifchen Kultusangelegenheiten zu bringen, würde nad) 
den biöherigen Erfahrungen vereitelt werden, wenn cd lediglich von der freien Einigung 
unter den Juden abhängig gemacht werden follte, ob fie der Wohlthat eines forporativen 
Verbandes theilhaftig werden wollen oder nicht, vielmehr ift es nothivendig, 

* one Verpflichtung der Juden zur Bildung foldyer Judenſchaften durch dad Ge: 
etz feftzuftellen, 
wobei diefelben jedoch allerdingd mit ihren eigenen Wünfchen und Vorfchlägen über die Art 
der Ausführung zu hören find. 

Es ift daher die Bildung von Judenfhaften in dem Maaße für nothwendig zu er- 
achten, daß diefelben allgemein eingerichtet werden müffen, und daf, wenn ein Judenfchafte- 
bezirt abgegränzt worden, auch jeder innerhalb des Bezirkes wohnende Jude der Judenſchaft 
und der innerhalb derſelben beſtehenden Synagoge angehören muß. Denn da die jüdiſche 
Synagoge in der Negel ausſchließlich dur die Beiträge der Gemeineglieder unterhalten 
wird, und die Bildung von Verbänden gerade die Sr un Kir Uebelſtandes bezweckt, 
daß die Verſagung der Beiträge von Seiten eines Theils der itglieder dad Beftchen der 
—— Kultuseinrichtungen gefährden fan, fo erſcheint es unumgänglich nothwendig, 
auch die Frage: 

———— ein Jude angehören und zu welcher er beitragen müſſe? 
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lediglich von dem MWohnfik abhängig zu madyen. Wollte man ed den Betheiligten felbft 
überlaffen, ob fie fid) der innerhalb der Judenſchaft, zu welcher fie gehören, beitchenden Ey: 
nagoge anſchließen wollen, fo würden, bei den völlig entgegengefeßten religidfen Anfichten 
unter den Juden, durch die Looſagung eined Iheild der Mitglieder von der beftehenden Sy: 
nagoge einzelne Verbände in ihren Kräften leicht fo geſchwächt werden, daß ihnen die Mittel 
zur Beftreitung ihrer Bedürfniffe mangeln fönnten. Bei der Freiheit der Wahl eined Syna— 
gogenverbandes würde cd aud) immer im Intereffe der einzelnen Mitglieder liegen, ſich dem 
reichften und in Betreff der Zahl feiner Mitglieder ſtärkſten Verbande anzuſchließen, wodurd) 
andere Verbände leicht ganz verarmen fönnten, oder die Laſt der einzelnen Mitglieder dod) 
verhaͤltnißmaßig fehr groß werden würde. 

Unter diefen Umſtänden erſcheint ed auch nicht zweckmäßig, von dem Grundfage: 

daß jeder innerhalb eined Judenſchaftsbezirks wohnende Jude derfelben ald Mitglied an- 

gehören muß, 
Ausnahmen mit der Wirkung zu geftatten, daß durch die Anfchliefung an einen anderen 
Verband die Beitragdprlichtigkeit zum VBerbande des Wohnort aufhört. Es können allerdingd 
in einzelnen Fällen befondere Gründe vorliegen, welche einem Juden den Anſchluß an eine 
andere ald an die Synagoge feined Bezirks wünfchenswerth madyen, und es unterliegt an 
fi feinem Bedenfen, daß in foldyen Fällen unter einzuholender befonderer Genehmigung 
der betreffenden Regierung der Eintritt in eine andere Synagoge nadygelaffen werden fann; 
auf der einen Seite wird indeß der Uebertretende die zuftimmende Erklärung derjenigen 
Yudenfchaft, welcher er außer dem Verbande feines Wohnortd angehören will, beizubringen 
haben, und auf der andern Seite darf die Beitragöpflidt zur Synagoge ded Wohnorts nicht 
aufhören. 

Eind innerhalb eines Judenſchaftobezirks mit Genehmigung des Staatd mehrere, aud 
Verſchiedenheit der religiöfen Anfichten hervorgegangene Synagogen entftanden, fo kann neu 
anziehenden Juden die Wahl der Synagoge, welcher fie ſich anſchließen wollen, überlaffen 
bleiben; jedoch werden fie fid) über die getroffene Wahl innerhalb einer beftimmten Frift zu 
erflären haben. Erfolgt diefe Erklärung nicht, fo müffen die Regierungen foldye Juden ald: 
dann einer der beftehenden Synagogen zumeifen. 

Der 8 3 beftimmt näher, wie bei Bildung der Judenſchaften zu verfahren ift. Daß eine 
jede Judenſchaft eine Stadt zum Mittelpunkte erhält, rechtfertigt ſich dadurch, daß mit ſelte— 
nen Ausnahmen nur in den Städten die zu einem geordneten Kultus erforderlichen Anftalten 
anzutreffen find. Die Bezeichnung der Judenfhaften nach diefen Städten bietet fid zur 
äußeren Unterfheidung derfelben von felbit dar. Ergiebt fid) die in Folge der Freizügigkeit 
für einzelne Kandeötheile vielleicht bald eintretende Nothivendigteit, Die gebildeten Judenſchafts⸗ 
bezirke abzuändern, fo find die Regierungen in gleicher Weife ermächtigt, die bezuͤglichen Ver— 
hältniffe zu ordnen. 

Die Gründe für die in $ 4 erfolgte Verleihung der Nechte juriftifcher Perfonen an die 
Judenſchaft find bereits erörtert. Der Verband der Judenfchaften, welcher auf die ihnen be- 
fonderd übertwiefenen Angelegenheiten gerichtet ift, wird nad) $ 5 durdy Vorftand und Re 
präfentanten vertreten. 

Zu 86. Die für erfteren beftimmte Zahl feiner Mitglieder von mindeftend 3 bie 
höchſtens 7 ift auf die Erfahrung gegründet, daß einerfeitd ſelbſt bei den größten jüdischen 
Gemeinden, 3. ®. bei derjenigen in Berlin, biöher die Zahl von 7 Vorftandömitgliedern 
nicht überfchritten worden ift, andererfeitd aber auch bei den Heinen Gemeinden nicht unter 
die Jahl von 3 Mitgliedern herabgegangen werden kann, wenn eine follegialiihe Berathung 
ftattfinden und Die Aröglicki einer Vertretung in Behinderungöfällen einzelner Mitglieder 
gefichert fein fol. Die Anordnung der unentgeltlihen Amtöverwaltung foll dazu beitragen, 
die Vorfteherfhaft zu einem Ehrenamte zu erheben, deffen Verwaltung fid) in den Händen 
der angefeheniten Mitglieder der Gemeinde befinden wird. 

Der Beftimmung ded 8 8 liegt die Erfahrung in der Provinz Pofen zum Grunde, welche 
ed nothwendig gemadyt hat, durdy die Allerhöchſte Ordre vom 10. Februar 1841 (Befetf. 
©. 52) die im 8 4 der Verordnung vom 1. März 1833 feftgefegte Stimmfähigteit in der 
hier vorgefehenen Weife zu beſchränken. 
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Die ferner im 8 8 wie in den 88 I—13 Se Beftimmungen über die Wahl, 
— a Amtöverwaltung ꝛc. entiprehen den Vorfchriften der Verordnung vom 
. Juni 1833. 

Auf die in Betreff der Aufſichts- und Entlaffungäbefugniß der Regierung bezügliche An- 
ordnung führt die Erwägung, daß bei dem Zuftande der jüdifhen Glaubenögenoiien in 
manden Yandeötheilen eine nähere Auffiht über die Verwaltung des Vorftandes erfor: 
derlic) ift, und daß die Organifation für mehrere Yandeötheile erfolgt, in denen c8 den Juden⸗ 
ihaften bisher an einer geregelten Verwaltung noch gänzlidy gefehlt hat. Im Uebrigen ift 
den Betheiligten hinſichtlich der Ordnung ihrer eigenen Angelegenheiten alle zuläffige Frei— 
beit gewährt. In diefem Sinne find in Verbindung mit & 10 die 88 12 und 13 redigirt, 
indem den Vereinbarungen der Mitglieder über die innere Organifation der Judenſchaft mög- 
lichſt freier Spielraum gelaffen worden. 

Die den Regierungen für den Fall, daß innerhalb der geſetzten Arift ein Statut nicht zu 
Stande kommen follte, im & 13 beigelegte Befugniß iſt um fo mehr erforderlich, als ſich der 
Aal vielleicht öfter ereignen wird, Daß die Judenſchaften es zu einer Vereinbarung über ein 
Statut gar nicht bringen, es vielmehr bei den reglementariſchen Beftimmungen belaffen, tie 
dicd bei den jüdischen Korporationen ded Negierungsbezirtd Poſen der Fall ift, während die: 
jenigen des Bromberger Departements mit Statuten verfehen find. 

Zug 14. Es hat den Juden feither dem Staate gegenüber an einem Organe gefehlt, 
durch welches fie ihre Intereffen geltend zu machen vermochten, an weldyed die Behörden ſich 
wenden konnten, um über allgemeine Angelegenheiten und einzelne Berfonen Auskunft zu 
ertheilen. Hierzu wird künftig der Vorſtand der Judenſchaften beftimmt fein. Ihm foll die 
Pflicht obliegen, über alle Gegenftände, fie mögen die Gefammtheit oder einzelne Mitglieder 
der Judenſchaft betreffen, den Behörden die erforderliche Auskunft unter eigener VBerantivort: 
lihteit zu ertheilen. Dies und die Befugniß, durd Anträge und im Wege der Beſchwerde 
die Iutereffen der Juden bei den Behörden zu vertreten, wird dem Vorſtande das gebührende 
Anfehen fihern. 

Zug 15. In den Städten, wo cine der beiden Städteordnungen gilt, können überall 
auch jet Bürger aus der jüdiſchen Bevölkerung ded Orts in die Stadtverordneten- 
Verfammlung gewählt werden. Da, wo die Juden einen weſentlichen oder überwiegenden 
Veſtandtheil der Stadtbewohner bilden, wie im Großherzogthum Poſen, iſt ihnen eine regel- 
mähige und genügende Vertretung auch der Bürger jüdiichen Glaubens geſichert. Aud) in 
andern Städten fallen die Wahlen zu Stadtverordnieten auf Bürger aus der Zahl der Juden, 
und es fehlt nicht an Beifpielen einer von diefen an folder Stelle anerfannten bewährten 
Tühtigteit; allein die Wahlen fallen bei den beftehenden Wahlnormen keineswegs im Ver— 
haltniß der Zahl der jüdifchen zu den hriftlihen Bürgern auferftere. Wie die Theilnahme an Er: 
füllung der Dienftpflicht im ſtehenden. Heere als wichtig und ehrenhaft für die jüdifche Bevölterung 
betrachtet werden muß, eben fo wichtig und ehrenhaft ift cö für fie, daR die dazu befähigten Bürger 
aud ihrer Mitte zur Mitwirkung in den ftädtifchen Gemeine-Angelegenheiten berufen werden. 

Wenn der Entwurf, 

„unter Borausfegung einer dieöfälligen Vereinbarung mit der Bürgerfchaft, 
für die Städte, wo eine zahlreiche Judenſchaft vorhanden ift, eine ſtalutariſche Organifation 
vorbereitet, tweldye jene in den Stand fekt, 
durch) die Wahl von Stadtverordneten aus ihrer Mitte fid) an der Verwaltung der ftäd- 
tiſchen Angelegenheiten nad) einer gewiffen Norm fortdauernd zu betheiligen, 
fo ift davon auögegangen, 
daß durdy eine folhe regelmäßige Theilnahme der Gemeinfinn der Juden für bürgerliche 
allgemeine Zwecke in weit erheblicdyerem Maaße ald biöher geweckt und befeftigt werden muß. 

Dieſe Befugniß ift nur für diejenigen Etädte in Ausſicht genommen, wo eine der beiden 
Städteordnungen gilt, weil die ſtädtiſche Verfaſſung nur dort einen angemeffenen Maßſtab 
Nur die Zulaffung einer entfpredenden Anzahl jüdiſcher Vertreter in der tädtifchen Gemeinde 
darbietet, Sofern der Erfolg ſich günftig erweift, würde damit auf geſetzlichem Wege nad) 
Befinden weiter vorzugehen fein. Gegen eine derartige Organifation läht ſich geltend machen, 
daß eine Rüdficht auf Religiondverfchiedenheit den Grundfägen der Städteordnung über Die 
Wahl der Stadtverordneten fremd, und wo dad Vertrauen der wählenden Bürgerſchaft nicht 
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einen jüdifchen Mitbürger in die Verſammlung berufe, kaum auf eine gedeihliche Wirkfam- 
feit zu rechnen fei. 

Es ift indeffen bei den Juden eine ftärkere Sonderung von der übrigen Bevölkerung 
ald bei andern Glaubenögenoſſen vorhanden, wodurd der Eintritt in die Stadtverordneten⸗ 
Nerfammlungen mittelft der Wahlen, wie fie jert ftattfinden, erſchwert und zu felteneren 
Auönahmen wird, fofern nicht, wie im Großherzogthum Poſen und in einigen Städten 
Meftpreußens, die jüdische Bevölkerung der Zahl nady eine bedeutende ift oder die hriftliche 
ůberwiegt. Der Entwurf greift in die beftehende ſtädtiſche Werfaffung nicht unmittelbar ein, 
fondern überläßt es der Erwägung der ftädtiihen Behörden und dem Vorftande der Juden: 
fchaft de8 Ortes, in welcher Weife den jüdifhen Bürgern eine geordnete Mitwirkung in der 
ſtädliſchen Vertretung der Bürgerſchaft einzuräumen fei. 

Es wird daher vorzugsweiſe auf die Stellung anfommen, welche die Judenſchaft am 
Drte inmitten der übrigen Bürgerfhaft einnimmt, ob fie dDadjenige Vertrauen zu gewinnen 
vermocht hat, welches jede dieöfällige ftatutarifche Vereinbarung vorausſetzt. Erkennt die 
Judenſchaft dad Gewicht einer ſolchen Vereinbarung als die Grundlage für ein neues Feld 
ehrenhafter Wirkjamteit und einer Quelle bürgerlichen Gemeinfinns, fo darf man hoffen, daß 
die ſtädtiſchen Behörden auch ihrerfeitd die Hand dazu bieten werden. Wenn den Juden— 
fhaften auf diefe Weife zugleih Raum gewährt wird, ihre innerhalb des bürgerlidien 
Gemeineweſens beftcehenden und fehr wohl ohne Gefährdung deffelben einer weiteren Ent- 
widelung fähigen, eigenthümlichen Intereffen auf organiſche Weife zur Eprace gu bringen 
und zu vertreten, fo darf bei einer auf gegenfeitiged Vertrauen gegründeten Vereinbarung 
um fo weniger beforgt werden, daß die Juden bei der ihnen eröffneten Mitwirkung an dem 
gemeinfamen ftädtifhhen Berufe irgendwie privative Zwecke verfolgen ‚möchten, wodurch die 
gemeinfame Ihätigfeit gelähmt oder beeinträchtigt würde. 

Nach den Bedingungen, welche der 8 15 für eine ſolche ftatutarifche Einrichtung in der 
ſtädtiſchen Vertretung feſtgeſetzt, ift vorgefehen, daß unter Bewahrung der allgemeinen Nor: 
ſchriften niemald ein bedenkliches Uebergetvicht auf Seiten der jüdiſchen Stadtverordneten in 
der Verfammlung eintreten kann. 

Die Beftimmung des 8 16 findet in der Stellung ded Staated den Judenfchaften gegen: 
über und in dem Berhältniffe der jüdischen Religion als einer bloß geduldeten ihre Begründung. 

Der $ 17 handelt von den jüdifchen Kultusbeamten. 

Es ift dabei in Erwägung zu ziehen: 

a) ob die Judenfchaften angehalten werden follen, beſtimmte Kultusbeamte anzuftellen und 
eventualiter welche? 

b) welche Qualifitation von diefen Beamten gefordert werden muß? 

c) im welcher Weife diefelben beftellt oder refp. gewählt werden follen? 

Die jüdische Religionsgemeinſchaft erfennt eben fo wenig ein geiftliches Oberhaupt, wie 
einen Unterfchied zwiſchen Geiftlihen und Laien im Sinne der chriſtlichen Kirche an. Ins— 
befondere Steht den Rabbinern eine potestas ecclesiastica im geſetzlichen Sinne ded Worted 
nicht zu, und fie haben in ihren Funktionen mit den chriftlichen Geiftlichen in feiner Bezie— 
hung irgend eine Aehnlichteit. Cie find fogar nad) jüdifhen Religionsbegriffen zur Bege: 
hung von feiner Art gotteödienftliher Handlungen erforderlidy, vielmehr fönnen diefelben mit 
gleicher Wirfung von jedem beliebigen Mitgliede der Gemeine vorgenommen werden. Wo 
Nahbiner vorhanden find, wird deren Autorität nur in foweit anerfannt, ald das ihnen ge— 
fchentte Vertrauen der jüdiſchen Glaubenögenoffen ſolches zuläßt, und ihre Entfcheidungen 
über Gegenftände ded Geremonialgefeged haben nur infofern Gültigfeit, ald man im Vertrauen 
auf ihre Gefekfunde anerkennen will. Noch weniger erfordert ed der Zweck der jüdifchen 
Keligiondgefellfchaften, daß außer dem Nabbiner nod andere Kultuöbeamte beftellt werden. 

Unter diefen Umftänden kann den Judenfchaften die Anftellung von Kultuöbeamten 
überhaupt nicht zur Pflicht gemacht werben und ed wird insbeſondere lediglich ihrem eigenen 
Gutbefinden zu überlaffen fein, ob fie für die feier ihred Gotteödienfteö und zur Ertheilung 
erforderliher Belchrungen in Ritualfadhen einen der Gefege kundigen Beamten annehmen 
wollen. Hierdurch finden auch die unter b und c aufgeftellten Fragen ihre Erledigung dahin, 
daf darüber allgemeine geſetzliche Vorfchriften nicht ertheilt werden können. Der übrige In: 
halt des $ 17 bedarf keiner Erläuterung. 
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ge Motivirung der in den 88 18 bis 22 gemachten Vorfchläge ift Dagegen Folgendes 
zu bemerten. 

Es ift oben bereitö darauf aufmerffam gemacht worden, daß im Laufe der Zeit unter den 
Juden eine Richtung hervorgetreten ift, deren Anhänger den Boden des pofitiven und tradi- 
tionellen Glaubensinhaltes mehr und mehr verlaffen, und das Beharren in der Eonderung 
bon den Ghriften, weldye die Eigenthümlichkeit ihrer religiöfen und nationalen Etellung ber: 
langen würde, aufgeben. Neben diefem Iheile der jüdiſchen Bevölferung hat ſich durd) alle 
Jahrhunderte hindurch auch ein der Zahl nad) vielleicht nicht geringerer Theil der Juden er: 
halten, welcher jenen gegenüber der orthodore genannt wird. 

Ungeachtet aber der Grundfag der Nichteinmifhung in die inneren Angelegenheiten deö 
jüdifhen Kultus und Glaubens von jeher feftgehalten worden ift, fo hat ſich doch zu ver: 
Ihiedenen Zeiten eine weſentlich verſchiedene Auffaffung des Verhältniffed geltend gemacht, 
und es haben fid) demgemäk aud) die äußeren Kolgen der Anwendung jenes Prinzips ab- 
weichend und einander fogar widerſprechend geitaltet. 

Bei der Anficht, daß die Oberauffiht des Staates ſich darauf zu beſchränken habe, zu 
verhüten, da die jüdische Synagoge nicht eine für dad Staatsintereſſe bedenkliche Richtung 
nehme, wurde früher der Grundfag feftgehalten, daß, wenn aud) im Allgemeinen die reli- 
giöfen Einrichtungen der Juden einer näheren Beauffihtigung der Staatöbehörden nicht 
unterliegen, diefe dod) darüber zu wachen habe, daß nicht eine foldye Aenderung in der reli— 

iöfen Verfaffung der Juden eintrete, welche die Bafis verrüden würde, auf welcher die 
* im Preußiſchen Staate geduldet find, und des hochſeligen Königs Majeſtät haben 
deöhalb wiederholt zu befehlen geruht, daß der Gotteödienft der Juden nur nad) dem her: 
gebrachten Ritus ohne die geringfte Einmiſchung von willkürlichen Neuerungen in den Gere: 
monien, Gebeten und Geſängen nad) dem alten Herkommen gehalten werden folle, und daf 
auch der Religiondunterricht nad) den Glaubenölchren der Juden ohne ſolche Abweichungen, 
durch welche ſich eine neue Sekte bilden fönne, zu ertheilen fei. 

Dem entfpredyend ift diefe Angelegenheit mehrere Jahrzehnte hindurch behandelt worden. 
Erft in neuerer Zeit ift man in Folge der Verfuche einzelner Judengemeinen, ihren Gotteö- 
dieft zn reformiren, darauf aufmerkſam geworden, daß, wenn eine Einmifhung der Staate- 
behörde in die inneren jüdischen Kultusangelegenheiten überhaupt nicht ftattfinden folle, 
und diefe nicht im Stande fei, zu beurtheilen, ob etwaige Veränderungen in dem Kultus der 
älteren Sitte entfprechen, oder ald unerlaubte Neuerungen zu betradyten find, alsdann aud) 
die Feithaltung ded Hergebrachten in dem jüdiſchen Kultus in der Ausführung fehr ſchwierig 
oder doch nur fo durchzuführen fei, daß der jüdische Kultus in jeder einzelnen Eynagoge un: 
berändert in der Berfaffung erhalten werde, in welcher er erweislich feit dem Beftchen der 
Synagoge geweſen ift. Hierdurch würde aber der jüdifhe Kultus in eine ſolche abfolute Un— 
beränderlichteit gebannt werden, da derfelbe nothivendig in ftetd grelleren Widerfpruch zu 
der auf andere Weife geförderten und offenbar wadyfenden Bildung der Juden treten würde, 

Es ift deshalb in neuerer Zeit in verfhiedenen Fällen der Grundſatz in Anwendung ge: 
bracht worden, u 

daß eine Einmiſchung der Etaatöbehörden in die Tifferenzen, welche unter den Juden 
über ihren Kultus entſtehen mögen, zwar nicht ftatthaft und es lediglich ihre eigene Sache 
fei, id) darüber zu einigen, was dem Geifte ihrer Religionsfahungen angemeffen ift oder 
nit, daß aber auch, mo es zu einer foldyen Einigung nicht fomme, einer Irennung in 
verſchiedene Gemeinen nicht hindernd entgegen zu treten fei. 
Dies ift die gegenwärtige Lage der Sache. Es ergiebt fi) hieraus, daß, während aud) 
jeht nody der Grundfag der Nichteinmifdhung in die inneren Kultudangelegenheiten der Juden 
feitgehalten wird, fid) die praftifchen Folgen weſentlich anders geftaltet haben. Denn während 
früher jede Zoötrennung von der beftehenden Gemeine und jede Abänderung in den herge- 
brachten Kultuseinrichtungen ſtreng unterfagt war, wird jetzt den Judenſchaften die Anord— 
—— Kultus und die Abſonderung in verſchiedene Synagogen freigeſtellt. 

d bedarf feiner Audführung, daß ſowohl die eine als die andere der biöherigen Behand⸗ 
lungöteifen nicht völlig befriedigt. Wird, tvie es früher geſchah, jede Aenderung in dem Re— 
ligionoweſen ſtreng ausgeſchloſſen und jede Entwickelung verboten, ſo hält die Anwendung 
diefed Grundfatzes die niedere, ungebildete Klaſſe der Juden in der überlieferten Kultusein⸗ 

Erfte Abtheilung. 17 
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richtung feft, entfernt die auf Bildung Anſpruch machenden Juden immer mehr aus der 
Synagoge und führt diefelben entweder dem Deismud oder dem Indifferentismus entgegen, 
während die Durdführung ded in neuerer Zeit befolgten Grundfaged die beftehenden Ge— 
meinen nothivendig in verfchiedene Selten theilen wird, welche, in vielen Fällen wenigſtens, 
wegen der geringen Zahl ihrer Mitglieder nicht im Stande fein werden, ein eigened Kultus: 
weſen einzurichten und zu unterhalten, fo daß die Folge alddann ein völliges Jerfallen aller 
gemeinſchaftlichen Kultuseinrichtungen unter den Juden fein würde. 

Es verdient daher in nähere Erwägung gezogen zu werben: 

ob nicht auf einem anderen Wege ein tt gefunden werben kann, durch welched es 
möglidy twird, in angemeffener Weife Konflikten über innere Kultusangelegenheiten, welche 
auf Bildung neuer Synagogen abzielen, vorzubeugen, und wo foldye vorhanden find, die: 
felben beigufegen, und ohne daß den Diffentirenden ein Gewiſſenszwang auferlegt wird, 
einen befriedigenderen Abſchluß foldyer Differenzen herbeizuführen. 

Einzelne deutſche Bundeöftaaten, 3. B. Würtemberg und Baden, haben (f. Beil. II B, IV, 
VI, zur Entſcheidung über äußere wie innere Kultuöangelegenheiten befondere jüdische Kir- 
chenbehörden eingefett, deren Mitglieder, aus jüdifchen Gelchrten beftchend, unter Zuziehung 
eined Minifterialtommiffariud, weicher die landesherrlichen Rechte wahrnimmt, ihr Amt ver: 
walten und deren Entfheidungen mit der Wirkung in Vollzug gefeht werden, daß ihren 
Ausfprüchen die Intereffenten fi) unmeigerlid) zu unterwerfen haben. In anderen Bunded- 
ftaaten dagegen, 3. B. in Medlenburg-Strelig und Weimar, fteht dem von der Staatöregie: 
rung eingejeßten Oberrabbiner oder Yandesrabbiner die felbftitändige Entfcheidung in allen 
Kultusangelegenheiten zu. Keine diefer beiden im Auslande beftchenden Einrichtungen wird 
für den bier vorliegenden Zweck nusbar gemacht werden können. Denn das Judenthum 
erfennt cben fo wenig in feinen Nabbinern eine geiſtliche Mutorität, wie überhaupt einen 
Unterfchied zwiſchen Geiftlichen und Laien im Sinne der chriſtlichen Kirche an. Es läßt fid) 
daher aud) nicht rechtfertigen, die Juden einem geiftlihen Oberhaupte unterzuordnen, deffen 
Autorität fie nicht anerkennen. Ebenſo wenig ſcheint ed zuläflig zu fein, wenn man die Ent- 
fheidung über Angelegenheiten der bezeichneten Art einer jüdiſchen Behörde in der Weiſe 
übertragen wollte, daß man deren Ausiprüche ald eine Entſcheidungsnorm anzufehen hätte, 
welcher fi) die Intereffenten aud) wider ihren Willen unterwerfen müßten. Man wird viel- 
mehr den Grundfaß, den Parteiungen unter den Inden in Betreff ihrer Religiond- und 
Kultuöverhältniffe auf äußerlihem Wege nicht entgegenzutreten, auch künftig fefthalten müf 
fen. Den Judenfhaften muß daher zunächſt überlaffen bleiben, fi) darüber zu einigen, was 
dem Geifte ihrer Religion angemeffen ift oder nicht, und fie cd im Kalle der Verfchiedenheit 
in den religiöfen Richtungen mit dem Gotteödienfte gehalten werden fol. Wo aber eine 
Vereinigung hierüber innerhalb der Judenfchaft nicht herbeizuführen ift, und es fid) vielmehr 
um die Bildung neuer Kultuseinrihtungen in befonderen Synagogen handelt, da muß zwar, 
teil über Glaubendangelegenbeiten die Meinung der Majorität nicht entſcheidend fein kann, 
um Gewiſſenszwang zu vermeiden, die Abfonderung der Diffentirenden und ihre Vereinigung 
zu einer eigenen Kultuöverbindung geftattet ſein, es wird aber von Seiten des Staates darauf 
gehalten werden müffen, daß durch die Abtrennung dad Beftehen der biöherigen Synagoge 
nicht gefährdet wird, und daß mithin bis dahin, wo die Genehmigung zur Bildung einer 
neuen Synagoge erteilt fein wird, die Beitragöpflichtigkeit der von jener ſich getrennt hal: 
tenden Mitglieder nicyt aufhört. 

Hierauf beziehen ſich die in den SS 18 bis 22 enthaltenen Beftimmungen, nad) welchen 
die Einfegung einer Kommiffion zur Abgabe von Gutachten über Streitigkeiten, welche innere 
Kultusangelegenheiten und die Bildung neuer Synagogen betreffen, erfolgen fol. 

Es muß hier wiederholt darauf aufmerkſam gemacht werden, daß eine Einmiſchung ded 
Staates in die inneren Kultusangelegenheiten im & 16 beſtimmt auögefchloffen ift. Der Staat 
kann ſich aber von einer Kenntnißnahme deffen, was rüdjichtlidy neuer Reformen vorgeht, 
nicht ganz loöfagen, da er mindeſtens wiſſen muß, ob die beabfichtigten Umgeftaltungen nicht 
ganz und gar die weientlidie Grundlage des Judenthums verlaffen, auf welcher daffelbe 
allein Anfprud auf Tuldung im Staate hat, und da ed eben fo fehr in feinem Intereffe 
liegt, vernünftige Reformen innerhalb ded Judenthums nicht zu erfchweren, ald einer Jer- 
fplitterung deffelben in fo viele Sekten vorzubeugen, daß ein Beſtehen einzelner Judenſchaften 
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und mit diefen eine religiöfe Erziehung und Erbauung unter den Juden ganz unmöglich 
wird. Nur diefen Reformbeftrebungen gegenüber wird die Anordnung einer ſolchen begut- 
achtenden Kommiffion beabfichtigt, welche fidy den einzelnen Judenſchaften und dem Staate 
— in ihrem rein äußerlichen Verhältniſſe zu denſelben darüber ausſpreche, welche 
nſichten und Reformen den Standpunkt des Judenthums verlaſſen, welche denſelben feſt— 
halten, um danach beurtheilen zu können, welcher Theil der diſſentirenden Judenſchaft als 
die eigentlidy jüdifhe Gemeine anzufehen ift und daher zunächſt ein Recht auf die beftchen- 
den ultusinftitute und deren Vermögen hat. 
Dem Gewiſſen der Einzelnen foll und darf fein Zwang angethan, aud Niemand ge- 
Pe erden, bei der beftehenden Synagoge zu bleiben; aber über dad Verhältniß der 
titragspflichtigkeit bis zur Zulaffung einer neuen Gemeine hat der Staat im Intereſſe der 
Sicherung des re Beſtehens jüdifher Kultusverbände zu beftimmen und dazu foll das 
Gutachten der Kommiffion einen Anhalt bieten. 


Die Modalitäten, unter welchen die Kommiffion ind Leben treten und ihre Wirffamteit 
äußern foll, ergeben fi aus dem Entwurfe felbft. Es bedarf keiner Erwähnung, daß die 
Begutachtung der obwaltenden Differenzen nur in ſolchen Fällen eintritt, mo von den Inter: 
effenten ausdrüdlich darauf angetragen wird. Die dieöfälligen Anträge werden bei den Ober— 
prälidenten anzubringen und durdy den Minifter der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten der Kom: 
miffion vorzulegen fein, und die letztere wird niemals mit den einzelnen Synagogengemeinen, 
fondern immer nur mit der Staatöbehörde verhandeln. Werden durch den Anhalt des Gut: 
achtens die Konflikte audgegliden, fo hat es dabei fein Beenden. Fühlt ſich dagegen ein 
Theil der Bemeinen durch den Ausſpruch der Kommiſſion beſchwert, jo werden die Minifter 
der geiftlihen Angelegenheiten und des Innern darüber Anordnung treffen, ob und mit 
welchet Maßgabe die Einrichtung eines abgefonderten Gottesdienſtes oder die Bildung einer 
neuen Synagoge zu geftatten ift. Ueber die Frage, welcher Theil der Judenfchaft bei erfol- 
gender Bildung einer neuen Kultudeinrihtung im Beſitze des Vermögens der feitherigen 
Synagoge zu belaffen ift, kann eine Entfcheidung im Rechtswege nicht vorbehalten werden. 
Das ——— Vermögen gehört unzweifelhaft der fortdauernd beſtehenden juriſtiſchen Per— 
ſon; es fommt alſo nur darauf an, dieſe zu ermitteln und als ſolche zu bezeichnen. Iſt hier: 
über Beftimmung erfolgt, fo ift mit derfelben auch der Beſitzſtand feftgeftellt. Dem ſich ab- 
frennenden Theile muß es überlaffen bleiben, neue Kultuseinrichtungen zu treffen, wenn dazu 
die Erlaubniß der Staatöbehörde ertheilt worden ift. 

Die Mitglieder der Kommiffion werden unzweifelhaft Reifetoften und Diäten für die 
Zeit des Zufammentretend erhalten müffen, welche von ſämmtlichen Judenſchaften aufzu- 
bringen fein werden. Ueber die Höhe der Diäten und Reifetoften wird ein angemeffener 
Zarif feftgefeßt werden. 

Der 8 23 handelt von der Aufbringung der die Judenfchaft betreffenden Bedürfniffe, 

Es ift aber nothiwendig, daß ein Zwang der Einziehung der Beiträge und zwar nicht 
durch die Gerichte, fondern im Wege der adminiftrativen Eretution ftatt findet. Die einzelnen 
Veitragspflicptigen werden gegen eine ſolche Einrichtung eine gegründete Beſchwerde nicht 
erheben fönnen, wenn nur dafür Sorge getragen wird, daß die aufgeftellten Vertheilungs: 
liften eine beftimmte Zeit hindurch öffentlich ausgelegt werden und den Intereffenten dadurch 
Gelegenheit geboten wird, ihre Einwendungen gegen etwaige zu hohe Beſteuerung geltend 
A und ihre Reklamationen auf geordnetem Wege zur Erledigung zu bringen. Die 

uficht und Direktion der Regierungen binfichtlid) der Aufbringung des laufenden Koften- 
bedürfniffes für die Zwecke der Judenſchaften wird ſich mithin darauf erftreden müffen, die 
Aufftellung ordnungsmäßiger Etats zu veranlaffen, diefe zu prüfen und zu beftätigen, die 
Veitragörepartitionen bei nicht erhobenem Widerſpruch, oder nadydem die dagegen erhobenen 

elamationen erledigt worden find, feftzufegen und für exekutoriſch zu erklären, und die 
Beiträge felbft nach Erforderniß ald öffentlidye Beiſteuern und nad) den für foldye geltenden 
Veftimmungen beitreiben zu laffen. Dabei ift ed jedod) nicht ausgeſchloſſen, daß das rechtliche 
Gehör nad) der Worfchrift des 8 79 Tit.11 Ih. 14 Allg. Landrecht und der Verordnung vom 
26. Dezember 1808 88 41, 42 denjenigen geftattet fein muß, die aus befonderen Rechtötiteln 
die Befreiung von Abgaben und Zeiftungen zur Unterhaltung deö gemeinſchaftlichen Kultus: 

17* 
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weſens geltend machen wollen, oder in der Beftimmung ihred Antheild über die Gebühr 
belaftet zu fein behaupten. 

Es verſteht fi, daß durch die Befchreitung des Rechhtöweges von Eeiten derjenigen, 
welche eine foldhe Befreiung oder Prägravation behaupten, die exekutiviſche Einziehung der 
laufenden Beiträge, wenn fie deren Zahlung nicht verweigern, nidyt gehemmt wird. 

Da es ſich lediglich um die Aufbringung derjenigen Koften handelt, welche zur Erreihung 
der eigenen Ztvede der Judenſchaften erforderlid) find, fo kann denfelben die Beftimmung 
über die Art der Aufbringung, vorbehaltlidy der Genehmigung der Regierung, füglich über 
laffen bleiben. 

Es hat übrigens für zivetmäßig erachtet werden müffen, unter den die Judenſchaft 
betreffenden Bedürfniffen auch die Laſten für den jüdischen Begräbnißplatz ausdrüdlic zu 
erwähnen. Die Aufbringung der Koften für die Erwerbung und Unterhaltung der Begräb: 
nißpläge wird zwar nicht auf diefelbe Weiſe erfolgen fönnen, tie Die der übrigen Kultus— 
bedürfniffe, weil für die Juden jeded Orts ein folder Platz erforderlidy ift; da indeffen die 
Art der Repartition der Bedürfniffe durd) das Statut jeder Judenſchaft feftgefegt werden 
fol, fo können in diefed auch füglich die befonderen Beftimmungen über den Tarif und die 
Aufbringung der Laſten für Die Begräbnißpläge in den einzelnen zu jeder Synagoge gehö— 
rigen Drtfchyaften aufgenommen werden. 

Werden alle Juden einem beftimmten Judenfchaftöbezirfe zugewieſen, fo erfordert es die 
Billigkeit, daß über die Beitragöpflichtigfeit einzelner zerftreut und von dem Mittelpuntte 
der Judenfhaft entfernt wohnender Juden befondere Beltimmung erfolge, da manche der 
felben aud der Verbindung mit der Judenſchaft nur geringe oder keine Vortheile ziehen fönnen. 

Zur Erläuterung der am Schluſſe des 8 23 vorgefchlagenen Beſtimmung findet id) 
Folgended zu bemerfen: 

Da nad) dem vorliegenden Entwurfe jeder neu anziehende Jude in Folge feiner Nieder: 
laffung innerhalb der Grenzen eined Judenſchaftöbezirkes Mitglied der dafelbft beftchenden 
Synagoge wird, und den Judenſchaften felbft Korporationdredyte beigelegt werden, fo ift die 
Erhebung eined Eintrittögelded, audy wenn eö in der Gemeinde hergebradht fein follte, ferner 
nicht zu geitatten. Denn durd den Eintritt neuer Mitglieder in die Judenſchaft werden Die 
Rechte der biöherigen Mitglieder nicht gefhmälert, da dem Einzelnen nirgends mehr ein pri— 
vatived Eigenthum an einem aliquoten Theile, fondern dad Gefammteigenthum dem Verbande 
als juriftiiher Perſon zuftcht. 

Zu 824. Erfahrungsmäßig betätigen die Juden bei der Armen- und Krankenpflege 
ihrer Glaubenögenoffen die Vorſchriften ihrer Religion in umfaffender Weiſe. 

Wo ſich eine hinreichende Zahl bemittelter Mitglieder in den Judenſchaften findet, pflegt 
— abgefehen von der den bürgerlihen Gemeinen obliegenden diesfälligen Verpflichtung für 
alle Ortöcinwohner — theild durch Stiftungen dauernd, theild durch Aufbringung jährlicer 
Beiträge fortlaufend für die jüdiſchen Hülföbedürftigen und Kranken befondere Fürforge ge: 
troffen gu werden. Unbeſchadet der den Juden in den dazu geeigneten Fällen nad) den allge: 
meinen Grundfägen der Armenpflege zuftchenden Anſprüche an die Orts-Armenkaſſe, wird 
den bürgerlichen Gemeinen hierdurd) in ähnlicher Weife faktiſch eine mitunter erheblidye Erz 
leihterung gewährt, wie dies an mandyen Orten audy hinſichtlich einzelner chriſtlicher Kon 
feffionen der Fall ift, welche ſich neben der öffentlichen Armenpflege nody einer befonderen 
Fürforge für ihre hülföbedürftigen Gemeineglieder unterziehen. Der Vorftand wird durd) Die 
hier getroffene Beftimmung, unter Vorbehalt des DOberauffichtörcchted der Regierungen, im 
den Stand geſetzt, Einheit und Zufammenhang in der Wirtfamteit folder wohlthätiger Ein: 
richtungen herbeizuführen und eine möglichft gleichmäßige Verwendung zu gewinnen. 


Jüdiſches Schulmefen. 


Durch gefhärfte Handhabung der allgemeinen gefehlichen Verordnungen für das Unter: 
richtoweſen ift bereitö feit längerer Zeit zunädyft dahin gewirkt worden, den von den jüdiſchen 
Gemeinen, oder auf eigene Rechnung von einzelnen Örivatfehrern unterhaltenen Schulan⸗ 
ftalten, ſoweit fie für den wirklichen Elementarunterricht dienen follten, die erforderliche Ein- 
rihtung geben zu laffen, damit fie entweder mit Erfolg für den Unterricht der jüdiſchen Kin— 
ber benußt, oder diefe, wo feine dergleichen ordentlich eingerichtete Anftalt ſich vorfand, mit 
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vorſchriftsmaͤßiger Strenge zum Beſuch der hriftlihen Ortöfchulen angehalten werden konn⸗ 
ten. In diefem Sinne find die Regierungen durd) die in den Beilagen abgedrudten Girkular: 
teftripte vom 15. Mai 1824 und 29. April 1827 darauf aufmertfam gemacht worden, dem 
Schulunterrichte für die Kinder jüdifher Unterthanen, ſowie der fortfchreitenden Verbefferung 
der jüdiichen Unterrihtsanftalten und der geſicherten Stellung der von jüdifchen Gemeinen 
angenommenen Lehrer ihre befondere Sorgfalt zu widmen. Im Einzelnen befhränten ſich 
die Vorſchriften diefer Reftripte, wodurch jener Zweck wenigſtens annäherungdweife erreicht - 
wurde, hauptſächlich auf drei Punkte, nämlich darauf: 

1. daf die Juden, melde den nöthigen Unterricht für ihre Kinder durch Privatlehrer 
oder in einer jüdiſchen Privatichule nicht beforgen laffen können, gehalten fein follen, diefelben 
während des ſchulpflichtigen Alters in die öffentliche Ortöfhule zu ſchicken; 

2. daß aud) jüdifche Privat und Gemeine-Schullehrer keinen Unterricht ertheilen dürfen, 
wenn fie nit zuvor in einer von der Staatöbehörde zu veranftaltenden Prüfung über ihre 
Qualifitation ſich ausgewieſen haben, und endlich 

3. daß die Provinzia-Schulbehörden angemwiefen worden find, bei Ertheilung der Konzef- 
fion für judifhe Schulen und ald Bedingung derfelben für eine zweckmäßige Einrichtung und 
genügende Dotation derfelben und für Eicherftellung diefer Bedingungen durd) vollitändige 
und bündige Kontrakte zu forgen, und die jüdischen Schulen einer fortwährenden Beaufſich— 
tigung, in der nämlichen Art, wie alle übrigen Privat-Schulanftalten, unterwerfen zu laffen. 

Es zeigte ſich aber bald, daß man auf diefem Mege, wo die Anlage oder die verbefferte 
Einrichtung eigener jüdiſcher Schulen dem freien Entſchluſſe der Gemeinen überlaffen blieb, 
haufig wegen der nicht zu Stande fommenden Vereinigungen eben zu dem obigen Auswege 
geführt wurde, die jüdischen Kinder zur riftlihen Schule anzuhalten. Hierbei fonnte ed in- 
deß rücfichtlich derjenigen Provinzen, wo befonders in den Städten ſich jüdiſche Einwohner 
in bedeutender Zahl vorfinden, nicht unbeadhtet bleiben, daß die dort vorhandenen riftlichen 
Schulen häufig zur Mitaufnahme der jüdifhen Kinder zu befhränkt waren, oder deren Auf- 
nahme in diefelben aus anderen Gründen nicht ftattfinden konnte, und daß deshalb mit blofer 
Beförderung jüdiſcher Privatſchulen nicht auszureichen fei, cd vielmehr, wo folche Verhält- 
niffe obwalten, nothwendig einer Abtrennung der jüdiſchen Einwohner zu befonderen öffent- 
lichen jüdifchen Schulen bedürfe. 

Um daher für die Verbefferung des jüdifhen Schulweſens zu wirken, ift die in den Bei- 
lagen enthaltene Eirkularverfügung vom 14. März 1842 erlaffen. 

In Folge derfelben find nur wenige öffentlihe Schulen in der Weife ind Leben getre- 
ten, melde Die in den Beilagen enthaltene Allerhöchſte Ordre vom 12. Juni 1845 ergiebt, 
während die Verordnung vom 1. Zuni 1833 folde Schulen für die Provinz Poſen bereits 
eingeführt hatte. 

Ad Grundfag foll aud) ferner feitgehalten werden, 

daß die jüdifhen Glaubensgenoffen in der Regel der Angehörigkeit zur chriſtlichen öffent- 
lichen Elementarfchule unterworfen find. 
Auf der anderen Seite ift aber auch die Errichtung eigener jüdiſcher E chulanftalten mit den 
Rechten und der Eigenſchaft öffentliher Schulen nicht allein ald zweckmäßig, fondern 
m Intereſſe der betheiligten hriftlihen und jüdischen Ortseingefeffenen felbft ald nothwendig 
und ald ein wefentlicher Schritt zur Verbefferung des jüdiſchen Schulweſens anzufehen. 
„ Die Beftimmungen der 8$ 25 und 26 finden in den beftchenden gefeplichen Vorſchriften 
Uber die Verpflichtung der Eltern, ihre Kinder zur Schule zu halten, ihre Begründung. 

Die Beftimmung des $ 10 der Verordnung vom 1. Juni 1833, nad) welcher der’ Pri⸗ 
batunterricht der Kinder den Eltern nur ausnahmsweise, mit auddrüdlicher Genehmigung 
der Regierung, überlaffen werden darf, mwiderfpricht der allgemeinen gefeglihen Befugniß der 
Eltern, ihre Kinder auch in ihrem Haufe unterrichten zu laſſen und wird daher um % weni: 
ei feftzuhalten fein, ald diefe Befugnig aud) den chriſtlichen Eltern unzweifelhaft zufcht und 

ein ausreichender Grund vorzuliegen ſcheint, die jüdiſchen Glaubenögenoffen in Diefer Bezie- 
Da andere als die Chriften zu behandeln. j 

8 ift hierbei nod) zu bemerfen, daß die Verordnung über dad Judenweſen im Großher: 
zogthum Poſen die Verbindlichkeit, für den regelmäßigen Beſuch der öffentlihen Schulen 
Stitend der ſchulpflichtigen jüdiſchen Kinder zu forgen, nit den Eltern, fondern den jüdie 
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ſchen Korporationen und indbefondere ihren Berwaltungsbehörden auflegt. Hierzu ift eine ge- 
nügende Beranlaffung nicht vorhanden, da der beablicytigte Zweck ficherer erreicht wird, wenn 
man, wie dies aud) den Beftimmungen des Allg. Landrechts entfpricht, die Eltern refp. Pfle- 
ger für den regelmäßigen Schulbeſuch ihrer Kinder und refp. Pfleglinge verantwortlich macht. 
In diefer Weife hat ſich ungeachtet jener Beftimmung der Verordnung vom 1. Juni 1833, 
auch im Großherzogthum Poſen die Sache praktiſch geftaltet, indem die Schulverſäumniß⸗ 
Strafen nicht gegen Die Korporation, fondern gegen die nachläſſigen Eltern vollftredt werden. 

Zur Erläuterung des $ 27 ift Folgendes zu bemerfen: 

Es fönnte fraglidy fein, ob in einem ſolchen Falle, wo an einem Orte ſich mehrere hrift- 
liche Elementarfchulen befinden, es überhaupt erforderlich fei, eine Beftimmung über die Zus 
theilung der jüdiſchen Glaubensgenoffen zu einer beftimmten Schule zu treffen, da die Zutheis 
lung der Einwohnerſchaft eined gewiffen Bezirkes zu einer Elementarſchule als deren Schule 
geſczlich niemald zur Folge hat, da die Kinder nur in diefe Schule geſchickt werden dürfen, 
cö vielmehr den Eltern, fobald fie nur überhaupt ihre Pflicht wegen eines ordentlicyen Unter⸗ 
richtes ihrer Kinder erfüllen, freigeftellt bleibt, ob fie fih dazu des Mitteld ded häuslichen 
Unterrichted oder des Schuibefuches und im letzteren Kalle, welcher der ordnungdmäßig be⸗ 
ftehenden Schulen fie fidy bedienen wollen. Nach der Wahl, weldye die Eltern zwiſchen den 
Schulen in oder außerhalb ihred Wohnorted treffen, richtet fi) aud) die Zahlung des Schul- 
geldes, foweit auf foldyed die Schulen überhaupt oder in Betreff der nicht zu ihnen gehörigen 
Kinder angewiefen find. Erfteres, die Zahlung von Schulgeld aus der Gemeine felbit, fol 
aber nad} der Beftimmung der 88 29, 32 Ih. II Tit. 12 des Allg. Landrechtes eigentlid) gar 
nicht ftattfinden, fondern die Schule durch firirte Beiträge aller Hausväter unterhalten wer— 
den, und auch wo die Einrichtung des Schulgelded noch beftcht, müffen die Hausväter doch 
mit jenen allgemeinen Beiträgen in foweit hinzutreten, als der Schulgeldertrag für dad Be- 
dürfniß der Schule nicht ausreicht. Im diefer Beziehung bleibt cd daher allerdings nothwen⸗ 
dig, den Regierungen die Befugniß beigulegen, erforderlichen Falles die jüdifchen Eltern einer 
beftimmten Schule zuzuweiſen oder unter mehrere zu vertheilen, da die jüdiihen Einwohner 
ſich fonft, wenn an einem Orte mehrere Schulen zunächſt für verfchiedene chriſtliche Konfeſ— 
fionen und infofern ohne Territorialabgrängung errichtet find, den Unterhaltungsbeiträgen 
zum Nachtheil der hriftlihen Einwohner ganz würden entziehen können, oft aber aud) cine 
einzelne Schule allein die Kinder der Juden aufzunehmen nicht vermag, 

Wenn die jüdifchen Kinder die chriſtlichen Schulen befuchen, fo müffen fie, damit die nd- 
thige Ordnung und Vollftändigfeit des Unterrichtes nicht geftört wird, in der Regel an dem 
Unterrichte in allen in der betreffenden Schule vorkommenden Lehrgegenftänden Theil neh— 
men. Nur dazu fönnen fie wider ihren Willen nicht angehalten werden, daß fie dem Unter 
richte in den eigentlidy hriftlihen Neligiondwahrbeiten beitvohnen, vielmehr muß die Iheil- 
nahme an dem chriſtlichen Religionsunterrichte überhaupt der freien Wahl der Eltern oder 
Vormünder der jüdifhen Kinder anheimgeftellt bleiben. Died beftimmt der erfte Cab des 
$ 28. Hierauf wird man fid) jedody nicht beſchränken dürfen. 

Wenn Mafregeln in Vorfchlag zn bringen find, durch welche den jüdifchen Kindern eine 
vollftändige Elementarbildung gewährt wird, fo kann dabei die Fürforge des Staated 
für einen wefentlihen Iheil des Clementarunterrichted, den Unterricht in der Religion, info 
weit dicd mit der Stellung der Juden, ald einer blos geduldeten Religiondpartei, vereinbar 
ift, nicht ausgeſchloſſen bleiben. Bisher hat man es den jüdifchen Eltern überlaffen, für 
die Unterweifung ihrer Kinder in der Religion zu forgen, und aud) die Verordnung vom 
1. Juni 1833 enthält nur die allgemeine Beltimmung, 

daf es jeder Gemeine vorbehalten bleibe, für den befonderen Religiondunterricht der jüdi⸗ 
ſchen Kinder zu forgen. 

Wenn ed indeß im Antereffe ded Staated liegt, darüber zu wachen, daß feine Unterthanen 
ohne Ausnahme in der Religion, zu welcher fie fc befennen, auch erzogen werden, nach Der 
jegigen Yage der Sache es aber lediglidy dem Beſchluſſe und dem eigenen Gutbefinden der 
jüdiſchen Gemeinen anheimgeftellt ift, ob fie ihren Kindern Religionsunterricht ertheilen Laffen 
wollen oder nicht, fo werden nicht felten einzelne jüdiihe Kinder überhaupt ohne allen Reli- 
gionsunterricht aufwachlen. Es wird daher nothwendig Veranftaltung getroffen werden 
müffen, daß ſolche Fälle fünftig nicht vortommen. 
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In verfchiedenen deutſchen Bundeöftaaten, 3. B. in Braunſchweig, Oldenburg und 

Weimar, hat man den Ausweg gewählt, die jüdifdhen Gemeinen zur Crrihtung und Unter: 
haltung befonderer jüdifcher Religiondfchulen zu verpflidyten, an melden jüdifhe Religions: 
Ichrer durch die Schulbehörde des Staated nad) der von diefer Behörde unter Zuzichung 
eined Rabbinerd erfolgten Prüfung ihrer Qualififation angeftellt werden und worin fämmt- 
lie jüdische Kinder während des ſchulpflichtigen Alterd unterrichtet werden müffen. Wenn 
es indeß den Verhältniffen der Juden, ald einer geduldeten Religiondfekte, entſpricht, daß der 
Staat lediglidy den Judengemeinen die Entfheidung über das Maak von Religionökennt- 
niffen, welches fie von ihren Religionölehrern verlangen wollen, und über deren Rechtgläu— 
bigfeit überläßt, und daß er auch von dem materiellen Inhalte des den jüdifchen Kindern 
zu ertheilenden Religionsunterrichtes feine nähere Kenntniß nehmen fann, fo läht fi aud) 
die zwangsweiſe Anhaltung der Juden zur Errichtung befonderer Religionsſchulen für ihre 
Kinder, abgefehen davon, daß die Ausführung der Maßregel da, wo die Juden nur zerftreut 
wohnen, auf vielfache Schwierigkeiten ftoßen würde, nicht wohl rechtfertigen. Dem beabſich— 
tigten Zwecke wird auch ſchon dadurd) bedeutend näher getreten werden, wenn nur die Ver— 
fügung getroffen wird, daß jedem Kinde während des ſchulpflichtigen Alters nothivendig 
Unterricht in der Religion ertheilt werden muß, und die Fürſorge hiefür nicht in das Belie- 
ben der Eltern, fondern die dieöfällige Verbindlichkeit den Judenſchaften auferlegt wird, ohne 
ihnen jedoch die Mittel, welcher fie fi) zu Diefem Behufe zu bedienen haben, fpeziell vorzu— 
ſchteiben. Bon diefem Geſichtspunkte aud ift der zweite Iheil ded 8 28 entworfen. 

Von einzelnen Regierungen und aud) in den fommiffarifchen Verhandlungen wird eine 
Beftimmung dahin gewünſcht, 

daß eine jede jüdische Gemeine verbunden fein folle, wenigftend einen Religiondlehrer 
anzuftellen und zu befolden, welchem der Unterricht der Kinder in den jüdifchen Religiond- 
wahrheiten zu übertragen fei. 

Gegen ein ſolches direfted Einfchreiten mit pofitiven Beftimmungen find die oben gegen 
die Errihtung befonderer Religionsihulen angeführten Gründe ebenfalld geltend zu madyen. 
Der Staat wird lediglich Darüber zu wachen haben, daß, wenn die jüdischen Gemeinen be— 
fondere Religiondlehrer annehmen wollen, dazu nur ſolche Perſonen zugelaffen werden, 
melde zur Ausübung eines Lehramtes von der Schulbehörde die Erlaubniß erhalten haben, 
wie died auch biäher ſchon geſchehen ift und der Schlußſatz des 8 28 auöfpricht. Die eigent- 
lihen jüdiſchen Religionötenntniffe können jedody bei den für den jüdifchen Religionsunter- 
richt zu beftellenden * nicht Gegenſtand der Prüfung ſein und eben deshalb kann auch 
auf den in den kommiſſariſchen Verhandlungen ausgeſprochenen Wunſch, 

daß befondere jüdifche Seminarien zur Sorbildung für jüdifche Neligiondlehrer errichtet 
werden möchten, 
bon Seiten der Staatöbehörde in der Weife, daß diefelbe die Errichtung folder Seminarien 
anordnet, nicht eingegangen werden. Eine foldye Beranftaltung wird vielmehr unter Zuftim- 
mung des Staates lediglic) den Juden felbft zu überlaffen fein, wenn fie ſich davon einen 
Erfolg verſprechen. 

Die Beftimmung ded 829 ift eine Folge der im 8 25 ausgeſprochenen Ungehörigkeit 
der jüdifchen Glaubensgenoſſen zur Orts-Schulgemeine. Die allgemeine Faffung diefes 
Paragraphen ift deshalb nothivendig, weil in den verſchiedenen Zandeötheilen die Bau und 
Unterhaitungslaft auf verfchiedenen Grundlagen berubt. 

Wenngleidy die Errichtung öffentlicher jüdifher Schulen nicht von dem alleinigen Be- 
ſchluſſe der Judenſchaften oder der jüdiſchen Ortdeinwohner abhängig gemacht werden darf, 
und die Juden eine Abfonderung von den ordentlichen Ortöfhulen aus ihrem einfeitigen, 
namentlich, religiöfen Intereffe nicht verlangen können, fo wird es ihnen doch unbedentlid) 
ju geftatten fein, in eigenem Intereffe, auf Grund dieöfälliger Vereinbarungen unter fid) 
und mit Genehmigung der Schulbehörden, Privat-2chranftalten nad) den darüber beftehen- 
den allgemeinen Beſtimmungen einzurichten. Einer weiteren Ausführung über die rechtliche 
Qualität einer folhen befonderen jüdischen Elementarfchule bedarf es nicht, fobald fie nur 

ald Privatſchulen bezeichnet und dadurd) der Gegenfag gegen die allgemeinen öffentlichen 
Drtöfhulen feftgehalten wird. Die Unterhaltung derfelben beruht daher lediglich auf den 
zwiſchen den bet eiligten Juden unter fid) und mit dem Lehrer gefchloffenen Kontrakten, und 
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diefe Schulen unterliegen nad) der Allgemeinen Vorfchrift der 88 3, 4 Ih U Tit. 12 Allg. 
Landrechts den in Betreff der ordnungsmäßigen Einrichtung und Beanffihtigung der konzel- 
fionirten Privat-Zchranftalten ergangenen Beltimmungen. 
8 30. Zur Errichtung einer öffentlichen jüdischen Schule werden folgende Gründe aus: 
reichende Veranlaffung bieten: 
1. Mangel an Raum in der hriftlihen Schule zur Mitaufnahme der jüdifchen Kinder 
bei regelmäßigem Schulbeſuch; 
2. Unausführbarkeit einer abhelfenden Ermeiterung überhaupt und unverhältnigmäßige 
Schwierigkeit und Koftfpieligfeit derfelben nad) den Lokalumſtänden; 
3. Unbillige rg Arerelingie der chriſtlichen Einwohner bei Mitheranziehung zu 
den für dad vorzugsweiſe Bedürfniß des jüdischen Theile erforderlichen neuen Anlagen; 
4. Beforglidye Rechtövermwidelung in Betreff vorhandener, dad Religiondbebürmiß mit 
berührenden Schulftiftungen ; 
5. Obmaltended Bedenken in pädagogifcher Beziehung gegen die gemeinſchaftliche Schul- 
erzichung der jüdischen und der chriſtlichen Kinder. 
Die 88 31 und 32 beftimmen dad Verfahren, welches bei befundener Zweckmäßigkeit 
oder Nothivendigkeit der Sonderung des chriſtlichen und jüdischen Schulwefens zum Zweck 
der Errichtung eigener jüdiſcher Schulen zu beobadıten ift. 
Ueber die rechtliche Qualität der im allgemeinen Scyulintereffe errichteten jüdiſchen 
Schulen enthält der 8 33 die näheren Beftimmungen. 
Hiernad) beftimmen fid) die Redytöverhältniffe, in welche die öffentlichen jüdifhen Schu: 
len treten, von felbft, und es ift darüber nur noch zu bemerfen: 
a) daß die Beiträge zur Unterhaltung öffentlicher jüdifcher Schulen und zur Befoldung 
der an denfelben angeftellten Zchrer ald eine öffentliche Yaft angefehen werden müffen, welche 
der Feftfegung und Einziehung im abminiftrativen Wege nady Maßgabe der Beftimmung 
des * — eine Folge der Gleichſtellung der öffentlichen chriſtlichen und jüdi- 
ſchen Schulen. 
b) Schon nad) jetziger Lage der Sachen iſt von den Verwaltungsbehörden wiederholt 
angenommen worden, daß, wenn die Anordnung der jüdiſchen Schule als einer öffentlichen 
Anſtalt des Ortes von der Regierung ſelbſt ausgegangen iſt, der jüdiſchen Gemeine alsdann 
die Beſtimmungen der 88 30, 34 Ih. I Tit. 12 Allg. Landrechts zu Statten kommen, wo⸗ 
nad) bei Erifteny mehrerer Gemeine-Schulen für die Eintwohner verſchiedenen Glaubend- 
befenntniffes an einem Orte jeder Einwohner nur zur Unterhaltung der Schule feiner Reli- 
gionöpartei beizutragen hat, und daß in foldyem Falle die jüdifhen Einwohner von der Mit- 
verpflihtung zur Unterhaltung der chriſtlichen Schulen bis dahin befreit bleiben müffen, wo 
fie durch die Wicderaufhebung ihrer Schulen in den allgemeinen Schulverband ihred Ortes 
werden zurüdgetreten fein. Hiergegen ift zwar in einzelnen zur richterlichen Entſcheidung ge- 
tommenen Fällen von den Gerichtobehörden geltend gemacht worden, daß die erwähnten 
Beftimmungen ded Allgemeinen Landrechtes nur auf hriftlihe Schulen zu beziehen find, 
und es läßt ſich allerdings nicht verfennen, daß dieſer Anficht nicht unerheblicdye Gründe zur 
Seite ftehen; diefe Meinungöverfariedenheit wird aber ihre Erledigung finden, wenn, wie in 
dem 8 33 des Entwurfes vorgefhlagen worden ift, allgemein beftimmt wird, 
daß ſolche jüdiſche Schulen die Eigenfhaften und Rechte einer öffentlichen Ortsſchule 
haben, 

indem es alddann keinem Bedenken unterliegt, 
dak im Falle der Errichtung einer befonderen öffentlichen jüdischen Schule die zu diefer 
Schule gehörenden jüdifchen Einwohner von der Leiftung derjenigen Beiträge, melde 
nad) 88 29— 32 Ih. I Tit. 12 Allg. Landrechts von den zur Schule getwiefenen Haud- 
pätern entrichtet werden, befreit bleiben. 

Daß diejenigen Beiträge, welche nur beim wirklichen Schulbeſuche jüdiſcher Kinder zu 
entrichten find, 3. B. Schulgeld, durch Ueberweiſung der jüdifchen Kinder in eine eigene jur 
diſche Schule von felbft fortfallen, bedarf keiner Erwähnung. 

An foldyen Orten, wo, wie ſchon jet in den weſtlichen Provinzen, die Unterhaltung ber 
beftehenden chriſtlichen Schule eine Verpflichtung der Ortögemeine ift, wird ſich diefe, da die 
Juden unter den Kommunallaften mit zu deren Unterhaltung beifteuern, nicht entziehen kön⸗ 
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nen, den Juden aus dem Kommunal-Schulfonds auf angemeffene Weiſe zu Hülfe zu fom- 
men, wenn diefelben auf Anordnung der Schulbehoͤrde durd) Errichtung eines eigenen juͤdiſchen 
Schulſyſtems ihre Kinder aus der chriſtlichen Schule ausfondern und dadurdy die Unterhal⸗ 
tungölaft der legteren verringert wird. 

c) Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen muß auf die jüdifchen Kinder beſchränkt 
bleiben, dern dem Elementarunterrichte der chriſtlichen Kinder liegt überall eine dem Ghriften- 
thume entfprechende Auffaffung der Zebensverhältniffe zum Grunde, und die Schule foll zus 
gleidy im chriſtlichen Geifte bilden und erziehen. 

Im Uebrigen darf nody auf Folgendes aufmerffam gemacht werden, worüber es jedoch 
einer befonderen gefeglidyen Beſtimmung nicht bedarf: 

Die Gleihftellung der öffentlichen jüdischen Schulen mit den chriſtlichen kann nur fo 
weit reihen, ald Dabei die Qualität der Juden ald einer blos geduldeten Keligionöpartei nicht 
in Betracht kommt. Es folgt hieraus, daß die an öffentlichen Schulen fungirenden jüdischen 
Xchrer auf diejenigen Vorrechte, weldye den dhriftlichen Lehrern zuftehen, wie auf die Be- 
freiung von der Zahlung der Stlaffenfteuer und von den Kommunallaften, feinen Anſpruch 
zu machen haben, Eines befonderen Vorbehaltes bedarf es indeß in diefer Beziehung nicht, 
weil die jüdiichen Lehrer, aud) wenn fie an öffentlichen jüdiſchen Schulen angeftellt find, 
niht den Charakter ald mittelbare Staatöbeamte haben. Dagegen veriteht ed fih von 
ſelbſt, daß die an öffentlichen jüdischen Schulen angeftellten Lehrer nit willtürlidy entlaffen 
werden dürfen, fondern fo lange ald öffentliche Elementarlehrer anzufehen find, bis 
die Regierung fid) veranlaßt fieht, ihre Entlaffung im verfaffungsmäßigen Disziplinar- 
wege audzufprechen. 

Es fragt ſich, 

ob der juͤdiſche Religionsunterricht in den Lehrplan der öffentlichen jüdiſchen Schulen auf- 
nommen werden darf, oder ob derfelbe den jüdiſchen Gemeinen zur befonderen Veran- 
Kaltung überlaffen bleiben foll? 

Streng genommen ift die Ausſchließung ded Religionsunterrichtes von dem Lehrplan der 
für jüdiſche Glaubensgenoſſen beftimmten öffentlihen Ortsſchulen lediglich eine Folge des 
allgemeinen Grundfages über dad Verhältniß der Juden als einer blos geduldeten Religion: 
geſellſchaft, von welchem Grundfage ed abzuweichen ſcheint, wenn in der Elementarfchule, als 
einer zu öffentlichen Rechten beftehenden Anftalt, auch der jüdische Religiondunterricht ertheilt 
wird. Es war hierbei indeß ſchon immer vorausgeſetzt, daß die Juden ſich des Lokals und 
deö Yehrerperfonald der Elementarfchule audy zu den Privatfehrftunden in der Religion, in 
einer praktiſch ſonach ziemlich auf daffelbe hinausgehenden Art, bedienen könnten und wür- 
den. Um fo weniger fcheint es einem Bedenken zu unterliegen, daß, nachdem inmittelit 
auch in einem Speialfalle mit einer Abweichung von jenem Grundſatze vorgegangen ift, 
die Aufnahme des Religionsunterrichtes in den Lehrplan einer öffentlichen jüdiſchen Schufe, 
ohne ausdrüdliche Beitimmung hierüber in dem zu erlaffenden Gefege, nachgegeben werde. 

Endlich ift noch zu bemerfen, daß die befonderen jüdifhen Schulen, namentlich aud) in 
—* des Schulzwanges, dieſelbe Behandlung wie die chriſtlichen Schulen werden zu er— 

rten haben, 

Ed verftcht fid) jedoch hierbei von felbft, daß, auch wenn eine befondere jüdifhe Schule 
befteht, die Mitglicder der jüdifchen Gemeine dennod nicht verpflichtet find, die jüdifche 
Säule zu benugen, fondern daß jie berechtigt bleiben, ihre Kinder aud) in die chriftliche Ele— 
mentarſchule zu ſchicken und daß fie alddann dad Schulgeld nur an denjenigen Lehrer zu 
dezahlen haben, welcher ihre Kinder unterrichtet. 


Zu 8 34. Der Entwurf überträgt hier den Vorftehern der Judenſchaften eine Fürforge 
dafür, daß die heranwachſende männlidye Jugend der jüdiſchen Bevölferung überall zu einem 
nugliden Lebenoberufe herangebildet, inöbefondere von dem Handel im Umherziehen abs 
gehalten werde, i 

‚ Der 8 13 der Verordnung vom 1. Juni 1833 enthält für dad Großherzogthum Poſen 
eine ähnliche Beftimmung und legt in Verbindung damit im $9, neben der Verantwortlichteit 
für den re elmäßigen Beſuch der öffentlichen Schulen Seitens aller jüdiſchen Kinder während 
des 7. bis Ir Lebensjahres, der Korporation und deren Berwwaltungsbehörden bejonderd nod) 
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die Pflicht auf, ganz dürftigen Kindern die nöthigen Kleidungöftüde, das Schulgeld und die 
fonftigen Schulbedürfniffe aus den dafür beftehenden befonderen Fonds, in deren Ermange: 
lung aber aus dem Korporationdvermögen zu gewähren. Die legtgedadyte Verpflichtung, 
foweit fie nicht ſchon in der des $ 13 enthalten, hat in dem früheren Zuftande der jüdiſchen Be— 
völferung ded Großherzogthums Poſen ihre genügende Begründung gefunden und gute Früchte 

etragen. Die darin liegende Abweichung von den allgemeinen geſetzlichen Vorschriften über 

eauffihtigung ded Sculbefuches und über Ortö-Armenpflege ift jedod) ald eine Ausnahme: 
maßregel zu befeitigen, fobald die erzielten Erfolge es irgend geftatten. Die Behörden erach— 
ten dies für dad Großherzogthum Poſen für zuläffig, und wie die diedfällige Vorſchrift da- 
her nunmehr für die Provinz Poſen aufgehoben wird, fo ift von einer fo weit gehenden Ber: 
pflihfung auch überall Abitand zu nehmen. Dagegen ift die im & 34 angeordnete Kürforge 
durchaus räthlich. Die in der Provinz Poſen erzielten Erfolge ſprechen unverkennbar dafür. 
Wenn in dem Zuftand der unteren Klaſſen der jüdischen Bevölkerung deö Großherzogthums 
Poſen unter dem wohlkhätigen Einfluß der Verordnung vom 1. Quni 1833 in einem ver: 
hältnigmäßig kurzen Zeitraume eine erkennbare Befferung eingetreten ift, fo darf jener den 
Storporationen auferlegten vorforglicen Pflicht ein weſentlicher Einfluß darauf beigemeffen 
erden. Die Provinz it nicht mehr, wie früher, von haufirenden Handelsjuden überſchwemmt, 
bielmehr ift unter Verminderung der Handel treibenden jüdifchen Haufirer die Zahl jüdifcher 
Handwerker ſichtlich gewachſen Erft der 113te Jude betreibt jet dafelbft den Handel im 
Umberziehen, während died in Schlefien fdyon beim Yſten der Fall ift, bis herab in die Pro- 
vinz Sachſen, two bereits der 2öfte Jude diefed Gewerbe gewählt hat. 

Die größte Zahl jüdiſcher mechaniſcher Künftter und Handwerker befindet fi) im Groß- 
herzogthum Poſen. Unter 1000 felbftftändigen Juden finden ſich daſelbſt 207 dergleichen 
Gewerbetreibende, in der Nheinproviny 147, bis auf Sachſen herab, two nur 58 auf 
1000 felbitftändige Juden vortommen. Ed kann dies bei dem Verhältniß des Kulturzuftan- 
des der jüdifchen Bebölferung jener Provinzen weſentlich ald ein Nefultat der Verordnung 
vom 1. Zuni 1833 betrachtet werden. (S. die nähern Angaben in Beilage IB.) 

So nüplid) audy der KHandelöbetrieb im Umbherzichen fein kann und fo unzweifelhaft 
unter diefen Getwverbetreibenden, bei den über die Zulaffung zu demfelben beftchenden ge- 
feglichen Anordnungen ſich überwiegend Leute von tadelfreier Führung befinden, fo wird 
dennod der vorherrihende Hang der Juden zum Haufiren von den Verwaltungs: und 
Landeöjuftize Behörden vorzugsweiſe als ihrer fittlihen Hebung entgegenftehend angefehen. 
(S. Beilage IB.) 

Indem die Vorftände der Judenfchaften in diefer Weife zu einer durch die Erfahrung be 
mwährten Mitwirkung für die fociale Hebung und fittlidye Verbefferung ihrer Glaubensge— 
noffen berufen twerden, dürfen diefelben darin eine ihnen auferleate läftiae Pflicht nicht er⸗ 
fennen, vielmehr ſteht zu erwarten, daß fie überall die günſtigen Erfolge herbeizuführen ſich 
beftreben werden, welche das Gefeh hierbei in Ausſicht nimmt. 


Zu 835. Staatdämter haben die Juden feither nicht beffeidet. Sie follen tünftig dazu 
verftattet werden, fofern fie ſich Civilpverſorgungs⸗Anſprüche im ftehenden Heere erworben haben. 
Durd) die an dad Königl. Staatöminifterium ergangene Allerhöchſte Ordre vom 31. Dezem: 
ber 1845, wodurch den Juden dad Avancement zum Unteroffizier geftattet ift, find fie in den 
Stand gefekt, ſich jene Anfprüche zu erwerben. In Betreff der mittelbaren Staatd- und 
Stommunalämter dagegen beivendet es bei den beftehenden Vorſchriſten. (S. Beilage I A) 
Ueberall aber wird beim Eintritt in diefe Aemter die Gränge feftgehalten, daß mit deren Aud— 
übung eine obrigkeitliche Autorität nicht verbunden ift. Tiefe Gränze ift durch die Rüdficht 
auf die hriftliche Bevölkerung des Etaated bedingt. Es kann nicht für zuläſſig erachtet wer 
den, den Juden eine obrigkeitliche Gewalt über hriftliche Unterthanen einzuräumen. Die be— 
reitd im Gingange berührte, von den Juden in gewiſſem Maaße bewahrte Nationalität, die 
mit ihrer Religion eng verbundene Sonderung und Stammeöverfchiedenheit muß als cin 
Hinderniß für den Eintritt in einen Beruf betrachtet werden, deffen Wirkffamteit in feiner 
MWeife durch ein Mißtrauen oder Vorurtheil beeinträchtigt werden darf. Eine längere Dienft- 
zeit im ftehenden Heere darf indeffen erfahrungsmäßig als ein Mittel angefehen werden, wo⸗ 
durd) die nationelle Sonderung, ſoweit foldye hier zur Berückſichtigung kommt, in dem Maaße 
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befeitigt wird, um den Juden innerhalb der gezogenen Gränze Staatdämter unbedenklich 
übertragen zu dürfen. Die eigenthümliche Verfaſſung des Preußiſchen Staates in Bezug auf 
die Vorbereitung zu den Staatsämtern und die Berufung in diefelben geftattet bei der mefente 
lihen Verſchiedenheit hierin, den übrigen europäifhen Staaten gegenüber, eine Vergleichung 
nicht. Aber auch abgefehen davon, in welcher Weife dort Beamte in die Staatsämter ge= 
langen und daraus entlaffen werden, bietet aud) nod) die fehr erhebliche Abweihung in dem 
Verhaͤltniß der jüdiihen Einwohner zu den chriftlidhen gang verſchiedene Gefichtöpuntte. 
Außer in den Niederlanden ift dad Verhältniß (f. Beilage IF) in der Zahl der jüdischen 
zu den hriftlihen Einwohnern in Preußen bedeutend ftärfer. In England und Frantreid) 
* erſt der Möſte reſp. 487ſte, in Preußen bereits der 74ſte Einwohner den jüdiſchen 
laubenögenoffen an. 

Dagegen fteht nichts im Wege, den Juden die Schlichtung ftreitiger Angelegenheiten, 
wenn fie von ihren Glaubendgenofjen zu Schiedemännern gewählt werden, zu übertragen. 

In den 88 7 und 8 des Edikts vom 11. März 1812 ift die Beitimmung enthalten, daß 
ed akademiſche Lehr: und Schulämter giebt oder geben foll, weldye jüdischen Gelehrten an— 
vertraut werden dürfen; eine unbedingte Befähigung der Juden zu allen afademifchen 
Lehrämtern ift aber nicht darin enthalten. Es darf, um eine ſolche Deutung auszuſchließen, 
nur an die theologifchen Fakultäten überhaupt und an foldye Univerfitäten erinnert werden, 
welche ftatutenmäßig von allen Yehrenden das Bekenntniß einer beftimmten chriſtlichen Kon— 
feifion fordern. Dieſe Beftimmung des Geſetzes lieh daher, um ihre Anwendbarteit innerhalb 
ded aus der Natur der Sache abauleitenden Umfanges feftzuftellen, eine nähere Erläuterung 
erwarten. In dem Zeitraum von 1812 bis 1520 waren auf Preußifchen Univerfitäten als 
feltene Ausnahmen nur drei jüdifhe Docenten für medicinifhe und naturwiſſenſchaftliche 

ächer aufgetreten, von denen zwei jedoch bald nachher zum Chriftenthum übertraten. Im 

ahre 1820 meldete fi) zum erften Male ein Jude zur Privatdoftion in der juriftifchen Fa— 
hultät und Diefer Fall gab Veranlaffung, den Umfang der Zuläffigteit jüdiſcher Gelehrten 
für akademiſche Lehr- und Schulämter in nähere Erwägung zu ziehen. Das Nefultat der: 
felben wurde von dem Königl. Staatöminifterium des hodhieligen Königs Majeftät vorge— 
tragen, welche die im 88 des Edikts vom 11. März 1812 enthaltene Beftimmung in der 
Alerhöhften Ordre vom 18. Auguft 1822 wieder aufhoben, weil ſie, ohne große Mifverhält- 
niffe zu veranlaffen, nicht durdauführen fei. Die dem Königl. Staatsminifterium ans 
heim gegebene Bekanntmachung diefer Abänderung erfolgte unter dem 4. Dezember 1822, 
Geſchſ. S. 221.) 

Im Jahre 1845 haben die preußiſchen und ſchleſiſchen Stände die Wiederherſtellung 
des 8 8 des Edittes von 1812 beantragt, und die poſenſchen Provinzialſtände haben ſich 
dieſem Antrage dadurch angeſchloſſen, daß ſie die Einführung jenes Geſetzes in dortiger 
Provinz, jedoch ‚„nach Befeitigung aller ſpaͤteren Zuſätze“ erbaten. 

Wenn nun der vorliegende Entwurf auf die in dem Editt vom Jahre 1812 wegen Zu— 
laſſung der Juden zu akademiſchen Lehr- und Schulämtern enthaltene Beſtimmung zurüd- 
jugehen beabfichtigt, fo konnte es nicht räthlidy erfcheinen, diefe Zuläffigkeit in jenem all: 
gemeinen und eben deshalb für einzelne Fälle einen fihern Anhalt nicht bietenden Ausdrucke 
Ju wiederholen, fondern es ergab ſich die Nothivendigfeit, auch zugleih den Umfang be- 
ſtimmt auszufprechen, in welchem die Anftellung jüdischer Gelehrten zuläffig fein follte. Bei 
Feſtſtellung dieſes Umfanges ift von folgenden Geſichtspunkten ausgegangen worden. 

Wenngleich die in deuticher Nationalität begründete Eigenthümlichteit und das Chriften- 
thum auf die Geftaltung aller derjenigen Verhältniffe, auf denen unfere Gefammtbildung 
und die gefellfchaftlidhe Ordnung beruhen, vorzugöweiie eingewirkt haben, fo find doch in 
den Iekten Jahrhunderten zu den vorhandenen Bildungsmitteln neue hinzugekommen, bei 
deren Förderung und weiterem Anbau der Einfluß des chriſtlichen Religionobekenntniſſes 
zurücktritt. Hierauf ift bei der Ermittelung, in welchen Fakultäten, für welche Fächer und 
für welche Stufen des Lehramtes die Anftellung der Juden zuläffig erfcheine, vorzüglich) 
Rüdficht zu nehmen. Die theologiſchen Fakultäten dürfen nur genannt werden, um fofort Die 

tberzeugung hervorzurufen, daß die in denfelben beftchenden Kehrämter ohne Ausnahme nur 
Ehriften übertragen werden können. Dad öffentlihe und Privatrecht geht in dem Grade aud 
der gefammten Staatd- und Familienordnung hervor und wirkt auf diefelbe erhaltend, forte 
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entwickelnd und ſichernd ein, daß chriſtliche Lebensanſchauung in Beziehung auf Recht und 
Verfaſſung, fo wie deren Fortbildung ſtets ein entſcheidendes und niemald auszuſchließendes 
Moment bleiben wird. Muß ſchon diefe Erwägung auf eine Ausfhliefung der Juden von 
den Lehrämtern der juriftifchen Fakultät führen, fo ftellt ed ſich auch ald unvereinbar dar, 
den Juden den Eintritt in dad Nichteramt und in obrigkeitliche Memter nicht zu geftatten, 
und fie doch ald Rechts- und Gefegeölchrer auftreten zu laffen und ihnen die Bildung der: 
jenigen anzuvertrauen, welchen künftig dad Richteramt und die Vollgiehung der Gefehe 
übertragen werden foll. Da die Medizin ſich vorgugömeife mit den leiblihen Zuſtänden des 
Menſchen und der Herftellung und Erhaltung feiner Gefundheit beſchäftigt, die öffentliche 
Eitte auch ſchon längft jüdifcye Aerzte zugelaffen hat, fo kann den Juden aud) der Vortrag 
der medizinischen Wiſſenſchaften geftattet werden, wenngleich fie für den Vortrag der Seelen- 
heilfunde minder geeignet erſcheinen. In der philofophifhen Fakultät werden diejenigen 
Disziplinen chriſtlichen Lehrern vorzubehalten fein, deren Auffaffung und Darftellung mehr 
oder weniger durch die religiöfe Anficht beftimmt wird, und welche indbefondere auf die ganze 
geiftige Richtung derjenigen Zuhörer entiheidenden Einfluß äußert, die künftig ald Richter 
oder Verwaltungsbeamte oder ald Diener der Kirche und an hriftlihen Schulen nicht blos 
als Lehrer, fondern aud) ald Erzieher im Geifte ded Chriftenthumes wirken follen. Es er: 
giebt ſich von felbft, daß hiernach nur die mathematifdyen und naturwiſſenſchaftlichen Diözi- 
plinen als folche übrig bleiben, weldye auch von jüdischen Gelehrten vorgetragen werden 
fönnen. Bei der Frage, für welche Stufen ded Lehramtes Juden angeftellt werden können, 
fommt weniger die wiſſenſchaftliche Ihätigkeit der Dozenten, als die disziplinariſche und 
obrigkeitliche Einwirkung derfelben auf die Studirenden in Betracht. Können Juden über 
haupt nicht in Aemter eintreten, mit welchen die Ausübung einer obrigeitlichen Autorität 
verbunden ift, fo find fie auch nicht ald atademifche Obere zuzulaſſen, und ſchon deöhalb von 
dem Meftorate und afademifhen Senate auszuſchließen, weldye in Verbindung mit dem 
Univerfitätörichter die Sittenpoligei und akademiſche Yurisdiftion ausüben. Aber aud) der 
Fakultät ald Gefammtheit liegt es ob, Rektor und Senat in der disziplinarifhen Ihätigfeit 
zu unterftügen; aus ihrer Mitte geht der Dekan hervor, welcher die Promotionen vollzieht 
und dabei dem Promovendus den Eid nad chriſtlichem Formulare abnimmt; Fatultätd- 
mitglieder treten in verfchiedene Prüfungstommiffionen, welche bei Abhaltung der Eramina 
bon der chriftlichen Lebensanfhauung und chriftlichen Denktungdart der Eraminirenden in 
vielen Fällen weder abfehen können noch dürfen, übernehmen mithin Funktionen, welche von 
Juden nicht ausgeübt werden fönnen. Erſcheint es aber hiernach nicht zuläfftg, Juden den 
Eintritt in die Fakultäten zu geftatten, weil diefer Eintritt die Wählbarfeit zu den bezeich⸗ 
neten Funktionen, zum Dekan und zum Senatomitgliede in ſich ſchließt, fo können fie über— 
haupt au ordentlichen Profeſſoren, welche als ſolche auch Mitglieder der Fakultäten find, 
nicht ernannt werden, da es nicht angemeſſen iſt, ſie zwar zu ordentlichen Profeſſoren zu er— 
nennen, dagegen an den ſtatutenmäßigen Rechten derſelben nicht Theil nehmen zu laſſen. 
Der Umfang der den Juden einzuräumenden akademiſchen Lehrerthätigteit wird daher auf 
die Privatdoktion und die außerordentlihe Profeffur für die mathematifchen, naturwiſſen⸗ 
fhaftlihen und medizinifhen Lehrfächer zu beſchränken fein, infofern nicht an einzelnen Uni- 
verfitäten ftatutenmäßig die Ausübung des Lehramtes an dad Bekenntniß einer beftimmten 
hriftlihen Konfeffion geknüpft ift, und Juden daher in Folge einer ſolchen fpeziellen Be— 
ftimmung ausgeſchloſſen find. So feen 4.8. die Statuten der Univerſität zu Königäberg 
8 105 feit, daß, der urfprüngliden Etiftung gemäß, bei derfelben nur Lehrer evangelifcher 
Konfeffion zugulaflen und anzuftellen find. Bei den übrigen Unterrichtöanftalten, Gym» 
nafien, höheren Bürgerfchulen, Elementarſchulen u. ſ. w. ift dad ganze Wirken der Lehrer 
ee Natur, jo daß der Unterricht niemals ausſchließlich ſich geltend mad, fondern 

etd in Verbindung mit der Erziehung den ganzen Menfchen erfaßt, jeded Lehramt an die- 
fen Schulanftalten daher auch an der Ausübung der Disziplin Antheil hat. Das erziehende 
Element fann aber in allen diefen Schulen nur auf hriftlidyer Grundlage beruhen, und die 
religiöfe Seite derfelben mit den erforderlichen gotteödienftlihen Anordnungen nur dem 
Geifte der chriſtlichen Kirche entſprechen, fo daß alle dieſe Schulen, abgefehen von einer 
ſtiftungsmäßigen Feſtſtellung ihres tonfeffionellen Charakterd, nur als chriſtliche Schul- 
anftalten betrachtet und bezeichnet werden können, welche als ſolche die Anftellung jüdiſcher 
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Lehrer unbedingt ausſchließen. Es hat daher auch die Anftellung der Juden ald Lehrer, 
außer der ihnen eingeräumten Iheilnahme an einigen akademiſchen Xchrämtern, auf jüdifche 
Unterrihtöanftalten befchränkt werden müffen. 

Zu 836. Die in diefem Paragraphen aufaeführten Befchräntungen beruben theild in den 
ſtändiſchen Gefegen, theils find fie in der Allerhöchften Ordre vom 30. Auguft 1816 gegründet. 
Die Beilage TA enthält darüber dad Nähere. Die Beitimmungen folgen theild aus der Na- 
tur der chriſtlichen Kirchengemeinſchaft und der den chriſtlichen Kirchengemeinen im Staate 
gebührenden Stellung, theild aus dein Grundfage, daß den Juden die Ausübung obrigfeit: 
liper Rechte nicht eingeräumt werden kann. Eben deöhalb müffen auch die aus dem qutö- 
herrlichen Aufſichtörechte über das Komunalvermögen hergeleiteten Befugniffe, welche die 
88 33 u. ff. Thl. II Tit. 7 Allg. Landrechts einräumen, während des Beſitzes eined Rittergu: 
tes Seitens eines Juden ruhen. 

Zu 8 37. Die in einigen Zandeötheilen in Bezug auf den Gewerbebetrieb der Juden im 
Umberzichen noch vorhandenen Beichränfungen, worüber die Geiverbeordnung 8 14 weitere 
Beftimmungen vorbehalten hat, follen, mit Ausſchluß der in der Provinz Poſen hinſichtlich 
der nicht naturalifirten Juden beibehaltenen (8 54 d des Entwurfed), aufgehoben werden. 
Solche find an ſich von feinem erheblichen Umfange (f. Beil. I A.). 

Der Hang zum Haufiren ift von jeher als ein weſentliches Hinderniß für die Hebung 
der jüdiſchen Bevölterung betrachtet worden. In den deutfchen Bundesſtaaten beftchen da— 
ber die mannigfachſten Vorfchriften, um dieſer Neigung der Juden entgegenzumirken und fie zu 
ftehenden Bewerben überzuführen (f. Beil. LE). Die ftatiftiihen Ermittelungen ergeben 
(f. Beil. I B), daß die Zahl der Juden, welche den Kandel im Umberzichen betreiben, noch 
jekt verhältnigmäßig fehr überwiegend ift. Auch von den Provinzialftänden ift früher jener 
Hang der Juden ald ein Hemmniß ihrer Verbefferung hervorgehoben, wobei verſchiedenar— 
tige Vorſchläge gemacht wurden, demfelben wirkſam entgegenzutreten. Die Landes- Quftiz- 
behörden haben bei Gelegenheit der im Zahre 1840 erfolgten Ermittelung des Verhältniffes 
der Angefhuldigten jüdischen Glaubend zu der übrigen Bevölkerung, welches ein erhebliches 
Üebergewicht auf Seiten der Juden ergab (f. aud) hierüber Beilage I B), unter ven Grün: 
den diefer Erfcheinung mehrfeitig neben der ungenügenden Schulbildung und der mangel- 
haften religiöfen Erziehung aud) die vorherrſchende Neigung zu den gedachten Erwerbsquel— 
len angeführt. Mehrere Regierungen haben ſich in ähnlicher Weife geäußert. Wenngleid) in 
dem überwiegenden Hange der Juden zum Handel im Umberziehen cin erheblicher Uebel— 
fand zu erfennen und die Meberleitung zu ftehenden Gewerben, zum Handwerk und zum 
Landbau für die Hebung, namentlich) der unteren Klaſſen, von Wichtigkeit ift, fo muß doc) 
Anftand genommen werden, neben den beftchenden geſetzlichen Vorſchriften, wodurch bereits 
dorgefehen ift, dak dad Gewerbe im Umberzichen nur von Perfonen in reiferen Jahren bei 
borwurfäfreier Führung betrieben werden darf, den Juden befondere Beſchränkungen auf- 
julegen, mit Ausnahme jedoch der Provinz Pofen, wo zu ſolchen ein fortdauernded Be: 
dürfnig borfiegt. 

Durch die den Juden jetzt verlichene Organifation ift die Verbefferung des Kultus und 
Religiondunterrichte® erleicdytert und vermöge der nach & 34 den Vorftehern der Judenſchaf— 
ten obliegenden Ueberwachung bei der Vorbildung jüdifher Knaben kann eine günftige Ein- 
wirfung, wie fie in der Provinz Poſen Statt gefunden, überall ertvartet werden. Es ſcheint 
hiernach denn auch nicht bedenklich, die in Betreff des Geverbbetrices im Umberziehen nur 
nod) in einzelnen Yandeötheilen beftehenden Beſchränkungen aufzuheben. 

Die Gewerbeordnung hat, ſoweit biöher die Zulaffung zu den in den 88 51—55 bezeich⸗ 
neten ftichenden Gewerben die Gemeinschaft mit einer der hriftlihen Kirchen erforderlich war, 
8 vorläufig dabei belaffen. Diefe Gewerbe werden den Juden fortan freigegeben, fo weit fie 
davon noch auögefchloffen geweſen find. Nur ift auch hier die im & 35 aufgeftellte Norm 
feftgehalten, fofern mit dem Betriebe des betreffenden Gewerbes ein Staats⸗ oder Kommu— 
nalamt verbunden ift. 

Den Juden wird hiernady namentlidy das Apothekergewerbe offen ftehen. Ihre biöherige 
Ausihlichung beruhte weſentlich auf der ihnen ald Zeugen in erheblichen Kriminalunter— 
fuhungen mangelnden Glaubwürdigkeit, während in manchen Gattungen von Verbrechen 
die Unterfuhungen der Apotheker von entfcheidender Wichtigkeit find. Dies Hinderniß fällt 
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nach 8 39 jeht hinweg. Schwierigkeiten bei Ausübung des Apothekergewerbes durch die Ce⸗ 
remonialvorſchriften der Juden find dadurd) zu befeifigen, daß auf eine Stellvertretung ges 
halten werden fann. 

Außerdem verdient dad Schankgewerbe befondere Erwähnung. Ed ift mehrfach zur 
Sprache gebracht worden, daß der Betrieb der Schanfwirthfcyaft befonderd auf dem platten 
Lande ſich ald ſchädlich erwieſen habe. 

Allerdingd ift der Zudrang der Juden zum Schanfgewerbe in mandyen Provinzen, na⸗ 
mentlid in Schlefien, Preußen, Bofen und Pommern, erheblich, dagegen findet fid) dies in 
anderen Provinzen nicht (f. Beilage IB). Mehrere Regierungen halten den Schankbetrieb 
der Juden auf dem Lande wegen Berleitung zum Irunf, ausgedehnten Kreditirens, Leber: 
bortheilung der Schuldner bei Annahme von Landesprodukten oder wegen Beherbergung 
liederlichen Gefindeld für nachtheilig. Die Provinzialftände haben früher mehrfeitig diefe 
Anficht getheilt (f. Beilage 1 D). Nach der über den Gegenftand im Königlichen Staatömi- 
nifterium veranlaßten Berathung ift jedoch in Berüdfichtigung, daß die Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnungen vom 7. Februar 1835 und 21. Juni 1841 den Verwaltungäbehörden genü- 
gende Mittel gewähren, alle nicht zuverläflige Berfonen von diefem Gewerbe audzufchliehen, 
für hinreichend erachtet, die Provinzialbehörden, in deren Bezirk fi) eine nachtheilige Ein- 
wirkung auf die Bevölkerung Seitens jüdifcher Schänfer gezeigt, auf ein möglichſt —*— 
Verfahren bei Ertheilung derartiger Konzeſſionen hinzuweiſen. Bei dieſen allgemeinen gefeh- 
lichen Vorfchriften über dad Schantgewerbe ift die Aufhebung der dicdfälligen in manchen 
Landeötheilen für die Juden noch beftchenden fpeziellen Beſchränkungen unbedenklich. Im 
Großherzogthum Poſen müſſen foldye jedoch, in Uebereinftimmung mit den Anträgen der 
Stände und der Regierungen diefer Provinz, beibehalten werden. 

Zu 838, Die Führung feſt beftimmter Kamiliennamen ift den inländiſchen Juden durd) 
den 8 2 des Ediftö vom 11. März 1512 für die alten Provinzen, durdy die Allerhöchſte 
Drdre vom 22. Dezember 1833 für dad Großherzogthum Poſen, durch das Dekret vom 
20. Juli 1808 für die ehemals franzöſiſchen und weſtphäliſchen Yandeötheile, endlidy durd) 
die Allerhödhfte Ordre vom 31. Oktober 1845 (Gefegi. S. 682) für alle übrigen vorge: 
ſchrieben. Räthlich erfcheint es, im Geſetz auszudrücken, daß ed aud) in Zukunft hierbei ver: 
bleiben fol, damit fein Zweifel über die Anwendung der diesfälligen Vorſchriften aud) auf 
die erft künftig fic) in den Königlichen Staaten niederlaffenden Juden entftehen kann. 

Der Vorfchrift wegen Führung der Handelsbücher in landesübliher Spradye und 
Schriftzeichen liegt die Beftimmung des 8 2 des Editts vom 11. März 1812 zum Grunde. 
Die angedrohte Strafe der Ungültigkeit erſcheint ald das einfahfte und wirffamfte Mittel, 
die Juden auf den Gebraudy der in dem betreffenden Yandeötheile üblidyen Sprache hin- 
zufeiten. Bei Abfaffung von Verträgen und rechtlichen Willenderflärungen, wie bei fonftigen 
fchriftlichen Verhandlungen iſt nur der Gebraudy der deutichen oder einer andern lebenden 
Sprache und deutſcher oder lateinischer Schriftzüge geftattet. Da hier derjenige, weldyer den 
Beweis aus dergleichen Urkunden zu erbringen hat, in der Regel nicht der verpflichtete Aud- 
fteffer ift, fo muß an Statt der angedrohten Nichtigkeit hier eine Geld- oder Kreiheitöftrafe 
treten. Die Strafe des 8 6 des Eviktö von 1812, wonach die, welche gegen jene Vorſchrift 
fehlen, als fremde Juden behandelt und demgemäß aus dem Lande geſchafft werden follen 
(8 35), fteht theild außer allem Verhältnig mit der Uebertretung, theils ift fie in fofern 
unausführbar, ald fremde Staaten zur Aufnahme foldyer Juden nidyt gezwungen mer: 
den können. 

Zu 839, Ueber die Glaubwürdigkeit jüdifher Zeugniffe gelten für die Givilprogeffe und 
Strafſachen verſchiedene Vorfhriften. (f. Beil. 1A). Daß den Zeugniffen der Juden in 
Givilprogeffen in allen Yandeötheilen, wo zur Zeit hierin Beſchräntungen noch beitehen, in 
Uebereinftimmung mit dem Editt vom Jahre 1812 und der Verordnung vom 1. Juni 1833 
eine gleiche Glaubwürdigkeit mit den Zeugniffen der Chriften beigelegt wird, ift eine Folge 
ihrer im Allgemeinen auögefprodhenen Gleihftellung mit den hriftlichen Unterthanen ($ 1), 
vergl. $ 88 des Anhanges zur Allgem. Gerichtsordnung zu 8 230, Thl. I. Tit. 10. 

Der Mangel an voller Glaubwürdigkeit jüdifcher Zeugniffe in Kriminalſachen ift in den 
Landeötheilen, wo gemeined Recht zur Anwendung kommt, auf deffen Borfchriften gegründet; 
in den Provinzen, wo dad Edit vom Jahre 1812 gilt, und im Großherzogthum Poſen 
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beruht jene Ausnahme auf den Beftimmungen der Allg. Gerichtsordnung 8 351 ff. a.a.D. 
und der Kriminalordnung 88 335-u. 357, wonach Juden nicht gezivungen werden können, 
in Unterfuhungen einen Jeugeneid abzulegen, wenn die Strafe eine Geldbuße bis 50 Ihlr. 
oder Befängnißitrafe bis 6 Wochen überfteigt, und die volle Beweiskraft aud) ihren in foldyen 
Fällen freiwillig abgelegten eidlichen Zeugniffen entzogen bleibt. 

Aus den, der Redaktion diefer gefeglihen Vorfchriften vorangegangenen Verhandlungen 
(. dv. Kamp Jahrbücher für die Preuß. Gefeggebung Bd. 55 ©. 401 ff.) ergiebt eh 
daß jenen Befchräntungen weſentlich die gutachtlichen Meußerungen Mofed Mendelsfohnd 
zum Grunde liegen. Derfelbe bemerkte auf die ihm vorgelegten Fragen in Betreff der Eides— 
leiſtungen der Juden, 

daß Zeugen durch den Eid in Kriminalfahen allerdingd zu binden feien, in ſoweit nicht 

die Lebensſtrafe oder eine unausſtehliche Leibeöftrafe Daraus entſtehe. 

Unter der hiernady angenommenen Vorauöfegung, daß den Juden nad) ihren Glaubens- 
grundfägen die Ablegung eines eidlichen Zeugniffes in Kriminalfadyen nicht erlaubt fei, wurs 
den die gedachten gefeglichen Beſtimmungen getroffen, und erfchien ed auch nicht zuläflig, den 
Juden felbft bei freitwillig abgelegten eidlichen Zeugniffen volle Glaubwürdigkeit beizulegen, 
weil, wie man annahm, diefe Eideöleiftung mit Verlegung einer Religionovorſchrift verbunden 
war. Die Richtigkeit jener Vorausſetzung ift in neuerer Zeit von den Juden beftritten. Zwei 
Mitglieder der jüdischen Gemeine in Berlin, welchen eine genaue Kenntniß der jüdiſchen 
Religiondvorichriften gugetraut werden darf, haben ſich dahin erklärt, 

daß nad) jüdischen Satzungen die eidlicdye Bekräftigung eined Zeugniffes nur deshalb nicht 

für erforderlich erachtet hwerde, weil den Zeugenauöfagen der Juden aud) ohne eidliche Be: 

ftärfung voller Glauben beigemeffen worden, daß es jedod) nicht ald den Juden verboten 
anzufehen fei, auf Erfordern des Richters ein eidliches Zeugniß abzugeben. 

Tiefe Anfiht haben neuerlich mehrere jüdische Gelehrte ausgefprodyen, namentlidy hat 
der Oberrabbiner Fränkel zu Dreöden ſolche in dem im Jahre 1846 erfchienenen Werte: 
„der gerichtliche Beweis nach moſaiſch-talmudiſchem Rechte“* audgeführt. 

Geht man auf die Ausführung in dem Gutachten Mendelsfohnd vom 4. Juni 1782 
(. dv. Kamptz Jahrb. a. a. D. ©. 411) zurüd, fo ergiebt fi), daß ſolches inſoweit mit der 
vorstehend gedadyten Anficht übereinftimmt, ald aud) er darin wörtlich bemerkt: 

den Zeugen wird fein Eid aufgelegt: denn dad Geſetz, ſprechen Die Rabbiner, ift hierüber 

deutlich und beftimmt genug, und alfo jeder Durdy das Geſetz Moſis hinlänglich beeidigt, 

dor Gericht die Wahrheit auszuſagen. 

Dagegen fehlt eine Begründung aus der jüdifchen Lehte Dafür, daß die eidliche Befräftigung 
eine‘ in Kriminalfacyen ——— Zeugniſſes den Juden verboten und unerlaubt fei, worauf 
die weitere Folge zu gründen wäre, daß einem ſolchen eidlichen Zeugniffe wegen der damit 
verbundenen Uebertretung beftimmter Religionsvorſchriften die volle Glaubwürdigkeit ent- 
gen bleiben müffe. Wird durd) diefen Mangel genügender Begründung das Gewicht der 

endelsfohnfhen Aeußerung über die Unzuläſſigkeit eidliher Zeugniffe der Juden in 
Kriminalſachen erheblich geſchwächt, fo berechtigt Die in der Fränkelichen Schrift enthaltene, 
auf den Gegenftand in umfaffender Weife eingehende Erörterung um fo mehr dazu, die mehr: 
feitig von jüdifchen Gelchrten und andern der jüdifcher. Neligiondlchre kundigen Männern 
ausgeſprochene Ueberzeugung, 

daß den Juden nad) ihren Religionsbegriffen geftattrt iſt, auch in Kriminalſachen auf 

Erfordern des Richterd ein eidliches Zeugniß abzuleger, 
ald begründet anzufehen. { 

„ Erwägt man, daß im Bereich des Ober-Appellationigerichted zu Cöln, wofelbft in Ge- 
müßheit der dort beftchenden Gefeggebung die Vereidigung jüdiſcher Zeugen erfolgt, ohne 
daß in der jüdifchen Bevölkerung wegen entgegenftehende: Vorfchriften ihrer Religion Be- 
ſhwerden erhoben find, fo rechtfertigt fid) die, hinfichtlich der Verpflichtung der Juden zur 
Ablegung eidlicher Zeugniffe und der Diefer beigulegenden Glaubwürdigkeit, im Entwurfe 
— mithin auch in Kriminalſachen erfolgte Gkichftellung mit den chriſtlichen 

nlerthanen. 

In den Vorſchriften über die bei Ableiſtung jüdiſcher Zergeneide zu beobachtenden Förm— 
lichleiten wird hierdurch nichts geändert. 
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Zu 8 40. Das Edikt vom 11. März 1812 im Ar und die Verordnung vom 1. Juni 
1833 im 8 15 fegen bei den Ehen der Juden die Zufammentunft unter dem Irauhimmel 
und dad feierliche Anfteden der Ringe an die Stelle der riftlidyen Irauungöhandlung, und 
die Bekanntmachung in der Synagoge an die Stelle des kirchlichen Aufgebots. 

Bei diefen VBorfchriften, welche zufolge Allerhöchfter Ordre vom 29. März 1836 aud) 
in Neu-Borpommern und im oftrheinifchen Iheile des Regierungsbezirkes Koblenz zur Ans 
wendung gebradjt find, wird ed überall, wo fie bereitd beitehen, zu belaffen, und deren An 
wendung aud) da unbedenflidy fein, wo nicht, mie in der Rheinprovinz, eine befondere 
Gefeggebung anderweitige Förmlichteiten und beftimmte abweichende Anordnungen enthält, 
Jene Vorſchriften beruhen auf den Grundfägen jüdifcher Lehre und Geremonialverfaffung. 
Da biernady jeder Jude eine Trauung vornehmen kann, fo bedarf es indeſſen zugleidy einer 
Sicherſtellung, daß die einer Ehe entgegenftehenden gefeglihen ‚Hinderniffe beachtet und bon 
den die Trauung vollgichenden Juden cbenfo geprüft worden, wie dies den hriftlihen Pfar- 
rern im 8440 Ip. I. Tit. 11 Allg. Zandredytd unter Verweiſung auf die Abfchnitte 1 und 2 
Tit. I dafelbit gefeglich zur Pflicht gemacht ift. Die zu diefem Zweck in den Entwurf aufge: 
nommene Beltimmung beruht auf der an das Königliche Staatöminifterium ergangenen 
Allerhöchften Ordre vom 29. März 1836, worin in diefer Beziehung verordnet ift, daß die 
im 8 440 Ih. IT Zit. I1 des Allg. Landrechts vorgefchriebene Verpflichtung der Pfarrer in 
Gemäßbeit ded 8 29 a. a. D. auf den die Trauung vollgichenden Juden übergeht. 

In der Girkularverfügung der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten, ded Innern und 
der Juftig vom 12. Januar 1837 ift hierauf den Regierungen und den Landes-Juſtizbehörden 
eröffnet, wie die Nichtbeachtung jener gefeglihen Vorſchriften gegen die, eine Trauung ihrer 
Glaubensgenoſſen vollzichenden Juden denfelben Strafbeftimmungen unterliege, nad denen 
dergleichen Pflichtverlegungen hriftlicher Pfarrer zu beurteilen feien. Die hierauf bezügliden 
in den 88 149 Tit. 1 in Verbindung mit $ 35, 503, Ih. II Tit. 20 Allg. Landrechts enthal- 
tenen Strafandrohungen find in den Entwurf mit der Maßgabe übernommen, daf bei einer 
„wiffentlichen* Uebertretung ftatt der in der letztgedachten Gefekeöftelle vorgeichriebenen 
Amtdentfegung eine Verdoppelung der für eine fahrläffige Pflihtverlegung angeordneten 
Strafe ausgeſprochen ift. Juden, welche nicht befähigt find, zu beurtheilen, ob der Ehe gefeh- 
liche Hinderniffe nicht entgegenftchen, mögen fidy der Trauung überhaupt enthalten. Es darf 
hier indeffen auf dad zu 8 59 Bemerkte Bezug genommen werden, wonad) Llebelftände aus 
diefer Ueberlaffung der TIrauungdhandlung an Juden nicht leicht zu beforgen find. 

Zug 4. Daß den infändiichen Juden geftattet fei, ausländiſche Züdinnen zu heirathen, 
ift bereitö im Edift vom 11. März 15128 18 beftimmt. Hiebei wird es allgemein zu belaffen 
fein; jedoch erfcheint ed zweckmäßig, denjenigen Staaten gegenüber, welche ihren jüdischen 
Unterthanen eine gleiche Befugniß nicht gewaͤhren, die Bedingung der Reciprocität hinzuzu— 
fügen. So lange der dieöfällige Beweis nicht geführt ift, bleibt die Trauung verboten. Da 
leptere in der Regel im Auslande vollzogen werden wird, tofelbft die Braut wohnt, fo ift 
durch die dem Minifter des Innern ertheilte Ermächtigung, vor Führung jened Nachweiſes 
der Frau den Aufenthalt im Inlande zu geftatten, vorgefehen, daß in Fällen, wo diefer 
Nachweis nicht fofort formell zu beihaffen wäre, doch bie Begründung ded Hausſtandes 
vorläufig fein Hinderniß finde. Es wird überall die Pflicht des die Trauung vollzichenden 
Juden fein, fid) zuvor Ueberzeugung davon zu verfchaffen, daf in dem auswärtigen Staate, 
dem die betreffende Jüdin angehört, die Ehe der Juden mit dieffeitigen Jüdinnen ebenfalld 
gefeglic) zugelaffen ift. 

Die weitere Beftimmung, worad) der die Trauung zwiſchen ausländifchen Juden und 
dieffeitigen Jüdinnen vollzichende Jude diefe Handlung nicht cher vornehmen foll, bevor 
feftiteht, daß dem fremden Juden mit feiner Frau und mit den etwa in der Ehe erzeugten 
Kindern die Rüdfehr in fein Vaterland geſichert ift, beruht auf der Allerhödyften Ordre vom 
28. Aprif 1841 (Geſetzſ. S. 121. Wenn hienach den riftlihen Pfarrern jene Prüfun 
obliegt, und von diefen ertwartet verden kann, daß fie zu ermeffen wohl im Stande find, o 
Die beigebrachte Erklärung der heinathlichen Ortöobrigkeit ded Ausländerd genüge, um deffen 
Befugniß zur Rüdkehr außer Zweifel zu fegen, eine foldye Beurtheilung aber einem jeden 
Juden nicht zugutrauen ift, fo fdreibt der Enttvurf vor, daß das betreffende Atteft zuvor bei 
der Bolizeiobrigkeit ded Wohnort? der Braut niedergelegt werden fol. Wenn gleid) der Jude 
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hiedurch von der ihm aufgelegten Verantwortlichkeit dafür, daf der Inhalt den gefehlichen 
Erforderniffen genüge, nich entbunden wird, fo ift dennod) den Bolizeibehörden Gelegenheit 
gegeben, ben betreffenden Juden vorfommenden Falls auf dad Ungenügende der obrigteit- 
ihen Beſcheinigung aufmertfam zu madyen, und vor der Vollziehung der Ehe zu verwarnen. 
Eine Strafandrohung gegen Mebertretung diefer Vorſchrift iſt jedenfalls erforderlich), damit 
Ichtere überhaupt von Wirtfamteit fei, da bei den Juden diejenige Gewähr für Befolgung 
deö Geſetzes fehlt, welche bei chriſtlichen Pfarrern durd) ihre Amtöpflicht und die Diöziplinar- 
verhältniffe geboten ift, und eine befondere Strafbeftimmung entbehrlih macht. Die im 
Entwurf getroffene Anordnung ſcheint einer Vorſchrift vorzuziehen, wonach etwa in jedem 
Falle zuvoͤrderſt polizeiliche Genchmigung zu der Trauung einzuholen wäre, indem fid) 
annehmen läßt, daß meiftentheild die Zulänglichkeit ded Atteſtes außer Zweifel und Died von 
dem die Trauung bollziehenden Juden in der Regel aud) genügend zu beurtheilen fein wird. 

In den meiften Fällen erſcheint die Einholung einer ausdrückkichen polizeilichen Gench- 
migung daher nicht nothivendig und «8 kann der damit verbundene Verzug füglid) vermieden 
erden. 

Zu 8 42. Der Entwurf beläßt e8 in Bezug auf die Niederlaffung fremder Juden bei 
der Beftimmung des 8 5 des Gefehes vom 31. Dezember 1842 (Befehl. 1843 ©. 15) über 
die Erwerbung und den Verluſt der Eigenſchaft ald Preußiſcher Unterthan. Es ift noth- 
wendig, da Dierhei nad) möglichſt gleichen Grundfäßen verfahren werde, und fofern der 
Zudrang fremder Quden zu groß wird, nach Befinden durch anderweite Normirung der Be: 
dingungen die Aufnahme beſchränkt werden fönne. 

„ Died würde nicht wohl ausführbar fein, wenn die Aufnahme Iediglid den Regierungen 
überlaffen wäre. 

Die fernere Borfchrift wegen des vorübergehenden Aufenthaltes fremder Juden ift den 
Beftimmungen der 8$ 34, 35 des Editts vom 11. März 1812 gemäß, die auf Uebertretun— 
gen gefehte Strafe aber erforderlich, um das Einfcyleiden fremder Juden, morüber in man 
Gen Zandeötheilen Klage geführt wird, zu verhüten. Die Strafe, welche das Edikt nur gegen 
die inländifchen Juden feſtſetzt, ift jest auch gegen die ausländischen gerichtet, fofern fie über 
6 Wochen im Lande find (8 11 Ih. II Tit. 20 Allg. Landrechts), und kein Grund obwaltet, 
weshalb dergleichen fremde Juden, welche von den Yandeögefegen Kenntniß zu nehmen 
ſchuldig find, mit Strafe verfchont werden follen. Läßt fid) gleich aus den allgemeinen 
Rehtögrundfägen über Theilnahme Mehrerer an denfelben Vergehungen fhon die Straf: 
barkeit der fidy einfchleichenden fremden Juden auch nad) der Vorſchrift des Edikts herleiten 
(864 TH. IE Tit. 20 Allg. Landred)tö), fo ift es jedenfalls angemeffener, dies klar auszuſprechen. 

Zu $ 43. Der in diefem Paragraphen gemachte Vorbehalt ift erforderlich, Damit nicht durch 
die Beftimmungen der 88 1 umd GO diejenigen Anordnungen ald aufgehoben angefehen werden, 
welche hinfichtlidy einzelner Qudenfchaften beftehen, wie namentlich in Betreff der Juden des 
ehemaligen Fürftenthums Paderborn der Fall ift, weldye in Bezug auf die aus älterer Zeit 
herrührenden Schulden ald ein nod) fortdauernder forporativer Verband betrachtet werden, 
deren Schuldentilgung erft neuerlidy durch ein Allerhöchft genchmigtes Regulativ geordnet ift. 

Was dagegen die fonft noch beftchenden perfönlichen Abgaben und Leiftungen der Juden 
betrifft, fo beftiimmt 8 14 ded Ediftö vom Jahre 1812, daf inländiſche Juden mit befonderen 
Abgaben nicyt befchtvert werden dürfen. 

Nah) den Berichten der Provinzialbehörden follen dergleichen perfönlihe Abgaben an 
Grundherrſchaften ꝛc. nur an zwei Orten zu entrichten fein. Im Laufe der Verhandlungen 
iſt es jedod) zweifelhaft geworden, ob died nicht an noch mehreren Orten ftattfindet. Es 
—— hierüber noch Erörterungen und die Erwägung über eine etwaige Ablöſung bleibt 

orbehalten. 

Die Gleihftellung mit den übrigen Unterthanen (8 1) ohne Vorbehalt in Betreff der 
etwa an den Fiökus zu entrichtenden Abgaben hebt foldye, wo fie beftchen, für die Juden auf. 

Die für die Provinz Poſen ergangene Verordnung vom 1. Juni 1833, welche im $ 20 
dis auf die im Gefege bezeichneten Beſchräntungen die Juden in ihren Rechten den priftlichen 
Einwohnern gleichftellt, hat fid im Allgemeinen ald wohlthätig bewährt. Died erkennen 
namentlich die Stände der Provinz Pofen an (f. Beilage ID). Die Regierung zu Poſen 

Erfte Abtheilung. 18 
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hat ſich in ihrem allgemeinen Berichte Darüber ausführlicher verbreitet. Die Zahl der Juden, 
welche fidy müglichen Handwerfen, der Fabrikation und dem ftehenden Handel zugetvendet, 
hat ſich erheblich vergrößert. Die äußere Sitte ift unter den dortigen Juden um vieles wür— 
Diger, die weltliche Erzichung der Kinder beffer, das Beftreben, die nationalen Eigenthüm: 
lichkeiten abzulegen, fihtbarer geworden. Gleichwohl wird, namentlid, von der Regierung zu 
Poſen, die jüdische Bevölkerung anderfeits ald noch vielfady in religiöfer und ſittlicher Ver⸗ 
wahrloſung befangen geſchildert, indem der Gottesdienſt weder erbaulich noch belehrend ſei, 
den Rabbinern vielfach die nöthige Bildung fehle, und für den Religionsunterricht der Kinder 
nichts Genügendes geſchehe, letzterer vielmehr, beim Mangel qualifigirter Lehrer und ohne 
obere Leitung des Erzichungöiwefens, fid) auf das Erfennen von Ritualien befhränte, jo daß 
der fittlihreligiöfe und fociale Zuftand der dortigen Juden fidy zu deren Nadıtheil nod) we— 
fentli von dem der Juden in den benadybarten Provinzen unterſcheide. 

Diefe niedrige Stufe ded Kulturguftanded, auf welcher fid der übertwiegende Theil der 
jübifchen Bevölkerung des Großherzogthums Poſen nody befindet, ift in den anderen Pro: 
pinzen nicht unbetannt und hieraus ift es erflärlich, daß die Regierungen bei ihren gutacht⸗ 
lichen Aeußerungen über die Freizügigkeit, wenngleidy fie im Allgemeinen dafür ftimmen, 
dennoch mehrfady eine Ausnahme in Betreff der Poſener Juden beantragen. 

Wenn hiernady die Juden des Großherzogthums Poſen, deren weit überwiegende Mehr: 
zahl fic) zur vorläufigen Naturalifation nad) der — vom 1. Juni 1833 noch nicht 
befähigt hat — von ungefähr 80,000 Juden find etwa 14,500 naturalifirt — zu einer 
völligen Gleihftellung mit denen der übrigen Provinzen noch nicht für geeignet zu erachten 
find, fo erfcheint ein Kortfchreiten auf dem eingefhlagenen Wege durchaus räthlid). 

Ein weſentliches Mittel zur Hebung der jüdischen Bevölkerung ift in der, den Wünfchen 
der Juden felbft und den Anträgen der Regierungen wie der Provinzialſtände gemäß er: 
folgten, Einführung der allgemeinen Dienftpfliht im ftehenden Heere bereit hinzugetreten. 

Um feftzuftellen, durd weldye Abänderungen der Verordnung vom 1. Zuni 1833 der 
AZuftand der Juden zu verbeffern und eine völlige Gleichftellung mit denen der übrigen 
Provinzen weiter vorzubereiten fei, ift unter dem Vorfige ded Oberpräfidenten eine Kom— 
miffion zufammengetreten. ‚Hierbei find indbefondere die von den Ständen ausgeſprochenen 
Wünſche und die von der Regierung zu Poſen gemachten Vorſchläge einer forgfältigen 
Prüfung unterzogen. 

Die Vorfchläge der Kommiflion gehen dahin, unter Beibehaltung der mwefentlichften Be- 
ftimmungen der Verordnung vom 1. Juni 1833, mehrfache Abänderungen und Ergänzuns 
gen derfelben eintreten zu laffen. Unter Berückſichtigung diefer Vorſchläge werden in den 
88 44 bis 58 die Beftimmungen des, die übrigen Provinzen der Monarchie umfaffenden 
erften nn ded Geſetzes mit einigen Ausnahmen auf die Provinz Poſen zur Antvens 
dung gebradit. 

Sn 8 4 entſpricht die unter Nr. 1 den Regierungen ertheilte Ermächtigung dem & 2 
ded erſten Abſchnitts. 

Durch die Beſtimmungen in den 88 1 bis 3 der Verordnung vom 1. Juni 1833, welche 
eö bei dem früheren fattifhen Zuftande beivenden ließen, ift die Negulirung beftimmter Kor: 
porationöbezirke nicht angeordnet. Es hat deshalb biöher nur darauf gehalten werden können, 
daß die beim Erlaß jened Geſetzes faktiſch zu feiner Synagoge gehörigen Juden ſich irgend 
einer Korporation nad) ihrer Wahl anfehliehen mußten. Hierdurch find aber theild fehr aud- 
gedehnte Synagogenbezirke entftanden, welche anfangen, ſich zu durchkreuzen, theild fommt 
ed vor, daß ſich die Einwohner einzelner Ortſchaften zu verfchiedenen Synagogen halten, 
aud) mandye auf dem platten Lande zerftreut wohnende Juden, indem fie fid) der über fie zu 
führenden Kontrole ganz zu entziehen wiſſen, keiner beftimmten Synagoge angehören. Diefem 
Vebelftande foll nunmehr abgeholfen werden. Die Beftimmung unter Nr. 2 bezweckt mur 
eine Uebereinſtimmung in der Bezeichnung des Vorſtandes der Judenfchaften in Poſen mit 
dem in den übrigen Probingen. Unter Ir. 3 wird die Einwirkung der Regierung auf die 

Verwaltung der Korporationen über die Vorfchriften der revidirten Städteordnung hinficht- 
lid) der der Regierung übertragenen Aufficht hinaus audgedehnt, fo daß in mehreren Fällen, 
wo nad) dem gedachten Geſetz die Beſchlußnahme des Magiftrated und der Stadtverordneten 
— hier ded Vorſtandes und der Repräfentanten — genügt, die Genehmigung der Regie: 
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rungen vorbehalten ift. Die Erfahrung hat eine ſolche weiter gehende Einwirkung erforder: 
lid) erfcheinen laſſen, auch ift diefelbe biöher ſchon eingetreten, um die Korporationen gegen 
Nachtheile fiher zu ſtellen, welche aus einer minder beauffihtigten Verwaltung hervorgetreten 
find. Tie Beftimmung ded 8 15 wegen Vertretung der jüdischen Ortöcinwohner durch Bür— 
er aus ihrer Mitte in den Stadtverordneten-Berfammlungen ift für dad Großberzogthum 
Rofen nicht übernommen, weil dort, wie bereitd oben bemerkt, mit fehr geringen Ausnahmen 
eine beträchtliche Zahl Juden in den Städten vorhanden ift, fo daß eine genügende Mitwir: 
fung jüdifcher Bürger bei den Wahlen nicht fehlen kann, um fiher zu ftellen, daß Stadt— 
verordnete auch aus ihrer Mitte in die Verſammlung gewählt werden. Ueberdies ift von den 
dortigen Regierungen bemerkt worden, daß die Juden dahin neigen, vermöge ihrer forpora= 
fiven Berfaftung fi) als ein gefonderted Ganze innerhalb der bürgerlichen Gemeinen anzu— 
fehen, und bei ihrer Mitwirkung in der ftädtiihen Verwaltung privative Intereffen zu ver: 
folgen, eine Wahrnehmung, welche in dem Zuftande der dortigen jüdiſchen Bevölkerung ihre 
Erklärung findet, 
* bedarf keiner Erläuterung. 
enn im $ 46 die biöherige, den Vorſchlägen der Provinzialftände im Jahre 1828 ent⸗ 
— Unterſcheidung der Juden der Provinz Poſen in naturaliſirte und nicht naturali— 
irte aus der Verordnung vom I. Juni 1833 beibehalten worden, fo iſt im 

$ 47 an Stelle der Beftimmung jener Verordnung, wonach zur Naturalifation der Nach— 
weis ded beftändigen Wohnſitzes in der Provinz Poſen feit dem I. Juni 1815 ıc. erfordert 
wird, bei der inzwiſchen überall erfolgten Ordnung der perfönlicen Berhältniffe der Juden 
jet Die Bedingung eines feſten Wohnſitzes innerhalb der Provinz getreten. 

Zu 848. Durd) die mit dem Dienfte im ftchenden Heere verbundene Audfiht auf Na— 
turalifation wird die Neigung zur Erfüllung der Dienftpflicht gefördert werden, und während 
bei den freiwillig Eintretenden, deren Dienftzeit eine kürzere ift, ein gewiffer Grad von Schul— 
bildung erworben fein muß, verbürgt dei den übrigen die längere Dienftzeit einen durchgrei- 
fenderen wohlthätigen Einfluß auf ihre foziale Verbefferung. 

Im Jahre 1845 fhlugen die pofenfhen Provinzialitände vor, aud) die Juden, welche 
ein Gymnaſium oder eine höhere Realichule beſucht und dafelbft ein gutes Sittenzeugniß 
erlangt, oder welche wenigftend 6 Jahr lang mit jüdiſchem Gefinde auf eigenem Befinthum 
Landbau getrieben, oder durch übereinftimmenden Beſchluß der Magifträte und Stadtver: 
ordneten für qualifigirt eradjtet würden, den Ghriften gleichauftellen. Die Regierung zu Poſen 
beantragt, audy denjenigen Juden, welche nur die Dualififation zur Berechtigung für den 
einjährigen Militairdienit erlangt haben, die Naturalifation zu ertheilen. Die Kommiifion 
will diefelbe allen denen bewilligen, welche die zweite Klaſſe eines Gymnaſii oder die erfte 
Kaffe einer foldyen Real: oder höheren Bürgerſchule beſucht haben, auf welche dad Regle— 
ment vom 8. März 1832 Anwendung findet. Auf diefe VBorfchläge, welden die Abficht zum 
Grunde liegt, daß die nicht naturafifirten Juden ſich mehr und mehr einer geiftigen Bildung, 
höheren Gefittung und dem Landbau zuwenden möchten, ift im Entwurfe nicht eingegangen, 
da das Maaf der geforderten Qualifitation zu gering ift, um eine fidyere Gewähr dafür zu 
bieten, daß Die Abficht des Geſetzes wirklich erreicht werde, für den Betrieb der Landwirth— 
Ihaft aber der 848 bereits eine ausreichende Beſtimmuug enthält, die Mloralitätöattefte 
ſtaͤdtiſcher Behörden dagegen, zumal bei einer ftarfen jüdiichen Bevölkerung, erhebliche Be: 
denfen darbieten. Auch fommt hierbei in Betracht, daß der Anreiz zur wirklichen Ableiftung 
der ‚Heereöpflicht, worauf ein vorzügliches Gewicht gelegt werden muR, dadurdy gemindert 
und der Werth des Dienfted im ftehenden Heere für die nicht naturalifirten Zuden weſentlich 
an feiner Bedeutung verlieren würde. 

Außerdem ift im 848 nod) beftimmt, daß auch die aud anderen Provinzen in das Groß— 
berzogthum Wofen überficdelnden Juden in die Kaffe der naturalifirten eintreten. Biöher 
ward bei der dortigen Niederlaffung fowohl ausländiſcher, ald aus anderen Provinzen cin: 
Zichender Juden nad) den Vorfchriften der Verordnung vom 1. Juni 1833 jedesmal geprüft, 
ob bei denjelben die gefeplihen Bedingungen der Naturalifation zutrafen oder nicht, und 
dem Ausfall diefer Prüfung gemäß wurden folhe Juden in die Klaſſe der Naturalifirten 
oder der nicht Naturalifirten aufgenommen. Daß Juden, namentlid) wohlhabendere Gewerb- 

treibende, Aderbauer und Handwerker aud den übrigen Provinzen nad) Poſen überfiedeln, 
18* 
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darf im Allgemeinen für wünfchendwerth erachtet werden. Wenn aber ſchon die Schuldver⸗ 
bindlichkeiten der Korporationen ded Großherzogthumd Poſen, in welche die dorthin über 
ziehenden Juden eintreten, von Lleberfiedelungen in jene Provinz abhalten, fo muß die nad) 
der biöherigen Berfaffung vorhandene Möglichkeit, dort in die Kaffe der nicht Naturalifirten 
berfegt zu werden, und fomit bei einem fünftigen Entfchluffe, in andre Provinzen überzugehen, 
Schwierigkeiten zu finden, vollends davon abfchreden. 

Die Beftimmung deö 8 49 entipricht dem & 19 der Verordnung vom 1. Juni 1833. 

Zu 8 50. Die Verwaltungsbehörden haben ſchon biöher den, den allgemeinen gefeglichen 
Borfchriften entipredhenden Grundfag, daß Ehefrauen und Wittwen naturalifirter Juden 
biö zu ihrer Wicderverheirathung an einen nicht naturalifirten Juden an den Rechten ihrer 
Ehemänner Iheil nehmen, befolgt. Died wird jegt im 8 50 ausgeſprochen. Daß geſchiedene, 
für den fchuldigen Iheil erflärte Ehefrauen die Naturalifationdrcdhte verlieren, fofern bei 
ihnen nicht perfönlich die Bedingungen der Naturalifation zutreffen, entfpricht ebenfallö den 
allgemeinen Rehtögrundfägen. 

Zu $ 51. Ueber den Verluft der durd) die Naturalifation verliehenen Rechte enthält 
der Entwurf eine neue Beftimmung. Daß die Rechte der Naturalifation, welche nur bei 
porhandener völliger Unbeſcholtenheit ertheilt werden, einem naturalifirten Juden bei Ber: 
übung felbft ſchwerer Verbrechen nicht wieder follten entzogen werden, kann in der Abſicht 
der Verordnung vom 1. Juni 1833 nicht gelegen haben, vielmehr entipricht es derfelben 
durchaus, daß die Klaffe der Naturalifirten, ald eine bevorzugte, vom untvürdigen Mitgliedern 
freigehalten werde. 

Die analoge Anwendung der Vorfchriften der revidirten Städteordnung fcheint keinem 
Bedenken zu unterliegen, da die Erhaltung der Ehre in der Kaffe der naturalifirten Juden 
nicht minder wichtig wie in der Bürgerfchaft ift. 

Die Entfheidung ift den Regierungen übertragen, da die Naturalifationsrechte von ihr 
mittelft Ertheilung ded Naturalifationöpatented verliehen werden, und ihr als vorgeſetzter 
Inftanz die Organe der Verwaltung zu Gebote ftehen, durch welche ein begründetes Urtheil 
zu getoinnen iſt. Wenn nad) Analogie der allgemeinen Gewerbeordnung 8 71 die Entichei- 
dung über den Berluft der Naturalifation dem Plenum der Negierung übertragen wird, fo 
wird dadurch eine der Wichtigkeit des Gegenftanded entfpredhende Gewähr für forgfältige 
Prüfung und gründlihe Erwägung der Sache geleiftet. 

Daß die Einlegung ded Rekurſes, welcher gegen die Entfcheidung der Regierung an dad 
Minifterium ded Innern zugelaffen ift, an eine präkluſiviſche Friſt gebunden wird, entfpricht 
dem in ähnlichen Fällen landespolizeilicher Entfcheidungen beftchenden Verfahren. 

Die 88 52 und 53 entfpreden den 88 22— 24 der Verordnung vom 1. Juni 1839. 

Im $ 54 find im Wefentlichen die Beſtimmungen des 8 25 der Verordnung vom 1. Juni 
1833 übernommen, Die dafelbft sub e enthaltene Ausſchließung der nicht maturalifirten 
Juden vom Handel und von faufmännifchen Rechten ift ausgefchieden, nachdem die allge: 
meine Gewerbeordnung die Befhränfung der Juden bei ftehenden Gewerben aufgehoben hat. 

Sodann ift die Beſchränkung der nicht naturalifirten Juden, wonach ihnen dad ‚Halten 
hriftlichen Geſindes verfagt ift, weggefallen. 

Die Provinzialbehörden haben fid dafür auögefproden, nachdem durch die allgemeine 
Gewerbeordnung das Verbot, chriſtliche Yehrlinge und Gefellen zu halten, aufgehoben worden. 
Allerdings ift das Verhältnik des Lehrlings zu dem Meifter ein noch engeres, als das des 
Geſindes zur Herrſchaft, und wenn glei namentlidy das ländliche Gefinde in einen abge: 
ſchloſſenen Haudftand eintritt und dem Einfluß der Herrſchaft mehr hingegeben ift, ald das 
ſtädtiſche, fo fheint doch bei der damaligen Stellung des Gefindes zu den Herrſchaften über: 
haupt die Aufhebung jener Beſchränkung auch mit Rüdfiht auf das ländliche Gefinde um 
fo weniger bedenklich, als die Zahl des leptern im Ganzen gering iſt. Nach den im Jahre 
1843 aufgenommenen ftatiftifchen Tabellen leben von der beinahe 80,000 Seelen betragenden 
Bevölkerung im Großherzogthum nur 1944 nicht naturalifirte Juden auf dem platten Yande, 

und den Aderbau mit Hilfe hriftlihen Gefindes oder Tagelöhner trieben überhaupt nur 32 
Juden. Welche Schwierigkeiten den Juden entgegenftehen, wenn fie mit jüdiſchem Gefinde 
Aderbau treiben wollen, ift in der Beilage I B hervorgehoben, und wenn, wie zu wünſchen 
ift, eine Meberleitung der Juden zum Aderbau ftatt finden foll, fo wird ihnen aud) das Halten 


8-5) Denkſchrift zu dem Entwurf einer Verordnung, die Verhäftniffe der Juden betr. 277 


chriſtlichen Gefindes nicht zu verfagen fein. Die Regierung zu Poſen bemerkt übrigens, daß 
bon dem Halten riftlichen Geſindes, welches biöher bei den naturalifirten Zuden ftatt ge 
funden hat, Nachtheile nicht bemerkbar geworden find. 

Ferner beantragt die Regierung zu Pofen, die Juden allgemein vom Kleinhandel mit 
Getränten und der Gaſt- und Schankwirthichaft auszufchließen, die Kommiffion befürtvortet 
eine ſolche Beſchtänkung wenigſtens für die nicht naturalifirten Juden. 

Hierauf ift indeffen mit Rüdficht auf dad oben zu 8 37 Bemerkte nicht einzugehen, viel 
mehr darf die unter d ded 8 57 auögefprodhene Beſchränkung neben den über dad Schank⸗ 
gewerbe beftehenden allgemeinen Vorſchriften ald ausreichend angefehen werden. 

Der $ 55 ift dem $ 26 der Verordnung vom 1. Juni 1833 entſprechend. 

Im 8 56 werden die Worfchriften der SS 35 und 37 des erften Abfchnitted auf die 
naturalilirten Juden, der 88 36, 38—42 auf alle Juden der Provinz anwendbar erfärt. 

Die erftere Beftimmung verleiht den naturalifirten Juden neue Rechte. Im Uebrigen 
it hierin, bid auf die Vorjchrift wegen der Glaubwürdigkeit jüdischer Zeugenaudfagen in 
ſchweren Kriminalfahen, gegen den Inhalt der Verordnung vom 1. Juni 1833 etwas 
weſentlich Neues nicht enthalten. 

Zu 857. Da die naturalifirten Juden der Provinz Poſen denen der übrigen Provinzen 
nunmehr gleihgeftellt find, fo fehlt ed an Veranlafjung, ihren Umzug in einen anderen 
Landeötheil aud) ferner, wie im $ 20 d der Verordnung vom 1. Juni 1833 gefchehen, von 
der Genchmigung des Minifterd des Innern abhängig zu machen. Dagegen ift dieſes in 
Betreff der nicht naturalilirten Juden, ebenfo wie das biöherige Erforderniß einer befonderen 
Erlaubnif für den zeitweifen Aufenthalt derfelben in anderen Provinzen beibehalten, legtered 
namentlidy deöhalb, damit ein foldyer vorübergehender Aufenthalt nidyt zur Umgehung der 
gefeglihen Vorschrift gemißbraucht werde. 

Zu 858. Daß bei der den naturalifirten Juden zuftchenden Freizügigkeit zugleich die 
beftehenden Vorichriften wegen der Verbindlichkeit zur Ablöfung der Korporationdverpflid- 
tungen aufrecht erhalten und die Regierungen zur Beitreibung des feitgeftellten Ablöfungs- 
tapitald ermächtigt werden, ift in den eigenthümlichen Verhältniffen der Provinz begründet. 
Die gedachten Vorfhriften, welche theild im $ 20 d der Verordnung vom 1. Juni 1833, 
theild in der Allerhöchſten Ordre vom 24. Juni 1844 (Geſetzſ. ©. 250) enthalten find, 
gehen dahin, daß der aus der Storporation Wegziehende ſowohl beim Berlaffen der Provinz, 
als beim erſten Umzuge innerhalb derfelben fidy mit der Judenſchaft, welcher er angehört, 
wegen der Korporationsverpflichtungen abzufinden hat. 

Tie Schulden der jüdiſchen Korporationen im Großherzogthum Poſen find nicht uner- 
heblich. Solche betragen zur Zeit nody ungefähr 300,000 Ihr, und die Tilqungd- Zeit: 
—— In zum Iheil weit hinausgeſetzt, für Frauſtadt 3. B. bid zum Jahre 1895 (f. Bei- 
age IB Anhana). 

Soll die Vefeitigung der Schulden, deren möglichft baldige Abtragung wünſchenswerth 
ift, nicht noch fehr viel weiter ald ſchon jetzt gefchicht, hinausgefhoben werden, fo wird es bei 
den biöherigen Normen beivenden müffen. 

Gerade die wohlhabenderen Juden aus der Klaffe der Naturalifirten find e8, welche die 
Provinz in nicht geringer Zahl verlaffen, während ein Zuzug gleidy bemittelter Perſonen 
aus anderen Landeötheilen jehr gering ift. ’ 

Es iſt daher gerathen, an jenen Vorſchriften zur Zeit nichts au ändern. Die den Re- 
Hierungen beigelegte Befugnik wegen Beitreibung der Abfindungsfummen wird dadurch be- 
dingt, daß denfelben die Feititellung des Betrages des Ablöfungöfapitald bereits übertragen 
ift, eine Einziehung im Rechtowege den Korporationen mannigfade Weiterungen verurfacht, 
Einreden aber gegen den Anſpruch der Korporationen, welche eine richterliche Kognition 
rathlidy machen möchten, nicht füglidy vortommen können. Dad Intereffe der Korporations- 
verwaltung erheifcht eine ſchleunige Beitreibung der fhuldigen Abfindungsfumme, und es ift 
eine darauf gerichtete Anordnung künftig um fo mehr ertprberli, als die Ueberſiedelung 
der naturaliſitten Juden in andere Provinzen nicht mehr von der Genehmigung des Mi- 
nifterd ded Innern, wie früher, abhängig bleibt, wobei den Judenfchaften bisher ein ge— 
nugender Schub dadurch gefichert war, daß jene Genehmigung erft auf vorgängig geführten 
Nachweis der erfolgten Abfindung mit der betreffenden Korporation ertheilt ward, 


— — 
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Zu 859. In Betreff der Führung der Berfonenftands-Regifter beläßt ed der Entwurf 
bei den biöherigen Beftimmungen. Diefe Regifter find mit Ausnahme der Rheinprovinz, 
mwofelbft die allgemeinen gefeglihen Vorfchriften über dieſen Gegenftand auch auf die Juden 
Anwendung finden, überall von den Bolizeibehörden geführt worden, indem die hierüber er: 
laffene und zunächſt nur für die alten Provinzen beftimmte Inſtruktion ded Staatöfanzlerd 
pom 25. Juni 1812 durch die Bekanntmachung der Minifterien ded Innern und der Juſtiz 
vom 16. April 1825 auf die ganze Monarchie ausgedehnt worden ift. In dem Immediat- 
berichte deö Königlichen Staatöminifteriums vom 3 Ditober 1839 find als Uebelſtände, 
welche mit diefer Führung der Liften durch die Polizeibehörden, befonderd hinſichts der 
jüdischen Aufgebote und Trauungen, verbunden feien, hervorgehoben, einmal, daf viele Juden 
ſich zu gar feiner Synagoge hielten, und es deshalb an einem Anhalt fehle, in welcher Sy— 
nagoge die das chriſtliche Aufgebot vertretene Betanntmadyung erfolgen müffe; zweitens, daß 
es zweifelhaft fei, ob die Shnagogenbeamten behufs Prüfung der zur Nachſuchuug des Auf- 
gebotes erforderlichen Ligitimation die nöthigen Kenntniffe befäßen; daß ferner nad) jüdiſchem 
Ritus jeder jüdische Hausvater eine Trauung vornehmen könne, und von diefem noch weniger 
zu erwarten fei, daß er im Stande fein würde, zu prüfen, ob den geſetzlichen Bedingungen 
zur Gingehung einer Ehe genügt fei. 

Der erftere der hier angedeuteten Uebelſtände findet feine Erledigung durch die nunmehr 
über die Organifation des Kultuswefend getroffenen Beftimmungen. Es werden fonad) 
künftig für jeden Bezirk gewiſſe Synagogen beftimmt werden können, in weldyen die Be— 
kanntmachungen erfolgen müflen, melde die Stelle des Aufgebotcd vertreten. Was den 
zweiten Uebelſtand betrifft, fo ift demfelben durd) Mebertragung der Führung der Perfonen- 
ſtands⸗Regiſter auf die jüdiihen Kultusbeamten nicht abzubelfen, da das Judenthum die 
Stellung einer geduldeten Religionsgeſellſchaft behält, und die Beamten der Judengemeinen 
des Charakters Öffentlicher Beamten ermangeln. Bei der Stellung der jüdifchen Kultus- und 
Verwaltungöbeamten, welche ftetd nur ald Privatbeamte betrachtet werden, deren Auswahl 
ganz den jüdifhen Gemeinen überlaffen werden foll, kann nicht nad) der Analogie der hin- 
ſichts der Perſonenſtando-Regiſter bei den Ehriften geltenden Vorſchrift verfahren werben, 
wonach der Kirche die Synagoge, dem Prediger der Nabbiner oder ein anderer Beamter 
der jüdiſchen Religionögefellfchaft zu ſubſtituiren wäre. 

Indeſſen ift audy ein Bedürfniß zur Abänderung der bisher befolgten Vorſchriften nicht 
hervorgetreten, da diefelben fih im Ganzen ald zwedinäßig bermährt haben. Namentlich darf 
die biöherige Einrichtung bei Führung der Geburtö- und Sterbeliften nady der Inftruktion 
vom 25. Quni 1812 für ausreichend erachtet twerden. 

Hinſichts der Aufgebote und Irauungen fcheint die Möglichkeit vortommender Miß- 
griffe näher zu liegen. Allein es find Klagen über wirtlidy eingetretene derartige Uebelſtände 
dem Minifterium ded Innern im Laufe vieler Jahre nicht bekannt geworden, während die 
Regierungen in den erftatteten allgemeinen Berichten hinreichende Veranlaffung gehabt hät- 
ten, ſolche ausführlich zur Sprache zu bringen. 

Es darf hierbei nicht unbeadhtet bleiben, daß Eheiheidungen und demnächſt wieder er: 
folgende Verheirathungen, welche der praktiſchen Behandlung die meiften Schwierigkeiten 
darbicten, bei den Juden nur als vereinzelte Auönahmen vortommen. Der Entwurf beläßt 
es daher bei dem biöherigen Verfahren. 

Zu 8 60 darf auf dasjenige verwiefen werden, was bereits oben in Verbindung mit $ 1 
ded Entwurfes bemerft worden. 

Im 8 61 werden die Minifter der geiftlihen 2c. Angelegenheiten und des Innern er— 
mädtigt, dad Erforderliche zur Ausführung der Verordnung zu veranlaffen. Inöbefondere 
find in Betreff der Organifation der Judenfhaften nähere Anmweilungen nothwendig, damit 
überall im Weſentlichen nad) denfelben Grundfägen verfahren werde. 


Der au der geiftlichen ꝛc. Der Minifter des Innern. 
ngelegenheiten, Am Auftra 
ge 
Im Auftrage (gez.) Mathis, 


(gez.) v. Xadenberg. 


Beilagen der Dentichrift 


zu dem 
Entwurfe einer Verordnung 
über 


die Verhältnife der Juden, foweit ſolche die bürgerlichen Berhältnife 
derfelben betreffen. 
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A. 
Darftellung 
des gegenwärtigen Zuftandes der Geſetzgebung 
über das Audenwefen 
in der Preußiſchen Monardie. 


Dad Edikt vom 11. März 1812 begründete für den damaligen Umfang der Preußiſchen 
Monarchie eine neue allgemeine und gleihmäßige bürgerliche Verfaffung der Juden. Durd) 
die Allerhöchite Drdre vom 8. August 1830 (Geſetzſ. S. 116) ward demnächſt beftimmt: 

daß dad Edikt nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner Erlaffung publizirt 
worden, gelten, in den neuen und wiedererworbenen Provinzen dagegen, ald mit dem 
Allg. Landrecht und der Gerichtdordnung eingeführt, nicht betrachtet, vielmehr in leteren 
bis jur weiteren gefeglichen Beſtinnnung ſich in Hinfiht der Verhältniffe der Juden ledig- 
lid) nad) denjenigen Vorfchriften geachtet werden foll, welche bei der Befignahme diefer 
Provinzen ald darin geſetzlich beſtehend vorgefunden worden find. 

Ein allgemeines Gefeg über das Judenmefen ift feitdem nicht ergangen. Nur befondere 
Verordnungen haben theild für den ganzen Umfang der Monarchie neue allgemeinere Be: 
ftimmungen getroffen, theild die bürgerlichen BVerhältniffe der Juden, wie im Großherzog: 
thum ofen, provinziell — Der Rechtszuſtand der Juden beruht ſonach auf den 
allerverſchiedenſten Grundlagen, und geht von einer faſt völligen Gleichſtellung mit den 
hriftlihen Einwohnern bis zu den erheblichften Befchräntungen derfelben herab. 

Die politifhe Eintheilung des Staates in acht Provinzen ftimmt mit jener Verſchieden⸗ 
heit nidyt überein, da nad) Inhalt der gedadyten Allerhöchſten Ordre vom 8. Auguft 1830 
auf die frühere Verfaffung nad) den Grängen der durdy die Kriedensfchlüffe vom Jahre 

1814 und 1815 ertvorbenen Zandeötheile zurüdgegangen werden muß. 

In der nachfolgenden Ueberſicht, deren faktiſches Material großentheild aus den von ben 
Regierungen erftatteten Generalberidyten entnommen worden, ift daher zuvörderſt der ge 
meinfamen bürgerliden Rechte und über das Judenweſen beftehenden allgemeinen Beftim- 
mungen gedacht, worauf dann die Darftellung der verfchiedenen Gefergebungen in den 
einzelnen Yandeötheilen folgt. Der zerriffene Zuſtand der Geſetzgebung hat indeffen auf die 
Form der Darftellung nicht ohne Einfluß bleiben können. 

I. Allgemeine Beftimmungen über das Judenweſen. 
Felt beftfimmte Familiennamen. 

Bereitö früher beftand durdy befondere Verordnungen für einzelne Yandeötheile, nament⸗ 
lid) durd das Editt vom 11. März 1812, die pofenjche Verordnung vom 1. Juni 1833 
und die Mllerhöchfte Ordre vom 22. Dezember 1833, durch das franzöfifhe Dekret vom 
20. Zuli 1808 (Bulletin des lois, Ser. IV Tom. 9 pag. 27) und durd das weftphälifhe 
Dekret vom 31. März 1808 (Bulletin des lois, I. No. 28 pag. 520 sq.) die Verpflichtung 
der Juden, feft beftimmte und erbliche Kamiliennamen anzunehmen. 

Durch die Allerhöchſte Ordre vom 31. Oktober 1845 (Geſetzſ. S. 682) ift diefe Verpflich⸗ 
tung auf den ganzen Umfang der Monarchie audgedehnt. Die Genehmigung ded von dem 
Familienhaupte gewählten Namens fteht den Regierungen zu. 

, Majorennitätötermin. 

Der Vtajorennitätötermin der Juden ift durch die Deklaration vom 24. Januar 1844 
(Geſetzſ. S. 51) in denjenigen neu und wiedererworbenen Provinzen, im welchen dad Allg. 
Landrecht Gefegeötraft hat, aber weder dad Edift vom Jahre 1812 nod die poſenſche 
Verordnung vom Jahre 1833 eingeführt ift, auf das vollendete 24. Lebensjahr feftgefegt 
worden. Der 8 20 des Edikts vom 11. März 1812 und die 88 20, 27 der Verordnung 
vom 1. Juni 1833 haben in diefer Beziehung bereitd die Juden den dhriftlichen Einwoh— 
nern gleichgeftellt. 

Ständifhe Rechte. 

Zur Ausübung der ftändifchen Rechte find die Juden nicht zugelaſſen, indem die für Die 

einzelnen Provinzen ergangenen Verordnungen fämmtlidy darin übereinftimmen, daß für 
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die Wählbarkeit zum Deputirten auf den Provinzial» oder Kommımal-Landtagen, wie für 

die Berechtigung zur aftiven Wahl, und für die perfönlide Ausübung des Stimmredted 

auf den Kreistagen die Gemeinfchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen Bedingung ift. 
Beihränfungen: a) beim Verlegen des Wohnortes; 

Als Folge der Verfchiedenheit des rechtlichen Zuftandes der Juden in den einzelnen Pro- 
bingen wird nad) dem durch die Allerhöchfte Ordre vom 18. Februar 1818 aufgeftellten 
Grundfage der Juden das Ueberziehen aus einem Yandeötheil in einen andern, woſelbſt 
eine abweichende Judenverfaffung befteht, nicht ohne Weiteres geftattet, fondern es bedarf 
der Genehmigung ded Minifterd ded Innern. Das Geje vom 31. Tezember 1842 (Ge: 
ſehſ. 1843 ©. 7) 8 13 beläßt es bei den dieöfälligen Beſchränkungen. 

b) beim Reifen. 

Ferner müffen nady 8 12 des allgemeinen Paßedikts vom 22. Juni 1817 Juden 
Bench auch zu Keifen innerhalb der Monardjie ftetö einen Paß haben (Befehl. 
©. 152). 


Bewerböperhältniife. 

Die Getverbeordnung vom 17. Januar 1845 (Gefepf. S. 41) fest im $ 190 für den 
Umfang der gefammten Monardyie mit Aufhebung aller biöherigen befonderen und allge: 
meinen Beftimmungen über Gegenftände, worüber fie felbft verfügt, namentlich aud) dieje- 
nigen außer Kraft, durdy welche in einzelnen Yandeötheilen die Juden in der Betreibung 
jtehender Gewerbe feither noch beichräntt waren. 

Für den Gewerbebetrieb im Umberziehen bleiben zwar nad) $ 14 des Gefehed die biö- 
herigen Vorfehriften maßgebend, jedoch ift die Befugnik der Gewerbetreibenden mit fauf- 
männifhen Rechten zum Aufiuchen von Waarenbeitellungen und deren Auftauf im Umher— 
reifen nicht mehr davon abhängig, daß der Gewerbetreibende oder der Gchülfe einer der 
chriſtlichen Kirchen angehört; 8 60. 

Bei den ftehenden Gewerben find die Juden den riftlihen Einwohnern gleihgeftellt, 
namentlich ift ihnen, da die Zulaffung zum Gewerbebetriebe in feiner Stadt und bei feinem 
Gewerbe mehr von dem Beſitz des Bürgerrechtes abhängig ift (820), der Zutritt zu den 
Innungen geftattet; ihnen fteht Das Recht zu, Gefellen und Lehrlinge, auch chriſtlicher Reli⸗ 
gion, zu halten, und der Marktverkehr ift ihnen freigegeben. 

Tie früheren Beſchränkungen find nur geblieben für die Geſchäfte der Apotheker, Baus 
tondukteure, Feldmeſſer, Nivelliver, Markicheider, Auftionatoren, See- und Binnenlootfen, 
Mätter, Dispacheurs und Gefindevermiether, derer, die den Feingehalt edler Metalle oder 
die Beſchaffenheit, Menge oder richtige Verpadung von Waaren irgend einer Art feftitellen, 
ſowie derjenigen, welche ein Gewerbe daraus madyen, Zeichen zu reinigen und anzufleiden, 
Oder Die zur Beftattung von Leichen erforderlihen Geräthidaften und Wagen zu halten, 
endlich für den Kleinhandel mit Getränten, die Gaſt- und Schankwirthſchaft (88 58, 

—5)). 

Militairdienft. 

Nach der Allerhöchſten Drdre vom 31. Dezember 1845 (Gefenf. von 1846, S. 22) 
find die Juden jet in allen Landestheilen der allgemeinen Militairpflicht unterworfen, wo— 
gegen das von ihnen in den ehemals herzoglidy Warſchauiſchen Yandeötheilen bisher gezahlte 

efrutengeld aufgehoben ift. 
Erwerbung von Grundftüden zu gottesdienftlihem Gebrauch und zur Errihtung 
jüdifher Schulen. 

Durd) die Allerhödyfte Ordre vom 25. Januar und 9. Auguft 1845 find die Minifterien 
der geiftlihen Angelegenheiten und des Innern ermächtigt worden, die Staatögenchmigung 
jur Errichtung der für die Ausübung der den jüdischen Religionsgrundfägen gemäßen Ge- 
draudhe erforderlichen Gebäude, und zur Erwerbung des dazu benöthigten Grundeigenthums 
iu ertheilen. Eine gleiche Befugniß ift den Minifterien durch die Allerhöchſte Ordre vom 
13. Märy 1846 auch für diejenigen Fälle übertragen, wo es fid) um den Erwerb von 
Grundeigenthum zur Errichtung von juͤdiſchen Schulen handelt; es foll jedod) die Gench- 
naung as dann ertheilt werden, wenn ein geeignetes Schullofal nicht miethweiſe beſchafft 

en kann. 
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II. Gefeßgebung in den einzelnen Zandestheilen. 


A. Die altländifchen Provinzen. 


Unter diefer Bezeichnung werden diejenigen Provinzen verftanden, welche nach dem Til- 
fiter Frieden bei der Breufifihen Monarchie verblieben find, in denen mithin dad Edikt vom 
11. Maͤrz 1812, defien Abdruck im Anhange beigefügt ift, als Geſetz bejtcht. Es find Died 
nad) der jetzigen Eintheilung des Staates 

1. die Provinz Brandenburg mit Ausfchluß der Yaufis, des Stottbuffer Kreifes, der Stadt 
Schermeiſel und des Dorfes Grochow; 

2. von der Provinz Sachſen die beiden Jerichowſchen Kreiſe mit Ausnahme des Amted 
Gommern; 

3. die Provinz Preußen mit Ausnahme der Kreife Kulm, Ihorn, Etrafburg, Löbau, ded 
größten Theils ded Graudenzer, mehrerer Ortſchaften ded Flatower Kreifed und der 
Stadt Danzig mit ihrem Gebiete; 

4. Pommern mit Ausfhluß von Neu-Vorpommern; 

5. Schleſien mit Ausnahme des dazu gehörigen Iheiles der Oberlaufig; 

Naturalifation. 

Das Edikt erflärt im $ 1 alle im Staate zur Zeit wohnhaften, mit Generalprivilegien, 
Naturalifationspatenten, Schußbriefen und Konzeſſionen verfehenen Juden und deren Fa— 
milien für Inländer und Staatöbürger, und ift diefe Beftimmung durd das Girkularreftript 
des Minifteriums des Innern vom 12, Mai 1812 und die Inftruftion vom 25. Juni 1812 
auch auf die ohne Konzeffion ded Staated im Yande fid) aufhaltenden Juden ausgedehnt 
worden, wenn fie nachweiſen, daß fie bereitd vor Publikation des Edikts fidy im Lande befun- 
den und ſich durch erlaubte Nahrungszweige redlidy erhalten haben. Tie Fortdauer des 
ihnen beigelegten Indigenats wird aber nur unter der Verpflichtung geftattet, daß fie 

1. feft beftimmte Kamiliennamen führen, 

2. nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, fondern aud) bei Abfaffung ihrer Verträge 
und rechtlichen Willenderklärungen der deutſchen oder einer andern lebenden Spradıe, 
und bei ihren Namendunterfchriften keiner anderen alö deutſcher oder lateinifcher Schrift⸗ 
züge fid) bedienen. 

Verfonenftandd-Regifter. 

Binnen ſechs Monaten folkte fic) jeder konzeffionirte Jude bei der Ortsobrigkeit erklären, 
melden Familiennamen er beftändig führen wolle, worauf er von der Regierung in Stelle 
deö früheren Schutzbriefes für fid) und feine Nachkommen cin Zeugnif darüber erhält, daß 
er Inländer fei und die Rechte aus dem Edikte von I812 erlangt habe. 

Mer diefen Beftimmungen zuwider handelte, follte ald ein fremder Jude angefehen und 
behandelt werden; 883 2 — 6. Die im 8 5 vorbehaltene nähere Anweiſung der Polizei— 
behörden ift demnädhit durch die Inftrultion vom 25. Juni 1812 erfolgt. 

Die Beftimmungen derfelben find, foweit fie Vorſchriften über die Givilftandöregifter ent 
halten, noch jeßt von Intereffe. Es foll nämlidy durch die darin angeordneten Liften hinficht- 
lich der nady dem 24. Ecptember 1812 gebornen Juden und der fpäter eingeheiratheten 
jüdiſchen Frauen der Beweis für die ihnen zuftchenden Rechte aus dem Edikt von 1812 
geführt werden, indem zur Sicherſtellung deö Nachweiſes der Abftammung ein jeder felbft- 
ftändige Jude von allen in feiner Familie vorfallenden Geburten, Irauungen, Scheidungen 
und Todeöfällen in Städten der örtlichen Poligciobrigkeit binnen 24 Stunden, auf dem 
Lande dem Kreislandrath binnen 3 Iagen Anzeige machen foll. Diefe Behörden führen 
über die ihnen mitgetheilten Yamilienveränderungen genaue Verzeichniffe und find dafür 
verantwortlich, daß die Juden, deren Geburt u. f. w. eingetragen wird, die Rechte aus dem 
Editt wirklich beſitzen oder durdy Geburt refp. Verheirathung erlangt haben, und daß dad 
Eingetragene thatfählich richtig it. 

Das Verzeihni wird doppelt geführt, dad Duplifat am Schluß ded Jahres dem Ge 
richte eingereicht. Die auf Grund diefer VBerzeihniffe auögeftellten amtlichen Attefte vertreten 
die Stelle von Geburts-, Trauungs- und Todtenfcheinen. 

Diefe Vorſchriften find durch die Bekanntmachung der Minifterien des Innern und der 
Juſtiz vom 16. April 1825 (Ann. IX ©. 407) auf die ganze Monardyie, foweit nicht 
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die fremdherrliche Gefepgebung über Führung der Perfonenftanderegifter befteht, auöge- 
dehnt werden. 
Bürgerfihe Bleihftellung mit ben übrigen Einwohnern. 

Den für Inländer zu adytenden Juden ertheilt fodann der $ 7 des Evittö im Allgemei- 
nen gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den Ehriften. 

n folgenden Beziehungen aber finden Beſchränkungen ftatt. 
Beihräntungen: bei Staatsämtern; 

1. Eie werden zu Öffentlihen Bedienungen und Staatsämtern nicht zugelaffen. Im 
8 9 ift hierüber nur Beftimmung vorbehalten. Der durdy den $ 8 bewilligte Zutritt zu den 
afademischen Lehr- und Schulämtern ift durdy die Bekanntmachung des Königl. Staats— 
minifteriumd vom 4. Dezember 1822 (Gefegf. von 1822 ©. 224) zurüd'genommen. Nach die- 
fen Grundfage find die Juden denn auch zu dem Amte eined Schiedsmannes (Allerh. Ordre 
vom 29. April 1835, Ann. XIX ©. 339), eined Feldmeſſers (Reftript vom 26. Oktober 
1820, ib IV S. 700), Auftionstommiffarius (Neftript vom 17. Auguſt 1827, ib XI 
©. 750) und Scharfrichterd (Neftript vom 24. November 1820, ib, IV ©. 788) nicht 
zugelaffen worden. 

bei obrigfeitlihen und Gemeindeämtern. 

Dad Gemeine: Bürgerrecht ſteht ihnen nad) 8 7 eit. zu, und fie find nad) $ 8 zu Ge- 
meindeämtern fähig. Sie find indeffen nad dem bemerften Grundfage von allen foldyen 
Stellen und obrigkeitlichen Gemeineämtern ausgeſchloſſen, mit welchen die perfönliche und 
direfte Ausüͤbung der Polizei verbunden ift. Der $ 89 der rebidirten Städteordnung vom 
17. Märy 1831 beftimmt, daß zu den Stellen der Bürgermeifter und Ober-Bürgermeifter 
dad Bekenntniß der chriſtlichen Religion erforderlich fei. Der Zutritt zu den Magiftratö- 
Kollegin, aud) wo von denfelben die Polizeiverwaltung auögeübt wird, ift ihnen überall 
geftattet worden. 

Batronat. 


2. In der Ausübung deö mit dem Beſitz der Nittergüter verbundenen Patronats find 
die Juden beſchränkt. Bereits das Algen. Yandredht verordnet Th. ITit. 11 8 581 — 583, 
daß das Patronat bei der Veräußerung eines Gutes zwar auf jeden Befiger ohne Unterſchied 
des Religionöbetenntniffes übergehe, daß jedody Perſonen nicht hriftlicher Religion das Pa— 
tronatsrecht über eine Kirche nicht ausüben follen. 

Durd) die, diefe Vorſchriften deflarirende Verordnung vom 30. Auguft 1816 (Geſetzſ. 
©. 207) ward jedod) für diejenigen Provinzen, in melden nad) dem Edikt den Juden 
Grundeigenthum zu erwerben geftattet iſt, ſowie da, wo ihnen dieſe Befugniß künftig ertheilt 
werden würde, verordnet, daß das auf Grundſtücken, die ſich im Beſitz jüdiſcher Glaubens— 
genoſſen befinden, haftende Patronatrecht über chriſtliche Kirchen während der Dauer dieſes 
Vefiged gänzlich ruhen ſoll. Es werden der Pfarrer, die Kirchenbedienten und der Schul— 
lehrer in evangeliſchen Gemeinden von der Provinzialbehörde, in katholiſchen von den Bi— 
ſchöfen ganz in derfelben Art beftellt ald mern fein Patron vorhanden, oder deffen Recht 
auf fie übergegangen wäre; ebenfo wird es aud) mit der Aufſicht über dad Kirchenvermögen 
und mit der Abnahme der Kirchenrehnungen gehalten. Die Patronatölaften werden aus 
den Gutseinfünften beftritten, und wenn das Patronat einer Kommune zuitcht, können die 
judiichen Mitglieder derſelben an deffen Ausübung nicht Iheil nehmen, müffen aber die 
damit verfnüpften Reallaften von ihren Befigungen glei andern Mitgliedern der Kom: 
mune tragen, 

JJJ und Polizeiverwaltung bei Rittergütern. 

Für die Patrimonialgerichtobarkeit, welche nach dem Allg. Landrecht Ih. MI Tit. 17 8 24 
mit dem Gigenthum des Grundſtückes, dem ſie zufteht, auf jeden folgenden Befiger übergeht, 
fchlt e8 an einer ausdrüdlichen Beftimmung, wegen der Befugnik jüdischer Befiger, einen 
Juſtitiarius zu ernennen. In Betreff der Ausübung der mit den Rittergütern verbundenen 
Bolizeigewalt, nimmt dad Reftript vom 25. April 1831 (Ann. XV ©. 357) ald Folge 
Ihrer Nichtzulaſſung zu Staatdämtern an, daß Juden diefelbe nicht ausüben können. 

Verhältniffe der jübifhen Religiondgefellfhaften. 

Die im $ 1 ff. In. I Tit. II Allg. Landrechts allgemein auögefprodyene Glaubens und 

Gewiffenöfreiheit bezicht ſich aud) auf die jüdiſche Religionsgeſellſchaft, welche nad) dem Edikt 
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bom 9, Juli 1788 (N. C. C. Th. VII ©. 2175) zu den gebuldeten gehört, denen nad) 
S 20 cit. die Rechte der erlaubten Brivatgefellichaften zuftchen. Die Juden bilden daher in 
ihren religiöfen Vereinigungen feine juriftiihe Perfon, $ 13 Ih. I Tit. 6 Allg. Landrechts, 
haben auch feinen privilegirten Geridhtöftand, da $ 103 Ih. I Tit. 2 Allg. Gerichtsordnung 
nur gewiſſe juriſtiſche Perſonen bezeichnet, denen derfelbe ausnahmömweife beigelegt ift; eine 
fpezielle Ausnahme in Betreff der Judengemeinen in den Mediatftädten madyt der Anhang 
8 31 zur Allg. Gerichtöordnung, indem derfelbe diefe den Dorfgemeinen gleichſtellt, welche 
nad) $ 105 cit. zwar im Allgemeinen bei ihren Patrimonialgeridyten belangt werden müffen, 
aber im alle die Gutsherrſchaft Kläger ift, dad Recht haben, die Einlaffung vor dem Ge— 
rihtöhalter abzulehnen, wonächſt dann dad Obergericht die Inftruftion und Entfdeidung 
der Sache ſchon in erfter Inftanz an fid) ziehen muß. 

Die Oberaufſicht des Staates, welcher die Privat- und öffentliche Neligionsübung einer 
jeden Kirchengefellichaft nad $ 32 Ih. II Tit. II Allg. Landrechts unterworfen ift, wird 
durch die Regierungen und Provinzialtonfiftorien ausgeübt und in höherer Inſtanz durd) 
die Minifterien der geiftlichen Angelegenheiten und des Innern, indem die Verordnung vom 
27. Ottober 1810 über die veränderte Verfaffung der oberften Staatöbehörden, dem erfteren 
die Aufficht über die Juden in Betreff ihres Gotteödienftes, dem Ießteren die Juden und 
Settirer in Betreff ihrer Verfaffung, des Kantonweſens und ihres politiſchen Zuſtandes 
zugetviefen hat. Demgemäß ift in der gegenwärtigen Darftellung auf die religiöfen Verhält— 
niffe der Juden nur in fo weit eingegangen, ald dabei die politifdyen und polizeilichen Ruͤc⸗ 
fihten in Betracht fommen. 

Was zunähft die Ausübung des Gotteödienfted betrifft, fo ftellt das Allg. Landrecht 
Ip. 11 it. 11 88 22— 25 folgende Grundfäre auf. 

Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft ift die freie Ausübung ihred Privatgotteödienftes 
geftattet; zu diefer gehört die Anftellung gotteödienſtlicher Juſammenkünfie in gewiſſen, dazu 
beftimmten Gebäuden, und die Ausübung der ihren Religionsgrundfägen gemäßen Gebräudhe, 
ſowohl in diefen Zufammentünften, ald in den Privatwohnungen der Mitglieder, wogegen ihr 
verfagt ift, ſich der Glocken zu bedienen, oder öffentliche Feierlichkeiten außerhalb der Mauern 
ihres VBerfammlungshaufes anquftellen. Bei der von den Juden nadyaufuchenden Genchmi- 
gung ded Staates zum Eriverbe von Grundſtücken zu gottesdienftliden Zwecken iſt biöher 
darauf gehalten worden, daß cd der Regel nad) bei der an jedem Ort beftandenen Einrichtung 
für den jüdischen Kultus verbleibt, die Genchmigung zur Erwerbung neuer gotteödienftlider 
Gebäude aber nur im Falle eined näher nachgewieſenen Bedürfniffes ertheilt wird, bei deſſen 
Nichtberückſichtigung die betreffende jüdische Gemeine in die Lage gefommen fein würde, über: 
haupt fein Lokal für ihren Gotteödienft finden zu können. Nefkript vom 6. April 1838. 
(Ann. XXI ©. 616.) 

Eine Berückſichtigung der jüdischen Feiertage findet darin ftatt, daß gerichtliche Termine, 
bei weldyen Juden betheiligt find, am Sabbath nicht anberaumt werden follen. (Neffript ded 
Quftigminifteriums vom 9. Mai 1523 und 30. März 1835.) Auch ift den Juden ferner 
durch die Allerhöchite Ordre vom 25. November 1835 geftattet, in den offenen Städten zur 
Darftellung der nady ihrem Nitual- Geferbudy am Sabbath erforderlichen ſymboliſchen 
Mauer, Schnüre und Dräthe zu ziehen, nur daß durd) diefelben kein Aufſehen erregt, oder 
die Paſſage gehindert werde. 

Die Form der von Juden dem Staat zu leiftenden Eide ift der, weiter unten zu erwäh⸗ 
nenden, Norm der gerichtlichen Eide nadhgebildet; cd gehört hierher der Homagial- und 
Bürger-, fo wie der Eid jüdiſcher Medizinalperfonen. Diefe Eide brauchen nit in der Sy: 
nagoge oder vor dem Richter abgeleiftet zu werden, vielmehr ift es Sache der Behörde, zu 
beitimmen, tie bei Abnahme derfelben verfahren werben folk. 

Die Norm ded Fahneneided ift durch die Allerhöchfte Ordre vom 30. Oktober 1819 für 
die Juden dahin beitimmt: 

Ich ſchwöre ohne die mindefte Hinterlift und Nebengedanten, audy nidyt nad) meinem 
etwaigen Einn und Auölegung der Worte, fondern nad) dem Einne des Allmächtigen 
und deffen Gefalbten, unferes theuren Königs, bei dem Namen des heiligen allmächtigen 
Gottes, daß ic) treu ıc. 
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zugleich auch, daß die Schlußworte der bei Ehriften üblichen Form: 
‚durch Jeſum Chriſtum“ fortzulaffen feien. 

Die HE 36— 38 Ip. I Tit. 11 Allg. Landrechts verordnen im Allgemeinen, daß alle 
Schmähungen und Erbitterung erregenden Beihuldigungen zwiſchen den verſchiedenen Re— 
ligiondgefellfhaften durchaus vermieden werden müffen. 

In Betreff der Kultuöverhältniffe beftcht feine allgemeine äußere Vereinigung mehr. 
Es ift zwar durch gefegliche Beftimmungen, namentlid) durch dad General- Judenteglement 
vom 17. April 1750 verordnet, daß an jedem Orte nur Cine Synagoge beftchen und Iren: 
nungen der Juden durchaus vermieden werben follen. Hieraus folgt indeffen noch fein 
Parochialzwang, wie er bei den chriftlichen Kirchen ftattfindet, da die Juden nicht verpflichtet 
find, ſich überhaupt zu irgend einer Synagoge zu halten. Es beruht die Konftituirung ihrer 
Gemeinen im Allgemeinen auf freier Vereinigung. Der Staat beauflihtigt dieſe Gemeinen 
nur poligeilich, überläft fie aber fonft ihrer eigenen Entwidelung. Bon einzelnen Beftim- 
mungen der erfteren Art ift zu erwähnen das Reſtript vom 25. Juni 1842 (VB. M. Bl. 
&.259), wornad) dad von jedem neu zutretenden Mitgliede zu entrichtende Eintrittögeld 
tarifmäßig und unter höherer Genehmigung feitgefegt werden foll, ferner die Allerhöchſte Ordre 
bom 30. April 1837, wonad) die Judenſchaft jedes Drts ſchuldig ift, bei Eideöleiftungen 
ihrer Glaubendgenoffen, weun fie auch nicht zur Synagoge des Drtd gehören, den Gebraud) 
derielben und die Zugiehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine, von der Polizei— 
behörde feitzufegende Vergütigung au geftatten. 

Die Einführung befonderer Synagogenordnungen über die äußere Form und eier deö 
Gotteödienftes fteht, nad) den allgemeinen Beftimmungen, Allg. Landrecht Ih. I Tit. 11 
88 46-49, jeder Gemeine zu, es bleibt jedody die Prüfung und Beftätigung derfelben 
den Regierungen überlaffen. Refkript vom 11. März 1522 (Ann. VI ©. 116). 

Was die Aufbringung der Koften für die religiöfe Verbindung anlangt, fo gehören zu 
den Gemeinebedürfniffen, außer den aufzubringenden Koften für die Synagoge, die Ge- 
meinebeamten, namentlidy aud) das gemeinfame Badehaus für die jüdischen Frauen, die 
Beſoldung ded Lehrers zum Neligiondunterricht der Kinder, und der Aufwand für den Be- 
gräbnißplag. CB wird das Begräbnißweſen in den jüdifchen Gemeinen meift getrennt von 
dem übrigen Gemeinetvefen verwaltet, indem an den Orten, wo fid) zahlreidyere Gemeinen 
befinden, Beerdigungsgeſellſchaften aus Gemeinemitgliedern zufammentreten, welche nad) 
befonderen Statuten eine eigene Kaffe führen und ihre Geſchäfte unentgeltlich verrichten. 
Es ift jedoch polizeilich darauf gehalten, daf die jüdifhen Gemeinen alle jüdiſchen Zeichen 
auf dem Begräbnißplage beerdigen müflen, auch wenn der Verftorbene nicht zu foldyen Ge- 
ſellſchaften gehört hat; dak ferner die Gemeinen, mögen dergleichen Gefellfchaften in ihr 
beftchen oder nicht, zur Befeitigung vielfady vorgefommener Erpreffungen einen bon der 

egierung zu genchmigenden Tarif aufzuftellen haben, und ihnen nur üderlaffen ift, wenn 
fie aus dem Eigenthumsrechte an dem Begräbnißplatze höhere Forderungen für die Grab- 
ftelle ftellen zu dürfen glauben, diefe demnächſt im Wege Nechtens auszuführen. 
„ Die Art und Weiſe der Nepartition der Gemeinebedürfniffe unter die Gemeineglieder 
it lediglich deren Vereinbarung überlaffen. E8 folgt died aus der Stellung der jüdifchen 
Gemeine ald einer blos geduldeten Kirchengeſellſchaft. Aus demfelben Grunde gewährt 
auch der Etaat bei Einziehung rüdftändiger Beiträge von den Mitgliedern fein adminiftra- 
fived Erekutionsrecht, üıberläßt es * der Gemeine, die Beiträge im Wege Rechtens 
einzuziehen. 

Nur in Berlin beftcht für die JQudengemeine die Befugniß, die aufzubringenden Gemeine: 
abgaben im Verwaltungdwege erefutivifch einzuziehen. . 

Die Beamten der jüdifhen Neligionögefellfchaft geniehen nad) der ausdrüdlichen Vor- 
ſchtiſt 826 Ip. Tit. II Allg. Landrechis ald folche keine befonderen perfönlichen Rechte 
und werden als mittelbare Staatödiener nicht angefehen. Die Wahl diefer Beamten bleibt 
lediglich den Judengemeinen überlaffen, der Staat nimmt nur im landespoligeilichen Intereffe 
ſoweit Kenntniß, da nicht völlig untaugliche, etwa des Leſens und Schreibens unkundige, 
Oder rücfichtlich ihrer Sittlichfeit verdächtige Subjekte gewählt werden, und daß die in medis 
Ainalpoligeilicher Hinficht erlaffenen Beftimmungen wegen der Zeit der Beerdigung, des Be: 
ſchneidens der Judentinder u. dergl. aufrecht erhalten werden. 


— 
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Schließlich ift in Betreff ded Vermögenserwerbes von jüdifchen Religionsgeſellſchaften 
zu bemerten, da ihnen ein folder überall, two die Juden feine Korporationdredhte haben, 
nad) $ 13 Ih. U Tit. 6 Allg. Yandredytö nicht zuftcht, und daß alfo namentlid) der Sefistite 
der von ihnen etwa erworbenen Grundftüde nicht auf die Gefellfchaft als ſolche, fondern 
immer nur auf deren einzelne Mitglieder berichtigt werben fan. Iſt aber ausnahmöteife 
einer ſolchen Gemeine die Erlaubnik von dem Landesherrn oder den dazu ermächtigten Mi- 
nifterien zum Erwerb eines Grundftüded ertheilt worden, fo ift alddann anzunchmen, daß 
derfelben hiedurch für diefen befonderen Fall Korporationdredhte ertheilt find, fo daß an 
einem dergleichen Grundftüd der Gemeine als folder, nicht den einzelnen Mitglicdern der: 
felben, dad Eigenthum zufteht, und demgemäß der Befigtitel für die Gemeine zu berichtigen 
as —— des Juſtizminiſt vom 31. Dezember 1840. Juſtiz-Miniſterialblatt von 

41 ©. 34) 


Armenpflege. 
In Betreff der Armenpflege find die Juden lediglich ald Mitglieder der allgemeinen po- 
litifchen Gemeine zu betradyten, ihre Armen mithin von letzterer gleichfalls zu unterhalten. 
Pribatrecht. 
Die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden find nad) dem Edikt vom 11. März 1812 
(8 20 ff.) denfelben Gefegen unterworfen, welche den andern Einwohnern ded Staated zur 
Norm dienen, und Ausnahmen finden nur bei folhen Handlungen und Geſchäften ftatt, 
welche wegen der Verfchiedenheit der Religiondbegriffe und ded Kultus an befondere gejeh- 
liche Beftimmungen und Formen nothtvendig gebunden find. 
Ueber die einzelnen privatredhtlidhen Verhältniffe, bei denen fid) in Betreff der Juden 
Abweichungen finden, ift Folgendes zu bemerfen: 
a) Die Ehe. 
Ih. II Tit. 1 836 Allg. Landrechts beftimmt: 
Ein Ehrift kann mit ſolchen Berfonen keine Heirath ſchließen, welche nad) den Grundſätzen 
ihrer Religion ſich den hriftlidyen Ehegefegen zu unterwerfen verhindert werden. 

Die Gerihtöhöfe nehmen, ſoviel bekannt, übereinftimmend an, daß diefe Vorfchrift auf 

die Ehen zwifchen Juden und Ghriften Anwendung findet. 

Hinfichtli der Ehen zwiſchen Juden beftimmt der $ 25 der Edikts: 

An die Stelle der nad) dem Allg. Landrecht Ih. I Tit. 1 8136 zu einer vollgültigen Ehe 
erforderlihen Irauung tritt bei den Ehen der Juden die Zuſammenkunft unter dem Irau- 
himmel und das feierliche Anſtecken des Ringes, und dem im 8135 verordneten Aufgebot 
ift die Befanntmadung in der Synagoge gleidy zu achten; 
und diefen erläuternd, verteilt die Allerhöchſte Ordre vom 29. März 1836 (Ann. XX 
&.352) bei den Nadyweifungen, daß der Trauung fein geſetzliches Hinderniß entgegenftebe, 
und daß entweder die Auseinanderfekung mit den Kindern aus einer frühern Ehe erfolgt, 
oder die Erlaubniß der vormundfchaftlihen Behörde zur Eingehung der zweiten Ehe ertheilt 
fei, auf die allgemeinen gefeglichen Vorſchriften. 

In Gemaͤßheit diefer Allerhöchſten Beftimmung ift durch die Girfularverfügung vom 
12. Januar 1837 (Ann. XXI S. 87) ausgefproden, daß alle Juden, denen nad) den Rituals 
gefegen die Befugniß zufteht, Irauungen ihrer Olaubendgenoffen vorzunchmen, wenn fie den 
oben angeführten gefeglicyen Vorfchriften zutider handeln, denfelben Strafbeftimmungen 
unterliegen, nad) denen dergleichen Pflichtverletzungen der chriſtlichen Pfarrer zu beurtheilen 
find. (Allg. Landrecht Ih. it. 1 88149, 155, Tit. XX 8835, 503.) 

Uebrigens befümmert fi die Etaatöbehörde nit darum, wer die Bekanntmachung in 
der Synagoge verrichtet, in welcher Form fie vorgenommen, und was etwa fonft bei der, die 
Trauung vertretenden, Förmlichkeit beobachtet wird; namentlich) ift den Rabbinern ein aud- 
—3 Recht, Trauungen zu verrichten, nicht zugeſtanden, ſondern jeder jüdiſche Haus: 
vater, dem die Ritualvorſchriften hinlänglich bekannt ſind, dazu befugt erachtet. Im Einzelnen 
iſt nur noch beſtimmt, daß nad) Analogie der SS 151, 152 Ih. Tit. I Allg. Landredytd die 
Bekanntmachung in der Shnagoge der Regel nad) an drei Sabbathen —— er⸗ 
folgen foll, und Diopenſationen hiervon bei dem Landrath und deſſen vorgeſetzten Behörden 

nachzuſuchen find. An Orten, wo keine mit Rabbinern verfehene Synagogen find, kann die 
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Befanntmahung zwar auch in den Bethäufern erfolgen, jedoch nur in ſolchen, welche den 
Synagogen in Betreff ihrer dauernden Beftimmung und Einrichtung für den jüdiſchen Kul: 
tus, fo wie in Betreff ihrer Peitung durch beftimmte, ordnungsmäßig als Gemeinebeamten 
beftellte und für legales Verfahren bei den Kultus: und Keligionshandlungen verantwort- 
liche Borfteher gleichtommen; dagegen bleiben alle diejenigen Betlotale auögefchloffen, deren 
ſich die in einer Gegend nur vereinzelt wohnenden Juden, wenn auch zu gemeinfchaftlicher 
Andahtsübung unter polizeilidyer Geftattung, doch ohne ſonſtiges Beſtehen cined wirklichen 
Gemeineverbandes bedienen. 

Ueber die Ehefcheidung verordnen 8826, 27 des Edifts: 

Auf die Irennung einer vollgogenen gültigen Ehe kann jeder Iheil aus den im Allg. 
Landrecht Ih. II Tit. 1 88669718 feftgefegten Urſachen antragen. 

Zur Begründung der bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Eheſcheidung unter 
den Juden iſt das Erkenntniß ded gehörigen Richters hinreichend und die Auöfertigung 
eincd Scheidebricfed nicht nothtvendig. 2 

In erfterer Beziehung ift es zweifelhaft geworden, ob der Uebertritt eines jüdifhen Ehe: 
gatten zur hriftlicyen Meligon den andern Ehegatten zur Eheſcheidung berechtige. Das Allg, 

andrecht beftimmt in diefer Rüdfiht Ih. Tit. 1 8 715: 

In ſoweit als der Unterfchied der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß ift (IT 1 8 36), 
in fofern giebt ein Ehegatte durch Veränderung feiner biöherigen Religion dem Andern 
rehtmäkigen Anlaß, auf die Scheidung zu Hagen. 

Der Scheidebrief ift für die bürgerlichen Folgen der Eheſcheidung nicht mehr erforderlich, 
wohl aber muß ein foldyer nad) den jüdischen Religionögefegen von dem Ehemann ertheilt 
und von der Ehefrau unter Beobachtung des gejeglichen Geremonicld angenommen werden, 
indem bis dahin die Ehe nicht ald getrennt angefehen wird. Es entitanden Zweifel, wie cd 
en werben folle, wenn nad) der durch den Richter auögefprodenen rechtökräftigen Ehe— 
heidung ein Theil refp. die Annahme oder die Ertheilung des Scheidebriefes verweigere, 
und dadurch dem andern nad) jüdiichen Religiondgrundfägen die andertweite Verheirathung 
unmöglid) mache. Nach eingeholtem Gutachten des Yandrabbiner Weyl entſchied dad Ne: 
fript des Yuftigminifteriums vom 28. März 1820, daß das wegen des Scheidebriefed Erfor: 
derlihe auf Antrag der Intereffenten durch gefeglihhe Zwangömaaßregeln herbeizuführen fei, 
weil fonft die Wirkungen der Eheſcheidung durch bloße Chikane des anderen Iheils, und ohne 
daß Seitens dieſes ein Gewiſſensſcrupel gedenfbar fein könne, rituell vereitelt werden würden. 

b) Unchelihe Kinder (Vormundſchaft) 
follen nad IH. II Tit.2 88 672, 73 Allg. Landrechts bid zum zurüdgelegten 14. Jahre 
im Glaubenöbetenntniffe der Mutter, in der chriſtlichen Religion aber audy dann erzogen 
werden, wenn der Vater ein Chrift, die Mutter einer andern Weligionsparthei zugethan ift. 

Ferner dürfen nad) dem Allg. Yandredyt II 18 8137 Ghriften nicht Wormünder von 
Juden, Juden nicht von Ghriften fein. Die früheren vormundicaftlicyen Befugniffe der 
Rabbiner und Judenälteften find durd) 88 29, 30 des Edilts aufgehoben. 


e) Verträge. 
Die Vorſchrift des 8 805 Ih. I Tit. 11 Allg. Landrechts, daß Juden bei Darlehnen 
8 Prozent Zinfen, jedoch mit Ausnahme der hypothekariſch ficher geſtellten, bei welchen nur 
3 Brozent geftattet werden ($ 808), nehmen können, ift durch 8 20 des Editts aufgchoben; 
68 iſt dies noch beſonders ausgeſprochen durch die Allerhöchſte Deklaration vom 20. April 1813 
(Gefepf. von 1813 Nr. 183), wonach aud) aus Verträgen, die vor der Publitation des Edikts 
errichtet worden, dieſe höheren Zinfen nur bis zum Tage der Publikation deffelben follen er- 
hoben werden dürfen. In Anfehung der Wedhiel follen in Gemäßheit des 8 24 des Evitts 
die Beftimmungen der 88 989, 990 Ih. M Tit. 8 Allg. Landrechts, 
wonach von einem Juden während eined Sabbaths oder foldyen jüdifhen Feftes, an wel— 
dem er feine Handlungsgeſchäfte treiben darf, die Acceptation eines auf ihn gezogenen 
Wechſeld nicht verlangt werden kann, derfelbe jedody an dem nächſt vorhergehenden Wer: 
keltag ſich darüber zu erklären fchuldig if, 5 
auch fernerhin gelten; dagegen ift in Betreff der ähnlihen Beftimmung des $ 872, daß aud) 
die Zahlung in einem ſolchen Falle auf gleiche Weife geleiftet werden müffe, und der Vor: 
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fohrift des 8 723 od. über die allgemeine Wechfelfähigkeit der Juden nichts befonderd im 
Edilt ausgeſprochen. q ein 
ID. 


Die Eide der Juden unterliegen auch ferner nod) der VBorfchrift der 88 317— 351 Ih. I 
Zit. 10 Allg. Gerichtsordnung (8 12 des Evdifts). Alle den Juden vom Gegner zu = oder zu⸗ 
rüdgefhobenen oder vom Richter auferlegten Eide follen in der Synagoge oder in deren Er- 
mangelung an dem Orte abgenommen werden, wo ihre gotteödienftlidhen Berfammlungen 
gehalten zu werden pflegen. Die Eideöleiftung foll der Regel nad) nicht an Sabbathen, Felt 
oder Bußtagen erfolgen. 
Unter Beobachtung der vorgefchriebenen Förmlichkeiten wird der Eid mit den Ein- 
gangsworten: 
Ich ſchwöre bei Adonai, dem Gott Iſtaels, 

und mit der Schlußformel: 
wenn ich falſch ſchwöre, fo müffen mid) alle die Strafen treffen, welche mir in der gefche- 
henen Verwarnung angedeutet worden find. Amen. 

abgeleiftet. 

In Betreff der Zeugeneide wird mit den im Geſetz näher beftimmten Modifikationen, wie 
bei den nothwendigen, verfahren. 

In Sachen der Juden gegen Juden bedarf es bei jüdifchen Zeugen keined Eides, fondern 
ed werden dem Zeugen nur die 10 Gebote und die im Nofaifihen Geſetz auddrüdlid; gebotene 
Pflicht, ald Zeuge die Wahrheit zu fagen, von dem Rabbiner ernftlidy vorgehalten; haben 
aber Ehriften bei der Eideöleiftung ein Intereffe, fo können auch die jüdiſchen Zeugen fid) 
der förmlichen Ableiftung des Zeugeneided nicht entziehen. Die Jüdinnen können nur zu 
einer Zeit, wo fie von der monatlichen Reinigung frei find, ſchwoͤren, Kindbetterinnen erft 
nad) Reinigung, dagegen ıft die Schwangerſchaft fein Grund, fid) der Eidedleiftung 
u entziehen. 

’ Die Glaubwürdigkeit eined jüdifchen Zeugeneided fteht in Givilfahen der eines Ehriften 
gleich, 8 88, Anhang zu 30 Nr. 12 Ih.1 Tit. 10 Allg. Gerichtöordnung. 

Für Kriminalfadyen verordnen 88 352—354 Ih. I Tit. 10 Allg. Gerichtsordnung und 
8 335 Nr. 7 der Kriminalordnung, daß Juden zur Ablegung eines eidlichen Zeugniffes nicht 

ezwungen werden fönnen, wenn die Strafe, welche den Angefchuldigten treffen kann, 50 Ihlr. 

edbuße oder 6 Wochen Gefängniß überfteigt; ferner daß, fofern fie den Eid in Sadıen, 
worin eine härtere Strafe eintreten kann, freiwillig leiften wollen, dies zuläffig fei, ein ſolches 
Zeugniß jedod nad) & 357 Nr. 8 Kriminalordnung keine volle Glaubwürdigkeit habe, Da: 

egen hat ihr Zeugniß, wenn die verwirkte Strafe nur jened Maaf erreicht, und der Ange: 
huldigte ein Jude ift, gleiche Beweistraft mit dem eines Ehriften. 

Schließlich it hier nod) ded Kottbuffer Kreiſes befonderd zu gedenfen. 

Bis zum Jahre 1815 befanden fid) dafelbt, außer in der Stadt Kottbud, feine Juden. 
Durch eine Verfügung der Regierung zu Potsdam vom 23. März 1815 ward die Publifa- 
tion des Edikts und der Inftruftion des Fürſten Staatötanglerd vom 25. Juni 1812 an 
geordnet, und nad) Aufftellung der Liften mit Auöfertigung der Attefte über dad Staatöbur- 
gerredht verfahren. Seit dem Erſcheinen der Allerhöchſten Ordre vom 8. Auguft 1830 hätte 
nun zwar auch hier auf die, in der Nicderlaufig gültigen, fächfifhen Verordnungen zurüd- 
gegangen werden follen; cö ift indeffen faktifch der frühere Zuftand aufrecht erhalten worden, 
und daher bis jet dad Edift vom 11. März 1812 dort zur Anwendung gebradit. 


B. Die Stadt Danzig und deren Gebiet. 


Non dem Gebiet, welches mit Danzig bei der zweiten Theilung Polens im Jahre 1793 
an Breußen kam, blieb ein Theil im Frieden von Tilſit bei der Monarchie, Aus dem Uebri- 
gen ward unter Hinzufügung eines neuen Gebietes der Freiftaat Danzig gebildet. In dem 
erfteren Theile ift das Edift vom 11. März 1812 mit eingeführt, dagegen galt in dem rei- 
ftaate der Code Napolcon, biö bei der Reokkupation jenes Gebieted die aittändifche Geſetz⸗ 
gebung an deſſen Stelle trat. Man nahm num zuerſt an, daß hiermit zugleich auch das Edikt 
vom II. März 1812 Gültigkeit erlangt habe, und brachte daſſelbe unter Genehmigung des 
Staatötanzlerd zur Anwendung. Später ſprachen fi) die Behörden gegen eine ſolche Antven- 
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dung aud. Nach der Allerhöchiten Ordre vom 8. Auguft 1830 hätten auch hier die zur 
Zeit der Dffupation des Freiſtaates beftchenden Geſetze allein Gültigkeit behalten müſſen. 
Es beftimmte jedody demnächſt die Allerhöchfte Ordre vom 25. April 1832 (Ann. XVII 
©. 446), daß diejenigen Juden, welche damals in der Stadt Danzig und deren Gebiet im 
rehtlihen Einne ihren Wohnfir gehabt, für fi) und ihre Familien nad) dem Gefe vom 
11. März 1812 auch fernerhin behandelt und die Beftimmungen vom 8. Auguft 1830 auf 
fie nicht angeivendet, diefelben auch für berechtigt angenommen werden follten, ſich in die an: 
deren Provinzen, in denen dad Edift vom 11. März 1812 gilt, überzufiedeln; dagegen foll- 
ten bis zur definitiven Regulirung der Berhältniffe der Juden in den neu= und wieder erwor— 
benen Provinzen die ftädtifchen Behörden in Danzig befugt fein, anderen Juden die Auf- 
nahme zu veriveigern, Diejenigen aber, weldyen die Rechte aus dem Edikte vom Jahre 1812 
nicht auftehen, nur mit Genehmigung der Staatsbehörde aufzunehmen. 

Hiernach gilt dort, mit Ausnahme der in der Allerhöchften Ordre vom 25. April 1832 
enthaltenen Ausnahme wegen der Freizügigkeit, Alles, was vorftchend sub A in Betreff der 
altländifhen Provinzen bemerkt worden. 


GC und D, Die ehemals zum Herzogthum Warſchau gehörig geweſenen 
Kandestheile. 


In das bei der Iheilung Polens im Jahre 1772 an Preußen gefommene Gebiet ward 
dur das Notififationd-Patent vom 28. Februar 1772 das General:Judenprivilegium vom 
17. April 1750 eingeführt; dagegen ward für die in den Jahren 1793 und 1795 einverleibten 
Sandeötheile, unter der Bezeichnung „Südpreußen und Neuoftpreußen,* unterm 17. April 
1797 ein befondered General-Judenreglement erlaffen. Durch den Tilfiter Frieden vom 
12. Juli 1807 verlor Preußen den größten Iheil der ihm bei den früheren Theilungen zu— 
gefallenen Yandestheile, weldye größtentheild zur Dotirung des neu gebildeten Herzogthums 

Varſchau verwendet wurden. In legterem ward durch den $ 4 der Konftitution vom 22. Juli 
1807, ohne Auönahme in Betreff der Juden, allgemeine Gleichheit vor dem Geſetze beftimmt, 
und im $ 69 wurde die franzöfifhe Gefehgebung als bürgerliched Recht eingeführt. Hier 
durch waren den Juden alle politifchen und bürgerlichen Rechte eingeräumt. Die erfteren 
wurden jedoch bereitö durd) dic Verordnung vom 17. Oktober 1808 fuspendirt, und aud) in 
Betreff der bürgerlichen Verhältniffe mehrfache Beichräntungen eingeführt, Als hierauf im 
Jahre 1815 das Herzogthum Warſchau aufgelöft ward, fiel ein Iheil der ehemals Preu- 
Hilden Provinzen an Preußen zurüd; der Kulmer und Michelauer Kreis in den Grenzen 
von 1772 und die Stadt Thorn mit ihrem Gebiet wurden wieder zu Weſtpreußen geſchlagen, 
und aus den übrigen Diſtrikten, einem Theil ded chemaligen Südpreußens, ward als beſondere 
Probinz das Großherzogthum Pofen gebildet. In diefe wieder erworbenen Yänder ward 
durch die Patente vom 9. November 1816 das Allg. Landrecht und die Gerichtsordnung 
eingeführt, Dagegen verblieb es nad) der Allerhöchften Ordre vom 8. Auguft 1830 in Betreff 
der Juden bei den biöherigen Gefepen. 


Und zwar C. Das Großherzogthum Bofen. 


Durch die Verordnung vom 1. Juni 1833 wurden demnädyit Die Verhältniffe der Juden 
in der Provinz Poſen neu geordnet. 

Diefes Gefeg fündigt fih im Fingange als ein nur vorläufiged an. Sein twefentlicher 
Unterfdjied von dem Editt von 1812 beruht in der Bildung jüdifher Rorporationen für 
gewiſſe Angelegenheiten, und in der Unterfcheidung zweier Klaffen von Juden, naturalifirte 
und nicht naturalifirte, mit weſentlich verſchiedenen Rechten. 

Gemeinde-Verhältniſſe. 

Die Judenſchaft eines jeden Ortes bildet eine vom Staate geduldete Religionsgeſellſchaft, 
welcher aber in Beziehung auf ihre Vermögendangelegenheiten die Rechte einer Korporation 
beigelegt find, Wo bisher die Judenfchaft mehrerer Orte zu einer Synagoge vereinigt war, 
foll diefe Vereinigung auch für die Korporationd- Angelegenheiten beftehen bleiben. Diefer 
Korporationdverband bezicht ſich jedody mur auf die inneren Verhältniffe der Synagogen— 
gemeinen, und auf die in der Verordnung ausdrüdlid ald Korporations-Angelegenheiten 

Erfte Abtheilung. 19 
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bezeichneten Gegenftände; in allen übrigen Angelegenheiten werden die Juden nur ald Iheil- 
nehmer ihrer Ortögemeinen behandelt (88 1, 2 der Verordnung). 

Jeder Jude, welcher in einem Synagogenbezirk feinen Wohnſitz hat, gehört zur Korpo— 
ration; ſtimm- und wahlfähig in derfelben find alle diejenigen männlichen volljährigen und 
unbefcholtenen Juden, welche entweder naturalifirt find und die Beiträge zu den Korporationd- 
bedürfniffen ohne Rückſtand abtragen, oder, fofern fie zu den nicht naturalifirten, jedoch mit 
Gertifitaten verfehenen Juden gehören, in den letzten drei Nahren zu den Korporations- 
bedürfniffen wirklic) herangezogen worden und während diefed Zeitraums ihre Beiträge ohne 
Rückſtand — haben (8$ 3, 4 der Verordn.: Allerh. Ordre v. 16. Febr. 1841; 
Geſetzſ. ©. 51.). 

Zur Ausführung diefer Beftimmung werden nad) der Oberpräfidial- Inftrultion vom 
14. Januar 1834, Art. 2, 4, durd) die Spnagogenvorftcher vollitändige Liften über die zu 
den Synagogen gehörigen felbftftändigen und großjährigen Juden, wie über deren Familien 
glieder geführt, wonach dann die Liften der ftimmfähigen Gemeinemitglieder entworfen 
werden. Die ftimmfähigen Mitglieder wählen in Gegenwart und unter Aufficht eines 
Regierungstommiffariud Repräfentanten und diefe wiederum. Verwaltungsbeamten, welche 
bon der Regierung beftätigt werden und ihr Amt unentgeltlich zu verwalten haben. Die 
näheren Beftimmungen über die Zahl der Repräfentanten, der Beamten, über die Dauer 
ihrer Verwaltung enthalten die Statute der einzelnen Ktorporationen, welche von der Regie: 
rung nad) Vernehmung der Repräfentanten entworfen und vom Oberpräfidenten beftätigt 
werden. 

Dad Wahlverfahren ift durch befondere Inftruftionen von den Probinzialbehörden, unter 
Genehmigung ded Minifteriumd des Innern, geordnet. 

Die Repräfentanten bilden ein Kollegium, deffen Gefchäfte ein aus ihrer Mitte zu erwäh— 
lender Vorſteher leitet, die Gemeine-Verwaltungsgeſchäfte beforgen die Vorſteher und deren 
Beiftände kollegialiſch; ihre Redyte und Pflichten gegen einander, gegen die Korporationen 
und gegen dritte Perſonen werden nad) den in der revidirten Städteordnung vom 17. März 
1831 über die Rechte und Pflichten ded Magiftratd und der Stadtverordneten enthaltenen 
Vorfchriften beurtheilt; STB. O. 11 Inſtr. In Gemäßheit diefer Beſtimmung find von der 
Regierung zu Poſen unter dem 1. Juli 1834 Inftruftionen erlaffen worden, Danad) gehören 
zu ihrem Geſchäftsreſſort inöbefondere folgende Gegenftände: 

a) Prüfung des Schuldenwefend der Gemeine und Aufftellung eines fpeziellen Sculden- 
tilgungd-Plancd nebft der Kontrole über dad von den Veraltungdbeamten zu führende 
Schuldenkonto. 

b) Kontrole aller Korporationseinnahmen, insbeſondere der Kauſcher-Fleiſchabgabe und 
des Kommunalvermögens mit ſorgfältiger Beurtheilung, wie ſolches in Zukunft möglichſt 
vortheilhaft zu benutzen ſei. 

c) Aufſtellung des Ausgabe- und Einnahme⸗Etats für die Korporation. 

d) Prüfung der Gemeinerechnung und eventuelle Decharge des Rendanten. 

e) Kontrole der Korporationsverwaltung überhaupt und Reviſion der Kommunalkaſſen— 
verwaltung indbefondere. , 

f) Kontrole ded Armenweſens und der wohlthätigen Privatinftitute, jedody ohne Störung 
der Privatftiftungen und der Vereine zum Zweck der Wohlthätigkeit. 

g) Nepartition der Korporationslaſten und Leiftungen. 

h) Bewilligung außerordentliher Geldmittel über den Betrag des Jahredctatd. j 

i) Die jedeömalige Beſchlußnahme, ob Namens der Korporation Prozeſſe angeftelt, Käufe 
und Verkäufe, Vergleiche und andere Kontrafte abgefchloffen werden follen, in denen cd 
fi um die Subftanz des Korporationsvermögens handelt. 


Alle Befchlüffe, welhe eine Veränderung in der Eubftanz des Korporationdvermögens, 
die Erhebung von Gemeinefteuern und Yaften, eine Prozeßführung, Feltftellung ded Korpo- 
rationdetats, Bewilligung von Gehältern, die perfönlichen Redyte einzelner Mitglieder u. ſ. to. 
betreffen, bedürfen der Beftätigung der Regierung; alle fonftigen Beſchlüſſe hat der Korpo- 
rationdvorftand, tvenn er mit ihnen einverftanden ift, ohne Weiteres zu vollziehen. 

Die jüdifhen Vertvaltungsbeamten find ald mittelbare Staatödiener nicht anzufehen. 


an I. Beilagen, die bürgerlichen Berhältniffe der Juden betr. 291 


Bürgerlihe Rechte. 


Dad Gefeg verleiht die Naturalifation mit den daran gefnüpften erweiterten Rechten 
nur unter gewiſſen, in den 88 17 und 18 der Verordnung vom 1. Juni 1833 näher bezeich— 
neten Bedingungen, in Betreff deren auf den Inhalt der Verordnung vertiefen werden darf, 
deren Abdruck diefer Darftellung beigefügt worden ift. 

Wer diefen Nachweis führt, wird von der betreffenden Regierung mit einem Naturalifa- 
tiondpatent verfehen, welches das-Gefeg mit Rückſicht auf feinen proviforiichen Charakter als 
ein „vorläufiges“ bezeichnet. 

Tiefe Naturalifationd- Patente erftreden fid) dann aud) auf die Ehefrauen der naturali- 
firten Juden, und verbleiben ihnen ald Wittiven bis zur anderweiten Verheirathung; auf die 
Kinder geben fie aber wegen des Erforderniffed perfönlicher Eigenſchaften nicht über. 

Diejenigen Juden, welche fid) hiernach zur Naturalifation nody nicht eignen, werden von 
den Korporationdbehörden familienweife verzeichnet. 

Diefe Korporationsverzeichniffe werden alljährlich vom Kreid-Landrath nad) vorgängiger 
Prüfung befcheinigt und dann bei der Ortöpoligeibehörde niedergelegt. Auf den Grund der- 
felben wird von der Ortö-Bolizeibehörde jedem Familienvater ein mit der Nummer ded Ver- 
zeihniffes verfchened Gertifitat ertheilt, welches die Namen der fämmtlihen Kamilienglieder 
enthält und nach der jährlichen Rebifion mit einem Bifa verfehen oder berichtigt werden muß. 

Die Führung der Verfonenftands-Regifter ift aud) in Poſen den Polizeibehörden über: 
tragen. Die Regiiter werden jährlidy und in zweifacher Auöfertigung geführt, dad Duplifat 
erhält der Zandrath zur Rebilion. Befchneidungen und Beerdigungen dürfen nicht cher vor- 
genommen tverden, bis die Beſcheinigung der geichehenen Eintragung in das Regifter nach— 
gewwiefen ift; in das Trauregifter Darf vor Beibringung des erforderlichen Tauſcheines nichts 
eingetragen werben. Art. 19 der Inftruftion. 

Die Juden werden im Allgemeinen nad denfelben Grundfägen wie die hriftlichen Ein- 
wohner behandelt; 827 der Verordnung. Die Beſchränkungen, denen die ſämmtlichen Juden 
des Großherzogthums Poſen, fo mie diejenigen, welchen die nidyt naturalifirten insbeſondere 
unterliegen, Kind in den 88 15, 20, 25, 26 der®erordnung vom 1. Zuni 1833 enthalten, auf 
welche hier Bezug genommen werden darf. 


D. Die übrigen ehemals zum Herzogthum Warſchau gehörig gemwejenen 
Landestheile, 


Es find dies nad) der jegigen Organifation der Provinzialbehörden mehrere Theile des 
Regierungäöbezirted Marientverder, die jegigen Kreife Kulm, Ihorn, Strasburg, Löbau, der 
größere Theil des Graudenzer und mehrere Ortfchaften ded Flatower Kreifed, im Regie— 
tungöbezirt Frankfurt die Ortichaften Schermeifel und Grochow. 

Im Allgemeinen find die Juden hier nad) dem General: Judenreglement vom 17. April 
1750, mweldyed auch während der Fremdherrſchaft faktiſch großentheild zur Anwendung ge- 
bradyt worden ift, und nad) einzelnen, auf ihre Verhältniffe bezüglichen Verordnungen der 
Warſchauiſchen Negierung behandelt worden. Hiernach wurden fie als Schutzverwandte und 
zur Erwerbung des Stadt» Bürgerrchtes unfähig eradytet. Die Wohnfig- Veränderung in- 
nerhalb diefed Landestheiles ift unbefcräntt, mit Ausnahme der Stadt Ihorn. Diefe hatte 
dad Recht, den Juden die Niederlaffung dafelbft zu verfagen, ald auf alten Gerechtſamen be- 
ruhend, in Anfprudy genommen. Nach der Wiedervereinigung der Stadt mit der Krone 
Preußen wurde Anfangs angenommen, daß mit dem Allg. Landrecht auch das Edikt vom 
11. März 1812 dafelbit eingeführt fei. Auf eine Beſchwerde der Stadtbehörden über den 
— Andrang poſenſcher Juden beſtimmte jedoch der Staatskanzler durch einen Erlaß vom 

7. März V daß der Magiſtrat befugt ſein ſolle, alle Juden, welche nicht die Rechte aus 
dem Editt vom Jahre 1812 befäßen, qurüdyuioeifen, und diefe Befugniß iſt auch durch Aller: 
höchſte Ordre vom 25. November 1827 aufrecht erhalten. 

Der Erwerb von Landgütern wird den Juden mit Rüdficht auf die Warſchauiſchen De- 
frete vom 19. November 1808 und 23. September 1810 nicht geftattet. Den Antauf ftädti- 
Iher Grundftüde band dad Reſtript des Minifteriums ded Innern d. d. Warſchau, den 
13. April 1813 an folgende Bedingungen: 


19° 
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Nachweis eines Vermögens von 40,000 polnischen Gulden, Kenntniß der deutjchen, pol- 
nischen und franzöfiihen Sprache, Verſprechen, ihre Stinder vom ſiebenten Jahre ab in eine 
Öffentliche Schule zu ſchicken und fidy aller Abzeichen in Bart und Kleidung zu enthalten, 
endlich, Mangel eines hriftlichen Käufers. 

Diefed Refkript ift zwar wegen mangelnder Gefegeöfraft nicht zur Anwendung gebradt, 
indem man annahm, daß derartige Beftimmungen nur im Wege der Gefekgebung, nicht 
durd) bloße Verfügungen der Verwaltungsbehörden hätten getroffen werden fönnen. Zur Er: 
werbung ftädtifher Grundftüde ift jedody nad) dem Neglement vom 17. April 1750 die 
Ninifteriolgenehmigung für erforderlidy gehalten worden. 

Das Schantgewerbe ift durd) die Warfhauifhe Verordnung vom 30. Ottober 1812, 
bei Strafe der Konfiöfation der vorräthigen Getränte und des doppelten Werthed der 
felben verboten, 

Uebrigens gilt das Allg. Landrecht und die Allg. Gerichtöordnung. 

In Schermeifel und Grochow wurden diejenigen Vorfchriften zur Anwendung gebradht, 
melde vor dem Erſcheinen der Verordnung vom 1. Juni 1833 in Poſen galten. Hiernach 
wird ald Grundlage dad Judenreglement vom 17. April 1797 für Süd: und Neu-Oſtpreu— 
fen angefehen, von weldem angenommen wird, daß cd mit dem Allg. Landrecht und der 
Allg. Gerichtsordnung wieder eingeführt fei. 

Ter faktiſche Zuftand entipricht im Allgemeinen dem der Juden im Regierungsbezirk 
Marienwerder, nur ist ihnen der Haufirhandel im Großherzogthum Poſen unterfagt. Außer: 
dem find die Juden hier auch noch befonderen perfönlihen Abgaben an die Gutöherrfchaft 
untertvorfen, deren früher von der Regierung verſuchte Ablöfung nicht gelungen iſt. 

Die rechtliche Begründung der in den chemald Warſchauiſchen Zandeötheilen in der Ber 
handlung des Judenweſens zur Anwendung gebradyten Grundfäge ift nad) dem oben unter 
C, D Bemerften nicht ohne Bedenten, 


E. Ehemals Sächſiſche Landestheile. 


Durch den Friedensſchluß mit Sachſen gingen vom Königreich Sachſen an Preußen 
über: die Niederlauſitz, ein Theil der Oberlauſitz, der Kurkreis mit Barby und Gommern, 
ein Theil des Meißner und Leipziger Kreiſes, der größte Theil der Stifter Merſeburg und 
Naumburg-Zeitz, das ſächſiſche Mansfeld, der thüringiſche Kreis, das Fürſtenthum Quer— 
furt, der Neuſtädtſche Kreis, die Voigtländiſchen Enklaven und der ſächſiſche Antheil an 
Henneberg. 

In allen dieſen Landestheilen beſteht auch jetzt noch die ſächſiſche Judenverfaſſung ne— 
‚ben dem Landrecht und der Gerichtsordnung. In den Lauſitzen finden wiederum einige Ber: 
ſchiedenheiten ftatt. 

Als allgemeined Gefer gilt dad Mandat vom 16. Auguſt 1746, twonad) die Juden 
Schutzunterthanen find, welche im Herzogthum Sadıfen nur auf Grund einer, auf fic per- 
ſönlich gerichteten landeoherrlichen Konzeſſion einen beftimmten Wohnfig nehmen dürfen — 
8 des Mandatd — welcher bei Verluft des Schutzes und Strafe der Kortweifung aud 
dem Lande nicht verändert werden darf, Niederlaffung auf dem platten Yande wird gar nicht 
geftattet (Werordnung vom 4. Dezember 1781 Cod. August Thl. I ©. 1466). Eie find 
pon allen öffentlichen Aemtern und vom ftädtifchen Bürgerrecht ausgefchloffen, da ſolches dad 
Staatö: Bürgerrecht vorausſetzt. Der Erwerb unbeweglicher Güter und der antichretiſche 
Pfandbeſitz ilt ihnen unterfagt. Mandat vom 1. Auguft 1602. Polizeiordnung vom 
22. Juni 1661 Tit. I — Ausſchußtags⸗Abſchied von 1680. Landtags Abſchied vom 
18. April 1716. 5. Mai 1718 (Cod. August I ©. 380, 400). R. 18. Juli 1780 (Cod. 
August IV, Fortf. I Thl. I Abth. I ©. 375). 

Durd) die Gewerbeordnung find die vielfadhen früheren gewerblichen Beſchränkungen 

bid auf das Verbot des Hauſirens — Mandat vom 10. Auli 1719 (Cod. August I 
E. 1899) und $ 1 des Mandats vom 16. Auguft 1746 — aufgehoben. Von den früheren 
perſonlichen Abgaben beftcht nur noch das fogenannte Schutzgeld für die Konzeffion ded 
Wohnſitzes. Im Allgemeinen kommt dad Allg. Landrecht und die Allg. Gerichtöordnung in 
Anwendung. 


@-N) I. Beilagen, die bürgerlichen Berhältniffe der Juden betr. 293 


In der Lauſitz bildet dad Königlich ſächſiſche Mandat vom 16. Auguft 1746 die Grund— 
lage ded Rechtszuſtandes. Bejondere Beftimmungen find haupfſächlich nur für die Nicder- 
lauſitz erlaffen, da in der Oberlaufig fidy überhaupt fehr wenige Juden aufhalten. 

Ten kongeffionirten Schusjuden und deren Nadytommen ift Die Begründung ded Haud- 
ſtandes geftattet. Zur Veränderung des Wohnfiged innerhalb der Sauip ift Genehmigung 
der Regierung erforderlid. In Betreff des Erwerbes von Grundftücen und des Vetriched von 
Gewerben verhält es fidy wie im Herzogthum Sachſen; jedody ift aud) das Schankgewerbe 
unterfagt. Reſtript vom 22. Juli 1752. Kür die privatrechtlichen Verhältniffe find im All— 
gemeinen dad Yandredyt und die Gerichtsordnung maßgebend, cd kommen aber außerdem 
folgende partituläre ſächſiſche Beſtimmungen zur Anwendung. 

I. Bei Darlehnögeichäften oder Ceſſionen zwiſchen Juden und Ghriften, wobei der Jude 
Gläubiger, Ceſſionar oder Indoſſatar ift, muß bei Strafe der Nichtigfeit dad darüber 
ausgeftellte Dokument gerichtlich rekognoszirt, die Valuta baar vor Gericht aufgezählt 
und in Empfang genommen, aud), daß beides geſchehen, im Rekognitionsprotokolle mit 
bemerft fein; nur wenn der chriſtliche Empfänger des Darlehnd oder der Baluta ein 
Kauf: und Handelömann, oder eine handeltreibende Frauensperſon ift, findet eine Aus— 
nahme ſtatt. Ferner ift dem jüdischen Darleiher, bei Verluſt feiner ganzen Forderung 
und bei Strafe der Nichtigkeit ded ganzen Geſchäftes, jede Verabredung unterfagt, wo— 
nad ihm nach der gerichtlihen Verhandlung wieder etwas von der vor Gericht auf: 
gezählten Summe unter dem Vorwande der Proviſion, Courtage, oder irgend einem 
andern Titel zurüdgegeben werde; bei gleicher Strafe muß auch dad Darlehn ganz in 
baarem Gelde befteben, und ed dürfen feine Waaren, Pretiofen oder andere Mobilien, 
auch keine Schuldforderungen statt baaren Geldes gegeben oder angerechnet werden. 
Endlich wird feine Klage aus Schuldverſchreibungen, Wechfeln oder Geffionen ange- 
nommen, weldye von einem in der Niederlaufig wohnbaften, nidyt dem Handelsſtande 
angehörigen Ghriften an einen ebendaſelſt wohnhaften Juden, außerhalb der Nieder: 
laufis, auögeftellt find, wenn nidyt jene Vorſchriften dabei befolgt worden. 

Mandat vom I. Auguft 1811. (Cod. Aug. IN, Forti. Thl. 1 ©. 256.) 

2. Wird jeder Jude mit dem zurüdgelegten 25. Lebensjahre wechſelfähig. Mandat vom 
21. April 1724. (Cod. Aug. I, S. 2085. Fortſ. I, Thl. UT ©. 715.) 

3. Dürfen die Juden nad) dem Keftript vom 18. März 1767 (Cod. Aug. 1, Kortf. Ihl. IH 
©. 396) bei Darlehen nur 5 Prozent, und im Wechſelverkehr nur 6 Prozent an 
Zinſen erheben. 

In Betreff der Grafſchaft Henneberg Dagegen ift befonderd Nachftehendes zu erwähnen: 

Im Allgemeinen gelten die ſächſiſchen Gefege, namentlih dad Mandat vom 16. Au: 
guft 1746. Im Einzelnen ift zu bemerken, daß zur Veränderung des Wohnſitzes, zur Be— 
grundung des Hausitandes und zur Verheirathung der Juden Minifterialgenchmigung er: 
forderlich ift, Dagegen ift die Beſchränkung des kurſächſiſchen Reſtriptes vom 28. April 1781, 
wonach in der Grafſchaft Henneberg nicht mehr als 10 Judenfamilien geduldet werden follen, 
faktiſch überfchritten. 

F. Neu-Vorpommern und Rügen. 


. Das Herzogthum Schwedifch- Pommern und das Fürftenthum Nügen behielten nad) 
Ihrem Uebergange an die Krone Preußen ihre frühere Judenverfaffung, deren Grundlage die 
Patente vom 27. Oftober 1777 und 23. November 1810 bilden. Hiernach find die Juden 
Schutzgenoſſen und bedürfen zur Niederlaffung einer befonderen Konzeffion. Außer 2 Pet- 
ſchierſtechern, 3 Brodeurd und den publiquen Bedienten, ald dem Rabbi, Schulmeifter, 
Schachter, joll fein Jude konzeſſionirt werden, welcher nicht ein ſchuldenfreies Kapital von 
2000 Thlr, pommerſch Gourant (2262 Thlr. 15 Sar.) nachweiſt. 

‚Ten Schukjuden wird erlaubt, ſich, wenn fie feine erwachſenen Kinder haben, zwei bie 
drei Bediente jüdischer Nation zu halten, dagegen wird den Petſchierſtechern, Nabbis u. f. w. 
nur einer geftattet. 

Das Privilegium erftreett ſich zunächſt auf den Schutzjuden, feine rau und Kinder, 
nad) feinem Tode fällt es auf den älteften Sohn oder Tochter, und nad) deren Nbfterben 
fucceffive auf eins der übrigen Kinder, in deren Ermangelung aber auf die Wittwe. 
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8 1,3,5,6. Patent von 1777. Litt. a des Patentes von 1810. 

Die Veränderung ded Wohnſitzes innerhalb der Provinz ift unbeſchränkt, doch wird die 
Niederlaffung auf dem Lande nur unter der Bedingung des Ankaufes oder der Pachtung bon 
Grundftüden geftattet; 8 7 ded Patentes von 1777 Litt. b des Patentes von 1810. Seit 
dem Erfcjeinen der Getverbeordnung ift ihnen nur noch der Kleinhandel mit Getränfen, die 
Gaft: und Schankwirthſchaft und der Haufirhandel, lekterer jedoch mit Ausſchluß des Han: 
deld mit roher Wolle, den ihnen das Patent vom 1810 unbeſchränkt verftattete, unterfagt. 

Die Führung ihrer Handelsbücher in deutfcher und nidyt in jüdiſcher Sprache, ift ihnen 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht. 

Uebrigens ftehen die ſämmtlichen Juden unter dem Rabbi und den Aelteften in Stralfund. 

Die Heirath mit einer Ausländerin ift nur zuläffig, wenn diefelbe ein anfehnliched Ver: 
mögen mitbringt. $ 12, 13. Patent von 1777. Beim Darlehn und Wechſelverkehr dürfen 
nidyt über 5 refp. 6 Prozent Zinfen genommen werden, und der Schuß geht verloren, wenn 
ein Jude von verdächtigen Perfonen Sachen kauft, verhehlt oder zum Pfand nimmt, gute 
Münze umſchmilzt und befdpneidet, oder ſchlechte Münzforten ind Yand bringt und dagegen 
gute auöführt, oder wenn er vorſätlich Banferott macht. Im Uebrigen kommt dad gemeine 
deutiche Recht zur Anwendung. Die Beihränfungen der Juden durch daffelbe find indeſſen 
theilweife obfolet geworden, fo Die Beftimmungen der Reichsgeſetze, daß Kontrakte eined Juden 
mit einem Ghriften vor der Obrigkeit ded Letzteren errichtet werben follen, daß Juden ihre 
Forderungen an Ehriften nicht an andere Chriften abtreten dürfen. Es befteht nad) gemeinem 
Hecht das Verbot einer Ehe zwiſchen Ehriften und Quden, 1. 6 C. de Judaeis und die be 

ſchränkte Glaubwürdigkeit im Kriminalprozeß, wie in den Fällen, wo Juden im ——— 
von einem Glaubensgenoſſen gegen einen Chriſten zum Zeugen vorgeſchlagen werden, 1.21. 
C. de haereticis. CH. Eihhorn deutſches Privatrecht 8 81. 


G. Ehemald Großherzoglich heſſiſche Landestheile. 
1. Dad Herzogthum Weftphalen 
ging durch den Neichödeputationd- Hauptihluß vom 25. Februar 1803 vom Erzbisthum 
Köln an das Großherzogthum Heſſen über, gelangte im Jahre 1815 an Preußen, und bil- 
det jegt (mit den Grafichaften Wittgenftein) verſchiedene Kreiſe im Negierungöbezirf Arnöberg. 

Für Die von jeher geduldeten Juden gaben die Kurfürften von Köln mehrfadhe Ord— 
nungen, die lehte unterm 28. Juni 1700 (Scotti Sammlung kurtölnifcher und weſt— 
phälifher Kandeöverordnungen Abth. I Ih. IS. 557), welche nody jetzt die Grundlage der 
Qudenverfaffung bildet, wiewohl ihre Anwendbarkeit von den Gerichten in Zweifel aagogen 
wird. Später ergingen über die Juden noch die Kurkölniſche Verordnungen vom 14 Des 
zember 1771 und unter Heſſiſcher Regierung die Verordnung vom 11. Februar und 30. Juli 
1505, 11. September 1806, 15. Mai und 19. Juni 1812. (Scotti, Abth. ITh. IE. 910. 
Abth. I Ih. U ©. 739.) 

Nach diefen Gefegen find die Juden nur Schugveriwandte, auch nidyt Mitglieder der 
bürgerliben Gemeine. Sie bedürfen zur Niederlaffung der Genehmigung der Regierung 
unter Ertheilung eines Schutz- (Geleit:) briefed, bei Nachweis des Wohlverhaltens und 
eines Vermögens von 1500 Ihlen. für die Städte, 900 Ihe. für das platte Land, (Preuß. 
1153 Ihle. 25 Sgr. 5 Pf. — 692 Ihlr. 9 Sar. 3 Pf.) oder bei minderem Vermögen 
eines Toleranzſcheines; beide werden nur auf einen beftimmten Ort audgeftellt, und ift daber 
aud zur Wohnungsveränderung innerhalb des Herzogthums die Genehmigung der Regie: 
rung erforderlich. Dad Verlaffen des Herzogthums ift nur nad) Zahlung aller Schulden 
bei Ruͤckgabe des Geleitbriefes und Öffentlidyer Bekanntmachung geftattet. Die Juden bilden 
in ihrer Gefammtheit eine Korporation. An Eintrittögeld zahlt der Schuhjude 5 Pro— 
zent feines Vermögens, höchſtens SO Ihlr., der Tolerirte aber hödyftens 12 Ihr. zur 
Korporationskaſſe. 

Der Erwerb von Grundeigenthum oder Grundgerechtigkeiten iſt an die Genehmigung 
der Regierung geknüpft, welcher bei geführtem Nachweiſe, daß der Kaufpreis mit dem Werth 
des Grundſtückes in richtigem Verhaͤltniß ſteht, und keine verſteckten Geſchäfte ſtattgefunden 
haben, ertheilt wird. (Verordnung vom 14. Dezember 1771 und 15. Mai 1812. Scotti 
111 910, U 1 739.) 


a — 
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In Betreff des Handels und der Gewerbe ift jegt nur nody der Kleinhandel mit Brannt- 
mein unterfagt. Tie Verheirathung ift den Juden nur mit Genchmigung des Staates gegen 
Löfung eines Hochzeitpatentes geftattet; jüdische Knechte follen unverheirathet fein; Gefehf. 
vom 11. März 1714; dagegen können fremde Jüdinnen auch ohne Einbringung eined Ver— 
mögend eingeheirathet werden. Im Uebrigen finden die allgemeinen Yandeögeiege Anwen— 
dung, indem die in der früheren Geſetzgebung noch enthaltenen Beſchränkungen von den 
Behörden für obfolet erachtet werden. 

2. Die Grafſchaften Bittgenftein. 

Die frühere Poligeiordnung von 1569, wonach Juden nicht geduldet werden und im 
Betretungdfalle hart bedroht find, ift antiquirt. Provinziell ift nur angeordnet, daß Regiſter 
über Trauungen, Geburten und Sterbefälle gehalten werden follen. Die Regierung bringt 
die Beftimmungen ded Allgem. Yandredyts und ſubſidiariſch des gemeinen Rechtes zur An- 
wendung, und betrachtet die dortigen Juden als bloße Schugverwandte ohne Theilnahme 
an den politiihen Rechten und den bürgerlichen Korporationen. Die Begründung ded Haus- 
ftandes kann lediglid unter Staatögenehmigung gegen Zöfung eines Schußbriefeö erfolgen, 
welcher nur für die Berfon und auf einen beitimmten Ort ertheilt wird, daher Söhne von 
Schutzjuden ſtets eined befonderen Schugbriefed bedürfen. Bei der Neception wird nad) 
Makgabe des Vermögens ein Beitrag in die Armentaften der Judengeſellſchaft gezahlt. 
Die Wohnfigveränderung ift auch innerhalb der Grafichaften an die Staatögenehmigung 
gefnüpft, und wird den Juden die Niederlaffung auf dem Yande nur in der Grafſchaft Witt: 
genftein- Wittgenftein, mit Genehmigung der betreffenden Gemeine, geftattet. Reſtript vom 
18. Nai 1840 (V. M. Bl. v. 1840 ©. 222). 


H. Ehemals Naſſauiſche Yandestheile. 


Durch Vertrag mit dem Herzogthum Naffau gingen mehrere Acmter und Ortſchaften, 
indbefondere dad Fürſtenthum Siegen mit den Aemtern Burbach und Neukirchen an den 
Preußiſchen Staat durch Tauſch über, welche jeßt zu den Regierungsbezirken Koblenz und 
Arnsberg gehören. Das Fürftenthum Siegen, welches nebft den erwähnten beiden Aemtern 
den Kreis Siegen im Negierungsbezirt Arnsberg bildet, gehörte bis 1806 zu Naffau, ward 
durch die Rhein-Bundesatte dem Großherzogthum Berg einverleibt und durch Patent vom 
WU. Dezember 1813 von dem Prinzen von Oranien wieder in Beſitz genommen, welcher die 
bor dem 31. Juli 1806 beftandene Gefengebung vom 1. Januar 1814 ab mit der Maß— 
gabe wiederherftellte, daß alle Rechtögefchäfte und alle Redytöverhältniffe, die inzwiſchen auf 
tehtmäßige Weiſe entitanden, ihre Kraft behalten follten. Demgemäß werden von der Re 
gierung zu Arnöberg diejenigenen Juden, melde fid) vor dem 1. Januar 1814 dort ange 
fiedelt, nach bergiſchem Recht, dagegen die Tpäter eingewanderten nad) Naffauifcher Ver: 
faffung, namentlid) nady der oranien= naffauiidyen Zudenordnung vom 17. Januar 1770 


und der Deklaration vom 27. April 1784 und Hr MÜ 1786 behandelt. Hiernach find 


gen Auguſt 
fie Schusjuden; Auswärtige müffen einen Schutzbrief löjen, der nur bei einem Vermögen 
bon 500 Ihr. für Städte, und von 500 Gulden für das platte Land ertheilt wird; der 
Schuß geht nur auf die Witte über, Söhne müffen bei Begründung eines eigenen Haus— 
ftandes einen befonderen Schupbrief löfen. Eind beide Eltern todt, jo wird der Sohn nur 
nod) ein Jahr nad) erlangter Grofjährigteit geſchützt, kann er dann einen eigenen Schußbrief 
nicht löſen, auch ald Knecht nicht unterfommen, fo muß er nad Entrichtung des zehnten 
Piennigs das Yand räumen. Die Wohnfigveränderung ift innerhalb des Kreiſes unbefchräntt, 
dagegen der Abzug aus demfelben nur nach Ertheilung eined Abſchiedöbriefes und Ordnung 
der Geldangelegenheiten mit Chriften geftattet. Der Erwerb von Grundeigenthum ift nur 
zu eignem Gebrauch, nicht zum Handeln oder zur Verpachtung erlaubt; Haufirhandel ift 
unterjagt. Zur Verheirathung ift kein Konſens erforderlidy; einheirathende Jüdinnen müffen 
jedoch in Städten 500, auf dem platten Lande 300 Gulden einbringen. Die Vertragd- 
fähigkeit ift in fo weit beichräntt, ald Juden an „gemeine Zeute* für „geringere Waaren* 
Forderungen nicht über 20 Gulden anwachſen laffen dürfen, von Rechnungsſchulden Zinfen 
nur, wenn diefelben gerichtlic) feſtſtehen, zuläffig find, gerichtliche Aufnahme der Darlehns⸗ 
vertraͤge vorgeſchrieben und der Zinoſah auf 5 Prozent eingeſchränkt iſt; Ceſſionen dürfen 
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nur gerichtlich aufgenommen und Pfänder nur gerichtlich verfauft werden; im Uebrigen 
gelten dad Allg. Landrecht und die Allg. Gerichtsordnung. 

In den zum Regierungsbezirk Koblenz gehörigen naffanifchen Landestheilen ift die Stel- 
fung der Juden im Weſenflichen die des gemeinen Nedyted, zum Iheil näher beftimmt durd) 
naſſauiſche, Kurfürſtlich Trierſche und Fürſtlich Solmöd-Braunfelfiihe Verordnungen. Sie 
find Schugberwandte, zu Öffentlichen Nemtern, außer dem eines Arztes, unfähig, haben aber, 
indem fie nur gegen Löſung eines Schutzbriefes geduldet werden, auch nicht an allen bürger: 
lien Laſten Theil zu nehmen; unvergleitete Juden, die auch nidyt im Dienſte eines Schugjuden 
ftehen, follen über die Gränze gebradht werden. Der Cchugbrief, weldyen die Regierung er: 
theilt, ift rein perfönlich und wird der Regel nad bei Eingeborenen nur dem älteften Sohn, 
eventwaliter der älteften Iochter, beim Nachweis eines fittlihen Lebenswandeld und eined 
Bermögend von 500, reſp. 300 Gulden, gegen Zahlung von 74 Dutaten Rezeptionsgebüh— 

ren und eines jährlidyen Schutzgeldes bewilligt, Ausländer erhalten den Edyug nur beim 
Einbringen von 1500, refp. 1000 Gulden für den Juden, refp. die Jüdin, und bei Zahlung 
bon 15 Dutaten Rezeptionögelber. 

Naſſauiſche Berordnung vom 29. November 1806. 

Die Befigveränderung ift in den chemald Solms-Braunfelsiſchen Landeötheilen mit 
Staatögenchmigung, nad) vorher eingeholtem Gutachten der Kommunalbehörden geftattet, 
Der Erwerb von Grundftüden ift an die Staatögenchmigung gefnüpft; für den Handel und 
Gewerböbetrieb beftehen partifuläre Beſchränkungen. Für die privatredhtlihen Verhältniffe 
fommt das gemeine Recht zur Anwendung, und gilt Daher im Allgemeinen das oben in Bezug 
auf Neu-VBorpommmern Bemerkte. 

Unvergleitete Juden dürfen gar nicht, vergleitete nur mit Staatögenehmigung heirathen, 
und in Solms-Braunfels darf den jüdifchen Kindern nur der vierte Theil des Vermögens 
als Auöfteuer gegeben werden; Verträge mit Chrilten find nur nad) obrigfeitlicyer Beltäti: 
gung gültig, und gekaufte geftohlene Sadıen müſſen von Juden unentgeltlich heraus: 


gegeben werden. 
I. Wetzlar. 


Die Juden in der chemald freien Reichsſtadt Wetzlar werden nad) dem gemeinen Rechte, 
dem Herkommen und Xofalftatuten behandelt, und gelten danad) nur ald Schupjuden. 


K. Ehemals hbannöverfche Yandestheile, 

Durch den Vertrag zwifchen Preußen und Hannover vom 29. Mai 1815 gingen durd) 
Tauſch von Hannover mehrere Aemter und Ortſchaften an Preußen über. 

Von den Hegierungen zu Minden und Magdeburg werden mit Nüdficht darauf, daß 
jene Zandeötheile früher zum Königreidy Weftpbalen gehört haben, die dortigen Juden nad) 
der Königlichen weſtphäliſchen Geſetzgebung behandelt. Für das Privatredyt gilt dad Allges 
meine Landrecht. 

L. Ehemals zum franzöfifchen Kaiferreich gehörige Landestheile. 

Bon dem franzöfiihen Kaiſerreich kamen in Folge des Barifer Friedens vom 30. Mai 1814 
Art. III an Preußen: die linke Rheinſeite in den Negierungsbezirken, Trier, Aachen, Koblenz, 
Köln, Düffeldorf, ferner vom rechten Rheinufer der Kreis Need, und in der Provinz Welt: 
| phalen mehrere jest zum Regierungsbezirk Münfter gehörige Yandestheile. 

Nachdem bereitd während der franzöſiſchen Nevolution denjenigen Juden, welche den 
Vürgereid leifteten, und damit auf alle befonderen Nedhte und Ausnahmen von den allge: 
meinen Gefegen und Pflichten verzichteten, aud) alle Rechte franzöſiſcher Staatöbürger ver: 
lichen waren, wurde durd) den Code Napoléon die völlige Gfeichftellung der Juden mit den 
Ehriften wiederholt ausgeſprochen. Später ergingen jedody, nachdem vielfache Klagen über 
| den Wucher der Juden laut geworden waren, und ungeachtet der von dem Kaifer berufene 
| Sanhedrin über das Verhältni der Juden zum Staat und zu den hriftlihen Bewohnern 
1 anscheinend genügende Erklärungen abgegeben hatte, unter dem 17. März 1808 drei Ktaifer: 
) liche Verordnungen, von denen zwei die Kultusverhältniſſe feftftellten, die fette, gegen den 
N Wucher gerichtete, nur proviforiicy auf 10 Jahr gegeben war. 

\ Bulletin des lois, Serie IV 186 Nr. 3211. 
I — — — — — 187 Nr. 3237. 3238. 
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Mit diefer Berfaffung famen demnächſt die genannten Zandeötheile an Preußen. Durd) 
die Allerhöchſte Ordre vom 3. März 1818 (Ann. II S. 726) ward die Fortdauer der An- 
wendung des legten Dekret? vom 17. März 1808 bis auf weitere Beftimmung angeordnet. 

Hiernady Stehen die dortigen Juden im Allgemeinen in politifcyen und bürgerlichen Rech— 
ten den chriftlichen Einwohnern gleich. Sie werden jedoch weder zu Staats, noch zu afade- 
mifchen Lehr⸗ und Schulämtern in den Regierungsbezirkten Trier, Koblenz und Köln, aud) 
nicht ald Geſchworene bei den Aſſiſen zugelaſſen; Gemeincämter befleiden fie im Regierungs- 
begirf Irier nicht, und durch die rheiniſche Gemeineordnnung find fie von den Stellen der Ge- 
meineborstehtr auögefchloffen. Gemeinceordnung vom 23. Juli 1845 8 72 Geſetzſ. ©. 541. 

Die Begründung des Hausftandes ift für Die Juden der linken Seite der Rheinprovinz 
unbeihräntt, dagegen fonft von der Staatögenehmigung abhängig, welde der Regel nad) 
nur ertheilt twird, wen der Jude cin zum Feldbau beftimmtes Grundftüd erwirbt und fid) 
Iediglid) dem Feldbau widmet, ohne ſich mit irgend einer Art des Handeld abzugeben. Artis 
fl 16 des Dekretd vom 17. März 1808. Die Veränderung des Wohnfiged iſt innerhalb 
diefer Kandeötheile unbefchränft, obſchon einige Regierungen aud) für ein Umgichen aus einem 
ehemaligen Departementöbezirt in einen andern die Beſchränkungen des Art. 16 anwenden. 
In Betreff der fonftigen Beſchränkungen, melde dad Detret vom 17. März 1805 enthält, 
wird auf deffen Inhalt verwieſen (f. ven Abdrud dieſes Geſetzes im Anhange). 

Zu bemerten ift hierbei nur, daß jene Beichränfungen in Bezug auf den Betrieb ftehender 
Gewerbe durch die Allg. Gewerbeordnung 8 190 aufgehoben find. 


M. Ehemals Großherzoglich bergiihe Yandestheile. 


In Folge des Wiener Kongreifed und ded Parifer Friedens vom 30. Mai 1814 Art. 3 
ging dad chemalige Großherzogthum Berg an die Krone Preußen über. Daſſelbe bildet ge: 
genwärtig in der — * Beſtandtheile der Regierungobezirke Koblenz, Köln, Düſſel— 
dorf, und in Weſtphalen der Regierungsbezirke Münſter, Arnöberg und Minden. In dieſen 
Landeötheilen waren durd) die Konftitution des Großherzogthums Berg allen Einwohnern, 
ohne Ausnahme der Juden, gleiche Nechte verlichen werden. Die franzofifche Geſetzgebung 
ward aud) dort eingeführt, jevody mit Ausnahme des Detretö vom 17. März 1808, weldyed 
auf dem rechten Rheinufer nicht publizirt it. 

In der Grafſchaft Mark werden die Juden privatredhtlic den Chriften gleidy behanbelt. 

on dem Amte der Gemeineverordneten und Vorſteher find fie auögeichloffen. Yandgemeine- 
Drdnung für Weftphalen vom 31. Oktober 1541 88 53 und 73. Gefesf. S. 307 und 310. 


N. Ehemals Königlich weitphälifche Kandestheile, 


In den chemald dem Königreidy Weltphalen einverleibten, jegt zu den Provinzen Weſt— 
Phalen, Sadyfen und Brandenburg gehörigen Landestheilen beftcht in Vetreff der Juden die 
weitphäliihe Geſetzgebung. Diefe erklärte zubörderft im Art. 10 der Konftitution vom 
15. November 1807 (Bulletin des lois I, Ser. 13) die völlige Gleichheit aller Unterthanen 
bor dem Geſetz. Zur näheren Ausführung erging demnädyit das Königlidye Dekret vom 
27. Januar 1808 (Tom. I pag. 252), durch welches den Juden diefelben Rechte und Freie 
heiten, wie den übrigen Einwohnern, zugeſichert, alle bisher ihnen auferlegte befondere Abga— 
ben aufgehoben wurden. 

Die Juden ſtehen daher aud) gegenwärtig nod) überall infoweit den chriſtlichen Einwoh— 
nern gleich, als nicht fpäter wiederum ausdrückliche Beſchränkungen angeordnet worden find. 

Durd) die revidirte Städteordnung und die weftphälifche Yandgemeine-Ordnung find fie 
zu den Stellen der Bürgermeifter und Oberbürgermeifter, der Gemeinevorftcher und Gemei— 
neberordnneten unfähig erklärt. Yandgemeine-Drdnung vom 31. Dftober 1841, 88 53, 73. 
(Gefehf. S. 307, 310.) | 

Als befondere Geſellſchaften galten die jüdiſchen Gemeinen nur hinſichtlich der von ihnen 
tontrahirten Schulden; für deren Abtragung follte unverzüglid) geforgt werden, und bis da— 
hin jeder Jude zu den Schulden, Koften und Yaften derjenigen Gemeine ferner Beitrag leis 
en, zu welcher er nad) der früheren Ierritorialeintheilung gehört hatte. 

Ad Privatrecht fommen die Vorfchriften des Allgemeinen Yandredytd und der Gerichtö- 
ordnung zur Anwendung; da jedoch nad) der Allerhoͤchſten Drdre vom 8. Auguſt 1830 in 
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Betreff der Juden die bei der Offupation in den einzelnen Yandeötheilen vorgefundene Ver: 
Toffung aufrecht erhalten werden foll, und hier durch die frühere Geſetzgebung die allgemeine 
Gleichſtellung der Juden mit den Chriften ausgefprodyen worden, fo ſchwankt die Praxis der 
Berichte bei Anwendung der befonderen landrechtlichen Beſchränkungen. 





Anhang. 


a. 

Edikt, 
betreffend die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden 
in dem Preufifchen Staate. 

Vom 11. März 1812, 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


haben beſchloſſen, den jüdiſchen Glaubenögenoffen in Unferer Monarchie eine neue, der all- 
gemeinen Wohlfahrt angemeflene Verfaſſung zu ertheilen, erklären alle biöherige, durch dad 
gegenwärtige Edikt nicht beftätigte Gefege und Vorfchriften für die Juden für aufgehoben 
und verordnen wie folgt: 
1. Die in Unfern Staaten jest wohnhaften, mit Generalprivifegien, Naturalifationd- 
patenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehenen Juden und deren Familien find für 
Cinländer und Preußiſche Staatöbürger zu adıten. 
82. Die Fortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einländer und Staatöbür- 
ger wird aber nur unter der Verpflichtung geftattet: 
daß fie feft beftimmte Kamiliennamen führen, 

und 
daß fie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, fondern auch bei Abfaffung ihrer 
Verträge und rechtlichen Willenserklärungen der deutſchen oder einer andern lebenden 
Eprache, und bei ihren Namendunterfhriften keiner andern, ald deutfcher oder lateiniſchet 
Saritgüge fid) bedienen follen. 

83. Binnen 6 Monaten, von dem Tage der Publikation diefed Edikts am gerechnet, 
muß ein jeder geſchützte oder kongeflionirte Jude vor der Obrigkeit feines Wohnorted fid) 
erklären, welchen Familiennamen er beftändig führen will. Mit diefem Namen ift er, ſowohl 
in öffentlichen Verhandlungen und Ausfertigungen ald im gemeinen Zeben, gleid) einem jeden 
andern Staatöbürger zu benennen. 

84. Nach erfolgter Erklärung und Beftimmung feines Ramiliennamend erhält ein Je: 
der bon der Regierung der Provinz, in welcher er feinen Wohnfiz hat, ein Zeugniß, daß 
er ein Einländer und Staatöbürger fei, welches Zeugniß für ihn und feine Nachkommen 
fünftig ftatt des Schutzbriefes dient. 

85. Nähere Anweifungen zu dem Berfahren der Volizeibehörden und Regierungen 
wegen der Beftimmung der gamiliennamen, der öffentlichen Bekanntmachung derfelben durch 
die Amtöblätter und der Aufnahme und Fortführung der KHauptverzeihniffe aller in der 
Provinz vorhandenen judifhen Familien bleiben einer befondern Inftruttion vorbehalten. 

86. Diejenigen Juden, welche den Worfchriften SS 2 und 3 zumider handeln, follen ald 
fremde Juden angefchen und behandelt werden. 

8 7. Die für Einländer zu adytende Juden hingegen follen, infofern diefe Verordnung 
nichts Abtweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den Chriften genießen. 

88. Sie fönnen daher afademifhe Lehr- und Schul: auch Gemeineämter, zu melden 
fie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

8 9. In wiefern die Juden zu andern Öffentlichen Bedienungen und Staatsämtern zus 
gelaffen werben können, behalten Wir Und vor, in der Folge der Zeit geſetzlich zu beftimmen. 

m Es ftchet ihnen frei, in Städten fowohl, ald auf dem platten Zande ſich nieder 
zu laffen. 
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8 11. Sie können Grundftüde jeder Art, gleidy den hriftlihen Einwohnern, erwerben, 
aud) alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung der allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften treiben. 
s $ 12. Zu der aus dem Staatöbürgerredhte fließenden Gewerbefreiheit gehört auch der 

andel. 

8 13. Den auf dem platten Lande wohnenden Juden und ihren Angehörigen fteht nur 
frei, 57 Handel zu treiben, der den übrigen Bewohnern deſſelben geftattet iſt. 

$ 14. Mit befonderen Abgaben dürfen die einländifchen Juden, als ſolche, nicht beſchwert 
erden. 

$ 15. Sie find aber gehalten, alle den Chriften gegen den Staat und die Gemeine ihred 
Wohnortes obliegende bürgerliche Pflichten zu erfüllen und, mit Ausnahme der Stolgebühren, 
gleiche Laften wie andere Staatöbürger zu tragen. 


$ 16. Der Mitlitairfonftription oder Kantonpflichtigkeit und den damit in Verbindung 
ftehenden befondern geſetzlichen Vorſchriften find die einländifhen Juden gleichfalls unter: 
mworfen. Die Art und Weife der Anwendung diefer Verpflichtung auf fie wird durdy die 
Verordnung wegen der Militairtonftription näher beftimmt werden. 

$ 17. Ehebündniffe können einländiſche Juden unter ſich fließen, ohne hierzu einer 
befondern Genehmigung oder der Yöfung eines Trauſcheines zu bedürfen, infofern nicht nad) 
allgemeinen Vorſchriften die von Andern abhängige Einwilligung oder Erlaubniß zur Ehe 
überhaupt erforderlich ift. 
" A Eben diefed findet ftatt, wenn ein einländifcher Jude eine ausländifche Jüdin 

irathet. 

819. Durch die Heirath mit einer einländiſchen Jüdin erlangt aber kein fremder Jude 
dad Recht, in hiefigen Staaten fi) niederzulaffen. 

820. Die privatredhtlichen Verhältniffe der Juden find nad) eben denfelben Geſetzen zu 
beurtheilen, welche andern Preußiſchen Staatöbürgern zur Richtſchnur dienen. 


— Ausnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Geſchaften ſtatt, welche wegen 
der Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an beſondere geſetzliche Beltim- 
mungen und Formen nothivendig gebunden find. : 

822. Bei den Eideöleiftungen der Juden find daher die Vorfchriften der Allgemeinen 
Gerihtsordnung Ih. I Tit. 10 8 317— 351 noch ferner zu beobachten. 

823. Auch muß es bei der Feſtſetzung der Allg. Ger. Ord. Th. J Tit. 10 8 352 und 
der Krim. Ord. 8 335 Nr. 7 und $ 357 Wr. S, daß fein Jude in den benannten Kriminal- 
fällen zur Ablegung eines eidlichen Zeugniffed gezwungen werden darf, fo wie bei den daſelbſt 
beftimmten Wirkungen eined freiwillig geleifteten Zeugeneided, künftig verbleiben. 

$24. In Anfehung der Bräfentation der Wechſel am Sabbath, oder an jüdischen Feſt— 
tagen, behalten die 88 989, 990 des Allg. Landrechto Ih. II Iit.8 ihre fortdauernde Gültigkeit. 

„SS. An die Stelle der, nad) dem Allg. Landrechte Ih. II Tit. 1 $ 136 zu einer voll» 
gultigen Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden die Zufammentunft unter 
dem Trauhimmel und dad feierliche Anſtecken des Ninges, und dem im $ 138 verordneten 
Aufgebote iſt die Bekanntmachung in der Synagoge gleid) zu achten. 

826. Auf die Irennung einer vollgogenen gültigen Ehe kann jeder Theil aus den in 
dem Allg. Landrechte Ih. II Tit. 1 8 669718 feftgefesten Urfadyen antragen. 


8 27. Zur Begründung der bürgerlihen Wirkungen einer gänzlichen Eheſcheidung 
unter den Juden ift das Erkenntniß des gehörigen Richters hinreichend und die Audfertigung 
eines Scheidebriefes nicht nothivendig. 

828. Da, nad) den allgemeinen Rechtögrundfägen, neue Gefege auf vergangene Fälle 
nicht bezogen werden förnen, fo find die Streitigteiten über Handlungen, Begebenheiten 
und Gegenstände, welche das bürgerliche Privatredıt der Juden betreffen, und fich vor der 
Publitation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nad) den Geſetzen zu beurtheilen, 
die bis zur Publikation diefes Edift® verbindend waren, wenn nicht etwa die bei jenen Hand⸗ 
lungen, Begebenheiten und Gegenftänden Intereffirte, in fo fern fie dazu rechtlich befugt 
find, ſich durch eine rechtögültige Willenderklärung den Beftimmungen der gegenwärtigen 

ordnung, nad) deren Publikation, unterworfen haben follten. 
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829. An Abficht de Gerichtöftanded und der Damit verbundenen vormundſchaftlichen 
Verwaltung findet cbenfalld zwiſchen Ghriften und Juden fein Unterfchied ftatt. Nur in 
Berlin bleibt es borerft bei dem, den Juden angewiejenen befonderen Gerichtöftande. 

8 30. In keinem Kall dürfen fid) Nabbiner und Judenältefte weder eine Gerichtöbar- 
feit noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion anmaßen. 

8 31. Fremden Juden ift es nicht erlaubt, in den hiefigen Staaten fidy niederzulaffen, 
fo lange fie nicht dad Preußiſche Staatö-Bürgerredht erworben haben. 

8 32. Zur Erwerbung diefes Bürgerrechtes können fie nur auf den Antrag der Regie 
rung der Provinz, im welcher die Niederlaffung erfolgen foll, mit Genehmigung Unſers 
Minifterii ded Innern gelangen. 

8 33. Sie genichen alödann mit den Einländern gleiche Rechte und Freiheit. 

834. Fremde Juden, als foldye, dürfen weder ald Rabbiner und Kirchenbediente, noch 
ald Lehrburſchen, nod) zu Gewerks- oder Hauödienften angenommen werden. Es eritredet 
ſich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, weldye ſich zur Zeit der Publikation 
des gegenwärtigen Evdiftd bereits in Unfern Staaten befinden. 

8 35. Diejenigen einländifhen Juden, welde gegen diefe Vorfchrift (8 34) handeln, 
verfallen in 300 Ihlr. Strafe, oder im alle ded Unvermögens, diefe zu erlegen, in eine, 
den wegen der Verwandlung der Strafen vorhandenen allgemeinen Vorſchriften angemeffene 
Gefängnißftrafe, und der fremde Jude muß über die Grenze gefhafft werden. 

8 36. Ausländiſchen Juden ift der Eintritt in dad Land zur Durchreife oder zum 
Betrieb erlaubter Handelsgeſchäfte geftattet. Ueber das von denfelben und gegen diefelben 
au beobachtende Verfahren follen die Polizeibehörden mit einer befondern Inftruttion ver- 
ſehen werden. ' 

8 37. Wegen des Verbotö wider das Haufiren überhaupt hat es bei den Polizeigeſetzen 
auch in Abficht auf die Juden fein Bervenden. 

8 38. In Königöberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an der Oder dürfen 
fremde Juden, fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit ſich aufhalten. 

839. Die nöthigen Beltimmungen wegen des firdylichen Zuftandes und der Verbeffe: 
rlıng des Unterricytd der Juden werden vorbehalten, und es follen bei der Erwägung 

derfelben Männer des jüdifhen Glaubenöbefenntniffes, die wegen ihrer Kenntniſſe und 
Rechtſchaffenheit das öffentliche Vertrauen genichen, zugezogen und mit ihrem Gutachten 
bernommen werden. 

Hiernach haben ſich Unfere ſämmtliche Staatöbehörden und Unterthanen zu adıten. 

Gegeben Berlin, den 11. März 1812, 


Friedrich Wilhelm. 
Hardenberg. Kirdeifen. 


b 


Vorläufige Verordnung 
wegen des Qudenwefens im Großberzogtbum Pofen. 
Vom 1. Juni 1833. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
Nachdem Wir Und von der Nothwendigkeit überzeugt haben, den bürgerlichen Zuſtand 
der Quden in Unferer Provinz Voten baldigit, und noch vor Erlaffung eines, die gefammten 
Provinzen Unferer Monarchie umfaſſenden Gefeged über die ftaatöbürgerlihen Verhältniffe 
der Juden zu verbeffern, und die aus der Page der Geſetzgebung über diefen Gegenſtand 
bervorgehenden Zweifel zu befeitigen; fo ertheifen Wir zu diefem Zwecke folgende vorläufige 


Vorfchriften, mit dem Vorbehalt, foldye nad) Mafgabe des künftigen allgemeinen Gefeged 
zu ergänzen und abzuändern. 


I 
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1. 
Berbeiferung der Gemeineverwaltung der Quben. 

Tie Judenfchaft jedes Ortes bildet, wie bisher, eine vom Staate geduldete Religiond- 
gelellihaft, weldher aber in Beziehung auf ihre Vermögensangelegenheiten die Rechte einer 
Korporation beigelegt werden. Wenn biöher die Judenſchaften mehrerer Orte zu einer Sy— 
nagoge vereinigt waren, fo foll diefe Vereinigung aud) hinſichts der Korporationsangelegen- 
beiten fortdauern. 


82 
Der Korporationsverband bezieht fidy nur auf die inneren Verhältniffe der Synagogen⸗ 
gemeinen (Ih. Il Tit.2 8 20 und Tit. 6 8 13 ff. des Allg. Landrechts) und auf diejenigen 
egenftände, welche dieſe Verordnung ald Korporationsangelegenheiten ausdrüdlicy bezeid- 
net. In allen andern bürgerlichen Angelegenheiten findet zwiſchen den Mitgliedern der Juden- 
ſchaften fein foldyer Verband ftatt, fie werden vielmehr in diefer Beziehung ald Iheilnehmer 
ihrer Ortögemeinen nad) den für dieſe —— oder zu erlaſſenden Ordnungen beurtheilt. 


Jeder Jude, welcher in einem Synagogeunbezirte oder Orte feinen Wohnſitz hat, gehört 
zur Korporation. 


84. 

Stimmfähig in diefer Korporation, hinſichts ihrer $ 2 bezeichneten Angelegenheiten, 
find alle diejenigen männlichen volljährigen und unbefcholtenen Juden, welche entweder ein 
Grundſtück befigen, oder ein Gewerbe felbftftändig betreiben, oder ſich außerdem felbftftändig 
und ohne fremde Unterftügung ernähren. 


Die ftimmfähigen Mitglieder der Korporation follen in Gegenwart und unter Aufficht 
eined Regierungstommiſſarius eine Anzahl von Repräfentanten, und diefe wiederum in glei- 
Ger Art die Verwaltungsbeamten wählen, welche von der Regierung beftätigt werden, und 
ihr Amt unentgeltlich zu verwalten haben. 

). 
Die Beftimmungen über die Zahl der Nepräfentanten, der Verwaltungsbeamten und 
über die Dauer ihrer Verwaltung, foll das Statut jeder Korporation enthalten, welches die 
Regierung nach Vernehmen der Repräfentanten zu entwerfen und der Oberpräfident zu be- 
tätigen hat. Für die erfte Wahl bleibt die Beftimmung wegen der Anzahl der Nepräfen: 
tanten und Verwaltungobeamten der Regierung vorbehalten. 

{ 


Tie Rechte und Pflichten der Repräfentanten und der Verwaltungsbehörden gegen ein: 
ander, gegen die Storporation und’gegen dritte Perſonen find nad) den Vorfchriften au beur— 
theilen, welche die repidirte Städteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflich— 
ten des Magiftratö und der Stadtverordneten EaipAl 


88. 

Die Verwaltung der Vermögensangelegenheiten der Korporation ſteht unter der un: 
mittelbaren Muflicht der Regierung oder ihred Nommiffarius, ohne ihre Genehmigung dürfen 
teine Schulden aufgenommen, keine Grundſtücke erworben oder veräußert und feine neue Ab- 

aben eingeführt werden. Sie hat dad Recht und die Verpflichtung, die Verwaltung durd) 
Rommiffarien unter Zuziehung der Nepräientanten repidiren zu laffen, den Beſchwerden der 
(chtern über die Verwaltung abzubelfen und darauf zu halten, daß die Rechnungslegung an 
die Repräfentanten regelmäßig erfolge. 


Sorge ber Korporationen für den Schul» und Religionsunterricht der jüdiichen Kinder, 

Die jüdischen Korporationen, und indbefondere ihre Verwaltungsbehörden, find verpflich: 
kt, dafür zu forgen, daß es feinem fchuffähigen Kinde — vom 7. bis zum zurückgelegten 
14. Lchendjahre — an dem gehörigen Schulunterricht fehle. Sie find dafür verantwortlid,, 
daß alle KinYer, mithin ſowohl Raben ald Mädchen, in diefem Alter die öffentlichen Schufen 
borfähriftsmäßig befuchen, und zugleich verbunden, ganz dürftigen Stindern die nöthigen Ktlei- 
dungöftücke, dad Schulgeld und die fonftigen Schulbedürfniffe aus den etwa dafür beitehenden 
defonderen Fonds, in deren Ermangelung aber aus dem Korporationdvermögen zu gewähren. 
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8 10. 

Unter öffentlichen Schulen werben ſowohl die hriftlichen, ald die mit Genehmigung des 
Staates nad) einem beftimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollftändig qualifizirten und 
dur die Regierung beftätigten jüdiſchen Lehrern beſetzten jübifhen Schulen verftanden. 
Jedoch kann der Privatunterricht der Kinder mit ausdrüdlicyer Genehmigung der Regierung 
den Eltern ausnahmöweife geftattet werden. 

g 1. 

Für den befonderen Religidndunterricht der jüdifchen Kinder zu forgen, bleibt jeder Ge— 
meine vorbehalten. Jedoch follen aud) als Religiondlehrer nur ſolche Perſonen zugelaffen 
werden, weldye zur Ausübung eines Lehramtes vom Staate die Erlaubniß erhalten haben. 


812 
Die Lehrſprache beim öffentlichen Unterricht in den jüdischen Schulen ift die deutſche. 
3 


813, 

Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Verwaltungdbehörden 
der Korporationen dafür zu forgen und find dafür verantwortlich, daß jeder Knabe irgend 
ein nützliches Gewerbe erlerne, oder fid) auf wiſſenſchaftlichen Zehranftalten einem höheren 
Beruf widme, und daß keiner berfelben zu einem Handel oder Geiwerböbetrieb im Umher— 
ziehen gebraucht werde. Diefer Verbindlichkeit follen fie durd) die mit den Vätern oder Vor: 
mündern zu treffenden Verabredungen zu genügen ſuchen, wenn aber durch diefe der Zweck 
nicht zu erreichen ift, fo haben fie ſich an den Kreis-Landrath zu wenden, welcher die Väter 
oder Vormünder (lchtere unter Vernehmung mit der obervormundfchaftlichen Behörde) an- 
halten foll, die Knaben einer Wiffenfchaft oder Kunft, oder dem Landbau, oder einer nüß- 
lien Handarbeit, oder der Fabrikation, oder einem beftimmten Handwerke, oder dem 
Handel von feften Berfauföplägen aus, zu beftimmen. (8 18.) 

314. 
Militairdienſt⸗Verpflichtung ber Juden. 

Mit dem Vorbehalt, die allgemeine Militairpflichtigkeit der poſenſchen Juden in Zukunft 
eben fo, wie in anderen Provinzen der Monarchie anzuordnen, ſoll auf die Dauer des, durch 
die gegenwärtige Verordnung begründeten proviforiihen Zuftandes, den dazu moralifd) 
und körperlich geeigneten Juden geftattet fein, innerhalb ihres militairpflichtigen Alters frei⸗ 
willig in den Militairdienft zu treten. 

Durd den wirklichen Eintritt wird ſowohl der Eintretende ſelbſt, ald deffen Vater bon 
Erlegung des Refrutengeldes befreit. Die Väter nicht eintretender Söhne find daffelbe aud) 
ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Beziehung auf die Erhebung und Berechnung 
des Rekrutengeldes zu treffenden Einrichtung hat Unfer Finanzminiſterium die erforderlichen 


Berfügungen zu erlaffen. 
815. 


Verheirathung der Juden, 

Die Ehe eines Juden mit einer Ausländerin ift nur in dem Falle zuläffig, wenn die 
Iegtere ein eigenthümlicye® Vermögen von wenigftens 500 Thlr. in_die Ehe bringt. 

Diöpenfationen in einzelnen dringenden Fallen find bei dem Oberpräfidenten der Pros 
vinz nachzuſuchen. 

An die Stelle der nad) dem Allg. Landrecht Thl. IT Tit. 1 8 136 zu einer vollgültigen 
Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden die Zuſammenkunft unter dem 
Trauhimmel und das feierliche Anfteden des Ringes; und an die Stelle des im $ 138 da 
ſelbſt verordneten Aufgeboted, die Bekanntmachung in der Synagoge. 


16. 
Naturalifation — geeigneten Juden. 

Die Regierungen haben dafür zu ſorgen, daß die Korporationdangelegenheiten in ber 
oben vorgeſchriebenen Art jpäteftens binnen ſechs Monaten nad Publikation diefer Ver: 
ordnung geordnet werden. Sobald dies gefhehen ift, und die Verwaltungsbehörden mit 
Zuftimmung der Repräfentanten Namens der Korporation die Erflärung abgegeben haben, 
daß fie für die Erfüllung der hier vorgefchriebenen Bedingungen haften wollen, follen die: 
jenigen jüdifhen Haudväter und einzelne Perſonen, welche fid) den nadyftehenden Vorſchrif⸗ 
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ten gemäß dazu eignen, unter den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Beftimmungen 
naturalifirt werden. 


8 17. 

Allgemeine Erforderniffe der Raturalifation find: 

1. völlige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels; 

2. die Fähigkeit und Verpflichtung, ſich in allen Öffentlichen Angelegenheiten, Willenderklä⸗ 
rungen, Rechnungen u. dergl. ausſchließlich der deutfchen Sprache zu bedienen. Bon 
diefem Erforderniß darf jedoch der Oberpräfivdent auf Antrag der Regierung diöpenfiren; 

3. die Annahme eines beftimmten Familiennamens. 

8 18. 
Unter diefen Voraudfegungen follen in die Kaffe der naturalifirten Juden aufgenom- 
men werben diejenigen, weldye den Nachweis führen: 

1. daß fie feit dem 1. Juni 1815 ihren beftändigen Wohnſitz in der Provinz Pofen 
gehabt, oder zu ihrer fpäteren Niederlaffung die ausdrückliche Genehmigung des Staa: 
tes erhalten haben; 

2. daß fie 

entweder einer Wiffenichaft oder Kunft fidy gewidmet haben, und ſolche dergeftalt 
betreiben, daß fie von ihrem Ertrage fidy erhalten können; 

oder ein ländliche Grundftüd von dem Umfange befigen und felbit bewirthſchaf— 
ten, daß daſſelbe ihnen und ihrer Familie den hinreichenden Unterhalt fidyert; 

oder in einer Stadt ein namhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Auszeichnung 
betreiben; 

oder in einer Stadt ein Grundftüd bon wenigftend 2000 Ihlr. an Werth fchul- 
denfrei und eigenthümlich befigen; 

oder daß ihnen ein Kapitalvermögen bon wenigſtens 5000 Thlr. eigenthümlich gehört; 

oder daß fie durch patriotifhe Handlungen ein befondered Verdienft um den Staat 
fid) ertworben haben. io 


8 

Diejenigen, welche dieſen Nachweis führen, ſollen von der Regierung des Bezirkes, in 
welchem fie wohnen, mit vorläufigen Naturalifationöpatenten verſehen werden, in welchen 
auf die gegentwärtige Verordnung und die ihnen darin verlichenen Rechte, fo wie auf die 
ihnen auferlegten Verpflichtungen Bezug zu nehmen ift. 

820. 

Die folhergeftalt naturalifirten Juden können, unter Beobachtung der allgemeinen 
Vorſchriften, in Städten und auf dem platten ande innerhalb der Provinz ſich niederlaffen, 
Grundftüce jeder Art ertverben, und alle erlaubte Gewerbe treiben; fie find, mit Vorbehalt 
des nah 8 14 zu errichtenden Refrutengelded, befondere Abgaben weder an die Staatötaffe, 
nod) zu den Kämmereien zu bezahlen verbunden, dagegen aber verpflichtet, alle den Chriften 
gegen den Staat und die Gemeine ihred Wohnorted obliegende Verbindlichkeiten, vor der 
Hand mit der in Hinſicht der Militairpflichtigkeit 8 14 feftgefepten Ausnahme, zu erfüllen, 
und, mit Ausflug der Stolgebühren, gleiche Zaften mie andere Einwohner zu tragen, 
Mit Ausnahme der befonderen Vorfehriften, welche die Geſetze wegen folher Handlungen 
und Geſchaͤfte, worauf die Verfchiedenheit ihrer Religiondbegriffe von Einfluß ift, namentlid) 
hl. I Rit. 10 88 317— 351 der Gerichtsordnung, wegen der Eideöleiftungen Thl. I 
zit. 10 8 352 der Gerichtöordnung und 8 335 Nr. 7 und $ 357 Nr. 8 der Striminalord- 
nung . der abzulegenden Zeugniffe und Zeugeneide, fo wie Thl. II it. 8 88 989 und 
990 des Allg. Landrechies, wegen Präfentation der Wechſel an Sabbathen und Fefttagen, 
find fie in Hinficht ihrer bürgerlichen und privatrechtlichen Verhältniffe nad) den allgemeinen 
Gefegen, gleich den hriftlihen Einwohnern zu behandeln, und nur folgenden Beſchränkun— 
gen unterworfen: 

a) zu Staatsämtern und’ zu den Stellen der Magiftratödirigenten find diefelben nicht 
wahlfähig; eben fo wenig 
b) zu der Kumftion der Deputirten auf den Kreidtagen, Kommunal= und Provinzial- 

andtagen. 


304 Die Königlichen Propofitionen und Botſchaften. (39-40) 


c) Wenn fie Rittergüter erwerben, werden einftweilen die mit dem Belige verbundenen 
Ehrenrechte von der Staatöbehörde auögeübt, doch bleiben fie die Damit verbundenen 
Laften gu tragen verbunden. 

d) In eine andere Provinz Unferes Reiches ihren Wohnſitz zu verlegen, find fie nur mit 
Genehmigung. Unfered Minifterd ded Innern beredhtigt und verpflichtet, ſich vorher 
mit der Korporation, zu weldyer fic gehören, wegen Ablöfung ihres Antheiled an den 
Korporationdverpflicytungen durdy Einigung mit dem Korporationsvorftande, oder, wenn 
eine foldye nicht zu bewirken ift, nad) der Feſtſchung der Regierung abzufinden. 


Rechtbverhältniſſe der noch nicht zur Naturalifation geeigneten Juden. 

Diejenigen jüdifchen Einwohner Unferer Provinz Poſen, welche fid) zur Erlangung der 
der gedachten naturalifirten Klaſſe verlichenen Rechte noch nicht eignen, follen von der Ver 
waltungöbehörde jeder Korporation forgfältig und zwar familientoeife, nad) einem bon dem 
Dberpräfidenten zu beftimmenden Schema, verzeichnet werden. Die Verzeichniffe erben 
dem Zandrathe ded Kreifed zur Prüfung vorgelegt, von demfelben demnächſt befcheinigt, 
und bei der Ortö-Polizeibehörde aufbewahrt. Alle Jahr erfolgt eine Reviſion und Be: 
fheinigung diefer Verzeichniſſe. > 

Auf den Grund derfelben wird von der Orts-Polizeibehörde jedem Familienvater ein 
mit der Nummer ded Verzeichniffed verſehenes Gertifitat ertheilt. Tiefes foll die Namen der 
fammtlihen Mitglieder der Familie enthalten, und nad) der jährlihen Revifion mit einem 
Bifa verfchen oder berichtigt werden. — 

823, 


Solche Gertififate follen nur denjenigen Kamilienvätern und einzelnen volljährigen und 
felbftftändigen Juden ertheilt werden, welde den Nachweis führen können, daß fie fid) feit 
dem 1. Juni 1815 beftändig in der Provinz befunden haben, oder daß ihnen der Aufent— 
halt in derfelben fpäterhin ausdrücklich geftattet morben. 

824. 

Die durch foldhe Gertifitate nicht legitimirten Juden werden ald Fremde betradhtet, und 
nad ihrer Heimath zurüdgewiefen; die Rückkehr aber foll ihnen bei einer Strafe von 
50 Ihlen. oder verhaͤltnißmäßiger Gefängnihftrafe unterfagt werden. Denjenigen Juden, 
welche ſich feit dem 1. Juni 1815 ohne ausdrüdliche Erlaubniß in der Provinz angefiedelt 
und einen Wohnſitz im redhtlihen Sinne darin gewonnen haben, und in ihre Heimath nicht 
zurückgewieſen werden können, foll der Oberpräfident die Aufnahme und das Certifikat zu 
bewilligen befugt fein. 

82. 

Alle noch nicht naturalifirten, jedody ferner zu duldenden und mit Gertififaten zu ber- 
fehenden Juden find außer den $ 20 auögedrüdten Beſchränkungen, welhen aud) die natu- 
ralifirten unterliegen, noch folgenden unterworfen: 

a) Vor zurüdgelegtem vierundzwanzigften Jahre ift den nicht naturalifirten Juden die 
Schließung einer Ehe, wenn nicht der Oberpräfident in dringenden Fällen dazu be 
fondere Erlaubniß ertheilt hat, nidyt zu geitatten. 

b) Sie follen ihren Wohnfig in der Regel und mit Musnahme der weiter unten unter d 
angegebenen Fälle, nur in Städten nehmen, ohne jedod) auf die zeitherigen YJubdens 
rebiere befchränkt zu fein. Zur Gewinnung des ftädtifchen Bürgerrechte find fie aber 
nicht fähig. 

c) Sie find von dem Handel mit faufmännifhen Rechten auögefchloffen; dad Schant- 
geiverbe darf ihnen nur auf den Grund eines befonderen Gutachtens der Orts⸗-Polizei— 
behörde hinfichts ihrer perfönlihen Qualifitation von der Regierung geftattet werden. 
Der Einkauf und Verkauf im Umberziehen ift ihnen unbedingt unterfagt. Der Be 
trieb aller anderen an fid) erlaubten jtehenden Gewerbe darf ihnen unter den all- 

gemeinen gewerbpolizeilichen Beſtimmungen nicht verfagt werden, 

d) Auf dem Yande dürfen ſolche Juden nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenn fie ent- 
weder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denfelben felbft bewirthſchaften, 
oder wenn fie fid) bei Ländlichen Grundbefigern ald Dienftboten, oder zum Betriebe 





an I. Beilagen, die bürgerlichen Berhältniffe erd Juden betr. 305 


einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Gewerbes, 3.B. ald Brenner oder Brauer, 
vermiethen. Das Schankgewerbe auf dem Lande ift ihnen gan unterfagt. 

e) Tie Annahme chriftlier Lehrliage, Geſellen und Tienftboten iſt ihnen nicht geſtattet. 

f) Darlchnögeihäfte dürfen diefe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene Scyuld- 
urtunden, bei Strafe der Ungültigfeit, abfchlichen. 

g) Schuldaniprüche derjelben für verkaufte berauſchende Getränke haben feine rechtliche 
Gültigkeit. ” 


826 

Zu ihrer Verheirathung bedürfen dieſe Juden eines Trauſcheines, der ihnen von Seiten 
ded Landrathes ftempel= und koftcufrei ertheilt werden foll, fobald fie ſich wegen Erreihung 
des Alterd von 24 Jahren oder wegen der vom Oberpräſidenten erhaltenen Dispenfation 

legitimiren; wenn die Braut eine Ausländerin ift, das derfelben eigenthimliche Vermögen 
von 500 Ihlrn. beicheinigen und die Fähigkeit und Mittel nachweiſen, durdy den Betrich 
eined gefeglidy erlaubten Gewerbes oder durch hinreichendes eigenthümlidyed Vermögen den 
Unterhalt einer Familie zu fihern. Die Vorftcher der Korporationen find verpflichtet, dar— 
auf zu halten, daß diefen Vorſchriften genügt werde. 
827. 

In Beziehung auf alle im Obigen nicht berührte Geſchäfte und Verhältniffe werden 
auch die nicht naturalifirten Quden nad) denfelben Grundfägen, wie die riftlidien Ein- 
mwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenſtandes ergangene frühere Verordnungen 
hiermit aufgehoben. 5 

828. 

Die geduldeten Juden können Naturalifationspatente erhalten, fobald fie die gg 17 und 18 

borgeichriebene Qualifikation nadyweifen. 
Initruftion. 

Nähere Anweifungen zu dem Verfahren der Regierungen und Polizeibehörden bei Aud- 

führung der vorftchenden Anordnungen bleiben einer befonderen Auftruftion vorbehalten. 
30. 
— Juden. 

Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe oder zum Betriebe er⸗ 
laubter Handelögeichäfte geftattet. Das Verfahren gegen diefelben beftimmen die ertheilten 
oder noch zu ertheilenden polizeilichen Vorſchriften. 

Nah obigen Vorfehriften haben Unfere Behörden und fämmtlihe Unterthanen fo 
lange, bi durch ein allgemeines Geſctz oder font ein Anderes beſtimmt worden, ſich gehor- 
famft zu achten. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1833. | 

(L. S.) Friedrih Wilhelm. 


dreh. v. Altenſtein. v. Schudmann. Graf dv. Lottum. Graf v. Bernötorff, 
Maaffen. Freih. v. Brenn. dv. Kamptz. Mühler. Ancillon. 


Für den Kriegöminifter im Allerhöchften Auftrage: 
v. Witzleben. 
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ec. Raiferliches Defret, 
die Juden betreffend. 
Im Balaft der Iuilerien, den 17. März 1808. 
Napoleon x. ı. 
Nad Anhörung unferes Staatörathed haben wir defretirt und defretiren was folgt: 


Art. I. Von der Verkündigung dieſes Dekretes an, foll der durch unfer Dekret vom 

30. Mai 1806 angeordnete Aufſchub für die Bezahlung der Schuldforderungen der Juden 
ehoben fein. 
B 2. Tod) follen befagte Schuldforderungen nadyftchenden Verfügungen unterworfen fein: 

3. Jede Verbindlichkeit für Darlehen eines Juden, welche Minderjährigen, ohne Bevoll⸗ 
mädjtigung ihres Wormundes, rauen, ohme Bevollmächtigung ihred Ehemannes, Krieg: 
leuten, ohne Bevollmächtigung ihred Hauptmannes, wenn cd ein Soldat oder Unkeroffizier, 
des Chefs vom Korps, wenn es ein Offizier ift, gemad)t worden, foll von Rechtswegen nichtig 
fein, ohne daß die Inhaber oder Geffionarien fie geltend machen, und unfere Gerichte irgend 
eine Klage oder Belangung deöhalb zulaſſen dürften. 

4. Kein Wechſelbrief, kein Villet auf Drdre, feine Obligation oder Schuldverfhreibung, 
zu Gunſten eined Juden von einem unferer nicht handeltreibenden Unterthanen unterzeichnet, 
fann eingefordert werden, fofern der Inhaber nidyt beweifet, daß der Werth derfelben voll- 
ftändig und ohne Betrug erlegt worden. 

5. Jede Schuldforderung, deren Kapital auf eine offenbare oder verborgene Weife durch 
Hinzuſchlagung der Zinfen von mehr ald 5 Prozent vermehrt worden ift, foll von unferen 
Gerichten herabaefegt werden. 

Ueberſteigt der zum Kapital geſchlagene Zins 10 Prozent, fo foll die Schuldforderung 
für wucerifh und als ſolche für nichtig erflärt werden. 

6. Im Anfehung der rechtmäßigen und nicht wucherifchen Schuldfolderungen find unfere 
Gerichtohöfe autorifirt, ven Schuldnern Frilten zu gejtatten, die der Billigkeit gemäß. 


Titel 2. 

7. Künftig und vom 1. kommenden Juli an, darf fid) fein Jude auf irgend einen ‚Hans 
del oder kaufmännischen Verkehr legen, obne vom Präfekten des Departementö ein Patent 
dazu erhalten zu haben, welches ihm nur auf genaue Erfundigungen und auf eine Beſcheinigung 

1. des Munizipalrathes, befräftigend, dal befagter Jude weder dem Wucher nody einem 

unerlaubten Verkehr ergeben ift; 

2. des Konfiftoriumd der Synagoge, in deren Bezirk er wohnt, feine gute Aufführung und 

Redlichkeit bezeugend, 
ertheilt werden kann. 

8. Dieſes Patent ſoll alle Jahre erneuert werden. 

9. Unſere Generalprofuratoren bei unſeren Gerichtöhöfen find insbeſondere beauftragt, 
durd) eine befondere Entiheidung ded Gerichtshofes befagte Patente zu widerrufen, fo oft zu 
ihrer Wiſſenſchaft kommt, daß ein patentirter Jude wuchert, oder fi) einem betrügerifhen 
Verkehr ergiebt. 

10. Jedes Handelögefchäft, welches ein nicht patentirter Jude gemacht hat, foll nichtig 
und wirkungslos fein. 

11. Ein Gleiches foll in Betreff jeder Hypothek ftatt haben, die ein nicht patentirter Jude 
auf Güter nimmt, wenn ſich erweilet, daß befagte Hypothet für eine aus einem Wechſel— 
brief herrührende Schuld, oder für irgend ein Handels- oder gewerbliches Geſchäft genom: 
men worden. 

12. Alle Kontrakte oder Verfhreibungen zum Beſten eines nicht patentirten Juden, für 
Dinge, die mit Handel oder Gewerbe nichts gemein haben, können einer gerichtlichen Unter— 
fuhung unterworfen werden. Dem Schuldner fteht frei zu erweiſen, daß Wucher oder Ge: 
winn aus einem betrügerifchen Geſchäft ftatt findet, und wenn diefer Veweis geführt wird, 
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fo fünnen die N bom Gerichtöhofe entweder nad Gutfinden herabgeſetzt, 
oder aud), mofern der Wucher 10 Prozent überfteigt, für nichtig erflärt werden. 

13. Die Verfügungen des Art. 4 Tit. 1 ded gegenwärtigen Dekretes über Wedhfelbriefe, 
Billets auf Ordre ur. f. to., find ſowohl für die Zukunft, ald für die Vergangenheit anzuwenden. 

14. Kein Jude darf Dienftboten oder Lohnleuten auf Pfand leihen, und anderen Perſo— 
nen foll er nur in fofern auf Pfand leihen dürfen, ald darüber von einem Notarius ein Akt 
aufgenommen wird, welcher in dem Akt zu befcheinigen bat, da die Geldforten in feiner Ge— 
genwart und im Beifein von Zeugen erlegt worden, bei Gefahr, alled Anrecht an den Pfän— 
dern zu verlieren, wovon foldyenfalld unfere Gerichtöhöfe die unentgeitlicye Rüdgabe anbe- 
fehlen können. 

15. Die Juden dürfen, bei gleicher Gefahr, als Pfänder keine Inftrumente, Geräthſchaften, 
Werkzeuge und Kleidungöſtücke von Arbeitöleuten, Tagelöhngn und Dienftboten annchmen. 


Titel 3. 

16. Kein Jude, der nicht wirflid in unferen Departements des Ober: und Nicderrheind 
wohnhaft ift, joll fünftig die Erlaubnif erhalten, ſich allda niederzulaffen. 

Kein Jude, der nidyt dermalen anſäſſig ift, foll die Erlaubnif erhalten, in den anderen 
Departements unfered Reiches feinen Wohnfig zu nehmen, es fei denn, daß er ein Grund: 
eigenthum ertvorben hat, und fid) dem Aderbau widmen will, ohne fid) mit Handelsgeſchäften 
und kaufmänniſchem Verkehr zu befaffen. 

Auönahmen von den Verfügungen ded gegenwärtigen Artikels können vermöge unferer 
Speyialermädhtigung ftatt finden. 

17. Die jüdische Bevölkerung unferer Departements ſoll nicht die Freiheit haben, Stell— 
bertreter bei der Konſtription zu ftellen; demnach foll jeder fonftribirte Jude dem perfönlidyen 
Tienft untertworfen fein. 

Allgemeine Verfügungen. 

18, Die in gegenwärtigem Detrete enthaltenen Verfügungen follen 10 Jahre lang in 
Anwendung fommen, in der Hoffnung, daß nad) Verlauf diefer Frift und durd) die Wirfung 
der verfchiedenen in Betreff der Juden genommenen Maßregeln weiter gar fein Unterſchied 
zwiſchen ihnen und den anderen Bürgern unferes Reiches obwalten wird; uns jedod vor: 
behaltend, die Vollziehung derfelben, wenn wir und in unferer Hoffnung getäufcyt fähen, fo 
lange, ald wir für dienlidy erachten, zu verlängern. 

9. Die zu Bordeaur und in den Departementd der Gironde und der Haiden anfäfligen 
Juden, da fie zu feiner Klage Anlaß gegeben haben und feinem unerlaubten Handel nad): 
geben, find von den Verfügungen diefed Defretcd ausgenommen. 

20. Unfere Minifter find, jeder in feinem Fade, mit der Vollzichung gegentvärtigen 
Dekretes beauftragt. 

(ga) Napoleon. 
Auf Befehl des Kaiſers: 


Der Minifter Staatöfecretair 
(94) Hugo. B. Marcel. 
B. 

Ergebniß der Ermittelungen, 
betreffend 


die forinlen Verhältniffe der Juden in der Preußifchen Monarchie und deren 
fittlichen Zuftand. 
Nach der am Schluß ded Jahres 1843 ftattgefundenen Zählung betrug die Befammt- 


Jahl der im Preufifhen Staat vorhandenen Juden .......esssesessssssesseseneneeneen 206,050 
8 hat daher gegen das Jahr 1840, in weldyem die Zählung im Ganzen... 194,558 
Juden ergab, in drei Jahren die jüdiſche Bevölterung eine Vermehrung von....... 11,492 


erfahren, mithin ettoas über ein Sizpzehntel der ganzen jüdifchen Bevölkerung. 
0 
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In den einzelnen Provinzen find die Juden fehr ungleich vertheilt; es Icben nämlid) in 
den Provinzen: 


Poöſenn 79575 
2 Schleſien .. 28,606 
3. Rheinproping......... 27,570 
4. Preußen .. 27,540 
9. Brandenburg .......... 16,116 
6. Weitphalen .............. 14,405 
7. Bommern ............... 7,216 
8. Sachſen . ounneennnnen. 4522 
alſo wie vor ceeeeeeenen een 206,050. 


Es enthält mithin die Provinz Poſen allein beinahe zwei Fünftel der ganzen jüdifchen 
Revölkerung; etwas über zwei günftel befinden ſich in Schleſien, der Rheinprovinz und 
Preußen mit ziemlich gleihmäßiger Vertheilung und etwas über ein Fünftel in Brandenburg, 
Meftphalen, Pommern und Sadıfen, diefe jedoch mit fehr ungleicher Bertheilung, indem die 
beiden letzteren zuſammen noch nicht ein Drittel der auf diefe vier Provinzen fallenden Ans 
zahl und Sachſen allein nur etwas über ein Fünfundvierzigftel der gefammten jüdischen Be— 
völlerung enthält. Ebenfo verſchieden ift die Bertheilung in den einzelnen Regierungsbezirken: 
in den beiden weltpreußiichen, Marienwerder und Danzig, wohnen ..eueeeeeennee- 21,341 


Dagegen in den oftpreußifchen, Königöberg und Gumbinnen, nur... 6,199 


zufammen ......... 27,540 
eben fo fommen von den in Schleſien befindlichen 
auf den Regierungäbezirt Oppeln .. ..... 15,560 
— Breslau ....... 10,376 


dagegen = = ⸗ Liegnitz ....... 2670 
zuſammen ..........- 28,606 


Die wenigften Juden find in den Regierungsbezirken Merfeburg und Stralfund, in er- 
fterem 458, im letzteren nur 156, und fie haben ſich feit vem Jahre 1840, wo deren ITI ge 
zählt wurden, fogar um 15 vermindert. 

Wie fi die Zunahme der jüdiihen Bevölterung im Verhältnig zur Vermehrung der 
chriſtlichen Bewohner geitaltet hat, ift aud einer Zufammenftellung für den adytzchnjähri- 

en Zeitraum von 1822 bis 1840 in den „Betrachtungen über den Zuſtand der Juden im 
Preufifchen Staate von Hoffmann“ angegeben. Dieje Angaben dürfen als das Ergebniß 
amtlicher Ermittelungen des ftatiftiichen Burcaus angefchen werden. 

Hiernach hatten ſich während diefed adıtzchnjährigen Zeitraums die Chriften um nidyt 
ganz 28 Prozent, die Juden Dagegen um beinah 343 Prozent vermehrt, obgleich aus ihnen 
nod 14 Prozent ihrer anfanglidyen Zahl durch den Uebertritt zur chriftlihen Religion aus— 
fhieden, fo daß ohne dieſen Lebertritt ihre Vermehrung beinab auf 36 Prozent geftiegen 
fein, alfo dad Verhältniß zu den Chriften ſich wie 9 au 7 geftellt haben würde. 

Das Uebergewicht der Vermehrung beruht allein in der geringeren Sterblichkeit unter 
den Juden. Es wurden namlidy durchſchnittlich unter 10O,OOO gleichzeitig Yebenden: 

jährlidy geboren.......... 4,001 Ghriften, 3,546 Juden, 
dagegen ftarben........... 2961 — 2161 = 


ee —— 
Hiernach blieb Ueberſchuß der Geborenen ...... 1,040 Chriften, 1,385 Juden. 

Mährend alfo bei den Chriften fhon unter 25, bei den Juden erft unter 28 gleichzeitig 
Lebenden jährlidy ein Kind geboren ward, ftarb unter den Ghriften ſchon von 34, dagegen 
unter den Juden erſt von 46 ciner, jo daß die Juden, der verhältnigmäßig geringeren Zahl 
von Neugebornen ungeachtet, dod) einen Ueberſchuß der Gebornen über die Geftorbenen 
von 4, die Chriften dagegen unter einer gleidyen Anzahl Yebender nur einen von 3 hatten. 
Die Gründe diefer geringeren Sterblichkeit werden hauptſächlich darin gefunden, daß Die 
jüdifchen rauen nicht leicht ſchwere Arbeiten außer ihrer Wohnung verrichten, ald Schwan— 
ge und Säugende ſich mehr fchonen, und ebenfo quch fpäter die Kinder ſteis unter naher 
ufſicht behalten, daß ferner die Juden fehr felten Gerggrbe treiben, wobei lebensgefährliche 
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Zufälle öfter vortommen, indem fie faft niemals als Schiffer, Bergleute, Fiſcher, Müller, 
Holzihläger fidy nähren. Aber auch ihre größere Mäßigkeit, indbefondere im Genuß geiftiger 
Getraͤnke, darf ald eine Urſache ihrer geringeren Sterblichkeit angefchen werden. 
Dad Berhältnig der jüdiſchen zur chriſtlichen Bevölkerung in den einzelnen Provinzen 
anlangend, fo defanden ſich annährend ein Jude in den Provinzen 
am Schluſſe jener nach der Zählung 
18 Jahre: 3.1843: 





1. Poſen ............ unter 16 Einwohnern | unter 16 Einwohnern 
2. Preußen ........ : s : 87 z 

3. Rheinproviny .. = 98 ⸗ 96 

4. Weitphalen .... =: 11 : : 98 

3. Schleſien ........ : 107 s : 102 : 

6. Brandenburg... = 135 . s 117 : 

1. Bommern ....... = 155 : : 141 5 

8. Sachſen ......... « 385 : - 367 ⸗ 


im ganzen Staat im Jahre 1840 durchſchnittlich einer unter 77 Einwohnern; im Jahre 
1843 einer unter 74 Einwohnern. 

Hiernach haben alfo die Provinzen, welche überhaupt die meiſten Juden enthalten, ded- 
halb nicht auch verhältnikmähig die ftärfite jüdische Bevölkerung; dies tritt namentlidy in 
Schleſien bedeutend hervor. 

Nach der Zählung vom Jahre 1843 Ieben von den in Preußen befindlichen Juden 
127,414 unter dem Editt vom 11. März 1812 oder find nach der pofenihen Verordnung 
vom 1. Juni 1833 naturalifirt, oder befinden ſich unter franzöfischer, bergifcher und weft 
phaͤliſcher Geſetzgebung; dagegen find 78,636 nicht naturalifirt und genichen mindere bür- 
gerliche Rechte. Sie find wiederum fehr ungleidy unter die einzelnen Provinzen vertheilt; es 
halten ſich nämlic) auf: 


mit Naturalifationöpatenten ohne deral. Batente refp. ald 
verjehen, oder diejen gleich— geduldete oder im Schutzver⸗ 
ftehend: haltnin ftehende: 
1. in Poſen rennen J133333 — 65,033 
2. = Schlefien ................ aD el ae 361 
3. = der Rheinpropinz ..... 600 — — —1810 
4. -Preußen nice 5606 
5. = Brandenburg .......... ME sn 1580 . 
6. = Weftphalen ....... .... IESBB a ennan 2866 
7T. = Pommern .............- A een en 220 
8⸗Sachſen. 3838383ß83 RE 1,160 


Ein Schluß auf die Kulturftufe der Juden fann hieraus nicht ohne Weiteres ge- 
jogen werden. 

Ein folder ift nur in der Provinz Pofen ftatthaft, weil hier die Werordnung vom 
1. Juni 1833 gefeglidy einen Unterfchied zwiſchen naturalifirten und nicht naturalifirten 
Juden aufftellt, indem dadurd eine KHeranbildung der legteren zu der mehr bevorzugten 
Kaffe der erfteren bezweckt wird. Es ericheint hier zwar das Verhältniß nicht günftig, indem 
uber vier Fünftel der pofener Juden nicht naturalifirt find, indeffen darf dabei nicht unbe: 
rüdfichtigt bleiben, daß die ziemlich bedeutenden Auswanderungen von Poſen nad den an- 
deren Landeötheilen dem Geſetz gemäß mit feltenen Ausnahmen in befonderen Fällen faft 
nur aud der Klaffe der Naturalifirten erfolgen. E6 waren 3. B. aud dem Regierungäbezirt 
Poſen feit Emanation der Verordnung vom 1. Juni 1833 bis zum Jahre 1842 612 natu- 
ralifirte Juden, alfo circa ein Achtel der damals vorhandenen ausgewandert. 

Die Vertheilung der Juden, je nachdem fie in den Städten oder auf dem platten Lande 
mohnen, ift ebenfalls fehr ungleich. Es wurden nämlidy gezählt in 836 Städten 166,332, 
und auf dem platten Yande 39,718, 

Mus diefen Zahlen ergiebt fi), daß im Allgemeinen die Neigung der Juden, fid) auf dem 
platten Sande niederzulafien, fehr gering ift; noch nicht voll ein Fünftel der gefammten jüdi— 
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ihen Bevölterung hält fich dafelbit auf. Auch hier ift wieder die Vertheilung auf die einzel- 
nen Provinzen fehr verſchieden; es wohnten nämlidy im Jahre 1843 auf dem Yande: 


1. in der Rheinprovinz .... 16,867 
2. »: OEM 6,959 
3. = Weitphalen .......... 6,361 
BE: ARE aan 3,607 
9. ⸗Preußen 3,196 
6. = Brandenburg .......... 1,405 
3: # ADOBE... 734 
©: ORTE ee 589 


Befonderd auffallend ift die unverhältnigmäßig große Anzahl der Juden auf dem Lande 
in der Rheinprovinz, die über zwei Fünftel aller überhaupt auf dem Lande wohnenden Ju— 
den und über fünf Neuntel der in der ganzen Provinz vorhandenen jüdiſchen Bevölkerung 
beträgt. Sehr gering ift die Zahl der Juden auf dem Lande in Poſen, weil den nicht natu— 
ralifirten Juden, welche faft fünf Schhötel der dortigen ausmachen, der Aufenthalt dafelbft 
nur geftattet iſt, wenn fie entweder einen Bauernhof erwerben oder pachten und denfelben 
felbft bewirthſchaften, oder fidy bei ländlichen Grundbefigern ald Dienftboten oder zum Be: 
triebe einzelner Zweige des landwirthichaftlihen Gewerbes vermictben. 

Eicht man auf die eingelnen Regierungsbezirke, fo finden fidy Die meiften Juden auf dem 
Lande in Oppeln und Koblenz, nämlid) 5,995 und 5,440, die wenigften in Merfeburg und 
EStralfund, nämlich 14 und 8. Die im Anhange sub a beigefügte Ueberſicht ergiebt, wie die 
Juden in den ftädtifchen Gemeinen vertheilt find, wo ſich diefelben in einer Anzahl von min- 
deftend 100 befinden. 

Es beftanden demnach am Schluß ded Jahres 1843 jüdische Ortögemeinden von über: 
haupt 100 — und darüber in nachſtehenden Zahlen und Abſtufungen: 

26 mit 1,000 Mitgliedern und darüber, zuſammen mit 60,970 Perſonen, 
42 = 500 - P + : - 29659 £ 
50 = 300 : 0: s - 19306 = 
07 100 — RE ; 35,365 
zufammen 325 mit 100 Vlitgliedern und darüber, zufammen mit 145,300 Perſonen. 

Es lebten alfo nur wenig über fieben Zehntel der gefammten Judenfchaft ded Preußiſchen 
Staated in Gemeinen, weldye 100 Mitglieder und darüber enthalten, und zwar den Pro: 
pinzen nad) inöbefondere : 


* 
« 


hee 60 Gemeinen mit zuſammen 21,818 
⸗ Poſen — 109 ⸗ ⸗ x 74,316 
= Brandenburg .........- 4 — : ⸗ 11,093 
= Pommern... 27 o = z : 5,196 
s Shhlefien ................ 48 — : ⸗ 19,526 
»Sahſen 8 : 1,935 
: Weftphalen............. 29 s s 2 4,269 
- der Rheinproping...... 30 : : ⸗ 7,147 
zuſammen anne 325 Gemeinen mit zufammen 145,300 
In nody Heineren Gemeinen oder ganz familienveife 
a ae u 879 
2 ... 9,259 
e Brandenburg...cuensncceee. 5,023 
— u :.incieinen 2520 
— — 9080 
2. 7: 2587 
= Weltphalen ......2........... 10,136 
« der Rheinprobins..........- 20,423 
AUIGRNEIETE. 4... een. 60,750, 


welche die ganze Judenſchaft ergeben mit...........- 206,050. 
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Tas Verhaltniß der in Gemeinden von 100 und mehr Mitgliedern lebenden Juden zu 
der gefammten jüdifchen Bevölkerung ift demnach in den einzelnen Provinzen fehr verſchieden. 
Es lebten nämlich durchſchnittlich von überhaupt je a Juden in foldyen Gemeinden 
vereinigt in den Probingen:  Bofen...ereeseereenen. ! 


VEN nein 4 
Schleſien 683 
Brandenburg... 688 
DRIN... 673 

2 EEE 425 
Weitphalen ............. 296 
Rheinprovinz 259 

im ganzen Staat. 703. 


Es wohnten daher etwas über ein Fünfzehntel der poſenſchen Juden in Gcmeinen von 
weniger ald 100 Mitgliedern oder ganz vereinzelt; in gleicher Yage befanden ſich in | Preußen 
beinahe ein Fünftel, in Schlefien, Brandenburg und in Pommern mehr als ein Drittel, in 
Sachſen vier Sicbentel,in Weſtphalen etwas über ſieben Jehntel, und in der Nheinprovinz 
faft drei Viertel der gefammten jüdiſchen Bevoͤlterung 

Was hiernãchſt die Grwerbömittel der Juden betrifft, jo Ichten im Jahre 1543 nad) 
den ftatiftifchen — überhaupt von der ee: derſelben 


n Bofen ... — 23528 

⸗ Shiefien .. 9 ‚097 
- der Rheinprobinz........... 7.662 
e Dfipreußen .uuure...n un. 1,834 
« Weltpreußen ......2........- 5,887 
Brondengxgg 6,328 
= SEHDDRlEN. 4.295 
— 2048 
666666 
überhaupt .......... 2,185 

in felbitftändigem Gefchäftd- oder Gewerbebetriebe oder von I ‚000 302 


Im Einzelnen ernähren ſich: 


I. Ad Aerzte, Lehrer, Vorſteher von Bildungsanſtalten oder ſonſt mit Wiſſenſchaften und 
Künſten befchäftigt, ſowie aud) in Kommunalämtern ftchend: 


ee a bon I ‚000 fetpikandigen Suben 14 
: Shlefien............ 270 = 30 
« der Rheinprovinz ....... 142 Die . ; :- 18 
: Dftpreußen ............... 33 — > WW 
- Weltpreußen.............. 108 - ; | : 18 
- Brandenburg ...........- 557 ⸗ : : 88 
- Weſtphalen. 98 = 93 
: Bommern ................ 13 P z : 36 
: Sadhıfen ............... — DE 35 
im ganzen Staate ........... 1,666 von 1.000 — * 27. 
N. Bon Eintommen aus eigenem Vermögen, Renten oder Penfionen ohne eigenen 
Gefchäftöbetrich: 
2 —————— 151 von KOM febjtfänbigsn SON 7 
3 Shlefien................... 371 30 
- der Rheinprovinz ....... 132 - z E - 17 
+ Dftpreußen ............... 98 - : : 53 
⸗Weſtpreußen vi 2, s : 12 
Brandenburg 823 — 130 


Latus 1,547 
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Transport 1,547 


in Beftphalen ............... 97 von 1,000 felbitftändigen Juden 13 
= Pommern en 37 : 2 . » 48 
⸗Sachſe AO ⸗ ⸗ - 30 

im ganzen Staat .......... 1,687 von 1,000 felbftftändigen Juden 27 

II. Im m für eigene Rechnung und damit verwandten Bewerben: 
1. felbftitändig: 

in Bofen ............. 7,393 bon 1 ſelbſiſt andigen Iuben 314 

: Ehlefien.......... 3255 358 

: e ber Rheinprovinz 2558 - eo: : :« 303 
Dftpreußen....... 134 = : ⸗ 400 
—— — 1768 =: =: : 300 

e Brandenburg... 2313 = =: : : 365 

: Meftphalen....... % 03 = =: : 397 

: Bommern. ........ l 034 2 : P : 505 

e RN EN u 679 : ⸗ 431 


im ganzen Etaat 21,739 von 1.000 jelbftftändigen Juden 350 
2. ald Gehülfen: 


in Pofen........ 677 von 1,000 felbftftändigen Juden 29 
- Echleien.......... 0994 =: : P : 109 
- der Rheinprovinz 568 — ⸗ 74 
- Dftpreußen ........ 389 = =: e : 212 
: Meftpreußen ..... 433 =: = 5 77 
⸗ lage — 997 = : 157 
« Meftphalen. ... 450 =: ⸗ - 106 
« Wommern........ 1 = : E : 128 

e 160 


». Eadjfen ........... 2 =: 5 
‚ Im ganzen Staate 5,029 von 1,000 felbftftändigen — si 
IV. U Saft: und Schankwirthe: 


in Bofen............. 1,141 von 1,000 felbfiftändigen Juden 48 
F Schleſien. — 1,150 ⸗ * 2 ⸗ 126 
- der OR 08 =: e ⸗ 9 
⸗ fpreußen . ER ⸗ 54 
- Meftpreußen.. 322 = > : : 55 
. Arandenburg.... 49 : . : 8 
= Meftphalen...... 26 - B . < 6 
« Bommern......... WW =: — « e 19 
« Gadıfen...........: x : : 2 


im ganzen Staat 2898 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 47 
V. Alo mechaniſche Stünftler und Handwerker: 


J. Meiſter: 
J 4,579 von 1,000 felbftftändigen Juden 207 
- Ghlelien .......... 669 : z P e 73 
- der Xheinprobiny 1,129 — - - : 147 
- Dftpreußen ....... 66 ⸗ 36 
- Meitpreußen...... 390 ; - 10 : 
« Brandenburg... 401 - : 65 
: Meftphalen...... 454 « - 106 
: Bommern......... 145 - ⸗ 71 
: Sadjen............ S7 z x 58 


im ganzen Chat 8,420 von 1,000 felbftftändigen Juden 135 
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2 Gehülfen: 


in Poſen ......... 1,971 von 1,000 felbftftändigen Juden 85 
- Shlelien .......... 208 ⸗ 2 P : 33 
- der Rheinprovim 279 = = 5 : = 
- Ditpreußen........ II =: 5; : : 2 
- Weftpreußen...... 313 — ⸗ ⸗ ⸗ 53 
« Brandenburg... 457 — ⸗ ⸗ — 797 — 
- Weftphalen....... 23 # e : 9 
: Bommern......... I 8 ⸗ — 5 
« Sadjen ........... 63 B < .: 2 


im ganzen Staat... 3,636 von 1,000 felbftjtändigen Juden 58 
VI. 918 ge Gärtner, Wein: und Dbſibauer 


n Poſen EIERN 191 u * ſelbſtſtändigen Juden 8 
⸗Schleſien ......... 242 26 
= der Rheinprovinz ME : e 8 
« Dftpreußen........ J — 4 

- Meftpreußen...... 41 = e : 7 

- Brandenburg... 30 = = R 5 

- MWeftphalen....... 2 =: % — 8 

- Bommern......... 7 = = : 8 
⸗Sachſen. er z 5 


im ganzen Staat... 639 von 1,000 felbftitändigen Juden 10 
VI. Von anderem, unter den vorigen nicht begriffenern, felbftftändigem Gewerbetriebe: 


in Bofen — 441 von 1,00 ————— — 19 
: Edfelien........... 344 38 
s der Rheinproving 226 = = - : 
« Dftpreußen ....... 1 — : ⸗ 5 
« MWeltpreußen.... 898 = = - : 15 
« Brandenburg..... 64 =: -: - :- 10 
- Meitphalen........ Hl = * « : % 
- Pommern. ........ 49 =: : - : QM 
: Eadıfen ........... 32 z - 21 


im ganzen Etaat... 1,364 von 1,000 felbftftändigen F 22 
VI. Bon der Verrichtung geringer Kommunal- und Gemeinedienfte: 


4 Dofen .............. 270 von I ‚oo ſarnandgen Juden 11 

⸗Schleſien IS1 20 
« der Rheinprovinn 66 > : . 9 
⸗Oſtpreußen ....... 40 — : e P 22 
« MWoeltpreußen...... 83 — 15 
- Brandenburg... 67— : : 1 
« Meftphalen ...... 31 — 7 

: Wommern......... 24 =: : E e 12 
= Sachſen remain R 26 ⸗ ⸗ 17 
im ganzen Staat... 790 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 13 


IX. Bon Exret: 


Be. 1,579 bon 1,000 feibftftändigen Juden J 
⸗Schleſien .......... 81 + 
» der Rheinproviny 312 : s R 
e Dftpreußen re 55 -: > ⸗ ⸗ 30 
- MWeitpreußen ..... Br, 4; : : 69 
z Brandenburg .... me, x: : ö 4 


Latus 2,463 
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Transport 2,463 
in Weftphalen ....... 92 von u” BUSTBORDIGEN Juden 21 
- Bommern......... 53 — 26 
- Gadıfen............ BB =: = ⸗ + 19 


im ganzen Staat... 2,636 von 1,000 felbitftändigen Juden 42 
X. Vom Gefindedienit: 


in Bofen ............. 2,736 bon An rebiftändigen Juden nn 
⸗Schleſien ........... "as ⸗ 
⸗ — Rheinprovinz 1 It — — ⸗ ⸗ J 
⸗Oſtpreußen ....... ⸗⸗ ⸗ - 48 
- MWeftpreußen...... Rn ee: - : 9 
Brandenburg... 369 = = . - 58 
« Weftphalen....... 576 - - s 134 
a... —— 119 -» -: P . 58 
. Gadıfen............ 15» » s : 8 


im ganzen Staat... 6,296 von 1,000 felbftitändigen Juden 101 
XI. Bon Alınofen, mit Einſchluß der in öffentlichen Anftalten Unterhaltenen: 


in Bofen...en. 1,126 bon 1,000 feionttänbigen Juden 48 
- Shlefien.......... "484 : 53 

« der Rheinprovinz 150 - = e 20 

- Dftpreußen ........ 73 — 40 
⸗Weſtpreußen.... 240— ⸗ 41 

- Brandenburg... 138⸗ ⸗ 20 

⸗ nn 6 =: =: . 16 

= Wommern... 45 = ⸗ ⸗ 22 

: Sadıfen........... 43 ⸗⸗ 5 


im ganzen Staat... 2,356 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 38 
XI. Ohne beftimmt —— Erwerb, wie durch Unterſtützungen: 


in Poſen .............. 640 von 1 * ſelbſtſtändigen Juden 27 
- Shlelien.......... 233 = . 26 

⸗ de Rheinprovinn 544 = = . .- a 
Dftpreußen ....... St =. . : 46 

- Weftpreufen — 69 = = - 148 

- Brandenburg... 44 = = e — 7 
- MWeftphalen....... 463 = = ⸗ 108 

: Bommern......... 18 : e ⸗ R 38 
-Sachſen ........... 74 ⸗ 49 


im ganzen Staat... 3,029 von 1,000 felbftftändigen Juden 49 
Hiernach ergiebt ſich folgende — ber Ertverbögtveige, je nachdem fie am meiften 


pon den Juden betrieben werben: von 1,000 Juden im ganzen Staat bejchäftigen na: 
1. mit dem Handel (felbftftändig und ald Gehüſſenn 
2. Handwerker (ald Meiſter und Gehülfen) . 103 
3 66ennntttt EHER TER ER 101 
4. ohne beftimmten Erwerb (in öffentlichen Anftalten und durch Almofen)....... 87 
5, old Gaſt- und Gchankwirthe.......ssssssnscsonesssessuunsonuunnunensenssnsssssusnnnnunnene 47 
We ßcccceeeeeeee 42 
Ta eſfee ENT EREERESFEESTERTTIEERORS 27 
he, AA BESEEUIROREN ARE EEGESEUEREISEI NONE 27 
9. von felbftftändigen Bewerben, abgefehen von Handel und Handwerk 22 
10. von Kommunal» und Gemeinedienften 13 
UL DO BEWBBRR rare ers 10 
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Ter ‚Handel ift alfo bei weitem die vorzugöweiſe Beſchäftigung der Juden, indem über 
zwei Fünftel derfelben ſich dieſem Gewerbe ausichlichlid) widmen, und wicderum im Han: 
delöbetrieb felbft überwiegt bei weitem der Kleinhandel. Selbftitändig treiben überhaupt 
21,139 Juden den Handel, und zwar: 


1. Großhandel= und Banquiergefhhäfte................200 ausenmesnennennnnennnnnannnnnn 1,140 
2. 8 Kaufleute mit ſeeee 6,003 
4. BIS Vieferanten, SOMRHIHODRINE Harsasasssnssnessnntsssnenaunenssonnsnenusäsumneennenn 1,358 
4. Kleinhandel, Irödelei, Höferei, Haufichandel XL... 13,238 

zufammen..... 21,739, 


fo daß, wenn man aud) die dritte Rubrik nicht zum Kleinhandel rechnet, dennod) fid) von 
diefem noch elf Achtzehntel der handeltreibenden Juden ernährten. Es hängt dies weſentlich 
wohl mit der im Ganzen unter der jüdifhen Bevölkerung herrſchenden Armuth zufammen, 
welche die zur Anlage eines größeren in Klaffe A befteuerten Geſchäfts erforderlichen Kapita- 
lien nicht befigen. Dem Gewerbebetrieb im Umherziehen, worunter bier Haufiren und Irö- 
delei begriffen wird, haben ſich felbftftändig 4,499 Juden gewidmet, aljo über ein Fünftel 
fammtlicyer Handeltreibenden und ein Bierschntel derer, die überhaupt im Gefchäfts- oder 
Gewerbebetrieb leben. Außerdem gab cö noch 630 jüdiihe Haufirgehülfen. 

In den einzelnen Provinzen finden ſich am häufigsten handeltreibende Juden in Pom— 
mern, Ditpreußen und Sadıfen, wofelbft unter 1000 felbititändigen Juden refp. 633, 612, 
611, alio über drei Fünſtel der ganzen Bevölkerung fid) vom ‚Handel ernähren; am wenig: 
ften ift Died in Poſen der Fall, wojelbft unter 1000 Juden nur 343, alfo etwas über ein 
Trittel Handel treiben. Was den Handel im Umherziehen und den Betrieb der eigent- 
lien Schankwirthſchaft betrifft, fo ergiebt ſich nach den angeftellten Ermittelungen folgen: 
des Verhaͤltniß. 


Nach den ſtatiſtiſchen Ermittelungen waren im Preußiſchen Staate 
am Ende des Jahres 1843: 


Givil- Einwohner: Handelsiente im Umberzichen Schankwirthe: 
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Pofen....... 79 3,649] 117.329 
arandendg. 49 1,057] 5.817] 13 5,804|1,232322 
Bommern..| 1, 30 1,213] 1,732 351 632 
Ehlefien...| 2, 200 3,661] 99) 780] 8,791 34 303 
Eadıfen.... 181! 2,636] 25) — 1373 
Reitphalen 253| 2,736] 57 720 26 
Rheinland 974| 2.163] 28 40 16,453] 6830 159 





Sımma.. 115,267,3261206,050) 15.061,27 18,146B,5 78 14,508] 8 1,034)53,106]1,804151,5423 129 
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Dad Verhältniß der jüdiſchen Geiwerbetreibenden, welche den Handel im Umherzithen 
treiben, ift überall, gegenüber den fonftigen Hauſirern dieſer Art, ehr übertwiegend. 

In Poſen befinden ſich verhältnikmapig wenig Haufirer, weil die nicht naturalifirten Ju: 
den von diefem Gewerbe ausgefcyloffen find, und es eine durch 8 13 der Verordnung vom 
1. Juni 1833 den Verwaltungsbehörden der jüdiſchen KRorporationen aufgelegte Pflicht ift, 
Judenknaben zu einem anderen nürlichen Gewerbe heranbilden zu laffen, von Hauſirge⸗ 
werben aber zurückzuhalten. Hinſichtlich des Schankwirthſchafts-Betriebes iſt die Zahl der 
jüdiſchen Gewerbetreibenden in den Provinzen Preußen, Poſen, Pommern und Schle— 
fien fehr überwiegend, in den übrigen 4 Provinzen findet dad umgekehrte Verhältmiß ftatt. 

Bei weiten die meiften Handwerker finden ſich in Pofen, nämlid) 293 unter 1000, alfo 
gerade 100 mehr ald die Surchſchnittszahl für den ganzen Staat beträgt. Am wenigften 
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werden Handwerke in Oftpreußen betrieben, wo unter 1000 Juden fi nur 68 da- 
mit befchäftigen. 

Die geringfte Neigung findet fidy bei ihnen von jeher für den Landbau. Nur 1 Prozent 
der jüdifdhen Bevölkerung hat ſich demfelben zugewendet, und im ganzen Staat bauen eigen: 
händig oder mit jüdiſchem Gefinde nur 186 Juden dad Land. Am meiften findet dies noch 
in Schlefien (namentlic) im Regierungöbezirt Oppeln) ftatt, wofelbit 26 unter 1000 Juden 
Aderbau treiben. 

Auffallend ift ferner die nicht unbedeutende Zahl derer, die ohne beitimmt nachzuweiſen— 
den Erwerb und von Almofen leben, nämlicy faft 5 Prozent der Bevölkerung. Died tritt 
namentlidy in den Regierungdbezirten Arnöberg, Marienwerder, Irier und Köln bedeutend 
hervor, woſelbſt unter 1000 Juden refp. 192, 168, 147, 103 folder Juden vorfommen, 
alfo über 10 bis beinah 20 Prozent der Bevölkerung. Dagegen ift dieſes Verhältniß fehr 
günftig in der Provinz Poſen, wo troß der fehr ftarken jüdiſchen Bevölkerung doch nur 27 
unter 1000 keinen beftimmten Erwerbszweig haben. 

Auch diefer günftige Erfolg dürfte wohl als ein Ergebnif der gedachten geſetzlichen Bor: 
ſchrift anzufchen fein. 

Wenn ald Erklärung diefed überwiegenden Hanged zum Handelsbetriebe meiftentheild 
angeführt wird, daß die Juden eine Reihe von Jahrhunderten hindurdy überall faft allein 
auf den Handel, und namentlidy den Einzelhandel angemwiefen geweſen, und dadurd) zu fehr 
von dem Betriebe anderer Befchäftigung entwöhnt worden feien, fo ift hierbei Doch zu beach— 
ten, daß auch in den Yändern, wo fie von den drüdenden Beläftigungen in Betreff ihrer Er- 
werbsquellen feit längerer Zeit befreit worden, wie in Frankreich, fie dennoch fid) verhältniß- 
mäßig den Handwerken nicht zugewendet und den Aderbau wenig verfucht haben, wiewohl 
fid) die Juden durch die Yeichtigkeit auszeichnen, womit fie von einer Berufsart zu einer ans 
deren überzugehen und ſich Damit vertraut zu machen fähig find. 

Eben ſowenig möchte ein zureihender Grund allein in der Abneigung der Juden gegen 
förperliche Anftrengung zu finden fein, da fie bei den fo häufig von ihnen betriebenen Ge— 
werben im Umherziehen, mit ihren Waarenballen belaftet, jeglihem Unwetter ausgeſetzt, 
dennody mit Muth und Auödauer alle Strapazen zu überwinden vermögen. Ein Haupt: 
grund fcheint, wie in dem oben angeführten Hoffmannfchen Aufſatze angenommen ift, in 
ihren Religiondfagungen gefucht werden gu dürfen, und zwar hauptſächlich in der Sabbathö- 
feier und den Speifeverboten. Die Juden können die eier der Chriften an deren Sonn— 
und Feittagen durch öffentlichen Betrieb ihrer Gefchäfte nicht ftören, fie werden daher an 
diefen Tagen zu Haufe nicht mehr arbeiten, ald etwa auch von Ghriften geſchieht, wenn diefe 
eine befondere Veranlaffung dazu drängt. Diefe hriftlichen Feiertage betragen zufammenge: 
nommen über ein Siebentel des Jahres; die Juden verlieren aber für ihren Erwerb nod) 
etwa ein Schötel durch die ftrenge Feier ihrer Sabbathe und Kirdyenfefte, welche nicht auf 
diefelben Tage mit den chriſtlichen fallen, und zwar ift diefer Verluſt um fo ſchwerer, alö die 
überwiegende Mehrzahl der Juden ſich an diefen Feften auf gewiffenhafte Weife aller Ge- 
fhäfte zu enthalten pflegt. Dem ftcht zwar die Wahrnchmung entgegen, daß die Strenge 
der Sabbathe und Feſtfeier die Juden niemals abgehalten habe, mit Erfolg Handelögewerbe 
zu treiben, allein ein Schluß von dem Betriebe diefer Gewerbe auf die Verrichtung von Hand: 
arbeiten ift nicht zuläffig, da die Gegenftände, womit die Juden gewöhnlich handeln, in der 
Regel der Art find, daß die Befriedigung der Bedürfniffe, welche diefelben gewähren follen, 
nicht gerade an einen einzelnen Tag gebunden ift, die Stunden fidy daher meift bis zu dem 
nachſten Tage gedulden fönnen, wo der Jude wieder Gefchäfte treibt, fo da er ded Sabbaths 
ungeachtet doch im Ganzen nicht weniger verkaufen wird. Much pflegen die Jahrımaärkte mit 
Beruͤckſichtigung der jüdifhen Feiertage angefegt zu werden, und ebenfo beachtet man diefe 
auch auf den Börſen der großen Kandelöpläge. Dagegen verrichtet der Handarbeiter, der 
Aderbauer, der Tagelöhner über ein Giebentel der Arbeit im Jahre weniger, ald unter 
gleichen Verhältniffen der Chriſt. 

Außerdem erſchweren dem Quden die ftrengen Speifeverbote jede Theilnahme an ſolchen 
gewerblichen Berrihtungen, weldye Haud- und Tiſchgenoſſenſchaft mit Chriften oder auch nur 
eine gemeinſchaftliche Verforgung mit Nahrungsmitteln bedingen. Er darf kein Ihier zur 
Speije wählen, was feine Nitualgefege für unrein ertlären, aud) das Fleiſch der reinen Thiere 
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nur in ſoweit genichen, ald die vorgefchriebenen Gebräuche bei dem Einſchlachten beobachtet 
find; ebenfo bedürfen die Gefäße, worin die Speifen bereitet werden, für den Gebraud) jüdi- 
fher Mahlzeiten einer befonderen Reiniqung, Hiernach vermag der jüdifcdye Handwertergehülfe 
nicht, der Tifchgenoffe des chriſtlichen Meiſters zu werden, oder in der gemeinſchaftlichen Her— 
berge mit anderen Gefellen zu fbeifen, jo lange Die Gebräuche feiner Religion vollftändig von 
ihm beobachtet werden. Als Mitglied einer hriftlihen Yandgemeine ftehen dem Juden gleiche 
Hinderniffe entgegen. Hieraus erflärt es fid), daß Die Juden auch bei der vollſtändigſten 
Freiheit in der Wahl ihrer Gewerbe dennody fo lange ald möglich ſich ſolchen Geſchaͤften 
widmen werden, welche fie derartigen Schwierigkeiten überheben. Wo die Juden familien- 
weife gerftreut, oder nur in fehr Heinen Gemeinen beifammen leben, nähren fie fid) faft aus— 
fblieflih vom Handel. Nur wo fie im Verhältniß gegen die Gefammtzahl der Einwohner 
zu zahlreich find, um alle von ſolchem Erwerbe leben zu fönnen, betreiben fie außerdem Hand— 
werfe, woraus ſich die größere Anzahl jüdiicher Handwerker in der Provinz Poſen erklärt. 
Es nimmt zwar jest auch im Allgemeinen die Zahl der jüdischen Handwerker zu, indeffen 
ift hiebei wohl zu berückſichtigen, daß viele Handwerke eine Richtung geftatten, worin der 
Handel mit den Gegenftänden deffelben den Erwerb durch eigene Handarbeit übertwiegt, wes— 
halb die Juden diefe Art des Handwerksbetriebes vorzugsweiſe zu wählen pflegen. 


Mas den fittlihen Zuftand der Juden betrifft, fo kommen bier zubörderft die über das 
Verhältnig der Zahl jüdiſcher Angefchuldigter zur der Zahl der übrigen Einwohner in Be: 
tradıt. Des Königs Majeftät nahmen aus dem von dem Königlichen Yuftigminifterium im 
Jahre 1840 erftatteten Generalberichte, woraus fidy eine überwiegende Anzahl jüdischer 
Verbrecher ergab, Veranlaſſung, die Aeußerung ded Königlihen Juftigminifteriumd über die 
Gründe diefer Erfcheinung zu erfordern. Der hierauf unterm 7. Januar 1841 erftattete 
Immediatberiht ward in Gemäßheit Allerhöchfter Ordre vom 29. Oktober 1841 dem Kö: 
niglihen Staatöminifterium mitgetheilt, um davon bei den Berathungen über dad Quden- 
weien Gebraudy zu machen. Jene Allerhöchſte Ordre und der gedadyte Bericht find nebft 
Anlagen deö letztern diefer Darftellung im Anhange unter b beigefügt. _ 

Hiernach ift das Ergebniß allerdings ein für die Juden ungünftiges, denn es findet ſich 
ein ehr überwiegended Verhältniß bei der Zahl der Angefchuldigten jüdifher Neligion, 
welche bei gleichem Verhältniß der riftlihen zu der jüdiſchen Bevölkerung überhaupt nur 
hätte vorhanden fein ſollen. 

Aus den Gefchäftsliften ergiebt fih, daß cd hauptſächlich die Anklagen des Betruges, 
der Fälſchung, des Banqueruttd, des Wuchers, der Steuerdefraudationen und Kontraven: 
tionen, ded Diebftahls, der Diebeöhehlerei und des Antaufs geftohlener Sachen, des Mein: 
eided, überhaupt des unerlaubten Eigennutzes find, welche gegen die Juden gerichtet werden. 

Günftiger, ald nach diefen Ergebniffen anzunchmen, beurtheilen die Regierungen den 
ſittlihen und Kulturzuſtand der Juden, wiewohl ſich diefelben in ihren Berichten im Jahre 
1842 hierüber nicht fo umfaffend ausgelaffen haben, ald zu wünſchen geweſen wäre. 

Eie heben vielfach hervor, daß die Juden ſich noch vorzugoweiſe mit dem Handel, und 
bei weiten übertviegend mit dem Kleinhandel, dem Haufiren oder fogenannten Schacher be: 
Ihäftigen, der Handwerkobetrieb nur wenige anzicht, obwohl auch hier einiger Fortſchritt zu 
demerten ift, daß wenige fich mit dem Aderbau und faft gar nicht Damit beihhäftigen, ohne 
noch daneben ein Gewerbe, Handwerk oder Handel zu treiben. Daß das Editt vom 11. März 
1812, wenngleich die den Juden dadurd) gewährte Freiheit in der Wahl ihrer Erwerbömittel 
von ihnen nicht genügend benupt worden ift, dennoch im Ganzen günftige Refultate herbei- 
geführt hat, wird von den betreffenden Regierungen im Allgemeinen anertannt, die zu Bredlau 
und Oppeln fprechen ſich darüber befonders günftig aus. Namentlidy bemerkt die Regierung 
au Frankfurt, daß die unteren Klaſſen der dortigen Bevölkerung bei Ghriften und Juden 
von gleicher Bildung feien, die Schule von den jüdiſchen Kindern fehr regelmäßig befucht 
werde, Die Megierung zu Potsdam erwähnt inöbefondere, daß Bedrückungen des Land— 
manns durch Wucher der Juden nicht wahrgenommen worden. Die Regierung zu Stettin 
bebt hervor, daß verhältnigmäßig fehr wenig Eheſcheidungen und unchelihe Kinder vorfom: 

men, die Regierung zu Königsberg rühmt das fittliche, mäßige und friedliche Verhalten der 
Juden, die getwiffenhafte Erfüllung ihrer bürgerlichen Pflichten, wobei erwähnt wird, daß 
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Eheſcheidungen und Ausſchweifungen felten, Verbrechen und Polizeivergehen nur in verhält: 
nigmäßiger Anzahl vorfommen. Sic Regierung zu Gumbinnen hält dafür, daß in den nie— 
dern Volksklaſſen die Juden in geiftiger und induftrieller Entwidelung der chriſtlichen Bevöl— 
ferung voraus feien, während Die Regierung zu Danzig bemerkt, daß die dortigen Juden 
nod auf einer niedern Bildungäftufe ftänden, wenngleich in den letzten Decennien einiger 
Fortfchritt wahrzunehmen geweſen. Die Regierung zu Stralfund ift mit dem Verhalten 
pn dortigen Juden zufrieden und hält fie einer Verbeſſerung ihred bürgerlichen Zuſtandes 
ür würdig. 

Die Urteile der rheinifhen Regierungen find zum Iheil von einander abweichend. 

Es bemerft zunädyft die Aachener, daß nad) den Berichten derjenigen Landräthe, welche 
umfangreihere Erfahrungen über das Treiben der Juden zu machen Gelegenheit gehabt, 
die Iepteren ſich faft allein dem Schadyerhandel ergeben, und felbft die reicheren Juden unter 
dem Dedmantel eined chrlidyen Erwerbes oft cine Schaar von Schadherjuden zur Führung 
eined ſyſtematiſchen Wucherhandels zu Gebote haben follen. Die Negierung fügt hinzu, 
daf fie diefen beitimmt ausgeſprochenen Erfahrungen gegenüber nidyt im Stande fei, den 
Juden günftige Ihatfahen anzuführen. Dagegen bringen die anderen rheinifhen Regie: 
rungen derartige Mifftände, wie Die Gerichte und theilweife die Landräthe fie ſchildern, nicht 
zur Sprade. 

Die Regierung zu Koblenz erwähnt nur im Allgemeinen des Schachergeiſtes der Juden, 
ald der Duclle aller ihrer Mängel. 


Die Regierung zu Düffeldorf erklärt ſich nur gegen eine Beſchränkung des biöher dort 
freien Aufenthalts der Juden auf dem platten Lande. 


Die Regierung zu Köln bemerkt, cd werde zwar in einigen Streifen über Bedrüdung 
und den Einfluß der Juden durch wucheriſches Treiben geklagt, indeſſen fei dicd größtentheils 
weniger die Urfache, ald die Folge des abnehmenden Wohlftanded der aderbauenden Kaffe. 
Im Allgemeinen fei anzunchmen, daß, wenngleich die Juden der Rheinprovinz den eigent- 
lidyen Typus ihrer Nation, eine befondere Lift und Verfchlagenheit, die Neigung zu gewinn: 
füchtigen Beftrebungen, ohne es mit den Grundfägen ded Rechtes und der Redüchkeit befon- 
derd ftreng gu nehmen, und eine gewwiffe, bald größere, bald geringere Unchrenhaftigfeit im 
Handelöverfehr, welche, ohne dem Geſetze zu verfallen, dod) die Sitte, das feinere Gefühl 
und das öffentliche Vertrauen verlehe, keinesweges verleugneten, dieſelben dennoch ſich nad) 
dem Zuftande ihrer geiftigen Entwidelung, befonderd in gröfern Städten, von denen der 
meiften übrigen Provinzen durd Sitte und Lebensweiſe günftig auszeichneten, weöhalb man 
aud) aus mandyen Streifen über Wucher und Betrug der Juden feltner und verhältnigmäßig 
nidyt mehr Klagen höre, als bei den Chriſten. 

Endlich fpricht fi die Regierung zu Trier dahin aus, daß unter den Juden gi nod) 
viele Wucher und Schacher trieben, und den leidhtgläubigen Landmann in feinem Nahrungd- 
ftande gefährdeten, wie denn noch in neuerer Zeit eine gerichtliche Unterfudhung den bekla— 

enötwerthen Belag für die behauptete Verworfenheit der jüdifchen Wucherer geliefert, daß 

uden namentlidy mit Umgehung des Geſetzes auf dem Lande cin freieres, ungehemmtered 
Gebiet fänden, ald in den Städten, und dort, der Norfchriften des Dekrets vom 17. März 
1808 ungeachtet, Nachtheile hervortreten; allein die Regierung glaubt andererfeitd, daß die 
Landräthe dur den unmittelbaren Eindrud, den die Schlechtigkeit mandyer Juden in ihren 
Kreifen auf fie gemacht, zu einer ungünftigen Meinung gegen die Geſammtheit der jüdiihen 
Bevölterung verleitet worden feien, und giebt ihrerfeits den Juden dad Zeugniß, daR fie ſich 
im Allgemeinen häuslich und unbefcolten im Verkehr zeigen, der Sinn für nüglidye Hand: 
werke unter ihnen gewedt, fleifiger Schulbefuch der jüdischen Kinder bemerkbar, überhaupt 
aber ein Fortichreiten in geiftiger Entwidelung und Sittlichkeit nicht zu verfennen fei. 


Da über die Zuläffigkeit der Aufhebung ded Dekreted vom 17. März 1808 nähere Er- 
mittelungen auch durd die dortigen vichterlichen Bchörden veranlaßt worden find, welde 
namentlid) den Einfluß der jüdiſchen Bevölkerung auf die dortigen Yandbewohner zum Ge: 
genftande haben, jo werden hier aud) nody die Ergebniffe diefer Ermittelungen audführ: 
lidyer angegeben. 


(1-19) I. Beilagen, die bürgerlicyen Berhältniffe der Juden betr. 319 


Ueber den Verkehr der Juden in der Rheinprovinz mit der ländlichen Bevölkerung wird 
bon den dortigen, namentlich den mit den Juden in unmittelbare Werührung kommenden 
Profuratoren und Friedensrichtern, vielfache Klage geführt. 

Die Neußerung der Generalprofuratur zu Köln in einem Schreiben an die Regierung 
zu Düffeldorf, welche fidy foldye über die Räthlichkeit einer ferneren Beibehaltung des De: 
tretes vom 17. März 1808 erbeten hatte, ftimmt im Weſentlichen mit der, von der Immediat⸗ 
Juſtiztommiſſion zu Köln in ihrem Berichte vom 30. Januar 1818 entworfenen Schilde: 
rung überein, welche damals Veranlaffung gab, die Wirkfamteit jenes Dekretes bis auf weitere 
Beſtimmung zu verlängern. . 

(68 treiben — heißt ed in jenem Schreiben — die Juden in den friedenögeridhtlidyen 
Bezirken ſechs dortiger Zandkantone (Reg-Bez. Köln) in der Regel Handel mit Vieh oder 
Waaren, und befafien fi) nur felten mit einem Handwerk oder der Landwirthſchaft. Ihre 
Geſchäfte pflegen fie in der Negel nur klein (im Umberzichen mit abgetragenen Kleidern, 
Lumpen und altem Eifen) anzufangen. 

Bei angerwachfenen Mitteln wird dieſes Gefchäft ausgedehnt auf Fleiſch, Ellenwaaren 
und andere Artitel, bis fie allmälig zu größeren Gegenftänden übergehen, und finden fie 
ihre Rechnung vorzüglidy bei den Yandbewohnern, welche fi in ihren Geldverlegenheiten 
faſt ausihließlic) an die Juden wenden. 

Am häufigiten treten Ueberbortheilungen beim Viehhandel dadurch hervor, daß die Ju: 
den außer dem Preife des Viehes eine Zugabe in Korn, Weizen, Kartoffeln 2c. fid) ausbedin- 
in * die Ablieferung zu einer Zeit fordern, wo die Preiſe auf das höchſte geſtiegen zu 
cin pflegen. 

dert wird Ausjtand verlangt und gegeben, der Bauer borgt nody Geld dazu, verſpricht 
Zinfen, und außerdem wieder eine Entſchädigung in Früchten. Beim Ablauf des erhaltenen 
Auöftandes wiederholt ſich ein ähnliches Verfahren, und fo geht ed fort, bis der Schuldner 
dei Aufftellung der durch die Zinfen hochangewachſenen Schlußrechnung fidy ganz in den 
Handen feines jüdischen Gläubigerd befindet. Dann geht ed auf die Immobilien. Durd) 
notarielle oder gerichtliche Urkunden weiß der Jude fid) Hypothek zu verfdaffen; die Sub: 
haftation twird veranlaßt, und der Schuldner an den Bettelftab gebradht. 

Viele Grundbefisungen follen auf diefe Weife in die Hände der Juden gekommen, viele 
Landleute verarmt, Juden dagegen, weldye vor 10 Jahren nody den Packen durd) das Land 
trugen, Beſitzet anfehnliher Güter geworden fein. 

Defterd ſoll ed fi) heraudgeftellt haben, daß durch theilweife Einbehaltung ded Kapitald 
mucheriiche Zinfen, fimulirte Akte, Bertäufe auf MWiederverfauf, Aufdringen von Waaren 
und Febendmitteln c. der Schuldner ungewöhnlid) bedrüct und in größere Schulden geftürzt 
worden, ald der jüdifdye Gläubiger rechtmäßig zu fordern gehabt hätte. _ 

Im Bezirk des Oberproturatord zu Koblenz — wird ferner angeführt — pflegten die 
Yandleute bei eintretender Geldverlegenheit, welche bei der Verarmung der Bewohner der 
Mofelufer und des Eifelgebirged nur zu oft vorfommen, ſich gewöhnlich an Juden zu wen: 
den, und in folhen Fällen habe es fidy bei den gerichtlichen Verhandlungen häufig heraus— 
geftellt, daß in ähnlicher Weife, wie oben erwähnt, wucheriſche Bedrückungen ftattgefunden. 
Tied beftätigten allgemein die Friedensrichter, deren einer namentlich bemertte, daß die Ju— 
den fat bei einem Drittel der dort vortommenden Rechtöftreitigkeiten betheiligt feien; die 
Juden befcyäftigten ſich wenig mit Aderbau und Handwerk, trieben vielmehr lediglich Han⸗ 
del in der Stufenleiter vom gewöhnlichen Schacher bis zum Kaufmann. 

Vom Landgerichtöbezirt Trier urtheilt der Oberprofurator in ähnlidyer Art. Auf dem 
Lande — hemerft derfelbe — wo die Juden wohnen, find fie in der Negel die Banquierd 
der Landleute, indem fie auch die unbedeutendften Vorſchüſſe machen, lange Termine geftat- 
ien, und ſich nicht mehr als die geſetzlichen Zinfen verſprechen laffen, dabei aber ihren Vor: 
theil dadurch erreichen, daß fie ſich Früchte, Wein u. dgl. alö eine Nebenſchenkung geben 
lafien, welche weder auf Zinfen, noch auf Kapital angeredynet wird. Der Datailhandel von 
ES pegereiwaaren und Viklualien ift faft ausſchließend in ihren Händen, der dadurch eben— 
falls zum MWıurhergefchäft wird, daß die Juden aud) hierfür den Abnehmern Ausftand geftat- 
ten, für diefen Ausftand aber Lieferungen nehmen, die nicht in Anrechnung gebracht werden. 
Die Noth der Landieute wird immer benugt, um ein Geſchäft mit denfelben zu madyen, oder 


a a en — 


De 


320 Die Königlichen Propofttionen und Botſchaften. 19-9) 


eine beftehende Korderung zu vergrößern. Der Landmann, der nicht zahlen kann, geht auf 
alle Bedingungen des Juden ein, um die gerichtliche Einklage einer Forderung zu befeitigen, 
er madıt Abichlagölieferungen, Abſchlagszahlungen ohne Quittung, fauft Waaren, die er 
gar nicht brauchen fann, zu hohen Preiſen, läßt ſich baare Zuſchüſſe zu der früheren Schuld 
geben, wenn er audy fein Geld nöthig hat, verkauft feine Ernte vor der Zeit und ohne, daß 
er den Preis zu überfehen im Stande ift, um den andringenden Juden augenblidlic zu 
beſchwichtigen. Diefer verfolgt aber fein Ziel unermüdlid), gelangt u einer Hypothekenver⸗ 
ſchreibung oder gar zu einem freiwilligen Urtheil, und ift am Ende durdy die Subhaftation 
im Beſitz ded Vermögend des Yandınanncd, ohne daß diefer weiß, wie er dazu gekommen ift. 

Im Landgerihtöbezirt Saarbrüden ernähren die in den leineren Städten und Dörfern 
wohnenden Juden fid nur vom Kleinhandel. Kein einziger treibt ein bürgerliches Gewerbe, 
welches körperliche Anftrengung erfordert, und wenn etwa ein Jude feinen Acker felbit bebaut, 
fo geſchieht dies durch Tagelöhner oder Knechte. Ihre meiften Geſchäfte beftchen im ich: 
handel, im Verpadhten von Vieh, Verkauf von Waaren und Lebensmitteln und im Dar: 
lehnöverfehr. Sie verfahren mit einer unglaublichen Emſigkeit und Betriebfamteit, um die 
Gelegenheit zu erlauern, wo ein Geihäft zu machen ift. Eie laufen unermüdet von Dorf 
zu Dorf, von Haus zu Haus, fundfhaften alle VBerhältniffe aus, und wo fie erfahren, daß 
ein Bauer durdy feine Umftände veranlaßt werden kann, irgend etwas zu kaufen oder zu 
verkaufen, fo hängen fie ſich fogleidy an ihm und bieten ihm ihre Dienfte an. Der vermögende 
Sandmann, ber ohnehin eine größere Geſchäftökenniniß und Erfahrung befist, findet leicht die 
Mittel, den Juden zu rechter Zeit zu befriedigen und dadurch jeder ferneren wucherlichen 
Behandlung zu entgehen. Aber der undermögende Yandman, der wenig Vich und Ländereien 
befipt, deffen Mderbau ihn nicht ernähren kann, der neben demfelben alfo noch ald Tagelöh- 
ner dient, Fuhrwerk oder irgend ein anderes Gefchäft treibt, ijt am wmeiften von den Juden 
bedroht ; wenn er von einem Gläubiger gedrängt wird, fo bleibt ihm am Ende nichts Anderes 
übrig, ald feine Kuh oder feine Ziege oder ein Pferd zu verkaufen. Iſt der Jude, wie häufig 
der Fall ift, felbft der drängende Gläubiger, fo übernimmt er dad Stück an Zahlungöftatt, 
fonft gegen baares Geld, womit der Gläubiger befriedigt wird. Dabei wird das Geſchaͤft 
gewöhnlich fo abgeredet, daß der arme Mann fid nicht ganz feiner Schuld entledigt, fondern 
der Jude einen Rückſtand zu fordern behält, damit er ihn nidyt aus den ‚Händen verliert, 
und ihm fo oft feine Hülfe angedeihen laſſen kann, al8 er nody ein Stück Wermögen beſitzt 
Hier ift der Jude Käufer. Noch ſchlimmer geht es aber, wenn er Nerkäufer ſt. Ein Land⸗ 
mann hat feine Kuh oder fein Pferd verloren; für einen anderen ift das Glück, eine milchende 
Kuh zu befigen, fo groß, daß er fich leicht zum Ankauf einer ſolchen verleiten läßt, wenn er 
Kredit findet und der Vorfpiegelung Glauben fhenft, daß er fpäter die Mittel zur Zahlung 
finden werde. Erftlih muß der Landmann, weil er nicht baare Zahlung Ieiftet, das Stüd 
Vieh zu einem übermäßig hohen Preis annehmen. Zur Zahlung werden ihm auögebehnte 
Friſten, oft von mehreren Jahren, bewilligt. Die darüber ausgeftellten Schuldſcheine ent 
halten in der Regel die Bedingung, daß Die ganze Forderung fogleich auf einmal folle ein 
gefordert werden können, wenn ein Zahlungdtermin vom Schuldner nicht eingehalten wird. 
Diefer läßt ſich eine foldye Klauſel ohne Widerrede gefallen, denn er glaubt die Mittel zur 
Zahlung zu finden, und überficht die Kolgen, weldye aus der Werfäumung eincd Iermined 
entftehen können. Gerade diefe Klaufel ift aber der erfte Grund feines Unglücks. Der erfte 
Termin wird allenfalld bezahlt; beim zweiten erfcheint der Jude nicht, und der Schuldner 
glaubt an eine ſtillſchweigend betoilligte Frift; fpäter aber tritt der Jude plötzlich zu einer 
Zeit auf, wo er weiß, daß der Schuldner nicht zahlen kann, und verlangt die ganze Zahlung 
auf einmal. Die Verlegenheit des armen Schuldners wird durch die Androhung gerichtlicher 
Verfolgungen und großer Koften zu neuen Geſchäften benutzt. Vor allen Dingen muß er 
ald Erſatz für erlittenen Schaden und verlorene Zinfen mit einem Quart Korn, Kartoffeln, 
Heu, Hanf oder anderen Erzeugniffen die Barmherzigkeit des Juden zu neuen Zahlungs: 
friften erfaufen. Daran fnüpfen ſich andere Gefchäfte, wie Verkauf eines Kalbes, alten Ader- 
geräths, Pferdegefchirrd, auch von Waaren und Lebensmitteln, worüber wieder ein Schuld- 
ſchein auögeftellt toird. Auf diefe und ähnliche Art wird nun beftändig fortgefauft, getauſcht, 
gefchrieben und gezahlt, bis nad) Ablauf ar Jahre der betrogene Schuldner nicht mehr 
im Stande ift, feine Verpflichtungen zu erfüllen. Dann beginnen die gerichtlichen Klagen 
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und Exekutionen, zuerſt langſam, dann raſch. Für jeden einzelnen Schuldſchein, und wenn 
der Jude ein halbes Dugend gegen denfelben Schuldner befigt, wird ein beſonderes Urtheil 
erwirft. Die Erekution in die Mobilien zeigt fi bald als frudhtlod, und nun wird ber 
Schuldner gezwungen, ein Stüd Land dem Juden zu verkaufen, wobei dad Recht deö Wie: 
derfaufd ausbedungen und der Schuldner durch die Vorfpiegelung, daß er fein Eigenthum 
aurüdzunchmen im Stande fein werde, zu diefem neuen Handel verleitet wird. Zulegt, wenn 
er völlig hülſtos ift, Legt der Jude den legten Schein von Rachſicht ab, und der unglüdliche 
Schuldner wird mit feiner zahlreichen Familie aus dem Befig feiner Güter gefegt, Schr 
oft ilt der Jude felbft der Anfteigerer. Auf diefe Weife macht der Verkehr mit den Juden 
manden Kamilienvater um Bettler, während fie felbft täglich reidyer werden. Wie verderbe 
lich und nadıfichtölos ihr Benehmen fei, dafür wird insbefondere angeführt, daß an den 
Kriedenögerichten, in deren Bezirk Juden wohnen, die meiften Prozeſſe, und verſchiedentlich 
jogar der vierte, fünfte oder fedyfte Iheil derfelben von Juden erhoben werden. 

Minder ungünftig lauten die Berichte der Oberprofuratoren zu Machen, Kleve und 
Düffeldorf. Im Landgerichts-Bezirk Aachen findet danach der jüdiſche Verkehr in den- 
jenigen sriedenögerichtd= Bezirken, wo der Aderbau blüht, wenig Nahrung, und ift dajelbft 
von Gelodarlehen, befonders in Heineren Summen, wenig die Rede. Anders geitaltet ſich 
diefer Verkehr aber in zwei Friedensgerichts-Bezirken, woſelbſt ein großer Iheil der Land— 
leute den Juden verſchuldet ift. Bei jeder Gelegenheit pflegen erftere fid) an Juden zu wen: 
den, welche bereit find, Geldvorſchüſſe zu leiften, dann ſchlechte Waaren oder krankes, un- 
braudybared Vieh aufzudringen. Sie bewilligen ausgedehnte Zahlungsfriſten, verferen den 
Schuldner aber in Die Nothwendigkeit, bei Ablauf der Frift fhon vor der Ernte die Früchte 
unter dem Preiſe an Zahlungöftatt zu überlaffen, und bringen auf diefe Art den Schuldner 
in den Fall, ſpäterhin Brod und Saatkorn zu höheren Preiſen antaufen au müſſen, wo— 
durch der Verderb des Landmannes unvermeidlidy herbeigeführt wird. Bei dem einen dieſer 
beiden riedenögerichte wurden im Jahre 1841 von den Juden nicht weniger als 64 Pro- 
xſſe anhängig gemacht, welche Ansprüche zum Gegenftand hatten, die aus Darlehen, 
Waarenfhuld und Vichhandel herrührten. 

Bei dem Landgericht zu Kleve kommen felten fälle vor, wobei Juden ald Parteien auf 
treten, jedoch hört man auch dort fehr viele Klagen darüber, daß die Landleute bei ein: 
fretender Geldverlegenheit fid) gewöhnlid an Juden wenden, mweldye ihnen fowohl bei Dar- 
Ichen, als beim Verfauf von Vieh ausgedehnten Kredit bewilligen, aber durch theilweife 
Einbehaltung des Kapitales, durch wucheriſche Zinfen und Aufdringen von Waaren die 
Schuld dergeftalt zu vergrößern wiſſen, daß der Bauer fich fehr bald in der Gewalt ſeines 
Öläubigerd befindet. Namentlich ſollen Verkäufe auf MWiederverfauf häufig vorkommen 
und alödann die Geldverlegenheit des Schuldners fo gefteigert werden, daß ihm eine Ein» 
löfung innerhalb der beftimmten Friſt unmöglid) wird. 

Am vortheilhafteften ſoll fi der Verkehr mit den Juden auf der linken Rheinfeite des 
Regierungsbezirted Tüffeldorf geftalten, wo den Zandleuten viele andere Mittel zu Gebote 
ftehen, ſich Geld zu verfchaffen, weshalb fie nicht in die Lage gerathen, ſich wucheriſchen Ge- 
[häften hingeben zu müffen; zum Iheil wird died auch der größeren Vorſicht der dortigen 
Landbewohner zugefchrieben. 

Die Berichte der Friedendrichter, welche dem Schreiben deö Generalprofurators zum 
Grunde liegen, ftimmen damit im Weſentlichen überein. 

In ähnlicher Weiſe tie die meiften Friedensrichter urtheilen überwiegend die Landräthe 
des Regierungsbezirkes Trier, indem fie vielfady über den nadhtheiligen Einfluß Magen, welchen 
der Verkehr der Juden auf die Vermögendverhältniffe der Landbewohner gehabt hat. 

Was die Provinz Pofen betrifft, fo ift bereitd oben bemerkt worden, in welcher Weife 
die Verordnung vom 1. Zuni 1833 in Bezug auf den Haufirhandel günftig auf die dor- 
figen Juden gewirkt hat. Aber auch im Allgemeinen hat der Erfolg jenes Gefeged der Ab- 
fit entſprochen, welche bei feinem Erlaß vorwaltete. 

Die Regierung zu Pofen bemerkt, wie namentlidy die Aufhebung der früheren Beſchrän— 
tungen im Handel und Gewerbe auf die Richtung ber — —— vortheilhaft ein⸗ 
gewirkt hat. Es hatte ſich nad) einer im Jahre 1842 angeſtellten Vergleichung die Zahl der 
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felbftftändigen Handwerker und Kabrifanten um mehr ald den dritten Iheil feit dem Jahre 
1832 vermehrt. — Die Kindererziehung iſt beffer geworden umd der ganze foziale Zuftand 
überhaupt vorgeſchritten. Dagegen wird über den mangelhaften, fittlidyreligiöfen Zuftand 
geklagt, indem cd dem Gotteodienft an der nöthigen Würde gebricht, der Religiondunterricht 
mangelhaft ift, die 54 Rabbiner ded Bezirkes zum größeren Iheil der erforderlichen Bil- 
dung entbehren. 

Die Regierung zu Bromberg eradhtete in ihrem allgemeinen Berichte im Jahre 1842 
die dortigen Juden in der Bildung bis zu der Stufe vorgefchritten, auf welcher ſich diefelben 
in anderen Provinzen befinden. Tie im Jahre 1845 zufammengetretene Kommiffion zur 
Berathung über die zu treffenden legiölativen Abänderungen der dort beftehenden Geſetz— 
gebung war überwiegend der Anficht, daR der fociale und moraliſche Zuftand eines großen 
Iheiled der pofener Inden noch zu mangelhaft fei, als daß ohne Nadıtheil für die hriftlicye 
Bevölkerung die den naturalifirten Juden eingerdumten Rechte den Juden allgemein zu: 
geftanden werden fönnen. 

Beide Regierungen fcyildern übereinftimmend den Betrieb der Schankwirthſchaft Seitens 
der Juden, welche ſich Diefem Gewerbe in überwiegender Zahl zuwenden, alö fehr verderb- 
lich, namentlidy für den Yandmann. 

Die Regierung zu Bromberg hebt hervor, daß fidy die Juden vorzugsweiſe an Orten 
niederlaffen, deren Einwohner der polnifhen Nationalität angehören, daß fie dort durch 
ihren Gewerbebetrieb auf die Moralität und die Vermögensverhältniffe der bäuerlichen Ein- 
faffen nadıtheilig einwirken, und nad) und nad deren Verarmung herbeiführen. 

Beide Regierungen ftimmen endlid) darin überein, daß die Organifation in Korporationen 
die dortigen Juden verleite, den bürgerlichen Gemeinden gegenüber ihre forporativen oder pri: 
pativen Intereſſen geltend zu madıen. 

Den Zuftand der beftehenden Schuldverhältniffe der jüdischen SKorporationen des Groß: 
herzogthums Poſen ergiebt die anliegende Ueberſicht sub c. 


Anbang. 
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Üeberficht ſammtlichet Städte des Preufifchen Staates, 
in welchen nach der Zählung zu Ende 1843 einhundert Juden und darüber wohnten, 
nad) den Provinzen geordnet. 
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Ich habe aus Ihrem Bericht vom 7. Januar d. J. die Reſultate der Ermittelungen er: 
ſehen, welche von Ihnen über die verhältnikmäßig große Zahl der jüdifchen Verbrecher und 
die Urfachen dieſer Erfcheinung vorgenommen worden und trage Ihnen auf, Ihren Bericht 
dem Staatöminifterium vorzulegen, um davon bei den von Mir angeordneten Verathungen 
über dad Judenweſen Gebraud zu madyen. Die von einzelnen Berichtöbehörden in Bazie- 
bung auf das jüdiſche Schulwefen gemachten Bemerkungen haben Sie dem Minifter der 
geiftlihen Angelegenheiten mitzutheilen. 

Sandfouci, den 29, Oktober 1841. 
— (gez.) Friedrich Wilhelm. 
n | 
den Staatd- und Juftigminifter Mühler. 


Abſchrift. 


Der Juſtizminiſter Mühler berichtet allerunterthänigſt über die Gründe 
der verhältnißmäßig großen Anzahl jüdischer Verbrecher. 


Des hochſeligen Königd Majekät haben in der auf meine Genceralberichte erlaffenen 
Allerhochſten Kabinetöordre vom 29. April 1840 zu bemerken geruht, daß die verhältniß- 
mäßig große Anzahl der jüdischen Verbrecher auffallend fei, und meine Anſicht über die 
Gründe diefer Erſcheinung Allerhöchſt erfordert. 

In Folge deifen find von mir zubörderft die Obergericyte zur Berichtderftattung über 
diefen Gegenftand aufgefordert worden. Nachdem die Berichte derfelben eingegangen find, ver— 
fehle id) nicht, Eurer Königlichen Majeftät Nachſtehendes in tieffter Ehrerbietung vorzutragen. 
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Dad Mifderhältnig der von den Juden im Vergleich zu den von Chriften verübten 
Verbrechen läft ſich nicht in Abrede ftellen, werın man dad Gefammtrefultat der Gefchäfte- 
liſten betrachtet. 

Die beifolgende Ueberfiht sub I des Verhältniſſes der Einwohnerzahl hriftlicher und 
jũdiſchet Religion zur Zahl der Angeſchuldigten beider Religiondverwandten in den Provin— 
zen Brandenburg, Pommern (mit Ausſchluß von Neu-Worpommern), Preußen, Poien, 
Schleſien, Sahfen und Weftphalen in den Jahren 1834 bis incl. 1839 ergicbt: 

„daß verhältnigmäßig weit mehr Juden ald Chriften in Kriminal- und fistalifcher Unter: 

ſuchung befangen geweſen. Nur in Hinſicht der polizeilichen Unterſuchungen ftellt fid) das 

Berhältnik mit Ausnahme der Jahre 1834 und 1835 günftiger für die Juden. 

Eine Zunahme der Verbrecherzahl unter den Juden hat indeffen im Verlauf diefer ſechs 
Jahre doch nicht ftattgefunden. Im Jahre 1834 war der S2fte Jude, im Jahre 1839 erſt der 
S4fte ein Angeichuldigter. In den Zwifchenjahren hat das Verhältniß geſchwantt; nur dad 
Jahr 1835 zeichnet ſich durch eine ungewöhnlich große Zahl jüdischer Verbrecher aus, indem 
ſchon der 68fte ein Angeichuldigter war. Kür dieſe Abweichung im Jahre 1835, welche ſowohl 
bei den Chriften ald bei den Juden ftattfand, liegt der Grund in der im Jahre 1834 erfolg: 
ten neuen Organifation der Gerichte im Großherzogthum ofen, wie der Erweiterung der 
Kompetenz der formirten Untergerichte in Kriminalſachen, welche zur Folge hatte, daß die 
ſchwebenden Unterſuchungen raſcher beendigt worden find, die Zahl der in den beendig- 
ten Unterfuchungen enthaltenen Angefhuldigten alfo fteigen mußte. 


Eo mie fi) die Ergebniffe der verſchiedenen Jahre im Ganzen verſchieden darftellen, fo 
ift eine noch viel größere Differenz in den Verhältniſſen der Angefchuldigten jüdiſcher Religion 
zu der Gefammtzahl der Angeichuldigten chriſtlicher und jüdiſcher Religion in den einzelnen 
Obergerichtö-Departementö vorhanden, worüber die allerunterthänigit beigelegte Ueberſicht das 
Nähere befagt. Ich bemerke in Beziehung auf diefe Ueberſicht sub II chrfurdhtövoll, daß cö 
zur Ermittelung des Verhältniffes, in welchem die Zahl der jüdiſchen Verbrecher zur Zahl der 
jüdiihen Einwohner jedes einzelnen Obergerichtö-Tepartements inden Jahren 18334 bid 1839 
geitanden hat, an ganz auverläfligen Materialien fehlt, indem bei der beftchenden Abweichung 
der Begrengungen der Regierungs- und Obergerichtöbezirfe die Zahl der jüdiſchen Einwoh— 
ner jeded Obergerichtö-Bezirked in jenen Jahren nicht genau befannt ift, aud) eine nachträgliche 
Ausmittelung nicht bewirtt werden fann. 

Die Verfchiedenheit der Verhältnißzahlen ergicbt fidy aber ſchon aus der obigen Ueberſicht. 

Darnad) waren die meilten Juden in, Unterfuhung in den Departements Poſen, Brom: 
berg, Ratibor, Marienwerder, Arnöberg, Paderborn und Breölau; die wenigiten in den 
Departements Naumburg, Halberftadt, Magdeburg, Glogau, Infterburg, Stettin und des 
Kammergerichtd. Im Departement ded Ober-Landesgerichts zu Poſen war durchſchnittlich 
der IIte Angeklagte, im Departement Naumburg der 377ſte Angeklagte ein Jude. 

Diefe abweichenden Berhältniffe haben die natürliche Veranlaſſung gegeben, daß die 
Meinungen der Obergerichte über die große Anzahl jüdiſcher Verbrecher jebr verſchieden aus: 
gefallen find, und daß einige ein Mißverhältniß im Vergleich zu der Zahl der chriftlicyen 
Angeſchuldiglen nicht anerkennen. 

Die Verfchiedenheit ift ferner nicht allein in den verfchiedenen Departements, fondern 
jelbft in den einzelnen Streifen deffelben Departements wahrzunchmen. Das Ober-Landes: 
gericht zu Marienwerder 3. B. berichtet Died mit dem Weifügen, daß ſich dad Verhältniß in 
einzelnen Kreifen oft zu Gunften der Juden ftellt. 

‚ Führen aber aud) diefe Wahrnehmungen darauf hin, daß befondere Umftände und Ein- 
flüffe auf die größere oder geringere Moralität der Juden im verfchiedenen Gegenden der 
Monarchie wirken mögen, fo bleibt doch die Thatſache im Gefammtergebniß ftchen, daß eine 
berhältnigmäßig größere Anzahl Juden zur Unterfuhung gezogen wird, ald Ghriften. 

Um die Gründe diefer Erfcheinung zu verfolgen, ift cd zunächft von Intereſſe, die Gat- 
tungen derjenigen Verbrechen ind Auge zu faffen, wegen welcher die Juden hauptfächlic und 
borzugöweife angeklagt werden. ‚ 

Aus den Gefchäftöliften ergiebt ſich, daß ed hauptſächlich Die Antlagen des Betruges, der 

Fälfhung, des Banferuts, des Wuchers, der Steuerdefrauden und SKontraventionen, des 
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Diebſtahld, der Diebeöhchlerei und des Ankaufes geftohlener Sachen, des Meineideö, über: 
haupt des unerlaubten Eigennutzes 
find, welche gegen die Juden gerichtet werden. Die Zahl der Verbrechen gegen die Verfon 
ift gering; ebenfo verüben fie ſelten Verbrechen aus Leidenſchaftlichkeit und ſolche Verbre— 
dyen, welche perfönlichen Muth und Verwegenheit erfordern. 
6 Die vorherrfchende Triebfeder bei ihren Bergehungen ift der Eigennutz, die Sucht nad) 
ewinn. 

Die Art der Verbrechen, welche die jüdiſchen Glaubensgenoſſen verhältnißmäßig am 
häufigſten begehen, wird auch aus der Form der Unterſuchungen erkennbar, in welche ſie 
am meiſten verwickelt werden. 

Es find die fiokaliſchen Unterſuchungen, bei welchen das Verhältniß der jüdiſchen Angeklag- 
ten zu der Geſammtzahl der Angeklagten nach der allerunterthänigſt überreichten Ueberſicht 
dad ungünftigfte in allen Departements iſt. 

Im Departement Pofen war der Ste, im Bromberger Departement der 10te fiötalifh 
Ungeklagte ein Jude; im Departement der Ober-Landeögerichte zu Naumburg und Halber- 
ftadt, in welchen fid) dad Verhältnig übrigens am günftigften zeigt, doch der 135fte und 
refp. 78ſte, während von den in Kriminalunterſuchung Befangenen erft der 358ſte und 
192 fte jüdischen Glaubens war. 

Beim Totaldurchſchnitt der Verbrecherzahl aus allen Departements (cf. Ueberſicht I) 
ergiebt ſich erflärlih ein anderes Verhältniß der Angeklagten in fistaliihen Unterfuhungen 
zu den Angeklagten in Kriminalunterfuhungen, weil die Zahl der legteren an ſich viel größer 
ift, ald die der fiöfalifchen. Aber aud) hier ift dad Verhältnif der jüdiſchen Angeklagten beim 
Vergleich der fiökalifchen Unterfudungen zu den Kriminalunterfuchungen weit weniger ab- 
weichend, ald dad der driftliden Angeklagten. Beifpielöweife war im Jahre 1839 der 
262fte Einwohner chriſtlichen Glaubensbetenntniffes in Kriminalunterſuchung, der 627fte 
in fiötaliicher Unterfubung, während der 185ſte Einwohner jüdiſcher Religion zur Krimi- 
nalunterfuhung und ſchon der 202te zur fiskaliſchen Unterſuchung gezogen wurde. 

Die Iricbfeder des Eigennugcs und der Gewinnfucht, welche ſich als hauptfächliche An- 
regung zu den Verbrechen in der jüdiſchen Bevölkerung hervoritellt, findet ihre Nahrung in 
mehrfahen Umftänden, welche theild der bürgerlichen, theils der religiöſen und ſittlichen 
Etellung der Juden cigenthümlidy und in einer hiftorifdy überlieferten und fejtgehaltenen 
Nationalität begründet find, 

Die religiöfen Anfichten der Juden laffen fie jedes andere Mittel des Erwerbes dem Ader- 
bau, der Viehzucht, den Handwerken und dem Dienft bei Ghriften vorziehen; daher ihre 
Neigung zum Schacher und zum Haufirhandel. Durd) einen ihnen eigenthümlichen Abſcheu 
bor Anftrengungen und durdy die Bequemlichkeit und Leichtigkeit, mit der fie ald Handels— 
feute einen Kleinen Gewinn erringen fönnen, wird jene Neigung begünftigt. Große Armuth 
und mangelhafte Schul- und gewerblide Ausbildung nöthigen fie überdem oft, diefen näch— 
ften und einzigen Weg zu ergreifen, auf welchem eine ihnen angeborne von Kindheit an 
geübte Schlauheit und Betriebſamkeit ihr Forttommen befördert, wodurch aber das fittliche 
(Element immer mehr zurüdgedrängt wird. 

Ihre religiöfen Vorurteile gegen die Chriften verleiten fie ohne Zweifel ebenfalls nicht 
felten aur Uebertretung des gefeglihen Weges, indem fie fid) durch die Glaubendanficht im 
Gewiſſen decken, wenn fie nad) unerlaubten Bortheilen ftreben, welche fie von den Ehriften 
zu ziehen fuchen. 

Gin wichtiges Mittel für die fittlihe Erhebung und gegen ftrafbare Neigungen, das 
Ehrgefühl, die geſellſchaftliche Achtung und die Furcht vor Schande, ift ferner unter den 
Juden nicht in dem Grade wirkſam, wie unter den Ghriften. Die Emanzipation der Juden 
erſtreckt ſich nicht auf alle Provinzen. Auch wo fie eingetreten ift, bleiben gewiffe unvermeid- 
liche Beichränfungen übrig. Die Volfömeinung unter den Ehriften, durd) faft 2,000 Jahre 
eingetourzelt, reformirt ſich nur allmälig, und ftreift nur zögernd eine gewiſſe Geringfhäsung 
ab, welde, auf einem religidfen und biftorifchen Fundamente beruhend, gegen die Juden ge- 
richtet ift. Diefe Meinung wird um fo langfamer befiegt, ald die Charaktereigenfchaften der 
Juden, ihre Art der Erwerböthätigkeit und der in der Regel bevorftehende Mangel hriftlicher 
Gefinnungen der Milde und Wohlthätigkeit fie kenntlich unterfcheiden und, nicht dazu bei- 
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fragen, ihre Gleichftellung mit den chriftlichen Mitbürgern im Volke zur Ueberzeugung zu 
dringen. Daraus muß in den Juden das Gefühl der Zurückſetzung entfpringen und unter: 
halten werden; dad Bewußtiein der mindern Achtung ſchwächt aber den Eindruck der Unehre, 
welche mit einem Verbrechen verbunden ift, und die Furcht vor Schande wird ein geringeres 
Motiv, ftrafbare Handlungen zu unterlaffen. 


Dies find meined Erachtens die inneren Gründe, welche im Allgemeinen bei den Juden 
die Selbftbeftimmung zum Verbrechen erleichtern. Es veritcht ſich von felbft, daß die Red— 
lichkeit einzelner unter diefer Voltöflaffe deshalb nicht in Zweifel gezogen werden darf, daß 
die ungünftigeren Anfichten über fie auf feinen abfoluten Gründen beruhen und daß die 
Vorzüge der Aufklärung und höheren Bildung dahin führen werden, die Juden zu beredeln 
und das Urtheil über fie zu berichtigen. 

Aber auch an Äußeren Veranlaffungen fehlt ed nicht, die Juden en ah zu ber- 
dreherifchen Handlungen und inöbefondere zu denjenigen Vergehungen zu verleiten, die ihnen 
nad) den Unterſuchungsliſten verhältnißmäßig am meiften zur Yait fallen. 

Ter Handel, den fie hauptfächlich zu ihrer Erwerböquelle machen, bringt fie mit vielen 
Menſchen in Berührung, veranlaft fie zu Reifen und häufigem Wechſel ded Aufenthalted. 
Tie Antnüpfung unlauterer Verbindungen, die Verführung, die Gelegenheit zur Beporthei- 
lung ergiebt ſich in diefen Yebenöverhältniffen leichter ald bei der auf den Grund und Boden 
oder auf ein an firen Ort gebundenes Handwerk, Dienftverhältniß 2c. gerichteten Erwerbs— 
thätigkeit. Die umberziehende Lebensart, welcher fidy eine große Anzahl von Juden in grö- 
Berer oder geringerer Ausdehnung hingiebt, erfordert eine größere moraliſche Kraft gegen die 
55— Verſuchungen, und die moraliſche Kraft wird bei ihnen weniger gefunden als bei 
den Chriſten. 

Die Armuth iſt bei einem großen Theile der Juden vorherrſchend. Sie wird bei ihnen, 
wie überall, leicht eine Duelle von Verbrechen. Sie hindert die Schulbildung der Kinder und 
ihre fittlihe Befeftigung. Die Kinder müffen oft im früheſten Alter bei dem Erwerbe der 
Eltern Hülfe leiften, um die Mittel zur Subſtiſtenz zu beichaffen, und wenn die Verdorben: 
heit der Eltern nicht direkt auf fie ſchädlich einwirkt, fo leidet doch ihre Sittlichkeit durch den 
Einfluß des Umberftreifend, durch die ungüngftigen Erfahrungen, welche ihnen im Verkehr 
entgegentreten, durch das Anſchauen böfer Beifpiele und jedenfall durd) den Mangel eines 
ftetigen Unterrichts. 

In einigen Provinzen wirken auch noch befondere Verhältniffe auf die Zahl jüdifcher 
erbredher. In den an den Grenzen gelegenen, namentlich in den öſtlichen, kommen viele 
Juden aud dem Audlande und begehen Dieffeitd Verbrechen oder knüpfen verbrecheriſchen 
Verkehr mıt Preußiſchen Juden an. Die Leichtigkeit, der Verfolgung zu entgehen, madıt 
die an der Grenze wohnenden Juden dreifter. Drohungen, fi) zu rächen, Feuer anzulegen 
u. |. w. fhüchtern die Bewohner ein. Es ift wahrfcheinlich, daß viele Verbrechen gar nicht 
jur Anzeige kommen, und daß in vielen Fällen die Unterfuchungen nad) den Ihätern aus 
diefem Grunde ohne Erfolg bleiben. 

Die jüdifhe Bevölterung ift in einigen Departements, 3. B. in Poſen und Bromberg, 
ſehr zahlreich und viel zahlreicher ald in andern. Daraus erklärt fid), weshalb in diefen Be- 
zitken verhältnifmäßig mehr Juden unter den Angeflagten find. In den ſächſiſchen Depar- 
tements findet ſich die geringfte Zahl, weil dort, wie überhaupt in den Provinzen, in welchen 
dad Editt vom 11. März 1812 nicht eingeführt ift, nur wenig Juden fidy aufhalten. 

Dad Ober-Landeögericht zu Breslau bemerkt, daß fehr viele arme Juden aus Heinen 
Städten ded Großherzogthums Poſen, mit Päffen der Poligeibehörden verfehen, nach Schle— 
fien herüber fommen und bier ihren Berfehr haufirend treiben, der ihnen im Großherzogthum 
unterfagt ift. Diefe Subjette begehen häufig Verbrechen und veranlaffen Unterſuchungen. 

Es kann nicht außer Acht Bleiben, dak die Juden überhaupt meiftens in den Städten, 
jelten auf dem flachen Yande wohnen, und da in den Städten nad) allgemeiner Erfahrung 
verhältnigmäßig die meiften Verbrechen verübt werben. 

Sieht man von dergleichen befonderen Verhältniffen in einzelnen Gegenden ab, welche 
die Vergehungen unter den jüdischen Einwohnern mehr oder weniger begünftigen oder auf 
ihre Zahl wirken, fo bleibt die Frage im Allgemeinen zu beantworten: 


— — — 


330 Die Königlichen Propoſitionen und Botſchaften. — 


welche Mittel dahin führen können, das Mißverhältniß der Verbrechen unter den Juden 

u beſeitigen. 

Nies * meines allerunterthänigſten Dafürhaltens nur auf dem Wege ſittlicher Ver: 
edlung derſelben geſchehen und indem fie in eine gleiche Gewerbothätigkeit hineingeführt wer: 
den, wie die Chriſten. 

Das Editt vom 11. März 1812 hat unſtreitig die heilfenniten Erfolge gehabt, und die 
Gleichſtellung der ded Staatsbürgerrechtes theilhaftigen Juden in faft allen rsiehingen mit 
den riftlichen Einwohnern zeigt ihre Wirkung in der mächtig wachſenden Erwerböthätigfeit 
der jüdiihen Bevölkerung, in ihrem Wohlftande, in ihren verbefferten Gefinnungen. Wenn- 
gleih die Moralität unter ihr noch ſchwächer erfcheint, ald bei den Ghriften, fo tann man 
vielleicht nody etwas von der Zeit erwarten und in der zweiten und ferneren Generation die 
weiter enttwidelten Folgen jener großen Maßregel hoffen. 

Für cine große Unterftügung zur fittlihen Veredlung halte ich es indeffen jedenfalls, 
wenn die Juden in ihren Neigungen zum Handel und Schadyer beſchränkt und ihr Erwerb 
auf andere Arten bürgerlicyer Ihätigkeit hingerichtet wird. 

Die für das Großherzogthum Poſen erlaffene vorläufige Allerhöchſte Verordnung vom 
1. Juni 1833 (Gefehf. S. 66) gebt hierin mit äußerſt zweckmäßigen Beftimmungen voran, 
Es ift ein zu kurzer Zeitraum vergangen, um die Erfolge ſchon jet in ihrem ganzen Umfange 
erwarten zu können. Die Ober Yandeögerichte zu Pofen und Bromberg glauben aber, daß 
nur auf dem eingefchlagenen Wege fortgefahren zu werden brauche, um dem Ziele näher zu 
fommen. Jene Verordnung hat unter andern zur Tendenz 

a) den Uuterricht der Juden zu befördern, 

b) und die ärmern, welche nicht zur Naturalifation geeignet find, zu ftehenden Gewerben, 

zum Aderbau und zum Dienen zu nöthigen. 

Der verderbliche Handel im Umberzichen ift den Nichtnaturalifirten unbedingt unterfagt, 
dom Handel mit faufmännifchen Rechten find fie ausgefchloffen, dad Schankgewerbe wird 
nur bedingt geftattet. 

Achnlie Beſtimmungen für diejenigen Juden in den übrigen Provinzen, welche weder 
Grundftüde oder hinreichendes Kapitalvermögen befigen, noch ein nambaftes ftehended Ge- 
werbe betreiben, um damit ihre Exiſtenz feft gu begründen, würden meines allerunterthänigften 
Dafürhaltend fehr erfprichlidy fein, um nad) und nad) den vorherrſchenden Schadhergeift zu 
überwinden, den bürgerlidyen Sinn auch der ärmeren Juden zu erheben, und die allgemeine 
Meinung über fie zu ihrer Ehre zu verändern vermögen, hierdurch aber einen wefentlihen 
Fortſchritt zu ihrer fittlihen Veredlung vorbereiten, der durch die gleichzeitige Verpflichtung 
der jüdifchen Korporationen, bei eigner Verantwortlichkeit für den Schulunterricht der jüdi- 
fchen Kinder zu forgen, eine Gewährsleiſtung in Beziehung auf die heranwachſende und auf 
die fünftige Generation erhalten könnte, 

Em. Königlihen Majeltät erlaube idy mir in der Anlage sub IH einen Auszug aus 
den Berichten der Obergerichte über diefen Gegenftand zu überreichen, und bemerke zugleich), 
daß die Angelegenheit über die hinfichtlidy der Juden zu ergreifenden geſetzlichen Maßregeln, 
in den Provinzen, wo weder das Gefeg vom 11. März 1812, nody die Verordnung vom 
1. Juni 1833 gelten, jet eben dem Staatörathe vorliegt. 

Berlin, den 7. Januar 1841. 


An 
Seine Majeftät den König, meinen Allergnädigften Herrn. 


(gg) Mühler. 
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III. 


Auszug 
aus den Berichten der Obergerichte 


über das 
Verhältniß der Inden und Chriſten 
in Beziehung auf die Verübung von Verbredyen 


l. Kammergeridt. 

Der Gerichtöbezirt des Kriminalgerichteö umfaßt 285,229 Menfchen, worunter 5645 Ju— 
den. Verhältnig 47:1. Das Verhältnif in frimineller Beziehung ftellt fid) dagegen 27 : 1, 
und würde noch ungünftiger ausfallen, wenn nicht eine große Anzahl jüdischer Verbrecher 
unentdedt bliche, was theild in ihrer Verſchmitzheit bei der Begehung, theils in ihrer Hart— 
nädigkeit bei der Unterfuhung rüdfichtlidy ded Geftändniffes und der Angabe ihrer Mit: 
fhuldigen beruht. Sie find größtentheild vorfidhtiger, nur die Kundfdyafter vor, und Hehler 
nad dem Verbrechen. Das Kammergericht findet die Wurzel des Uebels in ihrer Natio- 
nalitätscigenthümlichfeit, die, troß der humanen Preußiſchen Geſetzgebung, fie immer 
noch die moralifche Bildungöftufe nicht erreichen läßt, welche der Staat ihnen geöffnet hat. 

Problematifcher erfcheint cd, ob die ihnen ungünftige öffentlihe Meinung auf ihre 
Moralität nachtheilig zurüdwirke; als bedeutender ftellt dad Kammergericht die Frage bin, 
ob nicht ihre Glaubendgrundfäße fie (da gegen Juden felten Verbrechen begangen wer: 
den) zu Bevortheilung und feindlicher Stellung gegen die Chriften disponiren. 

2. Königöberg. 

Non 731,929 Ghriften war nad) dreijähriger Fraktion der 112te, von 3,939 Juden 
der AMſte ein Angefhuldigter. Vorzugsweiſe befinden fidy unter den letzteren jedody fremde, 
namentlid königlich polniſche Juden, die fait zum Drittheil gegen die Steueraefege kontra— 
benirt hatten. Pferdediebftähle werden von ihnen um fo leichter verübt, als fie nach Ver: 
übung des Diebſtahls und Verkauf der Pferde ſich über Die Gränge zurüdsichen. 

Eben diefe Wanderfucht qualifigirt fie zu geichieten Unterhändlern und Hehlern anderer 
Verbrecher, die bei ihnen alled anbringen, was fie leicht trödelnd wieder weiter verſchachern. 

Eo lange die Juden ſich nicht an Aderbau und perfönlide Arbeitöpdienite 
gewöhnen laſſen, findet dad Ober-Landeögericht alle Polizei- und Etrafgefege unzureichend. 

3. Infterburg. 

Ton 554,965 Ehriften war in ſechs Jahren der ISfte, von 1,101 Juden der 2Ofte in 
Unterfuhung. | i 

Das Dber-2andeögericht bezeichnet aber, twie dad Königöberger, meift Ausländer als 
die verbredherifchen Juden, Die aus Polen und Litthauen gewerbö- und nahrungslos durd) 
die Wälder übertreten, diesſeits haufiren und ftehlen, die Inländer an der Gränze verfüh: 
ren, ihnen geftohlene Sachen, namentlich Pferde, zuführen. Sogar um ihrer Rache zu 
entgehen, befonderd Branpftiftungen, läßt man fidy mit ihnen ein. Dad Zurüdidaffen über 
die Graͤnze nügt nichtö, weil fie an einem anderen Ort gleich wieder eintreten, wo fie, nicht 
zu erkennen, ihre Ihätigkeit von Neuem beginnen. Dad Dber- Landesgericht ſchlägt eine 
gehötige Zühtigung an die Stelle der Fortfhaffnng vor, worauf der Vlinifter des Innern 
nicht eingehen zu können meint. 
4. Marienwerder. 
Nach dreijähriger Fraktion kommen auf jährlid 339 Verbrecher 254 Juden. Das 
ber -Landeögericht nennt die mangelhafte ſittlich religiöfe Bildung der Juden, ihre Scheu 
bor anftrengender Arbeit, und ihre Gewöhnung, ſich ohnehin von der chriſtlichen Bevölkerung 
verachtet au fehen, als die Hauptgründe ihrer Verworfenheit und Bereitheit zu Verbrechen. 

„Das Talmudifche Borurtheil gegen Aderbau und Viehzucht hält fie von dieſer Be- 
Khäftigung ab; felbft der rein mofaiiche Glaube entbehrt des inneren Gchalted und zer: 
tinnt in einen aͤußerlichen Gottesdienft, deffen Formelweſen fie von Handwerken und Hand— 
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arbeit entfremdet. Haufiren, Schänterei wird daher ihr einziges Treiben, und da dieſe 
emeineren Juden fämmtlid arm find, fo können fie nur durh unerlanbte Maber— 
—* bon dieſem Gewerbe und nebenbei einen Gewinn und ihre Subſiſtenzmittel erlangen. 
Eie werden Hehler und Anftifter von Diebſtählen. Auch bier ift die poſen-polniſche 
Gränze der Heerd. Dah das Wandern der Juden viel beiträgt, folgt daraus, daß in 
Zempelbarge, Danziger Kreiſes, wo die meiften Juden anfäffige Yeute find, das Verhält- 
nik am günftigften ift. Das Ober-Landesgericht findet die Ueberführung und Beftrafung 
der Juden inöbefondere, außer ihrer Verfchlagenheit, durdy die 88 335, 7 und 358, 8 der 
Kriminalordnung erfhwert, und wenn glei) das Edikt vom 1. Juni 1833 zweckmäßig aud) 
auf Preußen ausgedehnt werden möchte, fo bevorwortet Dad Ober: Landesgericht vor allen 
Dingen eine entfhiedene Einwirfung auf die Verbefferung des religiöfen Standpunftes und 
der Schulbildung der Juden, Speziell aber eine Beſchräänkung der Erlaubnig zum Schank— 
gewverbe und der fogenannten Bändeljuden. 
3. Greifswald. 

Das Ober-Appellationdgericyt berichtet, dak in Folge früherer Verfaffung nur wenige 
Juden in die Provinz gelangt und ihren beftimmten Mohnfiz dafelbft genommen haben. 

Gegen diefe ift gar feine Unterfuhung entftanden. Nur zwei fremde aus den Nicder: 
landen und Altpommern find wegen Diebſtahls und Steuertontraventionen beftraft worden. 

6. Köslin. 

Unter 360,634 Ginwohnern 2,989 Juden. Davon waren nad) fchöjähriger Fraktion 
jährlid) unter 1,450 Verbrechern 25 Juden, alfo der 119te Theil, während von der ganzen 
Bevölkerung nur der 248 fte Theil. 

Die Juden find ſämmtlich arm, treiben Kleinhandel, ziehen fortwährend auf 
den Zahrmärtten herum, und laffen dabei ihre Kinder gänzlid) verwildern. 

7. Stettin. 

Unter 452,592 Einwohnern 2,932 Juden, von denen (1839) auf I11 eine Unter: 
fuhung fällt, während bei den Ghriften nur auf 272 eine. Steuertontraventionen herr: 
den vor. 

Die jüdifhe Bevölkerung drängt fid) in den Städten zufammen, wo die Verbrechen 
überhaupt häufiger find. 

Das Ober :LKandeögericht bezeichnet ihr Beharren beim Schacher, von dem die Emanzi— 
pation fie nicht abbringt, ald die Hauptgelegenheit und Urfache zu ihren Vergehen durch 
Betrug, Diebeswirthſchaft und Defraudation, und hebt ald bemerkenswerth hervor, daß 
ſchwere Verbreden unter Juden felten find (ald Räuber fcheinen fie indeß anderwärts 
oft zu figuriren), weil fie nüchtern zu fein pflegen und der Verwegenheit ermangeln. 

8. Kranffurt. 

721,523 Chriften und 4,247 Juden. Von 6,628 Verbrechern waren 213, aljo ber 
56fte Theil Juden oder dreimal mehr ald Chriften, verhältnigmäßig. 

Auch hier wird bemerkt, daß fie meift in den Städten ſich aufhalten (cf. Stettin), 
die Entbehrung chriſtliche Moral, ihre Gewinnſucht, ihr Shader, ihr Umberzie: 
hen auf den Märkten find die Urſachen ihrer größeren Verderbtheit. 

Speziell für die Zaufig wird die nod beftehende Nidytemanzipation der Juden 
ald Motiv angeführt, warum fie fid von der bürgerlihen Ordnung und Zucht nicht be 


rührt finden. 
e 9. Poſen. 


Von Ehriften (727,580) der 146fte von Juden (52,015) der I18te ein Verbrecher. 
Bei den letzteren herrfchen Zoll: und Steuerdefrauden vor. 

Die äußerſt niedrige Kulturftufe und höchſte Armuth ift auch durd dad Edikt 
vom 1. uni 1833 noch nicht befeitigt. Sie find veradhtet und auf wenige Ermerbögweige 
theild durch ihre Neigung zu leichter Arbeit, theild durch die Woltsanfichten befchräntt. 

Auch hier (cf. Marienwerder) wird der Nachtheil der allegirten Paragraphen der Kir- 
minalordnung hervorgehoben, und endlidy erft von der Bildung eines civilifirten Mittel- 
ftandeö der ganzen Provinz aud) für die Juden einiger Erfolg gehofft 
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10. Bromberg. 

356,824 Ehriften und 22,179 Juden, von denen (Iehteren) die meiften tvegen Arınuth 
noch nicht volle bürgerlihe Nedhte haben. Das Durdyichnittöverhältnig von 4 Jahren ift 
106 jüdische zu 120 katholischen und 140 evangelifhen Verbrechern. Die Mehrzahl der 
Verbrechen (gegen dad Eigenthum) folgt aus der Armut, und die Gelegenheit dazu gicht 
der Kleinhandel, Trödeln, und der dadurd bewirkte Verkehr mit Näubern und Tiebed- 
gelindel, duch Hehlerei und Begünftigung, fo wie fie fid) andererfeits auf Schmug— 
geleiund Defrauden legen. 

Das Ober-Landeögeriht hebt Unterricht, der aud) jegt nur erft unvollfommen organi: 
firt ift, und die Einführung der Juden in die bürgerlihen arbeitenden Gewerbe zum 
Aderbau und Grundbefig ald die Mittel zur Verbefferung hervor. 

11. Bredlau. 

Nah fehsjähriger Fraktion jährlih von 6,850 Verbredhern 133 Juden, alfo der 
Slfte Mann (und zwar beim Inquifitoriat zu Breslau — alfo wohl der Stadt wegen — 
2 der 18te), wobei bemerkt wird, daß die Rüdfälligkeit vieler (Juden) deren Zahl ge— 

tigert haben. 

ud hier, wie faft überall wird die Abneigung gegen ordentliche Handwerke angeflagt, 
während der Shader ohne Fonds und ihre Schlaubeit fie zu Wucher, Handel mit 
geftohlenem Gut, Betrug, Diebftahl und Hehlerei führt. Namentlih wird die Leichtigkeit 
getadelt, womit die pofenfchen Juden die Lizenzen zum Haufirhandel erhalten, und bcan- 
tragt, nur unverdächtige Individuen mit Konzeflion zu verfchen, die mangelhaft Iegitimirten 
Juden ftrenger zu übertwadhen, und vorzüglidy die Erziehung der ärmeren jüdiſchen Jugend 
ind Auge zu fafen 

12. Glogau. 

Von zwanzig Unterfuhungen gegen Juden im Jahre 1839 betrafen vier Fünftel 
Theile Eigennug und Gewinnſucht und achtzehn Inquifiten gehörten dem Handels: 
um Schankwirthöftande an. 

Die Hälfte hatte ihre KHeimath im Poſenſchen. 

Dad Dber-Landeögericht weiſt darauf hin, daß die Mehrzahl der jüdiſchen Verbrecher troß 
der Emanzipation die Art des Unterhalterwerbes verfolgen, wie dies früher der Fall geweſen, 
und dag aud in Poſen dad Edift vom 1. Juni 1833 nur erft faum erkennbare Früchte 
trage, da die Hälfte der im Glogauifhen Departement zur Unterfuhung Gezogenen in das 
Poſenſche Departement gehörten. 

13. NRatibor. 


759,307 Ehriften, 11,527 Juden, alfo = 65 : 1. 

3,835 riftliche, 187 jüdische Verbrecher, alfo = 21:1. 

Das Ober⸗Landesgericht befchräntt fi) darauf, zu bemerken, daß dieſes Mißverhältniß 
daher rühren möge, weil die meiften Juden von Jugend auf ſich mit dem Schacher be- 
[häftigen und dadurch Gelegenheit fänden, die Verbrechen, welche faſt alle fi) auf die Zoll: 
und Steuergefege bezögen oder in Dicbeöhändeln beftänden, zu verüben, und weil auf alle 
diefe Handlungen feine ſonderlich hohe Strafe folge. 

14. Magdeburg. 
449,144 Chriften und 1,594 Juden. Darunter im Jahre 1839: 
3,382 chriſtliche und 45 jüdische Angefchuldete. 

' (Viertehalbmal mehr jüdifhe pro proportione.) 

Von den 1,594 Juden haben 1,218 das Staatd-Bürgerreht nody nicht, die eben darum 
(als zu arm) fic) lediglich mit Haufiren ernähren, was fie zu Kontraventionen und Be- 


frügereien verlcitet. 
15. Halberftabt. 

291,000 Einwohner influfive circa 4,500 Zuden, von weldyen Ichteren nad) fehejähriger 
taftion jährlich 24 in Unterfuhung waren, während auf die Gefanmtbevölterung durch— 
chnittlich jährlich 2500 Unterfuhungen famen. 

Arm häufigften lag den jüdiichen Inquifiten Defraudation, Anfauf geftohlener 
Sachen, Betrug, Fälſchung, fahrläſſiger Bankerut zur Laſt. 
Erſte Abtheilung. 2 


> 
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Sie leben meift in den Etädten und bilden nicht geringe Gemeinen. 

Das Ober-Landesgericht will daher von einem Mifverbältniffe fo wenig willen, daß es 
pielmehr vermeint, die hriftlihe Bevölkerung produzire in Zahl und Schwere der Verbrechen 
leicht den größern und wichtigern Theil. 

16. Naumburg. 

Auch dieſes Dber-Landeögericht des ſächſiſchen Landestheils ftellt im Allgemeinen ein Mi: 
verhaͤltniß in Abrede. 

Zuvörderft waltet, wie im Departement von Greifswald, noch die Wirkung früherer 
Verfaſſung vor, wonach feine oder nur wenige Juden aufgenommen wurden, fo daß aud) 
jegt unter 643,779 Einwohnern (Regierungöbezirt Merfeburg) nur 410 Juden find, mehr 
im Erfurter Regierungöbegirt. 


Hiernähft hält dad Ober-Landeögericht diefe Juden nicht für unmoralifcher und zu Ber: 
brechen geneigter, ald die nicdere Voltöklaffe überhaupt; die Unterfuhungen gegen Juden, 
(an ſich eine Seltenheit) befehränten fid) auf verbotene Rückkehr in die dieffeitigen Etaaten, 
unerlaubted Haufiren, Steuerfontraventionen, Heine Marktdiebftähle und Qetrügereien. 

Nach vierjähriger Fraktion find von jährlih 7,633 Intulpaten nur 15 bis 16 Juden 
fiotaliſch und polizcilich, und nur 6 Juden friminell infulpirt getvefen, fo daß auf 47,774 
Seelen (und 477 Angefhuldigte) 1 Jude fäme. 

Armuth und Trägheit, vernachläſſigte Erziehung und Schadhergeift werden ald Motive 


bemerkt. 
17. Münfter. 
Ron 362,290 Katholiten find je: 


friminell, fiöfalifch, polizeilich, 

der 7SSfte der 1266fte und der 1254fte, 

von 37,476 Evangeliſchen 657⸗ : 594 - ee .: 412 ⸗ 
⸗ 991 Juden 332⸗ - 166 - ⸗ ⸗ 149 : 
zufammen in 5262 = 387: = = 38: 


Unterfuchungen befangen gewefen. (pro 1839.) 

Mie bei Stettin und Breölau, wird auch hier bemerkt, daß die Juden faft ſämmtlich in 
den Städten wohnen und hier vorzugöweiſe Gelegenheit zu Verbrechen finden. Nicht mit: 
der gehören die jüdifchen Verbrecher hier, wie überall, der ärmften, der niederen Voltöflafie 
an und treiben auöfhlichlih Schacher. 

Von 29 gegen Juden geſchwebten Unterfuhungen betrafen 17 fremded Eigenthum 
und 9 die Steuergefepe. 

18. Paderborn. 


al nn — —— (1839) . Intulpaten, 
Bon 412,541 Einfaffen waren: 


in Kriminal-Unterfuchung 1505 Ehriften. 
21 Quden. 
« Polizei : 446 Ghriften. Die Volkszahl der Juden beträgt 
6 Juden. 5254 Seelen. 
« fiöfaliiher = 1527 Ghriften. 
50 Juden. 


Auch hier wird die auöfchlichlih auf den Schacher gerichtete Ihätigkeit, der Eigen 
nu und der Kleinverkehr der Juden mit dem gemeinen Mann und die dabei involpirende 
Defraudationd-Gefhidlihkeit ald Duelle des Mifverhältniffed angeben, wie die 
Mafje der fiskaliſchen (influfive Steuer -) Unterfuchungen gegen Juden darthut. 

19. Arnsberg. 
Ron 216,949 heilig m 2,342 Juden waren burd 7 Jahre durchſchnittlich jährlid: 
instriminal-Unterfuchung 110 Evangl. 460 Kathol. 12 Jud 
= Polizei ® > > i 176 2 2° Pi | Chriſten 14 Theil 


« fiitalifiher = 1: 55 =: 14 Juden yir ° 


— = ⸗ 
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Vier Fünftheile der gegen Juden eingeleiteten Unterfuchungen betrafen Verbrechen gegen 
Eigenthum, Steuerdefrauden, Fälfbung, Widerfeglichkeit gegen Beamte. 
„Die gegen andere Provinzen zurüditchende bürgerlide Xage (fin Staats— 
en t), der erfchwerte Grundbefip, mangelhafter Unterricht und ſchlechte 
Erziehung, Abneigung gegen Aderbau und Gewerbe, bewirken, daß die Juden 
ſich ausſchlichlich dem Schaherhandel von Jugend auf widmen, inöbefondere auch fic) 
auf verborgenen Wucher legen. . 
Dad Ober-Landeögericht bevorwortet namentlich) die Einführung der in andern Provinzen 
für die Juden geltenden Gefege, beffern Unterricht der Jugend und deren Anzichung zur Arbeit. 


20. Hamm. 


Ron 408,626 hriftlichen Einfaffen waren 1839 der 180fte, von 3,971 Juden der SOfte 
in Unterfuhung. Gegen Juden waren 43 Unterfuhungen wegen Diebſtahls, Wucherd, 
Antaufs geftohlener Sachen, Steuerfontrabention und Betrug, falſchen Geldes, Epiclö und 
— eingeleitet, nur 7 wegen anderer Vergehen. Davon führten nur 23 zu wirklicher 

eftrafung. 

Auch bier gilt die Armuth und Nicdrigkeit der betreffenden jüdiſchen Vollksklaſſe, die 
faft ohne Ausnahme den Stleinhandel treibt, und in Ermangelung alles Grundbeſitzes 
und gewerblichen Verdienftes ihre Subſiſtenz haufirend durch alle möglichen Bevorthei— 
lungen, gelegentlich auch Maufereien, namentlid auf Koſten des gemeinen Mannes, ald Mo: 
tio ded Mikverhältmiffes der jüdifchen zu den chriſtlichen Verbrechern. 

Berlin, den 25. Oktober 1840. 
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Schuldenzuftandes der jüdifchen Korporationen 
ded Großherzogthumd Poſen. 
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C. 
Abſchrift. 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 8. v. M. genehmige Ich, daß den zu Un— 
teroffizieren beförderten jüdiſchen Soldaten, welche durch die vorgeſchriebene Dienſtzeit ſich 
Civilverſorgungs⸗Anſpruͤche erwerben, gleich den übrigen anſtellungsberechtigten Unteroffi- 
zieren der Eintritt in ſolchen Subalternftellen geftattet werden foll, mit denen die Ausübung 
einer obrigkeitlihen Autorität nicht verbunden ift. — Die Vereidigung beim Antritt des Gi- 
vildienſtes ift nad) den für jüdifche Zeugeneide beitehenden Vorſchriften zu bewirken. — Die 
Departements haben wegen Ausführung diefer Beftimmungen das Erforderliche anzuordnen 


und die Behörden mit Anweiſung zu verfchen. 
Berlin, den 31. Dezember 1845. 
(93.) Friedrih Wilhelm. 


An dad Staatöminifterium. 


Auszug 
aus der Denkichrift des Minifters des Innern, 
über die Ausdehnung der Militaicpflicht der Iuden. 


Mas die bisherigen Erfahrungen über den Militairdienft in der Preußiſchen Armee im 
Frieden und im Kriege anbetrifft, fo hat das Königliche Kriegdminifterium auf Veranlaffung 
des Minifterd des Innern bei den ſämmtlichen Armeekorps und Iruppentheilen hier— 
über umfaffende Ermittelungen angeftellt, deren Ergebniß zunächſt für den Dienft im Frie— 
den Folgendes ift: 

Ihre Kührung wird 
beim 1. und 2. Armeetorps 

‚ „mit wenigen Ausnahmen als ſehr gut bezeichnet; 
beim 3. Armeetorps 
deögleichen, ſowohl dienſtlich ald außerdienſtlich, ald qut; 
beim 4. Armectorpd 
dem größeren Theile nad) zur Zufriedenheit und ohne wahrnehmbare Verſchieden⸗ 
heit von den Soldaten chriſtlichen Glaubens; 
beim 5. Armeckorps 
mit nur geringen Ausnahmen als gut; 
beim 6. Armeetorps 
ift vorherrfchend guter Wille und aufmerffame Prlichterfüllung anerkannt — unter 
587 Mann wird die Führung von 24 Mann ſchlecht, bei 73 mittelmäßig, bei 490 
‚ „ aber gut und fehr gut genannt; 
beim 7. Armetkorps 
wird ihnen in moralifher und dienftliher Beziehung mit wenigen Audnahmen das 
uungetheilteſte Lob gegeben; 
beim 8, Armeckorps 
ift ihre Führung faft ohne Ausnahme durch Gehorfam, Dienftwilligkeit und einen 
guten, moralifchen Lebenswandel ausgezeichnet gewefen; 
bei der Artillerie 
gut, theilmweife fehr gut; 
bei den Pioniten a, 
werden fie als ordentlich und gehorſam bezeichnet. 

Beim 1., 2. und 6. Armeetorps wird übrigens noch beſonders hervorgehoben, daf fie 
ſich zu den Zandwehrübungen pünktlich geftellt haben, und beim 8. Armeekorps, daf fie fid) 
dabei durch große Folgfamkeit und ftilled Benehmen ausgezeichnet. 

Ueber das Verhalten der Juden im Kriege haben die Ermittlungen des Kriegsmini— 
ſteriums zu feinem Refultate von der wünfchenswerthen Vollſtaͤndigkeit geführt, indem beim 


— —— sie — 


— —— — — 
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1., 7. und 8. Armeeforpd und bei der Artillerie wegen Mangel der Liften die Zahl der jüdi- 
ſchen Soldaten in den Kriegöjahren nicht auszumitteln geweien ift, bei den Bioniren aber fein 
Jude den Feldzug mitgemadt hat; auch beim 5., 6. und 8. Armeecorpd und bei der Ars 
tilferie in Ermangelung der erforderlichen Notizen feine Auskunft über ihre Führung hat 
ertheilt werden können. 

Indeſſen hat ſich doch ergeben, daß beim 2, 3. und 5. Armeekorps etwa je 40 Dann, 
beim 6. 60 Mann, beim 4. 80 Mann jüdiſchen Glaubens gedient haben, und es iſt beſon— 
ders angeführt, daß fie beim 2. und 3. Armeekorps faft ſämmtlich, refp. größtentheild; beim 
5. Armeekorps wenigftend die Hälfte; beim 4. Armeekorps, unter den überhaupt SO Mann 
2 Juden als freiwillige Jäger eingetreten find, während beim 1. Armeecorps, obſchon die 
Liften fehlen, dody alö feftjtchend bezeichnet wird, daß fi) im Kriege mehr Freitillige ald im 
Frieden gemeldet haben. 

Ihre Führung im Kriege wird beim 2. und 3. Armeekorps als gut bezeichnet, und beim 
leßteren wie beim 2, Armeckorps wird anerkannt, daR fie zum Iheil mit befonderer Auszeich— 
nung gedient haben, wie denn aud) beim 7. Mrmeckorpd ihnen dad Jeugniß gegeben wird, 
fich dem Feinde gegenüber fehr brav benommen zu haben; und vom Generaltommando des 
1. Armeckorps angeführt ift, daß ihre im Kriege geleifteten Dienfte gelobt würden. 

Einige Generaltommandod haben fid) nod) zu befonderen Bemerkungen veranlaft ge: 
fchen, welche mehr die Eigenfdaften der Juden in-Bezug auf den Militairdienft im Allge— 
meinen hinſichtlich ihrer Applikation oder Untauglichfeit betreffen und die bei ihnen generell 
wahrgenommenen Fehler oder Mängel, wie andererfeits ihre Brauchbarkeit, andeuten follen 

Zum stavalleriedienft erachtet fie im diefer Beziehung das Generaltommando des 2. Ar 
meekorps wegen angeborener Aengftlichkeit und geringer Anſtelligkeit weniger geeignet, wo— 
gegen hervorgehoben ift, daß fie die Anftrengungen des Infanteriedientes fehr qut ertragen, 
indem namentlidy die ehemaligen Haufirer gute Fußgänger feien, und fonft in Üebereinſtim— 
mung mit den Generalfommandos des 2., 3., 4. und 7. Armectorps ihre Aufmerkfamteit, 
Gelchrigkeit und Gewandtheit anerfannt wird. 

Tas Generaltommando ded 3. Armeekorps erwähnt, daß die Juden hin und wieder 
Neigung zum vorlauten Wefen bverriethen und den Hang zum Schacher nicht immer uns 
terdrüden fönnten, Dagegen wird zugleid) ihre auffallende Enthaltfamteit von geiftigen Ge 
tränfen gerühmt. 

In Bergleihung mit den Soldaten riftlihen Glaubens bemerken nicht allein die Ge- 
neralkommandos de& 4. und 7. Armeckorps feinen Unterfchied, fondern das des 2, Armee: 
forpö findet, daß die Juden den übrigen Rekruten in der Ausbildung nicht felten voraus— 
gchen. Tas Generalfommando des 8. Armeckorps erklärt die moraliſche Dualififation der 
Juden für den Kriegsdienft unbeftreitbar. 

Mas endlich die Erfahrungen über den Einfluß der Neligiondgebräuche der Juden auf 
den Militairdienft, alfo dad Halten der Eabbathe und Fefttage, ihre Nitualgefege und Gere: 
monialvorſchriften betrifft, fo gehen die Urtheile der Generaltommandos hierüber ganz über: 
einftimmend dahin, daß hieraus fein Nachtheil für den Dienft entftanden fei. Nirgende ift 
religiöfer Neibung gedacht. Beim 2., 4. und 7. Armeekorps ift vielmehr noch insbefondere 
bemerkt, daß die jüdiſchen Felttage, Gebräuche und Religionöbegriffe den Anforderungen ded 
Dienftes ftets willig nadhgefegt find. Das Seneralfommando des 5. Armeekorps hebt hervor, 
wie die jüdischen Soldaten ſich ganz der Lebensweiſe ihrer hriftlichen Kameraden hingegeben; 
und beim 6. Armeecorps wird Speziell erwähnt, wie die jüdifchen Gebräuche felbft beim Stus 
bendienft und den Menagewirthicyaften feine Störungen verurſacht haben. 

Faßt man den Inhalt diefer Ermittelungen zufammen, fo darf man ald erfahrungd- 
mäßiges Nefultat annehmen: 

daß die Juden des Preußiſchen Heeres von den Soldaten der chriſtlichen Bevölkerung im 
Allgemeinen nicht erfennbar unterfchieden find, daß fie im Kriege gleich den übrigen Preu- 
Ben fid) bewährt, im Frieden den übrigen Truppen nicht nachgeftanden haben; 

daß ferner insbefondere die jüdiſchen Religionsverhältniſſe nirgend als ein Hinderniß 

beim Kriegödienfte berborgetreten find. 

In letzterer Beziehung haben jüdiſche Rabbiner bereits mehrfach in Öffentlichen Schriften 
auszuführen geſucht, wie nach der jüdifchen Lehre die Nitualgefege im weiteſten Umfange 
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den Pflichten nachſtänden, welche der Staat den Juden auferlege, und hiermit ftimmt dad 
nady dem Berichte der Regierung zu Poſen von orthodoren Rabdinern des Großherzog— 
thums erforderte Gutachten überein, wonad dem vom Etaate ald Pflicht geforderten 
Kriegödienfte feine religiöfen Hinderniffe entgegenftehen, während ſolches allerdings bei dem 
freiwilligen Kricgedient, wie weiter unten zur Sprache fommen wird, der Fall iſt Mag es 
nun aud) anderfeitig in Zweifel gezogen fein, ob fid) dicd wirklich dogmatiſch begründen laffe: 
auf eine folhe Unterfuhung kann es in der Ihat nicht anfommen, wenn fo beftimmte Er- 
fahrungen, fo entidyiedene darauf gegründete und mit cinander übereinftimmende Urtheife 
vorliegen und um fo weniger, ald der Staat ſich grundfäglidy um die Lehren und Glaubens: 
fäge der Juden nicht befümmert. 

Noch ift zu ermähnen, daß nad) den Erfahrungen bei Aushebung der Refruten dad Ver: 
hältnif der, für den aktiven Dienft tauglihen Quden zur Zahl der jüdiihen Bevölkerung 
erheblich geringer ift, als bei den Ghriften. Das 1. Armeetorpd hält das Verhältniß um 
zwei Drittel geringer als bei den Chriften; und vom 2. Armeeforpd wird angeführt, 
daß bei den Auöhebungen in Weftpreußen nur eine geringe Zahl wirklich dienfttauglicher 
Juden gefunden werde, weil ihre dortige Lebensart fchr dürftig ift, und deshalb ihre Yeibeö- 
konftitution von Jugend an unentwidelt bleibt. i 

Indeſſen ſcheinen diefe Erfahrungen nicht in Betracht gezogen werden zu dürfen, weil 
die Armuth und die Erwerbsarten der Juden einen zureidyenden Grund nur dann abgeben 
fönnten, fie von der allgemeinen Wehrpflicht auszuſchließen, wenn ihnen dabei eine Verſchul⸗ 
dung beizumeſſen wäre, während die allgemeine Militairpflicht nicht ohne erheblichen Einfluß 
auf die Kräftigung und Stärkung der jüdiichen Bevölkerung bleiben kann. 

Außerdem erfcheint dad Geldäquivalent, welches, wie im Großherzogthum Poſen und in 
den chemald Warſchauiſchen Yandestheilen, die Stelle des Kriegödienftes vertritt, gegenüber 
einer, audy nur ſchwachen Aushebung zu gering, um darin einen wahren Vortheil für die 
Sandeövertheidigung finden zu können. Das gefammte Nefrutengeld beträgt nad) den an- 
geftellten Ermittelungen in jenen Zandeötheilen, two über zwei Fünftel der ganzen jüdischen Bes 
bölferung wohnen, noch nicht 15,000 Ihlr., und würde, da überall der größere Iheil der Juden 
zu den ärmeren Einwohnern gehört, bei denen eine höhere Vefteuerung nicht ausführbar fein 
möchte, felbft wenn diefe bei den wohlhabenden und reichen Juden, namentlich in den großen 
Städten einträte, niemals eine Summe erreichen, welche für das Preußiſche Kriegsweſen von 
weſentlichet Bedeutung fein könnte. 

Ungleich wichtiger ift vielmehr die hiergegen geltend zu machende Rüdficht auf die 
Preußiſche Kricgöverfaffung, deren Vorzug und Eigenthümlichkeit eben darauf beruht und 
darin eine Stärke hat, dak jede Stellvertretung ausgeſchloſſen ift, deren Princip 
mithin durch die, für eine gewiſſe Einwohnerklaſſe jener Landestheile beftehende Verftattung 
zur Ablöfung des Kriegsdienſtes mittelft Geldes weſentlich verlegt wird. 

In Betreff der Frage, ob nicht ein neben dem allgemein zu belaffenden Rekrutengelde 
zu geitattender freiwilliger Eintritt der Juden in den Heereddienſt genügen möchte, hebt zus 
borderft die Regierung zu Poſen hervor, daß, wenngleich nad dem Gutachten orthodorer 
Rabbiner bei dem gefeglich geforderten Striegävdienft die Religionsgrundfäge und jüdi— 
ſchen Ritwalgefege kein Hinderniß abgäben, diefe vielmehr ohne Beeinträchtigung des Ge— 
wiſſens der Pflicht gegen den Staat nachſtänden, dennod) beim freiwilligen Eintritt ſich 
died anderd verhalte. Es ift nicht zu verfennen, daß bei den unvermeidlichen Kollifionen 
Wiſchen dem Dienft und den jüdiſchen Geremonialvorfhriften dad Gewiſſen des gläubigen 
Juden in Konflikte kommen, und daß er deöhalb vorzichen muß, foldye zu vermeiden, wenn 
dad Gefe nur die Zahlung eines Geldbeitraged fordert, der freiwillige Eintritt 
mithin als ein nit gebotener Entſchluß erſcheint, durd) melden er fid) ohne Noth in 
die Lage bringt, gegen die Satzungen ſeines Glaubens zu fündigen. Dem ſcheint aud) die 
Erfahrung vollkommen zu entfpredyen. Denn feit Erlaß der Verordnnng vom 1. Juni 1833 
Uber das Judenweſen der Provinz Poſen ift bei der ftarfen jüdiſchen Bevölkerung von dem 
geftatteten freiwilligen Eintritt faft nie Gebrauch gemacht. 

Nach den Mittheilungen ded Königlichen Finanzminifteriums, von weldyem die Nekruten- 
Steuererhebung reffortirt, ift im Regierungobezirk Bromberg fein einziger Fall, im Regie— 
tungöbezirt Poſen find bid auf die neueſte Zeit überhaupt nur vier Fälle freiwilligen Ein: 
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tritis, wodurch die Mefrutenfteuer in Wegfall tritt, vorgetommen. Ebenfo hat in den chemald 
Marfhauifchen Landeötheilen, welche in den Regierungdbezirten Marienwerder und Frant- 
furt belegen find, ein freiwilliger Eintritt in dad Heer nicht jtattgefunden. 

In Frantreid, wofelbft den Juden das Avancement im Militair unbedingt offen ftcht, 
jedoch die Kriegspflicht in fofern nicht eine unbedingte ift, ald die Stellvertretung ftattfindet, 
wird vor diefer Befugniß fo häufig Gebrauch gemadht, daß nur die unbemittelten Juden zum 
Eintritt in dad Heer kommen, während die bemittelten die Stellvertretung wählen, häufig 
auc die Wohlthätigfeit der reicheren Juden für die ärmeren zur Beſchaffung der nöthigen 
Mittel der Stellvertretung wirkſam in Anfprud) genommen wird. 

Diefe Erſcheinung läßt ſich füglich nicht anders ald dadurch erflären, daß die Juden es 
gegen ihr Gewiſſen halten, Kollifionen mit ihren Religionsvorſchriften aus eigenem Entſchluſſe 
und freier Wahl herbeizuführen, da im Gegenſatz hierzu überall, tvo die Juden aus gefch- 
liher Verpflihtung in das Militair getreten find, eine Abneigung und ein Widertwille 
gegen den Dienft fo wenig herborgetreten ift, als fie fid) vielmehr von den Soldaten chriſt— 
lien Glaubens nicht erfennbar unterſchieden, fondern diefen gleich bewährt haben, fo daß 
anzunchmen, die religiöfen Bedenken feien nur durch eine unbedingt feftgeftellte Pflicht 
zu befeitigen. 

Abgejchen davon, daß cd ſonach immer mißlich bliebe, auch nur in einzelnen Individuen 
unter den Juden bei der Verftattung zum freiwilligen Eintritt einen innern Zwieſpalt und 
Gewiſſensſtrupel hervorgurufen, ift es jedenfalls ald Erfahrung anzufchen, daß, wenn man 
auch diefen freiwilligen Dienft bei Aufhebung der Pflicht vorbehalten wollte, dicd im Er- 
folge dennod einer Nichtzulaſſung gleidhftände, mithin den, im Vorftchenden ent- 
wieelten Gründen für die Militairpflicht der Juden nicht Genüge gefchehen würde. 

Es bedarf hierbei eines Rückblicks auf die früheren Verhältniffe der Juden in Deutſch⸗ 
land und auf die Entwidelung der Mititairverfaffung. Diefer ergiebt, daß die Juden im 
Mittelalter, wenn ſchon ihnen manche Befugniffe zuftanden, welche die Ehriften nicht hatten, 
dennoch der bürgerlichen Freiheitörechte entbehrten (Eichhorn, Einleitung in das deutſche 
Privatrecht 8 80. Rechtsgeſchichte 8 350), und im Zufammenhange mit der Anficht der fa- 
tholiſchen Kirche, welche fie für servi erachtete, gleichwie die weltliche Herrſchaft fie ald Knechte 
(servi fiscales, servi speciales camerae, Kammerknechte) bezeichnete, ihnen dad Tragen 
der Waffen nicht zuftand, wie" denn auch ein Jude den Ghriften nicht zum Zweikampf aufe 
ordern durfte. 

Mit der Ehre des freien Mannes ging ihnen dad Zeichen diefer Freiheit ab. 

Um aber dennoch der mit der Ehre des Kricgsdienftes verbundenen Pflicht zu genügen, 
mußten die Juden ihre Hülfe mit Geld thun. 

Bei diefer Geldhülfe war cö bis in Die neuere Zeit meift überall verblieben. 

Das Preußische Kantonreglement vom 12. Februar 1792 (Nabe, 2 S. 237 ff.) erimirt 
828 (S.249) die Juden von der Einzeichnung in die Rantonrollen unter der Verpflichtung, 
feine fantonpflichtigen Etellen zu eriverben oder zu bewohnen, legt ihnen andernfalld aber 
die Kantonverpflichtung mit auf, 

Died Reglement trägt dad Gepräge des Ueberganges von dem, in den Ichten Jahr- 
hunderten in Deutfchland eingeführten Werbeſyſteme und Söldlings-Truppenweſen 
zu der Zandeövertheidigung durch Eingeborne, indem es zwar ausſpricht, daß der Kriegd- 
dienft möglichft mit gleihen Schultern getragen werden foll, und den treu Gedienten Ber: 
forgung und Belohnung verheißt, andrerfeits aber außer den für Gewerbe und Landeöfultur 
nothiwendigen Händen aud) die Söhne der höheren Etände (8 9 ff.) und der wohlhabenden 
Privatleute (die 10,000 Ihr. befigen, $ 19) ausnimmt. 

Der Vaterlandövertheidigung ift daher darin noch nicht diejenige Ehre vindigirt, melde 
ihr in diefem Jahrhundert zu Theil geworden, vielmehr trägt darin die Eremtion nod) 
den Charakter eines günftigen Privilegiums. 

Die Verordnung vom 9. Februar 1813 (Befehl. ©. 13), deren vorläufige Beftimmung 
durch dad Geſetz vom 3. September 1814 (Geſetzſ. S. 78) organiſch ausgeführt ift, hebt 
die früheren Eremtionen auf, und indem darin nur „Gebrechliche, zur Bewirthſchaftung 
nothwendige Grundbefiger, einzige Ernährer ihrer Familien und die Königlichen Beamten“ 
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auögenommen find, werden alle waffenfähige Bürger zur Vaterlandövertheidigung berufen, 
cd wird der Kriegödienft in ganz allgemeiner Verpflichtung al 

‚rühmwürdig“ 
hergeſtellt, 

‚wodurch der Dank des anerkenntlichen Vaterlandes erworben werde“. 

In dieſer Bedeutung war der Kriegödienft in der That von allen Preußen fofort und 
bis jegt aufgefaht; dieſe Anficht ift feitdem immer fefter begründet worden. Es ift dem 
Kriegddienfte die Ehre der Gemeinschaft freier, matellofer Männer gefichert, welche demfelben 
Königehaufe unterthänig, demfelben Baterlande angehörig, die Vertheidigung deffelben als 
einen Vorzug betradıten, gegen welchen die Damit verbundenen Opfer gar nicht in Betracht 
fommen und verfhminden. Die Ausftoßung aus diefer Gemeinſchaft ift von der Strafgefeg: 
gebung an die ſchwerſten Vergehen gefnüpft. f 

Tiefe ehrenhafte Stellung des Kriegsdienfted, mweldye die Beftätigung ihrer Bedeutung 
ſogleich bei ihrem Urfprunge in den Befreiungöfriegen auf eine faum geahnte Weife empfing, 
hat alle Klaſſen des —5— ſo tief durchdrungen, daß daran, als an einem Nationalgute, 
feſtgehalten wird, indem man den vaterländiſchen Kriegsdienſt als einen Vorzug betrachtet. 
Selbſt die unter den Juden über die Möglichkeit einer Anordnung, wodurch fie der Pflicht 
des Kriegsdienſtes überhoben würden, entitandene Aufregung darf ald eine Beftätigung dafür 
angefehen werden, tie fehr in Preußen diefe Ehrenhaftigkeit ein fo überwiegende Moment 
beim Kriegsdienſte bildet, und demfelben eine fo wichtige Bedeutung beigelegt wird, daß alle 
damit verbundenen Opfer davon abforbirt werden. 

In den vielfachen Immediatgefuchen, welche die jüdiſchen Gemeinen und die Vorftände 
derfelben bei dem entitandenen Gerüchte, ald folle eine foldye Maßregel getroffen werden, an 
Seine Majeftät den König richteten, drüdt fid) die Furcht vor einer Ausſchließung von der 
Kriegöpflicht fehr beftimmt und übereinftimmend aus, 

ie Juden erfennen darin den Ausdrud eined unverdienten Mißtrauens gegen die jübi- 
[he Bevölkerung im Allgemeinen, welches der dem Einzelnen verftattete Eintritt in dad Heer 
nit zu filgen im Stande ift. 

Erwägt man, in welcher Weife fih der Kriegädienft im Preußiſchen Staate entwickelt 

hat, welche Gefinnung darüber in der Nation feititcht, fo ift allerdings nicht zu verkennen, 
wie der Ausſchließung der Juden von der Kriegöpflicht im Hinblick auf die denfelben im 
Mittelalter verfagte Waffenchre jene Deutung gegeben werden und dazu beitragen könnte, 
die ohnehin ftattfindende Sonderung zu verſtärken und das Vorurtheil zu vergrößern, welcheö 
den Juden die Ergreifung bürgerlicher Gewerbe außer dem ‚Handel fhon jest in fo vielen 
Yandeötheilen erſchwert, während ed als eine befondere Aufgabe der Geſetzgebung ertannt 
werden muß, diefe Borurtheile aus dem Wege zu räumen. 
„ Wird der Mititairdienft in der mufterhaften Form, wie er in Preußen beftcht, mit Recht 
für ein auögezeihneted Erziehungs: und Bildungsmittel des Einzelnen für 
das bürgerliche Leben angefehen, fo muß es auch von diefer Seite dem Staat, wie den 
jũdiſchen em vorzugsweiſe wünſchenswerth fein, daß der jüdiſchen Bevölkerung 
nirgend geſtattet werde, ſich davon auszuſchließen. 

Dem gemeinen Juden fehlt am meiſten das Gefühl für Ordnung, Anſtand und Ehre, 
welches dem Gebiete der Sittlichkeit angehört und fo weſentlich zu ihrer höheren Entwickelung 
beiträgt. Es ift oben bereits gezeigt, daß dem freiwilligen Gintritt der Juden religiöfe 
Hinderniffe im Wege ftehen. Unzweifeihaft wird es in der juͤdiſchen Bevölferung auch foldye 
geben, welche, abgefehen von ihren Religionäbegriffen, den Werth allgemeiner Kriegspflicht 
und des Preußiſchen Militairdienftes nicht zu würdigen wiſſen. Diefe werden beftimmt in 
uberwiegender Mehrzahl mit veränderter Gefinnung aus dem Dienste zurüdtchren, nadydem 
fie die Wirkung der dem Preußiſchen Kriegoweſen zum Grunde liegenden Idee erfahren haben. 

Der Wirtfamteit derfelben kann der Einzelne ſich nicht völlig entzichen. Wenige, ganz 
verkehrte und verderbte Individuen können dabei nicht in Betradyt fommen. Es muß gerade 
deöhalb ihre ganz allgemeine Heranzichung gewünſcht werden. 

Daher fpradyen ſich auch die Provinzialbehörden entfchieden für die Militairpflicht der 
Juden aus, und ift ſoiches ebenfalls in dem Promemoria der Kommiffion zur Berathung 
dringender Verwaltungdangelegenheiten des Großhergogthumd Poſen im Januar 1833 ges 
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ſchehen, bei welcher fidy auch der Oberpräfident und der fommandirende General ded Groß: 
herzogthums Pofen befanden. 

Nicht weniger haben fid) die Provinzialftände von Preußen, Pommern, Brandenburg 
und Poſen bei der früher von ihnen abgegebenen Begutachtung über zu treffende Icgiölative 
Mafregeln hinfichtlih der Juden für die allgemeine Militairpflicht entfchieden. Dieſe wid: 
fige Rüdficht im Intereffe des Staates für Die Ausbildung der jüdiihen Bevölkerung iſt 
ebenfo früher bei Öelegenheit der Berathung der Judenordnung für das Großherzogthum 
Poſen, in dem Gutachten der Abtheilungen des Staatöraths vom 23. Dezember 1825, als 
ein weſentliches Moment hervorgehoben. 

Es ift Br geltend gemadyt worden, daß es ſich nicht rechtfertigen Jaflen möchte, den 
Quden den Mititairdienft als eine Pflicht aufzuerlegen, infofern ihnen, gegenüber dieſer, in 
Zeiten der Gefahr, bedeutungsvollften Pflicht, welche Yeben und Gefundheit einzufeken hat, 
nicht alle Rechte der chriſtlichen Unterthanen zu Iheil werden könnten und ihnen der Antheil 
an obrigfeitlihen Nemtern, wie mandyen Ehrenrechten, verfagt bleiben müſſe. Allein hiergegen 
darf fchr wohl in Betradyt kommen, wie die Preußiſche Gefergebung den Juden den voll- 
ftändigen Schutz ihrer Perfonen und ihres Eigenthums überall gewährt hat, daß ihnen ein 
Grad individueller Freiheit und Eicyerheit zu Iheil geworden, weldyer ibnen eine mannig- 
fache Ausbildung ihrer Fähigkeiten und erfolgreiche Benugung ihrer Kräfte geftattet, und 
dieſen weſentlichen Rechten gegenüber die Iheilnahme am Kriegödienfte, weldyer zur Erhal⸗ 
tung derfelben beftimmt ift, fchr wohl als eine Pflicht angeiprodyen werden darf. Diefe 
Ueberzeugung fcheint auch die jüdifhe Bevölkerung felbft zu theilen. 

Es iſt Ihatfache, daß auf eine lediglich aus unverbürgten Zeitungdnachrichten entitandene 
Beforgniß bin, fi) fofort die größeren jüdischen Gemeinen aus allen Landeötheilen mit ihren 
Bitten, fie nicht von der Militairpfliht auszuschließen, an Se. Majeftät den König wendeten; 
und nicht weniger find dieöfällige beforgliche Anfragen bei dem Kriegsminifterium erfolgt. 

Auch ift bei der Dringlicykeit der Bitten wohl anzunehmen, daß deren Zahl nody erheblich) 
größer geworden fein würde, wenn nicht inzwischen beruhigende Beſcheidungen ertheilt wären. 

Von diefer Seite dürfte alfo weder ein Bedenken im Intereffe der Juden aud der Be: 
fhränttheit ihrer Lage im Preußiſchen Staate zu begründen, nody anzunchmen fein, daß die 
Juden felbft in einer folden Mapregel eine Fürſorge aud Gründen der Gerechtigkeit ver: 
fennen werden, 

Es beruht in der Allerhöchft ausgeſprochenen Abficht, dem bürgerlichen Zuftande der 
Juden aud ferner noch jede Verbefferung zu Iheil werden zu laffen, welche, mit höheren 
und allgemeinen Intereffen vereinbar, dazu dienen möchte, ihnen die Fähigkeit zur Benugung 
ihrer Kräfte zu erweitern. 

Erwaͤgt man nun, daß die Juden, nachdem fie von Er. Majeftät dem Könige durd) die 
Verordnung vom 9. Februar 1813 und das Geſetz vom 3. September 1814 in Gemeinſchaft 
mit der hriftlichen Bevölkerung zum Kriegödienit berufen worden, in der Zeit der Gefahr 
richt hinter den hriftlihen Einwohnern zurüdgeblieben find, fondern an der Vaterlandsber— 
theidigung Antheil genommen haben, ihrem Verhalten in den Befreiungskriegen auch, fotveit 
befannt, die Anerkennung nicht verfagt werden darf; daß fie ſeitdem im Friedensdienſte fid) 
überall zur Zufriedenheit geführt haben; erwägt man ferner die Eigenthümfichkeit der ie 

ßiſchen Kriegöverfaffung, die ihr beiwohnende Ehrenhaftigkeit und das in ihr gebotene Mittel 
fittliher Verbefferung: fo tritt in einer Enthebung von der Kriegspflicht fo überwiegend 
die Entziehung eines Vorzuges, einer Berechtigung hervor, daß man nidyt umhin kann, 
Non in he Ausdehnung der Militairpflit auf alle Zandestheile auszuſprechen, wo fie nod) 
nicht beſteht. 


D. 
Auszug 
and den 
Aeußerungen der Provinzialftände 
in den Jahren 1824—1827 und im Jahre 1845 
über bie 


Regulirung und Verhältniſſe der Juden 
im Preußiſchen Staate, 
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J. Brovin u 

Im Jahre 1824. ? nd 

Die Stände, welche ihre Aeußerungen nicht blos auf die zum Herzogthum Warſchau 

gehörig gewefenen Landeötheile, in melden dad Gefeg vom 11. März 1812 nit gilt, 

fondern die ganze Monardyie bezogen wiffen wollen, äußern fid) im Mefentlichen fol- 
gendergeftalt; 

1. Ser Zweck des Staated bei Ertheilung ded Staats-Bürgerrechted, die Juden zu Be— 
treibung anderer Gewerbe, ald des Handels, aufzufordern, fei ganz verfehlt, da fie ſich 
fortwährend nur dieſem Geſchäfte hingäben. Cie madyen daher den Vorſchiag: 

feinem Juden die Befugniß zum Kandel zu ertheilen, bis aus der Gefammtzahl ber: | 
felben eine verhaͤltnißmaͤßige Anzahl in andere Gewerbe übergetreten fei; 
ferner, jedody nur mit einfacher Majorität: | 
daß es keinem Juden erlaubt fein folle, hriftlihe Dienftboten zu halten, bis erweis— - 
lic) fei, daß eine verhältnigmäßige Zahl jüdischer Dienftboten in chriſtlichen Haus— N 
haltungen dienen. 
2. Die Ausſchließung der Juden von öffentlichen Lchr:, Schul: und Staatsämtern würde 
in Antrag gebracht werden, wenn die Stände nicht zu der Annahme berechtigt zu fein 
glauben, daß diefe Ausſchließung bereits angeordnet fei. 
3. Der Aufenthalt auf dem platten Lande foll den Juden nur geftattet werden, wenn 
fie ald Eigenthümer oder Pächter, Aderbau oder ein Handwert betreiben, oder um | 
zu dienen. 
Handel, Höferei, Krugwirthſchaft ıc. foll ihnen durchaus unterfagt fein. | 
4. Von der Befreiung der Juden von den Beiträgen zur Unterhaltung der chriſtlichen + 
Kirchen, wird in Quartieren, wo die Juden fidy fchr anhäufen, die Auflöfung der RK 
chriſtlichen Kirchenſyſteme befürchtet. |: 
5. Die Minorität ſchlägt vor, daß die Juden, bei ihrem Mangel an Baterlandeliche, zum |: 

Militairdienfte nicht zugelaffen, fondern dafür einer Abgabe unterworfen werden mögen, | 

welde zur Belohnung chriſtlicher Handwerker für Ausbildung jüdifcher Lehrlinge zu 

tüchtigen Gefellen zu verwenden fei. 

Die Majorität widerſpricht dieſem Vorſchlage und trägt vielmehr darauf an! 
daß, weil die Juden durd allerhand Ränte ſich dem Militairdienfte zu entzichen 
wiſſen, beftimmt werde, daß jedenfalld eine, nah Verhältniß der jüdiſchen Bevölke— 
rung zu der hriftlichen angemeſſene Anzahl der erfteren eingeftellt werden möge. 

6. Zu Verminderung der frühen Ehen foll das unter den Ghriften geſetzlich beftimmte 

Alter aud) von jedem ſich verheirathenden Juden gefordert werden. 

T. Um dem verbotenen Einwandern und dem gefegwidrigen Haufiren der Juden 
borzubeugen, wird die befondere Aufmerkfamteit der Behörden in Anfprudy genommen, 


1. Provinz 
Im Jahre 1824. 
Die pommerfhen Etände haben zwei befondere Gutachten abgegeben in Beziehung auf 
Altpommern und Neu:VBorpommern. 


A. Altpommern. 


Im Allgemeinen wird bemerft, daß der Zweck des Gefehed vom 11. März 1812, die 
Juden vom Schadherhandel abzuzichen, durchaus nicht erreicht, wohl aber ſeitdem ihre An- 
zahl verdoppelt worden fei. Die fortdauernde Beharrung der Juden in ihren Eigenthüm- 
lichkeiten, welche der Verbefferung ihres moraliſchen Zuftanded höchſt nachtheilig entgegen 
ftänden, die Fefthaltung an ihrer Religion, welche ihnen die Erfüllung aller bürgerlihen j} 
Pflichten nicht erlaube, aan Theil unmöglidy mache, endlich die Beſotgniß, daß bei einer | 
ferneren Fortdauer des Eiled dic Wohlfahrt der chriſtlichen Unterthanen durch die immer 
mehr heranwachſende Zahl der Juden gefährdet werde, mache es erforderlich, 

daß den Juden fernerhin eine Gleichſtellung ihrer Rechte und Freiheiten mit denen 


Ictrt ar 


der Ehriften nicht 3 geſtatten, ſondern dieſelben wenigſtens zu beſchraͤnken ſeien, 
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Preußen. 
Ständiſche Denkſchrift vom 21. März 1845. 


Die Stände, wenn gfeidy der Ueberzeugung, daß den zahlreidy bei ihnen eingegangenen 
Petitionen um gänzliche Emanzipation der Juden zur Zeit nicht nadhgegeben werden fönne, 
beantragen doch im Intereſſe des Staates und der in demfelben wohnenden Juden, unter 
Aufhebung fänmtliher in einzelnen Qandeötheilen beftchender Judenverfaffungen, mit Aus- 
nahme der rheinifchen, welche den Juden ausgedehntere Rechte beiwillige, allgemeine Ein: 
führung des Edittes vom 11. Märy 1812. 

Sie wünſchen ferner: 

1. Unter Aufhebung der Deklaration vom 18. Auguſt 1822 die Wicderherftellung deö 
8 8 des Ediktes, weldyer die Juden zur Verwaltung atademifher Lehr+ und Schul— 
Amter fähig erklärt, weil es bei vielen folhen Acmtern nur auf das Talent, nicht auf 
die religiöfe Anihauung ankomme, und cd im Intereffe ded Staates liege, alle Talente 
und Kräfte feiner Mitglieder für feine Zwecke ſich nutzbar zu machen. 

2 Aufhebung des 823 des Evifted, wonad in Kriminalfahen ein von einem Juden ab- 
gelegted freiwilliges Zeugniß bei einer 6 Wochen Gefängniß- oder 50 Ihlr. Geldbuße 
überfteigenden Etrafe nicht volle Beweiskraft hat, — teil die jüdische Neligion die 
Ablegung eined Zeugniffed in ſolchen Sachen nicht verbiete, die Bedeutung einer Kri— 
minalunterfuhung nicht von Der Höhe der Strafe abhänge, der Zeuge meiſt bei feiner 
Vernehmung auch nicht einmal ungefähr wiſſen könne, welche Strafe fpäter eintreten 
werde, und weil jene Beftimmung durch die darin enthaltene Verdächtigung die Ju: 
den demoralifire. 

3. Ausführung der im 8 39 ded Ediktes vorbehaltenen Regulirung des jüdifhen Kultus: 
weſens und Veilegung von Korporationsredyten für ihre Kultuöverbindungen, weil die 
lepteren wegen ihrer auch in Bezichung auf den Staat nothiwendigen Exiſtenz von ihm 
befonderd beauflichtigt und aefhürt werden mühten. 

4. Vorlegung eines Geſetzentwurfes über die Anftellungöfähigkeit der Juden im Staats- 
dienst, weil ein folder im 89 des Ediktes vorbehalten worden, die Juden fich in den 
ihnen übertragenen Gemeineämtern tüchtig gezeigt hätten, und in der bisherigen Praxis 
viele Inkonvenienzen herborgetreten wären, namentlih dadurch, daß die Iheilnchmer 
an den Feldzügen von 1813 feinen Anſpruch auf Givilverforgung hätten, daß die 
Juden nicht Auftionstommiffarien, Feldmeſſer, Dorfihulgen werden könnten, während 
fie faltiſch Zotterietollekteure, Bauinjpektoren, Genöd’armen geworden wären, aud) im 
ftehenden Heere dienten und Offizierchargen befleideten. 


Pommern. 
Sitzung vom 11. März 1845. 


Für die Petition des Vorftandes und der Mepräfentanten der jüdifhen Gemeinde au 
teftin, wegen Regulirung der Kultus- und Unterrichtöverhältniffe der jüdifhen Unter: 
thanen, nach Maßgabe ded Ediktes vom Jahre 1812, hat fid) der Landtag, mit Rücficht 
darahıf, daß behufs Aufrechterhaltung der Ordnung in der Shnagoge dad Statut der Ge— 
Meine nicht genüge, weil die Judenſchaft nur eine Privatgefellichaft fei, und daher die im 
Etatut feftgefegten Strafen nicht beigetrieben werden könnten, mit 28 gegen 16 Stimmen 
erflärt; es ift indeffen derfelben, da es an der erforderlichen Majorität von zwei Dritteln 
der Stimmen fehlte, keine weitere Folge gegeben. 
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Im Jahre 1824. 


daß der Beförderung ded Chriftenthumed unter den Juden ein möglichft freicd Feld 
zu eröffnen fei, 
daß dem Ueberhandnehmen der Juden Schranfen gefeßt, und 
daß auf ihre religiöfe und fittlihe Ausbildung hingewirkt werde. 
Die Stände reihen dDeöhalb eine Deklaration ded Gefeged vom 11. März 1812 im Ent- 
wurfe ein, weldye im Wefentlichen folgende Vorſchläge enthält: 

1. Bei zeitweifer Entfernung von feinem Wohnort foll jeder Jude mit einem, fein Signa- 
lement, und die Bemerkung über das ihm zuftehende Staats-Bürgerrecht enthaltenden 
Paſſe verſehen fein. 

2. Letztwillige Verfügungen, welche von Juden nicht in der deutſchen oder einer anderen 
lebenden Sprache abgefaßt worden, follen ungültig fein, die Haltung von Berträgen, 
die nicht in einer dergleichen Sprachen abgefaßt, aber lediglid) von dem Willen des 
andern Kontrahenten abhängen. 

3. Von Staats- afademifchen Lehr-, hriftlichen Schul- und Gemeineämtern follen die 
Juden auögeichloffen fein. 

4, Zur Niederlaffung auf dem platten Zande foll die Erlaubniß der Ortöobrigfeit, in den 
Städten aber der Kommunalbehörde erforderlich fein, und diefelbe im Ichteren Falle 
verfagt werden fönnen, wenn an dem Orte der Zahl nad) bereitd ein Mikverhältniß 
der Juden zu den Ghriften überhaupt, oder in der betreffenden Klaſſe der Gewerbsbe— 
rechtigten befteht. 

5. Bon der Eriwerbung von Nittergütern, mit welchen dad Patronatsrecht verbunden ift, 
follen Juden ganz auögefcploffen fein. Einige Mitglieder wollen den Fall auögenom: 
men wiſſen, daß ihnen ein ſolches einer Forderung wegen sub hasta zugejchlagen werde; 
ed follen jedod) die Güter alddann nicht an einen Juden vererbt werden dürfen. 

Die Mehrheit ded erften Standed und der ganze dritte Stand hat auf ihre gänzlidhe 

Auöfhliefung vom Erwerbe aller Güter überhaupt angetragen. 

6. Ländliche Grundftüde follen fie nur mit Genehmigung der Ortdobrigfeit erwerben. 

7. In den Städten follen fie nur ein Haus nebft dem zu ihrem Getverbebetrieb erforder: 
lichen Lokal und fo viel vom Stadtfelde erwerben können, als fie jelbft bewirthſchaften, 
vorbehaltlich des Zuſchlages bei Subhaftationen, in welchem Falle ihnen jedod) die 
Vererbung an Juden nidyt geftattet werden foll. 

8. In Hinficht ded Handeld werden folgende Beſchränkungen vorgefchlagen: 

a) nur ein Sohn darf einen Detailhandel führen; 


I. Provinz 
Im Jahre 1824. 


Die Stände verfichern, daß weder in den Zandeötheilen, two dad Gefeg vom 11. März 
1812 eingeführt fei, deffen unverändert Beibehaltung noch in denen, wo es nicht eingeführt 
fei, deffen Einführung ohne Abänderung gewünſcht werde. 

Eie begründen died durch die Erfahrung, daß jened Geſetz auf die Veredelung der Juben 
noch fehr wenig gewirkt, Diefelben zum Aderbau und zum Betriebe nützlicher Handwerke nod) 
nicht hingeführt habe, und daß der Schaderhandel nod) immer faft ihr ausſchließliches Ge- 
ſchaͤft ſeij indem aud) diejenigen, welche Grundftüde erworben, died nur gethan hätten, um 
einen fihern Mittelpunft für ihren Schaderhandel zu erlangen, oder aus den Grundſtücken 
felbft einen —— des Handels zu machen. 

Gänzliche Abſtellung des jüdiſchen Schacherhandels ſehen die Stände als dad beſte Mit- 
tel zur fittfichen Verbeſſerung der Juden an. Demnächſt verlangen fie Verbeſſerung ihres 
Goltesdienſtes und ihrer Erziehung. 

Im Einzelnen machen die Stände folgende Vorfchläge: 

1. Das Einwandern fremder Juden foll aufs neue ftreng unterfagt und die Geftattung 

von Ausnahmen nur Sr. DMajeftät dem Könige Allerhöchſtſelbſt vorbehalten werben. 
Diefe Ausnahmen win en fie auf diejenigen befchräntt, welche ſich mit einem Vermö- 
gen von 50,000 Thlin hier niederlaffen. 
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b) ein mit dem Großhandel verbundener Tetailhandel fol nur mit den Objekten des 
erfteren geführt werden; 

c) jeder Jude, der Handel treiben will, muß den Nachweis des Erlernens der Hand- 
lung und der erforderlihen Gefchidlichkeit, aud den Erwerb eines eigenthümlichen 
Geſchäftslokals nachweiſen; 

d) der Bezug der Jahrmärkte ſoll nur denjenigen Juden zuſtehen, welche in ihren Wohn⸗ 
orten einen Handel, eine Fabrik, einen offenen Laden oder eine Werkſtätte halten; 

e) dad Haufiren der Juden zum Verkauf foll bei Strafe der Konfiskation der 
Waaren ganz verboten fein. 

Die einfahe Majorität wünfht auch den Haufirhandel zum Auftauf auf Pferde-, 
Vieh: und Wollhandel befhräntt. 
Daß daffelbe nur mit diefer Beſchränkung den auf dem platten Lande wohnenden 
Juden geftattet werden möge, darüber find die Etände einverftanden. 
9. Ehen zwiſchen Ehriften und Juden follen unter der Bedingung geftattet fein, daß die 
Kinder in der chriſtlichen Neligion erzogen werden. 
Ueberhaupt foll jeder Jude vor der Ehe die Fähigkeit oder dad Vermögen zur Er: 
nährung einer” Kamilie nachweiſen müffen. 
10. Fremde Juden follen nur zugelaſſen werden, wenn fie 10,000 Ihle. Vermögen nad: 
weilen und davon mindefiend 2000 Thlr. auf den Erwerb eines Grundftüds verwenden. 
11, Auch den Ehriften foll bei Strafe unterfagt fein, fremde Juden ald Lehrburſchen, zu 
Gewerks⸗ oder Hausdienften anzunchmen. 
12 Schul: und Reuͤgiondlehrer follen gehörig geprüft und der Unterricht beider in de ut⸗ 
Iher Sprache gehalten werden. 
Außerdem haben die Stände noch gebeten: 

13. Eine Recherche der nicht im Beſitze ded Staats-Bürgerrechts fich befindenden und ein- 
edrungenen Juden und die Beftrafung derfelben zu verfügen. 

14. Beim Mititairdienfte feine befondere Berückſichtigung der Juden behufs der Freilaf- 
fung eintreten zu laſſen. 

B. Neu:VBorpommern. 
Tie Stände wünſchen, daß es bei der jetigen dortigen JQudenverfaffung belaffen werde. 
Ein Theil derfelben wünscht die Abſchaffung des Ritualrechts, welches bei privatrechtlichen 
Streitigkeiten der Juden unter fid) no zur Anwendung komme; die Majorität widerfpricht 
jedoch dieſem Antrage. 


Brandenbura. 
s Dentihrift vom 15. April 1845. 


Die Stände gehen davon aus, daß für den Umfang ihres Provinzialverbandes die Yu: 
den fid überall in einer Zage befinden, welche fie der Iheilnahme an den Vortheilen des 
Eoifts vom 11. März 1812 würdig erfcheinen laffe; fie glauben, daß die in diefem Gefeh 
borbehaltene Enticheidung einzelner wichtiger Tragen und die bei der Anwendung deffelben 
getroffenen Mopifitationen gegenwärtig einer Erörterung und geſetzlicher Feftitellung bedürf- 
ten, dah die im Jahre 1826 abgegebenen Erklärungen der Stände nicht mehr unbedingt, 
ald den Verhältniffen der Gegenwart entfpredyend, angefehen werden könnten, und haben 
daher beantragt: 

‚ Die Einheit der Geſetzgebung für die bürgerlichen Verhältniffe der Juden in der Pro- 
din, auf den Grundlagen des Editts von 1812 herbeizuführen, dabei die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes mit Rücſicht auf den fortgeſchrittenen Kulturzuſtand der Juden einer durch— 
greitenden Reviſion zu unterwerfen und den daraus hervorgehenden Geſetzentwurf ihnen zur 
Begutachtung vorlegen zu laſſen. Der nähere Inhalt der Diokuſſion ift folgender: 

Es wird geltend gemadıt, Daß es gefährlic) fei, die Juden ald ein heterogenes Element 
im Staatöleben fortbefteben zu laffen. Vom Standpuntte des pofitiven Rechtes aus betradh- 
tet, fein die Beftimmungen in den Provinzen, wo dad Edift von 1812 nicht gelte, theild 
vetaltet, theild dem Grundfage völliger Emanizipation huldigend. Da dad Evift die Juden 
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Auch dad Herumziehen der inländifhen Juden aud einem Megierungdbezirk in den 
anderen, fei es blos um zu handeln, oder um ſich dort niederzulaffen, foll unterfagt und 
die Handelsbefugniß — dem Bezirk auf die größeren Meſſen beichräntt werden. 

2. Die Stände ſchlagen vor, die befonderen Judenſchulen zu fchliegen und die Stinder zum 
Befuch der chriſtlichen Schulen anzuhalten, mit Vorbehalt des befonderen Religiond: 
unterrichtcö, welcher nur von geprüften Lehrern gegeben werden foll. Dem Religione: 
unterricht foll ein Lehrbuch in deutſcher Sprache zum Grunde gelegt, ber Gotteödienft 
in dieſer Sprache gehalten, von den Kindern bei öffentlichen Prüfungen ein Olaubend- 
befenntni abgelegt werden. 

Nur wenn die Juden durch eine Prüfung die erforderliche Ausbildung bewieſen, 
foll ihnen dad Verlaffen der Schule, ein felbftftändiges Etabliffement und eine Heirat) 
geftattet fein. 

3, Dad Bürgerrecht und die Befugniß zum Grundbefig foll den Juden künftig unter fol- 
genden Beſchränkungen ertheilt werden: 

a) ein Jude foll nur an feinem Wohnorte Grundftüde, an dieſem aber nur ein Haus 
und cinen Garten erwerben dürfen, und auch dies nur, fofern er fidy bei der Obrig- 
fit wegen Unbefcoltenheit und Nahrungsfähigkeit ausgewieſen hat. 

Größere Begünftigungen follen ald Ausnahmen mit Genehmigung der Regierung 
ftattfinden fönnen. 

b) zur Ermwerbung von Rittergütern follen fie nicht zugelaffen worden; 

c) was den Befig von anderen Landgütern anlangt, fo wuͤnſcht ein Theil der Stände, 
daß ihnen folder mit Ausfhluß der Schank- und Gaftnahrung und ded Handels, 
und unter Bedingung der eigenen Bewirthſchaftung geftattet werde, weil er den 
Betrieb des Aderbaucd ald cin weſentliches Mittel zu ihrer Verbefferung betrachtet. 
Ein anderer Theil der Stände, und jwar in einfacher Majorität, will fie von die: 
ſem Erwerbe ausſchließen, teil fie den Landbau nicht verftehen, daher auf ihren 
Gütern nur den Schadyerhandel einrichten und den Landleuten gefährlidy wer— 
den würden; 

Die geſetzliche Majorität hat ſich anßerdem noch über folgende Vorfchläge vereinigt: 
aa) In einem Dorfe foll ſich nur eine Nudenfamilie mit einem Bauer = und Kof- 
jäthengute anfiedeln dürfen; in Heinen Dörfern von weniger ald 10 Höfen 
gar feine; 
Mit diefen Beſchränkungen ift indeffen der Stand der Städte nicht einverftanden, 
weil er die Anleitung der Juden zum Aderbau auf jede Weiſe befördert wünſcht. 
bb) Zehn: und Erb: Schulgengüter, auch Schant- und Gaftnahrungen follen 
Juden nicht erwerben dürfen; 
cc) auf den erworbenen Gütern ſollen Juden die Ackerwirthſchaft, unter Verzicht⸗ 
leiftung auf den Handel, felbft betreiben, im entgegengefeten Fall aber die 

Güter nad) 6 Monaten wieder verkauft werden; 

. dd) zur Nerforgung der jüdifchen Armen follen die Juden eines zu beftimmen- 
| den Bezirkes ald ein befonderer Armenverein konftituirt werden; 
ee) fein Jude auf dem Lande foll Miethöleute feiner Nation aufnehmen bürfen. 
4. Den Juden foll nie Hauſit- und Schacherhandel, ein ftchended Handelsgeſchäft aber 
[ediglicy in den Städten, und zwar nur dann erlaubt werden, wenn fie bei Errid): 
tung deffelben 
in einer großen Stadt 15,000 Ihfr., 
mittlern : 3.000 
h -  » Heinen s 1,500 
Vermögen und die erbnungsmäßige Erlernung der Kaufmannſchaſt nachweiſen. Dage⸗ 
gen möge durch Die Gemeine» und Polizeibehörden die Unterbringung jüdiſcher Knaben 
ald Lehrlinge driftlicher Handwerker möglichft erleichtert und befördert werden. 
5. Ehriftlided Gefinde zu halten, foll nur den jüdifchen Aderbauern erlaubt, allen andern 
Juden verboten fein, 
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Denkſchrift vom 15. April 1845. 

für Staatöbürger erflärt und ihnen noch größere Rechte in Ausficht geftellt habe, diefe Rechte 
auch durch den Artikel 16 der Bundesakte garantirt feien, trogdem aber auch in den alten 
Provinzen die früheren Rechte beſchränkt worden, fei die Uebereinſtimmung der Gefehgebung 
auf der Bafis des Edilts von 1812 zu Recht begründet; die Moral könne die biöherige Zu— 
rüdfegung der Juden nicht gut heißen, nody weniger die hriftlihe Moral, deren Prinzip die 
Liebe fei, und wegen der moͤglichſten Durdyführung dieſes Prinzips fei eine ſolche Gleichftel- 
lung für den Sriftlichen Staat wünſchenswerth. 

Die Juden hätten ſchlagende Beweiſe ihrer fozialen Gefinnung gegeben, weder die Mef- 
fiadidee, nod) die Lehren ded Talmud könnten ein Hinderniß der Gmancipation fein. Die 
allmälige Verſchmelzung mit den Ghriften fei das ſicherſte Mittel zur Befeitigung der, in 
ihrer befonderen Ginrichtung etwa noch vorhandenen, ſchädlichen Elemente. Hiergegen ward 
andererfeitö die Kompetenz ded Yandtages, Die Judenfrage vor fein Forum zu ziehen, beftrit- 
ten. Es ward ferner eine plötzliche Beleihung aller Juden mit den Rechten des Edikts von 
1812 ald für die Intereffen vieler hriftlicher Unterthanen höchſt präjudizirlich gehalten, na— 
mentlid) ward died von dem Abgeordneten von Sorau, theild wegen des aus Pofen zu er: 
martenden Andrangs für diefe Stadt, theild deöhalb hervorgehoben, weil die Juden nad) und 
nad) den ganzen Kandel und die einträglidyften Gewerbe an ſich reißen würden. Die völlige 
Fmancipation der Juden fei mit dem Begriff eined hriftlidien Staates unvereinbar, weil 
diefelben die Haupt-Grundlage des Chriftenthums, und damit diefes felbit geradezu für eine 
Lüge erflärten. Auch dad Beltreben der Juden, eine abgeſchloſſene Nationalität zu bewahren, 
made ihre Emancipation unftatthaft. 

Von der erften Seite ward die Kompetenz ded Landtages für begründet gehalten und 
bemerkt, daß das Feſthalten der Juden an ihrer Nationalität Folge des langen Druckes fei, 
der auf ihnen gelaftet: weder die Vergangenheit in Preußen, nod) die völlige Emancipa— 
—* in fremden Ländern rechtfertige die Beſorgniß, daß die Juden nicht treue Staatöbürger 
ein würden, 

Eine Stimme erhob fid für völlige Emancipation der Juden: da fie gleiche Pflichten 
mit den Ghriften hätten, müſſe man ihnen aud) gleiche Rechte einräumen. 

Die völlige Emancipation ward demnächſt mit 42 gegen 20 Stimmen abgelehnt, dage- 
gen der oben angegebene Antrag des Ausſchuſſes mit 48 gegen 17 Stimmen genehmigt. 


Im Jahre 1824. 

6. Keinem Juden ſoll geſtattet werden, zu heirathen, wenn er nicht nachweiſet, daß er eine 
Familie zu ernähren im Stande ſei und feiner Militairpflicht genügt habe. Auch ſoll 
Braut und Bräutigam fi) wegen einer befonderen Konfirmationsprüfung ausweiſen, 
und ihnen hierauf der Erlaubnißſchein ſchriftlich, aber unentgeltlich, von der Ortsbehörde 
ertheilt werden. 

7. Die Erfüllung der Militairpflicht ſehen die Stände als ein vorzügliches Mittel zur 
Bildung der Juden an, daher ſie darauf antragen, die einzuſtellenden immer zum drei— 
jährigen Dienſte anzuhalten. 

8. Damit die Juden nicht die Namen geachteter Familien annehmen und damit Mißbrauch 
treiben, foll der von ihnen gewählte Name vor der Beltätigung durd) die Negierung im 
Amtsblatte bekannt gemacht werden, damit Einſpruch thun möge, wer dabei interefjirt ift. 

9. Da in dem befonderen Sabbath) und den Felttagen der Juden ein Hinderniß nicht 
nur ihrer Verbindung mit den Ghriften, fondern aud) ihrer Gewerböthätigfeit erfannt 
wird, fo wünfchen die Stände, daß mit vorurtheilöfteien Nabbinern darüber berathen 
werden möge: 

ob nicht die Verlegung ded Sabbath auf den Eonntag und die Beſchränkung der 
jüdifchen Sefttage mit ihren Glaubendregeln vereinbar ei? 

Auch foll die eerdigung jüdifcher Leichen in zu kurzer Friſt unterfagt werben. 

10. Auögefchloffen follen die Zuden fein u 
a) vom Rechte der Standfhaft, den Ehrenrechten, von der Ertverbung von Rittergü- 
tern, Zehn» und Erb:Scyulgengütern, auch Gaft und Schanfnahrungen; 
Erfte Abtheilung. 23 
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b) von Staatö-, Kommunal: und afademifhen Lchrämtern; 

c) von der Bormundfchaft über hriftliche Kinder; 

d) vom Zeugniß in Kriminalfällen gegen Ghriften; 

e) vom Apothekergetwerbe und der Schankwirthſchaft, mit der Befugniß jedoch, Gaft- 
wirthichaft für ihre Glaubendgenoffen zu halten. 

Unter diefen Modifitationen wird dad Gefeh vom 11. März 1812 auch für anwendbar 
auf diejenigen Theile ded Provinzialverbandes erklärt, wo es jept noch nicht gilt. Gegen die 
Einführung ohne diefe Mopififationen aber wird dringende Vorftellung gethan. 

Shlieklidy bitten die Stände, daß nad) Ablauf des Zeitraumed einer Generation ben 
Rrovinzialftänden von neuem die Frage borgelegt werden möge, ob die Juden in ihrer 
Bildung und bürgerlihen Nützlichkeit weiter vorgeſchritten, ob fie reifer geworden feien, 
und deshalb auf eine größere Gleichſtellung mit den chriſtlichen Unterthanen Anfprud) 
machen könnten. 


IV. Bropin 
Im Jahre 1825. » 


Die Deputirten der Oberlauſitz bitten, daß es dafelbjt bei der beftehenden ſächſiſchen Ge: 
feßgebung beivenden möge, wonad) fid) fein Jude ohne befondere Konzeffion niederlaffen 
darf, und bei dem fehr beſchränkten Gebrauch folder Konzeffiondertheilungen in der Preußi— 
ſchen Oberlaufig fidy nur wenige jüdiſche Kamilien befinden. Was die Wirkung des Geſetzes 
vom 11. März 1812 im eigentlichen Schlefien betrifft, fo verfihern die Stände, daß ſolches 
bis jet auf die Veredelung der Juden, auf ihr Anfchlichen an den Staat und die riftlichen 
EStaatöbürger keinesweges der Abficyt gemäß gewirkt habe, daß die Juden vielmehr unter 
faft ausſchließlicher Beibehaltung ihrer früheren Erwerbözweige auch die ganze unfittliche 
Richtung, welche frühere Bedrückung dod) zum Iheil hätte entſchuldigen können, beibehalten 
hätten, daß die Ausjföhnung mit dem Geſetz feine Ausſöhnung mit den chriſtlichen Staatd- 
bürgern hervorgebracht, dak kein Impuls der Ehre oder des Bürgerfinnes in ihnen erwacht 
fei, und felbft der Glaube des Gefehgeberd an ein Hoͤheres und Beſſeres in ihnen die Ver: 
pflichtung, diefem Zutrauen zu entſprechen, nicht zum Bewußtfein erhoben habe. Cie find da- 
ber der Anficht, daß in den Juden der Keim der Veredlung nody zu tief ſchlummere, um auf 
dem eingeſchlagenen Wege raſch hervorgerufen und zur Reife gebracht werden zu können, daß 
die Emancipation zu voreilig erfolgt fei, und halten daher Beſchränkungen der Juden, beſon⸗ 
derd aber Maafregeln für nothwendig, um diefelben zum Betriebe anderer Gewerbe anzulei- 
ten. ‚Hierzu werden Gewerbeſchulen in einigen bedeutenden Städten vorgeſchlagen, wofür die 
Koften von der gefammten Judenſchaft Schleſiens aufzubringen fein würden, 

Im Einzelnen Schlagen fie Folgendes vor: 

1. Zu den Rabbinerftellen follen 3 Kandidaten vorgeſchlagen, geprüft und einer berfelben 
bon der Regierung angeftellt werden. Die Rabbiner follen auf einer inländifchen Uni 
verfität mehrere Jahre lang ftudirt, infonderheit fid) der Philoſophie und der orientali- 
ſchen Sprachen beflifien haben. 

2. Die Juden follen zur Errichtung förmlicher Elementarſchulen, mit gehörig geprüften 
Lchrern, wo dies nicht möglich ift, zur Iheilnahme an den chriſtlichen Schulen, an- 
aehalten werden. Der Unterricht in den jüdiſchen Schulen foll in der Deutfchen 
Sprache ertheilt werden. Auch jüdiſche Privatlehrer follen fid) der Prüfung unter: 
werfen müffen. Der Unterricht foll wenigftend bis zum 14. Jahre der Kinder fortge: 

ſeht werben. 

3. Chriſtliches Gefinde follen Juden nur zur Beftellung ländlicher Grundftüde halten dür- 
fen, und diefes nur noch 10 Jahre lang. 

4. Nur einem Sohne oder einer Tochter foll geftattet fein, fid) dem Handel zu widmen. 
Nur in Städten follen Juden Handel treiben dürfen, und in mittleren und Meinen 
Städten nur auf 10 hriſtliche Kaufleute 1 jüdiſcher zugelaffen werden. Zu einem 
neuen jüdifchen Handelsetabliſſement fol in Heinen Städten die Genehmigung der 
Stadtoerorbneten erforberlic) fein. 
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Schleſien. 
Dentſchrift vom 26. März 1845. 

Die Stände haben zwar die Ueberzeugung geivonnen, daß die Emancipation der Juden 
vorzugsweiſe von diefen felbft auögehen müffe, und die Regierung ſolche Beftrebungen nur 
Ehritt vor Schritt unterftügen fönne, fie glauben aber, daß Beichräntungen der den Juden 
bereitö gewährten Rechte, wie ſolche namentlic) durch die Bekanntmachung des Staatömini- 
fteriumd vom 4. Dezember 1822 und durd) $ 89 der Städteordnung vom 17. März 1831 
hinſichts ihrer Ausſchließung von atademifcyen Lehr: und Schulämtern und von den Stellen 
der Bürgermeifter und Ober-Würgermeifter ausgeſprochen feien, — welche letztere Beftim- 
mung aud) in den mit der Städteordnung vom 19. November 1808 beliehenen Städten fo 
ftreng gehandhabt werde, daß felbft die Wahl eines Juden zum Stämmerer, weil diefer den 
Vürgermeifter vertrete, nicht Beftätigung finde, — dieſer weiteren Enttwidelung hemmend 
entgegenträten, und von dem einſt zu erreihenden Ziele znrüdzuführen drohten. Sie bean: 
fragen daher die volftändige Wiederherftellung ded Edittes vom 11. März 1812, 


Im Jahre 1825. 


Jeder Jude, weldher Handel treiben will, foll die Handlung erlernt und 1—2 Jahre 
ald Kommis konditionirt haben. 

Pferdehändler werden nicht als Kaufleute angefehen und find von vorftehenden Be- 
ftimmungen auögefdloffen. Der Haufirhandel bleibt den Juden unterfagt. 

d. Nittergüter, Erb: und Berichtöicholtifenen follen Juden weder kaufen nod) padıten dür— 
fen, wohl aber andere ländlicye, auch ftädtiihe Grundftüde. 

6. Branntiweinbrennereien follen Juden nicht eigenthümlidy erwerben, wohl aber pachten 
dürfen, Branntweinausihant ihnen dagegen unbedingt unterfagt werden. 

7. Bei einem Pfandvertrag ſowohl, ald bei der Ausftellung von Wechſeln und anderen 
Geldverfchreibungen foll bei Verluft der Forderung nadıgewiefen werden, daß die Zah: 
lung der Valuta vor Zeugen oder vor dem Richter erfolgt fei. 

8. Von diefen Befchränkungen follen Ausnahmen ftattfinden: bei verdienftvollen Gelehrten, 
Künftlern, Fabrifanten, Handwerkern und bei ſolchen, welche fid) durch befondere pa- 
triotifche Handlungen ausgezeichnet haben. Nur durd) ded Königs Majeftät follen der: 
gleihen Ausnahmen bewilligt werden. 
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V. Provinz fer 
Im Zahre 1827. 


Die Stände beantragen, daß den Juden auf die nähften 10 Jahre dad Bürgerrecht 
berfagt werde, indem fie der Anficht find, daß die Bewilligung deffelben ihrem Beitreben, 
daffelbe zu verdienen, hinderlid) fein werde. Die Stände eradıten felbit die Verleihung des eh 
Bürgerrehted an die gebildeten Juden für nachtheilig, da diefe alödann, zufrieden mit dem, Si 
was fie felbft erworben, feine Bemühung um die Verbefferung ihrer anderen Glaubens J— 
genoſſen anwenden würden. * 

Im Einzelnen ſchlagen ſie Folgendes vor: = 

1. Alle zur Zeit der Erlaffung ded Geſetzes im Großherzogthum wohnhaften Juden wer- * 
den den Beftimmungen des Geſetzes unterworfen. 

2. Iuden, welche zwar in der Provinz geboren, foldye aber verlaffen haben, gehören 
nicht dazu. 

3. Alle anderen Juden find Fremde. 

4. Alle Häupter jüdifher Familien follen beftimmte Stammnamen annchmen. 

5. Verzeichniffe der Juden find in allen Orten aufzunehmen und künftig fortzuführen. 

6. Ueber alle Veränderungen durch Abzug, Geburt, Heirath, Eheſcheidung und Tod wer: 2 

den von den Kommumalbehörden unentgeltlich befondere Bücher geführt, 8 

7. Die Verzeichniſſe werden jährlich der Regierung eingereicht. 
8. Diejenigen, welche ſich der Aufzeichnung entzichen, werden nad) dem Vorſchlag Nr. 20 

behandelt. 

x 9. Jeder über 14 Jahr alte Jude foll einen Schutzbrief erhalten und ihn zu feiner Les 

: gitimation bei ſich führen. 

i 10. Die Großjährigkeit foll mit Zurücklegung des bier und zwanzigſten Jahres eintreten, 

| Venia aetatis nicht ertheilt, den Männern vor Erreihung diefes Alters, den Jüdinnen 

| por Vollendung des 18. Yebensjahres die Verheirathung nicht geftattet werden. 

| 11. Rabbiner und Yudenälteften dürfen ſich feine Einwirkung weder in die religiöfen, nod) 

in die privatrechtlichen Verhältniffe anmaßen. 

| 12. Die Juden find der Militairpflicht unterworfen. Diejenigen, die ſechs Jahre gut und 

ununterbrochen dienen, follen für fi) und ihre Nachtommen das Bürgerrecht erhalten. 

13. Bon Staatö- und Kommunalämtern, vom Wahlrecht und der Wählbarkeit zu Des 

| putirten für die Kreis- und Yandtage, von Ausübung der Apothekerfunft, vom Schank— 
gewerbe und vom Ankaufe der Nittergüter bleiben die Juden ausgeſchloſſen. Wenn c8 
ſich in den Gemeinen um Intereffen der Judenſchaften handelt, follen fie mit berathen- 
der Stimme zugezogen werden. 

14. Den Juden foll der Betrieb bürgerlicher Geiverbe und des Aderbaued, auch der Er h 
werb ftädtifcher und ländlidyer Grundftüde unter folgenden näheren Beftimmungen 
geftattet fein: 

a) Wo Judenguartiere find, follen fie außer denfelben fidy nur mit Bewilligung 
zweier Drittheile der Einwohner, refp. de8 Dominiums und der Negierung an— 
fiedeln, unter gleicher Genehmigung audy nur ihren Wohnort wechſeln Dürfen; 

b) Diejenigen Juden, weldye mit Ausnahme der Kandelöleute, Schneider, Kürfchner, 
Glafer, Fleiſcher, Bäder, Bofamentirer, Watten- und Handſchuhmacher, ein Kand- 
werk ohne Hülfe von Chriften ausüben, follen auf 3 Jahre von der Gewerbefteuer 
befreit bleiben; 

c) jüdifche Lehrlinge und Gefellen bei chriſtlichen Meiftern follen nad) dreijährigem 
Dienft die bezahlte Klaffenfteuer zurüderhalten; 

d) jeded Familienhaupt darf nur ein Gewerbe treiben; 
e) Konzeffion zum Kandel foll nur in größeren Städten unter den Bedingungen er: 
theilt werden: 
aa) Pr fie die Handelsbücher in polnifcher oder deukſcher Sprache faufmännifd) 
ühren, 
bb) daß fie in Hinſicht ihrer Tracht und äußeren Abzeichen den feitherigen gefeh- 


lien Beftimmungen unterliegen, 








— — — 
.. 
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Poſen. 
Denkſchrift vom 5. April 1845. 

Die Stände glauben, daß die Verordnung vom 1. Juni 1833 ihren Zweck die Hebung 
der Juden vorzubereiten, bereitd größtentheild erfüllt habe und es daher an der Zeit fei, auf 
dem Wege der allmäligen Emancipation weiter fortzugehen. Zur Befeitigung der am ſchmerz— 
lihften bisher empfundenen Uebelſtände, der befchräntten Freizügigkeit und der Ausſchließung 
vom Militairdienft, beantragen fie, und zwar für den ganzen Staat, die Einführung 
deö Edikts von 1812 nach Befeitigung aller fpätern Zufäge, nur mit Weglaffung des 
aud) bereitd aufgehobenen, den befonderen Gerichtsſtand der Berliner Juden betreffenden 
8 29 deffelben. 

Um aber dem immer lebendiger werdenden edlen Drange eines Theiles der jüdifchen Be- 
völferung entgegen zu fommen, und mit Rüdficht darauf, daß die wefentlichfte Bedingung 
ihrer völligen Emancipation die Aufhebung ihres Separatiömus fei, wünfden die Stände, 
daß Einzelnen, welche entweder 3 Jahr lang ehrenhaft im Militair gedient, oder ein Gym⸗ 
nafium oder eine höhere Realfchule beſucht und dajelbit ein gutes Sitten: und Moralitäts- 
zeugniß erlangt, oder wenigitend 6 Jahre lang mit jüdifhem Gefinde auf eignem Befig: 
thum Yandbau getrieben haben, oder durch übereinftimmenden Beſchluß der Magifträte und 
Stadtverordneten für qualifigirt erachtet werden, in jeder Beziehung gleiche Rechte mit den 
Chriften erhalten. 

Endlich wird um baldigen Erlaß eines Gefeged über das jüdiiche Kultus- und Schul: 
weſen zur Ausführung des 8 39 des Ediftö vom 11. März 1812 gebeten. 


Im Jahre 1827. 
cc) daß fie Polnisch oder Deutſch Iefen und fchreiben fönnen; 

f} den Aderbau follen fie nad Ablauf von 3 Jahren nur mit jüdiſchem Gefinde trei— 
ben dürfen, und wenn dies gefhehen, die Grundfteuer für diefen Zeitraum zurüd: 
erhalten. Auf ſtädtiſchen Käufern, meldye fie erworben, follen die Grund: Zind- 
fteuern und Beiträge zu chriſtlichen Anstalten hypothekariſch eingetragen erden. 
Meniger ald zwei Stuben foll eine jüdische Familie nicht beivohnen, und jeder 
jüdifhe Hauserwerber fol fein Haus ſelbſt bewohnen. 

15. Die Kongeffion zu den Geiverben und Erwerbungen follen die Regierungen ertheilen, 
borher aber die Dominien und Kommunen mit ihren Erinnerungen hören. 

16. Juden dürfen bei Chriften dienen, und foll in dem 14 c erwähnten Kalle die dort vor: 
geſchlagene Begünftigung eintreten. 

17. * rg chriſtlichen Gefindes, mit Ausnahme der Haudoffizianten, ift den Juden 
unterfagt. 

18. Schuldverfchreibungen von Chriften, zu Gunften eined Juden ausgeftellt, bedürfen der 
Vollziehung vor dem Richter und der gerichtlihen Beſcheinigung des Empfanges der 
Valuta, widrigenfall® den Ghriften der Beweis gegen den Inhalt aller, felbft ge: 
rihtlicher Urkunden offen ftcht. Mehr ald landesüblihe Zinfen zu nehmen, foll den 
Juden unterfagt fein. 

19. Wegen der fremden Juden beivendet es bei den beftehenden Gefeken, 

20. Vergehungen gegen die Veftimmungen sub 4, 9, 11, 12 follen wie diejenigen be- 
handelt werden, mit welchen der Verluft der Nationaltotarde verbunden ift. 

21. Rabbiner und Neligionölchrer müffen über die vollftändige Kenntniß der deutfchen 
und polnifchen Sprache und über ein zweijähriges Studium auf einer Univerfität ſich 
ausmweifen, und fich einer Prüfung unterwerfen. Privatichrer follen nicht geduldet wer: 
den, wohl aber Privatunterricht durch Öffentliche Lehrer. 

2. Jüdifcher Gottesdienft und Religiondunterriht foll nur in polnifcher oder deutfcher 


„ Sprache gehalten werben. RR 
2. Nur für den Religionsunterricht follen befondere jüdifhe Schulen beftehen; wegen bed 


anderen Unterrichted foll aber die jüdische Jugend bid zum 14. Jahre die hriftlidhen 
Schulen befuchen. 
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Im Jahre 1827. 
24. Die Judenſynagogen follen in Hinfiht der Gemeineverhältniffe als Korporationen be: 
handelt werden. 
25. Auöfchreibung von Beiträgen darf mit Genehmigung der Regierung erfolgen. 


Vi. Brovinz 
Im Jahre 1825. 

Die ſächſiſchen Stände Hagen über den Abfonderungägeift und die moralifche Verderb- 
niß der Juden: in unmandelbarer Fefthaltung an der Nationalität und dem eigenthäm- 
lihen Charakter ded Volkes lebe der Jude in fdyarfer Mbfonderung von den übrigen Xebend- 
angehörigen, er werde fogar zur Behauptung diefer Stellung durch die Lehren und ftrengen 
Regeln feiner Religion ausdrüdlidy angehalten, und hieraus folge dad Streben, nur folde 
Geſchäfte und Gewerbe zu betreiben, welche unabhängig von einem feften Wohnfig und 
ohne die Iheilnahme an bürgerlichen Berhältniffen, Gerechtſamen und Pflichten zu betreiben 
feien. Die Stände verfidern, daß die Juden überall, wo fie fid) niederlaffen, fidy ſchnell ver 
mehren, bereichern und dem Gewerbe der Chriſten nachtheilig würden. Infonderheit aber 
verſichern fie, daß die Juden den Ankauf von Yandgütern zum Gegenftand ihrer Speku- 
lation machen, diefe Güter nad) der Erwerbung im Einzelnen verfaufen, durd) die hierbei 
angetvendeten Mittel aber viele Yandleute zu Grunde richten. Alle diefe Uebelftände find 
nad) der Meinung der Stände in den Gefegen der Juden felbft begründet und werden, jo 
lange fie nicht aufhören, Juden zu fein, fid) nicht befeitigen laffen. Gleichwohl wird die Ein- 
führung des Edited vom 11. März 1812 in der Provinz, jedod) unter folgenden Befchrän- 
fungen und Abänderungen für zuläffig erachtet: 

1. Bon Staatd- und Kommunalämtern follen fie unbedingt ausgeſchloſſen bleiben. 

2. Außerhalb ihred Wohnorted, refp. Geburtsortes follen fie fih nur mit Genehmigung 
der Orts⸗ und Gemeinebehörben, ſowie der Regierung niederlaffen dürfen. 

3. Der Erwerb ländlicher Grundftüde foll ihnen nad) dem Wunſche der Majorität un 
bedingt verboten werden. 

Die Minorität wünſcht fie nur von den Prärogativen der Rittergüter, wenn fie der- 
feihen erwerben, ausgeſchloſſen. 

4. In den Städten follen fie nur ein Haus erwerben und ein Etabliffement errichten 
dürfen. Die Erridytung von Kommanditen foll ihnen aber gänzlidy verfagt bleiben. 

5. Dad Apothefergemerbe follen fie gar nicht, Schankgewerbe und Gaſtwirthſchaſt aber 
nur für ihre Glaubendgenoffen, und nur an foldyen Orten betreiben dürfen, wo min- 
deſtens ſchon eine derartige, von einem Ghriften betriebene Wirthihaft vorhanden ift; 
fonft follen ihnen alle zünftigen und unzünftigen Gewerbe geftattet fein. 

6. Der Handel foll den Juden auf dem platten Yande gänzlid), 

7. der Haufir- und Schacherhandel überall unterfagt werden. 

8. Ehen zwifchen Juden und Chriften follen, fofern fie nicht bereitd nad) dem Allgemeinen 
Landrecht für — zu erachten, ausdrücklich verboten werden. 

9. Als das weſentlichſte Mittel zur Verbeſſerung des Zuſtandes der Juden wird die ihnen 
aufzulegende Verbindlichkeit betrachtet, ihre Kinder, fofern fie nicht befondere Haud- 
Iehrer angenommen haben, in die chriſtlichen Schulen zu ſchicken. 

10. Der Gotteödienft der Juden foll in deutſcher Spradye und am Sonntage gehalten 
werden. 


VI. Provinz 
Im Jahre 1826. 

Die weftphälifhen Stände find ebenfalld der Anficht, daß bei der fortdauernden mora- 
lifhen Werderbtheit der Juden und bei dem unglüdlichen Einfluß, welchen diefelben auf die 
hriftlichen Unterthanen in mehr ald einem Iheile der Provinz ausübten, ihnen die ftaat- 
bürgerlicyeu Rechte zu boreilig ertheilt worden, daß fie dazu noch nicht reif unb diefe Nechte 
durch die Gefepgebung twieder zu beſchränken feien. Weber bie Verdorbenheit der Juden in 
dortiger Provinz, befonders über die mannigfachen betrügerifhen Operationen, durd welche 
fie die Geldverlegenheiten des Landmannes benugen, um fid) auf wohlfeile Art in den Beſitz 
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Sadfen. 
Eikung vom 19. März 1845. 

Der Landtag hat fid), mit Ausnahme von 4 Stimmen, gegen die Anträge der ftädtifchen 
Behörden zu Magdeburg auf bürgerliche Gleichftellung der Juden mit den Chriſten, cven- 
fualiter auf Reviſion der bisherigen Gefergebung und Herbeiführung einer möglichſten 
Uebereinftimmung derfelben in allen Provinzen erklärt, weil die Juden ihrer Religion nad) 
zu den meiften Staatsämtern nicht qualifigirt feien, inöbefondere feine Eide abnehmen 
fönnten ıc., weil in praktiſcher Hinficht die erheblichiten Bedenken entgegenftänden, fofern 
namentlich diejenigen Provinzen, in welchen die Juden fidy nicht ———— dürften, ſich in 
diefer Hinficht weit beffer befanden als die anderen, in welden eine folde Beſchränkung nicht 
ftattfinde, und die daber nichts weniger als eine Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten 
wünſchen: weil der Separatiömud der Juden, melde gleichſam einen Staat im Staate bil- 
deten, fernere Zugeftändniffe unmöglidy made; 

weil eine ſolche Mafregel die nicht wünſchenswerthe Ueberfiedelung der Juden aus dem 
benadhbarten Ausland zur Folge haben würde, und, weil endlidy auch der eventuelle 
Antrag eine mehrere oder mindere Gleichftellung der Juden mit den Ghriften herbei— 
führen möchte. 


Weftphalen. 
Denkſchrift vom 5. April 1845. 


‚Die Stände halten fi überzeugt, daß mit dem Steigen des Preifed der Bodenerzeug- 
niffe und dur) die Wohlthaten der Paderborner Tilgungskaſſe ein Hauptgrund der Aller: 
hödhften Ordre vom 20. September 1836 twegen Befeitigung der in den Kreifen Paderborn, 
Düren, Warburg und Hörter aus der Anfiedlung der Juden auf dem platten Lande und 
deren Verkehr mit den Landbewohnern bäuerlihen Standes entiprungenen Mifverhältniffe 
aufgehört habe, daß ein Fortbeftchen diefes Geſetzes auf den Kredit und dad Ehrgefühl der 
Juden nachtheilig wirkte, und nur den chriſtlichen Wucherern mehr Gelegenheit zu ihrem 
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feined Eigenthumes zu fegen, verbreitet fid) die Darftellung ded Landtags: Kommiffarius, 
deren Richtigkeit von den Ständen nidyt in Zweifel gezogen wird. Um den Zuftand der 
Juden zu verbeffern, halten die Stände eine beffere Einrichtung ihred Kultus- und Schul- 
weſens, den Gebrauch der deutſchen Sprache in beiden, die Anttellung geprüfter, nicht wie 
zeither auf Kündigung angeftellter Lehrer, die Errichtung eines aus gebildeten Juden zu- 
fammengefesten Konfiltoriums und die Einführung geprüfter Schulbücher für nothivendig. 

Bei der Autorität der Rabbiner glauben. fie, daß ed thunlid) und rathfam fei, den Sab- 
bath auf den Sonntag zu verlegen und die übermäßigen jüdifhen Feiertage zu befchränten. 

Uebrigens ſchlagen fie folgende Beſchränkungen vor: 

1. Das den Juden unter der Fremdherrſchaft voreilig ertheilte Staatd-Bürgerreht foll 
ihnen wieder genommen und fie follen vorläufig nur ald Schugverwandte behan- 
delt werden. 

2. In den nädften 10 Jahren foll ihnen die Erwerbung ftädtifher oder bürgerlicher 
Grundftüce unterfagt fein. 

3. Früher ertvorbene ländliche Grundftüde follen Juden nur befigen, wenn fie dieſelben 
jelbft fultiviren, außerdem follen fie folde binnen 10 Jahren verfaufen. 

4. Großhandel und Haltung eines offenen Ladens foll ihnen nur geftatttet fein, wenn fie 

“ ihre Bücher in deutfcher Sprache führen. 

5. Bon mehreren Söhnen eined Vaters foll nur einer ſich auf den Handel legen dürfen. 

6. Die Juden follen fein chriſtliches Geſinde halten dürfen. 

7. Höhere, ald die allgemeinen gefeglidyen Zinfen zu nehmen, foll ihnen — wenn fie mehr 
ald 10 Prozent genommen haben — bei Berluft der Forderung verboten werden. 

8. Klagen aus Forderungen follen nur gültig fein, wenn fie fid) auf Zeugenbeweis, ge: 
richtlihe oder notarielle Urkunden gründen. 

9. Fremde Juden und Jüdinnen follen in der Provinz nur aufgenommen werden, wenn 
ein einheimifcher Jude ſich mit einer auswärtigen Jüdin verheirathet und wenn die 
Beſetzung eines Rabbiner = oder Yehramted die Aufnahme nöthig macht. 

10. Der Aufenthalt foll fremden Juden nur zu größeren Geſchäften, mit Erlaubniß der 
Regierung, außerdem zum VBichhandel und auf Jahrmärkten geftattet twerden. 

11. Das Wandern der Juden foll möglichſt erſchwert werden. 

12. Auf Pfänder follen fie nur nad) dem Regulativ vom 28. Juni 1826 leihen dürfen. 


Io. ein 
Im Jahre 1826. — 
Auch die rheiniſchen Stände find in ihrer Mehrheit darin einverſtanden, daß der Juden 
dad Staatd-Bürgerrcht nicht ohne Beſchränkung zu ertheilen, und da cd nothivendig fei, die 
hriftlihen Einwohner, befonderd die Yandleute (wie der Landtags-Kommiſſarius bemerkt) 
gegen die Kniffe und Ränke derfelben in Edyug zu nehmen, 
Eie ſchlagen vor: 

1. die Juden einem Generalfanhedrin unterguordnen, von diefem eine Deklaration ber 
jüdifchen Glaubenslchren über die Pflichten gegen die Obrigfeit und chriſtlichen Mit- 
bürger zu erfordern, diefe dann den Rabbinern und Judenlehrern ald verbindliche 
Norm vorzuichreiben, danach Lehrbücher in deutfcher Sprache anfertigen und den 
Unterricht in diefer Sprache ertheilen zu laffen; 

2. ein von dem Oberpräfidium erlaſſenes Ecyulreglement, nad) mweldyem die Juden ent- 
weder regelmäkig eingerichtete Schulen halten oder ihre Kinder in riftlihe Schulen 
fenden follen, zu beftätigen; 

3. die oftfeitö des Nheincd vorhandenen Juden den weftfeitö vorhandenen gleich zu Stellen; 

4. die weſentlichſten Beſchränkungen der Juden, welche dad Dekret vom i7. März 1808 
vorschreibt, mit der weiterhin sub 10 erwähnten Modifikation für die Juden der gan- 
zen Provinz verbindlidy zu erflären; 

5. den Juden dad Staats» und Gemeine-Bürgerrecht, mit welchem die Uebernahme von 
Staats- und Gemeincämtern verbunden ift, zu verfagen, und fie blos als Schuß- 
verwandte in den Gemeinen zuzulaſſen, vorbehaltlich der Befugnig, Vormünder über 
Minderjährige ihred Glaubens zu werden; 


[1 
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mwucherlichen Verkehr darbiete. Sie geben deöhalb der Erwägung anheim, ob nicht die Gründe 
jener Alerhödhften Orde dergeftalt aufgehört haben mödjten, daß Die Aufhebung derfelben 
gerechtfertigt erfcheine. 


Probinz. 3 
Dentfrift vom 28. März 1845. 

‚Die Stände beantragen mit Rüdfiht auf die günftigen Erfolge, welche die Verleihung 
er politifher und bürgerlicdyer Rechte mit den übrigen Unterthanen für die Juden in 
frankreich, Belgien, den Niederlanden und Nordamerifa gehabt, mit Rüdficht ferner auf 
die Hemmungen, welche durch die jetzigen Beſchränkungen ihrer geiftigen und fittlihen 

tolltommnung auf gefegliche Weije entgegenftchen, und auf das hriftliche Gebot allge: 
meiner Nächitenliebe: 

die definitive Aufhebung des Napoleonifhen Dekrets vom 17. März 1808 und 

die Gleihjftellung der Juden mit den Chriften in den bürgerlichen und politifhen Rechten. 


ed” — 
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6. ihnen den Gebrauch) der deutſchen Sprache bei Führung der Handelsbücher, bei Ab- 
faffung von Verträgen zc. und deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge bei ihrer Namens: 
unterfhrift, zur Pflicht zu machen; 

7. ihnen die Führung beftimmter Familiennamen — mit Ausſchluß der Namen bekannter 
Familien — aufzjulegen; 

8. ihren Haufirhandel dahin zu befchränten, daß fie feinen Kredit dabei geben dürfen, und 
aus einer Schuld diefer Art gerichtliche Klage nicht zu geftatten; 

9. diefe Beſchraͤnkungen vorläufig auf 10 Jahre feftzufegen., 

In Betreff der Art. 7 und 8 des Dekretes vom 17. März 1808, welche vorschreiben, 
daß jeder Jude, weldyer Handel irgend einer Art treiben will, dazu vom Präfekten ein 
Patent löfen muß, welches nur nad) Beibringung von Zeugniffen ſeiner Rechtlichkeit 
audzuftellen und jedes Jahr zu erneuern ift, erklärten fid) 

10. 46 Mitglieder der Ständeverfammlung gegen 32 für die Aufhebung diefer Vorſchrift. 
Für den Fall aber, wenn die gänzliche Aufhebung nicht erfolge, ſchlug die Verſammlung 
vor: daf denjenigen Juden des linken Nheinufers, welche zehn Jahre lang im Be: 
fine des Patented geweſen, und jetzt ein Zeugniß von drei Viertel der Mitglieder 
des Munigipalrathed über ihre Nechtlichteit beibringen, die fernere Löſung des 
Patentes erlaffen, denjenigen Handelöleuten auf der rechten Rheinfeite aber, welche 
ebenfalld durch ein dergleichen Zeugniß fid) legitimiren, die Yöfung des Patentes 

nicht aufgelegt werden folle. 


E. 


Ueberſicht 


bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
in den deutſchen Bundesſtaaten. 


Bemerkung. Wo einzelne Rubriken in ber Tabelle nicht ausgefüllt find, 
findet fich in den erhaltenen Mittheilungen Feine Auskunft über den bes 
treffenden Gegenitand. 


| 
! 
I 


— 


——— — 
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Er 2. 


Staats= und Ge: 
meine- Bürgerrecht 
(Nirderlaffung), 


Korporationen, 


Die Juden haben) Beftehen nicht. 
weder Staats⸗ noch 81. 
Gemeine ⸗Buüͤrger⸗ 
recht, ſind nur Schutz⸗ 
verwandte u. erſtreckt 
ſich d. ertheilte Schutz 
zwar auf Weib und 
Kinder, jedoch nur 
fo lange, als dieſe 
lepteren Feine eigne 
Hausbaltung bes 
gründen, 

88 1. 5. 6. 11. Eb. 

v. 2. Jan, 1782. 

Auch ſoll einer Ber⸗ 

mehrung vorgebeugt 
82. 


3. 


Staats⸗ nnd 


Vom Civil⸗Staats⸗ 


dienſt find fie aus—⸗ 


geſchloſſen und wer⸗ 
ben nur ausnahme⸗ 
weife zur Aufficht 
bei der Grenzwacht 
zugelaffen. 
(Gemeine » Aemter 
fcheinen fie wegen 
des fehlenden Bür- 
gerrechts nicht be= 
Fleiden zu fönnen.) 
Bei ausgejeichnes 
ten Verbienften fün- 
nen fle in den Deiter- 
reichifchen Adel er⸗ 
hoben werben. 


Sie find nur gedul⸗ Sie wohnen theils) Wie ad 1. 


bet, und foll die fürlgerftreut, theils in 
Mähren feſtgeſetzte Gemeinen, aber auch 
Anzahl nicht über-|die erfteren müffen 


ſchritten werben. einer beftimmtenJus 
$ 1. Ed. v. 13,|dengemeine angehö- 
Febr. 1782, ren, 


4, 


Dienft 
Gemeine: Aemter. |im ftehenden Heere. 


Beſteht. 


Wie ad 1. 


6. 








Erwerb 


Greigügigkeit, | „on Grundftüden. 


I. Raifertbum 
1. Wien und 


Aus anderen Erbe] It den Juden nicht 
(ändern dürfen fich|geftattet. 
g 18. 






Wien niederlaffen. 

Der Aufentbaltau 
dem platten Lande 
{ft unterfagt, und 
wird nur ausnahme⸗ 
weife, wenn fie eine 


Judenhäufer ift auf: 
gehoben, 
$$ 3. 7. 18. ©, 


2 Maͤh 
Mit Ausnahme der 


Aderftücden if er 


m I. Beilagen, die bürgerlichen Verhältniffe ber Juden betr. 365 


1. 8. 





Ormerbebetrieh, Abgaben, 


Defterreich. 
Rieder-Defterreic, 


Im Allgemeinen] Es wird ein Schutz⸗ 
undefärinft, nur geld für Ertheilung 
zauen fie nicht das des Schuhbriefes ge⸗ 
Meiſterrecht erwer⸗ zahlt; die früher uͤb— 
ben. Auch iſt das lichen doppelten Ge⸗ 
Haufiten ind. Stadt/richte- und Kanzlei» 
and auf dem Lande tar. find abgeichafft. 
bei Strafe der Kon⸗ $$ 5. 23 Ed. 
Röfation der Maa- 
ten verboten. 

58 10-13, 21. 


Ten, 


Unbefhränft, na⸗ Die bisher beftes 
mentlich ldunen ſie hende Leibmauth u. 
euch in Städten, wo die doppelten Ge⸗ 
Ndifhe Gemeinen richtotaren find auf- 
find, zum Meiſter⸗ gehoben. 

* jugelaffen wer: $ 14 Ed. 

en, 


38211 Ed. 


( Staats⸗Geuehmi⸗ 
Ehe mit Ghriften. 


10. 11. 12. 
Sfaubwürpigfeit 
BVertragsfähigkeit. | in Griminal: und | Bem erfungen. 
Givilfachen. 
Sie bürfen zwar — Das allgem. Edikt 


Darlehne auf lie Kaifer Joſeph II. 
gende Güter auslei- vom 2. Jan. 1782 orduet die Verhält⸗ 
hen, nicht aber ſich niffe ver Juden, Nach einer Mittheilung 
dieſe einfchägen (k) aus d. Jahre 1833 war man m. einer Re> 
laffen. vifion der Geſetze befchäftigt, um die Sit- 
814. ten, Lebens= und Befchäftigungsmeife der 
Inftrumente, die in) Juden mehr u, mehr unfchädlich zu machen 
bebräifcher Sprache) und mit jenen der Oefellichaft, in welche 
verfaßt, oder auch] fie aufgenommen find, in gemeinnügiger 
nur mit hebräiſchen Weife zu verfchmelgen, fie durch anges 
Buchſtaben geſchrie⸗ meffene Einwirkung auf ibre religiöfe, 
ben find, find um=| fittliche u. intelleftuelle Bildung zur Er— 
gültig. greifung folcher Erwerbszweige, welche 
615. ihr Intereffe mit jenem d. Staats mehr 
in Hebereinftimmung bringen, aufzumun⸗ 
tern, und endlich ihre Ifolirung und Ab⸗ 
fonderung in d. Verhältniffen des Staats⸗ 
verbandes allmählig zu befeitigen. Leber 
den weitern Fortgang der Legislation iſt 

nichts bekannt, 





Wie ad 1. — Edikt Kaiſer Jo— 
$$ 13. 14 Eb. ſeph II. v. 13. Fe⸗ 
bruar 1782. 


' 
J 
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Erwerb 
Staats» und Ges taate= und Dien ſt izgigkeit. nbitüden. 
meine- Bürgerrecht | KRorporationen. — „Nemter. ‚im flehenden Heert. greinagig ass Grant 
(Niederlaffung). \ 







3. Böh 


es 

Die Normalzabld.| Der Beſitz ein 

jünifchen Familien * —— 
5 part nicht vermehrt erforderlich, 

Die Zahl v. 8,600 nur in Prag. Seht I * — * — 


üdifcher Familien Vorſteher leiten bier N 
Ar * iberfgrit * Ei werben von der Gemeine and | der Aufenthalt nuran den Orten —— en a 


ten werden. ihrer Mitte gewählt und von ber Regie: | wo im Jahre 1725 Juden gebuldet wur⸗ BL 
Fremde Juden wer⸗ rung beitätigt; fie vertreten die Gemeine | den, Wonder Stadt Prag nad dem Laude tuug von Domin 
den nur gegen Ent⸗ nach Auden und haben für Verhaftung | und umgekehrt ſcheint bis auf die Gnt=|Örunbftüden if ger 
richtung der Anfäfe|per von ihr aufgubringenden Gemeines | richtung des Abfahrtgelbes, Freizügigkeit ftattet, nur darf a 
figfeitsgebühren, u. Auslagen zu forgen, werben auch befolz | zu beftchen. Feldbau blos mi 
beim Nachweis von det. Auf dem Lande können nur freis | Die Auswanderung if nach vorgängiger|jübifchem Geſinde 
reſp. 10,000 und willige Vereine zu religidſen Zwecen Auseinauderfegung mit ber Grundobrig- betrieben werden. 





Findet ſtatt. 


Staatsbürgerrecht, Fine eigentliche Jue¶ Wie ad t. ı 60.26, 
\ 


haben fie nicht. dengemeine beſteht 








20,000 Gulden für|ftattfinden, wo jedoch eine Synagoge vor⸗ feit, der Gemeine und den Gläubigern, $ 4. 
pas Pand und dielbanden in, wird auch ein Vorſteher derfel= | unter Genehmigung Gr Landesftelle und 
Stadt Prag zuge⸗ ben geftattet. gegen Gutrichtung eines Abfahrtgeldee| 
laſſen. 8618 2. 53. geſtattet, welches beim Abzug nach einem 
88.26, 35 68 v. ‚andern Erblande 10, nad dem Aus— 
3. Auguſt 1707. lande 20 Procent des Vermögens bes‘ 
trägt. | 


$$ 27. 37, 40. Ed. 


II. Königreich 


Die Juden find nur) Iſt für die Relie Hierzu find ſie nach Der $5.der Nerord-] Bleibend iſt d. Aufs! Jeder Jude, wel- 
geduldet, haben aljfo,gions:Angelegenhei: Kol. I nicht befähigt. nung vom 16. Auqufentbalt nur in Keine ber ein, felbitftändi- 
eher Btaald« Nuciten aeſtattet. 11938 beftinmt, daß zig und Dresden ges ‚gen Haushalt führt, 
Gemeine = Wirgen: jin der feitberigen|itattet. Die Ueber- dann in Leipgig oder 
seht. Zum Behuf Verpflichtung nnd fiebelung von einemjDreiben, mo 











des Gewerbebetriebes und des Beſitzes v. (Befähigung der Tur-|Orte aum an vl in Orund 
Orundſtũcken müffen fie zwar das Würz Iben un Eintritt in|mit — = —— — 
getrecht erwerben. haben jedoch auf die de Kommunal⸗Gar⸗ Falles, wo ſich einelerwerben, darf das 
in der Stadte⸗Ordnung ertheilten Rechte de nichts geändert; Jüdin außerhalb ſelbe aber binnen 
— — werde. ihres Wohnortesver⸗ 10 Jahren, v. Tage 

855.8, Geſetz v. 10. Ang. 1838. | beirathet, an die Ge⸗ der gerichtlichen Ju⸗ 


nehmigung des Mi⸗ eignung ab — den 
nifteriums d. Innern Fall einer Erbthei⸗ 
| | gebunden, Gine gleiche Genehmigung iſt lung ausgenommen 
| für die Nieterlaffung auswärtiger Juden — freiwillig wicht 

| erforberlich;folche wird aber nur nach vor⸗ veranßern. 








ber. Zuſtimmung der Obrigkeit und Goms| Pfandredhtea, Im: 
munals Vertreter ertheilt, Auch eine aus⸗ mobilien dürfen fie 
wärfige Jübin, welche fich in Folge ihrer zwar, wie die Ehti⸗ 
Verbeirathung m. ein. Julaͤnder in Sach⸗ ſten erwerben, jeroch 
fen nieberlaffen will, bedarf derfelben. \ind. Wefig b. verhafr 
51-3, —* 

Verordnung v. 16. Aug. 1838. 










— — nn — — 


$ 
„16. Auguſt 1839 
——— 
v. 3. Nov. 1840. 
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| 9. A 10. 1. 12. 
| Berbeiratbung | — 
z & a Glaubwürdigkeit 
Gmwerbebetrich. Abgaben. —— Vertragefähigkeit. in Griminal» und | Bemerkungen, 
Ehe mit Shriften. Gihxiljſachen. 





ı 
\ I 





men. 

Im Allgemeinen! Es beſteht ein Ab⸗ Kein Jude darf ger — | — Ed. Kaiſſ Fran dl 
#chen die Juden d fahrtegeld. traut werden, bevor v. 83. Auguft 1707. 
Gheiften gleich, nur! Ueber ſonſtige be⸗ er ein Atteit daruber Nach g 51 deſſelben 


it Ihnen die Vech⸗ ſondere Abgaben er⸗ beibringt, daß er Unterrichti. der deutſchen 
tung von Schanfz helft nichts. Sprache erhalten bat. Außerdem int die | fich freiwillig dem Militairftande widmen, 
bänfer anf dem —— (Henchniigung d. Kaudesitelle erforderlich, | oder ſich ſelbſt mit d. Feldbau befchäftigen, 
Sande jomohl als in der Stadt unteriagt; ‚und dieſe wird bei Lebzeiten des Vaters mur | oder 3 Jahre hindurch ein zunftmäßiges 
ner ulönnen fie jepoch d. Schanf- dem erftgeboruen Schne, font mer er= | Hantweek betrieben haben, in allen bür- 
Ormerbe aufeigene Rechnung u. i.eigenen tbeilt, weun die geiegliche Zahl der Auden | gerlichen Wortheilen den Ghriften gleich» 
dauſern bei iben. Mablmühlen, Zehn- nicht überfchritten wird, ferner mus ein | geftellt fein. Diele Begünftigung ift eine 
ten, imgleichen die Gerichtsbarkeit dür⸗ Nlter von reip. 22 und IS Jahren nad) | perfönliche. 

fen fie nicht pachten, Die Meiiterrechte Verſchicdenheit des Geſchlechtes, die Er: | Die norermähnten Beſtimmungen über 
Finnen fie ermerben und auch in die be⸗ greifung eines erlaubten Nabrungsimweige | den von ben Juden in entrichtenden Ab: 
—* fübifchen Innungen eintreten. und ein Vermögen v. 3u. reſp. 5) Sul ſchoß find durch den Artifel XVIII.Nr.3 
Lat Haufiten iſt in Prag auf alte Waa- ben, auf dem Lande und in ber Stadt nach: | der deutſchen Bundetacte für den Abzug 
tem und Kleidungsftüche, auf dem Lande gewieſen werden. Auslandiſche Jüdinnen nach dem Auslande aufgehoben. 

auf die im Haufispatente beftimmten Ge⸗ erhalten die Öbertehmigung nur, wenn fie | 
genftände beichränft, Die Grlaubnis dazu 5,00) Gulden mitbringen, ben chne 


follen diejenigen Juden, welche entweder 











Ei non der Obrigkeit ertheilt. obrigfeitliche Genehmigung find nichtig 
13-50. und itrafbar, 
sy 10. 16.231.933. 35. 








Sachen. | 





— — 

















‚Der Klein· u, Aus — Ein beſondererHei⸗/ Die früheren Be⸗ — — 
quitthandel, d. Hal⸗ rathe⸗Conſens iſt ſchranfungen des 
im oon Apothelen, nur noch erforderlich, Mandats v. I. Ang. 


Bungber Saft, Speiſe⸗ u. Schank⸗ wenn cin Inlander IS1 I wegen d. Wech⸗ 
Mai, Brantweinbrennereien, lim Auslande eine ſel und Sduld· Vet · 
Sdachet· und Trödelhandel iſt unter⸗ ausländiſche Jüdin ſchreibungen, u. der, 
Jagt: ledletet wird nur ausnahneweiſe heirathet, und zwat Etſſieus- Urkunden | 
vom Mini erlanbt, wenn ber bes iſt eine folche Ehe der Juden zur Ver—⸗ 
tzeſende Jude fonft der Armenverforgung für Sachfen obuelhütung von Wucher- 
würde. Zur Betreibung des Miniſterial-Gench- geſchäften, find auf: 
febitionshandels it Wini⸗ migung uunguültig. gehoben. 
zung erforderlich. Zur Gültigkeit der Geſez vom 13. 
be fönnen ſie betreiben, Ehe gebört ferner, Febr. 1840. 
er⸗ und Inntngsrecht er⸗ daß ſie vor dem vom 


ud dad Dei | | 
—* nur jübifche Lehrlinge | Staate beſtellten 
— 















w 





Babl der Meifter ſoll aber Ober-Rabbiner ge | 
un i5 ber jüdischen und jichloffen worden, u. 
en Bevölkerung ftehen. Auch dieſer darf bie religiöfe Weibe erft dann | 
irfen Jaden, die ein zünftiges, wit deu \eriberlen, wenn uachgemwiejen it, daß 
genen Verfertigung von Waaren vers |beide Theile Inlänver find, oder fallt der 
bundents Gewerbe betreiben, mit andern Braͤutigam ein Ausländer, ſofern bie 
alt tigen gefertigten Waaren nicht hans die Zuſtimmung ber ausmwärfigen Behör⸗ 

i ben zu d, Heirath u, Aufnahme d. Cher 
64.6,7, Geſ. v. 18, Aug. 1838, frau beigebracht worden. Jüdifche Man⸗ 
4.8. erlänternde Verorbuung. ner dürfen vor vollendetem 21ñten Jahre 

„nicht heirathen. 
Gef. v. 16. Auguſt 1838. 
$ 1. Berord. v. 6. Mai 1839. 
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Erwerb 


Dienß Freizügigkeit. | yon Grundſtůden. 


Staats= und Ge⸗ Staatd= und 
im ftehenden Heere. 


meines@ürgerrecht | NKorporationen, | Gemeine» Aemter. 
(Niederlaffung). 











EN. Königreich 
Die Veränderung) Iſt mit befonderer 





8 früher beſtan⸗ Es beftehen beſon⸗ Hiervon find fie aus: — —— —528 
= ehe dereSynagogen⸗Ge⸗ geſchloſſen. d. Wohnortes inner —— Aut: 
nißi,anfgehoben, jesjmeinen. halb bes KRönigreich® gier — un 
doch find d. Juden v. Uchrigens gehören ift an bie Oenehmi⸗ 


den politiſchen Rech⸗ die Juden den Ge⸗ 
ten ſowohl in Be⸗ meinen ihres Wohn⸗ 
iehung auf d. Staat orts an. » 
Kr die Gemeineaus:|$$ 8.35.48.49.70. 
geſchloſſen; imllebri⸗ 
gen können fie jdochh ⸗·w 
mit Ausnahme der “ ——— 
Schacherjuden, das Bürgerrecht erwerben. 
———2 Beſebung iſt obrigkeitliche Erlaubniß nach 
zuvor gehörten Einwendungen der Gommume erforderlich, wo: 
bei der Nachweis über genügende Subfiftengmittel, bisherige 
Unbefcholtenheit, Volljährigkeit und Befig des Wohnrechts an 
dem Orte erforderlich ift. Ausländifchen Juden wird nur aus 
nahmsweife mit Miniiterialgenehmigung die Niederlaffung 
eftattet. 
* $$ 5—13. 52. 64. 71. Geſebſ. v. 30. Sept. 1842. 


EV. Königreich 


Sie geniehen im| EsiftdieAnlegung] VonStaatsämtern Findet ftatt; wer) Seber Gemeine ift! Unbefchränft, jehoh 
Allgemeinen die |befonderer Colonien ſind fie nicht ausge: nach überftandener| geftattet, Juden tuhen Patronat, Ge⸗ 


Rechte Würtember⸗ mit eigener Markung ſchloſſen. akademiſcher Vor⸗ aufzunehmen; fie eRirihtaberteitt und 
gifcher Staats-Un- und Gemeine-Ber|__ prüfung üfraefitifcheldaguverpflicht „wenn Voligeirechte, wäh: 
tertbanen, Auslän=) faſſung gefattet, Theologie ſtudirt, der Jude, abgefeßen|cenb alle hiermit ver 


diſche Juden werden ſonſt bilden fie nur Gultusgemeinen, und 
idas Staatsbürgers/muß jeder Jude einer folchen angehören. 
recht nur aufgenom⸗An der Spitze derfelben fteht ein Vor— 
men, wenn fie zuvorifteher- Amt, aus dem Nabbiner und 3 bis 
von riner Gemeine]5 Beifigerm gebildet, Die Vorfteher wer: 
die freiwillige Zusiven von ber Gemeine gewählt, müflen 
fiherung des Drtss|die Wahl auf 2 Jahre annehmen, wer: 
Bürgerrechts erhal⸗ den vom Rolizei-Amt betätigt und ver= 
ten haben. Aufnahmelpflichtet. Sie forgen für den öffentlichen 
ind. Bürgerrecht er⸗ Gottesdienſt, Die Kirchenzucht, die Armen- 
halten fie jedoch erſt, und Vermögens = Angelegenheiten. Die 
went fie d. Feldbau Armeupflege liegt den Gultusgemeinen 
oder ein Handwerkſob, uud wenn biefe folche durchaus nicht 
wenigftens 10 Jahrelbeftreiten fünnen, werden J ber Koſten 
lang jelbftitändig be⸗ auf die bürgerliche Gemeine übertragen, 
trieben haben, wäh⸗ Für die befonderen Kirchen-, Schulz u, 
rend fie zunächſt nut Armenbedürfniſſe der Juden befteht ein 
das Beifigrecht in d. Central⸗ und ein Lokalfonde für jede Ge⸗ 





gilt in Betreff berivon den allgemeinen ;bundenenLaftenaud 
Reerutirungepflicht Erforderniſſen auflferner geleiftet wer: 
einem Zögling des jede Arts. Schacher⸗ den muſſen. Erwerb 
evangeliſchen od. ka⸗ handel verzichtet, ſich zum Wiederverlauf 
tholifchen Convifte vom Feldbau overlift verboten, daher 
gleich. Dem Juden, einem Handwerk zu müſſen d. Juden das 
welcher bis zur Aus⸗ſernaͤhren gedenkt, u. erlaufte Ont g Jahrt 
hebung in feiner Al⸗ſich dazu wenigſtens lang ſelbſt bemirtb- 
tersflaffe weder ein 10 Jahr ausgebildet ſchaftet haben, besor 
ordentliches Gewer⸗ hat. Sonſt wird er ſie es wiedet verkau⸗ 
be erlernt, noch ſich auf den Feldbau nurlfen oder verpachten 
den Wiffenfchaften\aufgenommen, wern|bürfen; Ansnabmen 
gewidmet und bieler fo viele Güter in|finden nur mit Bes 
atademifche Borprüs|der Feldmark erwirbt willigung der Regie⸗ 
fung überftand, hat, als zur Ernährung rung, ſowie bei den 
ſteht, falls ihn die einer Familie erfor⸗ im Wege der End» 
Ordnung zur Ein⸗ derlich. haſtation erworbe⸗ 
ſtellung trifft, nicht Bei Bädern, Flei⸗ nen Gütern ſtalt. 






















Gemeine erlangen. meine; jeder felbftftändige Jude zahlt 6, das Recht zu, einen|fchern u. Schneidern 55 27. 28. 
Schacherjuden ſind jede Wittwe 3 Fl. au demſelben. Erſatzmann zu ſtell. darf auch das Ge- Verordn. v. 20. Ol⸗ 
v.d. Ausũbung d. Ge⸗ 8 20. 21. 58. 59. Verordnung vom | $$ 1. 22. 23, werbe nicht überfeßt tober 1830. 


meinebürgerrechtsu.|27. Dit. 1881. 
namentlich von ben 

Gemeine = Nuguns 

gen ausgefähloffen, auch wird ihnen bie 
Anjäßigmahungerfinach zurüdgelegtem 
85 fen Lebensjahre verftattet; auswär- 
tige Schadherjuden erhalten niemals das 
Keuter 

85 1. 10. 12. 15. 17. 32. Gef. vo 

25. Apr. 1828. — 


willige Aufnahme in 


h 








Gewerbebetrich. 


Abgaben. 





Hannover, 
Mt im Allgemeinen 
unbefchränft; zum 
Detallbandel, d. b. 


Handwerletram, Verkauf eigener Ge⸗ u. wird derſelbe nicht nie Beweiskraft. Juden, d. ohne Etlaubniß 
werbes@rgeugniffe oder ländlicher Pro⸗ vor der Zuftimmung Nothhandel treiben, haben werer Klage 
bufte, goch in der Viehzucht beitcht, wird 3. felbititändigen®e- noch Einrede aus dergleichen Geichäften. 
ind, Regel», mehreren Söhnen ein, Inden ſetzung ertbeilt, Jede 


Verbeirathung 
(Staats » Genehmis 


| gung) 
(Ehe mit Ghriften, 


| 


Zur Berbeiratbung 





I. Beilagen, die bürgerlichen Verhältniſſe Der Juden betr. 


11. | 





Dertragsfäbigfeit. 


In hebr. Evradıe 


ı Glaubmürdigfeit 
in Kriminal= und 


Givilfachen, | 
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12, 


Bemerkungen, 


| Das Geſetz vom 


Jeines Juden ift der od. Schrift abgefaßte 30. September 1842 
Traufchein der Otts⸗ Nuffüge od. geführte 
4. Handel, welcher nicht im GOroßhandel, obrigkeit erforderlich Handlungsbücher haben fiir den Juben nen die Nechtsver: 


88, 2, 68. 





‚ordnet im Allgemei: 


hältniffed. Juden, 


nur@inergugelaffen, auch bürfen d. a. ein, Ehe ohne dieſ. T 1 ⸗·⸗ — —— — 
Orte befindlichen judiſchen Detailhand⸗ ſchein iſt nichtig, und deren Eingehung zieht, außer dem Verluſte d. Rechts auf felbft- 
lungen der Regel nach nicht, jedenfallenur ſtändige Beſezung, auch Strafe nach ſich. Die Heirath mit einer ausländiſchen Züdin 


nad Anhörung der Kommune, vermehrt iſt mar erlaubt, jedoch für ven 


— 


Fall, wenn bie Jüdin Kinder bat, an die mır aus: 


werden, Der Nothhandel, de h. Trödelban: nahmsweiſe zn ertheilende Minifterial- Genehmigung gebunden, falls die Kinder das 
del, Musleihen Heiner Geldſummen auf Mohnrecht der Mutter noch theilen, und eine Beicheinigung ber fremben Orté— 
Tründer ober gegen Handichrift, und das Dbrigfeit darüber fehlt, dab die Rinder im ihrer Heimath jederzeit wieder aufge: 
Hanfiren wird nur auenahmsmeiie foldhen nommen werben follen, Nothhändler werden vor zurückgelegtem 30, Lebensjahre 


geftattet, welche ihren Unterhalt a. andere zum Heirathen nicht zugelaffen. 


Art nicht gewinnen fönnen, EineVermeh⸗ — — — nn 
rung der Nothhändler an einem Orte findet nie ſtatt. Auch dürfen die jüdiſchen Nothhändler nur einen Gehülfen, und auch 
diefen nut mit obrigfeitlicher Erlaubniß halten. $$.51—170, 


Würtemberg. 


Im Allgemeinen un=| Befondere Abgaben) Zur Verheirathung, Duden, biemichtben 
beichränkt,jeboch follltommen nicht mehr ift die Erlaubniß des vollen Genuß d.Bür- ſich weder d. Wiſſen⸗ 
Bezirf» Amts erfors/gerrechts haben, und fchaften noch d, Feld: 
derlich, und darf die nicht durch orbentlis bau, noch fonft einem 
Trauung nur burdhichen Erwerb unterjordentl. Gewerbe ge- 
meine ohne Zuftimmung des Oemeines d. Fompetenten Rab> gänzlicher Verzicht: widmet haben, bleibt 
rathd vermehrt werben; zünftige Hand- |biner verrichtet wer⸗ leiftunga.d.Schacher|die Beurtheilung der 
werfer dürfen fremde Fabrifate ihres Ge- den. Schacherjuden ihre Nahrung gewin⸗ Glaubwürdigkeit 

dürfen erſt n. vollens'nen, können gegen ihres Jeugniffes dem 
betem 35. Lebens- nicht wechfelfäbige Gericht vorbehalten, 
Ghriften durch vie 


Sie Zahl d, jüdiſchen vor. 98 1.12, 
jänftig. Detailhand⸗ 
lungen in Feiner Ge⸗ 


werbes nur, fo lange fie d. Handwerk 
ielbftbetreiben, verfaufen ; ein dingliches 
Wirtbfhaftsrecht u. eine Apothefe Fann 
ein Jude nur an ſolchen Orten erwerben, 
\, welchen zuvor Schon Juden anfäffig find, 
u. wenn andemielben ein Gewerbe gleicher 
Art von einem Ghriften betrieben wird, 
Der Gintritt in die Zünfte iſt verftattet. 
Die Drts-Vorfteher u. Beyirfs-Aemter 
ſollen auf jede Weife, dutch Grmahnung 
der Eltern u, Bormünder, Auffnchung v. 
Lehrmeiſtern, Bildung v. Unterſtũthzungs⸗ 
Vereinen u, ſ. f. dahin wirfen, daß die 
Üraelitifchen Knaben vom 14. Jahre ab 
ertentlihe Gewerbe erlernen, mit Aus« 
laß des Haufir- und Trödelhandels, 
Seihens auf Fauftpfänder, Mäfleret jeder 
Art, außer wenn d. Jude obrigfeitlich da⸗ 
m beftellt it u. des f. g. Viehverſtellens. 
Süden, die unter bem Titel des Feldbaues 
Het eines Handwerks in eine Gemeine 
überfiedelt find, wird bie zur Ausübung 
deb Schachers im Umberziehen erforder⸗ 
liche Etlaubniß nie ertheilt. 
$$ 29. 30, 31. 36. 
% der vollz. Inſtruct, v. 14. Junt 


Erfte Abthellung. 


| 


jahre heira 
$ 


then, 


bloße Unterfchrift 


ober ein, ber gericht= 
lichen Ginflagung b. 
Schuld vorangegan= keit. 
genes Anerkenntniß 


derſelben feinen Be⸗ 
weis führen, ſie und 


ihre Rechtsnachfol:| 


ger müffen vielmehr 
anderweit nachwei⸗ 
ſen, daß der Schuld⸗ 
ner die Summe der 
Forderung wirkl. u. 
vollftändig erhalten 
be. 
se $. 34. 


x3, 1518, 02. 22. 





Beid. Juden, welche 


3. 
Im Uebrigen haben 
jüdiſche Zeugniſſe 

volle Glaubwuͤrdig⸗ 





| 








Das Geſetz vom 
25.Apr. 1828 ordnet 
bie Berhältniffe der 
Juden i. Allgemein. 
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1. 3. 4. 
Staats= und Ge: : 
; ‚ f Staats» und Dienft Erwerb 
—— tKorporationen. Gemeine» Aemer. |im ſteheuden Heere. Freizũgigleit. don G unbftüden, 





V. Königreich 


Im Rheinkreiſe ha⸗ Kultus⸗Gemeinen— Hierzu find fie im| Beſteht, u, find ih⸗ Es ſollen über Iſt im Allgemeinen 
ben fie mit den Chri⸗ ſind geſtattet, wo in Allgemeinen fäbig, nen auch alle Offi- feſtgeſetzte Zahl kei⸗— geſtattet, jedoch int 
ſten gleiche bürger⸗ einem, mit ber Terz|jedoch ausgeſchloſſen zierſtellen offen; bei ne Juden zugelaſſen verboten der Erwerb 
liche Rechte bis auflritorial-Gintheilung|von dem Amt der der Landwehr find fe werden. Im Rbeinzides Ober » Eigen: 
diejenigen Befchränslübereinftimmenden Landräthe, und den an ihren hohen Seit kreiſe gilt die Be— thums über Gründe, 
kungen, welche das Bezirk mindeſtens 50 Stellen der Landes- u. Feiertagen v. Pa-ſchränkung des Tit.| deren Nuteigen— 
franz. Dekret vom Familien wohnen; Abgeordneten. Zu raden u. Ausübung II, des Franz. De: thum Andern zufteht, 
17. März 1808 ent⸗ auch iſt das jũdiſche den Gemeine-Aem⸗ zur Waffenübung be⸗ krets v. 17. März desgleichen der Er— 
Hält. Indenübrigen) Kultusvermögen |term find fie aftiv u. freit, bet ſonſt wich 1808. Imerb gutsherrlicher 
Landestheilen muſ⸗ ausſchließlich dem jü: |pafftv wahlfähig,aus/tigen Dienftleiftun- |Rechte, Zum Wie: 
fen fie, um das Indi- diſch en Kultus über=/er wenn fie Noth- gen findet zwar bei z \berverfanf bürfen fie 
genat zu erhalten, in laſſen, u. wird durch handel treiben, ihnen Feine Ausnah⸗ Immobilien nur bei 
die Juden-Matrikel den Rabbiner und] Verf, Urkunde Tit.ime ſtatt, fie fönnen öffentlichen Veriteigerungen oder im Kon⸗ 
eingetragen werben, Ijmei, von ber Ge-IV. $$ 5.1. fich aber durch An⸗ kurs erwerben. In der Nefidenz bürfen fie 
und zu diefem Behuf) meine erwählte Tit. IV.$ 12, dere, welche vom)Hänfer ftets nurmit landesherrlicher Gt⸗ 
ihre bisherige Auf) Mitglieder verwals) Verordnung v. 25. Dieuſt frei find, mit=|nchmigung Faufen. Ihre Felder Fönnen 
nahmesUirfundevorsitet; fonft beſtehen Auguſt 1818 $ 10. telſt Uebereinfunft|fie durch jübifche oder chriftliche Dienſt- 
legen, fefte Familien: feine Korporationen;) Gemeine» Wahls vertreten laffen. boten, nicht aber dur) auswärtige Juden 
namen annehmen, u. die früher vorbandesjorbn. v. 5. August, Verf. Urkd. Tit. IV. bebauen laſſen. Sie dürfen Feldgůtet pach- 
den Unterthaneneid nen find aufgelöft u. 1818 Art. 3,7. 10.88 5. 12, ten, nicht aber verpachten. 

ableiften; thun ſie die Korporationg- an FREIE ET; Edikt von 1813 66 16, 17. 

dies nicht, fo werden ſchulden unter die Nerorbn. vom 15, 

fie als fremde Juden Bezirke, welche bisher bie Korporationges Juli 1816, 
behandelt, Einwan⸗ bildet haben, mit völliger Sicyerftellung 

derung und Nieder⸗ der Oläubiger vertheilt worden, 

laſſung fremder Ju⸗ Edilt von 1813 $$ 21, 24. 31. 

den ift durchaus ver⸗ 
boten; auch foll bie , 
Zahl der Iudenfamilien an ven Orten, wo fie vorhanden, nicht vermehrt werben. Anfähigmachung tiber diefe Zahl hinaus 
an Orten, wo Zuben find, ober Auſäßigmachung a, Orten, wo noch feine Juden find, erfordert landesherrliche Genehmigung, 
und ſolche wird nur bei Errichtung von Fabriken oder großer Handelsunternehmungen, bei Ergreifung eines Handwertt 
unter Erlangung des Meifterrechts, beim Anfauf eines zur Ernährung der Familie hinreichenden und zur eigenen Brarbei- 
tung beftimmten Gutes ertheilt. Statt der Schutzbriefe erhalten die Juden Auszüge ans der Matrifel, Die MWittwe eines 
immatrifnlirten Juden fegt den Schuß ihres Mannes fort. Die Juden, die das Indigenat haben, genießen bie allgemeinen 
bürgerlichen Rechte. Verf. Urkd. Tit, IV. $.2, Goift v. 10. Zuni 1813 98. 1.2. 7—13. Verord. v. 23. April 181. 


VE. Grofherjogtbum 


Den Juden ift das] Es beftchen Ge- Nach g 9. d. Verf. Beſteht. Bis auf d. Beſtim⸗Unbeſchraͤult. 
Staats- Bürgerrechtimeinen für die relis Urfunde haben alle Gef. v. 13. Febr. mung, d.a.Orten,mo 
verliehen, dagegenigiöfen, Schul» und einer d. 3 chriflichen 1808 $ 8. |Juben bisher nicht 
bebarf es an Orten, Armen = Angelegen|Ronfeffionen anges) Geſetz v. 15, März vorhanden waren, zu 
wo fie bisher nichtjheiten, Die früheren hörigen Staatebür=| 1808, ihrer Nieberlaffung 
waren, ber Ginwillis) Gemeinefchulden ger zu allen Givil n. die Ginwilligung der 
gung der Drtöge-/bleiben für jede Ge» Militair » Stellen n. Ortögemeinen. lan⸗ 
meine und befondes/meine; Fünftig for Kirchenämtern gleiche Anſprüche. Die desherrliche Geneh— 
rer TandesherrlicherigenjedochalleSpren= | Juden find nach $ 37 ber Verfaffungs- \migung erforberlich 
Erlaubniß zu ihrer gel eines ganzen Bes Urkunde zu der Stelle eines Repräfen= iſt, findet Feine Be— 
Aufnahme. Sie ſind zirks für die Fultus⸗ tanten nicht wählbar, haben aber aktives schränfung ftatt, 
auch in d. Gemeinen Bebürfniffe. Wahlrecht. Gemeineämter fönnen fie be- 
nicht Gemeine= ſon⸗ Inallen übrig. bürsfleiden, wenn ihnen das Gemeinebürger- 
bernn,Schugbürger.| gerl, Berhältniffen |recht beſonders verliehen ift. 
Juden, die ſich vom bilden ſie m. d. chriſt- Nach der Oemeineorbnung find gu den 
Nothhandel ernähr.,ifichen Bürgern des Stellen eines Bürgermeifters oder Oe— 
follen gar nichtmehr] Ortes eine unger- |meineraths alle Gemeine-Bürger priftli- 
zugelaffen werden, Itrennte Gemeine, cher Religion wählbar. 
Konſt. Ed. vom 4.) Verord. v. 13 Zan. 
Juni 1808 $ 19. 1809. 8 2. 4. 5. 
Verord. v. 13. Jan. 
1809, $$ 18—20, 
Verot.4. Mai 1812, 

























m I. Beilagen, die bürgerlihen Berhältniffe ver Juden betr, 





1. 8. le _1. A 
Merbeirathung ———— 
(Staats:®enehmis | „ N Glaubwürdigkeit 
Ommerbebetrich. Abgaben. gung) Vertragsfähigfeit, | in Kriminal- und 
Ehe mit Ghriften. Givilfachen. 





Bayern. 


Mm Musnabmed.| Befondere Abgaben Zur Verbeiratbung) Im Rheinkreiſe gilt 


Brauereien, Schanf: beſtehen nicht. 


x, Gafisirthichaften| Verf. Urfv.Zit. IV, 





Nach der in d. Der: 
it Staats-⸗Genehmi⸗ noch das franzöſiſche faſſungs = Urkunde 
| gung erforderlich, Dekret v. 17. Maärz ausgeſprochenen 


jedoch Art. 13. welche den Juden 1808. reigheit der itaate- 
iſt der Hauſir⸗ Noth⸗ beim Nachweis, daß Im db. übrigen Lan— 
und Schacherhandel die beſtimmte Zahl d. destheilen iſt die Bes der Juden datf ange⸗ 


gänzlich Aboten, u. ſoll hierauf, wie auf 
ven bloßen Vichbandel, ohne Erwerb einer 
angemeffenen Realität, feine Konceſſion 
sur Anſaſſigmachung ertheilt werben nur 
die hicrauf bereits anfähigen Juden bürfen 
venfelben, wenn fie fich fonit nicht ernaͤh⸗ 
ven fönnen, fortjegen, auch wir beiihrem 
Tode der hinterbliebenen Wittwe, oder 
einem ihrer Familienglieder d. Fortſetzung 
bis zus Grlangung anderer Subſiſtenz— 


mittel geftattet, ‚ Geift von 1813 1622. 
Grift von 1813. 68 15. 18. 19. 20. SS 12. 14. Der 2 — Sa 
Im Rheinkreife gilt das Defret v. 1808. v. 17. April 1514, | Ger. v. 11. Scp⸗ 





Im Allgemeinen | Die befondern Ab— 


Zudena,d. betreffenz/fugnid der Inden, nommen werden, daß 
den Orte nicht über=!höbere als lanpesübz!den jũdiſchen Zeug: 
ſchritten wird, und liche Zinſen zu neh= niffen volle Olanb: 
pas ermit Ausichlußimen, ingleichen das würbigkeit auftcht, 

des Schacherhandels Verbot der Geflten 
einen ordentlichen, leiner Forderung an 
zur Erhaltung ſeiner ein. Chriſten b. hypo⸗ 
Familie austeichen⸗ thekatiſchen Forde— 
den Erwerb babe, er= rungen aufgehoben. 
theilt wird. Gef. vom 1. Juni 





tember 1825. | 





371 





| Demerfungen. 


Das Edikt Maris 
milian Joſephs 
v,.10.3unil813 ord⸗ 
ner bie Verhaltniſſe 


bürgerlichen Rechte der Juden allgemein, 





| 





Staats- Genchni- Unbeichränft. Unbeſchränukt. 


825. 


Nach den oben aus 


der Verfaſſ. Urkunde 





unbeſchrant. jeboch gaben der Inden find gung tt nicht erfor: 
wird die Erlaubniß aufgehoben. derlich. 
zum Nothhandel nur Geſet v. 14. Mail Verord, v. 13. Ja⸗ 
in den ſeltenſten Faͤl⸗ 1628. nuar 1809 $ 23. 
len estheilt, wenn der 
betreffente Jude ſich 
font nicht füglich er 
näbren fann, 
Berorbn, v.13.Iarı, 
1809 98 18— 22, 
Zum Nothhandel 
wird gerechnet: 






26. 
uud Gemeine = Orb- 
nung angeführten 
Beflimmungen i. an—⸗ 
zunehmen, d. d, Ju⸗ 
ben weber j. Staats⸗ 
ämtern, noch zu der 
Stelleein, Gemeine⸗ 
raths ober Bürger: 
meifters geſehlich 
Zutritt haben. 


il 


’ [ zed by Google 





ee de 


Staats = und Ge— 
meines Bürgerrecht 
(Niederlaffung). 





Korporationen Staats: und 












- Die Juden find im) Cie bilden nur in 
Allgemeinen d. Chri⸗ Betreffd. Religiones 


Dienft 
Gemeines Aemter, |im ſtehenden Herre. 


ften gleich geftellt, übung und der davon ſtellung i. chriſtlichen worfen. 


nur müffenfiei, allen abhängigen Einrich⸗ Kirchenaͤmtern, und 
Angelegenheiten, die tungen eigene Ge=fals Lehrer der chrift- 
ein anderes Glau⸗ meinen, haben daher lichen Religion aus: 
bensbefenntniß, für ihre Kultus-Bes/gefchloffen. 
namentlich die chrifts Dürfniffe allein zul Juden, died, Noth⸗ 
liche Kirche, betref⸗ ſorgen. Die Orts- handel treiben, ent= 
fen, fich der Mitwir-\armenpflege if gesibehren jeboch der 
fung u, Abftimmung meinſchaftlich, doch Fähigkeit zu öffent— 
enthalten, werben jüdifche undllichenn. zußemeine- 
Juden, die d. Noth- chriſtliche Stiftuns/Nemtern, ebenfo der 
handel treiben, find gen getrennt verwal⸗ Wahlfähigkeit und 
v. Erwerb d. Ortde tet. Die Judenſchaft Wählbarkeit für die 
bürgerrechts ausge: jeb. Kreifes hat einen Landtage. 































ſchloſſen. von ihr gewähltenn, 885.0. 
68 1.2.4.6. von d. Regierung bes 
Gef. ». 29. Oktober ftätigten Vorſteher, 
1833, welcher den Provinzial= Vorfteheräm- 


tern (Behörden von 5—9 Mitgliedern 
m, einem Jandesberrlichen Kommiflarius) 
untergeordnet iſt. 
Geſetz von 1833 $$ 1. 3. 10. 
Verordnung vom 80. Dezember 1823, 


Nah Art. 15 der Der F48 desd. Ge⸗ Nach den Worten 
Berfaffungsurkunde Imeine-Ordnung be:ides $ 15 der Ver— 
haben nicht chriſtliche treffenden Gefetzes faſſungsurkunde find 

Gfaubensgenoffen |beitimmt, dab d. jüs| Juden von Staats: 
das Staatsbürger- diſchen Stantsbürslämtern nicht unbe: 
recht nur, wenn das ger d. Ghriften gleich dingt ausgefchloffen. 
Gefep es ihnen ver⸗ ſtehen; daß es für bie 
Jiehen bat, oder es Nicht -Staatebürger 
Einzelnen ausdrũck⸗ beid. bigherigen Nor⸗ 
lich, oder durch Ver⸗ men bewende. Es 
leihung ein. Staats⸗ werden nur Synogo: 
amtes ſtillſchweigend gen⸗Gemeinen er⸗ 
übertragen wird. |wähnt. 
Das Staatsbürger: 
recht ertheilt d. Mi⸗ 
qifterium den Juden 
unter folgenden Bedingungen: Derfelbe muß deutfch Tefen 
und fchreiben können, in gutem Ruf ftehen, demnächft ent: 
weder Großhandel treiben, hierzu ein Vermögen v. 14,000 Fl. 
nahmweifen und in die Zunft eintreten, refp. beim MWaaren= 
handel einen offenen Laden halten oder fich vom Aderbau refp, 
einem Handwerk, wobei er chenfalls in die Zunft treten muß, 
nähren und dem Schacher entfagen. Die Aufnahme als Orts: 
bürger erfolgt wie bei Ghriften. Zur Aufnahme in ben latt- 
besherrlichen Schug muß der Zube deutſch Iefen und fehreiben 
Fonuen, Zeugniffe über fein bisheriges Wohlverhalten bei: 
bringen, und je nachdem er ausländifcher Handelsjube oder 
Sohn eines Schupjuden if, ein Vermögen von 8000 refp. 
10,000 Fl. nachweifen, 

Verordnung vom 24. Oktober 1817. 12, Septemb. 1821. 

1. April 1824, 





[ar 


$. 1 


Beſteht. 


VII. Kurfürſtenthum 


Hierzu ſind ſie fähig; Dem Dienſt im Unbeſchränkt. 
und nur von der An⸗Heere find fie unter— 





Erwerb 
von Grundſtücken, 





Iſt den Juden gts 
ſtattet, nur dürfen fie 
das Patronat über 
hriftliche Kirchen 
nicht ausüben. 

$$ 1.5. 


VIII. Großherzogthum 


Für Rheinheſſen 
gilt der Artikel 16) cher Verſteigerung 
des frangöfifchen Des oder auenahmsweiſe 
frets vom 17, Märgpurch Verkauf aus 


Iſt nur in Öffentli«' 


freier. Hand geſtattet, 
wenn d, Abſchaͤhung 
Jausgemitteltworben, 
daß d. Verfänfer da⸗ 
durch nicht Schade 
leidet, ferner b. Haͤu⸗ 
fern nur, wenn der 
Jude eines folden 
bebarf, alfo nicht 
ſchon anderweit Un⸗ 
terfommen und da# 
zu feinem Gewerbe 
nöthige Wohnhaus 
befigt, und bei Land 
gütern, wenn er bier 
felben felbft od. durch 
frinedamilit anbaus. 
Verordu. v. 24.Ol⸗ 
ober 1817. 
5. Mai 1825. 
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L 8 9. 10. | 11. 12. 
Verheirathung | — 
Gewerb Ss = i⸗ Glaubwürdigkeit 
ebetrich. | Abgaben, ee Vertragefahigteit. | in Keiminale und | Bemerkungen. 
Ehe mit Chriſten. Givilfachen, 


Heilen. 


Nur der Nothhan⸗ Allebefonberen Ab⸗ Eine befontere Ge⸗ Unbefchränft. Unbeihränft, Das Gef. v. 20. 
81. 


del iſt dahin be⸗gaben find aufgesinehmigung iſt nicht 81 Oktbr. 183: 
1833 
ſchranft, daß dazu hoben. erforderlich. die ee va 
sine son 3 gu 3 Jah⸗ 83.7. Sefehv. 30. Dezem⸗ 
ne De ber 1823 die Kultus⸗ 
cgietungs · Öeneh: \und Gemeine» Ber- 
migung erforberlich hältniffe. 


if, und biefe nur 
ſolchen Berfonen er: 
theilt wird, welche 
ſich fonft nicht er⸗ 
balten fönnen. Rab: 
Biner dürfen Fein 
Oemerbe treiben, 

$8 6. 10. Gef. v. 

1833, 


$ 10, Verordu. som 
30. Deybr, 1823, 


Helen. 


Die Juden follen, 
weil fie ihres bei der 
Aufnahme abgege⸗ 
benen Verfprechens 
Ungeachtet, dennoch 
oft Schacherhandei 
treiben, feine Hans 
Weib: Patente mehr 
erhalten, 

Berern, 7. Juni 

1829, 

In Nheinheſſen 
gelten die Artikel 7. 
11, des Decrets v. 
17. Därz 1808, 


Der Artikel 6 bes — 
franzöſiſchen Des 
frets vom 17. März 
1808 beſteht in 
Rheinheſſ. noch, daß 
die Gerichte bei geſehmaäͤßigen Schuld: 





| 


forderungen billige Zablungsfriiten ber) 


willigen fönnen. Im Vebrigen iſt das 
Dekret zwar aufgehoben, dagegen aber 
beftimmt: alle Darlehne an Minderjäh-| 
rige, Ehefrauen, Dienftboten, ohne Ge— 
nehmigung der Vormünder, Chemänner, 
Dienftberrichaften find vergeftalt unver- 
bindlich, daß fpätere Genehmigungen un⸗ 
wirffam find und geleiftete Zahlungen 
zurückgefordert werben können. Darlebne 
an Kaufleute bebürfen feiner befonderen 
Form, alle andern Darlehne aber find 
nur gültig, wenn die Urkunde vor dem No⸗ 
tar oder Bürgermeifter des Wohnorts des 
Schuldners und einen Jengen aufgenoms 
men ift, nnd von biefen Perfonen bezeugt 
wird, daß der volltfändige Betrag der ver⸗ 
fchriebenen Summe in ihrer Gegenwart 
dem Schuldner eingehändigt worden. 
Verordn. v. 13. März 1818, 









Staats» und Ge: 
meinesBürgerrecht 
(Niederlaffung). 


fordere Bedingun⸗ 
en zur Niederlaſ⸗ 
E erforderlich, J 
B. daß fie ein eige⸗ 
nes Haus kaufen 
müſſen und den anf: 
preis vollſtändig be⸗ 
zahlen. Das Orts⸗ 
Bürgerrecht ſcheinen 
fie überall erwerben 
zu Können, 


befleiden. Sie wer: 


Können fie nicht; Nur der Banerne) DerAufentbaltauf] Der Ankauf laͤndli⸗ 
ſtand ift dienftpfliche dem Lande iſt ganz cher Grundjtücde iſt 


Erwerb 
von Grunbftüden. 


EX. Serzogthümer 





den nach beftandeneritig, und die Juden unterſagt, auch iftjunterfagt, und wer: 


Prüfung zur Aus— 


übung der Heil⸗ und dem Lande 
Wundarzneikunde wohnen. 


zugelaſſen; auch ſind 
ihnen in beſonderen 
Fällen Konzeſſionen 
für die Advokatur ers 
theilt; indeſſen blei= 
ben fie dann von 
Führung geiftlicher 
und Kriminalſachen 
Iausgefchloffen, in der 
Führung von Ars 
menfachen aber bes 
ſchränkt. 


Das früher beſtan⸗ Nach dem Statute] Iſt nicht als feft 
dene Schugverhält:|vom 23. März 1832/geftellt anzuſehen. 


niß {ft aufgehoben, beſteht in der Haupt⸗ 
ohne daß feſtſteht, ſtadt eine Korpora⸗ 
ob fie Staats- und tion. Ebenſo iſt eine 
Gemeines Bürgers geordnete Gemeine 
rechte beſihen. ju Seeſen. 


Es beſteht ein Es beſtehen Syna⸗ 


Als Schutzver⸗ 


Schugverbältniß, gogengemeinen. wel⸗ wandte find ſie hier⸗ 


Der Umfang ber 
viesfälligen Mechte auch auf die Schul: 
iſt nach den Tofalen Angelegenheiten er- 
Bebürfniffen beſon⸗ ſtrecken. 

ders abgemeſſen. 

Fremde Juden ſol⸗ 

len nicht mehr pri⸗ 

vilegirt werden. 


che ſich meiſtentheils von ausgefchloffen, 





dürfen gefeglich auf eine beſondere Gesiden nur auf Grund 
nicht Inehmigung zur Ue⸗ fpegieller landes— 


berfiedelung aus eis|herrlicher Konzeſſio⸗ 
ner Stadt in die nen Ausnahmen gt: 
andere erforderlich, macht, 

da die Erlaubniß zur 
| Niederlaffung auf 

einen beftimmten 

Ort lautet, 


x. Herzogthum 


— Nach der Aeuße— 
rung des Brauns 
fchweiger Magiftrat? 
bebürfen fie zum An⸗ 
fauf von Grundſtũl⸗ 
fen und ebenfo zur 
anderweiten Veraͤu⸗ 
ßerung derſelben an 
Juden einer ſpeziel⸗ 
fen Erlaubniß. | 


XI. Großberzjogtbum 


— Nach der Verord⸗ 
nung vom 23. Ser. 
1817 follen bei dr 
entlichen Verſteige⸗ 
rungen von Orund- 
ftüden feine Juden 
um mitbieten zu⸗ 
gelaffen werben, 





tem 


(13) 


J 


Gewerbebetrieb. 


Solftein u. Lauenburg. 


Unbeihränft, ſo⸗ Für die Befreiung 
weit ben Juden nicht von Gemeineäms 
durch die Beſtim⸗ tern, die fie ihrer 
mungen einzelner |Religion wegen nicht 
Zunftrollen der Gin: übernehmen können, 
tritt in die Zünftelzahlen fie eine jühr- 
—* 


Braunſchweig. 
Unbefchränft. 


Medienburg: Schwerin. 


Ri, J der im 


A 


gig, 4 follen 
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8. 






Abgaben. 











liche Abgabe an bie 
Ortskaſſe. Das frü⸗ 
her bezablte Schub— 
geld iſt aufgehoben. 





Die früher beſtan— 
denen befonderen Ab: 
gaben find aufge 
hoben. 

| 





Regeptionsgelder 
werben alljährlich 
entrichtet. 


(Staatö-Oenehmi: 


) 
Ebhe mit Ghriften. 










Vertragsfähigkeit. 


| 11. | 12. 
Glaubwürdigkeit | 
in Rriminals und | Bemerfungen. 
Givilfachen, 





| | 

= Nach den erhalte: 
nen amtlichen Mit- 
‚theilungen über die 
Verhaͤltniſſe der Ju: 
ben beitehen feine 

allgemeinen Berord= 


nungen, ſondern es 
find nur einzelne 
|Oegenftände geſtz⸗ 
lich ſeſtgeſtellt. 





Nach den Magie 
ſtratsberichten ma: 
ren die Juden frü— 
ber mannigfach ſehr 
beſchränkt; die weſtphäliſche Geſetge— 
bung ſtellte ſie den Chriſten gleich; bei 
der Miederbeiignahme des Landes ward 
die frühere Geſetgebung wieder herge— 
Bun: In der Landſchaftsord nung vont 
2. Oftober 1832 ward feſtgeſedt, daß 
bieder auf Necht und Geſet beruhen— 
de VBefchränfungen aufrecht erhalten 
werben follten. 
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Staats⸗ und Ge⸗ 
meine⸗ Buͤrgerrecht 
(N iederlaflung). 


Korporationen. 





Die Juden find nur] Korporationen bes) Nur ausnahms⸗ 


— 


Schutzgenoſſen. 


Der Schub wird bei Cultus und Neli⸗ derer Verdienſte wer⸗ 
den fie zu Staatt- 
ämtern zugelaffen. 
älteften Sohne, fonft Unterricht und bie Gemeineämter föns 
per älteften Tochter Armenpftege davon nen fie nicht beklei— 


inländifchen Fami⸗ gions⸗ Unterricht, | 


lien meift nur bemjwährend ber ſonſtige 


auf den Handel ersjausgenommen find. den. 
theilt, und muß das 

nachjuweifende Ber: 

mögen b⸗ reſp. 300 — — — 
Thlr., bei Auslan⸗ 

dern 1500 reſp. 1000 Thlr. betragen. 
Auswärtige Juden werden auf den Hans 

del gar nicht aufgenommen. 

Bei den Iuländern pflegt die Bedin⸗ 
gung geftellt zu werden, daß fie ein bie) 
gerliches Gewerbe oder Aderbau ohne 
ehriftliches Gefinde treiben. | 

In Gemeinen, wo bisher Feine Juden 
waren, wird deren Aufnahme nicht ger 


ftattet. 







Die Juden haben, 
foweit nicht befon- 





Staats: und 
Gemeine= Aemter. im ſtehenden Heere. 


ſtehen nur für den weiſe wegen beſon⸗ 


Korporationen bes) Hierzu find ſie nach Beſteht. 
ſichen für die Kul-Kol. 1 für fähig zu 81. 










Erwerb 


Dien 
* von Grundſtücken. 


Freigügigfeit. 












xu. Serzogtbum 
_ Unbefchräuft. 


XIII. Großherzogthum 


Sie find auf ihren Das Obereigen: 
dermaligen Wohn: thum an Grundftüfs 





| das nud⸗ 

dere Ausnahmen ge⸗ tus⸗Schul⸗ und Ars erachten. Zu Land» ort, und falls ſie ken, ohne 

macht find, mit den men-Angelegenhei⸗ tags » Abgeorbneten noch feinen eigenen bare — 
Ehriſten gleiche ten, deren Koſten die ſind fie nicht zuge: — Wohnſit begründet Zinfen un ' 






Rechte, fie Haben da⸗ Juden allein auf» faffen. 
her auch Staatss|bringen müffen; es 
und Gemeine-Bür⸗ wird ihnen jedoch 
gerrecht. Fremde Ju: hierbei eine Unter⸗ 
den follen aber nichtiftügung aus den 
mehr aufgenommen| Landesfaflen ges 
werben, außer wenn|mwährt; auch müffen 
ein Inländer eine fiedie Gemeineſchul⸗ 
auswärtige Jüdin |ven, wenn jhon dies 
beirathet, oder wennifelben aus früheren 
die Befehung des Verbindungen ber: 
Rabbineramtes vdielrühren, allein tra= 
Aufnahme eines |gen. Jede Judenge⸗ 
tüchtigen Mannes meine bat einen 
nothwendig macht. |Schultheißen zu be⸗ 
851.17. Verordu. ſtellen, der von ber 
v. 20. Juni 1813. |Obrigfeit beftätigt 
wird. Nach deren 
und ber Rabbiner, 
Gutachten ſollen Ge⸗ 
meine» Orbnungen | 
entworfen werden, 

68 9.10, 





5. 


haben, auf den ihrer Aeltern bejchränft, die nicht zu Grund» 
Wo ihnen ein eigener Bezirk des Drelftücen gebören, IM 
tes zum Aufenthalt angewieſen ift, ſoll gleichen Güter, mit 
es dabei verbleiben. Die Veränderung denen das Recht der 
des Wohnfiges ift nur unter Erlaubniß Landſtandſchaft oder 
der Regierung und unter Beibringung andere gtundhert · 
einesförmlichen, von zwei Drittel ſamimt- liche Rechte verbun⸗ 
licher ſtimmfähigen Einwohner gefaßten den find, dürfen fie 
Gemeinebefchluffes geitattet; die Regie: nicht erwerben, an 
ung kann zwar nad Umftänden ihre) dere — 
Genehmigung verſagen, nicht aber gegen aberan ihrem Wo rn 
ven Gemeinebefehluß die Aufnahme au— ort pachten und DI 
orbnen, fügen, Helbgüter 1 
$ 19. poch nur mit jũdi⸗ 
chem Gefinde be» 
Li wirthſchaften. Fi i 
lifmen ein Grunbftüd oder eine Gert L 
tigfeit der oben erwähnten Art, oder 2 
\Grundftüct außerhalb ihres Bohngn 
durch Erefution, Subhaftatton ober & ; 
fchaft zu, fo müfjen fie dafjelbe an 
3 Jahren bei — gerichtlicht 
Anſchlages veraͤußern. 
88 25. 20. Berordn, v. 0. Mat 1833. 
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T 8. | 9. 10, | HM. | 22. 
Verbeirathung — 
* J Glaubwũrdigkeit 
Gewerbebetrieb. Abgaben. — Vertragsfähigkeit. | in Kriminal⸗ und | Bemerkungen. 
Ehe mit Ebriſten. Givilfagen. | 
Naſſau. | 
Ganz unterfigt ift| Die früher beitan- Staatsgenehmi— Frübere Befchrän- — — 
d. Hauſirhandel, mit| denen beionderen [gung iſt erforderlich, Fungen iind aufgeho—⸗ 
Ausnahme de Vil⸗Steuern find aufges und wird meiltensiben. 
tualien und ſolcher hoben. nur dem ältejten 
Sandesprorufe, bie Sohne ertheilt, nach⸗ 
täglich ober Frifch in geborne Söhne er=) | 
d. Hauchaltuig ver- balt. ſolche nut aus: 
brauchtwerden, Der inabmsmeile, wenn) 
Wirthſchaftchetrieb ſie mit hinteichendem 
(Saft: und Schanf⸗ Grundeigenthum 


zum Betriebe des 


mirtbfehaft) R nicht, 
Ackerbaues angefet- 


gefattet,, und zum 





Spegereibandel wer: ſen find, oder ein 
den feine neue Kon- Handwerk erlernt u. 
ieffionen ertheilt. daſſelbe bereits über 
Das Handuerk ifi 5 Jahr ununterbro- 
unbefchränft. chen betrichen habert, 


Geirathen inlandie 
ſcher Juden im —— 
lande, ohne Staats: 
genehmigung iind 
nichtig u. mit Frei⸗ 
heitaſtrafe hedroht. 
Verordnung vom 


Weimar. 1 März ibri 


Unbefhränft, mit| Das Schutgeld, wo Staatsgenehmi- Unbeſchrankt iind: 
Ausnahme der Bier⸗ es bisberzud. grund gung iſt erforderlich. 1. jüdiſche Kanflen 











Ten Richter if) Die Verhältniſſe d. 
überlaifen, d. Werth Juden ſind allgemein 





brautti, Bäderei, herrlichen Befugniſ⸗ Ehen, die ohne eine te, die in Weimar eines jüdischen Zeugs durch die Verord— 


Schante jen mit Necht gezählt ſolche außerbalbYan- 


und haft, und demgemäß erho⸗ des geſchloſſen wer: 


I» 


Eiefönnen das Mei- ben worden, Soll fort- den, find nichtig und Velgeicbäfte treiben, 


* 


texxwerben. beſtehen es darf aber mit Strafe bedroht. oder als Inmungs 


und Eiſenach größere niſſes, auch gegen nung Herzog Karl 
Handelt» oder Wech⸗ einen Ehriſten, nach Auguſtov. 20.Juni 


den Umständen iu 1823 und das Nac- 
ermeſſen. (Fin voller tragsgeſez Cart 





. — - ’ 
Handel darf nicht nirgend erhöht, noch Bon mehreren Söh- verwandte einen of · Bemeis blos durch Ariedriche, vom 


treiben, er daran lan anderen Orten nen eines Auden, die fenen Yaden halten, 


verzichtet m, dadurch eingeführt werden, ‚ich dem SHandeld-! 2. ferner im gan 
ven Ühelonfens er- $3. 


Tangt hat, Eonf ift lin d. Negel nur einerleinentrenelmanig er 
ver Großhandel und heirathen; ein wei⸗ lernten 

= Haltung eines ter nur dann, wenn über die zur Zunft 
offenen Ladens von ler burch ein anderes berechtigung gebört 


der Bähigfeit abhan⸗ Gewerbe ermeislich eine Ramilie ermähe gen Waaren, inglei— 
3, u beutfcheriren fanır u. auf ben handel verzichtet. chen mit fchrirtfärt- 


ein Han- 


Die Ehe zwiſchen Juden und Ghriſten gem oder wechſelfa 


jidische Zeugen it. Mai 1833, gt: 
aber nur anzuuch- orduet. 


ſtaude widmen, darflien Staate Me aus nen, wenudie NRlaube 


wurdigkeit des Jeug⸗ 


Handwerk niffes durch Die befanute abtbare Per: 


ſonlichkeit des Zeugen ſelbſt, den in— 
'neren (Hchalt feier Ausſage und durch 
die erörterten Gründe feiner Wiffenichaft 
erhöht wird. 833, 

—— es 


belähuch Orbnnngs- ift geftattet, nur muß gu gerichtlichen Pro⸗ bigen Berfonen abgeſchloſſenen Verträge. Es find 
mäßig Mu führen ;tofolf verfichert werden, daß die Kinder 3. an feine Rörmlichfeiten gebundene Verträge, 


Degen ded 


Saufir-/in der chriftlichen Religion ergogen wer⸗ a. awilchen Juden, b, die fogleich erfüllten, e, aus denen nur 


u 18 anfiden Sollen. Hat der Pfarrer des chriitlis b. (Sprit Gläubiger, ober doch nicht über 5 Thl. Kouv. Geld 
bewen⸗ chen Theils die Ehe eingefegnet, fo iſt ſie Schuldner wird. Dagegen find Verträge, über eine den Betrag 


det e8 bei den befon-/bürgerlich gültig. Spätere Verträge der v. 10 Thl. Raffeng 


eld überfteigende Schuld eines Chriſten nur 


derord Ehegatten über die Religionsbeftimmung gültig, wenn fte im Inlande, n. von der ordentlichen Gerichts: 


der Kinder find nichtig. $$ 13 — 15. 


obrigfeit einer ber Parteien, od. von d. Gericht bes Kontraktes 
beftätigt find, wobei eine firenge Prüfung d. Gefchäftes vor= 


ausgehen muß, Aus einem Vertrage gegen diefe Beftimmungen hat ber Jude weder Klage noch Fin- 
rede; nur was er aus einem folchen erweislich gegeben, kann er von dem Gmpfänger und deffen Erben 
jurüdfordern, Zum Beweis der Hingabe und des Werthes find fchriftliche Bekenntniffe der Empfänger 


und jüdifche Zeugen feine anlfigen Beweismittel. 


itized by Google 


— — 


378 Die Königlichen Propofitionen und Bolſchaften. (10) 



















Etaatt= und Ge⸗ 
meine-Bürgerrecht 
(Niederlafjung). 







Srwerb 
von Grundftüden. 


Staatd= und 
Gemeine = Aemter. 


Dienft 
im ftehenden Heere. 






Korporationen. Freizügigkeit. 













XIV. Herzogthum 


Nach den erhaltenen Mittheilungen find allgemeine Gefege für die Juben weder vorhanden, noch erforberlib, indem im 
verwandte behandelt, ohne dad ihnen bürgerliche Rechte qugeftanden werden; ihr Gewerbe ift Handel, bejtimnt durch ihre 
Batente loͤſen; der Verkauf von Waaren innerhalb der Jahr: und Krammärfte, Haufirhandel, Taufch- und Shacherhantel 
lich die Napoleonifchen Dekrete von 1808 noch in Kraft beftehen. 


XV. Herzogthum 
Nach $42 des Staats - Grundgefeges ift zur Aufnahme in den Staatsverband des Herzogthums Altenburg dat Bekenntniß 







— Beſteht; 
vom Eintritt in das 
Leibregiment find fte XVI. Herzogthum 
In Meiningen find] In Meiningen bil: ausgeichloffen. Findet in Meinin«| In Meiningen in 
















die Juden aldStaats- 
unterthanen anzuſe⸗ Ort, wo ſie ſich auf⸗ 
ben, welche bei Pu⸗ halten,eine&emeine, 
blifation des Edilts uud foll überall nur 
vom 5. Januar 181 1/Eine organifirt wer⸗ 
dort anfähig und ges|den, au Vorſtehern 
ſchũht waren und de⸗ nerfelben werben bie 
zen Kinder, deoglei⸗ Schultheißen ers 
chen bie ausnabmes|nannt, fie fcheinen 
weifemitlanbesherrzjaber nur für die re⸗ 
licher Genehmigung|ligiöfen und Schul⸗ 
Zugelaſſenen. Die angelegenheiten bes 
Gewinnung des ſtimmt. 


518. Cdikt v. 1311. gen nicht jtatt, in Betreff der Orund⸗ 
F2. Evift v. 1814. Hildburghauſen nur ſtücke am Wohnorte 
für die Juden, welche unbeſchtänkt, nur 
das Bürgerrecht er⸗ mühfen die Juden 
langt haben. Sandgüter mit jübi- 
$ 3. Gpift v. 1811.fchem Gefinde br> 
521. Edilt v. 1814. wirthſchaften. 

In Hildburghau⸗ 
fen dürfen Schud ju⸗ 
den feine Grund: 
ftücfe erwerben, und 
auch gepachtete nur 
mit jübifcbem Ge⸗ 





Orts « Bürgerrebts| 688. 9. Ed. ethſchaf⸗ 
hängt von der Ge-) Bon Hildburghau⸗ » : — 
meine ab. fen erhellt dies nicht, ter verpachten. Die 
5 — v. b. Jan. Juden mit dem 

J Staate- Bürgerrecht 
In Hildburghaufen — 5 und 


gelten die Schutz ju⸗ 
den gleichfalls als Eingeborene, fie Fön: 
nen das Staate-Bürgerrecht geminnen, 
wenn fie 21 Jahre alt find, deutfch fpre= 
hen und leſen, ven Militairgefegen ge 
nügt haben, ein ordentliches Gewerbe 


Grunpftüde reſp. 
yur eigenen ewoh⸗ 
nung und zum eige⸗ 
nen Anban mit jũdi⸗ 
fchem Gefinde er⸗ 
werben, in Anſe⸗ 





mit genügendem Kapital treiben, fich dem ruud⸗ 

Aderbau widmen u. binlänglih. Grund⸗ — übri: 

heftig zum Unterhalt ihrer Ramilie haben; en Ortsbürger ein 
frembe Juden Fünnen das Bürgerrecht ge⸗ Rudlanferecht. 
winnen, wenn fie neue Haͤuſer in ber Re— Obereigenthum o ne 
fideng bauen, ober befonders nützliche nugbaregEigenthum 

| Gewerbe ins Land bringen. Das Bür- und qutsherslict 

| gerrecht wird v. Sandesherrn verliehen; Mechte fönnen Juden 


ed gebt nicht auf die Kinder über, wohl 

aber das Ortsbürgerrecht, wenn letztere 

das volle Unterthanenrecht erworben ha⸗ 

ben. Das Bürgerrecht gebt theild wegen 

\ Verbrechen, theils aus gewiſſen landes⸗ 
— volizeilichen Gründen verloren und zieht 
| —— d. ne nach fi. 

| ie en Juben find b x 
* 8 en find bloße Schutzge 
$51. 12.18.24, Gpitt v, 11, Mat 1814. 


gar wicht erlangelt. 
$ 18.Gpifty. 1811. 

gg 13. 14. 18. 21. 
Edilt von 1514. 
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7. 8. | 9. 10. 11. 12. 






























— Glaubwürdigkeit 
Ormerbebetrich. Abgaben. (Staats-Benehmi- Bertragsfähigkeit. | in Kriminal» und | Bemerkungen. 
gung) Givilfachen. 
Ehe mit Ehriften. 





Koburg: Gotha. 


Jahre 1833 ſich in Koburg und ebenfo in Gotha nur drei jüdiſche Familien befanden. Diefe werben als geduldete Schußz⸗ 
Kongeffionen und Schutzbriefe; fremde Juden, die im Lande Handel treiben wollen, müffen von Zeit zu Zeit gu ernenernde 
iſt gang unterfagt. Mehr Juden befinden fich im Fürftenthum Lichtenberg, wo die frangöftiche Gefehgebung und nament- 


Sachien: Altenburg. | | | | 
der chtiſtlichen Religion erforderlich, weshalb fih dort Juden nicht befinden, 


Meiningen. 


In Meiningen find! Iu Meiningen wird) In Meiningen barf Mit allen, vie in) In Hildburghaus) In Meiningen find 
die Juden nicht bes! ein befonderes lin der Regel aus jesjerfter Inftanz unterjfen fönnen Schutz⸗ die Verhältniſſe der 
ſchtäukt, werden Schutzgeld den Ge⸗der Familie nur ein den Untergerichten juden gegen Nicht: Juden allgemein 

auch, falls die Zünfte richteheren da, wo Sohn heirathen; für ſtehen, und nicht juden Fein vollgültisburd ein Edilt der 
fie nicht gulaffen vaffelbe bergebracht|die übrigen ift lan-|wechjelfähig find, gesZeugnißablegen. Regentin Louiſe 
wollen, zu Freimei- iſt, belaſfen, jedoch deshertliche Geneh⸗ dürfen Juden insg 15. 21. Edikt von Eleonore vom 5. 


fern gemacht. In nur von Häandlern, migung erforderlich, Hildburghauſen ſol⸗ 1814. „ (Ian. 1811, in Hild⸗ 
Hildburghauſen ha⸗ Schacher⸗ u. Mälk- welche nur denen er: che Verträge, welche burghaufen durch ein 
ben fie Jutritt zu ler- Juden entrichtet.\theilt wird, bie ſich nicht von beiden Edikt des Herzogs 
den Zünften, mit In Hildburghauſen den Wiſſenſchaften Theilen ſogleich er= Friedrich vom 11, 
Ausnahme der Bäk⸗ finden fich Feine be⸗ und Künften wid füllt werben, nur vor Mai 1814 geord— 
Imunft; Schupju-|jonderen Abgaben. |men, Handwerke er-ideren ordentlichen net. 
den dürfen feinebürs $$ 15. 10. Edikt v. (ermen, Ackerbau Richter ſchließen, wi⸗— 
gerlichen Gewerbe 1811. treiben oder gegen drigenfalls fie Feine 
treiben, Die Stants= $$ 9. 21. Edikt v. Tagelohn arbeiten, Klage auf Erfüllung 
bürger find von der 1314. den Hauſir⸗, Scha⸗ haben. 
Brauerei, Gaſtwirth · cher» und Mäkler-|$ 8. Edikt v. Jahre 
ſchaft, Mein» uud juden wird fein Kon⸗ 1814. 
Vierſchank, der Bär: ſens ertheilt; die mit 
ferei und dem Hauſir⸗ der Handlung be 
and Schacherhandel fchäftigten Juden 
ansgeihlojien; Gin müffen nachweifen, 

jüdiſchet Fleiſcher daß fie ein hinrei- 
fol teſp. zu Hild- chendes Vermögen 
burghaufen u. Sim: befigen nnd ein or= 
mershaufen zugelaſ⸗ dentliches Handels: 
fen werben, buch in dentſcher 

418.Giltv. 1811. Sprache führen kön⸗ 
5611. 14. 18. 21. nen, 

Edilt von 1814. In Hildburghau- 

fen dürfen Schutz ju⸗ 


den nicht heirathen, 
dagegen ift für bie 
Staatsbürger Feine 
Genehmigung erfors 
derlich. 

88 2.4. Ed. v. 1811. 
88 16. 21. Edikt von 

1814. 


— — 


— — 5 a 


— 


—“ 
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Staats⸗ und Ges 
meine- Bürgerrecht 
(Niederlaflung). 







Die Juden find Wo die Juden zahl⸗ 


Schugverwandte, 


Korporationen. 


reicher vorbanden 
find, bilden fie Ge: 


meinen, namentlich, 


beſteht für bie Ges 


— eine zu Strelig ein ni 
Die Gemeinfhaft 
erſtreckt fih übrigens nur auf 


befonderes Statut, 


gion-, Schul: und 


Reli⸗ 
Armen⸗ Angelegen⸗ 


- beiten. 7 Mitglieder als Aelteſte und Bor: 
fteher ftehen an ber Spige; fie müſſen 
aber bei wichtigen Vorfällen 8 Haus: 


väter ausder Gemeine zugiehen. 





In Birdenfeld ha⸗ 


ben die Juden das Schul 


‚volle bürgerliche 

Recht und den vols 
Ien Genuß aller Ge⸗ 
meinerechte; auch in 


Oldenburg haben fie zwar das Staats fen, von ben höheren 

dies jeboch von Er⸗Hof⸗ i 
briefes abhängig. Staatsbienften, im: 
Der Schutz wird nachdem Ableben des bis-| gleichen von der 
berigen Inhabers meift nur auf ein da⸗ Mählbarkeit gu Ge⸗ 
milienglied, in der Regel den älteften meinebeamten, find 
Sohn, von der Regierung übertragen; fie ausgefchloffen. 


Bürgerrecht, es iſt 


theilung eines Schutz 









Staats⸗ und 
Gemeine= Aemter. 


Schugverwandte ale 


fehen; Abvofatur u. 
Notariat dürfen fie 


dagegen ift ihnen die 
ärztliche Praris ge: 
ftattet. 


Beſtehen nur für) In Birdenfeld find 


1832, 


ausnahmsweife wird auch bei Lebzeiten 
des Waters einem Sohn die felbftftän- 


dige Nieberlaffung 
Manufalturen und 


geitattet, wenn er 
Rabrifen errichten, 


fich auf ein Handwerk legen, Grundftüde 


zur eigenen Bewirt 


will; übrigens lauten die Schutzkonzeſ⸗ 


hſchaftuug anfaufen 


fionen ftets nur auf einen beftimmten 


Ort und ein beitimm 
den Juben wird nur 


tes Gewerbe. Frem⸗ 
ausnabmöweife bie 


Nieverlaffung mit Iandesherrlicher Ge— 


nehmigung geftattet, 


$$1.4.0—8, Verorbn, 14. Aug. 1827, 


Die Juden find 
Schutz juden und be= 
dürfen eines Schutz⸗ 
briefes, haben daher 
anfcheinenbd weder 

Gemeine- nod 
Staatsbürgerrechte. 
Bon den Kindern 

eines Schutzjuden 
muß der fich verbeis 
rathende Sohn einen 
befonderen Schuh⸗ 
brief nachſuchen. 


— — — 


e und Kultus. ſie nach Kol. 1 da⸗ 
‚11. Oltober zu fähig, in Olden— 


burg werden ſie nur 
als Aerzte und Un— 
terbeamte gugelaſ⸗ 


As Schuhver⸗ 
wandte für befähigt 
nicht anzufehen, 













Dienft 
im ftehenden Heere. 


Die Königlichen Propofitionen und Botfhaften. 


(18) 


6. 










Freizügigkeit. 


henden Heere wer: 


gezogen. 


Beſteht. 


ausgeſchloſſen anzu⸗ den fie nicht heran⸗ 











unbefchränft, in Ol⸗ 


nehmigung der Re⸗ 
gierung gebunden, 
$ 


* 


Der Schubbrief 
lautet nur auf einen 
beftimmten Ort, und 
eine Veränderung 
des Mohnfipes {ft 
nur mit Genehmis 
gung der Regierung 
geftattet. 


Grmwerb 
von Grundftücen. 


XVXI. Großherzogthum 


Hiervon find fieals| Zum Dienft im ſte⸗ — 


Iſt ihnen ebenſo, 
wie das Pachten land⸗ 
licher Orundſtücke, 
unterſagt, dagegen 
fönnen fie in dem 
Städten mit beſon⸗ 
derer Erlaubniß der 
Regierung und uns 
ter Zuftimmung be 
Magiftrats Häufer 
erwerben. 


XVXIII. Großherzogthum 


Iſt in Birckenfeld Unbeſchraͤnkt, 
mentlich konnen die 
Juden auch 
chriſtlichem Geſinde 
deldarbeit verrich⸗ 


na⸗ 


mit 


ten. 


XIX. Herzogthum 


— 


1 


> 
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810. 


Te 8. ) 9. | 10. 11. | 12. 
| „gerbeiratfung | Gtausiwürbigfeit 
Oewerbebetritb. Abgaben. — a Vertragsfähigkltit. in Kriminal= und | Bemerkungen. 
| , Ehe mit Ghriften. | MDB: 
Medlenburg:Strelig. | 
Handwerfe bürfen] An die herricaft-| un = | Z | — 
fie gar nicht betrei⸗ lichen Kaſſen wird | 
ben, und in Betrefflein geringes Schug: | 
der Gewerbe find ſie geld gezahlt. 
von der Befugnis, 
er und Ayo: 
thelen zu halten, aus⸗ | 
geſchloſſen. Der 
Handel ift ihnen un- 
serfhränft, nament= 
lid) and) der Haufir- | 
handel geftattet. | 
| 
N 
Oldenburg. | | 
In Birdenfeld uns] Beſonderen Abga-| Die She zwiſchen Beichränfungen er⸗ > In Oldenburg ord⸗ 
befhränft, dagegen ben find die Juden Juden und Ghrüten hellem wicht, mament-' Inet das Geſetz vom 
lautet in Dltenburg nicht unterworfen, lift serboten. Staats- lich iſt das frangd> 1. Anquſt 1827 die 
ijtde Ehupfonzeffion Genehmigung zur ſiſche Dekret vom Verhaltniſſe der Ju⸗ 
ein beſtimmtes Eingehung einer Ehe 17. März 1808 in den allgemein; im 
; auf ben iſt für die Juden er⸗ Birdenfeld nach Ab» Alritentbum Bir— 
el fol ‚forderlich, und wird lauf des 10 jährigen cenfeld beitebt noch 
nie die Anfäffigma- dieſelbe nur an konz Zeitraums, für wel: die frangöfifche Ge: 
dung tiner biöher zeſſionirte Inden ers chen es aunächit er liepgebung. 
nicht gefhügten Fa⸗ theilt. Schließt ein laſſen war, nicht er⸗ 
milie erfolgen; ber Inlander ohne Gez neuert worden, | 
el wird inehmigung eine Ehe l 
aut folden kongeſ⸗ in Auslande, fo wird | 
fonirten Juden ver- er beitraft und vie | ! 
Rattet, bie ſich fonft Ehefrau, wenn fir | 
nicht würden ermäb: fich im Lande betref- | 
tn fönnen, Gaft- fen läht, purückge- N 
und Schan kwirth⸗ wieſen. Nur der | 
Äft ganz un⸗ ‚Yandesrabbiner baıf | 
‚Trauungen vornehs! 
682.14, meit, | 
| 
| 


Anhalt: Deſſau. 





Synag. Ordnung! 
$ WM. | 


aterialhan⸗ Für Ertheilung des 


Der Materi 
del iſt verboten 


J— 


Schutzes zahlt der, 
Inländer 10 Thlr.,| 

er Ausländer 50 
Thlr, Bold. 

Der früher beſtan⸗ 
dene Leibzoll iſt auf⸗ 
gehoben. 

BVerordn, 25. Juni 
1704, 


Berorbn. 25, Mat 
1804, 


Allgemeine Geſete 
jbeitehen nicht, ſon— 
dern nur befondere, 
auf einzelne Ders 
‚bältmiffe begügliche 
Verordnungen, Ge— 
genmwärtig beſtimmt 
fih das Verhaltniß 
bes Einzelnen haupt⸗ 
fächlich nach dem ihm 
ertheilten Schub: 
briefe, 


Diaitized bv 2 JIC 
Digitized by Google 









Staats= und Oe⸗ 
meines Bürgerrecht 
(Niederlaffung). 












Es follen Fünftig 
nur diejenigen Ju⸗ 
den, welche ein bürs 
gerliches Gewerbe 
oter eine Kunſt ober 
Wiffenfchaft ordent⸗ 
lich erlernt haben, 
alsUntertbanen aufs 
genommen, dann 
aber zum Genuß 
ftaatsbürgerlicher 
Rechte gleich den 
chriſtlichen Untertha⸗ 
nen unter allen dies 
fen obliegenden Ber: 
bindlichfeiten zuge— 
laffen werben. 

Verordn. 1. Jan, 
1810.86. 






























Staats: nnd 
Gemeine⸗Aemter. 






Nach der Verord⸗ 


nung vom 1, Januar 


1810 dazu fähig. 






xx. SHerzogtbum 
Am Allgemeinen 
unbefchränft, jedoch 
werben beim Ber- 
fanf ganzer Güter 
die Juden nur als 
Käufer zugelaſſen, 
wenn ſie ſich aus— 
dradlich verbindlich 
machen, keinen Spe⸗ 
fulationshandel da⸗ 
mit gu treiben, ſon⸗ 
bern bie Güter ſelbſt 
zu bewirthſchaften. 
Verordn. v. 30. Mai 
1813. 












XXI. Herzogthum 


Durch die Verordnung vom 28. Oftober 1810 wurde ber code Napoleon in Anhalt« Köthen eingeführt. Hiernah ware 


Verpflichtungen ausgebehnt, namentlich wurden fie auch der allgemeinen P 


Die im Lande) Den Vorftcher der| Können fie nicht) Beſteht. 


Schugbriefen kon- und verpflichtet bie 


wohnbaften und mit Judenſchaft u 


zeffionirten Juden Regierung. Er ift 
und deren Familien das Organ und ber 
werben als Inlaͤnder Nepräfentant der 
und Staatsbürger|&emeine und beaufs 
betrachtet, und gesjfichtigt insbefondere 
nießen gleiche Rechte die jũd. Armenkaſſe. 
mit den übrigen Un⸗ Verordn. v. 28. Be: 
terthanen. Auswãr⸗ bruar 1815. 

tige Juden werden —h — — 
der Regel nach gar nicht aufgenommen, 
jedenfalls nur beim Einbringen einer be⸗ 
ſtimmten Summe, Nachweis bisherigen 
Mohlverhaltens und Berichtigung ber 
herkömmlichen Abgaben. 

Verordn. vom 28, Februar 1815. 

Verordn. v. 20. November 1835. $ 1. 








Es find nur fehr Beftehen nicht, 
wenige Juden vors 

banden, daher giebt 

es auch Feine ae — 
Geiche, vielmehr hängen die Befugniſſe d. 
Einzelnen von d. ihm ertheilten Konzeffion 
ab, Sie find nur Schuggenoffen, müſſen, 
nm Aufnahme zu finden, gute Zeugniffe 
beibringen u, einiges Vermögen nachweiſ., 
genieß. aber fonfta, Rechte dort. Bürger. 


Als Schutzgenoſſen Beiteht. 
nicht für —* 


achten. 


flicht des Dienſtes im Heere unterworfen. Dieſe 


XXII. Fürſtenthum 
Unbefchränft. Unbefchränft. 


XXIII. Fürſtenthum 


Die Konzeſſionen 
werden nur auf einen 
beſtimmten Ort aus⸗ 
geſtellt. 













2. — ng 

Ben — 
i⸗ gleit 

te DVertragsfähigkeit, | in Kriminal» und | Bemerkungen, 

Ehe mit Ghriften. Givilfachen, 


Gewerbebetrieb. Abgaben. 









Anhalt⸗Bernburg. 


Ver Materialpans] Die Projentgelder| Die Staatsbürger 
del ift verboten, beim Ankauf son'bebürfen nur eines 
Verorem, 16, April Häufernnnd Grund⸗ Traufcheins der | 
1819, Nüden find aufge- Obrigfeit, wie bie 
(hoben. Ghrijten, die Schug- 
| Verotdn. 13. Juli judenanferdemeiner 
1310. Erlaubniß der Kam- 
mer, wofür fie Trau⸗ 
gelder entrichten. Die 
Trauung felbft darfı 
nur der fompetente 
Sandrabbiner oder 
fein Stellvertreter! 
verrichten. 
Verordn. 26. Mai] 
“ 














Verordn. 23, Fehr, 
1839, 





Anhalt: Köthen. 
de unterthanen vor dem Sefeh gleich, Diefe Gleichſtellung wurde auch auf die Juben gegen Uebernahme aller bürgerlichen 
Verfaffung wurde in dem Reorginafationspatent vom 24. Dftober 1812 aufrecht erhalten, und beſteht noch gegenwärtig. 


Shwarzburg-Sondershaufen. 


Ueber die 

















r gegeu⸗ Beſondere Abgaben) Vom Nachweiſe ab: — — — 
wärtige U binz/fommen nicht vor, büngig, Brau und 
—* Kone| Berordn. d.28, Fer Kinder ernähren zu 
vi auf den Han⸗ bruar 1815. fünnen, 

125* Verordu. v. 20. No⸗ 
u, ur ei vember 1835. 
Vitglied einer ſich —9 
vom Handel äh: | 
senden Familie zu 
ditſem Ewerbjwen 
jugelaſſen werden, 

erordn, 20. No: 

dember 1835, 

$5 2-4, 

Der Meine Leihver⸗ 

fchr, Trödel 


oder 
Viehhanpef iſt un: 
terſagt. 
80. 


ſchwarzburg⸗ Nudolſtadt. 


Ee darf fein ande Für bi i 
⸗ die Familie — 
= Handel getrichen 6 Thlr. Schutzgeld 
den, als woran jährlich, 
bie befonpere Kon: 
Ieffion lautet. 


Die jübifchen Ehe⸗ — — 
frauen müſſen den 
weiblichen Rechts⸗ 


Srrorde, v1, Au: 
guſt 1792, 


Verordn. v. 4. No⸗ 
vember 1776. 
$$ 6.7. 









Staatd= und Ge⸗ 
meine-Bürgerrecht 
(Niederlaffung). 


Staats⸗ und 







Korparationen. 










Nur in der Stadt Haigerloch befinden fich Juden, 
recht auf eines ihrer Kinder zu übertragen; eine Vermehrung der Familienzahl oder die Abtretung des Hausbefiges an einen 


Ehemann übertragen, Verträge der Juden mũſſen bei den 


Die Juden werben Korporationen bes] Hierzu werden fie 


auch ohne Schu fiehen nur für dielnicht zugelaſſen und auch das Avancement 


und Toleranzbriefe Religions und Unsjfind von der Lands 


als Unterthanen anz terrichts-Angelegen= ftandfchaft gefeglich indeſſen noch nicht 


gefehen;; die Stätte heiten, 
find jeboh nicht! 
verpflichtet, fie zum 
Bürgergerecht zuzu⸗ 

laſſen. 


ausgeſchloſſen. 


In Schleit und Eberedorf befinden ſich Feine Juden; auch in 


Sie ſtehen im 
Schutz, das Geleit 
müſſen fie alle ſechs 
Jahre erneuern. Der 
Schutz bleibt der; 
binterlaffenen Wittwe, bis fie ſich wie— 
der verheiratbet; die Kinder haben ihn 
nur fo lange, als fie bei ihren Eltern ſich 
aufhalten, unverbeirathet bleiben, und 
für fich fein befonderes Gewerbe treiben. 

| 


Nach Kol, 1 find 
fie hierzu nicht fähig. 








Eie find Schutzge⸗ 
noflen. Der ihnen 
ertheilte Schutzbrie 
muß alle 10 Jahr 

ermeuert erben. 
Beim Tode des Mannes bleibt der Witt: 
we das Geleit bis zu ihrer Wiederverhei⸗ 
rathung, dann aber hängt es vom Gute 
befinden der Regierung ab, ob ber Schuß 
dem zweiten Ehegatten oder einem Kinde 
erfter Ehe ertheilt werben fol, 








Die Königlichen Propofitionen und Botſchaften. 







Gemeine-Aemter. | im ſtehenden Heere. 









Erwerb 
von Grundſtũcken. 


Dienft Freizügigkeit. 


| XXIV. Fürftenthum 


deren bürgerliche Rechte Tediglich auf ven ihnen ertheilten Schugbriefen 


betätigt, und Verhandlungen darüber aufgenom- 


XXV. Fürftenthum 


| Sit unbefchränft, 
nur muß das Aders 
gut von bebeutenz 
dem Umfang fein, 
auch ter Grmerber 
auf andere Gewerbe 
\vergiehten, damit bie 
(Anfiedelung nicht 
zum Shader ge— 
mißbraucht werde. 


Aemtern 


| Befteht, und iſt 
ihnen geſtattet, es iſt 
vorgekommen, daß 


ein Jude Offizier ge⸗ 
worden wäre. 





XXVI. Fürftenthümer 


Greit kommen nur fehr wenige vor, und bejtehen baber feine 


XXVII. Fürſtenthum 


Sie werben zum| Der Schutzbrief 
Heerdienſt nicht her⸗ lautet nur auf einen 
angtzogen, entrich- beſtimmten Ort. 
ten aber jährlich eine 
Summe an die Kon—⸗ 
tingentsfaffe. 








— 


XXVXII. Fürſtenthum 


Die Schupbriefe 
werben auf beftimm- 
te Orte ausgeitellt. 


— 


Beſteht. 


.. 


u 
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T 9. s 12. 
Verbeirathung 6 en, 
€ J 7 aubmwürdigfeit 
Gewerbebetrich, — ang Vertragsfähigfeit. | in Kriminals und | Bemerfungen. 
Ehe mit Ghriften, Civilſachen. 





Bohenzollern⸗Siegmaringen. 
beruhen. Biernach find die Familienväter befugt, ihren Hausbeſitz und ihr damit verbundenes Handels- und Anſiedelungs⸗ 


Fremden wird nicht geſtattet, dagegen kann die kinderloſe Wittwe ihren Schug und ihr Anfiedelungsrecht auf einen weiten 
Men werben, 





Walde. 
In Betreff der. Beſondere Abga⸗ Etaats Genehmi⸗ Iſt unbeſchränkt. — — 
bandwerle und Ger: ben Fommen nicht gung ift nicht erfor- 
werbe unbefchränft, vor, derlich,. Es muß von 
um Betriebe der jeder Gemeine ein 
ranntweinfchent- ‚für allemal ein Jude 
witthſchaft werden vorgeſchlagen und 


e in der Me 


h el von der Negierung 
nicht zugelaffen, a 


beftätigt werben, 
welcher fämmtliche 
| Trauungen ads) 
| ſchließlich zu verrichten bat; Trauun- 
. gen durch andere Juden find nichtig. 
| $ 10 
| 








Verordn. v. 15. Juli 1833. 
—rr —— —— 


Reuß. | 
die Juden betreffenden befonderen Geſetze. Sie werben nur geduldet. 
SHaumburg:Lippe. 


Cie follen vom An Schußgeld wer: — — 
Handel möglichft ab: den alfährlich 
grjogen, und daher!2 Thlr, bei jedem 
“nem Handelsmaun Sterbefall und jeder 
Schut nie er= DVerbeirathung in 
heilt werden, der Familie gezahlt. 


Lippe: Detmolp. 


Die Vefugniß sum) Es wird ein jähr⸗ Fin Kopulations⸗— Sie fönnen Geld — — 
Handel hängt Haupt: liches Schuggeld von fchein von der Kam⸗ bis zu 8 Procent| 
chlich yon pen Be⸗4 Thlr. entrichtet, mer iſt erforderlich,tausfeiben. 
a, mungen im für pie Handels und wird mur er⸗ 

Shudbriefe ab. Die⸗ Conceſſion find 20 theilt, wenn der | 
N“ Bird für penibis 30 Piftolen zu) Bräutigam eine | | 
Yandel jeht nur noch zahlen; ſonſtige Ab⸗ Koneſſion auf ben | 

a eftendenten, gaben find aufge= Handel, eine Pro⸗ — —— — 
nicht auf Seitenver- hoben, — Verordn. feſſion oder ben | 

wandte übertragen, |v, 14, März 1843, Ackerbau beibringt, und beide Brautleute rechnen und deutſch 
ußerdem müffenein mm — — Lkeſen und Schreiben lönnen. Nur der 
mögen yon 500 Thlr., guter Lebenswandel und Kennt Rabbiner ift zu Trauungen berechtigt. 
"fe im Rechnen, veutfch Lefen und Echreiben nachgewiefen| Veroron, vom 28. November 1809. 


n Haufirhandel ift d boten. Für die Handwerke be- $$ 6.7. 
Reben Feine Befchränfungen j ia ⸗ 
Verordn. vom 14, März 1843, 


Erſte Abtheilung. * 


386 Die Königlihen Propofitionen und Botſchaften. 6) 
1. u. 3. 4, 5. 6. 
Staats» und Ge⸗ . Dien Erwerb 
meine Bürgerrecht Korporationen. — 2. im ee Sreigägigfeit. von Grunditüden, 
(Niederlaffung). 


Die ſeßhaften Ju⸗ Es befteht eine Kor: Hiervon find fie 
den haben Staatse|poration für Kultus: ausgefchloffen. 


untertbanenrechte; Schul- und Armen: 
fie fönnen zwar, dal Angelegenheiten, 
fie von der Verwal- Ein Senats - Kom: 


Hiervon find fie) Beſteht. 
ausgeſchloſſen. 


Sie find dienſt⸗ 
pflichtig, auch vom 


Geſ. v. 1. Septbr. Avancement nicht 
1824, 


ausgeſchloſſen; in ber 


Art, 1. Linie bat jedoch noch 


tung des Staats und miſſauris ſteht an der Als Aerzte und Ad- feine Beförberung 


der chriftlichen Ge⸗Spitze, 
meine ansgeſchloſ⸗ zugleich 
fen bleiben, das volle intereffe 


und nimmtloofaten werden fieleines Juden zum 
das Staats⸗ zugelaſſen, nicht aber Offizier, nicht ein- 
wahr. Anz] zum Notariat, zu mal die Vewerbung 


Staats-Bürgerrecht ßerdem ift ein aus den Phnfifatsitellenlum eine folche Stelle 


nicht erlangen, wer⸗ 9 Mitgliedern beite-Iu, 


den jedoch in allen hender Vorftand und 
privatbürgerlichen ein Gemeine: Aus: 
Beziehungen im All-ſchuß von 9 Mit: 
gemeinen den Stadtzlgliedern zur Werwal- 
bürgern gleich bes/tung und Leitung der 
handelt, Korporations-Ange: 
Geſetz v. 1. Septbr. legenheiten beſteilt, 
1824. und wird hierbei den 
Rabbinern feine di—⸗ 
relte Mitwirkung 
verſtattet. 
Regul. v. 8. März 
1839. 


Art, I. 


d. Eanitätsamte, jtattgefunden; zur 
Stadt» und Land- 
wehr werden fie auch 
herangezogen und 
befinden fih unter 
der eriteren 4 jüdie 
ſche Offiziere, 


| XXIX. 


Das — Iſt unbeſchränkt in 
von ee nach Moisling. 
Lubeck wird nicht ge⸗ 
ſtattet. 


XXX. 


Sie dũrfen zwar in 
der Stadt und deren 
Umgebungen Haͤu— 
fer und Gärten «is 
genthünlich erwer⸗ 
ben, es barf aber je: 

der jelbiftändige 
Jude nur ein Hand 
und einen Garten 
eigenthumlich beſiz⸗ 
gen, Dieſe Beſchraͤn⸗ 
fung wird jedoch auf 
Feldgüter nicht ber 


ogen. 
Yo. v. 1, Erptbr. 
1824, 

& 15. 
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T. 8, 9. 10. 
Verbeiratbung 
Gewerbebetrieb. Abgaben, | en Vertragsfähigkeit. 
ı Ehe mit Chrijten, 





Lübeck. 


In Lübeck ſelbſt == 
werden mur Siegel⸗ 
fecherei nnd derglei- 
Gen unzünftige Ge⸗ 
werbe geftattet, Das 
ufiren iſt durch 
aus unterſagt; da⸗ 
gegen iſt zu Mois- 
ling der Handel nicht 
beichränft, 







Es if Staatsge⸗ 
nehmigung erforder⸗ 
lich, und wird dieſe 
in der Regel nur 
nach vollendetem 
25ſten Lebensjahre, 
beim Nachweiſe hin⸗ 
laͤnglichen Nah— 
rungsbetriebes, und 
einer mindeftens au 
6 Jahr zu Moisling 
geficherten Mob: 


nung ertheilt, 






















Frankfurt, 





Vie Etablirung als _ Zur Verheirathung Unbefchränft, 
Handelsmann ift er: bedürfen die “Juden 
laubt, wenn der Jude 





— — er Senats-Erlaub⸗ 
vom 15. Jahre ab, 


: niß, auf vorgängi- 
3 Jahr die Handlung ordentlich erlernt gen Nachweis der 
End (wat für Shriften nicht gilt) 4 Jahr Fähigkeit, eine da— 
in der Stadt oder 2 Jahr auswärts als milie hinlänglich er- 
emmiE gedient hat: unterfagt ift der nähren zu fönnen. 
Handel mit Brennholz, Frucht, Fourage In einem Jahre wer- 
in tehl, nur der feinhandel mit Mehl den nur 2 Ghen mit 
gekattet, Die frühere Beichränfung der fremden Juden oder 
Sehlder Rleinpänpterift aufgehoben, Der Füdinnen geitattet, 
a eb von Fabrifen und Manufakturen wobei ind bie in 
h unbefchränft, doch dürfen hriftliche Arz/einem Jahr etwa 
citer nur mit Senats-Bewilligung an⸗ nicht erreichte Au—⸗ 
——*— werben. Für die Handwerfe be⸗ ahl auf die nachfol⸗ 
ben feine Vefchränfungen; der jüpifche genden übertragen 
ne re, foweit fie nicht politifcher Na= werden Fannt. 
id Md, dieſelben Rechte wie der chriſt⸗ $$ 3. 4. 
fi & er darf jedoch Feine Sprietätm. hrift:| Gefeh v, 1. Septbr. 
u "N Meiftern fließen, nicht mit Arbei: 1824, 
Mare nicht felbft verfertigt, oderrohem 
trial Handel treiben, auch nur jüdi- 
ve Othülfen ſich bebienen, Die Zahl 
ha jũdiſchen Meiſter ſoll, unter Berüd: 
dtigung des Verhaltniffes der jüdischen 
ki lichen Vevölferung, beichränft 
Pe N, eine Jübifche Meiftermittwe fann 
J Geichäft ihres Mannes, jedoch nur 
it judiſchem Gefinpe, fortfegen, 





. 14. 
Geſet u, 1, Septbr, 1824, 
—r—— — 










11. 12, 
Glaubwürdigkeit 
in Kriminal= und Bemerfungen. 
Civilſachen. 


— In Lůbeck ſelbſt 
jeriftirten früher gar 
feine Juden, und 
wurden erſt im 18, 
Jahrhunderte einzel⸗ 
ne Schutzjuden mit 
ſehr beſchränkten Be⸗ 
fugniſſen aufgenom— 
men; dagegen finden 

ch mehr Juden in 
dem 1806 von Hol⸗ 
ſtein abgetretenen 
Flecken Mioisling. 


— Das Geſetz vom 
1. September 1824 
ordnet die Verhält⸗ 
niſſe der Juden all⸗ 
gemein. 


3. 





Staats: und Ge: 
meinesBürgerrecht 
(Niederlaffung). 









Die Juden haben 
fein Staats= oder 
Gemeine» Bürger: 
recht, werben viel: 
mehr als Schutzge⸗ 
noffen betrachtet, 
Der Schuß ift rein 
perfönlih, und er: 


tragung deſſelben je⸗ 
derzeit nur von eis 
nem Kinde des ver⸗ 
ftorbenen Schutzju—⸗ 


den. Auslänbifche 
Juden erhalten Feine 
Genehmigung zur 
Niederlaffung, fon= 
dern werben nur geite 
weiſe gebulvet. 


Die Juden find 
Schupverwanbte. 


Korporationen. 


Staats unb 


Hiervon find fie 
ausgeſchloſſen. 


4. 


Dienft 
Gemeine Aemter. im ſtehenden Heere. 


Hiervon find fiel Beſteht. 


ausgefhloffen. 
Das Notariat iſt 
ihnen zugänglich. 


Freizügigkeit. 


Grwerb 
von Grunbftüden. 


XXXI. 


Der Schutzbrief Iſt von einer be— 
lautet auf einen be⸗ ſonderen Etlaubniß 


ſtimmten Ort. 


Iſt unbeſchränkt. 


des Senats abhän- 
gig. 


XXXII. 
Iſt unbeſchraͤnkt. 
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Verheitathung 
Gewerbebetrieb. Abgaben. at Bertragsfähigkeit, | in Kriminal» und | Bemerkungen. 
Ehe mit Ghriften. 





Bremen. 


Das Hanfiren, ſo⸗ An Echupgeld wer 
wie der Handel mit den 4 ThlMahrlich 
ſtarken Getränken gezahlt. 

und fonftigen der 

Koniumtiong = Abs 

gabe unterworfenen 

Waaten if unter 

fagt, 


} 











Samburg. 


— Die Benutzung der 
Giro⸗Bank wird den 
Juden gegen eine 
Abgabe von 50 
Thlrn. geſtattet. 


Senats, indem die 










Ausländerin bedarf 
der Erlaubniß des 


Fremde erſt dadurch 
in den Schutz ihres 
Ehemauns tritt, und 
vie Aufenthaltsbe: 
fugniß erhält, 


In Bremen felbft 
befinden fich Feine 
Juden, fondern nur 
in einigen zum 
Stadtgebiet gehöri- 
gen Dörfern, 
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1. 2, 3. 4. 5. 6. 1. 2, 8 1 € 5. 
x Zahl Zahl Es tommt = Zahl \ Zahl 

» der der parumter | muitbin En tr der darunter | mithin 
EE| Women der Staaten | ennne | ee Zude auf Bemerkungen. 22) Wamen der Staaten. Einwohner | definbiiden It Sue ane 
5= überhaupt | Auden folgende = überhaupt | Juden ſolgende 
a — = — Zahl von — — | Zahl von 








bis zum Rahre 14 








| Einwohn. 


Ueberſicht 
der Anzahl der, in den einzelnen turopäiſchen Staaten befindlichen Inden und 


Nach den Angaben in dem aenealoatich: biftorifch: Hatiti 












ihres Verhältniffes zur Da 


ifchen Almanach. Weimar, Yandes: Inpuftrie: Gomptoir pro 1846, 

















— 


b 




















L der übrigen Bewohner 








19 um Rabre 1844. 
















Linwonn. 





Bemerkungen. 





| Delterreih ....2222222222... 130, 720,000) 641,000 51 1 Schaumburg Kippe... 200 — = 
2 | Prenfen.zersenneeneennnnn 1 19,20T,326 | 206,050 14 I mag =. a = 
Mlasseeieesreneiennen] 440,327) 62,830 71 33 8ubeck ae RER 11, 
A ee 1,757,800 882 | 1,909 3 Bamburg.n ern — 1,500 | 22 
sense AHRENS 158 35 Bremen A 16, en — 
— ....] 1738,167| 11,584 140 36 Frauffurt a. M......... 65,5 — = 
| 1,339,200| 21,368 v2 137 1 Belgien.eeeeuen.. use 4.213,863 1,954 | 2,157 
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” en 276,291 1,370 202 | „|, ben Kandestbeile.....]62,338.453| 1,120,000 56 Heine Angabe über die 
18 | Naflan....e.neenef 406,314 6,685 = 146 aa. 12 in „13.000 11 acht Ber 339 in 
19 | Anhalt: Deifan............- 62.003 a = | ee ae ENG al Sehhungen Ruflande 
20 | Anhalt: Bernburg......... en * 3 he AND nee nerseunnenn 2.383.000 2.600 * allein fepit, 
= “ 22 42, ) — — N K a 3 — ——— netter Pr N ) A 
a ee nun 54,398 491 | 112 |: 0 Ionifehre Rerublif........ 4 305,567! 5,500 37 
2 | Saywarzburg: : 170 | 405 51 Kirchenſtaat... 2308115 16,000 
23 Schwarzburg: Rudolitadt 52 Bas 165.673 630 u 
< ff P e ingen.. Ar — — = Uosoursnnnfrenırianer ... % , L r 
F — meins. 45,100) = z Eucca . — — RER 163,200 — — 
260Lichten ſteln 6,350 en en —J nn ne „N — 22 
91| Reuß (ältere Linie. 33,803 | 323 291 | 39 Sardinien... —— 4.650,368 6,798 654 
3 6 _ L % 6) 
98 | Neuß (jüngere Linie)...... 74.883 | MD ISIEEN ......1 3320 217 2000 4,160 
58,753 500 118 I SR —— re 6,4 29] 
ippe« Detmold...) 104,500 — — Modena. une — ‚000, 15 340 
— * Betreff ded Preufifchen Staates find die Tabellen ded ftatitiihen Burenus vom Jahre 1843 zum Grunde gelegt. — Wo die Kolonnen 4 und 5 nicht ausgefüllt find, findet 


fit) die Jahl der Juden in bem b 


etreffenden Staate nicht angegeben. 


| 


‚(500 


> 


2Ic 


Ib 


II. 


Beilagen der Denkſchrift 


zu dem 
Entwurfe einer Verordnung 
über 


die Verhältniffe der Juden, foweit folche das jüdische Kultus und 
Unterrichtsweien betreffen. 
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A 


Daritellung 
des jet beftehenden faktiſchen und rechtlichen Zuftandes des jüdischen 
Kultus- und Unterrichtsweſens 


in der Breufifhen Monarchie. 


Bei Erlaß des Edikts vom 11. März 1812 über die bürgerlichen Berhältniffe der Juden 
wurde im & 39 vorbehalten, aud) die jüdiſchen Kultus- und Schulangelegenheiten durch ge 
feglidye Beitimmungen zu ordnen und fefter zu regeln. 

Hiernächſt ift von des Königs Majeftät durd) die Allerh Ordre vom 13. Dezember 1841 
eine allgemeine Regulirung des jüdiſchen Kultud- und Schulmwefend für den ganzen Umfang 
der Monarchie angeordnet worden, wobei nad) der Allerhöchſten Abſicht die eigenen Vor: 
ſchläge der Juden befondere re und Erwägung finden follen. 

Bei der weiteren Vorbereitung der beabfidhtigten Regulirung ift cd nothivendig geivefen, 
zunädyft über bie gegenwärtigen faktifchen Zuftände des jüdifhen Kultud- und Schulmefend 
in den verſchiedenen Zandeötheilen der Monarchie genaue Auskunft zu erhalten, um danad) 
prüfen und beurtheilen zu fönnen, ob und in wieweit Die Juden eined Orte, eines Bezirkes, 
einer Provinz u. f. w. in Gemeinen und weiter auffteigend in größere Korporationen zu ver 
einigen, tie Diefe auf eine wo möglid) dem jüdischen Nationaldyaratter und den jüdiſchen Re: 
a entſprechende Weife in fic) zu organifiren und unter einander in Verbindung 
zu feßen feien. 

Die Herbeifhaffung der zu einer volftändigen und allfeitigen Kenntniß diefer Zuftände 
erforderlihen Materialien ift den Regierungen unter Borlegung beftimmter in den zu erftat- 
tenden Berichten zu beantwortenden Fragen aufgegeben worden. 

Es it für nothwendig erachtet worden, hierbei aud) auf die Bevölkerungsverhältniſſe der 
Juden in den einzelnen Zandeötheilen Rüdficht zu nehmen. Auf Grund der von den Regie: 
rungen gelieferten Materialien ift die unter a beiliegende tabellarifhe Zufammenftellung an 
gefertigt worden, welche die Zahl: 

1. der jüdiſchen Einwohner: 

a) des ganzen Preußiſchen Staates, 

b) der einzelnen Provinzen, 

c) der einzelnen Regierungdbegirke und zivar: 
a. in den Städten, 
ß. auf dem platten Lande; 

2. der fhulpflichtigen Stinder, nad) denfelben Rubriken eingetheift und die Zahl derjenigen 
Kinder, welche Die riftficyen Schulen befuchen, oder in befonderen jüdifhen Schulen 
unterrichtet werden, oder endlich Privatunterricht erhalten, 

überfichtlid nachweiſt 

Im Uebrigen gründet ſich die nachfolgende Darftellung des jetzt beftchenden rechtlichen 
und faktiſchen Zuſtandes des jüdifhen Kultus⸗ und Schulweſens theild auf die Angaben der 
Regierungen, theild auf die in den Akten der betreffenden Minifterien vorhandenen Ma- 
terialien. Der bürgerlichen Berhältniffe der Juden gefchieht dabei nur in fomweit Erwähnung, 
ald zur Erläuterung und zum Verftändniß der rückſichtlich des Kultus: und Schulweſens be- 
ftchenden Zuſtände erforderlid) ift. 

Das Edilt vom 11. März 1812 ift nur in den bei der Emanation deffelben zum Preu- 
hiſchen Staate gehörigen Landeötheilen ald Gefeß publigirt, während die Juden in den neuen 
und wieder erworbenen Provinzen nach der hinſichts ihrer mitübernommenen Berfaffung be- 
handelt worden. Es ift daher 
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1. Der Zuitand des jüdischen Kultus: und Schulwefens in den 


F alten Provinzen 
au erörtern. 


Ueber den Umfang der Gültigkeit des Edikts vom 11. März 1812 hat die Allerhöchſte 
Drdre vom 8. Auguft 1830 dahin entſchieden, daß daffelbe nur in den Provinzen zur An— 
wendung zu bringen fei, in weldyen es bei feiner Erlaffung publizirt worden ift; dagegen in 
den neuen und wiedererworbenen Provinzen nicht ald mit dem Allgemeinen Yandredyte und 
der Allgemeinen Gerichtsordnung eingeführt betrachtet werden fönne, vielmehr in Zeßteren 
bis zur weiteren gefeglihen Beſtimmung ſich in Hinſicht der Berhältniffe der Juden lediglich 
nad) denjenigen Vorfchriften geachtet werden folle, welche bei der Befignahme diefer Brovin- 
zen ald darin geſetzlich beftchend vorgefunden worden find. 

Ch. Geſetzſ 1830 ©. 116. 

Durch das Edikt vom 11. März 1812 find alfo nur die in dem damaligen Umfange der 
Monarchie, d. h. 

in Oſt- und Weſtpreußen, mit Auönahme des Kulmer und Michelauer Bezirkes, und der 
Etädte Thorn und Danzig mit ihren Gebieten, 
in Bommern, mit Ausnahme ded Regierungdbezirfd Stralfund, 
in der Provinz Brandenburg, mit Ausnahme der Zaufig und des Kottbuſſer Kreiſes, und 
in Schleſien, mit Ausnahme deö dazu gelegten Iheiles der Oberlaufis, 
zu jener Zeit wohnhaften Schutzjuden und deren Familien, in fofern fie die in dem Edikte ſpe— 
dell angegebenen Bedingungen erfüllen, für Einländer und Staatöbürger erklärt, und die 
orfähriften des Ediktes fönnen daher auch noch jetzt nur auf die in den gedadyten Yanded- 
theilen wohnhaften Juden Anwendung finden. 


Ueber das jüdiſche Kultud- und Schulweſen bisponirt der $ 39 des Ediktes dom 
11. März 1812, daß die nöthigen Beftimmungen wegen ded kirchlichen Zuftandes und der 
Verbeſſerung des Unterrichtes der Juden vorbehalten bleiben, und daß bei der Erwägung 
derſelben Männer des jüdischen Glaubensbekenntniſſes, die wegen ihrer Kenntniſſe und Recht⸗ 
Ihaffenheit das öffentliche Wertrauen genießen, zugezogen, und mit ihrem Gutachten vernom— 
men werden follen. Diefe vorbehaltenen Beftimmungen find noch nicht ergangen, und es ent: 
fieht daher zunächſt die Frage: j 

nad) welchen Geſehen gegenwärtig die Kultusverhältniffe der Juden in den alten Provin— 

zen zu beurtheilen find ? 
Diefe Frage ift pen: verfchieden beantwortet worden, gewöhnlid wird aber angenommen, 
daß das in Mylius N. C. C, 1756 p. 118 abgedrudte General: Judenprivilegium bom 
17. April 1750, fotweit es die jüdischen Kultuöverhältniffe betrifft, und in fofern einzelne Be— 
flimmungen nicht obfolet getvorden oder durch fpätere Verordnungen modifizirt oder aus- 
drücklich abgeihafft worden find, noch jeht zur Anwendung zu bringen ſei. Diefe Anficht 
ſtützt fi im Wefentlihen auf folgende Gründe: 

Das General:Judenreglement vom 17. April 1750 gilt ald lex specialis in den Preu⸗ 
ßiſchen Staaten. Diefed jus singulare erftredte ſich auf die Juden in einer zwiefachen Bezie— 
bung, nämlich einmal in fofern fie den Unterthanendyaratter hatten und dann infofern fie einer 
beftimmten Religionsgefellfichaft angehörten, oder mit anderen Worten: dad General-Juden- 
teglement enthält Beſtimmungen rüclichtlid der bürgerlichen VBerhältniffe und auch in Be- 
treff des Kultusweſens der Juden. Es ift Nechtöregel, daß ein neuered generelled Gefe an 
und für ſich ein ältered fpezielled nicht aufhebt. Ift mithin in dem neueren Gefege die Un: 
gultigkeit des älteren nicht ausdrücklich ausgeſprochen, fo kann das ältere nur in ſoweit als 
nicht mehr beftehend angefehen werden, alö die neue Verordnung mit demfelben in feiner Art 
zu vereinigen iſt. Iſt in dem neueren Gefege gar nod) angegeben, daß nur eine theilweiſe Auf- 
hebung des früheren eintreten foll, und hat ſich rüdfichtlid) ded anderen Iheild der Geſetzge— 
ber noch künftige Beftimmungen vorbehalten, fo ift cd um fo mehr außer Zweifel, daß das 
aͤllere in Betreff des nicht abgeänderten Iheild in Kraft geblieben ift. Das Editkt vom 
11. März 1812 betrifft ſchon feiner Ueberfchrift nad) nur die bürgerlichen Verhättniffe 
der Juden. Im dem Gingange ded Gefehed werben alle biöherigen Gefege und Vorfchriften 
für die Juden, jedoch nur in foweit ald fie durch dad gegentwärtige Gefeg nicht beftätigt wer⸗ 
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den, für aufgehoben erklärt. Die in den 88 1— 38 inkl. enthaltenen Beſtimmungen betreffen 
lediglich die bürgerlihen Verhältniffe, und der 839 verordnet, daß die Beftimmungen wegen 
der Kultusverhältniffe vorbehalten bleiben. Die älteren Verordnungen find daher in der zu: 
letzt — Rückſicht in Kraft geblieben, und als noch geltend anzuſehen. 
ud) in judicando ift es namentlich durch gleichlautende Erkenntniſſe des Inſtruktions— 
ſenats und ded Ober⸗Appellationsſenats des Königlichen Kammergerichts und des Königlichen 
Geheimen Obertribunald in Sachen des Rittergutsbeſitzers Henoch wider die hieſige Ju— 
denſchaft ausgeführt worden, daß die älteren Geſetze in Bezug auf dad Kulkusweſen der 
Juden noch fortdauernd zur Anwendung zu bringen ſeien. Die Entſcheidungen werden na— 
mentlich darauf geſtützt, daß die Beſtimmungen wegen des Kultusweſens nur vorbehalten 
werden, und daß ſich das Edikt mithin feinem ganzen Inhalte und auch feinem Titel nad) 
nicht auf diefe, fondern nur auf die bürgerlichen Verhältniffe der Juden beziehe. 

Geht man nun aber auf den Inhalt ded General: Judenreglements vom Jahre 1750 
zurück, fo ergiebt fi), daß die Beftimmungen deffelben mit den neueren Geſetzen in 
Anfchung der bürgerlichen Necdtöverhältniffe der Juden zum Iheil nicht in Einklang zu 
bringen find, und daher in den wefentlihften Beftimmungen ihre prattiſche Bedeutung 
längft verloren haben. 

Die wefentlichiten Dispofitionen des gedachten Neglements in Betreff des Zuftandes der 
Juden Tind folgende: 

& * die Zahl der jüdiſchen Ritualbeamten auf eine beſtimmte Zahl beſchränkt 
bleiben foll; 

Som daß die Judenälteften ihr Amt nad) einer beftimmten, ihnen jedoch niemals ertheil- 
ten, Inftruftion verwalten follen; 


8 30 daß fid) kein Jude von der Gemeine feined Wohnorted lodſagen und der Autorität 
der Melteften und des Nabbinats in Religions > und Kirchenſachen ſich entziehen darf, und 
daß alle Betübungen außerhalb der geordneten Bethäufer bei 10 Ihlr. Strafe unter: 
fagt fein jollen; 

8 31 daß bei Streitigkeiten der Juden in Neligiondfadyen refp. der Magiftrat oder der 
Rabbiner mit den Aelteften entſcheiden foll, je nachdem die Strafe nur 5 Thaler oder mehr 
beträgt, Die Verzeichniſſe über die feſtgeſetzten Strafen aber zu Ende Degember jeden Jahres 
der Kriegs- und Domainentammer eingereidyt werden müſſen, und endlid) 

$ 32 daf die Kammer alljährlidy eine Verfammlung anzuſetzen hat, um die JQubenälte- 
ften wegen ihrer Antöverwaltung zur Rechenſchaft zu zichen, die Mitglieder der Gemeine mit 
ihren Beſchwerden zu hören und für deren Abhülfe zu forgen. 

Alle dieſe Beftimmungen kommen unter den jetzt veränderten Nerhältniffen, wie fid) unten 
ergeben twird, nicht mehr zur Anwendung, und cö fehlt daher rüdfichtlich der Ordnung der 
jüdifchen Kultuöverhältniffe in der Ihat an allen pofitiven gefeplichen Beftimmungen. 

In früherer Zeit bildeten die Juden ziemlich allgemein politische Gemeinen und ihr Ver— 
band im diefer Beziehung war fogar ein weit engerer, als derjenige anderer politiſchen Ge: 
meinen, wie ſich 3. B. daraus ergicbt, daß ihnen die Verpflichtung oblag , den durch Ver: 
gehen einzelner Gemeineglieder zugefügten Schaden zu erfesen. Diefed Verhältniß hat ſelbſt⸗ 
redend überall da aufhören muͤſſen, wo die Juden, wie durch dad Edift vom 11. März 1812 
geſchehen, wirtliche Staatöbürger und dadurd gleichzeitig Mitglieder der Ortöfommune 
geworden find. Ihre Gemeinſchaft ift hiernady nidyt mehr eine politifche, fondern eine bloße 

Kultusvereinigung. 
Es iſt daher zunächſt dad Verhältniß der jüdiſchen Religionsgeſellſchaften zum Staate, 
ſodann ihr Verhäliniß zu den chriſtlichen Kirchengeſellſchaften und endlich ihr Verhältniß zu 
ihren Mitgliedern naher zu betrachten. 


A. Verhältniß der jüdischen NReligionsgefellichaften zum Staate. 


Als Religionsgefellichaften betrachtet, qebören die Judenſchaften zu den blos geduldeten. 
Ch. Editt vom 9. Juli 1788 (fogenannted Neligionsedift). 
Ueber die Rechte und Pflichten geduldeter Religionsgeſellſchafien enthält das Allgemeine 
Landrecht 8 13—23. IL 11 folgende Beftimmungen: 


a-9 II. Beilagen, das jüdifche Kultus- und Unterrichtömefen betr. 395 


8 13. Jede Kichengefellichaft iſt verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die 
Gottheit, Behorfam gegen die Gefege, Treue gegen den Staat und füttlih gutc Gelinnungen 
gegen ihre Mitbürger einzufößen. 

g 14. Religionsgrundſätze, welche diefem zumider find, follen im Staate nicht gelehrt 
und weder mündlich noch in Volksfchriften audgcbreitet werben. 

815. Nur der Staat hat dad Recht, dergleihen Grundfäge nad) angeftellter Prüfung 
zu verwerſen und deren Ausbreitung zu unterfagen. 

8 J Privatmeinungen einzelner Mitglieder machen eine Religionsgeſellſchaft nicht 
verwerflich. 

817. Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften haben die 
Rechte pribilegirter Korporationen. 

$ 18. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gotteödienfted gewidmeten Gebäude werden 
Kirchen genannt und find ald privilegirte Gebäude des Staated anqufchen. 

$ 19. Die bei ſolchen Kirchen zur Feier des Gotteödienftes und zum Neligiondunterricht 
beftellten Berfonen haben mit anderen Beamten im Staate gleiche Rechte. 

FW. Eine Religionögefellihaft, welche der Staat genehmigt, ihr aber die Rechte öffent: 
lid) aufgenommener Kirchengeſellſchaften nicht beigelegt hat, genießt nur die Befugniß gedul- 
deter Geſellſchaften (Tit. 6 SS 11 seq.). 

821. Jede Kirchengefellfhaft, Die alö foldye auf die Nechte einer geduldeten Anſpruch 
maden will, muß ſich bei dem Staate gebührend melden und nachweiſen, daß die von ihr 
gelehrten Meinungen nichts enthalten, was dem Grundfage des 8 13 zuwider läuft. 

Hiernach unterliegt es keinem Bedenken, daß die jüdifchen Religionsgeſellſchaften nicht 
als juriftifche Perſonen anzufchen find. Das Geſetz giebt den geduldeten Neligiondgefell- 
haften — 820 1. c. — mit beftimmten Worten nur die Rechte der geduldeten Privat: 
gefellfhaften, welche im Zit. 6, $ LI seq., auf welche ausdrücklich Bezug genommen twird, 
Fer fo ausdrüdlicy den moraliſchen Perſonen (Storporationen, Gemeinen) gegenüber ge: 

t werden. 

Gegen diefe Anficht und für die Annahme, daß die jüdiſchen Neligionsgefellihaften ald 
juriſtiſche Perſonen anzufehen feien, hat man fi zwar auf die Beſtimmung des Allg. Yand- 
rechts berufen: 

daR die Rechte der Korporationen ſolchen vom Staate genehmigten Gefellihaften zu: 
‚ fommen, die fic) zu einem fortdauernden gemeinnügigen Zwede verbunden haben, 
indem man nachzuweiſen verfucht hat, daß diefe Merkmale bei den jüdischen Neligionsgefell: 
fhaften vorhanden feien, und auferdem Darauf Bezug genommen: 

a) daß die Juden von den Staatöbehörben in amtlichen Verfügungen ald Gemeinen be: 
zeichnet würden ; 

b) daß fie, wenn fie feine Gemeine mit den Eigenſchaften einer juriſtiſchen Perſon bildeten, 
feine res communes, ald Synagoge, Begräbnikpläge, Badehäufer u. f.w. haben fönnen. 

Diefe Gründe find jedoch, fo twie jeder andere verſuchte Beweis gegen die obigen beftimmten 
und Haren Geſetze nicht auöreichend. 

Was die Ausübung des Gottesdienſtes betrifft, jo ftellt das Allgemeine Landrecht für 
die geduldeten Kirchengefellfcyaften im Allgemeinen in din 88 22 bis 25, U. 11 folgende 
Grundfäge auf: . 

. 822. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft ift die freie Ausüͤbung ihres Privat-Gotted- 
dienſtes geftattet. 

$ 23. Zu diefen gehört die Anstellung gotteödienftliher Zufammentünfte in gewiſſen 
dazu beſtimmten Gebäuden und die Ausübung der ihren Religionsgrundſätzen gemäßen Ge: 
braͤuche, ſowohl in ihren Zufammentünften ald in den Privatwohnungen der Vitglieder. 

8 24. Eine blos geduldete Kirchengefellfhaft fann aber dad Eigenthum foldyer Gebäude 
ohne befondere Erlaubniß ded Staates nicht erwerben. 

$ 25. Ihr ift nicht geftattet, fidy der Gloden zu bedienen oder öffentliche Feierlichkeiten 
außerhalb der Mauern ihred Verſammlungshauſes anzuftellen. 

„ Die gotteödienftlihen Zufammentünfte dev Juden finden entweder in den ihnen eigen- 
thümlidy gehörigen Gebäuden oder in gemietheten Lokalien Statt. Unter dem Vorbehalte 
der Regullrung des Kultuswefend überhaupt ift über Die Berechtigung der jüdifchen Gemeinen 
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zur Erbauung bon Shnagogen in dem Edikte vom 11. März 1812 nidhtd beftimmt. Nach 
dem General-Judenreglement vom 17. April 1750 war den Juden die Benutzung befonderer 
Synagogen oder fogenannter Judenfchulen zwar erlaubt, jedody mit der Einſchränkung, daß 
an einem Orte nur cine Synagoge oder Judenſchule fein dürfe, zu welcher fid) alle Juden 
deffelben Ortes halten müffen. Demgemäß ift nad) der Publikation ded Ediktes ftetd darauf 
gehalten worden, daß ſich nicht mehrere Synagogengemeinen an dem nämlichen Drte bilden, 
und daß da, wo bereits eine Synagoge eriftirt, nicyt nod) Betfäle oder Privattempel, fondern 
einzig und allein die Synagoge ald der Ort zur Feier des Gottesdienſtes der Juden benutzt 
werden. Diefe Beftimmungen find auch wiederholt durch die Allerhöchften Ordres vom 
9. Dezember 1815 und 12. Dezember 1817 eingefhärft. Nach einer Verfügung des Minis 
fteriumd des Innern vom 2. Februar 1816 follen diefe Vorſchriften jedoch nur fo zu ver 
jtehen fein, daß nicht geduldet werden dürfe, daß gotteödienftlide Verſammlungen in Privat: 
bäufern Statt finden, wo gottesdienftlihe Neden gehalten oder überhaupt der Gotteödienft 
wie in der Synagoge auögeübt werde, daß cd ſich aber mit foldhen Betſtuben, welche durch 
letztwillige Verordnungen eingeführt find, und weiter feinen öffentlichen gotteödienftlihen 
Zweck haben, als zu gewiffen Stunden beftimmte Perſonen Behufs zu verrichtender vorge: 
fohriebener Gebete zu verfammeln und womit Unterftügungen verbunden wären, wodurch fie 
in die Kategorie der wohlthätigen Stiftungen fommen, ganz anderd verhalte, und daß diefe 
in der Verrichtung ihrer Gebete nicht geftört werden follten. 

An Drten, wo noch feine Synagoge ift, fann eine ſolche, oder aud) nur ein Bethaus mur 
mit Genehmigung des Staates, d.h. des Königs, da nad) der Verordnung vom 27. Dfto- 
ber 1810 jede Beftimmung wegen ber Toleranz an die unmittelbare Iandeöherrliche Geneh— 
migung gebunden ift, angelegt werben. Demgemäß find die Regierungen durch dad Eirkular: 
reffript. vom 1. Juli 1830 angewiefen worden, durch die Ortö-Polizeibehörden dahin zu 
fehen, daß Ankäufe von Grundftüden zur Anlage oder Erweiterungen von Synagogen nie: 
mald vor eingegangener landesherrlicher Erlaubniß vorgenommen werden. In welchen Fällen 
die Erfaubniß zu ertheilen fei, hängt alfo lediglid) von der Beftimmung Sr. Majeftät des 
Königs ab. Des hodyfeligen Königs Majeftät haben aber durch die Allerhöchfte Ordre vom 
22. Juli 1836 von dem Minifter des Innern darüber Bericht erfordert: 

ob aud der Duldung der Juden im Ullgemeinen ein Recht derfelben hergeleitet werden 
könne, ihnen eigene Bethäufer auch in folden Orten zu geftatten, wo fie fid) biöher mit 
gemietheten Wohnungen beholfen haben ? 

In dem hierauf erftatteten Berichte wird audgeführt: es liege ſchon in dem 8 24. IT. 11 
Allg. Landrechts, daß den Juden aus ihrer Duldung allein ein Recht, die Anlegung eigener 
Bethäufer im Gegenfage der gemietheten zu verlangen, nicyt zugeftanden werden könne, weil 
fie, wenn fie dieſes Recht als ſolches befäßen, der befonderen Erlaubniß ded Staates nicht 
bedürfen würden. Es könnten daher nur Rückſichten auf Billigkeit und auf das öffentliche 
Befte bei der deöfallfigen Entſchließung eintreten. Hiebei komme es nun allerdings in Be— 
tracht, daß, da fein Hauseigenthümer gern eine Synagoge ald Miether aufnehme, die Juden 
an manchen Orten in den Fall kommen könnten, miethöweife gar kein Lokal für ihren Gottes⸗ 
dienst zu finden, wenn ihnen nicht die Erwerbung eines eigenen Grundſtückes geftattet werde, 
in welchem Falle fie dann ohne aMe gemeinfame Gotteöverehrung bleiben müßten. Hiernach 
fei zwar den Juden ein Recht auf Erwerbung nicht zugugeftehen, es dürfte ihnen aber in ber 
Regel und befonders in Fällen der gedachten Art die Erlaubniß dazu nicht gu verfagen fein. 

In der auf diefen Bericht ergangenen Allerhöchſten Ordre vom 20. März 1837 haben 
ſich des hochfeligen Königs Majeftät mit dem Grundfage. 

daß den Juden aus ihrer Duldung allein die Anlegung eigener Bethäufer im Gegenſatze 
der gemietheten zu verlangen, nicht zugeftanden werden könne, 
einverftanben zu erklären und zu beftimmen geruht, daß die Juden, fo wie fie früher fid) 
beholfen, fi) auch künftig behelfen und daß Ausnahmen hiervon nur in den dringendften 
Fällen dann Statt finden follen, wenn die Verfagung darauf hinführen würde, daß fie gar 
kein Pokal zu ihrem Goktesdienſte finden. 

Nach diefen Beltimmungen wird die Genehmigung zu einem Shnagogenbau und zu 
der desfallfigen Grundacquifition Seitens der betreffenden Minifterien grundfätzlich nur beim 
Obwalten eined abfoluten, aud bejtimmten und erheblidyen Gründen nachgewieſenen wirk— 
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lihen Bedürfniffed, bei deſſen Rn die betreffende jüdische Gemeine in 
die Lage fommen würde, überhaupt fein Lokal für ihren Gotteödienft finden zu können, 
nicht aus Rüdfichten einer blofen mehreren Bequemlidyteit oder einer ihren Wünfchen 
entfpredyenden bloßen Auöfhmüdung des biäherigen gotteödienftlihen Lokals Allerhöchſten 
Drted beborivortet. 


Da ferner die Erbauung und Einrihtung von Synagogen oder Bethäufern nur infofern, 
ald der Staat diefelbe genehmigt, geſchehen darf, fo kann died audy nur an derjenigen Stelle 
geſchehen, welche ausdrücklich zu dieſem Zwecke angetviefen twird. 

Was die Frage betrifft, 

in wiefern der —* den Glauben und die Religionsgebräuche der Juden anerkenne und 

berüdfichtige, 
fo hat man biöher jede pofitive Einwirkung auf dad jüdiſche Kultusweſen namentlich aud dem 
Grunde abgelchnt, weil man davon ausging, daß, wenn man fid) den Verſuch einer Refor- 
mation der religiöfen Verfaſſung der Juden erlauben wolle, derfelbe doch fruchtlos bleiben 
und die Reform niemals feſte Wurzel faffen würde, daß eine foldye Verbefferung des reli- 
giöfen Zuftandes der Juden fid) vielmehr, aus der Kirchengeſellſchaft felbit herausbilden 
und die Oberaufficht des Staates ſich darauf befhränfen müſſe, zu verhindern, daß Diefelbe 
nicht eine dem Staatöintereffe gefährliche Richtung nehme. 

Inzwiſchen waren aber ſchon bald nad) der Bublitation ded Edikts, namentlid) von den 
Judengemeinen in Berlin, Breölau und Königsberg, Verſuche gemacht worden, ihren Gotteö- 
dienft zu reformiren. Diefe Neuerungen haben ſich von Zeit zu Zeit wiederholt, fie find aber 
früher ftetö unterfagt worden, weil fie in der Art, wie fic angeftellt warch, den beftimmt und 
wiederholt erflärten Abfidyten des hochfeligen Könige Majeftät entgegenliefen. Es wurde 
nämlidy in diefer Beziehung als Grundſatz feitgehalten, daß, wenn auch im Allgemeinen die 
teligiöfen Einrichtungen der Juden einer näheren Beauflihtigung der Staatöbehörde nidyt 
unterliegen, diefe dody darüber zu wachen habe, daß nicht eine Menderung in der religiöfen 
Verfaffung der Juden eintrete, welche die Bafid verrüden würde, auf weldyer diefelben im 
Preußiſchen Staate geduldet find, und es war demnächſt in den Allerhöchften Ordres vom 
9. Degember 1815, 12. Dezember 1818, 9. Degember 1823, 6. Februar und 2. April 1824 
wiederholt —— daß der Gottesdienſt der Juden nur nach dem hergebrachten Ritus ohne 
die geringfte Einmiſchung von willkürlichen Neuerungen in den Ceremonien, Gebeten und 
Öefängen ganz nad) dem alten Herkommen gehalten werden folle, und daß aud) der Reli: 
giondunterricht genau nad) der Glaubenölchre der Juden, ohne folhe Abtweihungen, durd) 
welche fi) eine neue Sekte bilden könne, zu ertheilen fei. 

In neuerer Zeit ift jedoch das Prinzip des Fefthaltens am Hergebrachten in den jübi- 
ſchen Kultuöformen in ſoweit aufgegeben worden, ald die Staatöbehörden von den Differen- 
zen, welche unter den Juden über ihren Kultus entjtchen, nur in dem Kalle Kenntniß neh: 
men und über diefelben Entfheidung treffen, wenn polizeiliche Gründe ihr Einſchreiten er: 
fordern. Im Uebrigen wird es lediglidy den jüdischen Gemeinen felbft überlaffen, ſich darüber 
zu einigen, was dem Geifte ihrer Neligionsfagungen angemeffen ift oder nicht. 


Von den einzelnen bei der Feier des jüdischen Gottesdienſtes vorfommenden Geremonien 
und Gebräuchen hat der Staat biöher in feiner Weife Kenntniß genommen. In neuerer Zeit 
find aber auch nicht ſowohl einzelne Geremonien, ald die ganze Art und Weile der Feier des 
Gotteödienfied Gegenftand befonderer, auf Neuerungen gerichteter Beftrebungen Seitens 
eined Iheild der jüdifdhen Gemeinen geworden. Namentlidy ift bereits in vielen Gemeinen, 
weil ein großer Theil der Gemeinemitglieder der hebräiſchen Sprache nur noch wenig oder 
nicht in dem erforderlichen Maafe oder, wie die Frauen und Mäddyen, gar nicht kundig ift, 
ein Gotteödienft in deuticher Sprache eingeführt worden. In mehreren Gemeinen werden 
nur don Zeit zu Zeit deutiche Reden gehalten, in mandyen find aber auch die Gebete aus dem 
Hebräifchen ind Deutſche überfeht und werden in deutfcher Sprache gefungen. Einzelne Ge- 
meinen wünfdyen aud), damit der Gefang der Gemeine geregelt und wahrhaft erbaulidy und 
nicht mehr durch ein verworrenes Durdeinanderfchreien und die oft profanen Melodien 
entheiligt werde, dag die Erlaubniß zum Gebraud) der Orgel beim Botteödienfte ertheilt 
werden möge. 
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In vielen Gemeinen hat fic ferner der Gebrauch gebildet, daß die jüdiſchen Knaben, 
nicht auch die Mädchen, nad) zurüdgelegtem dreizehnten Jahre, nad) geſchehener Darlegung 
der erlernten Religionöfenntniffe in der Synagoge feierlidy geweiht werden. Diefe Weihe foll 
jedoch mit der in der evangelifchen Kirche üblichen Konfirmation, nad) der von den einzelnen 
Regierungen darüber ertheilten Auskunft, nichts gemein haben. 

Die jüdischen Religionsgebräudye tverden von den Staatöbehörben inöbefondere bei den 
Eidesleiftungen der Juden berüdiichtigt. Diefer Gegenftand fteht jedoch nicht in unmittel: 
barer Verbindung mit der Regulirung der jüdischen Kultusverhältniffe und ift daher hier 
nicht weiter zu erörtern. 


B. Verhältniß der jüdischen Religionsgefellfchaften zu den chriftlichen 
Religionsgefellichaften, 

Im Allgemeinen beftimmen hierüber die SS 36— 38. 1. I1 A. L. N. 

8 36. Mehrere Kirchengefellfchaften, wenn fie gleich zu einerlei Religiondpartei gehören, 
ftchen dennod) unter fich in feiner nothiwendigen Verbindung. 

8 37. Kirchengeſellſchaften dürfen fo wenig ald einzelne Mitglieder derfelben einander 
verfolgen oder beleidigen. 

$ 38. Schmähungen und Erbitterung verurfahende Beſchuldigungen müffen durchaus 
bermieden werben. 

Mas die Berechtigung zum Erwerbe des Patronats Seitend eines Juden über eine 
chriſtliche Kirche betrifft, fo And die diesfälligen Verhältniffe unter Abänderung der 88 481 
bis 583. 1. 11... 2. R. aud) in den Landeötheilen, in welchen nicht das Allg. Landrecht 
gilt, für alle Territorien, two die Juden Grundftüde unbeſchränkt erwerben können, durch die 
Werordnung vom 30. Oktober 1816 (Geſetzſ. S. 207) dahin feſtgeſtellt, daß, wenn dad Pa: 
tronatredyt mit einem im Beſitze eines Juden befindlichen Grundftüde verbunden iſt, diefe 
Rechte während deffen Befizzeit ruhen und vom Staate ausgeübt werden. Der Pfarrer und 
die Kirdyenbedienten, ſowie die Schullehrer, werden daher in ebangeliſchen Gemeinen bon 
der Provinzialbehörde, und in den katholiſchen ganz in derfelben Art beftellt, als ob fein 
Patron vorhanden oder deffen Recht auf fie übergegangen wäre. Eben fo foll cd auch mit 
der Aufficht über das Kirhenvermögen und mit der Abnahme der Kirchenrechnungen gebal- 
ten werden. Die Beiträge und Peiftungen aber, zu denen der Patron verbunden ift, find In 
allen Fällen aud den Einkünften des Guts zu beftreiten. Wo das Patronat einer 
Kommune zufteht, können die jüdischen Mitglieder derfelben an deſſen Ausübung feinen Iheil 
nehmen, fie müffen aber die damit verfnüpften Reallaften gleich andern Mitgliedern ber 
Kommune tragen. 

Die Beiträge der Juden für chriſtliche Kirchenſyſteme anlangend, fo beftimmt der $ 15 
des Edikts vom 11, März 1812 (gleichlautend mit dem 8 20 der Verordnung vom 
1. Juni 1833 wegen ded Judenweſens im Großberzogthum Poſen), daß die Juden gehalten 
find, alle den Chriften gegen den Staat und die Gemeine ihres Wohnortd obliegenden bür- 
gerlihen Pflichten zu erfüllen, und, mit Ausnahme der Stolgebühren, gleiche Zajten wie an 
dere Staatöbürger zu tragen. Cie müffen alfo als Befiger von Grundftüden, auf melden 
ein Patronatsrecht über eine hriftliche Kirche haftet, oder ald anfähige Dorf- und Stadtein- 
wohner zur Unterhaltung der chriſtlichen Kirchenſyſteme in gleicher Weiſe beitragen, wie ein 
chriſtlicher Beſitzer dazu verpflichtet fein würde. Da der 8 17 des Edikts und Poſ. 5 der 
Verordnung bom 30. Auguſt 1846 diefe Verpflichtung der Juden ebenfo beftimmt ald un 
bedingt ausfpredhen, fo find die allegirten Beltimmungen früher fo zur Ausführung ge: 
bracht worden, daß man die Juden, welche von Ehriften Grundjtüde erworben hatten, von 
diefen in gleicher Art, wie ihre chriſtlichen Vorbefiger, au den Laften der Unterhaltung ber 
Kirchen - und Pfarrſyſteme beitragen ließ. Diefer Modus ferte jedoch voraus, daß die Kon- 
feffion ded Vorbefigerd ſelbſt zu ermitteln fei. Diefe Ausmittelung unterlag in manchen Fäl— 
len Schwierigkeiten und war in andern ganz unausführbar. In folhen Fällen blieb nichts 
andered übrig, ald die Juden zu den Kirchen: und Pfarrſyſtemen beider chriſtlichen Konfel- 

fionen des Orts beifteuern zu laffen und zwar mit der Hälfte des Beitrages eines wirklichen 
Pfarrgenoſſen beider Konfeffionen, und die Regierung in Marienwerder trug deöhalb, um 
die Ungleihheiten bei der Anwendung obiger Gefetftellen zu vermeiden, darauf an: 
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die Juden in allen Fällen zu den Kirchen und Pfarrſyſtemen der chriſtlichen Konfeſſionen 
in der gedachten Art beiftenern zu laffen, ohne nad) der Konfeffion ded Vorbefigerd über: 
haupt Rachforſchungen auftellen zu laſſen, vorausgeſetzt, Daß beide hriftliche Konfeſſionen 
Kirchen: und Pfarrſyſteme am Orte zu unterhalten haben. 
Das Minifterium der geiftliben ıc. Angelegenheiten hat hierzu feine Zuftimmung ertheilt, 
weil überhaupt dad Gefeg in feiner allgemeinen Faſſung nicht entgegenftehe und eine gleiche 
Behandlung aller eintretenden Fälle ſich felbft empfehle, fodann aber, weil eine ungeſetzliche 
Prägravation der Juden nicht zu befürchten fei, indem fie — wenn fie aud) zu den evange- 
liſchen und katholifchen Kirchen beiftenern — doch nur mit der Hälfte eines vollen Betrages 
herangezogen werden, und endlich, weil es fih überhaupt nur von einem Interimiftiftum han- 
dele und jeden Juden, der ſich ungeferlich behandelt wähnt, der Nechtöiveg gegen die chriſt— 
lihen Gemeinen immer offen bleibe. 

Diefen Grumdfägen gemäß ift feither verfahren worden. Nachgehends ift cd aber zur 
Sprache getommen, daß es für das religiöſe Gefühl der Beſitzer verlehend ſei, wenn ſie ge— 
nöthigt würden, die zum Unterhalte eines ihnen fremden Gottesdienſtes geforderten Beiträge 
unmittelbar in die Hände der hriftlichen Stirhenempfänger zu zahlen oder für die hriftlichen 
Kirchen und Pfarren etwa obliegenden Hand» und Epanndienfte in Perſon zu verrichten. 
Ted Königs Majeftät haben deshalb hierüber dad Gutachten des Staatsminifteriumd erfordert 
und auf den erftatteten Vortrag durdy die Allerhöchſte Ordre vom 1. Dftober 1841 zu be: 
fimmen gerubt, daf «8 in Erwägung der befonderen Schtwierigfeiten, welche mit einer Aban- 
derung in der Art der Erfüllung der aus dem Patronate und dem Barodjialverbande ent- 
ftehenden Verbindlichkeiten für jüdische Grumdbeliger verbunden fein würden, bei den hierüber 
beitehenden gefeglichen Beltimmungen belaffen werden folle, daß jedoch, wenn cd dabei auf 
die Einzahlung baarer Gelpbeiträge ankomme, dafür geforgt werden müffe, daß diefe Ein: 
jiehung durch die Kommunalbehörden bewirkt werde, damit die Juden dergfeihen Beiträge 
nicht unmittelbar an die irdylihen Beamten zu bezahlen haben. Eben fo müſſe den Juden 
geftattet werben, ftatt der Naturaldienfte bei Kirchen und Pfarrbauten ein Acquivalent in 
Gelde zu entrichten, wenn fie es nicht vorziehen, diefe Dienſte durdy von ihnen bezahlte Ar- 
beiter verrichten zu laſſen. 

Zur Erledigung mehrerer über die Auslegung des Edikts vom 11. Märı 1812 8 15, 

Verordnung vom 30. Auguft 1816 Nr. 5 und der Verordnung vom 1. Juni 1833 8 20, 
fo wie über den Umfang, in welchem jüdische Einwohner, inöbefondere jüdiſche Grundbe— 
fiter, zu Beiträgen für die hriftlichen Kirchenſyſteme herangezogen werben fönnen, entitan: 
denen Zweifel ift endlich die Girfularberfügung vom 25. Februar 1842 an die Oberpräfiden- 
ten der Provinzen Preußen, Rommern, Brandenburg, Schleſien, Sachſen und Pofen erlaf- 
fen, welche Folgendes beftimmt: 

1. Das Evift vom 14. März 1812 8 15 und die Werordilung vom 1. Juni 1833 820 
verpflichtet die jüdifchen Einwohner im Allgemeinen, genen den Staat und die Gemeine ihres 
Wohnorts alle den Chriften obliegenden bürgerlichen Pflichten zu erfüllen und, mit Aus: 
ſchluß der Stolgebühren, gleiche Yaften wie andere Einwohner zu tragen. 

Unter der „Gemeine des Wohnorts“ kann, wie die in dem Edikte vom 11. März 1812 

ebrauchte Bezeihnung „bürgerlichen Pflichten“ beweiſt, nur die bürgerliche Gemeine des 
ohnorts verftanden werden. Cine Verpflichtung der jüdiſchen Ginwohner, zu den Laften 
der an ihrem Wohnorte befindlichen chriftlidyen Kirchen beizutragen, fanıı aus diefen Geſetzen 
nicht hergeleitet werden, und der an einzelnen Orten ftattfindende Gebraud), die jüdiſchen 
Einwohner auch zu den, nad) Klaſſen- oder Gewerbeſteuer auf die Parochianen unmittelbar 
umqulegenden tirchlichen Abgaben heranzuzichen, entbehrt der gefeglihen Begründung, fofern 
nicht ein ſpezieller Mechtötitel für diefe Art und Weife des Verfahrens nachgewieſen werden 
tann. Iſt dagegen die Unterhaltung der kirchlichen Syſteme eine Pflicht der bürgerlichen 
Drtögemeine, fo fönnen die jüdischen Ortdeinwohner fid) den Beiträgen zu den bürgerlichen 
Kommunalbedürfniffen, die kirchlichen Webürfniffe mit einbegriffen, nicht entziehen, da fie 
gen die bürgerliche Kommune diefelben Laſten zu entrichten haben, wie die chriftlichen 
inwohner, und eine Befreiung der jüdifchen Einwohner dadurd nicht herbeigeführt wird, 
daß nach der Ortöverfaffung ein Theil der bürgerlichen Gemeineeinfünfte zum Beften der 
chriſtlichen Kirchen verwendet wird. 
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2. Handelt e8 ſich aber um eine Abgabe, welche von den Pflichtigen unmittelbar an 
die chriſtlichen Kirchenſyſteme zu entrichten ift, fo kann Die Heranziehung der Juden zu diefen 
Laſten nur in dem Maaße erfolgen, ald die Verordnung vom 30. Auguft 1816 dies ge 
or a Verordnung legt nur den jüdiſchen Grundbeiigern eine Beitragdpflidt in der 

eife auf: 

daß die Juden ala —— Dorf: oder — — von ihren Grundſtücken, 

gleich anderen chriſtlichen Beſitzern, zur Erhaltung der Kirchenſyſteme beizutragen ver⸗ 

pflichtet find, da dieſe ſonſt wegen der Anſiedelung der jüdiſchen Staatöbürger Gefahr 
laufen, einzugehen. 
Hieraus folgt: 

a) daß die jüdiſchen Grundbeſitzer, gleich jedem dritten Beſitzer, zur Entrichtung ſolcher 
Abgaben und Leiſtungen an kirchliche Inſtitute verpflichtet find, welche in der Eigen- 
ſchaft einer dinglichen Laſt auf ihren Grundftüden. haften und als folhe im Hypo— 
thekenbuche eingetragen find, oder welche dod) nad) feftftehendem Ortöhertommen von 
allen Grundftüden zu entrichten find; 

b) daß die jüdischen Grundbefiger aber auch zu foldyen kirchlichen Zaften, namentlich zu 
Baubeiträgen verpflichtet ſind, welche ganz oder zum Theil, nad) Maßgabe des Grund: 
befigeö, in der Gemeine vertheilt werben. 

Die Verordnung vom 30. Auguft 1816 befchränft die Beitragöpflicht der jüdiſchen 
Grundbefiger nicht bloß auf die im firengen Sinne ded Wortes kirchlichen Leiftungen, fon- 
dern verpflichtet diefelben von ihren Grundftüden in demfelben Maaße, in welchem rift- 
liche Befiger derfelben beizutragen haben würden; den jüdischen Grundbefigern fallen daher 
auch diejenigen Parochialabgaben zur Laſt, welche nach Käufern, Hufen, Höfen, oder nad) 
dem Grundfteuerbetrage auf die in der Parochie begüterten Grundbeliger umgelegt werben. 


C. Verhältniffe der jüdischen Religionsgefellfchaften gegen ihre Mitglieder. 


Der jüdifhen Spnagogeneinrihtung liegt keine äußere allgemeine Vereiniguug mehr 
zum Grunde, feit der Sanhedrin, die höchſte geiftliche und meltliche Behörde zu Jerufalem, 
mit dem Staate felbft aufgelöft worden ift, und aud) die fpäteren ftellvertretenden Patriar- 
chen aufgehört haben. Beftimmte Diftrikte, in welche die jüdifchen Glaubenöbertvandten 3 
einem gemeinfamen Verbande getviefen find, nady Art der Parochien der hriftlichen Kirche, 
find nicht vorhanden. Das General = Judenreglement vom Jahre 1750 beftimmte zwar, 
daß den Juden feine Irennungen geftattet fein follten, und durch fpätere, oben bereits er- 
wähnte Allerhöchfte Ordres ift wiederholt anbefohlen worden, daß an einem Orte nicht 
mehrere Synagogen fein follen; die Verwaltungsbehörden haben ebenfalld angenommen, 
daß für die Juden ein Parochialzwang im Sinne der hriftlihen Gemeinen, d. b. die Ber- 
pflihtung der Juden, ſich zur Gemeine ihred Wohnort zu halten, nicht beftehe, daß viel⸗ 
mehr jedem jüdiſchen Familienhaupt, weil die Juden keine privilegirte Korporation bilden, 
und ihren einzelnen Mitgliedern daher freigeſtellt bleiben müffe, ob fie ſich überhaupt einer 
Gemeine anſchließen wollen, aud) freiftehen müffe, ſich zu einer beliebigen Synagoge oder 
Betſchule zu halten. Hiemit ftimmt nad) den von den Regierungen erftatteten Berichten aud) 
der fattifche Zuftand faft überall überein. Förmlich abgeſchloſſene Synagogenbezirke find 
nicht vorhanden. Die jüdiſchen Gefellihaften und Bereine zur gemeinfchaftligen Feier des 
Gotteödienfted find vielmehr lediglich auf gütliches Uebereinkommen gegründet. Dad gemein: 
ſchaftliche Bedürfniß hält und führt fie zufammen und es kommt verhältnigmäßig mur felten 
por, daß einzelne juͤdiſche Familien ſich einem ſolchen Vereine nicht anſchließen. Nur in ein 

einen Städten des Regierungöbezirks Königoberg — Braundberg, Wormbitt, Frauenburg, 

fterode, Mehlfad, Pr. Holland, Ortelöburg und Raſtenburg — werden die jüdifchen Fa— 
milienväter und andere felbftftändige Juden für verpflichtet erachtet, fid) nad) Art des Pa- 
rochialzwanges zu der Synagoge oder Betftube am Orte zu halten, wovon nur die Aus— 
nahme vorfommt, daf in den Städten Braundberg, Wormbitt, Frauenburg und Mehljad 
diejenigen Juden, die nachweiſen, bereitö einer anderen Gemeine anzugehören, der Gemeint 
am Orte beizutreten nicht verbunden find. 

Abweichend hiervon haben der Ober» Appellationdfenat ded Königl. Kammergerihtd 
und dad Königl. Geheime Obertribunal in Sachen ded Nittergutöbefigerd Henoch wider 
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die hiefige Judenſchaft den Grundſatz ausgeſprochen, daß für Die Juden in den Landeöthei- 
len, in welchen das Edift vom 11. März 1812 Gültigkeit hat, die Verpflichtung beftche, 
I der jüdifchen Gemeine ihred Wohnorted anzuſchließen und zu den Gemeinebedürfniffen 
eizutragen. 

Der Appellationsrichter führt aus: 

Jeder Genoſſe einer aufgenommenen oder geduldeten Religionsgeſellſchaft müſſe der 
Natur der Sache nad) zu irgend einer Gemeine feiner Religionspartei gehören und ſich in 
Anfehung der Frage, zu welcher Gemeine er ald beitragendes Mitglied zu rechnen, lediglich) 
der Beftimmung des Staated unterwerfen. — Allg. Landrecht II, 11.8 111. — Die Beſtim— 
mung, vie es mit den Juden zu halten, fei durch das Judenpribilegium vom 17. April 1750 
dahin erfolgt, dat jeder Jude derjenigen Gemeine, welche an dem Orte feines Wohnfiged 

eduldet wird, ſich nothwendig anſchließen müſſe. Diefe Annahme, welche mit dem faktifchen 
uftande der Juden übereinftimme, entipredhe auch dem Wefen der Religionsgeſellſchaften, 
indem diefe als foldye nur beftehen können, wenn alle Glaubenögenoffen, welche an demfelben 
Drte wohnen, der dafelbit befindlichen Verbindung beitreten müßten. Nicht minder entfpreche 
diefe Beitimmung demjenigen, was in Anſehung der Glaubensgenoffen aufgenommener Kir: 
— beſtimmt iſt. 
ad Königl. Geheime Obertribunal hat dieſe Entſcheidung beſtätigt, iſt aber aus ande— 
ren Gründen zu demſelben Reſultat gelangt. 

In dem betreffenden Erkennmiſſe heißt es: 

Der 8 237 II. 11. Allg. Landrechts redynet ed ausdrüdlich zum Begriffe einer Parochie, 
aljo audy zu dem Gintreten eines Durd den Wohnort begründeten Zwanges der hier beſte— 
henden Kirchengefellichaft beizutreten, daR von einer Öffentlich aufgenommenen Kirchengefell- 
ſchaft die Rede fei. Daß die Juden feine öffentlicdy aufgenommene Religionöpartei find, fon= 
dern nad) dem Begriffe des 8 20 1. c. eine geduldete Religionsgeſellſchaft bilden, welche zwar 
der Staat genehmigt, ihr aber die Rechte öffentlid) aufgenommener Kirchengeſellſchaften nicht 
beigelegt hat, ift unbeftritten. Die Rechte einer ſolchen follen nad) den über andere geduldete 
Religionsgeſellſchaften Ih. I Tit. 6 gegebenen Vorſchriften beurtheilt werden. In den Vor- 
ſchriſten des Tit. 6 ift aber feine Spur von einem, ſolchen Gefellfchaften beigeleaten Zwang3- 
tete, ihnen anzugehören, anzutreffen, vielmehr erhellt aus den SS 37, 152, 183, daß der 
Eintritt und Auötritt lediglich von freier Willendbeftimmung abhängt. Aud) kann ein Iwangd— 
recht daraus nicht abgeleitet werden, daß dafür gehalten werden mag, daß es dem Zwecke 
einer Religionsgeſellſchaft angemeſſen fei; es folgt hieraus blos, daß es für eine foldye wün- 
ſchenowerih fei, daß ihr ein Zwangsrecht durch den Staat beigelegt werde, in ihren Rechten 
aber kann ed an und für fid) vermöge eined Zweckes nicht enthalten fein, da alle ihre Rechte 
nad) $ 371. c. erft durch den Nertrag enftchen, dad Weſentliche des Parochialzwanges aber 
darin befteht, daß er ohne Rückſicht auf freiwillige Unterwerfung vermöge geſetzlicher Be— 
fimmung jedes Mitglied der Neligiondpartei bindet. Es fehlt aber nicht an einer befon- 
deren gefeglichen Beſtimmung über die Rechte der jüdischen Neligiondgemeine, welche alle 
Juden, die ihren Wohnfig an einem und demfelben Orte haben, verpflichtet, Mitglieder der 
dafelbft beftehenden Judengemeine zu fein. In dem Art. 31 des Judenreglements vom 
17. April 1750 ift ausdrüdlich verordnet: 

Wir wollen auch, daß die ſämmtlichen in Berlin und anderen unferen Städten wohnen: 

den Schutzjuden in Religionsſachen es mit der ganzen jüdifchen Gemeine halten und kei— 

ner davon ausgeſchloſſen, noch auch die geringfte Trennung darin verftattet, fondern die 
fämmtlichen Glieder der jüdiſchen Gemeine in fothanen Religions- und Stirdyenfadhen den 
Aelteſten und dem Rabbi unterworfen bleiben, _ _ f 
womit in der That ganz daffelbe für die in den Städten, für melde dad Judenreglement 
erlaffen wurde, wohnenden Juden feftgefeht ift, was der Wohnort bei öffentlidy aufgenom- 
menen Religionögefellfchaften vermöge des Parochialzwanges mit fid) bringt. 

Hienach würde, wenigftend in den Städten, Mitglied der Judengemeine des Ortes in 
dem Sinne, daß eine Zuzichung zu den Berathſchlagungen und eine Heranziehung zu den 
Gemeinelaften Statt findet, ein jeder an dem Orte wohnende felbititändige Jude fein. 

Diefer Grundfag wird jedoch, tie oben bereitd bemerkt, in der Regel von den Juden- 
gemeinen weder in den Städten noch auf dem platten Lande anerkannt. Die jüdischen Reli- 

Erfte Abtheilung. 26 
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iondgefellfchaften beruhen in der Regel auf freier Vereinigung, und die Bedingungen bed 
Sintrittö in diefelben find in den verſchiedenen Gemeinen verſchieden, häufig aud) gar nicht 
nad) beftimmten Grundfägen geordnet. 

Die gewöhnlichen Bedingungen der Mitgliedſchaft find folgende: 

Selbititändigkeit, Bildung eined eigenen Haudſtandes; 

Volljährigkeit; " 

Unbefcholtener Ruf; 

Befig der bürgerlichen Rechte aus dem Edifte vom 11. März 1812; 

—* auch wenn fie einen eigenen Hausſtand bilden, werden nicht überall für aufnahme: 
ähig eradıtet. 

Erroorben wird dir Mitgliedfchaft in der Negel 

a) durch die Niederlaffung an dem Orte der Gemeine; 

b) durch Zahlung eines Einkaufögelded und eined laufenden Beitrages zur Befriedigung 
der Gemeinebedürfniffe. 

In manden Gemeinen wird auch nur die Entrichtung der laufenden Beiträge, ohne ein be 
ſonderes Einkaufsgeld, gefordert. 

Rüdfihtlih ded Einkaufsgeldes iſt zu bemerken, daß die Regierungen ermächtigt find, 
daffelbe den Umftänden angemeffen zu normiren. In dem Girfularreftripte der Minifterien 
der geiftlihen 2c. Angelegenheiten und des Innern vom 25. Juni 1842 — Minifterialblatt 
für die innere Verwaltung, 1842 S. 259 — ift hierüber bemerkt, daß ed nicht zugegeben 
werden könne, daß die Aufnahme eined Juden in eine jüdiſche Synagogengemeine zu Geld: 
erpreffungen benußt iverde. Es fomme daher darauf an, welches Eintrittögeld feither obfer- 
vanzmäßig oder einem bereitd beftchenden Gemeinebeſchluſſe gemäß gezahlt worden fei, und 
wenn ein ſolches biöher nicht feftgefeht geivefen, müffe den judifchen an aufgegeben 
werden, durch einen zu faffenden Beſchluß ein Eintrittögeld zu höherer Genehmigung vorzu: 
ſchlagen, worauf daffelbe mit Rücſicht auf das der jüdischen Gemeine gehörende, für den 
Kultus benugte Grund- und Kapitalvermögen zu prüfen und eventualiter feftzuftellen fei. 

Die Mitgliedfhaft geht verloren 

a) durch Veränderung des Wohnortes; 

b) durch den Lebertritt zu einer anderen Neligiondpartei; 

c) durch Verweigerung der Iheilnahme an den Gemeinelaften. 

Die Ausſchließung und die Verbannung eines Mitgliedes foll den Judengemeinen nad) $ 31 
des General-Judenreglementd vom 17. April 1750 nicht geftattet fein und diefe Beſtimmun 
ift nach den Reffripten vom 9. Juni I812 und 21. März 1827 (Annalen XII ea) 
nicht für aufgehoben zu eradıten, weil fie mit dem Edikt vom 11. März 1812 nicht in 
Widerſpruch fteht. 

Die beitragenden Mitglieder find gewöhnlich audy ftimmfähig und zu Gemeineämtern 
wahlfähig. Der Stimm- und Wahlfähigteit gehen jedoch in der Regel diejenigen Mit- 
glieder verluftig: 

a) die zur Kriminalunterfuchung gezogen werden, fo lange fie nicht freigefprodhen find, 
oder die ihnen auferlegte Strafe verbüßt haben. Entehrende körperliche oder Zuchthaud- 
ftrafe macht in einzelnen Gemeinen für immer ftimm- und wahlunfähig; 

b) die in Stoncurd gerathen find, fo lange fie nicht die Rechtswohlthat der Güterabtretung 
erlangt haben, oder wenn dad Benefigium nicht beanſprucht ift, fo lange nicht der Ge— 
meinfhuldner in der Unterfuhung wegen Banquerottö ein freiſprechendes Erfenntniß 
erhalten hat; 

e) muthwillige Neftanten der Gemeine. 

Die Ordnung der Form und Feier des Gotteödienftes ift lediglich den jüdiſchen Gemeinen 
felbft überlaffen. Das Allg. Landrecht Ih. H Tit. 11 88 46—49 beftimmt hierüber: 

46. Wegen der äußern Form und Feier des Gotteddienfted kann jede Kirchengefell- 

fchaft dienliche Ordnungen einführen. 

847. Dergleihen Anordnungen müffen jedody dem Staate zur Prüfung nad dem 

813 — daß nichts gegen Gott, Staat, gute Sitte darin enthalten — beftimmten Grundſatze 
vorgelegt werden. 
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848. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit anderen Polizeigefegen gleiche Straft 
und Verbindlichkeit. 

849. Cie fünnen aber ohne Genehmigung ded Staated nicht verändert, noch wieder 
aufgehoben werben. 

Hiernach fteht auch den jüdiichen Gemeinen dad Recht zu, ihre inneren Nechte inner: 
halb der durch die obigen geſetzlichen Beftimmungen feftgeftellten Gränzen durdy Synagogen: 
ordnungen zu reguliren. Eine eigentliche Beltätigung von Staatd wegen wird folden Syna— 
gogenordnungen mit Rüdficht auf die Stellung, welche der Staat dem jüdifhen Kultusweſen 
gegenüber einnimmt, nicht erteilt, eine Prüfung derartiger Statuten findet aber im allge: 
meinen ftaatöpolizeililihen Intereffe in der Weiſe Statt, daß Die Regierungen nad) gefchehe- 
ner Prüfung und bei nicht obwaltenden Bedenken erklären, eö finde fid bei dem Inhalte aus 
ftaatöpolizeilichen Rüdfichten nichts zu erinnern. 

Mo ed an foldyen Synagogenordnungen fehlt, treten die allgemeinen geſetzlichen Be— 

fimmungen über erlaubte Privatgefellihaften ein und die Gemeinebeſchlüſſe werden alödann 
nad) den fpeziellen Vorſchriften der 8851 seq. II. 6 Allg. Landrecht durd Stimmenmehr- 
heit der Anmefenden gefaßt, womit audy die jüdischen Nitualgefege übeinftimmen follen. 
IF Zu den inneren Rechten der jüdifhen Religiondgefellichaften und zu der den Quden ge: 
ftatteten Ausübung aller ihren Religionsgrundfägen gemäßen Gebräuche gehört es ferner, 
dap ihnen der Staat ein Strafrecht gegen ihre Gemeinemitglieder, fobald es fih um innere 
Vergehen, die fie ald Ennagogengenoffen begangen haben, handelt, zufteht. Nach dem Gir- 
kular vom 22. Mai 1775 N. C. C. M. Tom. IH p. 133 ift den Rabbinern und Aelteſten 
dad Recht zur Beftrafung der Uebertreter in Ceremonialſachen ausdrüdlic beigelegt. Die 
bloße Auöfhliehung von der Thora und die Entzichung der Synagogenrechte foll aber eine 
innerhalb richtiger Grenzen ſich haltende Strafe fein, welche nur den Charakter einer kirch— 
lien Buhe trägt. Die Staatöbehörde mifcht fid) jedoch nad) jekiger Lage der Sache in das 
Innere des jüdischen Kultusweſens nicht dergeftalt ein, um darüber zu entfcheiden, ob der 
Rabbiner Gewalt habe, eine foldye Sakungdftrafe audzuſprechen oder nicht. 

CH Reftr. des Minift. der geiftlichen Angel. vom 26. Mai 1840. 

In einem Spezialfalle hatte ein Rabbiner ein angeblich zum Koſcherſchlachten nicht be: 
rechtigtes Mitglied der Gemeine mit dem Bann belegt und diefen öffentlidy in der Synagoge 
bollgiehen laſſen, wodurch dem Betreffenden namentlid der Zutritt ur Thora unterfagt 
wurde. Auf die deshalb erhobene Beſchwerde und dad Geſuch, die Aufhebung ded Bannes 
zu veranlaffen, hat fi) dad Minifterium ded Innern dahin ausgeſprochen, 

daß es hinfichtd des verfügten Bannfluches nichts verfügen könne, es vielmehr Sache der 

eg jüdifchen Gemeineglieder fei, ob fie den auögeſprochen Fluch beachten wollen 

oder nicht. 

CL. Reſtript vom 8. Dftober 1830. 

Anderd verhält es ſich mit der Beftrafung muthwilliger Störung des Gottesdienſtes. In 
diefer Beziehung fteht den jüdifhen Gemeinen fein Recht eigener Erlaffung und Handhabung 
bon Strafanordnungen zu, vielmehr müffen, wo Gemeinemitglieder durch Vebertretung der 
bon der Gemeine unter ſich getroffenen Beftimmungen wegen der Ordnung bei ihren gotteö- 
dienſtlichen Zuſammenkünften oder durch ſonſt ungebührliches Verhalten bei denſelben ſich 
einer wirklichen Störung des Gottesdienſtes ſchuldig machen, die Kontravenienten der kom— 
petenten Polizei⸗ oder Gerichtobehörde zur Abſtellung ſolcher Störungen und Beſtrafung des 
ſchuldigen Theiles nach der geſetzlichen Verordnung des $ 216. I. 20 Allg. Landrecht an- 
gejeigt werden. 

eftr. des Minift. der geiftlichen 2c. Angelegenheiten und des Innern vom 23. Apri 1836, 

Die Aufbringung der Kultuötoften, fowie der Übrigen Gemeinelaften und die Art der 

Repartition derfelben beruht lediglidy auf Gemeinebeſchluß. Zu den Gemeinebedürfniffen ge: 
bören außer den aufzubringenden Koften für die Synagoge und für die Gemeinebeamten 
und unter Umftänden für die Schul-, Armen- und Krankenpflege gewöhnlid) aud) 

a) dad gemeinfame Badehaus für die jüdifhen Frauen, 

b) der Lehrer zum Religionsunterrichte der Kinder in der Gemeine, 

c) der Begräbnißplap. 
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Gemeine befindet, eine befondere Beerdigungsgefellfhaft aus den Gemeinegliedern, die eigene 
Statuten und eine cigene Kaffe hat, und ihre Geſchäfte freiwillig und ohne Remuneration 
berfehen. Die Beerdigungsgefellihaften find verpflichtet, auch die Zeichen derjenigen Juden 
auf ihren Kirchhof aufzunehmen, welche nicht zu ihrer Gemeine gehört haben. Sie find aber 
berechtigt, von den Hinterbliebenen, falls diefe zahlungsfähig find, eine angemeſſene Entſchä— 
bigung nad) einem von der Regierung zu regulirenden Iarif zu fordern. Neftript vom 
24. März 1842 (Minifterialblatt für die innere Verwaltung. 1842. ©. 63.) 

Der Repartitiondmodud der Gemeinclaften ift, wie bereitd bemerkt, dem eigenen Beſchluſſe 
der jüdijchen Gemeinen überlaffen. Gewöhnlidy legt man der Repartition Die frühere Ein- 
theilung der Juden in reiche, bemittelte und arme zum Grunde. In Berlin tritt jährlich eine 
Schätzungskommiſſion zufammen, die aus den verfchiedenen Klafjen der Beitragenden gebil- 
det ift, und in 4 Sektionen von je 5 Perfonen zerfällt, deren jeder ein Kommiſſarius des 
Dber-Borftehertollegiums beigegeben ift. Diefe prüfen und refpeftive genehmigen die borge- 
legten Etats und beftimmen den Beitrag eincd jeden einzelnen Gemeinemitglieded. Diefe 
4 Sektionen wählen dann je ein Mitglied aus ihrer Mitte und die vier fo bezeichneten In- 
dividuen konſtituiren fic) zu einem Ausihuß für dad ganze Jahr, um die laufenden Gefchäfte 
zu bejorgen. 

In der hiefigen jüdiſchen Gemeine wird die Höhe der Beiträge zufolge einer von den 
Aclteften entworfenen und von der Regierung zu Potsdam unterm 22. April 1813 beftätig- 
ten Inftruftion von einer aus 5 Oemceinegliedern beftehenden Kommiffion bejtimmt. In den 
Hleineren Gemeinen liegt die Repartition der Beiträge gewöhnlich den Vorftchern ob. 

Gegen diejenigen Mitglieder, welche die rüdftändigen Beiträge zu den Gemeinebedürf- 
niffen nicht leiſten wollen, findet, weil die Judenfhaft nur eine Privatgefellichaft ift, feine 
Eretution im adminiftrativen Wege, fondern nur der Weg Rechtens Statt. Nur in Berlin 
find die Aelteſten nach $ 6 der vorgedachten Inftruftion auönahmöweife befugt, bei nicht 
erfolgter Einzahlung des Beitraged Jwangsmittel eintreten zu laſſen. Diefe beftanden bis 
zum Jahre 18525 darin, daß die Rejtanten der Regierung zu Potödam angezeigt wurden, 
von welcher die Exekutionsvollſtreckung ausging. Doch fam eine ſolche felten vor, teil die 
Bedürfniffe meift durch eine auf dad Kauſcherfleiſch gelegte Abgabe (Pardon genannt) auf 
gebracht wurde, bei welcher feine Rüdjtände Be waren. Ms aber durch das Reftript 
ded Minifteriumd ded Innern vom 22. Dftober 1824 einem jeden Juden dad Schächten 
frei gegeben wurde und in Folge deffen die vorgedadhte indirekte Gemeinefteuer aufhörte, und 
eine andere direkte Abgabe erhoben werden mußte, trugen die Nelteften darauf an, daß bei 
dem Boligeipräfidium auf ihre Koften ein Erefutor angenommen würde, welcher gegen die 
von ihnen namhaft gemachten Neftanten die Erefution vollftredte. Durdy Reftript vom 
25. November 1825 wurde diefer Antrag genehmigt, worauf gegen einen von der Juden 
ſchaft geleifteten Beitrag von 20 Ihalern ein Hülfserefutor für die Einziehung der rüdftän- 
digen Beiträge angefteilt ift. 


Don den Beamten der jüdischen Religionsgefellfchaften. 


Die Beamten der jüdifchen Gemeinen find, nadydem die politiſchen Korporationen ber 
Juden zu beftehen aufgehört haben, nur ald Privatdeamte der jüdiihen Religionsgeſellſchaft 
und in diefer Eigenſchaft nicht ald personae publicae anzufehen. Sie geniehen mithin nad) 
8 26. 11. 11 Allgem. Landrecht feine befonderen perfönlidyen Rechte und von ihrer Annahme 
mit Ausſchluß der Schullchrer nimmt der Staat nur in foweit Kenntniß, ald ed die allge 
meine Zandeöpoligei mit ſich bringt. Selbft in denjenigen Territorien, wo die Juden wirt 
liche Korporationen bilden, werden die jüdiſchen Verwwaltungdbeamten nidyt für mittelbare 
Staatödiener erachtet. Neftr. v. 27. Mai 1842. 

Die jüdischen Beamten find daher auch von den Abgaben gegen den Staat und die Ge: 
meine nicht befreit, Insbeſondere unterliegt es nad) jeiger Lage der Gefeggebung feinem 
Bedenken, daß die Rabbiner zu den ftädtifhen Rommunalabgaben beitragen müffen, da fie 
nicht vom Staate beftätigte Beamte find, mithin auf die den chriſtlichen Geiftlichen zugeftan- 
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denen Befreiungen nicht Anſpruch machen fönnen. Reftr. des Minifterium ded Innern vom 
8. Dftober 1835. 


Zu den jest noch vorkommenden jüdiſchen Gefellfhaftöbeamten gehören: 
1. Die Melteften oder Borfteber. 


Nah dem General-Judenreglement vom 17. April 1750 ftanden die Melteften an der 
Spitze der ganzen Judengemeine. Ihre Anftellung gefhah unter Aufſicht des Staates in der 
Art, daß die von der Gemeine gewählten Kandidaten zur Beltätigung präfentirt werden 
mußten, und die Wahl felbit Seitens der Gemeine fand nad) abjoluter Mehrheit der Stim- 
men Statt. Jedes beitragende Mitglied war ftimmfähig und lieferte feine Stimmzettel bis zu 
dem feftgefehten Tage bei dem Beglaubten ab. 

In Berlin wurden behufs der Wahl die Mitglieder der Gemeine in drei Klaffen getheilt, 
nämlidy in die vermögenden, die mittleren und die armen Juden, aud weldyen fodann zur 
Erwählung der Aelteften 7 Männer — in Gegenwart der fogenannten 15 Männer, des 
Rabbinerd und der gelehrten Affefforen — durd) dad 2008 geyogen wurden, und zivar aus 
der erſten Kaffe drei und aus den beiden anderen je zwei. Die Sieben wählten, nachdem fie 
eidlich angelobt hatten, nicht foldye zu wählen, welche der Gemeine vorzuftehen nicht tüdhtig, 
die Nelteften, gelehrten Affefforen, Armenvorftcher und Kaffirer. Die getroffene Wahl mußte 
binnen 8 Tagen bei Strafe der Nichtigkeit der Staatöbehörde zur Betätigung angezeigt 
werden. In Berlin belief ſich die Zahl der Aelteſten, einſchließlich des Oberälteſten, auf 6, 
melde ein Kollegium bildeten. Die Anftellung dauerte drei Jahre. Die Ausſcheidenden fonn= 
ten jedoch von Neuem gewählt werden und der Gewählte durfte die Wahl nur beim Vor— 
handenfein erheblicher Gründe ablehnen. Die Xelteften follten unter ſich nicht nahe verwandt 
fin und ſämmtliche Beamten follten fo wenig Stonnerionen wie möglid im gemeinen Leben 
mit einander haben. Die Aelteften waren personae publicae und fonnten daher auch Attefte 
uber Gegenftände ihred Amtes ertheilen. Cie waren der Oberaufliht des Staates unterwor: 
fen und follten mit einer Amtsinftruttion verfehen werden. 


Ihre amtlichen Funktionen waren folgende: 

a) Sie waren Vorfteber und Repräfentanten der Gemeine nach Außen, vertraten diefelbe 
bei den Staatöbehörden und in Redtöangelegenheiten und kontrahirten Namens der 
Gemeine mit Dritten. Die von den Aelteſten fontrahirten Edyulden waren für die Ge— 
meine verbindlich). 

b) Sie waren verpflichtet, die Gemeine zu beobachten und es anzuzeigen, wenn fie gewahr 
wurden, daß bei der Judenichaft etwas vorging, wobei der Etaat intereflirt fein konnte, 
Im Unterlaffungsfalle follten fie fistalifch beftraft werden. 

e) Die Führung der Heirathe-, Geburtö- und Eterberegifter war ihnen übertragen. 

d) Ferner lag ihnen die Verwaltung der inneren Angelegenheiten ob. Sie mußten daher 
die Beiträge einnehmen und verwenden, oder diefcd durch Nendanten und Kaffirer be> 
forgen laffen, die Anftellung der Gemeincdiener veranlaffen, die Oberaufſicht über die 
von den Gemeinen unterhaltenen Anftalten — Lazarethe, Armenhäufer u. f. w. führen; 
aud) hatten fie die hergebradhten Anordnungen in Betreff der Synagogen aufrecht zu 
erhalten und bei dem Gottesdienfte die Polizei zu handhaben. Zu diefem Zwecke ftand 
ihnen enblid) 

e) in Gemeinſchaft mit den Nabbinern eine Art von Strafgerichtöbarteit zu. 

Außerdem follten ſich die fämmtlichen Welteften jährlich einmal verfammeln und über 
das, was die Judenſchaft angeht, einen gemeinfamen Beſchluß faflen. Bon diefen Verfamm: 
lungen durfte Niemand bei 2 Ihaler Strafe auöbleiben, wenn er nicht wegen Krantheit oder 
anderer wichtigen Urfachen, die er Dem dirigirenden Melteften anzeigen follte, daran verhindert 

wurde und ein folder Abtwefender war durd) den Gemeinebeſchluß gebunden. 

Da in diefen Beftimmungen bis jetzt gefeglich nichts geändert ift, fo muß man de jure 
annchmen, daß die Funktionen der Aelteſten auch jetzt noch diefelben find, welche ihnen früher 
oblagen, mit Ausnahme aller derjenigen, welche mit ihrer früheren Stellung verbunden 
waren. Cine hauptſächliche Folge des Wegfalled der politiidyen Bedeutung der Judenge— 
meinen ift in dieſer Beziehung namentlidy die, daß die getroffene Wahl der Aelteſten jegt 
nicht mehr von der Regierung beftätigt zu werden braucht, und daß der Staat überhaupt 
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von dem Mirken der Nelteften keine Notiz mehr nimmt, fobald ed nidyt aus polizeilichen 
Gründen unter befonderen Unſtänden nothivendig erfcheint. 

Der jetzige Modus bei den Wahlen der Vorftcher ift zwar in den verfchiedenen Gemei- 
nen nicht übereinftimmend, gewöhnlidy-aber erfolgt die Wahl durch die ganze Gemeine nad) 
abfoluter Stimmenmehrheit. Die den Vorftehern obliegenden Funktionen werden durd) Ge: 
meinebefchluß feitgeftellt. Gewöhnlid) liegt ihnen ob: 

a) die Geſellſchaft zur Berathung und Beſchlußnahme zufammen zu berufen und in ber 
Verſammlung den Vorfig zu führen: 

b) die Beſchlüſſe der Geſellſchaft zur Ausführung zu bringen; 

e) die Gefellfchaft in ihren Angelegenheiten nad) Außen zu vertreten und die Verwaltung 
ihrer inneren Angelegenheiten, namentlid) der für den Kultus und Unterricht nöthigen 
Anftalten zu beforgen; 

d) der Geſellſchaft die Repartition der zu leiftenden Beiträge vorzuſchlagen, demnächſt diefe 
— — er dad Vermögen der Gefellfhaft zu verwalten und ihr Rechnung 
zu Segen, endli 

e) in den gottesbienftlichen Berfammlungen für die Aufrechthaltung der Ordnung zu forgen. 

Befondere Repräfentantenkollegien, welche die Gemeinen den Vorſtehern gegenüber ver- 
treten umd die Gefhäftöführung der letern fontroliren, find in der Regel nicht vorhanden. 
In Berlin findet eine Repräfentation der jüdifhen Gemeine den Vorftchern gegenüber nur 
infofern Statt, ald zur Berathung über wichtige Angelegenheiten, befonderd wenn es fid) 
um größere Auögaben handelt, noch 27 Mitglieder hinzugezogen werden, welche nad) abfo- 
luter Stimmenmehrheit ihre Zuftimmung zu ertheilen a In Bredlau wird die jüdiſche 
Gemeine durd ein Vorfteherfollegium repräfentirt, dad von ſämmtlichen ftinmfähigen Ge- 
meinegliedern, d. h. von foldyen, die mindeftend einen jährliden Beitrag von 6 Ihalern zah— 
Ien, gewählt wird. Das Kollegium beftcht ftatutenmähig aud 15 Mitgliedern, von denen 
jährlid) der dritte Theil ’auöfcheidet. Eine weitere Vertretung findet nicht Statt, 


2. Die Rabbiner. 


Die Rabbiner waren von jeher infofern verfchieden von den Welteften, ald, während die 
Lehteren der Gemeine nady Außen vorftanden, und die inneren Angelegenheiten verwalteten, 
fie ed in der Gemeine mit den Rechtoſachen und allen foldyen Angelegenheiten zu thun hatten, 
wo ed auf die Auslegung und Antvendung der Ritualgefege und Gebräuche anfam. Die 
Juden hatten in ihren Gemeinen gewöhnlich einen Rabbiner und zwei andere Gelehrte, welche 
unter dem Vorfige des Erfteren Recht Sprechen. Diefe Verfaffung fand fid) auch in Preußen 
por. Nach dem General-Judenprivilegium vom 17. April 1750 ift der Rabbiner derjenige 
unter den Juden, welder in der Audlegung und Erklärung der Ritualgefege 
ſich durch vorzügliche Gelehrſamtkteit auszeichnet und zur Verwaltung des 
Schiedörichteramts von der Judenſchaft erwählt und landedherrlich beſtä— 
tigt worden iſt. Zum Rabbiner durfte nur Einer in der Provinz und es ſollte dazu wo 
moͤglich ein Fremder oder doch ein ſolcher auderfehen werden, der mit der Judengemeine in 
feiner Verbindung fteht. 

Ihre Amtöfunktionen follten darin beftehen, daß fie 

a) in der Judenſchule am Sabbath die Erwachſenen fowohl ald die Kinder unterrichten, 
und fowohl die Bücher ded alten Teſtamentes, ald die des Talmud erklären; 

b) dad Gebet verrichten und die Gebete und Gefänge ordnen und nad) der Zeitfolge 
beftimmen ; 

ce) den ganzen Gotteödienft nad) dem Sinne der Gefeße einrichten ; 

d) die Mitglieder der Gemeine, welche die Öffentlichen und Privat-Kirchengebräuche ver- 
adıten, durch Ordnungoſtrafen zu ihrer Pflicht zurüdzuführen, und 

e) über Gegenſtände des Rituals zu entſcheiden. 

Zur Aufrechthaltung der gottesdienſtlichen Ordnung durften fie theils Geldſtrafen felt- 
fegen, theild den Bann vollftreden. Der Bann, weldyer auch jest noch vorkommt, iſt eine 
eigenthümliche jüdiſche Strafe, vermittelit tweldher Jemand von der Gemeinschaft der jüdifhen 
Religionsgeſellſchaft ganz oder zum Iheil ausgefchloffen wird. Derfelbe fand befonderd in 
Anfchung derjenigen Vergehen Statt, auf weldye nicht ausdrüdlid eine Strafe beftimmt ift, 
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die aber gleichwohl einer Ahndung unterworfen find. Es ift nad) der Wichtigkeit des Ver: 
gehend bald der große, bald der Heine Bann. Durch den großen Bann wird der Berurtheilte 
verflucht und von aller menſchlichen Geſellſchaft, auch von dem jüdischen Gottesdienſte in der 
Synagoge auögefchlofien, der Heine Bann währt nicht über 30 Tage und wird, wenn der 
Verurtheilte nicht zum Gehorfam zurüdtehrt, auf 60 oder nad) dem Befinden der Umftände 
nod) auf 30 Tage verlängert. Diefer kleine Bann wird durch eine bloße Erklärung angefagt 
und ebenfo wieder aufgehoben. Der Verbannte wird aud) nicht von allem Umgange ausge: 
ſchloſſen. Er wohnt in feinem Haufe und feine Familie geht frei mit ihm um, Fremde müffen 
aber 4 Fuß von ihm entfernt bleiben. 

Nad) den von den Regierungen erftatteten Berichten wird der Bann nur noch höchſt fel- 
ten gehandhabt und ift bei den meiften jüdifchen Gemeinen ganz in Bergeffenheit gerathen. 

Bon den Geldſtrafen und den 2 Ihlrn., welche der mit dem Bann Belegte während der 
Dauer ded Banned täglid) zahlen mußte, floffen zwei Drittel der Staatöfaffe und ein Drittel 
der jüdischen Armenfafte zu. 

Außer den obigen Zunttionen, welche den Rabbinern als Priefter oblagen, ftand ihnen 
fruber ald Schiedörichtern audy die Kompetenz zu in bürgerlichen Nedytöfachen. Diefe trat 
jedoch in Preußen von jeher nur dann ein, wenn Juden mit Juden zu thun hatten, und wenn 
die Streitigkeiten zugleich in Die jüdiſchen Ritualien einfchlugen, alfo namentlid) bei Ehepatten 
und in Betreff der Gültigkeit derfelben, bei Konkurſen und in Succeffionöfällen u. ſ. w. Die 
richterliche Qualität der Rabbiner hat jedody natürlidy da aufgehört, wo die Juden der 
Staatsgeſellſchaft einverleibt worden find, und es können daher jegt nur noch ihre Funktionen 
in Religionsfadhen in Betracht fommen. 

Nah einem im Jahre 1818 von dem Judenälteften Gumperg erforderten Gutachten 
beihräntt ſich die Ihätigkeit der Rabbiner jest lediglich darauf, bei der Gemeine, welche fie 
mit ihrem Zutrauen beehrt und berufen hat, in Sadyen deö Geremonialgefeged und wenn 
über erlaubte und unerlaubte Speifen geurtheilt werden foll, zu entſcheiden, auch die jüdischen 
Schlächter über ihre Kenntniffe der Schladytgefege zu prüfen. Sie haben deöhalb nad) der 
Anfiht des xc. Gumper in ihren Funttionen mit den chriſtlichen Predigern gar keine Achn- 
lijkeit und find gerade in den wichtigſten Geſchäften von den chriſtlichen Geiftlichen ver— 
ſchieden. Sie verrichten die' Beſchneidung gewöhnlich nicht und auch bei den Trauungen ift 
ihre Mitwirkung nicht erforderlidy; fie führen feine Kirchenbücher und predigen nur ausnahms— 
weile; fie find nicht dazu berufen, den Unterricht in der Religion wahrzunehmen, die Aufficht 
uber die Schulen zu führen und die Sterbenden zu tröften. Ihre Enticyeidungen haben, da 
die Rabbiner keiner Prüfung ihrer Kenntniffe von Seiten des Staated untertvorfen, auch 
nicht unter Autorität des Ichteren in ihre Stellen berufen werden, nur infofern Gültigkeit, 
ald man fie im Vertrauen auf ihre Gefegfunde anerkennen will. Cine Unterordnung der ein 
zelnen Rabbiner unter einander findet nit Statt, vielmehr hat jeder Rabbiner nur fo viel 
Autorität, ald das ihm geſchenkte Vertrauen der jüdischen Glaubendgenoffen zuläßt. 

Die Richtigkeit dieſes Gutachtens fuchte der damalige Vice-Ober-Landrabbiner Weyl 
anzufechten, indem er behauptete, die Heiligung der Sabbathe und der Feſttage, die Reini: 
gungs- und Speifegefege, ferner die Art der gotteödienftlichen Verrichtungen, der religiöfe 
Unterricht und der Wandel der Lehrer gehörten zur Kognition der Rabbiner, wenngleich ih- 
nen feine Macht verliehen fei, die Befolgung der Gefege auf dem Wege des Zwanges zu 
verlangen, fie vielmehr nur auf dad Gewiffen ihrer Gemeine wirken könnten und er trug 
deöhalb darauf an, zu beftimmen, 

daß in Angelegenheiten des Kultus, in Anwendung und Audlegung der Neligionögefege 

und Gebräuche nur dem Nabbiner die Entſcheidung zuftehen, und daß bei allen den Reli— 

giondunterricht und das Neligionöwefen betreffenden Angelegenheiten die Worfteher oder 

Melteften einer Gemeine ohne Zuftimmung ded Oberrabbiners oder Zandrabbiners nichts 

bornehmen und befchließen könnten. 

Die Minifterien des Innern und der geiftlihen 2c. Angelegenheiten haben jedoch biöher 
ſtels die Anficht feftgebalten, daß die Grundfäge, von welchen auögchend Gumpert den 
Einfiug der Rabbiner auf die Neligiondangelegenheiten der Juden feftgeftellt, den Gefegen 
des Preußiſchen Staates über die rechtlichen Verhäftniffe blod geduldeter Religiondparteien 
und der Bekenner des jüdiſchen Glaubens inobefondere völlig entfpredye. Demgemäß werden 
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die jüdiſchen Rabbiner für bloße Kultuöbeamte der jüdifhen Religiondgefellfchaft, nicht für 
unter öffentlicher Autorität beftellte Religiondlehrer, deren Qualififation von der geiftliden 
Dberbehörde ded Staated zu beurtheilen it angejehen. Bon dem Unterrichte, den die jüdifchen 
Gelehrten in der jüdiſchen Theologie ertheilen, nimmt der Staat nicht nähere Kenntniß, 
vielmehr bleibt den Judengemeinen felbft die Entſcheidung über dad Maaß von Religiond- 
fenntniffen, welches fie von ihren Religionslehrern verlangen wollen, und über deren Recht— 
gläubigkeit allein Überlaffen. 

Den Rabbinern ift aud) überall feine potestas ecelesiastica im gefeglidyen Wortverftande 
beigelegt. Wenn fie daher aud) gewöhnlich zu Handlungen, bei denen ed auf Beobachtung der 
Geremonialgefege anfommt, zugezogen werden, fo find ihre Glaubendgenoffen doch nicht ver- 
pflichtet, fid) ihrer zu dem einen oder dem anderen Behufe zu bedienen. Cie verrichten ge— 
möhnlidy die jüdishen Trauungen, haben aber fein ausſchließliches Recht, Die Trauungen und 
andere religidfe Handlungen entweder felbft zu verrichten oder durch fpeziell Dazu ermädhtigte 
Verfonen verrichten zu laſſen, fondern es kann jeder in der Religion unterrichtete Jude ſolche 
Handlungen ohne allen Beiftand ded Rabbiners verrichten, namentlich eine Ehe einfegnen 
und die Befchneidung verrichten. Die Feftfegung der Gebühren für die Shnagogendiener 
bei Irauungen, ſowie überhaupt bei religiöfen Dienfthandlungen ift Sache der Uebereinkunft 
der Interefjenten und bei ganzen Gemeinen ded Societätsbeſchluſſes. Ein Einfchreiten mit 
öffentlichen ITarordnungen findet nit Statt. Gewöhnlich find in den einzelnen Gemeinen 
gewiffe Säge hergebracht oder mit den betreffenden Beamten gleich bei ihrem Engage 
ment verabredet. 

Eine Unterordnung mehrerer mit Rabbinern verfehener Gemeinen findet nirgends Statt. 
Die vortommenden Benennungen: Rabbiner, Oberrabiner, Ober:2andrabbiner, Rabbiner: 
Stellvertreter u. ſ. w. find vielmehr nur verſchiedene Bezeichnungen für die mit der Vertval- 
tung der Rabbinatögefhäfte von den jüdifhen Gemeinen beauftragten Perfonen. 

Die Art und Weife, wie die Wahl der Rabbiner vorgenommen werden foll, ift gewöhnlich 
für jede einzelne Gemeine in deren Statuten beftimmt. In mandyen Gemeinen erfolgt die Wahl 
durch die Vorfteher, in anderen durch die ſämmtlichen ftimmfähigen Mitglieder. Kür die hie: 
fige jüdifche Gemeine ift für die vor Kurzem Statt gehabte Wahl eines Rabbiners (reip. 
Nabbinatö-Affefford), weil es an ausreichenden Vorſchriften für cine ſolche Wahl mangelt, 
durch die Allerhöchfte Ordre vom 25. Mai 1542 folgender Wahlmodus argeordriet worden: 

1. Die Wahl des Rabbinerd ift von dem Gemeineborftande mit Zuziehung von 32 
dispofitionsfähigen Männern, welche aud den beftehenden drei Klaffen, den vermögenden, 
mittleren und armen Gemeinegliedern zu nehmen find, zu bewirfen. 

2. Diefe 32 Männer und eine angemeffene Zahl von Subftituten zum Erfat für die 
jenigen, welche an der Iheilnahme der Wahl verhindert oder zu derfelben nicht geneigt find, 
find in Gegenwart der fogenannten 15 Männer und der beiden Rabbinatsaffefforen aud 
ſämmtlichen ftimmfähigen Gemeinegliedern in der Urt zu beftimmen, daß aus jeder der beiden 
erften Klaſſen 11 und aus der dritten 10 Mitglieder an der Wahl Theil nehmen, 

3. Das auf diefe Weife aud dem Gemeinevorftande und den 32 Männern gebildete 
Wahltollegium ift von dem Vorfigenden des Erfteren, unter Angabe ded Zwecks der Zu: 
fammenberufung, zu einem mit achttägiger Friſt anzuberaumenden Wahltermine einzuladen 
und hat in diefem Termine die Wahl eines Nabbinerd mit abfoluter Stimmenmehrheit 
borqunchmen, 

4. Die Minifter des Innern und der geiftlichen ıc. Angelegenheiten find ermächtigt, den 
Gewaͤhlten in feinem Amte zu beftätigen, wenn gegen die Berfon deffelben feine Bedenten ob: 
walten, entgegengefegten Falles it an des Königs Majeftät zu berichten. 

Dieſe Beflimmungen follen auch bei fünftigen Wahlen zur Beſetzung des Rabbinats zur 
Anwendung fommen, bid Abänderungen derfelben in Folge der über die Regulirung der jü— 
diſchen Kultus: und Gemeineverhältniffe angeordneten Verhandlungen befchloffen fein werden. 

In Bredlau, wo ftatutenmähig ein aus 2 Nabbinern beftehended Rabbinatötollegium 
vorhanden ift, werben die Rabbiner und refp. Beifiger in folgender Art gewählt: 

Es treten zunädyft die 15 Obervorftcher und deren 10 Stellvertreter zufammen. Diefe 
wählen insgefammt aus der Gemeine nod 10 Gelehrte oder Sadyverftändige; dann werden 
noch 35 Perſonen aus denjenigen Gemeinegliedern gewählt, die jährlich 6 Thlr. und mehr 
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zu den Gemeinebedürfnifien beitragen und dad auf diefe Weife fonftituirte Wahlfollegium 
von 70 Berfonen wählt die Rabbiner und refp. Affefforen nad Stimmenmehrheit. 

Ob die Rabbiner auf Lebenszeit oder auf eine beftimmte Reihe von Jahren oder endlich 
auf Kündigung gewählt werden follen, hängt von dem Befchluffe der Gemeine ab. Getwöhn- 
lid) wird mit ihnen ein förmlicher Kontrakt abgefchloffen. Ihre Befoldung befteht theild aus 
einem firirten Gehalt, theils in beftimmten Gebühren. Bei der Beantwortung der Frage, aus 
welchen Gründen fie entlaffen werden fönnen, muß zunächſt auf den mit ihnen abgeichloffenen 
Vertrag, eventuell auf die allgemeinen gefeglihen Beltimmungen zurüdgegangen werden. 
Die Entiheidung über die in diefer Beziehung ſich etwa ergebenden Differenzen gebührt 
dem Richter. 

Die Frage: 

ob die Judengemeinen gezwungen werben können, Rabbiner zu beftellen? 
ift zur Sprache gekommen, ald ſich im Jahre 1834 in Halle ein Rabbiner oder jüdifcher 
Aſſeſſor nicht aufhielt und das dortige Landgericht deöhalb wegen der jüdischen Eidedleiftungen 
in Derlegenheit gerieth. Das Königliche Ober-Landeögeriht in Naumburg war der Mei- 
nung, daß jede jüdische Gemeine von Auffichtd wegen angehalten werden fönne, da, wo es 
erforderlich ift, einen Rabbiner oder einen jüdiihen Gelehrten anzuftellen, und das Yuftiz- 
minifterium trat diefer Anficht bei. Dad Minifterium ded Innern eradıtete jedod) einen fol- 
hen Zwang nicht für auläffig, weil die Rabbiner nirgendd als eigentliche Öffentliche Beamte, 
welche bei dem jüdischen Kultus nothivendig wären, anerkannt, fondern nur ald Geſetzausleger 
anzufehen feien, an welche fid) die Juden in Gewiſſensſachen wenden. Die Anftellung der 
felben fei auch der Judenſchaft in feinem Gefege zur Pflicht gemacht, aud) würde fie fidy nur 
in wenigen Orten, wo größere Judenſchaften find, bewirken laffen, da eine große Anzahl von 
Juden ——*— zerſtreut, zum Theil nur einzelne Familien an einem Orte wohnen, welche 
tinen eigenen Rabbiner zu erhalten, gänzlich außer Stande ſein würden. Selbſt wenn im 
Wege der Geſetzgebung eine ſolche Vorſchrift gegeben werden ſollte, würde fie ſchwer aus— 
—— fein. Demgemäß iſt von dem Miniſterium des Innern und der geiſtlichen ꝛc. 
Angelegenheiten übereinſtimmend angenommen worden, daß die Juden eines Ortes als Re— 
ligionsgeſellſchaft zur Auftellung eines Nabbinerd nicht gezwungen werden können, daß es 
dagegen unbedenklich fei, überall, wo ein Rabbiner vorhanden, denſelben aud) wider feinen 
und der Gemeine Willen zu denjenigen Handlungen anzuhalten, bei weldyen das Geſetz die 
Anweſenheit eines ſolchen erfordert. 
3. Der Vorfänger oder Kantor und Schädter. 

Die Berrihtung ded Vorfängerd befteht darin, daß er die Kapitel aus der Ihora, oder 
aus dem Pfalmen, fo wie die Gebete bei dem Gotteödienfte vorfingt. Er wird gewöhnlich 
bon den Aelteften der Judengemeine oder aber von den ſämmtlichen Mitgliedern der Gemeine 
nad Mehrheit der Stimmen gewählt und erhält neben beftimmten Gebühren gewöhnlich 
noch ein firieted Gehalt, wozu von jedem Mitgliede der Gemeine nad) dem Verhältniffe deö 
Vermögens beigetragen wird. In der Megel ift der Vorfänger auch zugleich Schädhter. 

In einzelnen Gemeineh kommen auch noch befondere 

4, Gemeineredner 
neben den Rabbinern vor, melde von der Gemeine fontraktlidy angenommen find und zu 
deftimmten Zeiten religiöfe Vorträge in deutfcher Sprache in der Synagoge halten. 


Von den Gütern und dem Vermögen der jüdischen Religionsgefeltfchaften. 

Ueberall, wo die jüdifche Religionsgeſellſchaft feine Korporation bildet, ift fie als ſolche 
nicht fähig, ohne fpegielle Erlaubniß des Staates Vermögen irgend einer Art zu ertverben; 
fondern e8 kann died nur die Gefammtheit der einzelnen Mitglieder der Gefellfchaft. Anders 
verhäft e8 ſich zwar in Betreff derjenigen jüdischen Religiondgefellihaften, denen die Rechte 
einer Korporation ausdrüdlich beigelegt find, allein auch dieſe können Vermögen nicht ohne Ein- 
willigung der vorgefehten Behörde erwerben und insbefondere find auch fie in Betreff ded Er- 
werbeö von Gebäuden zu gottesdienftlihen Zufammenfünften an die ausdrüdliche Erlaubniß des 
Staates gebunden, denn der $ 24. I. 119. 2. R. beftimmt ganz allgemein, daß eine blos 
geduldete Religiondgefellfihaft das Eigenthum der zu ihren gotteödienftlichen Juſammen⸗ 
fünften beftimmten Gebäude ohne befondere Erlaubniß ded Staates nicht erwerben kann. 


— — 


— — — 


— — 


— — 


410 Die Königlichen Propoſitionen und Botſchaften. (9-30 


Hiernach unterliegt ed keinem Bedenten, daß wenn eine jüdische Religionsgeſellſchaft zu 
religiöfen Zwecken gemeinfamed Vermögen erwirbt, nad) jegiger Yage der Öefet ebung jedem 
Mitgliede der Gefellihaft ein Anrecht auf einen aliquoten Theil von diefem Vermögen zu: 
fteht, und daß inöbefondere Grundeigenthum, welches die Gefammtheit der Mitglieder einer 
jüdischen Religionögefellfchaft erworben, nicht auf den Namen der Gefellfchaft, fondern nur 
auf dem der einzelnen Mitglieder in dad Hypothekenbuch eingetragen werden fann. Bon 
diefer Regel tritt nur dann eine Auönahme ein, wenn der Religionsgeſellſchaft die auddrüd- 
liche Erlaubniß einer fpeziellen Afquifition ertheilt worden ift, indem in einem ſolchen alle 
nur angenommen werden kann, daß der Gefellfchaft die Eigenſchaft einer Korporation in 
Bezug auf dad beftimmte Grundſtück refp. Gebäude beigelegt worden fei. 


Das jüdiiche Schulweſen. 


Hinſichtlich des jüdifhen Schulweſens wird auf dasjenige Bezug genommen, was 
hierüber in den Motiven zu dem Gefegentwurf bemerkt worden ift. 


u. Rechtsverhältniſſe der jüdifchen Neligionsgefellfchaften in 
den neuen und wiedererworbenen Provinzen. 


A. In Allgemeinen. 


In Preußen find für die wiederertvorbenen und neuen Provinzen, mit Ausnahme ded 
Großherzogthums Poſen, noch keine allgemeinen gefeplihen Beltimmungen ergangen. 

Das Edift vom 11. März 1812 gilt, wie bereit oben bemerkt, nur in denjenigen Pro- 
vinzen, in welchen es bei feiner Erlaffung publigirt worden ift, und ift in den neuen und 
wiedererworbenen Provinzen, ald mit dem Allg. Landrecht und der Gerichtsordnung einge: 
führt, nicht anzuſehen, vielmehr find in die Nechtöverhältniffe der Juden in den Iehteren bid 
zur weiteren geſetzlichen Beftimmung, welche biöher nur für das Großherzogthum Poſen 
ergangen ift, lediglidy nad) denjenigen Vorfchriften zu beurtheilen, welche bei der Befignahme 
diefer Provinzen als darin beftchend vorgefunden worden find. Kab. Ordre vom 8. Aır 
guft 1830 (Gefesf. S. 116). 

B. In den einzelnen Provinzen. 


1. Im Großherzogthum Poſen, im Kulmer und Mihelauer Kreife und 
in der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. 


Nach der früheren Gefeggebung über die Juden in Polen ftand an der Spike der Juden, 
welche in Provinzen getheilt ihre eigenen Zandtage hielten, ein vom Staate beftätigter Mar 
ſchall, der alle 6 Jahre von Neuem erwählt wurde ünd die Angelegenheiten der Juden ſowohl 
nad) Innen ordnete ald gegen den Staat vertrat. Die Rabbiner hatten die Zuriödiktion fowohl 
in Sadyen der Juden unter ſich, als aud) in einzelnen Sadyen der Juden mit Chriften. Erſt 
unter dem letzten polniſchen Könige Stanislaus wurden jene jüdiſchen Landtage und Mar⸗ 
ſchäͤlle, ſowie viele andere jüdiſchen Privilegien aufgehoben. 

Als Preußen bei den Theilungen Polens in den Jahren 1772, 1793 und 1795 in den 
Beſitz eines Iheild deffelben gelangte, forgte es für Die Juden durch allgemeine Gefehge: 
bungen. In dem 1772 von Polen abgeriffenen Gebiete, welches jet die Provinz Welt 
preußen bildet, wurde durd) dad Notififationspatent vom 28. Februar 1772 das General- 
Judenreglement vom 17. April 1750 eingeführt. Für die ändertheile, welche fid) Preußen 
in den Jahren 1793 und 1795 aneignete, und ihnen die Bezeichnung Südpreußen und 
Neu-Dftpreußen beilegte, erichien unterm 17. Aprit 1797 ein befondered General- Juden: 
reglement für Süd: und Neu-Oftpreußen, in welchem auch von der Religions- und Rituale 
verfaffung der Juden umftändlid) gehandelt wurde. Dieſes Geſetz galt bid zum Tilfiter 
Arieden vom 12. Juli 1807. Durch diefen verlor Preußen die in Folge der drei Iheilungen 
Polens ihm zugefallenen Yändertheile faft gänzlich. Diefelben wurden dazu benutzt, um Dad 
von Napoleon neu kreirte Herzogthum Warſchau zu dotiren. Durdy die Konftitution ded 

(eßteren vom 22. Juli 1807 wurde, ohne daß in Anfehung der Juden eine Ausnahme ge 
macht, im & 4 beitimmt, daß vor dem Gefeg volltommene Gleichheit Statt finde und im 
8 69 wurde dad franzöfiihe Recht mit Aufhebung aller früheren Befege für das bürgerliche 
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Recht erklärt. Schon durch die Verordnung vom 17. Dftober 1808 wurden jedoch die poli- 
tiſchen Rechte der Juden auf 10 Jahre fuspendirt und auch in Betreff der bürgerlichen 
Rechte mehrere Ausnahmegeſetze gegeben. Als im Iahre 1815 dad Herzogthum Warſchau 
aufgelöft wurde, fiel durch den Parifer Frieden ein Iheil der ehemals Preußiſchen Provinzen 
an Preußen zurüd, und wurde theild zur Provinz Weftpreußen gefchlagen, zum Iheil zu 
einer neuen Provinz unter dem Namen ded Großherzogthums Posen umgeformt. In diefen 
Landeötheile wurde das Allg. Landrecht und die Gerichtsordnung wieder eingeführt, in An- 
ſehung des innern Staatörehtö verblicb es bei der beftchenden Verfaffung, wie durch die 
Kabinetsordre vom 8. Auguft 1830 ausdrüdlidy anertannt wurde. Demgemäß blieb in den 
um Herzogthum Warſchau gehörig geweſenen Ländern die von diefem Staate gegebene 

erfaffung der Juden in voller Gültigkeit, bis fie durch die für dad Großherzogthum —* 
gegebene Basar vom 1. Juni 1533 aufgehoben wurde. 

Nach den Beftimmungen der Verordnung vom 1. Juli 1833 bildet die Judenſchaft eined 
jeden Orts eine vom Staate geduldete Religionögefellihaft, welcher in Beziehung auf ihre 
Vermögensangelegenheiten die Rechte einer Storporation beigelegt find. Es dauert jedoch, 
wenn biöher die Judenſchaften mehrerer Orte zu einer Synagoge bereinigt waren, diefe Ver: 
einigung auch hinſichts der Ktorporationsangelegenheiten fort, Der Korporationdverband 
bezieht ſich nur auf die inneren Verhältniffe der Spnagogengemeinen — $ 20 Tit. 2, 
$ 13 ff. II. I6 A. L. R. — und auf diejenigen Gegenftände, weldye die Verordnung ald 

orporationdangelegenheiten ausdrüdlidy bezeichnet. In allen andern bürgerlichen Angelegen- 
heitet findet ztwifchen den Mitgliedern der Judenfcaften fein folder Verband Statt, fie wer- 
den bielmehr in dieſer Bezichung ald Mitglieder ihrer Ortögemeine nad) den für diefe be 
ftehenden und zu erlaffenden Vorſchriften beurtbeilt. In Hinficht der äußeren Angelegen- 
beiten — 8 81 ff. II 6. A. L. R. — find aud) die poſenſchen Judenſchaften nur ald Privat- 
geſellſchaften zu behandeln. 

Jeder ſelbſtſtändige und großjährige Jude, welcher in einem Synagogenbezirke oder Orte 
feinen Wohnfip hat, gehört zur Korporation. Der Umfang derfelben richtet ſich alfo nad) den 
Ortſchaften und einzelnen Befitungen und in diefen nad) den jüdifhen Einwohnern derfelben, 
welche biöher zu einer Synagoge vereinigt waren. 

88 1—3 der Verordnung. 
Art. 1—3 der Inftruftion. 

Stimm- und wahlfähig in diefer Korporation hinſichts der oben bezeichneten Gemeine- 
angelegenheiten find nur diejenigen volljährigen und unbeicyoltenen Juden, welche entweder 
naturalifirt find und die Beiträge zu den Korporationdbedürfniffen ohne Rückſtand abtragen, 
oder in fofern fie zu den nicht naturalifirten, jedody mit Gertifitaten verfehenen Juden gehören. 
. 821 der Verordnung, 
in den lekten einer Wahl der Nepräfentanten und Verwaltungsbeamten — 8 5 — voraus— 
gegangenen drei Jahren zu Sorporationdbedürfniffen wirklidy herangezogen worden und 
während diefes Zeitraums ihre Beiträge ohne Nüditand — haben. 

$4 1], c., abgeändert durch die Allerhöchſte Ordre vom 10. Februar 1841. Geſetzſ. ©. 52, 
Zur Auöführung diefer Beftimmung hat die Regierung zu Bromberg die Yandrathö- 
amter ihres Bezirks unterm 30. Juni 1541 angewieſen, nady Analogie der 88 63, 64 der 
teoidirten Städteordnung vom 17. März 1831 vor jeder Wahl ein Verzeichnik der biernad) 
fimm- und wahlfähigen Juden in der Korporation anzufertigen und 4 Wochen vor der 
Wahl in der Synagoge auszulegen, demnächſt aber mit dem Wahlgefchäft felbft vorzugehen. 
Auch Hatte fie angeordnet, da diejenigen, welche einmal in dad Verzeichniß aufgenommen, 
daraus wieder Fer werden follen, fobald fie den in dem Geſetze ausgeſprochenen Bedin- 
gungen nicht vollſtändig nachkommen. 

Die ſtimmfähigen Mitglieder der Korporation wählen in Gegenwart und unter Aufſicht 
eines grurgetonmiſſalus eine Anzahl von Repraſentanten und dieſe wiederum in gleicher 
Art die Verwaltungsbeamten, welche von der Regierung beftätigt werden und ihr Amt unent- 
Sun zu verwalten haben. Die Beftimmungen über die Zahl der Repräfentanten, der 

taltungsbeamten und über die Dauer ihrer Verwaltung wird in das Statut jeder Kor— 
poration aufgenommen, welches die Regierung nad) —— der Repräjentanten zu ent⸗ 
werfen und der Oberpräfident zu beftätigen hat. 88 5, 6 der Verordnung. 
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Kür die Zeit der erften Wahl, deren Dauer auf drei Jahre feitgeftellt worden var, follten 
der Gleichförmigkeit wegen gewählt werden: 
a) Repräfentanten: 
in Korporationen bid 300 Seelen höchſtens 6 
e : - 1000 = ⸗ 9 


z z = 3000 2 18 
und in noch zahlreicheren Gemeinen höchſtens 30 
b) Gemeine⸗Verwaltungsbeamten: 
in Korporationen bis 1000 Seelen ein Vorſteher und zwei Beiftände, 
⸗ : über 1000 - en = : bit = 
Gleicyzeitig mit der angegebenen Zahl der Nepräfentanten follen zwei Drittel derfelben al8 
Stellvertreter, für jeden Vorſteher aber ein Stellvertreter, um ihn in Abmefenheitöfällen zu 
erfegen und gleichzeitig die Hälfte der Zahl der Beiftände ald Stellvertreter derfelben er- 
wählt werden. 
Art. 5 der Inftruftion. 
Die Beftiimmung ded $5 der Verordnung hatte in einem fpeziellen Falle bei der Wahl 
ded Nabbinerd Eiger in Poſen zu dem Zweifel Beranlaffung gegeben: 
ob den Repräfentanten und Verwaltungöbeamten aud) die Befugniß zuftche, eine Rab: 
binatöwahl vorzunchmen. 
Diefe Frage ift durd) die Allerhöchfte Ordre vom 21. November 1839 dahin entſchieden 
worden, daß im $5 1. c. nicht beabſichtigt worden fei, Die Repräfentanten, indem ihnen die 
Mahl der Verwaltungdbeamten übertragen wird, auch zur Wahl der Rabbiner zu ermäd)- 
tigen, daß es vielmehr wegen Diefer Wahlen bei dem, was in den einzelnen Judenſchaften 
herkömmlich ift, und eventuell bei den allgemeinen geſetzlichen Vorfchriften wegen der Wahl 
der Gefellfhaftöbeamten verbleiben folle. 

Die Rechte und Pflichten der Repräfentanten und der Verwaltungsbeamten gegen ein- 
ander, gegen die Korporation und gegen dritte Verfonen werden nad) den Vorſchriften be— 
urtheilt, welche die revidirte Städteordnung vom 17, März 1831 über die Rechte und 
Pflichten ded Magiftrated und der Etadtverordnieten enthält. Die Verwaltung der Ber: 
mögendangelegenheiten der Korporation fteht unter der unmittelbaren Aufficht der Regierung 
oder ihred Kommiffarius; ohne ihre Genehmigung dürfen keine Schulden kontrahirt, Feine 
Grundftüde weder erworben nody veräußert und feine neuen Abgaben eingeführt werden. 
Sie hat dad Recht und die Verpflichtung, die Verwaltung durch Kommiffarien unter Zu: 
ziehung der Repräfentanten revidiren zu laffen, den Beſchwerden der Iehteren über die Ver— 
mwaltung abzuhelfen und darauf zu halten, daß die Nehnungslegung an die Repräfentanten 
regelmäßig erfolge. 

88 7 und 8 der Verordnung. 

In den Fällen, in welden eine jüdifche Repräfentantenverfammlung ſich ald unwürdig 
oder unfähig zur Ausübung der ihnen verlichenen Rechte zeigt, ohne durch adminiftrative 
Verfügungen und Warnungen zu einem ihrer Pflicht und Stellung angemeffenen Verfahren 
zurüdgebradht werden zu können, bleibt die Enticylichung über die durch Auflöfung der Ver— 
fammlung zu treffende Remedur Sr. Majeftät dem Könige unmittelbar vorbehalten. 

Kabinetdordre vom 8. Februar 1840, 
Sowohl zur Abhaltung der Wahlen, ald aud) zur Ausübung des durd dad Geſetz ihnen 
übertragenen Aufſichtorechtes find die Regierungen der Organe der Kreid-Landräthe, Ober: 
Bürgermeifter und Bürgermeifter und der Bezirkswoyts ſich zu bedienen befugt. 

* Wahl der Repräfentanten werden die Stimmberechtigten durch die Wahlkommiſſarien 
vermittelft einer Kurrende auf einen gewilfen Tag vorgeladen. Sobald zwei Drittheile der 
Stimmberedhtigten im Wahltermine verfammelt find, kann eine gültige Wahl abgehalten 
werden. In größeren Gemeinen, in denen fidy über 300 Stimmberechtigte vorfinden, bleibt 
ed der Behörde überlaffen, die Gemeine in mehrere Wahlbezirke zu theilen und für jeden 
derfelben möglihft an demfelben Tage die Wahl abzuhalten und das Wahlprotokoll auf 
nehmen zu laffen. Demnächſt find die Stimmen der ganzen Gemeine zufammen zu zählen. 
Abſolute Stimmenmehrheit der Wahlverfammlung entfceidet über die Wahl. Nur die 
Stimmberedtigten find wahlfähig. Die Wahltommiffarien ernennen zwei bis ſechs an 
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gefehene und als rechtlich befannte Juden zu Wahlzeugen, welche dad Protokoll mit unter: 
ziihnen. Der Wahltermin wird vierzehn Tage zuvor in den Synagogen befannt gemacht, 
aud) find die Liften der Gemeinemitglieder und der Stimmberchtigten während derfelben 
Zeit in dem gemwöhnlidyen Gemeinelotale oder in der Synagoge zu Jedermannd Einficht 
offen zu legen. Reklamationen gegen einzelne Anfäge in denfelben find die Wahltommiffarien 
ermächtigt, auf der Stelle zu entjcheiden, ohne daß dergleichen Reklamationen jedoch die Voll— 
jichung der Wahl verzögern können. Die Wahlprotofolle, denen die vollgogenen Kurrenden 
beizufügen find, unterliegen der Beſtätigung der Regierung. 

Die Gemeine-Berwaltungsbeamten und deren Stellvertreter werden von den Repräfen: 
tanten, fobald diefe verpflichtet find, in ganz gleicher Weife gewählt. 

Die Regierungen find ermächtigt, ſpezielle Vorfchriften für die Abhaltung der Wahlen 
der Repräfentanten und Verwaltungöbeamten zu ertheilen, wobei dasjenige analog zum 
Grunde zu legen ift, was die revidirte Städteordnung wegen der Wahlen der Stadtverord: 
neten und der ſtädtiſchen Verwaltungsbeamten verfügt. 

Die amtliche Einfegung der Repräfentanten, Verwaltungsbeamten und Stellvertreter 
—55 — durch dieſelbe Kommiſſion. Die Verpflichtung erfolgt nicht im Wege der ſörmlichen 

reidigung, 

$ 16 der Verordnung, 
fondern in der Art, dah die Gewählten durch Handſchlag an Eides Statt geloben, daf, 
nachdem fie durch die ifraclitiiche Gemeine zum Gemeinerepräfentanten x. erwählt worden, 
fie alle ihnen in diefer Eigenfhaft, vermöge der Verordnung vom 1. Juni 1833 und der 
zur Bollgiehung derfelben erlaffenen oder noch zu erlaffenden Inftruftion, obliegende Pflich— 
ten gewifienhaft und treu erfüllen und ſich davon durch nicht abhalten laffen wollen. Die 
ode Ableiſtung dieſes Gelöbniffed wird in dem Inftallationsprotofolle wörtlich, wie 
hier angegeben, vermerft. Die Wahl: und nftallationdprotofolle werden dreifach aus— 
gefertigt, wovon ein Exemplar in der Gemeineregiftratur, dad zweite bei der Ortö-PVoligei- 
dehörde und das dritte bei der Regierung aufzubewahren ift. 

Die erfte amtliche Verfammlung der neu eingefegten Verwaltungsbeamten leitet der 
Wahlkommiſſarius perfönlic, um diefelben mit dem zu beobachtenden Geſchäftsverfahren 
defannt zu machen. In diefer erften Berfammlung wird 

a) dad Geſetz vom 1. Zuni 1833 deutlich vorgelefen und auf den Grund der zu deffen 
Vollgiehung erlaffenen Inſtruktion ſachgemäß erläutert; 

b) die Wahl- und Einfegungdverhandlungen werden dem Gemeineborftcher zur Auf: 
bewahrung in der Gemeineregiftratur übergeben; 

c) die biöherigen Shnagogenvorfteher und Kaffenverwalter übergeben die etwa beftchen- 
den Gemeineetatö-Rechnungen, Alten, Kaſſenbücher u. f. w. und mweifen fid) über den 
dermaligen Kaffenbeitand aus; 

d) der regelmäßig abzuhaltende VBerfammlungätag wird beftimmt ; 

e) über Alles dies wird ein Protokoll geführt und von ſämmtlichen Antvefenden inkl. des 
Kommiffarius unterzeichnet. 

Die Repräfentanten bilden ein Kollegium, deſſen Gefchäfte ein aud ihrer Mitte zu er 
mwählender Vorfteher leitet. Die Gemeine- Verwaltungsgeſchäſte beforgen der Vorftcher und 
defien Beiftände kollegialich. 

8 9—12 der Verordnung. 

Mle Verhandlungen und Beſchlüſſe müffen in deutſcher Sprache aufgenommen und nieder‘ 
geihrieben werden. 

„tt. 6-11 der Inftruttion. ö 

Vie jüdischen Korporationen und inöbefondere ihre Verwaltungsbehörden find verpflichtet, 
dafür zu forgen, daß es feinem fhulfähigen Kinde vom ficbenten bid zum zurüdgelcgten 
Diergehnten Jahre an dem gehörigen Schulunterridhte fehle. Sie find dafür verantwortlid), 
daß alle Kinder, mithin ſowohl Knaben ald Mädchen, in diefem Alter die öffentlichen Schu: 
len vorſchriftsmaͤßig beſuchen, und zugleich verbunden, ganz dürftigen Kindern die nöthigen 

Kleidungöftücte, das Schulgeld und die fonftigen Schulbedürfniffe aud den etwa dafür bes 

ftchenden befonderen Fonds, in deren Ermangelung aber aus dem Korporationdvermögen 

zu gewähren. Unter den Öffentlihen Schulen werden fowohl die rijtliden, als die mit 
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Genehmigung des Staated nad) einem beftimmten Lehrplan eingerichteten und mit voll- 
ftändig qualifizirten und durch die Regierung beftätigten jüdiſchen Lehrern befegten jüdiſchen 
Schulen verftanden. Jedoch kann der Privatunterricht der Kinder mit ausdrücklicher Ge- 
nehmigung der Regierung den Eltern ausnahmsweiſe geftattet werden. Für den befondern 
Religiondunterricht der jüdifchen Kinder zu forgen, bleibt jeder Gemeine vorbehalten. Jedoch 
follen auch ald Religiondlehrer nur ſolche Perfonen zugelaffen werden, weldye zur Ausübung 
eined Lehramtes vom Etaate die Erlaubniß erhalten haben. Die Lehrſprache beim Unter: 
richte in den öffentlichen jüdiſchen Schulen ift lediglich Die deutfche. 

. 88 9—12 der Verordnung. 

Die Gemeinevorfteher müſſen Liſten über die vorhandenen ſchulfähigen Kinder führen und 
die Eltern auffordern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu ſchicken, auch Abfchriften jener 
Liſten den betreffenden Schullehrern mittheilen. Letztere haben die Kinder in ihre Schul- 
verfäumniß-Liften aufzunehmen und diefe in den gewöhnlichen Terminen den Orts⸗-Polizei⸗ 
behörden zu übergeben, damit gegen diejenigen Eltern, deren Kinder die Schule ohne ge- 
hörige Entfhuldigungägründe berfäumen, die im Allgemeinen feftitehenden Strafen voll: 
jtredt werden. Um aber den Schulbeſuch der jüdifhen Kinder ganz befonderd zu kontroliren 
und zu befördern, find die Kreis-Landräthe angewieſen, diefem Gegenftande eine vorzüglide 
Aufmerkfamteit zu widmen und der Regierung periodiſch die Schulverſäumniß- und Etraf- 
liften hinſichts der jüdiſchen Kinder einzureichen. 

Die Kinder armer Eltern find ald foldhe von den Vorftehern den Schullchrern befonderd 
zu bezeichnen und die letzteren haben ſich mit den Vorſtehern in fortwährender Verbindung 
zu erhalten, damit die erforderliche Unterftügung an Bekleidung, Schulgeld und anderem 
Schulbedarf pünktlidy getwährt werde. In Fällen, wo diefem Verlangen der Schullehrer 
nicht Folge geleiftet wird, haben die letzteren der betreffenden Polizeibehörde davon Anzeige 
zu machen, weldye alödann berechtigt ift, mit polizeilichen Zwangsmaßregeln gegen die Bor: 
fteher, refp. gegen die Eltern einzuſchreiten. 

Die Regierungen laffen die Vollziehung diefer Vorſchriften von Zeit zu Zeit durch die 
Kreid-Landräthe, Schulinſpektoren und die auf amtlichen Bereifungen befindlichen Departe: 
mentöräthe kontroliren. 

Bei den Schulen ift ein gleihmäßiger periodiſcher, am beften halbjähriger Prüfungs: 
termin zur eventuellen Entlaffung der während des jedeömaligen Zeitabidhnitted in dad 
normalmäßige Alter — dad zurüdgelegte 14. Jahr — getretenen Schulkinder feftzufegen 
und mit vorbehaltener Befugni der Orts⸗Schulbehörde, nach ihrem billigen Ermeffen bei 
motivirenden bejonderen Umftänden und vorauögufegender wirklicher Reife de betreffenden 
Schulkindes, die Zulaffung zur Prüfung aud für ſolche Kinder, welche das vierzehnjährige 
Alter in dem nächſtfolgenden Jeitabſchnitt erreichen, auf Anfuchen ihrer Eltern nachzugeben. 
Die Prüfung wird von dem Schul-Inſpektor des Kreifed, oder nad) Erforberniß der Lokali⸗ 
tät, von der Regierung anderweitig aus den Geiſtlichen des Ortes oder der Nachbarſchaft zu 
beftimmenden Kommiffarius abgehalten, deffen pflihtmäßiges Befinden hiernächſt darüber 
entfcheidet, welchen Kindern, als genügend unterrichtet, die Entlaffung zu beivilligen, ober bei 
welchen eine noch fernere Fortfehung des Schulunterrichted behufs Erfüllung der obigen Ge- 
fegeöborfchriften für nothtvendig zu erachten ift. Die Ickteren, bei eigentlich reifem Alter noch 
ungenügend unterrichtet befundenen, Kinder find bis zum Nachweiſe ihrer befferen Befähi- 

ung in einem anderweiten Prüfungdtermine unter jederzeit geſchärfte Aufmerkſamkeit des 
'chrerd für ihren Unterricht und der Ortd-Schulbehörde über ihre regelmäßige Anhaltung 
zum Schulbefuche zu ftellen. _ R 

Die im jedeömaligen Prüfungdtermine ald zur Entlaffung geeignet befundenen Kinder 
werden dem Drtöborftande Behufs der Feitftellung ihrer bürgerlichen Beftimmung und zur 
eventuellen Ertheilung eined Zeugniffed über ihre ordnungsmäßige Entlaffung aus dem 
Schulunterricht überwieſen. Sie werden jedoch nicht cher aus den Liften der ſchulpflichtigen 
Kinder geftrihen, ald bid die Schulabgangs- Zeugniffe ertheilt worden find. Die Vorfteher 
der Verwaltungdbehörden haben zu diefem Ende die betreffenden Individuen umd deren El- 
tern reſp. Vormünder vor fid) kommen zu laffen und gemeinfhaftlic mit ihnen feftzuftellen, 
welden Broderwerb die erfteren nunmehr zu ergreifen haben. 

Art. 14, 15 der Inftruftion. 
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Sie haben dafür zu forgen und find dafür verantwortlich, daß jeder Knabe irgend ein 
nüglihed Gewerbe erlerne oder fid) auf höheren Zehranftalten einem Ak erh Beruf 
widme, und daß feiner derfelben zum Handel und Geiwerbetrieb im Umherziehen gebraucht 
werde. Diefer Verbindlichkeit jollen fie dDurdy die mit den Vätern oder Vormündern zu tref⸗ 
fenden Berabredungen zu genügen fuchen, wenn aber durd) diefe der Zweck nicht zu erreichen 
ift, fo haben fie fid) an den Kreis-Landrath zu wenden, welcher die Väter oder Vormünder, 
Ießtere unter Vernehmung mit der obervormundſchaftlichen Behörde, anhalten fol, den Kna- 
ben einer Wiſſenſchaft oder Kunft, oder dem Yandbau oder nüglicer Handarbeit, oder der 
Fabrikation oder einem beftimmten Handwerke, oder dem Handel von feſten Verkaufsplätzen 
aus, au beitimmen. 
$ 13 der Verordnung. 

Wenn junge Juden betroffen werden, welche ein unerlaubtes Gewerbe betreiben, betteln 
oder fidy über gar fein Gewerbe ausweiten können, fo hat die Polizeibehörde die betreffenden 
jüdifhen Gemeinevorfteher deöhalb zur Verantwortung zu ziehen und diefelben event. wegen 
Nihtbefolgung der ihnen geſetzlich obliegenden Pflichten in eine Ordnungöftrafe zu nehmen, 
und, wenn es die Umſtände geftatten, zur nachträglichen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 
Außerdem ift gegen dad betreffende Individuum, mo es nöthig ift, nad) den wegen Vaga— 
bondirend, Bettelnd u. ſ. tv. beftehenden geſetzlichen Vorſchriften zu verfahren. Die gegen Die 
Vorftcher zu verhängenden Strafen werden durch ein ſchriftliches Nefolut, unter Vorbehalt 
des Rekurſes an die Regierung, ſeſtgeſetzt. ' 

Art. 16 der Inftruttion. 

Der übrige Inhalt der Verordnung vom 1. Juni 1833 und der zur Ausführung ber: 
jelben erlaffenen Oberpräfidial:Inftruftion betrifft nur die bürgerlicdyen Rechte der naturali- 
firten und der nur geduldeten Zuden im Großherzogthum Pofen und ift daher hier von 
feinem weiteren Intereſſe. 

Auch in der Provinz Poſen fehlt es an pofitiven gefeglichen Beftimmungen über das 
jüdiſche Kultusweſen und es kann in diefer Beziehung nur auf die allgemeinen landrechtlichen 
Veltimmungen über die Verhältniffe geduldeter Religiondgefelfchaften zurüdgegangen wer: 
den. Wie bereitö oben bemerkt, gehören zu denjenigen Gegenftänden, auf welche ſich der 
Korporationdverband erſtreckt, das jüdiſche Kultusweſen und der Religionsunterricht nicht, 
bielmehr fallen letztere, ſoweit dadurch nicht die Vermögensverwaltung der Ktorporationen 
tangirt wird, außerhalb ded inneren Bereiches der Korporationöverbände und werden ald 
Angelegenheiten betrachtet, die den Gemeinen lediglich in ihrer Eigenſchaft ald geduldete 
Religionögefellfchaften überlaffen bleiben, ohne daß eine andere als die allgemeine poligeilicye 
Aufſicht von Seiten der Staatöbehörde dabei Statt findet. 

Tie Verhältniffe rückſichtlich des Kultusweſens find daher ganz diefelben wie in den 
alten Provinzen. 

| 2. Inder Stadt Danzig und deren Gebiet. 

Von dem Gebiete, toeldyed mit Danzig bei der zweiten Theilung Polens im Jahre 1799 
an Preußen fam, blieb ein Iheil im Frieden von Tilfit bei Preußen, dem Uebrigen wurde 
ein neues Gebiet hinzugefügt und aus diefer Gefammtheit der Freiſtaat Danzig geſchaffen. 
In dem Gebiete des Freiſtaates wurde der Code Napoleon eingeführt, in deſſen Stelle das 
Allg. Landrecht und die Allg. Gerichtsordnung traten, nachdem jenes Gebiet Preußen wieder 
einverleibt worden war. Durdy den $ 11 des Drganifationddefretd vom 24. Wärz 1814 
wurden die in den Preußifchen Staaten geltenden allgemeinen Gefege wieder eingeführt. 
Man nahm an, daf hierdurch auch das Editt vom 11. März 1812 mit eingeführt worden 
fi, und es wurde daffelbe unter Zuftimmung ded Staatötanzlerd, Fürften vd. ‚Hardenberg, 
jur Anwendung gebracht. Diefe Annahme widerſprach dem Grundfage, daß in den neuen 
und tiederertworbenen Provinzen rüdfichtlic der Rechte der Juden der Status quo zur Zeit 
der Befignahme aufrecht erhalten werden folle; da indeß das Edift vom 11. März 1812 ein- 
mal zur Anwendung gekommen war, fo beftimmte die Allerhöchſte Ordre vom 25. April 1832: 

in Beziehung auf die Stadt Danzig und das Gebiet derfelben folle die Allerhöchſte Kabi- 
netöordre vom 8, Auguft 1830 dahin modifizirt werden, daß diejenigen Juden, welche 
damals ihren Wohnort im rechtlichen Sinne dafelbft hatten, für fd und ihre Kamilien, 


416 Die Königlichen Propofitionen und Botfchaften. 3-40) 


ald mit dem Staatd-Bürgerrechte verfehen, nad) dem Gefege vom 11. März 1812 be- 

handelt werdkn follten. 
Hiernach ift der zeitige Zuftand der Juden in Danzig und deffen Gebiet lediglich nad) dem 
Edikte vom 11. März 1812 zu beurtheilen. 

3. In den vormals fähfifhen Landedtheilen. 
Durch den Friedendvertrag zwischen Preußen und Sachſen vom 18. Mai 1815 gingen 

pom Königreich Sachſen an Preußen über: 

die Niederlaufig, 

ein Theil der Oberlaufig, 

der Churkreis mit Barby und Gommern, 

ein Iheil des Meißner und Leipziger Kreifed, 

der größte Theil der Stifte Merfeburg und Naumburg, 


ei, 
das fähfifche Manöfeld, 
der thüringfche Kreis, 
dad Fürftenthum Querfurt, ⸗ 
der neuſtädtiſche Kreis, 
die voigtländiſchen Enklaven in Preußen und 
der ſächſiſche Antheil an Henneberg. 
In allen diefen Territorien gilt auch jetzt nod) in Betreff der Juden die fächfische Verfaffung. 
Da die beiden Yaufigen eine von den übrigen ſächſiſchen Territorien, welche gegenwärtig 
das Herzogthum Sachſen bilden, verſchiedene Verfaſſung auch in Betreff der Juden von 
jeher gehabt haben, fo ift letztere befonderd zu erwähnen. Beide hatten nur das gemein, daß 
die Juden fehr erheblichen Beſchränkungen unterlagen. 
a) In dem gegenwärtigen Herzogthum Sadıfen. 
Bon dem durch den Landtags-Abfchied vom 24. April 1711 audgefprocdhenen Grundfaße 
hinfichtlic) der Ausübung ded Gotteödienfteö: 
„Wollen auch denen Juden ihren etwa angemakten Kulten, welcher auch allhier ſogleich, 
Mi man davon einige Nachricht erlanget, aufgchoben werden, in feinem Wege öffentlich) 
geitatten, “ 
ift in foweit abgegangen, ald den dortigen Juden die Preußiſche Negierung in einzelnen 
Fällen die Anlegung befonderer Synagogen geftattet hat. 


b) In der Ober: und Nicderlaufig. 


In den Laufigen fehlt es gänzlich an allgemeinen, die Kultud- und Schulverhältniffe 
der Juden betreffenden Gefegen und fie find daher lediglich nad) den befonderen Konzefftonen 
zu beurtheilen, auf Grund deren ihnen der Wohnfig in diefen Territorien betoilligt wird. 


4. In Neu-Vorpommern und auf ber Infel Rügen. 


Durch den Friedenstraktat zu Kiel vom 14. Januar 1814 trat Schweden an Dänemark 
das Herzogthum Schwedisch" Pommern und dad Fürftentyum Rügen ab. Durch die Iraktate 
vom 4. und 7. Juni 1815 mit Dänemark und Schweden gingen diefelben von Dänemark 
an Preußen über. Letzteres erhielt, twie bei allen neu acquirirten Ländern die borgefundene 
Judenverfaffung aufredht. 

Korporative Rechte ftehen den Qudenfchaften in Neu-Worpommern nicht zu, fondern 
nur die Rechte der erlaubten Privatgefellihaften. 

Nach der Beftimmung ded 8 8 der General= Konzeffion vom 23. Juli 1776 (Neu-Bor- 
pommerſches Prob. Recht Bd. V S. 232 — 233.) ftehen ſämmtliche Juden Neu-Borpom- 
mernd unter dem Aelteften oder Vorfteher der Juden in Stralfund, und foll jeder in dem 
Regierungsbezirk ſich niederlaffende Jude ſich bei dem Worfteher der jüdischen Gemeine in 

Stralfund melden, ein nad) Befhaffenheit feines Vermögens arbitrirted Eintaufsgeld 
erlegen, und wegen feiner ferneren Beiträge zur Synagoge und den Gemeineaudgaben 
ſich vergleichen. 

‚Hiernad) bilden ſämmtliche in Neu-Vorpommern lebende Juden eine Gemeine. 
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Zur Iheilnahme an den allgemeinen Verfammlungen, zur Verhandlung über Angelegen- 
heiten der Judengemeine, welche gewöhnlich zweimal im Jahre ftattfinden, haben nur dieje- 
nigen ein Recht, welche Beiträge zu den Gemeinclaften leiften. 

In Bezug auf die Kultusangelegenheiten wird die Gemeine allein durdy den Gemeine- 
borftand repräfentirt, welchem gegenüber feine Vertretung durd) einen Ausſchuß ftattfindet. 
Der Borftand wird durch Stimmenmehrheit zeitwweife gewählt. Dem Vorſtande liegt die Be- 
jorgung fämmtlidyer Gemeineangelegenbeiten, Repartition der Gemeinelaften, Einziehung und 
Verwendung der Gelder ob. Ein Rabbiner ift nicht vorhanden. Dem Kultus und der Schule 
fteht ein Schächter vor. Diefer wird von dem Gemeinevorftande zunächſt auf 1 Jahr, mit 
Vorbehalt der halbjährigen Kündigung, gewählt. Findet die Gemeine demnächſt feine Ver— 
anlaffung zur Beſchwerde, fo bleibt er im Amte. Gemeinevermögen ift nicht vorhanden und 
die Bedürfniffe werden durd) baare Beiträge der Mitglieder ohne Einwirkung der Staats- 
behörde gededt. Sind Beſchwerden über einzelne Mitglieder m führen, fo fteht dem Vorſtande 
ein Strafredyt zu, wie die Generaltonzeffion vom 23. Juli 1776 vorfchreibt. 

Befondere juͤdiſche Schulen find nicht vorhanden; die Kinder beſuchen die hriftlichen 
Schulen, nur der Religiondunterricht wird von den Eltern oder befonderen Zehrern ertheilt. 


5. In den Zandeötheilen, welde vom Großherzogthum Heffen-Darmftadt 
abgetreten find. 
a) Dad Herzogthum Weftphalen. 

Das Herzogthum Weftphalen wurde im Jahre 1179 dem Erzftifte Köln zu Lehn gege- 
ben, und blieb bei demfelben bid zur Auflöfung des Kurfürftenthums Köln durd) den Reiche- 
Deputationoſchluß vom 25. Februar 1803, durch welchen ed an Heflen-Darmftadt gelangte. 
In Folge der Beftimmung ded 8 47 der Wiener Kongreßakte und der zwiſchen Heſſen⸗ 
Darmftadt und Preußen gefchloffenen Verträge vom 10. Juni 1815 und 30. Juni 1816 
gelangte daffelbe an den Preußiſchen Staat und bildet jest im Negierungdbezirt Arnöberg die 
Kreife Arndberg, Wittgenftein, Brilon, zum Iheil Iſerlohn, Olpe und * 

Sir die von Alterd her geduldeten Juden gaben die Kurfürften von Köln am 1. Februar 
1594, im Jahre 1614 und am 28. Juni 1700 Judenordnungen. Die Gültigkeit diefer letz— 
teren Judenordnung vom 27. Zuni 1700 wird von einzelnen Verwaltungsbehörden, nicht 
aber von den Gerichten angenommen. Später beftimmten nod) wegen der Juden 

die Kur-Stölnifche Verordnung vom 14. Dezember 1771, 
und unter Heffen-Darmftädtifher Regierung die 

Verordnungen vom 11. Februar und 30. Juli 1805, 

11. September 1806, 
15. Mai und 19. Juni 1812, 

Nach diefen Gefegen, an welchen die Preußiſche Regierung bisher etwas Wefentliches 
nicht geändert hat, bilden ſämmtliche Juden unter ſich eine Korporation, an deren Spitze ein 
befoldeter Vorfteher unter der Oberauflicht des Staated und ein Rabbiner fid) befinden. 
Bis zum Jahre 1818 hatte der Vorfteher mit nody 3 Rezeptoren die Verwaltung der 
judifchen Gemeineangelegenheiten ohne Einmifhung des Staated. Alıdy vertrat er die Kor: 
poration nad Außen und führte deren Prozeſſe. Seit dem 1. Juli 1818 hat jedody die Re— 

ierung die Verwaltung des Kaſſen- und Schuldenweſens an fid) gezogen, indem fie die 

Shulden- und Kaffenangelegenheiten durd die Inftituten: und Kommunaltaffe verwalten, 
die Beiträge durdy die Kreiseinnehmer erheben und die Rechtdangelegenheiten durd) einen da- 
zu beftellten Generalanwalt betreiben läßt. 

b) Die Grafſchaften Wittgenftein. 

Diefe Graffhaften, früher reihöunmittelbar, wurden in Kolge der rheinifhen Bundes- 
akte vom 12. Juli 1806 vom Großherzoge von Heſſen in Belig genommen und von diefem 
durch den Vertrag vom 30. Juni 1816 an Preußen abgetreten. Befondere gefehliche Be— 
ftimmungen über die Berhältniffe der Juden in diefem Gebiete find nicht vorhanden. 

6. Inden ehemals Naffauifhen Landeötheilen. 

Durch den Staatövertrag vom 3. Mai 1815 gingen an den Preußiſchen Staat von dem 
Herzogthum Naffau durd; Tauſch über: 

Erfte Abtheilung. 27 
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die Memter Artzbach, Hohenſolms, Greifenftein, Braundberg, rendburg, Friedewald, 

Schierlein, Schönberg, Altenkirchen, Altenmwied, Dindorf, Eteuerburg, Yinz, Hammerftein 

nebſt Enger und Heddersdorf, die Stadt und Gemarfung Neuwied, dad Kirchſpiel Hamm, 

zum Amte Hachenberg gehörig, das Kirchfpiel Hohnhaufen, zum Amte Harsbach 
gchörig, und die auf dem rechten Rheinufer gelegenen Theile der Aemter Vallendar 
und Ehrenbreititein, 
in den jetzigen Kreifen Altenkirchen, Koblenz, Neuwied und Wetzlar im Regierungsbezirk Ko: 
blenz und zur Jurisdiktion des Juſtizſenats zu Koblenz gehörig, 
und die Memter Burbach und Neuenkirchen, 
jegt den Kreid Siegen im Regierungdbezirt Arnöberg bildend. 

Das Fürftenthum Siegen gehörte nur bis 1806 zu Naffau, wurde durch die Nheinbund- 
Akte dem Großherzogthum Berg einverleibt und durd) Patent vom 20. Dezember 1813 von 
dem Prinzen von Dranien wieder in Beſitz genommen. Da diefer die beftehende Verfaffung in 
Betreff der Juden nicht änderte, fo galt diefe zur Zeit der Preußiſchen Befignahme noch und 
fommen daher hier die unten zu erwähnenden Beftimmungen über die Verhältniffe der Juden 
im Großherzogthum Berg zur Anwendung. 

Die Verfaffung der Juden in den vormald Naffauifchen Gebietötheilen ift im Wefentli- 
chen feine andere, als die im chemaligen deutfdyen Reiche gemeine, auf den Reihögefegen 
beruhende. 

Die befonderen Landesverordnungen über dad Judenweſen, 

a) die Verordnung vom 24. November 1807, welche den Juden nachläßt, wenn fie feinen 
tüchtigen Eingeborenen zum Vorfänger, Schulmeifter oder Schädhter erhalten können, 
hierzu mit Genehmigung der Ortöbehörde einen Ausländer anzunehmen; 

b) eine Provinzialverordnung vom 9. Januar 1810, daß den jüdifchen Vorfängern und 
Schulmeiſtern eine Irauung ohne Erlaubni der Regierung vorzunehmen unterfagt 
fein foll, 

find für die Kenntniß des jegigen Zuſtandes der dortigen Juden ohne beſonderes Intereſſe. 
7. In den vom Königreih Hannover abgetretenen Territorien. 

Durch den Vertrag zwiſchen Hannover und Preußen vom 29. Mai 1815 gingen dur) 
Taufc von Hannover an Preußen über: 

das Amt Klöße, dad Amt Reckeberg und die Dörfer Rüdigeröhagen und Gänſeteich. 

ie bilden zur Zeit den Kreis Wicdenbrücd im Regierungsbezirt Minden und gehörten 

um Königreich Weftphalen. Da jedody Hannover bei der Befigergreifung die geſammte 
Derfaffung ded Landes wieder in den Zuftand, wie er vor dem Jahre 1807 beftanden, zus 
rüdverfegte, fo fand Preußen bei der Befignahme auch in Betreff der Juden in diefen Lan 
derparzellen nicht die weitphälifihe, fondern die hannöverfche Verfaffung vor und dieje gilt 
mithin noch jeht, während in Anfchung der privatrechtlichen Verhältniffe dad Allg. Landrecht 
in denfelben eingeführt worden ift. ! 

Da ſich zur Zeit in diefen Yänderparzellen gar feine Juden befinden, fo bedarf es cined 
näheren Eingehens auf die hannöverſche Geſetzgebung über dad Judenweſen nicht. 

8. In den chemald Schwarzburg-Rudolftädtifhen und Schwarzburg-Son— 
deröhaufenfhen, Sachſen-Weimarſchen, Königlich Niederländifhen und 
Kaiferlid Defterreihifhen Landeötheilen. 

1. Durch den mit dem Fürften von Schmwarzburg-Sonderöhaufen abgefchloffenen Trak⸗ 
tat vom 15. Juni 1816 trat derfelbe an Preußen ab: 

das Amt Bodungen, die Gerichte Allerödorf und Hainröden, die Ortſchaften Utterode 

und Bruchftädt. 

2. Durdy den mit dem Fürften von Schwarzburg-Rudolſtadt abgefchloffenen Vertrag 
pom 19. Juli 1816 trat derfelbe die Ortſchaft Moltramöhaufen an Preußen ab. 

3. Durch die mit dem Öroßhergog von Sachſen⸗Weimar abgefchloffenen Verträge vom 
1. Zuni 1815 und 22. Scptember 1815 trat derjelbe an Preußen dad Dorf Ranzieben ab. 

4. Durd den mit dem Könige der Niederlande gefchloffenen Vertrag vom 7. Df- 
tober 1816 famen einige zum Königreich, der Niederlande gehörig geweſene, auf dem rechten 
Rheinufer belegene Orkſchaften an Preußen. 
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5. Endlich gingen auch die zum Königreid Böhmen gehörig geivefenen, in den Preußi- 
(hen Antheil der Oberlaufig eingefchloffenen Ortihaften Günterödorf und Nicdergerladhö- 
heim mit deren Zubehör an Preußen über. 

In Betreff diefer Landestheile, meilt einzelner Dorfſchaften, gelten hinfichtlidy der Juden 
die früheren Verfaffungen. Es kann jedody auf eine nähere Darftellung diefer einzelnen Ver: 
faffungen nicht eingegangen werden, da died in feinem Verhältniß ftehen würde mit der ftatifti- 
ſchen edeutungalofigteit des Gebietes, in welchem ſich überdied nur wenige Juden aufhalten. 


9. In den zum franzöfifhen Kaiferreihe gehörig gewefenen Landestheilen. 


Von dem franzöfiichen Kaiferreiche famen in Folge ded Parifer Fricdend vom 30. Mai 
1814 folgende Zandeötheile an Preußen: 

In der Rheinprovinz: die Regierungdbezirke Irier und Aachen, vom Regierungsbezirf Ko: 
blenz die linke Rheinfeite, ald die Kreife Koblenz, St. Goar, Kreuznach, Simmern, Zell, 
Mayen, Kochem, Ahrweiler und Adenau; 

im Regierungäbezirt Köln ebenfalls das linke Rheinufer, alfo die Kreiſe Köln, Bergheim, 
Enskirch, Bonn, Rheinbadı; 

im Regierungdbezirt Düffeldorf auf dem linfen Rheinufer: die Kreife Krefeld, Neuf, 
Grevenbroih, Gladbach, Kempen, Geldern, Kleve und aus dem rechten Rheinufer der 
Kreis Neuß. 

In der Provinz Weftphalen die im Regierungsbezirk Münfter belegenen Kreiſe Stein— 
furth, Ahaus, Borna, Teklenburg, zum Iheil Münfter, Kösfeld, Warendorf und Lü— 
dingöhaufen. 

Diefe Territorien hatten im franzöfifchen Kaiferreihe die Departements Rhein und Moſel, 
fo wie einen Iheif der Departements Saar, ded Forets, Durthe, Niedermaad und Nour, gebildet. 
Die Verhältniffe der Juden in diefen Landeötheilen find jegt im Weſentlichen noch diefelben, 
welche während der Vereinigung derfelben mit Frankreich beftanden haben. 

Es ergingen unterm 11. Mai 1808 drei Kaiferlihe Verordnungen, von denen zwei die 
Kultuöverfaffung dauernd feftftellen, die fette gegen den Wucher gerichtete mur proviſoriſch 
auf 10 Jahre gegeben wurde. Cf. Bulletin des lois Ser. IV 186. Nr. 3211. 187. 
Nr. 3237, 3238. 

Das mit Nr. 3237 bezeichnete Dekret ertheilt einem Reglement über die Errichtung des 
jüdiſchen Kultus, welches der Sanhedrin entworfen hatte, Gejepeötraft. Das Dekret Nr. 3238 
enthält nur Beftimmungen über die Ausführung der einzelnen Puntte des erfteren. 

Nach diefen Dekreten find für jeded Departement, worin 2000 Juden leben, Konſiſto— 
rialſynagogen mit einem Konfiftorium und in Paris ein Gentraltonfiftorium angeordnet. Die 
Departementötonfiftorien, welche aus dem Oberrabbiner, einem anderen Nabbiner und drei 
der angefehenften Juden zufammengefept find, haben 

1. dahin zu ſehen, daß die Rabbiner nichts gegen die Befhlüffe des großen San— 
hedrind lehren; 

2. die Ordnung in den Ennagogen aufrecht zu erhalten, und gotteödienftlihe Verſamm— 

„ lungen außerhalb derfelben zu hindern; 

3. die Gemeineeintünfte zu vertvalten; 

4. zur Ergreifung nüglicher Gewerbe zu ermuntern und die feinen ehrlichen Erwerb nach— 
meifenden Juden der Regierung anzuzeigen; 

9. die Gonffriptiondliften zu fertigen. 

Als Pflichten der Rabbiner find angegeben: 

1. der öffentliche Unterricht in der Religion und 

2. in den Zehren, welche in den Beichlüffen des großen Sanhedrind enthalten find; 

3. befonders in Beziehung auf den Soldatenftand ; 

4. zu erffären, daf die Juden während ihred Dienftes im Heer von allen damit nicht ver: 

„ tinbaren Gebräudyen diöpenfirt find; i 

9. in den Synagogen zu predigen und die Gebete für den Regenten zu ſprechen; 

6. die Ehen einzufegnen und Die Scheidungen zu verfündigen, wenn die Parteien in beis 
den Fällen die bürgerliche Scyliefung oder Trennung der Ehe erlangt haben. 
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Da bei der Vereinigung der Rheinprobinzen mit Preußen die vorgefundene Verfaſſung bei- 
behalten worden ift, fo unterliegen die dortigen Juden lediglich den Befchränfungen des 
kaiferl. Dekret vom 17. März 1808 — Nr. 3211 — meldye ſich jedoch nur auf Die Nieder: 
laffung in anderen Departementd und auf Gegenftände ded Handels beziehen. Im religiöfer 
Beziehung ftchen fie unter dem in Bonn und Kaffel refidirenden Konfiftorium. Nach den 
über die Kultuöverhältniffe noch jegt gültigen Beftimmungen muß man annehmen, daß für 
die dortigen Juden eine gefeglidye Verbindlichkeit nady Art des Parochialzwanges in der 
chriſtlichen Kirche befteht, der Synagoge ihred Departements ſich anzufchließen. Nach den 
von den betreffenden Regierungen erftatteten Berichten ift indeß auch hier Willfür und Un- 
ordnung eingeriffen und den zur Abwehr derfelben eingefegten Behörden, den Konfiftorien, 
jede Kraft gelähmt. 

Auch die nach Art. 4 ded Defreted Nr. 3237 getroffene Anorbnung, daß jede in 
Judengemeine — synagogue particulaire — — Notabeln und einen Rabbiner, welchen 
das Konſiſtorium unter Genehmigung des Centralkonſiſtoriums zu ernennen hat, verwaltet und 
reſp. repräfentirt werden ſolle, if in feiner eigentlichen Bedeutung außer Gebrauch gekommn. 

Ueberhaupt ift die durch das Dekret vom 17. März 1808 eingerichtete Kultuöverfaffung 
der Juden, nachdem zwifchen den einzelnen jüdifhen Konfiftorien der Rheinprovinz und dem 
Gentraltonfiftorium in Paris die früher beftandene Verbindung aufgehoben worden ift, ihre 
Fundamentd und der entfcheidenden Autorität in Angelegenheiten des Kultus beraubt. Denn 
wenn aud dad Oberpräfidium der Provinz quoad externa fattiſch an die Stelle ded Een: 
tralfonfiftoriumd getreten ift, fo ftehen doch die jüdiſchen Gemeinen hinſichtlich der innern 
Kultusangelegenbeiten ganz ifolirt da. 

In Hinfiht des Schulweſens find die Juden nach der franzöfifchen Gefehgebung den 
Chriſten glei zu achten. Denn die franzdfifche Gefehgebung kennt keine Konfeſſionoſchulen, 
fondern nur gemeinſchaftliche Elementarſchulen ohne Küdfidyt auf Konfeffion und ohne Ein- 
fluß der Geiſtlichkeit auf diefelben. 

Inöbefondere wird nad) dem Gefege vom 11. Floreal X bei den öffentlicyen Elementar- 
ſchulen — &coles primaires — von den die Schulen für ihre Kinder benugenden Eltern 
nur unter eventueller Vertretung der Unvermögenden durch den Kommunalfonds das 
Lehrergehalt nur durdy Schulgeld aufgebracht, woneben von Seiten der Ortskommunen un: 
mittelbar dad Ilnterrichtölofal und eine Amtöwohnung für den Lehrer befchafft werden muß. 
Nach der urfprüngliden Abſicht der franzöfiichen Geſetzgebung follten die Primairfchulen 
außer aller religiöfen Beziehung ftchende, rein bürgerliche Unterrichtsanſtalten fein, von de— 
ren Lehrplan daher auch der Neligionsunterricht überhaupt ganz ausgeſchloſſen fein follte. 
Sp wie aber nachgehends ſchon unter franzöſiſcher Verwaltung hiervon wieder abgegangen 
wurde, namentlid dadurd, daß die Kirchſchulen, wo dergleichen fid) vorfanden, mit in Die 
Reihe der Ortöfchulen geftellt wurden, fo ift nod) beftimmter feit Wiederbeſihnahme der 
Nheinprovinzen auch dort der Grundfaß wieder aufgenommen worden, dad Simultan-Schul- 
weſen nur in Nothfällen fortbeftchen zu laffen, hingegen, fo weit die Zofalverhältniffe und 
die vorhandenen Mittel cd geftatten, auf bejondere Elementarſchulen für die jüdiſche Glau— 
bendpartei zu halten. Praktiſch ift zwar wegen der geringen Anzahl der Juden in den meiften 
Ortſchaften die Abfonderung des Schulweſens dort cbenfalld nur ausnahmsweiſe zur Aud- 
führung getommen; wo bingegen nad) Mafgabe der Verhältniffe eine eigene jüdiſche 
Brimairfhule erfordert worden, da ift diefelbe auf gleihem Fuße mit den hriftlihen Schu: 
len behandelt. 

10. In den zum Großherzgogthum Berg gehörig gewefenen Landedtheilen. 

Vermöge der Uebereinkunft ded Wiener Kongreffed und des Parifer Friedens vom 
30. Mai 1814 ging dad ehemalige Broßherzogthum Berg an Preußen über. Daffelbe bil- 
det gegenwärtig folgende Bezirke: 

1. in der Rheinprovinz: 

a) im Regierungöbezirk Koblenz die Sammtgemeine Friefenhagen im Kreiſe Altentircyen ; 
b) im Regierungdbezirf Köln die Kreife Mühlheim, Siegburg, Uederath, Homberg, 
Germersbach, Waldbrocl ; 
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c) er — — Düſſeldorf die Kreiſe Duisburg, Düſſeldorf, Solingen, Elber⸗ 

eld, Lennep; 
2. in der Provinz Weſtphalen: 

a) im Regierungsbezirt Münfter die Kreife Warendorf, Beckum, Lüdinghaufen, Red- 
linghaufen, Münfter, Kööfeld; 

b) im Regierungdbezirf Arnöberg die Grafſchaft Arnöberg mit Dortmund, oder die 
Kreife Atem, Bochum, Dortmund, Hagen, Hamm, Iſerlohn, Lippftabt, Olpe, 
Soeſt und Siegen; 

e) im Regierungsbezirt Minden die Herrſchaft Rheda im Kreife Wiedenbrüd. 

In allen diefen Yandertheilen waren durch die Konftitution ded Großherzogthumd Berg 
allen Einwohnern gleiche Rechte verliehen worden, ohne daß hinſichtlich der Juden eine Aus— 
nahme gemacht war. Gleichzeitig waren aber aud) mit der franzöſiſchen Gefeggebung die im 
borigen Abichnitt gedachten —— der Juden eingeführt worden. Es gilt daher von 
Iegteren in den gedachten Yandeötheilen Alles, was im vorigen Abfchnitt gefagt worden ift. 


11. In den zum Königreih Weftphalen gehörig geweſenen Zandeötheilen. 


Dad Königreih Weltphalen war zufammengefegt aus den Braunſchweigiſchen und 
Heſſen⸗Kaſſelſchen Staaten, einem Theile von Hannover und einem bedeutenden Theile von 
Preußen. Bon dem leßteren wurde nämlich durch den Tilfiter Frieden hierzu abgetreten: 
der auf dem linken Ufer der Elbe belegene Theil der Altmark und der Provinz Magdeburg, 
das Gebiet von Halle, Halberftadt, Hobenftein, Quedlinburg, die Graffhaft Manöfeld, das 
Eichöfeld nebft Treffurt, Mühlhaufen, Nordhaufen, die Graffhaft Stolberg - Wernigerode, 
Eorvey, das Bisthum Paderborn, Minden und Ravenöberg und die Grafſchaften Rietberg 
und Kaump. 

In allen diefen Preußiſchen Landeötheilen, welche gegentwärtig zu den Probingen Sad)- 
fen, Weftphalen und Markt Brandenburg gehören, ift Die Weftphälifche Verfaffung nod) 
jest in Gültigkeit. 

Die Kultuöverhältniffe der Juden im Königreich Weltphalen waren durd) dad Dekret 
bom 31. März 1808, betreffend die Errichtung eined jüdischen Konſiſtoriums und die Be: 
ftellung von Syndiken zur Aufficht über den jüdifchen Gotteödienft, geordnet. Daß dieſes 
Dekret auch jegt noch gültig ift, unterliegt feinem Bedenken, wenngleid) faktiſch nicht mehr 
alle Drgane, welche daffelbe vorfchreibt, vorhanden find. Nach dem Inhalte deffelben genie- 
Ben die Juden in den dortigen Yandeötheilen die Rechte privilegirter Korporationen. Das 
Dekret beftimmt, daß in Kaffel ein Konfiftorium für die jüdifhe Religion errichtet werden 
jollte, beſtehend aus einem Bräfidenten, der ohne Unterſchied aus den Rabbinern oder den 
anderen Juden gewählt werden durfte, drei Rabbinern, zwei jüdifchen Gelehrten und einem 
Serretair. Die Mitglieder des Konfiftoriumd follten von den Miniftern ded Innern und der 
Juſtiz vorgefchlagen und von dem Landesherrn beftätigt werden; dem Stonfiftorio felbft aber 
wurde dad Recht beigelegt, an der Stelle der abgegangenen oder verftorbenen Mitglieder 
für jede erledigte Stelle zwei Kandidaten in Vorſchiag zu bringen. Das Gehalt der Mit: 
glieder des Konfiftoriums war auf 3000 Kranken für den Präfidenten, auf 2000 Franten 
für den Rabbiner und auf 1000 Franken für jeded der anderen Mitglieder, auf 2000 Fran- 
fen —* für den Secretair feſtgeſetzt. Das Konſiſtorium ſollte beauftragt fein, die Aufſicht 
zu führen: 

a) über Alles, was die Religionsübung betrifft; 

b) über die Anfegung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der zu den Stoften des 
Gotteödienfted beftimmten Beiträge und Stiftungen ; 

e) über die Anfegung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge, weldye zur Befoldung 
ded Konfiftoriumsd und zu den Schulen und milden Anftalten, weldye die Juden für die 
Kinder und Armen ihrer Religion unterhalten, beftimmt find; 

d) über die Vollziehung der zur Abtragung der von den ehemaligen jüdifchen Gemein- 
beiten gemachten Schulden getroffenen und nod) zu treffenden Mafregeln. . 

Die Aufliht in Betreff der Neligionsübung follte in fidy begreifen die Ritualien ober 

gotteödienftlichen Verordnungen, den Gotteödienft in der Synagoge, die Disziplin und den 
Religiondunterricht. Alle diefe Gegenftände follten von dem Konfiitorio unter der Oberauf- 
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fit und einzuholenden Genchmigung der Regierung angeordnet und fetgefeht werben. 
Das Konfiftorium follte die Rabbiner und jüdiihen Schullehrer prüfen, und nachdem die— 
felben von den Minifterien ded Innern und der Juſtiz beftätigt worden, über fie die Aufficht 
führen. Es follte ferner Darüber wachen, 


a) daß die Rabbiner und Schullehrer bei jeder Gelegenheit den Gehorfam gegen die Ge: 
ſetze, und inöbejondere gegen diejenigen, welche fid) auf die Vertheidigung ded Vater: 
landes beziehen, lehren, daß fie in ihrem Unterricht den Militairdienft als eine heilige 
Pflicht darftellen, während deren Ausübung dad Gefeg von allen damit unvereinbaren 
religiöfen Gebräuchen entbinde; 

b) daß in allen Synagogen öffentliche Fürbitten für das Königliche Haus gehalten wer- 
den, und 

c) daß die Rabbiner die Ehen nicht eher einfegnen und die Ehefcheidungen nicht cher auß- 
ſprechen, als nachdem ihnen die Givilurfunde oder Eheſcheidung vorgezeigt ift. 

Auf den Vorfchlag des Konfiftoriums follten die Minifter des Innern und der Juſtiz 
die Hauptiynagoge für jeded Departement, ſowie die Anzahl und den Ort der untergeord- 
neten Synagogen beftimmen. E3 follten Syndiken in einem jedem Departement zur Aufſicht 
beftellt, deren Anzahl und Verrichtungen aber auf den Vorſchlag des Konfiftoriumd ber 
ſtimmt werden. 


Alle Gemeincaudgaben, fowohl zur Deckung der Kultuötoften und der inneren Verwal 
tung, ald aud) für die Unterhaltung der Schulen und fonftigen Inftitute, dad Gehalt für 
die Mitglieder des Konfiftoriund, für die Rabbiner und Lehrer, die Unterhaltung und Ne 
paraturen der Tempel und Synagogen, die Schulkoften zur Erziehung der Waifen: und Ar 
mentinder, die Unterftügung der Alten und Schwadyen, endlidy die Schulden der chemalis 
gen jüdiihen Gemeinheiten, follen mittelft der für jeden Gegenftand beftchenden Stiftun 
gen und Verſchreibungen beridhtigt werden; im all dieſe nicht zureichen würden, follte das 
Fehlende durch verhältnigmäßige Beiträge ergänzt werden, und zwar: 

a) durch ein Prozent von der Ausſteuer der Eheleute bei der Verheirathung; 

b) durd) eine fire Steuer von 32 Gentimen — 24 Egr. — wöchentlich von jeder nie 

c) durch eine unbeftimmte, nad) dem Vermögen abzumeffende Steuer einer jeden Familie 
und einer jeden felbitftändigen Perſon. 

Die Vertheilungöverzeichniffe follten, naddem fie von dem Minifterio genehmigt worden, 
pon dem Präfekten auf dad Gutachten des Unterpräfekten fir exckutoriſch erflärt werben. 
Die chemaligen jüdiſchen Gemeinheiten follten in denfelben Bezirken, weldye fie vor der neu 
eingeführten Territorialeintheilung des Königreidy8 achabt, fortbeftehen; aber als befondere 
Geſellſchaften nur in Hinſicht der von ihnen fontrahirten Schulden und der Verfchreibungen, 
wegen welcher die Mitglieder diefer Geſellſchaften verhaftet feien. Die jüdiſchen Gemeinhei- 
ten ſollten unvorzüglidy für die Bezahlung ihrer Schulden Sorge tragen, bid zu deren Be: 
richtigung aber follte jeder Jude zu den Schulden, Koften und Laften der Gemeinheit, zu 
weldyer er vor der Territorialeintheiung des Königreichs gehörte, ferner beitragen. Jeder in 
dem Königreich ſich niederlaffende Jude follte gehalten fein, ſich innerhalb 6 Wochen in bie 
Megifter der Synagoge, in deren Bezirk er feinen Wohnfig nimmt, eintragen zu laffen, um 
zu den Koften des Gotteödienfted beizutragen. 

Das Konſiſtorium und die Rabbiner follten in Uebereinftimmung mit der bürgerlichen 
Autorität darüber wachen: daß die jüdischen Familien die Geburtö-, Ehe: und Sterbe— 
urtunden den Vorfchriften ded code Napoleon gemäß von den Maired und Adjunkten auf: 
nehmen laffen. 

Die Vertretung der Gemeinen erfolgt nach der Weftphälifchen Konſiſtorialverordnung 
vom 9. Ditober 1810 durch Vorſteher. Jede Gemeine foll einen, die größeren zwei Vor— 
ftcher haben. Erwählt werden fie auf 3 Jahre von ſämmtlichen Gemeinemitgliedern nad) 
Stimmenmehrheit. Als ftimmberechtigt werden nur die beitragenden Mitglieder angefeben. 
Unter Zuziehung zweier Beifaffen und der vier älteften Gemeineglieder ftellen fie den Etat 
auf und treiben die Steuern felbftftändig ein. Gehalt erhalten fie nicht. Auch liegt ihnen 
ob, dem Synditus ihred Bezirkes die Materialien zur Führung des Synagogenbuches zu 
liefern. Bor ihrem Abgange haben fie die Wahl eincd neuen Vorftcherd zu leiten. 
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Rad) der Reofkupation der weitphäliichen Landeötheile find die Negierungen angewieſen 
worden, Statt deö aufgehobenen Konſiſtoriums die Aufiicht über Dad Judenweſen zu führen, 
den jüdiſchen Storporationen ſowohl bei Aufbringung der Koften ihred Kultus, ald bei Regu— 
lirung ihrer Schulden Aſſiſtenz zu leiften und dabei auch darauf zu fehcge daß die Schulden 
fobald als möglidy berichtigt, neue Schulden der Judenſchaften aber, befonderer Gefell- 
fharten, unter feinem Vorwande fontrahirt werden. 

Demgemäh hat die Regierung zu Magdeburg für den ehemals weftphälifchen Iheil 
ihreö Verwaltungsbezirkes angeordnet, daß in den jüdischen Gemeinen wiederum Vorfteher 
ganz nad den Beftimmungen des weitphälifchen Dekrets vom 9. Dftober 1810 beftelit 
werden follen. Ihre Wahl erfolgt noch jekt durch die Gemcineglieder unter Aufficht der 
Drtöbehörde und Beftätigung der Regierung. Die Dauer ihred Amtes, welches fie unent: 
geltlich führen, ift verfchieden, und hängt von der eigenen Beftimmung der Gemeinen ob. 
Ihre Funktionen find: Zufammenberufung der Gemeine, Einziehung der Steuern, Verwal: 
tung der Gemeinetaffe und des Gemeinevermögens, Abichlichung der Kontrafte fin die Ge- 
meine, Auffiht in der Synagoge, Verwahrung der heiligen Bücher, Ueberwachung der 
Kultusdiener, Annahme der Aufgebote und Verkündigung der Iegteren. Die zur Dedung 
der Gemeinebedürfniffe erforderliden Stoften werden von den Gemeincvorftchern repartirt. 
Die Vorfteher ftellen auch alle drei Jahre die Etats auf, welche nad) vorgängiger Revifion 
und Begutadhtung von der Regierung beftätigt und für egefutorifch erklärt werden. 


Die übrigen Regierungen, zu deren Verwaltungsbezirke Beftandtheile des vormaligen 
Königreich Weftphalen gehören, find mit allgemeinen Verfügungen nicht eingefchritten und 
haben die ganze Gemeinevermwaltung und die Regulirung der darauf bezüglichen Angelegens 
beiten ſtillſchweigend der Liebereinfunft der Juden felbjt überlaffen. Sie nehmen von dem 
jüdifchen Gemeine- und Kultuöwefen nur Notiz, wenn auf ihre Entſcheidung auddrücklich 
probozirt wird, was nur felten vorfommen fol. 

Das Innere des jüdischen Synagogenweſens war unter der weitphälifhen Fremdherr⸗ 
[haft durdy die Bekanntmachung des ifraclitiihen Konfiftoriumd zu Kaffel 

— beſſerer Einrichtung des Gottesdienſtes in den Synagogen vom 24. Schtem- 

er 1810 
geordnet. Dieſes Reglement enthält unter vielen ſehr zweckmäßigen, die Form und Polizei 
des Gottesdienſtes betreffenden Einrichtungen auch eine Reihe von Anordnungen und Ent: 
Iheidungen über liturgifdhe und dogmatiſche Streitfragen, welche den orthodoren Juden 
mihfälig waren und deren Befolgung daher ſchon unter der Fremdherrſchaft an allen Orten, 
wo ‚die orthodore Partei dad Uebergewicht hatte, nach Möglichkeit eludirt wurde, gänzlich 
aber faft überall zejfirte, fobald bei der Auflöfung des Königreichs Weitphalen das ijracli- 
fiihe Konfiftorium zu Kaſſel, als die Behörde, von welcher jenes Reglement ausgegangen 
Mar, zu eriftiren aufgehört hatte. Da der von Weftphalen übernommene Juftand in Be: 
treft des jüdiſchen Kultustvefens nad) der Kabinetsordre vom 8. Auquft 1830 proviforifc) 
fortbefteht, fo ift zwar Dad Neglement vom 24. September 1810 auch jegt noch ald alıltiq 
anqufchen, die Regierung zu Minden hielt die Anwendung deifelben aber ſchon im Jahre 1819 
theils für ſchwierig, theils für unmöglid), 

a) theild wegen ded Widerwillens der orthodogen Juden gegen viele darin enthaltenen 
dogmatiichen und ritualiihen Neuerungen; 

b) theils wegen Aufhebung des ifraclitiihen Konſiſtoriums, deffen permanente Einwir— 
tung in gewilfen SKultusangelegenheiten durdy mehrere Artikel des Reglements vor: 
auögefegt war;, 

©) theild endlicd) wegen mandyer nur auf die Exiſtenz des Königreichs Weftphalen bezo— 
genen und ganz unbraudpbar gewordenen liturgiichen Normen; 

und unterwarf diefed Neglement daher einer Nevifion, um daffelbe, ſoweit es nad) den 
borliegenden Verhältniſſen zweckmäßig und anwendbar erfhien, alfo mit Weglaffung aller 
den Kontroverägeift nährenden dogmatifchen und ritualifhen Neuerungen, fo wie mit ange: 
meffener Umänderung folcher Artiel, in melden auf die Erifteny eines jüdiſchen Stonfifto- 
tiums oder auf die damalige politifcye Geltaltung des Königreichs Weftphalen Bezug 
genommen twird, zu republiziven. 


rn 
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Ein von der Regierung zu Minden ausgearbeiteted Verordnungsprojekt follte in vierzehn 
Paragraphen zweckmäßige Polizeiverordnungen für den jüdifhen Kultus, geftügt auf den 
status quo der mweftphälifchen Gefeggebung in Bezug auf die Kirchen: und Schulpolizei 
der Juden By, W 

Diefer neue urf wurde jedoch von den Minifterien ded Innern und der geiftli- 
en ıc. Angelegenheiten nicht genehmigt, weil man damals gr daß mit der Aufloö⸗ 
fung * PR Konfiftoriumd aud) dad ganze Dekret vom 31. März 1808 außer Kraft 
getreten fel. 

Diefer Grund ift zwar durch Die Allerhöchſte Ordre vom 8. Auguft 1830 widerlegt, ber 
Erlaß einer anderweiten Verordnung Statt des Reglementd vom 54. September 1810 ift 
aber fpäter nicht wieder in Anregung gelommen. 

Nachdem mit der Aufhebung ded jüdifhen Konfiftoriumd aller Anhalt in Bezug auf 
religidfe und andere Angelegenheiten der Juden, bei denen die Einwirkung eined Rabbinerd 
ald Bedürfniß ſich herausſtellte, verſchwunden war, find, um dafür etwas Andered zu ſub⸗ 
ftituiren, von dem ehemaligen Givilgouvernement im Jahre 1815 proviforifche fogenannte 
Zandrabbiner mit fixirtem Gehalte, welches nad) Familien von den jüdiſchen Blaubendgenof: 
fen aufgebracht werden mußte, — und auf das Judenreglement vom 17. April 1750 
vertiefen. Solche Zandrabbiner find zum Theil noch jest vorhanden ; die Regierung nimmt 
aber von ihnen keine Notiz und überläßt ed dem eigenen Ermeffen der Judenſchaften, ob fie 
einen Rabbiner annehmen und wie fie für deffen Remuneration forgen wollen. 
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im Preußifchen Staate vorhandenen fehulpflichtigen jüdiichen Kinder. 


Shulpflihtige Kinder find 
vorhanden: 
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b. 


Cirkulare. 


Schon bei Erlaß des Edikts vom 11. März 1812 über die bürgerliche Stellung der 
Juden wurde die Nothwendigkeit anerkannt, auch deren Kultus- und Schulangelegenheiten 
durch geſetzliche Beſtimmungen zu ordnen und feſter zu regeln. 

Nachdem dad Bedürfnig hiernady fid) von Jahr zu Jahr gefteigert und durdy einzelne 
Anordnungen und adminiftrative Maafregeln nur jehr unvollftändig hat befriedigt werden 
fönnen, foll ihm nunmehr in umfaflender Weife genügt, und für den ganzen Umfang der 
Monardyie das jüdiſche Kultus: und Schulweſen genauer requlirt werden. 

Nach der Allerhöchften Abficht werden hierbei die eigenen Vorſchläge der Juden befon- 
dere Berüdfihtigung und Erwägung finden, und ift deren ſowohl von Geiten der bedeu: 
tendften Judenfchaften als einzelner jüdifher Gelchrten bereitö eine nicht geringe Anzahl 
bier eingegangen. 

Vor Allem handelt es ſich num bei der weiteren Vorbereitung der deöfalld erforderlidyen 
Maafregel um die gegenwärtigen faktiſchen Juftände des jüdischen Kultus: und Schulwe— 
fend in den verſchiedenen Yandeötheilen der Monardyie, um danach prüfen und beurtheilen 
zu können, ob und m wieweit die Juden eincd Ortes, eines Bezirkes, einer Provinz 2c. in 
Gemeinen und weiter aufiteigend in größere Norporationen zu vereinigen, wie dieſe auf eine 
wo möglich) dem jũdiſchen Nationalharafter und den jüdiichen Religionöbegriffen entſprechende 
Weiſe in fid) zu organifiren und unter einander in Verbindung zu fegen feien. 

Die zu einer vollftändigen und alljeitigen Kenntniß diefer Zuftände erforlichen Mate: 
rialien follen durch die Brovinzialbehörden berbeigefhafft werden, und wird demnad) die 
Königliche Regierung aufgefordert, unter Berüdfihtigung der vorftchend angedeuteten Ge— 
fihtöpunfte, über die Verhältnifie der dortigen jüdiihen Bevölkerung, nach Maßgabe der 
bier folgenden Fragen, Bericht zu erftatten: 

1. Wie viel Juden Icben in dem dortigen Regierungöbezirt und tie biel in den einzelnen 
dazu gehörigen Ortſchaften? 

2. Welde pofitive geſetzliche Beltimmungen find für das jüdiſche Kultus: und 
Schulweſen vorhanden? Kommen diefelben, die allein befonders anzugeben find, gegenwaͤr⸗ 
tig wirklich nod zur Anwendung, oder find fie ganz oder theilmeife durch Obſervanzen, ad- 
miniftrative Anordnungen 2c. verdrängt worden? 

3. An welchen Orten beftehen mit Wiffen und Willen der Staatöbehörden Synagogen 
oder zu gotteödienftlihen Verfammlungen dienende Judenfhulen? Eind dieſe Eigenthum der 
Juden, oder von denfelben bloß gemicthet? Wie viel Juden, und welche Ortſchaften gchöd- 
ren zu den einzelnen Eynagogenbezirken, und müffen fich alle innerhalb derfelben wohnende 
Familienhäupter, refp. alle volljährige und felbitftändige Juden, nad) Art des Parochial— 
wanges in der hriftlihen Kirche, zur Synagogengemeine halten? 

4. Befinden fi die Judenſchaften im Beſitz wirklicher Korporationdrechte und von 
welchem Umfange, oder haben fie nur die Rechte erlaubter Privat- refp. geduldeter Reli: 
giondgefellichaften? 

5. Welches find die Bedingungen der Mitgliedfchaft der Gemeine; wie wird diefelbe er- 
morben und mie verloren, und haben alle Mitglieder ein volles Stimmrecht in den Ge 
meineangelegenheiten? 

6. Wie werden die Gemeinen in Bezug auf die tultusangelegenbeiten repräfentirt, blod 
durch Vorfteher refp. Vorftcherkollegien, welche fie nady Außen, oder außerdem noch durch 
befondere Repräfentanten, welche fie den Ichtern gegenüber vertreten? Won wen, wie und auf 
wie lange werden diefe und jene gewählt, und welches find ihre Funktionen und Befugniffe? 

7. Weldye Gemeinen haben einen Rabbiner, wie wird derfelbe gemählt refp. beftätigt 
und wie fann er entlaffen werden? Bon wer, und in welcher Art wird er befoldet, meldyed 
find feine einzelnen Funklionen, und in welchem Amtöverhältniß ſteht er zu dem Vorſtande? 

8. Finden ſich Oberrabbiner und wodurch unterfheiden fie fid) in ihrer amtlichen Stel: 
lung von den Rabbinern? 
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9. Welche zu dem Kultus in Beziehung ftehende Perſonen giebt ed überhaupt und 
namentlidy an den Orten, two fid) feine Synagogen befinden, nody außer den Rabbinern, und 
pie, von wen, auf wie lange werden fie erwählt, wie befoldet und wie entlaffen? 

10. Worin befteht das Gemeinevermögen, finden fid) namentlid) befondere Fonds oder 
Stiftungen für Kranten- und Armenpflege, Beerdigungen ıc. und wer verwaltet fie? 

11. Wie und von wem werden die Kultuskoſten oder fonftigen Gemeinebeiträge und 
Laſten repartirt und eingezogen? Tritt dabei oder überhaupt bei der Vermögensberwaltung 
eine Aufficht und Einmiſchung der Staatöbehörden ein? 

12. Uebt die Gemeine refp. der Vorftand ein Strafredyt gegen die einzelnen Mitglieder 
aus, und in weldher Weile? Wird der Bann nod) gehandhabt, und von wen? Wer ent- 
ſcheidet Streitigkeiten in Gemeine und Kultusangelegenbeiten? Sind deöhalb Spaltungen 
vorhanden, worin äußern ſich diefelben, welche Partei bildet die numerifhe Majorität, und 
welche, Die neologifche oder die altgläubige, läßt ſich etwa als die ſittlich beffere bezeichnen? 

13. Hat die deutfche Sprache bei dem Gotteödienit Eingang gefunden, und wie weit? 
Wird aud) gepredigt, findet eine der Konfirmation der Kinder in der riftlidyen Kirche nad): 
gebildete Aufnahme derfelben in die Gemeine ftatt, und was ift in Bezug auf die Nadı: 
ahmung dhriftlidyer Riten und Gebräuche, inöbefondere bei der Tracht der Kultuöbeamten 
fonit etwa zu bemerten ? 

14. Wer ertheilt den jüdiichen Kindern den Religionsunterricht und unter weſſen Aufficht? 

15. Wie viel ſchulpflichtige jüdische Kinder find in den einzelnen Ortichaften vorhanden? 

16. Befuchen diefelben die chriſtlichen Schulen, oder beftehen befondere jüdiſche Schulen, 
und zwar ald Privatſchulen oder als anerfannte öffentlihe Schulen? Bon wen werden die 
bei den letztern angeftellten Yehrer erwählt und beauflicytigt? Werden diefelben von den 
Staatöbehörden beftätigt, und werden fie zu den Kommunallaſten herangezogen? 

17. Iragen die bürgerlihen Kommunen zur Unterhaltung der jüdiſchen Öffentlichen 
Schulen bei, und zwar nad) geſetzlicher Verpflichtung, oder-ohne diefelbe ? 

18. Iragen die Juden zur Unterhaltung der chriſtlichen Schulen oder auch der chriſtli⸗ 
hen Kirchen und Pfarren bei, und auf weldyen Nechtötiteln berubt diefe Beitragspflicht? 

Der Bericht der Königlichen Regierung bat fid) an die vorstehend verzeichneten Fragen, 
modurd weitere nothiwendig erſcheinende Mittheilungen inde nicht ausgeſchloſſen werden, 
überall anzufchließen. Findet eine Spätere Frage ihre Erledigung bereitd in dem, was bei 
einer früheren angeführt ift, fo bedarf ed einer Wiederholung nicht, wohl aber ift alddann 
eine genaue Verteilung auf die letzteren erforderlich). 

Ad. Nr. 2 find die geſetzlichen Beſtimmungen genau zu bezeichnen, und fofern nicht mit 
Eicyerheit anzunehmen iſt, daß fie hier in extenso vorhanden find, dem Berichte abfchrift- 
lid) beizufügen. Dieſes letztere gilt nicht auch von den Statuten der einzelnen Judenſchaften; 
deren Inhalt gehört vielmehr, ſoweit er von Erheblichkeit ift, in den Bericht felbft. 

„ Den Eingang des leßteren wünſche id möglicyft beſchleunigt zu ſehen und hoffe, daß die 
Königliche Regierung denfelben binnen vier Monaten bewirken wird. 
Berlin, den 8. März 1843. 


Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts - und Medizinalangelegenheiten. 


An 
die Königliche Regierung 
zu 
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C. 


Der Königlichen Regierung wird ein Extrakt der unter heutigem Dato an die Königl. 
Regierung zu Breslau erlaffenen Verfügung, die Einrichtung des jüdiſchen Schulivefend be- 
treffend, zur Nachricht und Nachachtung mitgetheilt. 

In welcher Art diefelbe die darin enthaltenen Beftimmungen aud) im dortigen Regie: 
rungöbezirfe zur Ausführung BR, bat diejelbe binnen drei Monaten einzuberichten. 
Berlin, den 15. Mai 1824. 


‚Minifterium der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten. 
Unterrichtsabtheilung. 
(ga) v. Kamp. 


An 
ſämmtliche Königliche Regierungen. 


Ertraft. 


Auch werden ſchwerlich die wohlmollenden Abfichten, welche man für Verbefferung dee 
fittlihen und bürgerlichen Zuftandes der Juden hegt, erreicht werden, wenn man dabei auf 
ein bereittilliged Entgegentommen von ihrer Eeite warten mill. 

Das dringendfte und nädhfte Bedürfniß, für weldyed geforgt werden muß, ift eine ange: 
meffene Einrichtung der für fie beftimmten Schulen. don vielen Seiten wird anjeßt Diefe 
Sache zur Sprache gebracht. Allein wenn gleidy die Einfihtövolleren unter den Juden 
felbft darauf bezügliche Veranftaltungen zu wünſchen ſcheinen, fo läßt fid) doch von der grö⸗ 
heren Maſſe nicht hoffen, daß fie aus freier Entſchließung ſich zu Einrichtungen verſtehen 
werde, die zum Zwecke haben, ſie dem verwahrloſeten Zuſtande zu entreißen, in welchem ſie 
ſich befindet. Es wird vielmehr nöthig, von Seiten der Regierung mit Ernſt und Nachdruck 
a verfahren, und die beftchenden Gefege gewähren dazu einen hinlänglihen Anhalt. E8 

ommt nur darauf an, daf folgende Punkte, nachdem felbige zur Öffentlichen Kenntniß gebracht 
find, mit nachhaltigem Ernft und nöthigenfalld durch angemeffene Strenge auögeführt werden: 

1. Daß, wie (nad) Allg. Landrecht II. 12. 8 43) jeder Einwohner, fo auch die Juden, 
welche den nöthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe nicht beforgen können 
— ſchuldig find, dieſelben nad) zurückgelegtem fünften Jahre zur Schule 
zu ſchicken. 

2. Daß auch die jüdischen fhulfähigen Kinder, erforderlihen Fans durch Zwangsmittel 
und Beftrafung der nadjläffigen Eltern, zum Beſuch der Schule angehalten werden 
(edendafelbft 8 48). 

3. Daß die Juden, wo felbige eigene Schulen ihred Glaubens nicht eingerichtet haben, 
ihre Kinder in die öffentlichen chriſtlichen Schulen zu ſchicken verpflichtet find, in melden 
diefe jedod dem Unterrichte in den eigentlich chriſtlichen Meligionswahrheiten wider 
Willen beizumohnen nicht gezwungen werden fönnen (ebendafelbft $ 11). 

4. Daf die Prüfung und Beftätigung der Lehr- und Einrichtungspläne aud) der jüdifchen 
Schulen, ſowie die Prüfung der zum Gebraud) beftimmten Schulbücher, und überhaupt 
die Aufficht und Verwaltung des gefammten jüdiſchen Schulmwefend ganz in der Art 
erfolgt, wie Died durch die Konfiftorial- und Regierungsinftruttion vom 23. Oktober 1817 
im Allgemeinen regulirt worden ift. 

9. Befonderd, daß auch an den jübifhen Schulen fein Lehrer angeftellt wird, der nicht in 
einer Prüfung, die mit ihm, die Religionsfenntniffe auögenommen, in ganz gleicher Art 
wie mit einem Lehrer an einer hriftlihen Schule der naͤmlichen Gattung, vorzunehmen 
ift, als tüchtig zum Lehramte erfunden worden (ebendafelbft 8 24). 

6. Daß die vorige Beftimmung fid) auch auf bie etwa ausſchließlich für den jüdiſchen 
Religiondunterricht zu beftellenden Lehrer infoweit erftredt, Daß zwar nicht ihre eigentlich) 
jüdiſchen Religionötenntniffe Gegenftand der Prüfung fein, wohl aber unterfucht werben 
ſoll, ob fie die übrigen, von einem dem Lehrftande gewidmeten Subjekte ertvarteten 
Kenntniffe und Geſchicklichkeiten befigen. 


(1-63) II. Beilagen, das jüdifche Kultud» und Unterrichtömefen betr. 429 


7. Und endlich, daß auch diejenigen jüdifhen Privatlehrer, welche Lehrftunden in den 
Käufern geben wollen, ihre Tüchtigfeit dazu in einer mit ihnen zu veranftaltenden Prü⸗ 
fung audweifen müffen (ebendafelbit & 8), und ohne eine, auf den Grund des von der 
fompelenten Prüfungöbehörde ihnen über ihre hinlänglihe Dualifitation auögeftellten 
Zeugniffed, don der Provinzialregierung ertyeilte Konzeflion nicht befugt fein follen, 
Lehrſtunden zu geben. 

Wenn nad) obigen Beltimmungen in allen Punkten ernftlicy verfahren, wenn alle jübi- 
hen Winkelſchulen gefchloffen, wenn zugleidy mit allen biöher noch nicht geprüften jüdifchen 
Lehrern die erforderliche Prüfung vorgenommen, und denjenigen, welche darin nicht beftehen 
oder derfelben ſich zu unterziehen ſich weigern, dad Unterrihtgeben nicht weiter berftattet, 
wenn alle ſchulfähige jüdiſche Kinder in die Ortöfchulen eingewiefen, und die betreffenden 
Lotalbehörden zur pünktlichiten und aufmertfamften Ausführung der gegebenen Vorſchriften 
angehalten, auch allgemeinere Revifionen, um ſich von der Art der Ausführung zu überzeugen, 
borgenommen werden, fo wird der wohlthätige Erfolg Diefer Anordnungen unfehlbar in kurzer 
Zeit ſich erweiſen. 

x X. 


Berlin, den 15. Mai 1824. 


Minifterium der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten. 
Unterrichtsabtheilung. 
(gez) v. Kamp. 


An 
die Königliche Regierung zu Bredlau. 


d. 


Der Königlichen Regierung, wird hierneben Abfhrift eined von der Königlichen Regie 
rung in Stettin eingereichten Entwurfed zu einer an die Magifträte und Schuldeputationen 
ihred Bezirkes zu —— bon dem Miniſterio zweckmäßig befundenen Verfügung, betref- 
fend die Anftellung jüdifcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, aud) in ihrem Verwal: 
tungsbezirke eine ähnliche Verordnung unter den dort etwa nöthigen Mobdififationen zu erlaffen. 

Berlin, den 29. April 1827. 


Minifterium der geiftlichen, Unterrichts und Medizinalangelegenheiten. 
(gez) dv. Mitenftein. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Regierungen. 


Abſchrift. 


Um dem willkührlichen Verfahren, welches bei Anſtellung der jüdiſchen Lehrer biöher 
ftattgefunden hat, und dem häufigen Wechſel diefer Lehrer vorzubeugen, werden, auf den 
Grund der beftehenden Geſehe und früheren Verordnungen, inöbefondere mit Bezug auf 
unfere Betanntmadhung vom 30. Auguft 1824 und auf unfere Girfularverfügung vom 
3. Dezember 1822, folgende Beftimmungen hiedurch feftgefegt: 

1. Es darf fein Zehrer bei einer jüdifhen Gemeine angeftellt werden, ohne zubor über 
feine Jüchtigkeit dazu in einer mit ihm zu veranftaltenden Prüfung ſich audzumeifen 
und zu feiner Annahme unfere landedobrigkeitlidye Genehmigung und Beftätigung 
nachgeſucht und erhalten gu haben. 

2. Die betreffende jüdifhe Gemeine hat ſich dieſerhalb zunächſt an den Magiftrat der 

tadt zu wenden und ihrem dieöfälligen Gefuhe: 
a) den Nachweis des Staatd-Bürgerredhted ded gewählten Lehrers; 
b) einen von ihm felbft in deutfcyer Sprache verfaßten Lebenslauf; 
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c) die erforderlichen Zeugniffe über die frühere Erziehung und Bildung überhaupt 

und über die Vorbereitung zum Schulamte insbefondere; 

d) die Zeugniffe der Ortöbehörde und des jüdiſchen Gemeinevorftandes über biöherigen 

unbefholtenen Zebenöwandel; ferner 

e) dad Wahlprotofoll und 

f} ein genaued und vollftändiged Verzeihniß der mit der fraglichen Lehrerftelle ver: 

bundenen Einkünfte 
beizufügen. 

3. Der Magiftrat hat diefe Angaben und Nachweiſe forgfältig zu prüfen, erforderlichen Falld 
darüber genaue Nachforſchungen zu halten und dann das Geſuch der Gemeine nebft 
den ſämmtlichen Beilagen ($ 2 a—f) mittelft gutachtlichen Berichtes an und einyureichen. 

4. Wenn auf den Grund diefed Berichte und der bon und mit dem Gewählten veran- 
ftalteten Prüfung unfere Genehmigung zu der Anftellung deffelben erfolgt it, fo hat 
die betreffende Gemeine über die äußeren Bedingungen diefer Anftellung einen ſchrift⸗ 
lichen Vergleich mit ihm abzuſchließen und denfelben durd den Magiftrat an und zur 
Genehmigung einzureichen. 

5. Der auf diefe Weife Gewählte, Geprüfte und anftellungsfähig Erklärte darf jedod) 
nur probiforifdy auf 1, 2 oder 3 Jahre angefegt werden und hat nad) Ablauf diefer 
Friſt eine fefte Anftellung nur alödann zu erwarten, wenn von dem betreffenden jüdi- 
hen Schul- und Gemeinevorftande und von der ihm vorgeſetzten Stadtfchul-Deputation 
feine Amtötüchtigkeit bezeugt wird. Wir behalten und dann vor, nad) den Umftänden 
entweder eine abermalige Prüfung oder fofort die fefte Anftellung zu verfügen. 

6. Die Gemeine darf fo wenig vor ald nad) Ablauf des abgeſchloſſenen Kontrakts ben 
einmal angenommenen Zehrer nady Willkür wieder entlaffen, fondern fie foll vielmehr 
verpflichtet fein, und davon bei Ablauf der feftgefehten Friſt auf vorſchriftsmaͤßigem 
Wege Anzeige zu machen, damit wir dann die Gründe der gewünfchten Entlaffung des 
Lehrers —**— und demgemäß darüber entſcheiden. 

7. Es ſoll zwar jedem Lehrer freiſtehen, feine Stelle auch vor Ablauf des mit ihm abge 
fchloffenen Kontrakts niederzulegen; aber er hat dabei die Vorfchriften des Allg. Land⸗ 
rechtes Ih. II Tit. 10 897 und Ih. I Tit. 6 SS 175 und 176 genau zu berüdlichtigen. 

8. Die jüdifchen Gemeinen follen ermächtigt fein, in den bon nun an mit ihren Lehrern 
u ſchließenden Verträgen ald Bedingung der Anftellung feftzufegen, daß fie nur zu 
Ditern und zu Midyaclid, und nachdem fie drei volle Monate vor dem einem oder bem 
anderen Termine ihren bevorftehenden Abgang, unter Anführung der Gründe, ſchriftlich 
angezeigt haben, entlafjen werden können, es fei denn, da die durch ihren Abgang er- 
ledigte Stelle früher befeßt werden fann. 

9. Die Gemeine muß die erwähnte Anzeige an den Magiftrat gelangen laffen, welcher fie 
dann unverzüglid) an und zu weiterer Entſchließung einreichen wird. 

10. Wird hierauf der Abgang des Lehrers von und genehmigt, fo muß die Gemeine ſich 
angelegen fein laffen, einen anderen geeigneten Lehrer auszumitteln, und falld er die 

vorschriftsmäßige Prüfung noch nicht beftanden haben follte, denfelben ſogleich auffor— 
dern, diefe Prüfung zunächſt bei dem Superintendenten der Synode nachzuſuchen, da- 
mit bis dahin, wo der Lehrer abgehen wird, der neue gewählt und angeftellt werden fan. 

11. Der oben 8 4 erwähnte Kontrakt ift von dem betreffenden jüdifchen Gemeine- und 
Schulvorftande, fo wie von dem Lehrer felbit und von der Stadtfcyul- Deputation zu 
vollgiehen und von dem Magiftrate Behufs der Beftätigung an und einzureichen. Nur 

diejenigen Lehrer, welche eine definitive oder fefte Anftellung erhalten, werden auf unfere 

ausdruͤckliche Beltimmung mit einer förmlicyen Vokation verfeben. 
12. Die obigen Feftiegungen eritreden ſich auch auf die ausſchließlich für den jüdiſchen 
Religiondunterricht zu beftellenden Lehrer. 

Wir machen dem a ne und der Schufdeputation hierdurch zur Pflicht, auf die Be- 
folgung der vorftchenden Beltimmungen ftreng au halten und zu dem Zwecke ſolche der dor— 
tigen jüdifchen Gemeine ſowohl, als dem betreffenden jüdifchen Lehrer in unferem Namen 
befannt zu machen. Daß died geſchehen, hat der Magiftrat binnen 14 Tagen anzuzeigen 
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und diefer Anzeige zugleich das gehörig vollzogene Eintünftenverzeichniß der dortigen jüdischen 
Lehrerftelle, wenn daffelbe noch nicht mit unferer Beftätigung verfehen fein follte, beizufügen. 
Unter diefem Verzeichniffe ift zugleich zu bemerten, bis zu weldyem Zeitpuntte die proviforiiche 
Anftellung des jegigen jüdifchen Lehrers von und genehmigt worden ift. 

Von dem Eintünftenverzeichniffe fowohl, ald von dem obengedadhten Kontratte, ift jedes⸗ 
mal cine beglaubigte Abfchrift zu unferen Akten mit einzufenden. 


Stettin, den 
Königl. Breußiiche Regierung. 
Abtheilung für die Kirchen» und Schulverwaltung. 


Abichrift. 


e 


Durd) die Cirkularverfügungen des Minifteriums der geiftlichen, Unterrichts- und Medi— 
jinalangelegenheiten vom 15. Mai 1824 und 29. April 1827 find die Königlichen Regie— 
tungen bereitdö darauf aufmerkſam gemacht worden, dem Schulunterrichte für die Kinder 
jüdiſcher Unterthanen, ſowie der fortfchreitenden Verbeiferung der jüdischen Unterrihtöanftalten 
und der geficherten Stellung der von jüdifchen Gemeinen angenommenen Lehrer ihre Sorg- 
falt zu widmen, und find daſelbſt befondere Vorfchriften aufgeftellt, durch deren Beobachtung 
jener Zweck annäherungdweiie erreicht werden foll. 


Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß diefe Mahregeln noch nicht den Anforderungen 
entiprechen, welche an den Unterricht und die Bildung der fhulpflidtigen Kinder jüdischen 
Glaubens im Allgemeinen gemacht werden müffen. Bei einer von ded Königs Majeftät an- 
— Unterſuchung über die Urſachen der verhältnißmäßig größeren Zahl jüdifcher 

erbrecher ift zur Sprache gefommen, daß der Grund diefer Ihatiache zum Theil dem Um— 
ftande zugufchreiben ift, daß die Kinder jüdischer Unterthanen im Allgemeinen der Wohithat 
eined ordentlihen Schulunterrichtes nody nicht in gleichem Maaße theilhaftig werden, wie 
dies bei den Kindern chriſtlicher Unterthanen der Fall ift, und dak dic Kinder juͤdiſcher Eltern 
bon Iegteren nicht felten dem Unterrichte entzogen, auf Meffen und Wärften herumgeführt 
und zu frühe ſchon zu den Gefchäften des bürgerlichen Verkehres, namentlid) zum Handeld- 
gewerbe, angehalten werden. 


Um diefen Webelftänden auf nachdrückliche Weife zu begegnen, wird Die Königliche 
Regierung zunächſt auf die ftrenge Beobachtung und Handhabung der beftchenden Ge: 
ſehe vertiefen. 

Nach den Vorſchriften des Allg. Landrechtes Ih. II Tit. 12 88 43 bid 46 und der Aller: 
höchſten Kabinetöordre vom 14. Mai 1845 (Geſetzſ. S. 149), welche für diejenigen Landeb⸗ 
theile erlaſſen worden ift, im melde das Allg. Landrecht noch nicht eingeführt wurde, find 
alle Unterthanen ded Staated, die jüdiſchen Unterthanen nicht ausgeſchloſſen, verpflichtet, 
ihre Kinder vom aurüdgelegten fünften Jahre an, fofern nicht durch provinzielle Verordnun— 
gen (mie namentlich für die Rheinprovinz durch den Allerhöchſten Yandtags - Abfchied vom 
Jahre 1836, welcher das ſechſie Jahr ald den Zeitpunkt des beginnenden Unterrichtes be— 
kichnet) ein fpäterer Termin vorgefchrieben ift — bis zur Vollendung der ihren Verhältniffen 
entſprechenden Bildung zur Schule zu ſchicken. Sind die jüdiſchen Einwohner nicht im Stande, 
ihre Kinder durch Privatlchrer oder in jüdischen Zehranftalten unterrichten zu laffen, fo müffen 
fie dieſelben in die nächfte chriſtliche Schule ſchicken, und kann deren Aufnahme daſelbſt nad) 
8 10 °H. U Tit. 12 Allg. Landrechtes nicht verweigert werden. Nur zu der Theilnahme am 
Hriftlichen Religiondunterrichte dürfen die jüdiſchen Kinder in den hriftlihen Schulen nad) 
$ 11 daſelbſt nicht angehalten werden. 

‚ Werden diefe Vorfahriften gehörig beobachtet, und nöthigenfalld die gefeklichen Zwangs— 
mittel gegen nadyläffige jüdische Eltern zur Anwendung gebracht, fo wird dadurd) der frühe 
jeitige Befuch der Meffen und Märkte durd) die jüdischen Kinder von ſelbſt verhindert wer— 
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den. Inöbefondere ift durch die Verfügung ded Minifteriumd des Innern vom 5. Auguft 1817, 
durch dad Regulativ über den Geiverbebetrieb im Umberziehen vom 28. April 1824, durd) 
die Verfügung der Minifterien des Innern und der Polizei und der Finanzen vom 17. März 
1827 und der Minifterien der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten und 
des Innern und der Polizei vom 18. Juni 1836, ausreichende Vorfehrung getroffen, um 
die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Hauſirgewerbe und anderen, im Herumzie— 
ben betriebenen Befchäftigungen zu verhüten. Durch dieſe bereitö beftehenden Anweiſun— 
gen werden die im Intereſſe ded Schulunterrrichts jüdifcher Kinder zu ergreifenden Map: 
regeln unterftüßt. 

Die Aufmerkfamteit der Königlichen Regierung wird aber ferner auch dahin zu richten 
fein, daß die Einrichtung eigener jüdischer Schulen und die Verbefferung des dahin zu ertheis 
fenden Unterrichtd auf angemeffene Weife befördert werde. 

Nach den beftchenden Gefegen fommen den vorhandenen jüdiſchen Unterrihtdanftalten, 
mit Auödnahme der in der Provinz Poſen beftehenden, die Rechte öffentliher Schulen 
nicht zu. Diefelben beftchen nur in der Eigenfdyaft eines, unter Aufficht der Behörden errich— 
teten —S und die dabei beſchäftigten Lehrer ſtehen im Weſentlichen in einem pri⸗ 
patredhtlihen Kontraftöverhältniffe zu den fie befoldenden jüdifchen Gemeinen. Des Hoch⸗ 
feligen Königs Majeftät haben jedody bereitö bei Gelegenheit eined zur Allerhöchſten Kennt 
niß gediehenen Spezialfalled auszuſprechen geruht, 

daß die Einrihtung Öffentliher Schulen für die jüdifhen Glaubendgenoffen an fid) 

nicht unftatthaft ſei und nur die Feftfegung der näheren Bedingungen und Modalitäten, 

unter welchen dies gefchehen könne, vorbehalten. 

Ueber diefe Bedingungen und Modalitäten kann zur Zeit eine allgemein gültige Bor 
ſchrift noch nicht erlaffen werden, da die Berüdfichtigung der verfhicdenartigen, probinziellen 
und lokalen Intereffen, deren Umfang noch durch keine Erfahrung feftgeftellt ift, eine große 
Verſchiedenheit in der Behandlungdweife bedingt. 

Durd) die von des Königs Majeftät im Allgemeinen ertheilte Billigung ift aber bereitd 
der Geſichtspunkt angedeutet, daß es zweckmäßig fei, den jüdifchen Schulunterricht da, wo 
dicd in anderer Weife nicht füglich gefchehen kann, durch die Errichtung eigener, die Rechte 
Öffentlicher Schulen genichenden Sculanftalten zu heben, den Schulbeſuch der Kinder und 
den Unterhalt der Lehrer dadurd auf eine feftere Grundlage zurüdzuführen und um fo cher 
gebildete Männer jüdischer Religion zu veranlaffen, ſich dem Unterrichte ihrer Glaubendge: 
noffen zu widmen. Diefer Zweck darf nidyt aud dem Auge gelaffen werden, und ed fönnen, 
vorbehaltlich einer fpäteren allgemeinen Regulirung diefer Verhältniffe, ſchon jetzt vorberei- 
tende Schritte gethan werden, um im einzelnen dazu angethanen Fällen die Bedingungen zu 
ordnen, unter melden eine jüdifhe Schulanftalt, mit den Rechten einer öffentlichen Schule, 
ald befondere jüdifhe Konfeſſionoſchule ind Leben treten kann. Erſt durdy eine forgfältige 
Behandlung einzelner Spezialfälle wird eine ſichere Erfahrung gewonnen werden, um dad 
jüdische Schufwefen nad) einem umfaflenden Plane ordnen zu Fönnen. 

Die Königliche Regierung wird daher ermächtigt, in den dazu geeignet fcheinenden Fällen 
mit den legitimirten Vorftänden der jüdischen Gemeinen einerfeitd und der dabei intereflirten 
chriſtlichen Schulanftalten andererfeitö in Verhandlung zu treten, die Auseinanderfegung bei- 
der und die Begründung des jüdifchen Schulfhftemd vorzubereiten und die näheren Bedin- 
gungen in der Weiſe zu ordnen, daß diefelben in Form eined befondern Statuts für bie 
jüdiiche Schulanftalt zur Alerhöchften Genehmigung Sr. Majeftät ded Königs vorgelegt 
werden können. 

Als Gefihtöpunfte, welche hierbei zu beobachten, find im Allgemeinen folgende zu 
bezeichnen: 

1. Eine geeignete Beranlaffung zum Einfchreiten der Königlichen Regierung wird ald- 
dann vorhanden fein, wenn entweder die jüdische Gemeine eines Ortes auf die Errichtung 
einer eigenen jüdifhen Schule, oder die hriftliche Gemeine auf Sonderung de jüdiſchen und 
chriſtlichen Schultvefend anträgt, und die Anzahl und der Wohlftand der chriftlichen und der 
jüdiſchen Bevölkerung ded Schulbezirks audreichend erfcheint, um das Beſtehen gefonderter 
Schulen zu fichern. 
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In diefen Fällen find, unter Einleitung kommiſſariſcher Verhandlungen, die Vorberei- 
tungen zur Abjonderung des jüdifhen Schulſyſtems zu treffen. 

2. Die nächſte Sorge wird alsdann der Feftftellung der ökonomiſchen und rechtlichen 
Verhältniffe der jüdischen Schule gewidmet fein. 

Zu diefem Ende wird die ‚jüdische Gemeine die Mittel zur. Beſchaffung der nöthigen Ge- 
bäude und Lehrmittel, und für die Gehalte und eventuelle Penſion der Lehrer nachſuweiſen 
und fid, über die Aufbringung der erforderlichen jährlidien Beiträge zu einigen haben. 

Es wird ferner über den Umfang des Schulbezirfed, aus welchem die jüdischen Eltern 
ihre Kinder in ihre neue Glaubensfchule zu ſchicken haben, über die Berechtigung zur Be: 
tufung ded Lehrers, die Feftftellung ded künftigen Lehrpland, und die Beftellung eined jü- 
diihen Schulvorſtandes, mweldyer die nächſte Aufficht über die jüdische Schule zu führen 
> deren rechtliche Vertretung zu übernehmen befugt ift, eine definitive Feſtſetzung vorzu— 

reiten fein. 

Es verſteht fich von ſelbſt, daß die jüdiſchen Schulen und deren Lehrer der Aufſicht der 
Staatöbehörde in demfelben Maaße unterworfen bleiben müffen, in welchem die hriftlidyen 
Schulen ed find, und wird die Königlidye Regierung im vorfommenden Kalle aud) in Erwä— 

ung zu ziehen haben, durdy welche Organe diefe Auflicht an Ort und Stelle am zweckmäßig— 
en auögeübt werden kann. 

3. Iſt durch die sub Nr. 2 angeftellten Grmittelungen und Vorbereitungen die begrün- 
dete Ausſicht dagethan, daß ein eigene jüdiſches Schulſyſtem zu Stande kommen kann, fo 
wird ferner die Audeinanderfegung mit den beftehenden chriſtlichen Schulverbänden zu ver- 
mitteln fein. 

Für die chriſtlichen Schulanftalten eriftirt im Allgemeinen feine Verpflichtung, aus ihrem 
Vermögen oder befonderen Einnahmen etwas zu Gunften des fid) abfondernden jüdiſchen 
Schulſhſtems abzugeben. Dagegen fallen diejenigen Beiträge, welche nur bei wirklichem 
Schulbeſuche jüdischer Kinder zu entrichten find, 3. ®. Schulgeld, durdy Ueberweiſung der 
jüdifchen Stinder an eine eigene Schule von felbit fort. Desgleichen fönnen diejenigen Bei⸗ 
träge, welche nach 8 29 — 33. II. 12 Allgemeinen Landrechts von den zur Schule gewie— 
jenen Hausvätern entrichtet werden, von den jüdischen Einwohnern, nad) $ 30 dafelbit, fer- 
nerhin nicht mehr gefordert werden, fobald eine eigene jüdische Glaubensihule an dem Orte 
errichtet wird. 

Iſt Dagegen die Unterhaltung der beftehenden chriſtlichen Schulen eine Verpflichtung der 
Ortögemeine, und feuern die Juden unter den Kommunallaften mit zu deren Unterhaltung 
bei, fo erfcheint es billig, dak die Ortögemeine der jüdifchen Gemeine auf angemeffene Weije 
zu Hülfe kommt, wenn die legtere durd Errichtung eined eigenen jüdischen Schulſyſtems ihre 
Kinder aus den chriſtlichen Schulen auöfondert und dadurdy die Unterhaltungälaft derfelben 
berringert. hierüber ift im vorfommenden Falle ein freimilliged, billiges Abfommen zu ver: 
mitteln, und wird eine Einigung befonderd in den Fällen zu hoffen fein, wenn durch die Be: 
gründung des jüdischen Schulſyſtems und das Ausfcheiden der jüdifhen Schulkinder eine 
ſonſt bevorftehende Erweiterung der hriftlihen Schulen oder die Anftellung neuer Lehrer den 
DOrtögemeinen erfpart wird. 

4. Sind dieſe Vorbereitungen fo weit geführt, daß die Dauernde Begründung einer jüdi- 
ſchen öffentlihen Schule ohne Beeinträhtigung beitehender Gerechtſame möglid) erfcheint, fo 
find die gefchloffenen Verhandlungen zur weiteren Prüfung und Beftätigung, vorbehattlid) 
der Allerhöchften Genehmigung Sr. Majeftät ded Königs, mir einzureichen. 

Die hier angedeuteten Geſichtspunkte enthalten nur eine allgemeine Bezeichnung derjeni- 
en Momente, welche bei der Errichtung öffentlicher jüdiſcher Schulen zu berüdfichtigen find. 
8 bleibt dem ſachtundigen Ermeffen der Königlichen Regierung vorbehalten, nach den eigen: 

thümlichen Verhältniffen eines jeden Orts und einer jeden Gemeine auch diejenigen ander: 
weitigen Rechtöverhältniffe in Erwägung zu nehmen und zu ordnen, auf welche die Bildung 
deö neuen jüdischen Schulfhftemd von Einfluß ift. 

Ueber den Erfolg diefer Maßregel und die Fälle, in mweldyen diefelbe ‚zur Anwendung 
gekommen ift, werde ich in dem jedeömaligen Zahreöberichte eine nähere Anzeige erwarten. 

In denjenigen Zandeötheilen, in welchen dad Allgemeine Landrecht nidyt Gefegeötraft 
hat, oder in welchen befondere Brovinzialgefege der Antvendung der bezogenen Paragraphen 
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deſſelben entgegenftehen, hat die Königliche Regierung zu prüfen, welche Mittel die beftehende 

Geſetzgebung, fo weit fie hier nicht ſchon ind Auge gefaßt worden, an die Hand giebt, um 

einen regelmäßigen Schulbeſuch der jüdifchen Kinder zu ſichern, und darüber zu berichten. 
Berlin, den 14. März 1842. 

Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. 

An Eichhorn. 

ſämmtliche Königliche Regierungen. 


Abſchrift. 


ſ. 


Auf Ihren Bericht vom 14. v. M. will Ich hierdurch die Errichtung beſonderer öffent- 
licher Schulen für die jüdiſchen Gemeinen zu Aachen und Gollup mit der Maßgabe geneh— 
migen, daß der Befud) diefer Schulen auf jüdifche Kinder befhränft bleiben muß, und die 
dabei angeftellten Lehrer auf die Vorrechte, welche den chriſtlichen Lehrern nad) geſetzlicher 
Vorſchrift oder befonderem Herkommen, namentlich in Hinſicht auf Befreiung von Staatd- 
oder Kommunallaften, zuftchen, feinen Anſpruch au machen haben. — Zugleich, ermächtige 
Ich Sie zur Beftätigung der wegen Einrichtung der gedachten beiden Schulen entworfenen 
Statuten; damit jedody hieraus für Veränderungen, welche ſich in Folge des beabfichtigten 
allgemeinen Regulativs über das jüdische Kultus- und Unterrichtöwefen ald nothwendig oder 
zweckmäßig ergeben möchten, fein Hinderniß erwachſe, fo ift der Beftätigung ein entfpredhen- 
der Vorbehalt beizufügen. 

Elbing, den 12. Juni 1845. 

3) Friedrich Wilhelm, 
An den Staatöminifter Eichhorn. a 


Verhanbelt Berlin, den 27. Februar 184. 
g. 

Nachdem die Vorarbeiten u der im 839 des Edikts vom 11. März 1812 vorbehaltenen 
und neuerlid von des Könige Majeftät durch die Allerhöchſte Ordre vom 13. Dezember’ 1845 
für den ganzen Umfang der Monarchie befohlenen Negulirung des jüdifchen Kultus: und 
Schulweſend jetzt fo weit vorgeſchritten find, daß die in der gedachten Ällerhöchſten Ordre zur 
legiölativen Erwägung geftellten Gegenftände nad) den dabei gegebenen Gefichtöpunften zur 
Berathung im Königlichen Staatöminifterium vorgelegt werden können, haben die Unter: 
zeichneten von Sr. Excellenz dem Herrn Minifter der geiftlihen ?c. Angelegenheiten den 
Auftrag erhalten, zuvor noch einige Männer jüdiſchen Slaubens, von denen eine genaue 
Kenntniß der jüdischen Zuftände und ein ficheres Urtheil über die zur Abhülfe der jegigen 
Mängel dienenden Mafregeln erwartet werden darf, in Betreff der erforderlichen Beſtim— 
mungen wegen des kirchlichen Zuſtandes und der VBerbefferung des Unterrichtes der Juden mit 
ihrem Gutachten zu vernehmen. Es waren demnad) auf ergangene Einladung heute erfchienen: 

1. der Vorfteher der hiefigen jüdifhen Gemeine, Herr Banquier Muhr, 
2. der Syndikus der biefigen jüdifchen Gemeine, Herr Dr. Rubo, 
3. der Direktor des jüdiſchen Schullchrer-Seminare, Herr Dr. Zunz. 

In Betreff der Reihenfolge der zu beſprechenden Gegenftände vereinigte man ſich zu— 
börberft darüber, daß cd zwecmäßig fei, die Kultuöverhältniffe von dem Schulmwefen ganz 
zu trennen und rüdfichtlid der erfteren zunächft nur die äußeren Angelegenheiten der jüdi- 
ſchen Religionsgefellfhaften und fodann abgefondert von diefen die inneren Verhältniffe 
zum Gegenftand der Erörterung zu machen. 

Was die äußeren Verhältniffe der jüdifchen Gemeinen betrifft, fo ging man davon auß, 
da der jetzige Zuftand, nach welchem die jüdifchen Religionsgeſellſchaſten nur ald Privat- 
vereinigungen ohne forporative Rechte angefehen werden, ſchon im rein poligeilicyen Intereffe 
und um den mancherlei Nechtöverwidelungen und Unficherheiten vorzubeugen, welche aus 
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dem jehigen Zuftande nothivendig hervorgehen müffen, einer Abänderung zu bedürfen fcheine. 
Ein Mittel zur Abhülfe werde in der Bildung von Synagogenverbänden zu fuchen fein, in 
ſofern dafür geforgt werde, daß die Juden innerhalb dieſer Verbände im Stande find, über 
ihre Kultusangelegenbeiten auf geſetzlichem Wege zu beſchließen und ihre Beichlüffe zur Aus— 
führung zu bringen. Diefen Shpnagogengemeinen würden die Rechte vom Staate gench- 
migter torporationen dergeftalt beigulegen fein, daß fie unter der Aufficht des Staates für 
ihren Gotteödienft Grundftüde erwerben und die für diefen Zweck erforderlidyen Geldbeiträge 
durch Beifchläge zu den Staatöfteuern auf Grund erekutorifc zu erflärender Heberollen 
einzichen laffen können. 

Die Herren Komparenten erklären fidy hiermit im Allgemeinen einverftanden und eradıten 
die ortd- oder bezirlsweiſe Bildung von Shnagogenverbänden, ſowie foldye bereits für das 
Öroßherzogthum Pofen durch die Verordnung vom 1. Juni 1833 angeordnet worden ift, 
ebenfalld für dad zweckmäßigſte Mittel, um zunächſt eine äußere Drdnung in den jüdischen 
Gemeinden herbeizuführen. Seitens des Herrn Dr. Rubo wird dabei der Wunſch ausge: 
ſprochen, daß den au bildenden Verbänden nicht, wie in der Verordnung vom 1. Juni 1833, 
die Bezeihnung Korporation, fondern die Benennung ald Synagogengemeinen beigelegt 
erden möge. 

Was die Frage betrifft: ' 

ob jeder innerhalb eines Synagogenbezirks wohnende Jude eo ipso Mitglied der Gemeine 

und ald foldycd zu den Gemeincbedürfniffen beitragen müffe, oder ob es ihm geftattet werden 

folle, fidy einer andern Synagoge ald derjenigen, in deren Bezirk er wohnt, anzufdlichen ? 
fo wurde zwar darauf hingewieſen, daß auch in der chriftlichen Kirche nicht in allen Fällen 
ein eigentlicher Parochialzwang Statt finde, und daß cd vielleicht genüge, wenn jeder Jude 
nur angehalten werde, ſich einer beftimmten Synagoge anzuſchließen, wenn dies aud) 
nicht gerade die Synagoge feines Wohnorted oder des betreffenden Synagogenbezirkes ſei, 
auf der anderen Seite fam es aber zur Erwägung, daß es aus dem Grunde bedenklich) fei, 
die Parochialverhaͤltniſſe der hriftlichen Kirche analog auf die jüdischen Synagogenverbände 
zu übertragen, weil chriftliche Kirchen, auch abgefehen von den Beiträgen der Eingepfartten, 
meift eine auskömmliche Dotation befigen, während eine jüdifhe Synagoge, weldye aus— 
ſchließlich durch die Beiträge der Gemeineglieder unterhalten werden müſſe, durch den An- 
ſchluß der Bezirkdeingefeffenen an eine außerhalb des Bezirks belegene Synagoge leicht in 
Gefahr gerathen könne, in ihrem Beftehen gefährdet zu werden. Es wird deöhalb für zweck⸗ 
mäßiger gehalten, daß in dem zu erlaffenden Gefehe die Frage: 

welcher Synagoge Jcıyand angehören und zu welcher er beitragen müffe? 
kdiglih von dem Domizil abhängig gemadyt werde. Die Geftattung von Ausnahmen 
wird nicht für zweckmäßig gehalten. Da indeß in einzelnen Fällen befondere Gründe vorlie- 
en können, welche einem Juden den Anſchluß an eine andere ald an die Synagoge feines 

ohnortes wunſchenswerth machen, fo wird der Eintritt in eine andere Ennagogengemeine 
far zu geftatten fein, jedoch nur mit ausdrüdliher Genehmigung der betreffenden Provin— 
A rung und ohne dak die Beitragdverbindlichfeit zur Synagoge des Wohnortes auf- 
ört. Auch wird der Lebertretende in einem ſolchen Kalle ſtets die auftimmende Erflärung 
derjenigen Gemeine, welcher er außer der Gemeine feined Wohnortes angehören will, beizu- 
bringen haben. 

Die Herren Komparenten wollen indeß ihre Aeußerung über diefen Punkt noch nicht 
als eine definitive angeſehen wiſſen, fie behalten ſich vielmehr vor, dieſelbe noch näher zu 
erörtern und ihr Gutachten eventualiter zu mobdifiziven. Man vereinigte ſich hierbei im All— 
gemeinen dahin, daß die heutige Beſprechung überhaupt nur als eine vorläufige angefehen 
werden foll, indem die Herren Komparenten die einzelnen zur Erörterung geftellten ragen 
nohmald in forgfältige Ertvägung nehmen und ihr motivirted Gutachten mod) beſonders 
ſchriftlich einreichen wollen. Es follen daher in den vorliegenden Verhandlungen die noch zu 
befpredhenden Punkte auch nur kurz angedeutet und das Weitere der fahriftlihen Ausfüh- 
fung vorbehalten werden. 

Gegen die Erhebung eined Eintrittögelded von neu anziehenden Mitgliedern für ihre 

ahme in eine jüdifche Gemeine fpredyen fidy Die Herren Komparenten übereinftimmend 
aus, denn jeder Jude muß der Gemeine feined Wohnorted angehören; der Zahlung eines 
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Geldäquivalented für den Eriverb des Miteigenthumes an dem Gemeinevermögen bedarf «8 
ferner nicht, wenn den jüdifchen Gemeinen Korporationsrechte beigelegt werden und das Ge- 
meinebermögen nidyt mehr privatived Eigenthum der einzelnen Gemeineglieder nad) iveellen 
Theilen, fondern Eigenthum der Gemeine ald moralifher Perſon ift. Nur in dem Falle 
wird die Erhebung eines Eintrittögelded nadyaulaffen fein, wenn Jemand, der ſchon Mitglied 
einer jüdiſchen Gemeine ift, ſich auch noch einer zweiten anſchließen will (fiche oben). Denn 
die leßtere kann zu feiner Aufnahme nidyt gezwungen werden. Einer befonderen Beftimmung 
hierüber in dem Geſetze bedarf es jedoch nicht, da in einem foldyen Kalle Alled der vertragd- 
mäßigen Uebereinkunft der Intereffenten wird überlaffen bleiben müſſen. 

Rüdfichtlic der Art der Verwaltung der Gemeineangelegenheiten durch Repräfentanten 
und Verwaltungäbeamten, wie fie durdy die Verordnung vom 1. Juni 1833 für dad Groß— 
berzogthum Poſen angeordnet worden ift, findet fidy etwas MWefentliched nicht zu erinnern. 
Es wird nur darüber eine ausdrüdlihe abändernde Beftimmung gewünſcht, daß die Ge- 
fammtheit der Korporation nidyt befugt fein fol, die Befhlüffe der Nepräfentanten wie: 
der aufzuheben. 

Die Herren Komparenten wollen diefen Antrag in dem fchriftlich einzureichenden Gut- 
adyten noch befonderd motiviren. Außerdem wird der Wunſch ausgefproden, daß über die 
Anzahl der zu wählenden Repräfentanten und Verwaltungdbeamten, je nad) der Seelenzahl 
der Gemeine eine ausdrückliche Beſtimmung in dem Gefege ſelbſt gegeben und die Feſtſetzung 
hierüber nicht dem Statut einer jeden einzelnen Gemeine vorbehalten werden möge. 

Als unumgänglid) nothwendige Beamten einer jüdiſchen Gemeine erkennen die Herren 
Komparenten nur den Religionslehrer an. Sie erklären, daß nad) jüdifchen Religiond- 
begriffen der Rabbiner nicht ein Beamter fei, dem eine potestas ecclesiastica im gefeglihen 
Mortverftande beiwohne. Ein foldyer fei überhaupt nad) jüdiſchem Ritus zu gotteödienftlichen 
Handlungen überall nicht erforderlich. Wo Rabbiner vorhanden, werde deren Autorität nur 
in fofern anerkannt, als das ihnen gefchenkte Vertrauen der jüdischen Glaubenögenoffen fol- 
ched zulaffe. Dagegen müffe jede Synagogengemeine wenigftend einen Religiondlehrer 
haben. Ob die Gemeine von dem Religionslehrer aud) Belehrungen in Ritualſachen annch- 
men, oder für diefen Zweck einen befonderen der Gefege kundigen Beamten unter dem Namen 
„Rabbiner* anftellen wolle, fei ihrem Gutbefinden zu überlaffen. Nur fei cd, um die jeht 
vorkommenden häufigen Winfelehen zu verhüten, durchaus nothiwendig, daß in dem Gefehe 
über die bürgerlichen BVerhältniffe der Juden eine beftimmte Form für die Gültigkeit 
der Ehe vorgefchrieben werde. Diefe Form folle aber nur den Zweck haben, um die Er— 
fennbarfeit der bürgerlichen Wirkungen der Ehe zu ſichern, da der kirchliche Aft der 
Trauung nad jüdiſchem Ritus von einem befonders dazu beftellten Beamten nicht vorge: 
nommen werden braude. 

Ueber die Erforderniffe der Qualififation eines jüdifchen Neligionölehrerö wollen fid) die 
Herren Komparenten ihre beftimmte Aeußerung vorbehalten. Es wurde dabei in Frage ge— 
ftellt, ob der Nachweis beftimmter Vorbereitungöfurfe nothivendig, oder ob nur eine Prus 
fung in einzelnen befonders zu beftimmenden Wiſſenſchaften erforderlich fei, und in letzterem 
Fall, wer die Prüfung vorzunehmen habe. Es wurde Darauf hingedeutet, daß cd wohl 
zwedmäßig fei, im jeder Provinz eine Prüfungstommiffion mit einer angemeffenen Anzahl 
bon Nabbinern oder Religiondlehrern, oder anderen für geeignet zu eradytenden Berfonen 
zu bejtellen. 

Bon Nabbinern wird, wo die Gemeinen foldye annehmen, mindeftend eine vollftändige 
Gymnaſialbildung zu fordern fein. Die Herren Komparenten halten es indeh nicht für er- 
forderlih, daß eine auödrüdliche Beftimmung hierüber in den Gefegentwurf aufgenommen 
werde, da ſich in jeiger Zeit wohl faum annehmen laffe, daß die Gemeinen andere ald ge 
hörig qualifizirte Habbiner wählen würden. 

Die Beftellung anderer Beamten, 3. B. Schächter, Kantoren u. f. w, wird nicht für we⸗ 
ſentlich nothwendig gehalten, vielmehr hierin dem eigenen Befcyluffe der einzelnen Gemeinen 
nicht vorgegriffen werden dürfen. 

Etwas Weiteres fand ſich über die äußeren Angelegenheiten der jüdifhen Gemeinen 
für jegt nicht zu bemerfen. 
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In Betreff der inneren Angelegenheiten wurden die Herren Ktomparenten darauf auf- ° 
mertfam gemacht, daß das Prinzip der Nichteinmiſchung der Staatöbehörden in die jüdifchen 
Kultusverhältniffe wahrſcheinlich auch für die Zufunft feitgehalten werden würde, und daf 
es daher weſentlich Darauf antommen werde, 

eine Form zu finden, um in angemeffener Weile Konflikten über innere Kultusangelegen- 
heiten vorzubeugen und, wo foldye vorhanden find, dieſelben beigulegen und ohne, daß den 
Tiffentirenden ein Gewiſſenszwang auferlegt wird, einen befriedigenden Abſchluß foldyer 
Differenzen herbeizuführen. 

Die Herren Komparenten halten diefe Frage für zu wichtig, um ſchon jetzt eine beftimmte 
Aeußerung darüber abzugeben. Sie wollen diefelbe mit einander in forgfältige Erwägung 
nehmen und ihr Gutachten zugleich mit dem über die oben berührten Punkte erftatten. Bei 
der heutigen vorläufigen Beſprechung ftellte ſich die Anficht als die anfcheinend empfehlens⸗ 
werthefte heraus, da bei Tifferenzen über Glaubensſachen, wenn folhe nicht beigulegen find 
— über die dabei anzumwendenden Mittel wurde die weitere Erörterung vorläufig ausgeſetzt 
— zwar eine Abtrennung der Diffentirenden zuläflig fei, die einmal gebildete Synagogenge- 
meine aber unantaftbar bleiben müffe und die Beitragspflidt der Minorität mithin aud) 
nicht aufhören dürfe. 

Die weiteren Verhandlungen, inöbefondere über dad jüdiihe Schulweſen wurden für 
heute ausgeſetzt, weil cd nothwendig ſchien, zuvor eine nähere Verftändigung über die bevor: 
ftehenden Bunfte herbeizuführen. Die nächſte Konferenz foll ftattfinden, fobald die Herren 
Komparenten ihr ſchriftliches Gutachten über die heute befprodyenen Gegenftände eingereicht 
haben werden, was binnen längftens ſechs Wochen gefchehen foll. 

Da etwas Weitered nicht zu verhandeln war, fo wurde vorftchende Verhandlung hiermit 
geihloffen und nachdem fie den Herren Komparenten zum eigenen Durchleſen übergeben und 
von ihnen genehmigt worden war, wie folgt, vollzogen. 


Zunz. Muhr. Rubo. 
Dr. Brüggemann. Hertel. 


Verhanbeit Berlin, ben 8, Aprit 1845, 


h 


Die Herren Banquier Muhr, Dr. Zun und Dr. Rubo haben zwar die in der Ver: 
handlung vom 27. Februar d. 3. vorbehaltene Schriftliche Aeukerung über die dafelbft be- 
rochenen Gegenftände noch nicht eingereicht; da cd indeß wünſchenswerth ift, daß die 
orarbeiten zur Regulirung des jüdifchen Kultus und Schulweſens möglichſt bald beendigt 
werden, fo ift auf heute eine anderweite Konferenz anberaumt worden, zu welcher die ge- 
nannten ‚Herren auf ergangene Einladung fidy eingefunden hatten. Diefelben wollen ihr 
ſchriftliches Gutachten über Die rüdfichtlidy ded jüdischen Kultusweſens noch einer näheren 
Erörterung bedürfenden Punkte zugleich mit ihrem Gutachten über die heute noch zu erörtern: 
den Gegenftände einreichen und man vereinigt fi) dahin, daß ſodann noch eine dritte Kon- 
fereng zur Beſprechung über diejenigen Fragen Statt finden foll, über welde eine Verftän- 
digung nicht hat herbeigeführt werden Fönnen. 

Die Herren Komparenten bringen hiernächſt mit Rüdfidyt auf den Inhalt der Verhand— 
lung vom 27. Februar d. I. nod) folgende Punkte zur Sprache: 

I. Sie geben der Erwägung anheim, ob ed nicht zweckmäßiger fein möchte, die für die 
Wecke der Spnagogengemeinen erforderlichen Geldbeiträge, Statt der nach Maßgabe der 
Staatöfteuern beabfichtigten Repartition, durch eine aus der betreffenden Gemeine felbft ge- 
wahlte Schäpungstommiffion auf die einzelnen Gemeineglieder bertheilen zu laſſen. Cine 
ſolche Einrichtung habe ſich in größeren Gemeinen, namentlich audy hier in Berlin, ald fehr 
— ———— bewährt und ſcheine mit gleich günftigem Erfolge auch in kleineren Gemeinen zur 

nwendung gebracht werden zu können. Die von der Schägungdfommiffion aufgeftellte Ver 
theilungsrolfe werde eine beftimmte Zeit hindurch öffentlich) auszulegen und bei nicht erhobenem 

iderſpruch oder wenn die dagegen erhobenen Rellamationen auf verfaffungsmäßigem Wege 
befeitigt worben find, von der Staatöbehörde für exekutoriſch zu erklären fein. 
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Die nähere Begründung dieſes Vorſchlages wird vorbehalten. 

2. Die Beftimmung der Rechte und Pflichten der Repräfentanten und Verwaltungsbeamten 
gegen einander, gegen die Synagogengemeine und gegen Dritte nad) denjenigen Vorſchriften, 
welche die repidirfe Etädteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des 
Magiftratd und der Stadtverordneten enthält, wie folhes in der Verordnung vom 1. Juni 
1533 über dad Judentvefen in der Provinz Poſen angeordnet worden ift, wird bon ben 
Herren Komparenten für nicht zweckdienlich erachtet. Es wird vorgefchlagen, die Berathungen 
und die Faſſung der Beichlüffe über wichtige Angelegenheiten der Shnagogengemeinen 
den Repräfentanten und VBerwaltungdbeamten gemeinfchaftlic) zu übertragen, wobei ed nur 
darauf ankommen werde, die gedachten beiden Körperfchaften in numer iſcher Hinſicht in 
ein richtiges Verhältniß zu einander zu fegen. Die Verwaltungsbeamten würden alddann Die 
gemeinschaftlich gefahten Befchlüffe zur Ausführung zu bringen haben. 

Auch diefer Vorfchlag foll noch näher motivirt und dabei inöbefondere angegeben werden, 
welche Angelegenheiten der Gemeinen zu denjenigen zu rechnen find, die den gemeinſchaftlichen 
Berathungen und Beichlüffen der Nepräfentanten und der Verwaltungsbeamten unterliegen 
follen und in melden Fällen die Berwaltungsbeamten ohne vorgängige ausdrüdlidye Gench- 
migung der Nepräfentanten die Gemeine vertreten dürfen. Endlid) 

3, wird noch die Frage aufgeworfen: 


ob es nicht zuläffig fei, Daß in einem und demfelben Synagogenbezirke mehrere Synagogen 


oder Bethäufer vorhanden feien? 


Dan findet fein Bedenken, ſich für die Bejahung diefer Frage auszuſprechen, jedod) wird 
dabei vorauögefeht, daß der beftchende Synagogenverband dadurch nicht alterirt werde. Dar- 
über, im welchen Fällen die Errichtung mehrerer Synagogen ftatthaft und die Geſammt⸗ 

emeine zur Aufbringung der dazu erforderlichen Koften verpflichtet fei, wird feine allgemeine 
zeſtimmung getroffen werben können, vielmehr wird immer auf die Beſonderheit des Falles 
Nücfict genommen werden müffen. Die Herren Nomparenten befürworten hierbei nod), 
daß in jedem Synagogenbezirke mindeftend ein jüdiſcher Begräbnißplatz vorhanden fein, daß 
aber aud) je nad) der Lokalität die Einrichtung mehrerer dergleichen angeordnet werden könne. 

Es wurde fodann zur Befprehung des jüdischen Schulweſens übergegangen. 

Man ging davon aus, daß die Juden, wie alle Unterthanen des Staates, welche den 
nöthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe nicht beforgen können oder wollen, Die: 
felben vom zurüdgelegten fünften Jahre an, foweit nicht durch provinzielle Verordnungen ein 
anderer Zeitpunkt des beginnenden Unterrichts feftgefept ift, bis aur Vollendung der ihren 
Berhältniffen entſprechenden Bildung in die Scyule zu ſchicken verpflichtet feien. RKückſichtlich 
der Mittel, durch welche dad Schulbedürfnig befriedigt werden kann, bieten fid) drei Mus. 
wege dar. Entweder werden die Juden für verpflichtet erklärt, ihre Kinder in die chriſtlichen 
Schulen zu ſchicken, oder fie werden angehalten, eigene jüdishe Schulen zu errichten, oder 
endlich, fie find berechtigt, ihre Kinder an dem Unterrichte in den chriſtlichen Schulen Theil 
nehmen zu laffen, dürfen aber aud) mit Genehmigung der Staatöbehörden eigene jüdiſche 
Schulen errichten. 

Die Herren Komparenten find damit einverftanden, daß es am zweckmäßigſten fei, wenn 
der Beſuch der hriftlihen Schulen Seitens der jüdifhen Kinder nad) wie vor ald Negel be 
ftehen bleibe, daß aber auch die Errichtung eigener jüdiſcher Schulen nicht verſchränkt werden 
dürfe, welchen leßteren alödann der Charakter dffentliher Schulen beizulegen fein werde. 
Eo wird dabei der Wunfd) auögefproden, dak die jüdiſchen Schulen derſelben Aufficht wie 
die hriftlihen Schulen durch die jtädtifhen Schuldeputationen refp. durch die Schulinfpek- 
toren und nicht noch einer befonderen Spezialauſſicht, wie fie hier in Berlin ftattfindet, unter: 
worfen werden möchten. 

Wo die vorhandenen hriftlihen Schulen zur Mitaufnahme der jüdifchen Kinder zu 
befchräntt find, oder wo fonft Gründe der Nothbwendigkeit der Errichtung eigener jüdi- 
ſcher Schulen vorhanden find, wird es für billig erachtet, daß die jüdiichen Hausväter aud 
der Interhaltungöverbindlichkeit der chriſtlichen Schulen ausfcheiden, und wo Ichtere aus 
SKommunalmitteln unterhalten werden, auch die jüdiſchen Schulen eines Zuſchuſſes aud Kom: 
munalfondd theilbaftig werden. 
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Endlich wird von den Herren Komparenten noch die Errichtung von Seminarien zur 
Bildung jüdischer Schul: und Weligionölchrer dringend gewünſcht. Die näheren Vorſchlaͤge 
hierüber werden zur weiteren fchriftlihen Ausführung vorbehalten. 

‚Hiermit ift die heutige Verhandlung gefchlofien, von den Hrrren Komparenten felbft ge: 
leſen und tie folgt vollzogen. j 

P u. i 
Rubo. J. Muhr. Zunz. 
Dr. Brüggemann Hertel. 
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1. 
Gutadten 


in Bezug 
auf die jüdifchen Kultus: und Unterrichtsverhältniſſe. 


Die gehorfamft Unterzeihneten find unter dem 23. Februar c. mit Bezug auf 8 39 
des Edikted vom 11. März 1812 zu einigen Konferenzen über einzelne Punkte in Betreff 
der Allerhöchſt zu erlaffenden Beſtimmungen wegen der jüdiſchen Kultus- und Unterrichtö- 
verhältniffe aufgefordert worden. Es haben bereits zwei Konferenzen am 27. Kebruar und 
am 8. April e. ftattgefunden. Die befprochenen Punkte find in den darüber aufgenomme- 
nen Protokollen zufammengefakt und die gehorfamft Unterzeihneten find dabei veranlaft 
worden, über einzelne dabei zur Spradye gebradyten Gegenftände ſich noch befonderd gut- 
achtlich zu Aufern. 


J. Was die zu bildenden Synagogenverbände anlangt, 


fo findet ſich in diefer Hinficht noch Folgendes zu bemerten: 

I. Die Verordnung wegen des Judenweſens im Großberzogthum Poſen vom 1. Juni 
1833 beftimmt 8 1, daß den einzelnen Judenfchaften als Synagogengemeinen, mithin in 
firhlicher Hinficht in Beziehung auf ihre Bermögendangelegenbeiten, die Rechte einer 
Korporation beigelegt werden. Hieraus fann und muß gefolgert werden, daß einer Korpo— 
ration ald folder auch noch andere Rechte zuftchen, welche die Bermögensangelegenbeiten 
nicht betreffen. Iſt dem aber alfo, fo würde cd immer, wie biöher, ungewiß bleiben, ob ein 
judifher Shnagogenverband eine moralifche oder juriftiihe Perfon fein, ob ein foldyer Ver: 
band überhaupt cine Verfönlichkeit haben, ein Subjett von Rechten fein foll. Dies iſt aber 
wohl, der Natur der Sache nad), in Verüdfichtigung der obwaltenden Verhältniffe und in 
Gemaͤßheit der hohen Intention feftzuftellen. Nachdem nun, wie 8S 81 und 82 Th. Tit. 6 
Allg. Landrechts beftimmt ift, Korporationen in den Geſchaͤften des bürgerlichen Lebens cine 
moraliiche Berfon vorftellen und in Bezug auf ihre Rechte und Verbindlichkeiten wie ein: 
jelne Individuen beurtheilt werden; fo möchte cd angemeffen erfcheinen, im Allgemeinen ohne 
weiteren Zufaß zu beftimmen: 

en Epnagogenverbänden werden die Rechte der vom Staate genehmigten Korporationen 
eigelegt. 

ber men man der Anficht fein follte, daß die Rechte der Storporationen fi überhaupt 
nur auf die Vermögendangelegenbeiten der Gefellidyaft gefehlich beziehen und beziehen kön— 
nen, fo dürfte um fo weniger ein Grund vorhanden fein, diefe Gerechtſame gerade bei den 
Spnagogenverbänden auf die Vermögensangelegenheiten einzuſchränken. 

2. 68 erfcheint wünſchenswerth, gefeglich auszuſprechen, daß in der Regel in einem Sy⸗ 
nagogenverbande nur ein Shnagogengebäude zur Ausübung des Gotteödienfteö fein foll; 
da da aber, wo ein innered oder äußered Bedürfniß ſich herauöftellen follte, auch mehrere 
ES pnagogengebäude, jedod) nur mit befonderer Erlaubniß ded Staates, errichtet werden fönnen. 

3. Defter ift es biöher zur Sprache gefommen, in wieweit den Juden die devotio do- 
mestica verftattet ift, weil der gemeinfchaftliche Gottesdienst der Juden immer derfelbe ift, 
er mag in einem dazu befonderd eingeridyteten Gebäude oder in einem Privatzimmer 
Statt haben. 
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Es wird daher gehorfamft anheimgeftellt, ob zur Vermeidung aller Zweifel nicht audge- 
fprodyen werden möge, daß in Betreff ded häuslichen Gotteödienfted auch bei den Juden die 
allgemeinen Gefege zur Anwendung kommen. 

4. Daß die Einziehung der Geldbeiträge der zu einem Shnagogenverbande gehörenden 
Juden für die Bebürfniffe diefed Synagogenverbandes auf Grund erefutorifch zu erflärender 
Heberollen erfolge: Dagegen läßt ſich natürlich nichts erinnern. Die Art der Erhebung durd) 
Beifchläge zu den allgemeinen Staatöfteuern erſcheint aber nady unferer unmaßgeblicen 
Meinung nicht nur nicht geeignet, fondern ganz unzuläffig. Die Koften, weldye ein Syna— 
gogenverband nothivendig erfordert, werden nämlid) bedeutend fein. Da fie von den Mitglie: 
dern des Verbandes zu tragen find, fo können fie, wie ſolches auch bisher überall in allen 
Judengemeinen der all ift, nur durch eine Vermögenöfteuer aufgebradyt werden. Sollen 
fie nun zugleich mit den Staatdabgaben und ald Beiſchläge zu denfelben eingezogen werden, 
fo müßten fie gleichfall8 wieder mit einer Vermögenöfteuer ded Staates in Verbindung ge: 
bradt, fie fönnten nicht zugleidy mit einer fogenannten indirekten Abgabe verbunden werben. 
Diejenige Steuer, welche ſich hierzu nun zunächſt Darbietet, ift die Klaſſenſteuer. Hierbei ift 
jedoch Folgendes zu bemerken: 

a) ein großer Theil der Städte ift von diefer Steuer ganz befreit. Wenn daher, was gar 
oft der Fall fein muß, fonft eine Vermögenöfteuer für den Staat nicht einzuziehen ift, 
fo würde ein Zuſchlag zu einer ſolchen nicht Statt haben können; 

b) die Klaſſenſteuer enthält nicht fo viele Abftufungen der Beiträge ald die Beitragsfähig- 
feit der einzelnen Mitglieder dedö Shnagogenverbanded möglid) und räthlid) madıen, 
damit die Abgaben für die, wenngleidy nicht armen, doc) nicht reichen, aud) wohl nicht 
wohlhabenden Mitglieder nicht zu einer bedeutenden Laſt werden. 

Es ift gegenwärtig gar nicht felten, daß ein jüdischer Familienvater öfter dad Dreifache 
bon dem Steuermarimum der tlaffenfteuer zu den Bedürfniffen der jüdiichen Gemeine bei« 
trägt und fid) deffen gar nicht weigert. So giebt es jetzt in der hiefigen jüdifchen Gemeine 
Familienväter, welche jährlidy mehrere hundert Thaler beitragen, und wiederum welche, bie 
nur einen oder zwei Ihaler fontribuiren, wobei von den Armen gar fein Beitrag einge 
zogen wird. 

Es möchte daher angemeffen fein, die Art der Feſtſezung und Erhebung der einzelnen 
Beiträge zu den Bedürfniffen eined Shnagogenverbandes fo, wie foldhe biöher in allen Ju— 
dengemeinen ftattgefunden hat und ftattfindet, zu belaffen, fie jedody geſetzlich mehr zu regeln. 

Zunächſt dürfte periodenweife ein beftimmter Etat vom Vorftand und Nepräfentanten 
ded Spnagogenverbanded in Bezug auf die erforderlichen Ausgaben anzulegen fein. Dem: 
nächſt würde zu ermitteln fein, weldye Revenüen der Synagogenverband als ſolcher aus vor 
handenen Fond (da er ein Kapitalvermögen befigen kann) oder fonft (als beftändige Rebe: 
nüen) zu beziehen hat. Diefe feftftehende Cinnahme des Verbandes wäre von der veran- 
ſchlagten Totalausgabe in Abzug zu bringen und der verbleibende Reſt würde durch die 
regelmäßigen Beiträge der Mitglieder zu befchaffen fein und zwar ald eine Vermögenöfteuer 
in Bezug auf das Kapitalvermögen und die Revenüen der einzelnen Mitglieder. Um dieſes 
zu erwirken, möchten nun von einer aud Mitgliedern ded Synagogenverbandes überhaupt oder 
aus der Mitte der Nepräfentanten anguordnenden Kommiſſion Heberollen auf die Zeit von 
etwa drei Jahren anzulegen fein, in welche der Beitrag eines jeden einzelnen Mitglieded auf 
das muthmaßliche Kapitalvermögen oder den muthmaßlichen Mevenüenbetrag einzutragen 
wäre, und zwar nad) einer zuvor im Verhältniffe zu dem gefammten Bedarf angenommenen 
Norm (Progentfas). Die fo angefertigten Heberollen mühten auf irgend eine Weiſe, etwa 
durd) ein öffentlidyed Auslegen, zur Kenntniß ſämmtlicher Mitglieder eine Zeit lang (etwa 
einen oder zwei Monate) von Seiten des Vorftanded gebradyt werden, damit ein Jeder feine 
Beſchwerde bei der angeordneten Kommiffion oder den Repräfentanten, in letzter Inftanz bei 
der vorgefegten Staatöbehörde würde vorbringen fönnen. Es mühte einem Jeden verjtattet 
fein, ein quantum minus feined Kapitalvermögend oder feiner Revenüen nachzuweiſen. 
Hierbei dürfte nicht auf ftriften Beweis zu fehen, jondern die Führung eines Nachweiſes 
moͤglichſt erleichtert twerden: eine Verfiherung an Eideöftatt oder mit Handſchlag müßte 
genügen. Die demnächſt feftgeftellten Heberollen würden der Staatöbehörde zur Beftätigung 
einzureichen und durdy die zu ertheilende Genehmigung für exekutoriſch zu erklären fein. 
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Rüdfichtlich derjenigen, welche im Laufe der Steuerperiode ald Mitglieder in den Verband 
eintreten, würden die Steuerfäge nachträglich, jedody nur bis zum Ablauf der Steuerperiode, 
zu reguliren fein. Die einzelnen Beiträge mögen von dem Shnagogenverbande felbft, durd) 
dazu angenommene, etwa zu vereidende Perfonen eingezogen werden. Leber die Rückſtände, 
wenn fie nicht aus befonderen Gründen niedergefhlagen werden, müßte der Vorftand der 
Polizeibehörde deö Orts Anzeige machen mit dem Antrage, joldye im Wege der Erefution 
—5* zu laſſen, welche, allenfalls nach einer noch anberaumten kurzen Friſt, zu vollſtrecken 
ein würde. 

Dadjenige, was bei einer Vermögendfteuer überhaupt als unſicher und ungewiß erſcheint, 
und wad eine Ungleichheit in der Vertheilung berbeiführt, braucht hier ald etwas, was in der 
Staatöwirthfchaft genügend bekannt ift, nicht befonders hervorgehoben zu werden. Nur mag 
bemertt fein, da ſich dieſe Schwierigkeiten in bedeutenden Maaße in einem Staate, ja in 
einer größeren Kommune herauöftellen werden, weniger aber in einem Kleinen Kreife, wie ein 
foldyer durd) einen Synagogenverband gebildet wird, in welchem die einzelnen Individuen 
mit weit geringerer Unfiherbeit in Bezug auf ihre Vermögensverhältniſſe beurtheilt werden 
tönnen. Die bisherige Erfahrung fpricht fid) ganz und gar dafür aus. 

Allerdings fcheint ed angemefien, daß ausführlidyere Anordnungen und Vorſchriften in 
Bezug auf diefe Beftimmungen in eine befondere Inftruftion oder in dad Statut eined jeden 
einzelnen Shnagogenverbanded aufgenommen werden mögen. Hier find die Anführun- 
gen nur gemacht, damit bei der Entwerfung des Geſetzes dieſer Geſichtöpunkt beobachtet 
werden möge. 

5. In * Geſetze wäre wohl beſtimmt auszuſprechen, daß derjenige Jude, welcher einen 
mehtfachen Wohnſitz und zwar innerhalb verſchiedener Synagogenbezirke hat, auch Mitglied 
verſchiedener Verbände und bei einem jeden dieſer Verbände beitragspflichtig ſei. Es hat die— 
fer Punkt in den letzteren Zeiten öfter Veranlaſſungen zu Streitigkeiten gegeben, da früher 
namentlid) vor der Emanation des Edikts vom 11. März 1812, aus welcher Zeit ſich die 
Beſtimmungen über dad Gemeineweſen der Juden noch herichreiben, in der Regel ein Jude 
nicht an zwei Orten zugleich wohnen follte, fondern nur in Fällen beionderer landesherrlicher 
Berilligung. Die hier in Antrag gebradyte Beftimmung liegt in der Natur der Sache und 
ift in Bezug auf die hriftlichen Kirchen und Parochieen im Allg. Landrecht $ 264 Ih. U 
zit. II ausdrüdlic ausgefprodhen. 

6. In der Verordnung über dad Judenweſen im Großherzogthum Poſen vom 1. Juni 
1833 ift 8 4 beftimmt, daß ftimmfähig in der Storporation alle diejenigen männlidyen, boll- 
jährigen und unbefcholtenen Juden find, weldye entweder ein Grundftüd befiten oder ein 
Gewerbe felbftitändig betreiben, oder ſich außerdem felbitftändig und ohne fremde Unterftügung 
ernähren. Bei diefem Stimmredyt kann es wohl nidyt darauf antommen, Yodurd und in 
welhen Grade jemand die Koften für feinen Unterhalt beftreitet, oder welches geſetzlich er 
laubte Gewerbe er betreibt, fondern nur, daß er nicht zu denjenigen Armen, die von Almofen 
leben, gehöre. In diefer legten Rückſicht würde aber nur zu beftimmen fein, daß dasjenige 

itglied ein Stimmrecht habe, weldyed zu den Bedürfniffen ded Synagogenverbandes die 
erforderliche Abgabe zahlt. Demnach wäre unferer Anficht nach im Allgemeinen zu verord— 
nen, daß fämmtlidye männliche dispofitionsfähige Mitglieder, welche zu den Bedürfniffen des 
Eynagogenverbandes die gefegliche Abgabe leiſten, ftimmfähig feien. 

Damit übrigend nur unbeſcholtene Perſonen an der Vertretung ded Shynagogenverban- 
des und der Verwaltung deffelben Theil nehmen mögen, der Ausdrud „unbefcholten* indeffen 
rechtlich zu unbeftimmt erſcheint, fo würde cd wohl nicht unpafiend fein, wenn ſich das Geſttz 
aud) darüber ausſpräche, dak Mitglieder ded Verbandes des Stimmrechts und aller Ehren: 
rechte in den Fällen verluftig werden, in welchen diefe Befugniffe die Bürger einer Stadt 
nad) den Vorfchriften der Etädteorbnung verlieren. 

T. In dem Protokolle vom 27. Februar c. ift bereitö die Anſicht aufgeftellt, daß ein je- 
der, innerhalb eined Synagogenbezirks wohnende Jude eo ipso Mitglied dieſes Synagogen- 
verbandes fei und fein mühe aud) zu den Bedürfniſſen diefed Verbandes beizutragen habe; 
ferner, daß ein wilikürliches Ausſcheiden aus demjenigen Verbande, in deſſen Grenzen fid) 
das Domizil befindet, nicht zu verftatten fei, aud) nidyt durd) dad Anſchließen an einen an— 
deren Verband; endlich aber, daß cin gleichzeitiger Eintritt in einen anderen Verband nur 
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mit Genehmigung der Provinzialbehörde, nad) getroffenem Webereinfommen mit demjenigen 
Verbande, an welchen der Anſchluß erfolgen folle, möge verftattet werden, und daß dadurd) 
eine Beitragöpflichtigfeit bei dem Synagogenverbande des Domizild nicht aufhören dürfte, 
Die gehorfamit Unterzeichneten können jet nur noch hinzufügen, daß fie diefe Punkte noch— 
mals reiflich erwogen haben, bei den aufgeftellten Anfichten verbleiben müffen und fich über: 
zeugt halten, daß nur durch eine foldye Beftimmung mandyem Streite und weiterer Unord— 
nung vorzubeugen fei. Wollte man es gänzlich freiſtellen, welchem Synagogenwerbande ſich 
ein Jude anſchließen wolle und ſollte der Einzelne nur gehalten ſein, irgend einem Verbande 
anzugehören, fo würde gar leicht fo mancher Verband in feinen Kräften fo geſchwächt wer— 
den, daß ihm die Mittel zur Beftreitung feiner Bedürfniffe gänzlid mangeln würden. Da 
Die Auögaben eines einzelnen Verbandes nur dadurch beftritten werden können, daß die Mit- 
tel durch die Früchte eined Kapitalvermögens, oder dadurch herbeigefchafft werden, daß die 
nothtvendigen Stoften auf die einzelnen Mitglieder ded Verbandes vertheilt werden, fo würde 
ed, bei der Freiheit in der Wahl eined Shynagogenverbandes immer im Intereffe der einzelnen 
Mitglieder fein, ſich dem reichiten und in Betreff der Mitgliederzahl ftärkften Verbande an 
zuſchließen, wodurch andere Verbände leicht ganz verarmen könnten oder die Laſt der Mit: 
glieder verhältnißmäßig fehr groß werden würde, 

8. Einem jeden Synagogenverbande möchte cd auch zur Pflicht zu machen fein, wenig— 
ftend einen Begräbnifplag in dem Synagogenbezirke anzulegen und zu unterhalten. Wenn 
eö die Zokalität erforderlich machen follte, jo würde aud) die Anlegung mehrerer Begräbniß— 
pläge in dem Bezirke eines und deffelben Synagogenverbandes anzuordnen fein. Aus der 
biöherigen Gefeßgebung mag wohl kein vollftändiger Grund zu der in dem Reſtripte vom 
1. September 1818 (v. Kamp Annalen Bd. 2 S. 728) amı Ende enthaltenen Verfügung 
herzuleiten fein, daß die Judengemeinen in den Städten, wo noch kein befonderer Begräbniß— 
plag für diefelben vorhanden ift, dergleichen zu befchaffen haben. 

In Anfehung diefer Begräbnißplätze der jüdiſchen Synagogenverbände dürften die all: 
gemeinen Vorfchriften wegen der Kirchhöfe zur Anwendung kommen. Died möchte zugleich 
mit der Vorſchrift auözufprechen fein, daß die liegenden Güter, tweldye zum äußern Gotted- 
dienft und zu den Öffentlichen Schulen beftimmt find, diejenigen Vorrechte geniehen, welche 
Kirchen und öffentlichen Schulgebäuden überhaupt zuftehen. 

Wie nothivendig das ift, geht daraus hervor, dak die Subhaftation einer Shnagoge erft 
durd; eine Kabinetsordre vom 26. Dftober 1840 (Juſtiz-Miniſterialblatt 1840, ©. 340 
Nr. 46) hat für unftatthaft erflärt werden müffen. 

9. Was die Vertretung eined Synagogenverbandes und die Verwaltung der Angelegen 
beiten deffelben hetrifft, fo läßt fidy im Allgemeinen gegen die Einführung von Verwaltungs 
beamten und Nepräfentanten, welche die Verordnung vom 1. Juni 1833 für dad Grof- 
herzogthum Poſen feitfekt, nichtö erinnern, die gehorfamft Unterzeichneten fehen ſich indeſſen 
veranlaft, hier noch Verſchiedenes, dad Matericlle und Formelle betreffend, zu bemerken: 

A. Dem Sprachgebraude, dem Herkommen und der geſetzlichen Bezeichnung gemäß 
dürften die VBerwaltungsbeamten den Kollektivnamen „Borftand“ führen. 

B. Außer den eigentlichen Nepräfentanten möchte auch eine geringere Zahl von Stell: 
dertretern für diefelben in jedem Ennagogenverbande anzuordnen fein, welche in Behin- 
derungöfällen oder bei dem Abgange einzelner Nepräfentanten für diefelben eintreten. 

C. Mit Bezug auf$ 5 der Verordnung für das Judentvefen im Großherzogthum Pofen 
pom 1. Juni 1833 wäre nur anzuführen, dah, um dem Spnagogenverbande die möglichft 
aefepliche Freiheit in der Betreibung feiner Angelegenheit zu laffen, es bei den vorzunehmenden 
Wahlen der Gegenwart und Auflicht eines Negierungstommiffarius wohl nicht bedürfe. CB 
muß und darf mit Grund angenommen werden, daß die Juden gegenwärtig, befonderd went 
fie nad) beftimmten gefeglichen Vorſchriften zu verfahren haben, wohl geeignet feien, dergleichen 
Wahlen felbft vorzunehmen und zu leiten. 

Daf der Vorftand und die Nepräfentanten durch die Staatöbehörde zu beftätigen find, 
tie foldyes in dem in Rede ftehenden 85 der Verordnung vom 1. Juni 1833 aud) enthalten 
ift, dürfte in dem Geſetß ausdrücklich mit aufzunehmen fein, damit dieſe Verbandsbehörde 
auch ihre Legitimation werde führen fönnen. Eine förmliche Einführung, wobei eine Verliche: 
rung durch Handſchlag nad) einer beftimmten Formel zu ertheilen wäre, feheint angemeifen. 
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D. Zu 8 6 der mehrgedadyten Verordnung vom 1. Juni 1833 wäre zu bemerken: 

a) die Art der Wahl des Vorſtandes, der Nepräfentanten und deren Stellvertreter, die 
Mitgliederzahl beider Werbandötörper, die perfönlidyen Erforderniffe, die Amtödauer 
derfelben, ift in dad Statut für jeden Sypnagogenverband aufzunehmen; im Gefege 
möchte aber feftzufeßen fein, daß die Zahl der Vorftandömitglieder im Allgemeinen höd- 
ftend 9 und die der Repräfentanten höchſtens 36 betragen dürfe, in relativer Hinſicht 
aber die Mitglieder ded Vorſtandes höchſtens den vierten Theil der Zahl der Repräfen: 
tanten ausmachen fönnen. 

b) Bei der Entwerfung des Statuted müßte außer den Repräfentanten, wie in der gedachten 
Verordnung beftimmt ift, auch noch der Vorftand zu vernehmen fein, zumal Iegterer in 
der Regel mit den Angelegenheiten der Gemeine vertrauter ift. 


c) Nach Anleitung 8 61 der rebidirten Städteordnung möchte in das Gefeh ausdrüdlic) 
aufzunchmen fein, daß Vorftandömitglieder, jo lange ihr Amt dauert, zu Repräfentanten 
nicht gewählt werden können und daß bereitd gewählte Repräfentanten diefe Stelle 
niederlegen müffen, wenn fie in den Vorſtand eintreten. 

d) Für die erfte Wahl mag, wie in dem 8 6 der Verordnung vom 1. Juni 1833 feft- 
geſtellt ift, die Beftimmung wegen der Anzahl der Mitglieder ded Vorftanded und der 
Repräfentanten der Staatöbehörde vorbehalten bleiben: ob der Regierung oder der 
Vrovinzialbehörde (Oberpräfidenten), dies möchte noch zu erwägen fein, da der Bezirk 
eined Shnagogenverbandes füglidy zu verfchicdenen Negierungsdiftriften gehören kann. 

E. Zu 87. Diefer Paragraph lautet dahin: 

die Rechte und Pflichten der Repräfentanten und der Verwaltungsbehörden gegen einan- 

der, gegen die Korporationen und gegen dritte Berfonen find nady den Vorſchriften zu be: 

urtheilen, welche die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und 
Pflichten des Magiftratd und der Stadtverordneten enthält. 


Beiläufig mag bier nur darauf aufmerffam gemacht werden, daß, wenn die Vorſchriften 
der Städteordnung analogifc auf die Verhältniffe der jüdischen Gemeine übertragen werden 
follen, dem Magiitrat die Verwaltungsbeamten (Zorftand), den Stadtverordneten die Re: 
prajentanten gleich find. In der vorftchenden Beftimmung ift aber dieſe Vergleidyung, wenn 
man Anfang und Schluß gegeneinander hält, unftreitig gegen die Abficht verwechſelt worden. 

Die Sache felbit betreffend, fo fragt ed ſich: erſcheint es zweckmäßig, in dem au entwer— 
jenden Gefege, eben fo auf die Beftimmungen der Städteordnung analogifd) zu verweiſen, 
Dder die Beftimmungen felbft in den Text mit aufzunehmen? 


Für die erfte Alternative fpricht folgende Anfiht: daß die Verwaltung der jüdifchen 
ES pnagogenverbände Borftänden zu übertragen fei, liegt in der Natur der Sache, ift geſetzlich 
und hat bereitö dp den früheren Ausführungen feine Erledigung acfunden. Ferner, daf die 
Verbände nicht von den Vorftänden allein vertreten, mithin von dieien allein nicht ſolche Be- 
ſchlüſſe gefaßt werden mögen, weldye nicht blos die Verwaltung betreffen, ift gleichfalls bereits 
angenommen worden, und zwar in der Art, daß an der Vertretung eines Spnagogenver: 
banded eine größere Anzahl von Mitgliedern, welche der Verband felber gewählt hat, Theil 
nehmen ſoll. Es ift num augenscheinlich, daß bei der Abfaffung der Städteordnung der Ge: 
feßgeber denfelben Zweck hat erreichen wollen und von demfelben Redhtägrunde und Motive 
geleitet worden ift. Hat num aud) die Erfahrung gelehrt, daß die hierher gehörenden Beftim- 
mungen der Städteordnung fid) in der Ausführung ald geeignet gezeigt haben, mithin, daß 
man genügend erwogen hat, welche einzelne Fälle zur Beurtheilung kommen, um fie unter 
die Gefege fuhfumiren zu fönnen, fo erfcheint es allerdings als der fürzefte Ausweg, auf 
die Städteorbnung zu refurriren. Man läuft dabei nicht Gefahr, einzelne Verhäftniffe über: 
fehen zu haben. Dazu kommt noch, daß man füglid) bei den Vorſchriſten über die Rechte 
und Pflihten des Vorſtandes und der Repräfentanten nicht auf die allgemeinen Gefege Bezug 
nehmen kann, da diefe in den Königlic Preußiſchen Landen überhaupt ſehr verfchieden find, 
dagegen in Anfehung der ſämmtlichen Synagogenverbände gleihmäßige geſetzliche Beſtim— 
mungen erlaſſen werden ſollen, wobei noch zu erwaͤgen iſt, daß wahrſcheinlich öfter der Fall 
eintreten dürfte, daß in dem Bezirke eines und deſſelben Synagogenverbandes verſchiedene 
Landedgeſetze zur Antvendung kommen. Ja man kann noch weiter gehen und es muß bier 
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wenigftend angeführt werden, daß ſchon die Vorſchriften des Allg. Landrechts in Bezug auf 
Repräfentanten und Vorſteher ($ 114 seq. Ih. U Tit. 6) zu unbeſtimmt find und nicht 
ausreichen. So ift die im $ 114 l.c. enthaltene Definition der Nepräfentanten nidyt genü- 
end, und mollte man diejelbe mit 8 117 ibid. in Verbindung bringen, fo möchte das zu 
Srzielende nicht erreicht werden, da hiernach die Repräfentanten nur die äußeren Rechte der 
Gemeine auszuüben haben würden. Audy die Befugniffe der Vorftcher würden in Gemäß: 
heit 8.137 seq. l.c. viel zu befchräntend fein; diefelben würden infonderheit nidyt befugt fein, 
mit einem Dritten Namens der Gemeine zu verhandeln. 

Gegen die Keftftellung der analogiihen Anwendung der hier in Rede ftehenden Be 
flimmungen der revidirten Städteordnung läht ſich aber wiederum anführen, daß die Admis 
niftration der ftädtifchen Angelegenheiten weit umfaffender und fompligirter ift, ald die Ver— 
waltung einer Kirchengeſellſchaft Demnach muß es erwogen werden, ob der Geſchäftögang 
der Letzteren nicht bedeutend würde erleichtert werden, ivenn der Vorſtand ald dic allein aus— 
führende Körperſchaft angefehen würde, die Beihlüffe in wichtigeren Angelegenheiten aber 
dem Vorftande und den Repräfentanten gemeinfdyaftlid) übertragen würden, fo daf der Erftere 
nichtö gegen die Geſetze des Staated und die Befchlüffe der Nepräfentanten zur Ausführung 
bringen dürfte. Alsddann müßten beide Körperfhaften (VBorftand und Nepräfentanten) in 
numerifher Hinfiht in ein richtiges Verhältniß, etwa von I au 5, zu fegen fein, wobei indeffen 
wiederum zu erivägen wäre, ob eine foldye VBerfammlung für die einfache Verwaltung einer 
Kirchengeſellſchaft nicht zu zahlreidy fein würde. Gcht man indeffen dennody darauf ein, fo 
würden in dem Geſetze diejenigen wichtigern Gegenftände näher anzugeben fein, in Anſehung 
welcher die Vertretung ded Shnagogenverbandes durch Vorſtand und Repräfentanten ge: 
meinfchaftlid) erfolgen müßte, und man würde füglidy wieder darauf zurüdfommen, hierbei 
fid) $ 114 der reviditten Städteordnung ald Vorbild dienen zu laffen, alfo dahin zu rechnen: 
die Feſtſetzung des Etats, die Verpachtung, Verwaltung, Melioration und Veräußerung bon 
Grundftücen, Anftellung von Prozeſſen und Abſchließung von Vergleichen über Gerechtſame 
ded Verbandes oder über die Subftanz ded Vermögens der Gemeine, Verträge, die außer 
den Grängen des Etats liegen, fo wie außerordentliche Bewilligungen, welche den Etat über: 
fteigen, und endlich aud) die Anftellung der befoldeten Beamten bei dem Shnagogenverbande, 
fo wie bei den Stiftungen deffelben, mit Einſchluß aller Kultuöbeamten, ald Nabbiner Reli⸗ 
gionolehrer, Schullehrer u. f. w. In dieſer letzten Rückſicht findet ſich feine analoge Beftim: 
mung in der rebidirten Städteordnung vor. Die Verordnung vom 1. Juni 1833 hat be 
fanntlid) darüber Zweifel angeregt, ob ein Rabbiner und mithin ob ein Kultuäbeamter von 
den Repräfentanten oder der ganzen Gemeine zu wählen fei. 

Außer Acht ift wohl nicht zu laffen, daß in der repidirten Städteordnung auch in Bezug 
auf die Verhältniffe ded Magiſtrats und der Stadtverordneten von foldyen ſtädtiſchen Ange: 
legenheiten die Rede ift, welche bei einer Synagogengemeine als folder garmicht zur Sprache 
fommen follen und fönnen, da der hier in Rede ftehende Werband ſich ledilich auf die Ver— 
hältniffe der Synagoge, ald einer Kirchengefellfchaft, und auf diejenigen Verhältniffe, melde 
zufällig mit derfelben in Verbindung kommen fönnten, als Stiftungen :c., nicht aber auf 
bürgerliche Angelegenheiten bezieht. So wird 3. B. im $ 112 der rebidirten Stäbteordnung 
die Anlage und Unterhaltung von örtlidyen Polizeianftalten und Urmeninftituten angeführt, 
wofür der Shnagogenverband doch gar nicht zu forgen braucht. Ferner 8 81 und 8 105 der 
rebidirten Städteordnung wird der Magiftrat für ein Organ der Staatögetvalt erflärt, um 
Aufträge in Yandedangelegenheiten zu übernehmen und auszuführen, wozu jedody der Bor: 
ftand eined Synagogenverbandes nidyt berufen fein kann. Dieſer Umftand und diefer Ge: 
fihtöpuntt ift um jo mehr zu beachten, als die Juden in früherer Zeit einige Inftitutionen 
der gedachten Art wirklich zu unterhalten hatten, welches alles aber durch die neueren Gefecht, 
fo auch durd das Evitt vom 11. März 1812 aufgehoben und antiquirt if. Endlich aber 
toird, wenn bei Feftitellung der Nechtöverhältniffe der beiden Körperſchaften ded Synagogen: 
verbandes (Vorſtand und Repräfentanten) auf die Städteordnung nicht verwieſen werden 
fol, in Erwägung zu ziehen fein, daß fodann gar viele einzelne Beftimmungen nad) Analogie 
der Städteordnung in den Iert des Gefehed mit aufzunehmen fein twürden, wodurch daffelbe 
an Umfang ſehr zunchmen müßte. Dahin gehören 3. B. die Vorſchriſten wegen der Verant- 
wortlichleit der zwei Körperfchaften, der Wählbarkeit eines Nepräfentanten zum orfteher, 
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der Verpflichtung zur Annahme eines Gemeineamted, der Anordnung von Vorſtands— 

fommiflionen u. ſ. w. 

Alle diefe Umſtände fcheinen indeſſen bei den Berathungen der Verordnung für dad 
Judenweſen im Großherzogthum Poſen vom I. Juni 1533 erwogen morden au fein und 
aud) deöhalb mag man bei der Redaktion die Beftimmung in $ 2 aufgenommen haben, 
welche alfo lautet: 

Der Korporationdverband bezieht ſich nur auf die inneren Berhältniffe der Synagogen: 
gemeine und auf diejenigen Gegenftände, welche diefe Verordnung ald Korporationsange- 
legenheiten ausdrücklich bezeichnet. In allen anderen bürgerlichen ee findet 
jwifchen den Mitgliedern der Judenſchaften fein ſolcher Verband Statt, ſie werden viel- 
mehr in diefer Beziehung ald Iheilnehmer ihrer Ortögemeinen nad) den für dieſe beſte— 
henden oder zu erlaffenden Ordnungen beurtheilt. 

Das Refultat diefer Betrachtungen ergiebt ſich nun wohl dahin: 

Tie Rechte und Pflichten des Vorftandes und der Repräfentanten gegen einander, gegen 

den Spnagogenverband und gegen Dritte müßten in dem Gefege zum Iheil fpeziell nad) 

Anleitung der Beſtimmungen in der revidirten Städteordnung aufgeführt, zum Theil 

fönnte aber auf diefe vertviefen werden. 

A. In Betreff der Rechte und Verhältniffe der Repräfentanten würde auf die 8$ 75 bis 83 
der repidirten Städteordnung, welche lediglid von den Redyten und Verhältniffen der 
Stadtverordneten handeln, pure vertiefen werden fönnen, nachdem die in Bezug auf 
die Stadtverordneten in den 88 46 bis 74 enthaltenen Vorfhriften, wie oben ange: 
deutet ift, in dad Statut eincd jeden Shnagogenverbandes aufzunehmen fein werden. 

B. In Betreff des Vorftandes möchte nad) Anleitung der revidirten Städteordnung Tit. VII 
ausdrüdlich zu beftimmen fein: 

a) daß jeder Vorftand einen Vorfigenden, und, wo mehr als drei VBorftanddmitglieder 
fein werden, auch einen Stellvertreter ded Vorfigenden habe (SS 84 und 85); 

b) daß der Vorftand in follegialifcher Form verhandelt und die Beſchlüſſe nach Stim- 
menmehrbeit der jedesmal gegenwärtigen Mitglieder gefaßt werden, aud) bei Gleich— 
heit der Stimmen die Stimme ded Vorſitzenden entfcheidet ($ 106). 

Daß der Schluß des $ 106 nidyt mit aufgenommen werden fann, verfteht ſich 
von felbit. 

c) die 88 107 und 108 Litt. a, b und d können ausführlid angeführt oder es kann 
auf fie vertiefen werden. Die Beltimmungen in $ 108 Litt. ce und e find nicht 
anwendbar. 

D. Was das Gefchäftöverhältnif des Vorſtandes und der Repräfentanten betrifft, fo nächte 
auf Tit. VII, mithin $ 110 bis 127 zu verteifen, oder die dafelbft enthaltenen Be: 
fimmungen ausdrüdlid anzuführen fein, jedoch mit folgenden Modifitationen: 

a) Der Inhalt des 8 112 ift im Ganzen genommen auf die Verhältniffe des jüdiichen 
Synagogenverbandes nicht anwendbar, indern es ſich bei demfelben auf der einen 
Eeite um Anlage und Unterhaltung von Polizeianftalten nidyt handeln kann, da— 
gegen auf der anderen Seite lediglih Angelegenheiten der Kirche, Schulen und 
frommen Stiftungen zur Sprache kommen können. Der Schluß diefed Paragraphen 
aber, daß der Ennagogenverband alled dasjenige, was nad) den Feſtſetzungen der 
Staatöbehörden erforderlich ift, au leiſten bat, ericheint weſentlich. 

b) Zu $ 116 dürfte noch die Wahl und Anftellung ſämmtlicher befoldeter Beamten 
der Gemeine, mit Einſchluß der Kultusbeamten, befonderd anzuführen fein. 

c) Da Fälle, auf welche SS 118 und 119 anzuwenden fein möchten, äuferft felten 
borfommen dürften, jo fann nur anheim gegeben werden, ob auf diefe Vorfchriften 
au verweiſen fein möchte oder nicht. 

d) Die Beftimmung im $ 122 ift in Gemäßheit desjenigen, was oben Seite 4 seq. 
angeführt ift, ganz unzuläffig. 

e) Rüdfichtlid der Verpflichtung der Verbandsmitglieder zur Annahme von Stellen 
in dem Vorftande oder in der Mepräfentantenverfammlung könnte auf Tit. IX 
(8$ 128 bis 132) der revidirten Städteordnung verwieſen werden. 
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f) Damit aber aud dem Gefehe nicht unrichtige Folgerungen auf die bürgerlichen An- 
gelegenheiten der Juden gemacht werden, wird die Vorſchrift in 8 2 der Verordnung 
für dad Judenweſen im Großherzogthum Poſen vom 1. Juni 1833 aufzunehmen fein. 

Dad Allg. Landrecht ſchreidt $ 119 Ih. II Tit. 6 vor, daß die Nepräfentanten wegen 
folcher Gefhäfte mit der Gefellihaft Rüdfpradhe zu nehmen verbunden find, wodurch un- 
beiveglihe Sachen derfelben veräußert, oder verſchuldet, oder die Mitglieder zu neuen oder 
erhöheten Beiträgen verpflichtet twerden follen. Ferner legt die Vorfchrift in 8 133 eod. tit. 
der Korporation dad Recht bei, die von den Repräfentanten gefaßten Beſchlüſſe wieder auf- 
zuheben und die von ihnen getroffenen Anordnungen zu widerrufen. (Daß in diefem 8 133 
dad Wort „ihre“ auf Repräfentanten und nicht auf Korporation zu beziehen ift, geht aus 
dem nachfolgenden Worte „ihren“ hervor.) 

Tiefe Befugniß der Korporation würde zu vielen Unorbnungen und gar häufigem 
Streite Veranlaffung geben. Die revidirte Städteordnung, welche in diefer Hinſicht ald 
Norm dienen fol, befreit allerdingd $ 75 die Stadtverordneten: Berfammlung von jeder 
Rückſprache mit der Bürgerſchaft; es müßte daher außerdem nod) —— werden, 
daß der Synagogenverband die Schlüſſe der Repräſentanten auch nicht aufheben kann. In 
dem Statute für die Kaufmannſchaft in Berlin vom 2. März 1820 8 12 Geſetzſ. 1820 
©. 49), gang befonderd aber in dem Statute für die Kaufmannſchaft in Stettin vom 15. No: 
vember 1821 8 18 (Gefepf. 1821 ©. 198) und in dem für die Kaufmannſchaft in Magde- 
burg vom 9. April 1825 8 20 (Geſetzſ. 1825 ©. 28) ift diefem Mißverhältniß auddrüd- 
lid) vorgebeugt. 

I. Religionslehrer. 


Derjenige, welcher die Jugend in den Lehren ded Judenthums unterrichtet, ift Neligiond- 
Ichrer. Ein ſolcher muß in jeder jüdischen Gemeine vorhanden fein. Sein Unterricht umfaht 
die religiöfe Unterweifung der Knaben, wie der Mädchen, erſtreckt fid) über das ganze jugend: 
liche Alter und wird mit der Einfegnung gefchloffen. Abgeſehen von der fittlidyen Unbeſchol⸗ 
tenheit, die ihm dad Vertrauen feiner Glaubensgenoffen erwirbt, beftcht die Qualififation 
ded Neligionölehrerd in! 

1. pädagogiſcher Befähigung, 
2. beitimmten Kenntniffen. 
Was dad Requiſit ad I betrifft, fo ift in diefer Rückficht nachzutweifen: 
a) ein regelmäßiger Schulbefudh, 
b) ein Kurſus in einem Seminar, 
c) die Befugniß, zu lehren, 

Nur durdy eine frühe, andauernde und regelmäßige Ausbildung und Erziehung wird 
ein Menſch fähig, Kindern auf bildende Weife und wirkſam Gedanten beizubringen und 
Empfindung einzuflögen. Died wird nur durch die Schule gewährt, und nur ausnahms— 
weiſe, wo cine forgfältige häusliche Erziehung oder befondere Anlagen einen Erſatz geben, 
follte davon diöpenfirt werden. Die Ausbildung ded Lehrers aber im jüdifchen Dingen und 
für eine — Jugend kann nur in Scminarien geſchehen, die auf dieſen Gegenftand be 
fondere Sorgfalt verwenden, d. h. in eigenen ifraelitifhen Seminarien (cf. infra Nr. 5). 
Der Seminarkurſus wäre nur dann zu erlaffen, wenn die pädagogische und theologiſche Bil: 
dung des Lehrers derjenigen, die er fid) in dem Seminar erworben haben würde, gleichyfommt. 

Ad 2 wird erfordert: 

a) Kenntniß der hebräifhen Sprache, 
b) der heiligen Schrift, 
c) der Religionölehre. 

Der öffentlihe Gotteödienft ift in den Gebetftüden, wenigſtens doch in den mwichtigften, 
in allen jüdischen Gemeinen hebräiſch. Die Kenntniß des Hebräiſch-Leſens follte daher die 
gefammte Jugend, die Kenntniß der hebräifchen Sprache mindeftend die männliche Jugend 
lernen. Die Gebete werden in den jüdifhen Schulen, auch im elterlihen Haufe geffen und 
überfegt; noch häufiger die heiligen Schriften. Schon um deöwillen kann ohne Kenntniß der 
bebräifchen Sprade Niemand Kinder im Judenthum erziehen; ohnehin würde er fonft in 
weſentlichen Iheilen der Religiondlchre, der religiöfen Gebräuche ſtets ein Fremdling und 





(9-08) IT. Beilagen, das jüdische Kultus- und Unterrichtömwefen betr. 447 


gewiß nicht geeignet fein, andere einheimifch zu machen. Es muß diefe Kenntniß aber nicht 
Dlod eine praftifche fein, fondern auf grammatifcher Wiffenfchaft beruhen, in welcher zugleich 
eine Gewähr für die geiftige Ausbildung überhaupt gegeben ift. Hieraus geht hervor, daß 
der Lehrer eine genügende Kenntniß der hebraͤiſchen Bibel beſitzen muß, daf er fie überfegen 
und erklären könne, aber Anhalt und Gift derfelben Beſcheid zu geben wiſſe. 

Die Religionslchren müffen dem Lehrer nicht blos nad ihrem Inhalt und Gehalt be- 
fannt fein, fondern er muß fie auch aus den Keligionöquellen richtig herleiten und auf das 
Lehen anzuwenden wiſſen, daher muß er die wichtigften und gebräuchlichſten von den jüdifchen 
Obſervanzen und gotteödienftlihen Handlungen kennen. 

Da jeder einer jüdiſchen Elementarfchule vorftchende Lehrer eo ipso Religionölehrer ift, 
fobald er dem hebräifchen und jüdifchen Unterricht felbit vorftcht, fo würden die angegebenen 
Erforderniffe zu einem Religionslehrer auch auf ihm ihre Anwendung finden. Der bei einer 
Gemeine angeftellte Religiondlehter müßte aber, außer daß er den eben angegebenen Er: 
forderniffen genüge, audy noch die Sprache der Mifhna und der mittelalterliden Bibel- 
fommentatoren verftchen und namentlih aud im Stande fein, geeignete Abfchnitte aus 
Maimonides zu erläutern. . 

In jeder Provinz des Preußiſchen Staates würde von der Probinzial-Staatöbehörde cine 
Prüfungstommiffion zu ernennen fein, aus Neligionslchrern, Rabbinern und andern für gecig- 
net erachteten Berfonen, zufammen aus fünf Mitgliedern beftebend, bei welchen halbjährlid), in 
Gegenwart eines aus dem Provinzial-Schulfollegium deputirten Mitglieded, die Prüfung 
der künftigen jüdischen Religionölchrer ftatthabe. Diefelbe beftche in: 

1. mündlichen Eramen, in hebräifcher Grammatik, Ueberfegung und Erklärung von Etel- 
len aus der Bibel, Glaubens- und Eittenlchren nebft Nitualien, und nad) Umftänden 
aud) in Eregefe der Miſchna, ded Maimonides und der Kommentatoren; 

2. der Erteilung von Neligiondunterricht in verſchiedenen Klaſſen jüdifher Schulen; 

3. der ſchriftlichen Ausarbeitung mindeften® zweier in dies Fach einfchlagender Themen. 

gut der Bewerber diefe Prüfung beftanden, fo erhält er von der gedachten Kommiffion 
ein Zeugniß. i 

„ Diejenigen, die gegenwärig bereitö bei einer Gemeine ald Neligionsfehrer angeftelit find, 
hätten ſich feiner neuen Prüfung zu unterzichen. Wer font vor der Publifation diefer Ge— 
fegeöborichrift einen foldyen Unterricht ertheilt hat, müßte hiervon bei dem Vorſtande des 
Synagogenverbandes Anzeige machen und die allgemein geſetzliche Lehrbefugniß nachweiſen. 
Ju der Präfung vor der erwähnten Kommiſſion würde er aber alddann nur verbunden fein, 
wenn der Vorftand und die Repräfentanten des betreffenden Ennagogenverbandes, in dem 
er unterrichtet, binnen drei Monaten bei der Prüfungsbehörde dennod) das Examen beantragen. 

Als Religiondlehrer bei einem Synagogenverbande dürfte aber durchaus Niemand von 
Neuem angeftellt werden, welcher das Eramen nicht beftanden hat. 

Von der regelmäßigen Prüfung könne nur der Minifter der geiftlihen Angelegenheiten 
auf Antrag der Prüfungstommiffion in einzelnen Fällen diöpenfiren. 

Auf diefe Weife wäre wohl auf der einen Seite dafür geforat, daß nur befähigte Per— 
fonen den Unterricht in der jüdifchen Religion ertheilen und als Reügionslehrer bei den 
Spnagogenverbänden angeftellt werden, aber auch daß die zu erlaffende gefegliche Beftim: 
mung nicht zurückwirke. 


I. Konflikte über innere Kultusangelegenheiten. 


Tie feit dem Anfange diefed Jahrhumdertd von den einzelnen jüdifchen Gemeinen und 

fogar von einzelnen Mitgliedern der einzelnen Gemeinen in größerer Anzahl getroffenen 
Mafregeln zur Verbeſſerung des Kultus haben verfciedenartige Bedenklichtkeiten, Zwiſtig— 
keiten und Beſchwerden veranlaht. Ed frägt ih: wie joll diefen Konflikten vorgebeugt, wie 
follen ſolche, wenn fie entftehen, beigelegt werden? 
In die Getwiffensfreiheit foll nicht eingegriffen werden. Dazu fommt noch, daß ſich der 
Müdifche Kultus nicht mehr in den fteifen Formen des Herkömmlichen erhält und erhalten 
fann. Der eine und der andere Vorftand, der eine und der andere Kultuöbeamte fucht in 
feinem Gebiete etwad der geiftigen Betvequng Angemeffenes anzuordnen. Diefe Bewegung 
ſoll nicht aufgehalten werden; fie kann aud) nicht aufgehalten werden. 
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Die jüdifche Kirche kennt eben fo wenig ein Oberhaupt, wie einen Unterſchied zwiſchen 
Geiſtlichen und Laien im Sinne der Sriftligen Kirche. Obgleich die Rabbiner ald Sachver— 
ftändige und ald diejenigen anzufehen find, bei welchen man fid) in den einzelnen Fällen 
Rath zu holen hat, fo ilt es doch gar nicht felten, daß felbft der an der religiöfen Satzung 
ftreng haltende Jude in Kultuöfachen feine Anſicht der des Rabbiners Vorzieht und fid) von 
demfelben weder eine Vorſchrift nody einen Diopens ertheilen läßt. 


Die Majorität einer jeden einzelnen Gemeine kann nicht entfdheiden, weil eine ſolche 
Majorität ſchwer einzuholen und feftzuftellen ift; ferner weil diefelbe twenigftend bon den: 
jenigen Mitgliedern zufammengefept fein würde, welche am wenigften Einficht und Kenntniß 
haben; und endlich weil die Nefultate folder einzelnen Entſcheidungen nothwendig in dem 
bollften Widerfpruche mit einander fein würden. 

Es muß daher eine obere Behörde fein. Diefelbe würde aber nicht zu entfheiden haben, 
eben weil die jüdifche Kirche ein kirchliches Oberhaupt nicht hat und nicht fennt. Sie müßte 
nur gutadhtlic zu erflären haben und zwar mit ausführlicher Erörterung der Gründe, wenn 
Differenzen in einer Gemeine in Bezug auf die Kultuseinridtungen entitanden find, melde 
Bartei ald die Gemeine zu betradhten fei. Den dieöfälligen eigentlichen Ausfprud) habe die 

taatöbehörde zu thun, ohne an dem fchriftlich abgegebenen Gutachten der Behörde gebun- 
den zu fein. Derjenige Iheil der einzelnen Gemeinen, weldyer in Bezug auf den entftandenen 
Konflikt ald die Gemeine zu betrachten ift, habe die weiteren Anordnungen auf Koften 
der Gemeine zu treffen, ihm müßten ſich aud) der Vorftand und die Beamten der Ge 
meine anſchließen. \ 

Dem andern Theil, welcher fi überhaupt nicht, auch nicht in Bezug auf die Beiträge 
zur Unterhaltung der Gemeine, von diefer loöfagen könne, bleibe cd überlaffen, für eigene 
Koften einen gemeinſchaftlichen Gottesdienft, weldyer aber nidyt der der Gemeine fei, in einem 
Bethaufe anzuordnen. 

Bor dad Forum der oberen Behörde fönnen durchaus nie Streitigkeiten über Glaubend- 
(ehren gehören, und religiöfe Gebräuche bei dem Gotteödienft würden nur dann ein Ge: 

enftand fein, über welchen ein Gutachten abzugeben fei,"wenn ein wirklicher Konflikt ent- 
Handen Ah Ob died letztere der Fall ift oder nicht, würde nur die Staatöbehörde zu beur- 

eilen haben. 
’ Die obere Behörde müßte ihren Sitz an einem beftimmten Orte, am geeignetften in 
Berlin haben. Sie müßte nicht permament fein, und zwar, weil ed ganz ungewiß ift, wie 
oft und in welchem Umfange Arbeiten vorliegen werden, auch dad Entftehen der Konflikte 
nicht ald etwas beftimmtes im Voraus angenommen werden darf; fodann aber, damit dieſe 
Behörde, bei dem Mangel an Arbeiten, nicht von felbft, um ſich dem Publikum gegenüber 
nicht überflüffig zu madyen, Beranlaffung zu ganz unnöthigen Erörterungen giebt. 

Nur mit der Staatöbehörde, nicht mit den einzelnen Gemeinen oder den einzelnen Indi⸗ 
viduen habe die in Rede ſtehende Behörde zu verhandeln. Nur von der Staatöbehörde 
tönnte fie aufgefordert werden, vorliegende Gegenftände zu erörtern und ſich über diefe guf- 
achtlich und fchriftlicy zu Außern. Nur wenn diejenigen Parteien, welche ſich im Konflikte 
befinden, ſich durd ein ſchriflliches Kompromiß (nad) einem feftzuftellenden Formular) ver- 
pflichten, den ftreitigen Gegenftand dem ſchiedorichterlichen Ausſpruche der Behörde zu unter: 
werfen, fönnten fie mit derfelben unmittelbar verhandeln und fie müßten fodann einen folden 
Ausfpruch ohne Widerrede gelten laſſen. Auf diefem zuletzt gedadyten Weg dürften Weit: 
läuftigteiten entfernt und fo mandyen Konflikten von Haufe aus vorgebeugt werden. 

Die obere Behörde dürfte ſich regelmäßig alle zwei Jahre einmal zu verfammeln haben ; 
aber auch öftere Verfammlungen müßten von der Staatöbehörde angeordnet werben fünnen. 

Die Einberufung würde immer nur von der Letzteren gefchehen können. Einige der thä— 
tigeren Mitglieder, welche Kenntniß von dem Gefhäftöbetriebe haben, mögen einen bleiben: 
den Ausihup bilden, welcher, ſoweit es erforderlic) ift, den Geſchäftsgang unterhielte, Dad 
Neubinzutommende fammelte, dad zu Bearbeitende vorbereitete und überhaupt Einheit in 
dem Ganzen erhielte. 

Die obere Behörde müßte 1. aus einigen Kultuöbeamten (Rabbiner, Religiondfehrer, 
Prediger) und einigen Geſchaͤftsmaͤnnern, zuſammen etwa ein Drittel des ganzen Kollegiums 
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ausmachend, und 2. aud andern unterrichteten Männern jüdiſcher Religion, melde das 
Vertrauen der Gemeinen genießen, beftchen. Die ad 1 gedadıten Kultusbeamten und Ge— 
[häftömänner müßten die Staatöbehörden zu beftimmen haben, und zwar von 4 zu 4 Jah— 
ren. Die übrigen Mitglieder dürften von den Repräfentanten der einzelnen Synagogenver— 
bände in Vorſchlag zu bringen fein. Zu diefem Ende möchte zu proponiren fein, daß die 
Repräfentanten eines jeden Shpnagogenverbanded ein Mitglied ald Kandidaten der vorge— 
feßten Provinzial: Staatöbehörde anzuzeigen haben, welche letztere von den ihr angezeigten 
Kandidaten zwei zu Mitgliedern der obern Behörde beftimmt. Diefed Verfahren dürfte ſich 
bon 2 3u 2 Jahren wiederholen. Den Repräfentanten der einzelnen Synagogenverbände 
würde eö ganz freiauftellen fein, ihren Kandidaten aus ihrer Gemeine oder aus irgend einer 
Gemeine des Preußifchen Staated zu wählen; ein. folder Kandidat darf nur nicht Kultus: 
beamter fein, da in diefer Hinficht Die oberfte Staatäbehörde die geeignete Anzahl von Mit— 
gliedern zu beftimmen habe. Wenn demnady die von der Provinzial-Staatöbehörde zu 
beftimmenden Mitglieder nad) den Vorſchlägen der Repräfentanten der einzelnen Synago— 
genverbände 16 fein würden, fo müßten 8 Kultuöbeamte und Gefhäftömänner bon der 
oberiten Staatöbehörde zu Mitgliedern ded Kollegiumd zu beftimmen fein. 

Sämmtlihe Mitglieder würden gleiche Rechte haben. Cie wählen unter ſich, fo oft fie 
sufammenberufen tverden, einen Vorfigenden, und fie fahten ihre Beſchlüſſe nady Stimmen: 
mehrheit der Anmwefenden, welche jedoch nicht weniger ald zwei Drittel deö ganzen Kollegiums 
fein dürfte, wenn eine Berathung ftattfinden und ein Schluß zu Stande fommen foll. 

Die obere Behörde könne auch durd; einen förmlichen Beſchluß beftimmen, in einzelnen 
Fällen andere geeignete Männer des jüdifhen Bekenntniſſes zu veranlaffen, ihre Anfichten 
ſchtiftlich oder mündlidy mitzutheilen. Eine Diötuffion oder gar eine Abftimmung könne 
jedoch von dem Kollegium während der Anweſenheit folder ihm nicht angehöriger Perſonen 
nicht ftattfinden, 

Die Mitglieder der oberen Behörde müßten Reifekoften und während der Berfammlun- 
gen Diäten erhalten. Geringere Diäten würden aud) fortwährend die Ausfhußmitglieder 
zu bezichen haben. 

, Die erforderlichen Koften müßten, wenn fie der Staat nicht übernehmen will, von den 
ſämmtlichen Gemeinen getragen werden. Zu dem Ende hätte der bleibende Ausſchuß von 
2 zu 2 Jahren eine Veranſchlagung und Diftribution der Koften anzufertigen, und foldhe 
der oberften Staatöbehörde zur Prüfung und eventuellen Genehmigung vorzulegen. 


IV. Das jüdische Schulweſen 


anlangend, fo dürfte zu dem Inhalte des Protokolld vom 8. April c. nichts weiter hinzu: 
jufegen fein. Dafelbit ift indeffen angeführt, daß, wo die vorhandenen chriſtlichen gemeinen 
Schulen zu befchräntt, oder fonftige Gründe vorhanden find, welche es nothivendig machen, 
eigene jüdifhe Schulen zu errichten, es billig fei, daß die jüdiſchen Hausväter nicht verpflich: 
tet feien, zur Unterhaltung der chriftlihen Schulen beizutragen und da, wo die legteren von 
der Ortölommune unterhalten werden, die jüdifhen Schulen aus Kommunalfondd einen 
Zuſchuß zu erhalten haben würden. Das Lehtere ſcheint und nicht ganz fonfequent zu fein. 
Der Grund zur Abfonderung der jüdischen Jugend kann bei Schulen, welche von der Ortö- 
tommune unterhalten werden, nur ein zweifacher fein: 

1. weil die Kommunalſchule einen auddrücklichen konfeffionellen Charakter hat, 

2. weil ed an der Räumlichkeit mangelt. 

Ad 1. Möchte es noch konfequenter erſcheinen, daß die Kommune aud) für eine jüdifche 
Schule forge, und zwar durdy Errichtung einer folden, oder wenn der jüdiſche Synagogen— 
verband eine Schule unterhalten will, durch Ertheilung eined Zuſchuſſes zu den Koſten der 
jüdiſchen Schule. 

Ad 2. Möchte aber zu bemerken fein, daß wenn ald Grund der Abfonderung der Man- 
2 an Räumlichkeit aufgeitellt würde, die Kommune in diefem alle für cine größere 

Aumlichteit eben fo fehr zu forgen habe, ald wenn durch Zunahme der riftlihen Jugend, 
alfo wegen der vermehrten Anzahl der fhulfähigen Kinder überhaupt, das zeitige Lokal 
nicht mehr ausreichte. 
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In Berug auf die Einrichtung von 
V. GSeminarien zur Bildung jüdischer Religionslehrer 
ift der Wichtigfeit wegen noch Folgendes zu bemerfen: 

daf die Ausbildung von jüdifchen Neligiondlchrern höchft dringend ift, und daß dad 
erfte, vielleicht einzige Mittel hierzu die Seminarien find, in melde gehörig Vorgebildete 
eintreten, braucht hier wohl nidyt weiter auögeführt zu werden. Diefem Bedürfniffe, ald 
einem fonfeflionellen, können natürlich die vorhandenen chriſtlich-theologiſchen Seminarien 
nicht genügen. Eben fo unftatthaft würde es fein, dem fünftigen jüdischen Religionslehrer, 
unbefümmert um diefen Beruf, eine pädagogiſche Ausbildung lediglich in einem chriſtlichen 
L2ehrerfeminare zu geben und in Bezug auf Judenthum, wie ed gegenwärtig der Fall ift, 
fidy felber oder der erften beften Zeitung zu überlaffen. Hat der Religionölehrer, alö folder, 
ſich einer Prüfung zu unteriverfen, jo muß einerfeitd der Eraminandus ſich die von ihm 
geforderten Kenntnifje erwerben können, andererfeitd werden die prüfenden Behörden den 
Gemeinen gegenüber, denen fie verantwortlidy werden, ein Maaß der Beurtheilung fordern 
dürfen, welches bei dem Zuftande der Anarchie nicht vorhanden ift. Diefe Seminarien müß— 
ten ſelbſt für eine weitere Ausbildung etwaiger Rabbiner forgen können, damit die Gemei- 
nen aud) hierdurdy mit der Zeit allgemein eine deutlichere Kenntniß von den Erforderniffen 
eined Rabbinerd erhalten und für die von ihnen vorzunehmenden Nabbinerwahlen zur Be: 
urtheilung der Tüchtigkeit derjenigen, welche fi um das in Rede ftehende Amt beiverben, 
herangebildet, wenigſtens hierin unterftüßt werden. Auf diefe Weife wird mit der Zeit nicht 
nur für zum Rabbineramte geeignete Perfonen geforgt, fondern, was wohl noch mehr ift, 
ed wird dem Hauptgebrechen abgeholfen fein, daß dic Gemeinen fo oft aus Mangel an 
Befähigten zu untauglidyen Perſonen greifen. Ed fcheint angemeffen, daß vier folde Semi: 
narien in den verfdiedenen Iheilen der Monardyie errichtet werden. Wir würden hierzu 
außer Berlin noch Königäberg, Bonn und Breslau vorschlagen. Diefe Univerfitäten bieten 
den Vortheil dar, daß an denfelben Juden Fächer des Judenthums vortragen könnten, die 
auch den Seminariften zu Gute fommen würden; und fo dürfte zugleich am einfachften der 
Plan einer jüdischen Fakultät zu verwirklichen fein, deren Nothivendigfeit immer ſich heraus: 
fteltt, je größere Verwirrung die Ungewißheit und der Mangel jeder wiſſenſchaftlichen Schule 
auf diefem Gebiete, gerade gegenwärtig, anrichtet. 

Die Koften zu der Erhaltung diefer Seminarien dürften theild der Staat, theild die 
Shnagogenberbände tragen und unter gewiffen Umftänden auch die Seminariften. Die Be— 
reittwilligteit des Staated, aud den öffentlidyen Fonds für diefe Anftalten beizutragen, ift nicht 
nur an und für fid) von großer Bedeutung, fie würde nod) ein Impuls twerden, benfelben Un— 
terftügungen und Aufmerkſamkeit aud) von Seiten der Juden zuzuwenden. Zum Beſuche 
eined beftimmten Seminars würde Keiner genöthigt fein; aber irgend eines muß der Reli— 
gionölchrer, twenigftend im letzten Kurfus, befucht haben. 

VI. Schließlich erlauben wir und nur noch Folgended gehorfamft anzuführen: 

1. 68 dürfte die Zeit, etwa ſechs Monate, nad) erfolgter Einrichtung eined Synagogen: 
verbandes feftzuftellen fein, innerhalb welcher von jedem Vorftande ein mit den Reprälen- 
tanten berathener Entwurf zu einem Statut bei der Regierung eingereicht werden müßte, 
telchen diefelbe zur Genehmigung ber regt nge vorzulegen hätte, Für den 
Fall, daf die gedachte Frift nicht inne gehalten würde, müßte die Regierung felbft, nad) er— 
folgter Vernehmung des Vorftandes und der Repräfentanten, ein Statut zu enttverfen haben. 
Die dringlihe Nothwendigkeit eines ſolchen Statutes für jeden einzelnen Shpnagogenberband 
braucht hier nicht noch) erft audeinandergefeßt zu werden, fie ift felbfiredend. Die Feſtſetzung 
einer Frift, binnen welcher dad Statut angefertigt fein muß, und zwar mit Hinzufügung ded- 
jenigen, welches gefchehen folle, wenn die Zeitbeſtimmung verfäumt wird, erſcheint nicht min 
der nothwendig, weil fonft die meiften Verbände, wie fid) vorauöfehen läßt, ohne ein ſolches 
Statut bleiben würden. So lehrt die Erfahrung, daß die Städteordnung vom 19. Novem- 
ber 1808 8 49 bis 51 beftimmt, daß binnen drei Monaten nad) Publikation der Ordnung 
bei jeder Stadt ein Statut angefertigt und zur Prüfung und Genehmigung eingereicht werde, 
was wohl bis jest, nad) Verlauf einer vollen Generation, in den allerwenigften Städten ge: 
ſchehen ift. Nach Borfhrift $ 6 der Verordnung für dad Judenwefen im Großherzogthum 
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Poſen vom 1. Juni 1833 foll dad Statut von der Regierung nad) Vernehmung der Reprä- 
fentanten und nicht von der Gemeine oder deren Körperfchaften enttvorfen werden. Allein ed 
darf wohl im Intereife der Shnagogenverbände angenommen werden, dak die Gemeine 
felbit die in das Statut aufgunehmenden Beftimmungen umd ihre Bedürfniffe am beiten 
fenne, und man darf denfelben zur Zeit zutrauen, daß ee im Stande fein werden, ein Statut 
jufammen zu tragen, fo da das für die Juden im Großherzogthum Poſen in diefer Hinficht 
angeordnete Verfahren nur eventualiter, im Falle einer Dora, eintreten möge. 

2 Zur Beftreitung derjenigen Koften, welche die ad III gedachte Behörde zur Aus- 
gleihung von Konflikten, fo wie derjenigen, welche die Anlegung und Einrihtung von Se 
minarien (Nr. V) erforderlidy madyen, dürfte eine Gentralfafle dadurch zu bilden fein, daß ein 
jeder, Synagogenverband eine beftimmte pars quota feiner Totaleinnahme zu diefem Zwecke 
abzuliefern ai Diefe Gentraltaffe mühte, da fie für die Gefammtheit der Juden in der 
Preußiſchen Monarchie verwendet wird, bei dem Königlichen Minifterium verwaltet werden, 

„3. Damit dad Geſetz bei feiner Anwendung nichts unbeftimmt laffe, ſcheint es nicht über- 

füffig zu fein, wenn in demfelben noch verordnet würde: 

a) daß alle biöherigen Verordnungen in Bezug auf die jüdifchen firlichen, Gemeine und 
Unterrichtöverhältniffe aufgehoben ſeien; 

b) daß in denjenigen Fällen, in welchen die in dem Gefehe enthaltenen Vorfäriften un: 
pollftändig oder zweifelhaft ericheinen würden, nad) den allgemeinen Geſetzesvorſchriften 
zu verfahren ſei. 

Die Beftimmung ad b verfteht ſich zwar von ſelbſt, es erfheint aber doch zweckmäßig, 
daf fie ausdrücklich auögefprodyen werde. 

Berlin, den 9. Juni 1845. 

Muhr Rubo. Zunz. 


B. 
Neberficht 


ber 


Kultus- and Schulverhältniffe der Iuden im dem dentfchen Zundesſtaalen. 


I. Oeſterreich. 
Die Verhältniffe der Juden find in den einzelnen Iheilen des Kaiſerreichs von einan- 


der verfchieden. 
l. In Wien und Niederöfterreidh 

findet, teil die Juden nur Schugvertvandte find, fein Korporationdverhältnif ftatt. Es wird 
tein öffentlicher Gotteödienft und feine öffentliche Synagoge geduldet. Kür den Unterricht 
ihrer Kinder fönnen die Juden entweder eigene jüdische Schulen errichten, oder ihre Kinder 
in die hriftlichen Elementarſchulen ſchicken. Auch der Beſuch höherer Schulen ift den Juden 
geftattet. 88 1, 8, 9 ded Editts vom 2. Januar 1782. 

2. In Mähren 
wohnen die Juden theils zeritreut, theild in Gemeinen, aber auch die erfteren müfjen einer be- 
fimmten Judengemeine angehören. Ueber die Organifation diefer Gemeinen und ihre Rechte 
erhellet nichts. Ebenſo fehlen befondere Beftimmungen über die Synagogen. Dad Schul: 
weſen ift mie unter 1 geordnet. 

3. In Böhmen. 


Eine eigentliche Judengemeine befteht nur in Prag. Sechs Vorfteher leiten diefelbe. Sie 
werden vom der Gemeine aus ihrer Mitte gewählt und von der Regierung beftätigt. Sie er- 
halten von der Gemeine eine beſtimmte Befoldung. Ihnen liegt ob, die Gemeine nach Außen 
fu vertreten und für Beihaffung der von ihr aufzubringenden Gemeineauslagen zu forgen. 
Auf dem platten Lande können nur freitoillige Vereine zu religiöfen ZIwecken ftattfinden, wo 
jedoch eine Synagoge vorhanden ift, wird aud) ein Vorfteher derfelben angeftellt. 

29* 


452 Die Königlichen Propofitionen und Botſchaften. (09-101) 


Die Religionsübung ift frei, und es findet Öffentlicher Gotteödienft ftatt. Den Juden ift 
überlaffen, ob fie einen Rabbiner annchmen wollen oder nicht, die Wahl defjelben unterliegt 
der Beftätigung der Yandeöftelle. Neben dem Rabbiner darf kein befonderer Talmudlehrer 
beftellt werden. Der jüdische Schullchrer oder ein von der Obrigkeit zu beftimmender Haus: 
vater führt Die Perfonenftands-Regifter unter eidlicher Pflicht und Aufficht des Ortöpfarrerd. 
Im Lande umherzichende Prediger und Schulfänger follen nicht geduldet, fondern ald Land: 
ftreicher angefehen und behandelt werden. Für die Gemeine befteht eine deutſche Schule, und 
darf vor Beibringung eines Entlaffungdzeugniffed aus diefer fein Talmudunterricht ertheilt 
werden. Behufs ihrer Auöbildung müffen die jüdifhen Scullchrer die Hauptſchule in 


Prag befuchen. 
1. Königreih Sachien, Ä 

In Leipzig und Dredden, wo ſich allein Juden bleibend aufhalten dürfen, bilden fie eine 
unter dem Schutze des Staated ftchende Religiondgemeine mit eigenen Synagogen und 
Schulanftalten. Sie werden für ihren Kultus mit 200 Ihlen. jährlich aus der Staatötaffe 
unterftügt. Dad Minifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts übt die Aufſichtörechte 
über den jüdifchen Kultus und Unterricht aus, während die übrigen öffentlichen Angelegen: 
heiten der Juden von dem Minifterium des Innern reffortiren. Ein aus dem Oberrabbiner 
und fünf Mitgliedern beftchender Verwaltungsrath forgt für die äußere und finanzielle Ein- 
richtung des Kultus, derfelbe wird von der Gemeine gewählt und nad) vorheriger Prüfung 
der Dualifitation beftätigt. Die Stadträthe haben dafür zu forgen, daß die ſchulfähigen Kin: 
der in allen Elementarkenntniffen und der Weligion Unterricht erhalten. Die Lehrer haben 
ihre Qualififation bei den allgemeinen Prüfungdtommiffionen nachzuweiſen, zu denen für Die 
Religiondgegenftände und die hebräiſche Spradye der Oberrabbiner zugezogen wird. — 
CH. Sefeg vom 13. Mai 1837. 


III. Das Königreich Hannover. 


Es beftehen Shnagogengemeinen und es muß zu einer ſolchen jeder anfäflige Jude ge: 
hören. Diefelben erftreden fich meiftentheild aud) auf die Schul- und Armenangelegenheiten. 

Es ift ihnen freier Gotteödienft in den Synagogen geftattet, die Rechte öffentlich aner— 
fannter Kirchengeſellſchaften kommen ihnen aber nidyt zu. Yandrabbiner werden für die cin- 
zelnen Bezirke von der Judenſchaft felbft gewählt und vom Minifterium nad) näherer Prü— 
fimg beftätigt. Sie haben die nächfte Aufficht über das jüdiſche Synagogen-, Armen: und 
Schulweſen, jedoch unter Direktion der Landdroſteien. 

Die jüdischen Kinder find wie die hriftlihen fhulpflichtig, und müffen entweder die hrift- 
lien oder, falls eine befondere jüdiſche Schule vorhanden, diefe befuchen. Die Koſten des 
jüdifhen Schul, Synagogen: und Armenweſens haben die Juden, ſoweit nicht rückſichtlich 
des Schul- und Armenweſens eine Vereinigung mit der hriftlichen Gemeine ftattfindet, allein 
zu tragen. Der Betrag der Koſten und die Art der Aufbringung wird durch die Behörden 
feftgeftellt und die Beitreibung felbit erfolgt nöthigenfalls im Verwaltungswege. 


IV. Königreich Würtemberg. 


Es ift die Anlegung befonderer Kolonien mit eigener Markung und Gemeineverfaflung 
geftattet, fonft bilden die Juden nur — ag me und muß einer foldyen ein jeder Jude 
anachören. An der Spike derfelben fteht ein Vorſteheramt, aus dem Rabbiner und 3 bis 
5 Seifihern gebildet. Die Vorfteher werden von der Gemeine gewählt, müffen die Wahl auf 
2 Jahre annehmen, und werden vom Polizeiamt beftätigt und verpflichtet. Sie forgen für 
den Gotteödienft, die Kirhenzucht, die Armen= und Vermögendangelegenheiten der Gemeine. 
Der Rabbiner leitet die Gefchäfte. Die obere Auflicht führt eine befondere Ober: Kirchen: 
behörbe (wovon unten), welche unmittelbar unter dem Minifterium fteht. Die Armenpflege liegt 
den Juden felbit ob. Wenn diefe foldye jedoch nicht beftreiten können, fo werden zwei Drittel 
der Koften auf die bürgerliche Gemeine übertragen. Für die befonderen Kirchen-, Schul: 
und Armenbebürfniffe der Juden befteht ein Central- und außerdem für jede Gemeine ein 
Zotalfonds. Jeder ſelbſtſtaͤndige Jude zahlt 6 und jede Wittive 3 Gulden zu demfelben. Den 
Juden ift öffentlicher Gotteödienft in den Synagogen geftattet, und ihre Religion gilt nicht 
blos ald eine geduldete. Der Synagogendienft muß unter Zeitung eines Rabbinerd ftehen, 
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welcher auf den Vorſchlag der ifraelitifdyen Ober-Kirchenbehörde von der Staatöregierung 
ernannt wird und, abgefehen von den erforderlichen Religiondfenntniffen, aud) Zeugniffe über 
den Univerfitätöbefuch beibringen, und ſich einer Prüfung unterwerfen muß. Er wird dem- 
nähft auf den Gehorfam gegen die Staatögefege verpflichtet. 

Die Oberaufficht über dad ganze Kirhen- und Armenweſen hat eine aus einem Regie: 
rungöfommiffarius und mindeſtens vier jüdiſchen Beifigern beftehende Behörde, welche den 
übrigen, dem Minifterium unmittelbar untergeordneten Behörden koordinirt ift. 


Die Kinder find vom ſechſten bis zum eilften Jahre ſchulpflichtig, und werden entweder 
in befondern jüdiſchen Schulen oder, wo diefe nicht beftehen, in den Ortsſchulen unterrichtet. 
Die Schullehrer werden, nad) zuboriger Prüfung, wie die Rabbiner verpflichtet; fie müffen 
das Unterthanenredht und die für Elementarlehrer erforderliche Bildung befigen. 


Die jüdiihen Schulen unterliegen der Auffiht und periodifhen BVifitation der Staats: 
behörden. — Gefeg vom 25. April 1828. — Verordnung vom 27. Oktober 1831. 


V. Königreich Bayern. 


Religiondgemeinen find geftattet, wo in einem mit der Territorialeintheilung überein: 
ftimmenden Bezirke mindeftens 50 Kamilien beifammen find: aud) ift dad vorhandene Ver- 
mögen audſchließlich dem jüdischen Kultus überlaffen und wird durd den Rabbiner und zwei 
bon der Gemeine erwählte Mitglieder verwaltet. Sonft beftehen keine Korporationsverbände, 
die früher vorhandenen find aufgelöft und die Korporationsfhulden unter die betheiligten 
Tiftrifte vertheilt. 

Die jüdiſche Religion ift nur geduldet; es findet aber öffentlicher Gotteödienft in den Sy— 
nagogen ftatt, wo nur der Rabbiner religiöfe Verrihtungen ausüben darf. Wo Synagogen 
nicht beſtehen, ift nur die Hausandacht geftattet. Die Rabbiner und deren Subftituten wer: 
den bon den Gemeinen vorgeſchlagen und nad) erfolgter Prüfung von der Regierung be: 
ftätigt und vereidigt. Sie müffen bayrifche Staatöunterthanen, der deutſchen Spradye mächtig, 
wiſſenſchaftlich gebildet, von gutem und fittlihem Lebenswandel fein. Ihr Wirtungöfreid be 
Ihrankt ſich lediglich auf Kultuöverrichtungen. Befondere jüdifhe Schul-Erziehungsanftalten 
als öffentliche Staatsinftitute beftchen nicht. Die jüdiſchen Kinder find ſchulpflichtig und 
befuchen enttweder die öffentlichen Volksſchulen, wo fie dann befonderen Religiondunterricht 
erhalten, oder eigene jüdifhe Schulen, wenn dabei vorſchriftömäßig gebildete oder geprüfte 
Schullehrer angeſtellt find, welche bayriſche Unterthanen fein und ein Gehalt von mindeftend 
300 Gulden zugefichert erhalten müffen. 

Der Zutritt zu den höheren Zehranftalten ift den Juden geftattet. 

In Rheinbayern find die Kultusverhältniffe durd) das franzöfifche Dekret vom 17. März 
1808 regulirt. 

VI. Großherzogthum Baden. 


Es beftehen Religionögemeinen für die Neligiond-, Schul- und Armenangelegenheiten. 

le Sprengel eines ganzen Bezirk forgen für die Gemeinebedürfniffe. In allen übrigen 

bürgerlichen Verhältniffen bilden die Juden mit den übrigen Einwohnern deö Orts eine un: 
getrennte Gemeine. 

Die Juden des Großherzogthums Baden bilden einen eigenen konftitutionsmäßig auf- 
genommenen Religionötheil mit einem eignen Kirchenregimente. An der Spige fteht der Ober: 
rath ald Obersstirdyenbehörde, welchem zur Wahrung der landeöherrlihen Rechte und zur 
Zeitung des Geſchäftsganges ein Minifterialtommiffarius beigegeben ift. Der Oberrath hat 
drei fogenannte Konferenzen für die externa, interna und die Schulſachen. Die Angelegen- 
beiten der einzelnen Gemeinen werden durdy den Synagogenrath derfelden vertvaltet. Ser 
Rabbiner ift nicht Mitglied deffelben, fondern führt nur in Religionsangelegenheiten den 
Vorfig. Die Rabbiner gelten ald Staatöbeamte. Die jüdifhen Kultusanftalten und Inſti— 
tute haben diefelben Privilegien wie die chriſtlichen. 

Die jüdiſchen Schulen werden gleichfalls als öffentliche Staatinftitute angefehen. Wo 
dergleichen nicht beftehen, befuchen die jüdiſchen Kinder die chriſtlichen Schulen und muß dann 
für ihren Religionsunterricht befonderd geforgt werden. 


—— 
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VII. Kurfürſtenthum Heffen. 


Die Juden bilden rückſichtlich der Religionsübungen und der davon abhängigen Ein: 
richtungen eigene Gemeinen, und haben daher für ihre Kultuöbedürfniffe allein zu forgen. 
Die Judenfhaft jedes Kreifes hat einen von ihr gewählten und von der Regierung beftätig- 
ten Vorſteher, weldyer den Provinzial:Vorfteherämtern (Behörden von 5 bis 9 Mitgliedern 
mit einem landeöherrlihen Kommiffarius) untergeordnet ift. Für die Zeitung, Verbeſſerung 
und Aufficht des gefammten jüdifchen Religionsweſens verfammelt ſich halbjährlidy in der 
Refidenz ein Landrabbinat, welches aus dem Landrabbiner, den —— einem 


Mitgliede des Vorſteheramts zu Kaſſel und außerordentlichen, vom Miniſterium zu ernennen- 


den Mitgliedern beſteht. 

Es findet Öffentlicher Gottesdienſt in den Synagogen ſtatt. Die größeren Synagogen⸗ 
gemeinen haben Rabbiner als Seelſorger, denen zugleich der Religiondunterricht der Jugend 
und die Führung der Synagogenbücher obliegt. Kleinere Gemeinen haben gemeinſchafiliche 
Kreisrabbiner. Die Rabbiner werden in der Religionslehre durd) das Yandrabbinat geprüft 
und müffen vor.ihrer Beftätigung eine — halten. Sie find allein zu Trauungen 
berechtigt. Jede Shynagogengemeine hat nad) ihrem Umfange mehrere Aeltefte. Die idifchen 
Stinder find, tie die hriftlichen, ſchulpflichtig und müſſen die eigenen jüdiſchen oder chriſtlichen 
Schulen beſuchen. 

Privatiehrer find, wo öffentliche Schulen beftchen, ganz unterfagt und auch fonft ift 
deren Zulaffung von dem Regierungskonſens abhängig. 

Die Rabbiner ftehen unter dem Probinzialrabbiner, der vom Staate geprüft und be- 


ſtellt wird. 
VIII. Großherzogthum Heffen. 


In Betreff der Bildung jüdiſcher Gemeinen beftimmt der 8 48 deö die Gemeineordnung 
betreffenden Geſetzes, daß die jüdifhen Staatöbürger den Chriften ganz gleid) ftehen, und 
daß ed bei den Nichtftaatöbürgern bei den biöherigen Normen beivende. Diefe konftiren indeß 
nicht weiter. Es werden nur Shnagogengemeinen erwähnt und von ihnen bemerkt, daß fie 
das Jahrgehalt ihrer Rabbiner mittelft Umlage auf ihre Mitglieder aufzubringen haben. 


Die jüdische Religion ift nur geduldet. Zu ihrer Lebung und zum Unterricht in derfelben 


wird aud Staatömitteln nichts verabreicht und neue Synagogen dürfen nur mit befonderer 


Genehmigung der Regierung errichtet werden. 

Auf die Kultud- und Schulangelegenheiten wirkt die Regierung nur in foweit ein, ald 
im Wege der Oberaufficht erforderlich) it. Der Rabbiner * eine Akademie beſucht haben, 
ſich nad) Beibringung eined Zeugniffes anerfannter Rabbiner über feine Qualifikation einer 
Hohn unteriverfen und eine Probepredigt halten, wonächſt er von der Regierung be— 

ätigt wird. 

Die jüdifchen Kinder find fhulpflihtig und werden in Ermangelung eigener jüdiſcher 
Schulen in den Volksſchulen unterrichtet. Die Schullehrer werden geprüft und können be 
hufs ihrer Ausbildung die Seminarien beſuchen. Die befonderen jüdifchen Religiondlehrer 
erden von den Gemeinen angenommen und follen die Kontrakte mindeftend auf 3 bid 
4 Jahre geſchloſſen werden. Auch fie werden von einer Kommiffion, beftchend aus zwei Ober: 
Säulräthen, einem Rabbiner und einem jüdifhen Lehrer, geprüft und dürfen nicht willkur- 
lic) entlaſſen werden. 


IX. Großherzogthümer Holftein und Lauenburg. 


Korporationdverhältniffe finden in den Städten, wo die Juden nur geduldet find, in fei- 
ner Weife unter ihnen ftatt, eben fo wenig eine fpezielle Ueberwachung hinſichtlich ihrer Kul- 
tud-, Schul: und Armenangelegenheiten. Auch fümmert fid) der Staat nicht um die Wahl 
der Kultusbeamten. Die Juden ftehen, mit Ausnahme der Bortugiefen in Altona, unter dem 
Dberrabbiner in Altona. Eigene Rabbiner finden fih nur in Altona und Glüdftadt, font 
nur Zehrer, Vorfänger und Schächter. Meiftentheild exiftiren, wo jüdiſche Gemeinen beftchen, 
auch jüdische Schulen, fonft beſuchen die Kinder die Ortöfchulen. 
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X. Herzogthbum Braunfchweig. 

Die jüdische — — iſt nur geduldet. Der Rabbiner muß, bevor er ſein Amt 
antritt, die landesherrliche Beſtätigung erhalten und zu dieſem Behuf über feine Qualifikation 
und ſein Betragen Zeugniſſe beibringen. 

In der Hauptſtadt beſteht eine eigene Religionsſchule, und werden die Kinder bei der 
Entlaſſung aus derſelben von dem Rabbiner konfirmirt. Meiſtens nehmen die Kinder an 
dem Schulunterrichte in den chriftlihen Schulen Theil, ed find aber auch befondere jüdische 
Schulen geftattet. 

Dad gefammte Kultud- und Unterrichtömwefen ift unter die Aufſicht des Rabbiners zu 
Braunſchweig geftellt, welcher ald Ober: und Zandrabbiner fungirt. 


XL. Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 


Die jüdifhen Einwohner des Großherzogthums find in Synagogengemeinen abgetheilt, 
welche fidy in der Regel audy auf die Scyulangelegenheiten erftreden. 

Es findet öffentlicher Gotteödienft in den Synagogen ftatt, und find Privatverfammlun- 
gen zur Abhaltung des Gotteödienftcd verboten. An der Spitze des gefammten Kultusweſens 
fteht ein aus 2 landesherrlichen Kommiffarien, dem Zandesrabbiner und 5 von den Gemei- 
nen gewählten und befonders verpflichteten Mitgliedern beftchender Oberrath. Derjelbe darf 
fi) nur mit Genehmigung der Kommiffarien verfammeln. Der Landesrabbiner hat die Auf 
fiht über den Kultus und die Schulen. Nur er, oder ein beſonders von ihm ernannter Sub- 
ftitut darf Trauungen verrichten. Er hat feinen Sig zu Schwerin, gehört, wie es im Statut 
heißt, zur Klaſſe der berzoglidyen Diener, und erhält vom Staate zu feiner Befoldung einen 
Zuſchuß von 200 Ihlen. Die Yanded-Nabbinerftelle wird im Wege der freien Konkurrenz 
bejeht. Ueber die Wahl entfcheidet der Oberrath, worauf nad) erfolgter Genehmigung und 
Beftätigung derfelben durd) die Regierung der Gewählte mittelft Handfchlag verpflichtet 
wird. Die Kandidaten müffen fid) über ihre Qualifitation, namentlid) ihre Kenntniß der Ge- 
temonialgefege, durch Attefte bewährter Kabbiner ausweiſen. Sie müffen hinſichtlich ihres 
religiöfen und befonderö moralifchen Yebend gang untadelhaft fein, fi) über ihre Gymnaſial— 
bildung auöweifen, auf der Atademie den philofophifhen Studien obgelegen und ſich mit der 
Pädagogik befreundet haben, endlich die erforderliche Tüchtigkeit als geiftliche Nedner befigen. 
Der Zandeöherr hat unbeichränkt das Hecht, den Yandesrabbiner mit einjähriger Kündigungs: 
frift zu entlaffen. Eine durch landeöherrlicyes Neftript vom 29. April 1843 beftätigte Sy— 
nagogenordnung verbreitet fid) im Detail darüber, wo, wie und wann der jüdiſche Gotteö- 
dienft abzuhalten ift, mit fpezieller Angabe der bei den einzelnen Veranlaffungen zu befolgen: 
den Geremonien und Gebete. 

Zu den Kunttionen ded Oberrathö gehört: 

die Feltfegung der Gottesdienft-Ordnnung in den Synagogen, 
Erlaß kirchenpolizeilidher Anordnungen, 
Feftftellung der Amtöobliegenheiten der Synagogendiener, 
Aufficht über diefelben, 
Unterfuhung und Beltrafung von Amtövergehen, 
Aufficht über die jüdiſchen Inftitute, 
Anordnungen zur Verbefferung ded Religionsunterrichtes, 
Feſtſtellung der Gemeincbeiträge. 
Die landesherrlichen Kommiffarien haben in religidfen Angelegenheiten nur eine bera- 
thende Stimme. 
Die Kinder befuchen die eigenen jüdifchen oder die chriſtlichen Elementarſchulen. So 
weit die Kräfte der Gemeinen irgend reihen, wird auf Einrichtung von Neligionsfhulen ge— 
alten, welche die Kinder vom 7. bis zum vollendeten 14. Jahre befuchen müffen. Die An- 
ellung der Lehrer ift den Gemeinen überlaffen, nur müſſen diefelben von dem Yandeörabbi- 


ner approbirt fein. 
XI. Herzogthum Naffau. 


 Korporationöverhältniffe der Juden beftehen nur für den Kultud- und Religiondunter- 
tiht, während der fontige Unterricht und die Armenpflege davon ausgenommen find. Die 
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Vorſteher werden unter Berüdfihtigung der Wünfche der Gemeinen bon der Regierung er⸗ 
nannt und verpflichtet. 2 oder 3 Gehülfen derfelben werden von der Gemeine gerwählt. Der 
Vorfteher hat für die äußeren Rechte der Gemeine und für ihren inneren Zuftand zu forgen. 
Er verwaltet unter obrigfeitlicher Auffiht dad Gemeinevermögen. Die Ausgaben werden aus 
einem unter der Auflicht der Regierung ftehenden Central-Kultusfonds beftritten und wird 
die Repartition der Beiträge gleihfalld von der Regierung veranlaßt. 

Die Juden im Herzogthum Naffau bilden, wo fe nicht in zu geringer Anzahl vorhanden 
find, Privat-Kirhhengefellihhaften, denen geftattet ift, ihre Religionsübungen in befonderen Sy— 
nagogen vorzunehmen. Diefelben ftehen unter der Auffiht ded Staates. * jeden Bezirk 
wird nach Anhörung der Vorſchläge der Gemeine ein jüdiſcher Theologe beſtellt, der zugleich 
an feinem Wohnorte als Prediger fungirt und über die übrigen Gemeinen die Aufſicht führt. 

Die Religiondlehrer werden von den Gemeinen vorgefhlagen und nad) erfolgter Prüfung 
durdy den jüdifchen Theologen von der Regierung beftätigt, und fönnen aud) ohne deren Ge- 
nehmigung nicht entlaffen werden. 

Die Abhaltung ded Gotteödienfted in Privathäufern ift nicht erlaubt. 

Die jüdiſchen Kinder müffen die gewöhnlichen Volksſchulen beſuchen, werden jedod) aud) 
in den gelehrten Schulen zugelaffen. 


XIII. Großherzogthum Weimar. 


Korporationen beſtehen für die Kultus- Schul: und Armenangelegenheiten, deren Koſten 
die Juden allein aufbringen müffen. Es wird ihnen jedoch hierbei eine Unterftügung aus der 
Staatöfaffe gewährt. Jede Judengemeine muß einen Schultheißen beftellen, der, wie die 
hriftlichen, von der Obrigfeit beftätigt wird. Nad) deren und der Rabbiner Gutachten follen 
Gemeineordnungen entiworfen werden. 

Freier Gotteödienft ift geftattet. An der Spitze ſämmtlicher Gemeinen fteht ein Zand- 
rabbiner mit einem Adjunkten ald Stellvertreter. Derfelbe führt die Aufſicht über die jüdiſchen 
Schulen, Synagogen, milden Stiftungen und Armenanftalten. In allen diefen Angelegen- 
heiten befteht, mit Vorbehalt ded Rekurſes an die Yandeödirektion, in der ordentlichen Obrig- 
feit des Ortes eine Unterbehörde , bei welcher dem Nabbiner eine berathende Stimme einge: 
räumt wird. Der Rabbiner bezieht nad) den Beftimmungen der Landesdirektion, ein ange: 
meffened Gehalt, welches von den Gemeinen aufzubringen ift. Bemerkenswerth ift die 
Beltimmung, da der Gotteödienft nur in deutfcher Spradye abgehalten werden darf. In Be: 
treff der Art und Meife der gotteödienftlihen Feier ift eine befondere Gotteödienft-Drdnung 
mit Angabe aller Gebete und Geremonien entworfen und unterm 7. Mai 1843 landeöherr- 
lic) beftätigt worden. 

Der Rabbiner wird von der Gemeine vorgeſchlagen, von der Regierung geprüft und 
demnächft ald Staatöunterthan und dffentlidyer Beamter verpflichtet. 

Mo keine befondere jüdische Schulen beftchen, werden die Kinder in den öffentlichen 
Ortöfhulen, mit Ausnahme des Neligiondunterrichtes, unterwieſen. Der Befud höherer 
Schulen ift den Juden geftattet, und haben fie, foweit nicht Privatftiftungen entgegen ftehen, 
an den Stipendien und dergleichen mit den Ehriften gleiche Anfprüche. 

XIV. Im Herzogthum Koburg - Gotha 
find allgemeine Gefee für die Juden weder vorhanden nod) erforderlich, indem ſich nur fehr 
wenige jüdiſche Familien im Lande aufhalten. Dieje werden ald geduldete Schutzverwandte 
behandelt. Befondere Schul: und Bildungsanftalten, ald öffentliche Staatöinftitute, befteben 
nicht; es ift jedoch den inländifchen Juden geftattet, ihre Kinder in die hriftlihen Schulen 


zu ſchicken. s 
XV. Herzogthum Sachen Altenburg. 

Nach 8 42 des Staatö-Orundgefeped ift zur Aufnahme in den Staatöverband bed Herzog: 
thumd dad Bekenntniß der hriftlihen Religion erforderlid), weshalb fid) dort Juden nicht befinden. 
XVI. Herzogthum Meiningen. 

Die Juden bilden an dem Orte, wo fie fih aufhalten, eine Gemeine, und foll überall nur 
eine organifirt werden. Zu Vorftehern derfelben werden die Schultheigen ernannt, jedoch 
anfdeinend nur für die religiöfen und Scyulangelegenheiten. 
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Die jüdiſche Religion ift nicht blos geduldet, fondern förmlich anerkannt, obgleich nicht 
mit ganz gleichen Rechten wie die chriftliche Religion. Jede Gemeine hat ihre befondere 
Schule, theild blos fir die Religion, wo dann die Kinder die hriftlichen Elementarfhulen 
befuchen, theild auch für den gefammten Unterricht. Der Beſuch der höheren Schulen ift ge- 
ftattet. An der Spitze fteht ein vom Konfiftorium eraminirter und vom Staate angeftellter 
Zandrabbiner, der die Auffiht über die Synagogen und jüdiſchen Schulen führt und jede 
Schule des Jahres einmal befuchen muß. Nädyit dem Yandrabbiner ſtehen die Synagogen 
und iſraelitiſchen Schulen unter den chriftlichen Kirchen: und Schulämtern des Bezirked und 
in oberer Inftanz unter dem herzoglichen Konfiftorium. 

Die jüdifhen Schullehrer werden im Seminar, woſelbſt ein jüdiſcher Religiondlehrer an- 
geftellt ift, gebildet und, nad) erfolgter Prüfung, ohne Zuthun der Gemeinen angeftellt. 


XVII. Großherzogthum Mecklenburg - Strelig. 

Wo die Juden zahlreicher vorhanden find, bilden fie Gemeinen; namentlid) eriftirt für 
die Gemeine zu Strelig ein befonderes Statut. Die Gemeinſchaft erftredt ſich jedody nur auf 
Religiond-, Schul- und Armenangelegenheiten. 7 Mitglieder als Vorfteher und Aeltefte ftehen 
an der Spige, müffen aber bei widytigeren Fällen 8 Hausbäter aus der Gemeine zuziehen. 
Die jüdische Religion ift nur geduldet. Sämmtliche Juden ftchen in Religiondangelegenhei- 
ten unter dem Zandeörabbiner zu Strelig, welcher von der dortigen Gemeine gewählt und 
befoldet, von der Regierung aber beftätigt wird und ohne Juftimmung derfelben nicht ent- 
lafjen werden darf. Eine bejondere Prüfung ift nicht üblich, die Regierung hat vielmehr auf 
die von dem Kandidaten beigebradhten Attefte, forwie auf die Vorſchläge der Gemeine vor: 
zugöweife Rüdficht zu nehmen. Dem Oberrabbiner fteht die felbftftändige Entfheidung in 
allen Ritualangelegenbeiten zu. 

In Strelig felbft befindet ſich eine öffentliche und Freiſchule der jüdischen Gemeine. Die. 
Lehrer werden von den Xelteften und Vorftehern mit Zuziehung des Schulvorftandes gewählt 
und von der Regierung beftätigt. Außerdem eriftirt nody eine befondere jüdiſche Schule 
zu Fürftenberg. 

XVIII. Großherzogthum Oldenburg. 

Es beſtehen Kirchen- und Schulgemeinen. Für die Judenſchaft ſowohl in Oldenburg 
als im Fürſtenthum Birckenfeld wird ein Landrabbiner vom Landesherrn nach vorgängiger 
Prüfung durch die Negierung beftellt. Unter feiner Oberaufſicht fteht das ſämmtliche Kultus: 
und Unterrichtötvefen. Auch die übrigen jüdiſchen Religionölchrer dürfen nur mit Genchmi- 
8 der Regierung angeftellt werden. Außerdem wählt die Gemeine noch einen Vor: 

cher, der von der Megierung beftätigt wird und für die Leitung des Gottedienfted und 
Aufrehthaltung der Ordnung zu forgen hat. Befondere Shynagogen dürfen nur mit Ge- 
nehmigung des Zandeöherren errichtet werden, und der Privat-Gotteödienft ift der Negel 
nad) verboten. | 

‚ Die jübifchen Kinder find, fie die hriftlichen, ſchulpflichtig und beſuchen, in Ermangelung 
igener jüdifcher Schulen, die Volkoſchulen, wo fie dann nur in der Religion befonders unter: 
tichtet werden. — cf. Reglement vom 3. April 1830. 


XIX. Herzogthum Anhalt- Defau. 

Die Juden find ald Religiondgefellfhaft nicht ausdrüdlih aufgenommen, es befteht aber 
freie Religionsübung. Tie Nabbiner werden von den Gemeinen gewählt und unter Bei: 
bringung eines Qualifitationdattefted der Negierung zur Beftätigung präfentirt, Es find 
meift eigene jüdiſche Schulen vorhanden, zu Denen die Regierung einen Beitrag giebt und 
deren Lehrer fie beftätigt; eventualiter müfjen die Kinder die hriftlichen Schulen befuchen und 
find dann nur von dem Religiondunterrichte diöpenfirt. 


XX. Herzogthum Anhalt-Bernburg. 

Die jüdiſche Religion iſt nicht blos geduldet, ſondern förmlich anerkannt. Der Landes⸗ 
rabbiner wird vom Staate angeſtellt und theilweiſe beſoldet. Wo förmliche Judengemeinen 
beſtehen, find auch juͤdiſche, vom Staate geprüfte Schullehrer angeſetzt. Wo feine jüdiſchen 
Schulen find, müffen die Kinder die hriftlichen beſuchen. 
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XXL Herzogthum Anhalt-Köthen. 

Die jüdifhe Religion ift nur geduldet. Die Rabbiner und jüdifhen NReligiondlehrer wer: 
den von der Regierung nad) vorgängiger Prüfung beftätigt. Die Kinder befuchen die chrift- 
lidyen Volks⸗ und daneben nur die jüdishen Religionsſchulen. Die Anftellung der Religions: 
Ichrer beruht auf einem bloßen Kontraftöverhältnig mit der Gemeine. 


XXI. Fürſtenthum Schwarzburg - Sondershaufen. 

Für Kultud-, Schul: und Armenangelegenheiten beftehen forporative Verhältniffe. Den 
Vorftcher wählt und verpflichtet die Regierung. Er ift dad Organ und der Repräfentant 
der Gemeine. 

Die Eynagogenverhältniffe der Juden ftchen unter dem Schuß und der befonderen Auf- 
ſicht des Staated, audy wird die Konftituirung befonderer Religionsgemeinen nachgelaſſen. 
Der Judenſchullehrer wird nad) vorheriger Prüfung feiner allgemeinen Qualififation von 
der Regierung beftätigt. 

Ein Schulzwang ſcheint nicht ftattzufinden; nur durch Belehrung foll dahin gewirkt 
werden, daß die jüdiſchen Kinder nicht mehr den öffentlichen Schulanftalten entzogen werden. 


XXI. Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolftadt. 

Es find nur fehr wenige Juden vorhanden, daher cd audy feine allgemeinen Gefege 
geht, vielmehr hängen die Befugniffe der Einzelnen von der ihnen ertheilten Konzeſſion ab. 
Sie find nur Schuggenoffen. Korporationdverhältniffe finden nicht ftatt. In Betreff ihrer 
Religion find fie nur geduldet. In dem Dorfe Immenrode befteht eine Synagoge, in wel⸗ 
cher ein Neligionölehrer den Gotteödienit beforgt. Befondere jüdiſche Schul- und Bildungd- 
anftalten find nicht vorhanden. Der Weligionölehrer wird von der Regierung geprüft und 
feine Anftellung genehmigt. 


XXIV. Fürſtenthum Hobenzollern-Sigmaringen. 
Hier fehlt cd, da nur in der Stadt Haigerlody Juden vorhanden find, an einer Organi— 
fation der Kultusangelegenheiten. 


XXV. Fürſtenthum Waldeck. 

Jüdiſche Storporationen beitehen nur für die Neligiond- und Unterrichtsangelegenheiten. 
Leder Jude muß einer ſolchen Gemeinheit angehören und felbft in dem Falle, wenn er ſich 
zu einer audländifchen Synagoge hält, alle Verbindlicykeiten gegen die inländifche Gemeine, 
der er angehört, vollftändig erfüllen. 

Es ift den Juden Öffentlicher Gotteödienft geftattet. Jede Gemeine muß eine Synagoge 
haben, tworin der Gotteödienft ausſchließlich ftattfindet. Bei der Gemeine werden angeſtellt 
ein Religiondlehrer, welder die Kinder nad) einem Ders, in deutfcher Spracht abge: 
fahten Lehrbuche in der Religion unterrichtet, ein Borfänger, zwei Vorftcher und ein Red): 
nungöführer. Die Beamten werden von der Gemeine, gewählt und von der Regierung nad) 
vorheriger Prüfung beftätigt. Die Regierung führt die Oberaufſicht über die Gemeineange- 
legenheiten. Die Kinder befuchen die chriſtlichen Schulen. 

XXVI. Fürſtenthum Reuß. 

In Schleitz und Eberödorf befinden ſich feine Juden, auch in Greitz nur ſehr wenige. 

Befondere gefehliche Beftimmungen in Betreff ihrer find nicht vorhanden. 
XXVII. Fürftenthbum Schaumburg-Lippe. 

Die jüdifche Religion iſt blos geduldet und jüdiſche Schul- und Bildungsanftalten find 
nicht vorhanden. Die Kinder —* die Ortöfchulen und wird für den Religiondunterriht 
on den Juden ein befonderer Lehrer gehalten. 


XXVIII. Fürſtenthum Lippe-Detmold. 

Die jüdiſche Religion iſt blos geduldet. Der Rabbiner wird auf den Vorſchlag der juden⸗ 
ſchaftlichen Vorſteher nad) vorgängiger Prüfung von der Regierung angeftellt. In Det⸗ 
mold eriftirt eine befondere jüdiſche Schule unter Aufficht der Regierung, fonft ift der Re- 
ligiondunterriht den einzelnen Gemeinen überlaffen und nimmt aud) die Regierung von 
= — der Lehrer keine Kenntniß. Die Kinder beſuchen meiſt die Elementarſchulen 

rtes. 
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XXIX. Lübeck, 

In Lübeck felbft waren früher keine Juden vorhanden, und erft im 18. Jahrhundert 
wurden einzelne Schusjuden mit fehr befchränkten Befugniffen aufgenommen. Dagegen 
fanden ſich mehrere Juden in dem 1806 von Holftein abgetretenen Fleden Moidling. Hier 
ift der jüdifche Gotteödienft anerfannt und vom Staate eine Synagoge erbaut. Drei Xelteften 
und ein Rabbiner ftehen an der Spige der Gemeine. Zegterer wird von den Melteften ohne Zu— 
ftimmung der Gemeine gewählt und von der Regierung beftätigt, nachdem er Qualififations- 
Sgni eingebracht. In Lübeck felbft wird nur eine Winkelſynagoge geduldet. 

In Moisling befteht eine öffentliche allgemeine Schule mit einem jüdiſchen Unterlehrer, 
der, wie die chriſtlichen, vom Schulvorftand in Vorſchlag gebracht und, nad) beigebradhten 
guten Zeugniffen, von der Regierung beftätigt und verpflichtet wird. Sämmtliche jüdische 
Kinder müffen die Schule befucyen; auch fteht den Juden frei, ihre Kinder die höhere Schule 
befuchen zu laffen. 

Tie in Lübeck befindlichen Juden werden als der in Moidling beftehenden Gemeine an- 


gehörig betrachtet. E 
XXX. Frankfurt. 

Es befteht eine jüdische Korporation für Kultus, Schul und Armenangelegenheiten. Ein 
Crnatötommiffariud fteht an der Spitze und nimmt zugleid dad Staatöintereffe wahr. 
Außerdem ift ein aus 9 Mitgliedern beftchender Vorftand und ein Gemeineausſchuß von 
I Mitgliedern zur Verwaltung der Korporationdangelegenheiten beftellt, und wird hierbei 
den Rabbinern feine direkte Mitwirkung geftattet. 

Die jüdifhe Religion hat freien und öffentlichen Gotteödienft. An der Spige deö Kultus 
fteht ein Oberrabbiner. Bei Beſetzung einer Rabbinerftelle geht der Vorſchlag gemeinſchaft⸗ 
lid) von dem Gemeinevorftande und dem Ausfhuß aus. Dem Senat fteht die Ernennung 
zu und wird der Ernannte auf die Staatögefege und auf die ertheilte Inftruftion verpflichtet. 
Es findet eine Prüfung ftatt, namentlid) auch Eeitend ded Rabbinatö über die jüdifch-theo⸗ 
logiſchen Kenntniffe. Die Rabbiner halten Predigten, affiftiren bei Eideöleiftungen, verrichten 
Aufgebote, Irauungen, Eheſcheidungen nad) jüdiſchem Ritus. Der Religionsunterridht in 
den Schulen wird ohne Konkurrenz des Rabbinerd durch die Lehrer ertheilt. Die Kinder be 
ſuchen theild befondere jüdifche, theild chriſtliche Schulen. Es befteht eine große jüdiſche Ge: 
meinefhule. Der Schulrath, beitehend aus den Mitgliedern des Gemeinevorſtandes und 
wenigitend 5 Gemeinegliedern, hat die obere Leitung der Schule. Einer eigentlihen Prü— 
fung werden die Lehrer nicht unterivorfen, fie müffen jedoch Zeugniffe über ihre Qualifi- 


fation beibringen. 
XXXL Bremen. 


Bid zum Jahre 1803 befanden ſich dafelbit überhaupt Feine Juden. Durch den Reichs— 
Deputationd-Hauptihluß kamen einige hannöverfche Dörfer an Bremen, in denen jüdiſche 
Familien anfäffig waren, welche in ihrer biöherigen Verfaffung belaffen wurden. Ebenfo 
haben fidy aus der Zeit der franzöfiihen Offupation her einige Juden in Vegeſack erhalten. 
In Bremen felbft tommen aud) jetzi noch feine Juden vor. Die Gefammtzahl der in den 
Dörfern befindlichen befäuft fi) auf etwa 20 Perfonen. 

Die Stinder müffen die hriftlihen Schulen beſuchen, nehmen jedod am Religiondun: 
terricht nicht Theil. Befriedigung ihred Bedürfniffed an Rabbinern und Schädhtern wird 
ihnen aus den benachbarten hanndverfhen Dörfern zu Theil. Korporationdverhältniffe be 


ftehen nicht. 
XXXH. Hamburg. 
Die Kultus-, Schul- und Armenangelegenheiten bleiben den Juden durchaus überlaffen; 
der Staat führt nicht einmal die Aufficht darüber. Ihre Rabbiner und Religionsfehrer wäh- 
len fie ſelbſi, doch werden diefelden vom Senat, ohne vorgängige Staatsprüfung, konfirmirt. 


— — — 


460 Die Königlichen Propofitionen und Botfchaften. 1-9) 
Vo. 
Berordnung, 


betreffend 
die Abfchägung bänerlicher Grundftücke und die Beförderung gütlicher Aus- 
einanderfeßungen über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbefigers. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußenie. 


verordnen in der landeöbäterlidyen Abficht, auf die Erhaltung eine kräftigen Bauernftandes, 
wie der Güter deffelben, in den Familien ihrer Befiger hinzuwirken, über die Abſchätzung 
bäuerlicyer Grundftüde und zur Beförderung gütlicher Audeinanderfegungen über den Nach— 
laß eined bäuerlichen Grundbeſitzers für alle die Zandeötheile, in welchen dad Allgemeine 
Landrecht und die allgemeine Gerihtöordnung Gefeheötraft haben, was folgt: 

$1. Die Abfhägung von folhen Befigungen, deren Befiger im Stande der Landge 
meinen vertreten werben, erfolgt, mit Befeitigung jeded Unterſchiedes zwiſchen fogenannten 

emäßigten und Ertragdtaren, jederzeit nach dem nachhaltigen Ertragäwerthe, mithin mit 

ücfiht darauf, daß der Gutdübernehmer im Stande ift, fh bei der Wirthſchaft im lei» 
ftungsfähigen Zuftande zu erhalten. 

Kuf den im Artikel 72 der Deklaration vom 29. Mai 1816 (Gefehf. S. 171) hervor: 
— Umſtand: „ob eine bäuerliche Nahrung Eigenthum geworden,“ kommt es ferner 
nicht mehr an. 

82. Die Abſchätzung geſchieht, ſofern die Intereſſenten ſich nicht über andere Perſonen 

ceinigt haben, durch Taxatoren aus den Standesgenoſſen des Beſitzers, d. h. durch ſolche 
erſonen, welche dem Stande der Landgemeinen angehören. 

Hinſichtlich der Anzahl der zuzuziehenden Taxatoren und deren Audwahl behält es bei 
den Vorſchriften des Ih. II Titel 6 der Allgemeinen Gerichtsordnung fein Bewenden. 

3. Den Taxatoren dienen die Vorfchriften der Allgemeinen Öerichtöorbmung und in 
Betreff der bäuerlichen Grundftüde von geringerem Werthe die Abſchätzungsvorſchriften des 
Gefeged vom 15. Juni 1840 (Befehl. ©. 131) zur Richtſchnur; diefelben find aber unter 
allen Umftänden nicht bloß über die einzelnen, jachverftändig zu ermittelnden Säge, nad) 
denen dad Taxationsinſtrument zufammengeftellt wird, fondern aud) über den Gefammt- 
werth der Befigung gutadhtlid) zu hören. 

84. Die Bormundfhaftsbchörden haben gütliche Audeinanderfegungen über den Nach— 
laß eines bäuerlichen Grundbeſitzers möglichſt zu befördern, und es werden deöhalb die ihnen 
in den $8 483, 484, 576 — 579 Iheil II Ritel 18 ded Allgemeinen Landrechts beigelegten 
Befugniffe in folgender Weiſe erweitert: 

a) Dem Gutsannehmer dürfen zur Mbtragung der dem Pflegebefohlenen auögeworfenen 
Abfindungen billige Friften gewährt werden. 

b) Wenn mehrere Miterben vorhanden find, fo bedarf cd keiner Subhaftation, im Fall 
einer derfelben dad Grundftüd für zwei Drittel der Taxe annehmen will und dabei 
dem Pflegebefohlenen Vortheile bietet, die derfelde von einem Dritten nicht zu erivar- 
ten hat. 

c) Auch ein Gebot unter zwei Drittel der Tare kann in diefem Falle angenommen werden, 
wenn die dem Pflegebefohlenen angetragenen Vortheile den Unterſchied zwiſchen Ge 
bot und zwei Dritteln der Taxe an Erheblichkeit überfteigen. 

d) Wenn die mehreren majorennen Miterben fid) dahin einigen, daß dad Grundftüd einem 
unter ihnen aus freier Hand zugeſchlagen werde, fo kann und muß der Vormund auf 
Subhaftation nur dringen, wenn das Gebot awei Drittel der Taxe nicht erreicht 
— Umftände die Beſorgniß eines Nachtheils für den Pflegebefohlenen 
rechtfertigen. 

8 5. In der Provinz Weſtphalen tritt die gegenwärtige Verordnung an die Stelle der 

Nr. 4 der von Und mit Bezug auf die noch ſchwebenden Nerhandlungen über dad Gefeh 
vom 13. Juli 1836 unter dem 5. Januar 1844 für jene Provinz getroffenen vorläufigen 
Beftimmungen (Juſtiz-Miniſt. BL. 1844 ©. 11). 
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Denkfrift 
zu der Berprdnung, 
betreffend 


die Abſchätzung bäuerlicher Grundftüce und die Beförderung gütlicher Aus- 
einanderfegungen über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbefigers. 


1. Veranlaffung und Darlegung der Borverhandlungen. 

Nachdem die agrariſche Gefeßgebung der Jahre 1807 und 1811 mit den daran ſich 
anſchließenden weiteren Verordnungen die Verhältniſſe des Grundbeſitzes im Allgemeinen 
weſentlich umgeftaltet, inöbefondere durch Auflöfung des gutöherrlichen Verbandes den bäuer- 
lichen Grundbefig von den früher auf ihm ruhenden Beichränfungen befreit und ihn in ein 
theilbared, der freien Verfügung der Befiger unter Zebendigen und von Iodeötvegen und der 
gemeinrechtlichen Erbfolge unterliegendes Eigenthum verwandelt hatte, trat bald die Beforg- 
ont, daß durdy die Folgen jener Gefehgebung und der ihr zum Grunde liegenden 

nſicht, 

daß die möglichſte Theilung ded Grundeigenthums in national-okonomiſcher Beziehung 

wünſchenswerth und daher gu befördern fei, 
in Verbindung mit der täglidy zunehmenden Macht ded Gelded, dad Fortbeftchen eines 
kräftigen Bauernftandes bedroht, und letzterer ohne vorſorgliche, vom Staat zu ergreifende 
Maßtegeln feinem Untergang entgegen geführt werde. 

Diefe Beforgniß, die ſchon feit dem Jahre 1816 von den Verwaltungsöbehörden aufge- 
faßt, fpäter auch von den Ständen mehrerer Provinzen ausgeſprochen worden war, führte 
im Jahre 1824 dahin, Maafregeln zur Konfervation ded Bauernftandes 

dur) beffere Regulirung des Erbrechts und durch Beſchränkung der Verſchuldung und 
‚ Diemembrirung der Höfe 
in Berathung zu nehmen. Gin unterm 7. Auguft 1826 vom Königlihen Minifterium des 
Innern vorgelegter, diefe Gegenftände umfafjender Gefegenttvurf fand zwar beim Königl. 
—— Bedenken. Indeffen wurde über die Hauptgrundſähe deſſelben, welche 
ahin gingen: 

1. die Verkleinerung der Höfe unter ein gewiſſes Maaß zu unterfagen; 

2. die Zertheilung zufammenhängender Feldſtücke poligeilihem, von Beurtheilung der 

Zweckmäßigkeitf abhängig zu madyenden, Konfenfe zu unterterfen, 

3. die Verſchuidung der Bauernhöfe und ihre Angreifbarteit ald Object der Exekution all- 
gemeinen Beſchränkungen zu unterwerfen; 
4. bei Erbtheilungen die Begünftigung des Hofannehmerd durd) gemäßigte Erbtaren 
wieder herzuftellen; 
dad Gutachten der Stände eingeholt, welches jedoch diefen Vorſchlägen nicht günftig war; 
namentlich offenbarte fidy im Stande der Yandgemeinen eine entfdyiedene Abneigung gegen 
jede, die Dispofition befhräntende Maßregel. 

Nachdem über das Nefultat der ftändischen Berathungen Bericht erftattet worden war, 
ſprachen Se. Majeftät der König in einer Allerhöchſten Ordre vom 28. Dftober 1834 aus, 

daß, obwohl die Stände ſich einer Befchränfung der Zerftüdelungen bäuerlicher Beſitun— 

gen mehr oder minder abgeneigt erflärt und das Bebürfniß einer ſolchen Mafregel nicht 

anerkannt hätten, Allerhöchftdiefelben dennody die unbeſchränkte Theilbarteit fol- 

her Grundftüde für eine Einrichtung hielten, neben welcher der Grundſatz, einen kräfti- 

a zu erhalten, nicht beftehen fönne, und es daher Sr. Majeftät ernfter 
ille fei, 

daß diefem fehlerhaften Zuftande in allen Probinzen der Monarchie Remedur geſchafft 

werde 


Allerhoͤchſtdieſelben ſtellten indeß zur Erwägung, 
ob die Beſtimmungen über die Verſchüldung, welche dem Stande der Landgemeinen 
beſonders Anſtoß gegeben haben, nicht auszuſchließen ſeien, da ed anſcheinend nur darauf 
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anfomme, zu verhindern, daß die Bauerhöfe nicht durd; Iheilung und Verkleinerung auf: 
hörten, felbititändige und fräftige Stellennahrungen zu bleiben, die Verſchuldung aber 
nur den nothiwendigen Verkauf herbeiführen und die Perſon des Befigerd ändern, auf 
den Beſitzſtand felbft aber feinen Einfluß haben könne. 
Diefe Allerhöchfte Ordre, welcher unterm 25. Januar 1835 nod) die Beftimmung hin- 
zugefügt wurde: 
es follten Mafregeln getroffen werden, daß dem wefentlichen Bedürfniffe der Erhaltung 
eines fräftigen Bauernjtandes nicht durch die Gefeggebung entgegen gearbeitet werde, 
wurde nunmehr die Grundlage der weiteren legiölativen Erörterungen. 
Um die ferneren Mafregeln vorzubereiten, forderte man von allen Vertvaltungsbehörden 
genauere Gutachten und Nachrichten über die Bedürfniffe und Zuftände der verfchiedenen 
robinzen binficytlich der Zerftüdelung der Bauerngüter ein. 
Hierbei wurde von mehreren Behörden wiederholt darauf hingebeutet, 

daf der ihrer Anſicht nad) drohenden allmäligen Auflöfung ded Bauernftanded nur durd) 
Hinwegräumung der in der beftchenden Gefeßgebung beruhenden Hinderniffe der Kon: 
ferpation deffelben 

enfgegengetoirft werden könne, und daR ein folded Hinderniß vorzugsweiſe 
in dem, den Verhältniffen und Bedürfniffen diefes Standes nicht entfpredhenden Sy⸗ 
fteme der Erbtheilung nad) gleichen Portionen 

zu erbliden fei. 

Das Refultat der hieran ſich antnüpfenden Berathungen waren zwei Gefeßentwürfe, 
welche den im Jahre 1841 verfammelten Provinzialftänden vorgelegt wurden, nämlid) 

1. der den Ständen der übrigen Provinzen, mit Ausſchluß der Nheinlande, vorgelegte 
Geſetzentwurf über Barzellirung der Grundftüde und Anlegung neuer Anfiedelungen, 
welcher feitdem zum Gejege vom 3. Januar 1845 (Geſetzſ. S. 25 ff.) geführt hat; 

2. ein, ſechs Landtagen, mit Ausnahme der Rheinprovinz und der —— Weſtphalen, 
für welche letztere inzwiſchen dad Geſetz über die bäuerliche Erbfolge vom 13. Juli 1836 
(Gefetf. S. 209 ff) erlaffen war, vorgelegter Geſetzentwurf, 

a) wegen der bei Erbtheilungen anzuwendenden gemäßigten Taxen ländlicher Nah— 
rungen, 
b) wegen ertveiterter Befugniß zur hypothekariſchen Verfhuldung der nad) dem Edilt 
dom 14. September 1811 (Geſetzſ. S. 281 ff.) regulirten Bauernhöfe. 
Der Erfolg der ftändifhen Berathungen veranlaßte eine Sonderung der beiden, in dem 
legterwähnten Gefegentwurf zufammengefaßten Gegenftände. 
Man war bis dahin von dem Gefihtöpuntt außgegangen, daß die Vorfchrift des Art. 72 
der Allerhöhhjften Deklaration vom 29. Mai 1816 (Gefehf. S. 171), 
wonach die Vererbung der nad) dem Edikt vom 14. September 1811 und der Deklaration 
vom 29. Mai 1816 zu Eigenthum verlichenen ländlichen Nahrungen nad) allgemeinen 
Succeſſionsgeſetzen 75 dergleichen Höfe bei Erbtheilungen nicht nach gemäßigten 
Taxen (8 280 Tit. 7 Ih. I des Allg. Landrechts), ſondern nad) dem wirklichen Ertrage 
abgeſchaͤht werden follen, fortan auch theilungshalber fubhaftirt werden können, 
in einem inneren Zuſammenhange ftehe mit den Beftimmungen der 88 29 und 54 des Edillo 
und des Art. 65 der Deflaration, 
wonach die Bauerngüter nicht über ein Viertel ihres nad) der Normaltare zu beftimmenden 
Werthes verſchuldet werden follten. 
Als jedoch in den ſtaͤndiſchen Verfammlungen gegen den, das vorgefchlagene neue Erb: 
theilungäfpftem betreffenden Iheil des Geſetzentwurfes vielfache Bedenken fid) erhoben, da 
egen die Aufhebung der Verfhuldungsbeihräntung übereinftimmend beantragt und diejer 
ntrag in einer wiederholten Petition der im Jahre 1843 zufammengetretenen Stände ded 

Königreihd Preußen dringend erneuert wurde, lich man jenen Gefihtöpunft fallen, und ed 

wurden durd) die Verordnung dom 29, Dezember 1843 (Gefepf. für 1844 S. 17 ff.) die 

Vorſchriften ded Ediftd und der Deklaration, welche die hypothekariſche Verſchuldung der 

Bauerngüter einfhräntten, außer Kraft gefekt. 
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Nachdem auf diefe Weife die Fragen über die Barzellirung der Grumdftüde, die Errid): 
tung neuer Anfiedelungen und die Verſchuldung der Ruftitalgüter ihre Erledigung gefunden 
hatten, und aus den Berathungen über die Mafregeln zur Konfervation des Bauernftandes 
auögefdhieden waren, bewegten fid) diefelben zunächſt nur um denjenigen Iheil des den 
Etänden im Jahre 1841 vorgelegten, oben zu 2 gedachten Geſetzentwurfes, welcher dad neu 
einguführende Erbtheilungsſyſtem zum Gegenftande hatte. 

Man mar hierbei von dem Grundſatze auögegangen, 

daß die Befugniß der ländlichen infaffen, über ihr betveglicyed und unbewegliches Ver- 

mögen, unter Zebenden und von Todes wegen zu verfügen, in Feiner Art zu beſchränken fei, 
zog aber gleichzeitig in Betracht, 

daß es die in einer allgemein herrſchenden Sitte und Gewohnheit des Bauernftandes ſich 

gründende Regel fei, 

daß noch bei Lebzeiten ded Beſitzers dad Gut einem feiner Kinder oder nahen Bluts- 

verwandten gegen einen meiftend fehr mäßigen Preis, ein dem abgehenden Befiger und 

defien Ehegatten vorbehaltened Altentheil und die im Ueberlaſſungsvertrage zugleich 
beftimmten Abfindungen der übrigen Kinder oder Miterben und des überlebenden Ehe- 
gatten übertragen oder wenigftend im Voraus verſchrieben werde. 


Tiefe der Erhaltung eined kräftigen Bauernftandes befonderd förderlihe Sitte wollte 
man möglichit zu befeftigen und gegen den, fie allmälig zu verdrängen drohenden Einfluß 
der nady Art. 72 der Deklaration vom 29. Mai 1816 zuläffigen Gleichtheilung zu bewah— 
ren fuchen. 

Zu diefem Ziele glaubte man zu gelangen, indem man: 

a) für die ald Ausnahme von der obigen Regel zu betradhtenden Fälle, in denen vom Be- 
iger eined Ruftifalgrundftüdes wegen Uebertragung des Iehtern und Beftimmung feines 
Werthes keine rehtögültige Dispofition unter Yebenden oder von Todes wegen getroffen 
worden, eine fubfidiarifche Norm aufitellte, und 

b) die obmaltenden Zweifel über die fortdauernde Gültigkeit der 88 280 bis 284 Ih. II 
zit, 7 des Allg. Landrechts über Veranſchlagung ded Hofed und der Hofwehr nad) 
einer gemäßigten Taxe zu Gunften und im Sinne der dem Geſetze zum Grunde fiegen- 
den Tendenz entichied. 

Von diefem Gefichtöpunfte aus ertheilte der Geſetzentwurf Vorschriften: 

l.über dad Recht der Erbfolge in ſolche ländliche Befigungen, deren Inhaber im 
Stande der Yandgemeinen vertreten werden, wobei er die Perſon ded Anerben, die Un— 
theilbarkeit ded Hoſes bei der Erbaudcinanderfegung und Die Unzuläfligkeit einer Thei⸗ 
lungs halber zu veranlaffenden Subhaftation beitimmte; 

2. über dad Verfahren und die Grundfäße der Werthöermittelung der 
Ruſtikalbeſitzungen und über die Art und Keftftellung derjenigen gemäßigten Taxe, für 
welche der im Geſetze defignirte Anerbe die Ueberlaffung ded Hofes nebſt Inventarium 
follte verlangen können. 

Die dieöfälligen Vorſchläge haben indeß, mie bemerkt, bei den Ständen wenig Beifall 
gefunden. Die Landtage der Provinzen Poſen, Pommern und Preußen haben ſowohl dad 
Bebürfnik, ald die Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit derfelben entſchieden in Abrede geftellt. 
Einftimmig, mit Einſchluß der Vertreter der Landgemeinen, hat nur der Yandtag der Provinz 
Sachſen den Prinzipien und Motiven des Geſetzentwurfes beigepflichtet. Auf dem ſchieſiſchen 
Yandtage hat ſich zivar eine Majorität für denfelben ergeben, in der bedeutenden Minorität 
aber haben ſich ſaͤmmtliche Vertreter des Bauernftandes, mit Ausſchluß eined einzigen, be- 
funden, und aud) die Majorität bat anerfannt, daß ein befonderd dringendes Vedürfnif in 
der Provinz ſich nicht herauögeftellt habe. In der brandenburgiſchen Ständeverfammlung 
endlich ift der Geſetzentwurf mit einer fehr ſchwachen Majorität von 31 gegen 25 Stimmen 
Im Prinzip angenommen, die bedeutende Minorität aber erhält noch ein befonderes Gewicht 
durch ein diffentirended Separatvotum von zwei Drittel der Abgeordneten der Landgemeinen. 

Eben fo haben die Oberpräfidenten bon fünf Provinzen — der Mark, Pommern, Schle⸗ 
fien, Pofen und Preußen — ſich gegen den Gefegentourf erklärt, 
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Diefer vielfeitige Widerſpruch hat fi) jedoch nicht fomwohl gegen die Tendenz deffelben, 
die der Ktonfervation ded Bauernjtanded günftige Sitte autonomifcyer, dad Beftehen des 
Hofannehmerd bei der Wirthſchaft und ungetheilte Erhaltung ded Hofes in ber Familie 
bezweckender Diöpofitionen zu befeftigen und gegen nachtheilige Einflüffe zu ſchützen, 

ald vielmehr dagegen gerichtet, 
daß diefer Zweck durch Einführung eined dem gemeinen Rechte derogirenden bäuerlichen 
Succeffiond- und Erbtheilungdfyitemd mit Bevorzugung eined vom Gefege defignirten 
Hofannchmerd erreicht werden follte. 

Mährend ſich eine entfchiedene Abneigung gegen ein ſolches direfted Eingreifen der 
Gefeßgebung, namentlich unter den Vertretern des hierbei vorzugsweiſe intereffirten Standed 
der Zandgemeinen offenbart hat, find Dagegen aud) unter den diffentirenden viele Stimmen 
für indirekte, durch Befeitigung gewiſſer in der gegenmärtigen Gefehgebung ſich findenden 
Hinderniffe auf die Aufredhthaltung jener mehr erwähnten Sitte hinwirfende Mafregeln 
laut geworden. 

Diefer Gefihtöpuntt ift nunmehr, in Anerkennung der Erheblichfeit der gegen den frü- 
heren Geſetzeovorſchlag hervorgetretenen Einwürfe, von dem Königlichen Minifterium des 
Innern aufgefaßt worden. Daſſelbe hat ausgeführt, daß cd nothwendig fei, die Prinzipien 
des früheren Gefegenttourfed im Weſentlichen aufzugeben und auf andere, mehr indirekte 
Mittel Bedacht zu nehmen, um den Zweck der Konſervation des Bauernftanded überhaupt 
und der Erhaltung der bäuerlichen Familien in ihrem Grundbefig zu erreichen. In Folge 
deffen wollte dad Königliche Minifterium ded Innern die zum Beſten des Bauernftandes zu 
ergreifenden legiölativen Maßregeln auf folgende befchränten: 

1. Erleichterungen in der Form der Verträge und legtroilligen Verordnungen, durd) welche 
bäuerlidye Beliger ihre Grundftüce an Ehegatten, Kinder oder andere nahe Verwandte 
überlaffen, und zu dem Ende Erweiterung der Kompetenz der Dorfgerihte hinſichtlich 
ſolcher Akte der freiwilligen Gerichtöbarteit ; 

2. Herftellung eined den bäuerlichen Befit- und Leiſtungsöverhältniſſen gehörig entſprechen⸗ 
den Verfahrens bei der Abfhäsung bäuerliher Güter, Behufs der Erbtheilung; 

3) Mobifitationen der beſchränkenden Grundfähe, welche auch in Bezug auf die Veräufe: 
rung folder bäuerlichen Güter in der biöherigen Gefergebung den Vormundſcafto— 
behörden zur Richtſchnur borgefchricben find. 

In Betreff des erften Punktes ift eine befondere Verordnung wegen Deklaration der 
88 95 und 96 Ih. I. Tit. 12 des Allg. Landrechts, welche die Stompetenz der Dorfgerichte 
zur Aufnahme letztwilliger Dispofitionen begünftigt, inzwiſchen zur Berathung ded König. 
lihen Staatdrathed gediehen. Dagegen haben die Stände der Provinz Weftphalen, für 
welchen Zandeötheil Maßregeln im Einne der früheren Vorſchläge am nöthigften ſchienen, 
den ihnen vorgelegten Geſehentwurf über die An- und Aufnahme letztwilliger Dispofitionen 
durch die Gemeinebeamten abgelehnt. Andererfeitö ift durch das Gefe über die Form einiger 
Nechtögefhäfte vom 11. Juli 1845 (Geſetzſ. S. 495) die Aufnahme von Altentheild:Ver- 
trägen durch die Dorfgerichte zuläſſig geworden und in einigen Departements wegen Belt: 
bung des dort fehlenden Inftituted der Gerichtöfchreiber, mit Rücficht auf die dieferhalb 
beftehenden Geſetze, durch die Regierungen das Nöthige veranlaßt. Gegen eine größere Er- 
weiterung der Befugniffe der Dorfgerihte zur Aufnahme von Akten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barteit hat fi) das Juftigminifterium erklärt, weil fid) nicyt annehmen läßt, daß der rechtliche 
Inhalt der Verträge und letztwilligen Diöpofitionen, in denen über Bauerngüter verfügt wird, 
ftetd oder aud) nur meiftentheild ein fo einfacher fei, daß ed zur Aufnahme derfelben feiner 
eigentlihen Rechtokenntniß bedürfe, und weil die Dorfgerichte, befonders in den öftlichen Pro: 
vingen, in ihrer gegenwärtigen Zufammenfegung nicht ald geeignete Drgane zur Vornahme 
derartiger Gefchäfte erachtet werden können, vielmehr die Beſorgniß veranlaffen, daß eine 
auögedehntere Kompetenz derfelben eine große Anzahl wegen Nichtbeobadytung der äußeren 
und inneren Form ungültiger, ihrem Inhalte nad) unvollftändiger und wegen Mangel einer 
präzifen Faſſung unflarer Akte zu Tage gefördert werden möchte, Die fid) mehr oder weniger 
unbraudbar ermweifen oder durch Erzeugung von Prozeſſen und Ziviftigfeiten einen ſehr 
nadıtheiligen Einfluß auf dad Wohl der bäuerlichen Familien ausüben toürden. Es fommt 
daher gegentvärtig nur nod) auf die oben zu 2 und 3 hervorgehobenen Buntte an. 
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ll. Darlegung des Prinzips, auf weldem der Entwurf der Verordnung 
beruht, und Erörterung der Bedürfniffrage. 


1. Darlegung des Prinzips, auf welchem der Entwurf der Verordnung beruht. 


Zubörderft ift hierbei dad Prinzip, auf welchem die vorgefchlagenen Iegiölativen Maß— 
regeln beruhen, und die Bedürfnißfrage furz in Erwägung zu nehmen. 

Wenn für den Zived, 

auf die Erhaltung eines kräftigen Bauernftandes hinzuwirken, 
durch die Gefergebung überhaupt etwas gefchehen foll, fo ſcheint die einzuſchlagende Richtung 
ihon durdy den oben dargeftellten Gang der früheren Iegislativen Mafregeln mit Noth- 
wendigkeit borgezeichnet zu fein. 

Die urfprünglicye Tendenz, 

durch Dispoſitionsbeſchränkungen der bäuerlichen Gigenthümer einzuwirken, 

hat wegen ded Widerſpruchs, auf den diefelbe in den ftändifhen Verfammlungen, vornehm- 
lid) beim Bauernftande felbft, geſtoßen ift, aufgegeben werden müffen. Sie it auch wirklich 
in den neueren Geſetzen über Aufhebung der Verſchuldungsbeſchränkung der Bauerngüter vom 
29. Dezember 1843 (Gefegf. von 1844. S. 17.) und über die Zertheilung von Grundftüden 
und die Gründung neuer Anficdelungen vom 3. Januar 1845 (Geſetzſ. S. 25) verlaffen 
worden. Das Letztere will zwar das Verfahren bei Zerftüdelung von Grundftüden regeln 
und Uebelftände, die ſich damit häufig verbinden, befeitigen, geht aber nicht mehr darauf aus, 
die Zertheilung, indbefondere der Bauerngüter, zu verbieten oder zu befhränfen. Dad erftere, 
weit entfernt,.der Verſchuldung der Ruftitalbefigungen engere Gränzen zu fegen, hat vielmehr 
die bis dahin noch beftehenden gefeglidyen Einſchränkungen aufgehoben und den Bauer in 
diefer Beziehung jedem anderen Grundeigenthümer gleichgeftellt. 

Auch ihon in 8 4 ded bäuerlichen Erbfolge-Gefeges für die Provinz Weftphalen vom 
13. Juli 1836 (Gefesf. S. 210) und im dem im Jahre 1841 den Yandtagen der ſechs öft- 
lichen Provinzen vorgelegten Gefegentwurf über die bei Erbtheilungen anzuwendenden ge- 
mäßigten Taren ländlicher Nahrungen hat man den Grundſaß aufgeftellt, 

dak die Befugni der ländlichen Einfaffen, über ihr bewegliches und unbewegliched Ver- 
mögen unter Yebenden und von Todes wegen zu verfügen, in feiner Art zu beſchränken fei. 

Man erkannte ſchon damals an, 

daß die Gefeggebung befonderd ihr Augenmert auf die im Bauernftande noch lebende 
Eitte, den Grundbefig der Familie durdy autonomiſche Verfügungen zu erhalten, zu richten, 
und Diefe feiner Konferbation förderlicye Sitte zu befeltigen habe. 

Man glaubte aber damals nod), daß died auf Direftem Wege, 

durd) pofitive Feftfegung eined vom gemeinen Rechte abweichenden Erbfolge: und Erb: 
theilungs-Syftems, . 
glüchen fönne, welches die Autonomie der bäuerlichen Befiger in Fallen, wo fie nicht ins 
Mittel getreten war, erfeken follte. Man geftand ſonach die volle gemeinrechtliche Diöpofi- 
Hondbefugniß, die man dem Erblaffer vorbehielt, den Erben bei der Theilung nicht zu. Letztere 
follten durdy dad Geſetz ſelbſt gegen ihren Willen verpflichtet werden, einem im Geſetz be- 
zeichneten Anerben den Hof und die Hofivehr, deren freicd Eigentum ihrem Erblaſſer 
zugeſtanden hatte, und nad) den allgemeinen Regeln der gefeglichen Erbfolge auf fie über- 
gegangen war, für eine gemäßigte Tage zu überlajfen, ohne auf Iheilung oder Subhaftation 
zum Behuf der Audeinanderfegung antragen zu dürfen. Sie follten genöthigt werden, ihre 
auf diefe Weife auögemittelten Abfindungen nad) dem Gutachten Sachtundiger auf getviffe 
tiften im Gute ftehen au laffen. Man kann nicht umhin, hierin eine Abiveihung von der 
onfequenz ded an die Spige geftellten Grundſatzes zu erkennen, die man jedod) durd) die 
oxausſetzung motiviren zu fönnen glaubte, 

daß das Geſetz nur den präfumtiven Willen ded Erblafferd auöfpreche. 

Nun muß zwar nad) jener im Bauernftande herrfhenden Sitte in der Regel der Wunſch 
borauögefeßt werden, dad Gut der Familie und dem Hofnachfolger bei der Wirthſchaft zu 
erhalten, und die Tendenz jened Geſetzentwurfes traf daher mit der im Bauernftande vor- 
handenen, durch die Sitte ſich erfennbar machenden Richtung zufammen. Allein es läßt ſich 
nicht verfennen, daß es einen großen Unterfchied macht, ob der Erblaffer felbft die dahin ab» 

Erfte Abtheilung. 30 
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zielenden Dispofitionen trifft, oder ob das Geſetz die fehlende Verfügung fupplirt. Der Erb: 
laffer verfügt mit Berückſichtigung der individuellen Verhältniffe, ver Eigenſchaften, felbft der 
Wünſche und Neigungen feiner Kinder; ihm ift der wahre Werth des Hofes, der Preis, bei 
welchem der Hofannehmer, ohne vor den Miterben ungerecht bevorzugt zu werden, beftehen 
fann, genau befannt; er ift im Stande, eine zweckmäßige Wahl feines Nachfolgers au treffen, 
und die Bedingungen der Uebernahme in billiger, alle Iheile zufrieden ftellender Weiſe feft- 
zufegen. Alles dicd kann im Mangel einer giltigen Willenserflärung des Erblaffers nicht dad 
Befeh, welches nur abftrafte Normen aufttellt, fordern viel cher die Dispofition der Erben 
im Wege gütlicher Uebereinkunft erfegen. 

Hieraus erklärt fi die entfchiedene Abneigung, mit welcher der frühere Gefegentwurf 
in der Mehrzahl der Ständeverfammlungen und namentlidy vom Stande der Landgemeinen 
aufgenommen worben ift. 

Märe dieſe —— aber auch an ſich nicht gerechtfertigt, ſo iſt ſie eine Thatſache und 
ſchon als ſolche von Bedeutung; denn dad ſich bei Anwendung eines den Anſichten und 
Wuͤnſchen derjenigen, zu deren Beſten es gegeben wird, nicht entfpredyenden Geſetzes fund 
machende MWiderftreben würde den twohlthätigen Zweck deffelben vereiteln. 

Schon hieraus ergiebt fid) die Nothwendigkeit, die früher verfolgte Richtung auf die 
Konfervation des Bauernftanded und feines Familiengutes durdy direkte, im die indibis 
duelle Freiheit und in beftehende Rechte eingreifende Mittel hinzuwirken, zu berlaffen, um 
ſo mehr, ald folhe Mittel immer gehäffig bleiben. Dazu kommt, daß, wenn jene mehr 
erwähnte Sitte, wie allfeitig anerkannt twird, im Bauernftande wirklich noch Tebendig ift, 
und man fonad) darauf vertrauen darf, daß fie fid) im Ganzen und Großen mwirffam 
erweife, direkte gefehlihe Mafregeln zur Erreichung des Ziele, welches dann ſchon 
durch Die Sitte gewonnen wird, theild überflüffig, theild ald der naturgemäßen Enttwidelung 
hinderlich, mithin fogar fhädlidy erfcheinen. Sollte aber jene Sitte erlöfchen, fo wird auch die 
Geſetzgebung, die zwar vorhandene rechtliche und fittlihe Elemente geftalten und regeln, 
aber nicht eigentlich ſchaffen kann, das Leben da, wo es einmal entwichen ift, nicht zurüd- 
zurufen bermögen. 

en die ſich die Gefeggebung in diefer Materie zu ftellen bat, kann daher 
nur die fein: 

auf indireftem Wege die Autonomie ded Bauernftandes nicht ſowohl durch pofitive 
Einwirkung, ald vielmehr durch Befeitigung der ihrer Entwidelung fid etwa 
entgegenftellenden Hinderniffe au fördern. 

Co viel über das dem gegenwärtigen Geſetzentwurf zu Grunde liegende Prinzip im 


Allgemeinen. 
BR 2. Erörterung der Bebürfniffrage. 


Died Prinzip, auf welchem auch die in der Allerhöchſten Ordre vom 5. Januar 1844 
für die Provinz MWeftphalen — proviſoriſchen Anordnungen beruhen, ald richtig 
porauögefekt, fragt es ſich jedoch, 

ob für legislative Maßregeln diefer Art ein Bebürfniß vorhanden ift? 
Diefe Frage ift zunächſt nur im Allgemeinen zu erörtern, ihre fpeziellere Prüfung wird 
dadurch bedingt, 
ob und in wie weit dad Vorhandenfein folder Hinderniffe, welche einer Entwickelung der 
Autonomie ded Bauernftanded entgegenftehen, anzuerkennen ift, 
und fällt in diefer Beziehung mit der Prüfung der einzelnen zu treffenden Anordnungen zu: 
fammen. Das Bedenfen, auf welches jene — —— hinführt, ift hauptſächlich folgended. 

Muß die Geſetzgebung, um in der eingeſchlagenen Richtung einen günſtigen Erfolg hoffen 
zu dürfen, dad Worhandenfein einch in Glementes im Bauernſtande voraudfehen 
und demfelben Kraft und Leben genug zutrauen, um fidy geltend zu machen, fo kann fie 

daffelbe auch — läßt fich behaupten — feiner eigenen Entwidelung überlaffen; die Sitte 
autonomifcher, auf Erhaltung ded Familieneigenthums abzielender Dispofitionen erſcheint 
dann nicht bedroht, fie wird einzelne etwa hemmende Schwierigkeiten felbft überwinden und 
bedarf des Schutzes durch befondere gefegliche Mafregeln nicht. 

Diefem Einwurfe ſcheint die vom Königlichen Minifterium des Innern begeugte That- 
fache Gericht zu verleihen, daß der Bauernftand, feit feine Befigungen, in Folge der Zander 
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kultur» Gefege, in den freien Verkehr gekommen, und auch hinfichtlih der Erbfolge dem 
— Recht anheimgefallen ſind, ſich anfänglich ſogar unter mancherlei ungünſtigen Um— 

änden und während einer für die" landwirthſchaftlichen Verhältniſſe ſtets ſchwietigen Ueber— 
gangäperiode dennoch fichtlidy gefräftigt und gehoben hat, und ed ſcheint dadurch die Be— 
jorgniß, die vor 20 Jahren die erfte Veranlaſſung zu legidlativen Erörterungen dieſes 
Öegenftanded gab, daß nämlich der Bauernitand, in Folge der agrarifchen Geſetzgebung, 
feinem Untergang entgegen reife, befeitigt zu werben. 

Jenem Einwande fteht indeh entgegen, daß in den gegenwärtigen Zeitverhältniffen, na- 
mentlid) in der mehr und mehr wachſenden Geldmacht und in dem dadurdy rege gewordenen 
Spefulationdgeifte, der hin und wieder ſchon Dad Beftreben gezeigt hat, dad bäuerlihe Grund- 
eigenthum in Die raſche Bewegung des Güterverkehrs hineinguzichen, manche neue Potenzen 
vorhanden find, die von Außen ber der im Bauernftande noch lebenden Sitte Gefahr drohen, 
und denen fie um fo eher unterliegen wird, wenn nicht die ihrer freien Entwidelung hinder- 
lichen Uebelftände aus der beftehenden Geſetzgebung entfernt werden. . 

In diefer Beziehung ift dad Bedürfniß legislativer Maßregeln von der übertviegenden 
Mehrzahl der Stände und Sandtage-Kommifjarien anerkannt worden und daher nicht füg- 
lid) mehr in Zweifel zu ziehen. 

Als ſolche Uebelftände, mit deren Befeitigung die Gefeßgebung fic zu befchäftigen habe, 
find nun in den ftändifchen Verfammlungen und vom Königlihen Minifterium des Innern 
bezeichnet worden: 

1. gewiſſe Schwierigkeiten, welche die bäuerlichen Befiger in der beftehenden Verfaſſung 
und Gefeggebung bei der Verwirklichung der Abſicht, ihre Grundftüde durch Verträge 
und legtwillige Diöpofitionen an Ehegatten, Kinder und andere nahe Verwandte zu 
überlafjen, anzutreffen pflegen; 

2. Mangel eined den bäuerlichen Beſitz- und Leiftungsverhältniffen gehörig entſprechenden 
Verfahrens bei Aufnahme der Taxen von Ruftifal = Grundftüden; 

3, gewiſſe befchränfende, den vormundſchaftlichen Behörden geſehtzlich vorgeſchriebene 

rundfäge bei Veräußerung bäuerlicher Güter. 

Dan hat deshalb ald Mittel der Abhülfe vorgeſchlagen: 

1. Erleichterungen in der Form der Verträge und Iegtwilligen Diöpofitionen; 

2. Herftellung eine angemeffenen, Abſchätzungsverfahrens; 

3. Modifitation jener Grundfäge der Vormundfchaftsordnung. 

Der erfte Bunt ift, wie fhon oben bemerkt, aud dem gegenwärtig vorgelegten Gefepent- 
wurf auögefchieden; ed handelt ſich in letzterem nur um die zu 2 und 3 zu ergreifenden legis⸗ 
lativen Maßregeln. 

Beide Punkte ftehen mit einander in genauem Zafammenhange. Die 88 576580 
HL Tit. 18 des Mg. Landrechtes, welche auch auf Bauerngüter Anwendung finden, feit 
lehtere in Folge der agrarifchen Geſetzgebung dem gemeinen Rechte anheimgefallen find, er- 
geben, daß die Frage, ob eine Subhaftation, durch welche dad Gut in fehr vielen Fällen aus 
der Familie herausgehen wird, ftattfinden foll oder nicht, meiftend von dem Ausfall der 
art abhängt. Denn danach muß der Vormund auf Subhaftation dringen, fobald dad Ge- 
bot eines mojorennen Miterben die Tare nicht erreicht oder nicht anderweite Wortheile gebo— 
ten werden, welche den Unterfchied zwiſchen Gebot und Taxe erheblich) überfteigen. Es tommt 
daher vorzugömweife auf die Iehtere an. 

Wichtig ift die Nichtigkeit der Tage aber auch) bei einer Erbtheilung unter großjährigen 
Erben, wo fie den Anhalt für den Preis gewährt, für welchen die übrigen einem Miterben 
dad Gut zu überlaffen ſich geneigt finden Laffen, oder wenn der Miterbe —* nicht gewäh- 
ten will, die Subhaſtation verlangen werden. 

Es zeigt fich hierin die Verbindung, in welcher die Herftellung eines angemeffenen Ab: 
hägungsverfahrens mit dem beabfichtigten Zwed der Konfervation eined kräftigen Bauern: 
ſtandes und feines Familiengutes fteht. 

Es fragt fid) aber in Bezug auf den Punkt au 2, 

inwiefern es befonderer legiölativer Mafregeln zur Herftellung eines angemeffenen 

Abſchaͤtzungsverfahrens bedarf? 

30* 
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Das Allg. Landrecht beftimmte hinfichtlich der Erbtheilungen bei gutöunterthänigen 
bäuerlichen Wirthfchaften in den 88 280, 251, 284, Thl. II. Tit. 7 
a) dag in allen Fällen, wo der neue Befiger MiterbEn abzufinden habe, der Werth des 
Buted und ded zur Wirthſchaft erforderlichen Gutöinventariums nad) einer gemäßig- 
ten Taxe angefchlagen; 
b) bei Aufnahme derfelben nicht nur auf fämmtlidye Laſten und Abgaben, fondern auch 
auf den nothdürftigen Unterhalt des neuen Beligerd und feiner Frau Rüdficht genommen; 
c) zur Herauszahlung der nad) folder Tare den Miterben zukommenden Abfindungen 
billige, den Wermögendumftänden ded Uebernehmers angemeffene Termine beftimmt 
erden follten. 
Diefe Vorſchriften, welche ftreng genommen eine vorzugdmeife Begünftigung des Hofanneh— 
merd nicht enthalten, indem der Unterhalt ded Befigerd und feiner Frau nur ein Aequivalent 
für die von ihnen zur Erzielung eined Ertraged aufzuwendende Arbeit bilden, find ed, an melde 
der erg Gefegentwurf ſich im Wefentlihen anſchließt. Sie find durch den Art. 72 
der Deklaration vom 29. Mai 1816 (Geſetzſ. S. 171) indem man von der — weiter un 
ten zu ertwähnenden — jetzt nicht mehr haltbaren Anſicht ausging, daß zwiſchen einer wirt: 
lihen Ertragd- und einer fogenannten gemäßigten Tare ein ünterſchied obmalte in Betreff 
derjenigen Güter, die in Folge des Edikkes vom 14. September 1811 freies Eigenthum ge- 
worben find, auödrüdlicd aufgehoben worden. Hinſichtlich derjenigen Bauerngüter, welche ſchon 
bor dem ebengedadhten Edikt zu Eigenthum, Erbpadht oder Erbzind befeffen wurden, ift zwar 
in dem Refkripte vom 7.Dftober 1833 (v. Kamps Jahrbücher Bd. 42 &.290) ihre fort- 
mährende Gültigkeit auögeführt; theild aber läßt fi) Dagegen einwenden, daf jene Vorſchrif⸗ 
ten, dem Zufammenhange nad), nur auf unterthänige Ruftifalftellen zn bezichen feien, 
theild haben fie ihre Anwendbarkeit praftifch verloren, da ein früheres Reftript vom 3. Juli 
1813 (v. Kamptz Jahrb. Bd.2 ©. 25) dem ebengedachten entgegengefegte Grundfähe aus— 
gefprodyen hatte, und die Kennzeichen derjenigen In freiem Eigenthum befindlichen Bauern 
güter, auf welche fie ettva nody angewendet werden könnten, nicht immer äußerlich herbor- 
treten, überdied aud) der 8282 a. a. D. auf befondere provinzielle Abfhäkungdgrundfähe 
verwies, die fid) in den Probinzialrechten nicht vorfanden. Schon von diefem Geſichtöpunkte 
aus ſcheint cd daher nothiwendig oder doch zivedmähig, die Wiederherftellung jener im We: 
ſentlichen beigubehaltenden Grundfäge durch ein befonderes Gefeh zu veranlaffen, zumal 
jene Vorfchriften jedenfalld nur auf Erbtheilungen fidy beziehen. 

Zu demfelben Refultat gelangt man, wern man die über die Taxation der freien Rufti- 
falgüter in der Allgemeinen Gerichtsordnung gegebenen Vorfchriften und deren Anwendung 
in der Praxis ins Auge Fakt. 

Nah 814 Thl. Rit.6 der A. G. O. follen in den öftlichen Provinzen der Monarchie 
bei Taxen von Zandgütern, die zwar nicht adliger Qualität, aber doc ein freies Eigenthum 
ihrer Befiger und feiner Gutöherrfchaft unterthänig find, mithin bei Taxen der hier in Rede 
ftehenden bäuerlichen Güter, die, weil ihr Werth 500 Thlr. überfteigt, nicht nach dem Geſetz 
über Abſchätzung der Grundftüde von geringerem Werthe vom 15. Juni 1840 (Gefegf. 
&.131) behandelt werden können, im Wefentlichen eben die Grundfäge Anwendung finden, 
welche bei der Abſchätzung adliger Güter in der Provinz zur Richtſchnur dienen; es wird nur 
bemerkt, daß die Verfchiedenheiten und Abweichungen aus der verſchiedenen Qualität der 
Güter ſich von felbft ergäben. Maßgebend follen alfo im Wefentlichen die ritterfhaftliden 

Tarprinzipien fein. , 

Die Erfahrung lehrt, daß diefe für die Ausmittelung eines richtigen und angemeffenen 
Merthed bäuerliher Nahrungen im Allgemeinen unpaffend find. Unrichtige und befonders zu 
hohe Taxen ergeben fidy bei Anwendung der 8$ 8 bis 11 a. a. D. vorgugdteife dann, wenn 
— tie nad) der Prarid vieler Gerichte geſchieht — der richterliche Kommiffarius von den 
Sachverſtändigen nur die Bonitätöklaffen, Einfaat, Erträge und andere einzelne thatſächliche 
und ökonomiſch⸗techniſche Sähe zum Snformationöprotofoe angeben, danad) aber dad Taxa⸗ 

tiondinftrument, unter Anwendung der ritterfchaftlichen Normen, kaltulatorifc berechnen laͤßt, 
fo daß die Taxatoren dad Geſammtreſultat nicht ſelbſt ausſprechen. 

Wenn nun gleich die oben allegirte Vorſchriſt des 8 14 Ih. II Tit. 6 der Allgemeinen 
Gerichtsordnung, 


— 
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die aus der verſchiedenen Qualität der Güter ſich von felbft ergebenden Verſchiedenheiten 

und Abtweihungen berüdfichtigt willen will, fo find ald allgemeine Regel dody immer die 

ritterſchaftlichen Iarpringipien 
geſetzlich vorgeſchtieben. Führen, Diefe daher, wie oben erwähnt, erfahrungsmäßig zu un- 
richtigen Ergebniffen, fo bedarf es bei der oben audgeführten Wichtigkeit einer dem wahren 
Werthe des Gutes wirklidy entipredyenden Taxe eined neuen Geſetzzes zur Herftellung eines 
angemefjenen Abihägungdverfahrend. Der Mrt. 72 der Deklaration vom 29. Mai 1816 
(Gefepf. S. 171) verordnet zwar hinſichtlich der in Folge des Edikted vom 14. Septem- 
ber 1811 im freied Eigenthum verwandelten Bauerngüter ſchon, 

daß her Güter bei Erbtheilungen nad dem wirklichen Ertrage abgefchägt wer: 

den sollen. 

Indeß eined Theiles ergiebt der Gegenſatz: 

nicht nad) den gemäßigten Taxen (Allg. Xandr. it. 7 Thl. 118 280) 

daß dadurch nur auf die fonft gefeglich vorgefchriebenen Targrundfäge — den 8 14, Thl. II 
Tit, 6 der Allg. Gerichtsordnung — bat vertiefen, nicht aber ein andered neues Prinzip 
bat aufgeftellt werden follen; anderen Theils ift fogar die Anwendbarkeit diefer Beftimmung 
auf alle, namentlidy auf die fon vor dem Edikt vom 14. September 1811 zu freiem Eigen- 
thum beſeſſenen Ruftitalftellen durdy dad Reftript vom 7. Dftober 1833 (vb. Kamp, Jahrb. 
Bd. 42 S. 290) zweifelhaft geworden. Die Vorfchrift ded allegirten Art. 72 macht daher 
dad jet beabſichtigte Geſetz nicht entbehrlich. 

Was den oben angeführten dritten Punkt betrifft, fo wird es auch hier zur Herbeiführung 
der gewünfchten Mopifitation der den vormundfcyaftlichen Behörden vorgeſchriebenen Grund- 
füge eined ausdrüdlihen Geſetzes bedürfen. 

Die Vormundfhaftöbehörden follen ganz allgemein ermächtigt werden, zur Abtragung 
der den Kuranden zu gewährenden Abfindungen billige Friſten zu bewilligen. Dies ift eine 
Abweichung von dem beftehenden Rechte, welches in den 88 482, 483, Thl. I it. 18, deö 
Allg Landr. nur gegen Eltern und Geſchwiſter, nicht aud) gegen andere Verwandten und 
Miterben der Pflegebefohlenen gewiffe billige Rückſichten in Betreff der zu verlangenden 
Sicherheit geftattet und kann daher nur durd) ein ausdrüdliches Gefeg beftimmt werden. 


MI. Rechtfertigung der einzelnen Beftimmungen des vorgelegten Entwurfa, 


u ar nun den vorgelegten Geſetzentwurf felbft anbetrifft, fo wird darüber Folgended 
merkt. 
Zu 81. 


In diefem Paragraphen wird dad für die Abſchähung der bäuerlichen Güter maßgebende 
Prinzip aufgeftellt. Daffelbe ift ganz allgemein gefaßt, weil jede abftrakte, auf Zahlen zurüct- 
geführte Regel für die Taration bäuerlicher Güter die Auömittelung des wahren Werthed 
mehr oder weniger dem Zufall Preis giebt und der Würdigung der fo verſchiedenen indivi: 
duellen Berhältniffe Zwang anthut, wohin namentlidy audy die in der Verordnung über die 
Erbtheilungd-ITaren bäuerliher Nahrungen in Weftpreußen vom 22. März 1844 (Gefep- 
fammlung S. 70) enthaltene Borfchrift zu rechnen ift, daß der ermittelte Reinertrag mit 
6 dom Hundert zu Kapital verrechnet werden folle. Von dergleichen Prozentſätzen hängt es 
keinesweges allein ab, ob · das Refultat der Tare hod) oder niedrig zu ftehen fommt, vielmehr 
wirfen hierauf noch eine Menge anderer Bofitionen ein und geſchickte Taxatoren haben es 
bei ihrem Arbitrium über die lezteren dod) in der Hand, die Tendenz der Vorfchrift über die 
Kapitalifirung zu vereiteln. Weit angemeffener erfcheint dagegen die Aufftellung eines allge- 
meinen leitenden Prinzips, welches für die Berückſichtigung der individuellen Verhältniſſe des 
abzuichägenden Gutes volltommen freie Hand läßt. 

Was das aufgeftellte Prinzip felbft betrifft, fo ftellt daffelbe zwei Momente hin, nad) 
denen die Abihäsgung erfolgen fol: 

1. nad) dem nachhaltigen Ertragäwerthe, 
2. \ F der Gutsannehmer fh bei der Wirthſchaft in leiftungsfähigem Zuftande er- 
alten könne. 
‚ Das erfte Moment ift an ſich ſchon in der beftehenden Gefekgebung begründet. Schon 
die Vorfähriften der 88 12 und 14, Thl. I Tit. 6 der Allg. Gerichtsordnung zielen darauf 
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ab, den wahren und wirklichen Ertrag zu ermitteln und aud) im Art. 72 der Deflara- 
tion dom 29. Mai 1816 (Gefesf. ©. 171) ih audgefproden, daß die Abſchätzung nad) dem 
wirklichen Ertrage gefhehen folle. Es leuchtet aber ein, daß der Ertrag nur dann ein 
wahrer und wirklicher und geeignet ift, eine Norm für die-Beftimmung des wahren Werthes 
darzuftellen, wenn er ein nachhaltiger, d. h. nicht durch vorübergehende Umftände und 
zufällige Konjunkturen oder zu hoch gefchraubte, dad Gut audfaugende Kulturberhäftnife 
bedingter ift. Die allgemeinen Anweifungen, weldye in den 88 8 ff Thl. I Tit. 6 der Allg. 
Gerichtsordnung dem Iarationdfommiffarius über die Herbeifhaffung der Materialien zur 
Abſchaͤtung ertheilt find, und welche darauf abzielen, zuverläffige Data über einen mehr: 
jährigen Wirthfchaftsertrag zu gewähren, die Gründe ettvaiger Veränderungen derſelben 
zu ermitteln und feine ag durch Vergleichung mit frühern Kaufwerthen zu prüfen, 
liefern den Beweis, Daß der Gefegeber bei Ertheilung jener Vorſchriften von dem nämlihen 
Gefihtöpunfte ausgegangen iſt. 

Was dad zweite Moment anbelangt, daß bei der Abfhäkung darauf Rüdficht genommen 
werden foll, daß der Gutdannehmer ſich bei der Mirthfchaft in leiftungöfähigen Zuftande 
erhalten könne, fo fteht diefer Punkt mit dem erftgedadhten in enger Verbindung. Bon einem 
wahren und wirklichen Ertrage kann erft dann die Rede fein, wenn von dem, mas nad) den 
einzelnen Rubriken einkommt, die auf dem Gute haftenden Laſten und die zur Erhaltung der 
Subſtanz und zum Betriebe der Wirthihaft nothiwendigen Koften in Abzug gebracht werden. 
Der Umfang, die Natur und die Beftimmung der NRuftifalftellen bringt es ferner mit ſich, 
daß der Befiger und feine Familie die Wirthſchaft felbft betreiben und bei den erforderlihen 
Arbeiten felbftthätig Hand anlegen. Der nothwendige Unterhalt der Familie des Befikerd 
iſt daher nur ald Yequivalent für die perfönliche Betheiligung bei der Bewirthſchaftung zu 
betrachten, und gehört fomit gleich denjenigen Pofitionen, die zur Beftreitung der auf dem 
Hofe haftenden Präſtanda audgemwiefen werden, zu den Abzügen, welche berücfichtigt werden 
müſſen, um den wahren Reinertrag des Gutes zu ermitteln. 

Hiernad) Könnte diefer Punkt im Gefege, ftreng genommen, allerdings mit Stillſchweigen 
übergangen werden, da, wie oben auögeführt, die Nücficht auf den Befiger und feine Familie 
eine nothivendige Bedingung für die —— ded wirklichen Ertrages einer Ruftifalftelle 
iſt. Eso möchte jedoch zur ge möglicher Abweichungen bei den Abfhägungen zwed⸗ 
mäßig fein, die Nothtvendigfeit jener Rückſichtnahme, wie geſchehen, im Geſetz kurz anzudeuten. 
Die Kräziſirung diefer Andeutung in der Weife, wie ſolche in der Allerhöchften Ordre vom 
5. Januar 1844 (Juftiz-Vlinifterialblatt ©. 11) sub Nr. 4 auögebrüdt worden, 

daß nämlidy der Beſiher im Stande bfeibe, ald tüchtiger Landwirth zu beftehen, 
erſcheint nicht rathfam, weil der Begriff eines tüdhtigen Landwirthes zu relativ ift, aud) die 
Anwendung ded Geſetzes auf ſolche bäuerliche Güter beſchränken würde, mit denen audfdhlich- 
lid) oder doch vorzugoweiſe Aderbau und Viehzucht verbunden ift, hierdurch aber bei den 
mannichfachen induftriellen Unternehmungen, die in der neueften Zeit mit dem Betriebe der 
Landwirthfchaft ſich zu verbinden pfigen, der Bereich der Anwendbarkeit des Geſetzes ſchwan⸗ 
kend werden und zu vielen Zweifeln Veranlaſſung geben möchte. 

Nach dem vorliegenden Geſetzentwurf ſoll nun das obige Abſchätzungsprinzip in allen 
Fällen bei Taration der größeren Ruſtikalſtellen Anwendung finden. Died rechtfertigt id 
durch folgende Erwägungen. . 

Darf nämlich von dem vorgeſchlagenen Verfahren eine richtige, den inviduellen Verhält- 
niffen des abzuſchätzenden Gute entiprediende Tare des wahren Werthed erwartet werden, 
fo läßt ſich nicht abjchen, warum man Diefelben Grundfäge nur, wie nad) den früheren Bor: 
ſchlägen, zum Behuf der Erbtheilung und nicht vielmehr generell in allen De wo die 
Abſchaͤtzung einer Ruftikalftelle nothwendig wird, zur Anwendung bringen will. 

Die aufgenommene Taxe foll die Intereffenten nur in den Stand fegen, den wahren 
Werth des Gutes zu überfehen, um ald Baſis für ihre in Betreff des letzteren zu faffenden 
Entſchlüſſe zu dienen. In diefer Beziehung waltet ein gleiches Bedürfniß, tie bei Erbthei— 
lungen, audy bei allen anderen Geſchäften vor, deren Abichluß eine Kenniniß des eigentlichen 
Werthed des Grundftüded erfordert; denm aud) der fremde Erwerber muß bei Abmeſſung 
des Kaufpreifed denfelben Gefihtöpunft, von dem die Taratoren bei der Abſchätung aubd— 
gehen follen, ind Auge faſſen. 
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Sodann erheifdyt aber audy nicht nur die Konſequenz, fondern aud) der Zweck, den dad 
ganze Gefeg verfolgt, — die Erhaltung eined kräftigen Bauernftandes — die Generalifirung 
des aufgeftellten Abfhägungdprinzips für alle Tagen ländlidyer Nahrungen, die auch, weil 
eben man einerfeitö nur eine richtige Würdigung erwartet, und andererjeitö die freie VBereini- 
gung über den Kaufpreiö nicht beihränft werden, die Taxe vielmehr nur zur Information 
dienen fol, ohne Gefahr, daß daraus ein Nachtheil für Die befigende Kamilie entftehen werde, 
erfolgen fan. Die Konfervation ded Grundeigenthums in den bäuerlichen Familien erfcheint 
jivar als ein jehr wichtiged und einflußreiche® Mittel zur Erreihung jened Zweckes und ver: 
dient jede mit den Grundjägen der Gerechtigkeit und Billigkeit verträgliche Beförderung. 
Gleichwohl wird man, ohne Beihräntungen der Dispofitionsbefugniß einzuführen, was man 
doch aufgegeben hat, nicht vermeiden können, daß in vielen Bär dad Gut durd) nothwen⸗ 
dige Subhaſtation oder freiwilligen Verkauf an fremde Befiger übergeht. Daß der fremde 
Erwerber in präftationsfähigem Stande verbleibe und das Gut nunmehr feiner Familie 
erhalte, ift für das Allgemeine und für die Erreidyung des vorerwähnten Zweckes nicht von 

eringem Intereffe; er muß daher gleichfalld in den Stand geſetzt werden, den zu zahlenden 

erböpreid nad) einer richtigen Iare abmeffen zu können. 

Ferner führt aud) die Nüdficht auf die Konſervation der befigenden Familien ebenfalls 
auf die Generalifirung des —— Abſchätzungsprinzips hin. Denn gewiß werben die 
Anträge auf Subhaftation ded Nadylaf-Grundftüdes häufiger gemacht, gütliche Vereinigun— 
gen unter den Kamiliengliedern feltener erzielt werden, wenn die Aufnahme der Subhafta- 
fionstare nad) anderen Örundfägen erfolgt, ald die zum Behuf des Zufchlaged aus freier 
Hand an einen Miterben, und wenn überhaupt die Behufs Veräußerung an einen Fremden 
aufzunehmende Taxe durch einen zu erwartenden höheren Taxwerth den Eigennuß durd) die 
Ausficht auf Erzielung eined höheren, dem höheren Tarwerthe entfprehenden Verkaufopreiſes 
jur Veräußerung an einen Fremden reist. 

Endlidy würde durdy einen ſolchen Unterſchied wiederum die, dem Erfolge ded Geſetzes 
unbedenklich nachtheilige Anficht verbreitet werden, daß der Hofannehmer vor feinen Mit: 
erben unbillig begünftigt werde, was man doch in der Ihat nicht beabfichtigt. 

. Die Güter, auf melde dad Geſetz Anwendung finden foll, find als folde „deren Be- 
figer im Stande der Qandgemeinen vertreten werden", um deöwillen bezeichnet 
worden, um nicht in eine fafuiftiiche Unterfheidung zwiſchen größeren und Kleineren, ſpann— 
fähigen und nicht fpannfähigen, fataftrirten und nicht fataftrirten Nahrungen zu gerathen, 
da derartige Unterfcheidungen fid) bei der aus der unbeſchränkten Parzellirungsbefugniß 
bervorgehobenen Mannigfaltigkeit der Verhältniſſe nicht würden durdyführen und feft- 
halten laffen. 

Die Worte: R 

mit Befeitigung jedes Unterſchiedes zwiſchen fogenannten gemäßigten und Ertragdtaren 
find hinzugefügt worden, weil man früher und namentlich noch bei der allegirten Deflaration 
bom Jahre 1816 und aud) noch bei der Allerhöchften Kabinetdordre vom 5. Januar 1844 
Juſtiz⸗Miniſterialblatt S. 11) davon ausgegangen ift, daß zwiſchen gewöhnlichen Taren 
und ermäßigten Erbtagen ein Unterſchied obwalte. Diefer kann aber nad) dem, was oben 
über die bei Aufnahme einer den wahren Werth darftellenden Tare maßgebenden Prinzipien 
gejagt worden ift, jetzt nicht mehr anerkannt werden, und ift felbft für diejenigen ermäßigten 
Taren, denen das Allgemeine Landrecht im $ 280 ff. Tit. 7 Ih. II gedenft, und wofür 
es feiner Zeit einen Anhalt gegeben haben mag, verloren gegangen. Daß demzufolge von 
dem Art. 72 der Deflaration vom 29. Mai 1816 keine weitere Anwendung mehr zu 
machen, ift, um ber Deutlichkeit willen, befonderd ausgeſprochen. 


Zu 82 
Der $ 2 enthält Worfhriften über die Perfonen der Taxatoren. 
Hinfihtlih der Perſon der Taxatoren liegt es in der Natur der Sache, daß deren 
Auswahl zunächft der gütlichen Vereinigung der Intereffenten überlaffen bleiben fan; nur 
t den Fall, daß eine foldye nicht ftattfindet, follen Die Taratoren aus den Standeöge: 
noffen des Befitzers genommen werden. 


» - 
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Diefer Vorfchlag empfiehlt ſich durch ſich felbft, da bei den Standeögenoffen die genauefte 
Bekanntſchaft mit den Verhältniffen, welche auf den Werth des abzuſchätzenden Guted 
von Einfluß find, vorausgefegt werden darf. Der Begriff der Standedgenoffen ift dahin, 
daß darunter foldye Perſonen zu verftehen, weldye dem Stande der Landgemeinen 
angehören, um deswillen beftimmt worden, um dad Mißverſtändniß auszuſchließen, ald 
müßten die Taratoren gerade aud der Kategorie ländlicher Einfaffen genommen werden, 
welcher der Befiger des abzuſchätzenden Guted angehört und in der namentlidy bei Häuslern 
und anderen Fleineren Wirthen häufig qualifizirte Taratoren nicht gefunden werden dürften. 

Der in dem Jahre 1841 den Ständen vorgelegte Geſetzentwurf enthielt ferner fpezielle 
Vorſchriften über die Wahl der Taratoren und eined Obmannes durdy die Parteien, bes 
ziehungötveife des den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbefigerd regulirenden Gerichte. 

Nachdem man den in jenem Gefegentwurf gemachten Vorſchlag wegen Begründung 
eined Anerbenrechts hat fallen laffen und cben fo von Aufjtellung befonderer Tarprinzipien 
bei Erbtheilung zurüdgetreten ift, bedarf es keiner befonderen Beltimmungen mehr hinficht- 
lid) der Wahl und der Zahl der zuzuziehenden Taxatoren, vielmehr reichen die dieöfälligen 
Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung volltommen aus. Es erfcheint aber angemeſſen, 
dies im gegenwärtigen Geſetz ausdrücklich auszuſprechen, da in demſelben über die Perſon 
der Taxakoren beſondere Beſtimmungen getroffen find. 


Zu83. 

Die Verweiſung auf die Vorſchriften der Allgemeinen Gerihtöordnung und des Geſetzes 
pom 15. Juni 1340 wird feinem Bedenken unterliegen. Die Bedeutung des Paragra- 
phen befteht in der angeordneten Vernehmung der Taxatoren, nicht blos über ein- 
jene, ſachverſtändig zu ermittelnde Säße, fondern auch über dad Endrefultat der 
Schäpung, den Geſammtwerth der Befigung. Dieſelbe erſcheint aus folgenden 
Gründen zweckmäßig. 

Es ift ald ein, dem wahren Gutöwerth nicht entipredyende Tagen mit herbeiführender 
Uebelftand bezeichnet worden, daß nad) der Praxis vieler Gerichtöhöfe die Taxatoren nur 
über die einzelnen, dem Iarationdinftrumente zur Grundlage dienenden Vofitionen und nicht 
aud) über dad Endrefultat gehört werden. Durd) fpezielle Berichte der Gerichte ift zwar eine 
folhe Praxis nicht fonftatirt. Es läßt ſich aber nicht leugnen, daß die beftchenden Gefege 
auf ein ſolches Verfahren leicht hinleiten können, da es in der That an einer beftimmten Vor 
ſchrift mangelt, weldye jene Operation anbefichlt. Die allgemeinen Beltimmungen der 
88 3 — 11 Tit. 6 Th. UI der Allgemeinen Gerichtsordnung, welche das Verfahren ded 
Tarationstommiffariud regeln, verbreiten fid) zwar über die Qualifitation, Auswahl, Zahl, 
Vereidigung der Taxatoren und über die Art und Weife, wie die einzelnen Data ermittelt 
und zum Informationdprotofolle gebracht werden follen, binfihtlidy der Zufammenftellung 
des Tarationdinftruments, in welchem erft der Geſammtwerth des Gutes ausgeworfen wird, 
findet ſich aber im $ 10 a. a. O. nur angeordnet: 

daß der Kommifjarius daffelbe aus dem Prototolle entwerfen, wenn er bei der Mußarbei- 
tung Anftände und Zweifel finde, mit den Iaratoren Rückſprache nehmen und von 
ihnen die nöthigen Erläuterungen fordern, und bei weitläufigen Taxen, wo es auf Be- 
rechnung mehrerer Pofitionen in Anfehung des Ertrages, der Abzüge u. ſ. w. ankommt, 
fid) zur Anfertigung des Taxationsinſtruments der Hülfe eined vereideten Rechnungöber⸗ 
ftändigen bedienen müffe. 

Eine Vernehmung der Iaratoren über den nad der Zufammenftellung der einzelnen 
Rofitionen fi) ergebenden Gefammtwerth des Gutes ift nicht ausdrücklich vorgefchrieben und 
mag daher auch häufig nicht she Diefe Vernehmung aber erfcheint hödyft zwecmaͤßig, 
nad) der Anſicht ded Königlichen inifteriumd ded Innern zur Erlangung zuberläfliger 
Tarergebniffe bei Bauerngütern fogar nothivendig, da den Sachverſtändigen dadurd Ge: 
legenheit gegeben wird, etwaige Irrthümer, die bei Begutachtung der einzelnen Saͤtze und 
ihres —3 — zu eindnder vorgefallen find, nach der Ueberzeugung zu rektifiziten, 
welche fie aus der unmittelbaren Anſchauung und aus der Renntnih der individuellen Ber: 
hältniffe über den Gefammtwerth ded Guted gewonnen haben. Es verfteht ſich jedoch von 
jelbft, daß eine fid) hierbei ergebende Differenz von den Taxatoren motivirt werden muß. 
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Zu 84. 

Dagegen, daß den Vormundſchaftsbehörden zur Pflicht gemacht wird, gütliche Ausein- 
anderfegungen über den Nachlaß eined bäuerlichen Grundbefigerd möglichft zu befördern, fo 
wie gegen die Beltimmung zu a, wonach fie ermädjtigt werden, zur Abtragung der den 
Pilegebefohlenen zu gewährenden Abfindungen billige Friften zu berftatten, wird ſich nichts 
erinnern laffen. Beides entfpricht, mern ed mit gehöriger Erwägung der befonderen Um— 
fände des konkreten Falled gefchieht, dem wohl verftandenen Intereffe der Pilegebefohlenen 
felbit, deren Erziehung und Verpflegung meiftend nur mittelft der Unterftügung des zum 
Hofbefig gelangenden ® amilienglieved moͤglich ift. Werden dem letzteren billige Bedingungen 
bei Abtragung der Abfindungen zugeftanden, fo wird cd den Vormundſchaftobehörden leicht 
fein, ihren Kuranden durch gütliche Uebereinkunft mit dem Hofannehmer * Unterftügung 
zu fihern und ihnen dadurd) die Subftanz ihres Erbtheiled, die fonft größtentheild auf die 
Erziehungs und Verpflegungöfoften verwendet werden müßte, bid zu der Zeit, wo fie fd) 
jelbft zu ernähren im Stande find, ungefchmälert zu erhalten. Uebrigens erweitert jene Be- 
ſtimmung zu a die den Bormundicaftöbehörden in den 88 483 und 484 Titel 18 Iheil I 
des Allgemeinen Landrechts verlichenen Befugniffe infofern, ald nad) den lehtern nur gegen 
Eltern und Geſchwiſter, nicht auch gegen andere Verwandte und Miterben, gewiſſe billige 
Rückſichten und auch diefe nur in Betreff der zu verlangenden Sicherheit, nicht hinſichtlich 
der Zahlungsfriſten, zuläffig find. 

Die Beftimmungen zu b, e und d, welche die den Wormundfhaftäbehörden nad) 
88 576 — 579 a. a. 5 zuftehenden Befugniffe erweitern, bafiren fid) auf dem näm- 
lihen Prinzip, welches in der für die Provinz Weftphalen erlaffenen Allerhöchſten Ordre 
bom 5. Januar 1844 (Yuftiz-Minifterialblatt ©. I1) genehmigt worden ift, indem darin 
den Wormundfchaftöbehörden die Ermächtigung ertheilt wird, dem Gutdannehmer dad Gut 
für eine ermäßigte Tare, weldye nur zwei Drittel des gewöhnlichen Tarwerthes beträgt, zu 
überlaffen, was, fobald man den Unterfchied zwiſchen ermäßigten und gewöhnlichen Taxen 
fallen läßt, nichts andered bedeutet, ald daß dem Gutsannehmer dad Gut für zwei Drittel der 
rihtigen Taxe überlaffen werden darf; daß durch diefe Beftimmungen das Intereffe der 
Pflegebefohlenen gefährdet werde, läßt ſich nicht ertvarten. Es wird nur dem Ermeffen der 
Vormundfcaftsbehörden ein weiterer Spielraum gewährt und ihnen freiere Hand gelaffen, 
die nad) den ftrengeren Vorſchriften der SS 576— 579 a. a. D. öfter eintretende Nothiven- 
digkeit einer Subhaftation der Nachlaßgrundſtücke zu vermeiden und durd) geeignete Stipu- 
lation anderweiter Bortheile dad wahre Befte der Kuranden mehr zu befördern, ald dies 
durch die vielleicht höhere Baarabfindung geſchieht. Dagegen leuchtet es ein, daß jene Be- 
fimmungen wohl geeignet find, auf die Stonfervation des Gutes in der Familie des Befigerd 
und die Erhaltung ded Hofannehmers in leiſtungsfähigem Zuftande günftig einzuwirken. 


Zu 85. 

E5 bedarf kaum einer Bemerkung, daß die Beftimmungen der vorliegenden Verordnung 
die Nr. 4 der unter dem 5. Januar 1844 für die Provinz Weftphalen getroffenen vorläu— 
figen Beftimmungen vollftändig erfegen, während es bei den, hinfichtlid) der Stempel und 
Koften gleichzeitig getroffenen Beftimmungen bis dahin, daß diefer Gegenftand etwa ander: 
weit regulirt werden möchte, mit Rückſicht auf die noch ſchwebenden ——— über dad 
baͤuerliche Erbfolgegefeß dort fein Bewenden behalten muß. 

Um hierüber jeded Bedenken zu befeitigen, ift ausſchließlich die Nr. 4 ald diejenige be- 
zeichnet, welche ihre Erledigung findet. 





474 Die Königlichen Propofitionen und Botſchaften. 


VIII. 


Entwurf einer Verordnung, 


betreffend 
die Ausſchließung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen. 


Wir Frierich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verorbnen über dad Verfahren, welches bei der Audſchließung befcholtener Perſonen aus 
ftändifchen Berfammlungen zur Anwendung zu bringen ift, nad) Anhörung Unferer getreuen 
Stände und auf den Antrag Unferes Staatöminifteriums, was folgt: 


1. 
Als befcholten find diejenigen Berfonen zu erachten: 

1. welche durch ein Kriminalgericht 
a) zu dem Berlufte der Ehrenrechte redhtöfräftig verurtheilt, 

b) over zur Verwaltung öffentlicher Nemter, oder zur Ableiftung eines nothwendigen 
Eided rehtöträftig für unfähig erklärt; 

2. welche durch ein militairifched Chrengericht zu einer der im $ 4 Litt. b—e ber Aller: 
höchſten Verordnung vom 20. Juli 1843 über dic Ehrengerichte aufgeführ- 
ten Strafen verurtheilt; 

3. welche im gefeklidyen Wege vom Bürger: oder Gemeineredht ausgefchloffen find; 

4. F welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit ver- 
agen. 


II. 
In den unter I, 1—3 gedachten Fällen tritt die Unfähigkeit zur Ausübung ſtändiſcher 
Rechte indbefondere zur Iheilnahme an ftändifhen Berfammlungen ohne mweitered Verfahren 
ein, und wird bon dem Vorfigenden der Berfammlung nur angezeigt. 


I. 

Der Vorfigende jeder ftändifchen Verſammlung ift verpflichtet, Thatſachen, welche nad) 
feinem Dafürhalten die Ehrenhaftigkeit eined Mitgliedes in Zweifel ftellen, in der Verſamm— 
lung zu dem Zwecke zur Sprache zu bringen, um den Ausſpruch der Standeögenoffen da- 
rüber, ob dad Anerfenntniß unverlegter Ehrenhaftigfeit (1, 4) ertheilt oder verfagt werde, 
herbeizuführen. 

Außerdem ift jedes Mitglied der Verfammlung befugt, gegen ein anderes Mitglied den 
Antrag zu ftellen, daß demfelben dad Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigteit verfagt wer⸗ 
den müſſe. 

Diefer Antrag ift bei dem Vorfitenden anzubringen, welcher verpflichtet ift, damit nad) 
den folgenden Beftimmungen zu verfahren. 

Der Antrag auf Ausfhliegung aud der Verfammlung, möge derfelbe vom Vorſitzenden 
oder einem Mitgliede auögehen, wird, fo mie die dafür geltend gemachten Gründe, demjeni- 
gen, gegen den er gerichtet ift, ſchriſtlich mitgetheilt, und, fofern dieſer nicht freiwillig der fer- 
neren Ausübung ftändifcher Rechte fi) enthalten zu wollen erflärt, der Verſammlung bei 
ihrem nädjften N foummenireiem borgetragen. 

Der, deffen Ausfhliefung beantragt wird, ift befugt, fid) durch eine dem Vorſitzenden 
8 übergebende ſchriftliche Erklärung oder mündlich in der Verſammlung zu rechtfertigen. — 

ei der hiernächſt zu eröffnenden Erörterung und Berathung darf der Angefchuldigte To 
wenig ald bei der Abftimmung in der Verfammlung gegenmärtig fein. Der Vorſitzende ftellt 
ſchließlich die Frage: 
ſoll wegen des Antrages das weitere Verfahren eintreten? 


J. 


Kur wis 
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Wird diefe Frage nicht mindeftend bon zwei Drittel der Anweſenden verneint, fo muß 
dad Verfahren eingeleitet werden. 

Bon dem Beſchluſſe macht der Vorfigende dem Oberpräſidenten der Provinz Anzeige, 
welcher durch einen Juſtitiarius der Regierung den Ihatbejtand aufnehmen und den Ange: 
Hagten über feine Vertheidigungsgründe vernehmen läßt. 

Die Entſcheidung fält hiernächſt: 

a) die Verfammlung derjenigen Wähler, welche den Angeklagten zur Iheilnahme an der 
ftändifhen Berfammlung gewählt hat, bei welcher er in Anklage geſetzt worden ift. 

b) Iſt der Antrag auf Ausfchlickung gegen einen Rittergutöbefiger, ald Mitglied einer 
freiöftändifchen oder fommunalftändifchen Verfammlung gerichtet, fo entſcheidet die zur 
Wahl des betreffenden ritterfhaftlihen Prodinzial: Yandtagd=Abgeordneten berufene 
Wahlverfammlung. 

e) Gehört der Angeſchuldigte dem KHerrenftande, wie foldyer durdy Unfere Verordnung 
bom 3. Februar gebildet worden, an, fo behalten Wir Und vor, in jedem einzelnen 
Falle einen aud einem Vorfigenden und mindeftens 6 Mitgliedern heftehenden Gerichtö- 
hof von Standeögenoffen befonderd zu fonftituiren, defien Auöfpruch Unferer Aller 
höchſten Beitätigung unterliegt. 

Der Oberpräfident fendet in den Fallen zu a und b die gefchloffenen Akten, welchen eine 
bon einem Recdhtöverftändigen gefertigte Relation beigefügt it, dem Vorfigenden der Wahl: 
berfammlung. — Diefer trägt der Verſammlung, welcher der Angefchuldigte nicht beiwoh— 
nen darf, bei ihrem nädyften Zufammentreten den Kall vor, läßt die Relation vorlefen und 
beranlaßt nad) porgängiger Berathung die Abftimmung über die Frage: ift die Ehrenhaftig: 
feit ded Angellagten nod) ald umverlegt zu betradyten? Die Abftimmung erfolgt durch na- 
mentlihen Aufruf nad) Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleihheit entihyeidet die Stimme 
ded Vorfigenden, und, wenn diefer dem Stande ded Angeklagten nidyt angehört, die Stimme 
des — nad) den Lebensjahren älteften — Mitgliedes der Berfammlung. Leber die Ver— 
handlung wird ein von allen Anweſenden zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen, deffen 
Ausfertigung unter Unterſchrift des Borfipenden. ſchleunigſt ſowohl dem Oberpräfidenten 
ald aud) dem Angeklagten zugefertigt wird. 

Diefe Entiheidung unterliegt der Beftätigung ded Standes, welcher auf dem Provinzial⸗ 
Landtage den Angeſchuldigten vertritt, wenn 

a) ed fi um Ausfihliefung von dem Provinzial» Landtage handelt; 

b) der Angefchuldigte binnen 4 Wochen, nachdem ihm die Entſcheidung infinuirt tworben, 

Einwendungen dagegen bei dem Oberpräfidenten anbringt; 
c) die Verfammlung , weldye die Einleitung ded Verfahrens befchloffen hat, fid) bei dem 
Ausspruch nicht beruhigen zu wollen erklärt. 

Werden hierbei neue Thatſachen von Erheblichkeit angeführt, fo wird die Inftruftion, 
unter Leitung eines von Unſerm Juftigminifter dazu beftimmten Ober-Gerihtöpräfidenten, 
einem Juftizbeamten aufgetragen. 

Die gefchloffenen Akten werden hiernächſt dem Provinzial-Landtags-Marſchall zuge- 
fellt. Diefer ernennt beim nächſten Zufammentreten des Landtages einen Referenten, welcher 
dem Stande des Angeklagten angehört. Sodann beruft der Landtagd-Marfchall unter feinem 
Vorfige diefen Stand ald Ehrengeriht zufammen, welches nad Anhörung des Referenten 
und vorgängiger Berathung durdy Stimmenmehrheit die Entideidung der Wahlverfamm- 
lung entweder beftätigt oder verwirft. Bei dieſem Ausſpruch hat eö fein Bewenden. 

IV. 

Wer folhergeftalt durdy rechtöfräftigen Ausſpruch aud einer ftändifhen Verſammlun 
ded Inlandes ausgeſchloſſen ift, darf überhaupt ftändifhe Rechte nicht mehr ausüben, * 
an ſtaͤndiſchen Wahlen ald Wähler nicht mehr Theil nehmen. 


V. 

Die Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte werben Wir nur auf den Antra 
der Berfammlung, welche die Anklage beſchloſſen hat, genehmigen. Ein folcher Antrag dar 
nicht vor Ablauf von 5 Jahren nad) der Auöfhliegung gemacht, und nur dann zu Unſerer 
Kenntnig gebracht werden, wenn zwei Drittel der Verfammlung fid) dafür erklären. 
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VI 
Die ftändifhen Rechte ruhen: ‚ 
1. in allen den Fällen, in melden dad Bürgerrecht oder Gemeinerecht ruhen; 
2, wenn ein Kuratel⸗ oder Kriminalunterfuchung eingeleitet ift; 
3. wenn eine ſtaͤndiſche Verſammlung nad) No. III. den Beſchluß gefaßt hat, dad Ver— 
fahren eintreten zu laffen, bis ein — Auoſpruch ergangen ift. 


Alle den vorſtehenden Anordnungen zumwiderlaufende Vorſchriften werden hiermit auf 


gehoben. — 
Denkſchrift 
zu dem Geſetz-Entwurfe, 
betreffend 
die Ausfchliefung beſchollener Petſonen vom den ſtändiſchen Perſammlungen. 


Die ſtaͤndiſchen Gefege vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824 ſtellen im 85, neben dem 
ehnjährigen Grundbefig, der Gemeinfchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen und dem dreis 
— *2* Alter, auch den unbeſcholtenen Ruf als allgemeine Bedingung der Wähl- 
barteit zum Zandtagö-Abgeordneten für alle Stände hin, und beftimmen weiter (88 28 refp. 
27 und 29), daß der Yandtagd-stommiffarius, wenn er bei Prüfung der Wahlen in diefer 
Beziehung Mängel findet, eine andere Wahl zu verlangen berechtigt ih 

Eben fo erflären die Streißordnungen (für die Provinzen Brandenburg und Pommern 
vom 17. Auguft 1825, für Sachſen vom 17. Mai 1827, für Weftphalen und die Rheinpro- 
binz vom 13. Juli 1827, für Preußen vom 17. März 1828 und für Pofen vom 20. Dezem- 
ber 1828.) im 8 6 den unbefcholtenen Ruf zur perfönlicen Ausübung ded Stimmrechtes 
auf den Kreiötagen bei allen Ständen und geftatteten Vertretern für erforderlich. In Bezie⸗ 
hung auf die Ausſchließung beſcholtener Berfonen aud den streiöverfammlungen fehreiben aber 
die Kreidordnungen ein fehr verſchiedenes Verfahren vor. Die älteften Kreisordnungen (für 
Brandenburg und Pommern), und nad) ihrem Mufter aud) die beiden zuletzt publigirten (für 
Preußen und Pofen) fegen zu der ad 8 6 sub c vorgefchriebenen Bedingung ded unbeſchol⸗ 
tenen Rufes einfach hinzu: 

„do dieſer Ruf von der Verſammlung beſtritten wird, iſt auf den Bericht des Oberpräfi- 
denten von dem Staatöminifterium zu entfcheiden.* 

Die Kreidordnung für Sachſen enthält gar keine Beftimmung, wie ed gehalten werden 
folle, wenn die Unbefholtenheit eines Kreistags-Mitglieded oder Abgeordneten zweifelhaft 
wird; die fchlefifche, und nad) ihrem Mufter die rheinifche und weftphälifche Kreidordnung, 
ftellen dagegen hierüber pofitive Vorſchriften auf. 

Die gedachten Kreisordnungen beftimmen im & 7: 

„Wird die Unbefhholtenheit ded Rufed beftritten, fo hat, wenn died ein Mitglied der Ritter: 
ſchaft oder einen Vertreter deffelben betrifft, die Nitterfchaft ded Kreifed die Befugniß, in 
einem befonderen Konvente durch Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der Anweſenden 
darüber in erfter Inſtanz zu entſcheiden, und falls die Entſcheidung für die Beſcholtenheit 
ded Rufes ausfällt, die Ausſchließung zu beftimmen. Will der Betroffene oder die abge 
ftimmte Minorität bei dem Beſchluſſe fich nicht beruhigen, fo ertheilen die Mitglieder des 
Provinzial-2andtaged von der Ritterſchaft die Entfheidung in der zweiten und legten In 
ftang. Wird die Unbeſcholtenheit des Rufes eines Kreistags-Abgeordneten der Städte oder 
des Bauernftanded in Zweifel gezogen, fo ift ſolches in erfter Inftanz zur Entſcheidung ded 

Magiftratd, der Stadtverordnieten oder der Bezirköwähler zu bringen, von denen die 

Wahl auögegangen ift, und bei denjelben auf die Wahl eined anderen Deputirten ar: 

zutragen; die Entſcheidung in zweiter Inftany gebührt hier ebenfalld den Landtags-Mit⸗ 

— Nr der beiden Stände, zu weldem der betreffende Kreiötags-Abgeord: 

nete gehört.“ 

Indeffen aud) diefe Beftimmungen haben ſich zum Iheil nicht ald ganz praktiſch bewährt. 
Was namentlich die Nitterfchaft betrifft, fo mußte ſchon in der rheinifch-mweftphälifchen 
Kreidorbnung ver Zuſatz gemacht werden: 
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„Iſt die Zahl der Nittergqutsbefiger im Sreife fo gering, daß nicht wenigftend aufer dem 
Betheiligten drei zur Abſtimmung vorhanden find, fo haben fidy die vorhandenen mit der 
Nitterfchaft eined von ihnen audzumählenden benahbarten Kreifed zu diefer Entſcheidung 
zu bereinigen.“ 

Eine Prozedur diefer Art bietet aber nicht nur für die Ausführung wefentlihe Schtvie- 
rigkeiten, fondern ift auch im Prinzip nicht zu rechtfertigen. 

Dad Gefek vom 8. Mai 1837 über die perfönliche Fähigkeit zur Ausübung der Rechte 
der Standſchaft, der Gerichtöbarkeit und des Patronated hat neue Beftimmungen in diefer 
Beziehung nicht gegeben. Es beſchränkt ſich darauf, feitzufegen: 

81. Nur Verfonen von unbeſcholtenem Nuf find fähig, für ſich oder für Andere die Rechte 
der Standſchaft, der Gerichtöbarkeit oder ded Patronats audzuuben oder in ihrem Na— 
men ausüben zu laffen. 

82. In Anfehung der Standſchaft verbleibt es in dieſer Beziehung bei den darüber vor- 
handenen befonderen Verordnungen, 

83. Wer nady Maßgabe jener Verordnungen wegen Mangeld unbeſcholtenen Rufed von 
der Ausübung der Standihaft ausgeſchloſſen worden ift, foll aud) der Ausübung der 
Gerichtsbarkeit oder des Patronates verluftig geben. 

Nach diefer Darftellung kann cd nicht befremden, daß über das bei der Entfernung be- 
ſcholtener Verfonen aus den Kreidverfammlungen zu beobadtende Verfahren in den 
einzelnen Provinzen mannigfache Zweifel erhoben worden find. 

Ueber das Verfahren aber, welches in Betreff der Ausſchließung befcholtener Mitglieder 
bon den Kommunal-Landtagen oder aus den Brovinzial-Ständerfammlungen zu 
beobachten ift, fehlt es an jeder gefelidyen Beſtimmung, offenbar, weil man von der Voraus- 
fegung auögegangen ift, daß ein folder Fall nicht vorfommen werde, und ein Bedürfnif nicht 
borliege, ein beftimmtesd geſetzliches Verfahren hierüber vorzuichreiben. Dennoch aber find 
biöher allerdings einige Fälle vorgefommen, wo vor Eröffnung ded Provinzial-Landtages 
der Sanbtagd-Kommilfarius gegründete Urſache fand, den unbeiholtenen Ruf eined Land- 
tagd-Abgeordneten in Zweifel u ziehen; namentlid) betraf dies Fälle, two das Faktum vorlag, 
daß gegen den einzuberufenden Abgeordneten eine Kriminalunterſuchung ſchwebte, und in Er- 
mangelung irgend einer gefeglichen Beſtimmung, weldye dem Landtage felbft eine Kom: 
petenz zumeift, über die Einberufung oder Nichteinberufung eines feiner Mitglieder zu ent- 
(beiden, war biöher angenommen worden, daß cö der pflidytmäßigen Beurtheilung der mit 
der Ausführung und Aufrechthaltung der ftändifchen Geſetze beauftragten kanbeäberrlichen 
Behörden, insbefondere aber des Yandtags-stommiffarius, überlaffen bleiben müffe, ob der 
Ruf des betreffenden Landtags-Abgeordnieten in dem Grade für beſcholten zu erachten fei, daß 
bon feiner Einberufung zum Provinzial-Landtage Abftand zu nehmen und an feiner Statt 
der für ihm erwählte Stellvertreter einzuberufen fei. Died rechtfertigt ſich auch aus den be- 
ftchenden Gefegen. Denn nad) 8 28, reſp. 27 und 29 der ftändifchen Gefege vom 1. Juli 
1823 und 27. März 1824 

hat der Landtags-Kommiſſarius zu prüfen, ob die Wahlen in der Form und nad) 

den Eigenf sahen der Abgeordneten der Vorfchrift gemäß gefehehen find, 

und nady $ 32, refp. 31 und 33 ibid. 

foll die Ladung der Mitglieder zu dem für die Eröffnung des Landtages beftimmten Tage 

durd) den Pandtagd-Kommiffariud erfolgen. 

Hiernach ift es die landeöherrliche Behörde, und zwar der zunächſt von Sr. Majeftät dem 
Könige beftellte Kandtagd-stommiffarius, welche zu prüfen hat, ob die Landtagd-Abgeordneten, 
welche zum Landtage einzuberufen find, die geſetzlich vorgefchriebenen Eigenfhaften, um fie 
jur Iheilnahme an der Yandtagd-Berfammlung zu befähigen, erfüllen oder nicht. In dem: 
felben Maafe aber, wie der Landtags-Kommiffarius unbedenflid) befugt und verpflichtet ift, 
einen Yandtagd-Abgeordneten, von dem zu feiner Kenntniß fommt, daß er nad) der Wahl 
feinen Grundbefif verfauft habe, zum Zandtage nidyt mehr einzuberufen, ebenfo ift der Yand- 
tagö-Kommiffarius, fo lange nicht eine anderweite geſetzlihe Beftimmung die Entfcheidung 
Über die Ausfchliegung eined Landtagd-Mitglieded wegen Befcholtenheit des Rufes einer an- 
deren Inſtanz überträgt, verpflichtet, fobald vor Eröffnung des Landtages Ihatfachen, welche 
einen Abgeordneten irgend eined Verbrechens oder eines von chrlojer Gefinnung zeugenden 
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Vergehens bezüchtigen, in völlig glaubhafter Weiſe zu feiner Kenniniß kommen, der Einbe: 
rufung Anftand zu geben und den Stellvertreter zu berufen. 

‚Hierbei ift biöher der Grundfaß feftgehalten tworden, daß die Unbefcholtenheit des Kufes, 
im Einne der ftändifchen Geſetze, ſchon demjenigen Abgeordneten mangele, der eined Ber: 
gehend, dad eine ehrlofe Gefinnung verräth, angeſchuldigt und beöhalb zur gerichtlichen Unter: 
ſuchung gezogen ift, indem eine Anfchuldigung, wegen deren er vor Gericht gezogen ift, ihn 
ungeeignet made, Mitglied einer Landtags-Verſammlung zu fein, und feine Qualität ald 
Landtagd-Abgeordneter fo lange ruhen müffe, bis er von diefer Anſchuldigung durd) ein ihn 
freiſprechendes Erfenntniß gereinigt worden. 

Nah diefen Grundfägen ift bid zum Jahre 1845 in den wenigen biöher zur Sprache 
gefommenen Fällen verfahren worden, und es ift hinterher weder von einer Etändeverfamm- 
lung behauptet worden, daß ihr oder dem exfludirten Abgeordneten zu nahe getreten worden, 
noch hat ein erfludirter Abgeordneter felbft ſich beſchwert. In der Regel iſt es aber, ohne 
daß eine beftimmte Entſcheidung Seitend der Behörde erfolgte, in Fällen der bezeichneten 
Art dem Landtags⸗Kommiſſarius gelungen, den Abgeordneten, gegen deſſen Unbeſcholtenheit 
ſich Zweifel geltend machten, durch entfpredyende Vorhaltungen zum freiwilligen Rücktritt zu 
beranlaffen, und es ift alödann, indem die Einberufung des Stellvertreterd erfolgte, ein dem 
Betheiligten felbft twie der Ständeverfammlung und den Behörden gleich unerwünſchtes Auf- 
fehen vermieden worden. 

Auch darüber, wie ed zu halten ift, wenn ein bereitd verfammelter Landtag eined feiner 
Mitglieder wegen Beſcholtenheit ded Rufes auszuſchließen ſich veranlaßt fieht, fehlt ed an 
einer gefeglichen Vorſchrift; es ift indeß auch ein beftimmter Fall diefer Art biäher nicht vor- 
gefommen, was darin feine Erklärung findet, daß in den twenigen, überhaupt zur Erörte: 
rung gebrachten Fällen, wo gegen den unbejcholtenen Ruf eined Landtags Abgeordneten 
ſich Zweifel erhoben hatten, der Yandtagd-ftommiffarius noch vor Eröffnung des Yandtaged 
Erkundigung eingezogen, und ftatt des betreffenden Abgeordneten den Stellvertreter deffelben 
einberufen hatte. 

Zu ertwähnen ift jedoch, daß im Jahre 1827, während der rheinifche Landtag verfanmelt 
tvar, zur Anzeige gelommen war, daß einzelne Landtags-Abgeordnete fid) eined Landtagsſiegels 
u ihrer Privattorrefpondenz bedient hätten, und ein dieferhalb von den Behörden an die 

andtagd-Mitglieder erlaſſenes Cirkular den Landtag veranlaßt hatte, auf Ausmittelung der 
Schuldigen anzutragen und gleichzeitig zu bitten: 
„ihm für diefen Fall die Befugniß einzuräumen, die Schuldigen von den Verfammlungen 
auszuſchliehen, auch für die Zukunft den Ständen in allen Indignitätöfällen die Kom— 
pe über ihre Mitglieder einzuräumen, und ihnen gleiche Befugniffe zu ertheilen, wie fle 
den Kreiöftänden im 8 7 der Kreidorbnung vom 13. Juli 1827 zugeftanden worden.“ 

Der Landtag erkannte hier alfo an, daß ihm die Kompetenz in Fällen diefer Urt nicht 
zuftehe. Der Allerhöchſte Landtags-Abſchied vom 15. Juli 1829 ſprach fid) hierüber, tie 
olgt, aus: 
er Mir finden zu der von Unferen getreuen Ständen in Antrag gebrachten ftrengen 

Unterfuhuug wegen der von einigen Mitgliedern der Ständeverfammlung, angeblid) in 
ihrer Storrefpondenz beabfihtigten portofreien Rubrik, keine Veranlaffung, da die Sache 
nicht als ein abfichtliched Ungebührniß dargeftellt, fondern als ein Irrthum, in Hinfiht 
der den Mitgliedern der Ständeverfammlung in dieſer Beziehung zuftehenden Befugniffe 
betradytet worden ift ıc. 

Sollte aber künftig einmal aus anderen Gründen der Fall eintreten, daß die Stände 
berfammlung eines ihrer Mitglieder auszuſchließen für nothtvendig halten follte, — ein 
Fall, welchen Wir bei den von jedem Stande frei gewählten Männern des Vertrauend 
faum als möglid) vorauöfeken möchten, — fo wird der Landtags-Marſchall ſich 
an Unferen Zandtagd: Kommiffarius zu wenden und bon Diefem wegen 
des zu beobachtenden VBerfahrend Inftruftion zu erwarten haben. 

Hierbei blieb aber die Sadye auf fidy beruhen, und die Regierung fah ſich, da ein erneuter, 
auf einen fpeziellen Fall begründeter Antrag der Stände nidyt einging, ihrerfeitd nicht veran- 
laßt, das bei Auoſchliehung befcjoltener Mitglieder aud den Ständeverfammlungen zu beob- 
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ahtende Verfahren legislativ zu reguliren. Erft auf dem letzten Rheinifchen Landtage im 
Jahre 1845 ift die Sadye im Prinzip wieder angeregt worden. . 

Kurze Zeit vor der Eröffnung des Rheinifchen Yandtaged war dem Landtags-Kommiffa- 
riud, durch den betreffenden Oberprofurator, die amtliche Anzeige {ngegangen, daß gegen 
einen fädtifchen Yandtagd-Abgeordnieten eine vorläufige gerichtlidye Unterfuhung ftattfinde. 
Der Dberprokurator fügte diefer Anzeige die Bemerkung hinzu, daß die biöhige Unterſuchung 
jo viel ergeben habe, daß eine Verweiſung des betreffenden Abgeordneten vor das Korret- 
tionögericht nicht zweifelhaft erſcheine, und da aud) die deöfallfige richterliche Entſcheidung 
ald nahe beborftehend bezeichnet wurde, fo hielt jid) nunmehr der Yandtagd-Kommiffarius, 
mit Rüdfiht auf 828 deö Geſetzes vom 27. März 1824, für ebenfo — als verpflich⸗ 
tet, die Einberufung des Abgeordneten bis zur Entſcheidung des bei den Gerichten ſchwe— 
benden Verfahrens auszuſetzen, einſtweilen aber den Stellvertreter deſſelben zum Land: 
tage einzuberufen. 

Der Miniſter des Innern billigte dies Verfahren, weil, wie ed in dem Erlaſſe vom 
28. Januar 1843 heißt: . 

nad 85 Nr. 4 des Ständegefehed für die Rheinprobing vom 27. März 1824 die Iheil- 
pe an der Provinzialſtandſchaft ganz unbedingt vom unbeſcholtenen Rufe abhängig 
gemadht fei. 

Der Ausgefchloffene beruhigte ſich bei diefer Mafregel nicht, fondern wandte fid) an den 
Landtag. Diefer nahm die Befugniß, über die Ausfchliehung eined feiner Mitglieder zu ent- 
ſcheiden, für ſich felbft in Anſpruch; er glaubte diefelbe aus der Kreisordnung vom 13. Juli 

827 und dem oben erwähnten Landtags-Abfchiede vom 15. Juli 1829 herleiten zu können, 
und führte Beſchwerde bei Sr. Majeftät 

wegen der nicht rechtmäßig erfolgten Ausſchließung eines Yandtagd-Abgeordneten, 

indem er im Intereffe des betreffenden Wahlbezirkes, dem ohne fein Vorwiſſen und ohne feine 
Mitwirtung fein erfter Vertreter entzogen worden, im Intereffe eincd der Mitglieder der 
Verfammlung, das fid) in dem weſentlichſten Ehrenredyte gefräntt und gleichſam ungehört 
berurtheilt fehe, im Intereffe der ftändifchen Inftitution, deren Lebenskraft auf ihrem Rechte 
berube, die Gerechtigkeit Sr. Majeftät in Anfprudy nahm. 

In dem Allerhöchſten Zandtagd-Abfchiede vom 27. Dezember v. 3. haben Se. Majeftät 
es ald den beftehenden Gefegen völlig entſprechend erflärt, daß die Behörden, denen die 
Prüfung der gefeglihen Qualifitation der Xandtagd-Abgeordneten nad) 8 28 des Geſetzes 
vom 27. März 1824 obliege, und von denen ſolche biöher in ähnlicyen Fällen ſtets geübt 
worden, der Einberufung des betreffenden Abgeordneten vorläufig, bis zur Entſcheidung des 
bei den Gerichten ſchwebenden Verfahrens, Anftand gegeben hätten. 

Es heißt demnädhyft weiter in dem Allerhöchſten Beicheide wörtlich wie folgt: Die Vor: 
fhriften der Kreisordnung für die Rheinprovinz vom 13. Zuli 1827, woraus Unfere ge- 
treuen Stände eine Kompetenz ded Landtages für den vorliegenden Fall herleiten tollen, 
bezichen ſich, wie dies Geſetz felbft, nur auf die Kreißtagd-Berfammlungen, und der in Be- 
ug genommene Landtags-Abſchied vom 15. Juli 1829 betraf den Kal, wenn ein bereitö 
auf dem Landtage anweſendes Mitglied, nad) dem Antrage der Verfammlung, von der 
Theilnahme an den ferneren Berathungen audgefchloffen werden foll, und verwies, in Er- 
mangelung beftimmter geſetzlicher Vorfchriften, lediglidy auf eine nähere Anweifung über 
dad zu beobachtende Verfahren. 

Wenn Wir demnach eine ſolche Kompetenz zur Zeit nidyt anerkennen können, fo haben 
Wir doch — in dem Vertrauen, daß die Stände über die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder 
am forgfältigften wachen werden — Unfer Staatöminifterium beauftragt, in Erwägung 
zu nehmen, in welcher Weife bei der Entfheidung der Frage über die Unbeicholtenheit 
eined Abgeorbneten künftig eine ftändifche Konkurrenz eintreten fönne, und behalten Uns 
bor, Unferen getreuen Ständen von Unferer Entſchließung hierauf zu feiner Zeit Stennt- 
niß zu geben. 

Nachdem Se. Majeftät der König hiernach die Sache zur Berathung ded Staatöminifteriums 
lat und dabei die Geneigtheit ausgefprochen hat, den Ständen eine bis dahin nicht zus 
ändige Iheilnahme bei Entfheidung der Befholtenheitöfrage einzuräumen, ift cd unerläß- 
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lich erfchienen, die Angelegenheit im Ganzen aufzufaflen, d. h. das zu erlaffende Gefeh auf 

ale ftändifchen Verfammlungen auözudehnen. 

Denn wenn auch die vorhandene Lücke zunächft nur bei einem der Probinzial-Qandtage 
zur Sprache gekommen ift, fo ift fie doch in gleichem Maaße vorhanden bei ſämmtlichen Pro: 
pinzial=@andtagen, bei den Kommunal-Zandtagen und bei den Kreistagen einer Provinz 
Sachſen), während für die Kreidtage der übrigen Provinzen in diefer Beziehung nr 
arfige und ungenügende Beftimmungen gelten. Will man aber auf einer Stelle die Geſeh— 
gebung in der bezeichneten Beziehung und zwar nad) einem beftimmten Prinzipe ergänzen, 
fo ift ed ſchon um des innern Zufammenhanged willen, in welchem die vaterländifche ftän- 
difche Gefehgebung in ſich fteht, nothivendig, das einmal angenommene Prinzip konfequent 
durchguführen, tie cd denn ald ein unverfennbarer Mißſtand zu betrachten fein würde, wenn 
das Mitglied eined Kreiötaged don der Iheilnahme an der Verfammlung ausgefdhloffen 
werden förnte, aber fein oder ein gleichartiged Verfahren vorhanden wäre, daffelbe Mitglied 
aus einer kommunalſtändiſchen Verfammlung oder aud dem Provinzial⸗Landtage zu entfernen. 

Es hat daher bei Aufftellung des vorliegenden Entwurfes die Abficht vorwalten müffen, 
denfelben in der Art möglichſt allgemein zu formuliren, daß er auf die verſchiedenen ftändi- 
fhen Verſammlungen gleihmäßige Anwendung finden könne, und diefe formelle Behandlung 
der Sache dürfte darin auch ihren inneren Grund finden, daß die ftändifche Wirkfamteit nad) 
den verſchiedenen Berfammlungen (Kreiötage, Kommunal-Landtage und Provinzial-Land— 
tage) zwar eine verfhiedene, namentlicy auf engere oder weitere Kreife gerichtete ift, keinebwe⸗ 
ed aber darin eine Abftufung in der Weiſe gemacht werden fann, daß die größere Verſamm— 
ung auch an ſich und für Die Vertretenen michtigere Rechte auszuüben hätte. Es braucht 
hier nur an die Befugniß der Kreistage, die Landrathö-standidaten zu wählen, Befteuerung 
der Kreideinfaffen zu befhließen und an die felbftftändige Stellung der Kommunal-Zandtage 
in vielen wichtigen Verwaltungsgegenſtänden erinnert zu werden. 

Mas nun den wefentlihen Inhalt des Entwurfed betrifft, fo find in demfelben folgende 
Prinzipien feftgehalten und zur Anwendung gebracht worden: 

1. die ftändifche Wirffamfeit, vermöge deren die wichtigften ftaatlichen Rechte für das Land 
oder einzelne Iheile deffelben auögeübt werden, ift von hoher politifdher Bedeutung; 

2, hieraus folgt, daß alle diejenigen Beftimmungen, weldye den Zweck haben, unwürdige 
Subjekte von minder auögezeihneten politifchen Korporationen überhaupt fern zu hal- 
ten, aud) bei den ſtändiſchen Genoffenfchaften in ihrer vollen Ausdehnung zur Anwen 
dung fommen müffen; 

3. wie die Konftituirung der ftändifchen Verfammlungen überhaupt den einzelnen Stän 
den, aus denen fie zufammengefeßt find, ohne Konkurrenz der Regierung vertrauendvoll 
überlaffen ift, fo foll nady der gnädigen Abfiht Sr. Majeftät auch die, nad) der biöhe: 
rigen Öefengebung zum größten Theile den Staatöbehörden überlaffene Sorge für die 
Reinhaltung der gedachten Verfammlungen von befcoltenen Mitgliedern lediglich die: 
fen Ständen felbft ausfchlichlid Übertragen werden; 

4. wo in beftimmten ftaatlihen Formen der Ausdrud: gefchmälerte Ehrenhaftigteit, feit- 
geftellt ift, da folgt die Unfähigkeit, ſtändiſche Rechte auszuüben, von felbft; wo died 
aber aud) nicht geſchehen ift, da haben im Konteftationdfalle die Standeögenoffen nad) 

« pflihtmäßiger Neberzeugung darüber zu befinden, ob die Ehrenhaftigkeit unerlegt fei; 

5. das in Ichterer Beziehung vorzufchreibende Verfahren hat lediglidy den Zived: 

a) frivole Anklagen auf kurzem Wege zu befeitigen; 

b) die wahre Ueberzeugung der Standeögenoffen, auf Grund vollftändig erforſchter 
Thatſachen, feftzuftellen; . 

c) die Rechte, ſowohl der ftändifcyen Verſammlungen ald aud) der Angeklagten, mög: 
lichſt zu ſichern. 

Die nachſtehende Auseinanderſetzung der einzelnen Beſtimmungen der Verordnung wird 

darthun, in welcher Weiſe die Durchführung dieſer Prinzipien verfucht worden iſt. 

Ad Nr. J. Es werden vier Hauptkategorien von Perſonen aufgeſtellt, denen wegen 

— des unbeſcholtenen Rufed die Theilnahme an — Verſammlungen verſagt 
ein ſoll. 


— — zur — 
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1. Solche, welchen durch rechtöfräftiges Erkenntniß die allgemeine bürgerliche oder die 
befondere Standeöchre abgeſprochen ift; und die Ausſchließung diefer Perſonen rechtfertigt 
ſich ohne Zweifel ſchon durd daß jet beftehende Gefeh, denn die Befcholtenheit des Rufes, 
welche die Auöfchlichung aus ſtändiſchen Verſammlungen bedingt, fteht hier objektiv feſt. 

2. Ebenfo unzweifelhaft erſcheint c8, daß ein, von feinen Standeögenoffen aus dem Offi- 
jierftande ausgeftoßener Dann nicht in einer ftändifhen VBerfammlung Platz nehmen darf. 

3. Ad beſcholten follen ferner zu ftändifdhen Verſammlungen nicht zugelaffen werden 
diejenigen, weldyen dad Bürger: oder Gemeinerecht entzogen ift. Unter welchen Umftänden 
und in weldyen Formen died gefchehen kann, darüber enthalten die Städteordnung vom 
19. November 1808 8 39, die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831 88 19 und 20, 
die Yandgemeine- Ordnung für Weftphalen SS 45 und 46, die Gemeineordnung für die 
Rheinprovinz vom 23. Zuli 1845 in 8 38 und 39 ganz beftimmte Vorſchriften. 

Auch hierüber wird kaum ein Zweifel erhoben werden können, wenn man erwägt, daß 
derjenige, welchem die aktive Betheiligung an einer politiſchen Korporation niederen Grades 
(Gemeinereht) verfagt ift, folgereht aud) zur Theilnahme an einer mit höheren Rech— 
— — Korporation (der ſtändiſchen Verſammlung) nicht wird zugelaſſen wer— 

en können, 

4. Die vierte Kategorie endlidy umfaßt ſolche Verfonen, denen ihre Standeögenofien das 
Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigkeit verfagen. Die Befugniß, aus diefem Grunde einzelne 
Mitglieder von der Iheilnahme an ftändifchen Verſammlungen auszuſchließen, hat biöher ge= 
feglidy nur den Standeögenoffen in Betreff der Kreiöverfammlungen in Schlefien und den 
beiden mweftlichen Provinzen zugeftanden; eine weitere Auddehnung diefer Befugniß auf alle 
fändifhen Berfammlungen rechtfertigt fidy aber zunächſt dadurch, daß die mehrften Mitglieder 
nur vermöge Wahl ihrer Standeögenoffen zu den Verfammlungen Zutritt haben, und es 
denen, — die Vollmacht ertheilt haben, frei ſtehen muß, dieſelbe wieder zurückzunehmen, 
wenn die Vorausſetzungen, auf deren Grund ſie ertheilt iſt, nicht mehr er 

Wenn man zugeftehen muß (und died wird nicht in Abrede zu ftellen fein), daß es über: 
haupt Fälle giebt, in denen Jemandes Ruf für befcholten zu erachten ift, ohne daß dicd durch 

erichtliches Urtheil ausgefprochen ift, fo muß, wenn man nidyt darauf verzichten will, der 
orſchrift des Gefeged ein Genüge zu thun, daß befcholtene Perſonen auögefchloffen fein 
jollen, ein Mittel gefunden werden, diefe durch Richterſpruch nicht feftzuftellende Befholten- 
heit in anderer Weife zu konftatiren. Aber gerade, weil diefe Beſcholtenheit in dem Urtheil 
der Standeögenoffen —* nad) dem Skändegeſetz in den mehrſten Fällen zugleich die 
Wähler figd) beruht, erfchien ed nothtvendig und allein zuläffig, auf diefe zurüczugehen. 

Ad Nr. U. Die unter I, 1 und 2 erwähnten stategorieen find objektiv erkennbar. Es 
handelt fi) einfady um Beantwortung der Frage: ift dad Erfenntniß, welches eine entehrende 
Strafe feftfept, rechtöfräftig, ift die Entziehung des Bürgerredyts (Gemeinered)ted) formell 

ultig ausgeſprochen? Im Wege einer den Gerichtd- und Gemeinebehörden zu ertheilenden 
nftruftion wird dafür Sorge zu tragen fein, daß diefe Thatſachen gehörig zur Kenntniß 
der Vorſitzenden ftändifcher ee gelangen. 

Wenn hier im Entwurfe zuerft der Ausdrud Vorſitzender gebraucht worden ift, fo 
muß erwähnt werden, daß derfelbe als eine allgemeine Bezeichnung abſichtlich gewählt wor: 
den ift. Dem Kreistage fint der Yandrath oder in deffen Behinderung der erfte Kreiode— 
putirte vor, dem Kommunal Zandtage der von den Ständen gewählte, von Sr. Majeftät 
beftätigte Borfigende, dem Provinzial-Landtage der Allerhöhft ernannte Landtags-Mar— 
ſchall. Gemeinfam ift allen Dreien die Pflicht, auf Erfüllung des Gefeges in der Ver: 
day zu halten. 

Die Ausfchliegung erfolgt hier mit dem Eintreten des Grundes von felbft, und es ift 
nur eine Benachrichtigung an die Verſammlung vorgefährieben. 

Ad II. Dagegen war es nothivendig, ein Verfahren darüber vorzufchreiben, wenn die— 
felbe auf die fubjeftive Meberzeugung der Standeögenoffen von der Befcholtenheit des Ru— 
fes gegründet werden foll. Die dieöfälligen Vorfchriften enthält Nr. II. 

Der Vorſitzende ift verpflichtet, ehrenrührige Ihatfahhen, welche ein Mitglied der Ber: 
fammlung betreffen, zur Sprache zu bringen; welche Ihatfadyen er als ſolche betrachten will, 
muß feiner pflichtmäßigen Beurtheilung überlaffen bleiben; tritt aber ein Mitglied der Ber: 

Erfte Abtheilung 31 
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fammlung gegen ein anderes förmlich ald Ankläger auf, fo ift er verpflichtet, Die Anklage der 
Verfammlung mitzutheilen. Die legtere hat darüber zu befchliegen, ob überhaupt darauf 
einzugehen ift, und zwar geht der Vorſchlag dahin, daß das Verfahren eintreten muß, fofern 
nicht zwei Drittheile der Antvefenden ſich dagegen erklären. Die Verfammlung tritt hier ge- 
wiffermaßen ald Antlagefammer auf. Es könnte möglidyerweife ald eine Härte betrachtet 
werden, daß für einen Beſchluß zu Gunften des Angeflagten zwei Drittheile der Stimmen 
erforderlich werben, während doch fonft der favor defensionis vorzumwalten pflegt; allein es 
fommt dabei in Betracht, daß 8 7 der Kreisordnungen für Schlefien und die weſtlichen Pro: 
pinzen fhon eine ähnliche Beltimmung enthält, und es ift außerdem noch dafür anzuführen, 
daß ein Mitglied, weldyed vielleicht mit einer fehr ſchwachen Majorität von der Einleitung 
ded Verfahrens befreit werden möchte, doch nicht füglic Mitglied der Verſammlung bleiben 
fönnte, daß diefem vielmehr felbft daran gelegen fein müßte, die grabirenden Thatſachen auf 
geklärt und ſich vollftändig gereinigt zu fehen; daß es ferner fidy nicht um den Ausſpruch 
eined Schuldig oder Unſchuldig, fondern um Beantwortung der Frage handelt: foll eine 
ehrenrührige Thatſache, welche der Vorfigende für wichtig genug hält, um fie in der Ver: 
fammlung zur Sprache zu bringen, oder welche ein Mitglied der Verfammlung ald Anklage 
formell hinguftellen fein Bedenken getragen hat, der Unterfuhung völlig entzogen werden? 
Hiernady dürfte wohl die Beftimmung einer Majorität von zwei Drittheilen gerechtfertigt 
erfheinen, wodurch andererfeitd eine genügende Garantie dafür gegeben ift, da nicht ganz 
frivole Antlagen eingeleitet werden. Sobald der Beſchluß, das Verfahren einzuleiten, gefaßt 
ift, fo erhält der Oberpräfident der Provinz, welcher vermöge feiner amtlichen Stellung be 
fonderd ald Wächter für die richtige Handhabung der ftändiichen Geſehe in feinem Vertval- 
tungöbezirfe zu betrachten ift, davon Anzeige, und fortan geht die tweitere Verfolgung der 
Sadıe in feine Hand über. 

Die fonft in diefer Nr. enthaltenen Vorſchriften betreffen aufer der Einleitung ded Ver— 
fahrend die Beweisaufnahme, die Vertheidigung, Ausſpruch des Urtheild und die Fälle, in 
welchen eine Beftätigung deffelben Statt findet. Den hier foorgefchlagenen Vorfchriften liegt 
die Abſicht zum Grunde, die Thatfache auf eine möglihft einfadye und unparteiiſche Weiſe 
in das richtige Licht zu Stellen. Einer befonderen Erörterung hierüber wird es, da die Vor: 
fohriften einfach und an ſich klar find, nicht bedürfen, und nur über die Kollegien, welche den 
Urtelöfpruch zu fällen haben, wird noch eine Aufklärung zu geben fein. 

Im Allgemeinen ift das oben ſchon näher begründele Prinzip feſtgehalten, daß die Wäh- 
fer zunächſt das Urtheil auszufpredhen haben. Die, aud deren Mitte der Gewählte hervor: 

egangen ift, die, welche er zu vertreten hat, find recht eigentlich diejenigen, welche das nädhfte 
5* dabei haben, daß er würdig auftrete, daß er die geſetzlichen Bedingungen erfülle; 
fie find überdies am beften geeignet, fein Verhalten, fein Vergehen und den Werth feiner 
Handlung zu beurtheilen, denn unter und mit ihnen lebt er, fie theilen feine Auffaffung der 
erhältniffe, fie haben ihn für befonders geeignet und würdig erachtet, ihre Intereffen wahr: 
—— * ſind alſo vor Allen darüber zu befinden ** ob er noch der Mann ihres 
ertrauend iſt. 

Als Uebelſtand mag es hierbei hervortreten, daß einzelne Wahlverſammlungen ſo um— 
fangreich find, daß ihre Einberufung nicht ohne Beſchwerniß und nur ſelten Statt findet; 
allein hierauf ift einmal zu ertwidern, daß, da nad) der fpäter unter Nr. VI vorgefchlagenen 
Beftimmung das ftändifche Recht ruht, fobald das Verfahren einmal eingeleitet ift, ein drin- 
gender Grund die Entſcheidung in fürzefter Friſt herbeizuführen nicht anzuerkennen ift, ſo— 
dann aber ift es gewiß ald ein Gewinn zu betrachten, wenn die Wahlverfammlungen das 
lebendige Bewußlſein erlangen, daß ihnen diefe wichtige Entfcheidung obliegt, daß fie über 
den Mann ihrer Wahl ald Sittengericht zu entfcheiden in die Lage kommen können. 

Hierdurch wird zugleich Vorficht bei der Wahl ihnen empfohlen. 

Dad Prinzip, daß den Wahlverfammlungen die Entſcheidung zufteht, ift aber ganz all: 

emein nicht durchzufuͤhren, nämlich in allen den Fällen nicht, to die Mitgliedfchaft an eine 
Mänpifehe Verfammlung nicht auf Wahl beruht. 

Died ift der Fall 

a) bei Rittergutobeſihern bezüglich der Kreiötage und einiger Kommunal-Landtage, und 

b) bei den Mitgliedern des Herrenftandes, 
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Mad die lehteren betrifft, fo haben es deren befondere Verhältniffe rathſam erfcheinen 
lafien, daß Se. Majeftät der König fih für jeden einzelnen Fall die Konftituirung eined 
befondern Ehren-Gerichtöhofes vorbehalte. 

Was dagegen die ad a aufgeführten Mitglieder ftändifher Verfammlungen anlangt, fo 
erfcyeinen fie auf dem Provinzial» Landtage entweder felbft vermöge Wahl, oder fie werden 
auf demfelben durch einen gewählten Abgeordneten oder durch mehrere vertreten; hier findet 
ſich alfo die Wahlverfammiung, in welcher zunächft ihre Standeögenoffen zu erfennen find 
und auf diefe ift Daher zurückgegangen worden. 

Darüber, ob überhaupt eine Berufung Statt finden foll oder ob dad von der eriten In— 
ſtanz gefällte Urtel gleich ald rechtöfräftig betrachtet werden müffe, haben Zweifel obgemaltet; 
man hat fidy indeß doch, wenn auch nicht für eine zweite Inſtanz, fo dod) dafür entichieden, 
daß in gewiſſen Fällen das Urtheil der Wähler einer Beltätigung unterliegt, welche dem 
Stande übertragen ift, welcher auf dem Provinzial-Zandtage den Angefchuldigten vertritt. 

Dafür — folgende Gründe: 

1. in den Kreisordnungen für Schleſien und die weſtlichen Provinzen iſt eine ſolche zweite 
Inſtanz bereits angeordnet; 

2. cd liegt darin eine Garantie, daß bei Fällung des Urtheils leidenſchaftlos und vorſichtig 
verfahren werde, denn eine Wahlverfammlung wird fid nicht gern in die Lage bringen, 
2 Ausſpruche, daß Jemand für unbefcholten zu eradıten, die Beftätigung verfagt 
zu fehen; 

3. cd muß der Verfammlung ſowohl, welche die Anklage befchloffen hat, und den Anges 
flagten, wenn er freigefprochen worden, wieder aufzunehmen hat, freiltehen, hiergegen 
ihre Bedenken und etwa nod) ermittelte Ihatfachen einer abermaligen Beurtheilung zu 
untertverfen, daffelbe Recht aber kann dem Angeflagten nicht entzogen werden; 

4. den Vertretern eined Standes in den größeren Berfammlungen ift die Befugniß nicht zu 
verfagen, ein Mitglied aus ihrer Mitte zu entfernen, welches fie für befcholten erachten, 
und das Urtheil der Wähler fann in diefer Beziehung nicht abfolut bindend für fie fein. 

Es ift in allen den Fällen, wo es fi) um Ausfchliefung von einem Provinzial-Land— 
tage handelt, oder wo die Verſammlung, bei welcher die Anklage erhoben worden, bei einem 
freifpredhenden oder wo der Angeflagte bei einem verurtheifenden Erfenntniffe fi) nicht beru- 
bigen zu können vermeint, die Beltätigung oder Verwerfung des Urtheild der Standes— 
genoffen der Angeklagten auf dem Provinzial» Yandtage vorbehalten. Bon der Befugniß 
der Staatöbehörde zu aggradiren, weldye Anfangs vorzubehalten beabfichtigt ward, ift in der 
Ueberzeugung abgeſehen worden, daß den ſtändiſchen Verſammlungen felbft mit Zuverſicht 
die Fürforge für die Entfernung beſcholtener Mitglieder überlaſſen werden könne. 

Tas Urtheil über ein Mitglied des Herrenftanded kann einer Rekurdentfheidung ſchon 
um deöhalb nicht unterworfen werden, weil cd der Betätigung Sr. Majeftät ded Kö— 
nigs unterliegt. 

Ad Nr. IV. Daß die rehtöfräftige Ausſchließung aus einer ſtändiſchen Verſammlun 
auch den Verluft der Befugniß überhaupt, ftändiiche Rechte auszuüben, nad) ſich ziehen * 
folgt aus dem oben näher bezeichneten innigen Zuſammenhange der ſtändiſchen Korporatio— 
nen unter ſich, und die Ausſchließung von der Wahlverſammlung iſt, abgeſehen davon, daß 
cd ſich dabei auch um Ausübung ſtändiſcher Rechte handelt, um deöhalb unvermeidlich, weil 
der Verfammlung nicht zugemuthet werden fann, Jemand in ihrer Mitte zu dulden, den fie 
ſelbſt für beſcholten erklärt hat. 

Ad Nr. V. Es ſchien erforderlich, aud) den Weg zu bezeichnen, auf welchem eine Reha- 
bilitirung eines von den Ständeredhten auögefchloffenen Individuums herbeigeführt werden 
fan, und auch dabei eine ftändifche Konkurrenz eintreten zu laffen. 

Ad Nr. VI. Wie in den Städteordnungen und Gemeincordnungen Vorfchriften darü— 
ber enthalten find, unter welchen Umftänden dad Bürgerrecht (Gemeinerecht) ruht (Revidirte 
Städteordnung vom 17. Mai 1831 8 23, Landgemeine⸗ Ordnung für Weſtphalen vom 
31. Ottober 1841 8 47, rheiniſche Gemeineordnung 8 40), fo müffen für ſtändiſche Ver— 
ſammlungen ſchon um deshalb ähnliche Beſtimmungen getroffen werden, weil es nad) dem 
Dbenangeführten nicht zu rechtfertigen fein würde, wenn So von dem Bürgerrecht aud) 
nur zeitweiſe audgeſchloſſen, während diefer Zeit aber berechtigt wäre, die höheren ſtändiſchen 
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Rechte audzuüben. Es ift daher, obwohl vielleicht eingewendet werden könnte, Daß in diefem 
Gefege nicht der eigentliche Plag für eine ſolche Feftfegung fei, dennoch eine Beftimmung 
darüber aufgenommen torben. 

Mit Rüdficht hierauf wird unter Nr. I auögefprohen, daß dad Ruhen des Bürgerrechts 
auch die Suspenfion der ftändifcen Rechte zur Folge habe. Ald Grund einer folden Sus— 
penfion wird unter Nr. II ferner der Umftand bezeichnet, wenn eine Kuratel- oder Kriminal- 
unterfuchung eingeleitet ift. Zmweifelhaft möchte es fein, ob die Einleitung einer Kriminal: 
unterfuhung allein ſchon die Suöpenfion ftändifcher Rechte herbeiführen foll, oder ob etwa 
feftzufegen fein möchte, daß diefelbe nur dann gefchehe, wenn wegen eined Verbredyend bie 
Unterfuhung eingeleitet fei, worauf eine ehrenrührige Strafe ftehe, fo daß alfo Jemand, der 
etwa wegen Duells ſich in Unterfuhung befände, von einer ftändifhen Verſammlung nicht 
auszuſchließen wäre; in Betracht jedoch, daf in der allegirten Stelle der revidirten Städte: 
ordnung und der — — jede Einleitung der Kriminalunterſuchung allezeit das 
Ruben ded Bürger» (Gemeine:) Rechts nad) fich zicht, ift diefe Beftimmung hier in gleicher 
Weiſe aboptirt worden. Wenn die ftändifhe Verſammlung die gegen ein Mitnlieh erhobene 
Anklage für fo gewichtig erklärt hat, daß darüber ein förmliches Verfahren ftattfinden foll, 
fo kann die vorläufige Ausfhlichung des foldyergeftalt zur Unterſuchung gezogenen Mitglie 
deö feinem Bedenken unterliegen, und nur erft, nachdem daſſelbe durch rechtöfräftige Frei— 
fprehung vom Verdacht gereinigt ift, kann die Theilnahme wieder ftattfinden. 

Uebrigens unterfcheidet ſich die völlige Ausfchliefung aud der Verfammlung von einer 
vorläufigen im Erfolge namentlich aud) dadurch, daß bei der erfteren neue Wahlen fowohl 
für die Abgeordneten ald für die Stellvertreter ftattfinden müffen, während bei der letzteren 
nur der Stellvertreter, für den, deffen ftändifche Rechte ruhen, einberufen wird, 

Ad Nr. VII. Eine ausdrüdlihe Aufhebung der diefen Beftimmungen entgegenftehen- 
den Vorſchriften erſchien nothwendig, damit nidyt Zweifel Darüber entftehen können, ob ſpe— 
ziellere Vorſchriften, namentlid) die in den Kreisordnungen enthaltenen, den hier enthaltenen 
allgemeinen entgegenftehen. 
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0) Ergebniffe der Staatöfhuldenverivaltung im Jahre 1845. 


Einnahme. 


I. 
Einnahmen 


zur 
Verwaltung der Staatöfchulden 
für dad Jahr 1845 


waren nad) der Haupt-Einnahmerechnung der 
Staatöfhulden-Tilgungätaffe borhanden: 


1. 

der baare Beitand aud dem Jahre 1844 
(Rr. 76 der vorigen Darftellung vom 29. Novem- 
RENTE ERSTER 
anfhliehlid, 902 Thlr. 16 Sar. 11 Pf. Konven- 
tionögeld, für welche das Agio zu drei Pro- 
Rd ROSA EN IR ONGESEN EEHRHRHETANNER, LER SRH IOR, 0 
bier audzuwerfen ift. 


Es famen ein 





481,891 24 4 







2 
ie Domainen- und Forftgefälle............. 
3. 

Die Domainen- und Forſtveräuße— 
rungs- und Ablöſungsgelder mit Einſchluß 
der nach Nr. 3 der erwähnten Darftellung aus 
dem Jahre 1844 verbliebenen Rückſtaͤnde von 
340,230 Thlr. 2 Sgr. 3 Pf 

Auf das Solleintommen dieſes Titeld von 
1,263,685 Ihr. 25 Sar. 2 Bf. find — nad) Ab- 
sug von 5,334 Thlr. 1 Sr. 11 Pf, weldye wegen 
rüdgängig gewwordener Veräußerungen u. f. to. 
Juruderftattet worden — überhaupt eingegangen.. 
mit Einſchluß einer ertraordinairen Einnahme von 
511 Ihr, 4 Sar. 8 Pf, melde von den zum 
Bau eines Forftdienft- Gebäudes übertviefenen 
Mitteln erfpart worden. 


4. 
Der Zufhu aus dem Ertrage des Salz— 
mon — 


5. 
Die Beiträge der Regierungs-Haupt— 
faffen zur Tilgung der provinziellen 
Staatsahuldehuasnsssmeee 


5,325,879 10 : 






1,031,350 10 11 





252,641 5 






405,817 | 811 
7,497,609 2410 


489 


Dazu Agio vom 
Konventionggelde 


Thlr. 


leaer. 


27| 21 3 
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Dazu Agio vom 
Einnahme. Konventionsgelde 
a0.  leoler 
Vebertrag 7,497,609 124 10 2712 
einſchließlich 95 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf. Kondentiond- ann 
geld, von welchem bad Agio zu drei Prozent... |... |] 20 


beträgt. 
6. 
Ertraordinaire Einnahmen. 
a) für Rechnung des Hauptfond®: 
die von dem Handlungshaufe N. M.v.Roth- 
ſchild in London bei Ueberweifung der Zinfen 
von der Anleihe vom Jahre 1830 im Jahre 1844 
(Nr. 38 der vorigen Darftellung) wiedereingezo⸗ 
genen 8,690 Zt. oder zum Gtatöfage A 63 The. 
Ihe. Sg.Pf. 
58,657 15 — 
b) für Rechnung des Til: 
ungöfondöder provin— 
ziellenStaatöfhulden: 
von den Depofitalfonds und dem 
Betrieböfonds der provinziellen 
Staatöfhuld unabgehoben ge: | 
bliebene Zinfen von provinziellen 
Staatö-Baffivtapitalien u. ſ. w. 1,375 5 10 





AUFRMNMEN...... m 60,032 120 10 
T. 

Diefen Einnahmen ift dad vom Kondentiondgelde | 
audgeworfene Agio „ee | 
hinzuzurechnen Mit... 2) * 

Die Geſammtſumme der Einahmen bet | 
Staatsfhulden-Tilgungdtaffe belief m— 
fid) demnad) für das Jahr 1845 auf 1,557,672 14| 3 

Die Haupt-Einnahmerehnung weift (Blatt 34) 


ald Gefammteinnahme nad)... 7,557,642 15 8 | 
einſchließlich 998 Thlr. 14 Sgr. 5 Pf. Konven⸗ 
lionogeld; nad) Zurechnung des Agios hiervon 


zu drei Progent Mit... 29 28] 7 
ergiebt fid) die obige Summe ......meeeee 757,672 14 3 
8 | 
Mird diefer Einnahme der Staatöfhulden-Til- | 
gungdkaſſe dad hinzugefügt, mad die Regierungd- | 
Haupttaffen zur Verzinfung und Til: | 
gung der provinziellen Staatsfhul- | 
den hergegeben haben, nämlid): 


7,557,672 ha 3 
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Dazu Yie vom 
Kommntiraitet 


Zar. I; F 


Gefanmt: Einnahme. Baar 


X. 6 er 


Üebertragf 7,557,672|14| 3 

a) an Zindrüdftänden (Nr. 22 der ge: 

genwärtigen Darftellung)............. 26,081 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. 
b) an Zinfen für das Jahr 1845 

(Nr. 50 der gegenwärtigen Dar- 

a) PRO ENENTERER 179354 = 6 = 9 - 
c) aud dem Spefenfonds zur Tilgung 

der vormald ſächſiſchen Schulden 

(Nr. 65 und 69 der gegenwärtigen 








Darſtellungh* 5006 = 4 = 5: | 
2 EEE SUSESTSEVSTER SA NEFROHENINEE 210,443 14 4 

ſo ftellt fih ald Totaleinnahme für die Verwaltung der — 
* Staatsfhulden eine Summe heraud Dolce 7,168,115 128 7 


Von diefer Summe vertvendete die Staatsfhulden-Tilgungötaffe zur 
Beftreitung ihrer 


II. 
Ausgaben. 


A. Rückſtände. 
A. Zinfentefte aus früheren Jahren. 
a) don der allgemeinen Staatsfchuld, und zwar: 
a) Bon ben ausländifhen Anleihen. 


9. 

Von den Zinscoupons der im Jahre 1836 durch die Kündigung 
des letzten Reſtes der Obligationen vom Staatofchulden Etat ausge⸗ 
ſchiedenen fünfprozentigen Anleihe bei MA. v. Rothſchild 
IN Frankfurta. M.vom Jahre 1817, waren nach Nr. 9 der 
borigen Darftellung nod) nicht eingegangen: 875 Gulden = 500 Thir. 
und berblieben, da eine Einlöfung nicht ftattgefunden, auch am Schluffe 
des Jahres 1845 als Nüdftand. 


10. 
. Don den Zindcoupond der im Jahre 1835 durd Umwandlung 
 dierprogentige Obligationen der Anleihe vom Jahre 1830 vom 
en ebgegangenen fünfprogentigen Anleihe bei N. M. v. 
othſchild in London vom Jahre 1818. 











ENDE EEE a 





Ausgabe. 
Zinſen-Rückſtände. 










Thlt. 


a) waren nach Nr. 10 der vorigen Darſtellung 
rucſtaͤndig =... 1.203 Lſt. 15 ©. 


— t 


oder zu dem Etatöfate 1 Lt. ⸗ 63 Tpt...8,125 Thl. 9 Sgr. 5Pf. 
— —— 
und verblieben auch am Schluſſe des Jahres 1845 im Rüditand. 
b) An eingelöften Coupons wurden | 
nad Nr. 10f d.d. D..........- 5 21. —33 Tpl. 22 Sgr. 6Pf. 
bei der Staatoſchulden⸗Tilgungs⸗ 
faffe verwahrt. 
e) Davon find im Jahre 1845 ver⸗ 
nichtet onen 24 :—16 - 36 > 3— 
d) mithin im Beſtande verblieben. 2421. = 16 Xhl. 26 Sgr. 3 Pf. 


11. 
Die Rüdftände der vierprogentigen Anleihe bei N. M. 
v. Rothſchild in Xondon vom Jahre 1530 betrugen: 
a) nach Nr. IIe 
DD 312... nen 21 208.15 Sg. 


nahNr.38g 
DE D.... 15,696 = =... ee 105,948 = — 


und follten 
dafür an Cou⸗ 
pons über zu⸗ 
fammen..... 18838 Lſt. =... 127,156 Th. 15 Sg. 
eingehen. 
b) Hierauf gin- 
gen im Jahre 
1845 ein: 
laut Haupt⸗ 
audgabe- 
Rehmung....12,774 = —=86,224 35.15 ©9. 
laut Depoli- 


talfonds⸗ 
Rechnung... 346 =» = 2335 > 15 > 
zufammen 13,120 21. =... 88560 =» — 
c) blieben nod) 
einzuziehen... 5,18 2f.=....mmeeeee 38,596 Th. 15Sg. 


d) An eingelöften Coupons af: 
ferbirte die Staatöfchulden- 
re nad) Nr. 11f 


ER a 236,724 8. — 1,597,887 TH. — Syr. 
und die oben unter b nad) 
GENE nase 13,120 : = 88560 - — 7 
ufammen....... 249 844 2ft.— 1,686,447 Th. — Syr. 
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Ausgabe. 
Zinſen-Rückſtände. 20. |soleı 

lcbertrag......249,844 2ft.— 1,686,447 Ih. — Sr. 

e) Davon find im Jahre 1845 
vernichtet MRRNREEREREE HERNE 123,970 - = 836,797 - 15 - 
N) noch vorhanden .............. 125,874. 849,649 Thl. 15 Sgr. 
3) von den inländiichen allgemeinen Staatöfhulden. 
12. 


„ Von den Zinfen der drei und ein balbprozentigen fur: 
märkſchen Schuldverſchreibungen 
a) waren rückſtändig nach Nr. I2e...... 56H. — Cor. — Pf. 
: Nr. 39c......12610 = 15 = — - 


jufammen......13,366 Ihl. 15 Sgr. — Pf. 





b) hierauf wurden 
1. gegen Ein- 
lieferung 
der Gou- 
pond ge- 
zahlt ....... 12,315 Ih. 18 Sgr.9 Pf. 
2. für zum 
Schuß ge 
gen die rd 
Hufion an⸗ 
emeldete 
oupons 
dem Depo⸗ 
ſitalfonds 
überwieſen 10 = 15 - —- 
und 3. aldpräffu- 
je dem 
Tlgungsf. 
—— 
d. g. D). 79-18 - 9- 
—— 
11405 = 2 - 6- 
c) mithin follen nod) eingehen............ HOTH.22Sgr. 6Pf 
bon melden der Staat nad) dem 
Theilnahme⸗- Verhältni (0,357308) 
nur 343 Ihl. 8 Sgr. 6 Pf. zu be 
richtigen hat. 
d) An eingelöften Coupons berwahrte 
die Staatöfhulden-Tilgungstaffe 
nad Nr. 12Ed.d. Deccsnnanann... 10291 -» 17 » 3- 
%., EU ee 214,826 = 15 = — - 
die oben unter b 1 nadhgetviefenen .. 12315 -» 18 = 9- 
fowie vier aus den nad b2 dem De- 
pofitalfonds übertwiefenen Mitteln 


Stite......937,433 Thl. 21 Sgr. — Pf. 
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Ausgabe. 
Zinſen-Rückſtände. 





Vebertrag.-...- 937,433 Thl. 21 Sgr.-Pf. 
eingelöfte Coupons von turmärtfhen 
ftändifchen Obligationen... 1. — . —: 
qufammel...... 937,454 Thl. 21 Sa. — Pf. 
e) Vernichtet find im Jahre 1845... 23712» 3 + 9: 
f) und am Schluſſe defjelben Jahres s — 
im Beftande geblieben... 699, 542TH1.17 Sgr. 3Pf. 
1% 
An Zinfenrücftänden ber drei und ein halbprogentigen 
neumärffden Schuldverfhreibungen waren am Schluſſe 
des Jahres 1844 verblieben 


a) nad) Nr. 13c d. d. 3 BRRRRRRORFERRUERE GT 7:.26Sgr. 3Pf. 
2 MC = eeennennnernennnnennn 18 +2» 6: 
zufammen...... 226 Thl. 18 Sgr. IP. 

b) darauf wurden gegen Einziehung der 
Coupons geahlt......eee: 212 =: 18 - 9: 
e) Rüdftändig blieben...... ANMu 14TH.— Sg. — Pi. 


und davon auf den Staatdantheil 

(0207239) 3 Thl. 22 Sgr. 3 Pf. 
d)An eingelöften Goupond befanden 

fi) beider Staatöfi chulden⸗Tilgungs⸗ 


laſſe nach Nr. 12g d. v. D.......... 176,687 XH.26Sgr. 3Pf. 
und nad) Nr. 404 d. v. D....... nee 56817» Te» 6- 

fo wie die umftehend unter b nad) 

gewieſenen .... ee 312 -» 18 = 9: 


zufammen......233,7 17 IH. 22 Sgr. 6Pf. 
e) davon wurden in 1845 vernichtet... 59,504» 15 = — : 
f) im Beftande verblieben... 173913 Tpl. 7 Sgr. 6Pf. 


Da die Zinſen von den vorſtehend unter Nr. 9 bis 13 anf 
geführten Scyuldengattungen immer im Ganzen — und zwar 
von den ausländifden Anleihen an die Handlungd= Käufer 
v. Rothſchild zu Frankfurt a. M. und London, von den fur 
und neumärtfchen Schulden aber an die, den beiden Provinzen 
und dem Staate gemeinſchaftlichen Verzinſungs⸗ und Tilgungs⸗ 
fonds — gezahlt und verauögabt ſind, fo dürfen bie auf Zin- 
ſenrückſtände nadıträglid) geleifteten Zahlungen hier nicht im 
Ausgabe erfheinen. 

Dagegen werben die Zinfen von den im folgenden Abſchnitte 
erwähnten Staats⸗Schuldſcheinen von der Staatöfchulden-Til- 
gungsfaffe unmittelbar an die Gläubiger gezahlt, und nur, ſo⸗ 
weit dies wirllich geſchehen, in den Rechnungen verausgabt. 











Zinfen -Rüdftände, 


Thlr. 
Demnad) find auf 


4. 
die Zinfenrüdftände der Staatd-Schuldfdeine 
a) nad) Nr. 140 d. v. D.....nncn... 15,974 hl. 1Sar. 7Pf. 
ae | 7 17 22 So SHOHREOERESTER: 54,566 = 19 » 8- 
jufammen...... 70,540 Ihl.21 Sgr. 3Pf. 
b) die im Jahre 1845 
1. gegen 
Coupons 
gezahlten 50,791 Ihl.24 Sgr. 3Pf. 
u.2.d. Depo⸗ 
ſitalfonds 
überwie⸗ 
fenen...... 22 = 15 =: —s 
jufamm..51,034 Ihl. 9 Sgr.3 Pf. 
bier auszu⸗ 
werfen mik...a..... 
Außerdem find 
3. aud den 
Mitteln d. 
Depofital- 
fonds als 
präfludirt 
dem Til- 
gungsfds. 
(Nr. 540 
d. dv. D) 
übertiefen 1,681 =» — - — - 
52715 - 9- 3: 
c) am Schluffe des Jahres 1845 
blieben demnad) im Umlauf. 17,825 Ihl. 12 Sgr. — Pf. 
d) An eingelöften Coupons wur: 
den bei der Staatöfchulden- 
Tilgungätaffe verwahrt, 
nad) Ar. 14fd.v.D........... 11,998,599 = 29 - 3. 
BAT ER 380825 = 3 - 11 - 
ferner die vorher unter b1 


* 


nachgewieſenen cneueeeencennnnn.. 50791- 24 - 3- 
fo wie aus den Mitteln des 
Depofitalfonds eingelöfte...... + 6 Er 





zufammen......15,857,889 Ihl. 27 Sgr. 5 Pf. 
€) Bernichtet find davon im Jahr . 
ra ————— 4135809 - 15 » — : 
N) und im Beftande liegen bei 
er Staatöfhulden-Tilgungs- 
taſſe — —— en 11,722,080 Ihl. 12 Sgr. 5 Pf. 

















mr 
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Ausgabe. 
Zinfen = Nüdjtände, wi. jener. 
15. 
Die Befammtaudgabe auf Zinfenrüdftände der allge 
meinen Staatsfhuld hat demnach betragen... 51,034| 9] 3 


b) Yon den provinziellen Staatsfhulden. 


Ron diefen Schulden werden die Zinfen von den Regierungd: 
Hauptkaffen ausgezahlt, mit Ausnahme derer des Herzogthums 
Sachſen und der oſtpreußiſchen Provinzial⸗Kriegsſchuld, von wel⸗ 
chen die Erſteren durch die Haupt⸗Inſtituten⸗ und Kommunalkaſſe 
zu Merfeburg, die Letzteren durch die Kämmercitaffe zu Könige 
berg berginfet werden, fo wie der Schulden des bormaligen Frei: 
ftaated Danzig, von welchen die Zinfen nicht an die Gläubiger ge 
zahlt, fondern dem Tilgungöfondd diefer Schulden zugeſchlagen | 
werben. 


Diefe Zinfenrücftände betrugen 




















16. 
hei den Kammerkredit-Kaſſenſcheinen | | 
a) nad Nr. 160 d..D. ...P.öPu 120 Thl. 7 Sar. 6 Pf. | 
a Eu. 7 SE DEE | 
, 457 Thl. 15 Sgr. — Pf. 
b)den Inhabern : o — | 
der Goupond 
wurden reali⸗ 
ſſ. 280 Ih. 7 Sgr. 6Pf. 


und ald präflus 
dirt verrechnet. 39 = — * 
319 2 7 z 6 ⸗ 
c) als Rückſtand ausgeworfen.......- 138 Thl. 7Sgr. 6Pf. 
d) An eingelöften Coupons wurden bei 
der Staatöfchulden: Tilgungdtafie 
afferpirt, nad) Nr. 161 0.0.0... 36063 = 7» 6: 
ara 9 Mr 6° 






und Die vorſtehend unter b nad): 
gewieſenen uam 280 -» 7 = 
aufammen...... 46,295 Ih. 7 Sgr. 6 Pf. 

e) Vernichtet find im Jahre 1845... 12957 > 7 =» 6: 






f) und im Beftande geblieben.........- 33,338 Thl. — So. — Pi. | 
| 1 | 
bei den SteuerkreditsKaffenfheinen 
a) nad) Nr. 17 cd. v. D.......... 1,154 Ihl. 7 Sgr. 6Pf. | 
« = Möbes 5 esse 1236 =» 2 - 6: 





zufammen...... 2,391 Ih. — Syr. — Pf. 
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Ausgabe. 
Zinfen = Rüdftände, 






lebertrag...... 2,391 Ihl. — Sg. — Pf. 


b) davon wurden gezahlt, ge: 
gen Einziehung der Gou- 
JJJ 633 Thl. 
an den Depofitalfonds.... 6 - 
und als präfludirt verrech⸗ 





R... 48 
(7 =: — : — 
“ a Sc 7 VS nr 
c) der Rüdftand betrug demnad)...... 1,704 Ih. — ©. -— 
d) An eingelöften Goupond beſaß die 
Staatöfhulden- Tilgungstafie 
nad) Ar. 17 FB. 0. D..................388477 - 15 = —_ o 
EEE een LEE 9 Me Br 
und die vorftehend unter b nad)- 
Fſeeeeeee 633 — ⸗e —⸗ 
T — — 
511,046 Xhl. 
€) davon gelangten zur Vernichtung. 129,623 : 7 - 6- 
f) im Beftande blieben alfo......... ... 381,023 Thl. — ©g. — Pf. 
18. 


Von den Kriegdfhulden der Provinz Oftpreußen und 
Yitthauend (Königäberger Stadtobligationen) waren an 
Zinfen rüdftändig geblieben: 

a) nad) Nr. 180 d. v. Dec... 197 Ih. — Sg. — Pf. 
EEE en 1,521 — 2 —; 
— — — 

1,718 Thl. — &g. — Pf. 

b) nachdem davon Je; 
l. an die Gläubiger 


gezahlt. 1,552 Ihr. 
2. ald präfludirt ver: 
rechnet worden ...... 19 - 


131 4 2 


c) blieben noch einzuldoſen .uaeeeanaaa... 147 Ih. — ©. — Pf. 
bon welchen der Staat nach dem Theilnahme⸗Verhältniß 
(0,27072) = 39 Thl. 23 &g. 11 Pf. zu berichtigen hat. 

d) Die eingelöften Coupons, fo weit deren Vernichtung nicht bereits 

erfolgt iR, hat die Kämmereifaffe in Königöberg nachzuweifen 


19. 

Dei den Schulden des vormaligen Kreiftaated Danzig 
fommen Zinfenrüdftände nicht vor, da die Zinfen jährlich mit ihrem 
vollen Betrage zum Tilgungsfonds diefer Sculdengattung fließen. 

20. 

Die übrigen auf den verfchiedenen Regierungdbegir- 
fen haftenden einzelnen Zanded- und Domainenfhulden 
erden feit dem Jahre 1828 bei den Regierungd- Hauptfaffen ver- 





Erſte Abthellung. 





aan 
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Ausgabe. 
Zinfen - Rüdftände. 

















zinſt; Die Zinfenrüdftände aud der Zeit vor dem J. Januar 
1828 aber verrechnet die Staatöfhulden- Tilgungötaffe: 
a) fie betrugen nad) Nr. MWed.v.D... 291,742 Tpl. 14 ©g. > Pf. 
b) dazu traten an Zinfen von neuan- 


erfannten Forderungen nenn, 1575 » 12 » 7: 
e) von der danach aufn. „293,317 TH.27 Sg — MH. 
erhöheten Summe wurden an die _ 
Gläubiger gezahlt en, 1649 = 17» 9: 
d) rüdftändig blicben ne 291,668 OSg. IP. 
21. 


Die Rüdftände aud der Zeit nad) dem 1. Januar 1828 
werden dagegen hier nur vor der Linie, und zwar allein behufö der 
Ausgleihung der bei einzelnen Regierungs⸗ Haupttaſſen vorfommen- 
den Mehrausgaben mit den Erſparniſſen, ſo wie zur Feſtſtellung, 
Feſthaltung und Komentrirung der überſchießenden, für den Tilgungo⸗ 
fonds beftimmten Erfparnifie Surtgeführt: 

a) fie betrugen nad) Nr.21fd.v. D...210,563 Ihl. 9 ©. 7Pf. 
4083⸗⸗⸗.20 W⸗2⸗ 
234.067 Ihl,. S g. I Pf. 
b) von neuanerfannten Forderungen 
tamen hinzu ee — 6864: 22 
der Ausgabebedarſ wurde daher... 240,931 Ih. 9Sg. 11 Bi. 
ce) hiervon gingen ab durd) die Til- 
gung u. wurden beim Tilgungsfonds 
(Nr.68cd.g. D.)mit Ihl. SFr 
vertvendet............ 1,174 5 
d) gezahlt wurden von 
der Staatoſchulden⸗ 
Tilgungöfaffe an die 
Negierungd: Haupt: 
taffen die Mehraud- 
gaben (b).........-.. 6,8 
pon den Regierungs⸗ 
aupttaffen an die 
Hläubiger ............- 26.081 23 2 


yufammen...... 3410 -» — : 6- 
e) rüdftändig blieben... 206,811 Ihl. 9 Sg. 5 Br. 


22. 
Die Ausgabe auf Zinfenrüdftände von propinziellen 


BE EEETTTTLIILIE LIE SE DIE E 


Staatöfhulden-Tilgungstaffe 8,513 Thl. 19 Sg. 11 Pf. 
und ducd) die Regierungd-Haupt- B 
kaſſeee FERENPENSPL 26081 - 3 » 2 
— m 
gezahlt worden. 

























Staatöfhulden hat hiernad.....mmenenenneenn en — 
betragen, und zwar ſind davon durch die 
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Ausgabe, 


Kapital: Rüditände, 


B. Rückſtände der Kapitalstilgung. 


Diefe beftehen in gefündigten Kapitalien, der. MWebung die In- 
haber unterlafjen haben. Da jedoch die Mittel wr Cinlöfung 
ſchon früher bei der Kündigung im Ganzen ver: ‘Pt worden und 
zwar bei den auswärtigen Anleihen an die Haue. ın„öhaufer v. Roth: 
ſchild in Frankfurt a. M. und London, bei den übrigen Schulden: 
gattungen an die betreffenden Tilgungsfonds der Staatöfhulden- 
Tilgungöfaffe oder an die fonft mit der Verrechnung beauftragten 
Spezialfaffen), fo dürfen die nachträglich auf foldye Nüdftände ver: 
ausgabten Beträge nicht noch einmal bier in Ausgabe geftellt, fondern 
nur hehufs der Sefthaltung der zu ihrer Realifirung verauögabten 
Summen und zur Stontrolirung der dagegen einzuliefernden Doku: 
mente vor der Linie aufgeführt werden. 


Diefe Rüdftände betrugen 


a) von den allgemeinen Staatsfchulden. 
«) bon den ausländijchen Anleihen. 
23. 

Von der Anleihe bi M U vn. Rothſchild in Frank— 
furt a. M dom Jahre 1817 und zwar aus dem Umtaufchgefchäft 
nah Nr. 23 d. dv. D. — 2285 Tplr. 21 Sgr. 5 Pf. Kapitaldotu- 
mente und 164 Ihlr. 8 Sar. 8 Pf Zinscoupond, auf welche aud) 
im Jahre 1845 nichts hat verwendet werden fönnen. 

24. 

Von der Anleihe bi RM. vo. Rothſchild in London 
bom Jahre 1818 (Nr. 24 d.v. D) — 45,225 Ihlr. Kapital und 
24,662 Ihlr. 24 Sar. 4 Pf. Goupond, von weldyen ebenfalls weder 
Kapitaldotumente noͤch Zinscoupond zur Einlöfung gefommen find. 

25. 

Von der Anleihe bei N. M.v. Rothſchild in Yondon 
vom Jahre 1830 konnten Kapitalrüditände nicht vorfommen, da 
die Tilgung durch Ankauf betvirkt worden; an Goupond jedod), tweldye 
mit den in Staatd-Schuldiheine umgetaufchten Obligationen unent: 
geltlih abgeliefert hatten werden follen, waren nad) Wr. 5lfd.v. D. 
nicht eingegangen ceenecenanunnnnaa.. 8,2122. 55,431 Ihlr. — Sgr. 
deren Betrag dom Kapital gefürzt 

und dem Depofitalfonds über- 

tiefen war. 
Davon find in 1845 nn... 7442: =50233 - 15 
Fagepengen und der Ktontrole der 

Staatöpapiere zur Aufbewah— 

tung übertiefen. Rüdftändig - 

alfo noch geblieben ................. 7o2f.— 5,197 Ihle. 15 Ser. 

Es befinden ſich demnad) nad) Nr. 51bd. v. D. an eingejogenen 
Obligationen 2 785,300 Lſt. = 18,800,775 Ihlr. und an Zindcou- 
Pont 723,408 &ft. — 4,883,004 Thie bei der Kontrole der Staats- 

apiere. 




















Anderiveitige finanzielle Mittheilungen ber Regierung ꝛtc. 














les. | er. 





Kapital: Rüdftände. 


Thlr. 









B) von ben inländifchen Staatsfhulben. 


26. 

Bon den kurmärkſchen Schuldverfhreibungen, deren 
Tilgung aud) im Jahre 1845 bewirti worden, waren rüdftändig ge: 
blieben: 

a) nad) Nr. 52h 
d.9.D. ....... 
b) im Jahre 1845 . _ 

gingen ein... DL: ::190:-1D>- - 
e) mithin blieben 

rücftändig.......6,400 Ihl. Oblig. und 574 Ihl. — Ser. Goup. 
d) An eingelieferten Goupond wurden bei der Kontrole det Staatö- 


papiere aufbewahrt, nad Nr. 26e 
1.207 Ih. 15 Sgr. — Pf. 
















d. b. Da.aanneenonnesnnnenanneennennn nenne 
nad Nr. 521 d. d. D....... ne 10311 = — — 

und die borftchend unter b nachge _ 

wieſenen „un 0 150 : 15 : — — 


















— 11,669 Ihl. — Egr. — Pi. 


27. 
An neumärkſchen Schuldverſchreibungen 
a) follten eingehen, nad) 
Nr. Wed. v. DD... 1,000 Iht. Oblig. u. 70 Thl. Coup. 
nah Nr. 53g d. v. D....... use ⸗ ARE © ⸗ 
1,000 Th. Oblig. u. 175 Thl. Coup. 
b) eingegangen find aber nur — =  ° 7 105 =» — 
e) rüdftändig geblieben alfo...1,000 Thl. Dblig. u. TO Thl. Coup. 
d) An dergleichen unentgeltlid) mitein- 
gelieferten . affervirte Die 


Kontrole der Staatöpapiere nad) 
Nr. 27d d. v. D. 000000 1,364 Ihl. 3 Sa. I Pi. 
nad) Nr. 53h d.d. D. .........- 2173 :» 15 =: — * 
und die vorher unter b nachgewie⸗ re 

M} zw ⸗ — — 


—V VVVVV—— 


— 3,642 Thl. 18 Sgr. IP. 
28. 
An Staatd-Schuldfheinen 
a) waren rüdftändig nad) 

Nr. 28e d. dv. D....... 2,475 Thl. Kapit. u. 226 Ihl. Goup. 
b) eingegangen findim 3.1845 475 - + 40 = = 
e) u. ferner rücftändig geblieb. 2,000 Thl. Kapit. u. 186 Thl. Eoup. 
d) Mit den getilgten Kapitaldo- — 

tumenten eingegangene Cou⸗ 
































9x m (15) 





Ausgabe. 
Kapital-Rüdftände. 


pond afferbirte die Stontrole der 
Staatöpapiere nad) Nr. 28 d 
d. v. D. 





Sächſiſche Eentral- Steuerobligationen, 


zogen fortzuführen. 











Ergebniſſe der un im Jahre 1845. 


nen 166,952 Thl. 19 = 9Pf. 
nach Nr. 54h d. v. D.cnn...... 128,635 ⸗— 6: 
und die vorftcehend unter b auf: 
BIRD en. 40 - — — ⸗ 
zufammen......295,617 Thl. 20 — 3Pf. 
b) Der provinziellen Staatsſchulden. 
29, 
Von Kammer- Kreditkaſſenſcheinen 
a) waren an Rüdftänden wie⸗ 
der aufzunehmen (Nr.29e Thl. Thl. 2 
11,720 Kap. u.356 2 6 Coup 
Ar. 63cd.v. D.)......... 2992 - 7 0:2 
14,712 Kap.u.434 — — Coup. 
b)im Jahre 1845 wurden 
BBRRRE en 7,843 :3%6 13 — ⸗ 
e) und dadurd der Rüd- 
A 6,869 Kap.u. 37 15 — Eoup. 
vermindert. 
30. 
Von den Steuerkredit-Kaſſenſcheinen 
a) waren Fe einzuziehen Thl. Thl. Sar. Pf. 
(Ar. 30c d.v. D.).......... 10,100 Kap. u. 602 13 — Eoup. 
(Nr. se —— 1020 = —666 — — — 
20300Kap. u. I2668 15 — Coup. 
b) Realiſirt wurden in 1845 1400 49 15 — - 
c) der Rückſtand gin alſo 
herab auf......... ß BG — 18,900. Kap.u.1,219 — — Coup. 
31. 


nad) Nr. 31. d. v. D. — 200 Thl. Kapital und 87 Thl. 15 Sgr. 
Coupons find noch ferner mit diefem ihrem Ichten Reſte ald uneinge: 


Thlr, 


50] 


lea | Br. 


! 


i 


Ausgabe. 
Kapital⸗Rückſtände. 






32. 

Die Mittel zur Einlöſung dieſer Nüd 
Gentralfhulden 
über zufammen........ 
befinden fid) 

a) beim Depofital- 
fondsd. Staats⸗ 
ſchulden⸗Til⸗ | 
gungöfaffe mit.. 1,602 Il. - 92T. Sr. 6 Pf. 
b) bei der Haupt⸗ 
Inftitutentafle 
in Merfebur 
Wil 
1,251 Ihl. 7 Sgr. 6 Pf. 


* — — 
Die übrigen Coupons uͤber ne. 
müffen mit den gefündigten Kapitaldotumenten unentgeltlidy einge: 


liefert werben. 

e) An ſolchen Coupons find im Verwahrfam der Kontrole der 
Staatöpapiere nach Nr. 320d. v. 2.34,552 Th. Sgt. — Pf 
nah Nr. 63d d. v. D.......nn- 0: =» 6: 


ftände von ſächſiſchen 


25,969 Thl. Kapit. u. 1,344 Thl. Goupond 


» 7 P 
m. ⁊ * 
’ 


nad) Nr. 644-⸗⸗3*35* 5,169 = — — 
und die umſtehend unter Nr. 29c 
und Nr. 30c nachgewieſenen ........ 396 : 15 - — 
und 49 - 15 : —: 
zufammen......41,130 Zhl. 2 Sg. 6Pf. 
d) und nad; Vernichtung don ........ »- 24,476 2 =: 6: 
e) noch ............................... 16,654 Thl. — Sgt. — Pf. 






33. 

Die Schulden ded vormaligen Freiſtaates Danzig 
werden durch Ankauf getilgt; es kommen daher auch bei dem Antheile 
ded Staates an denfelben Rüdftände nicht vor. 

34. 
Bon der oftpreußifhen Kriegsfhuld waren nad) 


aufgerechnet. 
35. 





durch Antauf ſtattgefunden hat. 


Anderweitige finanzielle Miltheilungen der Regierung x. 


len. |». 


Nr. 67hd.d. D. rückſtändig ....... ee 3.266 Thl. 20 Sur. 
und find unter Nr. 67 f und g der gegentärtigen Darftellung mit 


Beidenübrigen provinziellen Staatöfhulden find nad) 
Nr. 35 und 68 d. d. D. Nüdftände nicht verblieben, da die Tilgung 


(16) 












































| 
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| Ausgabe. 





Zufammentrag der Ausgaben auf Rückſtände. 


C. Ausgaberückitaud des Fonds für die un: 
verzinsliche Staatsfchuld. 


| 
36. 
Der Fonds zu den Koften der Kaffenanmweifungen hatte 
nad) Nr. 0e d. b. D. einen Beftand von 109,425 Th. 10 Sar. 
SW. Diefer ift der laufenden Ausgabe dieſes Titeld (Nr. TOb d. g. 
D.) zugefegt worden. 
37. 
Die Ausgaben auf Rüdftände aus früheren Jahren 
beſchränken fid) demnach auf die Zahlungen an Zinfenrüdftänden, 
welche in der gegentwärtigen Darftellung | 
Nr. 15 für die allgemeine Staatsſchuld Mit.......................... 51,034 | 9| 3 
Nr. 22 für die probinzielle Staatoſchuld mitc 34,595 13 1 


zuſammen mit...... 85,629 22 4 


— et— — 
nachgewieſen worden, und zu welchen 


die Staatöfhulden-Tilgungstaffe 59,547 Ih. 29 &g.2 Pf. 
und die Regierungs- Hauptkaffen...26,081 = 3 = 2 - 
beigetragen haben. 


= — 23 


504 Anderweitige finanzielle Mittheilungen der Regierung ?. 


Laufende Ausgaben. 
Verzinfung. 


B. Laufende Ausgaben. 
A. Verzinjung. 


a) Der allgemeinen Staatsfhuld. 
) Der ausländiihen Anleihe. 
38. 

Ron der Anleihe beit. M.v. Rothſchild inXondon vom 
Jahre 1830 waren nad Nr. öldd. d. D. am Schluſſe ded Jah: 
red 1844 nod)..............-. 392,400 Lit. a 63 Thl. = 2,648,700 Thl. 
im Umlauf. 

a) zur Berzinfung dieſes Betrages empfing Das genannte Hand⸗ 
lungshaus für das erſte Semeſter (1. April) 1545, zu zwei Pro⸗ 
zent 7,848 Lſt. oder... eneenneene ne enent 

b) für dad zweite Semeſter (1. Dftober) wurden dem Abwidelungd- 
fonds ber englifchen Anleihe, für die von ihr in Folge der Kün- 
digung diefer Anleihe (Nr. 31 d. dv. D) mit den dazu gehöri- 
Er erworbenen Goupond aud dem Dktobertermin 
5.272 
übertiefen, und es verblich daher für died halbe Jahr ein Aus 
gabereft von 2576 Lſt. oder 17,385 Thl. 

c) Außerdem mußten, da mit den getündigten Obligationen auch 
die am 1. April 1546 fälligen Goupond eingeliefert werben foll- 
ten, an Stüdzinjen für die Zeit vom |. Oftober 1845 biö zu 
dem Zahlungstage gezahlt werden... 
dazu: Spefen, Courödiffereng 2C. bei Ueberweifung der erforder: 
liyen Zahlungsmittel an dad Haus Rothfhild.......- 


— 


d)Nad) a und b follen an Cou⸗ 
pond eingehen....................- 7,848 2ft.— 52,974 Ip. — Sur. 
und... 5272 = =35,586 - — 
ufammen...... 13,120 2ft.— 85,560. Thl.— E gr. 
Eingegangen find indeſſen bis 
zum Scyluffe hes Jahres 1845 


vü ER 1070 -» = 17222 » 15 > 
alfo nd) einzuliefern ........... 12,050 2. 81,337 Ihl.15 gr 
und mit dem winter b gedachten 

Re — 2376-17,3388 ⸗— 


überhaupt......14,626 2ft.— 98,725 Thl. 15 Sur. 


e) au eingegangenen Coupons über 1,070 Lit. oder 7222 Ihl. 
he werben bei der Staatöfhulden -Tilgungätaffe aufbe- 

f) die von dem Handlungehauſe Rothſchld (Nr. 38 e d. v. D) 
tpieder einzugiehenben 8,690 &ft. — 58,657 Thl. 15 Sgr. find 
nad) Nr. 6a in. d. D. eingegangen. 


(18) 


Thlt. |. 


3785| 6 1 





2,505 124, — 
161131 — 





| 


04527131 1 











(19) Ergebniffe der Staatöfhuldenverwaltung im Jahre 1845. 505 


Laufende Ausgaben. 
Verzinfung. z.  |esler 
Ücbertrag| 94,827 | a 1 
39 


Der Antheil de Staates an den kurmärkſchen Schuldver- 
ſchreibungen, nad Str. 528 d. d. D. am Schluſſe de Jahres 
2. 9." PAR ARUNEEORENEIRES —— 2,295,735 Ihl. 


a) erfordete an Zinfen zu 34 Prozent... 80,350.Thl.21 Sgr.I Pf. 
Da indeffen von den für 1845 ge: 
tilgten 102,350 Thl. die Zinfen mit 
3,982 Ihl. 7 Sr. 6 Pf. erfpart 
und von dem Antheile des Staates . 
36,750 Int. Mit....... anna... 1279 = 8 - 6 - 
dem Tilgungsfonds (Nr. 52c d. g. | 
D.) zugefegt find, fo können als aur 





etzinſung verwendet nur... TTTTTTAT 79,070 23 3 

angenommen werden. 
b) Kür gemeinfchaftliche Rechnung des 

Staates und der Provinz wurden 

auf Coupons gezahlt.. 216,304 Ih. 11Sgr. 3 Pf. 
6) rücftändig blichen 4991 = 6 - 3: 

und davon auf den Staatdantheil 

Gas,. 1,783 = 19 : 1 - 
d) die eingelöften Coupons über 216,304 Thl. 11 Sgr. 3 Pf. hat 

die Staatöfhulden-Tilgungötaffe in Verwahrung. 

40. 

Der Antheil des Staates an den neumärkſchen Schuldver— 
ſchreihungen, welcher nad) Nr. 53fd. dv. D. am Schluſſe des Jah: 
168 1844 noch mitl.. 5 * 47,610Thl. | 
abſchloß, — wt ⸗ 

a) bedurfte zur Verzinſung zu 34 Proz. 14,966 Thl. 10 Sr. 6 Pf. 
außerdem waren von den fiir das 
zweite Semefter 1844 auf den Antheil 
des Staates getilgten 3,207 Thl. nod) 6: 3: 8: | 
Zinfen für jenes halbe Jahr an die | 
Öläubiger zu zahlen. | 
15,022 Ip. 14 Sgr. 2 Pf. 
Dagegen wurden bon den in 1845 
getilgten 25,300 Thl. die Zinfen 442 
Ihl. 22 Sor. 6 Pf. erfpart und vom 
Antheile des Staaled Mikscccnanan... 115 » 0 : - - 
dem Tilgungsfonds (Nr.53c d. g.D.) 
übertiefen. 
Als zur Verzinfung verwendet find 


b) Für gemeinfhaftliche Rechnung des Staated und der Provinz 
wurden auf Coupons geahlt...........54,943 Ihir. 26Sgr. 3 Pf. 
©) in Rüdftand blieben. unse. 826 = 26 = 3 


alſo nur zu BETEN 14004 4/2 
| 
und davon auf den Staatsantheil.... 220 = 29 = 2: | 


183,802]10] 6 
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Laufende Ausgaben. 
Perzinjung. 

















| 4 
Vebertrag 188,802 10 6 
d) die eingelöften Goupond über 54,943 Thl. 26 Sgr. 3 Pf. befin- 
den ſich bei der Staatöfhulden-Tilgungstafie. 
41. 
An Staatd-Schuldfheinen waren na 
am Schluffe ded Jahres 1844 .....0000000neoneranene 





ch Nr. 54i d. v. D. 
120.054,950 hl. 


Thl. Car. Pi. 
.2,100,961 18 9 





a) am 2. Januar 1845 zu 3% Progent mit..... 
au verzinfen. 
b) Es befand. ſich darunter aber 35,359 Appointd 

zu25 Thl, deren Goupond anftatt über 13 Sgr. 
13 Pf. der leihtern Zahlbarkeit wegen, über 
13 Sar. 2 Pf. andgefertigt waren, weöhalb 
hier zulreten .... ee 
Es waren alfo zu zahlen... —8 

c) Am 1. Juli deſſelben Jahres traten der Kapi- 
talfumme von Thl. Sar. Pf. 
120,054, 950 — — 




































76 %6 7 
38 15 4 





au, von den probinziellen 
Staatoſchnlden 

Mr. 490 Thl 39 
d.9.D)1,302,346 26 8 


o. nach 
Wegrechnung 21 26 8 
v. welchen in 
Staatoſchuld⸗ 
ſcheinen nicht 
darftellbar 
waren, und 
deöhalbdurd) 
Abſchreibung 
vomReſerve⸗ 
fonds außer⸗ 
ordentlich ge ·ſi 
tilgt wurden... 1.302335 — — 
fo daß an diefem Termin 121.357,275 — — 
— — — — 
miii — 2123,7152 9 4, 
zu berzinfen waren, wo⸗ 
von aber aud dem unterb 
gedachten Grunde für 
95,359 Appoints zu 25 
TH. Ay Pf. abzurech⸗ 


DEN WAL Me cannesesnanneeeee 76 26 74 


Für das Jahr 1845 überhaupt... 2: 
Seite... 





—X 
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Laufende Ausgaben. 
Verzinſung. 






Üebertrag......4,224,713 Thl. 8 Sgr. 1Pf. 188,802 10 
Es gingen zwar [nah 51 fd.g.D.] 
aud) 854,550 Ihr. von der Po- 
fition der Anleihe bei dem Hand— 
lungöhaufe N. M. v. Rothichild 
zu London hierher über — jedod) 
erft nachdem fämmtliche Zinfen 
derfelben für dad Jahr 1845 be- 
reits unter jener Bofition verrech— 
net waren, fo daß bier dadurch | 
feine Mehrausgabe enftanden ift.) 4,170,825 29 3 








d) Auf eingegangene Coupons find 
gezahlt worden. .znneeeceennnnnnnnee. 4170825 -» 29 : 3: 

e) An Reften waren alfo zu über: — — 
Fägee 93,887 Thl. 28 Sgr. 10 Pf. 


f) Die eingelöſten Coupons — 4,170,825 l. 29 gr. 3Pf. 
liegen unter Verſchluß der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe. 

42. 
Zur ®erzinfung der allgemeinen Staatöfhuld (Nr. 38 
bis 41) find demnad) verwendet (22.1 OBEREN ESNNERNEERENERE 


Die Berzinfung 
b) der provinziellen Staatsfchulden, 
welche nad) Nr. 69 d. v. D. am Schluffe des Jahres 1844 nod) in 


9,714,513 Ih. 9 Sgr.5 Pf. 
beftand, erforderte für — — — 


4,359,628| 9] 9 


43. 
die Kammerkredit-Kaſſenſcheine 
a) erfted Semefter (1. April) 1845 von 
49,400 Ih. zu 3 Proz. 
409,000 4 ö 2⸗ 1176801251 = 4891251 Sp 
18,491 - unverzindl. 
und nad) der Tilgung’ ben 
2,150 Thl. zu 3 Prog 
18.000 = 2 -: 20,456 - 
306 = underzindl. 
b) zweites Semefter (1. Ot— 
n bon p 
250 Ihl. zu 3 Proz. 
391,000 : 2 = 


456,435 Thl.—4,618 - 22 - 6 - 
18,185 =» unverzinöl. 





44. 
Die SteuerfrediteKaffenfheine 


9,449 2 | 6 
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Laufende Ausgaben. 
Perzinfung. 


Uebertrag 
a) erfted Semeſter (1. April) 1845 von 
4040750h. zu 3Pror. |, 2054 — 60.611 T.7 S.6 Pf. 
300 + unberäi 12114,041,05025: 60,611 3.7 Sg 6Pf 
und nachdem davon gefilgt , 
waren ...2cnsenneonennsessereee 44,200 = zu 3 Progent. 
b) zweites Semefter (1. OP 
tober) von 
3,996,550 Thl. zu 3 Pros. 
300 = unverzinöl. 
3,996, 850 ⸗ „59,948 Ih. 7 Sg.6Pf. 
zuſammen 


45. 

Nach den Finalabſchlüſſen der Haupt⸗Inſtitutentaſſe zu Merſe— 
burg, welcher die Auöreihung und Verrechnung diefer Zinſen obliegt, 
blieben von denen 

a) der Kammerkreditsttaffenfheine.. 328 Thl. 7Sgr.bpPf. 
b) der Steuertreditsftaffenfheine. ‚216 =» 2 » 6: 
zufammen......2,525 Ihl. — Son. Pf. 
unabgehoben. 

Die eingelöften Coupond 

e) der Erfteren..... 9,121 Thl. 15 Sgr.-Pf. 
d) der Letzteten .118362 2.6: 


— — — — — 
zufammen......127,484 Thl. 7Sgr.6Pf. 
liegen in Verwahrung der Staatöfhulden-Tilgungötafle. 


46. 
‚ Wird ber dem Verzinſungdbedarfe entfpredende Theil der Dota- 
tion de Spefenfondd für die vormals fähfiihen Schulden von 
10.000 hl. mit........n..-.eesenerasnnernonerenensonsensennenesngansnneune ee 
hier ausgemworfen, fo hat die Ausgabe zur Verzinfung diefer Schulden 
(Nr. 43 und 44) überhaupt... — 
betragen. 


47. 

Von den Danziger Stadtobligationen und zwar von dem 
Deckungsöfonds des Staatsantheiles, welcher nad) Nr. 668d. d. D. 
am Scyluffe ded Jahres 1844 nd)... 1,771,000 Ihlr. 
betrug, werden Zinfen nicht gezahlt, fondern von dem urſprünglichen 
Anſchiage von 2,300,000 Thl mit 92,000 Thl. alljährlidy dem 
Tilgungdfonds diefer Schulden uͤberwieſen (Nr. 66b d. 9. D.). 


(a) 


an. jene. 


9449 2) 6 














4993 | 5,7 
135,002 13 1 








* 
| 
| 


n & (3-% Ergebniffe der Staatsfchuldenverwaltung im Jahre 1824. 509 






Laufende Ausgaben. 
Perzinfung. a. jen.|er 
Üebertrag]| 135,002 13) 1 
48. 
Die Verzinfung der Königäberger Stadtobligationen war vom 


| 1. April 1845 ab auf 34 Prozent redugirt worden; daher wurden 
| von dem, nad Wr. 67 e d.v. D. am Schluſſe ded Jahres 1844 | 

| 

| 





PREISEN 168,381 Ihlr. 24 Car. 11 Pf. 
beftchenden Antheile ded Staates, an die Kämmereitaffe in Königs: 
berg gezahlt: Ihlr. Sg.Pf. 
a) für dad erfte Halbjahr 1845 nur 12 Progent...... 3,157 411 
Ihlr. Sg.Pf. | 

und nad) Tilgung von... 16,309 25 1, | 





b) für das zweite Halbjahr 





120559 DI MOD von 152071 29 10 13 Prog 2661 7 9 
c) Es wurden demnach erfpart, beim 5,818/12| 8 
| 

| Ihlr. Sg.Pf. Ihlr.Sg.Pf. 
1. Eemefter von........... 165,381 24 Il a4 Prog 210 14 2 
2. Semefter von........... 15207129 104 = 42028 8 

bon den getilgten.......... 16,309 25 Ifürdad 
zweite Semefter a 3% Prozent ...nueeeeeneesneseseennnnn 285 12 8 
zufammen......I16 25 6 


mwelche dem Tilgungdfonds (Nr. 67 dd. g. D.) zugetreten find. 


d) Bon den fämmtlichen Königöberger Stadtobligationen find 929 
Thlt. 7 Sgr. 6 Pf. Zinfen rüdftandig geblieben. Darunter find 
für gemeinihaftlihe Rechnung des Staated und der Stadt 908 | 
Ihlr. 7 Sgr. 6 Pf. begriffen, von welchen auf den Erfteren | 
(0,27072) — 245 Ihlr. 26 Sar. 5 Pf. treffen. 


49. 
Die Zinfen der übrigen, auf den Baffivetatö der Regie: 
tungs-Hauptkaſſen ftehenden provinziellen Staatsſchul— 
Br den, nah Nr. 68i d. v. D. im Gefammtbetrage von 3,257, 190 Thlr. 
> 14 Sgr. 6 Bf. wurden durd) die Regierungs Haupttaſſen gezahlt. 

ep 1 | Thlr. ST 
15.0 a) Veranſchlagt waren diefelben Au...................0.. 122381 1 W 

b) Es traten demfelben aber für neuanerfannte 
Sophälfie ZN TOURER AERERSSIRAT 2922 — 10 


zu, und erhöhten dad Auögabe-Soll auf........... 125,303 2 8 
c) Im weiteren Verfolge der durch die Allerhöchfte 
Kabinetsordre vom 12. Januar 1843 angcord- 
neten Umfchreibung der zu höher ald 34 Pro— 
— i zent verzinolichen provinziellen Staatoſchulden 
— in Staatd-Schuldfheine gingen von dem Kapi— 
%ale 1,302,346 Ihlr. 26 Sor. 8 Pf. auf den 

Seite......125,303 2 81 140,820|25| 9 
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Laufende Ausgaben. 
Verzinſung. 
















Ihlr. Sg Ft, 
Yebertrag......125,303 2 8 
Titel der fonfolidirten Staatöfchuld über, und es 
fielen deöhalb, nad) dem General-Finalabichluffe 
Ihlr. art 
hier an Zinfen teg.. „u - 47,170 10 5 
d) Es wurden ferner erfpart, nad) 
dem General « Finalabihlufle, 
zum Beften des Tilgungsfonds..34,582 611 
e) aud) find außerdem nod) wegzu⸗ 
rechnen ...... eng 4 — 11 
welche die Regierungs > Hdupt- 
taffen zu Köln und Danzig aud 
einer ertraordinairen Tilgung, 
die erft 1846 zu berrechnen ges 
wefen twäre, hier ſchon verrechnet 


haben. —— 
Es gingen alſo ab zuſanmen 1348 *8 81,792 18 3 
wegen deren Nachweiſe das Weitere unter Nr. 68c 
d. g. D. folgt 
und blieben audzuzahlen une 43510 14 5 
f) Hierauf find gezahlt: 
durch die Staatöfulden- Tilgungöfaffe die 
Mehraudgabe an Die Regierungs » Haupt: 
taflen................- 2.922 Tplr. - Sg. 10 Pf. 
und durch die Regie 
rungd-Haupttaffen an 
die Bläubiger ..........- 38534 » 1: — 


g) Rüdftändig find geblieben ne 2054 12 7 
W. 


Die Verzinfung der provinziellen Staatdfhulden 
machte alfo für dad Jahr 1845 einen Aufwand nöthig Von... 


Thlr. Sg.Pf. 

und hat dazu die Staatöfchulden-Tilgungdtafle..- 2,922 — 10 
und die Regierungs⸗Hauptkaſſen ee 179,354 26 9 
— — 


beigetragen. 


(9) 







an.  |es.|#r. 








140820 25| 9 


1436 1,10 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitals Tilgung. 











20.  lealer. 
B. Kapitald-Tilgung. 
a) Der allgemeinen Staats(chuld, nämlich: | 
51. 
Für die Anleihe bei N.M.v. Rothſchild in London vom 
Jahre 1830 (Nr. 38 
WED. —— 392 400 2. od. a6} Ihl. =2,648,700 Il. 
fete der Etat aus 
a) dad vertragdmäßige eine Proz. von der urfprüng: 
lihen Kapitalfumme.. .....uunssssssesseseseneeeesneeenenn 3,497,600 2it. 
nad Abzug der im 3. 1844 in Gemäßbeit der | 
Allerhöchſt. Kabinetsordre vom 15. Dezbr. 1543 in | 
Staats:Chuldfcheine umgefchriebenen............... 2785300 ⸗ | 
CHR. ı VRBSDEN SUR RAR NEE 712,300 Lit. 
an Pogennn — 7,123 Lſt. 
b) die erſparten Zinſen von den bis 1844 getilgten 
319,900 2ft. im Verhält. zu dem redugirten Stapi: 
talrüditande von 712,300%Lf8. mit...................- 2.606 Pit. 
zufammen...... 9,729 2it. 
oder zum Etatöfage 1 Lſt.— 63 Ihlr.......eeenenseneeseeeneneeeeneen 65,670 22| 6 


Da der mit dem Handlungshaufe Rothſchild geſchloſſene An- 
leihevertrag vom 25. Kebruar 1830 dem Preußiſchen Gouver: 
nement freiftellte, diefe Schuld vom 1. Oftober 1845 ab zu kün— 
digen, fo wurde beim Eintritte dieſes Termined bon diefer Befug— 
nit Gebrauch gemadıt, indem zunächſt die in Gemäßheit jencd 
Kontraktes wegen zu hoben Gourfed der Obligationen in den 
Jahren 1840 bis 1845 nicht ausgegebenen, fondern beim Depo- | 
fitalfonds zindbar angelegten Mittel zur Tilgung von Partial- 
Obligationen diefer Anleihe verwendet wurden. 

d) Jenes Depofitum hatte nad) Verwerthung feiner Effelten einen 
baaren Beſtand von................ 1,531,966 Ihlr. 20 Sar. 7 Pf. 
Davon wurden zum Ankauf von 

265,800 Yit. = 1,794,150 Thlr. 

gum ( Gourfe von 1 ei. — == 6 Thlr. 


x) 
— 





26 Sgr. 9 Pf. verivendet............ 1831805 +» — - — - | 
e) der Ueberſchuß aber von............. 161 Ihlr.20 Sar. 7Pf. | 





65,670 22] 6 


—— — 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitald- Tilgung. zn. ſes lvi 
































Uebertrag 


welcher wegen ſeiner Geringfügigteit zum Antaufe von Obliga: 
tionen nicht zu benugen war, wurde dem Tilgungöfonds der kon⸗ 
folidirten Siaatoſchuld überwieſen. (Nr. 541. d. 9. D.) 

f) Der Ueberreft des Anleihetapitald, nämlid) 126,600 Lſt. zu 
deffen Tilgung Die Mittel ded Tilgungöfonds nicht zureichten, 
wurde auf ben Staaloſchuldſchein Titel übertragen, indem die 
den Inhabern baar realiſirten Obligationen mit ihrem etatömä- 
Figen Betrag 1 Lſt. = 63 Ihe... 854,550 Ihlr. 
in Staats-Schulofcheine mit Zinsanfprüchen vom 1 ‚Zanuar 1846 
ab umgefchrieben wurden. 


g) Es follten alfo eingehen: 
2 


656702) 6 


Ä Thlr. Thlr. 
265,800 — 1,794,150 Oblig. nebft 322,947 Coup. 
MD... 136,600 = 8450 — 153,819 — 

zufammen...... = 2,648,700 Oblig. nebft 476,766 Goup. 

über die Zinfen vom 

1. Dttbr. 1845 bie 
zum 1. April 1850. 
h) Bis zum Schluß ded 


%. 1845 gingen ein 2400300 =: 432054 = 
i) und blieben noch ein- 
zuziehen. .......... +- 248,400 Oblig. nebft 44,712 Coup. 


k) Bon d. eingegogenen 2400300 +» und 432,054 
liegen die getilgten 1,794, 150 
beim Kammergericht 
u. die dazu gehörigen... 322,947 Coup. 
bei der Kontrole der 
Staatöpapiere, bei 
welcher auch Die 
übtihgen— 
ſich als Beläge der 
Konvertirungo⸗Rech 
nung befinden. 


1) An Infertionstoften für die Bekanntmachungen wegen der Kün- 
digung wurden geaahlt.unenneeenenneenennennrenneen 27116— 


m) Somit ift nun die englifche Anleihe bis auf den Ruͤckſtand, welcher 


weiter verfolgt wird, befeitigt, und vom Jahre 1546 ab vom 
Staatsfhulden-Etat ausgeſchieden. 


52. 
Dem Tilgungöfonds der kurmärkſchen Schuldverſchrei— 


—— wurden für den Antheil des Staates an demſelben (Nr. 39 


d. v. .) bon BE EEE TUERTEUTOTTLTT. 2295 735 T Ir. 
ee u 295, h 


606,150 Oblig. mit 109,107 Coup. 


65,698| 81 6 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitals - Tilgung. — 
Uebertrag 65,698 8 
a) dad cine Prozent von dem urfprünglichen j | | 
S huldkapitale una 3,335,725 Ihlr. | 
33,357 Ihlr. — Sgr. — Pi.]i 
b) die Zinserfparnif von den feit dem | | 


1. Januar 1843 auf den Antheil i 
des Staates getilgten 68,532 Thlr. 2398 : 18 7 - | 





c) und von den in 1845 getilgten 
36,570 Thlr. (Nr. 39a d. 9. D.).. 1279: 8: 6: 
d) der Antheil des Staates (0,357308) 
an den nad) Nr. 12b 3 d.9.D. | 
präfludirten 79 Ihlr. I8Sgr. 9Pf. | 
J—— 23:13: 6: 





e) und an dem nach Nr. 52kd.v.D. 
verbliebenen Beftande von 56 Thlr. 


12 Egr. 11 Pf. mit... 20: 4: 1: 
f) Es waren alfo für dad Jahr 1845 
ZU verwendeeeen 37,084 Thlr. 5 gr. 5 Pf. 


| 
g) Da der Cours der Schuldverſchreibungen unter Bari ftand, fo | 
wurde die Tilgung durdy Ankauf bewirkt, und awar wurden durch | 
den gemeinfchaftlihen Tilgungsfonds 102,350 Thlr. einſchließlich 
der Stückzinſen u. Mäklercourtage für 102,527 Ihlr. 7 Sgr. IPf. 
erworben. | 
h) Auf den Antheil des Staates famen davon 36,570 Ihlr. und eö | 
wurde derfelbe dadurd) auf 2259,165 Ihlr. vermindert, | 
i) Mit den getilgten Obligationen gingen an Coupons 10,746 Thir. | 
22 Sgr. 6 Pf. ein, welche bei der Stontrole der Staatöpapiere | 
verwahrt werden. | 
k) Rüdftände konnten bei der durch Ankauf bewirkten Tilgung nicht 
borfommen. | 
) Von einem unvertendeten Beftande von 1,261 Thlr. 2Sgr. 1Pf 
gehörten dem Staate (0,357308) — 450 Thlr. 17 Sar. 8 Pf. | 
53. | 
Zur Tilgung des Antheild des Staated an den neumärf ſchen | 
Schuldverigreibungen (Rr.40 d. g.D.) von noch 427,610 Thtr. 
Maren zu verwenden: 
a) das eine Prozent von der urfprüngl. _ j 
Kapitalſchuld von 619,993 Iple........ 6,200 Thlr. — Sar. — Pf. 
b) die Zinfen von den feit dem Jahre 
1843 auf den Antheil ded Staates ge: 
6,200 Ihr. — Sar.— Pf.| 102,733 |25 | 7 


| 





Erfte Abtheilung. 33 
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Laufende Ausgaben, 
Kapitald- Tilgung. 


Nebertrag......6,200 Ihlr. — Sa. — Pi. 


tilgten 12,523 Ihlr._ au 34 Prozent 

für 1 Jahr.....I38 TH. ISge. 2Pf 
nady Abzug der 
nad) Nr. Mad. 
g. D. von den für 
das zweite Se: 
meiter 1844 ge: 
titgt. 3,207 Xhle. 
noch für 4 Jahr 
zu zahlen gerve- 

fenen Zinfen..... 56:3: 8: 

32: 5: 6: 

6 


— 


und von den im Jahre 1845 getilgten 
25,300 Ihlr., und zwar bon dem 
Staatdantheilvon 6,762 Thlr. Zinf. für 


ein halbes Jahr... 118 : 10: —: 
d) Der Beftand aus dem Jahre 1844 
(N. 331 d. v. Dee 32 — J— —— 


4 — 
zufammen...... 6,732 Ihle. 23 Sr. 1Pf. 


e 


— 


Durch Ankauf aus dem gemeinſchaftlichen Tilgungdfonds wurden 
eingelöft 25,300 Ihlr. Obligationen, nebft 2,213 Ihlr. 2ESgr. 
6 Bi. Coupons für 25.246 Ihr. 27 Sar., einſchließlich der 
Stüdzinfen und Mätlercourtage. 
f) Auf ben Staatdantheil kamen bon dem getilgten Kapitale 
(0,257230) = 6,162 Ihlr. und berminderten denjelben dadurch 
auf 420,548 Ihr. 
g) Die miteingegogenen Goupond über 2,213 Ihlr. 2 Sar. 6 Pi. 
afferbirt die Kontrole der Staatöpapiere. 
h) Am Schluffe des Jahres 1845 verblieb beim Tilgungofondd ein 
Vorſchuß von Sl Ihr, 8 Sar. 8 Pf, von welchem dem Staate 
13 Ihlr. 26 Sar. 6 Pf. zur Laſt fielen. 
i) Rüdjtande an Kapitaldotumenten und an Zinscoupond find hier 
nicht vorgefommen, da die Tilgung durch Antauf geſchehen ift. 


54. 
Das Staatsſchuldſchein-Kapital betrug 
a) am Schluſſe ded Jahres 1844 (Mr. 41 d. 
0. D,)....nusunenonenonenenennossunenenenenososasssanenen- 120,054,950 Thlr. 


b) dazu traten durch die Umſchreibung provin- 
zieller Staatöihulden (Nr. 4lc d. g. D.)..... 1,302,325 + 


121,357,275 Ihlr. 


(8) 


au. lea. |er 


10273312 


6,700 | 6 
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Zaufende Ausgaben. 


Kapitals «Tilgung. a. jes|er 
llebertrag...... 121,357,275 Ihle.]| 109,434 11 1 
und von Obligationen der engl. Anleihe 
vom Jahre 1830 (Nr. 51. d. g. D.)... 854550 - 
und erhöhten diefe Schuld auf............ 122.211,525 Thlr. 
Dem Tilgungdfonds ftanden zu * 





c) das geſetzliche eine Prozent der durch den | 
Uebergang von anderen Echuldentiten Ihle. gr. Pf. | 
bis zum Schluffe des Jahres 1844 auf..165,073,454 5 3 | 
erhöhten urfprünglichen Kapitalihuld mit 1,650,735 — — | | 
d) Tie Zinserſparniß von den in den Jah: | 





ren 1847 getilgten 2,890,425 Ihlr. für lau a 

1 Jahr au 34 Progenbuucueeeennenn 101,164 6 3 |/1,753,580 26 3 
e)die (Nr. 14. 6. 3. d. g. D.) präfludirten | 

Zſfe 1681 — — | 


f) Ferner wurde ihm übertwiefen der Beftand 
des aufgelöften Tilgungsfonds der engli- 
ſchen Anleihe vom Jahre 1830 (Nr.öle 
DD 16120 7 


in Eumma...... 1,753,742 16 10 | 

g) Davon war jedody abaufeken der bei dem | 
Tilgungöfonds am Schluffe ded Jahres | 
1544 (Nr. 54k d. v. D.) verbliebene | 
Vorfhuß von... een 408 21 5 | 
mithin blieben zur Tilgung gu verwenden 1,753,333 25 5 

h) diefe wurde dadurch bewirkt, daß dem Tilgungsfonds aud den 
Beftänden der Betrieböfonds der allgemeinen und provinziellen 
Staatöfhulden 1,751,000 Ihlr. Staats -Schuldſcheine mit 
91,927 Ihr. 15 Sgr. Zinscoupons zum Courſe von 993 Pro- 
zent für 1,753,495 Ihr. 10 Sr. einfchlichlid) 6,872 Ihlr. 25 Sar. 
Stüdzinfen überwiefen wurden. 

i) Dadurd) ift das Kapital der StaatsSchuld— 


heine auf... ee 120,460,825 Ihlr. 
bermindert, beim Tilgungsfonds aber — — 
ein Vorſchuß von.... 161 Tlr. 14 Sgr. 7 Pf 
entſtanden. 


k) die mit eingezogenen Coupons — 91,927 Ihlr. 15 gr. affer- 
birt die Kontrole der Staatöpapiere. | 
I) An Dotumenten ift nichts rüdftändig geblieben, da die Tilgung 





durdy Ankauf von Obligationen geſchehen it. ' | 
55. 
Die Staatöfhulden-Tilgungdtaffe hat demnah zur Tilgung 
der allgemeinen Staatöfhulden die Summe von... 1,863,015 | 7] 4 
beraudgabt. | | 


33° 


— 
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Ranfende Ausgaben. 


Kapitald- Tilgung. an.  lea|eı 


Diefen durd) die Haupt⸗Audgaberechnung der i 
Staatöihulden-Tilgungötaffe an Die einzelnen Zil- Ihlr. _ Sur. Pi. 
gungöfonds übertviefenen........ nn un 1863015 7 4 
muß jedoch, um auf die wirtlich verwendete Summe 
zu fommen, hinzugefeßt werden, was aud Ne- 
benfondd dazu gefommen, wie 

56. 
an Beſtänden, welche am Schluſſe des Jahres 
1844 vorhanden geweſen 
a) bei dem furmärtifchen 
Tilgungdfonds (Nr. 52e Ihr. Car. Bi. 
d. g. Dee 20 4 W 
b) bei dem neumärkiſchen 


Tilgungöfonds (Nr. 53d 
J 2.7 
c) die bei dem Depoſital⸗ 
fonds aufgeſammelten 
Tilgungsmitiel der engli⸗ 
ſchen Anleihe (Mr. le 
d. g. D.) exkl. der unter 
Ar. 51b d.g. D. be 
reitd auögeworfenen 
65,670 Ihr. 22 Sar. 
1,766295 28 1 
1,766,348 10.6 


=) 


1 


57. 
an präkludirten Zinſen | 


beim turmärkſchen Tilgungofonds (Nr. 52d d. W 13 6 
g. D.) (die beim Staatöihuldfhein-Tilgungsfonde 
— 54e d. g, D) eingenommenen 1,681 Thlr. 
ind bereits unter den obigen Ausgaben aud Dem 
Hauptfondd mitbegriffen.) 
58. 
an Vorfhüffen, melde ſchon aus den Tilgungd- 
mitteln für dad Jahr 1846 entnommen worden; 
fo beim Tilgungöfondd 

a) der neumärkſchen Schuldver⸗Thlr. Sgr. Pf. 


ſchreibungen (Nr. 53h)......... 13 236 6 
b) der, Staats⸗Schuldſcheine (Nr. 
JJJ 161 14 7 


175 11 1 


Von der hiernach ſich ergebenden Summe von3,629,567 12 5 
ſind dagegen abzuſetzen: 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitald: » Tilgung. 


20 Sen|gr. 


Ucbertrag......3,629,567 Tplr. 12 Sgr. 5 pf | 
59. 
der bereitö in 1844 
jaud den Tilgungs⸗ 
mitteln des Jahres 
845 entnommene 
Vorſchuß bei dem 
Staatoſchuldſchein 
Tilgungsfonde (Nr. Thlr. SE. Pf. 
548 d.. . Mas 2 5 
60. 
der Beſtand wel— 
cher am Schluſſe des 
Jahres 1845bei dem 
furmärkfchen Til 
gungöfonds (Nr.521 
d. g D.) mit.......... 450 17 
verblieben, 
endlich 
61. 
die bei d. Kündigung 
der engliihen An— 
leihe gezahlten In- 
fertionstoften (Nr. 
511d. g. Di... 27 16 — 
u.diebeiden Staats- 
Schuldſcheinen (Nr. 
55h) mit angefauf- 
ten Stüdzinfen....... 6,2 5 — 
Auch mit den fur: u. 
neumarkſch. Schuld- 
berfpreibung. (52 
und ö3ed, g.D. 
find für den Antheil 
es StaatsanStüd- 
zinſen 234 18 — 


—D— — 


7 - 
zuſammen..TT 807 = 10 = 1 


Als wirklich zum Ankauf von Doku⸗ 
menten verwendet ſind alſo nur zu 


betacten...II Thlr. 2 Sgr. 4 Pf. 
62. | 
Dafür wurden an Staatöfhuld-Dofumenten getil gt: 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitals = Tilgung: 















Thir. | 2. | Bi. 


PEHFOROPRERBEFERTTS TI LU 2 li Sikateie 
a ie kasagr nenne — ehe ee 


— EN ERRL TU L 2 daansiai sup sAgrT 


zufammen.... 3588482 Ihlr. 


Hiernad) ſcheint zwar die Tilgung über Pari erfolgt zu fein, Dod) 
ift dies in Wirklichkeit nur dei den Obligationen der Londoner Anleihe 


wegen des hohen Courſes der englifchen Mährung der Fall, indem 
bli 


dort 37,655 Ihfr. über den etatömäßigen Nominalbetrag Der Dbli- 
gationen zu zahlen geweſen find; die anderen Schuldengattungen find 


fämmtlid) unter Bari angetauft. 
b) Der provingiellen Staatsſchulden. 
63. 
Die Kammer-Kredit-Kaſſenſcheine ſtanden (nach Nr. 43a d. 
g. D) auf dem Etat 






















noch mit 476,591 Thlr. 
a) Die Hauptinftitutens und Kommunaltaffe zu Merjeburg er— 
bielt, um an audgeloofeten Obligationen, nämlid) 
an dreiprogentigen 4,550 Ihlr. | Au realifiren, 
zweiprogentigen 36.000 =) aufammen..nme 
unverzinölihen 714 — 
b) Bon dieſen gefündigten 
41,264 Ihlr., mit welchen 312 Thlr. 7 Sar. 6Pf. 
Goupond une 
entgeltlidy ein⸗ 
zuliefern waren, 


d) Rüdftändig 
blieben..........- 1,576 Ihlr. Oblig. und 10 Ihr. Coupons. 
Die Mittel zur Einlöfung dieſer Audftände befinden fid) bei 
der Hauptinftituten- und Kommunaltaffe in Merfeburg. 
e) Die miteingegangenen Coupons, 202 Thlr. 7 Car. 6 Pf. hat 
die Kontrole der Staatöpapiere im Verſchluſſe. 
f) Durch die oben nachgewieſene Tilgung wurde die Kammer⸗Kre⸗ 
ditKaſſenſchuld auf 
44,850 Thir. dreiprozentige ) zuſ = Jar a0 
373.000 = weiprogentige zujammen auf 435,627 Ihlr. ver 
17777 = umerzinäfice | Minbert 

























(8-4) Ergebniffe der Staatöfhhuldenverwaltung im Jahre 1845. 





Laufende Ausgaben. 
Kapitals Tilgung. 


Uebertrag 

64. 
Den Steuerkredit-Kaſſenſcheinen, nach Rr. Had.a.D. 
——— 4,041,050 Thlr. 


a) ftand planmäßig eine Tilgungsdotation zu von ...uueeeenennnennneee 
weldye der oben genannten Kaffe zur Einlöfung dreiprogentiger 
Obligationen überwiefen wurde. 

b) Mit den darauf verlooften und gefündigten 89,100 Ihr. follten 
3,336 Ihlr. Coupons unentgeltlich eingeliefert werden. 

c) Eingegangen find nur..S1,100 Ihlr.Obt.u. 3,048 Ihlr. Coup. 

d) Noch einzuziehen blieben 8900 Thlr. Obl.u. 255 Thlr. Coup. 

Tie Mittel zur Einlöfung diefer Rüditände liegen bei der 

Hauptinftituten und Kommunalkaſſe in Merſeburg. 

e) Tie miteingezogenen 3048 Coupons liegen im Verwahrſam der 
Kontrole der Staatöpapiere. 

f) Durch die vorgedadhte Tilgung ift die Steuerkredit-Kaſſenſchuld 

bis auf ......... 3,951,650 Ihr. dreiprogentige und 

300 =  unberzinölicye 
zufammen......3,951,950 Ihlr. abgetragen. 
65. 

Zu der in vorftehenden beiden Abfchnitten nachgewieſenen Ausgabe 
tritt noch der dem Tilgungöbedarfeentfprehende Theil 
% ' Spefenfonds für die fählifhen Schulden von 10,000 
u ER RENTNER 


fo daß zur Tilgung diefer Schulden im Jahre 1845 überhaupt........ 
berauögabt worden find. 
66. 
‚ Der AntheildesStaatesan den Danziger Freiftaatöfhulden 
belief fid) nad) Nr. 47 d. g. D. noch auf... 1,771,000 Thir. 


Zur weiteren Tilgung wurden ver: 
wendet 
a) das eine Prozent von der urfprüng- 
lidyen Dotationöfumme ...............- 23,000 Ihlr. 
b) die zur Tilgung mit beftimmten jähr- 
lihen Zinſen derfelben................ 92,000 : 
c) der Beſtand aus dem Jahre 1844 — 
(Nr. 664 d. . D.)........o. — 2 Z3Eg11 Pf. 
115,000 Thlr.3 Sg. 11 Pf. 
d) Diefe Mittel find zum Antaufe von 
Danziger Obligat. über 241,471 
Ihlr. 17 Sgr. 8 Pf. zum Gourfe 





von 474 und $ Prozent mit ........ 115000 = 1 = 7= 
bis auf den unbedeutenden Reft von — TIhlr.28g. 4Pf. 
verwendet. 
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X. ESg.vf. 


41,264 


89,100 1 








5.006 124) 5 


135,370 





| 
| 





' 115,000 


24 


| 


5 





250,370]24] 5 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitals- Tilgung. 


Lebertrag 


e) Außerdem murden für die von der Stadt Danzig jährlid) aufzu- 
bringenden 30,000 Thle.dergleihen Obligat. über 62,933 Ahle. 
2 Sar. 7 Pf. angefauft, fo daß von der Geſammtſchuld, nach 
Nr. 66 fd. d. D. von noch: 3,802,185 Ihlr. 26 Sg. um 


im Jahre 1845 überhaupt......... 304,404 = 20 - 
abgegangen find, 

f) und am Jahreöfchluffe 1845 nod) 
verblieben ............. nee 3,497,781 Thlr. 6©g. 8Pf. 


—— —⸗— 

g) Da die Schuld des ehemaligen Freiftaated Danzig auf ein Drit- 
tel ihred Nominalwerthed veduzirt ift, und diefer neue Nominal- 
werth jährlid) um 14 Prozent fteigen foll, fo hat ber zu ihrer Tl⸗ 
gung auögefehte arbitraire Dotationdfonds von 2,300,000 Ihlrn. 
urfprünglidy fein feſtes Verhaͤltniß zum Kapitale der Schuld, 
und es kann mithin aud) nicht der Iominalbetrag der getilgten 
Dpligationen, ſondern nur das von der Totation ausgebrachte 
jährliche 1 Prozent mit 23.000 Ihlr. vom Etat in Abgang ge 
ftellt werden. Der arbitraire Scyuldantheil ded Staated hat 
fi) demnad) nad) Abrechnung der obigen Dotationdrate A 
23,000 Thlr. und der biöher überhauptabgefhriebenen 552, 
Thlr. bi auf 1,748,000 Ihlr. vermindert. 


h) Rüdftände famen bei der durd) Anfauf bewirkten Tilgung 
nicht vor. z 


i) Die eingelöften Obligationen find bereits in Danzig vernichtet. 


67. 
Der Antheil des Staated an den oftpreußifhen Provin- 
zial-Kriegsſchulden (Königöberger Stadtobligationen) 
verbrieft durch ein Anerfenntniß urfprünglid) über 648,900 Thlr. be⸗ 
trug am Schluſſe des Jahres 1844 (Nr. 67 e d. v. D) noch 
168,381 Thlr. 24 Sgr. 11 Pf. 
Zur Tilgung wurden der Kämmereitaſſe zu Königsberg über: 
wieſen: 
a) dad eine Prozent von der urfprüng: 
lichen Kapitalſchuld ......... nen 6,489 Ihle. — &g.— Pi. 
b) dad von den Zinfen abgefehte fünfte 
Prozent ............ —— EEE 6,489 


— ** 


e) die erfparten Zinfen v. d. ſämmtlichen 
bis Ende 1844 getilgten 480,518 IThlr. 
5 * 1 Pf. zu 4 Progent ......... .. 19220 - 21 -1W- 
Es findet nämlich bei diefen Schul: 
den cin Wegfall des durd) die Til- 
gung bewirkten Zinfenerfparniffed, am 
Schluſſe jedes Tilgungödecenniumd 
nicht ſtatt.) 


Scite...... 32,198 Ihlr. 21 Sg. 10Pf. 














ar.  Ien|er 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitald = Tilgung. 


X. jen|gr 


Uebertrag..... 32198 Thl.21&g.10Wf| 250,370 24 | 5 
d) die durch die fernere Reduktion des 
Zinsfußes von 4 auf 44 Prozent und | 
dieTilgung von 16,309 Ihir. 25 Sgr. 
Pf. im erſten Semeſter 1845 er- 
Iparten Zinfen (nad) Nr. 48e d.g. D) 96-3 - 6- 





e) Nach VERLOREN DREÄRE — 33115 17 4 
iſt jenes Anerkenntniß nur noch über 135,266 Ihlr. 7 Sg. 7 Pf. 
gultig. En | 


berg. Stadtoblig. erreichte (m. Einfluß v. 513,633 Thlr. > ©. 
> Pf. vom Staatdantheil) bereit8.... 730,921 Ihle.— Sg. — Pf. 
8) davon find eingegangen und durd) 
einen Wegierungstommiffarius in | 


f) die Gefammtfumme aller bie Ende 1845 gefündigten Königd- | 


Koͤnigoberg ... 
Thr. Sg. 

vernichtet ... 716618 — 

dem dortigen Stadtge- 

richtö-Depofitorium be- 

reitö früher überwiefen 420 — 

durd) Verjährung ab: 

gegangen. ... 9,766 10 


726,804 = 10 = — : 
h) wonach ein Reſt im Umlauf ver: 
blieben von 4,116 Thlr. 20 Sg.—Pf. 
unter welchem die Nr. 34 d. g. D. als rückſtaͤndig ausgewor- 
fenen 1466 Thlr 20 Sar. mitbegriffen find. Der Staatsantheil 
. er 4,116 Thtr. 20 Sgr. beträgt (0,27072) = 1114 Tplr. 
: r. 11 Bf. 
i) die — aller courſirenden Obligationen belief ſich am 
Schluſſe de Jahres 1845 auf 1,665,998 Ihlr. 10 Sgr. 
m Te 


Vie übrigen einzelnen probingielfen Staatöpaffiva 
Nr.49 dug Dy bereito abgebürdet bid auf 3,257,190 Ihir. 14 Sg. 
Bf. hatten folgende etatömäßige Tilgungsdotation: | 
a) dad eine Prozent von der urfprünglichen, durd) den Uebergang 
auf den Titel der fonfolidirten Staatoſchuld bie zum Schluſſe 
des Jahres 1844 auf 10,003,934 Iplr. 7 Sgr. reducirten Kta- 
Ihlr. Sg. Pf. 
pitalſchuld mit . ..100,039 10 3 
Oder nach Abzug der darunter begriffenen ſchon 
unter Pr. 66 auögebradjten Rate für die Dan- 
iger Schulden Mit... 23,000 Thlr. 
unter Nr. 67 aufgebrachten Rate 
für die Königoberger Schulden... 6,489 - 


— — — 


29,489 — — 
und 70,550 10 3] 283,456 11| 9 
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Laufende Ausgaben. 
Kapitald- Tilgung. 


Ihe. Sg. Pi. 
Vebertrag.....- 70,550 0 3 

b) die Zinfen der in den Jahren 1843 gefilgten ; 
Rapitalien........ ee 15,845 12 93 


Hierzu fommen 
c) an Zinfeneriparniffen aus dem General-Final 
abſchluſſe für die Periode 
1. 1855 Nr. 21cd. 9. Deere 1174 5 2 
2, aus dem Jahre... 
(Nr. 294 d. 9. D)- un 
1845 Thlr. Ser 
| Nr. 490 d.g. D)..... 47,170 10 5 
Diefer letztere Zinfenabgang bat 
aber zur Dedung ber Mehrauöga- 
ben aufgeivendet werden müffen: 
a)an Zinfen f. die zur tonfolidirten 
Staatöihuld übergegangenen 
1.302.346 Tpt. 26 Sg.8Pf.m. 22,7% 20 8 
B)an Zinfen f. neuanerfannte Ka: 
pitalien bei den Regierungs⸗ 
Hauptkaſſen, in der Periode 
1835 nad) Ihlr. SP 
(Nr. 20 bd.g. D.)1,575 127 


1844 nad) 
(Nr.21b2.9.D.)6,864 22 
1845 nad) 


(Nr.49bd.9. 2,292 — 10 
—— — F 
11,361 157 
7) an Konvertirungstoſten Vor⸗ 
ſchüſſen des Betrieböfonbs (Mr. 


—A 13018 42 
d) die Nr. 6b d. g. D. angegebene augerordent- 
fihe Einnahme... een 1375 5 10 
die Summe aller Mittel betrug alfo .........-. 123,527 10 5 
e) Aus derfelben war zunächſt der nad) Nr. 68f 
de v. D. am Schluſſe des Jahred 1844 entſtan⸗ 
dene Vorſchuß von... ORT 1932 10 3 
zu decen und blieben zu vertenden.......- 121595 — 2 


f) der Ankauf probinzieller Etaatöfhuld - Doku: 


mente über 124,056 Ihlr. 19 Sgr. 1 Br. er- 
— 124,023 20 11 


g) E8 entftand demnad) am Schluſſe ded Jahres 
ein Vorſchuß von... een * 2428 20 9 
— — — 


der Antauf iſt alſo unter Pati bewirkt worden | 
407,013 ” 2 


(M) Ergebniffe der Staatöfchuldenverwaltung im Jahre 1845. 523 


Laufende Ausgaben. 
Kapitals» Tilgung. 





zr  jen|er 
llebertrag| 407,013 22 2 
ziellen Staatöfhuld................. 3,257,190 Ihlr. 14 Sgr. 6Pf. 


iftdurddietil- Ihr. Sar.Pf. 
gung jener...... 124,056 19 10 
und durch Die 
Uebertragung 
(Nr. 49 d. g. 
D) von......... 1,302,346 26 8 
auf den Titel der konſolidirten | 
Staatöfhuld, um... 1426403 : 16 - 6- | 
vermindert und 





j Il i 
2 h) Die obige Summe der probin- | 





I) auf einen Rückſtand befchräntt 
—  PREBERRUNGOHEFERFEAUERUDE — 1,830786 Ihlr. 28 Sgr. — Pf. 
69. | 
Hiernach find zur Tilgung der probinziellen Staatsſchulden ver: 
| nnd m ung de ein Sau d EEE 
| und haben davon die Staatöfhulden- en | 
| Tlgungstaſſe .M.., 402,006 Thlr.27 Sgr. 9Pf. 
u. die Regierungs-Hauptkaffe zu Mer- . 
feburg (Ar. 65 d. g De)aceacaen . 5,006 = 24 =» 5: 
| beigetragen. 


Mittelft derfelben find getilgt: 
a) Kammer = streditfaffenfcheine 


(Ar. 636 d. 9. D.)............... 41,264 = — » — - 
b) Steuer-Kreditkaffenfcheine 
64h, Den BD ee ii 
c) Danzig Stadtobligationen 
(Nr. 6682. 9. D.)........... 2300 = — - — : | 
d) Königäberger Stadtobligationen a 
(Ar. 6Te 2.9. Du... 33115 « 17 - 4- 
Ma e) andere ro. Schuldverbriefungen 
139 rose — 124,056 - 19 10— 


ufammen...... 310,536 Ihlr. 7 Sgr. 2Pf. 
und mit Zurechnung der (Nr. 490 R 
d. 9. D.) umgefähriebenen .......... 1302346 = 26 = 8: 


überhaupt abgegangen ............. 1,612,883 Ihr. 3 Sor. 10Pf 
und wurde die gefammte prob. 
Staatöfhuld nad) Nr. 42h d. g. 


D. noch im Betrage von Yrl45l3 = 9 =» 5: 

dadurch bis zum Schluß deö Jah- 

res 1845 auf...eceecsseassecnsnesnenne 8,101,630 Ihlr. 5Sgr. 7Pf. 
EEE nn 


EN 


berichtigt. 
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Laufende Ausgaben. 
Koften der Kaſſen-Anweiſungen. ao. ſeavi 

























C. Koften der unverzinslichen Staatsſchuld, 
nämlich 
70. 
der Kaſſenanweiſungen. 


Zu ihrer Deckung waren vorhanden: 
a) die jährliche Dotation............- 20,000 The. — Egr. — Br. 
b) der Beftand aus dem Jahre 1844 s _ 
(Nr. 36 d. 0. D) - 109,425 : 0 = 2: 
zufammen...... 129,425 Ihfr. 10 Sgr. 5Pf. 
c) An Ausgaben find hieraus beftritten: 
Thlr.Sgr. Pf. 
1. ur Einlöf.falicher 
Kaffenanmweifung. 94 — — 
2. für Verfolgung d. 
15114 7 


Fälfcher 2C. ....... 
1,125 14 7— 129,425 Ihlr. 10 gr. 5Pf. 










3. Auöfertigungd- 
toften ded Erſatzes 
f. befhädigte Kaſ⸗ 
fenanmeifungen... 60 — — : 

1,185 1,185 |14| 4 

d) Es blieben alfo für dad Jahr 1846 
weiter diöponible .......... re 128,239 Ihr. 25 Sgr. 10 Bf. 


71 


An eingezogenen zum ferneren Umlauf unbrauchbaren Kaſſenan⸗ 
Be hat die Kontrole der Staatöpapiere aufgefammelt aud ber 
iffion 


a) vom Jahre 1824 Ihlr. Thlr. 
nad) Nr. Tlad.v. D...... 903 ähte u. 26,805 falſche Exempl. 
in 1845 eingegangene...... 29) 2 2 —— : ⸗ 







1,532 ächte u. 26,805 falſche Exempl. 
von welchen in 1845 ber: 
nichtet wurden ..nunrrennni- 11, 7 —— 1 ⸗ 


und im Beftandeverblieben 300 ädhte u. 26,805 falfche Erempl. 
b)vom Jahre 1835 

nad) Ir. 1b d. v. D 221 ächteu. 13,911 falſche Erempl. 
an beſchãdigten gingen in 
I MN. 161,496 — ⸗ — — 2 ⸗ 
und an falſchen — 8869 

226,717 ächte u. 14,780 falſche Erempl. 
Vernichtet wurden davon..207,449 = = — — _° : 


0 
— 


............. 


* 











— — — 


m 
st) 








(33-39) 


Laufende Ausgaben, Ä 
Rente für die fur- und neumärfiichen Städte. Ertraordinaria. 


D. Rente für die fur- u. neumärfifchen Städte, 


Als Erfah der von früheren Verwaltungen des kur⸗ und neumärf: 
[hen Kriege-Schuldentweiend aus den Kommunal-Accifefond&der che: 
mals accifepflichtigen Städte: 

der Kurmark mit 326,389 Thlr. 2 Sgr. 6Pf. und 

der Neumark mit 145,011 = 7 = 2. 
enfnommenen Vorfchüffe zur Tilgung der probinziellen Kriegsſchulden 
beider Provinzen find von der Staatöfhulden - Tilgungstaffe außer 
den Nr. 39 und 40 d. 9. D. verauögabten Beiträgen des Staated zur 
laufenden Verzinfung und Tilgung jener Schulden, die für die dritte 
Lilgungöperiode (1833) 

für die Kurmark auf 11,360 Ihr. 19 Sor. 
« = Neumart = 5053 - 4 - 


un 
feftgeftelten Beträge mit zufammen. ccuccenanae ne en 


gezahlt worden. 


E. Ertraordinaria. 
73. 

Zur Dedung der Untoften der Konvertirung der Londoner An- 
Icihe ic. feßte der Etat unter 201,191 Thlr. 25 Sgr. IL Pf. an, durch 
die Umwandlung entftandenem Zinfener- 
ſparniſſe 2 ab... 200,586 Thlr. 11 Sgr. 3Pf 

a) Die hierunter gehörigen Ausgaben an Untoften, Stüdzinfen, 

pefen, Gourödiffereng 2c. bei der englifcyen Anleihe vom 
Jahre 1830 find bereits bei den betreffenden Titeln, und zwar 
unter Nr. 386 mit 1 V 3,745 Thlr. 6Sgr. I Pf. 
u 2,522 x 2 + 
und unter Ar. 511 mit 27 =: 16 - - : 
zuſammen mit...... 6,294 Ihlr. 29 Sgr. 1Pf. 
mit in Anſatz gebracht worden. 

b) Es wären demnach... 194,291 Ihlr. 12 Sgr. 2 Pf. 
an ben Betrieböfonds zu übermweiten geweſen. Dies ift jedod) erft 
in der Rechnung für das Jahr 1846 erfolgt, und Diefer Betrag 
daher hier ala Musgaberüdftand fortzuführen. 

e) Der Haupt-Inftitutenkaffe zu Merfeburg wurden zur Dedung 
eined durch den hohen Cours des stonventiondgeldeö beim Spe- 
fenfonds für die ſächſiſchen Schulden entftandenen Vorſchuſſes 

d) und dem Betriebofondo für die provinziellen Staatoſchulden zur 
theilweiſen Dedung der von ihm vorgeichoffenen Konvertirungs— 
toften, aus den durch jene Mafregel gewonnenen Binfenerfpar- 
niffen (Nr. 4b 3. d. Q. Planen... ns 


, zuſammen 
überwieſen. 


Ergebniſſe der Staatsſchuldenverwaltung im Jahre 1845. 
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13018| 4) 2 
18,558 [15111 


me 
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(40) 









Zaufende Ausgaben. 
Verwaltungskoſten und Zuſammentrag. 








Thlt. 





\en.| er. 
F. Verwaltungskoſten. 


4. 


Nach dem befonderen Befoldungsetat für dad Jahr I845............... 67,407 1381 — 
75. . 

Nach dem Vorftchenden alfo im Jahre 1845 für die Staatsſchulden-Verwal— 

tung überhaupt audgegeben. 

















A. Rückſtände. 


A. Zinfen aus Vorjahren 
a) der allgemeinen Staatöihuld......... 51.034 | 9 3 
b) der provinziellen Staatsſchuld 5 8513 19111 
B. Kapitalsdtilgung | 
a) der allgemeinen Staatoſchuld 
b) der provingiellen Staatöfhuld........ 12935 
(S. Bemerkung unter Ar. 22Bd.g.D)| 
C. Koften der unverzinöliden 
Séateſ 36 
Beſtand und Rückſtand dieſes Titels 


find der laufenden Ausgabe zugeſetzt 
worden ri 


den:Tilgungstafie Hauptkaſſen 


| Bon der Staatsſchul⸗Von den Regierungs: 
Hr. Eg. vi. 


Ahle. ESg vy. 





BER NER RER ET TER TLTTTELTITERLE ivD 
Summa A auf Rüdftände 


B. Raufende Ausgaben. 














A. Zinfen 
a) der allgemeinen Staatöfhuld ......... 42 | 4,359,628 
b) der provinziellen Staatsihuld........ 50 2922 \— 
4,362 550 
B. Kapitaletilgung ‚ | 
a) der allgemeinen Staatsihuld ......... 55 | 1,563,.015 4 
b) der provinziellen Staatöf&huld........ 69 402,006 127) 


7 
7 
C. Koſten der Kaffenanmeifungen.. 70 1,185 14 


D. Rente für die kur- und neumärt— 









fhen Städte... \2 16,413 |23) 
E. Egtraordinarien.nnee (3 18,558 15111 
FE. Berwaltungdtoften........ 4 67.407 28 — 






2,368,587 
SummaB. Laufende Ausgaben 6,731,138 | 7] 2 


Rechnet man dazu die Nüdftände A a 














184,361 21 
— 59,547 129 26,081 3 
fo ergiebt ſich die & 

Gefammtfumme für dad Jahr 1845] — | 6,790,686 | 64 210,443 14 | 


7.001,129 Ihlr. 20 Sar. SM. 
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Beftände und Einnahme: und Ausgabe: Rücftände. 


Der von der Staatöihulden- Tilgungötaffe gezahlte Betrag von 6,790,686 Ihr. 


6 Sgr. 4 Pf. erfcheint als Gefammtauögabe in ihrer Haupt⸗ Ausgaberechnung für das 
Jahr 1845 Seite 53 hiermit in vollfommener Üebereinftimmung, 


Beiden Regierungss| Beider Staatsſchul⸗ 
— Hauptkaſſen. den⸗Tilgungskaſſe. 
6. tr [SW Mor jenjWr 










Die Einnahme zur Verwaltung der Staatö- 
ſchulden betrug für das Jahr 1845 (nad) 
a 17% ———— 

die Ausgabe dagegen (Nr. 752.9. 0.).......... 


E8 mußte alfo am Schluſſe des Jahres 1845 
CM Beſtand von nennen 






210,443 
210,443 














borhanden fein, und es tritt derfelbe denn auch in der Hauptausgabe⸗ 
Rechnung der Staatöfhulden-Tilgungstaffe 8.83 ml... 766,956 34 

und nach Hinzurechnung des Agios zu 3 Prozent von den darunter | | 
begriffenen 998 Thlr. 14 Sgt. 5 Pf. Konventionögeld mit ......... 2928 7 

biermit ibereinſtimmend m... 766986 711 

hervor und den Ausgaberüdftänden, im Betrage von 700,300 Thlr. | 
28 Sgr. 1 Pf. gegenüber. En BR NE 

1. 


Folgendes ift eine bollftändige 
Zufammenftelung 
aller Rücſtände an audzuzahlenden Kapitalien und Zinfen, und an da— 
gegen nod einzulicfernden Kapitaldofumenten und Zinscoupons. 


Die Einlöſungomittel befinden ſich * 
per, PRIER bei den Rebenſonde Der 
beim Hauptfonds ber Staatsfhulden » Tilgunge. 











Nach 
genmwärtig. 
ftelung 


A. Zinfenrüdftände 


3 [Stsatsfulden-Tilgunge-f und bei den Renierungs- 
= taſſe. daupttaffen. 
— Zr. Sale] Hr. __|S0l®r. 
m = Er 





1. der Sranffurter Anleihe ...e 
> = Londoner Anleihe vom Jahre ISIKI 10a — — 
: 2: s 18301le re 2X AR 
25 — —— 

38bd41 17,3388 

4 der kurmärtſchen Schulderfchreibunger | 2 — —— 
30c — —— 

5. der neumaͤrkſchen ⸗ Ide - —— 
4060 — — — 


Seite — IßAmop; 


- 
— - 


“u, = 











5 





| 


— — 
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E * er Die ie Ginlöfungsmittel befinden | [3 
innabhme: n. Ausgabe ⸗ 








im, —— bei ben ande RE und 
* * aa ulden⸗Ti bei den Nebenfond& der 
Rückſtände. aungataffe, Staatöfhyulden -Tilgungstoffe, 
inır. Saar] Thi. Saal] nr. |saler 
Vebertrag] — 


T. der Kammertredit-Kaffenfceine.... 


I 


„der Steuerfredit-:Raffenideine...... 


2.196) 122} 6 
9 der Königsöberger Stadtobligatio— 


ß mern ISe 39: a 
4Sd 21526 5 

10. der übrigen provinziellen Staatö- | | 
1 20 et = lau 
2le 206,811 9; 

45 205412) 





Summa A der Zinſenrückſtände 380,269 20 1349,627, 3, : 





B. Kapitalrüdftände 


1. der Frankfurter Anleihe ............. 23 
2 Londoner Anleihe vom 3. IS18..124 
; : 1830..151ı 
4 turm ariſchen Sihuldverfhreibun 
ge BER EEE — * 26e 
nebft Auögabereft beim Tilgungd- 
ſ̃ößöß TE 321 


45017 
| 
1,000 — 
2000 — 


5. neumärtfcen Echuldverichreibun- 








274 
gen BETTEN 1 Zi ec 
6. Staats⸗Schuldſcheine .....ne- Se 


7. Kammertredit-staffenfceine ........ nn 
( 




























8. Eteuertreditsktaffenfcheine ......... 30e 100 — ER 
64 5,000 — 

9. Gentralfteuer-Obligationen ......... 31 0) zu 
10. Ausgabereft beim Tlgungöfende| | | 

der Danziger Schulden ......... 66.1 124 
11. Königöberger Stadtobligationen.. 676 1114 1311 

Summa B der Kapitalrückſtãnde —— 417201018 
C. Audgaberücſſtand beim Fonds der) _ 7 

undergindlihen Staatoſchuld. 


E. ad Extraordinaria................- 


Summa 700, 300 1 592,047 2 DETILCE 


1,467,359 Ihtr. 6 Sur. u | 





] by Google 
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Bergleichung der Zinfen mit dem 


Schuldkapitale. En Maske 
78 
Wenn die zur Verzinſung der Staatsſchuld (N. 75 B4 

d. g. D) von der Staatoſchulden-Tilgungokaffe JJ 14362550 10 7 
und von den Kegierungs-Haupttaflen mit....... 179,354 26 9 
zuſammen mit...... 43410517 4 

geleifteten Ausgaben, und die | 
bei der englifchen Anleihe (Nr. 38h da g. D)mit..uu... — 7388—— 
bei den Staats⸗Schuldſcheinen (Nrd4led.g. D.)mit. 2 ER 33 887 28 10 


und bei den provinziellen Staatsſchulden (Nr. 49209 D.) mit, 2054 12 7 
u — 


I \ 


verbliebenen Rückſtände, 


- * 1 —V - [ - ” - .- | 
aljo die zur Verainfung überhaupt nothig geweſenen 4615235 IS 9 
mit den Kapitalien, deren Zinien fie ſind in Vergleich geſtellt werden, | 









sinstilliafeite: Termin 





namlich 5 Ei erſter weiter 
der N Ihtr SPAR N Tolt zu. Wr 
1. Londoner Anleihe bom Jahre INN... 38 2648700 — 2.648,700 - 
2. Kurmärkichen Schuldverihreibungen...| 39 2.259.165 20a — 
3. Neumärtichen CS chuldverftreibungen.. | 40 430 817 — 420,548 
4. Staatö-Schyuldihheine acc 41 1120,054,950 12,972 5 
5. Kammertredit⸗Kaſſenſcheine u. 43 476891 — 156,435 
6, Steuerfredit-Ktaffenicheine | IWRRENIERHEEN 44 4,041.050 3,997,150 
T. Königäberger Etadtobligationen ....... 48 IGS3SI 24 11 1520712010 
8. Provinziellen Staatöiduden (nadı 
Ausfheidung des Reſervefonds, deſſen 
Zinſen zum Tlgungoſonds übergegan: 
F 4) | 241250720 5] 1,110,16023 9 
Zumma 132,192,462 1541132. 401,805 23 7 
— — — Fr 


wonach fie ſich auf eine halbjährig verzinfte Summe von 264,594,268 Thlen, S Sgr. II 2 
vertheilen; fo ergiebt fich für 100 Ihir. Kapital ein Durchſchnittsſatz an Jinfen und Un 
toften von 1,742 oder | Thlr. 22 Sar. 3 Pf halbjahrin, alſo unter 34 Yrosent jährlich. 


79 
Von der für das Jahr 1845 etatsmaͤßig gewefenen Napital: 
uUmme der gefammten verzinslihen Staatsihuld (nad) 
Nr. 81 d. v. Denn RES nn. zerii 
gingen durch die ftattgefundenen Tilgungen 
2) bei der allgemeinen Staatd- 
[huld (Nr. 62 d. 9. D.)........3,598,482 Thir. — Ser. — Pf. 





> 


—— 9 


Exfte Abtheiluus. 34 





zed by Google 
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(4) 


Gtot der Staatsfchulden: Tilgungskaffe 
ouf Das Jahr 1846, 





b} bei der provinziellen Etaatö- | 
ſchuld (Nr. 69 d. 9. D.)........ 3056 =: Te 2: 
e) und durch die außerordentliche | 


Vchertrag.. ...3,588,482 Ihlr. — Sgr. — Pf.|135,141,508 6 5 


Tilgung der von den umge— | 
fchriebenen provinziellen Schul⸗ | 
den in Staats-Schuldſchein— 

Apointd nicht darſtellbaren 

Mr 40.4 Diane 21 


überhaupt ab...... 3,899,040) 3| 10 
und cd wurde diefelbe dadurch ermäßigt Auf... 131,242,468| 5 
welche der Etat für die Staatöfhulden-Tilgungötaffe aufl 









das Jahr 1846 in folgender Weiſe enthält, | 
0. 28: | | 
A. Allgemeine Staatsihulden. Ar. 
1. Kurmärtihe Schuldverihreibungen. nenne] 92h] 2259, 165 — | — 
2, Neumärkſche Schuldverſchreibungen 


——— —— Sat 420, 8481 — | — 
3. Staatd: Schuldfheine ........urssnsenersnseenennannnn ESTER >41 1120,460,825|— | — 


B. Brovinzielle Staatoſchulden. 
4. Kammerkredite Kaffeniheint..meeeneenmsneeeneseeseerenen 63f 435,027 —ı— 
3. Steuertredit-:Kaffenfheine ...neeeeseneneensensennsennenen 645 3510 7 
6. Danziger Freiſtaats Schulden une 665] 1748000 —|— 
7. Königsberger Edyulden 


: Schulden... — — 135,266, 7| 7 
8. Einzelne Paſſiva in den Regierungobezirken „nen. 65h] 1,830,786128|— 


131,242,468 5| 7 
C. Unverzindlihe Staatsfhuld (Kaffenanweifungen).... 


11242347 — — 
Gefammtiumme der Etaatöfhulden am Schluffe des | 
Jahres 1845 .....enennenennernusenenussensnussnnsansmunsnennen nssentanne 142,484,815| 5| 7 





81. 


Von den zur Tilgung beſtimmt geweſenen Kapitaldokumenten 


(nad Nr. 80 d. g. D.) (mit Ausſchluß der außerordentlidy abgefegten 
Be ae 00 ER BE ee 





21: —— 3,899,018 72 
waren am Schluſſe des Jahres 1845 noch nicht eingegangen: | 
1. Kammerkredit Kaſſenſcheine Nr. 63d er 
d. g. D.)..menneennennnneneen 1,576. Xhlr. — Sa. — Pf. | 
>, Steuertredit-taffenfcheine (Nr. 64 d | 
d. 9. D) — —— ,,,—,——— 8.000 E: a 


Es fonnten ferner keine Doku— 
mente eingehen für 
3 die zur Tilgung der Danziger Schul—⸗ 
den (Nr. 66a) außgefchten u... 23.000 = 














32,576 Ihr. — Sr. — Pf. = j 2 
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getilgten 
Staatsfchuld: Dokumente. 





Ihlr, le. sr. 





| | 

3899018 7 2 
4. die von dem Antheile des Staatcö I 

an den Königöberger Schulden (Nr. | 

67ed.g. D) abgefhriebenen........ 33,115 = 17 = 4 = | 

denn Die für dieſe Beträge eingelöften I 

Obligationen werden beftimmungs- Il 

mäßig in Danzig und Königsberg 

vernichtet. 

Es gingen mithin von obiger Summe ab............u.0.. nenne 


und blieben ald eingezogen nadygumweifen........ —— 


82, 

Dagegen traten diejenigen Obligationen hinzu, welche, von frühe: 
ren Einlöjungöterminen rüdftändig, erft im Jahre 1845 eingegangen 
find, nämlid) 

1. Kurmärtihe Schuldverihreibungen(Nr.26bd.g.D.) 200 Thtr. 
2. Staats-Schuldfheine (Nr. 28h d. g. D.)............... 475 - 
3. Nammerkreditsstaffenfdeine (Nr. 29 b d. g. D.).......7,843 — J 
4. Steuerkredit-Kaſſenſcheine (Nr. 30 b d. g. D.).......... 1,400 
zuſammen 9918 —— 


Icbertrag......32,576 Ihle. —ESgr. — Pf. 





65,691 117| 4 
3,833,326 11910 
| 





ferner die auf den Antheil der Provinzen gefallenen Beträge von den 
in 1845 getilgten Obligationen ihrer Kriegoſchuld, und zwar 
a) der Kurmark (Nr. 52ghd. 9. D.)..................... 65,780 Ihlr. 
b) der Neumark (Nr. 53efd.g.D)..... zur... 200... 18,538 = 


4318| — 





Mithin waren für dad Jahr 1845 an eingelöften Schulddotu- 
menten bei dem Kammergericht zu Deponiren......ueeencuessessnnenennen N 10 
83. 


Daß died wirklich gefchehen, beweilt die über diefe Deponirung 
aufgenommene und durch den Drud veröffentlichte Verhandlung vom 


1. Auguft 1846, nad) welcher 





1. Engliſche Obligationen aus der Anleihe vom Jahre 1830....... 1,794,150 — | — 
2 Staato⸗Schuldſcheine 1,751,475 je 
3,545,625 |— | — 
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Deponirung der eingelöften Schuld: 
Dokumente, 














Thlr. Sal gi 
Licbertrag| 3,545,625 | — 

3. Kurmärtihe Schuldverfchreibungen 

4. Neumärkſche Schuldverſchreibungen 

5. Kammerkredit⸗Kaſſenſcheine 

6. Steuerkredit⸗ſtaſſenſcheine . 

T. Einzelne provinzielle Schulddokumente 


—2222*22222 
—22 


2222222⸗ 


22242* 


überhaupt alſo 


















3,927,562]19110 


m ——a Tin 


niedergelegt worden find. 






54, 
Von der Totalfumme des durd) die Verordnung vom 17. Januar 
1820 garantirten Kapitals der Staatöfhuld, welches durch verſchiedene 
Zugänge und Berihtigungen bid zum Schluffe, ded Jahred 1844 auf|217,975,517 



















Durch die Tilgungs: — 
feſtgeſtellt war, ſind abgetragen: fonds, Finlöfung. 
Thir. Tor. len. Bt 





a) bis zum Schluß der erften Til- 
gungöperiode, Ende 1832...... 

b) in der zweiten Periode 1834. 

c) in den Jahren 1843 (Nr. 85 
d. v. D 


4 


12,774,78729 612 
2486408514 8] : 







3,719,52625 
3,899,018| 7 2 


75,257,418 17] 31233,284| 5 
25257,01817| 333,284] 5 

















8 | 
zufammen| 75,490,7022211 
und e8 ift ein, mit dem Etat auf dad Jahr 1846 (Kr. SOd.g. D) 
übereinftimmender Schuldbeſtand verblieben von 








DE er ee 





142,484,815 
85. 

Was nun endlih den Nahmweis von dem Verbleiben der 
fämmtlichen in dem Zeitraume feit dem Erſcheinen der Verordnung 
vom 17. Januar 1820 bis zum Schluſſe des Jahres 1845 vom 
Etat abgejehten Staatöfhuld-Dokumente betrifft, fo find 
von der eben dargeftellten Summe des Kapitalabganges von 
abzurednen: 





** 


75,490,702 2: 


ER Thlr. Sg.Pf. 
a) die auf außerordentliche Weiſe eingelöften (Nr. 
840.9. D.).....eeeemenenenenenennennn 233284 5 8 
b) die von der Deponirung beim Kammergericht 


auögenommenen 


233,284 5 8 75407022211 


| 








1,50 - 
35,0 -— 
414 
250 
66 


TEL 


1 EB 


—— 





Mn) 
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VBerbleiben der feit Dem Jahre 1820 ein: | 
gelöften Staatsfchuld: Dokumente. a Hasler 


Ihlr. Sg. Pf. 
Uebertrag — 2333284 5 8]75,490,702 








1. Königsberger Etadtobligationen (Nr. 67 f) 
BED — 513,633 2 5 


2. Danziger Stadtobligationen (Nr.66gd.9.D.) = 552,000 — — 
c) Die nody nicht eingegangenen gefündigten 

1. Obligationen der Frankfurter Thlr. Sg.Pf. 
Anleihe (Nr. 23 d. g. D.)......— 23285 21 5 


2, Kurmärticen Schuldverſchrei— 
bungen (Nr. 260 d. g. D.)...— 6,40 — — 


3. Neumärtihen Schuldverfchrei- 
bungen (Nr. 27 d. g. D.)...—= 100 — — 


4. Staatö - Schuldfcheine 


Nr. 2Beb 4 D)....... — 200 — — 
3. Kammerkredit - Kaffenfcheine 
WET). — 6,869 — — 
Mh Dina — 1576 — — 
6. Steuerkredit - Saffenfcheine 
(Nr. 300 d. 9. D.) ............ —=18,M) — — 
(Nr. 64d d. 9. D.).......... — 8W0 — — 
7. Gentralfteuer - Obligationen 
MID. = MW — — 
Fer 5 


— 4230 21 5 


d) Die zwar vom Etat abgeſetzten, aber in Folge 
fpäterer Verhandlungen vom Großherzogthum 
Sadyien - Weimar eingelöften Kammer- und 
Steuerkredit-Staffenfcheine (Nr. 85d d. v. D.). 2400 — — 


DEM IRETIDEUIN DON sn elulsaeneeneeueeesäerieieheten 
find dagegen zuzuſetzen folhe Dofumente, welche zwar nicht 


bon der Staatöfchuld nad) dem Etat vom 17. Januar 1820 abge: 
gangen, aber doch mit deponirt find. 


So 
J. die ſchon in den Jahren 1818—19 getilgten 


Staats-⸗Schuldſcheine . ........... 3,071,495 Thlr. 
2. Die von der Kurmark Mit ...ueessesessenssscseeeeenenee 1,936,415 

und 
3. die von der Neumark.....uasnesneeee nnnersereeeenene 546,048 - 


bon ihren Sriegöfhulden abgetragenen Antheile. 


| 
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Deponirung und Vernichtung Der einge: 
löften Obligationen. 


a0. jener. 


Uebertrag......5,553,958 Ihr. [74,142 154 | 3| 5 
4. holländiſche Obligationen aus der Anleihe vom 
Jahre 1809, weldye gegen Domainen-Pfandbriefe 
umgetaufcht edheee 700,800 - | 


5. ſächſiſche Kammerkredit-Kaſſenſcheine über.......... 200 ⸗ 
welde Weimar hatte übernehmen follen, welche 
aber diefjeitd bereitö getilgt waren. 
6,254,958 Ihr. 
Nach Hinzurechnung dieſer .....nusensnnsenseennennsnnennnnnennnnnnnnennnnnen 6254958 — | — 
find alfo in den Jahren 1820 bis 1845 überhaupt deponirt]80,397,112| 3 5 


Dabon find durd) die Königliche Immediat - Vernidtungstommiffion 
bis zum Schluſſe ded Jahres 1845 


(Nr. 87 d. v. D.) verbramnt........ 70,671,282 Ihr. 6Sgr. 11 Pf. | 
außerdem find gerichtliche Amortiſa⸗ 
tiondertenntniffe über ...............-- IM ee 


turmärkſche ftändifche Obligationen | 
zu den Akten genommen, 


Ed gehen daher von obiger Summe ab ..ununnecenseneeeenseneen enneann 70,671,702 — 1 


und befinden fid) im Depoflorlum ded Kammergerichtes zur fpäteren | 
DAHIN nie anne 9,725,409 26 


87. 
Dieſe beftchen nad) den Rechnungen der einzelnen Tilgungöfonde | 


6 





Obligationen. 
Ihlr. len. | Br. 


| 


1,794,150 | — 







in 








1. Obligationen der Zondoner Anleihe vom 
Jahre 1830 uuneneneennensneeneenennennenne 


I, Kurmärtifhen Schuldverfhreibungen...... 296,850 Mi 
3, Neumärtifhen Schuldverſchreibungen. 71,950 — 
E Staats⸗ Schuldſcheinen ............. +. 4,695,050 1— — 


ovinziellen Staatd -Schyuldverfchreibun. 
— = .-- 2867 409 26 19,904 


wie oben | 9,725,409 |: 261 6 758,668 CB 





[zz 


(48-19) 
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VBerbleiben Der eingelöften Zinsconpons, 





Es find jedoch, wie bereitd bemerkt, nur die Kapitaldofumente gerichtlid) deponirt, 
während die daneben aufgeführten, mit denfelben unentgeltlidy eingelieferten Zinscou— 
pond glei den unter Ar. 25 d. g. D. erwähnten = 4,583,004 Ihlr. Coupons 
bon Obligationen der Yondoner Unleihe bei der Kontrole der Staatöpapiere auf: 


bewahrt werden. 
88. 


Außer diefen Goupond werden bei der Staatöfdhulden-Tilgungdfaffe noch die unter 
dem Zinfentitel als realifirt nachgewieſenen Coupons, nachdem davon am 23. Juni 1846 
= 5,412,921 Ihlr. vernichtet worden, aſſervirt, und zwar von Obligationen der 



















N Für Für 

die Jahre 1841— 1544| das Jahr 1845 
eingelöft. eingelöft. 

Zr. ESa. vſ 


| 


722 15 







Nadı 
gegenmwär- 
tiger 
Darftelung. 
Nr. 





Sa|$i. 








1. Londoner Anleihe vom Jahre ISIS] 10d 
2. Londoner Anleihe vom Jahre 1830 [11 F, 384 





















3. Kurmaͤrtſchen Kriegefhuld.......... 12f, 394 216,304 11 
4. Neumärtfhen Kriegöſchuld ........... 131, 40d | 54,943 126 

5. Konfolidirten Staatöihuld............ 141, 41d| 11,722,080 12 5| 4,170,825 29! 3 
6. Kammerfredit-Ktaffenfhuld ........... 166, 45c| 33338 — — 9,121 115 — 
7. Steuerkredit⸗ Kaſſenſchuld ............. 176, 45d| 381,423 4 118,362 22) ; 





— 


13,859,963 18 51 4576780 29 3 
— — — | 
18,436,744 Ihlr. 17 Sgr. 8 Pf. 


Diefe Coupond werden bid zum Ablauf ihrer Verjährungöfrift aufbewahrt und 
dann vernichtet. 


89 


Die Quittungen der Regierungs-Hauptkaſſen über die von den Erwerbern bon 
Domainen- Grundftüden für Gefällablöfungen und dergleichen eingezahlten Gelder, 
melde nady Artitel VII der Verordnung vom 17. Januar 1820 der unterzeichneten 
Hauptverwaltung zur Befcheinigung eingereicht werden follen, find für 1845 fämmtlid) 
eingegangen und haben jene Legalifation erhalten, fo daß die durch dieſe Mafregel 
bezweckte Kontrolirung der zur Entlaftung des Staates von feinen Schulden ftattge- 


fundenen Veräußerungen und Ablöfungen vollftändig geführt worden ift. 
Die im Jahre 1845 befcheinigten Einzahlungen betrugen — 1,002,340 Ihr. 
27 Sgr. 9 Pf; feit 1820 find überhaupt — 42,660,549 Thlr. 19 Sr. 7 Pf. 


als eingezahlt befcheinigt. 


536 Anderweitige finanzielle Mittheilungen der Regierung ıc. (49) 


Verbleiben der eingelöften Zinscoupons. 


W. 


Bon den Konten ded Depofitalfondd haben im Jahre 1845 zwei, nämlid) das 
Depofitum für den Tilgungöfonds der Londoner Anleihe vom Jahre 1830, welcher 
nady Ar. 51 der gegenwärtigen Darftellung aufgelöft ift, und das Depofitum zur 
Tilgung der Kriegöſchulden der Stadt Elbing, deren Verwaltung in Folge Allerhöch— 
fter Kabinetdordre vom 5. Degember 1845 dem dortigen Magiftrat wieder überlaffen 
ift, ihre Erledigung gefunden. In Gemäßheit der Allerhöchften Beltimmung vom 
31. Januar 1832 find die Ueberfihten von der Verwaltung diefer Depofita der 
Königlihen Ober: Rehnungdtammer zur Revifion und weiteren Veranlaſſung über: 
fandt worden. 


Berlin, den 19. Mai 1847. 


Hauptverwaltung der Staatsfchulden. 
Bother. Berger. Watan. Anoblaud. 


B. 


General-Ueberſicht 


Staatsfchulden- Perwaltung 


für das Jahr 1845. 


- ..“ 
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Ueberſicht 


J 


denjenigen Depoſiten, welche für Rechnung des Staates in dem 
der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe verwaltet werden. 


| Gffetten - Gattungen. Effekten. Summe. 


thir. |sar.| pr. Kidie.| far. | pt. ihlt for. | Pf. 


—J0 964,325 thlr. — far- — Vi. 
gationen...... 3.161.652 x: 4 
heine u, Cou⸗ 

EN 2156 » 2 : 6 


(Schuld: Ber: 
non osusssrcns re 209,350 * — 1 — 2 


—V— 


— — 


Seine ...22-.-..2.22 151.800 ithlr. 
500 ⸗ 














152319) 2| 9 

ſcheine ..2.......-4 566,450 thlr. 
Schuldverfchreibungen. une 9150 ⸗ 
1 515,613|26| 1 
3 306 16| 1 
1,500 thlr 
Schuldverfchreibungen........-- 850 
! 2,356, 8| 6 

Summa 5,194,593 241111 ]54| 3| 9 5,194,647|38| 3 

| 

Ri 


Verwaltung der Staatsfhulden. 
f je Natau. Koehler. Knoblaud. 
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erwallung. , 


— — — 


A. 
Auszug 


aus dem 
Protokoll der fiebenten Abtheilung des Vereinigten Landtages 
vom 10. Juni 1847. 
(Vergl. Abth. I. S. 2306.) 


Sinanz 


Endlich theilte der Kerr Vorfigende der Verſammlung mit, daß der Herr Landtags— 
Kommiffariud am 7. d. M. die in dem Autrage ded Abg. Freih v. Binde vom 30. April c. 
begehrten Erläuterungen über einige Punkte des Haupt-Finanzetats pro 1847, und der 
Ueberfiht von den Nefultaten der Finanzverwaltung in den Jahren 1840 1846, durch 
Mittheilung eines don dem Herrn Finanzminiſter gegebenen Promemoria, nebft ausführlichen 
Spezialnahweifen, mit der dankenswertheſten Bereitwilligkeit ertheilt habe. Es wurde be- 
(loffen, diefe Mittheilung, mit Ausnahme der Specialanlagen 5, 6, 7, 9 und 12 abdruden 
und an die Mitglieder vertheilen zu laſſen. 


Berlin, den 12. Zuni 1847. 
v. Fintenftein. 


Für den Auszug: 
Der Abgeordnete v. Holzbrint. 
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B. 
Promemoria 


betreffend 


die in dem Antrage des Landtags- Abgeordneten Freiherrn v. Binde, 
bom 30. April 1847. 


bezeichneten Punkte des Haupt: Finanzetats pro 1847 
& und der Ueberfidt 


von den Hefultaten der Finanz - Verwaltung für 1840 bis 1846, 
über welche Erläuterung gewünfcht wird. 


Erſter Punkt. 

Die Staatöforften haben in den Jahren 1840—46 einen Ertrag von 
mindeftend 2,542,580 Ihlrn. (im Jahre 1845) gewährt. Im Etat pro 1847 
find dafür nur 2022961 Ihlr. auögeworfen; woher rührt die auffallende 
Verminderung des Ertrages? 

Erläuterung. 


Es wird nöthig fein, auf den Inhalt der Etats- und der Finanzüberfihten im Allge 
meinen näher einzugeben. 

Der Etat bildet den Voranfhlag und wird bei nicht feftitehenden Einnahmen und 
Ausgaben in der Regel nad) den Ergebniffen der Vorjahre unter Berüdfidhtigung der Um— 
fände, welche auf den Ertrag muthmaßlidy günftig oder nachtheilig einwirken, feftgeftellt. — 

Die Finanzüberficht dagegen enthält Die Erträge refp. Die Ausgaben, welche in dem 
betreffenden Jahre wirklich aufgefommen refp. geleiftet find. Cine Uebereinftimmung der 
Refultate ded Etatd und der Finanzüberſicht fann mithin bei denjenigen Vertvaltungen, deren 
Erträge von unbeftimmten Einnahmen abhängig find, nicht wohl ftattfinden. Zu dieſer 
Kategorie gehört die Forftvertvaltung. Die Haupteinnahme berfelben bildet der Erlös für 
Holy, welches in den Etats nad) einer beftimmten Taxe veranfchlagt, zum größten Iheile 
aber nicht nad) diefer Tare, fondern im Wege der Licitation verkauft wird. Eben fo un 
beftimmt und von vielen Zufälligfeiten abhängig find die Erträge an Forft-Nebennugungen 
ald: fir Grad, Torf, Steine, Weide, Kohlen- und Iheerfchivelereien x. Nur die Einnahme 
von den Jagden unterliegt weniger der Veränderung, da fie hauptſächlich in Pacht befteht. 

Mit Rüdfiht auf diefe Umſtände kann die Abweichung ded Etats für 1847 von dem 
wirklichen Ertrage ded Jahred 1845 um.....eeseeeneeseesenssesneeneenennnnennennananennnn 519,619 Ihlr. 
bei einer Bruttoeinnahme von 44 Millionen Ihaler nicht auf- 
fallen. Eõ fommt aber nod) hinzu, daß auf den Etat für 1847 
wie in den Erläuterungen zu demfelben (f. S. 120) bemertt ift, 
bedeutende neue Ausgaben, namentlid) zu Forftbauten und 
Forſtkultuten und zur Ablöſung von Korftferbituten mit......387,500 Ihlr. 
‚übernommen find, wovon im Jahre 1845 nur erft............... 287,500 = 

— nee 100,000 The. 
(nämlich zur Ablöfung von Forftferbituten) weniger zahlbar waren, fo daß * 
der Voranſchlag pro 1847 gegen die wirkliche Einnahme für 1845 nur um..419,619 Ihr. 
zurückſteht. 
Ein ähnliches Reſultat wird gewonnen, wenn der Durchſchnittsertrag der Forſten, in 
den Jahren 1840—46 mit dem etatömäßigen Ueberſchuß pro 1847 unter Berückſſichtigung 


Vromemoria, betr. die Erläuteruug einzelner Punkte deö Hauptfinanzetats. 549 


der für diefed Jahr neu zum Etat gebradhten, in den früheren Jahren nur zum Theil gelei- 
fteten Ausgaben verglidyen wird. 

Bei diefem Refultate, von welchem mit Unrecht auf eine auffallende Verminderung 
deö Ertraged der Staatöforften gefchloffen ift, darf ferner nicht überfehen werden, daß in den 
lepten Yobren ein großer Theil ded zum Einſchlagen beftimmten Materiald ald Bau- und 
Nurholz, in Folge der außerordentlichen Bauluft, zu befferen Preifen abgefegt ift, ald worauf 
in Zutunft mit Beftimmtheit geredynet werden kann, da ungünftige Zeiten für die Landwirth— 
ſchaft und den Betrieb der Gewerbe ihren Einfluß nicht nur auf den Holzabſatz, insbeſondere 
die vortheilhafte Verwerthung ded Materials ald Bau- und Nußzhholz, fondern aud auf die 
Brennholzpreiſe erftredten, welche letztere überdied durd einen gelinden Winter um 20 bis 
30 Prozent zurücgebradht werden können. Co 3. B. lieferten die Forften im Jahr 1830 


Clien: Ertaa DEIL. ne naenenaen sense res eure 2,645,797 Ihr. 

I Yabre 1930: ODER RUE DON rennen annstreeesrreue 1,954,099 — 

HM en 691,698 Thlr. 
Ferner: die Korften im Regierungöbezirt Gumbinnen bradıten 

im Jahre 1844 einen Ueberſchuß von ....... zeeeesserssssseneessensnnsnnsnnannnnnnnnnnn 239,524 Thlr. 

im Jahre 1845 aber wegen des Nothftandes nur von ...uceeeeesuesessnnnnnen oo 143,144 Thlr. 

WEN Tr 1088 Weniger. nee 96,380 Thlr. 


Hieraud dürfte ſich genügend ergeben, daß bei Feftftellung der Forſtetats die wirkliche 
Ginnahme nicht immer maßgebend fein kann, und daß bei Erhöhung der Ueberſchüſſe der 
Etaatöforften mit großer Vorficdht zu Werke gegangen werden muß, wenn, was zur Erhal- 
tung der Ordnung im Staatöhauöhalte durdyaus nothiwendig ift, darauf geredynet werden 
foll, daß die veranfchlagten Ueberſchüſſe auch wirklid auftommen. Daß aber ftetö darauf 
Bedacht genommen wird, den — Ueberſchuß mit dem wirklichen Ertrage nach und 
nad) in Einklang zu bringen, dürfte die Vergleichung der Etatsüberſchüſſe 

pro 1840 im Betrage von 1,794 708 Ile. 
- 184: 


843 = = = 1888393 - 
- 1845 ⸗ ⸗ = 1,958,523 ⸗ 
- 1847 = = = 23022,961 


binlänglid) beweiſen. 
Zweiter Punkt. 

Die Erträge der direkten Staatöfteuern find nur in folle — in unge— 
trennter Summe — in der Ueberſicht auögemworfen. Es ift zu wünfden, daf 
fie, wie im Etat gefhehen, für Grund», Klaffen- und Gemwerbefteuer ge— 
trennt angegeben werden. 

Grläuterung. 


Die in der Ueberficht der Finangrefultate in ungetrennter Summe — Erträge 
an direften Steuern, finden fidy in der anliegenden Nachweiſung (Anlage Nr. 1) nad) den 
einzelnen Steuerziveigen — Grund-, Klaffen- und Gewerbeſteuer — getrennt nochgewieſen. 


Dritter Punkt. 


Diefelde Bemerkung gilt für die indireften Abgaben aller Art. Hier er- 
Iheint bei der fehr veränderlihen Natur derfelben eine Trennung um fo 
wünſchenswerther, wenn der Zwed der Ueberſicht erreicht werden foll. 


Erläuterung. 
Auch ruͤckſichtlich der indirekten Steuern ift in der Anlage der Nachweis ded Aufkommens 
der einzelnen Steuerzweige, vorläufig für dad Jahr 1846, gegeben. 

‚ Für die Jahre 1849 würde ein deöfallfiger Nachweis (Anlage Nr. 2, a. u. b.) nicht ohne 
einen größeren Zeitaufwand geliefert werden können. Die Hebereinftimmung der Einnahme: 
und Audgabepofitionen deö General-Staatöfaflen-Abfhluffes mit dem eigentlichen Verwal⸗ 
tungdabfchluffe, kann für diefen Einnahmezweig nur in dem Schlußergebnißß — dem Ueber- 
ſchuß — der Einnahme über die Ausgabe zufammentreffen, und daß dies der Fall, weiſet 
die vorallegirte Anlage nad). 
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Vierter Punkt. 


Die indireften Abgaben und die Wegegelder haben im Jahre 1846 
31,847,000 Thlr, im Durchſchnitt der 7 Jahre 184% 31,298,000 Ihr. ertragen. 
Im Etat pro 1847 find nur 30,172157 Ihlr. Brutto ausgemworfen. Woher 
diefe Verminderung? ‘ 

Erläuterung. 


Es ift nad) dem Ergebniß der im Abnehmen begriffenen Einnahmen für 1846 nöthig 
eivefen, namentlid) wegen des im merklihen Sinken befindlidyen Ertraged der Branntwein- 
Ar einen Iheil des nad) dem dreijährigen Durchſchnitt fidy bildenden Betrages, durd) 
Auöwerfung eined angemeffenen Dedungdquantums für den im Jahre 1847 zu erwartenden 
Rückgang an Zöllen und indbefondere an Branntweinfteuer beim Haupt: Steueretat in 
Abſaß zu bringen. Es wird einer vorfihtigen Finanzverwaltung nidyt zugemuthet werden 
wollen, daß fic die Einnahmepofitionen im Etat höher ausbringe ald der Ertrag, nad) forg- 
fültiger Berüdfihtigung aller obwaltenden Berhältniffe, ausfallen wird. Danad) ift beim 
Etat für 1847 verfahren und wir werden fehr zufrieden fein fönnen, wenn bei den — erſt 
nach Aufftellung des Etats eingetretenen — Zeitläuften für dieſes Jahr nur der Etat 
erfüllt wird. 

Im Uebrigen wird auf die dem Staatöhaushalt= Etat beigefügten Erläuterungen 
©. 124 Bezug genommen. 

Fünfter Punkt. 


Dad rn aha feitderin 1842 ftattgehabten Ermäßigung ded Salz— 


reifed hat in den 4 Jahren 1843— 1846 durchſchnittlich in folle ertragen 
‚150,000 Ihlr. Bro 1847 find aber 7,753,818 Ihr. auögeworfen. Woher 
rührt der erhebliche Mehreinnahme-Anſchiag? 


Erläuterung. 


Die Differenz erklärt fid) dadurch, daß die Etatöfumme pro 1847 von 7,753,818 Ihr. 
die Brutto-Cinnahme für verfaufted Salz darftellt, während von den nachgewieſenen 
wirklichen Erträgen der Jahre 1843— 1846 von durchſchnittlich 7,150,000 Ihr. alle Aus— 

aben ſchon in Abzug gebradht find, weldye auf den Etats der Haupt-Steuerämter und der 
Srobinziaf-Steuertaffen ftehen, das find alle Auödgaben an Spezial:Verwaltungötoften aud- 
Schließlich der Saly-Antaufstoften und einiger generellen Salzvebitö-Bertvaltungötoften. conf. 
si plac. die Erläuterung zur 11. Frage. 


Sechſter Bunte. 


Die Bergwertö-Hütten und Salinenverwaltung figurirt anfheinend 
in der Leberfiht der Einnahme audden Jahren 1810-1842 nur mitrunden 
Summen von refp. 1,200,000 Thlr, 1,300,000 Ihlr. und 1,440,000 Thir. Wie 
erklärt fid) Died? 

Erläuterung. 


Die in der Finanzüberficht der Jahre 1840— 1846 als Einnahme aus der Bergwerks— 
‚Hütten: und Salinenverwaltung der Jahre 1842—1844 aufgenommenen runden Sum- 
men von 1,200,000 Thlr., 1,300,000 Ihr. und 1,440,000 Ihlr. bilden die — nad) Abzug 
der Befoldungen, Reifetoften und Bürcaubedürfniffe, deögleihen Bau: und Meliorationd- - 
toften, Aufiwendungen zu berg= und hüttenmännifchen Verſuchen, Ausgabe zu Unterhaltung 
der Bergfchulen 2c. — zur General-Staatötaffe abgelieferten reinen Baar-Ueberſchüſſe: 
in gleidyer Weife, als foldyed im Haupt-Finanzetat des Jahres 1847 mit der im legterem 
aufgenommenen runden Summe bon 1,100,000 der Fall ift. Es liegt nämlich) in der Na- 
tur der Berg: und Hüttenwerke, daß fie auf den Grund der Debitöfonjunfturen mehr oder 
weniger Ueberſchüſſe abliefern. So ift 4. B. der Debit der Saarbrüder Gruben von dem 
größern oder geringern Fahrwaſſer der Saar, der der Ruhrzechen von dem Fahrwaſſer der 
Rubr ‚bedingt, die größern oder niedern Ueberſchüſſe der Eifenhütten von dem Stand ber 
Eifenpreife, Wer fid) vorzugöweiſe nad) den englifchen Werken richtet. 
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Die Bergwerks⸗, Hütten und Salinentaffen liefern übrigen® befanntlidy am Ende eined 
Jahred niemald die vorhandenen baaren Geldbeftände vollftändig ab; fondern behalten 
davon diejenigen Beträge zurück, welche zu Sortfehung des Betriebes erforderlich find, und 
einen Iheil des in Materialien, Produkten und baarem Gelde beftchenden und hödyft nöthigen 
Betriebstapitald bilden. Daher jene runden Summen! 


Siebenter Punkt. 


Daffelbe fheint von der Boftverwaltung zu gelten, weldeinden Jab- 
ren 18401844 nur mit den runden Summen von 1,400,000 ThLr., 1,300,000 
Ihlr., 1,400,000 Thlr. in der Einnahme erſcheint. 


Erläuterung. 


Nach den Jahredüberfihten von den Einnahmen und Ausgaben der Poſtverwaltung 
haben die Nettoüberichüffe derfelben betragen 
1. im Jahre 1840, 1,558,496 Ihlr. 


Davon find zur General-Staatötaffe gefloffen .e.unesneemeneneneesnnennesnennsnenen 1,400,000 Ipir, 
Zur Rendantur ded Staatoſchatzeß ůůůůÛ 158.496 - 

En, 

Eind......1,558,496 Ihr. 


2. im Jahre 1841, 1,435,113 Ihlr. 
Davon hat die General-Staatötaffe erhalten im Laufe des 


Jahre 184 u... 1,300,000 Thlr. 
in 1842 nachträglich pro IS41.....ueeeneeen oreenensnnenneneennenn 100,000 — 
Die Rendantur des Staatoöſchatzes ....nenennnnesnenennneenenenesnsnnnonnnnnennennnnnnnn 35,113 = 


Eind......1,435,113 Ihr. 
3. im Jahre 1842, 1,442,569 Xhlr. 
Davon find an die General-Staatötaffe abgeliefert... cereeseseeeeeneannenne 1,400,000 Iptr. 
an die Rendantur ded Staatöfhhaged...uusursussesesnessnnsnennssnennennsnnnnnnnennene 42569 — 


Sind......1,442,569 Ihr. 
4. im Jahre 1843, 1,502,122 Thlr. 


wovon die Beneral:Staatötaffe erhalten hat.....uurzunneensennnessnnnnssnnenenn nen 1,400,000 Thir. 
zur theilweifen Dedung der Koften für Erbauung eines Poſt-Dampfſchiffes 
für die Verbindung zwifchen Stettin und St. Peteröburg aber verwendet find... 102,122 - 
Eind......1,502,122 Ipr. 
5. im Jahre 1844, 1,426,475 Ihlr. 
Davon an die General-Staatökaffe gegahlt.....unennneseessneseesnsennensnennnnnnnenn 1,400,000 Ihr. 
wu 21 88 26,475 — 


Eind......1,426,475 Ihlr. 
Wegen der in 1840—42 zur Rendantur des Staatsſchatzes gefloffenen Beträge enthält 
die Dentichrift vom 6. April 1847 über die Verwaltung des Staatöihages für die Zeit von 
1840— 1846 dad Nähere. 
Achter Punkt. 


Woher rührt ed, daß erft mit dem Jahre 1846 beginnend, der Betrag von 
100,000 Thlr. ald Gewinn des Sechandlungs-Inftitutes in Einnahme er- 
fheint? Hat dafjelbe früher feine Einnahme, oder wohl gar Verlufte ge— 
währt? Wie hoc belaufen fid die Betrieböfonds Diefed Inftitutes, melde 
anfcheinend eine viel höhere Einnahme abwerfen müßten? 


Grläuterung. 


Das Sechandlungs-Inftitut hat die früher aus der Staatskaſſe erhaltenen Betrieböfonds 
bereitö zurüdgezahlt, und betreibt feine Geſchäfte mit den ſelbſt erworbenen Mitteln, denen der 
jährlich fidy ergebende Gewinn biöher zutrat, fo weit darüber nicht zu andern Staatözweden 
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diöponirt wurde. Erſt vom Jahre 1846 ab haben ded Königs Majeftät eine Ablieferung 
von 100,000 Thlx. jährlich) zu baulichen Zwecken an die General-Staatötaffe angeordnet. — 
Daß der Status diefed Handlungdinftituted zur Veröffentlichung ſich nicht eignet, berfteht 
fid) von felbft. 

Neunter Punkt. 

Die Audgabe für Verzinfung und Tilgung der Staatsfhulden hat in 
1845 gegen 1844 um etwa 180,000 Ihr. und in 1846 gegen 1845 um etwa 
400,000 Ihlr, im Ganzen in beiden Jahren um etwa 580,000 Thlr. fid der 
mehrt. Woher rührt died? 

Grläuterung- 


Dad Etatdquantum zur Verzinfung und Tilgung der Zandeöfhulden betrug 
pro 1844: 


1. bei der Staatoſchulden⸗Tilgungstaſſe für die allgemeinen Landes⸗ 
— 6431,678 Thlr. 


ſchuld 
2. bei den Regierunge-Haupttaffen für bie provimziellen Schulden ........ 781,32 > 
Summe ......7,213,000 Zhlt. 


niederen aaa en mans — 


In der Ueberſicht find verausgabt: 





ad 1, Seite 150... seen ae 6,431,678 Iplr. 
ad 2, ebendafelbit.... 0. 757,818 Ihle. 
als Etatöreft nachgewieſen laut Anhang B 
Seite 180... esenenennneentenenneene 23504 ⸗ 
781,322 
7,213,000 ‘ 
balancirt, 
pro 1845: 
1, bei der Staatafehulden-Silgungäthff wie vor............................... 6,609,901 Thlt. 
2, bei den Regierungs-Haupt affen deögleiden.ummeneneeeeenet 591,099 — 
Summa......7,201,000 Zhlr. 
Die Ueberſicht weiſet nach: 
ad 1. Seite 151... ...- ——— 6,609,901 Thlr. 
ad 2. ebendafelbft ...... 589,005 Ihlr. 
ala Etatöreft Seite 1S1 ded Anhangs B..... 2054 — 
591,059 - 
7,200,960 _: 
gegen dad Soll meniger...... 40 The. 
pro 1846: 
1. bei der Staatöfejulden-Tilgungdtaffe wie vor. une 7,018,977 Ihlt. 
$ hei den Regierungs-Haupttaffen Deögleihen......n m 177,023: 
Summa......7,196,000 Ihr 
Veraudgabt find laut Ueberſicht: 
ad 1, Selte LÖR.....esssssseuunessenserssonmmensenen anna een 7,018,977 Zblr. 
ad 2, ebendafelbft....... men 160,769 The. 
als Etatöreft werden nachgewieſen laut An: 
hangB, Stite 181... een 1,147 





161,916 





7.180.893 bl. 
gegen dad Soll weniger... 16,107 Ahle. 
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Es hat fidy daher der Geldbedarf für das Staatsſchulden-Weſen, welcher 


7213000 Thl. 
in 1845 7.201.000  - 
ET. 7, — 7.196.000 : 


betrug, feit dem Jahre 1844 um 17,000 Ihlr. vermindert, und ift an den ausgeſetzten Ber 
trägen in der Wirklichkeit noch erfpart worden. 

Die Bemerkung, daß die Ausgaben für Verzinfung und Tilgung der Staatöfhulden in 
den Jahren 1845 — 46 fidy vermehrt haben, könnte daher nur auf die Neftvertvaltung be- 
zogen werden, bei welcher für Zwecke der provinziellen Schuldenverwaltung nod) nachſtehend 
bemerkte Auögaben geleiftet find: 


im Jahre 1844 laut Ueberſicht Seite 150......... cn 22187 Ihlr. 
hierzu der Beftand (Audgabereit) von den Etatöbeträgen bie 
Ende 1843 laut Anhang B Seite 180 .......nneeenennenen 210563 — 
232,750 Ihlr. 
im Jahre 1845 laut Ueberſicht Seite 151...........................- 27256 - 
” Beftand mie vor bi6 Ende 1844 laut Anhang B 
3 1) WER 206,811 = 
234,067 = 
im Jahre 1846 laut Ueberſicht Seite 151........................... 203,165 = 
Diez Beſtand wie vor bis Ende 1545 laut Anhang B 
BET a a Sa ee 5,697 
208,862 = 
Hiernady wäre die Iſtausgabe in 1845 gegen die von 1844 zwar um.. 5,069 Ihlr. 
und die Iſtausgabe in 1846 gegen die von 1845 um....uenecereneenneennenne 175,909 


größer geweſen, allein deshalb hat eine Mehrausgabe gegen das Soll, d.h. gegen die von 
den früheren Etatöbeträgen herrührenden disponibeln Beftände, wie obige Darftellung zeigt, 
nit ftattgefunden, vielmehr waren Ende 1846 von diefen disponibeln Beftänden nod) 
9,697 Ihr. übrig, meldye, fobald die Kinderniffe, welche der beftimmungsmäßigen 
Verwendung biöher entgegenftanden, befeitigt find, ebenfalld noch) zur Verausgabung ge- 
langen werden. 

Wird gleihtwohl in der Ueberſicht eine Steigerung der dieöfälligen Ausgaben pro 
1844—46 von etwa 580,000 Thlr. gefunden, fo hat dies fediglic feinen Grund darin, daf 
in dem vorliegenden Antrage nur die bei der Staatöfhulden-Tilgungätaffe felbft in den Jah: 
ren 1844 — 1846 zur Verrechnung gelommenen Beträge mit einander verglichen, die Bei: 
träge der Regierungd-Hauptlaffen zur propinziellen Schuldenverwaltung aber nidyt mit zur 
Balanzc gezogen werden. Daß letzteres jedody wegen der Uebertragungen von den Provin- 
jial- Haupttaifen Etats auf den Etat der Staatöjchulden -Tilgungätaffe in Folge der Um— 
— von Provinzial-Schulddokumenten in Staats-Schuldſcheine ſtattfinden muß, 
euchtet ein. 

Wenn alfo, wie oben nachgewieſen, der Staatöfchulden - Tilgungdtaffe aus der General- 


Staatskaſſe 
Int: 6,431,678 Thlr. 
31488 —— 6,609,901 = 
migg— 7018977 — 
überwieſen find, fo haben dieſe Ueberweiſungen zwar in 1845 gegen 1844....178,223 Thlr. 
Ein af⏑8ö888888 Arsen 409,076 = 
Zufammen alfo........... 587,299 Thlr. 


mehr betragen. Um eben foviel und noch mehr find aber aud) die Zinfen und Tilgungäbei- 
träge der Regierungs⸗Haupttaſſen herabgegangen. 

‚Denn, wie gleihfals oben gezeigt, betrugen foldye etatsmaͤßig, alfo ohne Nüdficht auf 
bie in der Wirklichkeit gemachten Erfparungen 
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in 1844... 101,322 Thlr. 
in i8i5! 391699 
91 MOB 1703 - 
mithin in 1845 gegen 1844 weniger... un 190,223 Tpfr. 
u? Vase | Be RER 414,076 
überhaupt 604,299 Thlr. 
Das Mehr des Etats der Staatoſchulden-Tilgungs— 
— — 2) BNRBERRIONEREDRNERENEERNGREERNDIEERSERRSURTRESNER > > 05-1... DR, 


wird alfo durch die Verminderung der Etatö der 
Regierungs⸗Hauptkaſſen übergehalten um........ 17,000 Thlr. 


Zehnter Punkt. 

Die Koften der Verwaltung der direkten und indirekten Steuern, melde 
1840 (incl. Refte) nur etwa 4,000,000 Ihr. betrugen, belaufen im Jahre 1846 
ſich auf etwa 5,100,000 Thlr, nad) dem Etat pro 1847 aber auf 3,390,000 Thin. 
Woher rühren diefe Verſchiedenheiten? 


Erläuterung. 


Eine nähere Durchſicht des Etats wird erfehen laffen, daß in Ichterem jedem einzelnen 
Einnahmezweige die ihm eigenthümlichen Verwaltungsausgaben und inhärirenden Laſten 
fogleidy abgerechnet find, die bier zur Vergleichung gezogene angebliche Ctatöfumme 
(3,390,000 Ihlr.) aber nur die, nicht auf einzelne, fondern auf ſämmtliche Einnahmezweige 
der indirekten Eteuern treffenden Ausgaben darftellt, und für die direkten Steuern 
nichts in ſich begreift, 

Nach Aufrchnung der im Etat überhaupt nachgewieſenen Ausgaben an direkten und 
indiretten Steuern ftellen ſich felbige auf 4,769,864 Thlr. 

Die Verſchiedenheit der Ausgaben zwiſchen 1840 und 1846 erläutert ſich im Allgemei- 
nen dadurch, daß mit der Einnahme aud) die Arbeit fteigt, und eine vermehrte Auffichtöfraft 
erforderlicy ift, die Einnahme auf ihrer dermaligen Höhe zu erhalten. Eben fo fteigen die 
Ausgaben an Erhebungdfoften in Folge geftiegener Einnahmen. | 


Eilfter Punkt, 


Die Salzanfhaffungs- und Debitötoften belaufen in 1846 fid aufden 
dad Quantum der früheren Jahre überfteigenden Sag von circa 2,000,000 
Ihlr.; dagegen find fie im Etat pro 1847 auf 2,764,000 Thlr. veranſchlagt. 
Woher rührt die erhebliche Differenz? 

Die Etatöfumme von 2,764,000 Ihlr. begreift alle, die Salzverwaltung überhaupt tref⸗ 
fende Ausgaben in fi), wie ſolche auf den Etats der Hauptämter (an Behältern, Probilio- 
nen, Vergütung für gewöhnliche Verwaltungötoften, Miethen ıc.), ferner auf den Etats der 
Brovinzial-Steuertaffen (Frachten, Tonnen, Säde, Magazin-, Arbeitölohn: und Plom- 
birungötoften), endlich auf dem Etat der General - Etaatötaffe (Salgantaufötoften und 
einige generelle Verwaltungötoften) ausgebracht find. Die Durchſchnitisſumme von circa 
2.000,000 Thlr. enthält dagegen nur die zulegt gedadıten, auf dem General + Staatd- 


Ktaffenetat ftehenden Ausgaben. 
Zwölfter Bunft. 


Die Nahmweifung über Verwendung der ertraordinairen Zahlungen ift 
fo allgemein gehalten, daß fie dem Zwede nit wohl entfprict. Ed ift zu 
wünſchen, daß die darin unter A angedeuteten Verwendungen näher — min 
deſtens probingenweife — [pezifigizt und unter B die theilweife ihrer Höhe 
wegen auffallenden Pofitionen 3, 11, 12, 22,23, fpezifizirt und erläutert 
werben, 

Erläuterung. 

Die unter Abſchnitt A aufgeführten extraordinairen Ausgaben aus dem zur befonderen 

Diöpofition Sr. Majeftät ded Königs ftchenden Etatsfonds beftehen für die fieben Jahre 
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184% aus einer fehr großen Anzahl einzelner Poſten, deren Klaſſifizirung nad Provinzen 
in vielen Fällen der Allgemeinheit ded Zweckes wegen nicht thunlid) ift, wenn fic aber aus: 
führbar wäre, einen größeren Mühe: und Zeitaufwand in Aniprudy nehmen würde, als mit 
Rückſicht auf die nody übrige Dauer ded Landtages dafür gegeben werden kann und durd) 
den Nutzen, wenn ein foldyer überhaupt damit verbunden ift, gerechtftrtigt wird, Ueberdies 
dürfte ed für die Beurtheilung der Befchaffenheit gedadhter Ausgaben mehr geeignet fein, 
folhe nady ihren Zwecken und einzelnen Beträgen zu überfehen. Da jedoch die Specifitation 
derfelben für den ganzen Zeitraum, den die Lleberficht umfaßt, zu zeitraubend fein würde, 
weil ſolche ein Abjchreiben der Bücher und Rechnungen der General: Staatöfafie für fieben 
Jahre nöthig madyen würde, fo ift dad Detail auf einen Iheil jened Zeitraumes befchräntt 
worden, wobei jedoch für die einzelnen Ausgabepofitionen diejenigen Jahre gewählt find, in 
melden die Verwendungen am belangreichften waren. Durchweg hiervon ausgeſchloſſen find 
aber die Auögaben unter Bof. 7 um deshalb geblieben, weil felbige lediglich in perfönlichen 
Unterftügungen beftehen, welche die Allerhöchſte Gnade bevürftigen Berfonen jeden Standes, 
befonderd hülflofen Wittwen und Maifen ohne Unterfchied der Provinz meift in Heinen 
Beträgen bis zu 10 The. herab, in landeöväterliher Milde hat zuflichen laffen. Demnach 
find fpezielle Defignationen unter Nr. 3, 4, 5, 6,7, über Die Vertvendungen sub Poſ. 1 und 2 
(f. Anlage Nr. 3) für die Jahre 1844 und 1846 (wegen Verwandtſchaft des Zweckes zu- 
jammengezogen) 

sub Poſ. 3 für die Jahre 1842 und 1844 (f. Anl. Nr. 4). 

ss ze 4 =: : = 1842 - 1843(f. - = 5). 

s sd =: =: =: 1840 -» 184(f. - - ©). 

ee «6: = = 1841 - 182 - = 7). 
beigefügt, Poſ. 8 aber ift wegen der Geringfügigfeit des Betrages der Ausgaben übergangen. 
Ebenfo ift bei der Kürze der Zeit die fpezielle Defignation der fonftigen extraordingiren 
Ausgaben ad Abſchnitt B auf die mit den höchſten Beträgen figurirenden Jahre befehräntt: 


nämlich zu Pof. 3 für die Jahre 1844 und 1846 (f. Anlage Nr. 8). 
:s «11 = = = 1845 = 1846 (f. dgl = 9). 

«12 = = =: 1890 - 1842(. = - 10). 

- :M =: =: : 184 - 184lf - :11). 

23 = 1543, 1845, 1846 (f. — : 12) 


worüber einzelne Defignationen sub. Nr. 8, 9, 10, 11, 12, beiliegen. Nur ift u bemerken, 
daR die im Jahre 1846 sub Poſ. 22 der gedrudten Hauptüberfiht in Folge eines Drud- 
fchler6 vorfommenden 279,075 Thlr. nicht hierher, fondern auf Poſ. 23 gehören und ded- 
halb nicht in die Nachweiſung Nr. 11, fondern in Nr. 12 aufgenommen find. Es würde 
ubrigend durchaus kein Bedenken haben, dergleihen Specifitationen für alle fieben Jahre 
aud den Büchern der General: Staatötaffe anfertigen zu laffen, wenn die Zeit dazu gege— 
ben und irgend ein Nutzen davon abzuſehen wäre. 


Dreizehnter Punkt. 


ZuD bleibt eine Spezifikation der für die einzelnen Eifenbahnen ge- 
mahten Verwendungen zu wünfden. 


Erläuterung. 


Die gewünschte Spezififation der für die einzelnen Eifenbahnen gemachten Verwendun⸗ 
gen dürfte nur auf pos. 2 des Anhanges D zu beziehen fein, und ift eine foldye in der An— 


lage No. 13 beigefügt. 
Vierzehnter Punkt. 


Zu den Nachweiſen sub E und F dürfte bei der enormen Höhe diefer blos 
im Intereffe der Stadt Berlin und deren nächſten Umgebungen gemadten 
Verwendungen, deren Nothwendigkeit oder Nützlichkeit näher darzulegen 
fein, da andern Falles es nicht wohl gerechtfertigt erfheinen möchte, fo be- 
deutende Summen aud dem Steuerauffommen des Staated blos für die 
Verſchoͤnerung oder den Nugen der Hauptſtadt verwendet zu ſehen. 
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Erläuterung. 


Dad Projekt der Schiffbarmachung des Yandivehrgrabend, deren biöherige Koſten in 
dem Anhange F der Ueberſicht zuſammengeſtellt find, ift feit 1818 Gegenftand der Ber: 
handlung gewefen. Im Jahre 1830 follte zur Ausführung gefahritten werden, die mittler- 
weile eingetretenen Berhältniffe veranlaßten jedoch, daß diefelbe wieder auögefegt wurde. Im 
Jahre 1840 wurde das Projekt wieder aufgenommen, die Ausführung durch Allerhöchſte 
Kabinetöordre vom 28. Februar 1844 angeordnet und im Sommer 1845 damit begonnen. 
Der Kanal mündet oberhalb des Schleſiſchen Thotes aus der Spree, verfolgt bis Morig- 
hof ziemlich die Richtung des alten Yandiwehrgrabend, wendet fidy dann aber links zum ſ. 9. 
Fafaneriegehege, durchſchneidet daffelbe und mündet unmeit Lützow bei Charlottenburg wir- 


der in die Spree ein. Er hat eine Yänge von 12 Meilen, erhält eine Tiefe von 5 Fuß, eine - 


Breite von 6 Ruthen im mittleren Wafferfpiegel, 14 Brüden, 2 Schleufen (unfern ded 
Auofluſſes am Schleſiſchen Ihore und unterhalb des Fafaneriegeheges, zwiſchen diefem und 
der Gharlottenburger Chauffe, und zwar um den für den Thiergarten und deffen Baffind 
nöthigen Wafferftand von 6 Fuß 93 Zoll zu erhalten), für die Schleufen ber nöthigen Flutb- 

räben mit überbrüdten Archen. Auf der Strede von der Einmündung des Köpnider Feld- 
Hichtanals zwiſchen dem Kottbuffer und Hallefhen Thor) bis zur Einmündung in die Spree 
bei Lütow mird eine 5 Ruthen breite Uferſtraße angelegt, wozu der Staat dad Terrain er⸗ 
mworben hat. Die Uferftraße foll (wahrſcheinlich mittelft Chauffirung) befeftigt und mit Allee: 
bäumen bepflanzt werden. Muf dem rediten Ufer des Kanals ift, einzelne Streden audge- 
nommen, nur fo viel Terrain zum Uferwege erivorben, ald zum Treideln und zur fonftigen 
unentbehrlichen Kommunikation nöthig war. Dabei ift vorausgeſetzt, daß diejenigen, welche 
an dem linken Ufer auf der obern Strede, wo fein Terrain für die Uferftrede erworben ift 
und diejenigen, welche am rechten Ufer bauen wollen, die Bauerlaubniß nur erhalten follen, 
wenn fie das Ierrain für die Uferftraße hergeben. 

Die Koften des Kanals find einfhlichlih der Grund- Ertverbungätoften auf 1,101,503 
Thlr. veranfchlagt. Kür einzelne Bauwerke liegen jedoch erft Ueberfchläge vor, fo dah dit 
Gefammttoften, zumal auf der Strede zwiſchen dem Halleſchen Ihore und der Berlin-PBotd- 
dam= Magdeburger Eifenbahn in Folge der nach vollendetem Grundertverb erfolgten Aen- 
derung der Ridytungdlinie neue Grundertverbungen gemacht werden mußten, nod) nicht über- 
all feititehen. 

Der obere Theil ded Yandwehrgrabend bis zum Halleſchen Ihore war ſchon ſchiffbar, 
was die Anlage bedeutender Fabrifetabliffements vor dem Halleſchen Thor, am rechten Ufer 
des Grabend, hervorgerufen hat. 

Durch die Schiffbarmadjung des unteren Theils vom Halleſchen Thor bid zur Audmün⸗ 
dung und die durdhgreifende Verbefferung des oberen fchiffbaren Theils foll 

I. in Beziehung auf Schifffahrt und Flößerei cin vollftändiger Seitentanal zwi⸗ 
ſchen der obern und untern Spree gewonnen und hierdurch 

1. der immer zunehmenden, in polizeilicher und gewerblicher Beziehung ſehr laͤſtigen 
Veberfüllung der Spree innerhalb der Stadtmauern mit Schiffögefäßen und Holy 
flöhen begegnet, 

2. der Waffertransport der nur durchgehenden Gegenftände durd Umgehung der Stadt 
mit ihren 18 Zugbrüden, welche über der Wafferftraße liegen, fo wie durch Vermei— 
dung der Thorfontrole weſentlich erleichtert, 

3. die Gefahr der Pulvertransporte vermindert und von der Stabt abgewendet, 

4. die große Störung ded Verkehrs durd Sperrung der Brüden für die Yandpaffage 
(zum Theil in den frequenteften Straßen) während des Durchganges der Schiffe bedeu- 
tend vermindert werden. 

Die große Wichtigkeit diefer Vortheile leuchtet von felbft ein, ift aber nod) fidherer zu 
fhägen, wenn erwogen wird, daß 3. B. im Jahre 1845 in Berlin ein-, aud⸗ und durch⸗ 
gegangen find 

an Schiffsgefäßen.... 50,055, 
an Floßholzern 55,967, 
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und daß davon die hiefige Schleufe paffirt haben 


an Shiffdgefäßen......uuenseeeenee 15,904, 
an RAehhehernnn. 37,709. 
Ein fehr großer Iheil würde die Stadt umgangen fein, mern dazu Gelegenheit vorhan- 


den geweſen wäre. Denn abgefehen von der durch Ueberfüllung herbeigeführten mühfamen 
und befhtwerlihen Fahrt auf der Spree in der Stadt, müffen die Schiffer oft wochenlang 
vor der Schleufe liegen, che ed möglich wird, fie zu befördern. 

5. Die hiefige Schleufe muß bald neu gebaut werden; während ded Neubaued würde die 
Schifffahrt gänzlidy gehemmt werden, da zu einer Interimöfchleufe eine paſſende Stelle 
durchaus fehlt. 

6. Der neue Schifffahrtätanal wird ferner auch, wie fid) von felbft verfteht, die Vermeh— 
rung paffender Auöladeftellen, an welchen in der Stadt großer Mangel ift, möglid) 
men, ingleihen die Anlegung von gewerblichen und Fabriketabliſſements, die des 
Waſſers bedürfen, erleichtern. 

Il. Der neue anal foll aber nicht blos die Schifffahrt erleichtern, fondern auch ald Vor: 
fluthötanal dienen, indem er dad Hochwaſſer in der Spree mittelft der Fluthgräben von 
der Stadt, namentlidy von der Friedrihöftadt und deren Kellern abhalten und mit Umge— 
dung der Stadt der Unterfpree zuführen wird. Es werden zugleich die Niederungen am 
linten Spreeufer nad) Nirdorf und Brit ıc. hinauf, fo wie die Niederungen vor dem Schle— 
ſiſchen, Hallefhen und Votödamer Thore entwäfiert. 

III. Ohne die Schiffbarmachung ded Yandiwehrgrabend wäre endlich der für den großen 
neuen Stadttheil im Köpnider = Felde beftimmte Stichkanal, welcher bei der Edhillingöbrüde 
aus der Spree ausmündet, mitten durd dad Köpnider Feld geht und zwiſchen dem Kott⸗ 
* und Halleſchen Ihore in den neuen Schifffahrts-Kanal ausmündet, nicht anzulegen 
geivefen. 

Aus dem Fonds für die Schiffbarmachung des Landiwehrgrabend werden audy die Ko- 
ſten für die vom Staat übernommenen Bauten im Köpenicker Felde beftritten. Der defini- 
fie Bebauungsplan für dieſen großen Stadttheil, welcher, wie mehrjährige Verhandlungen 
betviefen hatten, ohne beträchtlidye Opfer aus der Staatötaffe nicht zu reguliren war, ift im 
Jahre 1842 Allerhöchſt feitgefept worden. Die Intereffenten haben bei der Separation dad 
Terrain für die Strafen, öffentlichen Plätze und den Stichtanal unentgeltlich hergeben, da- 
gegen hat der Staat übernommen, die Straßen und Plätze aufzuhöhen und zu pflaftern, 
den Kanal mit einer Schleufe und fieben Brüden, fo wie ein Land- und ein Wafferthor ber- 
zuftellen. Die Koften diefer ebenfalls in der Ausführung begriffenen Bauten find zu 
%8,676 Thlr. veranſchlagt. 

Der Fonds, deſſen biöherige Ausgabe in der Beilage Litt. E der Ueberſicht nachgewie— 
fen ift, wurde aus dem in den früheren Jahren ſich ergebenen Verwaltungsüberſchuß gebil- 
det und wird nad) den befonderen WBeftimmungen Sr. Majeftät ded Königs zu baulichen 
Anlagen im Intereffe des Kultus, der Künfte und der Verſchönerung der Refidenz verwendet. 
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1840. 
1841. 
1842. 
1843. 
1844. 
1845. 


1846. 





Anlage Wr. 1. 


Üeberfchüffe 


Der Direften Steuern in Den ohren von 1840 bis 1846. 


Kurrente Berwaltung. 























ar | ae | ee | mm [tr nel] = | = 
Shir. zhlr. | Thlr. Thit. Thır. | ihlr. | 2HIr. | Shi. Ahr. 
9,879,422 | 6,829,764 2,322,103 | 19,031,289 | 11,665 5014 1,933 | 18,612 | 9,591,087 
9,887,863 | 6,905,353 | 2,357,028 | 19,150,244 | 6,659 | 3,888 ‚2428 12,975 9,894,522 
9,341,467 | 6,999,530 | 2,437,534 | 128531 — — — — 1981467 
9817,21 7033508 2,485,879 19336608) — 1,9854 996 | 2,980 | 9,817,221 
9,829,517 | 7,089,552  2,526,980 1944609] — | 1,409) 907 | 2,316 | 9,829,517 
| | 
9,817,775 | 7,071,246 , 2,556,845 | 19,445,866 | 3,986 13,786 | 704 | 8,476 | 9,821,761 | 
9,766,890 | 7,101,091 2,579,520 | 19,447,501 19,012|6,927| 1,650 | 27,589 | 9,785,902 
j I | 





Gefammtüberfhuß. 
Klaffen- Gewerbe» 
fteuer. feuer. 
Thlr. Ihlr, 


| | 
6,834,778 | 2,324,036 





6,909,241 | 2,359,456 
6,999,530 | 2.437,534 
7,035,492 | 2.486.875 


7,090,961 | 2 


1,075,032 | 2,557,549 


7,108,018 | 2581,170 


Zufammen. 


Ihr. 


19,049,901 
19163219 
19278,531 
19,339,588 
19,448,365 
19,454,342 


19.475.090 
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Anlage Nr. 2a. 





Die Zerlegung 
des Ertrags der indireften Steuern von 1846 


nad) den einzelnen Stenerzweigen betreffend. 


In dem zur Ueberficht der Refultate der Finanzverwaltung gehörenden Promemoria 
iſt bereitö angeführt, dak die darin nadıgewiefenen Einnahmen der verſchiedenen Steuer- 


—* mit den, nad) Abrechnung der Elementar-, Erhebungs- und Betriebskoſten ſich dar— 
ellenden Beträgen angeſetzt find. 


Wenn daher die Geſammtſumme der Einnahme aus den einzelnen Verwaltungszweigen 
gebildet und nachgewieſen werden ſoll, fo müſſen zuvörderſt den Beträgen der Ueberſicht die 
bei den Hauptamts- und Provinzial: Steuerkaffen vorgefommenen Ausgaben binzutreten; 
demnädhtt ift außer dem Ergebniß der Abrechnung mit den Vereinsftaaten zu berüdichtigen, 
um tie viel bei den indirekten Steuern der bei den Spezialkaffen als Rechnungobeſtand zu 
führende Betrag der freditirten Gefälle am Schluß des laufenden Jahred gegen das Vor— 
Jahr geftiegen oder gefunten ift. 

Hiernach müflen beifpieldweife für das Jahr 1846 den in der Ueberſicht der Finanz- 
tefultate, Seite 145, fo wie in dem Anhange Litt. B Seite 175 aufgeführten Einnahmen 
aus indireften Steuern, und zwar: 


Verbliebene Refte. Anl. B der Ueberſicht. 


4. b) an indirekten Abgaben.....ununeneeeno- ad 30,589,895 Ihlr. und 12,469 Iptr. 
c) an Wegegeldern ad 1,257,814 — — 
d) aus der Salgregie....enceneeneesenenneenn en ad 762058 = = 2694 + 


aufammen...... 39,109,767 Ihlr. und 15,163 Thlr. 

noch zugefeht werden: 
a) die bei den Hauptamts- und Provin- 

zial-Steuerkaffen zu den Spezialerhe- 

bungs- und Provinzial-Verwaltungd- 

toſten vertvendeten. euer 4586, 7 11 Thlr. 
ß) die im laufenden Jahre gegen dad Vor⸗ 

jahr mehr freditirten Gefälle, fo wie 

die noch abzuwickelnden Einnahmerefte 581,866 Thlr. und 36,046 Thlr. 
Die Bruttoeinnahme ftellt ſich dann über: 


—ñ — —ñ —ñ— 
J URERRERERISSERSIRRREAREEN .. 44,278,344 Ihlr. und 51,209 Ihle. Refte, 
deren Vertheifung auf die einzelnen Einnahmezweige durch die Beilage dargeftellt wird, 
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Die Uebereinftimmung ded Schlußrefultats beider Aufftellungen ergiebt fidh, wie folgt: 








Die Finanzüberficht enthält an Einnahmen wie bor..... erseseeeneen 39,109,767 Ihlr,, 
GH uBaaben Sie BE 2.5 leniesuranntnssnäunssindere Kantinnstpnerne nannten 7,087,807 = 
mithin an leberfhuß..... 32,021,960 Ihr. 
Werben von der Bruttoeinnahme ad 44,278,344 Ihr. 
abgeſetzt: 
1. die vorſtehend zugeſetzte Kreditdifferenz ad.............. 581,866 Thlr. 
2 die Ausgaben 
a) der Haupt-Amtötaffen mit 3,001,025 Ihr. 
b) der Bropinzial- Steuerfaffen ........1, 585,686 
4,586,711 Thlr. 
c) der General-Staatötaffe wie vor in der Findnz- 
erſchfttttt reinen 7,087,807 
12256,384  : 


fo treten ald Ueberſchuß hervor......32,021,960 Ihr. 
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Ad Anlage Nr. 2b. 





Serlegung 


für 1846 bei den indirekten Eier der Chauffee- und Salz-Revenue 


1.| Ein=, Aus- und Durdgangdabgaben.......... 18,407,719| 4,272,953 
2 Vebergangöfteuer von vereindländiichem Wein 

N 154,765 7671 
3. Deogl. von Bier, Tabad, Branntwein......... 35,602 1,442 
4. | Rübenzuder: 2 RE 289,600 51,400 
5. | Niederlage, Krahn:, Waage:, Blei>, Zettel: 


6. Konventionsmähige Schifffahrts- — auf 

Elbe, Weſer, Rhein und — 357,498 6,886 
J Brannttveinfteuer ÄNDERN RER 4,807,251 340,317 
00642 1,191,112 15,174 
9.| Steuer vom inländiihen Weinbau.............. 104.540 — 
10,| Desgl. vom inländiſchen Tabadäbau........ — 139,888 194 
anni —— 1,710,728 vn 
RE ESRRGHRRURE. 2222240204 2400neaseennenenanasnensnnnns 1,426,935 — 
emo 4,460,096 494 
14, Die 1391,274 
15.) Brüden-, Fähr- und Hafengelder, Strom: 

und Kanalgefälle 
16.| Hnpotheten- und Gerichtöfchreiberei - Gebühr 
17.| Berfchiedene und außerordentliche Einnahmen, 

als Beiträge der Kommunen wegen He— 

bung der Mahl- und Schlachtſteuer-Ju— 

fhläge, Miethe für Dienftwohnungen ꝛc. 
18.| Bios durchlaufende Beträge für Hechnung 


ftattgefundenen 
Einnahmen und — 







I8 den Mi Abrech · 
Nungen mit den 
Staaten des Zoll. 
berein® ift ber» 
aussuzahlen ge⸗ 
weſen. 
Thlr. 





Rohertrag. 


Einnahmezweige für 1646. 





Zhir 


























und Siegelgeld a ee 50,507 





























anderer Kondd: 

a) Strafantheile aus Steuern................ 

b) Braumalz ⸗Steuerzuſchlag für die stur: 
märtifche Kriegdfhuld.... ................... 
c) Außerordentlihe Hafengelder............... 
d) Antheil der Rheinprovinz an Rhein— 
Schifffahrtögebühren........................... 


88,862 


21,222 


3.393 
49.296 














Für 
Breukiihe Rech⸗ 


nung verblieb 
alfo. 


Thlr, 
14,134,766 


147,094 
34,160 
238.200 


50,507 


550.612 
4.166.934 
11175.938 

104,540 

139.694 
1710,728 
1.426.935 
4.459602 
391.274 


712,748 
170.514 


147,788 


162,773 


Summa aus indireften Steuern und Chauf- 
feen 35,921,338 | 4,696,531 | 31,224,807 
).|. 8,357,015 22.007 8, 334 ‚999 





44,278,344| 4,718,338 


39,559,806 
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Anlage Nr. 3, 


Spezifilation 


er 
in den Jahren 1844 und 1846 aus den Gtatsfonds zu ertraordinairen Aus- 
gaben geleifteten, in dem Anhange Litt. C zur Finanzverwaltungs -Ueberficht 
pro 1840 bis 1846 ſummariſch aufgeführten Zahlungen 
ad Tit, A: 
Yof. 1 zu Kirhen- und Schulbauten und für Gegenſtände des Kultus und 
Yof. 2 zu andern Bauten, zur Erhaltung von Denkmälern und dergleichen. 









Bezeihnung ber Zahlung. 






1, Für das Jahr 1844. 
A. Auf Reſte aus 1843 und Vorzeit ad Vofition 1. 































1.1 Zum Kirchenbau in Hlihenbach......e..0us.0ssueucoonsosnsnsunssussneunsnessessunnesns 1,500 
2.| Zum Schulhaus-Bau in Hüllhorft....uucesesssessssseseseenseseesneneenmennnene 500 
3.| Zum Bau ded Küfter- und Schulhaufes in Roecken een 300 
4.| Zu den Kirchen, Pfarr- und Schulbauten in Jurgaitfhen......cne 3,000 
5.| Jum Schulhaus-Bau in Bifhoföburg....znsssssesseensseseseneenenenenenenennn 12 
6.| Zum Schulhaud-Bau in Gilgenburg ...eeuueseenesnncsssnenesesenensenennenenenen en 900 
7.| Zur Wiederherftellung des Kirchthurms zu Hochelten une 263 
8] Der Pfarrgemeine Jüterslohe wegen geſchehener Auspfarrung der Ort- . 
ſchaft Avenwedde ald eine Beihülfe...uuesenaeenesenenenaeneeseeneenseeenennr 800 
9.| Zum Schulhaus-Bau in Machentin....uncnaeeeeneeeeeeneeneeneen 416 
10.| Zur Gründung neuer Schuletabliffementd in den an der Dftfee belegenen, 
den Namen Divenot führenden Ortfchaften....u.unnee seessssnesneenneenseeneen 813 
11.| Zum Kirhbau in Bifhoföburg...uesneeeeseeeeeesenseseennensnnenntnnnennen 3,600 
12.| Zum Kichbau in Romwe.............- EIER 550 
13.| Zum Bau eined Schulhaufes für die fatholifchen Gemeinen zu Dammratſch— 
hammer Kolonie, Yiebenow und JagienoWm ...urunueneneeeeeeeseenennnnennen 800 
14.| Zur ee bei Chöre und Stühle aud der Domtirche zu Halberftadt.. 4,306 
15.| Zum Schulhaud-Bau in Stolbeck .............. 1,000 
16.| Zum Schulhaus-Bau in Klieſchau une er er | 40 
17.| Zum Edyulhaus-Bau in Adlich Nedom .....unenenemeeenen 600 
18.| Zum Schulhaus-Bau für die Gemeinen Broethen und Michalken .........- 250 
19.| Zum Schyulhaus-Bau in Breitenbad).....uunanea een 1,000 
20.| Zum Ausbau ded weſtlichen Flügeld des vormaligen Auguftiner Klofterd 
9,000 
21.1 Sum Rircbau in Gartanalg........mmensoseensssnsnensacsnsonunnensensnusersanienese 560 
22.| Zur Erbauung eines Stalled für die Schulftelle zu Güftrem ................-- N 
23.| Zum Neubau der evangelifhen Kirche und deö Ihurmes in St. Wendel... 3,188 
24.| Zur Erweiterung und Herftellung ded Schulhaufes auf Putziger⸗Heiſterneſt 454 
25.| Zum Schulhaus-Bau der tatholifhen Gemeine zu Hinterhaufen.............-- 235 
26.| Zum Schulhaus-Bau zu Wünfhelburg .. eeneenanannaannnneenen 1,500 
2. Zur ‚Herftellung eines Stalled auf dem Schulgehöfte zu Muͤnchsdorf - 
2 


Bum Neubau des katholiſchen Pfarrhauſes in der Stadt Hammerftein u 


....... 


Seite...... 37,163 
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Betrag. 
The, 

ebertrag| 37,163 

29. | Zum Schulhaus-Bau zu Gelguhn......snensemennsensesenseenseensenenn 719 

30.| Zum Bau der tatolifchen Kirche in Hundeöhagen......... — —— 4200 

31.| Zum Kirchenbau in Rowe ſernerweit.n 175 

32.| Zum Schulhaus-Bau in Rzendowitz... 300 

33.| Zum Neubau der evangelifchen Kirche in Echönlante... 4 7,000 
34.] Zum Neubau eined Schulhauſes für die böhmifche evanaelifche ‚Koloniften- 

gemeine in riedrihägräß....unneeneneesnseneneenssemnenesesssennenennnnnne 900 

35.| Zum Schulhaus-Bau in Gotihdorf —— —— — RIEENE 592 

36.| Zum Neubau der Kirche in Gaeräk....unccneeceessssesesnersseesenssnnonnesnnennennnnnn 1,000 

37.1 Zur Herſtellung der katholiſchen Kirche in Wiffel...uunneenennnenennenennennne- 2,000 

38.| Zum Schulhaus⸗Bau zu Ienkitten ..ueeeceessessesesnensnonesnenennnenannennennennnnns 560 

39.| Zum Neubau der katholifchen SE I af 2,000 

40.| Zum Schulhaud-Bau in Gr. Ausger .....uncsssessssenesnsssnsnennenunnnnnensnennnnnn 400 

41.1 Zur Inftandfegung der katholiſchen Kirche in Mürringen..asecceeenneennenn 800 

42.Zum Bau eined Schuletabliffementö zu Halbe ..ueecceseneesnnnnnnn seseneneennennns 668 


43. Zur Herftellung der evangelifhen sKtirhe und der Pfarrgebäude in Liffa....] 2,500 
44.) Zum fernermeiten Ausbau des weltlichen Flügels des ehemaligen Auguftiner- 





PERS III 0 een enaedesnie 8,107 

45.| Zur Aufrehthaltung des zu Hull in England beftchenden ſonntäglichen Got- | 
teödienftes in deutjher Sprache. uneneeeennennnennnnnenenennnnennnnnennnenenennnnnnn 33 
Eumma...... 69,117 


B. Für 1844 ad Bofition 1. 
46.1 Zur Reftauration des Rathhauſes des Neuſtädter Thurmes und der 
‚ Stephanöticdye zu Tangermünde, ſowie zu verſchiedenen Kirchen und 


Thurmbauten SR BERNER SEAN IE RER ESRIEH 6,000 
47.| Zum Bau der St. Duirinus Münfterfirhe in Neuß ....... nee 3,333 
48.| Zur Förderung ded Unterrihtöwefend in der Provinz Poſen, imgleichen zu 

Unterftügungen bei Schulhaud-Bauten......uuueesessnusenneee senannennnnesnennen 5,600 
49. | Zur Herftellung der Kreugganggebäude am Dome zu Erfurt... ne 
50. | Zur ‚Herftellung der Barfüßerlirhe in Erfurt .. 10,000 
51. | Zur Herftellung der Stiche zu Altenberg... 4,000 
52, Zu den Schulhaud-Bauten zu Telezy im Königreiche Böhmen ......cuuncan.. 50 
53.| Zum Antauf eined Kirchen⸗Grundſtückes für die evangeliſche Gemeine zu 
s are 165 
34. | Zur Beſchaffung einer Orgel für die tatholifche Sutturſaltirche in Bofen ... 875 
55. Zur Herſtellung ded Kuchengebaͤudes — I 
56.| Zum Schulhaus-Bau in Bermauern....uuneeeneeeneesneseeennnnnnennnnnn. 621 
57.| um Schulhaud-Bau in Rochlad .......uuesesssesssssessensnsssessnenennnnnnnnnnnnnnn 100 
8.1 Zum Schulhaus: Bau in Macbendorf....anncssasseeeeeeeseseneenennnnnennnn. 200 
9. aum Neperaturbau der Kloſterkirche in Berlin ...ueeeesseseeseesceseeeenennnnnnn 1 10,000 
60.| Zum Schulhausbau in Adlerörub ..........eeee sense 64 
61. Bu Altargeräthen für die Stirche zu Gr. Bodendleben .....unneceeesseeeeseeeeenn. 19 
62.| Zur Errichtung der Kirchen- und Schulgebäude und Dotation der Pfarr: 
5: Re RER SE VoR SED ARE VNOIESENIECNERERSRELEIEHN 1,500 
63.| Zur Errichtung des Schulgehöfted auf dem Domainenvorwerte Girrelifchten] 1,395 . 
64.1 Zum Schulhaus-Baue zu den —— 200 
65. Yu Reftaurationdarbeiten an der Stlofterkiccye zu Berlin ... — 18368 
66. Zum Kuͤſter und Schulhaus:Bau zu Eichberg. . ....1. 100 


Seite...... | 47,663 


— 


— 
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Bezeihnung ber Zahlung. 


.| Zum Kirchenbau für die atholifche Gemeine in Iſerlohn 
Zum Schulhaus-⸗Bau zu Rettlowen......u.eunneereesnnnsnnnnnsnensennensennennnenenes 

.[| Zum Reparaturbau des Schulhaufes in Difhienen.....uuenceeeeseneeenne- 
.[| Zum Bau einer evangelifchen Kirche in Norheim.........unenenseenenesenenene- 
Zur Anfhaffung von Altargeräthen für die evangelifche Kirche in Degoto... 
Zum Schulhaud-Bau in Brand .....ueenessssessssnnsensnnsnssnnnnssnnnnnennnsnenennn 
Zum Schulhaus:Bau für die Gemeine Hiedfeld ............ 
Zum Reparaturbau des katholiſchen Schulhaufes in Schönlante.............-. 
.[Zur Ergänzung des Kirheninventariumd der katholifhen Pfarrgemeine zu 
VERDTIDBIRBNGE ala ana eekae eer eee een heeee 
Zur Anfhaffung von Altargeräthihaften für die Kirche zu Garzigar 
Debel TUE DIE Kiuche zu Rerkreennn 
Desgl. für die Kirche zu Neu-Paleſche 
OHetnl TE: DIE Rirche Galiiee 
[Zur Inſtandſetzung der Kirchen- und Schulgebäude in Roshitten 
.| Zur Erweiterung des Schulgehöfts in Margen .....uuneneeeneneneeeneeseneneee 
„| Zur Vollendung der altſtädtiſchen Kirche in Hönigäberg.....unennnnenenen- 
Zum Reparaturbau der Kirche und Pfarrwohnung in KHeindberg 
Zum Bau eined Bethaufes zu Penſau ......ueenceeeeesesenseennnnnennnrseennneeenn 
5. | Zur Inftandfegung der Margarethen Kludtapelle bei Minden 
.| Zum Sculhaus-Bau in Geiblershoff ......uuneeeneeeneeeceneenesneenaneseenensenenenr 
‚| Zum Bau einer evangeliihen Kirche in Hafferode-Fricdridäthal 
.| Zur Inftandfegung des Schulhaufes in Kunzendorf 
9.| Zum Bau der katholiſchen Kirdye in Gladebach ............2220000000200ennnnenenr 
.| Zur Fortfegung des Reparaturbaued der Kloſterkirche zu Berlin 
.|Zum Schulhausbau in Wendifhbrone.........u...20000000000neeeennenenennensnneer 
Zum Bau der evangelifhen Kirche in Beilau .....uuununsunsennensennennnennenneren 
.| Zur Herftellung ded Schulhaufes in Friedrichsſchwerz 
.| Zum Neubau des Pfarrhaufes in Niemegk............uuneeneneeeeneeeneeeeeeenn 
.| Zum Bau des Schul: und Organiftenhaufes in Schwetzkau 
).| Zum Reparaturbau der katholiſchen Kirche in Roslafin 
.| Zum Reparaturbau der Kirche in Friedrichshagen ...cuneeenenceeneneenennennenes 
Zur Anfhaffung von Altargeräthen für die evangelifche Kirche zu Pöhlen.. 
.| Zur Anfchaffung einer Orgel für die evangeliſche Gemeine zu Beteröhagen.. 
| Dedgl. für die evangelifchhe Gemeine zu Löhne ...........nueneeeenennneeeneeen 
.|Zum Bau eines Vethaufes und Schuletabliffements für die evangelifche 
Bemeine zu Bippibtinge .......2.rs20024200020u0n0n000s0000c0n00080200a0005100, 22010120000 
.| Zur ‚Herftellung des alten Vikarienhauſes in Schildeſche 
.| Zum Reperaturbau der Kirche in Weberſtedt 
.|3um Schulhaus:Bau zu Mdlidy Zonen .......uuuecesessacenesnsenennneenennen nennt 
.| Zum Wiederaufbau ded abgebrannten Scyuletabliffemegtö zu Pritter 
Zum Bau eined katholiſchen Schulhaufes zu Gr. Gronau... 
.| Zur Errichtung eined evangelifhen Kirchen⸗ und Pfarrſyſtems zu Kl. Murzyno 
Zur Herftellung der Krypta unter dem hohen Chore deö Domes zu Merfeburg 
Zum Bau des Schuletabliffementd in Naugardt 
Zum Schyulhaus-Bau in Rydszewen .....cunessnussnennnennnnnnnnnnnnennenenenenennen 
Zur Anihaffung eined Kruzifires für die Kirche in Tarnftädt...............- 


Zur Einrichtung eines gotteödienftlihen Lotals in Züdinghaufen 
.| Zum Neubau ded Schulhaufes in Derz 
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Nr. 


114 


115. 


116. 
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118. 
119. 
120. 
121. 


122. 
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125. 
126. 
127. 
128, 
129, 
130. 


131. 


141, 
142. 


143, 
145, 


146, 
147. 
148, 
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Bezeihnung der Zahlung. Se 
T. 


Uebertrag| 86,155 


.[ Zu den Koſten des Abbruch der ehemaligen Altftädtifchen Kirche in Königs— 
berg und zum Neubau ded Altftädtifhen Schulhaufed .......uneeenneneeee- ‚04 
Zur Inftandfegung refp. Anfhaffung mehrerer Särge in der Fürftengruft 
BB Demb 1 KONDBDEID nassen 40 
Zur Herftellung der Orgel in der Kirche zu Lauchſtädt ........................... 400 
Zur Wicderherftelung der St. Morig Kirche in Halle ..eeeeecenenneneeesennnnn 2,000 
Zur ‚Herftellung der Edartöburg bei Edartöberge ....uceneeneenesusnnnseennennnnnnn 156 
Zum Schulhaus-Bau in Schöneberg.............uunnnesesenneesnesnesnennnnnnennannnnne 79 
Zum Bau eined Schuletabliffements in Büffow........uuneneeeneeneeeeeneeeennnnen- 358 
IEBGE: Su MAL BREIKIERDDER nennen eaneraen een 347 
Zum Schulhaus-Bau in Weilrode..........uuuenneecssecssesnsennenenensenennennnnnn 160 
Zum Neubau des Schuletabliffementd in Zaftrgembie.....uuuueneceneseennenenn 200 
.[Zur Verpflegung evangeliſcher Kranken in Iurin......ceeessesssssseeseseeeenneene 227 
Zur Unterftügung der evangeliſchen Kirche in Rio de Janeiro..................- 550 
du dad cvangeliihe Hofpital in Neapel ......nuunnnesessenesesseneenenneeennennnenern 200 
ur Aufrehthaltung des zu Hull in England beitchenden fonntägliden 
a RENNER ODER EIEBRESSRTBRERKERE 135 
Zuſchuß an die vereinigte evangelifhhe Kirdyengemeine in Düffeldorf..........- 92 
Dem Verein zur Erziehung armer Kinder in Gerdauen ..ueeensenensennennennne- 25 
Dem Frauenberein zu Arnöberg zur Beſchaffung eined Lokals zu einer Kran⸗ 
JJJJ. 150 
Dem ardyäologifhen Inftitute in Rom.....ueessnessesssceneen snnsssnnsenennnnnane oe 800 
Befoldungdzuihuß für den evangelifch-Iutherifchen Prediger in Luzern....... 156 
ürdie Bermaltung des Organiften: u. Kantordienſtes bei d. Kirche 3. Sacrow 15 
eögl. ded KKaltantendienfted bei derfelben Kirche ..ueaecceeceecessnneceneneneeennnen- 3 


.[ Zur Vervollftändigung der Seelforge unter dem evangel. Theile der Bevölte- 


rung des Staates und zur Verbefferung der äußern Lage der Geiftlichteit| 12,000 


[Zur Stellvertretung des evangelifhen Predigers bei der Königl. Gefandt- 
dl ea ui» BERNER EENE 567 
Zur Unterftügung der Bildungsanftalt für Schullehrer in Glan .............. 200 


[Zum Neubau eines Haufe der Anitalt für Taubftummgeborne der Provinz 


Shbſſſſeeeeee 

Der Gemeine zu Starrwitz an Stelle des ihr verſagten fiskaliſchen Schul— 
Beiträgen ——— 30 

.| Beitrag zu einer für die Armen beſtimmten Auflage von 24,000 Exempla— 
VER BED neuen Teſtamennnnnnßß 2,000 
Summa......| 122,912 


C. Für 1844 ad Poſition 2. 
Zur Anlage eined Brunnens zu Golm bei Potödam.....erzsunssessneneseeeenn- 100 





Dem Geheimen Oberbaurath Stüler an Auslagen für Hülfeleiftung beim 
Zeichnen derihm von Sr. Majeftät dem Könige übertragenen Bauenttvürfe 251 
Zu mehreren ftädtifhen Bauten in Drolöhagen ....r..uzcneennnenssneneneseneennneen 1,773 
Zur ‚Herftellung des Ihurmes der Burgruine in Vetzburg ......uenneenenenennene 112 

Zur Errichtung eined Gehöftes für einen Invaliden zur Bewachung der 
Schheibenftände ded 4. Ulanenregimentd au Ireptow a. R....nuunenecneeenn 400 
Zur —— der Burgruine Giebichenſtein....... 1,000 
2 infriedigung des Klauſeberings zu Kaftel .....uuucenen srsnseesnnsenncennenn 260 
ur Herftellung ded Rathhauſes zu Marienburg..ceruceseneee sneeneersseensnnee 500 
Seite 4,396 
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Bezeihnung ber Zahlung. 


Nr. 
Uebertrag]| 4,3% 
149. | Zur Herftellung des Rathhauſes zu Gerbftedt ....meeseeenennneene 5 
150.| Zur Sicherung ded Mofaitfußbodens zu GR a ee 550 
151. | Tarwerth deö an verſchiedene Gemeinen aus Dominialwaldungen verabfolg- 
ten freien Holzebh.—— 1,238 
Summa...... 6,684 
Eu. Für das Jahr 1846. 
A. Auf Reſte aus 1845 und Vorzeit ad Poſition 1. 
1.| Zur Erbauung eined gemeinfamen Schulhaufes für die Gemeinen Rietöhen 
ie 500 
2.| Zum Kirdyenbau in Liebenau... .....ursusensnssnerneesnenoennensennnnnennnunnnunnnnsnenene 800 
3.|3um Schulhaus-Bau in Tarnowiß...unnsssesesssssseesnenensennnennnsnsenarnnenenn 300 
4. | Zur Errihtung einer maffiven Mauer um den Kirchhof der Dreifaltigkeitd- 
firche zu Berlin......ueneencsosnossussseneunsssnsussensnnennnusnsnnennnssennssannsonnsnen 00 2949 
5.| Zu den Kirchen⸗ und Schulbauten zu Menden... 1,900 
6.| Zum Bau eined Schul: und Bethaufed in Weilrode....uunenenennenneeee 1,063 


7.| Zur Wiederherftellung der Kirchen: und Pfarrgebäude in Drabenderhöhe...] 3,000 

8.1 Yum Kicchbau 300 

9,1 3u den Kirchen: und Pfarrbauten in Lebehnte.......un.essenneeenee 6,235 

10.| Zum Bau des Schuletabliffements in Lauterbad).........eeeeee 500 
11.| Ju den Schulhaus-Bauten zu Sielkeim.........neneneenes 243 
12.| Zur Errihtung eines neuen Schuletabliffementd in Goltin............ 350 
13.1 Jum Reparaturbau der ebangelifchen Kitche zu Waldorf... HM 
14.| Zum Scyulhaus-Bau in Sonntagöfehmen....uuneeeeneneeneennenneeneneneeneenennnene 562 
15.1 Desgl, In Biihofäfee.... -.unnnauscssnnnensönsensansnunsannssnsnern ———— 340 
16Desgl in Klawodorſſſſ..νναä 285 
17.1 Desgl. in Sipbingähaufen.........u0emunansasensonnnsnennunanasnensenonensannsuenusmnane 380 
18.1 Da E RUE a eier 300 
19.| Zum Schulbau und Einrichtung einer Schullehrer-Wohnung in Plathe..... 1,000 
20.| Zu den Schulbauten in Schleuſinger, Neuendorf... ss4 
21.1 Zum Sculhausbau in Ridelrath.........nneneeneeeen 400 
22. | Zur Herſtellung der Kirche in Altenburg....e..eeenesssnenennenenesenennenenesennener 2,000 
23.|3u den Pfarrbauten zu Strgelte.....unannanneeenennenennneeneneennnnere 930 
24.] Zur Herftellung der alten Simultankirche zu Seelſcheid ...... nee 1,000 
25.1 3um Schulhaus-Bau in Jagoliß.....uessesnessnessnssnnnsnnansnnannnanenennnennanenet 250 
26.1 Zum Kirchenbau in Pnneee 4,000 
97.| Tesgl. in Emddetlen — 9,50 
28. | Iur Ausführung ded Kirhenbaucs in Drabenderhöh.......neee 3,200 
29.| Zur Errichtung eined Schulgeböfted in Neu-Drewiß.......neneeeeee 00 
30.| Zum Bau einer neuen evangeliichen Kirche in Liebenau nun — 1,580 
31.| Zum Neubau eines Schulhaufes in Magdeburgerforth u... 9% 
32] Zum Neubau eines Pfarretabliffements in Lehnin can re 2,000 
J Se — in Kl. Heide ν = 
34.| Zur Errichtung eined zweiten Schulhaufes in der Sta — ah 
35.| Deögl. in Krausnie... — BER — BER ee — 265 
36.| Zum Neubau der tatholifchen Kirche in Altena ........... BEER 1,000 
37.| Zur Herftellung der evangeliſchen Kirche zu Weidenhaufen......e 375 
38.) Zum Neubau der evangelifhen Kirche zu Edynatow........nemeeee 24 
39. | Zum Neubau eines Schulhauſes zu Kands berg a. W.. une 300 
Seite... | 539% 


- 


an. betr. die —— einzelner Punkte deö nn 567 


























‚Zum Neubau des Schuletabliffementd zu — — 
41. Dedgl. in Danziger-⸗Heiſterneſt. * LEERE 
42 | Zur Herſtellung der Kirche in Girfhaufen.. — EREHE NEN SERDHERACUREOHEENUNG 425 
43.| Zum Neubau eines katholiſchen Schul» und Küfterhaufes in Jadfhönan... 800 
44.| Zu den Schulhaud-Bauten in Bulfowiß.......ne ame: 370 
45.| Zur Errichtung der Schulgebäude in Sodargen........unnereensessnnnenennnnnnnn 1,917 
46.| Zur Erbauung eines Schulelabliſſements in Dinglaufen.... insert 1420 
47.| Zur Erweiterung ded Schulhauſes in Dregen......nesneenesnenenenenennenenesennen 437 
48.| Zur Errichtung eined Betfaaled zu Alteln ................. —— 366 
49.| Zur Herſtellung der Kirchen-, Pfarr: und Schulgebaͤude zu Waffenberg..... 750 
50. | Zum Schulhaus-Bau in Kappel — 500 
DIDI 900 
52.) Zur Herſtellung der Staplaneigebäude in Friedland nee 300 
53.| Zum Neubau deö Pfarrhaufes in Kladwipper...uusesssnessesnssesenneennneeeeenn 1,000 
54.| Jum Neubau der Kirche zu Frauendorf...uenenensseesseesnesnenennneennnennnnnenneeen 1,750 
59.| Ju den Küfter und Schulhaus- Bauten in Rothenburg....ueeeeeneeneeeeneee 800 
56. | Zum Neubau der Kirche in Seimerzheim....uuueeeeceneneeeseene ennnesnnnnenenneenn 1,200 
57.| Zur Errichtung eines neuen Schuletabliſſements in Alt-Damerow........... 550 
58.) Zur Anlegung einer Schulftelle für die — im — es 200 
59.] Zum Scyulhaus:Bau in Mnig-Leffen.... — 





— — 08,566 
Ad Poſition 2. 












Zur Herſtellung der Stadtmauer am Ruppiner Thore ıc. zu Granfee......| 621 
— 69,187 
B. Pro 1546 ad ßofition 1. 

60.| Zum Bau des Küfter- und Schulhaufes in Gr. Bomeidte.......eenne 197 
61.1 Sum Siribenbau In SBAÜBERE...2.245404H 6,100 
62. | Zur Abformung d. in d. Kirche 3. Obermardberg befindlichen Sandfteintöpfe 53 
63.] Zur Unterfuchung des baulichen — der Se) in —— — 64 
64.| Zum Neubau des Schulhauſes in Oleina... F 470 
65.| um — IR: STONEWDERD sin nssnsaucnnnaAuntsnnendarane en atree here 877 
66. | Zu Altargeraͤthſchaften für die ebangeliſche Kapelle zu Wefttilver .............. 25 
67.12 800 
68.| Zur Errichiung eined eiſernen Gitters um die Domtirdhe zu Stendal.......... 250 
69.| Zum Pfarchaus-Bau zu Daber . ... c..i. 500 
70.| Zu den Küfter- und Schulhaus-Bauten zu Pologen. 300 
71.) Zu den Pfarrhaus-Banten in Wörmlif.cueesessesessenseesnnenenennnenennnnn 100 
72]? 772 
TE. TER anne ae 100 
14. 500 
75.| Zu den 3 Bauten in intoreef 200 
76.| u den Süfter- und Schulhaus-Bauten in Gr. Neudorf... 135 
77.| Zum Neubau eines tatholifhen Schulhauſes in Kettwig .... 1,200 

78. | Zur Anfbaffung eined harmonifdyen — für die &t. ‚safer 
Kirche zu Koblenz. . a a 1,300 
79.) Zur Reparatur der Säulgebäube, au RI. Meltno... ‘ 
80.| Zur Einrichtung der ehemaligen Kloſterkirche zu . Himmelpforten... 200 
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Vebertrag | 14,215 
81.| Zum Reparaturbau ded Gymnaſiums zu Eiöleben.....umseeseneeeeeene : 1,825 
82. | Deögl. ded Gymnaſiums zu Heiligenſtadt 666* 1,240 
83. | Zur Herftellung eines in der Pfarrkirche zu Kappenberg befindlichen Bilded 55 
84. | Zum Kirhbau in Thurow.... 96 
a En Re. 221: SEEN BEREREE OR SRRA-SEHEERTEANE SERNDIERENEE ROSA 100 
86. | Zum Schulhaus-Bau in Baldenburg.....eneseeenenemenenen 200 
87. | Zur Anbringung von Bligableitern auf der Liebfrauentiche zu Halberftadt 98 
88. | Zur Errichtung eined neuen evangeliſchen Pfarretabliffements zu Zehin.... 250 
89.| Zur Erbauung einer Mauer um den Kirchhof der Dreifaltigkeitötirche zu Berlin öl 
2 J en der —— JJ RRRONEERERER SERIEN 808 
.| Zur Herftellung der Gebäude ded Pädagogiums zu Putbuß ............... 2,050 
92.| Zum Schulhaus-Bau zu —** =. > — ur NSS DANIERREN 2 gl 
93. | Zu den Koſten des Abbruchs der auf den Hauptthürmen der Werderſchen 
Kirche hierfelbft befindlich getvefenen 8 Ihürmden............nnenene 113 
94.| Zum Bau ded Altard der St. Johanniskirche in Stettin... 1,000 
95.| Zur baulichen Einrichtung der St. Apofteltiche in Köln... 500 
96.| Zu den Schulhaud:Bauten zu Gr. Garde. ...neeeseeseseneseennneneenee 148 
97.| Zum Neubau des Schulhaufed in Mölbergen..unnueanmmeene] N 
08: JJ 1,686 
8 Ban — — 
[Zur Einrichtung einer Pfarrwohnung für die Civilpfarre zu Glaß..........-- i) 
101.| Zum Neubau ded Pfarrhaufed der N Feed Sri — 3,720 
102.1 Jum Kirchenbau in Schurgaſt .............22..000n0r2000000000n20000000000000000n011001000 1,500 
103.| Zur Vollendung des Kirchenbaues zu Waldbroel.....uneeeeeee 3,450 
104.| Zum Neubau ded Schulhaufes zu KL. Bolg..ueeanaeeeeeen 451 
105. | Desgl. zu Stangenwalde. 458 
106. | Zum Pfarrhaus-Bau zu Chodziefen.......un.eeeeneenenenmene 300 
107. | Zur Unterhaltung der geiftlicden und Schulgebäude in den Gemeinen Ro: 
— fee und — BURN RR SR IRRE 3 
08.| Zum Wiederaufbau des abgebrannten Rektorat⸗Schulhauſed in Ellrid).....| 1 
109.| Zum Pfarrhaus-Bau in Burgfolms ................... m * — — 700 
110.| Zur Anfhaffung von Altarornamenten für die Kirche zu Knackſet 20 
111.) Der Werth d. 3. Vergrößerung d. Begräbnißplages u. z Erbauung einer Ne⸗ 
Bande bon den Domainen Fienerode und Stuffenburg abgetretenen 7 
arzellee...ö ................. 
112 Zum Antauf eines ſilbernen Kelches ıc. für die Kirche zu Gr. Saul........... 40 
113.| Zum Schulhaus-Bau in — — —— 500 
TED MR anne 102 
115.1 u. near guV 
110,1 DeBol. u SRRURND. nenne 150 
117.| Zur Herftellung der Kirche in Hammerftein........uessneesseeeesenneseneereereeene 100 
118.| Zum Bau des Schulhaufed und Dotation der Schulftelle zu Blantenau....| 39 
119.| Zur Reparatur d. Orgelind. ebangel Landtirche ad St. Andreamb..Herrnftadt]| 18 
1%0.| Zur Errichtung eines Pfarretabliffements zu Abehlifchken can 2,500 
121.| Zum Bau der Kapelle, des Vitarien- und Schulhaufes zu Ramſcheid ........ 1,350 
122.| Zum Abbruch und Wiederaufbau der Kapelle zu Ramerddorf............- 1,200 
123.| Zum Schulpaus-Bau zu Wiſocka...... 150 
JJ 200 
125. | Zur Herftellung d. älteren Bautverte in d. Städten Tangermünde u. Stendal 6,000 
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Bezeihnung der Zahlung. rg 
. Tr, 


Nr 
Üebertrag]| 52,715 
126. | Zur Förderung des Unterrichtsweſens in der Provinz Pofen, — 
zur Unterftügung bei Schulbauten. 5,600 
127.1 Zur Herftellung der Barfüßerkitche in Erfurt ...uneeeesnesesnennsnsnsnnnannnennennnnne 8,340 
128. | Zur Fortſetzung der Herftellung der Kirche zu Altenberg... 6,000 
129.) Zum ferneren Ausbau des ehemaligen Auguftinerflofterd zu Erfurt............ 5,009 
130. | Zum Neubau des Schulhaufes in Königdwinter...uuensesssensssneennsennnennenenene 3,000 
131.| Zum Bau der ebangeliſchen Kirche in Grottlau...unememenmeneneeenee 5,9837 
132. | Zum Neubau der Kirche und des Ihurmes in Lyck ....escssenessnennsneennnenen 1,065 
133. | Zum Bau einer evangelifhen Kirche zu Yanded...unnsnsecnssnsssssnnneneenennnene 2,000 
134. | Zur Verpflegung evangelifher Kranken in Turin... 227 
135. | 3ur Unterftügung der evangelifhen Kirche in Rio de Janeitd................... 550 
136. | $ür dad evangeliihe Hofpital in Neapel ..uunneenennesnesssssnsnsenenennnsnenenne 200 
137. | Zur Aufrechthaltung d. 3. Hull in England beftehenden fonntägl. Gotteödienfted 135 
138.| Dem Frauenverein 3. Arnsberg 3. Beſchaffung e. Lokals 3. e. Krantenanftalt 150 
139.| Dem archaͤologiſchen Inftitute in Rom....enensseseesnnesseesnecneennene 800 Thlr. 
fo wie für einen zweiten Secretair bei demfelben ........r2.........- 540 = 1340 
’ 
140. | Zur Bervollftändigung der Seelforge unter dem evangelifdyen Theile der Be- 
bölferung ded Staates u. 3. Verbefferung d. äußeren sage d. Geiftlichkeit] 12,000 
141,| Zur Stellvertretung des evangelifhen Predigerd bei der Königl. Gefandt- 
—— EINE ESP SEAEE DESSEN 566 
142. | Zur 300jährigen Sätularfeier ded Gymnaſiums zu Raftenburg................ 300 
143.| Dem Profelyten Schweiger zu Stralfund zum Befuche der Präparanden- 
40 
Summa..... 104,874 
C. Pro 1846 ad ®ofition 2, 
144.| Dem Geheimen Ober-Baurath Stüler an Auslagen für —— 
beim Zeichnen der ihm v. d. Königs Majeſtät übertragenen Bauentwü 500 
145. | Zur Inftandhaltung der Holsfahrbahn in Potödam....uunsnsesseseseeeseene 1,741 
146. | Zur Ausführung eined Grabdenfmald für den verewigten Fürften Blücher 
U 1111) BEER EL RR UREER SO NOIR IEREHERTEEVORCHAER ö, 
147.| Zur Umrüftung des alten Schloßthurmes in Straßburg.....uenneeeneneeceenenen- 5 
148.| Zu Reparaturen an der heiligen Geift- und St. Martinskirche zu Kulm..... 165 
149. | Zur ‚Herftellung ded Daches auf d. Kirdye St. Maria in Summo zu Pofen 23 
150. | Zur Kae des Thurmes der alten Schloßruine zu Bierraden ............. 5 
151. | um Antauf eines Grundftüdes in Irier, auf welchem fid) die Subftruftio- 
nen eincd großen römischen Palaſtes befinden.zuunnsennssnnesnsssnnsnssennnennnnnns 
152.] Zur Einfriedigung ded Klaufebrings zu KHaftel.zuuenereessensnesnensensnennennnenenne 
153. | Zum Bau eined Kranfen- und Armenhaufes in Ludenwalde un. 1,000 
154. | Jum Antauf der auf der Keldmart Birfen alıfgefundenen arena campestris 795 
155. | An verfchiedene Kausbefiger zu Potsdam zur baulidyen Inftandfegung ihrer 
Wohngebäude ald Gnadengefchente, zufammen...nereensenssnssnssnnnsnennenene 20,868 
156. | Zur Herfiellung der Dentmale auf dem Schildhorne bei Spandow, Strem- 
men und Ktöpnid............ enssefsr stein rahlteineenehenen 2,459 
157.1 Zur Errichtung eined neuen Kirchen- und Pfarrfhftems zu Wang bei Brüf: 
tenberg und zur Erbauung einer neuen Kirche areensensunenenenensenseeenenenennnn 23,674 
158. | Zur Meftauration des Ihwmes der Hof: und Garnifonfiche zu Potödam..| 12,000 
159. | Zur Weiterführung ded Baues der Friedenskirche in der Brandenburger 


Vorftadt ebendaſelbſt ............ — 38.000 
Summa...... 108,335 
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Anlage Ar, 4. 


Spezififation 
der 
in den Jahren 1842 und 1844 aus den Etatsfonds zu ertraordinairen Aus- 
gaben geleifteten, in dem Anhange Litt. C zur Finanzverwaltungs-Leberficht 
pro 1840 bis 1846 fummarifch aufgeführten Zahlungen 
sub Fit. A: 
Voſ. 3 für Zweche der Fiterator, Künfte und Wiſſenſchaſten. 







Bezeihnung ber Zahlung. 


























Im Jahre 1842. 
a) Laufende Verwaltung. 






1.| Zur Vermehrung der Sammlungen des Königl. Kunftmufeumd............- 14,328 
2,1 5ür 50 Exemplare des 26. bis 28. Bandes ded enchelopädifchen Wörter: 
buches der medizinischen Wiſſenſchaften .... zuuucesesssasesnenseseeennenenennene nenn 500 
3.1 Dem Brofeffor v. d. Hagen für 50 Exemplare feiner Sammlung alt- 
deutjcher lyriſcher Dichter ded 12. und 14. Zahrhundertd.......n.neee 1,200 
4.| Für 30 Exemplare des 9. Bandes der 1. Abtheilung der flora Borussica 
BON DIÄT ee nee. 
5. Kür eine Kopie der Rafaelfchen Dispute ... 1,183 
6.1 Dem Brofeffor Zahn für die gortfehung deö Werkes: „Ornamente und 
Gemälde aus Herculanum, Pompeji und Stabi@“.....u.aeeae 240 
7. Für die Fortfegung des Werkes: „Musse de seulpture antique et 
Soöoddddeee 82 
8.1 Zur Ausführung eines Werkes über die Königl. Gärten «u... 5,000 
9. Der Wittwe des Regierungdrathes, Profefford Graf, zur Herausgabe ded 
legten Bandes deö altdeutichen Spradhfcages, —— 567 
10. | Kür die Fortſetzung ded Werkes corpus reformatorum evangelicorum... 100 
11.) Dem Dr. Puttrich in Leipzig für 25 Exemplare des Wertes: „Dentmale 
der Baukunft des Mittelalters“. nennen 450 
12.| Dem Brofeffor Zahn für die Fortfegung feines Wertes: „Ornamente aller 
——— 450 
13.| Zur Herauögabe einer Prachtausgabe der Werke Sr. Majeftät Friedrich II.} 23,250 
14. | Zur Kortfegung des E ggertfchen Werkes über Glasmalereien in der Kirche 
Mariahilf zu München.... ...LLXILMILLGVXMXG 27 
15.| Zur Fortfegung des JZahnihen Werkes: „Auderlefene Verzierungen aus 
dem Gebiete der bildenden Kunſt“ .. c .IIXI 200 
16.} Zur Fortfegung ded Werkes: „Mora Brasiliensis“ von Dr. Martius..... 24 
17. | Zum Antauf von 30 Eremplaren des 2 Bandes von Rofes mineralogiſch⸗ 
geognoſtiſcher Reife nad) dem Ural . . , 441860 
18. | Für 3 Bände der Prachtausgabe der Enchclopädie vor Er fch und Gruber. 4 


19.| Für die im Jahre 1842 auf Befehl Sr. Majeftät des Köniad ausaeprägten 
Medaillen für Kunft und Wiffenfchaft, fo wie für Gulbigungtmekalll. 


21. 


m a DM 


— 
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Bezeichnung ber Zablung. 


b) Auf Refte aud Vorjahren. 

.| Für die Fortſetzung ded von dem Buchhändler Simion herausgegebenen 

Wertes: „Gemaͤldegallerie des Königl. Muſeums zu Berlin® ............... 

Für die erfte Lieferung des Eggertſchen Werkes über Gladmalereien der 
Kirche Mariahilf zu Münden... — 


1844. 


‚| Dem weſtphaͤliſchen Kunftverein in Münfter zu dem Koften der Erhaltung 


der dortigen Zeichnenſchule — z1*x3x 
Dem Privatgelehrten Dr. Lüdde zu Magdeburg zur Sicherung ded Fort- 
gangs feiner Zeitfhrift für vergleichende 
Zut Vermehrung der Sammlungen des Königl. Kunftmufeumd............ 
Dem Arthitetten Böttcher zur Förderung der Herausgabe feined Wertes: 
„Die Tektonit der Hellenen ·33 messen ne 
Zur — — ded enchclopäbifchen Wörterbuched der mediziniſchen Wiffen- 
aften .. — —3 
Dem Dredhölergebülfen Matthias für eine aus Elfenbein gefertigte, für die 
Kunfttammer angetaufte Kette. —1 nennen 


Die dem Dr. Ellendorf zu literariſchen Zwecen bewilligt geivefenen, nad) 


feinem Tode der Familie ald ein Gnadengejchent verblicbenen................ 


‚| Dem Geheimen Ober-Baurath Dr. Grelle zur Fortfegung feines Journald 


der Baukunft ec... — ———6*— 


Zur Fortſetzung der von dem Baurath Perſius heraudgegebenen Entwürfe 


von Gebaͤuden 3 


Dem Profeſſor Gerhard für 30 Exemplare der von ihm edirten ardyäolo- 


logiſchen Zeitung ante nunnasnsenn sonne 


„| Für 4 Bände Fortſetzung der Prachtenchclopaͤdie von Erf und Gruber.. 
‚| Kür die Kortfegungen des Wertes Genera plantarum florae Germanicae... 
‚| Deögleichen der Nora Borussien en nennen 
.| Zu den Endverzierungen ber Werke König Friedrich IL... 
‚| Dem Profeffor Dr. Barthold in Greifswald zur Beendigung feiner Ge 


ſchichte vom Pommern... — —— — 
Dem in Danzig bei der dortigen Kunſt- und Gewerbeſchule angeftellten Bild- 


bauer Freitag aus Kom an Keifeunterftügung ......uesseerneensnnnsnesn nenne 


‚| Für 50 Exemplare des d. Strengſchen Tagebuches über den erften Feld: 


zug in Aghaniftan......nsemsemmesnsersssnmssesensseeenrsennsnesssennen 


‚| Xür zwei Zeichnungen nad) Bildniffen von Titian und van Dyd.......... 
.| Für die Fortfegungen ded Zahn 'fhen Werkes: „Ornamente und Gemälde 


aud Herculanum ete.® — — —*53433553* 


‚| Zum Antauf von ethnographiſchen Begenftänden, welde der Prinz Mar, 


v. Neumied von feinen Reifen mitgebradt hat... nenne 


Dem Maker Ritter behufs einer Reife nad) Italien und Anfertigung eines 


Vildeb — —5 ———*111 
Dem Dr. Puttrich in Leipzig für die Fortfegungen feined Werkes: „Dent- 


male der Baufunft des Mittelalterd®.......uemmnemennnesennenennn 


N Dem Geheimen Regierungsrath, Profeſſor Dr. Voigt zu Königsberg zur 


drderung der beabfichtigten Bearbeitung der Zeitgefhichte ded Herzogs 
Khrealoon Preußen... Serge 


571 


Betrag. 
Tolt. 


500 
24,791 








—at — — Dee 
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Uebertrag] 24, 

24.| Für die Fortfegungen des Eg gertſchen Werkes über die Gladmalereien in 
— der DMariahif-Kirche zu — 5) 

25.1 3um Ankauf der von der — Dorothea Stod hinterlaffenen 
‚Sammlung Paftelgemälde.... 1,000 

26. | Für die Fortfegung ded von dem Galerieinfpettor, Hofrat) Ternite berand- 
„gegebenen Wertes: „Wandgemälde aud Herculanum und Pompe 146 
27. Für An in Rom angetaufted Bild: „Dad Innere der Münftert Li in F 

28.| Für 100 Exem — der von dem Direktor Klöden bearbeiteten Geſchichte 
I BE TEEENDSEHEEE REN 1,100 

29.1 Für 26 Exemplare der — dem Kupferſtecher Gruner in London edirten 
Naphael ſchen Bibelbilder 436 

30.| Für die Fortfegung des gab‘ {chen Werkes: „Ornamente und Gemälde 
aus Herculanum, Pompeji und Stabiae* .....uununmeeee 120 

31.] Für die im Jahre 1844 auf re Er. Majeftät des Königs audgeprägten 
Medaillen für Kunft und Wiffenfhaft, fo wie für Huldigungdmebaillen.. 3,331 













“ 
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Anlage Nr. 8. 


ber . 
in den Sahren 1844 und 1846 aus ertraordinairen Fonds für die General- 


Ordenskommiſſion geleifteten Ausgaben. 
(Ad 3 B de Anhanges C zur Finanzüberſicht.) 





Gegenitand. 


1.1%ür vorräthig angefhaffte Ordendinfignien in Brillanten und für 
eine goldene Kette des ſchwarzen Mdlerordemd...................- 
2.| Zur Ergänzung ded Beftanded an Ordenddekorationen in Brillanten 


1.|Extraordinairer Zuſchuß zur Beftreitung der Ausgaben für Or- 
dendinfignien pro 1845.....nnennnensenennensenennensnnesennnennnennenen 


‚| Deögleihen für das Jahr 1346. ensure 
3.] Zur Ergänzung des Beftandes an Ordendinfignien in Brillanten 


und für eine goldene Kette des ſchwarzen Ndlerordend............ 
Summa 











Pe = GE 20 Ze 


np ⸗ 





ö— —— —— 


— 


— — 


6 
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Anlage Nr. 10. 


Defignation 


der 


in den Jahren 1840 und 1842 aus ertraordinairen Fonds für Zwecke der 
Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten geleifteten Ausgaben, 


(Ad Bofition 12 B des Anhanges C zur Finanzüberficht.) 


Gegenftand. 


1540, 


Beiſteuer zur —— eined ebangeliſchen Gottesdienſtes in 
deutſcher Sprache zu Bordeaux. sensansssnnsennnnen 
Außerordentliche Ausgaben der Legationstaſſe pro IV. Quartal 1839 
[Die Koften eined Gitterd um dad Monument bei Plancenoit...... 
[Außerordentliche Ausgaben —— pro 1. Quartal 1840 
Dergleihen pro I. Quartal e — 
Entſchädigungen für — an berſchiedene Niffionen.... 
[Für Ehrengeſchenke, mweldye den von fremden Höfen in außeror: 
dentliher Sendung hierher geſchickten Offizieren und Beamten 
TERBERGRDIIE EBD. ae anne 
.[ Außerordentliche Ausgaben der Zegationötaffe pro IH. Duartal.. 
‚| Gehaltszufhuß für den dieffeitigen Gefchäftöträger in Dterito...... 
[Die Koften der, durch den Thronwechſel — — 
lichen Miſſionen au auswärtige Höfe.... — 


— 


— 


=2n 


— 
1842, 

a) Laufende Verwaltung. 

[Dem bieffeitigen Gefhäftsträger in Merito Gehaltszufhuß........ 
Dem Wächter ded Monuments zu Plancenoit an — 

Außerordentliche Ausgaben der — Quartal 1841 

Dergleichen pro 1. Quartal 1 

Für Reparatitten an dem dieffeitigen Geſandſchaftohauſe in Paris 

‚| Außerordentliche Auögaben der? — —— pro Il.Quartal 1842 
Dem Kaufmann Bauerreis zu Nürnberg an Unterftügung........ 

Außerordentliche Ausgaben der Zegationdtaffe pro II. Quartal 1842 


Summa 


— 2 2 





152,504 | — 


Betrag. 


Tor, Sg. | et. 


140,25| 4 


15,773 20 — 

85124 1 
6,445 129 9 
11,587 3i— 
92365 816 


34,120 | — | — 
14,856 Iı— 
2,000 — — 


25,510 8 3 
119383 811 


+. 


® 
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Anlage Nr. 11. 





Defignation 
ber 
in den Jahren 1841 und 1844 aus ertraordinairen Fonds gezahlten Hul- 
digungs-, Kandtags- x. Roften. 
(Ad Pof. 22B des Anhanges C zur Finanzüberfiht.) 


Gegenftand. Betrag. 
Thlr. | Se. | Pt. 








1841. 
1.1 Reifekoften und Diäten der zur Huldigung in Königdberg und 
Berlin einberufenen Depuurten . 106379 21 10 
2Keiſekoſten der Oberpräfidenten und anderer Beamten... 2857 17 2 
3. Sir Huldigungdmedaillen .....unaennnnnnennnn, 336| 116 
4, Roften der Huldigung in Königöberg7.;...... .i. 158,617 124! 9 
I. | Für Druckſachen, Buchbinderarbeit Kıscaeasssaansersensnnnn 24165| 9| 4 
Summa] 292,356 |14| 7 
1844. 


1. Die Koſten der in Folge der Huldigung unternommenen Reifen 
nad) Weftphalen, der Rheinprovinz und Neuenburg .............. 200,492 | — | — 


Summa | 200,492 | — | — 


— 





Anderweitige finanzielle Mittheilungen ber Regierung. 
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Unlage Nr. 13. 


Specififation 


der für die einzelnen Eifenbahnen gemachten Verwendungen in den Jahren 1843 bis 1846. 





1844, 1845, 1846, 


Eifenbahnen. Thlr. Gifenbahnen, Thlr, Eiſenbahnen. Thlr. Gifenbahnen. 





2. Einzahlungen auf die Staatsan- 

theile an den Altienkapitalien ver- 

ſchiedenet Eifenbahngefellfchaften. 230,000 Niederſchleſiſch— 488,750 Niederſchleſiſch⸗ 
Märtifche. Märkische. 









718,750 |Nicderfchlefifch- | 723,200 |Köln- Mindener. 
Märtifche. 


100,000 \Köln-Mindener.| 444,000 \Köm-Mindener.| 235,000 | Bergifd- 
588,750 Maͤrkiſche. 
343,000 Oberſchleſiſche. 162,942 Stargard» 

Poſener. 


1 00,000 Bergifch- 


Märkifhe. | 1,121,142 





1,605,750 












Verzeichniß 


Mitglieder der Abtheilungen. 


Erſt⸗ Adthellung. 





— — 





—⸗ 


Demerkung. 


Die einzelnen Abtheitungen find während der Dauer des Landtages mehrfach berftärft und ergänzt 
worden. Um diefe nachträglichen Ergänzungen von den uriprünglic ernannten Mitgliedern zu unter- 
ſcheiden, haben wir die erfteren mit einem * bezeichnet. Die beigefügten Ziffern beziehen ſich auf die 
Zeitenzahlen der zweiten Abtheilung, two die Ernennungen der neuen Mitglieder von den Marſchaͤllen 
angezeigt ſind. 


DD nn 


‘10. 
1, 


"12. 


— 


—II. 
12 
13. 
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Abtheilungs⸗ Verzeichniß 


A. Herren-Kurie. 


J. Abtheilung. 


Graf v. Yandöberg-Gebmen, als 
Vorfigender. 

Fürft Sulfomwöfi. 

Öraf zu Dohna-Reidyertöwalde. 


. Graf zu Solmd:-Sonnenwalde. 
. Grafv. Hardenberg. 

. Prinz v. Schönaich-Carolath. 

. Grafgu Stolberg-PBeterdöwaldau. 
Erbtruchſeß v. Kroſigk. 


err v. Keltſch. I 
Fürſt zu Wied (I. 1157). 
Domberr v.Rabenau (als einberufener 
Stellvertreter ded Erbtruchſeß d. Kro— 
figt, II. 1157). j 
Graf v. Ziethen (II. 1549) 


. Graf zu Dohna-Schlobitten (I. 


1549). 


U. Abtheilung. 
Graf v. Arnim, ald Vorligender. 


. Domtapitular v. Brandt. 
. Graf p. Lynar. 


Graf v. Redern. j 
Graf v. Reichenbach-Goſchütz. 
Graf v. Sandreßtzki. 


. Graf v. Dyhrn. 

Graf v. Burghaus. 

. Graf v. Raczynski. 

. Graf v. Affeburg-Meiödorf. 


Graf v. Weftphalen. 
Graf v. Kielmannsegge. 
Graf au Stolberg-Stolberg. 


Nr. 1. 


Mbtheilung fürden Gefegentiwurf,die 
Aufhebung der Mahl: und Shladt- 


J. 
2. 
3. 


fteuer 2c. betreffend. 


Graf v. Arnim, ald Vorfigender. 
Graf v. Itze nplitz. 
Graf v. Affeburg. 


- Hammerherr, General:euer-Societätd- 


Direktor d. Helldorf. 


B. VBereinigt 


| 


"14. 
"15. 
"16. 


— 


[par 1-25 RICHT 


9. 
Fürſt zu Salm-eifferſcheid- Dyck 


” 
— 
— 
— 


ba 1 20 SSCNCHEN 


Freih. Senfft p. Pilſach (IM. 513). 
Herr dv. Hoevel (M. 2111). 
Domprobit v. Kroſigk (N. 2111). 


IN. Abtheilung. 


Kür Wilhelm dv. Radzimwill, als 


Vorſitzender. 


. Grafv. Itzenplitz. 
. Graf gu Solms-Baruth, 


Prinz v. Biron. 


. Grafv. Hochberg. 
. Graf dv. Mor. 
. Graf zu Stolberg: Rofla. 


Graf v. Ziethen. 
Prinz v. Garolath-Beuthen, 


(II. 513). 
IV. Abtheilung. 


. Prinz zu Hohenlohe, als Vorſitzender. 


Graf v. Arnim. 
Graf zu Dohna-Lauck. 


Domprobſt v. Krofigt. 

Fürſt v. Lichnowskh 

. Graf v. Keyſerling. 

. Graf v. Schaffgotſch auf Mai- 


mwaldau. 


. Graf v. Fhenplip. 

9. Herr v. Keltſch. 

Baurath v. Quaſt. 

Graf v. Sierſtorpff( lI. 159) 

2. Fürſt Bog. Radziwiqu. 513). 


"13. Graf Eberhard zu Stolberg (M. 


2 St 


513). 


e Kurien. 


. Zandrath dv. Peguilhen-Kunzkeim. 
. General-Yandfdyaftödireftor v. Bro: 


dowski. 


Medizinalaſſeſſor Ritter. 

. Bürgermeiftir Brown. 

. Yandrath v.d. Marwitz. 

. Haupt= Nitterfchaftödireftor, Freiherr 


v. Monteton. 


: 11. Rathöherr v. Pogrell. 
| 12, Kaufmann Jebens. 


37° 
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13. Bürgermeiſter Gier. 
Kaufmann Hanſemann., 
5. Amtmann vd. Zurmühlen. 
Erbſcholtiſeibeſitzer Göllner. 
Landrath v. Prittwitz. 
Schulze Sültmann. 
Landrath, Freih. v. Gudenau— 
20. Handelotammer-Präſident Camp— 
hauſen. 

Stadtverordneter Schauß. 

22. Kaufmann Milde. 


Nr. 2. 
Abtheilung fürden Gefegentmwurf, bie 
Ausführung ded Eiſenbahn Netzes in 
Preußen betreffend. 
1. Fürſt zu Lynar, ald Vorfigender. 
2. Braf zu Dohna-Lauck. 
3. Graf v. Solmd-Sonnenwalbe. 
4, Landfchaftödeputirter v. Gordon. 
5. Stadtrath v. Olfers. 
;, Kaufmann Germeröhaufen. 
3. Nittergutöbeliger v. Lilien-Borg. 
8. Nitterqutöbefiger vd. Heyden. 
9. Synditus Kuſchke. 
General⸗Landſchaftorath Kurczewoki. 
Landſchaftörath Braemer. 
Landrath Freih. v. Frieſen. 
3. Horbefiger Zachau. 
Kaufmann Appelbaum. 
Freih.v. Manteuffel. 
. Bürgermeifter Zimmermann. 
. Abg. Müller. 
. Brafident Mertens. 
9. Erbfcholtifeibefiger Allno dh. 

20. Kommerzienrath Abegg (I. 153). 
Nr. 3. 
Abtheilung fürden Geſetzentwurf, die 
Provinzial-Hülfskaſſen betreffend. 
Fürſt v. € arolath, als Vorſitzender. 

Herzog zu Natibor. 
Fürſt dv. Lichnowsky. 
Landſchaftörath v. Arnim. 


uw 


Verzeichniß der 


Für die Dentfärift, die Erridtung 
von Provinzial 


J. 


— 


— — — — — — 
rer Cr — 


F 


16. 


17. 
18. 
9. Freiſchulze Kundler. 
Freih. d. 


. Rathöherr Kuß. 

. Landrath v. Durant. 

. Graf d. Korff-Schmifing- 

, Kaufmann Vollanbdt. 

. Bürgermeifter Stöpel. 

Kreisrichter Schaefer. 

. GeheimerKommerzienratbDierg ardt. 
General⸗Landſchaftör. v. 
Kruggutsbeſitzer Dolz. 
Kommerzienrath Grunau. 

. Adergutöbefiger Dorenberg. 
. Kaufmann Flemming. 

, Ortövorfteher Meier. 

, Kaufmann Gleemann. 

. Kaufmann Kanfemann. 
Freih. v. Boͤdelſchwingh. 


PVrinz Biron d. Gurland. 
. Freih. d. 
, Baron v. Gaffron. 

. Kaufmann Deliud. 
Landſyndikus Sattig. 
Ritterſchaftsrath 
Gcheimer Finangaih Knoblauch. 
SOrisſchulze Vatterroth. 

Notar Gormanns. 


. Nittergutöbefiger d. 1 
. Graf dv. Hoendbroid. 
. Graf v. Burghaus. 


Regierungdrath v. Dyde. 


Zatrzemöfi. 


Nr. 4 


-Rentenbanten be 
treffend. 

Negierungäpräfident v. Kroſigk, als 

Vorſitzender. 

Fürſt zu Wied. 


Wolff⸗Metternich 


v. Witte. 





Kommerzienrath Wächter. 
Nathuſius. 


Abo. v. Potworowoti. 
Apotheker Wilm. 
Fteiſchulze Stark. 


Zedlitz-⸗Neukirch. 


21. Landſchafiörath Sacſen. 


©. Kurie der drei Stände. 


„I. Abtheilung. 
Verhältniffe der Juden. 
1. Landtags-Marſchall, Baron v. Hiller, 
Norfigender. 
2. Erbpädter Meißner. 
3. Nittergutöbefiger Baut. 
4. Bürgermeilter Staegemann. 


6. 
7. 


Landrath v. Byla. 
Kaufmann Coqui. 
Freih. v. Landoberg⸗Steinfurt 


Gmeinevorſteher Derentha 


9, 
2 Juſüzrath Wodiczka. 


Major v. Raven. 


Haupt-Nitterfhaftödireftor v. Roht. 


u 
— 
En 


Mitglieder der Abtheilungen. 


12. Gutöbefiger Krohn. 

13. Rittergutöbef. v. Sauden-Julienf. 
14. Bürgermeifter Sperling. 

15. Kaufmann Kaspers. 

16. Gutöbefiger Uellenberg. 


II. Abtheilung. 


Abfhägungbäuerliher Grundftüde. | 


1. Landtags-Marſchall, Oberburggraf v. 
Brünnced, ald Vorfigender. | 
2. Amtmann Born. 
3. Stadtrath Mohr. 
4, Kanonikus Zenfing. 








5. Nittergutöbefiger v. Treskow 
6. Aderwirth Dracger. 

T. Graf Saurma. 

8. Gerihtöfhulge Berndt. 

9. Rathöherr Eſſewich. 
10. Colon Meyer. 





11. Zandrath v. Breitenbaud). 

12. Schulze Hartmann. 

13. Stadtverordnete Winzer. 

14. Lehnſchulze Schulze. 

15. Bürgermeifter D om. . 

16. Gutöbefiger Michaelis (fpäter in die 

6. Adtheilung verſetzt; in feine Stelle:) 

Freiſchulze Müller (IL. 302). 


III, Abtheilung. 
Ueber die Unbeſcholtenheit. 


1. Landtags-Marfhall Brafv. Biömark- 
Bohlen, ald Vorfigender. 

. Butöbefiger Scheven. _ 

. Sandratpv.Mündhhaufen-Strau 
furth. 

. Bürgermeifter Doualas. | 
Graf Bohholz-Aifeburg. | 

Landwirth Krämer. | 

. Rittergutöbefiger v. Jaraczemöti. | 


m 


| 


“> 00 Ir Dr ie 


. Kaufmann Gräß. 

. Grafv. Stofd. 

. Landfynditus Sattig. 

. Bürgermeifter Krauſe. 

. Abo. Minkley. 

3. Oberforftmeifter v. Steffens. 
. Gutöbelfiger de Galhau. 

. Dberftlieutenant v. Arnim. 
16. Fabrikbefiger Offermann. 

IV. Abtheilung. 
FürBetitionen(VBerfaffungstinge 
legenbheiten betreffend). 

1. Vice Pandtagd-Narfeall, Srafv. Yoc- 
ben, als Borfigender. 

2. Rathoherr Bornemann. 

3. Nitterfchaftörath v. Hatte. 


| 


1 


— 


F 


— — — — 


tv 


zu 2 lu hun 


Pa 


’ 


— 


.— 


IF) 


2— 
— 


— 


-- 
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Schulze Nethe. 

Graf v. Gneiſenau. 

Schultheiß Gießler. 

Graf v. Bochholz. 

Gutobeſitzer Brünninghaus. 
Handelstammer-Präſident Kirberg. 


Handelsgerichts-Präſident v.d. Heydt. 
Rittergutsbeſitzer v. Arnim. 


Bürgermeiſter Fabricius. 


. Zandrath v. Peguilhen-Grabowo. 
. Abg. Riebold. 

. Nittergutöbeliger v. Poninski. 

. Bürgermeifter Paternowski. 

. Zandrath v. d. Schulenburg. 

. Bürgermeifter Schier. 
Landſyndikus Sattig (Il. 268). 
Landſchaftsdirektor v. Gilgenheimb 


(für Nr. 7. I. 719), 


. Großhändler Röchling (für Ar. 9. 


IL. 189). 
V. Abtheilung. 
Für Petitionen. 


Vice⸗-Landtags-Marſchall Freiherr v. 


Bodelſchwingh, ald Worfigender. 


Juſtiztommiſſarius Plange, zu Alten— 


born. 


. Ritterqutöbeliger v. Botworomsäfi. 
Vorwerksbeſißer Jordan. 

Freiherr v. Storded. 

. Bürgermeifter Schult. 

. Rittmeift. v.Sauden:Tarputicen. 
Buürgermeiſter Marr. 
Regierungsrath v. Wedell. 
Ober-Bürgermeiſter Bertram. 

. Baron v. Gaffron. 

Gerichtsſchulz Thomas. 

. Geheimer Regierungsrath v. Werded 
. Bürgermeilter Neumann. 

>. Bürgermeiſter Dr. Ziemßen. 
6. 

.Graf v. Galen. 
Freigutsbeſitzer Przygordzti. 


Erbpächter v. Schmidt. 


VI. Abtheilung. 
Für Petitionen. 


Wirklich. Geheimerath, Graf Renard, 


als Vorſitzender. 

Rathsherr Prüfer. 

Landrathv. Muchhauſen-Strauß— 
furth. 

Gutsbeſiher Seltmann. 
Rathomaurermeiſter Arndt. 
Freiſchulze Müller (ſpäter zur 2. Ab- 
theilung; für ihn:) * Gutsbeſitzer Pr. 
Lieutnant Michaelis (MH. 302) 


582 Mitglieder der Abtheilungen. 


T. Freiherr d. Lilien. VI. Abtheilung. 

8. Landwirth Wulff. Für Petitionen 

9. Ang. Anton v. Krafzewäti. 1. Wirklicher Geheimer Rath v. Maſſow, 
10. Kämmerer Urban. ald Vorfigender. 

11. Zandrath v. Cöls. 2. Kriminalrath Grabom. 

12. Kaufmann Meviffen. | 3. Landrath v. Prittivig. 

13. Yandichaftödirektor v. Nueröwald. 4. Gerihtöfhulge Kranfe aus Wade 
15. Yandrath v. Schenkendorff. 5. Stammerberr v. Gadow. 

16. Erbjdyulge Dandmann. 6. Schulze Vahl. 


17. Banquier v. Beckerath. 7. Kammerherr v. Lattorff. 
"18. Landrath v. Peguilhen-Kunzkeim 8. Bürgermeifter Raſch. 

I. 189). * 9. Amtmann Schulze-Dellwig 
"19. Gch.OberbergratbSteinbed(L 351). | 10. Kaufmanı Shmöle. 
20. Landrath v. Platen (1, 543). s 11. Yandrath v. Hilgerd. 
"21. Erbſcholtiſeibeſ. Winkler (1. 543). 12. Kommerzienrath Hüffer. 
"22. Bofterpedient Jäckel (I. 543). 13. Abo. Bantaleon Schumann. 

— ———— ee ———— 14. Ackerwirth Kraufe zu Chalupöto. 
enge ihr ( n - . 

Ad B — und And die unter 1,4, 6, 11, 12, | >. Landſchaftsdirettor, Graf zu Dohna, 


16, 17, 18, 19, aufgeführten Abgeordneten zur Ab- (für diefen fpäter:) 
theitung A bereinigt Worben. * Landichaftsrath v. Arnim auf Kop- 
VII. Abtheilung. peröhagen (IL 351). 
Für Betitionen. 16. Kommerzienrath Abegg. 
1. Vice-Landtags-Marſchall Graf v. Fin- | 17. Landrath und Landſchafisdirektot Graf 
fenftein, ald Vorfigender. Strachwitz auf Peterwitz. 


Kaufmann Denzin. 18. Schulze Lemke aus Medom. 

Kammerherr Graf Helldorf. "19. Geheim. Oberbergrath Steinbed (ll. 

Erblehnrichter Eule. 268). 

Zandrath v. Holzbrink. "20. Landgerihtö-Affeffor v. Mylius (I. 

Landwirt Schulte Hobeling. 268). 

—*5* — 5* er "21. Kreisſchulze Heuer (IL. 269). 
räfident Camphauſen. 

DOber-Regierungsrath v. Fock. „IX. Abtheilung. (II. 265). 

Stadtfpndifus Mötes. Für Landes-Pferdezucht 


— 
SER neun 


11. Legationsrath Küpfer. I. Oberftlientnant a. D. v. Arnim-Grie 
12. Freiſchulze König. wen, ald Vorfigender. 
13. Würgermeifter Schmidt, | Kaufmann Epping. 
14. Yandidaftörath Jordahn. 3. Abgeordnete Henſche. 
15. Yandrath v. Uechtritz. . Brafp. Gneifenan. 
. Erbfcholtifeibefiger All noch. 





16. Bürgermeifter Bauch. 
17. Sa Heinrid. 
18. Stadtfonditus Neitſch (IE 189). . Abgeordnete v. Reiche. 

19. Gutöbefiger Aldenhoven (M. 543). Kittmeifter a. D. dv. Sauden:Tar- 
20. Yandrath a. D. dv. Gerlach (N. 543). putſchen. 

21. Apotheker Sommerbrodt (IM. 543). I. Gutöbefiger Jungbluth. 


. Erbpädter v. Schmidt. 


PER ο 


u 





— 





Verzeichniß 


der beim 


Vereinigten Landtage eingereichten Petitionen. 





side 


— —⸗— 


Bemerkung. 


Die nad) und nad) beim Vereinigten Landta 


ge eingegangenen Petitionen find fhäter, nad) den 
Abtheilungen, denen fle vom Marſchall überwieſen 


waren, geordnet zu einem Retitiond-Verzeihnif 
zufammengeftelit worden. Wir haben diefe Ordnung nad) den Abtheilungen beibehalten, die Petitionen 


aber innerhalb derfelben nad) den Gegenſtänden, die fie betreffen, zufammengeftellt. — Die in Klam- 


mern beigefügten Ziffern beziehen ſich auf die Seitenzahfen der zweiten Abtheilung, mo die Petitionen 
jur Berathung gekommen find. 





Petitiond » Verzeihnißg. 585 


I. Berzeichnif 


ber 


bei der Serren-Kurie des Vereinigten Landtages 
eingegangenen Petitionen. 


1. Antrag ded Fürften Lihnomsfn, auf Geftattung der Anweſenheit der Mitglieder 
einer Kurie bei den Verhandlungen der anderen (S. 178. 1071. 1242. 1283). 

2. Antrag ded Fürften Lihnomwöfn auf Revifion ded Zolltarifs (S. 685). 

3. Anträge deö Grafen v. Burghaus, Grafen v. Dyhrn, der Herren dv. Gaffron und 
vb. Raven auf Einführung einer Salzfteuer und Aufhebung des Salzmonopols (S. 1331). 

4. Antrag des Grafen v. Burghaus, wegen Aufhebung der Verpflichtung der Eigen: 
thümer von Grundftüden an fisfalifchen Straßen zum unentgeltlihen Reinigen der 
legteren vom Schnee (S. 1059. 2228). 

d. Antrag des Fürften Wilhelm Radziwill, wegen der Eigenthumörckhte der Vereinig— 
ten Stände an die von den einzelnen Mitgliedern eingereichten Petitionen. 

6. Antrag des Prinzen Biron v. Curland, betreffend die Reform der Patrimonial- 

J end in mehreren Provinzen (S. 803). 

7. Antrag ded Grafen v. Kielmanndegge auf Beihräntung der Anſäſſigmachung 
und Verpflihtung zur Einlage in Spartaffen ald Mafregel gegen die zunehmende 
Verarmung. 

S. Antrag ded Grafen vd. d. Aſſeburg, betreffend einige Mafregeln gegen den Nothitand. 

9. Antrag ded Freih. v. Maſſenbach, daß alle diejenigen Lieferungötontratte, deren Er: 
füllung durdy das Schließen der Brennereien unmöglic gemacht worden ift, annullirt, 
und die deshalb angeitrengten Entfhädigungsflagen abgeiiefen werden (S. 1158.24). 


1. Verzeichniß 
der Petition: Anträge, 
welche bei der 
Kutie der drei Stände des Vereinigten Landtages 


eingegangen find, 


nach ihrer Vertheilung in die Abtheilungen diefer Murie. 
Der erſten Abtheilung. 


Emancipation der Juden. 
I. Antrag des Abg. Wächter (Preuß. St), auf Emancipation der Juden (S. 1707), 
2. Antrag der Abg. Möwes, Schauf und Knoblauch (Berlin), betreffend die Emau— 
„ Gpation der Juden (S. 1707). _ 
3. Antrag des Adg. Ritter (Pomm. St), wegen Emancipation der Juden (S. 1707). 
4. Antrag des Abg. Shumann (Preuß. L), auf bürgerliche und politifche Gleichitellung 
„ der Juden mit den Ehriften (S. 1707). 
>. Antrag ded Abg. v. Gottberg (Romm. R), wegen bürgerlicher Gleichſtellung der 
Juden im Preußiſchen Staate (S. 1707). 


6. Antrag ded Abg Werner (Schlef. St), wegen Gteichitellung der Juden mit ihren chriſt— 


lichen Mitbürgern in den bürgerlichen und politifchen Rechten (S. 1707). 


Bi St 
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T. Antrag des Abg. Hirſch (Schlef. St), betreffend die Aufhebung des Leibzolled auf in 
Weſtpreußen und in die Provinz Poſen eingehende ruffifdye Juden, fo wie des Leibzolles 
auf hiefige in Rußland oder dad Königreid) Polen eintretende Juden, eventualiter wegen 
Ausübung von Repreffalien (S. 2229). 


Der zei Abtheilung. 


(Diefer Abtheilung find Petitionsanträge nicht überwiefen.) 


Der dritten Abtheilung. 
Woahlangelegenheiten. 

8. Antrag des Abg. v. Brodomdti (Pof. R), auf Zulaffung de Herm Tertullian 
v. Koczorowsti, ald Vertreter ded Nitterftanded im Kreiſe Wirſitz, zum Vereinigten 
Landtage (S. 1422). 

9. Antrag ded Abg. v. Wegierski (Poſ. R), auf Einberufung des Nepomuf v. Nie: 
mojewöti, ald Abgeordneten des Adelnauer Kreifes (S 142 | 

10. Antrag der Abg. Tiho de, Siebig und Werner Echleſ. St), auf fofortige Einbe- 
rufung ded Yandtagd-Abgeorbneten Grafen v. Reichen bach (E. 747). 

Auswärtige Werhältnife, 

11. Antrag des Abg, Hanfemann (Mheinpr. St), betreffend die Herzogthümer Schleötvig 
und Solftein (& 874. 2313). * Seat) 

12, Antrag ded Abg. dv. Bederath (Rheinpr. R), betreffend die Aufrechthaltung der natio: 
nalen ar a der Herzogthümer Schleöwig und Holftein (S. 1118. 2313). 

13. Antrag ded Abg. Milde (Bredlau), betreffend die Liquidation ded dieffeitigen Handel 

in Kraͤtau (S. 914. 1287). 
14. Antrag ded Abg. v Rothkirch-Trach Schleſ. R), die Verbefferung der KHandelö- 
beziehungen zu Spanien betreffend (S. 919. 1287). 


Ei 


— 


2a ses 





TE, 


" Der vierten Abtheilung. 
. Perfafungsangelegenheiten. 
— a) Abänderung der Verordnungen vom 3. Februar 1847 (S. 1086. 2146). 

15. Antrag des Abg. Grafen v. Schwerin (Pomm. R), betreffend die Anerkennung redt: 
licher Bedenten, ald weitere Ausführung der in der Adreffe an Se. Majeftät den König 
darüber enthaltenen Andeutungen und gemachten Vorbehalte, ſowie Auöfegung der 
Wahl ded Ausſchuſſes und der Staatöfhulden-Deputation. 

16. Antrag ded Abg. v. Buttfammer (Pomm R), wegen vollftändiger Berathung dei 
Patents vom 3. Kebruar d. J. 

17. Antrag der Abg. Gräß und Naumann (Pof. St), betreffend die Verordnungen vom 
3. Februar c. 

18. Antrag ded Abg. Urra (Preuß. St), dad Patent vom 3. Februar 1847 mit dem Ge 
fege vom 17. Januar 1820 in Einflang zu bringen. 

19. Antrag des Abg. Grabow (Brandenb. St), auf Anerkennung ded den Ständen geſth⸗ 
li) zuſtändigen, in den Allerhöchſten Patenten und Verordnungen vom 3. Februar c. 
unberückſichtigt gebliebenen Rechtes. 

20. Antrag ded Abg. Hayn (Schlef. St), auf genaue Deklaration reſp. Interpretation aller 
die Staatöverfaffung berührenden Gefege und Verordnungen auf Grund der Gefeh- 
agebung von 1807 — 1812. 

21. Antrag des Abg. Hanfemann (Rheinpr. St), auf einige Abänderungen des Patente 
pom 3. Februar c., die Bildung ded Vereinigten Landtages betreffend. 

22, Antrag ded Abg. Flemming (Rheinpr. St), auf Erweiterung der ftändifchen Rechte. 

23. Anträge der Abg. Schier und Kerften (Sad. St), wegen 

1. periodifcyer Zufammenberufung des Vereinigten Landtages, 

2 Modifizirung des 8 6 ber, Verordnung über die Bildung des Landtaged, 

3. Beihränfung der der ftändifchen Deputation für dad Staatd-Schuldenwefen zuge 
theilten Befugniffe. 
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24. Antrag des Abg. Hirſch (Schlef. St) wegen 
1. periodifcher Zufammenberufung ded Vereinigten Yandtaged. 
2. Aufhebung des Vereinigten ftändifchen Ausſchuſſes. 
3. Beichräntung der ftändifchen Deputation über dad Staats-Schuldenweſen. 

25. Antrag des Abg. Küpfer (Pof. R), betreffend die regelmäßige periodifche Wiederkehr 
des Vereinigten Landtages. 

26. Antrag des Abg Camphauſen (Rheinpr. St), betreffend die regelmäßige Einberufung 
des Vereinigten Landtages von 2 zu 2 Jahren. 

27. Antrag ded Abg. Hirſch (Schlef. St), auf eine Immediat- Bitte, die Berfaffungs- 
patente vom 3. Februar ec. ohne Zuftimmung des Vereinigten Landtages nicht ändern 
zu wollen. 

b) Ständifche Vertretung und Wahlmodus. 


28. Antrag des Abg. Hirsch (Schleſ. St), wegen Ergänzung der Herrenkammer (S.893). 

29. Antrag ded Abg. Fürft Reuß (Schlef. R), wegen Vertretung der mit landtagsfähigen 
Rittergütern angeſeſſenen frauen bei den ritterfchaftlihen Zandtagd-Wahlen. 

30. Antrag des Abg. Hüffer (Rheinpr. St), auf eine richtigere ſtändiſche Vertretung. 

31. Antrag der Abgeordneten der Niederlaufigfchen Städte, Anwandter ıc., wegen gleid)- 
mäßiger Vertretung der verſchiedenen Stände bei den Yandtagen. 

32. Antrag der Abg. Möwes, Schauf und Knoblaud) (Berlin), auf ftärtere Vertretung 
der Städte in Yandtagd-Angelegenheiten. 

33. Antrag ded Abg. Germershauſen (Schlef. St), betreffend die Vermehrung und Er- 
meiterung der Vertretung der Städte auf den Yandtagen. 

34. Antrag ded Adg. Krüger (Schlef. St), wegen vermehrter Vertretung der Städte und 
Zandgemeinen und Erweiterung der Wahlberechtigungen in den Stadtgemeinen. 

35. Antrag des Abg. Wächter (Preuß. St), auf Vermehrung der ftädtifhen Deputirten 
und Veränderung des Wahlmodus. 

36. Antrag ded Abg. Hirſch (Schlef. St), wegen Reform der Wahlgefege für die Städte. 

37. Antrag der Ang. Möwes, Schauf und Knoblaud (Berlin), betreffend die Ab- 
— der fuͤr die Wählbarkeit im Stande der Städte beſtehenden geſetzlichen Be— 

immungen. 

38. Antrag * Abg. Abegg (Preuß. St), auf Erweiterung der Wählbarkeit im Stande 
der Städte und auf eine größere Vertretung derfelben auf den Yandtagen. 

39. Antrag ded Abg. Ritter (Pomm. St), auf Erweiterung der Wählbarkeit zum ftädti- 
hen Yandtagd-Deputirten. 

40. Antrag des Abg. Dr. Zimmermann (Spandau), auf Erweiterung der Wählbarkeit 
zu Zandtagd- Abgeordneten in Bezug auf die Dauer des Beſitzſtandes und in Betreff 
der Abgeordneten der Städte wegen der Mitgliedſchaft des Magiftrats. 

41. Antrag des Abg Appelbaum (Bof. St), auf Erweiterung ber MWahlberehtigung im 
Stande der Städte. 

42, Antrag der Abg. Sperling, Heinrich und Dult (Ktönigöberg), wegen Erleichterung 
der Wahl von Stadtverordneten zu Zandtagd-Mitgliedern. 

43. Antrag des Abg. Bornemann (Schlef. St), auf Erweiterung des Gefeged für die 
Wahl der Zandtags-Abgeordneten aus dem dritten und vierten Stande. 

44. Antrag ded Abg. Grabom (Brandenb. St), auf eine zweckmäßigere Vertretung der 
Stadt: und Yandgemeinen und die Abftimmung nad) Kurien auf den Kreidtagen. 

45. Antrag des Abg. Kraufe (Poſ. L), wegen ftärferer Vertretung der Landgemeinen 
durdy Deputirte, ſowohl auf den Yand- ald Kreidtagen. 

46. — des Abg. Hein (Schleſ. L), auf ſtärkere Vertretung der Landgemeinen auf den 
Kreiötagen. 

47. Antrag deB Ag. Kraufe Echleſ. L), 

a) daß den Yandgemeinen geftattet werde, mit mehr ald drei Mitgliedern am Kreistage 
vertreten zu werden. 

b)dak die Verhandlungen deffelben in den Kreisblättern veröffentlicht und die Kreis 
fonmunal-®eldredinung den Kreisinfaffen mitgetheilt werde. 
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48. Antrag des Abg. Krohn (Brandenb. L), und ſechs anderer Vertreter von Landgemei⸗ 
nen, auf Abänderung der geſetzlichen Beſtimmungen, auf welchen die Wählbarkeit aus 
dem Stande der Landgemeinen zu Kreidtagd:-Mitgliedern beruht (S. 894. 2143). 

49. Antrag ded Abg. v. Sauden-Julienfelde (Preuß. R), auf Abänderung deö $ 5 
sub 2 ded Gefeged vom 1. Juli 1823 wegen Unordnung der Provinzialftände, nament- 
lid) in Bezug auf die Diffidenten (S. 863. 874. 2346). 

Sontrole des Staatshaushalts. 
(Bergl. fiebente Abtheilung S. 598.) 

50. Antrag ded Abg. v. d. Heydt (Mheinpr. St), betreffend die Verweiſung ded Haupt: 
Finanzetats und der Meberfidht der Finanzverwaltung an eine Abtheilung ded Landtages 
zum Ztved der Vorbereitung der Information für den Vereinigten Landtag (S.979. 1549). 

Hl. Antrag des Abg. Thiel-Wangotten (Preuß. R), die Seiftellung des Haupt-Finanz- 
etatd betreffend (©. 2241). 

Erweiterung des Petitionsredtes. 
(=. 187. 1078. 2272.) 

52. Antrag des Abg. Thiel: Wangotten (Preuß. R), dad den Ständen beiwilligte Peti— 
tionsrecht betreffend. 

53. Antrag ded Abg. v. Sauden-Tarputfchen (Preuß. R), das Petitionsrecht der Stände 
in feiner frühern Ausdehnung ungefhmälert wiederherzuitellen. 

54. Antrag des Abg. Hirſch (Schlef. St), auf Ausdehnung des ftändifchen Pelitiondrechtes 

55. Antrag ded Abg. d. Bardeleben (Preuß. R), auf freiere Ausübung des Petitiondrechtes. 

56. Antrag ded Abg. Dittrid (Schlef. St), wegen Ausdehnung des Petitionorechtes für 
alle ftändifche Berfammlungen. 

57. Antrag des Abg Hanfemann (Rheinpr. St), auf ungefchmälertes Pelitionsrecht. 

58. Antrag des Abg. Freih. dv. Binde Weſtph. R), auf Aufhebung der Beftimmung, wo⸗ 
nad) Betitionen über austwärtige Angelegenheiten dem Vereinigten Landtage unterfagt find. 

Geſchäftsreglement. 
(S. 354. 1167. 2322.) 

59, Antrag des Abg Hanfemann (Rheinpr. St), auf Abänderungen in dem Gefhäftsre: 
glement für den Vereinigten Yandtag. 

60. Antrag des Ada. Freih. v. Binde (Weſtph. R), auf Abänderung des Geſchäftsregle⸗ 

mentö für den Vereinigten Zandtag. 

. Antrag ded Abg. Aldenhoven (Rheinpr. L), auf Abänderungen in dem Reglement 

über den Gefhäftsgang bei dem Vereinigten Landtage. 

Itio in partes. 

62. Antrag ded Abo. dv. Bederath (Rheinpr. St), wegen Mufhebung der Sonderung in 
Theile bei dem Vereinigten Yandtage (S. 942). 

63. Antrag der aba. Möwes, Schauf und Knoblauch (Berlin), wegen Aufrehthaltung 
des 8 47 des Geſetzes vom 1. Juli 1823, die Anordnung der Provinzial-Landtage be 
treffend, nach feinem klaren Wortfinn und feiner unverfennbaren Bedeutung (Io in 
partes) (S. 1030. 2131). 

Stimmenmehrheit bei Befchlüfen. 

64. Antrag der Abg. Möwes, Schauf und Knoblauch (Berlin), über die geſehlich be: 
ftimmte Stimmenmehrheit von zwei Drittel bei landſtändiſchen, die Ausübung des Pe— 
titiondrechtö betreffenden Beſchlüſſen (S. 786. 1078). : 

65. Antrag des Abg. Abegg (Preuß. St), auf.cine Beftimmung, daß alle Befhlüffe des 
Landtages durd) einfadye Stimmenmehrheit gefaßt werden (S. 787 u. 1078). _ 

66. Antrag der Abg. Sperling, Heinrid und Dulk (Königäberg), wegen Einführung 
der abjoluten Stimmenmehrheit für die Gültigkeit der Vereinigten Landtags-Beſchlüſſe 
jeglicher Art (S. 787. 1078). 

Befchlußfähige Anzahl von Mitgliedern. 

67. Antrag ded Abg. Bruft (Rheinpr. St), betreffend die Beftimmung einer getoiffen Anzahl 
von Mitgliedern, die zur Gültigkeit eines Beſchluſſes fowohl der einen Kürie ald der au— 
dern nothivendig fein müffen (S 1356). 


— 
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Ableſen geſchriebener Ueden. 

68. Antrag des Abg. dv. Zakrzewski (Poſ. R), auf einen Zuſatz zum $ 15 des Geſchäfts— 
teglementd ad e, daß den der deutfhen Sprache nicht volltommen kundigen Landtagd- 
Abgeordneten aus dem Großherzogthum Poſen geftattet werde, Reden abzulefen (S. 4m) 

taten der Abgeordneten. 

69. Antrag des Abg. Hirſch (Schlef. St), auf Abänderung des $ 30 des Geſchäftöreglements, 
die Diäten und Reifetoften der Abgeordneten betreffend. 

Ernennung der Sandtags- Slarfhälle. 

0. et des Abg. Naumann (BPof. St), betreffend die Ernennung der Yandtagd- 

arſchälle. 

A. Antrag des en Meviffen (Rheinpr. St), wegen Ernennung der Landtags-Marſchälle 
durch Die Wahl der Stände. 

Oeffentlichkeit ſtändiſcher Werhandlungen. 

12. Antrag des Abg. Hanfemann (Rheinpr. St), auf Oeffentlichkeit ded Vereinigten Land— 
taged und der Provinzial-Zandtage, refp. auf vollftändige Verdffentlihung (mit Nen- 
nung der Namen) der probinzialftändifhen Verhandlungen. 

13. Antrag des Abg. Meviſſen (Rheinpr. St), auf unbedingte Deffentlichkeit aller ftändifchen 

„, Verhandlungen und Veröffentlichung derfelben. 

‘4. Antrag ded Abg. Dittrich (Schlef. St), wegen Deffentlichkeit der ftändifchen Ver— 

ſammlungen. 

73. Antrag des Abg. v. Kall (Preuß. R), auf Oeffentlichkeit der Landtags-Sitzungen. 

76. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), auf Oeffentlichkeit der Verhandlungen der Land— 

tage, event. Publikation der Protokolle mit Nennung der Redner. 

77, Antrag der Abg. Dolz und Müller (Brandend. L), wegen Veröffentlihung der Ver- 

„. bandlungen deö Vereinigten Zandtaged durd) Die Berliner Zeitungen (S. 445). 

18. Antrag ded Abg. Schmidt (Weſtph. L), wegen Deffentlichkeit der Provinzial-Landtag?- 

„. Verhandlungen. 

19. wer des Abg. Brown (Pof. St), auf Beröffentlihung der freisftändifchen Ber: 

andlungen. 
i Bau eines Ständehaufes in Berlin. 

80. Antrag des Abg. Meviffen (Rheinpr. St), auf den Bau eines Ständehaufes in Berlin. 

1. Antrag des Aba. v. Borries (Weftph. R), auf Herftellung eines befonderen Stände: 

hauſes für den Vereinigten Landtag. 

82, Antrag des Abg. Stöpel (Brandenb. St), auf Erbauung eined Ständehaufe®. 

83. Antrag der Abg. Schier, Coqui und Kerſten Sachſ. St), auf Errichtung eines 
paſſenden Lokals für die Verfammlung ded Vereinigten Landtages, event. Errichtung 
eincd Ständehaufes. 

84. Antrag des Abg. Mohr (Nheinpr. St), auf Einrichtung der hiefigen zum Abbrud) be- 
ftimmten Domtirdye zum Palaſt der Keichöftände. 


Der fünften Abtheilung. 
Preßfreiheit. 
(S. 2335). 


85. Antrag des Abg. Krüger (Grüneberg), wegen Einführung der Preffreibeit. 

86, Antrag des Abg. Hanfemann (Rheinpr. St), auf Preffreiheit. 

87. Antrag des Abg. Grafen v. Storzemöti (Poſ. R), auf Preffreibeit. 

88, Antrag ded Abg. Ifhode (Bredlau), auf Preffreiheit. 

89. Antrag ded Abg. Germerohauſen (Schleſ. St), auf Preffreiheit. 

W. Antrag des Abg. Gier (Sachſ. St), auf Preßfreiheit. 

I. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), auf Gewährung von Preffreiheit. 

92. Antrag des Abg. Schneider (Schönebed), auf Preffreiheit und Vollzichung der Ber 
„ ftimmung des 18. Artiteld der deutſchen Bundedatte. 

9. —* des Abg. Winzler (Brandenb. St), auf Freiheit der Preſſe und Aufhebung 

er Genfur. 
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94. Antrag ded Abg. Heinrich (Königäberg), wegen Aufhebung der die Preſſe befhrän- 
fenden gefeglidyen Beftimmungen. 

95. Antrag des Abg Wächter (Breuß. St), auf Preßfreiheit. 

96. Antrag des Abg. Hirſch (Schlef. St), auf Aufhebung der Genfur und Gewährung 
eines Preßgeſetzes. 

97. er Abg. Baum (Rheinpr. St), auf Preffreiheit und Emanation eincd Preß—⸗ 

Strafgeſetzes. 

98. Antrag der Abg. Möwes, Schauß und Knoblauch (Berlin), um Aufhebung der 
Genfur und Erlaß eined Preßgeſetzes für Preußen. 

99. Antrag ded Abg. Meviffen (Rheinpr. St), 
1. wegen Preßfreiheit und Erlaß eined Preßgeſetzes; 
2. wegen Leberweifung der Preßvergehen an Geſchwornengerichte. 

100. Antrag ded Abg. Appelbaum (Bof. St), die Freiheit der Preffe betreffend. 

101. Antrag ded Abg. v. Thadden (Pomm. R), gegen Mißbrauch der Anonymität der 
Preſſe im Zufammenhang mit zu gewährender größerer Preßfreiheit (S. 2239). 

102. Antrag des * Freih. v. Binde (Weſtph. R), auf eine Modifitation der Preß 
beſtimmungen (S. 2238). 

Uedefreiheit. 


103. Antrag ded Abg. Schneider (Schönebed), auf Redefteiheit und dad Recht ſich zu 
verfammeln. 
104. Antrag des Abg. Milde (Bredlau), auf Verftattung ded Affociationdredhts mit un 
beſchraͤnkter Medefreiheit. 
Sicherflellung der perfönlichen Freiheit. 
(Dol. achte Abtheilung ©. 602.) 


105. Antrag des Abg. Stadtmiller (Preuß. R), auf Sicherftellung der perſönlichen Are 
eit durd) ein Gefeh nad) den Prinzipien der engliihen Habeas-Corpus-Ate. 

106. Antrag ded Abg. Hanfemann (Rheinpr. St), betreffend die perfönliche Sicherheit und 
die Einfhräntung der Polizeigewalt. 

107. Antrag des Abg. v. Sauden-Julienfelde (Preuß. R), auf gefegliche Beftimmungen 
zur größeren Sicherheit der perfönlichen Freiheit. | 

108. Antrag des Adg. Gries (Weſtph. St), auf Feftitelung der rechtlichen Verhältniffe 
über die Verhaftung von Perfonen. 

109. Antrag ded Abg. Hirfh (Schlef. St), auf Erlaß eines Gefeged zur Verhütung un 
gebührlicher Unterfuhungöhaft. 

Beſchwerden gegen die Behörden. 


110. Antrag ded Abg. Kunkel (Preuß. R), auf Abänderung des Gefehed, betreffend die Zu: 
läſſigkeit ded Nechtöweges in Beziehung auf polizeiliche — — vom 11. Mai 1842. 

111, Antrag ded Abg. Hoof Breit. R), auf Abänderung deö Verfahrens bei Beſchwerden 
gegen die Behörden. 

Eivilprozef- und Gerichtsverfahren. 

112. Antrag des Abg. d. Franzius (Preuß. St), wegen Vorlegung aller Gefehe über Dad 
** und Gerichtsverfahren an die Stände (S. 2255). 

113. Antrag der Abg. Mömwes, Schauß und Knoblaud) (Berlin), auf Zufammenftellung 
der Vorſchriften der Prozeßordnung. 

114. Antrag des Abg. Dittrich —— St), wegen beſchleunigter Emanation eines zweiten 
Anhanges zum Landrechte. 

115. Antrag ded Abg. v. Rothkirch-Trach (Schleſ. R), auf Emanation eines neuen Ar 
hanges zum allgemeinen Landrecht. 

116. — hai Adg. Beder (Sadf. L), wegen Abftellung einiger Mängel in der 

chtöpflege. 
117. Antrag ded Abg. Wächter (Preuß. St), auf Aufhebung der Verordnung über dad 


Verfahren in Civilprozeſſen vom 21. Juli 1846 (Grftattungspfliht der Mandatarien- 
gebühren). (S. 952). | 
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118. Antrag ded Abg Denzin (Bomm. St), betreffend die Stellung der Richter und Quftiz- 
ie, Gar (Erftattung der Mandatariengebühren). (S. 952). 

119, —— Abg. Schlenther (Preuß. St), wegen Erſtattung der Gebühren der bei 
einem Rechtöftreit zugezogenen Juſtiztommiſſarien S. 952). 

120. Antrag des nr a (Weftph. St), wegen Deklaration und Interpretation des 
Geſetzes vom 31. März 1835, wegen Einführung kürzerer Verjährungöfriften und die 
Beſchränkung des Beweiſes der nidyt gefhehenen Zahlung auf den Eid. 

121. Antrag des Abg. Grafen v. Helldorff (Sad. R), dab Generalbevollmädhtigte für 
befugt zu erachten, auch Prozeffe für ihre Machtgeber, ohne Beihräntung auf geogra- 
phiſche Grängen, führen zu dürfen. 


Unabhängigkeit des Bichterflandes. 


122, Antrag der Abg. Weife (Preuß. St) und Stadtmiller (Preuß. R), auf fofortige 
Aufhebung des Geſetzes vom 29. März 1844, Über Abſetzbarkeit der Richter. 

123. Antrag des Abg Kunfel (Preuß. R), auf Abänderung ded Gefehed vom 29. März 
1844, dad gerichtliche und Disciplinar-Strafverfahren gegen Beamte betreffend. 

124. Antrag des Abg. Appelbaum (Pot. St), auf Zurüdnahme der Gefege vom 29. März 
1844, infoteit fie dad Verfahren gegen die richterlicdye Perſon neu beftimmen. 

125. Antrag ded Abg. Meviſſen (Rheinpr. St), auf Aufhebung der Nabinetöordred vom 
6. März 1821, 25. April 1835 und 21. Auguft 1819, fowie der Gefege vom 29. März 
1844, fo weit fie die Richter betreffen. 

126. Antrag des Abdg. dv. Franzius Preuß. St), die Gefege vom 29. März 1844 für die 
rihterlidyen Beamten außer Kraft zu fegen. 

127. Antrag ded Abg. dv. Sauden-Julienfelde (Preuß. R), auf Zurüdnahme ded Ge- 
feßed vom 29. März 1844 über Die Abſetzbarkeit der Richter oder wenigſtens Be— 
ſchränkuug willkürlicher Verfegungen der Richter und Juſtiztommiſſarien. 

128, Antrag der Ag. rennt: Dulf und Heinrich (Königäberg), auf Aufhebung der 
Gefege vom 29. März 1844, fo meit fie Die richterlihen Beamten betreffen. 

129. Antrag des Abg. Dittrich (Schlef. St), auf Deklaration des Gefeged dom 29. März 
1844, das gerichtliche und dad Diöciplinarverfahren gegen richterliche Beamte betreffend. 

130. —— Abg. Hanſemann Rheinpr. St), betreffend die Unabhängigfeit deö 

ichterſtandes. 

131. Antrag des Abg Zimmermann (Spandau), wegen beſſerer Beſoldung der Juſtiz— 
beamten und Unabſetzbarkeit derſelben im adminiſtrativen Wege. 

132. Antrag des Abg. Sperling (Königöberg), wegen der Hülfsarbeiter bei den hohen und 
höchſten Zandeö-Juftiztollegien. 

Bormundfchaftswefen. 


133. Antrag des Abg. Dittridy (Schlef. St), wegen befchleunigter Gmanation einer beffern 
Vormundfchaftsordnung. 
134. Antrag der Abg. Möwes, Schauf und Knoblaud) (Berlin), auf eine Reform des 
Vormundfcaftötvefene. 
Konkurssrdnung. 
135. Antrag ded Abg Germerdöhaufen (Schlef. St), wegen baldiger Vorlegung und 
„ Emanation der neuen Konkurdordnung. 
136. Antrag des Abg. Neitſch (Schlef. St), wegen Erlaß eines Geſetzes gegen Verträge 
zahlungsunfähiger Schuldner. 
HÖypothehenwefen. 
137. Antrag des Abg. Welter (Meftph. St), auf Vereinfahung des Hypothekenweſens 
und Ermäßigung der Hnpothefenfoften. 
138. Antrag des Abg. Bier (Sadyf. St), auf Revifion der Sportultare, namentlich) in Bezug 
auf die Hypothekenſachen. 
f Eidesnorm. 
139. Antrag ded Abg Dittrich (Schlef. St), wegen a Normirung der Eides⸗ 
formel und Verminderung der gerichtlichen Eide (S. 953). 
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Patrimonialgerichtsbarkeit und erimirter Gerichtsfland. 


140. Antrag des Abg. Hirſch (Schleſ. St), auf Reform der Patrimonialgerihtöbarkeit, 

141. Antrag des Abg. Zimmermann (Spandau), fi) für die Aufhebung des egimirten 
Gerichtöftandes auöfpredhen zu wollen. 

142. Antrag der Abg. Weife (Preuß. St) und Stadtmiller (Preuß. R), auf Aufhebung 
der Batrimonialgerichte und des erimirten Gerichtsſtandes. 

143. Antrag des Abg. v. Donimierdfi (Preuß. R), wegen Aufhebung der Patrimonial- 
gericte des egimirten Gerichtäftanded und Einrihtung kollegialifcher Kreisgerichte. 

144. Antrag des Abg. Jebend (Preuß. St), auf Aufhebung des erimirten Gerichtoſtandes 
und der Batrimonialgerihtöbarkeit, fotwie der Stabinetsordre vom 25. April 1835. 


Erbfhafts-Stempelfteuer. 


145. Antrag ded Abg. Reihard (Rheinpr. St), auf Aufhebung der Erbfchaftd- Stempel- 
fteuer bei der Succeflion unter Ehegatten in allen Fällen (& 2268). 


Aufnahme von Seflamenten. 


146. Antrag ded Abg. Meyer aud Spradow (Meftph. L), wegen Erweiterung der 
Befugniß zur Aufnahme von Ieftamenten durdy die Dorfgerihte und eingerichteten 
Bemeinevorfteher. 

Schiedsmanns-Infitut. 

147. Antrag ded Abg. Schmidt (Preuß. St), um allgemeine Einführung des Schiedsmannd- 
Inſtituts in a yet gr des Staates. 

148. Antrag der Abg. Möwes, Schauß und Knoblauch (Berlin), betreffend die weitere 
Gntwidelung ded Inftitutd der Schiedsmänner. 

149. Antrag des Abg. Schmidt (Pommern), betreffend die weitere Entwickelung des In⸗ 
ſtituts der Schiedsmänner. 

150. Antrag ded Abg. Berndt (Schleſ. L), auf Erweiterung des Schiedmanns⸗Inſtituls 

151. Se des Abg. Zimmermann aus Spandau, auf Ermeiterung des Schieddmannd- 
Inſtituts. 

Ariminalprozeß. 

152. Antrag des Abg. Dittrich (Schleſ. St), wegen beſchleunigter Emanation des Shraf⸗ 
Geſetzbuches (S. 954. 2138). — 

153. Antrag des Abg. Schmidt (Weſtphalen L), wegen ſtrengerer Beſtrafung des Dieb- 
ſtahls, Raubes und anderer Verbrechen (S. 2267). 

154. Antrag ded Abg. Zimmermann (Spandau), twegen exekutiviſcher Einziehung der 
Kriminaltoften von dem Schuldner, Seitend der Kommunen. 

155. Antrag des Abg. Zimmermann (Spandau), auf Uebernahme der Koften in unver 
mögenden Kriminal⸗Unterſuchungsſachen Seitens des Staates. 


Verbrecherkolonien. 

156. Antrag des Abg. Heliodor v. Skorzewski (Poſ. R), wegen Deportation der ſchweren 
Verbrecher (S. 961). 

157. Antrag des Abg. Bauch (Schlef. St), auf Gründung von Verbrecherkolonien (SI). 

Oeffentlichkeit und Mündlichkeit im Ariminalverfahren (S. 930. 2140). 

158. Antrag deö Abg. Zimmermann (Spandau), auf allgemeine Einführung des öffent: 
lichen und mündlidyen Kriminalverfahrens, 

159. Antrag des Abg. v. Wolff-Metternich (MWeftph. R), auf Auddehnung des auf 
Miündlichkeit und Deffentlichkeit beruhenden Strafverfahrend. 

160. Antrag des Abg. Oppermann (Meftph. St), auf Einführung ded öffentlihen und 
mündliden Kriminalprozeſſes. 

161. Antrag ded Abg. Appelbaum (Poſ. St), auf Einführung der Deffentlichkeit und 
Mündlichteit beim Kriminalprozeß (S. 930). 

162. Antrag ded Abg. Wächter (Preuß. St), auf Ausdehnung der Deffentlichfeit und 
Münplichkeit des Gerichtsverfahrens. 
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163. Antrag des Abg. Welter (Weſtph. St), auf Ausdehnung der Verordnungen vom 
17. Juli 1846 und 7. April 1847, über die Mündlichkeit und Deffentlichteit des Kri— 
minal⸗Prozeßverfahrens auch über den ganzen Umfang der Monarchie 

164. Antrag des Abg. Winzler (Brandenb. St), wegen Ausdehnung der Deffentlichkeit 
und Mündlicyteit beim Etrafverfahren auf die ganze Monardıie. 

165. Antrag ded Abg. Ritter (Pomm. St), auf allgemeine Einführung des Berliner Kri— 
minalverfahrens mindeftend für die Stadt Stettin. 

166. Antrag des Abg. Zimmermann aus Spandau, auch bei den nicht öffentlid) zu ber: 
handelnden Striminalfachen jedenfalls die Anklageſchrift und den Richterſpruch als noth- 
wendig öffentlicy zu verhandelnde Akte zu befürworten. 

Geſchwornengerichte. 

167. Antrag des Abg. v. Donimieroki (Preuß. R), auf Aufhebung des Geſetzes vom 
17. Juli 1846 und Einführung von Geſchwornengerichten (S. 931). 

168. Antrag ded Ada. Grafen Heliodor v. Storzemwöti (Poſ. R), auf Veränderung des 
Geſetzes vom 17. Juli 1846 das Verfahren in Striminalprozeffen betreffen. 

169. Antrag des Abg. Milde (Breslau), wegen Einführung des rheinifhen Rechtes und 
Verfahrens, und der rheinischen Juftizorganifation in der gefammten Monardie. 
Amneftie für politifhe Dergehen (S. 2232). 

170. Antrag des Abg. Reihard-(Nheinpr. St), wegen Beqnadiqung der wegen politifdyer 

Vergehen in Unterfuhung befindlichen oder bereits beftaften Perſonen. 

171. Antrag des Abg. Milde (Bredlau), auf Begnadigung der politiſchen Verbrecher. 

172. Antrag ded Abg. Flemming (Nheinpr. St), auf Amneſtie derjenigen Preußiſchen 
Unterthanen, weldye fidy an den legten Unruhen in den chemald polniſchen Provinzen 


betheiligt haben. 
Oeffentlichkeit des deutſchen 5— 

173. Antrag des Abg. Meviſſen (Rheinpr. St), Sr. Mäjeſtät den König zu bitten, beim 
Bundeötage dahin zu wirken, daß die im Jahre 1524 befchloffene Heimlichkeit der 
Yundesverhandlungen aufgehoben, daß der deutſche Bund durch die Oeffentlichteit 
feiner Verhandlungen wieder fortan wie früher unter die ſchützende Kontrole des deut: 
ſchen Geiſtes geftellt werde. 

Oeffentlichkeit der Stadtverordneten-Perfommlungen S. 903 und 2296). 

174. Antrag der Abg. Sperling, Dulf und Heinrich (Nönigöberg), auf Deklaration 
des 8 113 der Städteordnung vom 19. November 1808 Oeffentlichteit der Stadt: 
berordneten-Berfammlungen. 

175. Antrag des Abg. Sommerbrodt (Schlef. St), wegen Erweiterung der Allerhöchſten 
Kabinctöordre vom 19. Aprit 1844 betreffend die Veröffentlihung der Stadtverord: 

nieten⸗Verhandlungen. 

176. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), auf Oeffentlichteit der Stadtverordneten-Ver— 
fammlungen. 

117. — des Abg. Tſchocke (Breölau), auf Deffentlichteit der Stadtverordneten - Ver: 
ammlungen. 

178. Antrag des Abg. Mehls (Brandenb. St), auf Oeffentlichteit der Stadtverordneten- 


igungen. = 
179. Antrag ded Abg. Wächter (Preuß. SU), wegen Deffentlichteit der Stadtverordneten: 


Verfammlungen. 
Der ſechſten Abtheilung. 
Nothftand und Mittel zur Abhülfe (S. 734. 1058). 
(Proletariat und Bejchränfung der Berfehrsverhältnifie.) 
180. Antrag des Abg. Kraufe (Pofen L), wegen Abhülfe des allgemeinen Nothſtandes 
181. —— des Abg. v. Donimierski (Preuß. R), wegen Abhülfe des jetzt herrſchendten 
othſtandes 

182 * des Abg. Wächter (Preuß. St), auf Abhülfe des allgemeinen Nothſtandes. 
183. Antrag deö Abg. Zimmermann aud Spandau, zur Befeitigung der jeht obwalten- 

den Iheuerung aller Zebenöbedürfniffe folgende Wapregeln für angemeffen zu erflären: 

Erite Ubtheilung. 5 38 
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möglichfte Verminderung der Steuern und Zölle an Getreide, Reis, Fleiſch und Butter; 
möglichfte Beſchränkung der Auöfuhr diefer Xcbendmittel, eventuell deren Antauf Seitens 
des Staats und Verbot, ferner Getreide zu verheimlichen und zurüdzubalten. 

184. Antrag des Abg. Grafen v. Stor zewsti, wegen Unterftügung der Hülföbedürftigen. 

185. Antrag des Abg. Seulen (Rheinpr. L), wegen Beförderung von gemeinmügigen Unter: 
nehmungen und Befhaffung von Arbeitöverdienft, durch Betvilligung angemeflener 
Prämien aus Staatsfonds. 

186. Antrag des Abg Ungerer (Schlef. St), wegen Vorkehrungen gegen die Wiederkehr 
eincd allgemeinen Nothſtandes. 

187. Antrag des Abg. Grafen v. Frankenberg (Echlef. R), wegen Ergreifung borforgender 
Mafregeln, um einem ähnlidyen allgemeinen Notbftand wie im Jahre is17 für das 
Jahr 1845 vorzubeugen. 

188. Antrag des Abgeordneten v. Fabeck (Preuß. R), auf Abwehr der bei Mifernten zu 
befürchtenden Noth und zur Linderung der immer mehr um fid) greifenden Verarmung 
der arbeitenden Woltöflaffe auf dem Lande. 

159. Antrag ded Abg. Zimmermann aus Spandau, der arbeitenden Klaſſe eine befondere 
Berückſichtigung zu widmen: 1. in Betreff der Zahlungsmißbräudye, 2. in Betreff un: 
günftiger Befteuerungöverhältniffe, 3. in Betreff der Stempel und Koſten der Bälle, 
4. in Vetreff des mangelnden richterlichen Spielraums bei der Strafe des wicderhol: 
ten Bettelnd. | 

190. Antrag ded Abg. Dahmen (Rheinpr. St), auf Minderung des Nothftanded der unteren 
und mittleren Klaſſen, inöbefondere aud) des Winzerftandes in der Rheinprovinz. 

191. Antrag des Abg. Gieſe (Sachſ. St), wegen Abhilfe des gegentwärtigen in den Städ- 
ten fo jehr herabgefommenen Handwerksſtandes. 

192. Antrag des Abg. Minderjahn (Mheinpr. L), wegen Berbefferung der Lage der Hand⸗ 
werker und Mitteltlaffen. 

193. Antrag ded Abg. v. Schadom (Rheinpr. R), in Bezug auf das Prolctariat. 

194. Antrag ded Abg. Gries (Weftph. St), wegen Einführung von Epar- und Hülfolaſſen 
in allen Fabriten der Monarchie zur Abhuͤlfe des Nothftanded der arbeitenden Klaſſe 
und Verminderung der Kommumal-Armenbedürfniffe. 

195. Antrag ded Abg. Dittrich (Schlef. St), daß Mittel ergriffen werden mögen, die Er: 
ziehung zu regeln und die Noth, fo weit ald möglich, dauernd abzuwehren durd) Be- 
ſchaffung von Arbeit. 

196. Antrag des Abg. Meyer aus Spradow (Weſtph. L), wegen Steuerung des überhand 
nehmenden Pauperismus durch ein Geſetz üder dic Verheirathung unbemittelter Perſonen. 

197. Antrag des Abg. Zimmermann aus Spandau, auf Erlaß von Marktpolizei-Geſchen 
und Verordnungen zur Abwehr von Iheuerung. 

198. Antrag * Abg. Mehls (Brandenb. St), auf Verminderung des Nothſtandes, ın 
specie, Da 
2 1. den Händlern und Kaufleuten der freie Verkehr mit den erften Lebensbedürfniſſen 

auf den Wochenmärkten befchräntt, und der Auffauf an Getreide und Konfumti- 
bilien bis zur nächften Ernte erft nad) einer beftimmten Stunde verftattet werde; 

2. dad Verbrennen der Kartoffeln zu Spiritus und Branntwein bis zur nächſten 
Ernte zu unterfagen. 

199. Antrag des Abg. v. Wolff- Metternich (Meftph. R), wegen eines Nerbotö von 
Zeittäufen im Kornhandel. 

200. Antrag ded Abg. Krüger (rüneberg), betreffend den Schutz des Publikums gegen 
die durch Zeit: und Auſtäufe des Getreided veranlaßten künſtlichen Preiöfteigerungen. 

201. Antrag ded Abg. Dorenberg (Sachſ. L), auf Erlaf eines Geſetzes wegen Abſchaffung 
des eg ge j 

M2. Antrag ded Abg. Raſch (Sadıf. St), auf befchränfende Vorſchriften gegen das jdhäd- 
liche Differenzfpiel in Getreide und dergleichen. 

203. Antrag ded Abg. Krüger (Grüneberg), Wegen fofortiger Schliefung der Yrannt- 
weinbrennereien und um ein Verbot deö Kartoffel- eventualiter auch des Kornantaufs 
zur Branntweinbrennerei in Hungersnoth drohenden Zeiten. 
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204. Antrag des Abg. Bauch (Schleſ. St), auf Emanation eined Geſttzes zur Beſchrän— 
kung der Branntwein- und Spiritusbrennerei, bid auf den eigenen Zuwachs an Kar— 
toffeln und Noggen. 

203. en: des Abg. Giefe (Sachſ. St), auf ein Verbot zur Ausfuhr von Getreide und 
Kartoffeln. 

Armenpflege und Aufnahme neu anziehender Perfonen. 

206. Antrag des Abg. v. Bodum-Dolffs (Meftph. R), auf Eicherftellung gegen Miß— 
brauch des 8 14 des Gefeged über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezem- 
ber 1842, au mittelbaren Befteuerungen. 

207. Antrag ded Abg. Schlenther (Preuß. St), wegen Deklaration der Gefege: a) wegen 
der Verpflichtung zur Armenpflege, b) wegen Aufnahme neu anziehender Perſonen, 
beide vom 31. Dezember 1842. 

208. Antrag des Abg. Waldmann (Brandenb. St), auf eine Deklaration des Geſetzes, 
wegen Aufnahme neu anziehender Perfonen vom 31. Dezember 1842. 

209. Antrag des Abg. v. Puttkammer (Pomm. R), wegen Deklaration ded Gefeged vom 

31. Dezember 1842 über die Aufnahme neu anzichender Perfonen. 

210. Antrag des —* Sommerbrodt (Schlef. St), auf Abänderung des Geſetzes vom 
31. Dezember 1842 wegen Aufnahme neu anzichender Perſonen. 

211. Antrag des Abg. Dittrich (Schlef. St), wegen Abänderung einiger Beftimmungen des 
Gefeged vom 3. Februar 1845 die Gründung neuer Anfiedelungen betreffend. 

212. Antrag des Abg. Facilides (Schlef. SU), um Erlaß einer Verordnung zur Abftellung 
leihtfinniger Niederlaffungen. 

213. Antrag des Abg. Urra (Preuß. St), auf Abänderung ded Gefehed vom 6. Januar 
1843 in Betreff der Aufbringung der Unterſuchungskoſten für aufgegriffene Vaga— 
bonden und Bettler. 

Gewerbs- und Handelsabgaben- und Steuerverhältniffe, 
(val. fiebente Abtheilung). 

214. Antrag des Abg. Linau (Brandenb. St), wegen Wicdererhebung der zeitweiſe erlaffe: 
nen Mahlſteuer und anderweitiger Verwendung des Ertraged. (S. 736. 1058). 

215. Antrag des Abg. Grafen dv. Storzewäti (Pof. R), wegen ciner Stempelabgabe von 
den bei Feuer- oder anderen Verfiherungdgefellfpaften affefurirten Summen zur Be- 
förderung allgemeiner Zwecke. 

216. Antrag des Abg. Richter (Jauer), betreffend die Einführung mehrerer Abtheilun: 

en bei Klaffifizirung der Städte in Bezug auf Veranlagung der Gemerbefteuer, nad) 
aßgabe des größeren oder geringeren Gewerbebetriebe. 

217. Antrag des Abg. Dittrich (Schleſ. St), wegen Abänderung einiger Paragraphen der 

Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 (Prüfung der Gewerbtreibenden). 

218. Antrag des Abg. Krüger (Grünebera), wegen Abänderung der SS 79 und 27 der 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1545. 

219. Antrag des Ab. Mofchner (Shlef. St), wegen Abändernng einer Beftimmung der 
Allgemeinen Gewerbeordnung. e 

220. Antrag ded Abg. Treib. v. Binde (Weſtph. R), auf Abänderung einiger Beftimmun- 

aa, gen der Gewerbeordnung. . . 

a, ntrag des Abg. Prüfer (Schief. St), auf einige Zufäge refp. Abänderungen der Ge— 
werbeordnung v. 17. Januar 1845. 

2, a des Abg. Budde (Mheinpr. St), auf Vermehrung der Steuerfäge bei der Ge— 
werbeſteuer. 

223. Antrag des Abg. Siebig (Bredlau), auf Aufhebung des 8 20 der Gewerbeordnung 
vom 17. Januar 1845. 

224. Antrag des Abg Waldmann (Brandenb. St), auf einen Zufak zur Gewerbeordnung 

vom 17. Januar 1845, 

225, Antrag ded Abg. Germeröhaufen (Schlef. St), auf baldige Vorlegung des Ent: 

39, Murfes der neuen Wechſelordnung 

26. Antrag des Abg. Richter (Oppeln), auf Errichtung und Bildung von Handelskor— 
porationen, fo wie wegen Anwendung der im Tit. VII. 88. 162 — 167 der Gewerbe: 
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ordnung vorgeſchriebenen Prüfungöbehörden für Kaufleute und Lehrlinge in den Pro— 
vinzialſtädten der Monarchie. 

227. Antrag des Abg. v. Olfers (MWeftph. St), auf Erlaß eines eigenen Handels-Geſttzbuches. 

228. Antrag des Abg. Uthemann ESachſ. St), auf Ausdehnung der Handeldgerichte für 
die Provinzialſtädte und das platte Land. 

229. Antrag des Abg. Reichardt Rheinpr. St), auf geſetzlichen Schutz gegen willkürliche 
Eingriffe der Verwaltungsbehörden in das Eigenthum der Handelsbücher der Kaufleute. 

230, Antrag des Abg. Conze Rheinpr. St), auf Aufhebung der den kleineten ländlichen 
Brennereien bewwilligten Steuerbegünftigung. 

231. Antrag des Abg. Gadegaft (Preuß. St), auf Emanation eines Gefehed, dad dem bi6- 
herigen unſichern Zuftande der Beſitzrechte nicht privilegirter Apothefen ein Ende macht. 

232. Antrag des Abg. Wiggert (Schlef. St), wegen Befreiung von der Gewerbefteuer für 
diejenigen Leinweber, weldye ihr Gewerbe auf mehr als zwei Stühlen ſelbſtſtändig 
betreiben. 

233, — des Abg. Dittrich Schleſ. St), betreffend die Zwangslehrbezirke der Schotn 

einfeger. 

234. Rn des Abg. Farthöfer (Brandenb. St), wegen Ablöfung handwerksmäßiger 

eiftungen. 

i — F Bergenthal (Weſtph. L), wegen Aufhebung der Beſchränkung der 

Fabrikgeſchäfte. 

236. Antrag des Abg. Bieſing (Rheinpr. St), wegen der überhand nehmenden Waaren— 
auctionen in Städten und auf dem Lande. 

237. Antrag des Abg. Ungerer ESchleſ. St) wegen Beſchränkung des Gewerbes der Agen 
ten und Kommiſſionaire. 

238, Antrag des Abg. Schneider (Bunzlau), wegen Beſchränkung des Haufirgemerbee. 

239. Antrag des Abg. Richter (Oppeln), betreffend die Vertveigerung von Konzeffionen 
für Eiſenbahn-Reſtaurationen. 

240. Antrag des Abg. Schlewe (Preuß. St), wegen Aufhebung des Geſetzes vom T. At 
bruar 1835, nad) weldyem die Anlage neuer Rranntweinverfaufftellen vom Beduͤrfniß 
abhängig gemacht werden foll. 

241. Antrag Des Aba. Dorenberg (Sadf. L), wegen Uebernahme der höheren Grund: 
abgaben und Vlühlenzinfen der älteren Mübhlenbefiger von Seiten des Staates feit Ein: 
führung der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. 

242. Antrag des Abq. Schtmann (Sadıf. L), wegen Erlaß eines Theils der Abgaben und 
Zinfen der beftchenden alten Mühlen. 

243. Antrag des Abg. Kicbig Schleſ. SU, auf Wiederherftellung der Allerhöchſten abi: 
netsordre vom 23. Oftober 1826, betreffend die Verfagung von Mühlcenanlagen. 

244, Antrag ded Abg. Denzin Pomm. St), auf Emanation eincd Geſehes, die Abgaben: 
verhältniffe der Müller betreffend. 


Beförderung der Induflrie und des Handels. 
Handelsminifterium (S, 1012). 


245. Antrag ded Abg. Milde (Breöfau), auf Errichtung eincd Handelsminiſteriums. 

246. Antrag des Abg Wächter (Preuß. St), auf Organifirung eines Handelöminifteriumd. 

247. Antrag des Abg. Schauf (Berlin) auf Erridtung eines befonderen Handelsmini⸗ 
fteriumd und Handelskammern. 

248. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), auf Bildung eines felbftftändigen Minifteriumd 
für Handel und Gewerbe. 

249. Antrag der Abg. Abegg, Jebens und v. Frantzius (Preuß. St), auf Errichtung 
eined Minifteriumd für Handel und Gewerbe, 

250. Antrag des Abg. Berger Weſtph. L), auf Errichtung einer Gewerkenkammer nad) 
Art der Handelöfammer. 

251. Antrag des Abg. v. Wüllenweber (Rheinpr. R), daf bei den Regierungäfollegien 
A er inöbefondere für Wahrnehmung der landwirthſchaftlichen Iutereffen be 

ellt werde. 


[2 
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Doll- und Zollvereins - Verhältniffe. 
2 Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), wegen Aufhebung des Sundzolles. 
3. Antrag des Abg. v. Kall (Preuß. R), daß die Sechandlung audy in der Provinz 
Preußen Fabriken möge anlegen laſſen. 

254. Antrag des Aba. v. Peguilhen-Grabowo (Preuß. R), auf Förderung der Fabri- 
kation in den öftlihen Provinzen des Staates. j 

255. Antrag ded Abg. Hanfemann (Rheinpr. St), auf beffere Organifation der Jollver- 
eins⸗Verwaltung. 

256. Antrag des Abg. Hüffer Rheinpr. St), auf Reviſion des Zolltarifs. 

257. Antrag des Abg. v. d. Heydt (Nheinpr. SU, auf Reviſion des Zolltarifs. 

258. Antrag des Abg. v. Heyden Pomm R.), wegen Erlaß eines Geſetzes, wonach jede 
direkte Importation aus Dem außereuropäiſchen Produktionslande nach dem Zollverein 
auf Zollvereins- oder dieſen gleichgeſtellten Schiffen — wenn auch über einen Nord— 
ſeehafen zwiſchen Schelde und Elbe — eingehend, eine Zollvergünſtigung von 20 Pro— 
zent genießen ſoll. 

259. Antrag des Abg. v. Eynern Rheinpr. St), um ſchleunige Berufung eines Zollkon— 
greſſes unter Zuziehung von Sachverſtändigen Behufs Reviſion des Tarifs, und Be— 
ſeitigung der Nachtheile, welche aus den jüngſten Zollbeſtimmungen über Baumwollen— 
und Leinengarn erwachſen find. 

260. Antrag des Abg. v. Borries, Weſtph. R), auf Reform des Zollvereins-Tarifs. 

261. Antrag des Abg. Delius (Weſtph. St), auf Bevorzugung der direkten Schifffahrt 
durd) cine relative Begunftigung im Eingangszolle. 

262. Antrag des Abg. Baum (Rheinpr. SU, auf Begünſtigung der Vereins-Seeſchifffahrt 
durch Beförderung des direkten transatlantifchen Verkehrs im Wege des Tifferenzial: 
Zollſyſtems, Errichtung von Vereinsconfulaten und Annahme einer Vereinöflagge. 

263. Antrag ded Abg. Diergardt Rheinpr. R), wegen Nüdvergütigung des Twiſtzolles 
bei der Ausfuhr von Baumtolienwaaren. 

264. Antrag ded Ada. Baum (Rheinpr. St), auf genügenden Schuß der inländifchen In— 
duftrie vermittelit erhöbter Zölle in Verbindung mit Rück- und Differenzialzöllen, jo 
wie auf gründliche Reviſion des Zolltarifs unter Zuzichung von Sadverftändigen. 

265. Antrag des Abg. Heinrich (Nönigöberg), auf Erhöhung ded Eingangszolles für ge: 
ſchnittene Fourniere. 

266. Antrag des Abg. Grunau (Preuß. St), auf Regulirung des Zolles auf Rei. 

267. Antrag des Abg v. Borries (Weſtph. R), auf Aufhebung des Eingangs— und die 
Einführung eines Ausfuhrzolles auf Hede. 

268 Antrag des Abg. v. Beckerath (Rheinpr. St), auf Abwendung der nachtheiligen Fol— 
gen, welche aus dem holländiſch-belgiſchen Handelsvertrag vom 29. Juli 1846 für 

das Inland entftanden find. 

269, Antrag ded Abq. Abegg (Preuß. St), auf Ermäßigung des Eingangdzolles von Eifen. 

270 Antrag ded Abg. Holztlau (Weſtph. St) und Krämer (Weftpb. L), auf Ermäßi- 

gung refpeftiver Gleichftellung der Bergbau-Abgaben, 

271. Antrag des Abg. Schneider (Bunzlau), auf eine geſetzliche Beſtimmung, daß von 

Braunkohlen fein Zchent an den Staat abzuführen ſei. 
Poſtreſorm. 

272. Antrag des Abg. Berndt (Schleſ. L) auf Aufhebung des Poſtzwanges. 

3. Antrag des Abg. Krüger (Grüneberg), wegen Aufhebung des Poſtzwanges. 

274. Antrag des Adg. Müller (Wefel), auf Ermäßigung ded Brief-, Geld» und Packet— 
Bortos, und Reduktion des Gewichts der poſtzwangspflichtigen Pakete von 50 rejp. 40 

a... auf 10 Pfund. 

275. Antrag ded Abg. Häger (Nheinpr. L), auf Aufhebung des Poſtzwanges bei Padeten 
und Ermäßigung ded Brief- und Geldportod, fo wie des Portos an Waarenfendungen, 

Bäuerlide Verhältnife (SZ. 1007. 1011). 


26, Antrag des Abg. Grafen v. Schwerin (Pomm. R), betreffend die Umwandlung des 
kündbaren Hypothekenkapitals in auf den Inhaber lautende Nentenbricfe. 


25 
25 
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277. Antrag des Abg Dansmann (Brandenb. L), auf Ablööbarfeit der Lehnsbarkeit der 
bäuerlichen Lehne auf einfeitige Provokation 

278. Antrag des Abg Bleyer Echleſ. L), wegen Beſchränkung der Dismembrationen 
bäuerliyer Grundftüde 

279. Antrag ded Abg. Dandmann (Brandenb. L), wegen Erhaltung ded Bauernftanded 

Diömembration bäuerliher Grundftüde) 

280, Antrag ded Abg. v. Jena (Brandenb. R), wegen Erhaltung eines kräftigen Bauern- 
ftanded. (Didmembration bäuerlicher Grundftüde.) 

281. —* Abg. Badegaft (Preuß. St), auf Beſchränkung der Theilbarkeit bäuerlicher 

rundftüde. 

282. Fr Abg. Illigens (Weltph. St), betreffend den unfreitilligen Umtauſch von 

rundftüden. 

283. Antrag des Abg. Budde (Nheinpr. St), auf Emanation einer Wicfenordnung. 

284. Antrag des Abg. Riebold (Preuß. L), auf Emanation gefeglicher Beftimmungen, wo⸗ 
nad) bei allen Anlagen für Entwäfferung und zum Schuge wider Wafferfluthen die 
Minorität der Intereffenten durch die Beſchlüſſe der Majorität verpflichtet twird. 

Unterflügungsbedürftige Krieger. 

285. Antrag des Abg. v. Fabeck (Preuß. R), den Vaterlandövertheidigern in den Jahren 
1813 — 1815 die Erlaubniß zur Iragung einer zu ftiftenden Ehrenuniform zu geben 
und ſolche den Unbemittelten zu ertheilen. 

286. Antrag der Abg. Dansmann und Röfeler (Brandend. L), wegen Bewilligung eines 
monatlihen Gnadengehaltes an diejenigen unterftügungsbedürftigen Krieger, welche an 
den Feldzügen vom Jahre 1806 bis zum Frieden 1815 Theil genommen haben. 

Derfhollene Seeleute, 


28T. Antrag des Abg Mihaclid (Pomm. L), betreffend eine Abänderung der SS 692 
Th. U Tit. 1 und 823, Ih. I Tit. 18 deö Allg. Yandredyted in Anwendung auf ver- 
fhollene Seeleute (S. 2264). 

Pertagung des Landtages. 


288. Antrag ded Abg. v. Jena (Brandenb. R), wegen Bertagung des Landtages bid zum 
Monat November (S. 1286. 1695. 1704. 2227). 

289, Antrag des Abg. Grafen v. Skorzewski (Pof. R), wegen Mißbrauchs der Nabinete- 
ordre vom 16. November v. 3. Scitend der Nönigl. adminiftrativen Behörde des Czar— 
niforfchen Kreiſes (fpäter zurücdgenommen, |. ©. 432). 


Der fiebenten Abtheilung. 
Weftphälifhe Bwangsanleihe. 

290. Antrag des Abg. Ramsthal (Sadıf. St), die Staatöfhulden des vormaligen König- 
reichs MWeftphalen betreffend. 

91. Antrag ded Abg. Heyer (Sachſ. St), zu bitten, dem Landtage die Gründe der Nichtan- 
erfennung der weſtphäliſchen Zwangsanleihe vollftändig mittheilen zu laffen. 

292, Antrag des Abg. Coqui (Sadıf. St) wegen angemeffener Abfindung der Gläubiger Der 
Meftphälifchen, durch Obligationen Litt. A. verbrieften Zwangsanleihe vom Jahre 1808, 
und Anerkennung der letzteren als eines intregrirenden Theild der Preuß. Staatoſchuld. 

293, Antrag ded Abg. v. Wolff-Metternic Weſtph. R), betreffend die Venachtheili 
gung eined gewiſſen ꝛc Dannhaufen durch den zwiſchen der Strone Preußen und 
Hannover unterm 29. Juli 1843 über die Centralſchulden-Verhältniſſe des chemaligen 
Koͤnigsreichs Weltphalen abgefchloffenen, Seitens der hannöverſchen Regierung uner- 
füllt gelaffenen Staatövertrag. 


Rontrole über den Staatshaushalt. (Vergl. S. 588.) 

294. Antrag des Adg. Hanfemann (Rheinpr. St), auf Vorlage eines Geſetzentwurfes, durch 
welchen die Zuftimmung der allgemeinen ftändifchen Verſammlung zu den von dem 
Staate übernommenen und noch zu üdernehmenden Garantien von Eifenbahn-Papieren 
nachträglich feftgeftellt werden möge. 
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295. Antrag des Abg. Weiſe (Preuß. St), wegen Vorlegung der Rechnung tiber die wirkli— 
hen Einnahmen und Ausgaben ded Staated vor Berathung über die Einfommenfteuer 
und Eifenbahn-Anleibe. 

296. Antrag ded Abg. Bruft (Rheinpr. St), betreffend die vollftändigere Ueberſicht der Fi- 
nanzberwaltung ded Staated. 

297. Antrag ded Abg. Freih. v. Binde Wiſtph. R), auf Vorlegung ded Voranſchlages der 
Staatöeinnahmen und Ausgaben, fo wie der Staatdrehnungen an die Stände. 

298. Antrag des Abg. v. Binde, die Ueberſicht von den Nefultaten der Finanzverwaltung 
pro 1840 — 1846 und den Etat pro 1847 betreffend. 

299. Antrag ded Abo. v. Vine, die Koften für Pradıtbaue in Berlin und für die Schiff— 
barmachung des Landwehrgrabens betreffend. 

300. Antrag des Abg. Flemming (Rheinpr. St), auf Mittheilung einer Ueberſicht der 

Faonds und des Staatövermögend, tweldyed die Seehandlung verwaltet. 

301. Antrag des Abg. Minderjahn (Nheinpr. L), auf Mopdififation der geſetzlichen Beftim- 
mung, die Verwendung disponibler Fonds Öffentlicher Anftalten zum Ankauf von 
Staats⸗Schuldſcheinen betreffend. 

Domainen und Vegalien. 
Benugung der Domainen, 

302, Antr.d.Abg. Schulz (Sad. St), wegen zweckmaͤßigerer Benugung der Staatsdomainen. 

303. Antrag des Abg. Uthemann ESachſ. St), wegen befferer Benutzung der Königlichen 
Domainen und Forſten. 

Salzmonopol (S. 1037). 

304. Antrag ded Abg. Grunau (Preuß. St), auf Aufhebung ded Salymonopolß. 

305. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), auf Aufhebung des Salzmonopols, und ftatt 
deffen Einführung einer Eingangsſteuer auf Sala. 

306. Antrag des Abg. dv. Buttfammer (Nheinfeld, Bomm. R), auf Aufhebung der Salz 
ftener und Uebertragung des Ertrages auf die allgemeine Klaffenfteuer. 

307. Antrag der Abg. Dolz und Müller (Brandenb. L), auf Wiederherftellung deö frü- 
heren Salzpreiſes und Verwendung des Mehrbetrages zur Armenunterftügung 

Lotterie (S. 1103). 

308. Antrag ded Abg. Diergardt (Rheinpr. R), wegen Aufhebung der Klaffenlotteric. 

309. Antrag des Abg. Illigens (Meftph. St), auf Aufhebung der Lotterie, eventuell um 
andere Bertheilung der Gewinne. 

Steuerverhältnife. 
Grunditener und Gervisiteuer. 

310. Antrag des Abg. Schult (Nheinpr. L), auf gleihmäßige Beſteuerung ſämmtlicher 
Provinzen der Monardıie. 

3. Antrag des Abg. Seltmann (Sadıf. L), wegen gleihmäßiger Befteuerung des 
Grundeigenthumß. 

312. Antrag des Abg. Grafen v. Helldorf (Sad. R), auf Ausgleihung der Grundfteuer 
durd alle Provinzen der Monarchie. 

313. Antrag ded Abg Büning (Weftph. L), um gleichmäßige Vertheilung der Grund- 
fteuer auf die ganze Monarchie. 

314. Antrag des Abg. Wächter (Preuß. St), auf Regulirung der Grundfteuer in den öft- 

lichen Provinzen der Monardıie. 

5. Antrag ded Abg. Raſch (Sadıf. St), auf gleihförmige Regulirung der Grundfteuer- 

Verhältniffe in allen Provinzen der Monarchie. 

316. Antrag des Abg. Freih. v. Binde (Weftph. R), wegen Auödehnung des rheinifd)- 

bveſtphäliſchen Grundſteuer⸗Kataſters auf die öftlidyen Provinzen der Monarchie. 

317. Antrag ded Abg Wenghöfer (Preuß. St), dag den Städten der dftlihen Provinzen, 
die anerkannt ein zu hohes Serviöfontingent zur Staatöfafje zahlen müffen, vorläufi 
und bis zur Negulirung der allgemeinen Grundfteuer ein verhältnißmäßiger Steuererla 
an der Servidabgabe oder Stundung vom Staate betvilligt und ihnen fpäter für die 
verfloffene Zeit eine verhältnißmäßige Entſchädigung werde. 
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— 
Iw 


Be Bi 
— — 
= — 





600 Pelitions⸗Verzeichniß. 


318. Antrag des Abg. Plagemann (Preuß. St), auf eine gleichmäßige Regulirung deö 
ald Grundfteuer betrachteten Städteſerviſes. 

319. Antrag des Abg. Blange (Weftpb. St), wegen gleihmäßiger Befteuerung mit beſon⸗ 
derer Rüdficht auf das —— 

320. Antrag des Abg. Fritze (Schleſ. St), auf Abänderung des Servisregulativs vom 17. März 
1810 wegen Gewährung von Naturalquartier an kommandirte Militairperſonen. 

321. Antrag des Abg. Schulze-Dellwig (Weſtph. L), auf Abänderung der verſchiedenen 
Gefege, nad) welchen die Beiträge zu den Koften der Landwehr-Kavalleriepferde, ſowie 
der Landarmen und Irrenanftaltd-Berbände nicht mehr auf die Spezial-andgemeinen 
vertheilt werden dürfen (S. 960). - 

Hausgenofien-Schußgeld (S. 900). 

322, Antrag deö Abg. Dolz (Brandenb. L) und nod 2 Abgeordneter der Yandgemeinen, 
auf Aufhebung der Schutzgelder oder Jurisdiftiondzinfen. 

323. Antrag des Abg. Seltmann ESachſ. L), um Erlaß des Hausgenoſſen-Schuhgeldes 

324. Antrag des Abg. Dansmann (Brandenb. L), auf Erlaß eines Gefehed über die 
Verbindlichkeit der Einlieger und neu aufbauenden Grundbefiger zu Entrichtung eines 
Schutzgeldes (S. 900). 

Klafieniteuer (vergl. S. 606) 


325. Antrag des Abg. Meyer aus Südhemmern Weſtph. L), in Betreff der ohne vorherige 
Anhörung der veranlagenden Behörde vorgenommenen staffenfteuer-Erhöhungen. 

326, Antrag ded Abg. Kraufe, den Klaſſenſteuer-Erlaß der vorlegten Steuerftufe betreffend. 

327. Antrag des Abg. Oom (Pomm. St), auf Aufhebung der Klaffenfteuer für ſämmtliche 
Stufen wenigjtend zur Hälfte, auf Die Monate Vai, Jyni und Quli c. 

Wein-, Tabacks- und Gewerbſtener. 

328. Antrag des Abg. Bruſt Rheinpr. St), auf Aufhebung der Weinſteuer. 

329. Antrag ded Abg. Röfeler (Brandenb. L) und noch 4 Abgeordneter der Landgemeinen, 
auf Herabfegung der Tabadöfteuer. 

330. Antrag des Abg Scholz Echleſ. St), betreffend die Iegislative Abänderung ded $ 12 
des Geſetzes über Die Öewerbefteuer vom 30. März 1820, die Befreiung von der Gewerbe: 
ſteuer derjenigen Brofeflioniften, welche ohne fteuerpflichtige Kräfte ihr Gewerbe betreiben. 

331. Antrag des Abg. Frentzel-Beyme (Preuf. St), auf Einführung einer mäßigen 
Steuer auf Branntwein und Spiritus zu Stemmunalzweden. 

j „ Etempelitener. 

332. N. — Krüger (Grüneberg), wegen Umarbeitung ded Stempelgeſehes vom 
7. März 1522. 

333. Antrag ded Abg. Bruft (Nheinpr. St), wegen Modififation in dem Gefege über die 

-  Stempeljteuer. 

334. Antrag des Abg. dv. Schorlemmer Weſtph. R), auf Aufhebung der Stempelabgabe 
bei Gejlionen in auf und abfteigender Linie. 

335. Antrag des Abg. Richter (aus Jauer), betreffend die Herabſetzung der Stempelſteuer 
bei Verfolgung der Redhtöangelegenheiten und in polizeilichen Gegenftänden bei Zub: 
rungdatteften, Taufatteften, Beſcheiden in Privatangelegenheiten. 

336 Antrag des bg. Gried Weſtph. St), wegen Aufhebung des Stempelgeſetzes in A: 
zug des kaufmaänniſchen Wechſelverkehres. 

Gebühren für Geſindebücher und Aufenthaltskarten. 

337, Antrag des Abg. Starte Se L), auf Ermäßigung des Preiſes für die Gefinde 
bücher von 10 Sgr. auf 2, Ear. (S. 913). 

338, Antrag des Abg. Brown (Pot. St), auf Aufhebung der Gebühren für Aufenthalts- 


karten (S. 969). 
Kreditinflitute und Privatbanhen. 
339. Antrag des Abg. König (Pol. L) in Gemeinſchaft mit noch 6 Abgeordneten, wegen 
et 0 Krebitinftitutes für alle Aderbefigungen im Stande der Yandgemeinen 
S. 714, 1703). 
340. Antrag des Abg. Hirſch (Schleſ. SU), wegen Gründung eincd Pfandbriefö- oder Kre 
ditſyſtems für die Städke. 
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341. Antrag des Abg. Fabriciud (Pomm. St), betreffend die Ausführung der Allerhöchſten 
Kabinetöordre vom 11. April 1546, wegen Errichtung von Privatbanten (S. 999). 

342. Antrag des Abg. Hanfemann (Rheinpr. St), auf Bildung von Zettelbanten. 

343. Antrag des Abg. Hüffer (Rheinpr. St), betreffend die Errihtung von Privatbanten. 


. Der achten Abtheilung. 
Religionsverhältnife. 

344. Antrag des Abg. Tſchocke (Breslau), betreffend das Patent vom 30. März e., die 
Bildung neuer Religionögefellihaften betreffend. 

345. Antrag des sib0: Anmwandter (Brandenb. St), auf Gewährung vollftändiger Ge- 
wiſſens⸗ und Religiondfreiheit. e 

346. Antrag ded Abg Bornemann, (Schlef. St), wegen Gleichftellung der fatholifchen 
Diffidenten mit den im Staate anerfannten übrigen chriſtlichen Glaubendgenoffen. 

347. Antrag des Abg. Appelbaum (Pof. St), wegen ſtaatlicher Anerkennung der hrift- 
fatholifchen Kirchengefellfchaften. 

348. Antrag ded Abg. Barre (Weftph. St), auf Gleihftellung aller Konfeffionen bezüglich) 
der ftaatöbürgerlihen Rechte, welche durch dad Ioferanzedift vom 30. März c. nicht 
einmal für die chriſtlichen Sekten gewährt worden ift. 

349, Antrag des Abg. Wiggert (Schlef. St), auf Gleichftellung vor dem Gefehe, die das 
Patent vom 30. März d. I. denen nicht vollftändig gewährt, welche aud den anerkann- 
ten Kirchen jcheiden. 

350. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), wegen Anerkennung der Deutſchkatholiken ale 
einer geduldeten Religionsgeſellſchaft. 

351. Antrag des Abg. Grafen Merveldt (Meftph. R), auf ein Verbot der Benennung 
Deutſch- oder Chriſtkatholiken ftatt Diffidenten. 

352. Antrag des Abg. Grafen v. Fürftenberg (Rheinpr. R), wegen der Fürforge für das 
zen Militair fatholifcher Konfeffion, in Bezug auf die Ausübung ihrer Religion 
(S. 1428). 

353. Antrag des Abg. Kraufe (Schlef. L), wegen Abänderung des Verfahrens bei der Wahl 

und Anftellung der eangelifihen Geiſtlichen (S. 1433). 

354. Antrag der Abg. Michaelis und Coqui (Magdeburg), auf Emanation eines Ge- 
fehed zum Schuße des gefährdeten Kirchen-Patronatsrechtes. 

355. Antrag des Abg. Zimmermann aud Spandau, wegen Feitftellung und Bewahrung 
der Rechte der Patrone. ; 

356. Antrag des Abg. Kunkel (Preuß. R), auf eine beftimmtere Faſſung der SS 784 und 
787, Ih. II. Tit. 11 des Allg. Landrechtes, den Niekbraudy und die Verwaltung der 
Pfarrgüter betreffend. 

357, Antrag des Abg. Nitter (Pomm. St), auf Erleichterung für die Vermögendverwaltung 
s stirhen, Pfarren und kirchlichen Stiftungen, nach Art der Kabinetöordre vom 

Juli 1845. 

38. Antrag des Abg. Schulge-Dellwig (Melt, L), die Unablösbarkeit der aud dem 
Kirchen- und Scyulverbande entipringenden Abgaben und Leitungen, mithin die Auf: 
bebung des 8 32 der Ablöfeordnung vom 13. Zuli 1829 betreffend. 

. Antrag ded Abg. Mofchner (Schleſ. St), wegen Emanation ciner allgemeinen Etol- 

"halter — " . 

360, ntrag ded Abg. Bornemann (Schlef. St), wegen Keitftellung eines Normal-Dota- 

„.. Honsetats zu dereinftiger Fixirung der Geiftlihen und Echullchrer. 

361. Antrag der Abg. Dolz und Müller (Brandenb. L), um Aufhebung der Stolgebühren 

rer evangeliſchen Beiftlichen. 

362. Antrag ded Abg. Schlenther (Preuß. St), auf Fixirung der den evangeliſchen Geift- 

üchen zu entrichtenden Stolgebühren. 

363. Antrag des Abg. Badegaft (Preuß. St), auf Abfhaffung der Erhebung der Stol— 
gebühren und Klingelbeutel-Belder und Fixirung diefer Einnahmen der Geiſtlichen und 

er Kirchen. 
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364. Antrag der Abg. Dolz und Müller (Brandenb. L), betreffend die Aufhebung des 
Klingelbeuteld während der Predigt in den evangelifhen Kirchen der ganzen Monardjie. 

365. Antrag des Abg. Born (Preuß. L), auf Einführung einer allgemeinen Beltimmung: 
daf die ee Naturaltalende an die Geiftlichkeit fünftig in baarem Gelde geleiftet 
erden darf. 

366. Antrag des Abg. Schmidt, die Reparatur der Pfarrwohnungen betreffend. . 

Scyulangelegenheiten, 

367. Antrag des Abg. Siebig (Breölau), auf Verbefferung des Volko⸗Schulweſens 
a) durch Herftellung ded dreijährigen Kurfus in den Seminarien; 
b) durdy Erhöhung der Zehrergehälter, bei dürftigen Kommunen mittelft Beihülfe aus 

Etaatöfonde. 

368. Antrag des Abg. Krüger —— betreffend: 
a) die Herftellung eines dreijährigen Seminarkurſus; 
b) die praftifche Vorbereitung der Schulamts⸗Kandidaten; 
€) die Keftftellung von Gehalts-Minimalfägen für die Lehrer überhaupt. 

369. Antrag des Abg. Budde (Rheinpr. St), betreffend die Geftaltung der Schule und ihrer 
Verhältniffe, die Bildung, Stellung und Befoldung der Lehrer. 

370. Antrag des Abg. v. Arnim-Kopperöhagen (Preuß. R), wegen weiterer Ausbildung 
und Berechtigung derrhöhern Bürgerfchulen, den Gymnaſien gegenüber. 

371. Antrag der Abg. Gräg und Naumann (Wof. St), betreffend die Umwandlung eined 
Theiles der Gymnaſien in Realſchulen. 

372. Antrag des Abg. Barre (Weſtph. St), in Betreff der Emancipation der Vollsſchult 
von der Kirche, unter Hinweiſung auf eine beſſere Stellung der Volks⸗Schullehrer. 

373. Antrag des Abg. Anwandter (Brandenb. St), auf Verbeſſerung der Volloſchule und 
der in ihr wirkenden Yehrer. 

374. Antrag ded Abg dv. Kall (Preuß. R), auf cin reichliches Auskommen der Schullehrer 
in baarem Gehalt und Verwirklichung der ihnen gewordenen allerhöchſten Verheißungen. 

375. Antrag des Abg. Wengböfer (Preuß. St), auf Errichtung befonderer Realllaſſen 
bei den Königlichen Gymnaſien. 

370. — des Abg. Schneider (Bunzlau), auf Vermehrung des Unterrichts für Taub⸗ 
tumme. 

377. Antrag des Abg. König, wegen Ueberkragung des Rechts zur Präjentation ber Schul⸗ 
amtö-Nandidaten von den Grundherren auf die der Lehrer bebürfenden Gemeinen. 

378. Antrag des Abg. Hein (Schlef. L) und noch adıt Abgeordneter, wegen der Beitrag®: 
pflichtigfeit der Dominien zu den Koften ded Baues, der Reparaturen und der Unter 
haltung der Schulhäuſer (S. 1569). 

Polizeiverhältnife, 
(Bergl. fünfte Abtheilung: Sicherftellung der perſönlichen Freiheit S. 5090). 

379. Antrag der Abg. Dulk und Heinrich (Königsberg), wegen der polizeilichen Eingriffe 
in die bürgerlichen Rechte. 

380. Antrag des Abg. Siebig (Breslau), auf Erlaf 
I. eines Gefeges Uber die Gränzen der Polizeigewalt und dad Verfahren bei polizeilichen 

Berhaftungen und Hausſuchungen; 
- 2. einer gefeplidyen Deklaration der Verordnung vom 3. Novbr. 1817 ad V. 


381. Antrag ded Abg. Weife (Preuß. St), auf Aufhebung der geheimen Konduiten-Liften 


im Givil- und Militairdienft. 
382, Antrag des Abg. dv. Puttkammer (Pomm. R), auf Sicherheitsmaßregeln zur Vor⸗ 
beugung tumullariſcher, mit Verletzung des Eigenthums verbundener Auftritte. 


Sandgemeine-Ordnung, 
383. Antrag des Abg. Riebold (Preuf. L) und noch 14 Abgeordneter, wegen Einführung 
einer XandgemeineDrdnung für die Öftlihen Provinzen des Staateß. 
384. Antrag ded Abg Berein (Brandenb. L) und nody 3 Abgeordneter, auf Verleihung 
einer Kommunalordnung für dad platte Land (S. 399. 436. 2253). 
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385. Antrag ded Abg. v. Puttkammer (Pomm. R), wegen Emanirung einer auf freifinnigen 

Prinzipien bafirten Yandgemeinen-Ordnung. 
Sundespolizei. 

356. Antrag ded Abg. Kuß (Stargardt), wegen Aufhebung der Ordre vom 30. Mai 1840, 
den Eiß der landräthlichen Kreiöbureaur, betreffend. 

38T. Antrag des Abg. Timm (Preuß. L), auf Aufhebung der allgemeinen Yandeövifitationen. 

388. Antrag des Abg. Krause (Schlef. L), wegen Vereidigung der Schulzen und Gerichts— 
männer auf dem Lande vor der verfammelten Gemeine (S. 1434). 

389. — des Abg. Kraufe (Schlef. L), auf Anſtellung eines Polizeiverwalters in jedem 

te (1434). 

3%. 5* des Abg. Kraufe (Schlef. L), wegen Erbauung oder Einrichtung von Gefäng— 

niffen in den Dörfern zur Aufbewahrung von Bagabonden und Berbredern (S. 1434). 
Iagdfervitute. 
(Beldpolizei: Gefege.) 

391. Antrag ded Abg. Röfeler (Brandenb. L) und nody 8 Abgeordneter der Yandgemeinen, 
wegen Ablöfung der Jagdgerechtigkeit. 

392. Antrag des Abg. Schulze⸗Dellwig (Weftph. L), auf Aufhebung ded Geſetzes, welches 
die Jagdfervitute bisher ald unablööbar erklärt hat. 

393. Antrag des Abg. Zimmermann (Spandau), wegen Ablööbarfeit der Jagdgerechtigkeit. 

3. Antrag des Abg. Gießler (Sadıf. L), wegen Ablöfung der Jagden. 

395. Antrag der Adg. Berein nnd Böning Brandenb. L) auf den Erlaß eine®auf die 
Ablöfung der mittlern und niedern fiskaliſchen Jagdberehtigungen, nad) beſtimmten 
Grundfägen und unter erleihternden Bedingungen abzielenden Geſctzes. j 

396. Antrag des Abg. v. Veltheim-Schönfließ (Brandenb. R), auf Verminderung deö 
übermäßigen Rothwildftandes und richtigere Feſtſtellung der Wildſchäden. 

397. Antrag des Abg. Kraufe (Schlef. L), wegen vollftändiger Entſchädigung durdy die 
Jagdberechtigten für allen Wildſchaden. 

398, Antrag des Abs. Göllner Schleſ. L), betreffend die Flurbeſchädigung durch Wild. 

399. Antrag des Abg. Otzdorf (Brandenb. L), megen Abhülfe der überhand nehmenden 
Wildſchäden in den Feldern und Fluren des Yandınannd. 

400. Antrag des Abg. Seltmann Sachſ. L), wegen baldiger Emanation der Gefege wegen 
Kavillerepablöfung ſowie der Keldpoligei- und Jagdgeſetze. 

WI. Antrag ded Abg. Küpfer (Poſ. R), auf Erlaß eines Feld- und Flur-Pfändegeſetzes. 

402, Antrag des Abg. Krauſe (Poſ. L), auf Einführung einer allgemeinen Feld» und 
Hütungdordnung. . 

403, Antrag des Abg. Grafen dv. Merveldt (Weftph. R), auf Erlaß einer Feld: und Flur- 
Polizeiordnung. 

404. Antrag des Abg. Rieboldt (Preuß. L), auf ſchleunige Emanation des Feldpolizei— 


Geſetzes. 
Holzdiebſtahl. 
405. Antrag ded Abg. Gries (Weſtph. St), auf Erlaß eines allgemeinen Forſtſchutz- und 
Strafgefepes bei Holgdiebftählen (S. 1571). . 
406. Antrag des Abg. Bruft (Nheinpr. St), auf Feltfegung eines Strafminimums bei Holx- 
diebftählen und einer Verjährungsfriſt für den dritten Wiederholungsſall (S. 1571). 
407. Antrag ded Abg. Mertens (Köln), auf Amneftie für die zum erften oder zweiten Male 
Verurtbeilten oder fid) in Unterfuhung wegen Waldfrevel durch Holzdiebſtahl befin- 
denden Individuen (S. 1571). 
408. Antrag des Abg. Kayſer (Nheinpr. L), auf Modifikation des 8 30 des Geſetzes vom 
17. Juni 1821, wegen Unterſuchung und Beitrafung des Holzdiebſtahls (S. 1571). 
409, Antrag des Abg. Becker (Sadıf. 1), wegen Beihräntung des Diebftahls auf Zeldern, 
in Gärten, Holzungen ıc. 
Schnecaufräumung auf Chauffeen. 
410. Antrag des Abg. Röhriht (Schlef. L), wegen des unentgeltlihen Schnecaufwerfens 
auf Chauffen Seiiligung einer Vergütung). 
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411. Antrag des Abg. Berndt (Schleſ. L), auf Befreiung von unentgeltlichem Schnee: 
ausihaufeln auf Königlichen und Attienchauſſeen. 

412. Antrag ded Abg. Dorenberg (Sachſ. L), betreffend die Aufhebung der Verpflichtung, 
die Kunſtſtraßen vom Schnee zu reinigen. 

413. Antrag der Abg. Plange, Deimel nnd Bergenthal (Meftph. SU, wegen Ent- 
bindung von den Frohnden zum Schneceaufſchlagen auf Chauffeen. 

Strom- und Uferpolizei, Wegeordnung. 
(Kommunikatiensverhältniſſe; Baupolizei.) 

414. Antrag ded Abg. Meyer (Weſtph. L), auf baldigen Erlaß eines Geſetzes über die 
Strom- und Uferpolizei der öffentlichen Ströme und Flüſſe. 

415. Antrag ded Abg. Riebold (Preuß. L), auf ſchleunige Emanation 
1. der Deihorbnungen und 
2. der Strom: und Uferpoligei 

416. Antrag des Abg. dv. Bredow (Brandenb. St), auf Emanation eines Gefched wegen 
Ablöfung aller auf Privatgewäffern laftenden Servituten. 

417. Antrag des Abg. Zimmermann (Spandau), wegen Verwendung dahin, daß die fid- 
kalifche Station autorifirt werde, von der Gränzregulirung fistalifyer Binnengewäſſer 
au abftrahiren. 

418. Antrag des Abg. Shulte-Höping (Weſtph. L), auf Erlaß einer Kommunal- 
Run | 

419. Antrag des Abg. Grafen v. Merveldt (Weſtph. R), auf Erlaf einer allgemeinen 
Wegeordnung. 

420. Antrag des Abg. Zimmermann (Spandau), auf Organifation einer. beſonderen In 
ftanz für die Beurtheilung der Zweckmäßigkeit der Richtung neu angulegender 
Ghauffeclinien. 

421. Antrag des Abg Zimmermann (Spandau), auf Rebifion der Rayongeſetze. 

422, Antrag des Abg. Germershaufen (Schleſ. St), wegen Abänderung der jept beftchen- 
den Rahongeſetze. 

423. Antrag des Abg. Farthöfer (Brandenb. St), wegen Modifikation der bau-poligi- 
lichen Vorſchriften des Allg. Yandredyts Ih. l. Tit 8,88 139 und 140. 

424. Antrag der Abg. Brämer und Mey höfer (Preuß. L), tvegen Anlegung von Chauf 
ſeen in den öſtlichen Provinzen. 

425. Antrag ded Abg. Wenghöfer (Preuß. St), auf Ausführung bereits in Angriff ge 
nommener Ghauffeen, befonders in Litthauen und Mafuren, für Staatörehnung. 
426, Antrag ded Abg. Dahlſtröm (Preuß. SU, auf Vermehrung der Kommunifationd- 
mittel in Preußen, Poſen und Pommern durd) Anfequng einer Verbindungschauſſee 
zwifchen der Berlin-Königöberger und der Bromberg-Ruſchendorfer und durd Schiff 

barmachung des Küddow-Fluſſes. 

427. Antrag des Abg. v. Rath (Nheinpr. R) wegen Anlage eincı ſeſtſtehenden Brücke über 
den Rhein. | 

Auswanderung, 

428. Antrag des Abg. Bruft (Rheinpr. St), auf Erlaß einer Verordnung zum Schupe der 
Gläubiger der aud dem Preußiſchen Unterthanenverbande Auswandernden. 

429. Antrag ded Abg. Diergardt Rheinpr. R), auf Verhinderung. der zahlreichen Aus 
wanderungen, 

Befoldungs- Penfions- und Affehuranzangelegenheiten. 

430, Antrag der Abg. Hausleutner (Vof. St) und Conf., um eine Verbefferung ded 
Einfommend der Bürgermeifter in den Heinen Städten. 

431. Antrag des Abg. v. Bockum-Dolfs Weſtph. R), auf Erlaß gefetlicher Beftimmun- 
gen wegen geregelter Armen und Krankenpflege. | 

432, Antrag des Abg. Yindner (Sadıf. St), auf Grrichtung von SKreiöfranfenhäufern be 
hufs der befferen Armenkrankenpflege. 

433. Antrag des Abg. Germeröhaufen (Schlef. St), wegen Anftellung verarmter Bürger 
im ſtaͤdtiſchen Subalterndienft. 
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434. Antrag der Abg. König und Meisner (Poſ. L), um Verbeſſerung des Penſions— 
reglements fir Givilbeamte. 5 

435. Antrag des Abg. Biefing (Bonn), betreffend die Ausfiht auf Penſion für die 
dienftuntauglidy gewordenen Steuerempfänger de linken Rheinufers. 

436. Antrag des Abg. Neimer (Preuß. R), betreffend die Penfionirung der bei dem Poft- 

. wecſen angeftellten Unterbeamten bei dem Audjcheiden derfelben aus dem Dienft. 

437. Antrag des Abg. Uthemann (Sad. St), auf Modififation des Patentd vom 28. De: 
zember 1775 und Aufhebung einiger in neuerer Zeit erlaffenen Beftimmungen über die 
allgemeine Wittiwen-Berpflegungsanftalt. 

438. Antrag der Aba. v. Olferd und Welter (Weſtph. St), auf Anordnung einer allge 
meinen Yanded- Feuerverficherungdanftalt im ganzen Umfange der Mornardie. 

439. Antrag des Abg. Brämer (Preuß. L), wegen Erridtung allgemeiner Hagelſchaden— 
Berficherungsanftalten. 

440. Antrag des Abg. Krüger (Grüneberg), wegen vollffindiger Gewährleiftung aller 
den Behörden zwangsöweiſe anzuvertrauenden Gelder und Eigenthumsftüde. 

Fandwehr- und Mlilitairverhältnife. 

441. Antrag des Abg. Budde (Nheinpr. St), um Erlaß der diedjährigen Landwehrübungen. 

442. Antrag der Abg. Schulge-Dellwig, Meyer und anderer Abgeordneten (Weftph. L), 
leihen Inhalts. 

443. Antrag des Abg. Uthemann (Sachſ. St), wegen Ausdehnnng der Ordre vom 16. Ja- 
nuar 1842 in Betreff der Veckrihung von Dienftauszeihnungen uuf die bis zum 
SHerbite 1542 aus dem Dienft gefchiedenen Wehrmänner. 

444. Antrag der Abo. dv. Bockum-Dolffs (Meftph. R) und v. Rochow, auf Herbeifüh— 
rung größerer Gleihmäßigkeit in der Ableiftung der allgemeinen Militair-Dienftpflidht. 

445. Antrag des Abg. Wehr (Preuß. R), wegen Erfparung von Koſten im Genöd’ar: 
merieweſen. 

446. Antrag der Abg. Sperling, Heinrich und Dulk Königsberg), wegen Heranzie— 
bung der Militairperfonen zu den allgemeinen Kommunalabgaben und Laſten. 

447. Antrag ded Abg. v. Landöberg-Steinfurt Weſtph. R), auf Erhöhung der Zulage 
für die auf dem Marfche oder bei Manövern befindlichen Truppen, 

448. Antrag des Abg. Schlewe (Preuß. St), wegen Abänderung des Verfahrens bei 
Yicitation der Brod- und Fouragelieferung für die Armee. 

449. Antrag des Abg. Kuſchke Pomm. St), auf Aufhebung der Verpflichtung der Stadt- 
fommunen, die ftädtifchen Linterbedienten Stellen ausſchließlich mit verſorgungsberech— 
tigten Militairinvaliden zu befegen. 

Verſchiedenen Inhalts. 

450. Antrag des Abg. Ritter (Pomm. St), wegen Aufhebung des Intelligenzblatt-Awange®. 

451. Antrag des Abg. Hirſch (Schlef. St), er mehrerer Befeftigung der öftlidyen Yan- 

desgränze, namentlich gegen die Provinz Schleſien. 

452. Antrag des Abg. v. Rohr (Brandenb. R), auf Emanation eines Polizei-Sttafgeſetzes 
gegen die Mißhandlung und dad Quälen der Ihiere. 


Der neunten Abtheilung. 


453. Antrag des Abg. v. Reiche (Pof. R) und nod) acht Abgeordneter, betreffend die Ver— 
beſſerung der Yandes- Pferdezucht. 
454. Antrag des Abg. Thiel-Rauten (Preuß. R), die Königlichen Haupt: und Land: 
geftüte betreffend. 
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II. Anträge, 
welche zwar bei der Kurie der drei Stände eingegangen, jedod) zur Berathung 
in der Verſammlung der Vereinigten Kurien übergegangen find. 


Verfaffungsangelegenheit, 

455. Antrag des Abg. Freih. v. Binde (Weſtph. R) und anderer Abgeordneter, auf eine 
Ertlärung des Vereinigten Landtages, betreffend die von den Vereinigten Kurien St. 
Majeftät dem Könige eingereichte Adreſſe. 

Stenerverhältnife (vergl. 1. ©. 600). 

456. Antrag des Abg. Krayge (Schlef. L), betreffend Abänderung der Klaſſen-Sleuerſaͤte 
und Erhöhung derfelben über die erfte Klaſſe von 12 Thlr. monatlidy hinaus. 

457. Antrag des Abg. Schmidt, über denfelben Gegenftand. 

458. Antrag ded Abg. Larenz (Weſtph. St), wegen Vereinfahung des tlaffenfteuer-Beran- 
lagungsweſens (S. 1692). 

459. Antrag deö Abg. Wortmann (Weftph. St), wegen Feſtſetzung von Zwiſchenſtufen 
bei der Stlaffenfteuer. 

460. Antrag ded Abg. Ritter (Pomm. St), wegen Aufhebung der Mahl: und Schlacht 
fteuer auf Noggenmehl und Schweinefleifch. ® 

461. Antrag des Abg. v. Puttkammer (Pomm. R), auf Einführung der Klaffenfteuer in 
den mahl⸗ und fchlachtfteuerpflicytigen Etädten. 

462. Antrag ded Abg. Wenghöfer (Preuß. St), auf Erhebung eines Zuſchlages zur Be- 
ftreitung der ftadtifhen Kommunalbedürfniffe bei eventueller Einführung der Klaſſen 
und Einfommenfteuer (S. 1692). 

Eifenbahn- Angelegenheiten. 

463. Antrag ded Abg. Hanſemann (Nheinpr. St), auf Ausführung der Preußiſchen Oft 
bahn vermittelft Verwendung der im Staatoſchatze befindlidyen müßig liegenden baaren 
Gelder oder edlen Metalle (S. 1503). 

464. Antrag ded Abg. Wehr (Preuß. R), bei Berathungen in der Eifenbahn-Angelegenbiit 
auch gleichzeitig Die Berathungen über die Bahnlinie aufzunchmen (S. 1442) 

465. el) Abg. v. Zychlins ki (Preuß. R), wegen Richtung der öͤſtlichen Eifenbahn 

466. Antrag des Abg. Linau (Brandenb. St), auf Vervollſtaͤndigung der großen öſtlichen 
Eiſenbahn durch den Bau der Bahn von Drieſen nach Frankfurt (S. 1441). 

467. Antrag ded Abg Appelbaum (Bof. St), betreffend die Richtung der öſtlichen Eifen- 
bahn über Bromberg (S. 1442). 

468. Antrag ded Abg. Fabricius (Pomm. St), auflinterftügung einer Eifenbahn zwiſchen 
Ne -Vorpommern umd Berlin durd) den Staat. | 

469. Antrag der Abg. Grätz und Naumann (Rof. St), betreffend die Eifenbahnverbin- 
dung zwiſchen Poſen und Schleſien. 

470. Antrag des Abg. Gries und Plange (Weſtph. St), betreffend die Eifenbahn-Linien. 

471. Antrag ded Abg. Ritter (Pomm. St), wegen Herftellung einer Eifenbahn von Pofen 
nad) Breölau auf Staatötoften. 

472. Antrag der Abg. v. Lilien-Borg, Braßert, Bergentbal, Deimel und 
Schmöle (Weftph.), die Richtung der Thüringer Verbindungsbahn von Yippftadt nad) 
Dortmund betreffend (S. 1770). 

473. Antrag ded Abg. dv. Holzbrink (Weſtph. R) und anderer Abgeordneter, betreffend die 
Zinfengarantie des Staates für eine Eifenbahn aus dem Kreife Siegen zur Köln- 
Mindener Bahn. 

474. Antrag ded Abg. Plange (Weſtph. St), betreffend die Zinfengarantie des Staated 
für eine aus dem Kreiſe Siegen nad) den Ruhrkohlenwerken zu führenden Eifenbahn. 


[Er 


Petitionen, Denkfhriften und Butachten. 








Demerkung. 


Mir haben uns bei der Mittheilung von Betitionen und Denkſchriften nur auf diejenigen 
beichränten fönnen, weiche bereitö gebrudt vorlagen, aber auch hiervon im Intereffe der nothtwendigen 
Raumbejchränfung wieder diejenigen ausgenommen, welche anderweitig, namentlich im Wege des Bud. 
handels zu beſchaffen find. 
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1. Petitionen und Denkfchriften, 


mweldye bei der Herren-Kurie eingegangen. 





Betition des Fürften Lichnowsky 


an den hohen Vereinigten Landtag, 
betreffend 
eine baldige Revifion ded gegenwärtigen Zolltarifö unter Zuziehung von 
Sadverftändigen ”). 
P. P. 

Die ungünſtige Lage der Induſtrie und der Schifffahrt ded Zollvereins iſt in den letzten 
Jahren Gegenftand der lebhafteſten Diökuffionen auf den verfhiedenen Landtagen und Zolk 
kongreſſen geweſen, ohne daß eine befriedigende Löſung diefer für die Wohlfahrt des ganzen 
Landes fo wichtigen Frage ftatt gefunden hat. 

Der gegenmwartig verfammelte Vereinigte Zandtag bietet die befte Gelegenheit dar, dieſe 
wichtige Angelegenheit wieder einer neuen gründlichen Erörterung zu unterwerfen, um fo 
mehr ald die in England ftatt gefundene Zollreform dieſes Land zum Getreidemarft der 
Welt machen wird, wodurd) die Kabritunternehmer und die Nheder des Zollvereind in eine 
noch nachtheiligere Lage als früher verfegt werden. 

Bon einer weifen Staatöregierung ift daher zu erwarten, daß fie dadurch veranlaßt 
werde, den gegentärtigen Zolltarif einer baldigen Keviſion, unter Zuziehung von Sachver—⸗ 
ſtaͤndigen, zu unterwerfen. 

Zu dieſem Ende legt der Unterzeichnete dem hohen Vereinigten Landtage die ergebenſte 
Bitte dor, dieſe wichtige Angelegenheit in Berathung zu nehmen, und erlaubt fid die hierauf 
Bezug habenden Detaild in einem dem Gegenmwärtigen beiliegenden Promemoria audein- 
ander zu feßen. 

Berlin, am 29. April 1847. 


Promemoria 
die Handeld- und Scifffahrtöverhältniffe im Zollverein betreffend. 


Das Refultat des letzten Jollkongreſſes in Berlin hat in allen Fabrikdiſtrikten Veran: 
laffung zu den lebhafteften Klagen und BVorftellungen an die Staatöbehörden gegeben; um 
fo mehr, da man in Folge eined, dem Vernehmen nad) amtlidyen Artiteld der Allgemeinen 
Preußiſchen Zeitung allgemein hoffte, daß man namentlid) in Betreff der Zeinen- und Baum- 
wollen-Garnzölle diejenigen Mafregeln getroffen haben würde, melde von den Sachver— 
fändigen als die Aber betrachtet werden, um die vaterländifche Induftrie einer größern 
Entwidelung entgegen zu führen, und dagegen der Einfuhr von fremden Garnen einen 
Damm entgegen zu ſetzen. 

Die in der Berliner Zollfonferenz beſchloſſene —— 

bon 2 Thlr. auf 3 Thlr. pro Zentner auf Baumwollen-Garn, 
von 5 Sgr. auf 2 Ihlr. pro Zentner auf Yeinen-Garn 


nen 


*) Diefe Betition und Bromemoria war dem betreffenden Abtheilungdgutachten beigefügt (f. I. S. 685). 
Erfte Abtheilung. 39 
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ohne Rückzoll, werden keine neuen Spinnereien ind Leben rufen, Dagegen aber die ſchon 
feit einiger Zeit ftattfindende Abnahme der Ausfuhr noch bedeutend vermehren. 
Nach amtlichen Nachweiſen ftieg die Einfuhr in den Jahren 1839 bie 1843 an 
Baummollen- Garn von 349,191 Zentner auf 477,564 Zentner jährlich), 
Leinen: Garn : WI = : 53,86; : 2 
Mollen: Garn : 2442 =: =: 40T = ⸗ 
Wollen-Waaren⸗ 24569 = = 3343 = : 
dagegen hat fi die Einfuhr von Baummollen- Waaren von 16,094 Zentner auf 11,5 
Zentner und die Ausfuhr von 
Baummwollen-Garn von 30,144 Zentner auf 29,458 Zentner, 
14,752 


’ 


Baummollen-Waaren = 100766 = = 74, : 

Leinen: Garn ⸗ 37,289 ⸗ ⸗ 32436 ⸗ 

Leinen⸗Waaren 83873⸗54006⸗ 
vermindert. 


Wo ſolche Verhältniſſe obwalten, iſt es nicht zu wundern, daß über Mangel an Arbeit 
und zunehmende Armuth geklagt wird. Man nimmt an, daß der Werth der jährlichen Ein- 
fuhr von vier Hauptartifeln: Baummollen;, Leinen-, Wollen- und Seiden- Waaren fid) 
auf circa 38 Millionen Ihaler beläuft, und für darauf ruhenden Arbeitslohn und Vered— 
Iungöfoften circa 20 Millionen Ihaler veraudgabt wird. Würden Lestere an inländifche 
ftatt an ausländifche Arbeiter bezahlt, fo müßte Matt zunehmender Armuth vermehrter Wohl: 
fand eintreten, und dadurch am fiherften der Auswanderung entgegengearbeitet werden. 
Ein ſolcher befriedigender Zuftand kann aber nur durch Maßregeln zu Wege gehracht wer 
den, welche die jept beſtehenden Nachtheile zwiſchen den audwaͤrtigen Fabrikunternehmern 
und den dieſſeitigen durch einen angemeſſenen Zoll ausgleichen. Die vor einiger Zeit in dem 
Königlihen Handeldamte ftattgefundenen Berathungen mit einberufenen Sachver— 
ftändigen haben über die beftchenden Nachtheile die zuberläffigften Nachweiſe geliefert. 
Das Nefultat diefer gründlichen unparteiiſchen Unterſuchung war, daß auf 

Paummollen Garn, 

Leinen: Garn und 

Mollen- Kammgarn 
ein Zoll von 5 Ihr. pro Zentner mit einem Rüdzoll von 5 Ihlr. reſp. 4 Thlr. pro Zentner 
nöthig fei, um die erforderliche Anzahl Spinnereien ind Leben zu rufen. 

Der Rüchzoll wurde ald dringend nothwendig angefehen, damit der fo nützliche Ausfuhr: 
handel mit denjenigen Fabrifaten, welche keines Schutzzolies mehr bedürfen, nicht getört 
werde. Der früher beftandene Zoll auf Baummwollen Garn von 2 Ihlr. ohne Rüchzoll bat 
ſchon eine bedeutende Verminderung der Ausfuhr zur Kolge gehabt, und wird derfelbe jet, 
wo der Zoll 3 Ihlr. beträgt, nody mehr abnehmen, wenn kein Rückzoll eingeführt wird. 

So lange die wenigen im Lande befindlichen Spinnereien den Bedarf der Fabrikation 
nicht deden fönnen, ift dad fremde Garn ald Rohmaterial zu betrachten; ed geht aber gegen 
die Grundfäge einer gefunden Nationalöfonomic, dieſes zu befteuern und dadurd) den Au 
fuhrbandel zu erſchweren. 

In England und Frankreich hat die Nützlichkeit eines Rückzolles ſich bewährt. England, 
welches früher feinen Bedarf an Keinen von Deutſchland bezog, hat durch einen angemeflt- 
nen Schupzoll mit Rüdzoll ed dahin gebracht, daß es nicht nur den Bedarf des eigenen Lan⸗ 
des decken fann, fondern aud) noch bedeutende Partien ausführt. Eine ſchleunige befrie- 
digende Erledigung diefer Angelegenheit, fo tie eine Revifion des Zolltarif im Allgemeinen 
ift daher dringender wie je nöthig, um Taufenden von brodlofen Arbeitern lohnende Beihäl- 
tigung geben zu können. 

Die Schifffahrtö-Frage ſteht mit der Garnfrage in enger Verbindung; durch eine beftie⸗ 
digende Löſung der letztern würden große Baummollen- Märkte in Deutſchland entſtehen. 
Man beredinet, Daß der Bedarf an Baumwolle 600 — 700 Schifföladungen beträgt, welcht 
fünftig direft von Amerika bezogen würden. Die Schifffahrt des Zollvereind bedarf einer eben 
fo fräftigen Aufbülfe wie die Induſtrie; während England, Holland, Spanien und andere 
Länder den direkten Verkehr mit den transatlantifhen Ctaaten durch hohe Differenzialgöle 
begünftigen, ift diefcd im Zollverein nicht der Fall. 





| 
| 
| 
| 
| 
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In Java müffen Preußiſche Schiffe 100 Prozent Ausfuhrzoll auf Kaffee mehr bezah— 
—3* die hollaͤndiſchen; bei der Einfuhr find Iehtere in ähnlicher Weiſe begünſtigt; 4 B. 
ezahlen 
Holländiſche Baumwollen⸗Waaren 
in holländiſchen Schiffen eingeführt 124 Prozent vom Werth. 
Preußiſche Baummollen- Waaren 
in hollaͤndiſchen Schiffen eingeführt 25 Prozent vom Werth, 
in Preußiſchen Schiffen eingeführt 50 - . - 
ungeachtet der Zollverein der grökte Abnehmer der in Holland verkauften Java-Produfte iſt. 
In Cuba müffen deutfche Yeinen, 
in deutichen Schiffen eingeführt, 274 Prozent vom Werth, 
in ſpaniſchen Schiffen eingeführt 154 = : ⸗ 
re tährend im Zollvereine die Erzeugniffe von Cuba, Java ꝛc. zu gleihen Sätzen ein- 
ge rt iverden können, gleichviel ob foldye mit ſpaniſchen, holländifhen oder Preußiſchen 
Hiffen anfommen. In England ift durdy die Nabigationdakte die Einfuhr von Kolonial- 
waaren mit Preußiſchen Schiffen unmöglich gemacht, während die engliſchen Schiffe diefe 
Waaren im Zollverein zu den nämlidyen Sätzen wie vereinsländifhe Schiffe einführen können. 
Unter foldyen Ymfländen ift der traurige Zuftand der Preußiſchen Rhederei erklärlid). 
Während Diefelbe in anderen Staaten fortwährend zunimmt, ift dad Gegentheil bei und der 
Fall. Die Einführung eined Differential= und Reciprozitätsſyſtems wird daher alö die drin- 
Bor: Mafregel angefehen, um die dieffeitige Rhederei zu heben, und den Wohlftand der 
— welche alle Elemente für das Gedeihen einer großartigen Rhederei haben, 
zu fördern. 





II. Petitionen und Denkſchriſten, 
welche bei der Kurie der drei Stände eingegangen. 


I. Berfaifungsangelegenbeiten. #) 


(Bergl. Sitzung der Kurie der drei Stände am 29. Mai.) 


Petition 
betreffend 
die Anerfennung rechtlicher Bedenken als weitere Ausführung der in der 
Mreffe an Se Maejſtät den König darüber enthaltenen Andeutungen und 
gemadyten Borbehalte; fowie Ausſetzung der Wahl des Ausſchuſſes und der 
Staatöfhulden-Deputation. 


Der hohen Kurie der drei Stände erlaubt ſich der Unterzeichnete den Antrag zu ftellen, 
hochdieſelbe wolle in näherer Ausführung der in der Adreſſe niedergelegten Wahrung ftän- 
diſcher Mechte aus der früheren Gefeßgebung, ſowie mit Hinblid auf die auf diefe Adreſſe 
unterm 22, d. M. ertheilte Allerhöchfte Antwort, in der auf den Meg der Petition ald den 
berfaffungsmäßigen gewiefen ift, — eine Petition an Se. Majeftät den König beſchließen, 
deren terentliche Punkte bier nachftehend angedeutet werden follen, während die Nedat- 
it tefp. der borberathenden Abtheilung und der hohen Plenarverfammlung vorbehalten 

eiben muß. 

— das rag el Patent vom 3. Februar ſpricht es auf das Unzweideutigſte 
aus, daß die gefammte Verfaffungsgefeggebung von demfelben Datum als ein * auf 
der früheren Geſetzgebung betradhtet fein will, ſondern auch der Allerhöchſte Erlaß vom 22. 





*) Die hier folgenden vier Petitionen find aus Auftrag der betreffenden Aptheilung gebrudt und dem 
Abtheitungsgutachten beigefügt worden. (Vergi. 11. S. 1087.) 
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d. M. ftellt dad Patent und die Verordnungen vom 3. Februar ald eine Erfüllung der in 
der früheren Gefeßgebung enthaltenen Verheißungen dar, denen nur noch die Verleihung we⸗ 
ſentlich neuer, ſtändiſcher Berechtigungen hinzugefügt Sei. 

Hiernach dürfen die Stände vorausſchen, ſich in volllommener Uebereinftimmung mit 
der Krone zu befinden, wenn fie ald die unantaftbaren Grundlagen der Gefehgebung vom 
3. Februar d. J. die Geſeße vom 22. Mai 1815, 17. Januar 1820 und 5. Juni 1823, fo 
fie dad über die Verheifung dieſer Gefege hinaus Allergnädigft verliehene Recht der Zu— 
ftunmung zu neuen Steuern betrachten, jede weſentliche Abweichung von den in den angeo- 
genen Gefeken dem Wolfe und den Staatögläubigern ertheilten Verheißungen aber alö eine 
Alteration des ftändifhen Rechtsbodens anfehen, die von der Krone nicht gewollt ift und 
deren Nachweis daher gebieterifhe Pflicht der Stände bleibt. Ein folder Nachweis fol in 
Folgenden in kurzen Umriſſen verfucht werden. 

Die Verordnung vom 17. Januar 1820 verpflichtet dic Staatöfhulden - Verwaltung 
behörde, der reichsſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu legen und gewährt der 
Letztern hierdurch die Yebenöbedingung einer gedeihlichen Wirkfamfeit: Die periodifhe 
Ginberufung. 

Daffelbe Gefeh fnüpft an die Mitgarantie der reihöftändifhen Verſammlung nicht nur 
Anleihen, für welche das gefammte Vermögen des Staates zur Sicherheit beftellt wird, oder 
welche zu Friedenszwecken dienen, fondern jeded neue Darlchn, welches aufzunch 
men der Staat zu feiner Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen 
Beften in die Nothwendigkeit kommen möchte. 

Ferner beſtimmt das Gefeh vom 22. Mai 1815, daß die Wirkſamkeit der aud den Pro: 
pingialftänden hervorgegangenen Yandeörepräfentanten fid) auf die Berathung über alle Gr- 
genftände der Geſetzgebung, welche die perfönlicen und Eigenthumsrechte der Staatöbürger 
mit Einſchluß der Befteuerung betreffen, zu erftreden habe, und im Anſchluß an diefe Be: 
flimmung überträgt auch dad Gefeg vom 5. Juni 1823 nur fo lange, als feine allgemeine 
ftändifche Verfammlungen ftattfinden, dad Redyt der Berathung foldyer Gefege, fotveit fie die 
Provinz betreffen, den Provinzialſtänden. 

Es fcheint hieraus ungtoeifelhaft zu folgen, daß, nadydem in dem Vereinigten Yandtage 
die ftändifche Gentralverfammlung ins Leben getreten, der ftändifche Beirath zu Gefegen der 
angedeuteten Art weder durch andere ftändifche Körperfchaften, Ausfhüffe und Provinzial: 
ftände, rechtsgültig erfegt werden kann; noch auch bon dem Erforderniß Diefed Bei⸗ 
rath8 irgend weldye Gefehe der gedachten Art ausgeſchloſſen werden dürfen. 

Endlich ift die Garantie von Staatöfhulden auch weſentlich bedingt durch den Beftand 
ded Staatövermögend und ed können aus diefem Grunde aud) die Verfügungen über die 
Einkünfte und die Subftany der Tomainen nicht gänzlid) der Kognition und Mitwirkung 
der Stände entzogen werden, wie Died der Sinn des & 9 der Verordnung über die Bildung 
des Vereinigten Yandtages zu fein ſcheint. 

‚Hiernad) würden von dem Vereinigten Landtage, nad) unvorgreiflicher Anſicht ded Un 
tergeichnieten, folgende Bitten an ded Königs Majeftät zu richten fein: 

Alterhöchftderfelbe wolle 

1. dad Recht der periodifhen Einberufung ded Vereinigten Landtaged, 

2. dad Recht der Juftimmung defjelben zu allen vom State zu machenden Anleihen, 

3. dad Recht deffelben, den Beirath zu allen allgemeinen Geſehen allein redhtögültig erlhei⸗ 
fen zu dürfen, 

anzuerfennen geruhen und 

4. dem $ 9 der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtages eine authentifche 
Deklaration ertheilen, die jeden Zweifel über dad Verhältniß der Domainen unmög— 
lid) madıt. 

Da jedoch in der Vorausſetzung der Gewährung obiger Bitten, die Stellung ded Ver— 
einigten Audſchuſſes ſowie der ftändifchen Deputation für dad Staatsſchuldenweſen eine mt 
fentlidy veränderte werden muß, in dem Allerhöchften Erlak vom 22. dv. M. aber Sr. Königl. 
Majeftät Ihren getreuen Ständen die Zuſicherung ertheilt haben, diefelben das nächſte Mal 
innerhalb der durch $ 2 der zweiten Verordnung vom 3. Februar d. 3. für die periodiſcht 
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Zufammenberufung centralftändiicyer Berfammlungen vorgefehenen Friſt vollzählig ber: 
ſammeln zu wollen, fo fcheint die Vornahme der Wahlen für diefen Yandtag nody nicht drin- 
gend geboten zu fein und demnach gerechtfertigt, die fernere Bittte an Se. Majeftät den Kö— 
nig zu richten: | 

daß Allerhöchft Derfelbe von der Vollziehung diefer Wahlen auf diefem Yandtage Aller- 

gnädigft abfchen wolle. 

Berlin, im April 1847. 
Der Abgeordnete der Ritterſchaft Anklamſchen Kreiſes 
Grafv. Schwerin. 


An 
Einen hohen eriten Vereinigten Yandtag. 


Der Abgeordnete für Prenzlau, der Ober-Bürgermeifter und Kriminalrath Grabow, 
beantragt z . 
die Anerfennung der den Ständen geſegzlich zuftändigen, in den Allerhöch— 
ten Patenten und Verordnungen vom 3. Februar ec. unberüdfihtigt geblie- 
benen Rechte. 


Deutſchlands Gefchichte beweift, daß, wie im chemaligen deutſchen Reiche dem Kaifer 
Reichoſtände zur Seite ftanden, ohne deren Zuftimmung er feinen Krieg führen, keinen Frie— 
den Schließen, feine Steuern erheben und fein Gefet geben und ändern fonnte, fo in den ein: 
zelnen Territorien, aud denen dad Kaiferreidy gufammengefegt war, neben den Neihöfürften 
Landſtände beftanden, deren mehrentheild in befonderen Urkunden Eeitend jener Fürften 
verbriefte Rechte fehr verfchiedener Art waren, aber hauptſächlich umfaßten dad Recht der 
Zuftimmung zur Steuererhebung, zur Schließung von Bündniffen und zur Führung von 
Kriegen, mindeftens durch Berfagung der Hülfe bei Beftreitung der Kriegätoften, das Recht 
der Erhebung der beiwilligten Steuern und der Kontrole über ihre Verwendung in Gemein: 
{haft mit dem Landeöhern nad) der vereinbarten Uebereinkunft, dad Recht der Einwilligung 
zur Iheilung und Veräußerung des Landes u. f. w. 

Aehnliche Verhältniffe walteten in den verfchiedenartigen Territorien ob, aus denen das 
Preußische Staatögebict zufammengefegt ift, ähnlidye Rechte ſtanden den Ständen diefer ein- 
jelnen Territorien zu, bie fie vom 17ten Jahrhundert ab durch die Ausbildung der unum— 
ſchränkten Souveränität des Yandeöherrn und mit diefer im Widerſpruch nad und nad) 
reftringirt wurden und aulegt ganz und gar verſchwanden, ohne durch einen legalen Akt förm— 
lid) aufgehoben zu fein. (Cl. Simond Preuß. Staatörcht, Ih. I ©. 114 seq.) 

Unter ſolchen Verhältniffen rubhte dad Wefen und der Geift der ältern, deutfcyen Ver— 
faffung, wie er im Vorftehenden angedeutet worden, bis zum Jahre 1806, welches den Preu- 
Biichen Staat durch die franzöfifdye Invafion in feinen Grundfeſten erſchütterte und aus der 
Heihe der Großmächte Europas auszuſcheiden drohte. Um ihn vor einer foldyen Vernichtung 
au retten, ſchuf die patriotifche Zeit der Erniedrigung unter fremdem Joche und der mann: 
haften Abſchütielung deffelben im fühnften Muthe, in der ſchönſten Selbftaufopferung, in 
der hödyften Selbftverleugnung Gefege und Normen, welche den unerſchütterlichen Pfeiler 
jedes Thrones, den Willen freier Menſchen, gründeten, weldye einem Jeden im Volke ge: 
ftatteten, feine Kräfte frei in moraliſcher Richtung zu entwideln, welche die Erbunterthänig- 
feit vernichteten, das unbefhräntte Recht zum Erwerb ded Grundeigenthbumd proflamirten 
und die Städte mündig erklärten, weldhe Gemeinfinn und Gemeinwohlfahrt belebten und dad 
Hefammte Land für König und Vaterland mit einer foldyen Begeifterung erfüllten, daß es 
ihnen gern Gut und Blut zum Opfer brachte, weldye Preußens Wiedergeburt in der Nege- 
nerirung einer ftändifchen Vertretung des Volkes vor feinem Könige feierten. 

Diefe Vertretung ward in den Zeiten der Fremdherrſchaft und der Befreiungäfriege von 
des derftorbenen Königs Majeftät nicht blos wiederholentlich zugefagt, fondern fogar inte- 
rimiftifch ind Leben gerufen. Zugefagt wurde fie: 
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I. in dem Ebdifte über bie Finanzen des Staated vom 27. Oftober 1810 (Befehf. von 
1810, ©. 31), worin vorbehalten ward, „der Nation eine zweckmäßig eingerichtete Reprä⸗ 
fentation, ſowohl in den Provinzen, ald für dad Ganze zu geben;“ 

2. in dem fernerweiten Finanzedifte vom 7. Septbr. 1811, 8 14 (Gefesf. von 1811, 
©. 262), welches die chen gedadhte Zufage „mwicderholte und die interimiftiiche National: 
Repräfentation" anordnete; 

3. in der Verordnung wegen Ernennung des Minifterii d. d. Paris, 3. Juni 1814 
(Gefehf. von 1814, ©. 43), worin über die Anordnung der ftändifchen Verfaffung und Re- 
präfentation nad) der Rückkehr des verftorbenen Königd Majeftät in feine vom franzöfifchen 
Joch durch feined Volkes aufopfernde Liebe und Hingebung befreiten Lande der Beſchluß 
vorbehalten ward, und 

4. in den Beligergreifungd- Patenten an die eroberten und mit der Krone wieder ber: 
einigten Lande vom 5. April, 15. und 22. Mai, 15. und 21. Juni und 19. Septbr. 1815 
(Gefegf. von 1815, ©. 22— 24, 26, 47— 48, 79—82, 127, 194, 196, 204), in melden 
ihnen die „Iheilnahme an der probinziellen und allgemeinen ftändifhen Verfaſſung ver— 
fprochen, die Regulivung und Feſtſtellung der Steuern mit ihrer Zuziehung nad) einem für 
den ganzen Staat zu entwerfenden Plane verheißen und eine wohlthätige, die Laſten ded 
Staates gleich vertheilende Verfaffung die Säule der öffentlichen Wohlfahrt genannt wird.“ 

Mit Nüudficht auf diefe Königlichen, durch die Geſetzſammlung publigirten Zufagen ward 
eine interimiftifche Nationalrepräfentation in den Jahren 1811 bis 1816 fogar ind Leben 
gerufen. Died beweilt: 

1. die Inftruftion für die Generaltommiffion y Regulirung der Kriegoſchulden 
dom 9. Juli 1812. (Gefegfammlung von 1812, ©. 30 im Eingange), 

2. die Verordnung wegen Veräußerung der Staatögüter vom 5. März 1813, 88 
(Gefesf. von 1813, ©. 28), 

3. a Verordnung wegen ber Treſorſcheine vom 5. März 1813, 8 5. (Gefehf. von 1813, 
Geite 24), 

4. die Verordnung wegen Erhaltung der Grundeigenthümer vom 1. März 1815. 
Geſetzſ. von 1815, ©. II), 

5. die Verordnung vom 1. März 1815, wegen Vergütigung der Kriegäleiftungen, und 

6. die Deklaration vom 29. Mai 1816, wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuer- 
lichen Verhältniffe (Gefehf. von 1816, ©. 154). 

Alle dieſe Geſetze find theild zur Organifation der interimiftifchen Nationalrepräfentanten, 
theild mit ihrer Zuziehung erlaffen und dadurd) jene Königlichen Zufagen gewiſſermaßen 
verwirklicht worden, fo daß fie und inſoweit fie ſtändiſche Rechte begründen, nicht unberüd- 
fichtigt bleiben fönnen. 

Abgefehen von diefen Zufagen des verftorbenen Könige Majeftät, auf welche in dem 
Allerhöchften Patente vom 3. Februar c., betreffend die ftandifchen Einrichtungen, —* 
genommen wird, beſitzen wit aber auch ein Staats-Grundgeſetz, welches die allgemeine ſtaͤn 
diſche Vertretung unumwunden anordnet. Dies ift Die während der Beſitzergreifung der neuen 
Provinzen, zwei Monate nad) Napoleond Rüdfehr von Elba, im Augenblid der Rüftung 
der Preußiſchen Nation zum neuen Kampf auf Leben und Tod, zu neuen Opfern, vierzehn 
Tage vor der Bublitation der Bundesatte, ſechs und zwanzig Tage vor der Schladt von 
Materloo ergangenen Verordnung über die zu bildende Mepräfentation des Voltes d. d. Wien, 
den 22, Mai 1815 (Gefehf. von 1815, ©. 103 — 104), Sie giebt dem Alles für König 
und Vaterland opfernden Volke ald ein Pfand Königlichen Vertrauens eine ftändifche Volls⸗ 

oder Sandeörepräfentation, gebildet durch eine aus den dem Bedürfniſſe der Zeit gemäß reſp. 
yiederherguftellenden und neuanzuordnenden Probinzialftänden zu ‚ertvählende, in Berlin 
ihren Sig habende Verfammlung der ftändifcdyen Landeörepräfentanten, mit dem Rechte „der 
Berathung über alle Gegenftände der Geſetzgebung, welche die perfönlichen und Eigenthums⸗ 
rechte der Staatöbürger, mit Einſchluß der Beſteuerung, betreffen“. 

Sie ordnet außerdem zum 1. September 1815 den Jufammentritt einer Kommiflion 

aus einfichtövollen Staatsbeamten und Cingefeffenen ‘der Provinz am, melde fid) be— 
ihäftigen ſoll: 
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1. mit der Organifation der Provinzialftände, 
2. mit der Organifation der Qandeörepräfentanten und 


3. mit der Ausarbeitung einer Berfaffungsurfunde, enthaltend die Grundfäge, in welchen 
die bürgerliche Freiheit und die Dauer einer gerechten, auf Ordnung gegründeten Verwal— 
tung bi8 dahin Sicherheit fanden, und beauftragt den Staatskanzler mit der Vollziehung 
diefer Anordnung. 


Wenngleich mit juridiicher Gewißheit nicht nachzuweiſen ift, daß Die eingefekte und be- 
rufene Berfafjungdfommiflion ihren Auftrag erfüllt hat, fo beweiſen dod der Art. 13 der 
Bundesatte vom 8. Juni 1815, die Art. 53—61 der Bundesfchluß-Afte vom ME 1820 


24. Imi 

und die Verordnung wegen Einführung des Staatsrathes vom 20. März 1817, 82 (Gefenf. 
Anh.von 1818, ©. 150; von 1820, ©. 126 bid 127 und von 1817, ©. 68), daß die durch 
dad Gefeg vom 22. Mai 1815 der Nation verlichene landſtändiſche Werfaffung von Bun— 
des wegen anerfannt war, aufrecht erhalten werden follte und daß man nod) immer mit 
Ausarbeitung der Verfaſſungsurkunde befhäftigt war. Ja, dad Etaatd- Grundgefeg vom 
17. Januar 1820, betreffend die fünftige Behandlung des Staats-Schuldenweſens (Gefepf. 
bon 1820, ©. 9) läßt keinem Zweifel darüber Raum, daß die in dem Gefch vom 22. Mai 
1815 mit einem beftimmten Attribute, dem Berathungsrechte, verſehene „Verfammlung der 
Zandeörepräfentanten“ eine „reihöftändifhe Verſammlung“ fein follte; denn dies Geſetz 
fprady die Unterordnung des „gefammten Staats-Schuldenweſens ded Staates unter die 
Reihöftände* aus und ermeiterte dicd der Verſammlung der Zandeörepräfentanten beigelegte 
Attribut ded Beirathed durch neue Attribute, indem es: 


1. im Art. II „neue Darlchne, welche der Staat künftighin zu feiner Erhaltung oder zur 
Drwerung des allgemeinen Beſten aufzunchmen genötigt fein follte, an die Zuzichung und 
litgarantie, d. i. an die Zuftimmung, an den Konſens der reichsſtändiſchen Verſammlungen 
nüpfte;“ indem c8 
2. im Art. IX „den Vorſchlag dreier Kandidaten für die Boften der Präfidenten und 
der Mitglieder der Hauptverwaltung der Etaatöfdyulden der reihöftändifchen Verſammlung 
übertrug“, indem es 


3. im Art. VII „die Staatöfhulden- Berwaltungdbehörde verpflichtete, der reihöftän- 
diihen Berfammlung alljährlidy Rechnung zu legen zum Zmed des dem Staats-Oberhaupte 
für die Ertheilung der Decharge zu erftattenden Gutachtens“, indem es endlid) 

4. im Art. XIV „mit dem Zufammentritt der reihöftändiihen Verfammlung ihr den ge: 
meinſchaftlichen Verſchluß der eingelöften Staatöfhulden- Dokumente mit der Staatöfhul: 
den-Berwaltungöbehörde alljährlidy nad) erfolgtem Rehnungsfhluffe und die abgefonderte 
und ſichere Aufbewahrung diefer Dokumente zur Pflicht madyte.* 

Diefe vier Attribute, welche ſich auf die Konfentirung neuer Staatsanleihen und Kon- 
trolirung aller bereitd vorhandenen Staatöfhulden ohne Ausnahme durdy Ueberwachung 
der hinreihenden Sicherftellung, der regelmäßigen und pünktlichen Verzinfung und der all: 
mäligen Tilgung Seitens der reihöftändifchen Verfammlung erfiredten, waren vom Geſetz— 
geber felbft „untoiderruflidh* verliehen, nad) ihnen follte dad gefammte Staats-Schulden— 
weſen ‚ungausgeſetzt“ verwaltet werden, auf ihre pünttlihe Befolgung in ihrem ganzen Um— 
fange wollte der Gefeßgeber nicht blos Selbft „unabläffig wachen“, fondern er machte auch 
alle dabei betheiligten Staatöbehörden für die unbedingte und pünktliche Audfürhrung der- 
felben ausdrüdlid) ‚verantwortlich“‘ (cf. Eingang, Art. XXL und XXIII,. 

Diefe der Nation und der Verfammlung der Zandeörepräfentanten, der reihöftändifchen 
Verfammlung verliehenen Rechte find rüdlichtlid) der Organifation der Provinzialftände 
durd) dad Geſetz vom 5. Juni 1823 (Geſetzſ. von 1823, S. 129) erfüllt. Grundeigenthum 
follte Bedingung der Standſchaft, die Provinzialftände follten das gefegmäßige Organ der 
verſchiedenen Stände der Untertanen der Provinz fein, fie follten, „fo lange keine allge- 
meinen ftändifchen Verſammlungen ftattfinden, die Entwürfe folder allgemeinen Gefepe, 
welche Veränderungen in Perſonen- und Eigenthumörchten und in den Een zum Ge: 
genftande haben, fo weit fic die Provinz betreffen, berathen.“ 
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Am Schluſſe heißt «8: 

„Dann eine Jufammenberufung der allgemeinen Zandftände erforderlich fein twird und 
mie fie dann aud den Brovinzialftänden hervorgehen follen, Darüber bleiben die weiteren Be: 
ftimmungen vorbehalten.“ 

Diefer Zeitpunkt ift durd) dad Allerhöchſte Konvotationdpatent vom 8. Februar c. ein- 
getreten und dad Wic des Hervorgehend der allgemeinen Zandftände aud den Provinzial: 
ftänden durd) dad Allerhöchfte Patent und die Verordnungen vom 3. Febr. e. beftimmt, 

Dad Erftere erflärte ausdrüdlidy: „Fortbauen zu wollen auf den von des verftorbenen 
Königd Majeftät gegebenen Gefegen, namentlid auf der Verordnung über dad Staat 
Schuldenmwefen vom 17. Januar 1820 und auf dem Geſetze wegen Anordnung der Provin⸗ 
zialftände vom 5. Juni 1823.* Es find fomit nicht blos die beiden, ſpeziell benannten Ge- 
fee, fondern auch die Verordnung über die zu bildende Repräfentation des Volkes vom 

22. Mai 1815, da fie nad) 

8 59 der Einleitung zum Allg. Landrecht 

nicht auödrüdlidy aufgehoben worden und aud) ald Staatd-Grundgefege, welche die perfön- 
lichen ftändifhen Rechte der Staatöbürger betreffen, ohme Beirath der Stände und weil fie 
fi zum Iheil als unmwiderruflicy und unter Berantwortlichkeit unausgefept anwendbar felbft 
ankündigen, alfo vom ethiſchen Standpunkte aus überhaupt nicht aufgehoben und geändert 
werden konnten, nody jetzt in voller Kraft. Sie ftehen aber mit dem Allerhöchſten Patente 
und den dazu gehörigen drei Verordnungen vom 3. Februar c., weldye cbenfalld legali modo 
publizirt find und vim legis erhalten haben, im mehrfadyen Widerſpruch. 


Denn 

1. nad) 8 3 der Verordnung vom 22. Mai 1815 und nad) Art. I, IX, XI und XIV 
der Verordnung vom 17. Januar 1820 ift nur von Einer aus den PVrovinzialftänden zu 
mählenden —— der Zandeörepräfentanten, von Einer reichoſtändiſchen Verſamm 
lung mit gewiffen, diefer Verſammlung untheilbar zugeftandenen Attributen die Rede, wäh: 
rend das Allerhöchfte Patent und die Verordnung vom 3. Februar c. drei Verfammlungen: 
den Vereinigten Landtag, den Vereinigten ftändifchen Ausſchuß, die ſtändiſche Deputation für 
dad Schuldenweſen geſchaffen und einer jeden Verfammlung einzelne Theile von Rechten, 
fei ed zur alleinigen Ausübung, fei ed in Vertretung der anderen Verfammlungen, beigelegt 
haben, welche nad) den älteren, nody gültigen Gefegen ein ungetheiltes, unwiderruflichts 
Attribut der einen Land⸗ oder reihöftändihen Verfammlung fein und bleiben follten. Nur 
der Vereinigte Yandtag ift aus den Provinzialftänden hervorgegangen, wie dic Verordnun: 
gen vom 22. Mai 1815 und vom 5. Juni 1523 beftimmen, aus ihm erft, aljo nicht meht 
aus den Provinzialitänden, follen wiederum der Vereinigte Ausfhuß und die Staatöfhulden- 
Deputation hervorgehen, mithin ift offenbar eine weſentliche Veränderung in der früher zu 
gefiherten Organijationöweije der reidhöftändiihen Berfammlung vorgenommen worden. 
Damit ſoll nicht behauptet werden, daß eine Uebertragung reichoſtaͤndiſcher Rechte an Aud 
ſchüſſe und Deputationen ſtets ausgeſchloſſen bleiben müffe, vielmehr wird fie in manchen 
Fällen nothivendig werden, aber nur in eigenem Auftrage der reichsſtändiſchen Verſammlung 
durd) ihre, einer Betätigung nicht weiter unterlicgende freie Deputirtenwahl und durd) Er- 
theilung ihrer befonderen Vollmacht und Inſtruttion für den von ihr ertheilten und nicht in 
einem Öefege gebotenen Auftrag. 

2, Nach 8 4 der Verordnung vom 22, Mai 1815 erftrectt ſich die Wirkſamkeit der Lan— 
deörepräfentanten auf die Berathung über alle Gegenftände der Geſetzgebung, welche die 
perfönlihen und Eigenthumsrechte der Staatöbürger mit Einſchluß der Befteuerung betreffen. 
So lange keine allgemeinen ftändifhen Verſammlungen ftattfanden, follten nad} Art. III, 2 der 
Verordnung vom 5. Juni 1823 die Entwürfe folder allgemeinen Gefehe, welche Verände: 
rungen in Perſonen⸗ und Eigenthumsrechten und in Steuern zum Gegenftande haben, ſo 
weit fie die Provinz betreffen, den Provinzialſtänden vorgelegt werben. 

Die allgemeine ftändifche Verfammlung ift jest im Vereinigten Zandtage vorhanden, 
folglich muß der Art. III, 2 der Verordnung vom 5. Juni 1823 eo ipso zefliren und fann 
in folhen Fällen nur allein der Vereinigte Yandtag eintreten. 

Allein Dad Allerhöchite Patent vom 3. Febr. c. sub Nr. 3 a) die Verordnung vom 3. Ft 
bruar c., betreffend die Bildung des Vereinigten Landtages im 8 12, und die Verordnung 
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bom 3. Berner c., betreffend die periodifhe Zufammenberufung des —— ftändifchen 
Audihuffes, übertragen died Recht ded Beirathes: mit Vorbehalt dem Vereinigten Landtage, 
in der Regel aber in deffen Vertretung dem Vereinigten Ausihuffe und in gemiffen Aus- 
nahmefällen fogar den Provinzial: Landtagen, ja diefer Beirath, weldyer nad) 8 9 in Ber: 
bindung mit $ 12 der Verordnung über die Bildung ded Vereinigten Landtages und nad) 
8 3 der Verordnung über den Vereinigten Ausſchuß fonft bei allen Steuergefegen ohne Aud- 
nahme auögefproden und anerkannt ift, fällt dod) nad) 8 10 der erfteren Verordnung für 
die weder zu beivilligenden, noch zu berathenden Kriegöfteuern ganz fort. 


3. Nad) Art. II der Verordnung vom 17. Januar 1820 foll, wenn der Staat zu feiner 
Erhaltung oder zur Förderung des allgemeinen Beften in die Nothivendigfeit kommen follte, 
zur Aufnahme neuer Darlehne zu fchreiten, dies nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie 
(Zuftimmung) der reihöftändifhen Verſammlung geſchehen. Der 8 4—T der Verordnung 
dom 3. Februar c., wegen Bildung des Vereinigten Landtages, überträgt Died Recht dem 
Vereinigten Zandtage nur bei neuen Darlehnen, für welche dad gefammte Vermögen und 
Eigenthum ded Staated zur Sicherheit beftellt wird, und nur wenn folde in Friedenszeiten 
zur Dedung des Staatöbedürfniffed aufgenommen werden, während dergleidyen Darlehne 
im Falle eined zu erwartenden oder bereitd ausgebrochenen Krieges aud) durch Die bloße * 
ziehung der nicht aus den Provinzial, fondern aus den Vereinigten Landſtänden hervor— 
gehenden Deputation für dad Schuldenmwefen gültig gefchhloffen werden können (cf. 8 1, 4 der 
Verordnung vom 3. Februar c. betreffend die Bildung einer ftändifhen Deputation für 
dad Staats-Schuldenwefen). 


4. Nach dem Allerhöchften Watent vom 3. Februar c. Nr. 1, $ 1 der Verordnung vom 
3. Februar c., betreffend die Bildung ded Vereinigten Landtages und 8 2 der Verordnung 
bom 3, Februar c., betreffend die periodifhe Wiederkehr ded Vereinigten ftändifchen Aus- 
ſchuſſes und $ 5 der Verordnung über die Staatöfchulden-Deputation tritt der Vereinigte 
Landtag nur nad) Bedürfniß und fo weit es für angemeffen erachtet wird, der Vereinigte 
Ausſchuß fpäteftend alle vier Jahre und nur die Staatöfhulden-Deputation alljährlich) zu- 
fammen. Dagegen verordnet dad Geſetz vom 17. Januar 1820 im Art. XIH, daß der reichs- 
ftändifhen Verfammlung — Rechnung gelegt werden und ſie ſich über dieſelbe Be— 
hufs der von des Königs Majeftät zu ertheilenden Decharge gutachtlich äußern und im 
Art. XIV, daß fie alljähtlich näch erfolgtem Rechnungsſchluſſe im Verein mit der Staats— 
{dulden : Berwaltungöbehörde die eingelöften Staatöfhulden-Dofumente in gemeinſchaftlichen 
Verfhluß nehmen folle. Abgefehen davon, daß der Vereinigte Landtag diefe Funktionen mit 
den beiden anderen ftändifchen Störpern theilt, 

8 8 der Verordnung über den Vereinigten Zandtag, 

$ 4 der Verordnung über den Vereinigten Ausſchuß, 

$ 4 der Verordnung über die Staatfhulden-Deputation, 
abgeſehen davon, daß fie nur durd) eine vom Vereinigten Landtage zu beauftragende Depu: 
tation vorbereitend werden geübt werden fönnen, ift jedenfalld in den obigen Attributen der 
reihöftändifchen Verfammlung ihre periodiſche Wiederkehr gefichert, welche dem Vereinigten 
Landtage fehlt, und ihm allein eben, Ausbildung und Gebeihen zu geben vermag. 

5. Nach dem Art. IX der Verordnung vom 17. Januar 1820 follen für jede bei der 
Hauptverwaltung der Staatöfhulden erledigte Stelle Sr. Majeftät dem Könige drei Kan- 
didaten von der reihöftändifchen Verſammlung vorgefchlagen werden, während nad) $ S der 

erordnung über die Bildung ded Vereinigten Yandtaged und nad) $ 4 der Verordnung über 
den Vereinigten ftändifchen Ausfhuß Died Recht des Vorſchlages dem aus den Provinzial: 
Händen hervorgegangenen Vereinigten Zandtage und in feiner Vertretung dem aus ihm her- 
dorgegangenen Vereinigten Ausſchuß beigelegt ift. 

Dieſe Widerfprüche der beftehenden, neueren und älteren ſtändiſchen Gefehgebung be- 
dürfen nothivendig und um fo mehr einer ſchleunigen Löfung, als die älteren Gefege nicht 
ohne Weiteres aufgehoben und mobdifizirt find, und aud ihrem Wortlaute nad), wenigſtens 
nicht ohme Anhörung der Stände aufgehoben und modifizirt werden konnten, und ald die 
Mitglieder der hohen Verſammlun Dieter Widerfprüche wegen in ihrem Gewiſſen ſich beengt 
fühlen, fofern fie neue Schulden fonfentiren oder zur Wahl der Mitglieder deö Vereinigten 
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Ausihuffes und der Staatsihulden- Deputation fchreiten follen, weöhalb ich bei Einem 

Hohen Vereinigten Xandtage ganz gehorfamft dahin antrage: 
ded Könige Majeftät allerunterthänigft zu bitten, die im Vorſtehenden hervorgehobenen, 
unverfehrt fortbeftehenden, zeitherigen ftändifchen Rechte Allergnädigſt anzuerkennen und 
fie der neuen Geſetzgebung einzuverleiben, 

wodurd) außer Zweifel gefeht werden würde: 

1. daß der Vereinigte Landtag diejenige reichsſtändiſche Verſammlung fei, deren die Ver: 
ordnung vom 17. Januar 1820 gebentt, 

2. daß er periodiſch jährlidy wiedertehren werde, 

3. daß nur er allein die dem Vereinigten Ausſchuſſe und der Deputation in feiner Ber- 
tretung und refp. zur felbfiftändigen Ausübung übertragenen ftändifchen Rechte u 
habe, und mithin die-aud ihm nur erft hervorgehenden beiden anderen ftändijchen Körper: 
haften überflüffig feien und 

4. daß er alle neuen Staatdanleihen ohne alle Ausnahme zu konfentiren und er zu allen 
Steuern ohne Auönahme refp. feine Zuftimmung und feinen Beirath zu ertheilen habe. 

Berlin, den 29. April 1847. 


Grabom. 
An 
dic hohen zum Vereinigten Landtage verfammelten Stände hier. 
Antrag 
der Abg. Gräß und Naumann, 
betreffend 


die Verordnungen vom 3. Februar d. 3. 


In der an Se. Majeftät den König gerichteten Adreſſe ift vorbehalten worden, auf bie: 
jenigen Punkte der Verordnungen vom 3. Februar c. näher einzugehen, in welchen dieft 
Nerorbnungen mit den äfteren, die ftändifhen Rechte begründenden Gefege nicht überein- 
ſtimmen. Bon diefem Vorbehalte erlauben wir und Gebrauch zu machen und bie Aufmerk: 
famfeit der hohen Stände auf folgende Punkte zu lenken. Zunächſt ift es die Verordnung 
vom 17, Januar 1820, welche in den Verordnungen vom 3. Februar d. 3. nicht volle Ancr: 
tennung und Beftätigung erhalten hat. — 

Im Artitel I der Verordnung vom 17. Januar 1820 wird der Betrag der verzindlihen 
allgemeinen Schulden ded Staates auf die Summe von 180,091,720 Thfen. feftgefeht, 
und dann eiter verordnet: 
Artitel U. Wir erflären diefen Staatsſchulden-Etat auf immer für geſchloſſen. Ueber die 

darin angegebene Summe hinaus darf kein ——— oder irgend ein 
andered Staatöfdhulden-Dotument auögeftellt werben. — Sollte der Staat künftig 
zu feiner Erhaltung oder zur Förderung deö allgemeinen Beften in bie Rothwen 
digfeit fommen, zur Aufnahme eines neuen Darlehns zu ſchrtiten, fo kann folded 
nur mit Zuzichung und unter Mitgarantie der künftigen reichbſtändiſchen Ver: 
fammlung geſchehen. 

Artifel II. Für die fämmtlichen jest vorhandenen und in dem von Und vollzogenen lat 
angegebenen Staatöfhulden und deren Sicherheit, in ſoweit letztere nicht ſchon 
durch Spezialhypotheken gewährt iſt, garantiren Wir hierdurch für Und und 
Unſere Nachfolger in der Krone mit dem gefammten Vermögen und Eigenthum 
des Staates, insbefondere mit ſämmtlichen Domainen, Forſten und ſekulariſitten 
Gütern im ganzen Umfange der Monardjie, mit Ausſchluß derer, welche zur 
Aufbringung des jährlichen Bedarfed von 2,500,000 Ihlen. für den Unterhalt 
Unferer Königlichen Familie, Unfern Hofftaat und ſaͤmmiliche prinzliche Hof 
ftaaten, fo wie auch für alle dahin gehörigen Imftitute 2c. erforbeiih find 

Dieſe Beftimmungen find ar. Artikel IM handelt lediglich von den, durd) die Verord- 

ng im Artitel I auf 180 Milionen feftgefegten Staatoſchulden; für diefe Schulden wird 


a = 
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dad gefammte Vermögen und Eigenthum deö Staateö ald Garantie beftellt. Der Schlußſat 
des Artikel IE handelt ganz allgemein von fünftigen Darlehnen, und beftimmt, daß fein 
Darlehn ohne Zuziehung und Mitgarantie der Kündti en Reichsſtände aufgenommen werden 
fol. Insbefondere wird nicht verordnet, daß diefer Beftimmung nur ſolche Darlehne unter: 
worfen feien, welchen die Garantie nad) Artifel III bewilligt wird, und daß Darlehne ohne diefe 
Garantie audy ohne Zuziehung und Mitgarantie der Reihöftände kontrahirt werden dürften. 
Dagegen beftimmt die Verordnung I vom 3. Februar c. im $ 4: 
dem Wereinigten Zandtage übertragen Wir die im Mrtifel II der Verordnung vom 
17. Januar 1820 vorbehaltene ſtändiſche Mitwirkung bei Staatdanleihen, und follen 
demgemäß neue Darlehne, 
für welche das gefammte Vermögen und Eigenthum des Staated zur Sicherheit beftellt 
wird (Artitel III der Verordnung vom 17. Januar 1820), 
fortan nicht ander8 ald mit Zuziehung und unter Mitgarantie ded Vereinigten Landtages 
aufgenommen werden. 

Der Zwifchenfag: „Für welche 2c.“ bezeichnet in dDiefem Paragraphen die neuen Darlehne, 
welche nicht anderd, ald unter Zuziehung und Mitgarantie ded Vereinigten Yandtaged auf- 
genommen werben dürfen, und dies find danach Lediglich foldye Darlehne, 

für welche dad gefammte Vermögen und Eigenthum des Staated zur Sicherheit beftellt wird. 
Daraus würde folgen, 

daß Darlehne, für weldye dad gefammte — und Eigenthum des Staates nicht 

zur Sicherheit beſtellt wird, ohne Zuziehung und Mitgatantie des Vereinigten Landtages 

aufgenommen werden können. 

Nach der Faffung ded 8 4 der Verordnung vom 3. Februar c. über die Bildung des 
Vereinigten Landtages fcheint ed, daß mit der dieöfälligen Beftimmung der Vorfchrift deö 
Artifeld II der Verordnung vom 17. Januar 1820 ein Genüge gefchehen folle; allein dann 
würde diefer Artitel nicht feinem wahren Sinne entſprechend aufgefaßt worden fein. Denn 
— tie. bereitd erwähnt — beftimmt Artikel II der Verordnung vom 17. Januar 1820 
ganz Kar, 

daß ein neued Darlehn — ohne Rückſicht auf die zu gewährende Sicherheit und ohne 
allen Unterſchied — nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der fünftigen Reicyöftände 
aufgenommen werden darf. 

Die Verordnung vom 17. Januar 1820 wurde erlaffen, 

um durd) die beabfichtigte künftige Unterordnung der Staatöfhulden-Angelegenheit unter 
die Reichsſtände dad Vertrauen zum Staat und zu feiner Verwaltung zu befeftigen, und 
den aufrichtigen Willen des Königs, allen Staatögläubigern gerecht zu werden, um fo 
unzweideutiger an den Tag zu legen, als der König zugleich wegen Sidyerftellung, fo mic 
wegen regelmäßiger Verzinfung und allmähliger Tilgung aller Staatöfhulden das Nöthige 
unmwiderruflid) feſtſetzte. 

Die Beftimmungen des Geſetzes find alfo ausdrüdlidy für unwiderruflich erklärt, 
und diefe Erklärung ift bindend, ſowohl den Reichsſtänden gegenüber, wenn immer fie cin- 
gefegt werben mochten, ald auch den Staatögläubigern gegenüber, welche 180 Millionen 
Ü fordern hatten. Soll der Vereinigte Landtag die ftändifche Inftitution fein, welche die 

Serordnung vom Jahre 1820 unter „reihöftändifcher Verfammlung“ verftanden hat, fo 
ftcht ihm aud) dad Recht zu, darüber au wachen, j 
daß ohne feine Zuzichung und Mitgarantie kein Darlehn für den Staat aufgenommen 
werde und auch ein ſolches nicht, 
für welches nicht dad gefammte Vermögen und Eigenthum des Staated zur Sicherheit 
beftellt wird. 

Iſt dem Vereinigten Zandtage die ftändifhe Mitwirkung, wie fie nad) dem Gefege vom 
Jahre 1820 ausdrücklich und unwiderruflich vorbehalten worden ift, in Beziehung auf Dar- 
Ichne der letzteten Kategorie durch die Verordnung vom 3. Februar c. nicht übertragen, 
fo folgt daraus: 

daB — fo lange Died nicht geſchieht — dergleichen Darlehne für den Staat überhaupt 

nicht aufgenommen werben konnen. 
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Außerdem weichen die Verordnungen vom 3. Februar c. darin von den Beftimmungen 
des Geſetzes vom 17. Januar 1820 ab, daß fie einen Unterfchied machen zwiſchen Darlehnen, 
welche in Friedensgeiten, und folden, welche für oder in Kriegözeiten aufgenommen werben. 
Nach den 8 5, 6, 7 der Verordnung I vom 3. Februar c. foll im Kalle eincd zu erwartenden 
oder bereitd ausgebrochenen Krieged, wenn die Einberufung ded Vereinigten Yandtaged in 
Berüdfihtigung der obmwaltenden politiſchen Verhältniſſe nicht zuläffig befunden werden 
möchte, bei Aufnahme von Darlehnen die ftändifhe Mitwirkung durch Zuziehung der Depu— 
tation für dad Staatd-Schuldenwefen erfegt werden. Es hätte zweifelhaft erſcheinen können, 

ob unter dem Auödrude „Zuziehung* nicht diejenige Mitwirkung, welche dem Vereinigten 

Zandtage bei der Aufnahme von Darlehnen in Friedenszeiten übertragen worden ift, zu 

verftehen fei; 
allein diefer Zweifel ift durdy die Erflärung ded Königlichen Landtags Kommiffariud in der 
Eigung vom 15. d. M. gehoben. Danach fol die Deputation nur zugezogen werden, um 
Zeugniß ablegen zu fönnen, mie die Regierung gehandelt habe. Eine ſolche Mitwirkung 
eines ftändifhen Organs kann fein Erſatz fein für die Rechte, welche das Geſetz vom 17. Ja: 
nuar 1820 der reihöftändifhen Verfammlung vorbehalten hat. Died Gefeh nimmt die Auf 
nahme von Kriegsſchulden nicht nur nicht aus, fondern eö redynet Ichtere recht eigentlich mit 
v den Schulden, welde nur mit Zuziehung und unter Mitgarantic der reihöftändiihen 

erfammlung aufgenommen werden fönnen, indem es im Artikel Il von „zu feiner Erhaltung“ 
nothivendigen Darlehnen ſpricht. 

Hieraus muß gefolgert twerden, 

daß dergleichen Darlchne, ohne Zuziehung und Mitgarantie des Vereinigten Landtaged 

für den Staat nicht aufgenommen werden fönnen, 

Nächſt der Verordnung vom 17. Januar 1820 ift ed auch dad Geſetz vom 5. Juni 1823, 
welches durch die Verordnungen vom 3. Februar c. nicht volle Anerkennung und Beftäti- 
gung erhalten hat. Nach dem Gefege wegen Anordnung der Provinzialftände vom 5. Juni 
1823 sub III Nr. 2 follen, fo lange feine allgemeinen ſtändiſchen Verſammlungen Statt 
finden, die Entwürfe folder allgemeinen Gefege, weldye Veränderungen in Perfonen und 
Eigenthumärechten und in den Steuern zum Gegenftande haben, fo weit fie die Lege 
betreffen, den Provinzialftänden zur Berathung vorgelegt werden, und es folgt hieraus, da 
dergleichen Geſetze, nachdem nunmehr allgemeine ftändifche Verfammlungen des Vereinigten 
Landtages Statt finden, dem Ichteren zur Berathung vorzulegen find. Diefer Beftimmung 
und diefem Rechte entgegen verordnet dad Beer I vom 3. Februar c. im & 10: 

daß für den Fall eines Krieged vorbehalten bleibe, außerordentliche Steuern ohne die Ju: 
ftimmung ded Vereinigten Landtages auszuſchreiben. | 

Eine ſolche Ausnahme geitattet dad Gefeg vom 5. Juni 1823 nicht, und follte das Gefch, 
welches die Grundlage der Rechte der Stände bildet, hierin geändert werden, fo fonnte und 
tann es nicht anderd ald unter Zuftimmung der beredhtigten Stände geſchehen. Da dielt 
Zuftimmung weder erfordert noch ertheilt worden ift, fo kann die Menderung ded Gefcked 
vom 5. Juni 1823 ald verbindend für die Stände nidyt eradytet werden, vielmehr wird das 

Recht der Stände ald verfaffungdmäßig fortbeftchend anzuerkennen fein, 
daß auch außerordentliche Steuern in Kriegögeiten nur dann ausgeſchrieben werden fönnen, 
wenn die Stände vorher die betreffenden Gefegentwürfe berathen haben. 


———— — 


Unſern gehorſamſten Antrag ſtellen wir dahin: 

1. daß die hohen zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände die vorſtehend ent- 
mwidelte Anficht, wonach 
1. fo lange dem Vereinigten Yandtage nicht das, durch das Geſetz vom 17. Januar 
1820 der reihöftändifchen Verſammlung vorbehaltene Recht im entfpredyenden Um— 
fange übertragen worden, Darlehne, für welche nicht dad gefammte Vermögen und 
Eigenthum des Staates zur Sicherheit beftelt wird, überhaupt nicht aufgenommen 
werden fönnen; 

2. bei Darlchnen für oder in Kriegszeiten die bloße Zuziehung der Deputation für das 
Staatd- Schuldenmwejen nicht ausreichend ift, die nach dem Geſetze vom 17. Januar 





u 


Verfaffungdangelegenbeiten. 621 


1820 bei Aufnahme von Darlehnen ohne Unterſchied erforderliche Zuziehung und 
Mitgarantie ded Vereinigten Yandtaged zu erfegen; 
3. aud) außerordentliche Steuern in Kriegdzeiten nur dann audgefchrieben werden fön- 
nen, wenn die Stände vorher die betreffenden Gefegentwürfe berathen haben; 
zu der ihrigen madıen; 
N. daß diefe Anficyt in einer Denkſchrift ausgeſprochen und Ichtere 
I. mit dem gleicyzeitigen Anheimftellen, durdy geeignete Verordnungen nad) erfolgter 
Vereinbarung mit dem Vereinigten Yandtage die Gefege dom 3. Februar e. mit den 
ältern Gefegen in Einklang zu bringen, Sr. Majeftät dem Könige zu überreichen. 
Berlin, den 28, April 1847. 
Grätz. Naumann. 


Der Unterzeichnete giebt ſich die Ehre, die dem Herrn Landtags-Marſchall eingereichte 
Begründung feine Antrages auf regelmäßige Berufung des Vereinigten Land— 
taged von 2 zu 2 Jahren den verehrten Mitgliedern der zweiten Kurie zur Kenntniß— 
en di vorzulegen. 

Berlin, den 1. Mai 1847. 
Gamphaufen. 
Beier. 

Bor und nadı dem Erlaffe der Allerhöchften Verordnungen vom 3. Februar d. 3. trat 
bon den an die Kortbildung unferer ſtaatlichen Verhältniſſe ih knüpfenden Fragen, die 
Arge in den Vordergrund: Db der Gentralverfammlung der Stände ded Landes die in be- 

immten Zeitfriften regelmäßig tiederfehrende Berufung zugeſichert werden müffe. Auch in 
der erften Verhandlung ded Yandtagcs war, ausgefprodyen und nicht auögefprodyen, unmit- 
telbar und mittelbar dieſe Frage der Mittelpunkt, um melden Rede und Gegentede, Angriff 
und Vertheidigung fidy bewegten. Im Allgemeinen find dafür, daß dem Vereinigten Zand- 
tage die periodifche Einberufung, und zwar die jährlidye Einberufung, zukomme, nur die ge- 
feplihen Gründe erörtert und die aus der Natur der Sadıe, fo wie aud den beftehenden 
Verhältniffen zu entnehmenden der weiteren Entwidelung vorbehalten worden. 485 Mit: 
glieder der Verſammlung haben die Erklärung abgegeben: fie feien die Reihöftände, und 
dad den Reichsſtänden zuitchende Recht fei ihr Recht. Unter Berüdfihtigung, daß von den 
übrigen Mitgliedern Viele derfelben Ueberzeugung waren und nur deshalb nicht zuftimmten, 
weil den nadyfolgenden Erklärungen die vollftändige Llebereinftimmung mit den borangegan- 
genen fehlte, erhellt, daß die verfammelten Abgeordneten beinahe einftimmig jene Leberzeu- 
gung theilten. Sie wurde faum beitritten und nur dad nicht zugegeben, dak aus dem Ärti— 
tel XI der Verordnung v. 17. Januar 1820, wonach die Staatsfhulden-Berwaltungäbe- 
börde der künftigen reihöftändiihen Verſammlung alljährlid) Rechnung zu legen hat, ein 
Anfpruc auf regelmäßig wiederkehrende Berufung herzuleiten fei. Die geltend — 
Gründe beſchräntten ſich im Wefentlihen auf folgende: Die jährliche Ablegung der Rechnung 
durch die Staatoſchulden-Verwaltungsbehörde bedinge nicht die jährliche Abnahme diefer 
Rechnung, noch dad jährliche Gutachten zur Vorbereitung der Dechatge. Dad Staatöfhul- 
den⸗-Geſet fpreche ebenfowenig ald ein anderes Geſetz auödrüdlid aus, daß jährlid) eine 
reihöftändische Verfammlung ftattfinden folle; dad erftere enthalte Davon nur eine beiläufige 
Erwähnung in einem Urtifel, der über einen anderen Gegenjtand Beftimmung treffe. Das 
in diefem Artikel übertragene Gefchäft fei zu unerheblih, um daraus die Nothivendigkeit der 
jährlichen Berufung einer großen Verfammlung herzuleiten. Diefen Gründen wird 'entgegen 
eig Es fönne von einer Verfammlung nidyt nur eine Rechnung nicht abgenommen, 
ondern ihr auch eine Rechnung nicht gelegt werden, wenn fie nicht verfammelt fei, und wenn 
der Unterfchied zwiſchen Rechnungslegung und Rechnungsabnahme darin gefunden werde, 
daß durch erftere der Verfammlung felbft feine Handlung übertragen fei, welche ihre Exiſtenz, 
ihre Zufammenberufung nothwendig madye, um diefe Handlung vollziehen zu können, fo fei 
dagegen in dem Artikel XIII des Staatöfhulden-Gefehed in Haren Worten aud) eine alljähr- 
lich zu vollziehende Handlung vorgefahrieben, indem ed darin heiße: Bid die reichoſtaͤndiſche 
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Verfammlung zufammengetreten fein wird, fol ftatt ihrer alljährlid) eine Deputation 
des Magiftratd mit der Staatsſchulden-Verwaltungöbehörde die eingelöfeten Dokumente in 
Verſchluß nehmen. In dem Umftande, daß dad Staatsſchulden-Geſetz beiläufig von Funktio⸗ 
nen rede, welche die reichsſtändiſche Verſammlung jährlid) auszuüben habe, liege nicht eine 
Schwaͤchung, fondern eine Verftärtung der Annahme, daß jened Gefeh eine jährliche Ver- 
fammlung gewollt habe, weil diefelbe als ftillfchtweigend und fid) von felbft verftchend vor: 
auögefegt fei. E8 laſſe fid) daher ihre Nothtvendigkeit nicht dadurch beftreiten, daß jene eine 
Verrichtung zu dem Zeit, Geld» und Ktraftaufiwande einer großen Verſammlung nicht im 
Terhältifte Hehe vielmehr habe dad Geſetz nur, weil die jährliche Verfammlung aus ande: 
ren Gründen nothwendig erfdhienen, ihr auch jene eine Verrichtung übertragen. Seitdem 
hat die huldvolle Antwort Sr. Majeftät des Königs auf die Adreſſe den Ständen eröffnet, 
daß fie feine anderen Berechtigungen befipen, als diejenigen, welche ihnen durd) die, in ihren 
Grundlagen unantaftbare Gefeggebung vom 3. Februar beigelegt worden oder künftig bei- 
gelegt werden möchten. Der rechtliche Standpunkt ſcheint dadurch nicht weſentlich geändert, 
weil die Stände die Grundlagen der Gefeggebung vom 3. Februar in den früheren Gefegen 
erfennen und weil fie allerdingd Berechtigungen nur infofern ausüben können, als fie 
ihnen beigelegt werden. Die Bedenken über diefen Punkt find ungelöfet und werden einft- 
weilen ungelöfet bleiben; es wird der geſetzliche und rechtliche Anſpruch auf jährliche Einbe- 
rufung der allgemeinen Stände von der einen Seite nicht zugegeben, von der anderen nicht 
aufgegeben werden. 

Dagegen kann der dem Landtage angebeutete Weg ded Antrages zum Einklange führen, 
denn es iſt die Krone nicht behindert, Rechte, die fie ald bereitö beftchend nicht anerkennt, 
durch Verleihung neu zu Schaffen; fie kann durd) freien Entſchluß gewähren, was fie ald 
Rechtoforderung verfagt. Nur werden, wenn zu dem Ende der Weg des Antrages, der Bitte 
betreten werben foll, mandye Gemüther ſich durch den Ziveifel beunruhigt finden, ob nicht ein 
Hecht, welches fie zu befigen glauben, verloren gehe, tvenn fie um deſſen Gewährung bitten, 
ob nicht in der Bitte die Verzichtleiftung auf Dad Recht liege. Diefer Zweiſel ift nicht be 
gründet. Daß privatrechtlich die Bitte um Befriedigung eined Rechtsanfpruched den Anſpruch 
ſelbſt nicht entkräfte, bedarf feiner Erörterung; ftaatörechtlid kann dies aber nod) weniger 
einem Bedenken unterliegen, dern während nad) dem Privatrechte der vertveigerten Bitte die 
Forderung im Wege Rechtens folgen kann, giebt dad Preufifche Staatöredi für jept den 
Ständen fein andered Mittel, die Erfüllung eincd Rechtsanſpruches zu verlangen, ald dad 
Mittel der Bitte. Unmöglich kann durd) die Form der Nachſuchung eined Rechtes dad Recht 
felbft verloren gehen, wenn diefe Form die einzig zuläffige ift. Ebenfowenig kann dadurch 
dem vollen Rechte etwas vergeben werben, wenn die Bitte nur auf Erfüllung eined Iheiled 
deffelben gerichtet wird. | 

Indem ed den Berathungen ded Vereinigten Landtages vorbehalten bleiben wird, inwie⸗ 
fern er einer Bitte die bereitö gewahrten, rechtlichen und gefehlichen Anfprüche nochmals zu 
Grunde Iegen will, kann ed der Sache felbft nur dienlid) fein, wenn ihre Begründung auch 
ohne — des Rechtöverhältniffed gegeben, wenn fie als cine natürliche und nothwendigt 
Entwickelung unferer ftaatlicyen Zuftände darzuftellen ift. Der Unterzeichnete hat ed völlig 
unbedentlich erachtet, daß der Landtag einem Antrage auf periodifhe Verſammlungen auch 
ohne rechtliche Deduftionen zuftimme, und daß er ſich für die längfte Zeitfrift ausſpreche, 
welche zwiſchen zwei Berfammlungen ohne zu große Gefährdung ihres Iweckes zuläflig er 
fheint. Er hält dadurch den in den Geſetzen beruhenden Anſpruch auf jährliche Verſamm⸗ 
lungen in feiner Weiſe bedroht. — 

te. 


In dem Ausbildungsgange der vaterländifchen Verfaſſung ſeit dem Jahre 1820 madıt 
ſich eine durchgehende Rüdfichtnahme auf dad Ständeiwefen der Vorzeit bemerkbar, und die 
felbe ift aud) in dem neueften Schritte, den Verordnungen vom 3. Februar, infofern wahrzu⸗ 
nehmen, ald es nicht an Beifpielen fehlt, daß die Landtage in unbeftimmten Friſten haupt 
ſaͤchlich zur Bewilligung von Steuern und Anleihen — wurden, und daß 
neben ihnen Auöfchüffe, welche fi häufiger verfammelten, beftanden. Die ftändifchen Ver⸗ 
faſſungen in Deutſchland hatten ihre Periode des Wachſens, des Blühens und des Abtoel- 
kens, und es können die ihnen entnommenen Beiſpiele nicht in gleichem Maaße nachahmens 
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werth fein, ohne Rückſicht darauf, ob fie vorzugöweiſe der einen oder der anderen jener Pe— 
rioden angehören, in feiner derfelben war eine Einrichtung, gleidy der in den Verordnungen 
bom 3. Februar getroffenen, vorwiegend. Abgefehen davon, daß die Kandftände nicht nur 
häufig das Recht, ohne Berufung ded Landeöherrn zufammenzutreten, in Anfprud) genom- 
men und ausgeübt, fondern aud) dazu in vielen Fällen, wie in unferem Staate die Stände 
bon Jülich und Berg durch den Rezeß von 1672, die auödrüdliche landesherrliche Ermädhti- 
gung erhalten haben, fo war die regelmäßige, jährlidy einmalige oder felbft mehrmalige Wie- 
dertehr der ftändifchen Berfammlungen in fo vielen deutfchen Ländern cin verfaffungdmäßi- 
18 Recht (4. B. in Braunfchweig, Braunfhiweig-: Wolfenbüttel, Bremen, Galenberg, Halber- 
adt, Heſſen, Hildesheim, Jülich und Berg, Medienburg, Oberlaufig, Osnabrud), da 
daffelbe ſich nicht füglidy ald die Auönahme von einer allgemeinen Regel darftellen läßt, bei 
weldyer überdied, um zu einer tiefer eingehenden Bergleihung mit den Zuftänden der Gegen- 
wart zu gelangen, nicht überfehen werden dürfte, daß in den Yändern des deutſchen Reiches 
der Kaifer die den Ständen beharrlich verweigerte Ausichreibung zu Yandtagen erzwingen 
konnte und in einzelnen Fällen erziwungen hat. — Daß den Ausſchüſſen der allgemeinen 
Stände zwar eine periodifche Berufung zugeftanden, aber dafür ein Zmifchenraum bon 
vier Fahren angeordnet worden, davon enthält Die ftändifche Geſchichte der Vorzeit fein Bei— 
fpiel. Sie waren entweder permanent, oder fie hatten dad Recht, aus eigenem Antriebe zu 
beliebiger Zeit mit und ohne Vorwiſſen des Landesherrn zuſammenzutreten, oder es war ihre, 
meiftend mehrmalige Berufung in jedem Jahre vorgefchrieben; nur ald vereinzelte Muönahme 
war ihre Berufung ohne feftgeftellte Zmwifchenräume von dem Ermeffen ded Yandeöherrn ab: 
bängig. Ueberhaupt bieten Die Ausſchüſſe der Vorzeit mit denen der Verordnungen vom 
3. Februar nur wenige Vergleihungspuntte dar, weil fie in der eigentlichen Grundlage von 
einander abweichen. Die Entitchung der Ausſchüſſe fällt in die fpätere Zeit, in die Zeit der 
Abnahme ſtändiſcher Wirkſamkeit; veranlaft war fie durch die Einmiſchung der Stände in 
die Landeöverwaltung, welche dahin geführt hatte, den Ständen felbft die Einziehung ge— 
wiſſer Steuern zu übertragen, um ihnen Sidyerheit dafür zu gewähren, daß nicht etwa die 
Landeöregierung mehr erhebe und mehr verwende, ald bewilligt worden, und indem dadurd) 
ein verwickeltes Rechnungs- und Kaffentvefen, die Aufbewahrung von Baarbeftänden unter 
ſtaͤndiſchem Verſchluſſe, Auszahlungen an die Regierung und Berechnungen mit derfelben 
erforderlich) wurden, nahmen die Ausihüffe einen Charakter an, der fie in der gegenwärtigen 
Zeit, die der Staatögewalt eine größere Madıt und ein größeres Vertrauen zuerkannt hat, 
ald Staatöbehörde erſcheinen laffen würde. — Uebrigens find die Inftitutionen vergangener 
Jahrhunderte nicht ſchon deöhalb in diefer oder jener Form der Gegenwart zur Nachahmung 
zu empfehlen, weil in diefer oder jener Form Die meiften Beifpiele ſich darbieten; nicht foll, 
was zu irgend ciner Zeit vielfady Hertommend und Rechtens gewefen, ſchon deöhalb zu un- 
ferer ‚Zeit Rechtens werden; vielmehr muß die Abficht der Benugung und Anwendung der 
Geſchichte mit der Unterfuhung beginnen, welche Er. die älteren Inftitutionen gehabt, 
welchen Entwickelungsgang fie genommen haben. Die Geſchichte der ſtaͤndiſchen Berfaffun. 
* verſagt nicht die 2 über Erfolge und Entwickelung der hier in Frage ſtehenden 
nordnungen, nämlidy der periodifchen Zufammenrufung ftändifcher Ausfchüffe und der 
hauptfächlidy zu Steuern oder Geldbetwilligungen in unbeftinmten Friſten erfolgenden Zu- 
fammenrufung allgemeiner Ständeverfammlungen. Jeder mag, bie en feiner 
Weiſe fhöpfen und ſich zurechtlegen; doch dürfte ed ſchwer halten, fid) dem Gindrude der 
Thaiſachen zu entziehen: der Thatfahe, daß mit der Ausbildung des Ausſchußweſens der 
Eifer, die Thätigkeit, der Gemeinfinn und der Einfluß der Kandftände abnahm, daß die Aud- 
ſchüſſe, ihren Gefchäftöfreis auddehnend und dem Einfluffe der Regierung zugänglicyer, fehr 
bald aufhörten, Bürgfchaft für die Erhaltung der ftändifchen Rechte zu gewähren, daß fie 
der in ihrer Grundlage gegebenen Neigung zur Umgeftaltung in eine Staatöbehörde nicht 
überall zu tiderftehen vermochten; der Thatſache, daß die unbeitimmte Zufammenrufung vor- 
züglicy zu Steuer» und Geldbetwilligungen dann, wenn die Stände ſich nad) langer, unge: 
wi — wieder in ihrer Vereinigung ſtark fühlten, und um ſo ſtärker als fie Aa 
ivaren, ungen zu machen, den natürlichen Hang erzeugte, die Gewährung an Bedin- 
zu — ufig zur Breinträchtigung der landebherrlichen Macht, häufig zur 

tigung der Rechte des Volke. Kaum einen einzigen der landſtändiſchen Abſchiede, 
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welche der Steuerbewilligung folgten, um die der Landesherr gewiſſermaßen bitten mußte, 
findet man, ber nicht angefüllt wäre von Vorbehalten, Verficherungen, Verſprechungen, Ber- 
a und Begünftigungen,, theils unſchädlich oder nüglich, theild bedenklich oder gefähr- 
lid. Es hat einer durd andere Umftände und Zeitereigniffe begünftigten, getwaltfamen 
Reaktion bedurft, um Deutfchland von einem Wege abzuwenden, auf dem ein benadybarted, 
großed Volk den Untergang fand, und wenn die Geſchichte des gemeinfamen Baterlanded 
eine Lehre unabweislich aufdringt, fo ift cd die, daß nicht ohne Gefahr für den Staat die Vor: 
ftellung genährt werden dürfe, man rufe und brauche die Stände nur in Zeiten des Gelbbe- 
dürfniffed. Die Geſchichte erklärt fi dafür, daß die allgemeinen Ständever— 
fammlungen in vorher beftimmten Friften regelmäßig wieberfehren. 


Staatswohl. 


J. In der Einleitung zu dem allgemeinen Gefege wegen Anordnung der Provinzialftände 
ift ald leitender Grundfaß für die Mändifche Geſetzgebung die Berückſichtigung ded Geiſtes 
der ältern deutſchen Verfaſſungen, die Berückſichtigung der Eigenthümlichkeit des Staates 
und die Berückſichtigung des wahren Zeitbedürfniſſes verkündet worden. Die erſte Rückicht, 
die Rückſicht auf den Geiſt der älteren deutſchen Verfaſſungen, das heißt die Erwägung ded- 
jenigen, was fid) in jenen Berfaffungen nüglic) oder ſchädlich erwieſen, führt zu der Erkennt⸗ 
niß daß cd unbedingt ſchädlich und gefährlich war, die Ihätigkeit der Landſtaͤnde vorzüglid) 
auf Gelbbewilligungen zu richten; um fo ſchaͤdlicher und gefährlicher, wenn ihre Berufung 
in unbeftunmten Zwiſchenräumen der Segel nad) ausfchliehlic zum Zivede der Geldbewilli- 
gung erfolgte. Die Berudfihtigung der Eigenthümlicjkeit des Staates und ded Bedürf- 
niffed der Gegenwart führt zu derfelben Erfenntniß; nody heute hat fidy die menſchliche Na 
tur und die Natur großer Verfammlungen nicht fo geändert, daß eö unbedentlich twäre, dem 
Hange Nahrung zu geben, Bewilligungen an Bewilligungen zu fnüpfen und Wünſche oder 
Forderungen, welden die Regierung ihre Zuftimmung berfagt, für den Zeitpunkt aufzufpa- 
ren und anzuhäufen, wo die Regierung ihrerfeitö in der Lage fein wird, zu wichtigen oder 
nothwendigen Mafregeln der —— der Stände zu bedürfen. Als die Verordnungen 
vom 3. Februar erſchienen, äußerte ſich beinahe allgemein der Glaube, daß die Regierung 
ſich in Geldverlegenheit befinde; zu dieſem Glauben hatten weder diejenigen, welche den Gang 
der Finanzen aufmerkſam beobachtet, noch diejenigen, welche ihn nur oberflaͤchlich beobachtet 
hatten, eine Beranlaffung; er entfprang der Duelle, welche durch die regelmäßige Wiederkehr 
der ftändifchen Verfammlungen ohne Rückſicht auf Steuer oder Geldfragen abgefhnitten 
oder unſchaädlich gemacht werden follte. 


Die Berüdfihtigung der Eigenthümlichkeit ded Staates und des wahren Zeitbebürfnifled 
leitet zu der Ueberzeugung, daß jene Eigenthümlichkeit in allen Staaten und aud) in dem 
unfrigen eine andere war, als fie heute it Man kann die zahlreichen Beifpiele einer freuen 
Vereinigung der Stände zu Hülfe und Widerftand in kräftiger Vertheidigung der Rechte 
ihred Fuͤrſten und feines Hauſes beivundern; man kann den Schuß, welchen fie gegen die 
Leberwältigung der Sitte und Bildung, des Rechtes und der Berfaffung durd) die roheren 
Elemente im Staate gewährten, anerfennen: allein man wird nicht überfehen dürfen, daß 
diejenigen zwei Punkte, welche die Hauptaufgabe der ehemaligen Stände bildeten, naͤmlich 
dem Landeöherrn Geldzuſchüſſe zu gewähren, inſoweit die Einkunfte aus feinem eigenen Ber: 
mögen und aud den ihm zuftehenden Regalien die often der Verwaltung feined Landes 
nicht dedten, und die Rechte und Freiheiten der Stände gegenüber der landesherrlichen Madıt 
zu vertreten und zu vertheidigen, gegenwärtig nidyt mehr Die Hauptaufgabe der Stände find 
noch fein können, Es ift die heutige Eigenthümlichkeit ded Staates, dat eine Trennung zwi⸗ 
fen dem Vermögen ded Zandeöheren und des Staated nicyt mehr befteht, daß nicht dem 
Landesherrn Zuſchüſſe zu bewilligen find, daß der Beitrag zu den Koſten der Staatsverwal⸗ 
tung nidyt mehr ald ein Att des freien Willend betrachtet werden kann, fondern ald eine 
abjolute Prliht betradytet werden muß. Auch dort, wo in ununterbrodhener, zuſammen⸗ 
hängender Ausbildung der ältern Zuftände die einft bezeichnenden Ausdrüde ſich erhielten, 
aud) in England, wo man noch von Subſidien zu den Einkünften der Krone redet, if 
dem alten Worte der neue Begriff unterbreitet; man bewilligt nidyt dem Qandeöherrn Sub- 
fidien, man befdjließt Steuern zur Beftreitung der Bedürfniffe des Staates. Eod ift die 
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heutige Eigenthümlichkeit des Staates, daß der Betrag der Steuern nicht mehr dad bor: 
wiegende oder ausſchließliche Intereſſe bildet, daß die Rechtöbildung und das geiftige Leben 
die Theilnahme der Gefellichaft in höherem Maaße an fic ziehen. Es ift die heutige Eigen 
thümlichkeit ded Staates, daf die Idee einer Trennung und Bertheilung der Rechte zwiſchen 
dem Landeöherrn und einzelnen Ständen aufging in der Idee der Einheit des Staated, 
in der Idee, daß der Staat ein einziger Körper fei, von dem Herrſcher und Unterthanen, 
Haupt und Glieder, gleidy weſentliche, an der angewiefenen Stelle zu harmonifchem Zu: 
fammenmwirten berufene und verpflichtete Beftandtheile bilden. Die heutige Aufgabe der 
Stände ift nicht mehr, Rechte und Freiheiten dem Landeöherrn gegenüber zu vertheidigen, 
—— das Recht und die Freiheit in Gemeinſchaft mit dem Herrſcher auszubilden und 
zu ſchützen. 

In beider Beziehung, in Beziehung eineötheild auf die Geldbedürfniſſe des Staates, an- 
derntheild auf Gefeggebung und Verwaltung, kann der Einfluß und die Berechtigung der 
allgemeinen Ständeverfammlungen verfchiedenartig fein; er fei aber groß oder geringe, ent= 
fheidend oder erbittend, immer bleibt ihre Aufgabe diefelbe, nämlich mitzuwirken, daß das 
Bedürfniß des Staates richtig erfannt, und die af der Aufbringung gerecht vertheilt werde, 
mitzuwirken, daß Geſetzgebung und Verwaltung der vorherrſchenden Idee der Zeit entfprechen, 
Auch die allgemeinen Ständeverfammlungen in Preußen haben keine andere Mufgabe. Mö— 
gen die Mitglieder auf dem Landtage erfcyeinen kraft eigenen, erbliben Rechtes und Ranges, 
kraft bevorredhteten Geundbefiged, oder in Folge gewerblicher und landwirthſchaftlicher Be- 
fhäftigung; mögen fie ihre eigenen Rechte und die Rechte ihrer Standeögenoffen vertreten; 
mögen fie auch diefen Maßſtab zu ihren Berathungen mitbringen: immer und bei jeder 
Frage werden fie in ihrer Gefammtheit der Korderung des Gewiſſens verfallen, dad Kecht 
und dad Rechte für Alle zu finden. 

Zur Yöfung diefer Aufgabe num ift die regelmäßige, in nidyt zu entfernten Zwifchenräu: 
men wiederkehrende Berfammlung der Stände ein Erforderniß. Sicht allein bei Berathung 
neuauftretender Gelobedürfniffe, neuanzuordniender Steuern, neuer und wichtiger Gefepeövor- 
ſchläge ift jene Aufgabe zu löfen: eben fo wichtig und vielleicht wichtiger noch ift die regel- 
mäßig erneuerte Erörterung der Frage: ob dad Beftehende noch den Anforderungen der Zeit 
entſpreche und im welchem Verhältniſſe der von einer größeren oder geringeren Zahl unter: 
ftügte Drang nad) Menderungen zu den Wünfchen und dem Verlangen der Gefammtheit 
ftehe. Die mit der wachſenden geiftigen Ausbildung ded Volkes ne Beweglichkeit 
und 2ebhaftigkeit erzeugt täglidy neue Anfihten, Wunfche und Vorfchläge, denen cd bei den 
heutigen Mitteln und Formen der Verbreitung häufig gelingen kann, fid) für die Ueberzeugung 
eines größeren Kreifed auszugeben, als fie wirklich gewonnen haben, denen es eben fo haufig 
begegnen fann, in einem größeren Kreiſe zu leben, ald «8 Vielen oder ald es der Verwaltung 
Iheinen will. Ihre wirkliche Bedeutung und Geltung, ihr Verhalten zu dem Beftehenden, 
wird am beften ermeffen in einer großen Verſammlung aller Stände des Zanded, melde zu 
dem Ende in regelmäßigen, nicht zu entfernten Zwifchenräumen zufammentreten muß, 

Il. Das Leben ſcheint im neunzehnten Jahrhundert einen taſcheren Verlauf genommen 
zu haben, ebenfo in der Gedankenwelt wie in der mechaniſchen. Die Steigerung der Er- 
zeugungöfähigkeit bringt in Minuten hervor, was früher Stunden erforderte; mit reißender 

hnelligteit verbreitet fi) ein neued Kommunitationsfyftem über die Erde; Deutfcyland, 
früher zu den langfameren gerechnet, ift allen Kontinentalitaaten vorauögeeilt, und fo wie die 
Geſellſchaft ſich körperlich rafcher bewegt, fo ſchlagen auch die politiſchen Pulſe raſcher und 
voller, ein Zeichen nicht des Fiebers, ſondern erſtarkender Geſundheit. In einem Zeitraume 
von zwei Jahren entſtehen nicht nur neue Bedürfniſſe, Gedanken und Wünſche, ſondern es 
fonnen auch diejenigen, die ſchon vor zwei Jahren beitanden, innerhalb dieſer Zeit in über- 
raſchender Weiſe gewachſen und entwidelt fein. Daß nicht jedes Junggeborne ald mündig 
und berechtigt anerfannt werde, dahin hat die allgemeine Ständeverfammlung beſchwichtigend 
und mäßigend zu wirken; daß nicht dad Großgewordene unbeadhtet zurüdgetviefen werde, 
dahin hat die allgemeine Ständeverfammlung ebenfalls, auch in diefem Falle beſchwichtigend 
und mäßigend, zu wirken. Sie muß zu dem Ende in nicht zu großen Zwifchenränmen fid) 
äußern können. — So jung aud) das Inftitut ded Vereinigten Landtages ift, fo kann c8 
doch ſchon die beiden eben geltend gemachten Gründe für die Berufung von zwei zu zwei 
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Jahren auf Erfahrung ſtützen. Die Königliche Regierung hat dem Landtage zwei Vor— 
ſchläge in einer Form vorgelegt, welche weniger die beftimmte, entſchiedene Nothwendigkeit 
ihrer fofortigen Annahme, als gewiſſermaßen die Fragen ausdrücken: Iſt dad Bedürfniß des 
Baued einer Eifenbahn nad Königsberg, ift dad Bedürfniß, den unbemittelten Klaſſen der 
Geſellſchaft Die Bereitwilligkeit der reiheren zur Mebernahme größerer und unangenehmer 
Laſten darzulegen, ein fofort zu befriedigended? Es gilt alfo hier den Verſuch, Die Bedeu: 
tung und Geltung gewiſſer im Volke Icbender Anforderungen durdy dic allgemeine Stände 
perfammlung zu ermeffen, und die Nützlichkeit eines ſolchen Verſuches in Bezichung auf an 
dere Anforderungen wird unbezweifelt nad) zwei Jahren wieder vorliegen. Angenommen, 
der Landtag fomme in Antwort auf die vorhin präzifirten Kragen für jest zu einer ber: 
neinenden Entfheidung: fo beftcht ſchon heute die Gewißheit, dat es nicht nur nützlich, fon- 
= nothwendig fein werde, beide Fragen nad) zwei Jahren zur nodymaligen Erörterung 
zu bringen. 

IN. Weit entfernt, der Gefeßgebung und Verwaltung einen zu baftigen Gang aufzu— 
dringen, wird die zweijährlihe Berufung des Vereinigten Landtages fie vielmehr verhindern, 
fid) in Sprüngen zu beivegen. Muß die große Zahl der dem gegenwärtigen Yandtage vor: 
liegenden, alle Zweige der Gefeggebung und Verwaltung, häufig in langbewährten Grund⸗ 
lagen berührenden Anträge zum Iheile der Neuheit des Anftituts, den hochgeſpannten 
Erwartungen und den lange aufgefpeidherten Hoffnungen zugefchrichen werden, fo entiprang 
fie dagegen anderntheild derfelben Quelle, welche bei mangelnder periodiſcher Berufung 
auch in Zufunft geöffnet bleiben würde: aus der Ungewißheit nämlid), mann wieder die 
Gelegenheit geboten fein werde, Landesangelegenheiten, Wünfce, Bitten, Beſchwerden in 
einer allgemeinen Ständeverfammlung zur Berathung zu bringen. Auch in Zukunft würde, 
mern eine Berufung ohne die Gewißheit baldiger Wiederkehr erfolgte, Jeder fid) fagen: 
Nun ift cd Zeit; wer tweiß, ob wir nod) einen Vereinigten Landtag erleben. Mit den Forde— 
rungen, die ſchon in einem großen Ktreife leben, würden alle weniger allgemein audgelprodhe: 
nen fid) zur Anerkennung zu heben fuchen und ein bedentlidyes Streben, die Zutunft zu 
antizipiren, ſich erzeugen. Die Verfammlung felbft würde aus dem ruhigen Geleife durd 
die Vorftellung herauögeriffen werden, daß fie Diefeömal etwad thun müffe, auch in Dingen, 
die erft in der Reife begriffen, der Zukunft anheimfallen follen, etwas thun müffe, weil fi 
vielleicht in fehr. langer Zeit nicht wieder werde handeln und rathen können. Die Gewißheit 
der bald wiederkehrenden Vereinigung würde dieſe fieberhafte Beweglichkeit verbannen und 
der Verfammlung die gemeffene Befonnenheit aufprägen, deren fie zur Uebung eines wohl: 
thätigen Einfluffed auf das Staatsleben bedarf. 

IV. Eine der Abfichten, welche durch die ftändifche Gefehgebung unfered Landed bat 
erreicht werden follen, ift die, der Entfheidung de8 Monardyen, neben dem Rathe der Br 
amten, and ben Rath der Stände des Landes zum Grunde zu legen, dadurd) ein Gegen: 
gewicht gegen den zu übertwiegend gewordenen Einfluß der Bürcaufratie zu ſchaffen und 
die Beamtenwelt felbft vor Einfeitigteit, Selbftüberfhägung und Erfdylaffung zu bewahren. 
Sie foll mehr ald biöher gefördert werden durch Die Verfammlungen der Stände aller Pro: 
pinzen, und damit es wirkſam und erfolgreidy gefchehe, ift deren regelmähige Miederkehr 
erforderlich; erforderlich, damit die beiden Körper gewiffermaßen in Permanenz einandtt 
gegenüberftehen; damit die Regierungsbehörden audy bei ihren Maßnahmen in den tot 
ſchenzeiten die voraudſichtliche Auffaffung der Stände würdigen, damit fie bei ihren Be 
fchfüffen ſich im Geifte deren fontradiftorifdye Grörterung vergegenwärtigen und damit ihnen 
die —— erhalten werde, welche die Ausſicht auf eine in beftimmter Zeit bevorſtehende 
große Verhandlung nothwendig erzeugt. 
V. Es wird aber die periodiſche Berufung ded Vereinigten Landtages von zwei zu zwei 
Jahren nicht nur die Spanntraft der Megierungsbehörden erhalten, fondern auch die Kraft 
der Negierung feloft ftärten und vermehren, Ift die Zeit der Berufung ungewiß, fo entitcht 
derfelbe Zuftand, ald wenn auf eine Berufung überhaupt nicht mehr zu rechnen wäre, follte 


. fie aud) im Wirklichkeit noch fo nahe bevorftchen. An die Regierung, als der einzigen Stelle, 


wovon Hüffe und Erfüllung zu ertvarten, richten ſich alle Wünfche, Anträge und Beſchwer— 
den, und bielen von ihnen wird die Regierung weder Berückſichtigung verfagen, noch ihre 
Ertedigung beivirten fönmen, nod) den Zeitpunft ihrer allgemeinen Verathung bezeichnen 
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dürfen. Steht dieſer Zeitpunkt feſt, ſo werden viele Anträge zurückbleiben und viele zur Be- 
ruhigung der Antragfteller fo wie zur Vermeidung einer nachtheiligen Zerfplitterung der 
Arbeitöfräfte in der Verwaltung dahin verwiefen werden können. Der Regierung wird die 
regelmäßige Gelegenheit geboten fein, dem Volke zu beweiſen, daß gewiſſe Dinge fidy gar 
nicht thun laffen, indem fie durch die Erörterung in der Ständeverfammlung diefer die 
Üeberzeugung davon einflößt und entſprechende Beihlüffe veranlaft. Sie wird die regel- 
mäßige Gelegenheit haben, die gefährlihe Vorftellung zu befämpfen, daß die Regierung 
Hülfe für jedes Leiden gewähren, Heilmittel für jede Krankheit haben müffe, daß fie verant- 
mwortlidy fei für Alles, mad im Lande geſchieht und nicht geichieht; eine Vorftellung, deren 
ſchwaͤchenden Einfluß die Regierung unleugbar bereit8 empfunden hat und ohne periodiſche, 
allgemeine Ständeverfammlungen, welche gemeinfam mit ihr die Laſt unerfüllter und uner: 
füllbarer Wünfche zu tragen haben, ferner empfinden wird. j 

VI. Dem Einwande, daf diefer Zwed mit andern der bisher angeführten auch durch die 
regelmäßige, vielleicht in fürgeren Zwifchenräumen eintretende Zufammentunft des Vereinig- 
ten ftändiichen Ausſchuſſes erreicht werden könne, ift entgegenzubalten, daß diefelbe dazu, 
ganz abgefehen von dem Anſpruche auf Berathung aller dad Perſonen- und Eigenthumö- 
recht betreffenden Gefege, welchen der Vereinigte Yandtag erhebt, fhon aus dem Grunde 
nicht geeignet fcheint, weil die allgemeine Meinung unandbleiblic) den Vereinigten Landtag 
ald eine höhere Inſtanz anſehen würde, an melde die Berufung eingelegt werden könne 
und müffe. Die Erklärungen, die Befchlüffe des ftändifchen Ausſchuſſes werden, wenn fie 
ablehnend lauten, nichtd weniger ald eine Beruhigung der Gemüther hervorbringen; fie wer— 
den vielmehr die Unruhe und Leidenſchaftlichteit erhöhen und zu den äuferften Anftrengun: 
gen reizen, die höhere Inftanz anzugehen und von ihr ein reformatorifches Urtheil zu erwir⸗ 
en. Gefege und Anträge werden nimmermehr ald abgeſchloſſen im Wolfe gelten, fo lange 
fie nur von dem Ausfchuffe berathen wurden; Alles wird immer wieder von Neuem in Frage 
— werden und ein trauriges Schwanken unſeres Rechtszuſtandes die Folge ſein. Der 

ereinigte Landtag wird mit Mißtrauen auf den Ausſchuß, der Ausſchuß mit beklommener 
Unficherheit auf den Vereinigten Zandtag bliden; die Regierung wird von allen Seiten, von 
dem Ausſchuſſe felbft, von den Brovinzial-Landtagen, von den Kommunen, durd Petitionen, 
durch die Preffe mit Bitten um Berufung der allgemeinen Ständeverfammlung bejtimmt 
erden, und mit dem beften, reinften Willen wird fie vergeblid) foftbare Sträfte opfern, ver- 
geblich hoffen, durch Berathungen mit dem Ausfhuffe zu befriedigendem, feftitchendem Ab- 
ſchluſſe zu gelangen. Man kann in Zweifel ziehen, welche Wirkung eine Umgeftaltung der 
Vereinigten Ausihüffe und deren Erhebung zu Neihöftänden vor dem 3. Februar 1847 
Da haben würde; aber nachdem der Vereinigte Landtag einmal geſchaffen ift, fann in 

reußen feine große Regung zur Ruhe, keine große Frage zur Löſung gelangen, ald durch 
den Vereinigten Landtag felbft. 

VII. Unfere Gefeßgebung hat, indem fie den Provinzial» Yandtagen und nunmehr dem 
Vereinigten Ausſchuſſe die periodifhe Berufung zuficerte, deren Nothwendigkeit grund: 
ſätlich anerkannt; fie hat audgefprodyen, mas in Der Natur der Sadıe liegt, * jeder ſtän⸗ 
diſche Körper, um eine beſtimmte Form anzunchmen, um Seele und Charakter zu haben, 
der regelmäßigen twiederfehrenden Lebensäußerung bedürfe, daß die ſich wiederholende Lebens⸗ 
thätigtfeit fein Lebenoprinzip fei. Die —— Grundſatzes auf den Vereinigten 
Landtag ift um fo nothwendiger, je größer der Einfluß fein wird, den er auf unſere ftaat- 
lihen Geftaltungen zu äußern berufen ift. Er muß vor allen Dingen die Befähigung und 
Berechtigung erwerben, jenen Einfluß auszuüben, umd dies kann er nur, wenn er durch 
wiederholten Zufammentritt fich felbft zu begreifen und feine geiftigen Eigenfchaften aud- 
zubifden lernt. Er muß zu einem klaren Bewußtſein feiner Befugniffe und Schranten durd)- 
dringen, um ſich nicht auf fremdem Gebiete nutzlos zu ergehen; er muß zur Bewältigung 
deö bielumfaffenden Stoffes, der ihm vorliegt, fofort die Ausfcheidung deöjenigen, mad er 
nicht in feine Sphäre ziehen darf oder will, mit Sicherheit vollziehen; er muß im Voraus 
ermefien können, wie ſich Die verſchiedenen Richtungen und Meinungen in feiner Mitte grup- 
piren; er muß unmittelbar dad Wefentlihe von dem Lmtefentlichen, die Intereffen der 
Gegenwart von den Intereffen der Vergangenheit oder Zukunft, die ftark vertretenen von 
den ſchwach vertretenen zu trennen verftehen; er muß in eigener Uebung den Geſchäftsgang 
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ermitteln, der eine weiſe Benutzung feiner Zeit, eine vollftändige Benutzung feiner Kräfte 
u fihern geeignet ift. Zu allen diefem, das ift zu feiner eigenen Ausbildung, bedarf der 

ereinigte Yandtag der oftmaligen Erneuerung feined Wirkens; er bedarf ihrer, damit fei- 
nem Einfluffe die Adhtung-und dad Vertrauen ded Landes, Die Achtung und dad Vertrauen 
der Regierung zur Seite ſtehen. Nicht nur die Mitglieder des Landtages felbft, fondern alle 
die edelften und beften Kräfte der Nation werden an feiner Ausbildung mitwirken, wenn 
regelmäßig und lange vorher der Zeitpunft befannt ift, wo alle Richtungen, alle Gedanten, 
alle Meinungen im Yande einander gegenübertreten follen. 

VII. Ein lehter und wichtiger Grund für die Zuficherung der Berufung des Vereinig- 
ten Landtages von zwei zu zwei Jahren ift der, daß darin die Stände und das Land ein 
theured Pfand ded Vertrauens erbliden würden. Je größer der Umfang der Königlichen 
Macht in unferm Staate ift, um fo mehr entfpricht es ihrem Intereffe, ihrer dauernden Er: 
haltung, daß die leichten Formen, an weldye die Souveränität gebunden fein, die geringe 
Einwirkung, melde fie den Berechtigten oder Ermwählten der Nation einräumen will, in vor: 
behaltfreier Weife, ald ein beitimmtes, feſtes Recht eintreten. Bei einem gebildeten Volte 
muß und wird diejenige Vorftellung der Herrſchermacht am ſchwerſten Eingang finden, 
welche für deren Umfang die ſchrankenloſe Unendlichkeit, gewiſſermaßen die Attributionen 
der Gottheit in Anſpruch nimmt; ihr Umfang wird dann unbeftritten und unangegriffen am 

rößten fein fönnen, wenn fie in einem erfennbaren Gebiete, innerhalb fidytbarer Grängen 
ich bewegt; ihre Macht, ihr Recht wird am twilligften anerfannt werden, wenn fie ihrerfeitd 
beftimmte Rechte neben ſich anerfennt. Das gefährlichfte Reismittel für den Trieb, Rechte zu 
erwerben und zu erfämpfen, ift dad Gefühl, deren gar feine zu befigen, und bei einer unbe 
fangenen Erwägung des Inhalte der Verordnungen vom 3. Februar iäßt ſich die Erkennt: 
niß nicht abweiſen, daß dem Vereinigten Landtage und dem Lande kein Recht zugetheilt fei. 
Die Nothrvendigkeit feiner Einberufung foll nur beftchen, wenn im Frieden Anleihen oder 
neue Steuern einer gewiſſen Gattung zu beſchließen find: dazu kann in unenblid langer 
Zeit dad Bedürfniß vermieden oder umgangen werden, und fo ftände einem unbegrängten 
Willen jet und fünftig ein Begehren entgegen, dad ebenfalls feiner Gränzen ſich nicht Far 
bewußt fein würde. Unendlidy leichter, unendlich wirtſamer wird diefed Begehren befämpft 
und zurüdgewiefen, wenn die Megierung einer großen Verſammlung erklären darf: Dort 
fteht die Gränge der Rechte, die dir dad Vertrauen zugeftanden hat, uche nicht fie zu über: 
fpringen; ald wenn fie ihr erklären muß: Du haft feine Rechte und follft deren keine erhal: 
ten, fuche nicht, fie zu erwerben. Dad Vertrauen, welches den Ständen und dem Lande durd) 
die geſetzliche Auficerun der periodifchen Berufung getvährt wäre, würde in einem aufer: 
ordentlichen Grade dad Vertrauen der Stände und des Landes auf die Regierung vermeh— 
ren und nody mehr würde ed zur Beruhigung. der unbeftimmten Schnfucht nad) einer Theil: 
nahme an der Staatögewalt führen; glei) einem allgemeinen Frieden würde fid) in dos 
Bolt dad Bewußtſein hinabfenten, daß zu der weiteren Entwidelung ded Staates feine 
Mitwirkung sugraflen, daß feinen Wünfchen eine wiederkehrende allgemeine und große 
Berathung zugelichert fei, daß dad heute nicht Erreihbare nad) zwei Jahren erreichbar wer: 
den könne. E8 heißt die Richtung der Zeit verfennen, wenn man große Gefahren für den 
eſellſchaftlichen Zuftand in allgemeinen Ständeverfammlungen erbliden will. Die Bedro— 
a der monarchiſchen Verfaffung durch die Ariftotratie, wovon allerdings die Geſchlchte 
die zahlreihften Beifpiele liefert, liegt und ſchon fern, aber auch der Andrang der demolra⸗ 
tifchen Elemente gehört bereitö der Vergangenheit an, und offenbar ift die Periode vorüber, 
in welcher die europäifhen Völker von der Idee der gemeinſchaftlichen Herrſchaft Vieler In 
erfchütternde Bewegung gefeht werden konnten. Nicht mehr das ift die Aufgabe und ber 
Drang der Zeit, die als auf viele Köpfe zu vertheilen; eine andere Idee ſucht fie 
zu gebären: fie will die Pflichten ermitteln, welche das Net des Beſitzes auf 
erlegt. Hierin liegt ihre Aufgabe, hierin liegen ihre Gefahren, Gefahren, zu deren Ueber: 
twindung Die gefeßgebende Gewalt die erften Schritte thun und dazu die Hittirtung der 
Stände fo fordern wird, ald fordern muß. Wer aber dabei beharren will, in allgemeinen 
Skändeverfammlungen Gefahren zu erbliden, der möge denn aud) die Wahrheit nicht beftrei- 
ten, daß fie durch die Ungewißheit der Zufammenberufung fteigen, durd die regelmäßige 
Wiederkehr abnehmen oder verſchwinden. 
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Zum Schluffe möge der Inhalt der gegenwärtigen Ausführung kurz wiederholt werben: 

- Die regelmäßige Berufung ded Vereinigten Yandtagcd längftend von zwei zu zwei Jahren 

ift begründet in dem Gefege, welches die jährliche Verſammlung angekündigt hat; fie ift 

empfohlen durd die Geſchichte der älteren ſtändiſchen Berfaffungen. Die VBerfammlung in 

unbeftimmten riften, hauptſächlich zu Geldbetwilligungen, ift aud) in der Gegenwart gefähr- 

lid, dem Geifte der Zeit und der Aufgabe der Stände mwiderfprediend. Ihre regelmäßige 

Micderfehr in Zeiträumen von längftend zwei Jahren iſt erforderlich, damit wiederholt der 

Werth des Beſtehenden bemeſſen, die Ausführung nüglider Maßregeln nicht — 

die Geſetzgebung vor Sprüngen bewahrt, der Einfluß der Beamten gemildert, die Kraft der 

Regierung gehoben werde. Sie ift durch die Vereinigten Ausſchüſſe nicht zu erfegen und 

für Die eigene Ausbildung der Verfammlung unentbehrlid. Ihre Zuficyerung wird endlich 

ald cin Akt des Wertrauend dad Vertrauen fteigern und die Ruhe des Landes fo wie die 
Stetigkeit der Verfaffung befördern. 
Berlin, den 29. April 1847. 

Der Abgeordnete für Köln: 
Gampbaufen. 


ITIO IN PARTENS. 
Denkſchrift | 


über die Sonderung in Theile. z 
(Zu dem betreffenden Abtheilungsgutachten (vgl. I. S. 1030) gehörig). 


Das Gefeg wegen Anordnung der Provinzialſtände für die Mark Brandenburg und 
dad ey Nieder-Lauſitz vom 1. Zuli 1823 (Gefesf. S. 130) beftimmt in fei- 
nem 8 47: 

Bei Gegenftänden, bei denen dad Intereife der Stände gegen einander gefhieden 
ift, findet Sonderung in Iheile ftatt, fobald zwei Drittel eined Standes, weldyer fi) durd) 
einen Beſchluß der Mehrheit verlegt glaubt, darauf dringen. 

Diefe nad) ihrem Wortlaute ſowohl, ald nad) ihrer Tendenz, unzweifelhafte Beftimmung 
findet ihre Legislative Rechtfertigung in der Art der Zufammenfegung ded Landtaged und in 
der Gerechtigkeit, welche die Wuͤnſche und Bittfchriften des ſchwächer repräfentirten Standes 
nicht einer minderen Berüdfichtigung ald die des in größerer Zahl vertretenen Standed unter: 
werfen will. Sie foll dem erftern einen Schuß gegen das Uebergewicht der zahlreichen Stim- 
men des Ichteren gewähren, eine Art Ausgleihung des Mihverhältniffes in der Repräfentation 
der berfchiedenen Stände herbeiführen, wenigftend ein Mittel darbieten, dieſes Mißverhältniß 
nicht in eine offenbare Zurüdfegung der ſchwächer repräfentirten Stände audarten zu laffen, 
und dem einzelnen Stande, weldyer ſich durdy einen Beſchluß der Mehrheit vericht glaubt, 
den Weg bahnen, um zu einer Allerhöchſten Entſcheidung zu gelangen. 

Ein folder, dem weniger zahlreich repräfentirten Stande zu gewährender Schutz ift 
demfelben unentbehrlich, denn da er nur in foldyen Fällen in Anſpruch genommen werden 
darf, in denen dad Intereffe der einzelnen Stände gegen einander geſchieden ift, und 
gerade in foldyen Fällen gewiſſermaßen ſich zwei Parteien bilden, von welchen jede ihre In— 
tereffen wahrnimmt und vertheidigt, fo entfteht felbftredend hierdurch ein Zwiefpalt, der, foll 
er im Innern des Zandtaged ausgeglichen werden, ftetd dem ftärker vertretenen Iheil dem 
Eieg verleihen, mithin unaudbleiblid zum Nachtheil des ſchwächer vertretenen Theils führen 
muß. Wo ein foldyer, aller Billigkeit und Gerechtigkeit entgegenlaufender Uebelſtand zu Tage 
liegt, kann und darf die nothivendige Abhülfe nicht auöbleiben, und der mweife Geſetzgeber hat 
fie durch die obige Gefehftelle getwährt. 

‚ „Wie aber diefed mit der Organifation des kurmärtiſchen Provinzial-2andtages auf In— 
nigfte verzweigte Recht dem in unzureichender Zahl bei demfelben vertretenen Stande der 
Etädte auf hoͤchſt bedauerliche Weife berfümmert worden, davon geben die Verhandlungen 
des neunten Provinzial-Landtaged der Mark Brandenburg xc. den ſchlagendſten Berveid. 
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Um eine vollftänbige Ueberficht der Sachlage und des Einfluffed zu geben, den eine ge- 
ſetzlich nicht begründete Auslegung des die Sonderung in Iheile betreffenden Baragraphen 
ausgeübt hat, ift es nothwendig, zunächſt einen Blid auf jene Verhandlungen zu werfen. 

An der Sikung ded Provinzial-Landtages der Mark Brandenburg ıc. vom 12. April 
1845 hatten fi) auf Die Frage: 

Ob cine Vermehrung der Vertreter ded Standed der Städte auf den Provinzial:Zandtagen 

(Allerhöchſten Orts) beantragt werden follte? 
bei 65 Votanten 35 Stimmen bejahend und 30 Stimmen verneinend auögefprodyen. Wenn 
gleich hiernad) die Mehrheit der Stimmen für Die Beförderung des Antrages mar, fo 
durfte fie doch nicht zur Ausführung kommen, da die Majorität der Stimmen nicht die Höhe 
von zwei Drittel erreicht hatte. Offenbar lag hier cin Fall vor, in welchem das Interefic der 
Stände gegen einander gefhhieden war. Denn fo fehr es im Intereffe des Standes der Städte 
liegt, die Zahl ihrer Abgeordneten vermehrt zu fehen, fo fehr liegt ed im Intereffe ded Standes 
der Nittergutöbefiger, einer ſolchen Vermehrung entgegen zu fein, indem durch bie Iehtere 
der Einfluß des gegenwärtig durch feine zahlreiche Repräfentation begünftigten Standes in 
demfelden Maaße ch vermindert, ald der bis jeht durch Die geringe Stimmenzahl fehr unter: 
geordnete Einfluß der Abgeordneten der Städte, durch eine Vermehrung der Zahl derfelben, 
Jid) erweitern und einer gerechtern Gleihftellung entgegengeführt werden würde. 

Es wurde daher von Seiten ſämmtlicher ftädtifchen Abgeordneten auf eine Sonderung 
der Theile angetragen und diefelbe durch den präfidirenden Herrn Vice-Landtags-Marſchall 
für zuläffig erachtet. Diefer ausdrüdliden Erklärung ungeachtet, eröffnete jedod) in der 
nãchſten Zandtagd-Sigung am 14. April 1845 derfelbe ag Ya rich der Verſammlung: 
er habe zwar ſich dahin geäußert, daß er in dem fraglichen Falle die Itio in partes für zu- 
läſſig halte, dabei jedody die Bemerkung gemacht, daß diefe Maßregel hier feinen weitetn 
Effett haben fönne, als daß die Anficht der ftädtifchen Abgeordneten in einer befondern, unter 
feinem Vorſitze ftattfindenden Berfammlung zu Prototoll genommen und den Verhandlungen 
des Landtages beigefügt würde, oder doch wenigftend, wenn er feine Meinung nicht jo 
vollftändig dargelegt haben follte, nurin diefem Sinn Die Sonderung in 
Theile zugelaffen. Er fei daher aud), falld die Herten Abgeordneten der Städte ihre 
Meinung über diefen Punkt darzulegen und zu Protokoll zu geben beabfichtigten, ganz er- 
bötig, in den dieſerhalb zu veranftaltenden befonderen VBerfammlungen den Vorſit zu führen 
und die Erklärungen zu Protokoll nehmen zu laffen. Allein dies Berfahren könne feinen 
weiteren Erfolg haben, ald daß das aufgenommene Brotofoll den Landtags-Verhandlungen 
beigefügt würde; an Se. Majeftät den König aber könne ein Antrag nicht gelangen, weil 
nad) 8 46 deö Geſehes vom 1. Juli 1823 ein Beſchluß nur dann zur Allerhöchften Kennt: 
niß gebradyt werden dürfe, wenn er eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln erlangt habe, 
dies aber hier nicht der all fei, und ihm, als ftellvertretender Landtags-Marſchall, nicht die 
Befugniß zuftche, einen Beſchluß, der nicht zwei Drittel der Verſammlung geivonnen, an den 
Thron zu bringen. Zur ——— dieſer Anſicht beruſe er ſich noch auf den, an den 
ſiebenten Provinzial-Xandtag von eipbafen erlaffenen Landtags⸗Abſchied, welcher in Be 
ireff des ganz gleichen Falles, wo auf die von einem Abgeordneten des Standes der Yand- 

cmeinen, wegen Erweiterung der Wahlbefugniffe diefed Standes, welcher die erforderliche 
tajorität von zwei Dritteln der Ständeverfammlung nit erhalten, der vom Stande der 
Yandgemeinen beantragten Sonderung in Iheile —* gegeben worden, demnachſt aber Die 
Stände über jenen Antrag abgefondert berathen hätten, und deren Gutachten des Königd 
Majeftät zur Entſcheidung vorgelegt worden fei. 
Die Allerhöchſte Entſcheidung enthalte: 
daß in diefem Falle die Sonderung in Theile fid) nicht redhtfertige, eine foldhe vielmehr 
nad) $ 47 des Geſetzes vom 27. Mai 1824 nur dann zuläffig fei, wenn durch einen Ber 
ſchluß des Yandtaged, bei Begutachtung einer ihm vorgelegten Bropofition, oder da 
durch, daß derfelbe eine Petition anzubringen befchließt, ein Stand, deffen Intereffe 
in diefem Fall gegen das der anderen geſchieden ift, ſich in feinen Rechten ver: 
letzt glaubt, dadurch aber, daß der Landtag ben Antrag eines Standes zu einer Petition 
zu erheben verweigert, eine Verlegung der beftchenden Rechte jenes Standes nicht eintreten 





Itio in partes. 631 


könne, indem durch dieſe Verweigerung keine Veränderung, fondern nur die Uufrchthaltung 

deö beftehenden Rechts bewirkt werden könnt. 

In dieſem Landtags-Abſchiede haben Se. Majeftät der König fidy ganz Kar auögeipro: 
den, und da fonady in dem vorliegenden ganz gleichartigen Fall die Itio in partes mit dem 
Effekt, daß an des Königs Majeftät eine Vetition gerichtet würde, nicht ftatthaft fei, vielmehr 
der Yandtag durch die Cinreihung einer Immediatvorftellung unter den obwaltenden Um— 
ftänden nur eine Rüge fich zuziehen würde, er aber diefe nicyt herbeiführen wolle, fo vermöge 
er Die Itio in partes mit dem auögedrüdten Effett nicht zu verftatten, fondern müffe, bermöge 
der als ſtellpertretenden Landtags-Marſchall ihm zuftchenden Befugniß, diefelbe und die An- 
bringung einer Petition verweigern. 

ler Remonftrationen und Proteſtationen der ftädtifchen —— gegen dieſe Ar⸗ 
gumentation ungeachtet, verblieb der Herr Vorſitzende bei feiner Meinung, und beendigte die 
Diskuſſion mit der Erklärung: 
daß, fo ſchmerzlich ed ihm aud) fei, auf diefe Weife von feinen Rechten Gebraud) machen 
zu müffen, er doch auf feinem Falle den Herren Abgeordneten der Städte, wegen der Ber: 
mehrung der Vertreter ihred Stande, die Itio in partes mit der Wirkung, daß dieferhalb 
bei des Nönigd Majeftät eine Petition angebracht würde, verftatten, und aud) eine weitere 
Diskuſſion über diefe Angelegenheit nicht zulaffen, fondern nur anheimgeben könne, gegen 
feine Entſcheidung —* einzulegen. 
Dies geſchah denn auch ſofort dahin: 
daß, da die ltio in partes nicht eintreten könne, fo müßten die ſtädtiſchen Abgeordneten, in 
Betracht ihres quantitativen Verhältniſſes zum Pleno des Landtages, von heute an ihren 
Einfluß auf die ftändifhen Verhandlungen ald vernichtet betrachten. 

Leider ift diefe fchmerzlihe Bezeichnung nur zu begründet, denn es liegt in der Natur 
der Sache, daß jeder, dem fpeziellen Intereffe eined Standes entgegenftehende, die Intereffen 
eines andern Standes befördernde Antrag, bei dem erfterwähnten Stande den Ichhafteften 
Widerfpruc finden muß. 

Dennod wäre hierauf ein mindered Gewicht zu legen, ja vielleicht in diefer Geftaltung 
der Verhältnifje ein anzuerkennendes konfervativcd Element zu finden, wenn die Kräfte auf 
allen Eciten gleich vertheilt werden, und dann ein gleicher Einfluß ſich von allen Seiten 
Geltung verihaffen könnte. Ein ganz anderes Anſehen gewinnt aber die Sache, wenn die 
tattiichhe Geftaltung derfelben ind Auge gefaßt und nicht überfchen wird, meldye Abnormitäten 
dadurch herbeigeführt werden. 

Nach der Verordnung vom 17. Auguft 1825 (Gefegf. S. 193) find die, den furmärti- 
ſchen Provinzial-Zandtag bildenden Abgeordneten der verſchiedenen Stände in folgender 
Art vertheilt: 

A. Kür die Kurmark und zwar 


für den erften Stand ................. 23, für den zweiten 15, für den dritten 8 Mitglicer. 
B. Kür die Neumart 

für den erften Stand ................ Gb: ee bee ee 2 
C. Kür die Niederlaufig 

für den erften Stand ................. Gb: ee des sr 2 


und Dazu nod) eine fpäter ernannte 

Virilftimme ded Herrn Grafen 

v. Solmd-Sonnenwalde........... RR A UNE —— 

Sind in allenn......36, für den zweiten 23, für den dritten 12 Mitglieder, 

in Summa 71 Mitglieder, 
bon welchen 48 Stimmen anzunehmen find, um zwei Drittel aller Stimmenden zu bilden. 
Hiernach bedarf alſo der erfte Stand, um eine, feine Intereffen befördernde Petition durdys 
zubringen, nur 11 Stimmen aus den beiden andern Ständen; wogegen, um einen gleichen 
Erfolg herbeizuführen, der zweite Stand 26 Stimmen und der dritte Etand fogar 
36 Stimmen aus den beiden anderen Ständen erlangen muß. 

Daß hiernach der zweite und dritte Stand fid) in einer gänzlidyen Abhängigkeit von 
dem Willen des giten befinden, wird einer weiteren Ausführung nicht bedürfen, wohl aber 


—— — — — — — — 
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ſich von ſelbſt ergeben, daß dieſes Mißverhältniß um fo greller hervortritt, wenn es ſich um 
Gegenſtände handelt, welche die gegenſeitigen Standes intereſſen berühren, in welchen 
Fällen durch das Uebergewicht des erſten Standes, den beiden anderen Ständen, ſelbſt wenn 
fie einſtimmig bereinigt wären, und ſonach zwei Stände gegen einen votirt hätten, der 
Meg zum Throne abgefchnitten wird. Hierdurch ift der erjte Stand geiviffermaßen zum 
Richter über Die en. der beiden anderen Stände erhoben, indem die Lehteren gar 
nicht einmal zu einer Befchtverde oder Bitte an Se. Majeftät den König gelangen können, 
ohne zuvor dazu die Zuftimmung eines großen Theiles des erften Standes zu erlangen. 
Man kann nicht fagen, daß die Nitterfchaft in gleicher Lage ſich befinde. Auch fic bedarf 
zwar zwei Drittel der Stimmen, um einer Petition Eingang zu verfdaffen; allein dieſe 
Gleichheit ift — wenn gleich grundſätzlich ausgeſprochen — nur eine ſcheinbare, da praf: 
tifch, nad) Maßgabe der quantitativen Repräfentation der einzelnen Stände, die Sache fid) 
ganz anderd geftaltet, indem für den erften Stand es ungleich leichter ift, aus zwei Ständen 
I Stimmen zu erhalten, ald dem zweiten Stande, der 26 Stimmen, und dem dritten 
Stande, der 36 Stimmen gewinnen muß, um eine Petition durchzubringen. ‚Hierbei ift aber 
überdied nicht zu überfehen, daß die Intereffen ded erften Standes meiftentheild mit denen 
des dritten Standes im Einflange ftehen, mithin bei der Vereinigung des erften und dritten 
Standed zu einem Antrage, ed aud) nidyt einer Etimme des zweiten bedarf, um zwei Drittel 
der Stimmen zu erreichen, wogegen die Intereffen des zweiten Standes nur eine Beförde- 
rung gewinnen fönnen, wenn zahlreidhe Stimmen aus den beiden andern Etänden fid) den 
Anfihten der Abgeordneten der Städte anſchließen. 


Sobald alfo Konflikte zwiſchen ftädtifchen und ländlichen Intereſſen entftchen, befinden 
fid) die ſtädtiſchen Abgeordneten in der entſchiedenſten Minorität und würden fid) dadurd) 
verhindert fehen, die Sntereffe ihrer Kommittenten auf gefelic begründete Weife wahrzu: 
nchmen, wenn ihnen der 8 47 deö Gefeged vom 1. Zuli 1823 nicht den nöthigen Schuß 
dadurd; gewährte, daß er ihnen durch die Itio in partes den Weg zum Ihrone bahnt und 
dadurd) der Beeinträchtigung vorbeugt, welche ihnen fonft auf dem Landtage widerfahren 
mürde. So ehr fid) daher die innere Nothwendigkeit und Rechtfertigung des oben allegirten 
9— ergiebt, fo niederſchlagend iſt die Wahrnehmung, wie das aus demſelben herzuleitende 

echt den ſtädtiſchen Abgeordneten auf dem neunten Provinzial-Landtage, nach den bor: 
aufgeführten Erlebniffen deffelben, vorenthalten worden ift. Nicht zu gedenken, daß diejenige 
Sonderung in Iheile, welche der m. Herr Vorfigende nur allein für zuläffig erklärte, 
eine Mafregel in fid) ſchließt, welche im Geſetz nicht vorgefchrieben und daher aud) ald eine 
nicht ftatthafte zu erachten ift, jedenfalld aber cine wirtungdfofe und daher gewiß nicht eine 
Itio in partes im gefegliden Sinne geweſen fein würde — will es nicht einleuchten, daß die, 
dem Antrage der ftädtifchen Abgeordneten auf Sonderung in Theile entgegengeftellte Prä- 
fivialverweigerung eine gefehlihe Begründung gehabt hätte. Es bezieht ſich dieſe Verweige⸗ 
rung zunächft auf die Beftimmung, nad) welcher Landtags-Beſchlüfſe nur zur Allerhöciten 
Kenntniß gebracht werden follen, wenn fie durch zwei Drittel der Stimmen gefaßt wurden. 
Indeſſen bleibt dabei unbeachtet, daß nicht der, zwar per majora, aber nicht durch zwei 
Drittel der Stimmen gefahte Beſchluß, wegen Vermehrung der ftädtifchen Abgeordneten, 
fondern dad Refultat einer Sonderung in Iheile Sr. Majeftät dem Könige anzuzeigen war, 
mithin nicht der & 46, der die Beftimmung twegen der zwei Drittel Stimmen enthalt, fondern 
der 8 47 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 über die Itio in partes für den vorliegenden Fall 
zur Anwendung gebradht werden mußte. 

Wenn nun hiernächft, zur Begegnung der Anſichten des Standes der Städte auf tine 
in dem Zandtags-Abfchiede an die Stände der Provinz Weftphalen enthaltene und vorftehend 
bereits erwähnte Allerhöchfte Entfcheidung Bezug genommen worden, fo ift im diefer Bezic 
hung Folgendes zu berüdfichtigen. 

Nach dem Inhalte des Wrotofolld vom 14. April 1845 ift beim Landtage an- und aud: 
geführt worden, daß die Landtags-Abſchiede für die eine Provinz für andere nicht maßgebend 
jein und überhaupt ald allgemeine Gefege nicht angefehen werden können. Der in Bezug 
genommene Landtags⸗ Abſchied enthält übrigens nicht eine Interpretation des 8 47, wohl 
aber eine gaͤnzliche Umwand lung deffelben, eine Beſchraͤnkung der ſtaͤndiſchen Redhte, 
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alfo eine Abänderung ded Grundgefeged vom 5. Juli 1823, die nad) deffen vorletztem 
Abſatze des vorgängigen Beirathed der Stände bedurft hätte. Wenn nun der unver: 
fennbaren Richtigkeit und Antvendbarteit diefer Gründe ungeachtet die Itio in partes nicht 
zugelaffen worden, fo fteht zu befürchten, daß bei ähnlicher Veranlaffung ein gleichmäßiges, 
die ftändifchen Rechte beeinträchtigended Verfahren Platz greifen dürfte. i 
Um einem fo großen Uebelſtande, deffen nachtheilige, und dem Geifte der ftändifchen 
Inftitution zuwider laufende Folgen vorſtehend befprodyen worden, vorzubeugen, ſcheint es 
mwahrlidy nothwendig, um fo mehr auf die Sache nody näher einzugehen, als auch in der 
Verordnung über die Bildung ded Vereinigten Yandtaged vom 3. Februar 1847 8 17 die 
Beftimmung ſich vorfindet: 
„Hält bei einem Gegenftande, in Hinficht deffen das Intereffe der verſchiedenen Stände 
oder Provinzen gegen einander gefchieden ift, ein Stand, oder eine Provinz durch einen 
nad) Vorſchrift ded 8 16 zu Stande gefommenen Beſchluß fidy verletzt, fo findet eine 
Sonderung in Theile ftatt, fobald eine Mehrheit von Zwei Drittheilen dieſes Standes 
oder diefer Provinz es verlangt,“ 
eine Beitimmung, auf die möglidyerweife gleichfalld die, in dem vorgedadhten Zandtagd-Ab- 
ſchiede enthaltene, Interpretation angewendet werden tönnte, und dies zu derfelben Bejchrän- 
fung ftändifcher Rechte führen würde, wie ſolche auf dem kurmärkiſchen Provinzial-Landtage 
durd) bloße Anwendung einer, mit Erfolg geltend gemachten, Präſidialeinſchreitung zur 
Ausführung gefommen ift. 

Wird nun der oft ermähnte 8 47 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 in feiner ganz einfachen, 
Haren und deutlichen Faſſung auf dad Sorgfältigfte betrachtet, fo wird immer nur dad ziei- 
felöfreie Refultat fidy ergeben, daß durd) denfelben geſetzlich feftgeftellt worden ift: 

daß (ohne alle weitere Befchräntung) die Sonvderung in Theile ftatt findet, fobald 
bei Gegenftänden, bei denen dad Intereffe der Stände gegen einander gefhicden 
ift, zwei Drittheile eines Standes, welcher fid) durdy einen Beſchluß der Mehrheit 
berlegt glaubt, Darauf dringen. 

Hiernach ift alfo, um den Antrag auf eine Itio in partes zu begründen, erforderlich), — 
und zwar nidytd mehr und nichts weniger als: 

a) daß über einen Gegenftand verhandelt worden, bei welchem dad Intereſſe der Stände 
gegen einander geſchieden ift, 
b) ab über diefen Gegenftand ein Beſchluß gefakt worden, 
i daß ein Stand durch diefen Beſchluß ſich verleht glaubt, und 
d) daß diefer Stand mit zwei Drittel der Stimmen deffelben auf die Sonderung in 
Theile dringt. 

Es wird faum der Erwähnung bedürfen, daß alle durd) Die fragliche geſetzliche Beſtim— 
mung geforderten Bedingungen, bei dem Antrage, den die ſtädtiſchen Abgeordneten bei Ge- 
Iegenheit ded neunten Provinzial: Landtages der Kurmark auf eine Sonderung in Theile 
ftellten, vorhanden waren, und daß danad) diefer Antrag durchaus ald geſetzlich gerechtfertigt 
hätte erachtet werden müffen; denn 

zu a) lag ed im Intereffe ded zweiten Standed, die Zahl der Abgeordneten deffelben ver— 
mehrt zu fehen; wogegen ed dem Intereſſe des erften enticyieden, und bedingungs— 
weiſe aud) dem des dritten Standes entgegen war, eine foldye Vermehrung eintreten 
zu laſſen. ; 
Der Gegenftand war alfo von der Art, daß Hinſichts der Eonderung der Inter: 
eifen der Stände ein Zweifel nicht obmwalten konnte. 
zu b) war über diefen, Die gegenfeitigen Standedintereffen berührenden Gegenftand ein Be- 
ſchluß gefaßt worden, ob genchmigend, oder ablehnend, ift hierbei nad) den Worten, 
dem Sinne und Geifte, fo wie der Tendenz des Gefehes, ganz gleichgültig; 
zu c) lag es in der Natur der Sache, daß der zweite Stand feine Intereffen durd dad 
Refultat der Abftimmung für verlegt eradıten mußte; 
zu d) endlich hat der zweite Stand einftimmig — wiewohl vergeblich — auf die Sonde- 
rung in Theile gedrungen. 
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Es fragt fid) hiernad), was denn dem in Rede ftehenden Untrage eigentlid) fehlte, um 
dem Erforderniffe des Gefegeö zu genügen? Vergeblid) wird dad Bemühen fein, bei der Be: _ 
antwortung diefer Frage irgend einen feſten Anhaltepunft zu finden; denn das Gefer ift zu 
bündig und unzweifelhaft und die Anwendung deffelben auf den gegebenen Fall fo ungemem 
anpaffend, daß ſich weder ein Zweifel, nody eine Unklarheit in irgend einer Beziehung vor- 
finden läßt, und hieraus ergiebt fid) ſchon von vorn herein, daß diejenigen Gründe, die dem 
Antrage entgegengeftellt wurden, ihre Quelle nit in dem Geſetze ſelbſt haben konnten. Die: 
ſes ift denn auch der Fall, indem das inhibirende Verfahren gerechtfertigt werden follte 
durdy den, den Ständen einer andern Provinz erteilten Allerhöchſten Landtags-Abſchied, 
welchen man ald eine authentifhe Interpretation angefehen mwiffen wollte. Allein diefer dem 
ſtaͤndiſchen, geſetzlich feftgeftellten Rechte fehr präjudigirenden Anſicht mwiderftreitet ſchon vor: 
weg der Umftand, daß Deflarationen und Interpretationen überhaupt nur dann Anwen— 
dung finden fönnen, wenn gefeglihe Beftimmungen zu einem Zweifel und folglic; zu einer 
verſchledenartigen Anwendung Beranlaffung geben. 

Hiervon fann aber bei dem in Rede ftchenden 8 47, wie bereitö nachgewieſen worden, 

ar nicht die Rede fein, weil eben derfelbe ganz Kar und unumtounden fid) ausſpricht, fein 
F Knbalt auch mit der inneren Nothwendigkeit und Gerechtigkeit, fo weit e8 die eigenthümliche 
Oh Art der Zufammenfegung und Gliederung des Landtages und der verfchiedenartigen quan: 
m titativen Nepräfentation der einzelne Stände betrifft, im innigften Zufammenhange ftcht. 
| Wenn aber dad in Rede ftchende, fehr verftändlihe und in feiner Anwendung zu feinem 
geredhtfertigten Zweifel Veranlaffung gebende Gefeg keiner Interpretation bedarf, jo würde 
N jede Modifizirung defjelben eine weſentliche Aenderung der jener Beftimmung unterliegenden 

! Abſicht herbeiführen. Und dies ift denn auch wirklich der Fall, wenn die, in dem Allethoͤch⸗ 

ften an die Stände Weftphalend gerichteten Landtags-Abſchiede entwidelten Grundfäge in 

die Stelle des 8 57 des Gefeed vom 1. Juli 1823 zur allgemeinen Anwendung bei allen 
Provinzial» Landtagd-Berfammlungen kommen follten. In diefem Allerhöchſten Yandtagd- 
Abſchiede wird 
a) ein Unter ſchied gemacht, je nachdem ein Stand fidy durd) einen, eine Alerhödhfte 
Propofition, oder cine anzubringende Petition betreffenden Beſchluß verlett glaubt. 
Diefen Unterfchied kennt dad Geſetz vom 1. Juli 1823 nicht; es fpricht vielmehr nur 
ganz allgemein von dem Fall, wenn ein Stand durdy einen Befch lu ß der Mehrheit (alfo 
ganz indiftinkte von weldyer Art oder über welchen Gegenftand er fei, wenn nur bei demicl- 
ben dad Intereffe der Stände geſchieden ift) ſich verlegt glaubt. Auch ein, den An- 
| trag eined Standed ablehnender Beſchluß ded Landtages ift und bleibt ein Befhluß 
h dert elben und dem Stande, weldyer ſich durch einen ſolchen Beſchluß verletzt glaubt, bleibt 
— nad) dem Befehe — das Kecht, feinen Schuß durch die Itio in partes zu finden. 

b) dad Geſetz vom 1. Zuli 1823 fagt nicht, wie der Allerhöchſte Landtags-Abſchied 1? 
annimmt, daß die Itio in partes nur wegen eincd verletzten Rechtes ftattfinden fonne, 
fondern es ſpricht von den verlegten Intereſſen und giebt dadurch zu erkennen, 

{ daß die Itio in partes nicht blos zum Schutze erworbener oder fonft beftchender, je 
denfalld vorhandener und aufredht zu erhaltender Rechte, fondern in allen Fällen 
ergriffen werden könne, in welchen dad Intereffe der Stände gegen einander 
efhieden iſt Dieſes Intereffe kann alfo in ſolchem Falle nad; allen Sciten 
Bin. ohne weitere gefeglihe Befhräntung, auf legale Weife durch die Itio in partes 
— werden, wenn nur die ſonſtigen, im 8 47 angegebenen Requiſite vorhan⸗ 
den ſind. 
Wenn num auf biefe Weije nadhgetviefen ift, daß durch den hier in Bezug genommenen 
Allerhöhften Landtagd-Abfchied in die gefeglihen Beftimmungen ded 8 47 Boraudfehur 
F gen, Bedingungen und Begriffe hineingetragen werden, die feinem Maren und deutlichen I 
— halte ganz fremd find, fo ergiebt ſich von ſelbſt, daß es ſich hier nicht um eine Auslegung de? 
| Gefeged, fondern um einen legiöfativen, die Abänderung der landſtändiſchen Verfarfung be: 
zweckenden Mt jehr befhräntender Art handelt, deffen Ausübung nad dem Geſthe 
vom 3. Juni 1823 einem vorangegangenen Beirathe der Provinzialftändt 
vorbehalten ift. 
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Da nun _ein folder Beirath nicht ftattgefunden hat, es aber von der größten Wichtigkeit 
ift, alle den Ständen gefetlich zugeficherten Rechte ungefchmälert zu erhalten, fo bitten Einen 
hohen Vereinigten Zandtag wit gehorfamft: 

Er. Majeftät dem Könige die Allerunterthänigfte Bitte vorzutragen, den 8 47 des Ge- 
fegeö vom 1. Juli 1823, nad) feinem klaren Wortfinn und feiner unverfennbaren Bedeu: 
tung, unverkürzt Allergnädigft aufrecht halten zu wollen. 
Berlin, den 10. April 1847. 
Die Landtagd Abgeordneten der Stadt Berlin. 


Moewes. F. Schauß. Knoblauch. 


a. 
Denkichrift 
des Kommerzienrathed Abegg, 

wegen 
Subftituirung des zehnjährigen Beſitzes ded Bürgerrehtd an die Stelle 
des zehnjährigen Grundbefißed und Gewerbebetriebed ald Bedingung der 

Wählbarkeit zum Abgeordneten im Stande der Städte 
und wegen 
Vermehrung der Abgeordneten der Städte. 
Ad. 


Das Grundgefeß unferer landſtändiſchen Einrichtungen ift das „Allgemeine Geſetz we⸗ 
gen Anordnung der Provinzialftände vom 5. Juni 1823.* — €8 ftellt die höchſten Prin- 
jipien feit, welche die politifdye Gliederung des Volkes beftimmen, fo wie diejenigen, welche für 
die neue ſtändiſche Verfaſſung und das neue ſtändiſche Leben die leitenden fein follen. 

An der Spitze des Gefeged fteht der Grundgedante, daf die ftändifhen Verhältniffe im 
Geiſte der ältern deutſchen DVerfaffungen geordnet fein follen, und zwar mit den Movdi- 
filationen, welche durd) die Eigenthümlichkeit des Staated und dad wahre Bedürfniß der Zeit 
geboten werden. 

Aus diefem Grumdgedanten leitet dad Geſetz in Betreff der ftändifhen Gliederung des 
Staates drei oberfte Prinzipien ab, nämlich 

1. Die Brovinzialftände bilden die Grundlage der ftändifchen Verfaffung, aud ihnen gehen 
die allgemeinen Stände hervor. Died ift offenbar hauptſächlich deöhalb feftgefeßt, weil 
es die Eigenthümlichkeit des Staates zu fordern ſchien. 

2. „Das Grundeigenthum iſt Bedingung der Standſchaft,“ d. h. denjenigen Ständen, 
weldye einen gewiſſen eigenthümlichen oder eigenthumsähnlidyen Grundbefig haben, 
ftcht das Recht zu, an den Verhandlungen und Beſchlüſſen der Landtage Iheil zu 
Ha Diefe Feltfegung beruht überwiegend auf dem Geifte der älteren deutſchen 

erfaffungen. 

3. Die Mitglieder der Provinzial-Qandtage find dad geſetzmäßige Organ der verfchicdenen 
Stände der Unterthanen in jeder Provinz, fo daß diefelben auch diejenigen, welche feine 
eigenen Vertreter haben, mitvertreten und nidyt bloß die Intereffen derjenigen Stände, 
denen fie felbft angehören, verſechten follen. Diefe Feftfegung wurde durd dad Be- 
dürfniß der Zeit geboten, weldyes eine Verföhnung der verſchiedenen Standedintereffen 
verlangt, fo daß alle Sonderintereffen, ſoweit es dad Gefammtinterefje zuläßt, Befrie: 
digung erlangen, keins ungebührlidy und gar gegen dad Oefammmtintereffe zur Geltung 
gebracht werde. Die frühere Zeit wußte bie verfchiedenen Standedintereffen nicht zu ver: 
föhnen, dad Befangenfein in ihren Sonderintereffen führte nothivendig zur Lähmung 
und endlich zum Untergange der landftändifchen Thätigkeit. 

„ Die ftändifhe Gliederung der Provinzial-2andtage wurde durch die befonderen Gefehe 
für die einzelnen Provinzen feitgefegt. Danach beftehen fie aus drei und refp. vier Ständen, 
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welche im & 2 der befonderen Geſehe wegen Anordnung der Provinzialftände bezeichnet wer: 
den als erfter Stand, zweiter Stand ꝛc. Es ift eines Iheild nicht zu verkennen, daß diefe 
Gefege von dem Geift der älteren deutfhen Verfaffungen ausgehen, anderen Theils ift es 
aber eben fo tlar, daß fie verfchiedentlidy Davon abgehen, auch wo es weder durch die Eigen: 
thümlichfeit des Staates nod) durd) das Bedürfniß der Zeit geboten war. 

Zu den Landftänden gehörte nady den Ältern deutfchen Berfaffungen: der Herrenitand 
(wo er fi fand), die Präfaten, die Ritterfchaft und die Städte, ausnahmsweiſe in wenigen ein- 
zelnen Ländern auch nod) freie Bauernſchaften. Bei allen dieſen Ständen befand ſich cin ge: 
twiffer bevorrehteter Grundbeſitz, fo daß dad Recht, an den Berathungen über allge: 
meine Zandedangelegenheiten Iheil zu nehmen und darin mit zu befchließen (dad Recht der 
Landftandfaft), an einen gewiſſen Grundbefig geknüpft erfcheint, und diefer nad) den älteren 
Verfaffungen ald eine Hauptbedingung jencd Rechtes der Landſtandſchaft betrachtet werden 
muß. Ein andered hiervon ungertrennliches Erforderniß für das Necht der Landſtandſchaft 
war, daß die Stände felbft und mitihrem Grundbefig unmittelbar unter der 
Landeshoheit ftanden und nicht von einer Gutd- oder Standesherrſchaft abhängig waren, 
mochte diefe einem Ritter, Prälaten, Herrn oder felbft dem Landeöherrn zuftchen. So waren 
alle Mediatunterthanen von der Landſtandſchaft auögefcyloffen, und cd wurden weder die 
Bauerſchaften (mit den wenigen Auönahmen, wo fie fi) in beträchtlicher Zahl ald freie 
Immediatgemeinen erhalten er nod) die Mediatftände auf den Landtagen zugelaffen. 
Zur Eigenthümlichkeit des Grundbeſitzes, auf welchen fid) die Landſtandſchaft ftühte, gehörte, 
daß der Inhaber deffelben kraft dieſes feines Grundbefiged eine obrigkeitliche Gewalt 
im Bezirk deffelben hatte. Hieraus vornämlich erflärt ſich die politifche Bedeutung 
des Grundbefiged, wie fie und in den älteren Verfaffungen entgegentritt; der Grundbeſiß 
fam nicht deöhalb in Betracht, weil er die Bafid des Vermögend war, fondern weil er 
Bafis einer Gewaltüber andere Unterthanen war, einer Gewalt, welche nicht blob 
eine richterliche und polizeiliche, fondern auch cine finanzielle, zum Theil fogar eine gewiſſt 
militairifche und gefehgebende war. 

Der landtagdmäfige Grundbelig, mochte er allodial oder Ichnbar fein, ftand bei dem 
Herrenſtande und der Nitterfchaft einzelnen phyfifhen Perfonen zu, während bei den 
Vrälaten und Städten die moralifhe Perſon oder Korporation dad berechtigte Cub- 
jeft war. Daher wurde dad auf dem fraglichen Grundbeſitz haftende Recht der Landftandihaft 
in dem Herrenftande und der Nitterfhaft durd die Perſon ded berechtigten Subjetts felbft 
ausgeübt, während in den beiden andern Ständen durd) die Organifation und Berfaffung 
der moralifhen Perſon oder Korporation derjenige beftimmt wurde, weldyer Namens ded be 
rechtigten Subjeftö dad Recht der Landſtandſchaft ausüben follte. 

Sei dem Herrenftande umd der Ritterſchaft war ein beftimmted Gut mit dem Herten⸗ 
oder Nitterfig (Schloß, Burg) Hauptſtück des laudtagsmäßigen Grundbefiged, fo daß alle 
übrigen Realitäten und Gerechtigkeiten deffen Zubehör waren, und dazu gehörte auch die 
Landftandihaft. Bei den Prälaten fand mitunter ein ähnliches Verhältnik ftatt, niemals 
aber bei den Städten. Der landtagsmäfige Grundbeſitz der Städte beftand in den reif. 
Stadtgebieten; dad Stadtgebict war cd, an weldem das Recht der Landftandichaft Hebtt. 
Daher konnte es nad) den älteren Verfaffungen niemald in Frage geftellt werden, ob die 
nigen, welche von Seiten der Städte auf den Yandtagen erſchienen, Grundbefig in dem be 
treffenden Weichbilde hätten; es fam lediglich darauf an, daß die Etadt mit Landſtandſchaft 
die fragliche Perſon zu ihrem Vertreter ernannt hatte. Durch cine foldye äußerliche Bedin— 
gung waren die Etädte nirgendd in der Wahl ihrer Vertreter befchräntt; fie konnten Jeden, 
dem fie vertrauten, Daß er ihre Intereffen zu wahren verftände, zum Landtage abordnen, 
und Jeder, der ſich auöwied, Daß er mit einem ſolchen Auftrage betraut war, wurde ju den 
Verhandlungen auf dem Landtage zugelafien, ohne Rückſicht darauf, ob er Grundeigenthumer 
fei oder nicht. Da dad a ge der Grund und Boden, über welchen die ftädtifhe Ge 
meine die obrigfeitliche Gewalt hatte, ber ftädtifche Grundbefig war, auf welchem dad Redit 
der Landſtandſchaft ruhte, fo trat Diefe Bedingung der Landftandfchaft beim Stande der 
Städte weniger hervor ais bei den übrigen Etänden: man kann daher die Landſtandſchaft 
der Städte eben fo gut für einen Ausfluß ded Weichbildrechts des ftädtifdhen Gemeinerchtd, 
fie für einen Ausflug des Grundbefiged erklären. 
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Die zu eigenem Recht befeffene obrigkeitliche Gewalt, welche gewiſſen phyſiſchen oder mo- 
raliihen Perfonen über einen größeren oder Hleineren Bezirk zuſtand, war die eigentliche po- 
litiſche Grundlage der Landftandichaft; diefe Gewalt erſchien in der angegebenen Weiſe mit dem 
Grundbefige verwachſen, und fo fnüpfte ſich in gewiſſem Sinne die Landſtandſchaft an den 

bevorrechteten Grundbefig. In Betreff der obrigfeitlihen und allgemeinen politiſchen Stellung, 
welche die einzelnen Stände einnahmen, fand eigentlidy nur cin Hauptgegenfaß Statt, näm- 
lid) zwifchen den Herren, Prälaten und Nittern einerfeitd und den Städten andererfeite. 
Daher haben auf den allgemeinen Zandtagen die Städte immer eine abgefonderte Kurie oder 
bei gemeinfamen Verhandlungen mit dem Xandeöherrn eine abgefonderte Bank gebildet, wäh: 
rend die erfteren Stände ſich bier in einer, dort in ziei Kurien verfammelten oder bei gemein- 
famen Verhandlungen auf einer oder zwei Bänken ſaßen. Daher find ferner häufig zu befon- 
deren Zandtagen die Herren, Prälaten und Ritter zufammenberufen worden, während man 
die Städte zu einem anderen Yandtag zufammenberief oder wohl gar mit jeder Stadt cin: 
zeln verhandelte, in welchem letzteren Kalle namentlidy dem Yandeöherrn oder feinem Kom: 
miffarius gar nicht in den Sinn fommen konnte, nur mit ſtädtiſchen Grundbefigern verhandeln 
zu wollen, 

Auf den Zandtagen wurde kurienweiſe berathen und befchloffen; jede Kurie hatte den 
andern gegenüber in diefer Beziehung gleihes Recht. Eine Feſtſetzung, bei wel— 
her eine Kurie nicht eingewilligt hatte, war für Diefen Stand ohne rehtöverbindlidye Kraft, 
wenn aud in ſolchem Falle cd nicht ſelten vorgekommen ift, daß die Einzelnen deö betreffenden 
Standes ſich nachträglich der Gewalt fügen mußten oder es ihred Privatintereffcs wegen für 
gerathener hielten, nachträglid) ſich jener Feſtſetzung zu unterwerfen. 

Im Geift der reidhöftändifhen wie der älteren landftändifhen Verfaſſung lag cö, daß 
ein Beſchluß des Reichdtages wie ded Landtages nur Durd) eine freie Einigung fämmtlicher 
Kurien zu Stande gebracht werden konnte, nur bei gewiſſen durd) dad Herkommen beftimm- 
ten Angelegenheiten genügte ein Befchluß der erften Kurien; in ſolchen Angelegenheiten wurde 
dann aber auch gar nicht mit der zweiten oder refp. dritten Kurie verhandelt. 

Die Beſchlußfaſſung in den Kurien beruhte zwar auf der Anficht der Mehrheit, aber 
diefe Mehrheit wurde nicht in dem Sinne aufgefaht, daß eine beftimmte Stimmenzahl dazu 
gehöre, cd wurde nicht auf die Zahl, fondern auf dad Gewicht der Stimmen gefehen. Es 
wurde darauf gefehen, ob von den bei den Berathungen der Kurie Anwefenden für eine Maß— 
regel oder Feitiegung fich ſolche erklärten, die zufammengenommen im Lande und in ihrem 
Stande ein ſolches Anfehen und ſolche Macht befäßen, daß ihre Meimung ald Meinung des 
ganzen Standed gelten fönne, und fidy annehmen liche, da die von ihmen gebilligte Maßregel 
feinen oder doch nur einen leicht zu überwindenden Widerftand und die von ihnen gut ge- 
heißene Feſtſetzung im Allgemeinen Achtung finden werde. 

Die neue ftändifche Gefeggebung feit 1823 hat die alte ſtändiſche Gliederung, fo weit es 
die Eigenthümlichkeit des Staated und dad Bedürfniß der Zeit zu erheifchen ſchien, geändert. 
Für vier Provinzen ſetzt fie einen Herrenftand feft, der auf dem vereinigten Yandtage mit den 
Prinzen des Königlichen Haufed und einer Anzahl der reihbegütertften Mitglieder der Nitter- 
Ihaft die Herren-Kurie bildet. Einen Stand der Präfaten kennt fie nicht, weil es in unferm 
Staate feine Prälaten im Sinne der ältern Verfaffungen giebt; die Domtapitel zu Branden- 
burg, Merfeburg und Naumburg find nichts anderes als ritterfchaftlice Inftitute. Der zweite 
Stand befteht aud der Ritterfchaft, wobei die zeitgemäße Mobdifitation eingetreten ift, daß die 
Mitgliedſchaft in dieſem Stande nur bedingt ijt durch den Beſitz eines Rittergutes oder eines 
einem ſolchen gleichgefegten größeren ländliden Beſitzes Die Bedeutung der Nittergüter hat 
durch die Wandlungen der Zeit in fo fern eine beträchtliche Verringerung erfahren, daß die 
mit dem Befige dDerfelben verknüpfte obrigkeitliche und gutsherrliche Gewalt vielfad, geſchmä— 
lert worden ift, und cd dürfte fich mit Beftimmtheit vorherfagen laffen, daß die weitere Ent- 
twidelung auf diefem Wege fortfchreiten werde, fo daß in vielleicht nicht fehr ferner Zeit Die 
Nittergüter Ländliche Befigungen fein werden, die fidy vor andern nur durd) ihre Größe und 
die ihnen einmal beigelegte Landtagsfähigteit auszeichnen. 

Der dritte Stand begreift die Städte. Mit einer Ausnahme heit ed in allen befonderen 
Gefegen wegen Anordnung der Provinzialftände 82: „Der zweite (refp. dritte) Stand be- 
fteht auß den Städten;“ nur in dem Geſetze für Weſtphalen heißt es: es befteht „der dritte 
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Stand aus den zur Vertretung des bürgerlichen Gewerbes geeigneten Städten.“ Sort man 
diefe Beftimmung im Geifte der älteren deutfchen Verfaffungen auf, fo hat fie den Einn, daß 
diefer Stand nit aus einzelnen Individuen, fondern aus Korporationen beftcht,. daß die 
ftädtifchen Gemeinen die Subjekte des Rechted der Landſtandſchaft find, und daf der Grund- 
befis, an welchen diefed Recht N tnüpft, nicht dad Privateigenthum Einzelner ift, fondern die 
Gefammtheit ded ftädtifchen Grundbefiged, Der Grund und Boden, auf weldem die 
Stadt fteht, und die gu derfelben gehörige Feldmark. In diefem Sinne muß aber 
diefe Beftimmung des 8 2 der befonderen Gefehe aufgefaßt werden, denn dies verlangt nicht 
allein dad im — Geſetze vom 5. Juni 1823 ſanttionirte Rechtöprinzip, ſondern auch 
die Worte des 8 2 jener beſonderen Geſetze gebieten es, wie unzweifelhaft hervorgeht, wenn 
man die angeführten Worte mit denen zuſammenhält, welche die Seifebung des Dritten oder 
refp. vierten Standes ausſprechen. Diefe lektern Worte, welche fidy in demſelben & 2 der ber 
fonderen Geſetze finden, lauten für Brandenburg, Pommern, Schlefien und Sachſen: ed beftcht 
der dritte (vierte) Stand aus den übrigen Gutöbeligern, Erbpächtern und Bauern;* für Preu⸗ 
Ben: „der dritte Stand aud den unter dem erften Stande nicht begriffenen Kölmern und freien 
und aus den bäuerlichen Grundbefigern;* für Poſen: „der dritte Stand aud den übrigen Guts⸗ 
befigern, mit Grundeigenthum verjehenen Bauern und Erbzindmännern;* für Weftphalen: „der 
vierte Stand aus den übrigen im zweiten und dritten Stande nicht begriffenen Grundbelikern; * 
für die Rheinprovinz: „aus den übrigen Grundbefigern, welche im ztveiten und dritten Stande 
nicht mit begriffen find.“ In dieſem Stande find es alfo Individuen, welchen dad Recht 
der Landſtandſchaft beigelegt wird, bei welchem alfo dem feitnden Grundgedanten gemäß 
aud) dad Individuum Grundbefig haben muß, wie auch ſchon in den Bezeichnungen der zu 
diefem Stande ia deutlich audgedrüdt Liegt. Hätte in ähnlicher Weife, aber im 
Miderfpruch mit den Alteren deutſchen Verfaffungen beim zweiten und refpektive dritten 
Stande den einzelnen Individuen und nicht den —— das Recht der Landſtandſchaft 
beigelegt werben ſollen, ſo würde offenbar diefer Stand nicht als Stand der Saͤdte bezeichnet 
| worden fein, eine Bezeichnung, die den vorhin angegebenen Sinn deutlich) audbrüdt und, 
J. wenn fie undeutlich waͤre, doch in dieſem dem Geiſt der älteren Verfaſſung entſprechenden, 


— — —— — 


TI ER — 





nicht aber in einem demfelben widerfpredyenden Sinne genommen werden müßte. — Ein 
dringended Bedürfniß der Zeit, welches auch Berüdfichtigung fand, war, daß die Landftand- 
fihaft aud) auf die Mediatftädte erftredt und ein vierter Stand mit Landſtandſchaft aus den 
nicht ritterſchaftlichen ländlichen Grundbefigern gebildet wurde. 
J Mit Ausnahme einiger Mitglieder des erſten und refp. des erſten und zweiten Standed 
i ift in Betreff der Ausübung des Rechtes der Landſtandſchaft dad Prinzip der Vertretung 
fl durd Perfonen, welche demfelben Stande angehören, fanttionirt worden. Die 
ſes Princip galt aud) nad) den ältern Verfaffungen bei den Stiftern und Städten, und 
außerdem wurde ed bei den ftändifhen Ausſchüſſen befolgt. Nachdem der Staat nun eine 
| größere Ausdehnung erlangt hat und die Landſtandſchaft einem bisher davon audgefäloffe: 
nen fehr zahlreichen Stande ertheilt wurde, lag es in der Natur der Sache, daß diefed Prin- 
| ip der Vertretung ald ein allgemeines aufgeftellt wurde. Demgemäß ift feftgefest, daß 
| jeder Etand auß ſich eine getoiffe Mn: ahl von Abgeordneten wählt. Zu den allgemeinen Be⸗ 
| dingungen der Wählbarteit, welche für die Abgeordneten aller Stände borgerchrieben find, 
i ehört zchnjähriger Grundbefig (8 5 der befondern Gefege). Für den zweiten Stand, dei 
| Stand der Ritterfhaft und für den vierten Stand, den Stand der Zandgemeinen, war die 
Aufftellung diefer Bedingung unbedingt nothivendig; fie ift hier im Geift der ältern deut 
ſchen Berfaffungen, fie ift eine einfache Konfequenz deö erwähnten Prinzips und Liegt in der 
Natur der Sache, denn diefe beiden Stände beftehen nur aus Maffen bon einzelnen Indi— 
| viduen, und Die Mitgliedihaft in diefen Ständen wird erworben lediglich durch den 
| eines ritterfchaftlichen oder andern ländlichen Grundbefiges. Beim Stande der Städte dage—⸗ 
| en verhält es ſich durchaus anders; er beftcht aus Gemeinen, er begreift feineötveges bloße 
affen von einzelnen Grundbefigern, welche nur äußerlich und räumlid) verbunden und ab⸗ 
gefondert wären, fondern die zu diefem Stande gehörenden Individuen find in fid nad) Ge 
meinen gegliedert, die Mitgliedſchaft ded Einzelnen in diefem Stande ift weſentlich bedingt 
durch die Mufnahme in die Gemeine. Dad Prinzip, daß jeder Stand aus ſich die Abgeord- 
neten wählt, verlangt daher nur, da die Städte ihre Abgeordneten aus den Mitgliedern 
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der ftädtifhen Gemeinen wählen, ohne Rückſicht Darauf, ob diefelben Grundbeſitz 
haben oder nicht. Durch die Vorfchrift, daß die ftädtifhen Abgeordneten ftädtifche Grund: 
befiger fein nüffen, ift jenes Prinzip alterirt und dem ftädtifchen Gemeineleben die ihm ge- 
bührende Anerkennung vorenthalten. Eben fo wenig ift diefe Vorfchrift eine richtige Konſe— 
quenz aus dem Prinzip, daß Grundbefig die Bedingung der Landſtandſchaft fei, denn der 
Grundbefig, auf welchem die Landftandfhaft der Städte beruht, ift, wie oben nachgewieſen, 
nit dad Privateigenthum der einzelnen Bürger, fondern der Grundbefiz der Stadt, dad 
Stadtgebiet. Ferner ift jene Vorfchrift nichts weniger ald im Geifte der älteren deutfdyen 
Verfaffungen, fondern demfelben geradezu widerſprechend; eine ſolche Beftimmung würde in 
älterer Zeit ald ein fchneidender Eingriff in die ftädtifchen Freiheiten und das ſtädtiſche Ge- 
meineleben erachtet worden fein. Sofern diefe Vorfchrift alfo nicht durch die Eigenthümlid)- 
keit des Staated oder durch das wahre Bedürfnig der Zeit geboten ift, was weiter unten 
unterfudht werden fol, enthält fie ein Abgehen von dem im allgemeinen Gefege vom 5. Juni 
1823 ausgeſprochenen Grundgedanten und einen Widerſpruch gegen die dafelbft fanttionir- 
ten hödyften Prinzipien unferer ftändifhen Einrichtungen. 

As befondere Bedingung der Wählbarfeit zum Abgeordneten im Stande der Städte 
ſchreiben die befondern Gefege für Brandenburg, Preußen, Pommern, Poſen und Sadyfen 
im $ 10 und für Schlefien im $ 11 wörtlich gleihlautend vor: „Als Abgeordnete können 
nur ftädtifche Grundbefiger gewählt werden, welche entweder zeitige Magiftratöperfonen find, 
oder ein bürgerliched Gewerbe treiben. Bei den letztern ai . der Grundbefig mit dem Ge: 
werbe zufammen cinen nad der Verſchiedenheit der Städte abzumeffenden Werth haben, 
welchen die vorbehaltene befondere Verordnung beftimmen wird.“ Die entfpredende Vor: 
fhrift der befondern Gefege für Weftphalen und die Rheinprovinz findet fid) in demfelben 
$ 11; fie iſt etwas abweichend bon jener, ftimmt aber im Prinzip mit ihr überein und lautet: 
„As Abgeordnete fönnen nur in den zu bertretenden Städten wohnhafte ftädtifhe Grund- 
befiger gewählt werden, welche entweder gewählte Magiftratöperfonen find, oder ein bürger- 
liches Gemwerbe treiben. Die letztern müffen einen, nad) der Verfchiedenheit der Städte abzu- 
meſſenden Betrag don Grund» und Getverbefteuer entridyten, welchen die vorbehaltene 
befondere Verordnung beftimmen wird.“ In Diefen vorbehaltenen befonderen Verordnungen 
ift dann der Gefammtiwerth des Grundbefiged und des Getverbeö, welcher zur Wählbarteit 
erfordert wird, verſchiedentlich beftimmt; eine Vorſchrift über den Werth des Grundbefiged 
einer Magiftratöperfon, um fie wählbar zu madyen, findet fid) nirgends. Dagegen enthalten 
diefe Verordnungen verfchiedentlidy nody andere Beftimmungen in Betreff der Wählbarkeit 
der ftädtifchen Abgeordneten. Nämlich die Verordnungen für Brandenburg (Art. IV), Pom— 
mern (Art. II), Preußen (Art. II), Schlefien (Art. X) und Sachſen (Art. IV) fegen feft, 
daß zu den ftadtifhen Gewerben weder die Ausübung der ‚Heilkunde noch die Praris der 
Juftiztommiffarien gehöre, während Dies in den Verordnungen für Poſen, Weftphalen und 
die Rheinprovinz nicht geſchehen ift. Kerner wird in den Verordnungen für Preußen (rt. III), 
Pofen (Art. IX), Weftphalen (Art. VI) und die Rheinproviny (Art. X) zweierlei befonder® 
beftimmt, wovon die andern Verordnungen nichts enthalten: nämlidy 1. „der Betrieb des 
Mderbaued auf ftädtifhen Grundftücen ift für ein ftädtifhed Getverbe zu achten; die auf 
ftädtifcher Feldmart wohnenden Grundbeſitzer werden den ſtaͤdtiſchen gleichgeſtellt — 2. Auch 
ſollen ftädtifche Grundbeſitzer, die zum mindeſten 10 Jahre lang ein ſtädtiſches Gewerbe be- 
trieben, von demfelben aber fidy zurüdgezogen haben, gleidy wirklichen Gemwerbtreibenden 
mählbar fein.“ Außerdem haben die Verordnungen für Weftphalen und die Rheinprovinz 
nod) eine reg} welche in den andern fehlt und in Weftphalen durch die Ktabincts- 
ordre vom 8. Yuni 1839 aufgehoben worden ift, diefe Beftimmung nämlidy: „Städtifche 
Grundbefiger, welche Vertreter der Gemeine find, werden den Magiftratöperfonen in Be- 
Biehung auf die Wahlfähigkeit zum Abgeordneten gleich geachtet.“ 

Alle diefe Beſchränkungen der ftäbtifhen — find dem Geiſte der ältern deut⸗ 
ſchen Verfaſſungen durchaus zuwider. In den Reichsſtädten und in den Landſtädten hatte 
der Rath oder der Senat zu beſtimmen, wer im Namen der Stadt auf dem Reihötage oder 
auf dem Landtage erfcheinen follte, bei der Wahl der Perſon des Abgeordneten galten für 
ihn nur die Schranten, welche in der Natur der Sache lagen, dad heißt, er mußte eine Ber- 
fon wählen, welche mit den Werhältniffen und Intereffen der Stadt vertraut tar, welche bie 
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nöthige Charakterſtärke und Gewandheit beſaß, um etwaigen Verlockungen zu toiberftchen, 
ſich durch keine ungnädige Drohungen einſchüchtern zu laſſen und die Intereſſen der Stadt 
mit Erfolg verfechten zu fönnen, kurz, er mußte eine Perſon wählen, welche fein und der 
Bürgerfchaft Vertrauen beſaß. Died Vertrauen, welches die Wahl leitete und beftimmte, 
bezog ſich aber auf weiter nidytö ald das Angegebene und ging keinesweges fo weit ald dad 
Vertrauen, welches heut zu Tage verfchiedentlid) in faft allen politifhen Verhältniſſen gefordert 
zu werden pflegt; es befchränft fidy fo zu fagen nur auf dad Kormelle, in Betreff des Mate: 
riellen der Verhandlungen wurden dem Abgeordneten Inftruftionen mitgegeben, und wenn 
diefelben nicht audreichten, weil wichtige undorhergefehene Angelegenheiten zur Verhandlung 
famen, mußte er neue Verhaltungsbefehle einholen. (Nehnlidy wie c8 noch heut zu Tage bei 
der hohen deutſchen Bundeöverfammlung und der fchmeizerifhen Tagſatzung ftattfindet.) 
Bei folhen Verhältniffen war e8 natürlich, daß die Städte regelmäßig einen Bürgermeifter 
oder einen Eyndifud oder ein Rathömitglied oder einen Rathöverwandten zu Abgeordneten 
wählten; es kommen aber aud) Gelehrte, namentlich Doctores juris, welche fid) ald Abvo- 
katen ausgezeichnet hatten, Magifter an Schulen, welche fidy duͤrch politische und hiſtoriſche 
Kenntniffe und rhetorifhe Gewandtheit hervorthaten, und Geiſtliche ald Abgeordnete der 
Städte vor; turz weder auf den Grundbefig, noch auf Gewerbe, noch auf ein magiftratua- 
liſches Amt an fi wurde cin Gewicht gelegt; es konnte fein und konnte nicht fein, ed war 
etwas zufälliged, äußerliches und nichts weniger als ein rechtliched Erfordernig. Es findet ſich 
nirgendd eine Spur davon, daß ed irgend Jemand eingefallen, einem von einem Stadtrath 
bevollmächtigten Abgeordneten deshalb, meil derfelbe keinen Grundbeſitz habe oder fein bin 
gerlidyed Gewerbe treibe oder keine Magiftratöperfon fei, den Eintritt zu einem Reihötage 
oder zu einem Landtage ftreitig zu machen; durch Die Vollmacht des Magiftratd war 
er pollftändig legitimirt, um etwad weitereö fümmerte man fid nidt. 

Dad Prinzip der Vertretung jedes Standed aud ſich felbft verlangte durchaus nicht bie 
vorgeſchriebenen yerſchiedenen Beihräntungen der ftädtifhen Wahlfreiheit. Durch diced 
Prinzip wurde nur geboten, daß von den fädtifhen Einwohnern nur die wirflihen Bür- 
ger wählbar ſcien, ſo daß höchſtens die anderwärts wohnenden, die ſogenannten Forenſen, 
ausgeſchloſſen würden. Auf welchem Prinzip eigentlich die verſchiedenen Beſchränkungen der 
ſtädliſchen Wahlfreiheit beruhen, ift in der That nicht erſichtlich Warum ſoll einem Aurfgom 
miffariud oder Arzt in Stettin oder Frankfurt die Fähigkeit, Abgeordneter zu fein, abgelpre: 
chen werden, während Died bei einem Arzt oder Juftiztommiffarius in Poſen oder Liſſa nicht 
geſchieht? Warum foll ein Aderbürger in Weftphalen wählbar fein, nicht aber in Pommern? 
Warum foll der wirkliche Betrieb eined bürgerlichen Gewerbes in Schlefien zur Wählbar- 
feit erforderlic) fein, während die Niederlegung eined über zehn Jahre betriebenen binger- 
lichen Gewerbes in der Rheinprovinz die Wähldarkeit nicht entzieht? 

Weyn fomit die Befhräntungen der ftädtifhen Wahlfreiheit weder aus dem Geiſt der 
ältern deutſchen Verfaſſungen, noch aus dem Prinzip, daß die Landſtandſchaft auf dem 
Grundbefin hafte, nody aud dem Prinzip der Vertretung jedes Standes aus ſich felbit ber: 
fließen, fo fann der Grund diefer Beſchränkungen nur in der Eigenthümlichteit des Staates 
und dem Bedürfniffe der Zeit gefucht werden: aber auch hierin läßt ſich fein Grund dazu 
finden, vielmehr fpricht Die Eigenthümlichkeit ded Staates und das Bedürfniß der Zeit gegen 
diefe Befhräntungen. 

Zu den Eigenthümlidykeiten unferes Staated gehört «8, daß die Freiheit ded Gemeine 
lebend, wie fie in dem älteren deutſchen Volksleben wurzelt, vollftändiger ald in anderen 
Staaten fi) in den Städten erhalten hat, daß eine weiſe Gefehgebung diefem Gemeineleben, 
als es Gefahr lief, zu verfnödern, oder in Folge von Vorschriften einer höhern ſelbſtſüchtigen 
Gewalt unterzugehen, neue Friſche eingehaucht und ihm eine Selbftftändigkeit gewährt bat, 
welche für die Gemeinen und für den Staat gleidy erſprießlich ift. Auf diefe Weile iſt das 
ftädtifhe Gemeineleben in eine Bahn geleitet, auf welcher es, wie allgemein anertannt wird, 
eine treffliche Vorſchule zu dem höheren politifchen Leben, zu dem Staatöleben, immer 
mehr werden muß und zum Iheil ſchon geworden ift. Die rechtliche Möglichkeit, am diefem 
politifchen Gemeineleben ſich zu betheiligen, ift jedem Bürger gegeben, fie haftet an ber Mit- 
gliedfhyaft in der Gemeine; c& ift nur die Schranke gefeßt, die in der Natur der Sache liegt, 
fo daß nur derjenige ausgeſchloſſen bleibt, der feine ganze Ihätigkeit auf den Erwerb feines 
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Lebendunterhalted richten muß; diefer foll ſich aud) hierauf befchränfen und foll die Thätig- 
keit in Gemeincangelegenheiten denen überlaffen, welche aus ihrem Vermögen oder ihrer Ars 
beit ein Einfommen haben, welches fie der fteten ununterbrodenen Sorge für ihren Lebens— 
unterhalt überhebt. Infofern wird von feinem Bürger, der fid) getrieben fühlt, an der Förde: 
rung des ſtädtiſchen Wohles mitzuarbeiten, der in patriotiihen Sinne feine Zeit und Sträfte 
um Iheil feiner gewerblichen Gefchäftigkeit und feinen Privatintereffen entzichen und den 
hädtifchen Geſchäften und den Gemeineintereffen zuwenden will, der Ausweis verlangt, daß 
er einen mehrjährigen Grundbefig von einen gewiflen Werthe habe, oder ein Gewerbe treibe; 
c8 genügt im Allgemeinen Bürgerredht und ein Einfommen bon gewiſſer Höhe. Nach der 
Städteordnung von 1808 ift jeder unbeſcholtene Bürger, der entiveder angefeffen ift oder ein 
reined jährliches Einkommen von refpektive 200 oder 150 Ihlrn. hat, in den Bezirköverfamm- 
lungen ftimmfähig ($ 74). Diefe Stimmfähigteit ift die einzige Bedingung der Wählbarteit 
zum Stadtverordneten ($ 84); nur die Hausbefiger haben hier infofern einen gewilfen Vor: 
zug, daß zwei Drittel der Stadtverordneten und deren Stellvertreter aus ihnen gewählt wer⸗ 
den müſſen ($ 85); die Stadtverordnieten wählen aus ſich ohne Rückſicht auf Grundbefig 
oder Gewerbebetrieb ihren Vorfteher und Protofollführer und deren Stellvertreter, wobei 
nur wirflihe Staatödiener und praftizirende Zuftigfommiffarien nicht wählbar find (8 116); 
dad Magiftratötollegium foll nur aus Mitgliedern der Bürgerichaft beftchen, die das Ver: 
trauen derjelben genießen ($ 141): äußerliche Bedingungen der Wählbarkeit (Grundbefig 2c.) 
find bier nur infofern vorgeichrieben, ald der Kämmerer ein bemittelter Mann fein muß 
($ 148); fonft kann jeder Bürger, der die zur fraglichen Magiftratöitelle nöthigen Kenntniffe 
und Fähigkeiten befist, gewählt werden. Beim Bezirks-Vorſteheramt wird Grundbefik im 
Beirk erfordert ($ 163), was mit der Eigenthümlicyfeit dieſes Amtes zufammenhängt. Die 
wichtigſten Zweige der ftädtifchen Verwaltung werben durch Deputationen und Kommiflio- 
nen bejorgt, deren Mitglieder zum größten Iheile aud Stadtverordnieten und anderen Bür— 
gern bejtehen, wo weder Grundbefig noch Gewerbebetrieb einen Vorzug begründet ($ 175). 


Nach der revidirten Städteorbnung von 1831 ift jeder Bürger ohne Rückſicht auf 
Grundbefig oder Eintommen ftimmfähig bei der Wahl der Stadtverordnieten ($ 50); die 
MWählbarkeit zum Stadtverordnieten wird bedingt durch einen Grundbefig von gewiſſem 
Werth oder durch ein Eintommen von gewiſſer Höhe (8 56); dieſes ift awar etwas höher 
feftgefegt, ald in der älteren Städteorbnung, aber audy minder vermögende Bürger fönnen 
durch Beſchluß ded Magiftratd und der Stadtverorbneten unter die Wählbaren aufgenom- 
men erden ($ 59), und für die von stlaffen der Bürger (nicht von Bezirken) Gewählten 
ift dad Vorhandenfein jener Bedingung überhaupt nicht erforderlid) (S 60); vom den Stadt- 
berordneten muß die Hälfte aus Grundbeligern beftehen, bei den Stellvertretern ift fein 
Grundbefip nöthig (8 49); in der Wahl ded Vorftcherd, des Protofollführer® und deren 
Stellvertreter aus ſich ift Die Stadtverordnneten-Berfammlung durch nichts befchränft (8 77). 
Alle gewählte Magiftratsmitglieder müffen, fofern fie feine Bürger find, vor Antritt ihres 
Amtes dad Bürgerrecht erwerben (8 86), die unbefoldeten Mitglieder müſſen die für die 
Stadtverordneten vorgefchriebenen Eigenſchaften haben, bei den bejoldeten ift das nicht nöthig. 
In Betreff der Bezirkövorfteher und der Deputationen ift daſſelbe vorgefchrieben, tie in der 
älteren Städteordnung (8 97, 107). 

Mit der Eigenthümlichkeit des Staates, welche auf diefen Städteberfaffungen berubt, 
fiehen offenbar die geſetzlichen Vorfchriften über die Erforderniffe, um zum ſtädtiſchen Ab- 
geordneten wählbar zu fein, in einem auffallenden Kontraft. 

Mährend dort jeder Bürger, dem es feine äußeren Berhältniffe nur einigermaßen erlau- 

ben, feine Zeit und Kräfte theilweife feiner Privatgefhäftigkeit zu entziehen, dem inneren 
Drange, für dad Gemeintoefen zu arbeiten, folgen darf, — kann er hier einem ſolchen Wunſche 
nur dann Raum geben, wenn er einen bedeutendern zehnjährigen Grundbeſitz hat und ent- 
weder ein bürgerlidyed Gewerbe treibt oder Magiftratöperfon ift. 
„ Während dort eine Anregung und Förderung ded Gemeinfinned unter den Bürgern 
uberhaupt durch dad Gefeß gegeben wird, — drängt hier dad Geſetz den angeregten Gemein- 
finn zurüd und ſeht ihm den Damm des zehnjährigen Grundbefiged und des bürgerlichen Ge— 
werbes entgegen. 

Erfte Ubtheilung. 4 
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Mährend dort die Bürgerfchaft in den Stand geſetzt ift, aus ſich die tüdhtigften, einſichts— 
bolliten Männer auszuwählen, denen fie mit vollem Vertrauen die Wahrung der öffentlidyen 
Intereffen überlaffen kann, — ficht fie ſich hier fehr leicht gegoungen, diejenigen Männer, 
welche ſich in jenem ihnen gewährten Vertrauen bereitd vollftandig bewährt, fh als wahr: 
haft tüchtige bewieſen und fegendreidy für die öffentlichen Interefien gewirkt haben, hinter 
ſolche zurüdzufegen, bei denen ed mehr oder weniger zweifelhaft ift, ob fie öffentlidye Inter: 
effen zu würdigen verftchen; diefe muR fie zu Landtagd-Abgeordneten wählen aus dem äufer: 
lichen Grunde, weil fie Grundbefiger und Gewerbetreibende find und bei jenen nur eind oder 
feind von beiden der Fall iſt. 

Mährend dort dafür geforgt ift, daß die Stadt möglichft gut berathen werde, und die 
auderlefenften Kräfte der Arbeit für dad Gemeinwohl zufliegen, — ift bier eine Einrich— 
tung getroffen, wodurch fehr leicht die auögezeichnetften Kräfte von der Mrbeit für das 
Wohl des Staates audgeichloffen werden, ald ob der Staat minder gut berathen zu 
fein brauche. 

Aus diefen wenigen Betrachtungen geht ſchon zur Genüge hervor, daß die Eigenthüm- 
lichkeit unſeres Staated, anftatt die in den befonderen Gefegen und Verordnungen enthal- 
tenen Befhränfungen der ftädtifhen Wahlfreiheit zu gebieten, vielmehr dad Wegfallen diefer 
Beſchräntungen verlangt, daß die Gefehgebung,, als fie dieſe Beſchränkungen vorſchrich, ſich 
in einem Irrihume über dad wahre Bedürfniß der Zeit befand, und ed braucht in dieſem Be- 
treff nur daran erinnert zu werden, daß feit einer Neihe von Jahren in demfelben Verhält- 
niffe, wie fi politiſcher Sinn verbreitet und politifche Regfamteit gehoben haben, dad Be: 
dürfniß voller ſtädtiſcher Wahlfreiheit immer deutlicher gefühlt, immer beftimmter erkannt und 
immer lauter auögefprodyen worden ift. 

Es muß in der Ihat nicht blos ald eine Inkonſequenz, fondern als ein innerer Wider: 
fpruch in unferer Gefeßgebung erachtet werden, daß die befonderen Befeke und Verordnun⸗ 
gen ſolche Bedingungen für die Vertretung ded Standed der Städte vorſchreiben. Denn dieſt 
Bedingungen find zuwider dem Geift der älteren deutichen Verfaſſungen, fie find zuwider 
der ftädtifchen Landſtandſchaft, welche auf dem Stadtgebiet ruht, fie find zutwider dem Prin- 
zip der Vertretung ded Standes aus ſich felbft, fie nd zutwider der Eigenthinmlichteit Ded 
Staates, fie find zumider dem wahren Bedürfniß der Zeit. 

Es läßt ſich mit Grund ertvarten, daß nach der Aufdedung diefer Inkonſequenzen und 
Miderfprüche diefelben werden entfernt, und daß in die Gefegebung werde Harmonie ge⸗ 
bradıt werben. 

Aus dem Grundfah der ftändifchen Vertretung, der bei und gilt, fliehen vom felbft fol- 
gende nähere Beftimmungen für den Stand der Städte. Den Abftufungen in diefem Stande 
gemäß muß ein Theil der Städte mit Birilftimmen, ein anderer mit Kollettivſtimmen und ein 
dritter Theil muß mit Kuriatftimmen verfehen fein, fo daß in der erften Stufe (die großen 
Städte) jede Stabt für ſich einen oder refpektive mehrere Abgeordnete zum Landtage ſchich 
auf der zweiten Stufe (mittlere Städte) jededmal mehrere gemeinſchaftuͤch einen oder refpel- 
five mehrere Abgeordnete, und auf der dritten Stufe (Heine Städte) alle in einem gewiſſen 
Bezirk liegende, nicht zu jenen erften beiden gehörige Städte indgefammt einen Abgeordneten 
um Zandtage fchiden. (In ähnlicher Weife ruhen auf dem adligen Grundbeſitz nad) feinen 
Nfufungen Viril⸗ Kollektiv: und Kurtatftimmen.) — Eine weitere Folge ift, daß jeder ftädh- 
ſche Abgeordnete der Gemeine oder refpeftive einer der Gemeinen angehören muß, durd) 
welche die Abordnung biritim, kollektive oder furiatim geſchieht, denn der Stand der Städte 
foll vertreten werden und nicht der Stand der Bürger überhaupt; wäre das Ichtere der Fall, 
fo würde ein Bürger am Rhein von einer bürgerlichen Wahlverfammlung an der Oder ab- 
geordnet werben tönnen. Der Abgeordnete muß der betreffenden Gemeine oder refpeftive einer 
der betreffenden Gemeinen angehören; das ift folgeredht dahin näher zu beftimmen, daß er in 
der fraglichen Gemeine volles politifches Bürgerrecht haben muf. Daher können dies 
jenigen, welche nur in einzelnen Beziehungen Bürgerrecht haben, tvie die Ausbürger und 50 
renſen, hier nidjt zu Abgeordneten getwählt werden, ebenfo wenig die Ehrenbürger und diejt- 
nigen, welche wegen zu geringen Einfommend unfähig find Stadtverordniete zu werden. Außer: 
dem ift endlich bei biefer vollen Mitgliedfchaft noch eine beſchräänkende Bedingung hinzuzufũ⸗ 
gen, welche ſich als eine Folgerung aus dem Grundſatze der ſtändiſchen Vertretung herleiten 
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läft, die Bedingung nämlich, daß der Abzuordniende, fofern er nicht Magiftratöperfon ift, be- 
reits längere Zeit vollberedtigted Gemeincemitglied fein muß; ed würden wenig— 
ftend dann alle Zweifel darüber ſchwinden, ob er vollftändig der fraglichen Gemeine ange: 
höre, umd diefe Bedingung führt auch eine äußerliche Llebereinftimmung herbei mit der Bor: 
ſchrift, daß zur Wählbarkeit im zweiten und vierten Stande eine 10jährige Dauer ded 
landtagsmäßigen Grundbefiged erforderlid) ift, eine Vorſchrift, die freilich bei Diefen Ständen 
eine ganz andere Bedeutung hat, weil diefelben aus Maffen einzelner Grundbefiger beftehen, 
und hier eine derartige Vorſchrift unbedingt nothwendig war, weil ſonſt durd) irgend melde 
Scheingefchäfte Perſonen die Fähigkeit erwerben könnten, Vertreter eined Standes zu fein, 
dem fie in der That nicht angehören. Will man nun wegen diefer Uebereinſtimmung, oder 
weil man es für eine richtige Kolgerung aus dem Grundſatze der ftändijhen Vertretung 
hält, oder will man aud beiden Gründen, daß zehnjähriged volled Bürgerrecht in der fragli- 
den Stadt ald Bedingung der Wählbarkeit zum ftädtiichen Landtags-Abgeordneten feſtgeſetzt 
werde, fo ift hiermit alles erſchöpft, was nady den Grundprinzipien unferer ftändifchen 
Einrichtungen zur Wähldarkeit im Stande der Städte gefordert werden fann und muß; jede 
weitere Bedingung, an welche diefe Wählbarkeit gefnüpft wird, ift eine jenen Grundprin- 
zipien widerfprehende Beſchränkung der ftädtiihen Wahlfreiheit, weldye 
in feiner Weife ald erfprießlid eradptet werden kann. 


Ad. 


Nach den älteren deutfchen Berfaffungen fand eine ſtrenge Sonderung der Stände ftatt. 
In Betreff der Iandftändifchen Ihätigkeit trat indeh der eigentliche Herrenſtand (der zum fo- 
genannten hohen Adel gehörte), da er ſich nur einzeln und in wenigen Ländern fand, nir— 
gends als abaefonderter Stand hervor; ähnlidy verhielt cö fi mit den Standeöherren im 
eigentlichen Sinne des Worted, melde nur in Scyiefien und einigen öſterreichiſchen Yändern 
borfamen. Der Herrenſtand von hohem und von niederem Adel bildete mit der Nitterfchaft 
—— eine Kurie. Daneben beſtand eine zweite Kurie, welche Die Vertreter der mit Land— 

andſchaft verſehenen geiſtlichen Stifter und Korporationen begriff. Zwiſchen dieſen beiden 
Kurien des geiſtlichen und des weltlichen landſäſſigen Adels trat oft in Folge verſchiedener 
Veranlaſſungen eine Vereinigung zu einer gemeinſchaftlichen Kurie ein, und zwar verſchie— 
dentlidy entweder fo, daß die Vereinigung mehr nur eine äußerlice war, und die beiden 
Stände politifdy gefondert und felbftitändig blieben, oder fo, daß dic Vereinigung von An- 
fang an oder nad) Verlauf einiger Zeit eine innerliche wurde, und beide Stände in Betreff 
der landftändifchen Ihätigkeit zu einem Stande verſchmolzen. Die Etädte mit Landitand: 
haft bildeten immer für * eine Kurie, welche alſo der Zahl nach verſchiedentlich die zweite 
oder dritte war. 

Die Landtags-Verhandlungen betrafen theils beſondere Standesangelegenheiten und 
Intereſſen einzelner Stände, theils allgemeine Landesangelegenheiten. Den inneren Zu— 
ſammenhang zwiſchen beiden und deren Wechſelwirkung wußte man noch nicht recht zu 
würdigen; der wahre patriotiſche Sinn, der ſich auf dad Ganze, auf dad Wohl der Ge— 
fammtheit richtet, trat im Allgemeinen felten hervor; die Standeöprivilegien und Freiheiten 
zu wahren und wo möglid), wenn aud) auf Koften eined andern Standed und zum Nad): 
theil des Ganzen, zu erweitern, das betrachtete man als eigentlichen Ztoc und als höchſtes 
Ziel der (andftänbifihen Ihätigteit. 

In allen politiſchen Fragen, mo cd mit Recht oder Unrecht geltend gemacht wurde, daß 
diefer oder jener Stand audfchliehlic oder überwiegend davon berührt werde, wurde nur mit 
dem betreffenden Stande verhandelt, der dann auch allein darin beſchloß und ſich mit dem 
Zandeöherrn einigte. In den Kragen, mo die Geltendmachung der befondern Pribilegien 
eined Standes von Haus aud unzuläffig erſchien, oder two es gelang, die Bartikularinterefien 
einzelner Stände zurüdzudrängen und dad allgemeine Zandesintereffe über jene emporau- 
heben, wurde mit allen Ständen verhandelt, und es fam auf eine Einigung zwiſchen diefen 
und mit dem Landeöherrn an. Wenn auch auf foldyen allgemeinen Landtagen die einzelnen 
Kurien der Stände beivogen wurden, ftatt in getrennten Verſammlungen gemeinfchaftlid 
in einer Verfammlung mit dem Landeöherrn oder feinen Kommiffarien zu verhandeln, fo 
wurde der Beſchluß doch niemals nad) der Mehrheit der Einzelnen, welche in der Verſamm— 
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lung anweſend waren, gefaßt (da wären die Abgeordneten der Städte immer in der Minder- 
beit gewefen), noch aud), wo cd drei Kurien gab, nad) der Mehrheit der Kurien, fo daß, wenn 
zwei Kurien die Bitte des Kandeöheren gewährten oder feinen Vorſchlag guthießen und an- 
nahmen, died nun für eine Gewährung oder Beiftimmung ded Landtages gegolten hätte; — 
vielmehr galt nur dad für einen Beſchluß des Landtaged, wozu fidy alle Kurien oder Bänfe 
geeinigt hatten, und um zu diefem Ziele zu gelangen, gab ed nur den Weg der Verhandlung 
und Unterhandlung, fo daß die diffentirenden Kurien durch Ueberredung oder Darlegung 
von Gründen zum Beitritt betvogen wurden, oder daß man fid) zu gegenfeitigen Konzeſſionen 
verftand. Kurz, jede Kurie oder jeder Stand hatte in Betreff der Beſchluß— 
nahme ded Landtages gleihed Gewicht. 

Wirft man nun einen Blid auf die Beftimmungen der ftändifchen Geſetzgebung feit 
1823, weldye die Stellung und dad Gewicht der einzelnen Stände bei den Beſchlußnahmen 
des Landtages feftfegen, fo ift eö in die Augen fallend, da diefelben durchaus nicht im Geiſt 
der ältern deutfchen Verfaffungen getroffen find. Das Einzige, was an den Geift diefer Ver— 
faffungen erinnert, ift die Kelkchung der Sonderung in Theile. Indeß abgefehen davon, ob dieit 

eftfegung dem wahren Bedürfniß der Zeit entfpricht, da Die Sonderintereffen eines einzelnen 

tandeö immer den höheren Intereffen des Ganzen tweichen müffen, und jene Feftfegung leicht 
zur Zähmung der einheitlihen Ihätigkeit des Landtages führen kann, — abgefehen hiervon ift 
diefe Feſtſetzung nur mit dem Prinzip der älteren Verfaffungen zu vergleichen, wonach twegen der 
Angelegenheiten, welche die Sonderintereffen eines einzelnen Standes betrafen, nur mit dieſem 
betreffenden Stande und nicht gemeinſchaftlich mit allen Ständen verhandelt werden konnte. 
In diefer Beziehung ift dem Bedürfniß der Zeit, welches die felbftfüchtige Geltendmachung 
der partitularen Standedintereffen verbannt wiffen will und das Aufgehen derfelben in die 
allgemeinen, in die Staatintereffen verlangt, in fofern eine Konzeflion gemacht, daß feine 
abgefonderte Verhandlung und Berathung, fondern nur eine abgefonderte Beſchlußnahme 
deo durch irgend einen Beſchluß der übrigen Stände ſich verlegt haltenden Standes ftatt 
finden kann. 

Nach dem Geift der ältern deutſchen Verfaffungen müßte jeder Stand unferer heutigen 
Landtage bei der Befchlugmahme ein ges Gewicht haben, und da diefes nad) den jehigen 
Einrichtungen fi) an die Zahl der Abgeordneten oder Stimmen fnüpft, fo müßte jeder 
Stand eine gleihe Zahl Stimmen auf dem Landtage führen. Ein ſoiches Verhältnig it 
aber nad) den befonderen Gefegen wegen Anordnung der Probinzialftände für keine Provinz 
feftgefegt, auch nicht für Weftphalen und die Rheinprovinz, da in den ältern Verfaffungen 
der ‚Herrenftand mit den Rittergutöbefigern cine Kurie bildete, man alfo nad) dem Geiſt jener 
Verfafftingen beide nur ald einen Stand fann gelten laffen. 


Nach den jegigen Anordnungen hat 
der erfte Stand in Brandenburg......36, der Stand der Städte 23 Stimmen, 


« Pommern... 25, : ⸗⸗ : 16 ⸗ 
s;s = ⸗2 Poſen ... 26, ⸗ x ⸗ 16 
. ® ⸗ ⸗ Preußen ...... 47, : ⸗ ⸗ 2 
— « » Schlefen ........... 46, - : 8: . 
Pe ⸗ = Sachſen —EXx 36, ⸗ x 2 5 24 
Pr ;» = Weftphalen........ 32, = ⸗⸗ 20 ⸗ 
. : .e = be Rheinprovinz 30, = . — : 2 : 


Der erfte Stand hat alfo zufammen 278 Stimmen, welche auf dem Vereinigten Yand- 
tage nad) Hinzuzählung der Kolleftiv-Stimmberechtigten die Summe von 300 überfteigen, 
während die Städte zufammen nur 182 Stimmen haben. Die Städte haben hiernad) etwa 
zwei Drittel fo viel Gewicht bei der Beſchlußnahme ald der erſte Stand. 

Wenn man nad) dem Maßitabe frägt, der bei Feftfegung dieſes Verhältniſſes zu Grunde 
gelegt worden ift, fo fieht man fid) in der Ihat vergebens nach einer nur einigermaßen befrie⸗ 
digenden Antwort um, und eben fo gehts, wenn man überhaupt nad) dem Grunde dieſer großen 
Bevorzugung und —— fragt. 

Warum ſollen etwa 10, erren und Ritterguts-Beſitzer durd 278 Stimmen und 
979 Städte mit weit über 4,000,000 Einwohnern nur durdy 182 Stimmen vertreten wer⸗ 
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den? Inder Mittelmark, Priegnitz und Uckermark find etwa STO Rittergüter (v. Baſſewitz, 
die Kurmart Brandenburg, ©. 18), deren Befiger 19 Abgeordnete ſchicken, in der Altınart 
find 150 Rittergüter (Hermed, Handbuch vom Regierungsbezirt Magdeburg, Thl. 1, 
©. 75), deren Befiger 4 Abgeordnete ſchicken, während die furmärkiihen 91 Städte mit 
709,107 Einwohnern (Dieterici, Neuchte Ueberſicht nach den Zählungen von 1843), nur 
dur 15 Abgeordnete vertreten werden. Im Magdeburgifchen und Halberftädtiichen Wahl: 
bezirfe befinden fidy 217 Nittergüter (Hermed a. a. O. ©. 79), deren Befiger haben 9 Stim— 
men, eben fo viel wie die in denfelben Wahlbezirfen liegenden Städte mit mehr ald 204,000 
Einwohnern (Dietericia. a. D.). Allerdings fann die Kopfzahl der verſchiedenen Stände 
nicht dad Enticheidende bei Beſtimmung der Stärke der Vertretung fein, aber es möchte doch 
auch hieraus ein Grund hergenommen werden können zu der Behauptung, daß zmwifchen der 
—— des erſten und zweiten Standes ein Mißverhältniß zum Nachtheil des letzteren 
Statt findet. 

Geht man von dem Grundbefig aus, der doch die Bedingung der Landſtandſchaft 
ift, fo erſcheint es cbenfalld unerflärlid), warum der erfte Stand fo viel ftärker vertreten ift, 
ald der ziveite, denn es dürfte wohl Niemandem einfallen u behaupten, daß der Grundbeſitz 
von 979 Städten nur zwei Drittel von der Bedeutung des Grundbeſitzes habe, der aus 
10 — 12,000 Rittergütern befteht; danach würde durchſchnittlich der Grundbeſitz einer Stadt 
8 en gleichgeſetzt, ein Anſatz, der offenbar, felbft bei den kleineren Städten, viel zu 
gering it. 

2egt man bei Beurtheilung ded Verhältniffes des erften Standes zum zweiten dad Ver: 
mögen zu Grunde, fo ift ſchon eben erwähnt, dak dad Grundvermögen des zweiten Stan- 
des höher anzuſchlagen ift, ald das Grundvermögen des eriten; nod) bei weitem mehr gilt 
died aber im Betreff des beweglichen Vermögens. Man bedenke nur, welches ungeheure Ber: 
mögen die Städte in ihrem Handel, Fabritationöbetriebe, in ihren Banquier: und Medhfel- 
geihhäften, in ihrer Rhederei und in ihren anderweitigen Gewerben fteden haben, wogegen 
dad Vermögen ded erften Standed, welches derartigen Zwecken dient, felbft wenn man das 
zur Gutöwirthichaft erforderliche Betrieböfapital mit einrechnet, im Verhältniffe nicht bedeu- 
tend erſcheint. Kurz, vom Geſichtopunkte des Vermögens aus betrachtet, muß man behaup- 
ten, daß zwiſchen der Stimmenzahl des erften und zweiten Standed ein arged Mifverhältnik 
zum Nachtheil ded legtern Statt findet, denn jegt ift durchſchnittlich das Vermögen einer 
Stadt dem Vermögen von 7— 8 Nittergutd-Befigern gleichgeſetzt. 

Die Vertheilung der Staatölaften unter die verſchiedenen Stände verdient offen- 
bar eine einflußreiche Berückſichtigung bei der Beftimmung des Graded, in welchem Die ein- 
zelnen Etände an den Zandtagd-Berathungen und Beſchlüſſen betheiligt fein follen. Den 
jest beftchenden Geſetzen fcheint eine ſolche Rückſicht gar nicht zu Grunde zu liegen. Bei der 
Brundfteuer werden die Städte verhältnifmähig ftrenger herangegogen ald der erfte 
Stand. Es foll in diefer Bezichung gar kein Gewicht auf das äußerliche Daffenverhältnif 
gelegt werden, fondern nur auf das innerlihe Belaftungdverhältnif. Abgeſehen von den 
theilweifen Eremtionen des Domanial-Brundbefiged, welche durch Artifel 14 der deutichen 
Bundedafte und andere Ältere oder neuere Geſetze fanktionirt worden find, gilt nicht allein 
mit wenigen Ausnahmen für den landtagdfähigen Grundbefig des erften Standed ein bei 
weitem geringerer Steuerfag als für den ftädtiihen Grundbefit, fondern die ftädtifche Grund- 
ſteuer wird auch noch dadurch erhöht, daß die Städte ſervispflichtig find (in Berlin 3. B. be- 
trägt der Servis 143,650 Ihlr.). Die Gewerbefteuer, welche nad) dem neuften Etat 
über 2,500,000 Ihr. beträgt, wird zum allergrößten Iheile von den Städten aufgebracht, 
während das, was der erfte Stand dazu beiträgt, wohl nur fehr unbedeutend wird genannt 
werden können; wobei wiederum nicht außer Adıt zu laffen ift, daß das platte Land der vier, 
ten Gewerbefteuer:stlaffe angehört. — Die Klaffenfteuer, welche für dad platte Land und 
einen Theil der ftädtifhen Bevölkerung gilt, belaftet die Steuerpflihtigen bei weitem nicht fo 
ftart, ald die indirekten Steuern, melde von den Städten theild ausſchließlich, theils 
ubertwiegend zu tragen find. Die Mahl: und Schlachtſteuer, welche nad) dem neueften 
Etat zu mehr ald 3,000,000 Ihr. angefegt ift, laftet auf etwa der Hälfte der ftädtifhen 
Bevölkerung. Die Stempelfteuer (zu bedeutend mehr als 4,000,000 Ihr. veranfdylagt) 
wird offenbar zum größern Theile von den Städten entrichtet, da der ſtädtiſche Gefchäftöver: 








646 Retitionen und Denkfähriften. 


fehr theild an fi) ihr weit häufiger unterworfen ift (3. B. Wechſelgeſchäfte, Errichtung von 
Societäten, Erlangung bon Stapitalien zu Gefchäftöbetrieben 2c.) ald der ländliche Gefhäfts- 
verkehr, und da theild jener häufiger und leichter zu Prozeſſen führt, welche einer Stempel: 
fteuer unterliegen. Die Eingangd:, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben (zu fat 
14,000,000 Thlr. veranſchlagt) drüden verhältnikmäßig am ftärkften die Städte; denn die 
Handeltreibenden, welche überwiegend den Städten angehören, müffen (abgefehen davon, 
daß fie einen, wenn auch nur geringen Theil allein zu tragen haben) diefe enorme Steuer 
auslegen, bid fie diefelbe von den Konfumenten allmälig wieder bekommen, was augenfällig 
für fie eine große Beläftigung ift, da fie im Gebraud) ihred Betriebötapitald dadurd) in 
hohem Grade beſchränkt und die Nugungen deffelben ihnen verfümmert werden. — Kurz, 
das ganze dermalige Steuerſyſtem laftet verhältnißmäßig am ftärkften auf dem Stande der 
Städte, und dennod) hat derjelbe ein ſchwächeres Stimmrecht ald der erfte Stand. 

Zu diefen materiellen Gründen für die Behauptung, daß zwiſchen der Stimmenzahl ded 
erften und des weiten Standed cin arged Mifverhältnig zum —8* des letzteren Standes 
ftattfinde, treten nody andere hinzu. Es wird gewiß Niemandem einfallen, zu fagen, daß der 
erite Stand an Patriotiömus und Intelligenz den zweiten fo fehr überbiete, daß er aud) ein 
uberwiegended Gewicht auf den Yandtagen haben müffe, vielmehr ftehen in diefer Beziehung 
beide Stände einander völlig glei, und deshalb müßten fie auf den Landtagen ein gleiches 
Gewicht haben. Ja, man fann mit Grund nod) weiter gehen und behaupten, der Stand der 
Städte müßte noch ftärfer als der erfte Stand vertreten werden. Dafür ſpräche Folgended: 
Wenn aud) beide Stände im Allgemeinen an Intelligenz einander gleich ftchen, fo findet dod) 
nad) den Individuen eine Verſchiedenheit ftatt, und es ift im Intereſſe ded Staated zu min: 
ſchen, daf von jedem Stande nur foldye Vertreter auf den Landtag geſchickt werden, die ſich 
auf einer gewiſſen Höhe der politifchen Intelligenz befinden, fo daß der Landtag in der That, 
fo zu fagen, die Blüthe der politiſchen Intelligenz ded Volkes ift. Wird da nicht fehr leicht 
der Fall eintreten, daß ein Stand, der etwa nur oder vielleicht nody nicht einmal 10,000 
äußerlidy wählbare Perſonen befigt, bei feinen Abgeordneten ſich mit einem geringern Grade 
politifcher Intelligenz begnügt, ald ein Stand, der mindeftend mehrere hundert Taufend mähl- 
bare Berfonen in fid) flieht, wenn aus beiden Ständen eine gleiche Zahl von Vertretern 
hervorgeht? Würde unter foldyen Umftänden der Staat nicht noch beffer berathen fein, mern 
der zahlreichere Stand auch eine größere Zahl von Vertretern hätte? Würde der Zandtag 
dann nicht, fo zu fagen, eine richtigere Summe der politifhen Intelligenz darftellen? — 

Erwägt man alle angeführten Gründe, fo wird die Vermehrung der Abgeordneten ded 
Standed der Städte volltommen gerechtfertigt erfcheinen. 


b. 
Denkſchrift 


betreffend 
die Abänderung der für die Wählbarkeit im Stande der Städte beſtehen— 
den geſetzlichen Beſtimmungen. 


Seitdem des Königd Majeftät in dem in der Geſchichte Preußens denkwürdigen Pro: 
pofitionödefret vom 25. Februar 1841 die Verfiherung gegeben hat, daß Allerhödjftdiefelben 
gefonnen feien „eine lebendigere Zeit mit den Ständen zu beginnen,“ und durch diefe Er: 
färung ein von dem Volfe tief gefühlted Bedürfniß, wie — den Willen , daffelbe zu 
befriedigen, ausgeſprochen haben, mußte es den Landtags» Verfammlungen und den wählen: 
den Korporationen ald eine Pflicht erſcheinen, auf Befeitigung derjenigen KHinderniffe hinzu: 
wirken, welche der Entwidelung der ſtändiſchen Verhäliniſſe ſowohl, als einer innigeren 
Theilnahme der Nation an der Wirkſamkeit der Stände, entgegenftehen. 

Zu diefen Hinderniffen muß man die Bedingungen rechnen, an welche die Wählbarkeit 
der ftädtifchen Abgeordneten nad) Lage der —— Geſetzgebung gefnüpft if. Die 
von allen Provinzen in den Jahren von 1841 bis 1845 auf Erweiterung derfelben formir- 
ton Anträge ftchen diefer Behauptung zur Seite. 
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Vornämlich war ed dad Erfordernif des zehnjährigen Grundbefigcd, in welchem bon 
faſt fämmtlidyen Provinzialftänden eine zu große — Fri Kreifed der Wählbaren 
gefunden wurde. Die aus diejer Anſicht hervorgegangenen Bitten, inöbefondere die des 
maͤrkiſchen Landtages vom Jahre 1845, 

„daß, um als ftädtiicher Abgeordneter wählbar zu fein, neben den übrigen Bedingungen, 

ein fünfjähriger Grundbelig gefeglidy genügen möge,“ 
haben Erhörung nicht gefunden. 

Die Wichtigkeit des Gegenftanded aber veranlaft und, aufs Neue darauf zurückzukom— 
men, und giebt und die Hoffnung, daß Ein hoher Vereinigter Yandtag die Ueberzeugung 
theilen wird, daß jene Gleidyitellung aller Stände in Bezug auf dad Erfordernif des jchn- 
jährigen Grundbefiged eine Unvolltommenheit der beſtehenden ftändifchen Verfaſſung enthält. 

Die Propinzialftände follten im Geiſte der Älteren deutſchen Verfaſſung, wie ſolche die 
Eigenthümlicykeit ded Staated und dad wahre Bedürfnif der Zeit erforderlich macht, beruhen. 

In früherer Zeit wurden aber die Städte auf den alten Yandtagen nicht durdy Grund- 
beliger vertreten, fondern ed erſchienen für fie die Bürgermeifter oder fonftigen Mitglieder 
des Stadtregimentö, bei denen es ganz zufällig var, ob fie Grundbefig hatten oder nicht. 
Es hatte diefer daher in Beziehung auf Vertretung früher eine untergeordnete Bedeu: 
tung, während nicht in Abrede zu ftellen ift, daß die Entwidelung des Städteweſens über: 
haupt mit der Zeit von bedeutendem Einfluffe auf die rechtliche Natur des Grundbeſitzes in 
den Städten geweſen ift. 

Die natürlide und geſchichtliche Verſchiedenheit des Grundbeſitzes auf dem platten Lande 
und in den Städten hat die erforderlidye Berückſichtigung nicht erfahren, ald man im $ 2 
des allgemeinen Gefehed vom 5. Juni 1823 den Grundbeiig für die alleinige Grundlage 
der Standſchaft erklärte, und noch weniger ald man in den Spezialgefegen für die Abgeord— 
neten aller Stände zehnjährige Tauer defjelben forderte. 

Man ermäge aber die praktiſchen Folgen, zu welchen jene Beſchränkung, in Verbindung 
mit der des 8 10 des Gefeged vom 1. Juli 1523 und des Artiteld 4 der Verordnung bon 

17. Auguſt 1825, führt, indem nad) diefen nur zeitige Magijtratöperfonen oder bürger- 
liche Gewerbtreibende, deren Gewerbe und Grundbelig zufammen einen Stapitalwerth von 
10,000 Ihlr. erreicht, wählbar find. Der Kreis der Wählbaren wird dadurd), wie die Er- 
fahrung gelchrt hat, in einem hohen Grade befchränft. Es find, — da von der Anzahl der- 
jenigen, bei welchen jene Erforderniffe aufammentreffen, noch folhe abgeben, welchen andere 
allgemeine Bedingungen der Wählbarkeit fehlen, oder welche aus anderen Gründen bei der 

Wahl gar nicht in Betracht kommen können, — z. B. bier in Berlin, troß der großen Ein- 
wohnerzahl, nur fehr wenige Perſonen vorhanden, auf weldye bei der Wahl Rüchſicht ge: 
nommen werden fann. Es find aber in der Ihat bedeutend mehr Berfonen vorhanden, 
weldye die innere Dualifitation zu Yandtags: Abgeordneten befisen, und fo erſcheint es als 
eine ungeredhtfertigte und dad Intereffe der Städte verlegende Beſchränkung der Wähler, 
daß dieſe nur aud einer fehr geringen Anzahl ihrer Mitbürger die Abgeordneten wählen 
durfen, während ein fo widytiged und chrenvolles Amt, mit weldyem die Erfüllung der höch— 
ften Pflicht des Staatöbürgers verbunden ift, cd eben fo wünſchenswerth ald nothwendig 
macht, in dem möglichft weiteften Kreiſe wählen zu können. 

Unter diefen Umftänden ift gewiß die Frage der näheren Unterſuchung würdig: 

ob nidyt durch Aufitcllung einer anderen Kategorie von Wählbaren jene Uebelſtände mit 

Felthaltung der Zwecke des beftchenden Geſetzes befeitigt werden könnten. | 

Dffenbar hat man der größeren Stabilität wegen und weil man annahm, daß ſchon in 
der bürgerlihen.Stellung des Abgeordneten eine Garantie dafür läge, daß cr von Iebhafter 
Theilnabme für die ſtädtiſchen Inlereſſen befeelt fei, die beftchenden Bedingungen aufgeftelit. 
Daß jener Zweck nicht ausſchließlich, ja nicht einmal in vorzüglidem Grade durch das 
Erforderniß des zehnjährigen Grundbefigcd erreicht wird, ift vichjeitig anerfannt worden, 
Selbſt der Brofeffor v. Lancizolle erklärt in feinem Buche: „über Königthum und Yand- 
ftände in Preußen,“ es für fein im Wefen der Sache begründetcd Erforderniß, daß für 
Vertreter der Städte Grundbefi verlangt wird. 

Nach beiden Städteordnungen ift zu den ftädtifchen Ehrenämtern jeder Bürger, der 
durch cin gewiſſes, vom Geſetz beftimmtes Vermögen die Garantie feiner Unabhängigkeit 
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und Selbſtſtaͤndigkeit, gewährt, wählbar. Sie gehen dabei von der Präſumtion aus, daß 
alle Klaſſen der Bürger gleiches Intereſſe an dem Gemeinwohl nehmen und geſtatten ded⸗ 
halb die freie Wahl des Einzelnen, vertrauend, daß die Wähler denjenigen, der dad meifte 
Intereffe und die meifte Befähigung befigt, felbft heraudfinden werden. 

Würden gleiche Grundfäge für die ftändifchen Berhältniffe in Anwendung zu bringen 
fein, fo würde 8 fonfequent erfheinen „Jämmtliche im Amt befindliche Magiftratsmitglieder 
und Stadiverordriete und alle zu Stadtoerordneten wählbaren Bürger vielleicht mit der 
Maßgabe audy für den Landtag wählbar zu erflären, daß fie bereits feit wenigftend fünf 
Jahren im Beſitz ded Bürgerredyte fid) befinden. * 

Durch eine folhe Beftimmung würden unfered Erachtens die Zwecke, die die beitchende 
Gefeggebung verfolgt, nicht vereitelt, und der Kreis der Wählbaren nad) allen Eeiten hin, 
dem Kreife der Unterthanen eutfpredyend, welchen die Stadtmauern einfließen, erweitert. 
Denn innerhalb ihrer find ja thätig nicht nur die Kräfte der Nation, welche fidy dem gewerb⸗ 
lichen Zeben gewidmet haben, fondern aud) diejenigen, weldye unmittelbar dem Staate oder der 
Wiſſenſchaft und Kunft fi) gewidmet haben. In unferen Tagen kann man weder behaupten, 
daß die Männer ded Staated und der Intelligenz, fie mögen dem Bürgerftande im engeren 
Sinne angehören oder nicht, von den allgemeinen nationalen Antereften unberührt, nod), 
daß fie bei der mehr und mehr empfundenen Bedeutung einer höheren Entwickelung des 
forporativen Zebend der Städte demfelben entfremdet bleiben. 

Aus diefen Gründen richten wir unfern Antrag dahin: 

daf es Einem hohen Vereinigten Landtage gefallen möge, an ded Königd Majeftät eine 

Bitte dahin zu richten: 
unter Abänderung deö 8 5 Nr. 1 und 8 10 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 zu beſtim⸗ 
men, daf zu Abgeordneten der Städte wählbar feien, außer im Amte befindlichen Ma— 
giftratöperfonen und Stabtverordneten, alle zu Stadtverordneten wählbaren Bürger, 
infofern fie bereit8 feit wenigftend fünf Jahren im Befit des Bürgerrechtes fi) befinden. 

Sollte ein Hoher Vereinigter Landtag jedod) dad Erforderniß des Grundbeliged im 
Allgemeinen fefthalten zu müffen glauben, fo find wir doch ded Dafürhaltens, daf eine mehrjäh: 
rige Bekleidung des Amted eines Magiftratömitglieded oder Stadtverordneten, welche beide 
Stellungen nur aus dem Vertrauen der Bürgerfchaft hervorgehen, volltommen diefelbe Garan- 
tie darbietet, twie der Grundbefig nur immer fie darbieten kann. Demzufolge dürfte es gewiß 

erechtfertigt fein, wenn auch der Stabtverordnete, gleidy dem Magiftratömitgliede, obne 

üdfiht auf den bürgerlicyen Gewerbebetrieb zu den Wählbaren mit gerechnet würde. Es 
dürfte dann im Uebrigen hinſichtlich des für andere Perfonen etwa erforderlichen Grund- 
beſihes nicht nur die fünfjährige Dauer deffelben genügen, fondern es fönnte aud) wohl bon 
den anderen für die Wählbarfeit im Stande der Städte beftehenden Bedingungen abitra: 
birt werden. Dadurch würde der Kreid der Wählbaren zwar nicht in dem münfchenstverth 
erfcheinenden Maaße, aber dody in einer dem Bedürfniß mehr ald biöher entfpredenden 
Weiſe erweitert und zugleid) dad Moment der Stabilität und der engeren Verbindung mit 
den ftädtifchen Intereffen genugfam gewahrt. 

Aus diefen Gründen geftatten wir und, Einem hohen Vereinigten Landtage gehorfamft 
den eventuellen Antrag vorzutragen: j 

„die Bitte dahin zu richten: daß, um im Stande der Städte wählbar zu fein, die fünf- 
jährige Ausübung ded Amtes eines Magiftratdmitglieded und der Stellung eined Stadt 
berordneten, ohne Rückſicht auf Grundbefig, bei anderen Perſonen aber ein fünfjähriger 
Grundbefig genügen möge.“ 3 
Schließlich wollen wir nicht unertwähnt laſſen, daß wir in dem Vorftehenden die Wünſche 
und Anfichten der hiefigen Behörden ausgeſprochen haben, und daß von ihrer Seite ein 
befondered Gewicht auf die Erfüllung jener gehorfamften Bitten gelegt wird. 
Berlin, den 10. April 1847. 


Die Landtagd- Abgeordneten der Stadt Berlin. 
Möwes. Schauf. Knoblaud 
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Ausführung 


zur 


näheren Begründung des Antrages auf eine gleihmäßigere Vertretung 
der einzelnen Stände, welde die Brovinzial-2andtage bilden. 


Im Voraus muß der Anficht entgegen getreten werden, ald gehe der Zweck der vorftehenden 
Petition dahin, irgend einen der verichiedenen Stände, in welche die Provinzial-Yandtage fid) 
ſcheiden, in feinen Vertretungdrechten beſchränken, oder eine Kollifion zwifchen denfelben veran: 
laffen zu wollen. E8 handelt fi) hier vielmehr im wahren Sinne des Wortes für jeden zur 
Vertretung auf den Provinzial-Landtagen und durch diefe auf den Vereinigten Zandtagen beru: 
fenen Stand um feine Theilnahme an der landftändiihen Wirkſamkeit und mit ihr an der Ent: 
mwidelung des organifchen Lebens der Zeit. Die Kollifion zwiſchen den Rechten der einzelnen 
Stände hatihren Grundvielmehr lediglich in dem augenblidlichen Stande der Gefeßgebung, die 
Elemente zur Entzweiung find zu allen Zeiten und von felbft vorhanden und ihre Befeitigung ift 
es eben, auf weldye ed hier antommt. Der Stand der Städte, wie der der Yandgemeinen, ftrebt 
nur nad) derjelben volltommenen Freiheit, feine eigenen Intereffen eben fo vollftändig zu vertre— 
ten, als der Stand der Ritterfhaft die feinigen, und beide Stände haben die Ueberzeugung er— 
langt, daß fie in ihrer landftändifchen Wirkfamteit gelähmt find, und ihren Einfluß auf Die Ver— 
bandlungen des Yandtaged ald aufgehoben betrachten müffen, fo fange fie a priori nur eine 
Minoritaͤt bilden, und keinem von beiden geftattet ift, die ihnen nad) ihrer Stellung in dem 
Staatöleben zur Vertretung zugewiefenen Intereffen zu gleicher Geltung zu bringen. Das 
Zufammentirfen der Stände in ihrer Eigenfhaft ald Vertreter der Gefammtintereffen aller 
Klaffen der Staatdangehörigen wird nur dann ein erfolgreidyed werden, wenn man allgemein 
zu der Wahrnehmung gelangt, daß es jedem Stande möglid) gemacht fei, feine Intereffen 
auf gefegmähkigem Wege zur Geltendmachung zu bringen, und die Erfahrung dürfte fid) we— 
nigftend nicht beftreiten laſſen, daß jet bereitö jeder feinen Antheil an dem ftändifcyen Leben 
verlangt. Die landſtändiſche Verfaffung, eine nothwendige Stufe der ftaatlidyen Entwidelung 
in unferer Zeit, ift eine Konzeſſion, welche dem Rechtsgefühle ded Volkes gemad)t wird, und 
dies Gefühl lebt in Jedem, der zur Allgemeinen Vertretung der Intereffen Aller berufenen 
Stände in gleicher Art und mit gleicher Stärke. Ein Zufammentirten für dad allgemeine 
Wohl wird fid) daher von felbft ausſchließen, wo eins der verschiedenen Elemente als ein 
Mehreres, Beffered und Stärtered ſich geltend machen fan, ald die übrigen, und diefe mehr 
ald Beigaben und Ergänzungen des Auferen Yormaliömud, denn ald mitwirfende Glie- 
der für ein organiſches Leben erfcheinen. Aud) der Zweck der äußeren Form, in welcher eine 
Rändifche Verfaffung ind Zeben tritt, kann fein anderer fein, als der dr bernunftgemäß an- 
erfannten Idee einer Vertretung der Intereffen aller verſchiedenen Klaffen der bürgerlichen 
Gefellihaft Ausdrucd und Leben zu gewähren, ihr innerer Werth aber beftimmt fid) eben 
darnach, ob und wie weit fie dieſe Idee in dad Bewußtſein derfelben treten läßt und die Ver- 
wirflihung geftattet. Der Fortfchritt in der Kultur übt daher den weſentlichen Einfluß auf 
diefe Form, welche eben deshalb aud) einer nothivendigen Veränderung unterliegt, weil fie 
eben nur die äußere Faffung für dad innere Leben bildet. Die gehorfamft unterzeichneten 
Abgeordneten erkennen es daher für eine, durch ihre Wahl ihnen auferlegte Pflicht, die Unter: 
ftügung und Befürwortung der hohen Verfanmlung für den oben aufgeftellten Antrag ehr: 
erbietigit in Anfpruch zu nehmen. Es bleibt inöbefondere den Städten, wenn fie ſich nicht den 

orwurf zugiehen wollen, feinen Sinn für eine angemeffene Entwidelung der politifchen 

echte ihred Standes zu haben, nur übrig, fo lange unausgeſetzt für die Erreihung derfelben 
zu fämpfen, als ihnen nod) nicht jeder Weg dazu vollftändig abgeſchnitten ift. Cine ſolche 
definitive und unabänderlihe Verweigerung ſcheint aber nicht denkbar, da Sc. Majeftät der 
König in der Ihronrede Sid) Allerhöchſtſelbſt wörtlid) dahin audgefprodyen hat, daß die 
Provinzialftände und mit ihnen die ded Vereinigten Zandtaged deutfchye Stände im alther: 
gebrachlen Wortfinne, vor Allem und mefentlidy Vertreter und Wahrer der eigenen Rechte, 
der Rechte der Stände, welche die Abgeordneten entfenden, fein follen. Aud) kann dem 
Staate nur daran gelegen fein, die Bertrebungen des Bürgerd auf eine erfolgreiche Iheil- 
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nahme an dem allgemeinen Staatöleben im gefeßmäßigen Wege gerichtet zu fehen; auf unter: 
— individuelle oder Korporationozwecke verwieſen, werden fie niemals weſentlich zur 
eförberung ded allgemeinen Wohles gereichen. 

Es handelt fid) demnach anſcheinend allein um die Frage, ob die chrerbietigft beantragte 
Ergänzung der ftändifhen Vertretung wirklich ald ein Bedürfniß und eine Zebenöfrage für 
die betheiligten beiden Stände zu betradyten ift, da wohl vorauögefeßt werden darf, daß die 
Staatöregierung Died eben durch dad Organ des Vereinigten Landtages kennen zu lernen 
wünſchen muß. Auch darüber dürfte ſich indeffen kaum ein ernftlicher Zweifel erheben laflen, 
da fid) die allgemeine Stimme nicht nur ſchon längft laut und offen derüber audgefproden 
hat, fondern die jeßt beftehende Einrichtung auch ſchwer mit dem Rechtöprinzipe und dem Be 
griffe einer deutfhen Ständeberfammlung in Einklang zu bringen ift. Nicht minder ift ſchon 
längft durdy Männer vom Fad) in gründlichen, ſtaatöwiſſenſchaftlichen Erörterungen darauf 
aufmerkfam gemacht worden, daß bei einer eigentlid) Landftändifdyen Verfafjung jeder Stand, 
dem andern gegenüber, gleiche Rechte haben müffe. Des Königs Majeftät haben Eid nun 
ebenfalls in der Throntede über dad gegenfeitige Verhältniß der Stände unter fid, Allerhöchft- 
felbft dahin auszuſprechen gerubt: 

„In Meiner Monardyie ſteht keiner der drei Stände über dem andern, oder unter dem 

— fie ſtehen alle in glei wichtigen Rechten und im gleich geltenden Ehren neben 

„einander; 
und es ift alfo nicht füglid) denkbar, daß die Abſicht dahin gehen tönnte, in Beziehung auf 
das wichtige Recht der Vertretung der Intereffen feined Standes, einen der drei Stände unter 
den andern zu ftellen, wie cd nothivendig der Fall fein würde, wenn derfelbe die ihm zur Der: 
tretung übertwiefenen Intereffen einem andern gegenüber nicht zu gleicher Geltung zu bringen 
vermöchte. Die gehorfamft Unterzeihneten würden fidy daher neben diefem Ausiprude dee 
Allerhöchſten Geſetzgebers darauf beſchränken können, hier nur einige der Hauptgefichtöpunfte 
zu berühren, welche die Nothtvendigkeit einer vollftändigen Gleihmäßigfeit der Vertretung 
aller einzelnen Stände in Beziehung auf dad allgemeine Intereffe deo toutes ſelbſt außet 
Zweifel ſetzen dürften. — Es bedarf kaum der Erwähnung, daß unter Ständen ſtets die 
hiſtoriſch entſtandenen und mit beſtimmten, aus ihrem Verhältniſſe zum Ganzen hervor: 
gehenden Rechten verfehenen Hauptabtheilungen der Staatsgeſellſchaft verftanden worden 
find, auf welche urfprünglid) der Organismus des Staatölebens beruhte, und von denen jedt 
bei der Gefammtvertretung aller Staatdangebörigen in politiſcher Beziehung die befonderen 
Intereſſen ihrer Klaſſe wahrzunchmen hatte. Die Entwidelung des geſellſchaftlichen Lebent 
hat dahin geführt, daß von dieſer urſprünglichen Grundlage vielfältig abgewichen erden 
mußte und die Bezeichnung: „Stände“ ift daher eine fchr verfcyiedenartige geworden. Immer 
ftügt ſich dieſelbe aber wieder auf denfelben Unterfcheidungsgrund, der von der Beichärtigung 
und Lebenoweiſe hergenommen wird, weil darin die Grundbedingungen für die Verfieden: 
artigteit der Berhältniffe liegen, in welchen dad Staatölcben ſich darftellt und feine Ihatig- 
feit entwickelt. Wo «8 fi um eine Vertretung der Hauptklaffen der Geſellſchaft im menid‘ 
lichen Leben handelt, wird daher zuvörderſt nidyt mehr der hiftorifdy vorhanden geweſene 
frühere Zuftand zum Grunde gelegt werben fönnen, fondern nur der der Gegenwart, ald det 
Auftand der Wirklichkeit, wenn ſchon die große Mannigfaltigteit der verſchiedenattigen 
Standesintereffen, welche in unferer Zeit herbortritt, es anrathen muß, nicht jedem eine ſpe⸗ 
zielle Vertretung einzuräumen, um diefelben nicht zu ſehr nad) verſchiedenen Richtungen bin 
zu zerjplittern. Ebenfo gewiß wird num aber zweitens fein, Daß wenn alle Intereffen der ber: 
ſchiedenen Klaſſen der Gegenwart den beftimmten, mit einem Vertretungsrechie begabten 
Ständen zur Vertretung zugetviefen find, die Vertretungsrechte diefer einzelnen, die einmal 
angenommenen Hauptabtheilungen bildenden Stände nur auf dem Prinzipe gegenfeitiger 
Gleichheit beruhen können. Denn jedem Stande muß die Möglichkeit gegeben fein, Die 
ihm zur Vertretung zufallenden Intereffen auf gefehmäßigem Wege volljtändig wahrzu— 
nehmen und zu fördern, ohne dabei von den Intereffen eines andern Standes unmittelbar 
behindert zu werden, weil entgegengefehten Falles die Wahrnehmung eined allgemeinen, 
dad Befondere jeded Standes in ſich fließenden Intereſſes durd) die Geſammtheit der 
Stände nicht denfbar bleibt. Jene Möglichkeit wird aber von felbft ausgeſchloſſen, ſobald 
die Vertretungorechte eines dieſer Stände ſchwächer find, als die eined anderen. Darum bildele 
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auch in der alten deutfchen, Iandftändifhen Verfaffung die Vertretung nad) Kurien von 
Alterd her die Regel; jede derfelben ftand gleichberechtigt neben der andern, weil jede dad 
ganze Antereffe eined Standes vertrat, und wo ettwa eine Beſchlußnahme nad) numerifcher 
Abſtimmung eingeführt war, und eine Ungleichheit der Stimmen zwiſchen den einzelnen 
Ständen beftand, vermochte ein weit auögedehntes Recht der Itio in partes die befonderen 
Interefien der einzelnen Stände nody immer genügend zu wahren. 

Auch in Preußen macht die Vertretung der verſchiedenen Standeöverhältniffe, nad) den 
Hauptflaffen, in welche Die bürgerliche Geellſchaft ſich fcheidet, umd der mit jedem einzelnen 
Stande in nothivendiger Verbindung fteherden Intereſſen dad Prinzip der Gliederung und 
den Organismud der Yandftände aus. Indsffen wird nicht in Abrede geftellt werden fönnen, 
daf die innere Organifation der Provinzial Zandtage zum Iheil auf Zuftände gegründet ift, 
welche nicht naturgemäß find, und daß eine Gliederung geichaffen wurde, welche eigentlic) 
nur der Vergangenheit angehört, ohne Zweifel, weil zur Zeit des Erſcheinens der ftändifchen 
Gefeggebung die neueren, eine weſentlich ardere Geſtalt — Verhältniffe ſich erſt 
zu entwickeln begannen. Dabei iſt der Grundbefig als eine Bedingung der Ausübung land— 
ftändifcher Rechte vorgefchrieben, indeffen fol es augenſcheinlich nicht der Grund und Boden 
fein, welchem diefe Rechte eingeräumt werden, fondern ed werden die Bewohner deffelben 
berufen, ihre Intereffen, und mit diefen die ihreö Standes wahrzunehmen und zu vertreten. 
Der Grundbefig wird von den Abgeordneten nur gefordert, um eine Garantie zu haben, daß 
er enge mit den Intereffen feiner Klaffe verbunden und wohl mit ihnen vertraut ift. Es 
fommt daher lediglidy darauf an, weldye Etellung die Gefammtheit aller Glieder jedes be- 
ftimmten Standed in dem Staatöleben felbit einnimmt, und in diefer Beziehung thut ſchon 
die Erſchaffung jener beftimmten drei eg oder Stände von felbit dar, daß 
der Staat in jeder derfelben ein gleich wichtiges Element des ftändiihen Organismus 
ertennt. Jede zur Selbftvertretung berufene Kaffe muß daher aud) in dieſer ihrer Vertre— 
tung den andern Stlaffen oder Ständen gegenüber gleich beredtigt fein; denn die Be: 
ſchränkung der ftändifhen Rechte bei einer einzelnen iſt dem gänzlihen Mangel einer Selbft- 
verretung derfelben vollfommen glei, da dad Weſen jeder Vertretung die vollſtändige 
Freiheit zur Geltendmachung der vertretenen Intereffen von felbft vorausſetzt. Der Antheil, 
der den verfchiedenen Beftandtheilen des Volkes, welchem man überhaupt eine Selbftvertre- 
tung zufteht, an der ftändifchen Wirkſamkeit gewährt wird, kann daher nur ein gleicher fein; 
denn jeder dieſer Hauptbeftandtheile hat eine gleiche Bedeutung, feine Intereffen find 
glei wichtig für den Staat. Darum ift die ‚Forderung einer auf dad Prinzip der Gleich— 
mäßigfeit zwiſchen den einzelnen Ständen fid) gründenden landftändifchen Vertretung fo fehr 
in der Natur einer folhen Vertretung überhaupt begründet, daß cd für ihre Nothwendigteit 
keines weiteren Beweiſes bedarf, wie he denn auch allein der Gerechtigkeit und Billigkeit ent- 
ſpricht, während eine Abweihung davon einen frühern Zuftand zurüdführt, nach welchem ein 
damald nody nicht zur Selbftvertretung berufener Stand von einem andern mit vertreten 
wurde, der gegenwärtig dieſe Vertretung aber nidyt mehr fortiegen kann, wenn jene Selbft- 
bertretung zur Wahrheit werden foll. Gerade die deutſche landſtändiſche Verfaffung geftattet 
auf keine Weife ein Uebergewicht und eine Bevorzugung einzelner Stände vor den andern, 
teil eben die Gliedernng nad) Ständen die Grundlage ihres Beſtehens ift, während bei der 
eigentfich fonftitutionellen Verfaſſung ſtets TFämmtlidye Staatöbürger durd) die Gewählten 
vertreten find, und es hier alfo darauf ankommt, aus der Gefammtheit derfelben die geiftig 
und intellektuell am höchſten ftehenden Individuen zu Abgeordneten zu ermählen. 

Das Allerhöchfte Patent vom 3. Februar d. 3., weldhed für die gefammten ftändifchen 
Verhältniffe einen einheitlihen Mittelpuntt gefhaffen, und dadurch einem längft gefühlten 
Bedürfniffe abgeholfen hat, macht die gegenfeitige Stellung der Stände, wie Ti zeither in 
den Provinzial-Landtagen beftand, und die befchräntte Wirkſamkeit der Städte und Yandge- 
meinen noch weſentlich bedenklidyer, indem es den Vereinigten Landtagen die Befugniß bei- 
legt, die Aufnahme von Staatöfhulden und die Einführung neuer Steuern zu beiwilligen. 
Es wird demnach), wenn Die Vertretung der einzelnen Stände fid) nicht auf das Prinzip der 
Gleihmäfigteit gründet, von Neuem die Möglichkeit denkbar, daß den ſchwaͤcher vertretenen 
Ständen durch Befchluß der Übrigen neue Laften aufgelegt werden können, ohne daß ihre 
Yuftimmung dazu irgend beachtet würde, obgleich) fie es gerade find, denen der bei weitem 


— —— — nn — 


——— — — — ——— —— — 


652 Petitionen und Denkſchriften. 


rößere Iheil dieſer Laſten zufallen muß. Auf ſolche Weiſe würde aber ein Same gegen⸗ 
fitigen Mißtrauens audgeftreut werden, dad ein Zerwürfniß zwiſchen den einzelnen Ständen 
zur Folge haben müßte, welches ſich fehr fchnell und viel zu weit über alle VBerhältnifie deö 
bürgerlichen Zebend verbreiten möchte. 

Das Vatent vom 3. Februar d. 3. überträgt ferner die ſtändiſche Mitwirkung bei Auf- 
nahme neuer Darlehen der, für das Staatd-Schuldenmwefen zu bildenden ftändifhen Depu- 
tation von acht Mitgliedern, und fegt in Die Hände derjelben ein fo wichtiges umfangreided 
Net, daß neben demfelben faum ein zweites zedacht werden fann, und in dem Gewiſſen 
jedes Einzelnen wohl erhebliche Zweifel über die Wahl derjenigen Perſonen, welche eined fo 
außerordentlichen Vertrauend gewürdigt werden könnten, entjtehen müffen. Wie unendlich 
gering bleibt nun aber der Antheil, weldyen die ſchwächer vertretenen Stände an diefer Wahl 
zu nehmen haben, und doch würden fie aud) hier wiederum die am meiften Beteiligten fein. 

Endlich kommt aber nod) ein anderer, wichtiger und zeither vielleicht noch nicht gehörig 
ind Auge gefahter Grund für eine gleihmäßigere Vertretung der einzelnen Stände hier in 
Betrachtung, der nämlid), daß von dem Stanye der Städte und Zandgemeinen zugleich ein 
Element vertreten wird, Dad nur durch fie überhaupt zur Vertretung gelangen kann und zu 
den wichtigften Elementen des Staatölebend gehört, weil ed einen unmittelbaren Theil ded 
Staatdorganismud felbjt ausmacht, nämlich dad der Gemeine. Der Zweck der Gemeine 
ftimmt, wie der des Staated, mit dem Lebenszwecke ihrer Glieder überein, und geht in dem- 
felben auf. Die Gemeine bildet die Grundlage des Staatdorganismus; aus ihr entwidelt fich 
die weitere Organifation des Gemeintvefend nad Landſchaften, Provinzen, Staat von felbft. 
Sie birgt zwar die mannigfaltigften Intereffen in ihrem Schooße, aber fie wirft nur dahin, 
diefelben zu einem Gefammtintereffe zu vereinigen, in welchem fie allein die Bürgfchaft ihred 
Beftchend findet, fie befördert das Wohlſein der Gefammtheit und da durch das der Ein: 
zelnen, und der Einzelne befördert fein Wohl als Gemeiheglied durd) Beförderung ded Ge— 
meinewohled. Die Gemeine gehört daher zu den organischen Formen der Gliederung um 
ferer focialen Verhältniffe, fie garantirt die zeitgemäße Entwidelung derfelben und in iht 
allein läßt ſich der zeitgemäße Fortſchritt erreichen. Warum follten nun die Gemeinen 
eine befchränttere Vertretung im ftaatöbürgerlicen Leben finden, ald die forporativen In 
tereffen und die Intereffen Einzelner? Weshalb follte ihnen gerade dad Feld der politi 
ſchen Thätigkeit, auf welchem es ihmen allein möglidy wird, das unmittelbare Gemeine 
[eben mit dem des Staates felbft in die geeigneten Beziehungen zu bringen, verſchloß 
fen fein? — Der Affociationögeift, welcher die Gemeine begründet, wird fid) dann eine 
andere Bahn zu bredyen verfudyen, und nad) der Begründung von Wereinen ftreben, durch 
deren Eriftenz dad Gefammtwohl nie in dem Grade befördert werden kann, tie durd) die 
Gemeinen. Der Zwed eines Vereines liegt ftetd außer dem Zwecke der Gemeine, felbft außer 
dem des Staates, und er trennt fid) eben immer mehr von dem Gefammtzwede,, je weiter er 
verfolgt wird. Dad Intereffe des Vereines ift jederzeit nur ein Sonbderintereffe, dad auf 
Koften eined anderen oder des allgemeinen geltend zu machen gefudht wird, und jemehr in 
diefer Beziehung gefchicht, defto mehr dehnt der Verein ſich aus und entzicht dem Gemein 
wejen die Kräfte, auf welche berfelbe eigentlich angemwiefen ift. Dem Staate können nur die 
Gemeinen nügen und vielleicht find fie ſchon viel zu lange ald Staatdanftalten, und aud dem 
Geſichtopunkte der Gliederung der Staatöverwaltung betrachtet worden, während eine größert 
Pfiege ded Gemeineweſens die Gemeinen in den Stand fegen würde, die Laſten, welche der 
Staat fort und fort auf ihre Schultern zu legen genöthigt ift, leichter zu tragen. Dad Gr: 
meineleben muß aber erfhlaffen, wenn ihm nicht ein kräftiged Organ gewährt wird, feine In⸗ 
tereffen auch im öffentlichen Leben des Staates geltend zu machen, wodurch dem Staats 
organismusd die Thätigfeit eines feiner wichtigften Iheile entzogen würde. — Was endlich Die 
Ausführung Diefer, auf das Prinzip der gegenfeitigen Gleihmäßigteit zu ftügenden Vertre: 
tung der einzelnen, die Probinzial-Yandtage bildenden Stände anbetrifft, fo verfennen die 
Unterzeichneten feineötveged, daß diefelbe nach dem gegenwärtigen Stande der ftändifhen 
Gefehgebung größeren Schwierigteiten unterliegt, als früher. Es dürfte einerfeit® mandem 
Bedenken untertvorfen fein, die bedeutende Zabı der Ständemitglieder noch zu bermehren; 
ebenfo andererfeitd aber aud) von den einmal berlichenen Vertretungsrehten etwas wie⸗ 
derum abzunchmen, und ein ausgedehntes Recht der Itio in partes, von welchem vielleicht 


Vertretung der Stadt: und Yandgemeinen. 653 


Abhülfe zu erwarten geivefen twäre, ift nad) der Auslegung, welche daffelbe früher erfahren 
bat, und nad) dem Inhalte des 8 17 des Patentes vom 3. Februar d. J. faum denkbar. Es 
darf aud) nidyt unbemerkt bleiben, daß die dadurdy entitchende Sonderung der Intereſſen 
der einzelnen Stände, wie der eingelnen Provinzen, der Einheit und Kraft des Landtages 
und dem Wohle des Staated auf keine Weife als förderlich betradhtet, vielmehr nur in der 
Verſchmelzung aller Sonderintereffen zu einem einigen, großen Ganzen ein wahres ‚Heil ge- 
funden werden kann. Gleichwohl wird nicht geläugnet werden können, daß die ungleiche Ver- 
tretung für die dabei betheiligten Stände aus den angegebenen Gründen nad) jenem Patente 
eine weit bedenklichere geworden ift, ald fie ed früher war, und es thut ſich eine innere Noth- 
wendigteit hervor, derjelben Abhülfe zu verſchaffer, weil fie fih auf das bürgerliche Leben 
felbft übertragen wird, und dazu wird ed der Staassregierung gewiß gelingen, einen ange: 
meffenen Weg zu ermitteln. Die gehorfamft Unterzeichneten würden fid) Daher für jest 
völlig zufrieden geftellt finden, wenn die hohe VBerfamnlung fid) zu dem Beſchluſſe vereinigen 
wollte, Allerhöchiten Ortes zu beantragen: 

„daß zum Zwecke der Erreichung einer möglidft gleihmäßigeren Vertretung der einzel- 

nen Stände dem nächſten Vereinigten Zandtage ein-sarauf bezüglicher Gefegentwurf vor: 

gelegt werde. — 

Berlin, den 20. April 1847. 
Anwandter, Abgeordneter. Neumann. Offermann. Winzer. Hübler, Abgeord- 
neter für Kottbus und die kolleftiv wählenden Städte. 


An 
Einen hoben erften Vereinigten Landtag. 


Der Abgeordnete für Prenzlau, der Ober -Bürgermeifter und Kriminal- 
rat) Grabow, beantragt eine zweckmäßigere Vertretung der Stadt- und Land- 
gemeinen und die Abftimmung nach Kurien auf den Kreistagen. 


Auf den früheren udermärtifhen, vom Kreisdireftorium berufenen Kreidtagen waren die 
Stadt: und Landgemeinen gar nidyt vertreten, weil die Städte, als foldye, zum Kreisverbande 
nicht gehörten und die Yandgemeinen von ihren Gutdobrigfeiten mitvertreten wurden. Nur 
allein die Rittergutö-Beliger erſchienen für fi, ihre Familien und Hinterfaffen in Perſon 
auf den Kreiötonventen und ein Ageordneter aud jeder Stadt, welche Nittergüter beſaß, Be: 
hufs Vertretung derfelben und ihrer Einfaffen auf diefen ftädtifhen Nittergütern. Mit diefen 
Abgeordneten beriethen die Rittergutd-Befiger die das platte Yand betreffenden Angelegenhei- 
ten der Uckermark auf den udermärtifhen Streiötagen und faßten darüber nad) Stimmen: 
mehrheit Befchlüffe, welche, fofern fie die Städte, als ſolche, mitverbinden follten, mit diefen 
nod anderweitig vereinbart werden mußten. 

Hiernady waren die udermärtifchen Kreiskonvente genau aud denjenigen Mitgliedern zu- 
fammengefept, welche heut zu Tage den erften Stand auf den Kreiötagen der drei udermär- 
fiihen reife bilden und der in feiner Gefammtheit für mandje Angelegenheiten noch heute 
als ritterfchaftliher Konvent zufammentritt. 

Die Drangfale ber franzöfifhen Invafion hatten Behufs Entwidelung der gefammten 
materiellen Sträfte der Preußiſchen Monarchie zur Wiedergeburt deö unter fremdem Joche 
ſchmachtenden Vaterlanded eine Reihe von Gefegen zur Folge, melde darauf abzielten, den 
Gebrauch der Nationalträfte von allen biöherigen Feffein und Einschränkungen zu befreien 
und Alles zu entfernen, was den Einzelnen biöher hinderte, den Wohlſtand zu erlangen, den 
er nad) dem Maaße feiner Kräfte zu erreichen fähig ift. Die Städteordnung vom 19. No- 
bember 1808 gab den Städten die verlorne Scihfftändigteit zurüd und erwedte dadurd) 
ihren Gemeinfinn. Das Editt vom 9. Oktober 1807, betreffend den erleichterten Befig und 
den freien Gebraud) des Grundeigenthumd, fowie die perfönlichen Verhältniffe der Yandbe- 
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wohner und bie Edifte vom 14. September 1811, betreffend bie Förderung der Landedlul⸗ 
tur und die Regulirung der gutöherrlicyen und bäuerlichen Berhältniffe, erklärten fämmtliche 
Ginwohner ded Staated zum eigenthümlidyen und Pfandbefige unbetveglidyer Grundftüde 
aller Art für befähigt, hoben die Gutöunterthänigkeit für ewige Zeiten auf, erleicyterten den 
Grundeigenthümern jede mit den Staatd- und Privatintereffen verträgliche Dispofition und 
fhufen den felbitftändigen Stand der Yandgemeinen. Mit Aufhebung der Zmangd- und 
Bannrechte und Big Beierbefreiheit fielen die Schranten nieder, welche den ge: 
werblidyen Verkehr auf die Städte beſchränkt hatten. 

Bei fo durchgreifenden Veränderungen, weldye dad Stadt- und Land-Gemeineivefen er: 
fuhr, welche dem Stande der Ritterſchaft zwei neue Stände felbftitändig zur Eeite fiel: 
ten, mußte aud) nothivendig die Vertretung gemeinfamer Kreisintereffen eine andere werden. 

Es erſchien zu dem Ende dad Edi! wegen Errichtung der Gensd'armerie vom 30. Juli 
1812, welches in feinem Eingange bemerft: 

„Unferer Aufmerkſamteit find die Mängel nidyt entgangen, welche der Wirkjamfeit der 
Staatöverwaltung in Beziehung cuf dad platte Land hinderlid) find. Vorzüglich rechnen 
Wir dahin die noch fortdauernde, nad Einführung allgemeiner Gewerbefrei- 
heit und bei gleihem Intereffe ganz unbegründete Abfonderung der Hlei- 
nen ftädtifhen Kommunen, der Städteeigenthümer, der Domainenämter und rit 
terſchaftlichen Societäten in Kommunalangelegenheiten, wie nicht minder in Abficht 
auf die Juſtizpolizei und Finanzverwaltung; den Mangel aller Repräfentation 
bei einigen Dieter Societäten und die Einfeitigkeit derfelben bei anderen; 
dad Uebergewicht, welded einzelne Klaffen von Staatöbürgern durd) 
ihren vorherrfhenden Einfluß auf die öffentlihen Verwaltungen aller 
Art haben, da diefer gleihmäßig vertheilt fein follte ıc. ER 

Diefen Motiven für dad neue Geſetz gemäß follten die Städte Berlin, Bredlau, Könige 
berg, Stettin, Elbing, Potsdam und Frankfurt befondere, den Streifen gleichgeftellte Korpo⸗ 
rationen bleiben, die übrigen Städte aber und die ländlichen Gemeinen aller Gattungen 
freiöweife zu einer Korporation bereinigt werden. (8 1 und 2 loc. eit.). Diefen Kreiöverbin: 
dungen ward im Allgemeinen die Beſtimmung gegeben, daß fie allen ng Bedürſ⸗ 
niſſen durch verhältnigmäßige Beiträge genügen follten, welche entweder, ihrer Natur nach, 
Laſten ded Kommunalverhältniffed — — bom Te dafür erklärt würden. 

oc. cit. 

Die Angelegenheiten des Kreiſes follten von Deputirten der Gemeinen, deren für jeden 

Kreis ſechs beftellt wurden, ein gg werben 

5 8— 0c, cit. 
und ihre Wahlen auf diefe Weife erfolgen, daß die ftädtifchen Gemeinen durch ihre Stadt 
verordneten auf je 500 Einwohner einen Wapiherrn, die Gutöbefiger eine gleiche Anzahl von 
Wahlherren wie die Geſammtheit der ftädtifchen Gemeinen und jede bäuerlide Gemeine 
durch die Bauernwirthe emen Wahlherrn ernennen und daß von diefen bäuerlichen Wal 
herren jedod) nur eine den Stabtgemeinen gleiche Anzahl zur Wahl verftattet und durd) dad 
2008 beftimmt werden follten. 

($ 12 loc. cit.) 


Bon den Deputirten wurden 
zwei für die Rittergutöbefiger, 
zwei für die Städte und 
zwei für die Zandgemeinen 


gerechnet. 

($ 15 loc. eit.) 

Died Edikt kam jedoch in der Ucermart nicht zur Ausführung, weil die Ritterichaft ihr 
angeblich bi® dahin beftandened Vorrecht, in Perſon auf den Kreidtagen zu erfheinen und 
nur allein die Kreistags-Derfammlungen zu bilden, nicht aufgeben wollte. Inzwiſchen ward 
mit Bezug auf die Verordnung vom 30. April 1815, betreffend die beffere Einrichtung der 
Provinzialbehörben , im & 33 — 39, im Jahr 1817 die zeitige Eintheilung der Udermart in 
drei Kreife, zu denen die Nittergüter, Städte und Yandgemeinen jedes Kreiſts gefhlagen wur: 
den, auögeführt und jedem Kreiſe ein befonderer Landrath vorgefept. 


’ 
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Erft in Folge des Gefehed wegen Anordnung der Brovinzialftände für die Mark Bran- 
denburg und das Markgrafthum Nicderlaufig vom 1. Juli 1823, welches im 8 58 dad 
ri Be der kreiöftändifhen Verſammlungen anordnete und von dem erften Provinzial 
andtage Vorſchläge begehrte, wie die kreiöftändifhen VBerfammlungen mit den Mopifika- 
tionen, welche der Zutritt aller Stände erfordert, einzurichten feien, erſchien am 17. Auguft 
1825 die nody heute beftehende Kreidordnung für die Kur- und Neumark Brandenburg. Sie 
giebt ald den Zweck der Kreidverfammlungen an, die Kreisverwaltung des Landra— 
thes in Kommunalangelegenheiten des Kreifed zu begleiten und au unter- 
ftügen, und diefe Verwaltung innerhalb der beftehenden Geſetzgebung zum Gegenftande ihrer 
Berathungen und Befchlüffe zu machen. 
1 loc. cit.) 

Nach ihr vertraten die Kreiöftände die Kreiötorporationen in allen den ganzen Kreid 
betreffenden Kommunalangelegenheiten ohne Rüdfpradye mit den einzelnen Kommunen und 
Individuen, nah ihr haben fie Namens derfelben verbindende Erklärungen abzugeben, 
Staatöpräftationen zu repartiren, bei Abgaben, Leiftungen und Naturaldienften zu den Kreis- 
bedürfniffen fid) zuvor gutachtlich zu äußern, deren Verwendung zu prüfen und die freiöftän- 
diſchen Verwaltungsbeamten zu wählen. 

(8 3 loc. cit.) 
Zufammengefegt find die Kreisftände: 
1. aus allen Rittergutöbefigern des Kreifed, fo in der Kreiömatrifel verzeichnet find, fei cö 
in Berfon oder durdy Vertretung; 
2. aus einem bid höchſtens vier ftadtifchen wirflid) fungirenden Magiftratödeputirten und 
3. aud dreien ländlichen Deputirten, fo im Dienft befindliche Schulen oder Dorfrichter 
find, um wenigftend dad zur Dualififation eined Abgeordneten der Yandgemeinen zum 
Provinzial⸗Landtage erforderlihe Grundeigenthum zu befigen, mit der Mafgabe, daß 
die Rittergutsbeſitzer, fo wie die Städte, welche mehr als ein Rittergut im Streife beſihen, 
jederzeit nur zur Führung einer Stimme beredtigt find und eine ſolche Stimme fo- 
gar auch nur denjenigen Städten gebührt, welche als ſolche die Berechtigung haben, 
auf dem Kreistage durch einen Abgeordneten zu erſcheinen und fi) nebenbei nod) im Be⸗ 
ſitze von Rittergütern in demſelben Kreife befinden. 
(8 4— 10 loc. cit.) 

Gleiche Verordnungen find für alle übrigen Kreife der Monarchie erlaffen. 

Im Prenzlauer Kreiſe find, wenn id) recht unterrichtet bin, 90 Nittergüter durd) 50 Rit- 
terqutöbefiger, 77 LZandgemeinen durch 3 Schulzen und 3 Etädte, von welchen Prenzlau 
und Straßburg gleichzeitig mit Rittergütern im Kreife angefeffen find, durd) 2 Stimmen 
(nämlidy Prenzlau eine Viril- und Straßburg und Brüſſow eine Stollektioftimme) vertreten, 
alfo 55 Kreistags- Mitglieder vorhanden, melde gemeinfhaftlid) verhandeln und ihre Be- 
ſchluſſe nad) en Stimmenmehrheit faffen, gegen welche, wenn ein ganzer Stand fid in 
feinen Intereffen verlegt findet, ihm mittelft Einreiyung eined Separawotums der Rekurs an 
diejenige Behörde zufteht, von welcher die —— Angelegenheit reſſortirt. 

19, 20 loc. cit.) 
Durch die Verordnung vom 25. März 1841, betreffend die Befugniffe der Kreiäftände 
in der Kur- und Neumark Brandenburg und dem Markgrafthum Niederlaufig, Ausgaben 
zu beſchliehen und die Kreideingefeflenen dadurch zu verpflichten, und durch gleiche Verord- 
nungen für die übrigen Kreiſe der Monardyie find die Befugniffe der Kreiöftande bedeutend 
erweitert worden. Zu gemeinnügigen Einrichtungen und Anlagen, welche in den Intereſſen 
des gefammten Kreiſes beruhen und zur Befeitigung eines den Kreid bedrohenden Nothftan- 
des können darnad) die Kreisftände Ausgaben mit der Wirkung dem ganzen Kreife auferle- 
gen, daß die Streideingefeffenen dadurch verpflichtet werden, wenn eine Stimmenmehrheit von 
drei Viertel der anweſenden Kreidtagd- Mitglieder ſich dafür ausſpricht und die die beiden 
nähften Kalenderjahre nicht überfchreitende SKreiöbefteuerung die Beſtätigung der Königl. 
Negierung erhält, während die diefen zweijährigen Zeitraum überfchreitenden Ktreiöbefteuerun: 
gen und alle Auflagen für Einrichtungen und Anlagen, welche nur einen Iheil des Kreifes 
Oder einen einzelnen Stand intereffiren, der Königl. Beftätigung bedürfen; jedoch foll ein 
ſonſt verfaffungsmähiger Beſchluß für nicht zu Stande gekommen erachtet werden, wenn 
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die Kreiöftände in Iheile gegangen find und 2 Stände fid) gegen denfelben ausgeſprochen 
haben, wenn aber nur 1 Stand mittelft Einreihung eined Separatootumd den Rekurd ergrif⸗ 
fen hat, zur Entſcheidung der Minifterien ded Innern und der Finanzen gelangen. 

Diefe biftorifche und geſetzliche Entwickelung der Kreistagd-Berhältniffe ergiebt unzwei⸗ 
felhaft, daß für die Kreiöfommmal= und Befteuerungdangelegenheiten eine Vertretung ded 
Standes der Städte und der Landgemeinen auf den Kreiötagen zwar beabfichtigt ift, daß 
aber der erfte Stan, tweil alle feine Dlitglieder entweder in Perſon oder in Vertretung eines 
anderen freiötagsfähigen Rittergutöbefigerd, und dazu nody nur fid) felbft und ihre Fami— 
lien vertreten, gegen die beiden anderen Stände ungemein bevorzugt worden ift; denn die 
Letzteren fönnen zufammen genommen im Prenzlauer Kreife nur 5 Stimmen abgeben, wäh: 
rend der erfte Stand allein über 50 Stimmen zu verfügen vermag, abgefehen davon, daß 
die Städte Prenzlau und Straßburg, ald ſolche, feit ihrem Zutritt zum Kreisberbande nume: 
riſch ſchwächer vertreten find, als fie es auf den früheren udermärtifchen Kreiskonventen ta: 
ren, auf welchen ſie ſchon allein für ihre Nittergüter im Kreife befondere Stimmen, glei) den 
übrigen Ritterqutöbeligern, führten, während fie auf den jetzigen Kreistagen für die Stadt 
und deren Rittergüter zufammen nur eine einzige Stimme, ja Straßburg nur alternirend mit 
Brüſſow, alfo effektiv nur eine halbe Stimme abzugeben berechtigt find. 

Bei dieſem riefengroßen Uebergewicht ded Stimmenverhältniffes des erften Standes zu 
dem eines jeden einzelnen der beiden anderen Stände und zu dem der beiden anderen Stände 
zufammen genommen drängt fid) unwillkürlich die Frage auf: 

welch ein Prinzip, weld) ein Maßſtab ift denn eigentlich der kreisftändifchen Vertretung 
zum Grunde gelegt? 

Der Grundbefig ift es unbedingt nicht, weil der erfte Stand von den 20 NMeilen oder 
444,444 Morgen, aud denen 5. B. der Prenzlauer Kreis beftcht, nicht 3% oder + Theile, 
alfo 404,040 Morgen, allein und eigenthümlich beſitzt und für die beiden anderen Stände 

ufammengenommen nur 3% oder „\r Theile mit 40,404 Morgen übrig gelaffen hätte. Die 

Denölterung ift es aud) nicht, welche ald Vertretungspringip angenommen worden, denn der 
zweite Stand zählt z. B. im Prenzlauer Kreife p. p. 18,000 Bewohner, der dritte p- P- 
30,000 Einfaffen und der erfte vertritt nur fi) und feine Familie in Perfon. 

Die fteuerlihen Verpflichtungen gegen den Staat und bie Kreisfommune find cd gewiß 
gar nicht, denn zu dem Klaffen-, Kriegs, Gewwerbe-, Mahl- und Schladhtfteuer:, Landatmen⸗ 
und GrundfteuersStontingent ded Prenzlauer Kreifed 3. B. kontribuirt 

l. der erfte Stand pp. 18,000 Thlr. 
2. = zweite = = 42000 = 
3. = dritte = , = 53,000 = 

Dad Mobiliar und Kapitalvermögen ift beim Mangel einer Eintommenfteuer ein Re⸗ 
präfentationdprinzip, welches gar nicht in Betracht gezogen werden kann, jedenfalld aber im 
erften Stande nicht zehn Mal größer ald in den beiden anderen Ständen zufammengenommen, 
und dad Letztere gilt aud) von der Intelligenz, während Handel, Gewerbe und Induftrie über: 
haupt gar feinen Ausſchlag für den erften Stand zu geben vermögen. 

Ein eigentliches Vertrelungsprinzip fehlt ſonach für den beftehenden kreiöftändifchen Ver⸗ 
band ganz und gar, und man ift genöthigt, Behufs Beantwortung der oben aufgetvorfenen 
Frage anzunehmen, daß im erften Stande, foweit er aus wirklichen Rittergutöbefigern De 
ftcht, — denn die Rittergüter befigenden Stäbte find, wie bereitd nachgewieſen toorden, Rich 
mütterlid) behandelt und zurüdgefeßt, — das vor dem Jahre 1807 ſich ganz von felbft verfte: 
hende perfönliche Vorrecht der Mittergutöbefiger in der Kreisordnung von 1825 vor der: 
jenigen Repräfentation den Vorzug gewonnen hat, welche in dem Gends armerieedille dom 
30. Juli 1812 bereitd angeordnet war, 

Neben diefem perfönlihen Vorrechte der Nitterfhaft mußten nun aber die Stadt und 
Zandgemeinen auf den Kreistagen dod) aud) repräfentirt fein, weil Die Städte, ald foldye, ein 
mal den Streiöverbänden intorporirt und die Zandgemeinen zu einem unabhängigen, felbit 
ftändigen Kreisftand durd) die neuere —— erhoben waren, und weil dieſe beiden 

Stände zum bei Weitem größeſten Theile die Kreisweiſe aufzubringenden Staats- und Kreide 
ar afin und Laften mit übertragen mußten. Ihnen wurde daher, vielleicht nad 
dem Maßſtabe ded Grtndbefiged oder der Einwohnerzahl oder der Steuerrate, ein bis bier 
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und refp. drei Stimmen verlichen, welche jedoch durch Die ritterfhaftlihe Stimmzahl fo gut 
ie abforbirt waren. 
Somit bietet die beftehende Kreistags-Vertretung alle diejenigen Mängel noch jetzt dar, 
weldye der Gefehgeber in dem Gendd’armerieeditte vom 30. Juli 1812 fchon vor 34 Jahren 
ausdrüdlich anerfannte, wenn er dahin redynete: 
„die Einfeitigkeit der Repräfentation und Das Uebergewicht, welches einzelne Klaſſen von 
„Staatöbürgern durch ihren vorherrfhenden Einfluß auf die öffentlihen Verwaltungen 
„aller Art haben, da diefer gleihmähig vertheilt werden follte,“ 

und welche er durch gleichmäßige Wahl und Vertretung aller Stände haben wollte. 

Und fo lange diefe Einfeitigkeit und dad Uebergewicht in der Repräfentation beftehen, fo 
lange ift und bleibt fie für den zweiten und dritten Stand eine Scheinvertretung und begreift 
eine durch nichts zu rechtfertigende Bebormundung der Stadt: und Zandgemeinen in Kreid- 
tagd- Angelegenheiten Seitens des erften Standes in ſich, welche den Deputirten der Stadt: 
und Zandgemeinen und ihren Kommittenten eine Stellung im Kreiöverbande und feinen Ber: 
ſammlungen anmeift, die eben nicht chrenvoll genannt werden kann. 

Man wird mir hier einwerfen, daß alte biftorifche Vorrechte zu achten feien, daß Die 
Kreidtagd-Mitglieder ohne Rüdficht auf den Stand, welchen fie gerade gegenwärtig repräfen: 
tiren, dad Gefammtintereffe des Kreifed und nicht die Sonderintereffen ihre Standes zu 
vertreten berufen feien, daß alfo die Mitglieder ded erften Standed auch die Intereffen der 
beiden andern Stände mit wahrnehmen würden, daf die Kreis- und fpätere Kreis-Beſteue— 
rungdordnung Kautelen enthielten, welche die einzelnen Stände gegen das Uebergewicht des 
andern in Schutz nähmen, daß alfo fein Bedürfniß vorliege, die Kreidtags-Verfaſſung einer 
Reviſion und Aenderung zu unterwerfen. 

Allein ih kann diefe Einwürfe für nicht durchgreifend erachten, wenngleich id in allen 
Verhältniffen die hiſtoriſche Fortenttwidelung für die allein richtige Stufenleiter des Fort- 
ſchrittes ſelbſt ftetd anerkennen werde; denn es gab im Sinne der jegigen Kreisordnung bor 
dem Jahre 1807 keine verfchiedenen Kreiöftände. Die gefammte Nitterfchaft und je ein De- 
putirter der, Nittergüter befigenden, Städte bildeten nichts weiter, ald einen ritterſchaftlichen 
Kreidtag. Die Städte, als foldye, und die Yandgemeinen hatten fein Vertretungsrecht und 
kann fomit dad Recht der Nitterfchaft, perfönlic auf den Kreiötagen zu erſcheinen, welched ſich 
aus der damaligen Verfaffung ganz von felbit veritand und ergab, ald ein Vorrecht nicht 
angefehen werden, weil die Konkurrenz von andern Mitberechtigten fehlte, gegen welche jened 
Vorrecht hätte geltend gemadyt werden können. Und von diefem Gefihtöpunft ded zu konfer- 
birenden Vorrechtes aus kann aud) die Kreisordnung nicht audgegangen fein, weil fie dann 
offenbar das in jenem vermeintlichen Vorrecht mit begriffen geweſene Vorrecht der, Ritter⸗ 
güter beſitzenden, Städte durch ihre Dispoſition im 8 8 ohne allen Grund den Städten ver— 
fümmert hätte; denn ſolche Städte erfcheinen jet in doppelter Eigenſchaft und hätten alfo 
mindeftend auch zwiefach vertreten fein müffen, was nicht der Fall ift. Ja es ift, wie das 
Beifpiel der Stadt Straßburg im Prenzlauer Kreife lehrt, diefe Stadt feit der Emanation 
der Kreidordnung nicht einmal mehr in dem Maafe vertreten, wie ed vor der Einführung 
der Kreidordnung der Fall war. 

Daraus folgt, daß den wirklichen Rittergutöbefigern durch die Kreidordnung ein rein per: 
fönliher Vorzug vor den beiden andern Ständen eingeräumt worden und von einer Konſer— 
bation eines Vorrechtes der früheren Ritterſchaft nicht die Rede geweſen ift. 

Wie fo manche Geſetze, 3. B. die Gerichtd-, die triminalordnung, in ihren Richtern ſich 
ein Ideal von Vertretern der Staats- und Unterthanenrechte gefdhaffen haben, fo hat man 
auch Die Vertreter der Kreiöforporationen ꝛc. ſich ald Ideale gedadyt, meldye es vermödhten, 
ganz von den Antereffen ihres Standes abyufehen und ſich gewiſſermaßen über die Intereffen 
aller einzelnen Stände zu ftellen, jedoch dabei außer Acht gelaffen, daß foldye Ideale in der 
Wirklichkeit fich entiveder gar nicht oder doch nur in fehr geringem Maafe antreffen Laffen. 
Und eine ſolche Entäußerung aller Sonderintereffen, die Gewinnung eines fie alle beherr- 
fhenden Standpunftes wird um fo fchtvieriger, wenn es ſich bei den Berathungen und Be- 
ſchlüſſen hauptfächlid und vornehmlich um Kreisweiſe Repartition der Staatspräftationen, 
Aufbringung der Abgaben, Leiftungen und Naturaldienfte zu den Kreisbedürfniffen, wenn ed 
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ſich um die Beſteuerung aller Kreiseingeſeſſenen zu gemeinnützigen Einrichtungen und Anlas 
gen und zur Beſeitigung cincd Nothſtandes handelt, und wenn dabei die fünf Abgeordneten 
zweier Stände nur ald wirkliche Vertreter von 48,000 Kontribuenten, des Prenzlauer Krei⸗ 
ſes 4. B., fungiren, während im erften Stande ein jeded Mitglied nur allein feine eigene Ber: 
fon und ‚Familie repräfentirt und über feinen perſönlichen Beitrag feine Virilſtimme abgicht. 
Menigftens wird nicht geleugnet werden fönnen, daß dies der Fall fein fann, daß nicht ein 
Jeder vermöge feiner menſchlichen Schwäche fein perfönliches Intereffe ganz außer Acht zu 
laſſen vermag und ſchon ein ſolcher Argwohn, der am Ende fehr nahe liegt und chen deöhalb 
verzeihlich ift, der aber auch, damit ich es offen und ehrlich ausipreche, in der Ihat vorhan- 
den ift, follte und müßte jedem Vertretungöwerke durch das Geſetz felbft fern gehalten werden. 

Die Kautelen der Kreis: und Kreisbeſteuerungs-Ordnung find nur allein deö zweiten und 
dritten Standed wegen ald ein fdeinbared Gegengewicht gegen die Uebermacht des eriten 
Standes vom Geſetzgeber angeordnet, wie dies ganz ewident fidy erweiſen läßt, wenn man 
einmal den Prenzlauer Kreistag näher ind Auge faht. — Ein jeder Vefchluß erfordert die 
abfolute Drajorität der Kreiötags-Mitglieder. Ta nun Abwefenheit derfelben zur Ausnahme 
achört, welche bei der Prüfung über die Infonvenienzen dir Kreisordnung nicht tweiter berüd: 
fihtigt werden kann, man vielmehr dabei von der Annahme ausgehen muß, daß alle 
55 Ktreiötagd- Mitglieder anweſend find, fo müſſen von ihnen 28 Mitglieder für oder gegen 
einen Antrag ftimmen, wenn er zum Beſchluß erhoben oder zurückgewieſen teyden foll. Hier⸗ 
vom macht nur die Kreiöbefteuerung im Sinne der Verordnung vom 25. März 1841 eine 
Ausnahme, welche zur Perfektibilität der Deöfallfigen Beſchlüſſe drei Wiertel aller Stimmen, 
alio 42 Stimmen erfordert. Um diefe refp. 28 und 42 Stimmen zu erhalten, müffen, wenn 
auch alle fünf Abgeordneten der beiden andern Stände auf der Seite der abfoluten oder rela- 
tiven Majorität ftehen, doc) nod) refp. 23 und 37 Mitglieder des erften Standes mit ihnen 
ftimmen und wenn die Abgeordneten der Stadt- und Yandgemeinen ſich in der Minorität 
befinden, die 2S und 42 Stimmen ganz allein aus dem erften Stande herftammen. Nun 
foll aber nad) 8 20 der Kreisorbnung und 8 8 der Verordnung vom 25. März 1841 cin 
Neturöverfahren zuläffig fein, wenn cin ganzer Stand durch einen Kreistages: Beihlub ſich 
in feinen Intereifen verlegt findet. Darunter kann nur der Stand der Stadt-, oder der Yand- 
gemeinen verftanden werden, denn der ganze crfte Stand, d. h. alle feine Mitglieder, Tann 
fidy nie in feinen Imtereſſen verlegt fühlen, weil je nad) Verfchiedenheit der Abftimmung ſtets 
mindeftens 23 —28 und 37—42 feiner Mitglieder zur Beſchlußnahme überhaupt erfor: 
derlich waren, nirgends vorgefchrichen ift, daß abfolute oder relative Stimmenmehrheit ($ #1 
der Verordnung vom 1. Juli 1823) in einem einzelnen Stande zur Begründung dd 
Nekursverfahrens genüge, vielmehr nad) den Gefegeötworten dazu der ganze Stand, alſo 
Stimmeneinhelligteit, erfordert wird, welche unter den gegebenen Verhältniffen nicht zu 
erzielen ift. 

Eben daffelbe gilt von der Kautel der Kreiöbefteuerungs-Ordnung, welcher zufolge cin 
Beſchluß für nicht zu Stande gekommen erachtet werden foll, wenn bei der erfolgten Iuo in 
partes zwei Stände fid) gegen denfelben ausgeſprochen haben, Diefe beiden Stande können 
wiederum nur Die Stadt: und Yandgemeinen fein, denn von dem erften Stande find, wenn 
die beiden andern Stände fi in der Majorität befinden, doch noch 37 Stimmen zur Bil: 
dung des Beſchluſſes erforderlid) — alſo mehr als zwei Drittel feiner Stimmen uber: 
haupt, weche beim gänzlichen Mangel einer desfallfigen Beſtimmung nach Analogie Der 
Vrovinzial-Yandtags-Drdnung eine Sonderung in Theile überhaupt nur würden haben 
herbeiführen können. . 
Hcnach iſt dargethan, daR das verordnete Rekuröverfahren und die nadıgelaifene Io 
in partes, weldye, beiläufig gefagt, von dem Stande der Städte im Prenzlauer Kreift im 
Sinne ded $ 47 der Provinzial: Landtagd-DOrdnung mit feinen nur zwei Stimmen }. D. 
gar nicht auogeführt werden kann, nur Schutzmittel gegen das Uebergewicht deö erften Stan: 
des für den zweiten und dritten Stand fein follen. Soldye Schugmittel einzelner Stand, 
alfo Ausnahme Maßregeln, müßte eine wahre Repräfentation gar nidyt kennen; fie find ein 
(ebendiges Zeichen der Schwädye der Vertretung, fie liefern den beften und fidherften Beweid 
von ber Unrichtigkeit des Vertretungsprinzips überhaupt, fie erzeugen ein ſchmerzliches Ge: 
fühl der Jurüdfegung und den Glauben an Unterdrüdung in den alfo in Schu zu neh: 
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menden Ständen und find für diefe eine gehäffige Eventualität, von deren Erfolge man bon 
vorne herein ſich nichts verſprechen zu dürfen ohnehin vermeint. 

So lange die Befugniffe der Kreiöftände und der Zwed der Kreisverſammlungen inner 
halb der im 8 1 und 3 der Kreisordnung gezogenen Grenzen blieben, traten weniger Die 
bisher hervorgehobenen Mängel der Repräfentation hervor: feitdem aber durd) die Verord⸗ 
nung vom 25. März 1841 den Ständen eine Kreis-Befteuerungöredht beigelegt ift, machen 
fi) jene Mängel in einem ftärferen Grade geltend und das Bedürfniß nad) einer Reform 
der Kreiöverfaffung wird unabweisbar. Daffelbe war bereitö in dem Gensd'armerieedikte vom 
Gefehgeber und ift in dem jüngften Yandtagdabfchiede für die Provinz Preußen vom 27. De- 
zember 1845 aufs Neue anerkannt, wenn es darin heißt: 

„Da indeffen die wiederholten Anträge auf ftärkere Vertretung der Städte und Yand- 
gemeinen auf den Streidtagen theild in der Erweiterung der Befugniffe, welche den Kreis— 
ftänden durd) die Verordnung vom 22. Juni 1842 ertheilt ift, theild in den eigenthim- 
lichen Verhältniffen einzelner Kreiſe der Provinz Unterftügung finden, fo werden Wir 
näher unterfuchen laffen, ob und in welchen Kreiſen fidy ein wirkliches Bedürfniß zu einer 
ſolchen Weränderung findet und wie eintretenden Falls ſolches zu befriedigen fei.* 

Genau diefelben Unterftügungsgründe greifen auch für die märtifchen Kreife und nament— 
li) für den Prenzlauer Kreis Platz 

Aus einem rein perfönlichen Vorzuge der wirklichen Rittergutö-Befiger, und nicht aus 
einem Vorrechte der früheren Ritterfchaft, ift dad Lebergewicht von 50 Stimmen im erften 
Stande entftanden. Tie Städte haben ſich, ald ſolche, dem Kreiöverbande anſchließen müſſen, 
nicht einmal aber alle Virilftimmen erhalten und gegen früber, troß ihres Jutrittd, an Lim: 
fang der Stimme verloren; die Yandgemeinen vertreten fat ebenfo viele Ortfchaften, als es 
freistagdfähige Rittergüter im Kreife giebt, und repräfentiren nur drei Stimmen. Die Kreife 
vertreten die Yaften und Abgaben, welche fie für den Staat und die Kreisfommunal-Bedürf: 
niffe aufbringen; died ift ihre Pflicht und da follte man billig meinen, daß der größeren 
Pflicht auch das größere Recht gegenüber ftehen müffe, mit andern Worten, daß der Stand, 
welcher für dad Allgemeine dad Meiſte Ieifte, auch im Allgemeinen am Meiften vertreten fein 
müffe, zumal wenn bon einer Seite ber die rein perſönliche Vertretung nachgelaffen ift. 

Nachdem ich im Vorftehenden nachgewieſen habe, daß der Vertretungsmodus mit Rück— 
fiht auf die großen Befugniſſe der Kreisftände ein unrichtiger ift, daß er zu Härten führen 
fann, die bei Zeiten und nicht erft dann, wenn fie fid) verwirklicht haben, gehoben werden 
müffen, wende ich mich zur Beleuchtung der Frage: 

worin die Reformen der jehigen Kreistags Verfaſſung beftehen müffen, damit die ftändiiche 
Vertretung zur Wahrheit werde und aufhöre, für den zweiten und dritten Stand eine 
nicht ehrenvolle Scheinvertretung zu fein. 

In diefer Hinfiht muß idy die Anficht des Geſetzgebers, welche in dem Eingange zum 
Genöd’armerieeditt ſehr wahr und zutreffend ausgeſprochen iſt, durchweg theilen, der Einfluß 
der einzelnen Stlaffen von Staatöbürgern muß gleichmäßig vertheilt fein, und dies wird erreicht, 
wenn einem jeden Stande gleidy viel Stimmen verliehen werden. Bon diefem Grundfage 
ausgehend, ift im jenem Edikte eine gleihhmäßige Vertretung und Wahl in allen drei Ständen 
angeordnet, und würde ich wünſchen müffen, dak auf foldye Grundlagen, tie fie im Jahre 
1812 anerkannt find, die Kreiövertretung dem zeitigen Zwecke der Kreiöverfammlungen und 
den jegigen Verhältniffen anpaffend bafirt werde. 

Will man aber lieber den zeitigen streidtagd- Mitgliedern ihr Erfcheinen auf dem Kreis: 
tage erhalten und findet ed alödann nicht zwedmäßig, den zweiten und dritten Stand um 
eben fo viel Stimmen zu vermehren, daß in allen drei Ständen eine gleiche Stimmzahl fic) 
beraußfieltt, fo will aud) idy mid) damit unter folgenden Modifitationen einverftanden cr: 

üren, daß: 

1. denjenigen Städten, welche zugleich Nittergüter im Kreiſe befigen, wie 3. B. Prenzlau 
und Straßburg, je eine Stimme im erften Stande für ihre Rittergüter; 

2. den Städten im zweiten Stande, welche eine Ktollektioftimme befigen, wie 4. B. Straf: 
burg und Brüſſow, einer jeden eine Virilſtimme verlichen, und 

3. in allen drei Ständen die altdeutſche Abftimmung nad) Kurien eingeführt werde, welcher 
zufolge ein jeder Stand in fid) über den zur Beſchlußnahme vorliegenden Gegenftand 
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durch Stimmenmehrheit feiner Mitglieder ein Konkluſum herbeigeführt und died ald 
feine Stimme in der Kreistags-Verſammlung abgiebt. 

Diefe Abftimmungsart führt eine Gleichheit der Stimmen in allen drei Ständen herbei, 
von denen dann fünftig jeder Stand nur eine einzige Stimme zur Bildung eined Kreislags⸗ 
Befchluffed abzugeben haben wird. Um bierbei die Intereffen eined einzelnen Standes zu 
wahren, mag dem ſich verlegt fühlenden Stande die Sonderung in Theile mit der Wirkung 
nadhgelaffen fein, welche der $ 47 der Provinzial» Landtags: Verordnung für einen folden 
Fall vorſchreibt. 

Damit nun aber im zweiten Stande die Kurialftimme auch ermittelt werden kann, if, 
ie oben gedadıt, feine Stimmyahl von zwei auf drei Stimmen zu vermehren, und damit 
die Rittergüter befigenden Städte wegen derfelben bei Abgabe der Kurialftimme gleid) jedem 
wirklichen Rittergutö-Befiger im erften Stande vertreten find, ift ihnen die Entfendung eine 
Deputirten für alle Rittergüter einer Stadt zugugeftchen. 

Aus diefen Gründen und nad) den angedeuteten Gefichtöpunften trage ich bei einem 
hohen erften Vereinigten Landtage ganz gehorfamft dahin an: 

des Könige Majeftät allerunterthänigft zu bitten, eine zweckgemäßere Vertretung der 
Stadt- und Zandgemeinen und eventualiter die Abftimmung nad) Sturien auf den Kreid: 
tagen der Monardyie Allergnädigft befehlen zu mollen. 

Berlin, den 29. April 1847, 

Grabom. 


Todeserhlärung verſchollener Seeleute, 


Petition 
des Abgeordneten Michaelis, 
betreffend 


eine Abänderung der 88692 IhLILTit. 1 und 823 Thl. I Tit. 18 ded Allge 
meinen Landrechtes in Anwendung auf verfchollene Seeleute. 
(Zu dem betreffenden Abtheilungsgutachten [vergl. II S. 2264] gehörig). 

zu Preußiſche Geſetz über Ehefheidungen fagt im 8692 Thl. II Tit. 1 Allgemeinen 
Landrechtes: 

Erhellet aus den Umſtänden, daß der abweſende Ehegatte aus erheblichen und erlaubten 
Gründen ſich entfernt habe, fo muß der Zurüdgeblicbene den zchnjährigen Zeitraum 
nad) der Entfernung abwarten und alddann auf Todeserflärung antragen. 

Diefed Geſetz ift befonderd brüdend für die Ehefrauen ſolcher Seeleute, die fih auf 
Schiffen befanden, welche gefcheitert oder untergegangen find, ohne daß jemald Nachricht 
davon zu den Angehörigen gelangte. 

Bei den jetzt erleichterten und geficherten Verfehrömitteln dürfte ed an der Zeit fein, eine 
Abkürzung jener zehnjährigen Frift eintreten zu laffen, fofern nur nachgewieſen wird: 

daß der verfhollene Seemann fid auf einem Schiffe befand, von welchem und deſſen 

Mannſchaft in beftiimmten und von dem Gefehe näher feftzuftellenden Friften feine Rach— 

richt einging. 

Der — — Abgeordnete ſtellt cd dem Ermeſſen deö hohen Vereinigten Landtaget 
anheim, bei des Königs Majeftät die Emanirung eines Gefeged dahin zu beantragen: daß 
ed für die Ehefrau eines verſchollenen Seemanned ald Scheidungdgrund gelte, wenn feit der 
Iegten Nachricht vom Schiffe und deſſen Befagung: . 

1. bei einer Reife innerhalb der' Oſt- und Nordfee „ein Jahr®, 

2. innerhalb anderer europäifcher Gewäfler wei Jahre“, 

3. bei Reifen zur Oftfüfte Amerikas, der Wefttüfte Afrikas und nad) Archangel „drei Jahre‘, 

4, bei Reifen nad) allen übrigen Iheilen der Welt „ſechs Jahre“ 

verfloffen find, ohne dak von dem Schiff und defien Befahung irgend eine Kunde ge 
fommen wäre. 
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Da der Aufruf in öffentlichen Blättern ſchwerlich ald zwedentiprehend angefehen werden 
fann, diefe Prozedur aber auch fo oftipielig ift, daß die Hinterbliebenen der verfchollenen 
Seeleute fie in den wenigften Fällen zur Ausführung bringen fönnen, fo dürfte die amtlicye 
Beſcheinigung der königlichen Behörden und Konfuln, 

daf das verfchollene Schiff mit deffen (namentlidy anzuführenden) Mannfchaft von feinem 
Abgangdorte verfegelt, an feinen Beftimmungdort aber in der gegebenen Zeit nicht ange— 
fommen fei, 
als vollftändig ausreichend erfheinen, um dad Verunglüden des Schiffes mit feiner Be⸗ 
fagung zu fonitatiren. 

Der Unterzeichnete erlaubt es fich, die Motive zu feiner Petition in der beiliegenden Dent- 

ſchrift näher zu entwideln. 


Berlin, den 20. April 1847. 


Michaelis. 
Denkſchrift zur Petition 
betreffend 
eine Gefegedabänderung rüdfihtlid der Todeserklärung verfhollener 
Seeleute. 


Wenn Seeleute mit ihren Schiffen verunglüden, fo fommen folgende Gefegeöftellen des 
Allgemeinen Landrechtes zur Anwendung: 

8 692 Ih LI Tit. 1. 

Erhellet aus den Umftänden, daß der abmefende Ehegatte aud erheblichen und erlaub- 
ten Gründen ſich entfernt habe, fo muß der zurüdgebliebene den zehnjährigen Zeitraum 
nad) der Entfernung abwarten und alödann auf Todeserklärung antragen. 

8823 Thl. U Tit. 18. 

Sind aber binnen zehn Jahren von dem Leben oder Tode ded Abtwefenden keine Nach— 

rihten eingegangen, fo kann auf feine Todeöerklärung angetragen werden. 
8 36 Thl. 1 Tit. 1. 

Zum Beweiſe ded Todes ift hinreichend, wenn das Schiff, auf welchem ſich ein Menſch 
befand, untergegangen ift und drei Jahre verfloffen find, ohne da etwad von feinem Leben 
oder Aufenthaltsorte bekannt geworden wäre. 

Der Bewveis, daß ein Schiff auf dem Meere untergegangen fei, ift in fehr feltenen Fällen 
fo bündig zu führen, daß er dem erfennenden Richter genügen könnte. Iſt daffelbe mitten auf 
der hohen See gefentert oder gefunfen, fo rollen die Wogen fpurlos darüber hin und nid)tö 
degeichnet die Stelle, wo Menſchen vergweifelnd mit dem Tode rangen. Ward ed vom Sturme 
gegen cine Klippe geichleudert, fo ift in wenig Augenblicken der ganze Bau zerftört — Die 
dem Strande zutreibenden Trümmer befunden nur den Schiffbruch und laſſen ahnen, daß 
rüſtige Seefahrer ihr Grab am Meereögrunde fanden. 

Die am Lande umberliegenden einzelnen Iheile des gefcheiterten Schiffes liefern keines— 
weged den vom Gefege verlangten Beweis, felbit dann nicht, wenn fid) auch dad Namenbrett 
deffelben unter den Trümmern befände. Es konnte zufällig darunter gerathen fein. 

Die Zeichen verunglüdter Seeleute fommen in der Regel erft dann and Land getrieben, 
wenn fie ſchon unkenntlich geworden find. Zudem ift aud) der Strandungdplag in den mehr: 
ften Fällen zu entfernt, ald daß die Angehörigen zu ihrer Retognition gelangen könnten. 

Die Kontordia, geführt vom Stapitain Krohmann, hatte den Hafen von Wolgaft 

verlaffen. Die Börfennadrichten der Oſtſee berichteten zuerft, daß an einen Theil der hinter: 
pommerfchen Küfte Schiffö-Inventarienftüde getrieben feien, worunter fid) dad Journalbuch 
der Konkordia befände. Die Rheder begaben ſich an Ort und Stelle, erfannten die gefun- 
denen Gegenftände für ſolche an, welche zum Schiffe gehört hatten, und erfuhren noch von 
einem Mugenzeugen, daß ein Schiff — nad) der Beichreibung die Konkordia — von ihm ge— 
fehen worden fei, welches Starte Segel geführt, um ſich vom Strande frei zu halten, daß er 
8 aber in der Dämmerung plöglid) aus den Mugen verloren habe, 
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Wenn nun auch die Wahrſcheinlichkeit dafür ſprach, daß das Schiff geſunken oder geken— 
tert fei, fo war doch auch der Fall denkbar, daß jene Inventarienſtücke beim ſtarken Ser: 
ange vom Verdecke gefpült fein fonnten. Mit Gewißheit lich ſich auf den Untergang des 
Schiffes noch nicht fhliehen. Später waren aud) die Leichen des Kapitaind und der Equi- 
page an dad Land getrieben und an ihrer Bekleidung erkannt worden; bei dem erfteren fand 
man fogar nod den Trauring, welchen der Goldſchmied als denjenigen erkannte, welchen er 
für den Kapitain Krohmann angefertigt hatte. Demohngeachtet fonnte der Beweis vom 
Untergange ded Schiffes und dem Tode der Mannfchaft nicht geführt werden. Die Leichen 
waren unfenntlid geworden — die Bekleidung derfelben und felbft der Irauring mit 
a konnten möglicherweiſe durch irgend einen Zufall in andere Hände ge 
rathen fein. 

Eine ähnliche Bewandtniß hatte cd mit dem in deu Nordfee verunglüdten Kapitain 
Sauer und deffen Mannſchaft. 

Da nun nad) 836 Ih. I Tit. des A. L. N. der Beweis vom Untergange eines Schiffes 
faft niemals ftringent zu führen ift, fo muß, weil es fein anderes Geſetz giebt, der $ 692 
Th. II Tit. I zur Anwendung kommen, obgleich cd auf der Hand liegt, daß der Gefergeber 
ihm für ſolche Fälle nicht beftimmt hat. Cs handelt fid) hier um Trennung der Ehe wegen 
bösliher Verlaffung, wobei jedoch vorbedadht ift, 

„daß erhebliche und erlaubte Gründe die Entfernung entfhuldigen können.“ 

Die Fälle, dag Schiffe untergehen, ohne daß von ihnen und der darauf befindlich gewe—⸗ 
jenen Mannſchaft jemals fihere Kunde kommt, werden häufiger, je weitere und befonderd je 
fpätere Reifen unfere Schiffer machen; die beftehenden Gefege find daher nicht allein drüdend, 
* jetzigen Zeit im hohen Grade unangemeſſen, ſondern für die Hinterbliebenen fogar grau: 
am zu nennen. 

Der größere Iheil der Seeleute ift verheirathet. Geht nun ein Schiff verloren und findet 
die Befagung ihren Tod in den Wellen, fo find deren Angehörige einem traurigen Schichale 
preiögegeben. Die Zeit lindert zwar jeden Schmerz, macht Gram und Kummer bergeflen; 
bier aber hat eine todeöfalte Geſetzeöſtelle das Anathema auögefprodyen und Taufende von 
Menfchen zur endlofen Iroftlofigkeit verurtheilt. 

Iſt das Eingehen einer zweiten Ehe aud) nicht geradezu verboten, fo find doch die herbei: 
geführten Umftände fo erſchwerend, daß fie einem Werbote gleidytommen; denn in der Regel 
vergehen 12 Jahre, che eine Todederflärung ſich gerichtlid) feſtſtellen läßt. Die nach Anlauf 
diefer Friſt nicht mehr junge, vielleicht ſchon alt gewordene Withve findet num feinen Bewer— 
ber mehr — Gram und Nahrungsforgen hatten ihre Yebenöträfte aufgerieben und fie clend 

emadıt. Waren ihre Vermögensumftände anfangs auch noch gut, that fie ihr Möglichitet, 
id) und ihre Kinder durch Handarbeit zu ernähren, fo ging fie dennody Schritt vor Schritt 
einer gänzlihen Verarmung entgegen. 

Da dad Geſetz den verunglüdten Scemann nicht als todt, fondern nur ald Verſchollenen 
betrachtet, jo wird den Kindern deffelben audy fein Vormund beftellt. Ift den Wittwen 

ebliebener Schifföfapitaine durch Eingang der Affefuranzgelder nod) ein kleines Kapital zuge: 
Ellen, fo geht dies oft deshalb verloren, weil fie es weder zu verwalten noch ſicher unterzu: 
bringen verftehen. 

Oft tritt auch der Fall ein, dap Frauen verunglüdter Seeleute, eben weil fie feine zweile 
Ehe ſchließen dürfen, ein Konkubinat eingehen. Alle in dieſem Berhältniffe gezeugten Kinder 
müffen nad 88 1 ff. Ih. M Tit. 2 A. L. R. als rechtmäßige angefehen werden und haben 
diefem zu Folge mit den legitimen gleidye Rechte. 

Als vor langer als einem halben Jahrhunderte dad Landrecht emanirt wurde, konnten 
die bezeichneten Gefegeöftellen ald weile gelten. Korfaren machten die Meere unfider und 
entführten die Mannſchaft gefaperter Schiffe in die Sklaverei. Dampfſchiffe durdheilten noch 
nicht die Gewäſſer und brachten ſchnelle Kunde aus den entfernteften Theilen der Welt. — 
Das Konfulatweien hatte noch nicht die heutige Ausdehnung; überhaupt aber lagen noch alle 
Berfchröverhältniffe mit außercuropäiidyen Yandern in der Kindheit. 

Wer würde heute noch an die Mähre glauben, daß ein Schiff an irgend einer Hüfte der 
Nord» und Dftfee ſcheitern könne, ohne daß es der geretteten Mannfchaft möglidy geweien 
wäre, innerhalb eines halben Jahres Nachricht in die Heimath gelangen zu lafien? Wer 
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würde wohl noch behaupten können, daß ein ganzes Jahr nicht genügte, um Kunde aus den 
Gegenden des mittelländifchen und ſchwarzen Meeres von dem Leben eines Menſchen zu 
erhalten, und wer endlidy follte nidyt wiſſen, daß es felbit nur eined Zeitraumes von 8 Wochen 
bedürfe, um Korreſpondenzen aus den entlegenſten Iheilen Amerikas zu befördern? 

Die Alterleute der Seeſchiffer-Kompagnie in Udermünde haben dem neunten pommerſchen 
Provinzial-Landtage bereitö eine Petition überreichen laffen, worin fie um Abänderung der 
beſtehenden Gefege dringend nachſuchten. Obgleich von 45 Abgeordneten 27 dafür und nur 
18 dawider ftimmten, fo mußte fie doch, da ſich nicht zwei Drittheile der Verfammlung zu 
ihrem Gunften entſchieden hatten, als abgewieſen betrachtet werden. 

Das tommiffariihe Gutachten des neunten Provinzial-Landtages hält die geſetzlichen 
Beltimmungen um fo mehr für ausreichend, als $ 36 Ih. I Tit. 1 ſchon eine günffige Aus- 
nahme made, ein Minifterialreftript noch befondere Begünftigungen frei laſſe nnd geht 
überhaupt von der Anſicht aus: 

daß die Todedertlärung eined Verſchollenen von folder Wichtigkeit fei, Daß jeder Antrag 
auf Aenderung der beftehenden Geſetzgebung ſehr vorfichtig beleuchtet werden müffe; zumal 
ein Verfchollener immer ald ein foldyer zu betradyten fein werde, welcher vorzüglich der 
Vorforge des Gefengeberd empfohlen fei. Wenn man eriväge, daß ein Mann in kurzer 
Zeit zurüdfehren könne, alle Familienbande zerriffen, fein Vermögen zerftreuet finde, fo 
erde das Streben, die Iodederflärung zu erleichtern, ſich gewiß verlieren. 

So chrenhafte Gefinnungen ſich aud) in diefem Gutachten ausſprechen, feind der ange: 
führten Argumente ift fo überwiegend, da ein Antrag auf Abänderung der beftehenden Ge: 
fee ald unangemeſſen ericheinen könnte. $ 36 Ih. I Tit. 1 geftattet zwar, daß nad) Verlauf 
von 3 Jahren auf Todeserklärung angetragen werden dürfe, wenn das Schiff, worauf ein 
Menſch ſich befand, untergegangen fei — hierbei ift aber nicht in Betracht gezogen, daß eben 
diefer Beweis 

juridiſch faft niemald zu führen ift. 

Das für einen einzelnen Fall erfaffene MWinifterialreftript vom 17. September 1832 
(vb. Kamptz Jahrb. Bd. 40 S. 155) führt zwar aus: daß nach 8 693 Ih. I Tit. l A. L. R. 
die Ehefrau eines auf einem muthmahlid) verunglüdten Schiffe befindlidy geivefenen veridyols 
Ienen Seemannes nad) Verlauf von 2 Jahren zur Eheſcheidungs-Klage zu verftatten fei; es ift 
aber faum zu glauben, daß ein Geridytshof danach erfennen werde, um jo weniger alö er ſich 
damit in offenbarem Widerfpruche mit $ 692 Ih. I Tit. 1 befinden müßte. Die Gründe der 
Entfernung ded Scemanned waren weder unbekannt noch zweifelhaft. — Seegericht und 
Schifffahristommiſſion hatten feinen Namen in die Mufterrolle verzeichnet und von der Po— 
ligeibehörde war er mit einem Paſſe verfehen worden: 

er befand fid) alfo in feinem Berufe aus erheblichen und erlaubten Gründen. 
„  Üeberhaupt aber find pofitive Geſetze beffer als Minifterialreftripte, welche beliebig ber: 
Andert oder wieder aufgehoben werden können. 

Was mun die Wichtigkeit der Todederflärung anbelangt, fo ift wohl jeder damit einver: 
ſtanden, daß die Vorforge des Geſetzgebers fid) gang beſonders der Verfchollenen annehmen 
müſſe; es ift aber von der anderen Seite auch nicht zu verfennen, daß die von den Schiffer: 
Aterleuten angedeuteten und in der von mir eingereichten Petition wiederholten Zeiträume 
mehr ald genügend find, allen Iheiten die nöthige Sicherheit zu getvähren. 

Wenn verichollene und noch lebende Eeeleute innerhalb dieſer Friften fein Zeichen ihres 
Daſeins von fid) geben, fo läßt ſich mit vollftändiger Gewißheit annehmen: daß fie cd nicht 
haben thun wollen, und in diefem ale find die $ 688 —91 Ih. IE Tit. 1 mit allem 
Rechte anivendbar. 

Ganz unberüdfichtigt darf cd nicht bleiben, daß es eine Seeſchiffer-Kompagnie war, welche 
die Petition an den neunten Provinzial-Landtag entworfen hatte. 

Die Mitglieder derjelben, welche ihr Yeben jahraus, jahrein aufd Spiel fegen und mit 
den Gefahren wohl vertrauet find, welche ihnen auf allen Wegen ded wantelmüthigen Ele- 
mentes drohen, theilen felbit die dargelegten Beſorgniſſe nicht. Sie wiſſen wohl, daß wohin 
fie auch verſchlagen werden mögen, fie immer im Stande fein werden, Nachrichten von ſich 
in die Heimat gelangen zu laffen. 





664 Petitionen und Dentfchriften. 


Doc} träte durch irgend eine unbegreiflihe Fügung von Umftänden wirklich einmal ber 
Fall ein, daß ein feit Jahren verſchollener Seemann es nidyt habe möglid) machen fön- 
nen, den Seinigen Kunde von ſich zu geben: ift es wohl zu rechtfertigen, daß eined ein- 
zelnen, and Wunderbare grenzenden Falles wegen dad Wohl von Tauſenden preidgege 
ben werde? 

Berlin, den 20. April 1847. 

Michaelis. 


Oeſſentliches und mündliches Gerichtsverſahren. 


Petition 
des Abgeordneten Heliodor Grafen Skorzewöki 


um 
Veränderung des Geſetzes vom 17. Juli 1846. 


Dad Geſetz vom 17. Juli 1846 hat ſich feit feinem kurzen Beſtehen bereitd als erfolgreid) 
ertviefen, einige Punkte jedoch fcheinen einer Menderung zu bedürfen. 

1. Die Zurückweiſung der Anklagen ift lediglid) von dem Ermeffen des Staatsantvalted 
und in der — von dem Urtheil des Juſtizminiſters abhängig gemadıt. — 
Eine größere Sicherheit dürfte Daraus hervorgehen, wenn die Beſchwerden über zurüdgeiviefene 
Anklagen von einer richterlichen Deputation entſchieden würden. 

2. Die rihterlihen Deputationen werden von den Vorfigenden der Kollegien, nicht ein 
für alle Mal und nicht auf eine beftimmte Zeit ernannt. Wenn dad gegenwärtige Prinzip 
beibehalten wird, fo ift es für die Sicherheit der Rechtöpflege ee. daß die Deyu⸗ 
tation aus richterlihen Perſonen beſtehe, welche für dieſes Gefchäft ein für alle Mal und für 
länger beftimmte Zeiträume beftellt werden. 

3. In erfter Inftanz wird gegenwärtig auf Grund der Beweiſe erkannt, welche bei den 
mündlidyen Verhandlungen zur nntichen Wahrnehmung des Berichtes gebradyt find. Es 
liegt in der Natur der Sache und die Erfahrung ermweift, daf die Mefultate der mündlichen 
Verhandlungen in ihrer ganzen Vollftändigkeit niemald atten- und ſchriftmäßig gemadıt 
werden fönnen. Dennoch erfennt der ziveite Richter in der Megel auf Grund der Akten, und 
felbft die ausnahmöweife zu wiederholende mündliche Beweisaufnahme muß zu anderen Er 
gebniffen führen, als ſolche in erfter Inftanz dargelegt find. 

Diefe Nebelftände werden nur dadurd) befeitigt (wenn man überhaupt bei den gegen 
mwärtigen Prinzipien ftehen bleiben will): 

a) wenn allein dad Gericht erfter Inſtanz materiell über die Ihatfrage und über dad an- 
zumendende Strafgefeh erfennt, in weldem Fall die Motivirung des Urtels bon 
felbft wegfällt. 

b) Wenn die beiden materiellen höheren Inftanzen aufgehoben werden und ftatt berjelben 
ein Kaffationshof eintritt, weldyem die Beurtheilung der Formen des erften Rechleber⸗ 
fahrens lediglich anheim fällt. 

Die weitere Kortbildung der in dem Vorhergehenden niedergelegten Grundfäge führt zu 
der wichtigen Frage: ob nicht überhaupt in Anfehung der Ihatfrage, an die Stelle der Richter, 
Geſchworne zu ftellen find? Die Erfahrungen anderer Zänder, infonderheit die Zufriedenheit, 
welche ein Theil des Preußischen Volkes mit diefem bei ihm heimifchen Inftitut bezeigt und 
die Möglichkeit zu einer Annäherung an eine gleihmäßige Gefeggebung, find fehr erhebliche 
Momente, um fid) bejahend für diefe Jeg zu entſcheiden. 

Ich beantrage daher, daß die hohe Verſammlung ſich vor Allem mit dieſer Frage be 
fchäftigen und eventuell Er. Majeftät die allerunterthänigfte Bitte vorlegen möge: zu ger 
ben, das Inftitut der Geſchworenen in feiner Iotalität und Reinheit einzuführen. 

Berlin, den 28, April 1847. 


An 
den ‚Herrn Marſchall der Kurie der drei Stände. 
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Deportation der Verbrecher. 
(Bgi. das betreffende Abtheilungogutachten IL, S. 961.) 


Mo es nothbwendig, müffen Audnahmen Statt finden! 


Meine Petition auf Einführung der Deportation anftatt der ITodeöftrafe und lebenö— 
länglicher Gefängnißftrafe, war der allerlegte Gegenftand der geftrigen Sigung der Kurie 
der drei Stände und wurde nicht gelefen; dad Gutachten der Abtheilung wurde aber vorge: 
tragen. Die Majorität der Abtheilung war der Anfiht, daß der Petition nicht weiter Folge 
zu geben fei. — 

Der Vetitionsantrag gelangte laut $ 26 des Reglements nicht zur Berathung. 

Die Verwerfung meines Antrages hatte zur Folge, daß id) denfelben nicht vertheidigen 
konnte. — Vielleicht wird mein Antrag künftig wieder in Anregung zu bringen fein? — 
Diefe Hoffnung und die Ueberzeugung einer Pflicht zu genügen, beivegen mid) heute, ſowohl 
meine Petition ald aud) das, was ic) in der Abtheilung gefagt und in der Plenarfigung zu 
wiederholen bereit war, jegt drucken zu laſſen. 

Berlin, den 25. Mai 1847. 
Heliodor Graf Skorzewski. 


Petition 
ded Abgeordneten Heliodor Grafen Skorzewski 


auf Einführung der Deportation anftatt der Todeöftrafe oder lebendläng- 
liher Gefängnißitrafe, 
mit folgenden Gründen: 

1. Die Entfernung von Berbrehern aus dem Staatöverbande, die auf keine andere 
Weife, weder durch Gefängniß, Bagno noch Galeere, mit gleicher Sicherheit erlangt 
werden kann. 

Man denke an die vielfahen Entweichungen der Galeerenfträflinge in Frankreich, die 
dad gen e Land in Schrecken fegen. 

2. Mehr noch ald die Todeöftrafe und vieljähriges Gefängniß fchredt die Furcht vor 
der Entfernung aus dem WVaterlande, aud der gewohnten Umgebung, und die Verweifung 
in ein unbefanntes Land, in eine unbefannte Welt, ſowie die Unmöglichkeit der Rückkehr. 

3. Es fcheint unglaublid, wird aber durch taufendfadhe Erfahrung erwiefen, daß die 
allerverdorbenften und nichtswuͤrdigſten Verbrecher fich zu brauchbaren, arbeitfamen und felbft 
redlichen Menfchen in Botany- Ban umgewandelt haben. 

4. Die Martern unferer Strafanftalten, befonderd der Zwang des Schweigens und die 
Tpäteren körperlichen Züchtigungen zur Erhaltung der Ordnung, find eine ſchwere Graufam- 
keit, da dadurd) die Gefundheit des ftärkften Menſchen nad) und nad) vernichtet wird, med: 
halb diefed der Todeöftrafe gleichtommt. Dagegen wird bei der ——— der Verbrecher, 
wenn er gleich zur Arbeit gezwungen iſt, doch die freie Luft genießen, was zur Erhaltung 
der Geſundheit dient. 

5. Die Deportation iſt weniger koſtſpielig, als die Erbauung und Unterhaltung der 
Zuhthäufer, die ungeheure Summen toten, und dod) zur Aufnahme aller Verbrecher nicht 
zureichen. Ich made hier aud auf die polizeiliche Beftimmung aufmerkfam, wonach jeder 
ſehr gefährliche Verbrecher unter befondere Aufficht geftellt werden foll, was eine Vermeh— 
tung der Voligeioffizianten, und darum auch gröhere Koften herbeiführt, ohne die menſchliche 
Geſellſchaft durchaus ſicher zu ftellen. 

6. Die Deportation fann allerdings ohne den Ankauf einer Infel oder 
eined anderen überfeeifhen Landftrihes und Anlegung einer Kolonie 
nicht durhgeführt werden. Hierdurd fönnte Handel und Schifffahrt un: 
gemein gewinnen, weil eine folde Kolonie zugleid ein Hafen und Stapel: 
plag für Kaufleute würde. 
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Nach allen diefen Gründen feheint mir der Antrag gerechtfertigt, die hohen verfammelten 
Stände wollen den Beſchluß fallen, Se. Majeltät den König allerunterthänigft zu bitten: 
„Anftatt der ald höchſte Strafe bisher angenommenen Iodeöftrafe und anftatt lebensläng— 
licher Gefangenhaltung im Zuchthauſe, Die Deportation ald Strafe einzuführen, und 
zu dem Zwecke eine Infel oder einen anderen überſeeiſchen Landſtrich Behufs der Anle— 
gung einer Verbrecherkolonie anzufaufen.“ 
Berlin, den 28. April 1847. 
H. Graf Storzemöfi. 


Was ich gefproden und gern wiederholen wollte! 


Warum follen wir nicht um etwas bitten, das Die Todeöftrafe und langwierige Einfper: 
rungen in Zuchthäuſer fehr gut erfeßen könnte und das die Beiftimmung vieler Auf 
geflärten hat? 

Bentham'd Namen hörte ic in der pofener Landtags-Verſammlung oft wiederholen, 
Bentham hat dies oder jened gut gefunden, ertönte wie ein Drakelſpruch; und Bentham 
ift c8, der behauptet, daß die Zuſchauer bei Vollſtreckung einer Todeöftrafe im Innern ihres 
Gemüthed eine Indignation fühlen, welche vom Beftraften auf den Richter, und vom Richter 
auf den Gefeggeber übergeht. Ich will aber nicht Bentham allein citiren: Wladötome in 
England, d Eyrand in Frankreich und Levingstone in Amerika riefen alle: Deportation mit 
oder ohne Zwangdarbeiten verbunden! Was behaupten aber die deutſchen Gelehrten? id) 
berufe mid) auf das Staatöleriton von Rotteck und Welcker, und lege einen Auszug hier bei, 

Viele Nationen haben Kolonien, Seemacht: Preußen hat keine; cd würde aber mit einer 
J moralifhen Wohlthat aud) ein materiell vortheilhaftes Geſchäft verbinden, wenn ed durch 
| Ankauf einer oder mehrerer überſeeiſcher Infeln oder einer anderen überfeeifchen Landfläche 
| 
| 





mit Souveränitätöredyt verbunden, eine Stolonie zur Deportation anlegte, nad) welcher die 
hiezu verurtheilten Sträflinge trandportirt würden. 

Eine Heine Kolonie kann groß werden, — einige Schiffe zu diefem Zwecke in Ihätigfeit 
geſetzt, können den Kern zu einer fünftigen größeren Scemadht bilden. 

Soll die Todeöftrafe bleiben, obgleid dad fünfte Gebot fie verbietet und foll noch ferner 
geftraft werden, ohne zu wiſſen wie —? Wad die Todeöftrafe ift, weiß fein Menſch, weil wit, 
was der Tod ift, nicht wiffen. 

Aber aud) dann, wenn die Todeöjtrafe bleiben ſoll, ift der Vorſchlag zu einer mit Kol: 
nifieung verbundenen Deportation nicht au verwerfen, wenn diefelbe nur ftatt anderer Strafen 
als der Todeöftrafen, z. B. langwieriger Einfperrungen, ftattfinden kann. 

Durch den Ankauf einer Infel oder anderen überfeeifchen Landſtrecke würde offenbar ein 
guter Anfang zur Bildung einer Marine und ſchon dadurd) eine Beförderung des Handels 
erlangt werden. 

Ich hörte fagen, daf zivar eine Kolonie, aber nicht eine Straffolonie, ein Anfang zu etwas 
Großem und Gutem werden fönne: id) berufe mid) aber auf die Gefchichte. — Wad waren 
c8 für Leute, welche Rom gründeten? und was wurde aus Romulus Kolonie? — Ein Reich, 
dad und nod) in vieler Hinficht ald Mufter dient, 

Gott, die Scele der Welt, Gott, der Vater aller Menschen, offenbart 
fid in feinen Werten, dem Weltall; und da, im großen Bude der Natur, 
das mir überall vor Augen haben, können wir lefen und erkennen, mad wir 
thun und was wir meiden follen. — Die Landwirthe wechſeln ihre Saaten, kaufen 
auf fremden Feldern geerntete Körner, um einen befjeren Ertrag zu erzielen. Iſt die Entfer: 
nung zwischen den Feldern, wovon der Same bezogen und worauf er verſeht wird, eine be⸗ 
deutende, defto beffer wird der Erfolg fein. Die Gärtner verpflangen ihre Bäume, die Teidy 
wirtbfchafter Fiiche, die Menfchen verfegen die Menſchen; und alles, was verpflanzt, verſetzt 
worden, gedeiht beſſer. Ein Sprüchwort ſagt, daß Keiner ein Prophet in ſeinem Naterlande 
ift. Das find Wahrheiten, welche feider die Menſchen noch nicht gehörig erwogen haben, um 
das göttliche allgemeine Geſetz zu erkennen, nach welchem die Ueberſiede— 
lungen durch bad beſſere Gcdeihen des Verpflangten belohnt werden. 
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Dieſes Geſetz ift aber nicht das eingige: andere Geſetze find dabei immer zu beobadıten. 
— 3.8.: fehr alte Bäume zu verpflangen, bringt feinen Nutzen — und Granatbäume 
würden in Sibirien nur erfrieren, anftatt Krüchte zu bringen. 

Ein Volt ohne Kolonien ift wie ein Menſch ohne Kinder. Wie die einzelnen Menſchen, fo 

gehen auch die Nationen unter. — England, das alte England, wird nicht immer leben; Eng— 
and hat aber Kinder: die Vereinigten Staaten, Indien, Auftralien u. ſ. w, welche in aller 
Kraft der Jugend leben werden, wun das alte England geftorben fein wird, und in Diefen 
Kindern Englands wird die englifdye Sprache, ed werden in ihnen die Eitten Englands fort: 
leben und fid) vervollkommnen. 

Ueber die Möglichkeit der fofortigen Anlegung einer Straftolonie find wir nicht im 
Stande zu beftimmen, müffen died vielmehr der Beurtheilung der Königlichen Regierung 
überlaffen, und hätten und nur für die Sache felbft zu erflären. 

Ic) habe die Ueberzeugung, daß, die Zahl der verdorbenen Menſchen fchr angewachſen 
ift, die Gefängniffe enorme Koften verurfadhen und die Zahl der Verbrecher nicht vermindern. 
Diefed würde mich Schon allein bewogen haben, die Anlegung einer Straftolonie zu beantragen, 

(Bis hier find ch die Worte, welche idy in der Abtheilung ſprach und gerne in der Blenar: 
figung unter Hinzufügung des Folgenden wiederholt hätte.) 

Für Die, welche für eine Kolonie, aber nidyt Straftolonie, ftimmen würden, wollte ich 
folgended Amendement ftellen: 

Zu bitten, daß Se. Majeftät der Nönig allergnädigft Seinen bevollmädhtigten Miniftern, 

reſp. Gefandten den Befehl zu ertheilen geruhen möge: die geeigneten Schritte zu thun, 

um die Mcquifition überfeeifher Inſeln oder eincd überſeciſchen Yändertheils, mit Souve— 
ränitätörechten verbunden, zum Behuf der Anlegung einer Kolonie herbeizuführen. 


Ableiftung allgemeiner Dienftpflidt, 


Antrag 
des Abgeordneten v. Bodum-Dolffö 
auf 
Herbeiführung größerer Gleihmäßigkeit in der Ableiftung derallgemeinen 
Dienftpflidt. 


1. Durch die Zunahme der Einwohnerſchaft im Preußifchen Staate vermehrt fid) zugleid) 
die Zahl der Heerespflichtigen in der Weife, daß die Freigelooften und dadurch vom Dienite 
im ftehenden Heere nicht nur, fondern aud) in der Yandiwehr völlig Befreiten fid) von Jahr 
zu Jahr fteigert und fomit die vaterländifche Wehrverfaſſung, nad) welder jeder dienſt— 
tauglide Breußifche Staatöbürger auch dienftgeübt fein foll, mefentlidy alte 
tirt wird, Tiefem war vordem dadurch vorgebeugt, daß die Freigelooften ald Landwehr— 
Rektuten ſechs Wochen lang beim ftehenden Heere ausgebildet und dann der Landwehr 
überwiefen wurden, wad nicht mur den Vortheil hatte, diefe Leute gleichfalls dienftgeübt, 
fondern auch die Laſt der Wehrleute erleidytert zu fehen, indem dadurdy der Manchen hart 
treffende zweijährige Turnus der Heranziehung zur Landwehrübung wenigftend für Die ſchwer 
Abkömmlichen in einen dreijährigen verwandelt werden kann. Dad Inftitut der Landwehr— 

efruten, wenngleidy beläftigend durd) die mehre Mühe in Ausbildung von Truppen, wäre 
demnach wieder herquftellen. 

II. In häufigen Fällen müſſen Leute nach dem Buchſtaben des Geſetzes von den Erſatz— 
Aushebungdbehörden als Ernährer ihrer Angehörigen oder ſonſt wegen häuslicher Verhält— 
niffe zurüctgeitellt und zulegt von ber Ableitung der Dienftpflidyt befreit werden, die fehr 
bald nady Beendigung des Erſatz- Aushebungötermins fid) der Ernährungdverpfliditung oder 
den fonft fie ſchuͤßenden Verhältniffen ganz ungefcheut entziehen und mit der fie treffenden 
Wohlthat des Geſetzes offenbaren Mißbrauch treiben. Solchen Fällen würde dadurd) vorge: 
fehen fein, wenn in denfelben die Streid-Erfagbehörden ermächtigt wären, die nachträgliche 
Einftellung beim erften Bedarf zu verfügen. 
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II. Die in Garde- oder Referve-Infanterieregimenter eingeftellten Leute müffen, wäh— 
rend die übrigen Infanterieregimenter eine zweijährige Dienftzeit haben, drei Jahr lang, 
lediglich nad) der Entſcheidung, die ihre Körpergröße oder die das Militairmitglied der De: 
partementö-Erfagaushebungd-Kommiffion abgiebt, dienen und erleiden dadurch eine namhafte 
Prägravation, weöhalb hier nicht nur eine Gleichſtellung der Dienftzeit, fondern aud) die 
Beftimmung erforberlid) erfcheint, daß die Departementö-Erfagaushebungd-Behörde die, nad 
Abwägung der häuslichen und fonftigen Verhältniffe der Dienftpflichtigen Seitens der, mit 
fahberftändigen Mitgliedern befegten Kreis-Erſatzaushebungs-Behörde erfolgte Ueberweiſung 
derfelben zur dreijährigen Dienftzeit bei der Kavallerie oder Artillerie, bezüglich zur zweijäh— 
rigen bei der Infanterie nicht willkührlich abzuändern habe. 

An eine hohe Ständeverfammlung ergeht demnach mein gehorfamfter Antrag: 

von ded Königs Majeftät eine gefegliche Beftimmung dahin zu erbitten: 

1. daß dad Inftitut der Landwehr-Rekruten wiederhergeftellt werde; 

2. daß den Kreid-Erfagauöhebungd- Behörden die Befugniß ertheilt werde, die wegen 
häuslicher oder fonftiger DVerhaltniffe Berüdfichtigten, fobald dieſelben den Berud- 
Er nicht mehr entfprechen, beim nächſten Bedarf nachträglich ein: 
uftellen und 

3. * die Dienſtpflicht bei den Garde: und den Referve-Infanterieregimentern mit ber 
der Linien-Infanterieregimenter gleichgeftellt und den Kreid-Erfagaushebungd:Be- 
börden die Befugniß ertheilt werde, nad) Abwägung der häuslichen und fonftigen Ver: 
hältniffe der Dienftpflichtigen über deren Einftellung bei der Infanterie auf zwei Jahre 
oder bezüglid) auf drei Jahre bei der Kavallerie oder Artillerie zu entfcheiden. 

Berlin, den I. Mai ne 





| 


n 
den Marſchall der Kurie der drei Stände, Herrn v. Rochow, Hochwohlgeboren, hier. 
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Armeupflege. 
d. 


Antrag 
ded Abgeordneten v. Bodum-Dolffo 
uf 


a 
Erlaß gefegliher Befimmungen wegen geregelter ArmenzKrantenpflege. 


Die felten recht rege Sorgfalt der Armen: und Gemeinevorftände, die Gründe der Ber: 
armung zu befeitigen und deren Folgen au mildern, tritt befonderd dann am ftörendften ber: 
vor, wenn Erkrankungen eine vorzüglidye Thätigkeit der Verforgungdbehörben erheifchen und 
diefe aus mißverftandener Sparſamkeit die rechten Mittel anzuwenden zögern. In den we 
nigften Fällen machen fie es ſich Har, daß durch ſchleunige Gewährung gehöriger Pflege, ange: 
meffener Nahrungd- und Heilmittel ein Leben gefriftet werden könnte, durch deffen Abkürzung 
vielleicht eine zahlreiche Familie der öffentlichen Unterftügung auf geraume Zeit zur Laſt fällt. 

Zwar hat die Staatöverwaltung durch Aulaffung unvollftändig auögebildeter Merztt 
zur Brarid auf dem Yande einigermaßen Hülfe zu ſchaffen gefucht, indeß durch die erleich⸗ 
terte Einholung unzulänglichen ärztlichen Rathes allein iſt cher geſchadet als geſördert, ſo 
fange nicht auch beftimmt wird, daß die betreffenden Gemeinen den ärztlichen Rath wirtlich 

einholen müſſen und ſo lange nicht Einrichtungen getroffen ſind, daß die Krankenpflege beſſer 
und wohlfeiler in zu errichtenden öffentlichen Anſtalten, als in der Hütte des Kranken jelbft 
beſchafft werden kann. Es dürfte zur Erreichung diefer Zwecke geſetzlich auszuſprechen fein: 
| a) daß jede Gemeine ſich, dem Vedürfniß entfprechend, bei der Unterhaltung eines Hoöpitald 
— Kreishoöpitald — gegen die Befugniß, ihre hüfföbedürftigen Kranten dahin zu fen: 
den, betheiligen muß, und 
b) daß diefelbe in Gemeinfhaft mit ihren, von der Vertvaltung dazu zu bezeichnenden 
Nachbargemeinen zur Annahme eincd promobirten Armenarztes gehalten iſt 
Ri Ada. Zur Gründung oder Erweiterung der Streiöhoöpitäler vermag der Staat ein Ber 
R\ deutendes beizutragen, fobald Die Bildungsanftalten nicht promovirter Aerzte aufgehoben und 
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die dazu biöher verwandten fehr namhaften Koften dem angegebenen Zwecke gewidmet wer: 
den; haben alödann die Gemeinen zur laufenden Unterhaltung diefer Anftalten einen regel: 
mäßigen Beitrag zu zahlen und bei der Hinſendung eined unterftügungsbedürftigen Kranken 
einen möglichſt geringen Verpflegungsfag zuzulegen, fo wird die häufige Benutßung diefer 
Öffentlichen, leicht zu überwachenden Krankenhäufer der theureren und ſchlechteren Verſorgung 
in der Gemeine felbft ſtets vorgezogen werden. 

Adb. Einigermaßen geordnete Gemeinen pflegen jegt ſchon der Menſchlichkeit nachzugeben 
und Aerzte durch Zuſicherung eines Fixums für die regelmäßige Behandlung ihrer erfran- 
fenden Armen zu vermögen; wird nun dieſes Verfahren durch den Geſetzgeber als eine Ver: 
pflidtung aller Gemeinen ausgeiprodyen und dadurch erleichtert, daß mehrere Gemeinen 
(etwa jedes Amt) einen Pflegebezirk bilden, fo ift dadurdy die Gewißheit gegeben, daß fein 
bülfsbedürftiger Kranker allen ärztlichen Rathes entbehrt und in völliger Vernachläſſigung 
zu Grunde geht. Wird dem Amtsarzte zugleich die Impfung in feinem Bezirke mit über: 
tragen und die hierfür übliche Nemuneration zuſammen mit der den Armenärzten font von 
den einzelnen Gemeinen zufommenden Entſchädigung zugebilligt, jo werden ſich für dieſes 
Gehalt ftetd Aerzte zur Uebernahme derartiger Yeiltungen bereitwillig finden laffen. 

Indem ſich ſonach die Mittel zur Erreibung der oben angegebenen Zwecke höchſt einfach 
er ohne die mindefte Mehrbelaftung der Gemeinen darbieten, wird der Antrag gerechtfertigt 
erfcheinen: 

Eine hohe Ständeverfammlung möge von ded Königd Majeftät ein Geſetz erbitten, nad 
welchem die Verpflibtung der Gemeinen, per erkrankten Armen fidy anzunehmen, dahin 
geregelt wird, daß fie fid) bei der Unterhaltung eines Kreishoöpitald gegen die Befugnif, 
ihre hülföbedürftigen Kranken dafelbit verpflegen zu laffen, betheiligen und in Gemeinschaft 
mit ihren, von der Verwaltung dazu bezeichneten Nadhbargemeinen einen promovirten 
Armenarzt annehmen müffen. 

Berlin, den 28. Aprill 1847. 


An 
den Marſchall der Kurie der drei Stände, Herrn v. Rochow, Hochwohlgeboren, hier, 
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b. 
Antrag 
des Abgeordneten dv. Bodum: Dolffs 
auf 
Sicherftellung gegen Mißbrauch ded $ 14 des Geſetzes über die 
Verpflihtung zur Armenpflege, vom 31. Dezember 1842, zu mittel- 
baren Beiteuerungen. 


Der & 14 des Geſetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Degember 1842, 
welcher wie folgt lautet: 
Soweit Gemeinen zur Verpflegung ihrer Armen unvermögend find, hat der Zandarmen- 
Verband ihnen Beihülfe u gewähren, 
ift nad) dem abſchriftlich anliegenden Neftripte der Herren Vlinifter ded Innern und der Fi- 
nangen vom 24. Dezember v. J. dahin auögedeutet worden, daß in allen Fällen und nament- 
lich bei Nothftänden und Iheuerungen, wie fic gegenwärtig fo drüdend empfunden werden, 
zunächſt auf die Mittel der zur Armenpflege Verpflichteten zurüdzugehen, die Anforderung 
auf Beihilfe aus den Staatöfaffen aber auf feltene, auferordentliche es zu befhränfen fei, 
Zwar wird in dem erwähnten Reftripte noch bemerkt, daß durd) die Verordnung wegen der 
Vefugniſſe der Kreisftände zur Beſchllehung von Ausgaben, vom 25. März 1841, vorzüg- 
lid) auf den Fall eines Nothftandes Bedadıt genommen und Auf die Kreishülfe hingetviefen 
it, allein bei der bekannten Schwierigkeit, derartige Befchlüffe zu erzielen und, wenn fie her- 
beigeführt worden, ihre Beftätigung durch alle Inftanzen der Verwaltung zu eglangen oder 
auf befriedigende Weife zur Ausführung zu bringen, wird es ftetd das belichtefte Mittel der 
Zanded-Polizeibehörden bleiben, den Landarmen Verband zur Zahlung der benöthigten Zu— 
ſchüſſe anzuhalten, da died ganz einfach) und ohne jede mögliche Widerrede dadurch geſchieht, 
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daß die Rendanten der Ortsarmen-, bezüglich Gemeinekaffen, höhern Orts angewieſen wer— 
den, die Landarmen-Kaſſe, fo oft cd deifen bedarf, aufs Neue durch Einfendung der auge: 
fhriebenen Beiträge zu füllen. 

Mird demnach erwogen, da da, wo vor dem Erſcheinen des Geſetzes vom 31. Dezember 
1842 keine Zandarmen Verbände beftanden, alfo namentlidy in den weſtlichen Provinzen, 
die ganze Laft der Landarmen-Pflege, wie die SS 1, 16 und 17 Allg. Landrechts IT. 19 fic 
borschreibt, den Staatöfaffen abgenommen und den Provinzen auferlegt worden ift, Die beiläu: 
fig bemerkt, im Jahre 1846 für Weftphalen allein 5196 Ihr. 22 Sgr. 2 Pf. betragen bat; 

wird ferner erwogen, daß bei größerem Bekanntwerden des fraglichen Gefeged, infonderd 
bei fortgefegtem Streben der Gemeinen, der Obforge für ihre Armen durch Ueberficdelung 
berfelben in entlegenere Gemeinen, felbft mit einigen anfänglichen Opfern ſich zu enticylagen 
und namentlid) die Dienftboten durch häufigeren Wechſel faft in allen Fällen der Berarmung 
dem Landarmen-Verbande zuzumeifen, die Laſt der Provinzen ſehr bald eine äußerſt bedeu— 
tende und felbft unberedyenbare werden fann, jobald der & 14, cit. feiner vollen Ausdehnung 
nad) in Anwendung zu bringen ift; 

wird endlich in Betracht gezogen, daß in Den Provinzen, wo die Landarmen-Behörde in 
der Art falſch geftellt worden, daß fie den Landes-Polizeibehörden nicht foordinirt, fondern 
fubordinirt ift, fo daß alfo diefe die Zahlungäfeftfegungen fr Die Landarmen-Kaffe erlafien, der 
Sandarmen-Behörde aber nur die Formalitäten zur Bewirkung der Auszahlung belaffen find, 
ein Beſteuerungsrecht der —— Art, nämlich ohne Zulaſſung irgend einer Mitwiſſen— 
ſchaft oder des mindeften Rellamationdredyted der Befteuerten, blos durch die Provinzialbe: 
hörden geübt twerden darf — | 

wird Alles dicd von Einer hohen Yandeöverfammlung einer reiflihen Prüfung unter: 
worfen, fo wird ed gerechtfertigt ericheinen, beim Gouvernement zu beantragen: 

a) daß diejenigen Zufchüffe, welche nach $ 1, 16 und 17 eit. des Allg. Landrechtes 11. 19 
bezüglich 8 10 des Landarmen-Geſetzes aus der Staatöfaffe zur Kandarmen: Kaffe zu 
gewähren fein würden, moͤglichſt bald liquide geftellt werden, und 

b) daß alle Rechnungen des Yandarmen- Verbandes den Provinzialftänden zur Reviſion 
vorgelegt werden müffen, aud) jede Anwendung des 814 nur mit Zuftimmung der 
Landarmen- Behörde und einer zu dem Ende von einem Provinzial-Landtage zum an 
deren zu ernennenden ftändifchen Kommiffion erfolgen dürfe, 


68 werben aber 
ada) die zu zahlenden Zuſchüſſe fich leicht nady dem Durchſchnitte des biöher wirklich Gt- 
zahlten ermitteln laffen, wie foldyes in der Provinz Weftphalen bereit eingeleitet, aber 
nicht zur Ausführung gebradyt worden; 
ad b) erſcheint eine Vertretung der Beftenerten bei oder nad) der Einhebung der Steuer un: 
erläßlich, wie ja feine Gemeine- feine Schul-, Kirchen- oderfonft irgend welche Beiträge 
oder Steuern ohne alle Mitwirfung der Steuerpflicdhtigen erhoben werden dürfen. Bei 
dem nur zu fehr zunehmenden Broletariate und der Schwierigkeit, den ſich mehrenden 
Eingefefjenen überall lohnende Arbeit zu verſchaffen, wird Alled darauf anfommen, 
die zum Zwecke der Armenpflege beftimmten Zufchüffe der Staatötaffen cher verftärft, 
als gefchmälert und jedenfalld ihrer eigentlichen Beſtimmung des baldigften zurüd: 
gegeben, die Gemeinen aber aud) veranlaft zu fehen, daß fie fid) ihrer Angehörigen 
mit Wärme und infonders ſchon dann annehmen, che ihre volle Verarmung eingetreten 
ift; eine Ueberwachung beider Punkte, infonderö aber eine Sicherſtellung gegen Nik 
braud) de8, in feiner jehigen Handhabung audſchließlich durd) Verwaltungsbeamte höchſt 
verfänglicyen 8 14 des Landarmen-Geſetzes muß von den ftändifchen Organen, twie ſie 
oben näher bezeichnet worden, eriwartet werden, weshalb zur geſetzlichen Ernennung 
derfelben die Mitwirkung Einer hohen Ständeverfammlung chrerbietigft in Anſpruch 
genommen wird. u 
Berlin, den 22. April 1847. 
vb. Bockum-Dolffs, Abgeordneter. 
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Die Anträge mehrerer Regierungen, aud Veranlaffung der gegenwärtigen Iheuerung, 
auf Gewährung außerordentlicher Geldmittel aus der Staatskaſſe zur Abwendung eines 
Nothitandes, machen es erforderlich, den Verwaltungöbehörden diejenigen Grundfäge anzu— 
deuten, wonach dieſer Gegenſtand zu behandeln ift. | 

Die Regierungen geben um Iheil von der irrigen Anficht aus, daß, wenn bei eintretender 
Iheuerung nad ihrer Meberzeugung die Nothwendigkeit außergewöhnlidyer Hülfe, nament: 
lid) durdy Ausführung Öffentlicher Arbeiten, obwaltet, um den bedürftigen, ärmeren Bewoh— 
nern Beihäftigung und Gelegenheit zum Verdienſte zu gewähren, alödann die erforderlichen 
Mittel aus der Staatöfaffe zu gewähren feien, weil die Unterftügung Seitens der Gemeinen 
und fonft zur Armenpflege Verpflichteten nicht wohl in Anſpruch genommen werden könne, 
fofern Arbeitöfähigfeit und Die Vereitwilligteit, zu arbeiten, vorhanden, die Gelegenheit zur 
Arbeit aber fehle. 

Nah dem Gelege über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842, 
SS 1, 5 und 14, ilt für die Hülfsbedürftigen zunächſt von den Gemeinen und Gutöherr: 
ſchaften zu forgen, und wo deren Kräfte nicht ausreichen, muß der Yandarmen-Verband Bei- 
hülfe leiiten. ‚Hierbei ann es feinen Unterſchied machen, ob die Hülfäbedürftigkeit ihren Grund 
in Arbeitsunfähigkeit oder in Mangel an Arbeit hat. Es ift daher in allen Fällen zunädyft 

auf die Mittel der zur Armenpflege Verpflichteten zurückzugehen. 

Der Staatöhaushalt, deffen Ginnahmen fidy überdies in einem im grökern Umfange ber: 
bortretenden Nothitande nothwendig vermindern, muß die Mittel zu außerordentlihen Ber: 
mwendungen beſchränken und die Einnahmen der Staatötaffe find gar nicht darauf berechnet, 
für die often der Armenpflege, wozu in der Regel aud) die Fürſorge für Hülfsbedürftigkeit 
in Fällen eines Nothitanded gehört, in einem Maaße einzutreten, welches über die Gränzen 
einzelner, durd ganz befondere Umſtände motivirter außerordentlicdyer Unterftügungen hin- 
ausgeht. Anordnungen zu treffen, welche durch Beſchaffung von Arbeitögelegenheit die 
Armenpflege erleichtern, und die Zahl derer vermindern, welche diefer im engeren Sinne an- 
beimfallen, ift redyt eigentlich Sache der Kommunen und Kreiökorporationen. 

Durch die Verordnungen wegen der Befugniffe der Kreisſtände zur Beſchließung von 
Ausgaben, vom 25. März 1841, ift vorzüglid auf den Fall eines Nothſtandes Bedacht ge: 
nommen und auf die Kreishülfe hingewieſen. Iſt daher nad) pflichtmäßiger Erwägung der 
Umftände die Regierung au der Ueberzeugung gelangt, daß es in einzelnen Streifen ihres Be— 
zirkes zur Erhaltung der ärmeren, auf Handarbeit angetviefenen Bevölkerung der Veranftal- 
tung noch weiterer, alö der vom Staate angeordneten Straßenbauten bedarf, fo wird Diefelbe, 
mit Rüdficht auf die Beftimmung des $ 1 Litt. b der vorgedadhten Verordnung, eine Bera— 
thung der betreffenden Kreiöftände über den Bau von Chauffeen oder die Ausführung an— 
derer öffentlichen Arbeiten zu veranlaffen und deren Erklärung zur weiteren Beſchlußnahme 
einzureichen haben. 

Wenn hiernach verfahren wird, fo können die Anforderungen an die Staatöfaffe auf fel- 
tene, außerordentliche Fälle beſchränkt werden. 

Es wird auf dieſe Meife auch erreicht, Daß die nöthigen Maßregeln rechtzeitig ergriffen 
und nicht in Ausſicht auf eine Staatöhülfe die Zeit mit Anträgen verloren geht, in welcher 
die Hülfe am meiften Noth thut, oder die Ginleitungen zu folder zu treffen find. 

Em. Ercellenz erfuchen wir ergebenft, die Negierungen hiernach fchleunigft mit der erfor- 
derlihen Anweiſung zu verfehen und fie zu veranlaffen, da, two dad Bedürfniß dazu obival- 
et, in der geeigneten Weiſe mit Ernft und mit Eifer anregend und erınunternd einzuwirken. 

Berlin, den 24. Dezember 1846, 


Der Minifter des Innern. Der Finanzminiſter. 
(gez) v. Bodelſchwingh. (gez) v. Dücöberg. 


An 
den Koöniglichen Wirkl. Geh. Staatöminifter, Herrn Flottwell, Excellenz 
U. 11787. zu Münfter. 


— u — 
m — — — — — 
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C. 
An die verehrten Mitglieder 
Eines hohen Vereinigten Landtages, 
P. P. 

Schon feit Jahren hat man fidy vielfeitig mit den Zuftänden der arbeitenden Voltöklaffe 
und über Mittel und Wege, wie diefe Zuftände auf eine leichte, wenig koſtſpielige Weife der 
Verbefferung fähig wären, beſchäftigt. Auch bei dem jest verfammelten Vereinigten Yandtage 
haben ſich bereit8 wegen Abhülfe des Nothſtandes und dergleichen Anträge mehrere Betenten 
vernehmen laffen, und died giebt mir die Veranlaffung zu diefen Zeilen. 

Ich habe nämlich in meinem Wohnort Elbing feit 10 Jahren ein Inftitut, welches feit 
zwei Jahren durch ein beftätigted Statut gefeglihe Kraft erhalten hat, eine Kranken— 
und Sterbefaffe ind Leben gerufen, deren Refultate recht erfreulich find und die Hoff 
nung in Ausficht ftellen, daß die SS 46, 47, 52 und 55 deffelben recht bald zur Ausfüh- 
rung fommen erden, indem dad vorhandene Kapital bereitd auf circa 1000 The. ange: 
wachen ift. 

Durdy Erfahrung überzeugt, entſteht die erfte und größte Noth bei der arbeitenden Volke 
klaſſe durch Krankheit, und deöhalb ift ed auch die erfte Pflicht, diefe Menfchentlaffe bei 
Krankheiten wenigſtens mit einem Eleinen Einfommen ſicher zu ftellen und dadurch der 
Noth vorzubeugen; aud) werden diefe gleichzeitig dur, Verringerung des Nothſtandes mehr 
fittlich gebildet. 

Da der Gegenftand nım wegen gefteigerter Nothverhältniffe bei dem jetzt verfammelten 
Vereinigten Zandtage zur Spradye kommen dürfte, fo erlaube ich mir, dad bezügliche Statut 
zur gefälligen Kenntnißnahme ganz ergebenft zu überreichen, und bin gern bereit, erforder: 
lihen Falld nähere Auskunſt darüber zu ertheilen. 

Freuen wird es mich, wenn aud hier beim hohen Landtage mein gut gemeinter Vor: 
ſchlag Anklang finden mödhte. 

Berlin, im April 1847. | 
J. Grunau, aus Elbing. 


Statut 
der von dem Kommerzienrath 3. Grunau 


geftifteten Kranken: und Sterbefaffe für die arbeitende Voltsklaſſe der 
Stadt Elbing. 


Motive zum Statut für die von mir gegrünbete —— und Sterbekaſſe für die arbeitende Vollellaſſe 
n Elbing. 


Im Jahre 1836, bis wohin ich bereit® 18 Jahre mein faufmännifches und Fabrifge 
ſchäft betrieben hatte, war id) zur volltommenen Ueberzeugung gelangt, daß der Arbeitömann, 
wenn er cd wirklich reblidy mit den Seinigen meint und mit feinem verdienten Yohn ſtrengen 
zn führt, dennod), wenn er von Krankheit heimgefucht twird, nicht felten binnen einigen 

ochen, ſelbſt mit Aufopferung feiner vorhandenen Habe, gänzlidy verarmt. Bei Leuten von 
geringerer Sparfamfeit tritt diefer Fall faſt gleidyzeitig mit der Krankheit ein. In dieſem 
Zuſtande fallen die Betheiligten der Kommune zur Laſt, werden theils in der eigenen Woh⸗ 
nung, theils in Krankenhäuſern verpflegt, geheilt und gleich nad) der Geneſung entlaſſen. 
Der jo eben Geneſene hat nun wieder für ſich ſelbſt zu ſorgen, iſt aber wegen Entkräftung 
arbeitdunfähig und kann audy wegen Dürftigkeit für feine Pflege zur sträftigung der Ge⸗ 
fundheit nicht thun, fondern muß, aller Hülfsmittel beraubt, diefe der Natur überlaſſen. 
Unter diefen Umftänden gefchicht es denn nicht felten, daß die dabei Betroffenen, wenn ſich 
ihnen Gelegenheit darbietet, aus Mangel an Erwerb und großer Dürftigkeit zu widertecht⸗ 
lichen Handlungen Zuflucht nehmen, dadurch dem Geſetz und der Strafe verfallen, ſich Dem 
Trunt und anderen Laſtern ergeben. Arbeiter von ſolchem Schlage finden nur jelten und 
nicht anhaltend Beſchaͤftigung, verfinfen in Armuth und Noth, und find geiftig und förperlic) 


— 
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für die Menfchheit verloren. Wie fhon Anfangs gefagt, war ich zu der Ueberzeugung ge- 

langt, und zwar aus Erfahrung, indem bei dergleichen Krankheiten zuerft der Brodherr in 

Anſpruch genommen wird, fei ed durd) einen Vorſchuß oder kurzweg durch eine Unterftügung. 

Mer aber gezwungen ift, viele Zeute halten zu müffen, dem werden dergleichen immertwährende 

Ausgaben läftig und befriedigen dennody nicht die Anforderungen, indem der Zweck, der damit 

erreicht werden follte, nicht erreicht werden kann. 

Um nun diefem Uebelſtande abzuhelfen, belchrte ich meine Arbeitöleute darüber und 
bradte ihnen eine Krankenkaſſe, weldye fpäterhin auf eine Sterbetaffe auögedehnt werden 
fonnte, in Vorſchlag; diefe wurde von Vielen angenommen, und cö follte jedes Mitglied 
wöchentlich 2 Sgr. Beitrag zahlen, wofür es im Krankheitöfall wöchentlich 2 Ihr. und die 
Mode, A 6 Arbeitötage gerechnet, 10 Sgr. täglidy erhalten follte. Dies Geſchäft begann am 
1. März 1536; nach einigen Wochen ftellte fid) jedoch fhon Die Gewißheit heraus, daß die 
Unterftügung von 10 Sgr. täglidy für einen Mann, welcher nad) der Dauer der Arbeits— 
zeit 6, 7, S— 12 Sr. täglidyen Yohn bezieht, zu hoch war, indem die Entfhädigung von 
10 Sgr. aud der Krankenkaſſe zur Krankheit verlodte und dieſe von Mandyen dem wirk— 
lichen Berdienft vorgezogen wurde. Diefem Uebelſtande abzuhelfen, feßte id) im Einverftänd- 
niß mit den dabei Vetheiligten die Entfhädigung auf 1 Ihlr. wöchentlich oder 5 Sgr. täg- 
lid) feft (die Sonntage werden nicht gerechnet, indem der Arbeiter regelmäßig am Sonntage 
aud) feinen Verdienft hat); durch diefe Mahregel ward die Neigung zur Krankheit gehemmt, 
indem die Auöficht auf zu berdienenden beffern Zohn vorhanden ift. 

Gleich beim Beginn diefer Krankenkaſſe machte ich den Mitgliedern derfelben einige 
Regeln zur Aufrehthaltung der Ordnung und ded Beftchend befannt, welche hauptfächlid) 
5 waren: 

Die gezahlten Beiträge können unter feinen Umſtänden zurückgefordert werden. 

2. Wer Beitrag von 2 Sgr. nicht wöchentlich prompt einzahlt, wird aus dem Ver: 
ein geftrichen. 

3. Wer ald Mitglied ded Vereind aufgenommen werden will, zahlt 10 Sgr. Einfaufs- 
geld ald Beitrag zur Kaffe und genicht dadurch dieſelbe Wohlthat. 

Den Entwurf des Statutö behielt id mir ver, biö reifere Erfahrungen und Refultate in 
diefer Angelegenheit mic) dazu befähigen würden. 

„ Das Ausiheiden und Eintreten in den Verein überließ idy den Leuten nad) ihrem Gut- 
dunfen, damit fie ſich felbft vom dem wirklichen Nusen und Zwedmäßigteit deffelben zu 
ihrem Vortheil überzeugen follten, woher es denn aud) oft fam, wie aud den darüber geführs 

* ten Büchern zu erfehen ift, daß die Zahl der Vereindmitglieder bald größer, bald Feiner war. 

Nachdem nun diefer Verein am 1. März d. J. 8 Jahre beftanden hat, war das Reful- 
tat deffelben folgended: 

An Beiträgen und Einfaufsgeldern find eingefommen ..642 Ihle. 7 Sgr. 


An Zinfen desgleichen een, —— 33 28839f. 
678 Ihlr. 5 Sgr. 8Pf. 

An Entſchädigungsgeldern find gegablt .................... re - Te 5 
ARE TERER SEHRBRER un 405 Ihlr. 14 Sar. 11 Pf. 


„ Dem Vorangeführten und den dabei gemachten Erfahrungen zufolge, halte id) ed jeht 
für zeitgemäß, diefem Unternehmen durd) ein Statut gefehliche Kraft zu geben. Und nun ein 


Vorwort 
R Veherzigung an Euch, Männer, die Ihr den Stamm dieſes Vereined bildet und an die 
— welcher durch dieſes Statut Gelegenheit gegeben wird, an dieſem Verein Theil 
zu nehmen. 

Die den Stamm bildenden Männer haben im Verlauf des Beſtehend der bisherigen 
Krantentaffe ſchon mehr oder weniger die Ueberzeugung gwonnen, daß dieſe Helen fid) bei 
ihnen wohlthätig bewieſen hat, und fie fönnen und werden es den andern ald Beifpiel mit- 
theilen, twie wohl es der ganzen Familie thut, wenn der Mann, der Vater, der Ernäbrer des 
Hausftandes, auf dem Strantenbette liegt, und ihm eine Entfdyädigung von 5 Sgr. täglich zu 

eil wird, wodurd er einigermaßen im Stande ift, ſich und die Seinigen zu erhalten und 
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vor gänzlihem Untergang und Verarmung zu retten. Wie ganz anderd mag es wohl in 
andern Haushaltungen fein, wo der Hausvater nody nicht in gefunden Tagen am bie Zeit 
der Krankheit gedacht hat? nur gar zu oft werden wir finden, daß Jammer, Elend, Noth und 
die bitterfte Armuth dad 2008 diefer Hülföbedürftigen find, Welche Folgen cin ſolches Elend 
nad) fich zieht, erfahren wir ebenfalls nicht felten, ed tritt dann eine Art Verzweiflung ein, 
dann ſieht man fremded But für das feinige an, nennt ftchlen finden, wird von den Gejeken 
erreicht, erleidet die gefekliche Strafe, wird dadurch felbft in der Klaſſe feiner früheren Ar- 
beitögenoffen verfpottet, beidyimpft und audgeftoßen, und daher ift eö dern auch unaus— 
— „va dergleichen Leute immer tiefer finfen, und fo zu fagen für Die Menſchheit ver: 
loren find. 

Wer fid) alfo für den Nothftand durch Krankheit ſchützen will, dem wird durch dieled 
Statut dazu Gelegenheit dargeboten. Leſet fleikig diefed Etatut, und wer cd von Euch nicht 
veritcht, der laffe cd fidh von Leuten, am denen es, wie ich ficher hoffen darf, nicht feblen 
wird, erflären, wo Ihr Euch denn bald überzeugen werdet, daß alled darin Enthaltene 
nur allein zu Eurem Beften, ohne alle fremde Nebenabfichten, beftimmt worden iſt. hr 
werdet finden, daß Euch nicht allein Unterftügung in der Krankheit, fondern aud Art: 
liche Hülfe und Medizin, ja felbft nad) Eurem Tode nody den Angehörigen Begräbniftoften 
au Iheil werden. 

Um aber felbft auch den allerärmften Klaſſen und ganzen Familien an diefem wirklichen 
Heil gegen einen billigen Beitrag (eine halbe Gabe) Antheil nehmen zu laffen, iſt Rücſicht 
genommen, deren Folgen Euch einleuchten werden; um dieſes zu beweiſen, will ih Euch ein 
Heifpiel zur Ueberzeugung vorführen. 

Angenommen, der Mann ift in diefem Verein verſichert für eine ganze Gabe und cr: 
trantt, fo erhält er außer ärztlicher Hülfe und Medizin 1 Ihlr. die Woche Entihädigung, 
wofür er fid) mit feiner Kamilie durchhelfen und feine Wirthſchaft in Ordnung erhalten 
tann; nun tollen wir aber annehmen, der Mann ift gefund und die Frau ift krant, die Kin⸗ 
der find noch zu fein, um die Wirthſchaft und für den Vater das Eifen beforgen zu fünnen, 
dann muß der Mann von der Arbeit au Haufe bleiben, verliert fein Tage- und Wocenlohn, 
und hat auch nichts zur Erhaltung für Si und die Seinigen zu hoffen, in welchem Fall 
ebenfalls nicht felten der Nothitand eintreten muß. 

Sat aber der Mann fi auf eine Gabe und die Frau auch nur für eine halbe Gabe ber- 
ſichert, dann tritt ein beffered Verhältnig ein. Wenn dann die Frau frank wird und die Rinder 
in der Wirthichaft noch unerfahren find, dann wird eine Gehülfin angenommen, der Mann . 
tann feinem Tagewert nachgeben, die stoften für die Gehülfin werden von den Entſchädi— 
gungögeldern der frau bezahlt, und der Mann behält feinen vollen Wocenlohn zur E⸗ 
haltung feiner Familie und entzieht ſich dadurch den ſonſt unausbleiblichen Nahrungsforgen. 

Nun werdet Ihr aber fagen, das ift recht qut, aber woher find die Beiträge zu erſchwin 
gen? Died ift nicht fo ſchwierig, als Ihr cd glaubt. Der Einkauf von 10 Sgr. auf einmal 
wird einem redlichen Hauöhalter zu erfhwingen möglidy fein, und die Beiträge von I ober 
2 Sgr. wöchentlich ift wirtlich leicht, es beträgt für den Tag (die Sonntage werden nicht ge; 
rechnet) 2 oder 4 Pf. und dürfte wie folgt gu erfparen fein. 

Die arbeitende Volkoklaſſe ift in Hinſicht des Genuffed von Getränken auf Bier und 
Branntwein angewieſen; Vier ift ein gefundes, ſtärlendes Getränt, Branntwein glaube ich 
ebenfalls, wenn er fehr mäßig genoſſen wird, wenn er indeſſen übermäßig genoſſen wird, jo 
wird er Gift; da mun aber der Reis nach Branntwein ftärker ald nach Bier ift, fo geſchicht 
e& heut zu Tage nicht felten, daß der Branntwein durch Uebergenuß der Muin für ganze 
Familien und Haushaltungen wird. Ich fill damit nicht fagen, trinkt gar feinen Brannt⸗ 
wein, nein, Died wäre ungerecht, wenn man Euch den Genuß von geiſtigen Getränfen ganz 
und gar entziehen oder verbieten follte , genicht ihm aber fehr mäßig, gleichſam als Mediin, 
dann werdet Ihr Euch gefunder befinden und mander unter Euch einen andern beſſern 
Sinn und mehr Luft zur Arbeit als jetzt verſpüren und dabei ſehr leicht die 2 oder 4 Pfen— 
nige Beitrag zur Kranken und Sterbefaffe erfparen, auch ift bei Vielen diefe Stieinigteit 
durch die Ftlerſtunden Groſchen oder eine dirtel Stunde längerer Ihättgkeit bei gutem Wil⸗ 
fen fehr leicht zu erſchwingen. 
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Denkt Euch einmal mit mir diefen Verein in der Zufunft, ed wird ein Verein von or: 
dentlichen, rechtlichen Menſchen fein, denen ihr eigenes Wohl und ihre Erhaltung an Gefund- 
heit und täglidyem Brode am ‚Herzen liegt, es find Menfchen, welche nicht auf Untoften ihrer 
Mitmenfhen durch deren Hülfe in Krankenhäuſern verpflegt, oder durch Almofen erhalten 
werden wollen, nein, ed find Menfchen, denen die Pflicht, fidy jelbit zu erhalten, am Herzen 
liegt, die in gefunden Tagen wirken, um in Krankheiten nicht darben zu dürfen, ed werden 
friedfertige Menſchen fein, denn Eäufer und Schläger werden darin nicht geduldet, es fann 
mit einem Wort nur eine Ehre heißen, Mitglied dieſes Vereins zu fein; die Entfhädigungs- 
gelder während der Krankheit, die ärztlihe Behandlung, die Medizin und die Begräbmß— 
foften, alle diefe Wohithaten, welche Euch diefer Verein gewährt, empfangt Ihr nicht ala 
Unterftügung oder Almofen, fondern Ihr feid zu alle dieſem durd die Verſicherung berech— 
tigt, dieſe Wohlthaten werden Euch nicht durdy Anderer Güte zu Iheil, fondern hr felbft 
habt Euch diefe Wohlthat bereitet. Wer nad) dem Inhalt des Statuts fid) genau richtet, 
und denfelben befolgt, der wird, wenn er ed noch nicht ift, bald an Ordnung gewöhnt, dadurch 
ein beſſerer und fittlidher Menfd) werden. Stolz fünnt Ihr darauf fein, jagen zu fönnen, id) 
bin auch Mitglied des Vereind, denn das ift der Inbegriff des vorhin Geſagten, und diefed 
nügt Euch zur Empfehlung. Tiefe Empfehlung wird Mandyem unter Euch mehr helfen, als 
beraltete Attejte, indem Ihr dadurch Euer gegenmwärtiged ordentliches Verhalten betveifet. 
Nicht ange wird ed dauern, dann wird der Brodherr doch Lieber nur ſolche Leute in Arbeit 
nehmen, die in dieſem Verein find, als foldye, die cd nicht find, indem er ſich überzeugt, daß 
fie felbft für ſich zu forgen beftrebt find, indem fie in gefunden Tagen an die Zeit der Noth 
und ded Jammerd denken und dadurd) dem Nothitande vorbeugen. 

Endlidy bleibt nody eine Hoffnung in Ausfidt. Sollte nämlidy der Verein dad Glüd 
baben, felbft bei den geringen, nicht drüdenden Beiträgen noch Erfparniffe zu machen, wie 
folhe im Statut erwähnt find, fo könnte vielleicht Diefer Verein noch denen, welche lange im 
Verein geweſen, die gerade nicht frank, aber wegen Alterſchwäche arbeitdunfähig geworden, 
fpäterhin nody eine Heine wöchentliche Unterftügung zu Iheil werden laffen. Wie fo man- 
hen alten, ſchwachen Menſchen feht Ihr auf der Straße am Bettelftabe wandeln, der nichtö 
weiter ald dad Mitleid Anderer in Anſpruch nehmen kann; denkt Euch nun in ihre Yage: wird 
es Euch dann nicht wohl thun, wenn Ihr jegt noch in rüftiger Gegenwart der ſchwachen 
Zufunft vorbeugen könnt? Bei Euch liegt der Wille und das Vollbringen, alfo zum Werk 
— Gotted Segen wird zum Gelingen nicht ausbleiben. Je zahlreicher der Beitritt 
ein wird, deſto eher werden ſich die ſegensreichen Kolgen des Vereins entfalten. 

Möge durdy Gottes gnädigen Beiftand diefem Verein Heil und Segen erblühen, und 
die Mitglieder deffelben vom Wege deö Laſters und dem Bettelftabe entfernt halten, id) hoffe, 
es wird fo geichehen. 


Elbing, im April 1544. 3. Grunau. 


Statut 


für bie in der Stadt Elbing von dem Kommerzienraty I. Grunau daſelbſt im Einver— 
ftändnig mit den unterzeichneten Intereffenten und mit Genehmigung des hiefigen Wohl- 
löblichen Magiftrats 


geftifteten Kranfen- und Sterbekaffe für den biefigen Ort inkl. Vorftädte. 


Um den Mitgliedern der arbeitenden VBoltöflaffe (Gewerbetreibende find nicht ausgeſchloſ— 
jen) Gelegenheit zu geben, daf fie ſich bei vorfommenden Krankheiten, wo fie etwas zu ver 
dienen außer Stande find, vor dringender Noth, Elend, ja fogar gänzlidyer Verarmung durch 
Verfiherung ſchützen können, hat der unterzeichnete Kommerzienrath Grunau diefe Kran— 
fen- und Sterbefaffe geftiftet. 

81. Die Verſicherung gefchieht: 

a) auf eine Babe, das heißt: der Kranke erhält die Woche 1 Ihlr. Unterftügung oder täg- 
lid 5 Sgr. (die Sonntage werden nidyt vergütigt) und feine Angehörigen nad) feinem 
Tode 10 Thir. Begräbnißtoften aus diefer Kaffe bezahlt. i 
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b) auf eine halbe Gabe, das heißt: der Kranke erhält 2 Sar. 6 Pf. täglid) Unterſtütung 
und feine Angehörigen nad) feinem Iode 5 Thlr. Begräbnißtoften aud diefer Kaffe be 
zahlt. Außerdem erhält der Kranke ärztliche Hilfe und Medizin von der Kaffe gratis, 

$2. Die Aufnahme in den Verein ſteht jedem ordentlichen, gefunden, arbeitöfähigen, am 
biefigen Ort inkl. Vorſtädten wohnhaften Dlenfcyen, beiderlei Geſchlechts, von 16 —55 Jah: 
ren Be. auögelchloffen find anertannte Tunkenbolde und Alkerſchwache. 

83. Die unterzeichneten 27 Stammmitglieder ded Bereindrüberbringen dad gefanımte er: 
fparte tapital von 405 Ihfen. 14 Sgr. 11 Pf. als Staffenbeftand pro 1. März 1844 ohne wei: 
tere Ansprüche, als die in Diefem Statnt erwähnte Bevorzugung zur Naffe dieſes neuen Vereins 

$ 4. Jedes Mitglied gahlt bei der Aufnahme 10 En Eintaufögeld und 2 Sgr. für 
dad Statut und Duittungöbud; und wöchentlich nad) Verhältniß des Einkaufs, aud im 
Krankheitöfalle, für eine Gabe einen Beitrag von 2 Sur. und für eine halbe Gabe | Sur, 
und zwar an einem näher zu beftimmenden Iage und Stunde pränumerando an den Kay 
—* — welcher über den Empfang im Quittungobuch durch feine Namendunter: 

hrift quitfirt. 

$5. Wer dieſer Verpflichtung nicht pünktlich nachkommen ſollte, muß außer dem ge: 
woͤhnlichen Beitrage 


für eine Gabe für die erfte Woche 6 Pf. für eine halbe Babe 3 Pf. 
ee : 2 e 2: zweite : 1 Sur. ⸗22 6⸗ 
ee: ⸗ : «Mitte - 1: 6 Pf. 2 : 5 : 9: 
x x 2 2 2 vierte ⸗ 2 2 : =: ⸗ 


3 ⸗ ⸗ 1 ⸗ 
ald Strafe erlegen, dad heißt, wer für eine Gabe vier Wochen im Nüdftand bleibt und dann 
bezahlt, hat wie folgt zu entrichten: 


für die erfte Woche 2 Sgr. Beitrag 2 Sgr. Strafe. 

:s = joeiie = 2 = :- 1: 6% Strafe 
- « dritte = 2 ⸗ x ls: — ⸗ 
evierte⸗2⸗ —— 6 


im Ganzen 8 Sgr. Beitrag 5 Sgr. Strafe, für die halbe Gabe bie Salt, 

und wird, wenn er fid) am Ende der vierten Woche nicht abgefunden hat, aus dem Verein 
cftrichen. 

i 86. Wer aud dem Vereine ausgeſchieden ift, kann ſich noch zweimal wieder aufnehmen 

laffen, wird in fpäteren Fällen jedoch abgewiefen. 

87. Krantheiten, welche in Folge durch Saufen, Schlägereien und liederlichen Lebend- 
wandel entftehen, find von der Entſchädigung des Vereind auögefchloffen. Alterſchwache er: 
halten nur für wirkliche Krankheiten Entſchädigung. 

8. Aus dem Verein können durch Stimmenmehrheit ded Kuratoriums und der Gutmän- 
ner ohne weitere Anfprüche an den Berein entfaffen werden: 

a) Säufer, nahdem fie dreimal vom Kuratorium in der Konferenz verwarnt worden 
find, ferner: 

b) deögfeichen Mitglieder, welche ſich durch unerlaubte oder unmoralifche Handlungen 
förperlihe Schäden und Gebredyen zugezogen haben. 

89. Die ad $ Sa Genannten fönnen ſich nad) geſchehener Befferung nad 6 Monaten 
foieder mit Bezug auf den $ 5 zur Wiederaufnahme in den Werein melden. 

g 10. Mitglieder ded Vereins haben unter feinen Umftänden dad Recht, irgend etwag 
weder vom Einfauf, noch bon den Beiträgen zurüchzufordern, fie mögen den Verein felbft 
freiwillig verlaffen haben oder aud demfelben entlaffen worden fein. 

811. Daffelbe gilt für ſolche Mitglieder, welche den hiefigen Ort verlaffen und dadurd 
gleichzeitig auß dem Verein auöfdjeiden, indem diefelben in Krankheitsfällen nicht fontrolirt 
werden können. 

8 12. Wer in den Verein aufgenommen zu werden wünſcht, ber hat ſich zuvoöͤrderſt bei 
dem Dirigenten zu melden. Diefer veranlapt die Ärztliche Prüfung ıc. und bringt den Kandi- 
daten bei der erften Konferenz zur Anmeldung, wo in ziveifelhaften Fällen über die Auf 
nahme dad Kuratorium und die Gutmänner durch Ballotage enticheiden. 

.8 13. Den Beſcheid erhält der Standidat bei dem erften Vorſteher. 
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8 14. Wird der Angemeldete nicht aufgenommen, fo fann er fid) nad) 6 Monaten tic- 
der zur Aufnahme melden, da ſich Die zweifelhaften Berhältniffe dann geändert haben können, 

$ 15. Sobald die Aufnahme ftatt gefunden hat, hat der Kandidat den Einkauf, dad 
Quittungöbudy und den Beitrag pränumerando an den Kaffirer ded Vereins zu entrichten, 

8 16. Nur erft dann, wenn died geſchehen ift, wird er als Mitglied ded Vereind betrach⸗ 
tet und nimmt an den Rechten deffelben Iheil. 

$ 17. Im Krantheitöfälle geichieht die Meldung an den erften Vorftcher. Tiefer giebt 
eine Anweiſung an den Arzt, welcher den Kranken behandelt, der Arzt atteftirt die Kranken— 
tage, gegen welches Atteft der Kaflirer die Unterftügungögelder auszahlt und dad Atteft des 
Arzted zum Kaſſenbelage benukt. 

$ 18. Im Sterbefall geſchieht die Auszahlung der Begräbnißkoften gegen dad Atteft des 
Arztcd nad) einigen Tagen an die hinterbliebene Frau, Mann oder fonftigen nächſten Ange: 
börigen, welcher dad Begräbniß beforgt. 

8 19. Entſtehen Streitigkeiten wegen Empfangnahme dieſes Geldes, fo zahlt dad Kura- 
torium die Koften an den Magiftrat, wohin ſich die Dabei Betheiligten alddann zu wenden 
haben, da ſich daffelbe nicht auf nähere Unterfuhung einlaffen kann, jedenfall® aber muß 
dad Begräbniß von diefem Gelde beforgt werden, worauf das Kuratorium zu wachen hat. 

8 20. Den Vorftand diefes Vereins bildet ein Kuratorium von 4 Mitgliedern, und 
zwar 1 Tirigent, 2 Worfteber, 1 Stellvertreter und ein Arzt. 

821. Die Wahl der Vorftcher und Gutmänner geſchieht am erften Sonntage im Mo: 
nat Mai jeden Jahres. Tie Vorſteher werden aus der Bürgerfhaft gewählt, und follen 
Männer fein, zu denen die arbeitende Voltöklaffe Vertrauen hat, wo möglich aus der Klaſſe 
der Kaufleute und Fabrifanten. Die Letztern werden aus dem Verein felbft gewählt. 

$ 22. Zu dieſem Zweck verfammeln fid) die männlichen Vereinsmitglieder an gedachtem 
erften Sonntage im Monat Mai, nad) vorgängiger fhriftlicher Einladung durch Kurrende, 
in einem näber au beftinmmenden Lokal und Stunde, vor oder nad dem Gotteödienfte, und 
veranlaffen dad Wahlgefhäft. Die weiblichen Vereindmitglieder find nicht ftimmfähig und 
nehmen daher audy an diefen Wahlverfammlungen keinen Antheil. Bon den nicht erſchiene— 
nen Mitgliedern wird angenommen, daß fie die ftattgefundene neue Wahl ſtillſchweigend 
— haben. 

8 23. Der Dirigent leitet die Wahl auf ähnliche Weiſe, wie es bei der Wahl der 
Etadtverordneten gefchicht, nämlich durch Vorfchlag und Ballotage, wonächſt Die Stimmen: 
mehrheit entfcheidet. 

824. Sechs Mitglieder ded Vereins unterfchreiben dad Wahlprotokoll. 

825. Wor dem Wahlakt macht der Dirigent dem Verein eine Mitteilung über den 
Zuftand der Angelegenheiten, und giebt demfelben über etwa entitandene Beſchwerden oder 
Mihverftändniffe den gehörigen Aufſchluß. 

826. Das Kuratorium foll bei Yeitung der Gefhhäftdangelegenheiten ftetd human und 
liberal, jedoch mit fteter Rückſicht auf die erforderliche Ordnung zu Werte gehen, und nie 
den Gefichtöpunft außer Acht laſſen, daß es fich hier hauptſächlich um das Wohl und aud) 
um die fittliche Veredelung des Menſchen handelt. 

8 27. Als Gründer dieſes Vereind erklärt ſich der unterzeichnete ꝛc. Grunau zugleid) 
bereit, Die Stelle des Dirigenten zu übernehmen, und will aud) in diefer Funktion verbleiben, 
fo lange cd feine Verhältniffe geftatten. 

828. Gleich nad) Genehmigung dieſes Statutes wählt der Unterzeichnete 2c. Grunau 
die zwei Vorftcher und den Stellvertreter auf drei Jahre, davon ſcheiden nad) einem Jahre 
Einer und nad) zwei Jahren ein Zweiter durchs Lood und die andern fpäter nad) dreijähriger 
Funktion aus. Die Ausgefhiedenen find wieder wählbar, Der Arzt wird ebenfalld von dem 
unterzeichneten xx. Grunau auf drei Jahre gewählt und dad Honorar mit ihm afkordirt. 

8 29. Die nad) Ablauf der dreijährigen Dienftzeit neu zu wählenden Mitglieder ded 
Kıuratoriumd werben von dem Kuratorium in Vorſchlag gebradyt und von dem Verein durd) 
Vallotage gewahlt, bei Gleichheit der Stimmen giebt der Dirigent den Auoſchlag, und er- 
heilt dem Magiftrat die Beftätigung. 

8 30, Wird durdy Ausfcheiden des x. Grunau die Stelle ded Dirigenten erledigt, fo 
geſchieht die Wahl deffelben vom Magiſtrat auf drei Jahre. 
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$ 31. Außerdem wählt der Verein aus feiner Mitte drei Männer, genannt Gutmänner, 
und einen Stellvertreter derfelben, weldye bei den Konferenzen Sig, aber nur bei den im 
$ 37 angegebenen Fällen Stimmen haben. Sie wohnen den Konferenzen bei, um fid) zu 
überzeugen, daß Alles zum beften Nugen des Vereind verhandelt und berathen wird, um 
diefed ihren Kommilitonen nachrichtlich mitzutheilen, und nöthigenfalld Zeugniß von dem 
Verhandelten geben zu fönnen. s 

8 32. Bei den Plenar-Ballotagen können fünf Mitglieder inf. der Gutmänner gültige 
Beſchlüſſe faffen. 

8 33. Der Dirigent hält bei den Konferenzen den NWortrag, hat die Erhaltung der Ord- 
nung ded Vereind und die Erfüllung des Statuts genau zu beaufſichtigen, vorgekommene 
Beſchwerden zu unkerſuchen und folhe in Berathung mit dem Kuratorium nady Möglichkeit 
iu ſchlichten; bei ihm gefcyicht Die Meldung der aufzunchmenden Mitglieder, welche er dem 

rat zur Prüfung übergiebt und den andern Mitgliedern ded Kuratoriumd und den Gutmän- 
nern zur Kenntnißnahme mittheilt, und diefe dann der erften Stonferenz zum Vortrag bringt. 
Bei Abweſenheit wird er durch den erften Vorſteher vertreten. 

$ 34. Der erfte Vorfteher führt bei den Stonferenzen das Protokoll. Bei ihm geſchehen 
die Kranfenanmeldungen, welche er fofort dem Arzt zur Behandlung zuzuweiſen hat. Von 
der zu legenden Jahresrechnung muß er fid) Überzeugen und diefelbe mit unterzeichnen. 

$ 35. Der zweite Vorfteher ift Kaſſirer, hat die Verpflichtung, die nad) $ 4 beftimmten 
Einkaufogelder und Beiträge zu vereinnahmen, die Krantenentihädigung und Begräbnih- 
koften gegen Atteft des Arztes an die Betheiligten auszuzahlen und darüber eim leicht zu 
überfchendes Kaſſenbuch zu führen; fobald der Kaffenbeftand 50 Thlr. beträgt, diefen bei 
der hiefigen Sparkaffe zinöbar zu belegen. Wenn fidy bei letztgedachter Kaffe größere, dem 
Vereine gehörige Summen angefammelt haben, fo hat das Kuratorium die Verpflichtung, 
diefe zu befferen Zinfen unterzubringen, die Prüfung der Sicherheit bleibt dem Wohllob⸗ 
lichen Magiſtrat uͤberlaſſen. Für den baaren Kaſſenbeſtand iſt der Kaſſirer reſponſabel. Am 
Schluß des Jahres muß er Reben legen, welche von dem Dirigenten und dem erften 
Vorſteher mit unterzeichnet wird. Beide Vorfteher müffen wo möglidy allen Konferenzen bei: 
wohnen, oder fid) zeitig genug entſchuldigen, Damit der Stellvertreter beftellt werden kann. 

$ 36. Für den Verein wird ein Arzt auf 3 Jahre angeftellt. Derfelbe hat die Verpflich⸗ 
tung, fobald ihm ein Patient diefed Vereins angemeldet wird, denfelben fo ſchnell ald möglich 
zu befuchen und für jeine baldige Wiederherftellung Sorge zu tragen, die Krankentage wö- 
chentlich au befcheinigen, und überhaupt alle nöthigen Attefte auszuftellen. In Abtvefenbeitd- 
fällen muß er fid) durch einen anderen Arzt vertreten laffen. i 

$ 37. Die 3 Gutmänner haben den monatlichen Konferenzen pünktlich beizuwohnen 
Mer nicht erfcheinen kann, muß cd melden, und wird dann durch den Stellvertreter ergänzt. 
Cie haben Sig, aber nur Stimme, wie die SS 8, 11, 52, 56 vorschreiben. Jede Woche bat 
einer von den 3 Gutmännern die Verpflichtung, fid) täglich zu einer beftimmten Stunde bei 
dem Dirigenten zu melden und das beim Verein Vorgefallene den anderen Mitgliedern ded 
Kuratoriums mitzutheilen und fonftige Angelegenheiten des Vereins, namentlid) die nöthigen 
Beftellungen, zu beforgen. 

$ 38. Sobald die Verwaltung des Vereins ein größeres Perſonal bedarf, fo kann dad 
Kuratorium mehrere Mitglieder aud dem Vereine, felbft zu den den Verein betreffenden An— 
gelegenheiten beauftragen, welche diefelbe in Ausführung zu bringen haben. 

839. Dad Kuratorium hält vorläufig jeden erfien Montag im Monat Konferenz zu 
einer näher zu beftimmenden Stunde in der Wohnung des Dirigenten. Bei Vermehrung der 
Geichäfte wird wöchentlich an einem näher zu beftimmenden Tage und Stunde dieſe Konfe 
renz ftattfinden. 

$ 4. Beim Schluß ded Jahred legt da8 Kuratorium Rechnung und läßt eine Ueberſicht 
von dem Vorgefallenen und dem Kaſſenzuſtande drucken, wovon jedes Mitglied 1 Exemplar 
zugetheilt erhält. Außerdem gefchicht diefe Bekanntmachung in dem Elbinger Anzeiger, 

841. Die gefertigte Jahredredhnung hat das Kuratorium dem hiefigen Magiftrat ei 
zureichen, diefer prüft diefelbe und ertheilt, wenn Alles richtig befunden wird, die Decharge 
darüber. 


— 
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842. Wenn der neu gewählte Kaflirer eintritt, fo ift am erften Einnahme: und Auszah—⸗ 
lungötage dad ganze Kuratorium anweſend, um denfelben darin zu unterrichten, damit Die 
Vollzicehung diefes Geſchaͤftes ein wie allemal geſchieht und feine Mifverftändniffe bei den 
Intereffenten entſtehen. 

8 43. 68 wird voraudgefegt, daß ſämmtliche Mitglieder ded Vereins dem Kuratorium die 
ſchuldige Achtung nicht verfagen werden, da daffelbe nur beftrebt fein wird, uncigennügig das 
Beſte für den Verein zu ſchaffen, follte aber dennody unartiged grobed Betragen Seitens der 
Vereindmitglieder gegen das Kuratorium oder einzelne Mitalieder defielben ftattfinden, fo 
werden ſolche der polizeilichen oder gerichtlichen Beltrafung übertiefen und nad) dem dritten 
Male aus dem Verein verwieſen. 

844. Die den Stamm dieſes Vereins bildenden Mitglieder genichen ald Aequivalent 
für den eingebrachten Kaffenbeitand die Wohlthat, daß fie von jetzt ab ftatt 2 Sgr. nur 
1 Sgr. pro Woche Beitrag zu bezahlen haben, und in allen Fällen für eine Gabe vom Ver: 
ir entihädigt werden, aud) von der 8 4S— 50 gedachten Beitragderhöhung für immer 

ci bleiben. 

$ 45. Scheiden diefe Mitglieder jedody aus dem Verein aud und werden nad) 8 5 wieder 
in denfelben aufgenommen, fo werden fie nur ald ganz neue Mitglieder angefehen und gehen 
dadurch die in $ 44 erwähnte Wohlthatöberechtigung verluftig. 

846. Wer ſich auf eine Gabe eingekauft hat und 5 Jahre ununterbrochen im Verein ge: 
blieben ift, der darf hernad) nur 1 Sgr. pro Woche Beitrag zahlen und genicht die volle Be- 
rehtigung für eine Gabe. 

847. Wer fid) aufeine halbe Gabe eingefauft hat und 5 Jahre ununterbrochen im Ver: 
ein verblieben ift, der muß ferner den Beitrag von I Egr. pro Woche entrichten, genicht aber 
im Krantheitöfall die Entihädigung für eine Gabe, im Sterbefall jedoch nur für eine halbe Gabe. 

848. Sollten die Entichädigungägelder oder überhaupt die Ausgaben des Vereins der 
Art fein, daß es den Anſchein gewinnt, daß die Ausgaben die Einnahmen zu überfteigen dro- 
ben, jo werden, fobald das Vermögen des Vereins bis auf 500 Ihlr. geſchmolzen ift, die Bei- 
träge in der Art auf 6 Monate erhöht, daß die auf eine Gabe Eingefauften, welche nach $ 46 
auf wöchentlich I Sgr. herabgefegt waren, wieder 2 Sgr. zahlen und daß Diejenigen, welche 
nad) $ 47 für eine halbe Gabe die Unterftügung für eine Gabe erhielten, ferner nur die ur: 
fprüngliche Unterftügung für eine halbe Gabe erhalten, 

849. Ueberſteigt nach den 8 48 ſeſtgeſezten 6 Monaten die Einnahme die Ausgabe um 
10 Prozent, jo treten wieder die nadı 8 46 und 47 erwähnten Ermäßigungen und Vortheile 
der dabei betheiligten Intereifenten ein. 

8 50. Sollte dennoch diefer Verein ſelbſt nad) den vollen Beitragdprämien durch Krank: 
heitö- und Sterbefälle das Unglück haben, daß die Kaffe deffelben ihre Verbindlichkeiten nicht 
erfüllen könnte und gänzlich erſchöpft wäre, fo ift eigentlich jeded Mitglied daffelben, mit Aus: 
nahme der 8 44 erwähnten Stammmitglieder, verpflichtet, fo lange den doppelten Beitrag, 
die Hälfte ald Vorſchuß zu entrichten, bis das Mißverhältniß wieder hergeftellt ift. Da in- 
deffen die Vorſchüſſe von der arbeitenden Klaffe ſchwierig und die Nüdzablung fehr leicht 
zu Mifverftändniffen und Irrthümern WVeranlaffung geben fann, fo verpflichtet ſich der un- 
terzeichnete 2c. Grunau für feine Lebenszeit, und fallö ed feine Mittel geftatten, wenn der er: 
wähnte Kaffennothitand eintreten follte, diefem Verein die erforderlichen Zuſchüſſe für I Jahr 
ohne Zinfen vorſchußweiſe zu leiften, dieſer Vorſchuß wird ihm aber, fobald ed der Kaffenzu- 
ftand geftattet, fucceffive zurückgezahlt. 

-851. Die im vorigen 8 50 erwähnte Vorſchußleiſtung übernimmt nad) feinem Ableben 
die hiefige Kommunalbehörde. 

852. Sollte Dagegen der Verein das Glüc haben, felbft bei dem geringen Beitrag und 
Einfauf bei diefer Kaffe, Ueberſchüſſe über 2000 Ihr. zu fammeln, fo kann das Kuratorium 
in Gemeinschaft mit den 3 Gutmännern diefe Ueberſchüſſe (über 2000 Thlr.) zu Unterftügun: 
gen für Alterſchwache, welche ſchon lange im Verein geweſen find, verwenden. 

853. Sollte diefer Verein wenig Iheilnahme finden, und es den Anfchein gewin— 
nen, daß fich derfelbe ganz auflöfen follte, fo foll von Seiten ded Kuratoriums 4 Wochen 
bindurdy auf die Nützlichkeit dieſes Inſtitutes aufmerkſam und Aufforderungen zum Eintritt 
gemacht iverden. 
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$ 54. Falld dennoch die Auflöfung erfolgt, fo foll dad etwaige Vermögen deö Vereind 
einftweilen zinsbar untergebracht und für ben Zweck der MWiederherftellung ded Vereins 
10 Jahre refervirt werden. Nach Diefer Zeit verfällt cö der Armentaffe, falls die Wicderher- 
ftellung nicht gelingt. 
$ 55. Sobald dad Vermögen des Vereind die Summe von 2000 Thlrn. erreicht, ſoll zur 
Kaſſenberwaltung 2c. ein Rendant angeftcllt werden, und diefer aus der Vereindkaſſe remune- 
rirt werden, indem ed nicht zu verlangen ift, daß cin Privatus die alddann erforderlichen grö- 
heren Arbeiten gratid verwalten foll. 
$ 56. Sobald die Verhältniffe ded Vereins Abänderungen in diefem Statut erheiichen, 
foll daffelbe von dem Kuratorium, den 3 Butmännern und 10 Mitgliedern, welche der Verein 
aus feiner Mitte wählt, forgfältig geprüft und die durd Erfahrung hervorgetretenen Män- 
gel — werden, worauf der Magiſtrat nad) feiner Zuſtimmung die höhere Beſtäti⸗ 
gung einholt, 
Ürkundlich ift — Statut von mir, dem Stifter, den Stammmitgliedern ded 
Vereind und dem Magiftrat vollzogen worden. 
Eibing, den 15. April 1644. 
Der Kommerzienratb Ignaz Grunau. 


Auszug 
aus dem Konferenzprotofoll der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Elbing 
vom 18. April 1844. 
Verhanbelt in Begenmwart von 46 Mitgliedern. 

Dad von einem MWohllöblihen Magiftrat mitgetheilte Statut über cine vom ‚Herrn 
Kommerzienrath Grunau geftiftete Kranken- und Sterbefaffe haben wir zu unferer voll: 
ftändigen Zufriedenheit befunden und ift die Verfammlung einftimmig dem AR deffelben, 
betreffend die getvünfchte Garantie, beigetreten. — Wir fühlen und veranlapt, diefe wohl: 
thätige Unternehmung der wohlwollenden Aufmertſamkeit Eined Wohllöblichen Magiftratd 
ganz befonders zu empfehlen, damit diefelbe fo gemeinnütig tie möglid) werden möge, na⸗ 
mentlid) würden wir einen Aufruf zur Iheilnahme in den biefigen Ynzeigen in Vorſchlag 
au bringen und erlauben. — Dad Statut remittiren twir. 


eh 

Wernid. Simpfon. Henneberg. ©. Dehring. Levin. Shmwarzrod. 
W. Schul, Schlemm. 

An 


Einen Wohllöblichen Magiſtrat hierſelbſt. 
Vorſtehendes Statut und vorſtehender in geſetzlicher Weiſe gefaßter und vorſchrifts— 
mäßig vollzogener Stadtverordneten-Befhluß wird hierdurch genehmigt. 
Elbing, den 27. Juni 1844. 
Der Magiftrat. 
Philipps. Flottwell. Baumgart. 


Das beigeheftete Statut der Kranken: und Sterbefaffe für die arbeitende Volföklafit und 
die Gemwerbetreibenden der Stadt Elbing vom 15. April 1944 nebit deffen Nachtrag vom 
3. November 1844 wird auf Grund der den Dberpräfidenten durd) die Dienftinftruftion 
bom 31. Dezember 1825 und die Allerhöchfte Kabinetdordre vom 29. September 1833 bei: 
gelegten Befugniß von mir hierdurd) beftätigt. 

Königdberg, den 6. Juni 1845, 
Der Oberpräfident der Provinz Preußen. 
In Vertretung: v. Raumer. 
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Revifion des Zolltarifs, 681 
Keviſton des Dolltarifs, 


VBemerfungen, 
betreffend 
die Schub- und Differentialzölle, fo wie die Verhandlungen der Herren- 
Kurie über eine Revifion des Zolltarifö unter Zuzichung von 
Sadperftändigen. 


Gefammelt und dem hohen Vereinigten Zandtage getvidmet von H. B. Abegg, Landtags- 
Abgeordnnetem und Melteftem der Kaufmannſchaft von Danzig. 


(Bgl. den Antrag deö Fürften Lihnomöty 1 S.609 und II S.685.) 


l. Die Wirkung der Schutzzölle. 


Die fogenannten Schutzzölle find mefentlih verfchieden von den Finanzzöllen. Diefe 
Iehteren follen der Staatöfaffe ald Einnahmequelle dienen, fie find Steuern, welche der Ver— 
braucher der Waaren zahlt. 

Die Schupzölle, welche kein Eintommen für die Staatöfaffe gewähren follen, und dies 
nur zufällig oder gegen ihren eigentlichen Zweck gewähren, verfolgen die Abficht, daß ſie die 
audlandifche Konkurrenz in gleichen oder befferen Waaren, als fie dad Inland bietet, ganz 
befeitigen oder jo befchranten follen, dah das Ausland nicht wohlfeiler die Waaren auf 
den inländifchen Markt liefere alö der Inländer. 

1. Wenn von den Spinnereibefigern in Deutſchland die Erhöhung ded Twiſtzolls auf 
4 bis 5 Ihr. für den Zentner fremden Garns verlangt wird, und Diefer Zoll etwa 15 Pros 
zent vom Werthe ded eingeführten ausländiſchen Garns ausmacht, fo heikt dies mit andern 
Worten, der ſchweizer und englifhe Rabritant fol dem inländifchen deutfchen Weber nur 
um 15 Prozent theurer fein Garn liefern dürfen, der Weber fol dieſe Auslage ded Zolld 
machen und der inländiiche Verbraucher feiner Zeuge foll ihm um fo viel and die Zinſen 
feines Kapitals theurer dad Gewebe bezahlen. 

Die Schutzzölle follen aber den Zwed verfolgen, die ausländiſche Konkurrenz zu hemmen 
durch die theureren Preiſe der ausländischen Waaren; fie fegen alſo den inländifcyen Indus 
ftriellen in den Stand, auf die wichtigften Verbefferungen der ausländischen Induftrie, die 
Kofteneriparungen, in derfelben keine Rückſicht zu nehmen, fondern fo lange ihm diefe Kon- 
furtenz nicht gefährlidy wird, fidy aller VBerbefferungen in feinem Getverbe zu entſchlagen, in 
welchen das Ausland vorgefchritten if. 

In keinem Lande zeigten fidy diefe üblen Wirkungen der Schußzölle deutlicher, ald in 
dem Prohibitiond- und Protektiondlande Frankreich, wo mehrere Kabritanten vor der Unter: 
ſuchungskommiſſion im Jahre 1840 erklärten: „Sic hätten nicht nötbig, ſich um das zu be- 
fümmern, was in den Werkftätten deö Auslanded geichehe, fie feien geſchützt“ Die hohen 
Schutzzͤlie hatten die dortigen Glasfabrikanten in den Stand geſetzt, den Abſatz ihrer Waaren 
Sk Frankreich nad) beftimmten Preiſen unter einander zu theilen und Frankreich in vier 

iſtrikte einzutheilen, wo kein Gladfabrifant mit dem andern konkurriren follte. 

Die allgemeinfte und übelfte Wirkung der Schutzzölle wird alfo die fein, daß fie die Er— 
twerböfreiheit des Inlanded in Berug ausländifher Waaren befhränten, und den Weiteifer 
unter den Produzenten und Fabrifanten lähmen. 

Dies find die technifhen Nachtheile der Schutzölle. 

2. Die Schugzölle follen nicht nur eine Steigerung der Preife der betreffenden audländi— 
ſchen Produtte hervorrufen, fondern fie follen auch den inländifchen Produzenten und Fabri- 
kanten in den Stand fegen, feine Produkte und Güter verhältnißmäßig zum Zoll im Preiſe 
zu fteigern. Erfolgt nad) einem eingeführten Schutzzoll die Preiöfteigerung der inländifchen 
gen Fabritate und Produkte nicht, fo haben dieſe Proteftiondmaßregeln feine Wirkung. 
3-8. können die inländifchen Weber das engliihe und ſchweizeriſche Garn nur um 15 Pro: 
zent theurer wegen ded Jolls bezichen, fo fett Diefer Umftand den inländifhen Spinner in 
den Stand, nun ebenfalls mit feinem Garne aufzuſchlagen. Kann er died nicht, fo hat der 
Schutzzoll keine Wirkung. 
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Alfo mehr Koften follen alle Verbraucher diefer Waaren tragen. Der Weber, der Fär- 
ber, der Druder, der Konfument müffen mehr zahlen für das einzelne Produft. Keincötwegs 
trifft die Vertheuerung der Waaren den Konfumenten allein, fondern in cben fo hohem Grade 
die andern Induſtriezweige. ALS die wenigen Spinnereibefiger des deutfchen Zollvereind eine 
Erhöhung ded Schutzzolls gegen ausländifched Garn im Jahre 1842 verlangten, fo fagten 
die Weber mit Recht: „Die Vertheuerung der auöländifchen Garne um 4 Ihlr. pro Zentner 
würde bei einer durchfchnittlichen Einfuhr von 426,000 Jentnern den Webern einen Vorſchuß 
von 1,700,000 Ihten. alljährlich aufbürden, der beim Großhandel ſchon mit Zinfen heraus 
gebracht, beim Detailhandel, Dur den Gewinn der Kleinhändler vermehrt, eine Mehrauögabe 
von circa 2 Millionen Then. verurfachen würde. Da die deutſche Spinnerei nicht im Stande 
fei, die für den Weber brauchbaren Garne zu liefern, fo fei eine Vertheuerung der inländiſchen 
Zeuge, eine Abnahme der inländifhen Konfumtion, der Ruin ded Exportgeſchäftes und die 
Herabſetzung des Arbeitslohned oder Die Arbeitölofigkeit vieler Weber die nothwendige Folge. 

Diefe Klagen erlangen ein um fo größeres Gewicht, ald die wirklich eingetretene aber 
mäßige Erhöhung des Twiſtzolls auf 3 Ihlr. mit dem Jahre 1847 ſogleich eben fo ernite 
Klagen von vielen Seiten hervorrief. Die Färber des Wupperthald traten ſchon im November 
1846 zufammen und betviefen der Regierung, daß nun ihr Erportgeichäft nad) dritten aus 
ländifhen Märkten ruinirt werden würde; daß ſchon der frühere Zoll von 2 Ihlen. auf 
ausländiſches Garn die Konkurrenz der Engländer und Schweizer in den Türkiſchroth⸗ 
Färbereien hervorgerufen habe, und daß die neue Erhöhung auf 3 Ihlr. ihnen den Export 
von 34 Millionen Pfund verarbeiteten und gefärbten Garns nun unmöglid made. Die 
Schupzöllner am Rhein ſchlugen deshalb ald ein Mittel, dieſe Verlufte auszugleichen, eine 
Wiedererftattung des Schutzzolles bei der Ausfuhr der Ganzfabrikate oder Gewebe vor, 


‚d.h. ein Rückzoll follte den Färbern und Webern gezahlt werden. Auch im Königreich 


Sachſen wandten fi von Chemnik aus 113 Epinnereibefiger, Rabritanten und erportirendt 
Kaufleute mit einer ähnlichen Petition an das Miniſterium des Innern, die gedrudt vom 
Abgeordneten Diergardt auch hier vertheilt wurde, worin fie die Nevifion ded Zolltarift, 
die Erhöhung der Garnzölle und eine Ausfuhrprämie von 5 Ihlen. pro Zentner erportirter 
Gewebe aller Art, Baummwollen-, Yeinen= und Mollengetvebe, verlangen. Aber kaum mar 
dieſes Verlangen im Lande Sachſen bekannt geworden, fo traten aud Taufende von 
Arbeitern aufammen, und richteten an die königlich ſächſiſche Regierung eine Petition, 
in welcher wörtlidy dad Petitum alfo geftellt wird: 

„Wir bitten dad hohe Minifterium im Namen von Hunderttaufenden fleikiger 
Arbeiter, welche mit bangen Beforgniffen für ihre Zukunft erfüllt find, fo ehrerbietig ald 
inftändig: Hochdaſſelbe wolle fih bei den übrigen zum deutfchen Zollvereine verbundenen 
Ländern für die ungefäumte Wiederaufhebung der feit dem 1. Januar d. 3. einge: 
tretenen Erhöhung der Garnzölle träftigft verwenden und gegen jede Steigerung ded 
Eingangszolld von Kammgarn erklären. Da die üblen Folgen der Zollerhöhung 
ſich aud) in andern Gegenden des Zollvereined, namentlich um Elberfeld, fehr fühlbar gemacht 
und bereitö zu nicht zu billigenden Ausnahmomaßregeln geführt haben, fo leben wir der 
Hoffnung, daf unfere Bitte und die gerwünfchte Verwendung nicht ohne Erfolg bleiben werdt, 
während die hohen Regierungen in Gewährung einer angemeffenen Spindelprämie ein ſcht 
geeignetes Mittel haben, mit Berüdfihtigung aller Bedürfniffe der Betheiligten, 
ebenfo auf die Vermehrung der Epinnereien in dazu geeigneten Gegenden, tie auf beren 
Vervolltommnung in Erzielung aller der heimiſchen Anduftrie ndthigen Garnforten 
hinzuwirken, ohne die letztern zu benachtbeiligen und ohne die Konfumenten mit einer blei⸗ 
benden Laſt zu beſchweren, indem dadurch vielmehr das Garn im ganzen Zollvertine fchr 
bafd billiger und beſſer bergeftellt werden wird, diefe den Spinnern gewährte direkte Unter: 
ftügung mithin dem Zollverein felbft wieder zu Statten kommt und die Ausfuhr baumtoollener 
Maaren erleichtert, ohne neue ſtörende Kontrolmaßregeln erforderlich zu machen. 

Die wir in tieffter Ehrerbietung beharren u. ſ. w. Chemnitz, im Mir 1847.* 

Diefe Taufende von Fabrifarbeitern führen in einer ſehr lichtvollen Darftellung unker 
Anderm auch folgende Gründe für ihre Petition um Zollermäßigung an: 

„Da in den Jahren 1843 — 1845 durchſchnittlich nur circa 77,800 Zentner baum 
mwollene Waaren exportirt worden find, und im Jahre 1845 im Zollvereine überhaupt circa 
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775,000 Zentner Garn zu Waaren verarbeitet wurden, fo verhält ſich der Export zu dem 
Binnengefhäft ungefähr nur wie 1 : 9}. 

Hätte jeder eingehende Zentner Twiſt feit 1834 mit 5 Ihr. verfteuert werden müſſen 
und wäre aud) das inländiſche Garn um mindeftens 4 Thlr. pr. Zentner dadurch vertheuert 
worden, fo würde die vereinsländiihe Baumwoll-Fabrikation in den 12 Jahren mit ciner 
enormen circa 3I— 32 Millionen Ihlr. betragenden Laſt beſchwert geweſen fein und läßt mit 
Recht fid) fragen, ob es ihr dann möglidy geweſen fein würde, ihren Garnverbraudy von 
301,038 auf 755,134 Zentner zu fteigern. Vielmehr ift mit Nedyt anzunchmen, daß der 
Konfumo der Baumwollenwaaren im Zollvereine durch die Vertheuerung ihres Mate: 
rialö fid) höchſt wahrſcheinlich nicht unbedeutend vermindert haben dürfte. 

Da ferner die Verarbeitung ded Garns zu Waaren im Durchſchnitt dem Stoffe einen 
höheren Werth giebt ald das bloße Verfpinnen der Wolle in Garn, folglid) der Verdienft, 
dad Arbeitslohn bei den fertigen Waaren im Allgemeinen bedeutender fein muß, als bei 
dem Halbfabrifate, dem Garn, jener größere Gewinn aber bei weitem mehr Menſchen 
ernährt ald die Spinnerei, weldye jelbft, wenn fie ſich nach und nad) verdreifachen follte, 
noch lange nicht fo vielen Menſchen Befhäftigung geben wird ald die Weberei, Wirferei u. ſ.w, 
fo bleibt wohl kein Zweifel, daß es im Allgemeinen vortheilhafter und gerechter ift, dieſe letz 
teren, welche das Landesbedürfniß in jeder Hinſicht vollkommen befriedigen, zu erhalten 
und vor Beeinträchtigung zu bewahren, ald auf deren Gefahr und Koiten einen jüngeren 
Gewerbzweig zu begünftigen, weldyer verhältnigmäßig weit weniger Menſchen ernährt, keinen 
fo hohen Gewinn erwarten läßt, den Bedarf in keiner Hinficht befriedigt, aud) vorausfichtlid) 
in langer Zeit noch nicht deden wird und zu feiner weitern Entwidelung überaus bedeutende 
Kapitale in Anſpruch nimmt, welche anderen nit minder wichtigen Unternehmungen 
und Intereffen ald den Eifenbahnen und dem Grundbefige entzogen werden müffen.“ 

Mie wahr diefe Betradhtungen der Fabrifarbeiter von Chemnig find, läßt fi daraus 
entnehmen, wenn man weiß, daß die Baumtmollen - Spinnereien etwa 50,000, die übrigen 
Baummollen-Manufatturen des Zollvereines etwa 1,050,000 Arbeiter ernähren; daß man 
zur Dedung des Bedarfes an Leinengarn im Zollvereine zur Anlage von Flachsmaſchinen— 
Spinnereien allein ein Kapital von circa 20 Millionen Ihlen. nach den Berechnungen der 
Sachverſtändigen aus andern Geſchäftszweigen heraudzichen müßte, und daf bei einem 
ſolchen Uebergang von Ktapitalien für die Errichtung und Vermehrung von Spinnereien 
aller Art alle anderen Induſtriezweige mit einer großartigen Entziehung von Kapitalien 
bedroht würden. : 

Eben diefe Arbeiter verwerfen deöhalb auch die Rüczölle und Ausfuhrprämien, weil fie 
nur den Herren Unternehmern gu Erportgeihäften zu Gute kämen, der inländische Verbrauch 
aber den Erport neunmal übertreffe, und alfo die meiften inländifchen Arbeiter wie Konſu— 
menten durch den Schutzzoll und Rückzoll bedrückt werden würden, als eine Ungerechtigkeit. 

Dieſes Beiſpiel möge genügen, um die Folgen der Schutzzölle daran prattiſch darzuſteilen. 

3. E8 wird durd die Schutzölle ein höherer Gewinn für den beſchützten Produzenten 
hervorgerufen, ald für den nicht befhüsten. Died ift eine Ungerechtigkeit an ſich, die fid) feine 
Regierung zu Schulden fommen laſſen follte, da fie dadurch eine immer größere Ungleichheit 
ded Eintommend und Vermögens unter den verſchiedenen Voltöklaffen begünftigt. Alle Pro— 
duftiondarten ded Inlandes gleihhmähig gegen dad Ausland zu Shüsen, geht nicht an, da es 
fein Yand giebt, das in allen Bedürfniſſen unabhängig.vom Auslande geftellt werde. Nach 
dem Schuhz joll⸗Syſteme verlangen aber die Erzeuger von Nobftoffen, die Urprodugenten und 
Aderbauer, die Belaftung von Rohſtoffen des Auslanded, alſo des ausländiichen Getreides, 
des Schlachtviehes, ded Eiſens und der Metalle, dagegen verlangen fie die Freiheit, da ihre 
Produkte abaufegen, wo fie am theuerften find, alfo auch im Auslande, fic wollen 3. B. Ge— 
treide und Holy nach England führen können. Umgekehrt verlangen die Kabritanten wohl: 
feile —2 — und Hülfsmittel der Fabrikation, d. h. den unbelaſteten Bezug derſelben vom 
Auslande, alſo wohlfeiles Eifen zur weiteren Verarbeitung, wohlfeile Steintohlen , wohlfeile 

arne, Wollengarne, Leinengarne, Baummwollen-Garne; Dagegen verlangen fie Schuß gegen 
die Konkurrenz ausländifcher Fabritate und hohe Preife ihrer Produkte im Inlande. 
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Auf der andern Seite verlangen die Arbeiter hohen Lohn und wohlfeile Subſiſtenz— 
mittel (wohlfeife Nahrung, Kleidung und Wohnung), gegen dad Intereſſe der Landwirthe 
und Gemwerbetreibenden. 

Die Kaufleute verlangen durchaus freien Handel, freien Austauſch von Rohſtoffen und 
dl fowohl des Inlanded wie des Auölanded. Das Fonfumirende Volt wünfht in 

einem Intereſſe Alles wohlfeil, ſobald es aber produzivend ift, verlangt es feine Produfte fo 
hod) wie möglic) zu verwerthen. Jeder Käufer will wohlfeil kaufen, jeder Verkäufer will 
theuer verfaufen. Jedes felbftftändige Mitglied des Volkes ift aber Konfument und Produ- 
zent zugleich. Erkennt man daher den Sat nicht an: daR die leichte und tohlfeile Befrie 
digung der Bedürfniffe die Aufgabe aller Voltöwirthſchaft ift, fo kommt man in ein Syſtem 
von Ungerechtigkeiten hinein, wo immer der Eine zum Nadıtheil ded Andern begünftigt wird. 
Einfeitig aufgelegt fegen die Schutzzölle immer eine Produftion gegen die andere in Nad> 
theil; Garnzölle Die Weber, Eifenzölle die Metallarbeiter und Eifenbahnen, Kornzölle dad 
fonfumirende Bolt u. ſ. w. 

4. Das Kapital einer Nation it eine in jedem Augenblick vorhandene Größe. Eine 
Kapitalvermehrung kann durd) Zollmaßregeln nicht eintreten. Die Folge neuer Schutzzölle 
ift alfo, daß Kapitalien in die begünftigten Induftriegtoeige aus den nicht begünftigten herüber: 
gezogen werben müffen. 

Diefed Fluktuiren der Kapitalien muß folgende Wirkung haben, wenn Schuhzölle neu 
eingeführt werden. Air die nicht geſchützten Gewerbe verringern ſich die Kapitale, fie werden 
ihnen gekündigt. Beibügt man die Gewerbe, fo müſſen die Grundhefiger neue Kapitale fus 
hen, d. h. einen höhern Zins ald biöher den Darleihern zahlen, wenn fie überhaupt welche 
erhalten. Dadurch ſchmalert ſich ihre Rente. 

Werben ihre Leihtapitale ihnen entzogen, fo verringert Sic) der Theil ded Kapitals zutrſt, 
der am leichteſten flüſſig zu machen iſt, der biöher auf die Erhaltung der Arbeiter in den be> 
günftigten Induſtriezweigen verwendet werden fonnte. Herabſetzung des Arbeitölohnes oder 
Entlaffung der Arbeiter in den nicht begümftigten Gewerben ift Die nothivendige Folge. 

Für die Arbeiter in den begünftigten Induſtriezweigen ift nun freifih mehr Kapital 
porhanden, aber ihre Konkurrenz mebrt ſich Durch das Zuftrömen der nicht hegünftigten Ar: 
beiter oder diefe fallen den Armenkaflen anheim, wenn fie keine Beichäftigung finden. Dad 
Schutzzoll⸗Syſtem in England, Frankreich, Belgien und Spanien beioeifen cd, daß mit der 
tünſtlich hervorgerufenen Kabrifation auch der Pauperismus, gerade auf dem Lande, 
Hand in Hand geht. ä 

Der Unternehmer der begünftigten Gewerbe hat es aber bei Schußzöflen ſtets in feiner 
‚Hand, den Arbeiter vom höheren Gewinn bei feiner Produktion auözuflichen. Er allein ers 
hält, da er den Arbeitälohn vorichicht, im höheren Preife feiner Waaren den ganzen Vortheil, 
den ein Theil der Arbeiter und cin Theil der andern Produzenten berlieren. Niemand zwingt 
den Unternehmer den Arbeiter an ſeinem höheren Gewinne hinterdrein nad) dem Abſah der 
Maaren Iheil nchmen zu laſſen. 

5. Die Erwerböfreipeit führt die Kapitale ftetö dahin, wo fie den meiften Gewinn natür- 
licher Weife abtverfen. Ift ein Geſchäft vortheithaft, fo wird cd audy die nothwendigen Kapl 
tale erhalten. Nimmt man dies nicht an, jo muß man fragen, wer ſoll die Kapitale denn da 
bin führen? Etwa, wie die Schunzölt wollen, die Regierung, die nichtd dom Erwerbe im 
Einzelnen verftehen kann, das Geſchäft nicht zu überſchlagen vermag? Die Freiheit dd Er⸗ 
werbeö leitet allein die —— in die jedesmal vortheilhafteften Induſtriezweige. Schutzoͤlle 
dagegen ſtellen die unvortheilhaften und ſchlechteren Produftionsarten den vortheilhaften und 
ausgezeichneten gleidy, und zwingen oft dic Kapitale jelbft in unnatürliche und koſtſpielige 
Erterböarten hinein. Wenn ein Gewerbe nidyt den üblichen Gewinn in einer Nation abtvi 
den üblichen Zins nicht entrichten kann fo ift eb ein unvortheilbaftes. Giebt die Baumwollen⸗ 
Spinnerei nicht den Gewinn wie die Seidenmanufattur oder die Eifenbahnen, fo ift fie unbor- 
theilhaft; die Schutzzoͤlle wollen daher in unvortheilhafte Induſtriezweige, die den üblichen 
Gewinn nicht abwerfen, durch die Regierung das Kapital hineinzwingen laſſen, eben jo wie 
man früher in die Erzeugung der Rohſeide, in den Tabaköbau, in die Kaffeefurrogate dad 
Kapital hineinzwang. 
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6. Die Schutzzoͤlle drängen die arbeitende Bevölkerung, die bloß vom Arbeitälohne, nicht 
vom Kapital febt, in die weniger lohnenden Gewerboözweige hinein. Eo lange der Bedarf ded 
Inlandes in ſolchen Produkten nicht überfliegen wird, mögen fie die Arbeiter hinreichend wie 
die andern Induſtriezweige beſchäſtigen und lohnen; fobald aber der Export für ausländifche 
Märkte beginnt oder mehr, ald das Inland bedarf, in diefer Schutzzoll-Induſtrie erzeugt 
wird, fo drüden die Produzenten bei jeder Stodung ihred Abfaked dann die Preife der Waa- 
ren felbit herab, es entitcht die Lleberproduttion, dad Sinken der Waarenpreife unter die Koſten. 
Tie Unternehmer müffen dann am Arbeitölohne zuerft fparen, den Arbeitölohn herabfegen 
oder Arbeiter entlaſſen, weil fe am Zins ihrer Zeihtapitalien, der voraus bedungen ift, nicht 
eriparen können. Alle geihüsten Induſtriezweige in England, Frankreich, Belgien, in den 
Rheinlanden, Scylefien u. ſ. w. weiſen diefe von Zeit zu Zeit eintretenden Kalamitäten der 
Fabrifarbeiter nach. Schutzzölle begünftigen die Ueberproduktion und die Kalamitäten der 
arbeitenden Bevölkerung, weil fie die unvortheilhaften Gewerbozweige begünftigen. 

T. Sobald ein Induſtriezweig Erportgeicäfte treiben kann, hat er feinen Schutzzoll 
nöthig. Unfere wichtigften Induſtriezweige treiben alle Erportgeidhäfte, fie konkurriren auf 
dritten auöländifchen Märkten, wo fie nidyt gefhügt find, mit den fremden Waaren gleicher 
Art. Für fie Schutzzölle beftchen zu laffen oder neu einzuführen, hieße nichts anderes, als die 
Produzenten in den Stand fesen, im Inlande die Waaren zu vertheuern, die fie im Auslande 
wohlfeiler abfegen. 

8. Die Nation gewinnt nichts durch die Schubgölle, fie verliert nur an der Vertheuerung 
der Waaren. Es it für fie ganz gleich, ob fie eine beftimmte Waare, 3. B. den Twiſt, felber 
erzeugt oder ihn gegen andere Produfte, Die fie ausführt, eintaufcht. 

Die Nation aber verliert, wenn die Sclbitproduftion einer Waare mehr foftet, als der 
Eintauſch derfelben. Wenn das engliſche Eifen 30 Prozent wohlfeiler ift, ald das deö deut- 
fhen Zoflvereind, und unfer Weizen 20 Prozent wehlfeiler, als der englifche Weizen, fo ift 
ed Kar, daß beide Nationen befjer thun, diefe Waaren gegen einander auszutaufchen, ald daß 
wir mehr Eifen theurer und die Engländer mehr Weizen theurer erzeugen. Erkennt man dies 
fen Sat nicht an, fo müßte man den Wein, den Kaffee, den Zuder, kurz alle Waaren, die 
anderöwo wohlfeiler erzeugt werden, ebenfalld bei uns durd Schutzzölle und Prohibitivzöffe 
erzeugen laffen, fie mögen toften, mas fie wollen. 

Schutzzölle heben daher die Erfparungen auf, die der ausländifche Handel bietet, fie 
treten dem Intereffe des Handels direkt entgegen und fchmälern daher den Abſatz der Induftrie. 

9. Schutzzölle haben daher überhaupt nur einen Sinn, ven fie ed raſch erreichen kön- 
nen, daß das inländifdye Gewerbe mit dem auskändiſchen Konkurrenz halten oder zu gleichen 
Koſten produziren fann. Sie müffen alfo nad) furger Zeit, etwa nad) einigen Zolltarifs- 
Rerioden, * ſie dürfen nur temporäre Maßregeln ſein. Dies geben alle Anhänger 
der Schuhzzölle zu, ihr Ziel ſei der freie Handelsvertehr mit dem Auslande. Aber die Auf: 
bebung der Schupzölle iſt gewöhnlich deshalb fo ſchwierig, weil fie eine Menge von mittel- 
mäßigen und ſchlecht berechneten Gewerböanfagen durch den Zollſchutz hervorrufen, die dann 
bei dem Eintreten einer freien Konkurrenz zu Grunde gehen. 

Schutzzölle verewigen fid) gewöhnlid) bei den Nationen. Tie Abſchaffung derfelben muß alfo 
in beftimmten Zeitperioden vorgeſchrieben werden, wenn fie überhaupt einen Zweck haben follen. 

10. Schutzzölle erhöhen den Schleichhandel oder rufen ihn hervor. Sie find je höher, je 
wirfungdlofer, da fid) die Prämie der Defraudation mit ihnen erhöht. Die Entfittlihung 
ganzer Grenzbevölkerungen ift ihre Folge, weil bei diefen die Meinung entftcht, daß beläfti- 
gende Zollgefege kein Recht feien. 

11. Gelingt ed den Schutzzöllen nicht, gleichgute Produktionen im Inlande wie im Aus— 
lande zu Schaffen, fo führt das Inland dennod nad wie vor, troß der Vertheuerung, die 
ausländischen Waaren jener Art ein und die Schupzölle werden dann bloße Laften des Volkes, 
fie werden Finanzsölle. Je höher fie als Schutzzölle find, je größere Laſten des Volkes werden 
fie. So werden im Zollverein aus den Schugzöllen gegen fünf ausländifhe Fabrikate allein, 
gegen Baummwollen-Waaren, Wolleniwaaren, Baumwollen-Garı, Seidentvaaren und Eifen, 
tirca 15 bis 16 Prozent der ganzen Zolleinnahme erhoben. Das Volt ift alfo berechtigt, zu 
erwarten, daß diefe Zölle cher vermindert ald erhöht werden. 


—— 
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12. Schutzzoͤlle find nach allen dieſen Gründen nur auönahmötweife zuzugeben als Re: 
torfiondmittel gegen audländifche Staaten, feinediweged aber zum Scyuge oder zur Er: 
wedung der Induftrie. Aber ald Netorfiondmittel haben die Schutzzölle nur dann einen Sinn, 
wenn fie den Zweck erreicyen, daß der ausländiſche Staat, der feinen Markt verſchließt, ge: 

wungen werden fann, ihn wieder zu eröffnen; erreichen fie diefen Zweck nicht, fo ift es 3* 
fe ganz aufzugeben wegen ihrer andermweitigen Nachtheile, ald in die immer höhere Belaftung 
des Volkes zu fallen. 

13. Schutzzölle werden vertheidigt aud dem Grunde, weil fie der Erzichung des Volkes 
in den Gewerben dienen; die Regierung foll durdy fie beftimmten Gewerben dad Kapital zu- 
führen und die Zeit verleihen, die zu ihrer techniſchen Ausbildung nöthig ſei. Die nothwendige 
Konfequenz ift die polizeiliche Ueberwachung diefer Schutzzoll-Gewerbe durch die Regierung. 
Menn man zu Gunften der Erziehung der Produzenten die Konfumenten dad Schulgeld 
zahlen läßt, fo muß die Regierung die Verpflichtung übernehmen, fid) aud) danadı zu erkun— 
digen, ob die Kinder etwas lernen. Sie muß dann auch wieder die Strafen einführen, die 
früher auf ſchlechte Produkte ftanden, die Taxen für die Preife der Waaren, die Arbeitslohn 
Tagen, damit der Gewinn nicht allein dem Unternehmer, fondern auch dem Arbeiter anheim: 
falle. Die Regierung muß nad) diefem Schutzzoll-Syſteme die Verpflichtung übernehmen, die 
befhüste Produktion zu beaufſichtigen, in allen ihren Iheilen zu beauflichtigen, Fabriken— 
tommiffarien beftellen, Scyaugerichte halten, Naratoren der Yöhne und Waarenpreife ernennen, 
fie muß ſich die Bücher der Produzenten vorlegen laffen, die toftenpreife der Waaren cr: 
forfchen, kurz, eine Polizeünduſtrie fhaffen und jede Erlaubniß zum Eriverbe ertheilen. Die 
Grundlage der Ertverböfreiheit muß aufgegeben werben. 


1. Dad Prinzip und Kebenselement ded deutſchen Zollvereins. 


Diefe Gründe der Wiffenfhaft und der Erfahrung, die Refultate des praftifchen Lebens 
waren es, welche die preußifche Regierung im Jahre 1817 und 1818 dabin führten, dad alte 
Verbotſyſtem, den Merkantilismusd und die Beſchränkung der Erwerböfteiheit aud in der 
Zollgefehgebung aufzugeben. Die Aufhebung der Leibeigenſchaft, die Befreiung des Grund: 
eigenthums, die Vernichtung der Abgefchloffenheit der Güter, der Gefchloffenheit der Zünfte 
und des Zunftziwanged, die Gewerbefreiheit, die Aufhebung der Acciſe und der Trennung 

wiſchen Stadt und Yand, kurz die großen ſtaatöwirthſchaftlichen Geſetze feit den Jahren 1807 
bie 1821 waren nur ein großed Ganze und zum Iheil die Vorläufer ded Zollgeſetzes vom 
26. Mai 1818, dad den deutichen Zollverein ſchuf oder möglich machte. So lange man 
durd) dad alte Verbot: und Mauthſyſtem, durch hohe Schutzzölle und Acciſe dem Verkehr 
mit dem Ausfande, alfo aud) mit den Nachbarſtaaten Deutſchiands taufenderlei Schranten 
in den Weg ftellte, war an einen deutichen Zollverein und an großartige Handelöverbindut: 
gen mit dem Auölande nicht zu denfen. Es galt die verſchiedenſten Intereffen der Induftit, 
der Urproduftion, der Gewerbe, des Handeld und der Schifffahrt zur vereinen und den Weg 
auch für eine freie Handelöverbindung mit dem Auslande zu finden. 

Man hatte cö in Preußen über ein halbes Jahrhundert, feit 1764 mit dem Fabrikenſh⸗ 
ſtem Fredrichs I in den Öftlihen Provinzen ded Staates verfucht; man hatte durch fehr hohe 
Schuhzzölle und Verbote verfucht, Preußen, Pommern und die Marten zu Fabrikſtaaten um: 
zuwandeln, ohne den Zweck nur cinigermaaßen zu erreichen. In den weltlichen Provinzen 
dagegen, in den preußifdyen, weftphälifchen, rheinifcyen Territorien, wo man dies Mertantilipitem 
nicht durchführen konnte, waren gerade unter dem Einfluffe des freien Erwerbs und Handeld 
die blühendften Fabriken entftanden, ebenfo wie im Königreiche Sachſen; diefe Länder kannten 
weder Verbote nody Schukzöfle und waren die gewerbreichſten in ganz Deutſchland geworden. 

In den öftlihen Provinzen, in den Marken und Schleſien, ſowie in Preußen und Pom— 
mern mußten aber fortlaufende Ausnahmen von den Schutzzollmaaßregeln zugegeben werden; 
die Fabriten der Marken und Schleſiens waren nicht im Stande, für den Bedarf dr Yan 
des aufzufommen; Freifheine für den Bezug ausländifcher verbotener oder hoch belafteter 
Waaren mußten fortlaufend den Kaufleuten, den Königlidyen Behörden, dem Militait und 
den Fabrikanten ertheilt werden. Nicht einmal dahin hatten es diefe Fabriken in der Marl 
und Schleſien gebracht, Die Konkurrenz der fähfifhen Waaren ertragen zu können, Als nun 
im Dezember 1806 gar der franzöfifhe Finanzadminiſtrater Efteve in Berlin verlangte, ko 
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follten alle franzöfifchen Fabrit- und Manufakturwaaren gegen eine mäßige Accifeabgabe 
in den Preußiſchen Staat eingelaffen werden, fo broteftirte man dagegen (Zollbeamte und 
Fabrifanten) mit den merfwürdigen Worten: „Die hiefige Induftrie fönne fidy gegen die 
Konkurrenz der franzöfifchen nicht halten. Nur durch dad Verbot des Einlaſſes fremder 
Waaren fei fünftlidy die Fabrikation in Berlin gehoben; feit einem halben Jahrhundert 
beftände dies Prohibitivſyſtem; der ſchon gerrüttete Zuftand der Einwohner werde durd) eine 
ſolche Mafregel ganz vernichtet werden.* — Die Klagen über die hohen Zölle, Accifen und 
Verbote, die Bedrückung des ärmeren Volkes durd) die Vertheuerung der notwendigen aud- 
ländiſchen Waaren, die vernichtende Rückwirkung der Verbote der Einfuhren auf die Aus— 
fuhren und daher die Klagen über die Beſchränkung des Handels, dad Verfehlen ded Ziveds, 
eine blühende, ftarfe und gefunde Anduftrie hervorzurufen, der niedrige Arbeitölohn in den 
geihüsteften Zweigen, 3 ®. in der Weberei, dad Aufblüben gefunder und kräftiger Gewerbe 
in den Territorien, wo Erwerbö- und Handelsfreiheit galt, wie im Welten Deutfchlands-und 
in Eadıfen, der ungeheure Schmuggelhandel an allen Grenzen des Oſtens von Preußen, 
diefe und ähnliche Gründe waren ed, welche Preußen beivogen, das alte Schutzſyſtem fallen 
zu laffen, und im Zollgefege u den ermäßigten Grundfägen der Handelöfreibeit —— 
Die wichtigen und hierauf bezüglichen Arbeiten des Staatsraths von 1817 liegen berei 
(in den Druckſchriften Dietericis, Volkswohlſtand Preußens, ©. 115 ff.) vor Aller Augen, 
dad Volk kennt fie, und ift fid) der Motive wohlbewußt, die unfere große Gefehgebung hatte, 
Deshalb ftellt das Gefeh vom 26. Mai 1818, 8 1 die Handelsfreiheit ald den oberflen 
Grundfag des neuen Zollinftems hin, mit den Worten: 

„Alle fremden Erzeugniſſe der Natur und Kunft können im ganzen Umfange deö Staated 
eingebradjt, verbraucht und durchgeführt werden, * 

Für einen mäßigen Schuß der inländiſchen Gewerbfamteit wollte das neue Geſetz in der 
Art forgen, daß zugleich durch die Abgabe auf fremde Artikel dad Staatseintommen bedacht 
und Handel und Verkehr nicht erfchiwert würden. Deöhalb heißt es im & 8: 

„Außer dem Einfuhrzoll foll von mehreren fremden Waaren des Auslandes bei deren 
Verbleiben im Lande eine Verbrauchöfteuer erhoben werden. Diefe Steuer foll bei Fabrik— 
und Manufakturwaaren des Auölandes 10 vom Hundert des Werthed nah Durch— 
Ihnittöpreifen in der Regel nicht überfteigen, fie foll aber geringer fein, wo cd unbeſchadet 
der inländifchen Gewerbſamkeit aefchehen fann.* 

Da das Gefeg zugleich im 89 die Erhebung diefer Gefälle nady dem Gewicht, nicht 
nad) den Dellarationen des Werthes, feitiegte, fo fann der Sinn und Zived des Geſetzes nur 
dann aufredyt erhalten werden, wenn von Zeit zu Zeit Durchſchnittsberechnungen des Preiſes 
der ausländischen Manufakturwaaren angeitellt werden, damit bei einem dauernden Her— 
abgehen des Preiſes der Fabrikwaaren, welches ſich befanntlih häufig ereignet hat, der 
Zollſatz, nach dem Gewicht ebenfalls herabgefegt, nicht in Wirklichkeit ein immer höherer Zoll 
bom Werthe werde. 

Während die Preiſe der ausländiihen Fabrikwaaren fid) verringerten, find nicht nur die 
Schuszölle vom Gewicht fpäter öfters erhöht, fondern auch in der Wirklichkeit ihrer Bedeu— 
tung nach immer mehr und mehr angewachſen, auch wenn fie nominal gleid) blieben. Wäh- 
rend 3. ®, derfelbe Zollfag von 2 Ihlen. auf ausländische Twiſte der Mittelforten im Jahre 
1819 nicht gany 3 Prozent vom Werthe betrug, ftieg er beim Herabgehen der Twiſtpreiſe 
bis 1845 auf über 7 Progent. 

Alle wichtigen Handelsartitel der Fabrikation aber haben feit dem Jahre 1818 Preis- 
ermäßigungen durdy die Fortichritte der Induftrie erfahren; bei allen Baumwollen-, Wollen, 
Geihirr- und Iöpfer-, Papier- Eifen- und Glaswaaren hätten die Zoflfäge nad) dem Wil: 
len des Geſetzes ermäßigt werden follen, wenn der Zweck deſſelben erreidyt werden follte. Eine 
Revifion des Zolltarifd kann alfo gegenwärtig nur darauf gerichtet fein, eine Ermä— 
Bigung der Zollſätze herbeizuführen und Die Abficht des Gefehes weiter zu verfolgen, 

Da eine ſolche Reviſion bis jetzt noch nicht vorgenommen ift, fo wäre cd an der Zeit, Sie 
zu beantragen, um jo mehr, ald ſich unfere Zollſätze — für viele Artikel zu ſehr 
hohen Schutz- und beinahe Prohibitivzöllen geſteigert haben. Man frage unſere Finanz— 
beamten, welche die Durchſchnittopreiſe unſerer Einfuhrartikel auf das Genaueſte kennen, ob 

wir nicht Zollfäge von circa 20 — 25 Proyent auf Wollen und Baumwollen-Waaren, von 
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30— 40 Prozent auf Glad und Gefdhirrwaaren, von 20, 50 — 100 raue auf Eifen 
und Eiſenwaaren, von 70 Prozent auf ausländifhen Zuder, von 50— 100 Prozent auf 
Tabatsfabrifate, Fury, ob wir nicht für bie wichtigften Einfuhrartitel ausländifcher Fabrika— 
tation höhere Schuzölle bereitö haben, als fie dad Gefeh von 1818 vorfareibt. 


Im Ganzen hatte aber der Iarif von 1818 und der von 1821 den Charakter de 
lleberganged in dad Syſtem der Handelöfreiheit. Die alten Verbote der Einfuhr und 
Ausfuhr waren ganz weggefallen; einige wenige Ausgangszölle für Fabritmaterialien waren 
beibehalten, aber ermäßigt, viele wichtige Produkte, wie Moheifen, fonnten ganz frei einge: 
führt werden, der Binangoll auf Kolonialwaaren follte nicht durchſchnittlich 30 Prozent, der 
Schutzzoll nicht 10 Prozent überfteigen, 

Dieſe Geſetzgebung und Tarifirung bat einzig und allein den deutſchen Zollverein mög: 
lid) gemacht, fie hat die Vereinigung der verſchiedenſten Intereffen deutſcher Länder beiverf- 
ftelligt. Sie war ein großartiges Experiment mit den ermäßigten Grundfägen der Handelö- 
freiheit, denen fidy feit 1528 Die mittleren, weftlichen und ſüddeutſchen Staaten anſchloſſen. 
Dieſes Vrinzip der Verwaltung fiegte. Alle Ausftellungen der Stände und Regierungen 
von Heflen, Sachſen, Bayern, Würtemberg und Baden gegen den Preußiichen Tarif und 
das Geſetz von 1818 vor ihrem Anſchluſſe an den Zollverein gingen darauf hinaus, daß der 
Tarif zu hohe Zölle habe, daß er ſich mit den freieren Handelsintereſſen der mittleren und 
Heineren Staaten wegen der hohen Schutzzölle nicht vertrage; alle Negierungen verlangten 
die Herabſetzung diefer Zölle (3. B. Sachſen, Bayern und Würtemberg die KHerabfegung ded 
Twiſtzolles von 2 Ihlen.), ebenfo die Ständelammern, und man beruhigte ſich nur, weil eine 
Verringerung diefer Zölle nad) dem Geſetz von 1818 felber zu erwarten ftand. 


Werden fid) die Zollvereindregierungen eine generelle Erhöhung der Schupzölle gefallen 
laffen, oder wird fidy nicht Preußen bloßftellen, wenn es auf eine ſolche anträgt, und nach 
feinen eigenen Gefcheöworten, welche die andern Staaten aud) zu den ihrigen gemacht haben, 
abgewieſen wird? Daneben ift der fehr wichtige Umftand ebenfalls au ee daf eine 
weitere Ausdehnung des deutichen Zollvereind an die Nordfee über Hannover und Olden- 
bura, Medtlenburg und die Hanfeltädte gar nicht mit den Anforderungen der Schutzzöllner 
vereinbar erfcheint. Alle Nordfecftaaten und Hanfeftädte verlangen Erniedrigung ber hoben 
Schutzzͤlle ald conditio sine qua non ihres Beitrittd. Vergl. Der deutiche Zollverein waͤh⸗ 
rend der Jahre 1834— 1545. Berlin 1546, ©. II. 

Melde Wirkung auf die Induftrie Preußens und des deutſchen Zollvereind 
aber diefer Uebergang in eine größere Handelöfreiheit gehabt habe, weldye fräftigende, großt 
Wirkung er gehabt habe in faft allen Zweigen der Fabrifation und der Gewerbe, in der 
Wollen und Tuchmanufaktur, in der Baumwollen-, Eeiden = und Eifenfabrifation, in ber 
Glad- und Geſchirrfabrikation, Died Ichrt ein Blick auf die ftatiftifchen Nachweiſe, wie fie in 
offiziellen und halboffizielen Schriften, in den Werfen der Statiftiter und der Finangmänner 
vorliegen. Kein unterridhteter Induſtrieller wird leugnen, daß der Auffchtoung der deut: 
ſchen Zollvereindn-Jduftrie, wenn man etwa ben — oder größeren in der Schweiz aß: 

nimmt, in irgend einem andern Lande Furopad feined Gleichen habe, fobald man nur die 
Nerhältniffe des Abfaged, die Größe des inländifchen Marktes und die Verhältnißzahl der 
Bepölterung berücfichtigt. Ed wird ſich weiter unten Gelegenheit genug ergeben, in dad Ein- 
zelne der Induſtriezweige einzugehen, aber ſchon bier muß cd ald Reſultat deutlich ausge 
prochen werden: der Zollverein repräfentirt in allen feinen SHandelöbeziehungen zum Aus— 
lande bereitö im viel höherem Grade dad Fabrikations- ald das Agritulturinterefle. Glüd: 
licher Weiſe iſt er nicht wie die Schweiz vorherrſchend im Inlande auf die Erzeugnifie der 
Fabritation und großen Gewerbe angewicfen, fo daß man gegen fie vom Auslande die Er: 
ugniſſe des Aderbaues, die nothwendigſten Eubflften mittel, eintaufchen müßte, fondern biet 
im Innern der deutichen Länder, die ihn bilden, findet ſich, durch Natur und Gefcchte gleich: 
mähig ausgebildet, jene glüdfihe Miſchung ded Tauſchverkehrs der Urproduftionen und Ge— 
werbe ald Grundlage unferer Nationalökonomie, weldhe und die daucrhaftefte Zukunft ver: 
pricht, Aber die Ueberſchüſſe über den eigenen Bedarf der Zofdereind-Pänder, worauf ed 
vorzüglid) bei der Beurtheilung diefer Frage antommt, find in biel höherem Maaße Erzeug: 
niffe der großen Gewerbe und der Fabritation, als Erzeugniffe der Urprobuttionen. Wenn 
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ed ſich alſo darum handeln könnte, einen Erwerbsezweig auf Koſten aller andern vorzugs⸗ 
weiſe durdy Schutzzoll-Maßregeln zu begünſtigen, fo würde dies eher der Ackerbau fein muf 
jen, als die Fabrikation. 

Die Ihatfahe aber ftcht unwiderleglich feft, fie fteht feit nach allen Berechnungen, die 
darüber angeftellt find, daß der Zollverein bereits feit längerer Zeit durch die Ueberſchüſſe 
an Fabritwaaren, durch die Ausfuhr derfelben im biel höherem Grade die ausländiihen 
Bezüge aller Art Produkte dedt und den innern Reihthum zu dem Theile, der mit diefem 
Bezuge in Wechſelwirkung fteht, aufrecht erhält, ald durch die Ausfuhr an Bodenerzeugniffen. 

Der Finanzrath Bierfad weiſt in feinem Merk (über Schutzzölle und andere gegen 
das Ausland gerichtete Schugmaßregeln zur Förderung der inländischen Induftrie, Darm- 
ftadt 1843) nad), daß in einem längeren Dürchſchnittözeitraum von 1837 bis 1841, alfo 
in fünf der legteren Jahre, an Erzeugniffen des Aderbaucd, Getreide, Schlachtvieh, Fleiſch 
nebft Fiſchen, Butter, Käfe, Früchten, Salz und Kleien) bei einer Ausfuhr von circa 
27 Millionen Ihlen. jährlich, dagegen einer Einfuhr von circa 8) Millionen, nody nicht 
20 Millionen Ihlr. mehr audgeführt ald eingeführt wurden, während an Stuhlwaaren 
allein (Baumwollen-Waaren, Yeinwand, Bändern, Zwirnfpigen, feidenen Zeugen, halb: 
feiden-, wollenen Waaren und Teppidyen) über 614 Millionen Ihlr. überhaupt und über 
411 Millionen Ihlr. mehr ausgeführt ald eingeführt wurden. 

Nimmt man aber alle Fabrikwaaren zufammen, Stuhltvaaren, Lederwaaren, Glas und 
Geſchirr, Metallwaaren, kurze Waaren, Luruswaaren, Holzwaaren, Papier und Wachs— 
leinwand, fo befommt man überhaupt eine Auöfuhr von über 86 Millionen, und eine Mehr: 
auöfuhr ald Einfuhr von diefen Waaren von beinahe 60 Millionen Ihlrn. 


Man fann alfo annehmen, da unfere Auöfuhren und Ueberfhüffe an Fabritwaaren 
unfere Muöfuhren und Ueberſchüſſe an Erzeugniffen des Aderbaucs etwa um dad Drei 
fache übertreffen. 

Hiernach redytfertigt es ſich gewiß nicht, wen man für die Fabrikation, die fo ungeheure 
Erporte erzeugt, Schugölle zur Förderung verlangt, da fie im Stande ift, für ausländifhe 
Märkte in fo bedeutendem Grade zu forgen, wo ihr keinerlei Schußzölle zur Seite ftehen. 
Unter diefen Erportgefchäften figurirt aber immer nody die ausgeführte Leinwand aller Art 
mit 164 Millionen, die Baummwollen-Waaren mit circa 15 Millionen, Wollenwaaren mit 
13 Millionen, Seidenzeuge mit 114 Millionen, kurze Waaren mit $4 Millionen, Metall 
waaren mit circa 5 Millionen, feine Holswaaren mit 24 Millionen, Bander und Batift mit 
2 bi8 3 Millionen Ihlen. jährlicher Auofuhr. 

Wenn c8 fid) alfo darum handeln könnte, die polizeiliche Hülfe der Regierung für dieſe 
Produttionsarten anzuflehen, fo möchte fein Schugzoll, nur die Erhaltung bisheriger und 
der Aufſchluß neuer Märkte ded Auslandes der zu rechtfertigende Geſichtspunkt für eine 
Petition an die Regierung fein. 


I. Ueber Differentialgölle. 


Dem ruhigen Beobachter ded Kampfes zwiſchen den Vertretern der Schutzzölle und den 
Männern der Ermwerböfreiheit muß ed höchſt auffallend erfcheinen, daß während die erfteren 
ſchon feit fängerer Zeit den Handelöftand, namentlich in den Cceftädten des deutſchen Zoll- 
bereind und der Nordfee-Staaten, zu ihrem Verlangen nad immer höheren Zöllen 
gegen ausländifche Fabriken herbeizuziehen fuchen, jetzt bereitd nicht nur von Hamburg, fon- 
dern namentlich von Danzig, Stettin und Königsberg aus die Stimmen eben derjenigen, 
die man mit einem Differentialzoll-Spftem zu beglüden wünfcht, dieſes vorgeſchla— 
gene Geſchenk „nationaler Wohlfahrt“ von fid) abweiſen und energiſch proteftiren als gegen 
eine Mafregel, die wohl geeignet wäre, Berwirrung in diegegenmwärtigen Handelöble 
ziehungen Deutfhlands zu auswärtigen Staaten zu bringen, Retorfionen anderer 
Staaten hervorzurufen, — — deö deutſchen Handels in auswaͤrtigen Sechäfen nach 
ſich zu ziehen, dem größeren Theil der Schifffahrt und Rhederei, wie er jetzt im deut⸗ 
ſchen Zollverein befteht, einen tuͤchtigen Schlag beizubringen, aber keinesweges dazu die⸗ 
nen könne, irgend weldye erfledliche Vortheile des direkten oder indirekten Sandeis, der 
Rhederei und der Schifffahrt zu erzielen. 

Erſte Adtheiluns. 4 


690 Petitionen und Denkſchriften. 


Eine den Ständen mitgetheilte Schrift von Mitgliedern der kaufmänniſchen Korporation 
von Stettin ift vielleicht Die befte unter denjenigen Publikationen, welche vom rein prak— 
tifhen vaterländifhen Gefihtöpunfte aus Die Frage der Differentialgölle beleuchten‘). 

Die Differentialzölle haben die Beftimmung, den direkten Verkeht zum Nachtheil des 
indirekten zu begünftigen, welcher, wie jeder mit dem Handel Bertraute weiß, oft vortheil⸗ 
bafter ift alö der direkte, befonderd bei einem Sande wie Deutfchland, welchem cd an hinrei: 
chenden Gegenftänden der Auöfuhr fehlt, mit denen es viele feiner Schiffe beladen fönnte. 
Dedhalb haben fid) auch jehr gewichtige Stimmen gegen die von Herrn d. Heyden-Cart— 
low eingebradyte Petition et Einführung von Differentialgöllen erhoben, und führe id) in 
—* Begiehung aus einem auf fie bezüglichen Gutachten der Königöberger Kaufmannſchaft 

olgended an. 

So fehr wir aud) mit dem Zweck der durdy Herrn v. Heyden-Cartlow eingebrad): 
ten Petition übereinftimmen, fo wenig fönnen wir und andererfeitd davon über: 
zeugen, daß der vorgeſchlagene Antrag aud) den Zweck erfüllen werde. Wir können 
daher den Antrag leider auch nidyt unterfliben 

Die Propofition geht dahin, daß die direkte Importation aus den außereuropäiihen 
Produktiondländern auf Zollvereind» oder dieſen gleich geftellten Schiffen eine Zoll⸗ 
begünftigung von 20 Prozent genießen foll. Der Vorſchlag ift alfo auf nichts Undered, ald 
auf Einführung eined Differentialzolles gerichtet. (Vergl. die Handeld- und Schifffahrts⸗ 
Verträge ded Zollvereind, von v. Kamph ©. 7). 

Wenn zwar der Zollverein in einzelnen wenigen Fällen gegen Belgien und Holland 
einen Differentialzoll einzuführen für gut befunden hat, fo ſcheint die * doc) noch fehr 
in Ueberlegung zu ziehen zu fein, in wie weit Differentialzöfle für Rhedereien und Induftrie 
zweckmaͤßig find? 

Sollte die Petition ald Zweck ded Antrages anführen: 

„die Rhedereien der Zollvereind- Länder gegen die Beeinträhtigungen zu ſchützen, welche 
ihr durch die Schifffahrtd-Gefehe anderer Yänder zugefügt werden“ 
oder die Vorausſetzung machen: 
„daß nad unferer heutigen Gefehgebung allen Schiffen der Welt frei ftche, mit unferen 
Schiffen in unferen eigenen Häfen zu konkurriren,“ 
fo ift dieſes nicht richtig. Mad) dem Gefege vom 20. Juni 1822 werden Flaggengelder 
von Schiffen nicht befreunmdeter Nationen (3. B. ranfreich) erhoben. Dedgleichen 
iſt die Kuͤſten-Schifffahrt und der Transport der dem Staate zugehörigen Güter der vater: 
ländifchen Mhederei vorbehalten. — Eben fo können wir nicht darin übereinftimmen, daß 
die meiften größeren Nationen unfere Schiffe in ihren Häfen beſchweren 
und bintenanfegen oder gar auöfchließen. Mit Ausnahme Englands werden unfere 
en — N * audwartigen Häfen eben fo wie in unferen Häſen die auswärtigen 
Schiffe behanbelt. , 

Für die vaterländifche Khederei ift zwar hauptſächlich die engliſche Navigationdalte 
erſchwerend. Sie wird für und um fo fühlbarer, ald inzwiſchen Großbritannien sn andere 
Nationen, 3. B. Medienburg, Hannover, Oldenburg, Rufland zc., in getoiffer Beziehung 
bon der Strenge der Navigationdakte abgewichen ift. Gegen die engliſche Navigationdalte 
dürften daher alle möglichen Mafregeln unferer Seitö zu ergreifen fein. Ob aber 
durch den Vorſchlag in der Petition die Aufhebung derfelben oder wenigſtend cine Erleichte: 
rung für unfere Nhedereien zu erzielen fein dürfte, müffen wir fehr beweifeln. Es ift zwar 
unvertennbar, daß wenn der vorgefhlagene Differentialgol von 20 Prozent eingeführt wer: 
den follte, Großbritannien alles aufbieten würde, um diefe Beftimmung für feinen Handel 
und feine Schifffahrt und Industrie unſchädlich oder unwirkſam zu machen, und biefed 
tönnte allerdings durch wechfelfeitiged Nachgeben gefchehen.* 

(Diefed Ziel würde aber wohl leichter durdy Unterhandlungen und nöthigenfals durd) 
diefelbe Beſchränkung der indirekten Fahrten der englischen Schiffe, welche England unferen 
Schiffen auferlegt, zu erreichen fein. Gegen biefen Akt der vollitändigen Reciprogität wird 





*) Ernfte Bedenfen über die bei dem Vereinigten Landtage eingebrachte Differentialzoll- Petition. 
Auögefprohen durch Mitglieder der faufmännifchen Korboration in Stettin. kun 187. 
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England weniger einwenden können ald gegen Differentialzölle, und wir würden in dem Ge: 
tedhtigfeitöfinme der Engländer vielmehr einen Verbündeten haben)”). 

„Dagegen ift diefer Zweck, mehreren Staaten gegenüber, nicht nöthig, weil 4. ®. in 
Bezug auf Schweden und Norwegen, Medlenburg- Schwerin, Nordamerita, Lübeck, Bre- 
men, Hamburg, Oeſterreich, den Kirchenſtaat, Oldenburg, Griechenland ıc. beiderfeitig die 
Schiffe gleihgeftellt find (f. v. Kampg S. 10). Ed müßten daher die Schifffahrts - Verträge 
mit diefen Staaten zuerft gefündigt werden (f. v. Kamptz S. 10), weil in den Verträgen die 
Schiffe diefer Nationen mit den unfrigen glei behandelt werden follen, 
— oder eö müffen den Schiffen diefer Nationen gleiche Rechte mit den Zollvereind- Schiffen 
ertheilt werden. Das legtere würde in den Worten: 

„oder diefen gleich geftellten Schiffen“ enthalten fein. 

Was hilft denn aber der Differentialgoll unferer Rhederei, wenn 3. ®. die 
großen Handelöflotten von Bremen, Hamburg, Lübeck, Oldenburg, Medienburg ?c. mit 
unfern Schiffen denfelben Vortheil genichen würden? Es fönnte dann, wenn der Zufall für 
diefe Schiffe bei den außereuropäiſchen Häfen günftig wäre, dahin fommen, daß Icktere 
allen Bortheil und unfere Bereinsichiffe feinen oder nur geringen Vortheil bezögen. — 
Wollte man aber jenen Nationen die Berträge fündigen, und feine Diffe- 
rentialgölle gewähren, zu melden Repreffalien würde die ſes führen? — Gekündigt 
müßten aber wenigſtens einzelne der genannten Verträge werden, wenn der Zweck: 

„den Vorhäfen des Zollvereind (außer den Preußiſchen) — und den deutfhhen Uferftaaten 

den Beitritt zum Zollverein wünſchenswerth zu machen und dadurch herbeizuführen,“ — 
erreicht werden follte. Denn diefer Zweck könnte doch nicht anders erzielt werden, ald daß 
man den für jegt mit und gleich geftellten Schiffen Anfangs die unferer Rhederei geftatteten 
Vortheile entzöge, bis ſich die Uferftaaten entſchließen möchten, dem Zollvereine beizutreten. 

So fehr ed demnach auch wünfchendmwerth ift, daß dem Zwecke gemäß: 

„dem Seehandel und der Rhederei des Zollvereins durch den vorgeſchlagenen Zoll eine 

Entſchädigung werden möge,“ 
fo können wir und doch nicht davon überzeugen, daß dieſelbe dadurch erzielt werde, müſſen 
vielmehr auf die direkte Unterſtützung für die Rhedereien zurüdtommen. 

Schließlich glauben wir auch nicht, daß der Antrag dem Zwecke entfpredyen werde, wonach: 
„der vereinsländiſchen Induſtrie durch Begünftigung des direkten Audtaufches ihrer Kabri- 
fate und direfter Beziehung ihres Rohmateriald, neue Vortheile eröffnet werden follen.* 

Diefer Zweck hängt unzweifelhaft davon ab, ob der direkte Handel mit den aufereuro- 
pälfchen Ländern dadurdy belebt und vortheilhafter werden würde. Denn ohne den vermit- 
telnden Handel würde die Induftrie allein den Verkehr mit den überſeeiſchen Produttions- 
ländern ſchwerlich in den Schwung bringen können. Es ift nun zwar aufer Zweifel, da 
der vorgeſchlagene Differentialzoll für einzelne Fälle und dem einzelnen Kaufmann großen 
Gewinn bringen kann. Der Schaden würde aber dadurch für die Konkurrenten herbei- 
geführt werden. 

Außerdem werden die Differentialzölle nur von Wirkung fein bei hochbefteuerten Waa— 
ren. Dagegen giebt ed eine Menge volumindfer Artikel, welche zum Theil gar 
nicht, theild Fehr niedrig befteuert find, wie z. B. Baumwolle, Farbehölzer, Ihran, Reis, 
Indigo und dergleichen. 

Kür Diefe würde die Zollermäßigung von 20 Prozent von feiner Bedeutung oder ive- 
nigftend nicht fo erheblich fein, ald daß man fid) nad) einem Zollvereind- Schiffe befonders 
bemühen würde. 

Es läßt ſich daher nicht vorausfehen, dap im Allgemeinen dadurch der Handel und 
mit ihm die Jnduftrie gewinnen würde, wenn gleich ed zuzugeben ift, daß Einzelfälle fehr 
großen Gewinn bringen können.“ k 

Differentialzölle können einzelne Schiffdeigenthümer begunftigen, deren Schiffe zur trand- 
atlantifcdyen Reifen geeignet find, oder melde Me zu diefem Zwecke erbauen. 





*) Dagegen fann Preußen nicht verlangen, an der Fahrt zwiihen England und deſſen Kolonien 
gleihmäßig ſich zu betheiligen. 
44° 
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Denjenigen Ehifföeigenthümern aber, deren Schiffe zum Verkehre mit europäifchen Län 
dern eingerichtet und nicht gefupfert find, nügen Differentialzölle nicht nur nichts, fondern fie 
find ihnen ſchädlich. Denn die nächſte Folge der Tifferentialzöfle it Beſchränkung des indi- 
retten Verkehrs, und dadurd) wird dieſen Schiffen ihre biöherige Rückfracht theilweife ent- 
zogen. Sobald andere Staaten Nergeltungsmaßregeln ergreifen, fällt deren Nachtheil zu- 
naͤchſt twieder auf Die vorzugäweife in der europäiſchen Kahrt befchäftigten Schiffe. 

Dem Handel im Allgemeinen ſchaden Differentialgölle; fie beengen ihn in feinen Ope— 
rationen, zwingen ihn, dem direkten Verkehre mit überfeeifchen Ländern den Vorzug einzu— 
räumen, aud dann, wann es vortheilhafter wäre, transatlantiſchen Waaren indirekt 
mohlfeiter zu kaufen. Dadurd) wird die Nationalwohlfahrt benadhtheiligt. 

Die Schifffahrt ift nur ein Mittel für den Handel, und follte daher niemald einfeitig, auf 
deffen Koften, begünftigt werden. 

Ein Gutachten der Uelteften der Kaufınannfhaft von Danzig fagt daher in Betreff der 
Petition des Herrn v. Heyden: Gartlom rege 

„Es ift ſchwer zu begreifen, wie die Petition um Differentialgölle ald hervorgehend aud 
oder vereinbar mit den Intereffen der Preußifhen Dftfee- Häfen und der Preußiſchen 
Rhederei, die jegt nur ausſchließlich ald die des Jollvereind angenommen werden kann, 
bat vorgeſchlagen werden können, 

Worin —59— der Vortheil des Landes bei der vaterländiſchen Rhederei? 

Gewiß nicht hauptſächlich in dem Nettogewinn des Rhederd, ſondern 

1. in dem Schiffsbau; 

2. in der Verwerthung ded dazu erforderlichen Materials; 

3. in der Verwerthung der Yandeöprodufte zur Verprobiantirung der Schiffe; 
4. in der Erwerböquelle für aus Einheimiſchen beftehende Seeleute. 

Alle diefe Vortheile werden nur erreicht, wenn die Schiffe im Lande gebaut werden und 
bon und nad dem eigenen Lande fahren. Der Vorzug der Zollvergütigung foll aber 
auögedehnt werben Fe alle Nordfechäfen zwiſchen Schelde und Eibe*. 

Wenn nun in diefer Hinficht die Nachtheile unferer Mauthgefege fehr richtig her⸗ 
borgehoben werden, und der Eundzoll dazu geredhnet wird, Ih ed alddann denkbar, 
daß unfere Schiffe, wenn fie auf die Zollvergütigung Anſpruch machen wollen, auf andere 
Häfen werben fahren fönnen, alö auf Die benannten Nordfee- Häfen? 

Mo biciben alödann die ald dem Lande im Allgemeinen zugehend oben be— 
nannten BVortheile der inländiihen Nhederei? Und was verbleibt dem Nheder, wenn er 
fein Geſchäft nicht felbft betreiben, den Shifföhaushalt, die Reparaturen ıc. alled 
durd) fremde Hände gehen laffen muß — ein Weg für das Schiff, wie der ded Schafcd 
durd) eine Domenhede.“ 

In Beziehung auf diefe Bemerkungen ded Danziger Gutachtens wegen ber auf alle 
Rordfee- Häfen zwiſchen Schelde und Elbe auszudehnenden Vergütigung fragt cd ſich aljo 
prinzipaliter, ob denn die Nordfee Staaten geneigt fein möchten, auf dieſe Vorſchläge einzu: 
gehen, unfere Schiffe nicht bloß den ihrigen gleihzuftellen, fondern aud) ihren Schiffen die 
direkten Handelöbeziehungen vorzufchreiben, und felbft diefe Frage fheint verneint werden 
zu müffen, weil troß — Begünftigungen ſich faſt ale Stimmen von Hamburg aus, im 
Hamburger Korrefpondenten, in der Hamburger Börfenhalle, in-mehreren Flugſchriſten X. 
dahin erklärt haben, daß fie ſolche Se gunftigung für eine zu große Beläftigung ded indirekten 

andeld anfchen würden, eine Benachtheiligung deffelben in ihren eigenen Schiffen, einen 
— den vortheilhafteren Zmifhenhandel aufzugeben. Die Nordſee-Häfen find nicht 
nur Märkte für den deutfchen Zollverein, fondern fie find Gtapelpläge ded Welthandel; 
der wahre Kaufmann will vollfommene Freiheit, die Güter, die er von einem ſolchen Han⸗ 
delöpfage auf eigene Rechnung beziebt, gerade wie es die Gelegenheit mit fid) bringt, aud 
wieder nad den Nadhbarländern, die nicht zum Zollverein gehören, auszuführen. Bezieht 
ein folder Kaufmann fremde Produfte, jo will er nicht gebunden fein, diefe in den Zollverein 
einzuführen, fondern fie auch, wenn died vortheilhafter geſchehen kann, nad) den nordiſchen 
Ländern oder anders wohin enden. Alle jene Vorſchlaͤge von Differentialzöllen oder Steuer: 
bonifitationen laffen ſich aber gar nicht ohne fehr beläftigende Kontrolmaßtegeln, Urfprung® 
und Beftimmungdcertifitate, ontrolirte Packhöfe ausführen Die Kaufmahnfhaft in den 
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Nordſee⸗ Haͤfen ſelbſt erhebt ſich alſo gegen dieſe Maßregeln, weil fie die Freiheit des Handels 
ſtören würden. Es wird deshalb niemals die Zuſtimmung von den Hanſeſtädten und von 
Hannover zu dieſen Maßregeln zu erlangen fein. Man wird ſich höchſtens damit bloöftellen. 

Würde fie aber dazu zu erlangen fein, noch che Diefe Staaten dem deutichen Zollvereine 
beigetreten find, jo fragt es fi, wie würden fie denn auf unfere gegenwärtige Marine und 
unjern Dftfee : Handel zurückwirken, auf unſere Zollvereind- Marine. Die Stettiner Schrift 
fagt S. 12: „Unter den zollvereinsländiihen Schiffen, circa 800 an der Zahl, befinden fid) 
nämlidy nicht hundert, die ihrer Bauart nad) zu transatlantiſchen Fahrten geeignet find : was 
wird denn nun aber aus den reftirenden 700 Schiffen, weldye jetzt ganz gut profperiren beim 
Zrandport von Korn und Holz nad England, Frantreich, Holland und Belgien, und beim 
Retourfommen mit Ladungen Stückgüter aus den verfciedenen Häfen erfterer Länder, 
wenn denfelben diefe Fahrten nad Abiperrung Englands gegen unfern Export, und eben fo 
zu Gunften direkter überfeeiiher Importen durch Tifferentialsölle genommen würden; und 
felbft, was ‘gar nicht zu erwarten fteht, wenn England feine Wepreffalien gegen unfern Er: 
porthandel träfe, jo wurden unfere Rheder bei diefen Fahrten infofern doch nicht mehr be— 
ftchen fönnen, weil ihren Schiffen doch jedenfalls Die Retourladungen von England 
fehlen würden.“ . 

Dies erläutert ſich folgendergeftalt. Der Eechandel verlangt vollfommene Freiheit der 
Mahl der Fracten, der Hinfrachten und Rückſrachten. Bringt ein Rheder nach England 
Holz von der Ditfee und darf er von da keine Kolonialwaaren entnehmen, oder darf er fie 
nicht auf der Rückkehr von Holland zurücknehmen, weil der direkte Handel mit den Produk: 
ten der Uriprungdländer der allein begünftigte ift, fo muß cr oft leer zurückkehren, d. h. die 
Hinfracht allein muß die Koften der Fahrt Deden oder die aus Preußen zu verſchiffenden 
Produkte müffen zur Dedung der höheren Fracht um fo viel billiger gekauft werden. Iſt 
Died nicht der Fall, geht cd nicht an, weil der Vortheil des Verkaufes an denſelben nicht fo 
beträchtlich ift, fo muß die ganze Fahrt unterbleiben. So kann es kommen, daf, während 
man die Direkte Fahrt und den Direkten Handel zu begünftigen vermeint, man den ganzen 
Handel benadıtheiligt. Died hat ſich in Frankreich gezeigt, wo, feitdem man Differentialzölle 
eingeführt hat, fi) die Marine immer mehr und mehr verringerte, und daffelbe erleidet feit 
Einführung derfelben jegt Belgien. 

Der Schaden trifft aber dann nicht allein die Handelömarine, fondern auch den Kauf: 
mann und den Sonfumenten der nothiwendigen, vom Auslande zu beziehenden Brodufte. 
Die Waaren des Sceverkehrö, die wir ald Netouren bezeichnen, in den Nordſee-Häfen fo qut 
wie in den Diftiee= Häfen, alfo vorzüglid die Kolonialwaaren, Zuder, Kaffee, Indigo, Ta— 
bad u. f. w. find in der Regel auf den von der Natur felber geſchaffenen Zwifchenplägen des 
Welthandels, alfo 3. B. in Zondon, Liverpool, Amiterdam, Rotterdam, Bremen und Ham— 
burg (früher Kopenhagen für den Norden), in fo großer Menge aufgeftapelt, werden von fo 
biefen Nationen von dorther geholt, daß fie dort in der Regel in größerer Auswahl und weit 
billiger zu beziehen find, ald wäre man immer erft gezwungen, ben beftimmten Bedarf vom 
UÜrfprungslande unmittelbar zu beziehen. Der Kaufmann erhält von daher viel raſcher Nach— 
ridyt über die Preiſe derfelben und die Konjuntturen des Handel, ald von Dft- und Weſt— 
indien und Nordamerita. Daher kann ed fommen, daß die Baumwolle 3. B. vicl wohlfeiler 
zu derfelben Zeit in Liverpool zu haben ift, ald im Produktionsfande zu Georgien. Durch 
Differentialgölle foll der Kaufmann gezwungen werben, fie da zu holen, wo er feine regel- 
mäßige Gefchäftsverbindung hat. Ein Buchhändler in Berlin, der ein franzöſiſches Bud) 
wünſcht, wendet ſich nicht an den Autor oder die Verlagshandlung nad) Frankreich, fondern 
an den großen Büchermarkt Leipzig, weil er an Zeit, Koften, Zinfen, Fracht u. f. w. fpart, 
wenn er von dorther die Bücyer bezieht. Es wäre eben jo nadhtheilig, den Buchhändler Ber⸗ 
lins zwingen zu mollen, direft von Paris feine franzöfifhen Werte im Einzelnen etwa mit 
der Poſt zu verfchreiben, als es läcyerlidy fein würde, den Staufmann von Danzig zwingen 
zu wollen, feine Kolonialwaaren ſtets von der Havanna und Mittelamerika direkt zu bezie- 
ben, obgleidy beided unter Umftänden häufig geſchieht. 

Kolonialwaaren und überhaupt die wichtigften Importen der Oſtſee-Häfen, felbft Stein- 
tohlen und Eifen find für und nur Retouren und weiter nichts, d. h. fie erfparen und tra= 
gen die Hälfte der Fracht. 700 Schiffe würden theilweife außer Ihätigkeit geſetzt oder fehr 
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beläftigt werden durch die vorgefchlagene Maßregel der Differentialzöfle, die dazu dienen foll, 
die Schifffahrt zu begünftigen. Der Handel bedarf daher nothwendig großer Zwiſchenplätze 

Die ganze Mafregel, die vorgefchlagen wird, hätte alfo für und nur den Sinn, die Ko: 
lonialwaaren von Amerifa oft theurer zu beziehen, ald wir fie auf indireftem Wege faufen 
tönnten, einzelne Scyifförheder auf Koften der übrigen und des ganzen Landes zu begüniti: 

en und unfern Handel mit Holy, Getreide, Spiritus ıc., einen Handel, der circa 25 Millionen 
Ihaler Werth Mehrausfuhr als Einfuhr jährlidy repräfentirt, zu erfeptveren. 

Will man alfo etwad durd) die-Gefeggebung für Handel und Edifffahrt thun, fo be- 
wege man England, den indiretten Handel mit ihm frei zu geben, was ſich wahrfchein- 
lidy ſehr bald erreichen läßt, da ſchon den medienburgifchen und hannöverſchen Schiffen von 
England aus diefer indirekte Verkehr nachgegeben worden ift, da England bereits die Naviga- 
tiondakte durchlöchert und fo eben eine Parlamentstommiffion niedergefegt hat, welche die be> 
läftigenden Punkte diefer Ate prüfen ſoll. 


Will man etwad für die direkten Kandelöbeziehungen au den trandatlantifhen Ländern 
thun, fo begünſtige man diefelben durch Prämien für die Ausrüftung und den Bau folder 
Schiffe, dic den trandatlantiihen Handel treiben fönnen, nidyt aber durch Mittel wie Diffe— 
rentialgölle, die Allen ſchaden, den Kaufleuten, den Schifffahrtö-Intereffen, den Konfumenten 
der Waaren und den Produzenten von Hola und Getreide bei und, und die und außerdem 
der Gefahr ausfegen, durch Retorfiondmaßregeln betroffen zu werden, ohne unfern Zweck 
zu erreichen. 


Prämien find zu vertheidigen, weil fie Die beftehenden Intereffen der Schifffahrt und 
des Handels nicht verlegen, den Zweck ficher erreichen würden, daß mehr Schiffe gebaut 
erden für den direkten Handel, und daß fie keine Repreſſibmaßregeln austwärtiger Nationen 
hervorrufen. Differentialzölle aber würde man jegt einführen in einem Jeitpuntte, wo die ge: 
bildeteren Nationen begonnen haben, fie auf Dem Wege ded Bertraged aufzuheben und 
unfdädlic zu madyen. Nur ald Retorfionsmaßregeln laſſen fie ſich rechtfertigen, Differential: 
zölle gegen Tifferentialzölle. Wollte man fie aber gegen Länder anwenden, wo fie nicht be— 
jtchen, oder ganz allgemein zur Begüftigung des direkten Verkehrs und zur Benachtheiligung 
ded indireften anwenden, fo ift vor Allem zu bedenken, daß wir viel mehr Schiffe nad) Eng: 
land und Frankreich fenden, ald Schiffe von England und Frankreich zu und kommen, daß 
wir England im Handel nady unfern Oftfee- Häfen durch unfern Oftfee- Handel nad) Eng: 
land längft überflügelt haben, und daß unfer Handel gerade auf der vollfommenften 
Freiheit des indirekten Vertehrs beruht. Uns muß ed unbeläftigt freiftehen, nach England zu 
fahren, dort Steintohlen gegen Holz einzunchmen, von dort nad) Frankreich oder Spa 
nien 2c. zu gehen, dort Wein zu holen, Diefe Waaren auf der Nüdfahrt zum Iheil in Holland 
abaufegen, Kolonialwaaren dagegen zu laden u. |. w, weil fonft weder bie Nhederei noch der 
Handel blühen fann. Es liefen ein 1840 in engliſche Häfen 1250 Preußifche, in Preußiſche 
Häfen 84] englifche Schiffe; 1841 in engliſche Häfen 1175 Preußiſche, in Preußiſche Hä⸗ 
fen 769 engliihe Schiffe. 

„Der Berwilligung eined Rabatts bei der unmittelbaren Einfuhr überfeeiicher Waaren 
auf Schiffen ded Ssliereind oder der Einführung von Differential-Schifffahrtszölen ftehen 
föliehlid) Die meiften Schifffahrtö-Verträge entgegen, weldye der Verein oder welche Preußen 
mit fremden Zändern abgeichloffen hat. Nach dem Inhalte der Verträge mit Großbritannien”) 
und Belgien tann der Verein vor dem Zahre 1848 die Einfuhr ar Schiffen diefer Laͤnder 
nicht höher belaften als die Einfuhr auf eigenen Edjiffen. Wollte er dennod) fofort den Dif- 
ferentialgoll gegen die Flaggen anderer Zänder richten, fo twürde er eine Prämie zu Gunften 
der engliihen Schiffahrt nad) dem Zollverein einführen und jene Länder mit Recht gegen 
fid) entrüften. Der Verein aber kann überhaupt feine Differentialgöffe zu Gunften der eigenen 
Rlagge anordnen, fo lange die Verträge zwiſchen dem Vereine und Griehenland, zwiſchen 
Preußen und den Hanfeftädten, Mecklenburg, Nordamerika, Oldenburg, Sardinien, Schwe— 
den und Norwegen nicht aufgefündigt und aufgehoben find, weil in ihnen die gleichmäßige Be: 
handlung der beiderfeitigen Alaggen ſowohl für die Direkte als die indirefte Einfuhr feftgeftelt 


— — — 


*) Der Vertrag mit England iſt in dieſem Jahre gelündigt. 
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ift. Auf gleidyem Fuße verkehrt Preußen mit Rukland, Dänemark und Hannover ohne aus- 
drüdliche oder auf Grund ſtillſchweigend fortlaufender Verträge.“ 

Diefe Worte der Handelötammer von Köln in der Dentichrift über die Beförderung 
der Schifffahrt ded Zollvereind mögen nody hier mit befonderem Nachdruck hervorgehoben 
werden, um das Bedenken zu erregen, welde Gegenmaßregeln wir dann hervorrufen könn— 
kn, wenn wir plöglid) eine ganz andere Politik gegen jene Staaten beobadıteten, oder wie 
n.htöfagende Maßregeln wir mit den Differentialzöllen einführen würden, wenn wir alle 
jene Nationen mit an den vermeintlihen Vortheilen derfelben Iheil nehmen laſſen würden. 

Wenn nun ungeadhtet aller diefer in die Augen fpringenden Nachtheile eined Differential- 
zoll Syſtems von den ehrenwertheften Seiten auf diefelben ald auf ein Mittel hingewieſen 
wird, Breußen und Deuticyland in Verbindung mit den erften Handel treibenden Nationen 
an den Welthandel Iheil nehmen zu laffen, fo ift doch offenbar, daß aud) hierin eine große 
Täuſchung obwaltet. Ueberhaupt aber, foll denn Deutſchland, nadydem andere Völker zu 
ihrem großen Nachtheile die Beſchwerungen jenes Syſtems erfahren haben und jegt dahin 
gefommen find, daſſelbe wieder aufgeben zu müffen, nodymald zu feinem Scyaden jene Er- 
fahrungen durchmachen, während es nicht einmal durch feine ſonſtige Stellung und Bedeu— 
tung im Stande ift, Kriſen und Kalamitäten auch eben fo glüdlidy wie fie überwinden zu 
können? Diele Erfahrungen weiſen aber im Gegentheil darauf hin, daß man nicht durd) 
Zwang, Abiperrung und Brſchränkungen aller Art fidy in die Yage fegen könne, an dem 
Welthandel Iheil zu nehmen, fondern daß nur Freiheit des Verkehres und möglichſte Auf- 
hebung aller Verhinderungen zu jenem Ziele gelangen laffen. Deöhalb bedarf es wohl nur 
ihlieplid einer Hinweiſung auf die Geſchichte der induftriellen und fommerziellen Entwicke— 
lung der Welt, um felbft den eifrigften Anhänger. ded Differentialyoll-Syftemd zu überzeugen, 
daß, wie überall, fo befonderd im Handel, nur freier Verkehr zu dem gewünſchlen Ziele zu 
führen vermag. 


IV. Die Anſichten in den Verhandlungen der erften Kurie deö Vereinigten 
Landtages, eine baldige Revifion des gegenwärtigen Zolltarifd unter Zu: 
ziehung von Sahverftändigen betreffend. 


Leider fcheint der Fortichritt unferer Indirftrie während der kurzen Zeit des Beſtehens des 
deutfchen Zollvereind, leider fcheinen felbft die allgemeinften Thatſachen, welche fi) auß den 
offiziellen Schriften und Tabellen unferer Regierungdmänner eben ſowohl wie aud den ftaatd- 
wirthichaftlihen Werfen über den deutfchen Zollverein ergeben, der erften Kurie nicht hin- 
reihend befannt geworden au fein. Denn 

l. Die Betition des Fürften Yihnomwöfy an den Vereinigten Yandtag, betreffend „eine 
baldige Revifion des gegenwärtigen Zolltarifs*, ftügt ſich auf die angeblid) ungünftige Yage 
der Induftrie und der Schifffahrt, und weiſt auf ein beigelegted Promemoria bin, tweldyed 
auf erhöhte Eingangszölle für Gefpinnfte als vorzügliches Abhülfsmittel für das Leiden der 
Induftrie dringt. 

Betrachten wir näher diefe Stlagen, und fragen wir dann, ob fie begründet und dic Wahl 
des Abhülfömitteld die richtige jei, fo ergiebt ſich zunächſt in Betreff der Seefchifffahrt und 
der Rhederei, daß fie nicht begründet find, wie die beigefügten Ueberſichten aus amtlichen 
Quellen bemweifen. 

Das Vromemoria führt ferner an, da von Baummollen-Garn mehr ein- ald ausgeführt 

wurde zum Betrage von 219,050 Zentnern, im Jahre 1839, und zum Betrage von 458,106 
Zentnern im Jahre 1843. Daraus foll man ſchließen, daß dad Spinnen im Inlande ab— 
genommen habe, während nur daraus hervorgeht, daß die Weberei mehr Garn bedurfte 
und einführte. 
.  N&8 wird nämlich nicht angegeben, daß der Verbrauch der rohen Baummolle im Follvereine 
im Jahre 1836 nur 120,000 Zentner betrug, und ſeitdem bid auf 304,000 Zentner ge- 
ftiegen ift, welches eine Zunnahme der Spinnerei, umter dem Einfluffe des biöherigen Zolles, 
in zehn Jahren um nicht weniger ald hundert und funfzig Prozent andeutet. 
Schwerlich ließe fi) im ganzen Bereiche der gewerblichen Ihätigkeit ein Beifpiel raſche— 
ven Borfhreitend nachweiſen, ald gerade in diefer Induftrie, für welche man neue Reiz 
mittel fo zudringlich fördert. 
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Daß die Einfuhr von Baummollen-Garn ſich von 24,472 Zentner im Jahr 1836 auf 
41,707 Zentner im Jahr 1843, eine dennod) unerhebliche — geſteigert hat, wird hervor: 
gehoben. Nicht erwähnt aber wird es, daß die Ausfuhr von Rohwolle ſich ſeitdem in viel 
größerem Maaße vermindert, während die inländifhe Wollproduftion fidy vermehrt hat, fr 
dak man aud) für die Wollfpinnerei eine Zunahme von annäherungdweife40 Prozent it 
den 6 Jahren von 1838 bis 1843 annehmen kann. 

Die Flahöfpinnereien haben noch nie in beträchtlicher Ausdehnung befanden; dod) fird 
fie feineöweged in legterer Zeit vermindert worden. 

Die angeführte „nachtheilige Lage der Induftrie* kann alfo nicht im Gewerbe der Tla- 
fhinenfpinnerei zu ſuchen fein, fondern muß anderwärtig liegen. 

Wenn alfo erhöhte Garnzölle vorgefchlagen werden, die, unter dem Worgeben „die vater- 
ländifhe Induftrie einer 5* Entwickelung entgegen zu führen“ lediglich nur ein noch 
raſcheres Ausdehnen der Maſchinenſpinnerei bewirken können, ſo liegt klar am Tage, daß ein 
Mittel gewählt wird, welches das vorhandene Uebel, welches es auch fei, nicht direkt trifft. 
Vielmehr ift die bereitö oben berührte Petition von Tauſenden von Arbeitern aus Chemnik 
gegen jede Erhöhung der Garnzölle ein hinreihender Beweis don der Scyädlichkeit und 

tichtigkeit ded vorgeichlagenen Schutzzolls und Rückzolls. 

Daß übrigens eine fehr bedeutende Ausdehnung der betreffenden Spinnereien weit über 
die Zunahme der Bevölkerung im Zollvereine fid) nachweiſen läßt, ift bereits in der Schrift: 
der deutſche Zollverein während der Jahre 1834 bis 1845, auögefprodyen, theils ergiebt eb 
fid) aud der offiziellen Zufammenftellung des Gingangs und Ausgangs an Webereimateria: 
lien und Fabrifaten in und aus Preußen und in und aus dem Zollverein für die Jahre 1822 
bis 1845, woraus man erfieht, daß die Einfuhr der rohen Baummolle, alſo des Materiald 
für unfere Spinnereien feit 1834 von 120,532 auf 304,634 Zentner im Jahre 1845 flieg; 
d. h. cd geſchah eine quantitative Ausdehnung der Spinnereien auf dad Zweieinhalbfache. — 
Bon einer Noth unter den Spinnereiarbeitern kann aber gar keine Rede fein, wohl aber ift die 
Noth untern den Webern weltbetannt, die man durch den vorgeſchlagenen Schutzzoll noch 
vermehren würde, ohne fie felbft durch einen Rückzoll zu heben. 

2. Mit befonderem Nahdrud wird in dem Promemoria hervorgehoben , daß dic wegen 
ungünftiger Zage der Induſtrie beantragte baldige Revifion des Zolltarifs 

„unter Zugichung von Sadyverftändigen* vorzunehmen fei. 

Es ift gewiß weiſe, bei jeder Regierungdmaßregel von denjenigen ſich rathen zu laſſen, 
deren praftiicher Beruf ihnen eine genaue Kenntnif der betreffenden Verhältniffe giebt Man 
muß fich immer Sadyverftändige fuchen, wenn fie zu finden ſind. Aber man muß aud) genau 
die Sache unterſcheiden, von der man ein Verftändnif ſich verfchaffen will, damit man ſolche 
Sachverſtändige zu Rathe ziehe, weldye die betreffende Sache verftchen oder kennen. Es fragt 
ſich aljo, über welche Sache will man in diefen Falle ein klares Verftändnif erlangen? Die 
Antwort ift: man will ein klares Verftändniß gewinnen über cin anerkannt ſchwieriges ſtaals⸗ 
wirthichaftlidhed Problem; man will zunädyjft wiffen, ob die Noth der Arbeiterflaffe im Al: 
gemeinen dadurch gelindert wird, daß man durch fünftliched Vertheuern des Webermateriald 
(des Garns) die Spinnereien noch raſchet vermehrt und dabei den Abſatz der wenigſtens fürd 
Inland vertheuerten Weberivaren vermindert. Fragt man alfo den Spinnereiunternehmer, 
ob ihm eine Erhöhung des Garnzolls auf ausländiihe Garne Noth thue, fo twird er jagen: 
‘a; fragt man den Weber, ob er eine ſolche ertragen könne, fo wird er Nein antworten. Tiefe 
Antwort ergiebt ſich alfo, felbft ohne jene Frage, aus der Sache felbft. Folgt man dem 
fahberftändigen Spinner, fo wird man dad eigene Intereffe für ſich ſprechen laffen; folgt 
man dem Weber, fo wird man die Klagen der Spinner herborrufen. 

Wer foll num entfheiden? Es entſcheiden bier allein Grundfäge der Staatswirthihaft, 

efunde Grumdfäge, erprobte Maximen, wie wir fie im Zollvereine vorliegen haben, cd ent 
Öheiden allein Thatſachen, wie wir fie aud dem Fortgange der Induſtriezweige lernen, ob fie 
nämlich) für die Nation natürliche, vortheilhafte, nicht koſtſpielige und unnatürliche find. Wenn 
man aljo im Promemoria lieft, daß die Motive zum Antrage die Induſtriellen, mie fie dor 
einiger Zeit vom KHandeldamte einberufen wurden, nämlich große Fabrikanten und Beliger 
von Spinnereien und Webereien, Drudereien, Färbereien u. ſ. w, ald die Sachverſtändigen 
für dad betreffende Problem bezeichnen, fo wird man zu der frage veranlaft, ob denn bit 
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prattiſchen Berufoverpflichtungen der Spinner, Weber, Färber, Druder u. ſ. w. ihnen ein nähe: 
red Verftändniß ſtaatswirthſchaftlicher Berhältniffe, welche das gefammte Volt und die gefammte 
Induftrie berühren, geben? mithin, ob diefe Spinner und Weber aud) da ald Sachverſtän— 
dige gelten können, wo es ſich gar nicht um die technifche Ausübung ihrer Getverbe, alfo nicht 
um diejenige Sache handelt, die fie beffer ald Andere verſtehen. Wenn geforfcht würde, wie 
am beſten nnd billigften gefponnen, gewebt und gefärbt werden könnte, dann wären prattifche 
Spinner, Weber u. ſ. w. vorzugsweiſe Die Sadjverftändigen. Handelt es fid) aber darum, zu 
entfheiden, ob man durd) legislativen Zwang Kapital und Arbeit fünftlidy aud einem Ge— 
werbe heraus und in ein andered Gewerbe hinein, Geld aus der Taſche der Ktonfumenten in 
die Tafche der Produzenten leiten folle, fo muß man augenblidlid) zugeben, daß dicd lauter 
Sadıen find, über weldye man nidyt bei Spinnern, Webern, Färbern ald foldyen ein Ver: 
ftändniß vorzugsweiſe zu ſuchen hat. Jeder wird fein Gewerbe ald das zu begünftigende 
ausgeben; der Kaufmann allein etwa wird den Abſatz im Großen und Ganzen überfchlagen 
fönnen. Die Induftriellen fönnen fahverftändigen Rath ertheilen für die zweckmäßigſte Ein- 
tihtung einer Spinnerei, Weberei oder Druderei, nicht aber über die heilfamfte Normirung 
eined Tarifs; fie find Sahverftändige in der Induftrie, nicht aber in Steuerfadyen; da re— 
präfentiren fie immer nur einfeitige Intereffen; Jedem das feinige, da find fie Parthei. Werth: 
bolle Auskunft können fie geben über Anzahl und Yage, Zus oder Abnahme der Befcyäftigten, 
die Höhe des Arbeitölohned, Betrag und Beftandtheile der Erzeugungdtoften u. ſ. w. So— 
bald fie aber über den ſtatiſtiſchen Nachweis hinausgehen und ftaatstwirthichaftlidye Vor— 
fhläge machen, die natürliche Richtung der Induftrie und der Kapitalien ftören wollen, ver: 
laffen fie das Feld ihrer Sadıverftändigteit. Beim Durdylefen der Berathungen der Indu— 
ſtriellen über Raatewirthfhaftliche Maßregeln ift nichts auffallender, ald das oberflächliche 
Behandeln und fchnelle Verlaſſen aller technischen Materien und das kühne Iheoretifiren 
über die mweitgreifendften Beziehungen focialer, finanzieller, nationaler und fogar diplomati- 
ſcher Fragen. Die geſuchte Erledigung der Tariffrage dürfte gerade deöhald biöher verfehlt 
worden fein, weil man den Indultriellen längft geftattet eine befondere Autorität für ihre 
Anfihten da zu beanfprudyen, wo fie Sachen behandeln, zu denen fie nur durch perſönliches 
Intereffe und mithin möglicherweife durch ein Vorurtheil, in befonderer Beziehung ftehen. 
3. Der Fürft Lichnowöky fühlt fidy gedrungen, in einer langen Rede zum Beweiſe 
ded Schutzzolles, des Schutzzolles nad) allen Seiten, von vorne herein alle Ziffern des Fi: 
nanzminifterd zu perhorreäciren, jedoch nur fo weit, als er ihm nicht folgen konnte; fo weit 
aber, ald fie ihm dienen follen für die Leinen» und Tuchfabrikation, beanfprucht er reichlichen 
Gebrauch feiner Ziffern. Alle Zahlen aber, die er in Bezug auf die Zeineninduftrie anführt, 
ftehen in gar feinem Bezuge auf die vorliegende Schußzoll Frage, Unfere Zeinenausfuhr hat 
fid) vermindert, der Abjag auf ausländifhen Märkten ift von einer Mehraudfuhr von 
108,080 Zentnern im Jahre 1834 auf 57,820 Zentner im Jahre 1845 herabgegangen. 
Diefe Ihatfahe fteht feft. Kann man aber auf irgend begreiflid)e Weiſe durch einen Schuß: 
zoll ausländiſche Märkte erfchließen? "Heißt ed nicht gegen den wahren Sinn der Sadıe 
ſprechen, für die Ausfuhr einer Waare einen Schutzzoll beanspruchen? Keinerlei Konkurrenz 
fremder Leinenwaaren hat auf unferem inländifchen Markte der Zeineninduftrie geſchadet; 
die 1,317 Zentner gebleichter, gefärbter, gedrudter Zeinwand, Zwillich und Drillid), die in 
dad ganze Zollvereind- Gebiet während 1843 bis 1845 jährlidy eingeführt worden, ftehen 
einer Ausfuhr von immer nod 59,137 Zentnern ald nichts ſag end gegenüber. Faft ohne 
alle Konkurrenz fremder Leinen ift alfo dieſe Induftrie gefunten. Muß man nidyt den Grund 
ihres Sinkend in anderen Urſachen ald in der ausländiſchen Konkurrenz im Inlande ſuchen? 
Tiefe Ihatfache, die in hundert und abermal hundert Schriften auseinandergefegt ift, ift dem 
Heren Fürſten unbefannt geblieben und er ſchrieb dad Sinken der Leineninduftrie auf den 
mangelnden Schutzzoll! Höchſt auffallend muß es hiernad) erſcheinen, wenn faft wörtlich 
ein anderer hochverehrter Redner der Herren-ſturie, der ehemalige Miniſter des Innern, in 
die Behauptung einftimmt: „Hätte man der Zeineninduftrie denfelben Schu angedeihen 
laffen, wie der Tuchfabrifation, fo würde fie jegt, wenn auch nicht eben fo brillante, fo dod) 
wenigſtens befriedigende Nefultate ergeben." Beiden Vertheidigern diefer Induſtriezweige 
ſcheint es demnad) yicht recht befannt zu fein, wie unfere Tuchfabrikation ſich erft feit der 
Periode, wo das alle Verbotſyſtem, dad Verbot der Einfuhr audländifden Tuches und bie 
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ſehr hohe Belaſtung des franzöfifchen, engliſchen und holländiſchen Tuches aufgehoben und 
mit dem Zollfage von 30 Ihlen. erfegt wurde, wo ferner das Verbot der Wollausfuhr auf- 
gehoben und diefes mit einem mäßigen Zolle vertaufcht wurde, d. b. alfo feit dem Uebergange 
in daß freiere Prinzip des Zollvereind oder feit dem Tarife von 1818 dermaßen gehoben bat, 
daß Preußen allein aldbald in den Jahren 1822— 24 mehr Wollenwaaren ausführte, ald 
gegentwärtig der ganze Zollverein ausführt. Die gänzliche Unbekanntſchaſt mit der Tatſache, 
9 unfere beſten und größten Wollen- und Tuchmanufakturen in den Rheinlanden ohne 
allen Schuggoll ſchon lange vor dem Zollverein entitanden und auögebildet find, geht eben: 
falld aud dem Gefagten hervor; anftatt aber bei diefen beiden Manufatturen, was Noth 
thäte, Auf fernere Entwidelung der Handeldverhältniffe und Abfanbeziehungen 
zum Auölande zu dringen, ſucht man ſich vielmehr auf dem Terrain des Schutzolles, der 
nichts helfen würde, zu befeftigen. 

Es ift über den Rüdgang der Zeineninduftrie fo viel Treffliches gefchricben und gefpro- 
chen worden, daß es nicht möglic) ift, darüber noch viel Neues vorzubringen. Die Stimmen 
derjenigen, die ſich mit Diefer * im Einzelnen befhäftigt haben, derjenigen, die ſich aus 
Mitgefühl für die Noth der Zeinenarbeiter in Schlefien damit befdhäftigt haben 
(vergl. befonderd: Schneer, über die Noth der Leinenarbeiter in Schlefien und die Mittel 
ihr abzuhelfen u. f. w., unter Benutzung amtlicher Quellen, Berlin 1844), haben ſich ohne 
Ausnahme dahin geeinigt, daß durch einen Schußzoll gegen die Einfuhr von Zeinengarn und 
fertiger Zeintvand aller Art diefer Induftrie oder den Arbeitern, die darin beſchäftigt find, am 
allertvenigften zu nützen ift, und fie berufen fid) dafür auf folgende Gründe, die das Gewicht 
von Ihatfahen haben. 

Der Rüdgang der deutfchen Zeineninduftrie von der Stufe, auf welche fie ſich ſchon frü⸗ 
her und befonders feit den Tarif von 1818 in Preußen erhoben hatte, ift nicht durch Die 
Mehreinfuhr von Leinenwaaren ded Audlandes bewirkt worden. Ed hat ſich feinerlei über: 
wältigende Stonkurreng, keinerlei nur irgend der Rede werthe Konkurrenz des Audlanded auf 
dem inländifhen Markte gezeigt, vielmehr entfpringt die gegenwärtige —* der Weber aud 
der Abnahme ber Leinenausfuhr, alfo aus der Abnahme ded Abſaßts im Auslande 
oder auf dritten Märkten. Dicfe Abnahme ded Abſatzes liegt theis in der Natur der Dinge, 
in Urfachen, auf die feine Einwirkung möglid) ift, teils in foldyen Gründen, bei welchen nur 
allein die Art der Technik der Arbeiter betheiligt ift. 

Die erfte und wichtigfte Urfadye des Rüdganges ift die Ausbreitung der Baumwollen 
Induftrie oder die Ausdehnung ded Gebrauchs von baumwollener Wäſche und baummolle: 
nen Zeugen in der ganzen Welt an der Stelle der früheren Leinenzeuge. Wenn aud) in den 
heißeften Gegenden der Welt (in Mexiko, Kuba, Mittelamerika) noch immer viel Leinwand 
verbraucht wird, fo reicht dieſer Verbrauch doch nicht hin, um den alten Stand der Audfub- 
ren von Leinwand zu erhalten. Man bedenke nur, wie felbft bei und im gemäßigten Klima 
die alten gefärbten und bedrudten rien pe on Leinen aller Art immer mehr verſchwin⸗ 
den, die früher von unferen Zandleuten faſt allgemein getragen wurden. 

Eine Abnahme der Auöfuhren hat allerdings ftattgefunden, aber nidyt nur in Deutid 
fand, fondern auch in Großbritannien. Die britiiche Ausfuhr, deren Werth nod) war 1839 = 
3.292.000 2ft., war 1844—=2,703,000 Lit. 

Wie viel die fünftlihe, durd hohe Schutzzölle hervorgerufene Ausdehnung der Baum: 
wollen-Danufattur im deutfchen Zollverein zur Bedrängniß der Leinentveberei beigetragen 
hat, fäßt ſich nicht in Zahlen beredynen; die Ihatfache ift aber außer allem Zweifel, dah der 
Schutzzoll gegen die Einfuhr baummwollener Geivebe zum Schaden der Leinenweberti die Mut: 
dehnung der Baummollen-Induftrie und die Störung deö natürlichen Gleichgewichtes beider 
ebenfalls vermehrt hat; man hätte daher ſchon längft diefen hohen Schutzzoll berhaͤltnißmaͤßig 
zum Leinenzoll erniedrigen follen. 

Ein anderer Grund der Abnahme der Ausfuhr an Leinenivaaren aud dem deutfchen 
Zollverein liegt darin, daß und Großbritannien in der Anlegung von Flachs⸗Maſchinenſyin⸗ 
nereien ſchon feit längerer Zeit volllommen überflügelt hat. Man nimmt an, daß Großbri— 
tannien nahe zu 500 folder mechaniſcher Spinnereien (vorzüglid) in Schottland und Irland) 
in Thätigfeit hat, mit circa 1,700,000 —— bei einer Garnausfuhr im Jahre 1815 von 
21,500,000 Pfo. zum Werthe von 1,500,000 Lft., wovon jedoch nur ein fehr geringer Theil 
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in den Zollverein eingeführt wird. Maſchinengarn und Handgarn find übrigens zwei ziem⸗ 
lid) verſchiedene Produkte, zu fehr verfchiedenen Geweben tauglid); und wenn es auch richtig 
ift, daß zu der fähledhteren und loſeren Leinwand für den gewöhnlichften Verbrauch daß erftere 
allgemeiner verwendet werden kann, ald died bei und gefchieht, fo ift dagegen das Handgarn 
immer noch die gute Baſis der guten Weberei und wird cd aud) bleiben, ſoweit diefelbe nicht 
blos für den Abfag auf ausländifhen Märkten arbeitet. 

Bei der Schugzoll: Frage in Bezug auf ausländiſche Garne bieten ſich nun zwei Rüdfic- 
ten vorherrfhend dar. Allerdings wäre ed wünfchendwerth, daß auch unfere Induftrie an 
dem Abfage auf ausländiſchen Märkten, namentlich auf denen Mittel: und Südamerikas, wie 
Spaniens und Portugals den gleichen Antheil wieder erhielte, den fie früher gehabt, und den 
nun die Engländer fid) errungen haben; aber weöhalb haben diejenigen, welche ihre Kapita- 
‚ lien und ihren Unternehmungögeift der Manfchinenfpinnerei gumenden wollen, darauf nicht 
ſchon längft gedacht, als es nody an’der Zeit war? Warum haben fie nit, ald die Englän- 
der ihre Anlagen begannen, die gehörige Kenntniß davon genommen, entweder allein ihnen 
nachgeahmt oder Geſellſchaften gebildet, die mit vereinter Kraft dies thaten? 

Hinterher erft beftreben fie fi, Die Hülfe der Regierungen zu erlangen auf Koſten der 
inkändifchen Leinenweber und verlangen Schutzzölle gegen audländifched Garn. Seit 18 Jah: 
ten wäre ed an der Zeit geweſen, den nothiwendigen Uebergang der armen Handfpinner, nicht 
aller (dies wäre nidyt einmal ziwedtmäßig), fondern derer, die zum feiten und feinen Handge— 
fpinnft untauglidy waren oder ſich ſchlecht ernährten, zur Maſchinenſpinnerei vorzubereiten. 
So wie die Sache aber jegt fteht, nachdem der Marft theilweife verloren ift, fommt es auf 
die Rüdfihten für die beftchenden Induftriegweige zunächſt an, auf die Handfpinner und 
Leinenweber, nämlid darauf, was dieſe bei einem erhöheten Scyußzolle verlieren. Unſer 
Garn ift Handgefpinnft, unfere Zeinwand ift Gewebe von Handwebern, die beide zum größ- 
ten Iheile aus der Nebenbefchäftigung der Yandleute hervorgehen. Achtmal fo viel Stühle 
in dieſer Weberei Preußens gehen noch immer auf Nebenbefhäftigung ald auf fortlaufende, 
befonders in den öftlihen Provinzen. Unfer Garn reicht nur für den auswärtigen Han- 
dei mit Leinwand nidyt ganz aus, für den inländiſchen Verbrauch ift ed überflüflig vorhan- 
den. Durd den Schußzoll gegen ausländiiched Garn wird man allerdings die Nafhinen, 
fpinnerei bei und vermehren, aber zugleidy eine rafchere und größere Bedrängnik ſowohl der 
Handſpinner ald der Weber herbeiführen. Denn je rafcher cö gelingt, recht viel Maſchinen— 
garn zur inländifchen Konkurrenz zu bringen, defto ſchlimmer muß die Yage der Handfpinner 
werden; und je höher der Preis des Mafıhinengarnd anfangd fteigt, defto ſchlimmer muß die 
Lage der Leinenteber tverden, die auch für den ausländiſchen Abſaß arbeiten. 

Mer giebt nun dem Staate dad Recht, anftatt die natürliche Entwidelung der Induftrie 
abzuwarten und fo Niemandem Unredyt zu thun, auf Koften Mehrerer den Vortheil Einzel: 
ner zu begünftigen? 

Es zeigt ſich überdem nach den beften ftatitischen Schaͤtzungen, die für dieſe Induſtrie 
des Jollvereins neuerdings angeſtellt find (von Sachſen aus in Müllers ſtatiſt. Jahrbuch 
für 1846, ©. 89. ff.), daß das Rohmaterial für die Leineninduſttie noch immer nicht in hin- 
reihender Quantität im Inlande erzeugt wird. Im Durchſchnitt auf die 4 Jahre 1841 fand 
nod) immer eine ftarte Mehreinfuhr ald Ausfuhr an Flachs, Werg und Hanf in den Zoll: 
berein ftatt, von 71,619 Zentnern; es zeigt fi), daß eine Mehreinfuhr von 33,309 Zentnern 
an rohem Leinengarn und von 8,188 Zentnern an gebleidhtem und gefärbtem Zeinengarn 
im Durchſchnitt der Jahre 1843 ftattfand. Man kann aber diefes ganze Quantum der 
Mehreinfuhr an ausländifhem Garn höchſtend auf 4—5 Prozent ded gefammten 

arnverbrauchs für die inländifche Zeinenmanufaktur annehmen. 

Muß ed nicht ald eine ungerechtfertigte Forderung erfheinen, wenn man bei folder Sach— 
lage, um „3, abzuwehren, 9%, beſchwert und benadptheiligt? 

4. Um näher in die Sache felbft einzugehen mag hier noch auf eine Berechnung und die 
daraus gezogenen Schlußfolgerungen des Grafen d. Arnim hingewieſen werden. Derfelbe 
Tagke wörtlih: „Man hat, ald England die Einfuhr der Baumwolle um etwa 1 Thlr. 
10 Sgr. pro ‚Zentner erleichterte, geglaubt, es genüge, wenn man die Einfuhr der englifchen 
Baumwoilen⸗Fabrikate um diefeibe Summe pro Zentner erſchwerte.“ Das fheint dem 
Herrn Redner allerdings, ganz abgefehen von der Erfahrung, feine genügende Maßregel fein 
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zu können. Dann fährt er fort: „wenn jeder engliſche Baummwollen-Fabrifant künftig alle 
feine Baumwollen-Fabrikate, Gefpinnfte u. f. w. um fo viel wohlfeiler liefern kann, ale die 
Abänderung oder Aufhebung des Baummollen= Zolld für ihn beträgt, fo kann er ja künftig 
feine Fabrikate in Preußen viel wohlfeiler abfegen, ald die Differenz von 1 Ihr. 10 Sgr. 
Breufifchen Eingangszolls beträgt.“ 

Die Beweisführung dafür dürfte dem Nedner jedoch fehr ſchwer, wir möchten fagen, un: 
möglid) werden, wenn der Fabrikant nicht anders geneigt wäre, den Preußiſchen Stäufern 
cin don gratuit, ein Geſchenk zu machen. 

„Ja!“ ruft der Herr Graf weiter aus, „wenn er dad, wovon er in England den Jentner 
um 1 Ihlr. 10 Sgr. wohlfeiler produzirt, nur in Preußen abfegen könnte, dann wäre die 
Sache ausgeglichen. Er führt aber in die ganze Welt feine Fabrikate um fo viel mohlfeiler 
aus, ald die Abänderung ded Baummollen- Z0lld in England beträgt, und unfere Repreffa- 
lien, wenn id} fo fagen foll, empfindet er faum; er fann alſo von dem Augenblid an in einem 
viel höheren Maaße mit unfern biefigen —— konkurriren, er kann, wenn er um 
I Ihle. 10 Sgr. wohlfeiler produzirt, in Breußen nod viel wohlfeiler verkaufen (9), 
weil ihm der Antheil von 1 Ihle. 10 Egr. pro Zentner auf dem ganzen Weltmartte zu 
Theil wird, wo nicht überall ähnlihe Maßregeln getroffen werden können. 

Dffenbar liegt hier eine Verwechſelung einiger ganz entgegengefegter Begriffe vor. Wenn 
der Eingangözoll auf rohe Baumivolle für den engliſchen Fabritanten von I Ihr. 10 Ear. 
aufgehoben wird, fo ift Died nichtö weiter, ald die Entfernung einer Beläftigung des inländi- 
ſchen englifchen oder ausländiihen Konfumenten, der dieſe Baumwolle in fertigen Waaren 
verbraucht. Der englifche Weber eben fowohl wie der Preußiſche konnte nun das engliſche 
Garn um I Thlr. 10 Sgr. Zoll wohlfeiler erhalten. Erhöht Preußen zum Schuge für feine 
Spinner den Zoll um den gleihen Betrag, fo mag der engliſche Fabritant fein Geihäft auf 
dem übrigen Weltmarkte noch fo weit ausdehnen, in Preußen hat die engliſche Waare immer 
1 Ihe. 10 Egr. mehr zu bezahlen; hier hat alfo der Engländer den Vortheil nicht, der ihm 
auf dem ganzen übrigen Weltmarkte zu Theil wird, nad) des Herrn Grafen Anficht. Der 
englische Fabritant tann daher nur dann im ftärferem Grade auf unferem Markte konkurriten, 
wenn er feine Waaren für Preußen au wohlfeileren Preiſen abläßt ald für die übrigen Län- 
der der Welt. Die Vorausfegung ded Herrn Grafen beruht alfo darauf, daß der engliſcht 
Fabrifant fortlaufende Geſchenke an die Preußiſche Nation machen werde, um dad Vergnü— 
gen der inländiihen Konkurrenz zu genichen. Man frage unfere Kaufleute, die Baumtoolien: 
Moaren aller Art von England beziehen, ob fie von dort ald Preußen mit wohlfeileren Prei- 
fen berütfichtigt werden, ald andere Nationen, oder ob ſich Handel und Abjag nicht im Gto⸗ 
fen nach den Preifen der Waare machen, wie fie in den Verzeichniffen der Kommitfiondhäufer 
innen wöchentlich zugeſchickt werden. 

Es ift überdies feine richtige ſtaatöwirthſchaftliche Maxime, es ald einen Grund bon 
Repreffalien (!!) angufehen, wenn andere Völfer auf dieſelbe Weiſe ihre Fabrikation er— 
leichtern und wohlfeiler machen, tvie wir dies im Zollverein ſchon längft gethan haben. Eollte 
wohl da, wo ſolche Anfichten fidy zeigen, daß dann, wenn ein dritter Staat bernünftigere 
Grundfäge in feinem Steuerfgftem durdyführt, die andern Staaten ſich zu Repreffalien ver: 
binden müßten, von praktiſcher Erörterung der widhtigften Fragen die Rede fein? . 

5. Rüdzölle find aus mehreren Gründen zu verwerfen, in jofern fie nicht bei Gegenftän- 
den eintreten, auf denen im Inlande cin Finanzzoll ruht. Denn wollte man in diefem Kalle 
den Rüdzoll verfagen, fo würde man den rabritanten in feinen Bezichungen zum Auslande 
benadhtheiligen, indem er mit dem unter günftigeren Verhältniffen produzirenden Auölönder 
nicht überall würde fonturriren fönnen. Außerdem aber, fobald cin Zoll auddrüclich ald 
Schutzzoll anerfannt ift, find Rückzölle eine Ungerechtigkeit gegen die Steuer zahlende Na⸗ 
tion. Dieſe nämlich oder dad Inland ſoll in feinen Ganzfabritaten, die es verbraucht, DE 
höheren Preiſe des dur den Schuß gefteigerten inländifchen und des durd) den bezahlten 
Zoll gefteigerten ausländiſchen Halbfabritatcd entrichten, dad Auöland aber fol Die um den 
Rüdzoll wohlfeileren Ganzfabritate erhalten. Man verlangt einen Schutzzoll gegen auslan- 
difche Garne von 5 Thlrn, Damit die inländifdyen Garne um 5 Ihfr. gefteigert werden können. 
Um den erportirenden Weber zu entihädigen, der die auöländifchen Garne dennoch begieben 
muß, till man ihm den Rüdzoll von 5 Ihlrn. zuwenden und fo eine Ausgleihung ſchaffen 
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Die Folge ift, daß der für dad Inland allein arbeitende Weber die 5 Ihlr. mehr für die 
Garne geben muß, daß der Konfument diefe verliert, die der Spinner gewinnt, daß der Weber 
aber angetiefen wird für dad Ausland au arbeiten, in melden Falle allein er den Rückzoll erhält. 

Eomit bringt jeded fonfequente Schutzzoll-Syſtem die Ungerechtigkeit mit ſich, daf der 
Inländer befteuert wird, damit der Ausländer beffere und wohlfeilere Waaren erhalte. 

Die Regierungen, weldye ohne gehörige Prüfung ſich foldyen eigennüsigen Anforderungen 
bingeben, fönnen ſich diefer Konſequenz nicht entzichen. Frankreich hat bereitd feine Rüdzölfe 
und Ausfuhrprämien zu ungeheuren Summen fteigern müffen, weil die dortige Regierung 
jeit dem Jahre 1814 dies Prinzip des Schutzes konſequent aufnahm. Nebeniud, in feinem 
berühmten Werte über den deutichen Zollverein, S. 22 führt mit Redyt gegen das Schutzzoll⸗ 
und Nüdzoll-Shitem dieſen Umſtand näher mit folgenden Worten an: 

„Die Prämien und Rüdvergütungen fliegen in Frankreich vom Jahre 1817 — 1830 
unter dem Wechſel der Gefehgebung von 86,590 — 14,427,426 Fr. Im Jahre 1831 be- 
trugen fie ſchon 16,308,470 Fr.; im Jahre 1832 ſchon 23,955,638 Fr. Im Jahre 1844 
wurden für einen einzigen Induſtriezweig über 4,000,000 Fr. Auöfuhrprämien gezahlt, * 

Dan entnchme hieraus, wie die Wirkung eines ſolchen Grundfages fein muß, ob nicht 
dadurd; der Abtveg geradezu vorgezeichnet wird, eine Induſtrie hervorzurufen, die nicht für die 
Bedürfniffe des Inlandes produsirt, fondern dieſes beläftigt, Damit Dad Ausland wohlfeiler 
verforgt werden kann. Ie höher der Schutzzoll, defto höher der Rückzoll. So tritt es cin, 
daß der inländifche Konfument und der Produzent von Halbfabrikaten befteuert werden zu 
Gunften der Produktion für dad Auöland; einmal müffen fie die durch den Schutzzoll auf 
Halbfabritate gefteigerten Preiſe ded Inlandes bezahlen und dann werden die Preife deö 
Inlandes gefteigert, weil man für dad Ausland vortheilhafter oder doch wohlfeiler produ- 
jiren fann. Immer aber ift die Induftrie, welche für dad Inland allein die vertheuerten 
Stoffe verbraucht, in übertwiegendem Nachtheil. 

So Iehren die Vertheidiger die Cchuszölle, Die wichtigfte Aufgabe der Staatöwirthfchaft 
fei es dahin zu gelangen, das Audland wohlfeiler zu verforgen, ald dad Inland. 

Das Spitem der Schugzölle beftcht nun in Preußen feit mehr ald 23 Jahren; dad 
Syſtem der Verbote beftand vor ihm über cin halbes Jahrhundert; getviß eine genügende 
Zeit, um diejenige Produttion, die auf diefem Wege befördert werden kann, hervorzurufen 
und zu erproben. Das Syſtem der gefhärften und erhöhten Schutzzölle befteht im deutfchen 
Zollverein über 13 Jahre. Hat es feinen Zweck erreicht oder nicht? 

Hat ed ihm erreicht, fo iſt auch zur allmäligen Abſchaffung deffelben, d. h. zum vollkomm⸗ 
neren Kreihandelöpringip überzugehen, wenigſtens den Zeitraum zu firiren, in welchem bei 
jedem beftimmten Getverbe die Schutzzölle fallen follen. Dies ift nothiwendig, um den Zweck 
zu erreichen, den dad Geſetz von 1818 erflärtermaßen vorſchreibt. 

Nur die Zweckerfüllung desjenigen, was man fid) vorgefeht hat, ift Prinzip einer auf 
freie Bervegung gegründeten Handelöpolitik. 


Beilage I. 


Durdy Erhöhung der Eingangdzölle von gewebten Waaren kann man auch nicht der 
Induftrie der Weber, Färber und Druder einen größeren Aufſchwung geben, denn unter 
den jetzigen Zollfägen kommen nur fo geringe Quantitäten ausländischer Weberwaaren auf 
die Follvereind: Märkte, dah von einem Konkurriren daheim nidyt Die Rede fein kann. Eine 
Einfuhr von Baumtollen- Waaren von 9669 Zentnern, und an gebleichter Leinwand von 
2184 Ientnern ift gar nicht in Betracht zu ziehen. Die Einfuhr von Wollenwaaren war aller- 
dings im Jahre 1845 bis auf 36,131 Zentnern, aber gleichzeitig auch die Ausfuhr bis auf 
76,102 Zentner geftiegen. In Seidenwaaren ergab ſich im Jahre 1845 für den Zollverein 
eine Einfuhr von 2674 Zentnern gegen eine Ausfuhr von 6932 Zentnern; in halbfeidenen 
Waaren im Jahre 1843 bid 1845 eine Einfuhr von 2821 Zentnern gegen eine Ausfuhr von 
4409 Zentnern. Induftrien, welche, wie die Zeugfabritationen im Zollvereine, nicht nur den 
ganzen einheimifchen Abſatz inne haben, fondern aud) für Die Verforgung des Auslandes ar- 
beiten, laſſen ſich durch nod) fo hohe Gingan 8zölle gar nicht mehr heben, denn es handelt 
ſich nicht darum, fremde Zeuge vom inländifhen Markte zu entfernen, fondern mehr inlän- 
diſche Zeuge auf fremden Märkten abzufegen, infofern die gedachte Induftrie ſich auöbehnen 
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foll; — e8 handelt ſich nicht darum, die fremde Konkurrenz daheim abzuwehren, fondern fie 
im Ausland fiegreidy zu beftehen; — weit entfernt, fie ſcheuen und meiden zu dürfen, mühte 
man fie auffuchen, ihr trogen, fid) durch den fteten Wetteifer mit ihr zu erhöhter Anftrengung 
anfpornen laffen. Aber den Kampf muß man aud), durdy Gewährung möglichſt guter und 
mohlfeiler Materialien, thunlichſt erleichtern. Aus diefer Nüdficht ift die Seftenerung de 
Garned eine nicht zu rechtfertigende Mafregel. Das angeführte Promemoria fpricht dicd aud) 
in einem Satze aus, welcher um fo beachtenswerther ift, ald er den ſchlagendſten Berveisgrund 
gegen den ganzen Zweck der Petition liefert; — «8 heißt nämlich): 
„So lange die wenigen im Lande befindliden Spinnereien den Bedarf der Fabrikation 
nicht deden fönnen, ift dad fremde Garn ald Rohmaterial zu betrachten; ed geht aber gegen 
die Grundfäge einer gefunden Nationalöfonomie, dieſes zu befteuern und dadurch den Aud- 
fuhrhandel an beſchweren.“ 

Diefer Sag enthält eine eben fo einleuchtende ald große Wahrheit, die aber mit unnd- 
thigen Beſchränkungen ausgeſprochen wird. Alled Garn ift nämlich für die Weberei, unter 
allen Umftänden, das Rohmaterial; und ed geht befonderd gegen eine gefunde Nationalöto- 
nomie, durch Wertheuerung deffelben den inländifdyen Abjay zu erſchweren, welcher ficben- 
mal wichtiger ald der Ausfuhrhandel ift. Wenn auf die Gewährung eines Rücholls fo hef 
tig gedrungen wird, um die nadıtheilige Wirkung des Garnzolls bei dem Abſatz ind Aubland 
wieder zu neutralificen, follte man nicht um fo mehr auf eine ähnliche Erleichterung für den 
inländifchen Abfag dringen, wo die Vertheuerung ded Materiald ihren Nachtheil über eine 
fiebenmal größere Waarenmaffe äußert. Die Hülfe, welche der Rückzoll dem Ausfuhrhandel 
— kann nur durch Abſchaffung des Zolls dem einheimiſchen Abſatz geſchafft erden. — 

eſetzt aber, cd würde dad Garn, wie verlangt, mit 5 Thlrn. für den Zentner befteuert und 
um eben fo biel einftweilen vertheuert: die Weber im Zollvereine verbraudyen jährlich für den 
inländifchen Zeugbedarf über 800,000 Zentner Baumwollen⸗Garn; fo müßten fie died Ma— 
terial um 4,000,000 Thlr. theurer bezahlen, alfo mit ihren Preifen verhältnißmaͤßig auf 
ſchlagen. Aber bei erhöhten Preifen würden fie twgniger Waarenſtücke lodwerden ald jehl. 
Es zeigt ſich auch erfahrungdmäßig, daß der Abfag in noch ftärkerem Maafe abnimmt, ald in 
welchein der Preid gefteigert worden ift, fo daß man bei Vertheuerung einer Waare den Ge⸗ 
fammterlös bon derfelben einfhrumpfen ficht. Die Weber würden alfo einige Millionen 
Thaler mehr often und dabei wohl aud) einen geringeren Erlös als jegt haben, fo daß die 
Einfhräntung ihred Erwerbes viel mehr ald vier Millionen Ihaler betragen, und dad Brod- 
loswerden von Taufenden von Weberfamilien zur Folge haben müßte. 

Der Vorſchlag * Erhöhung des Garnzolld muß augenſcheinlich eimas ganz anderd 
als die Linderung der Mrbeiternoth zum Zwecke haben. Die Mafregel geht direkt gegen alt 
humane Berüdfihtigung der allerzahlreichſten Klaffen induftrieller Yirbeiter Sie wäre aber 
nicht nur unftaatöwirthichaftlih und inhuman, fondern auch ungerecht. Denn ed fragt ſich 
woher man das Recht habe, Taufenden von fleigigen Webern das Brod zu nehmen, damit 
einige große Mafchinenfpinnereien entftehen, — woher man überhaupt das Fed habe, Maß 
regeln zu ergreifen, welche dem Einen auf Koſten eines Andern Gewinn zutveifen. Daß aber 
die agitirten Operationen mit ben Garnzöllen dem Einen Schaden bringen follen, um dem 
Andern zu nügen, ift nicht nur aud der Natur der Sache augenfällig, fondern cd wird bied 
fogar von den Befürwortern mit dürren Worten ausgeſprochen; denn im Referate der Ab⸗ 
theitung der Herren⸗ Kurie wird Unzufriedenheit mit den zuleht bewilligten Echöhungen det 
Garnzölle deöhalb geäußert, weil fie , ‚ 

„den Webern, Drudern und Färbern ſchaden, ohne den Spinnereien genügend 

zu nützen.“ 

Die jetzt agitirte weitere Erhöhung der Garnzölle bis auf 5 Ihr. würde ben Spinne: 
reien allerdingd einen großen Nutzen bringen: ob er groß genug fein würde, um der geh; 
rungöfähigteit derfelben zu genügen, ift Die Frage, — und nod) mehr ift ed die Frage, ob er 
— genug fein würde, um dad öffentliche —— zu deſtechen und allen Den⸗ 
jenigen den Mund zu ſchließen, welche dagegen im Namen der Faltblütig geopferten Weber: 
familien reffamiren dürften. Wenn vielverbreiteted Elend die Bande der Ordnung lodert, 10 
kann man gewöhnlid; den Urfprung ded Uebels in getvaltfamer Einmiſchung in den Gang 
der Induftrie finden. 


Baummolle in England betrug in den Jahren 
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Beilage MI. 


Man behauptet, daß zum Transport der rohen Baumwolle nad) dem Zollverein, wenn 
der Zollverein erft mit wer weiß wie vielen Spinnereien beglüdt wäre, 600 Schiffoladungen 
befradjtet werden fönnten, und hierdurdy würde alfo eine bedeutend erhöhte Thätigkeit und 
Ausdehnung unferer Nhederei in Ausficht ftehen. Abgefehen davon, daß die zu diefem Dienfte 
nöthigen Schiffe nicht leer nad) den transatlantifhen Urfprungsländern fegeln könnten, 
fondern daß fie eine Hinftacht entnehmen müßten, über deren Beſchaffenheit weislich ge- 
ſchwiegen iſt, alfo abgefehen hiervon wollen wir einmal überfidytlich beredynen, auf welche 
Quantität jene 600 Schiffsladungen fidy gründen. 

Wir nehmen Schiffe von 200 Laft à 4000 Pfund an (mas freilich ein etwas hoher 
Durchſchnittsinhalt ift); Died ergiebt 800 000 Pfund per Schiff, und 600 Mal genommen 
die enorme Summe von 480,000,000 Pfund, ſage 480 Millionen Pfund! Alſo fo viel rohe 
Baumwolle fol nad) erlangtem Schutz im Zollverein verfponnen werden. Die Einfuhr von 


1835 circa 364 Millionen Pfund, 


1836 = 407 
1837 = 407 
1838 = 508 
1839 390 
1540 - 592 
1841 = 488 
1542 = 532 
1843 673 
1544 646 


Bon diefen Quantitäten famen 


Nordamerika. 


- 
- 


- 
m 


4 


x ua “ % 


- 
= 


* 
* 


etwa fünf Schötel aus den Vereinigten Staaten von 


Die Baumtollenernte der Vereinigten Staaten (welche befanntlid) das bei weiten be- 
deutendfte Quantum Diefed Artiteld auf der ganzen Erde erzeugen) kann jest auf 800 bis 


900 Millionen Pfund angefchlagen werben. 


er Zollverein würde alfo in eine ſolche Kon- 


kurrenz mit England treten, die nichts weniger beabfichtigt, alö diefem in der Spinnerei auf 
der größten Höhe ftehenden Lande, deffen natürliche Vortheile*) nun und nimmermehr von 
und errungen und befiegt werden können, faft feinen ganzen Spinnereibetrieb zu entreißen 


und an fid) zu ziehen. 


borliegenden Dentfhr 


Beilage IH 


Der folgende Aufſatz aus Nr. (v. 3.) des Journals des Defterreihiihen Llohd fchildert mit folcher 
ebendigteit die Folgen der gefhraubten Juduftrie, A mir und nicht enthalten konnten, benfelben der 


ft beizufügen.) 


Oeſterreichs Seehandel und Induftrie, 
gegenüber der fogenannten Handelöbilany. 


Trieft, 15. Februar, 


Dem Verfaffer des Aufiages: „Handelöfreiheit und Zollſchutz“ in Nr. 24 unfered Blat- 
ted, find wir noch eine Antwort ſchuldig, und wollen fie ihm nicht lange vorenthalten. 
Seite 94 Spalte 2 ift er begierig zu wiſſen, welche Mittel zum größeren Gedeihen der ma- 

« teriellen Wohlfahrt Defterreiche, den von ihm proponirten en Trieſt vorfchlagen werde, 


„welchen fchöneren, edleren, nuͤßlichern, größern und De 


erreidy angemeffenern Standpuntt 


cd einnehmen zu können glaubt,“ ald den, welchen er ihm zuzuweiſen, für gut findet. Wir 
haben ſchon gejehen, was er vorſchlägt. — 1. Schutz, 2 Schuß und 3. wieder Schutz, 





*) Maritime Lage, billige Gebäude durch Anwendung bon Eifen, billiges Eifen und daher aud) billige 


Vaſchinen, fbottbillige Kohlen, d. h. billiges 


Dampf die Hauptarbeit verrichtet. 


rbeitölohn, weil der durch Kohlen erzeugte 


Pe 


— — — — et nn * 
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und welchen Begriff er ſich von dem macht, was wir, ihm nachhelfend, die materielle Wohl- 
fahrt ded Vaterlanded genannt haben. Das Abgeſchmackte ded affektirten ‚ Abſcheues wo nicht 
Efelö, vor dem Gedanken, Defterreich könnte durch Uebermacht fremder Induſtrie dereinft zu 
einem Spanien oder Portugal, Irieft zu einem Gibraltar der fremden Intereffen erniedrigt 
werden“ haben wir bereitd im erften Iheile diefed Aufſatzes (Nr. 21) erkannt. Hier müffen 
wir nod) eine andere Seite dieſes fonderbaren Paſſus hervorheben, welcher mit der font an 
den Tag gelegten Befonnenheit des Verfaſſers fchr unerfreulich kontraſtirt. — Welche map: 
loſe ——— und Verblendung gehört zu der Aufſtellung: Deſterreich fönne durch 
bermehrte Einfuhr einiger Baumwoll- und anderer Lappen in den Abgrund politiſcher Obn- 
macht geftürgt werden! Als ob die Macht eines Staated auf dem tollen Geſchnurre einiger 
Millionen Spindeln und dem Geflapper einiger Hunderttaufende von Powerlooms beruhte! 

Welche Anmakung der Gewerbe, ſich ausſchließlich Induftrie zu nennen, ſich als die 
allein produttive Kraft des Staated zu gebehrden und für fidy bei der Vertheilung der inöge- 
fammt erworbenen Güter unter dem Namen Schuß das befte Theil vortveg zu nehmen. Als 
ob der Landwirth, der Jäger, der Fiſcher, der Schiffer, der Kaufmann, der Spekulant, der 
Beamte, der Arzt, der Rechtsanwalt, der Künftler, der Lehrer, der Ehriftfteller, der Prichter 
nicht wenigſtens ebenfo produftiv wären, wie der Gemwerbömann, ald ob die Urproduftion 
nicht mindeftens eben fo viel Werthe ſchaffe, ie die Stoffverebelung; ald ob cin Wort des 
Gelehrten, die Jdce des Unterncehmerd, ein Gefeh ded Staatömannes nicht wenigftend eben 
fo edle, two nicht weit edlere Früchte trage, ald der jahrelange Schweiß des Gewerbomannes. 
Wenn nun alle diefe, — doch gleihberchhtigten — Staatöbürger Schuß begehrten gegen 
fremde Urproduktion und geiftige Ihätigfeit, welches Chaos von Privilegien und Monopo: 
lien, welcher Krieg Aller gegen Alle würde da hereinbrechen! 

Das Verlangen der Gewerbe nad) ausſchließlichem Schuß ift nichts Anderes, ald ein 
Produkt ded Materialismus, welcher im vorigen Jahrhundert gleichzeitig mit dem Streben 
nad) perfönlicher Freiheit zum Durchbruch fam, und in der fraffeften Eelbitfucht und Ab- 
trennung bed Individuumd von der Gemeinſchaft, dem Staate, feinen Höhepunkt erreichte. 
Unfere Act ſcheint nun wieder die Berföhnung diefer divergirenden Elemente zu vermitteln, 
indem fie in allen civififirten Staaten Europas die Freiheit ded Individuums anerkennt, aber 
gleichzeitig das Mufgehen der Individualität in die Gefammtintereffen des Staates fordert, 
indem fie gegenüber dem cinfeitigen materiellen Streben nad) irdiſchem Reihthum dad im 
Materialismus indifferent gewordene religiöfe Gefühl wieder belebt und die höheren ewigen 
Güter des Menſchen wieder in die erfte Reihe feiner Wünfche ftellt. _ 

Mir ftchen an der Schwelle einer Periode, in der dad Schlagtvort der Zeit wieder ein 
andered, edlered werden muß, ald: „Geld!“ und dasjenige Land, welches am meiften Reid- 
thümer aufgehäuft, welches dem groben Materialismud die zahlreichften Tempel gebaut — 
England — muß vor dem Nichterftuhle der Weltgeſchichte die Aufgabe löfen, wo die Graͤnzt 
des Induftrialismud ift, ob ein endlofed Weiterftürmen und Zufammentreffen, eine Spaltung 
in Reiche und Arme im Plane der Vorfehung liegt, oder ob fie eben nur fagen wollte: Bid 
hierher und nicht weiter! 

Was ift aber Die Antwort, welche und ſchon jest aus den heutigen inbuftrielen Juſtän— 
den Englandd laut und vernehmlich herüber tönt? Der Menſch meiftere die Maſchint ald 
‚Herr der Natur und Wiſſenſchaft, nie aber finte er felbft zur Mafchine herab, nie perfündige 
er ſich an dem heiligen Gebot der Bruderliebe. 

Man folge dem Schreiber diefed in cine der erften englifhen Mafchinenfabriten. Mãch⸗ 
tige Dampfmaſchinen bewegen die Dreh- Hebel-, Bohr: und Schneidemaſchinen, die riefigen 
Schleifſteine, die ftatt Feilen dienen, die Aufzüge, welche den Beſchauer mit Bligeöfhnelle in 
alle Etodwerke tragen. Eifenplatten von ungeheuren Dimenfionen werden von mächtigen 
Scheeren und Stangen zerſchnitten und durchbohrt wie Papier, gewaltige Krahne vertichten 
die Dienfte des Laftträgerd; an den Maſchinen ftchen kräftige, tuöhtgenährte Männer, beob- 
achten, regeln, leiten den Gang der Arbeit, forrigiren, fegen aufammen und ertheilen mit ihret 
Antelligenz der mechaniſchen Arbeit die höhere Weihe. Nur ein Gedanke ftört den erhebenden 
Anblid und läßt im Herzen ded Menſcheufteundes einen wehmüthigen Eindrud zurüc. Die 
ind Kleinfte gehende Iheilung der Arbeit, durch die allein jenes Wunder der großen 5* 
tion befoirkt wird, läßt in dem Arbeiter nur eine Fähigteit und darum eben zur höchſten 


Reviſion des Zolltarife. 705 


Vollkommenheit reifen; für alles Andere ift er blind und taub, dem geiftig unfreien nügt feine po- 
litiſche Freiheit nichts, Irunt und Ausſchweifung müſſen feine Yangeweile tödten, maſchinen— 
mäßig dreht er, fchneidet er, Hopft er und ahnt fehr wenig oder gar nichtö von dem Jufammen= 
hange ded Ganzen. Doch wir wollen hier nicht zu weit gehen, die gute Bezahlung und die nicht 
überfpannte Arbeitözeit vergönnt ihm dody manchmal etwas Zeit, außer Arbeiter auch Menſch 
zu fein, und wenngleich feine Erziehung und fociale Stellung fein Kamilienleben und die 
Ausficht auf ein kummerfreies Alter noch viel zu wünſchen übrig laſſen, fo bleibt doch ein 
Streben nad dem Beſſern unverkennbar, und die Abhülfe liegt wenigftend im Reiche der 
prattiihen Möglichkeit. 

Diefer Troft verläßt und aber, wenn wir eine Baumtollen= Spinnerei und Weberei be- 
treten. Hier ift der Menſch ganz Sklave der Mafchine und felbft Maſchine. Durch 7 bis 
8 Stockwerke übereinander ein und diefelben Iuftverpefteten Säle, mit ein und denfelben dicht 
aneinander gereihten Maſchinen, zwiſchen und unter welchen fidy bleihe Kinder, frühreife 
Mädchen und vorzeitig gealterte Weiber automatiſch hin- und herbewegen. Dieſes Kind in 
Lumpen, dad wie eine Katze unter dem Spinnwagen hin- und herſchießt, jeden Augenblid 
gewärtig, daß die unerbittlichen Gefegen folgende Maſchine es germalme, macht hier die erften 
Lehrjahre in Schmut und Staub, unter Fluchworten und Schlägen durd. Jenes runde 
aufgeduniene Mädchen mit den verbuhlten Augen, hat kaum 12 Jahr überfchritten, die andere 
bleich, welt, hager und abgelebt, zählt noch nicht zwanzig, und jene alten Weiber find wenig 
über 30 Jahre alt. Die Männer, Liebhaber, Väter, Brüder diefer Unglüdlicyen, bilden eben 
ben Stern jener wüftlebenden müßiggängeriſchen Klaſſe von Proletariern, welche mit von 
dem wenigen, durch die zarten Hände blutig erworbenen Gelde zehren; fie find Die gefähr: 
lichſten Keinde der gefegliben Ordnung, diefelben, denen man eine Hauptrolle in einer, wie 
man meint, nicht zu umgebenden fotialen Revolution prophezeit. Wenn nun frühzeitige 
Entfräftung, Krankheit oder Arbeitölofigkeit eintritt, dann ficht man an den Eden der Arbeiter: 
quartiere jene entſetzlichen Geftalten boden, mit blödfinnig ftierenden Augen, entfleifchten 
Händen und efelhaften Lumpen, Menſchen, gegen welche Eskimos, Buſchmänner und Neu- 
bolländer ald weit vorgerüdte Voltöftämme erſcheinen; dann ſieht man in den feuchten Keller: 
gewölben auf Yumpenhaufen nadte Menſchenknäuel in fühllofem Stumpflinge verſchmachten, 
dann ertönt dad drohende Hungergeſchrei der furdtbar anfdywellenden Maſſen, Weiber 
werden zu Hyänen u. ſ. w. Welch entjeglicher Zuftand eines großen Iheiled der Bevölkerung, 
wenn in ihr die Familie ſich auflöft, dad Weib nicht die Gefährtin, fondern die Konfurrentin 
des Mannes ift, wenn unmündige Kinder die Stütze ihrer Eltern werden, wenn die Hälfte der 
Geburten in Findelhäufern ftattfindet, und ein Drittheil der Bevölkerung im Hoöpitale ftirbt*). 

Lächelt nicht, Freunde in Wien, das find feine Llebertreibungen. Der Schreiber diefer 
Zeilen hat im Monat Dezember 1846, alfo zur Zeit eines mittelmaßigen Ganges der Fabri— 
fation, der obigen Scenen viele — nicht allein in Irland — in Vlandyefter, in Leedo, in 
Glasgow und Birmingham gefehen; er fan aud) die Namen feiner Begleiter, der Stadt- 
viertel, der Straßen, die Zeichen der Käufer angeben, wo er jo Schaudererregended ſah; 
wo fid) ihm, dem Bewunderer der Induftrie, die Ueberzeugung aufvrang, England fei auf 
einen unfeligen Abweg gerathen, von dem cd nur durdy die jchleunigfte Abftellung feines 
monopoliftiihen vollswirthſchaftlichen Syſtems zu heilen ift. Und da feine politiſchen Inſti— 
tutionen jedeö Uebel der Gefellichaft alöbald auf die Oberfläche treiben, fo hat ed aud) den 
Weg zu einem freifinnigen Handeloſyſtem glüdlidy gefunden und kann darauf nicht mehr 
ftehen bleiben. 

Wir aber haben einfehen gelernt, in weld) heillofe Verwirrung der unvernünftige Gößen- 
dienft ded Mammon, der plumpe Eingriff in den natürlichen Gang der Dinge, die einfeitige 
Beihügung befonderer Zweige ded Staatöhaushaltes, ein Volt ftürzen fönne. Wir dürfen 


*) So in Mandhefter, dem in Raud und Nebel berfunfenen Utopien bes Beynagobeer Juduſtrialib⸗ 
mus, dieſer Peſtbeule des Erbbodens. 150,000 Muleſennyhs verrichten bier die Arbeit von 40 Mit- 
lionen Spinnrädern, 75 Prozent der Bevölkerung find Proletarier, 15,000 Menſchen werden jährlich 
verhaftet, und über 300 Obdachloſe werden allnächtlih im Rachtafpl beherbergt. Ein Drittel der 
Männer und faſt die Hälfte der Weiber können ihre Namen nicht fhreiben: während die Bevölle— 
rung um dad Doppelte fteigt, wächſt die Zahl der Schnapsläden auf das Vierfache. (Veral. die 
Werfe von Leon Faucher, Engels, Kohl, Venedey, Buret und die Bartamentsaften.) 
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und aud) nicht verhehlen, daR der Kontinent ſehr viel beigetragen hat, jene verderbendrohende 
Haltung der britiihen Geſellſchaft herbeizuführen; denn hätten wir durd) unfere Prohibi— 
tionen die Engländer nidyt zur möglichſt woblfeilen Produktion gezwungen, nimmermehr 
wäre dort dad entichliche Attentat auf Yeben und Gefundheit ganzer Woltötlaffen, auf un 
ſchuldige Kinder und hilflofe Weiber verübt worden, nimmermehr wäre von dort herüber die 
drohende Kunde vom nahen Ausbrudy eines europäiſchen Sklavenkrieges erfchollen. 

Doch wir haben einmal die Erbſchaft unferer Väter, dad Schutzſyſtem, und fönnen nun 
leicht alle Erfahrungen, weldye jenen gänzlid) abgingen, gegen daffelbe aufftellen. Wir haben 
die Probhibitionen und Monopolien und können fie nidyt unverweilt über Bord werfen; cö 
wurden im Vertrauen auf den Schuß des Staated große Kapitalien auf Induftriegweige 
verwendet, die bei dem natürlichen Gange der Dinge nie oder ganz anders entftanden wären; 
eö find Hunderttaufende der Bevölkerung dabei beichäftigt, kurz, die Öfterreichiiche Induftrie, 
fo wenig bedeutend fie an ſich ift, hat fi) durd) ein halbes Jahrhundert, wie jeded Gewordene, 
hiſtoriſche Berechtigung ertvorben, die wegzuleugnen, Niemand beifallen wird. Aber in nod) 
höherem Grade haben die Prinzipien der Wiffenichaft und dic Gebote der Erfahrung das 
volle Recht, ſich geltend zu machen, und ihre Pflicht ift cd, den gegenwärtigen abnormen 
Zuftand einem gefunden, naturgemäßen, werngleidy nicht als vollendet anzupreifenden, nad) 
und nad) mit Schonung der Rechte jedes Einzelnen, entgegen zu führen. 


Beilage WV. 
Beitand der Preußiſchen Mbederei. 


INN. 1102 Schiffe mit 106,594 Laften. 
Ile, 64 = = 6 = 
32323— 661 — 67063 — 
629 — 63467 > 
602: - 59,957 
SENENE 576 — - 58,007 
1826........... ...... 580 — - 64,393 
—2 023 = . 70731 
NR a 631 — : 72,434 
630 =: 73418 ⸗ 
1830.. 643 ⸗ x 75,079 , 
12: ] BOANERERARIHRONE, . | > Ber :- 16987 = 
BRD nina 665 = : 7839 — 
1833.. 646 — 76354 = 
———— 616 = ⸗72151 ⸗ 
Inne BRE - 28 : 72433 > 
121, JORERREHERRENREN 591 — 70973 — 
1837.. 604 — 73696 — 
12,35 617 — .e 78097 = 
1... JORBRRENGENRHEND 683: : 88740 — 
1840... 27 2: =: WU — 
IA kann; 25 : : 96,549 
1:2 A 75 = = 105,348 
Lee = REN 79 = - 10870 — 
—I WW - : 106,136 — 
— ER 768 — : 104,223 — 
Se ———— 757 = 102802 — 

93 — 113650 56ernommen 
find Br 847 wird bemerft, daß aus den Ktüften- Fahrzeugen au ben EG Dafter, 
au TR ARSTER ze OR: 
* den Seeſchiffen zu den Küften- Fahrzeugen... —— Fſen, 

men auf dieſe kaltulatoriſche Manipulation... 121 Schiffe mit 499 
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bon der Differenz der Yaften 1847 gegen 1846 zum Betrage von 10,548 bleiben als Ver: 
mehrung durdy Bau 2c. 
6,508 Laften. 


Bemerkung. 


Aus der vorftehenden Ueberſicht ergiebt ſich, daß der Beftand der Preußiſchen Rhederei 
im Jahre 1805 1102 Schiffe betragen, im Jahre 1847 dagegen nur 913, d. h. 18% weniger 
ald damals; aber an den Laſten ergiebt fi für dad Jahr 1847 ein Ueberſchuß von 6756 
gegen 1805. Will man indefien aus diefen Angaben die richtigen Schlüſſe zichen, fo darf 
man nicht außer Acht laffen, daß im Jahre 1505, ald Preußen Hannover befegte, England 
eine Menge Preußiſcher Schiffe wegnahm”). Von den gerade damals in See befindlichen 
retteten ſich freilich viele in die franzöfiihen Häfen, wo fie aber ebenfalld dem Feinde in die 
Hand fielen, als der Krieg zwiſchen Preuken und Frankreich im Jahre 1806 ausbrad). 
Seitdem hat die Preußiſche Marine fi von Ddiefen Verluften erft erholen müffen und ift 
als eine neugeſchaffene zu betradyten, fo daß man die Vermehrung nicht nad) der Zahl von 
1805 beredinen muß. Außerdem aber find bei dem jest fehr verbolltommneten Schiffbau 
die jegigen Schiffe von größerer Yeiltungsfähigteit; denn ftatt der früheren zwei jährlichen 
Reifen nad) England, machen fie jegt drei Did vier im Jahre. 


Beilage V. 


— — 


Nachweiſung 
in den Jahren 1826 bis ind. 1846 in den Preußiſchen Oftfeehäfen beladen ein: und 
auögegangenen Seeſchiffe. 












Gingang. 
In ven Jahren — — — 
Schiffe. | Laſien. 





ö— —— m pn Hp Enge u 


Schijie. Laſten. 






1818. 286,601 9,541 851,695 
J— 339,253 10,508 874,799 
1813... 391,138 8,152 687,605 
JJ—— 418,024 11,0% B3LETL 
nenne 8,018 558,541 14,851 | 1,182,870 
1. TER NEE 9,998 112,263 15689 | 1,191,129 
—— 10,534 807,091 14,673 1,212,356 


*) Die Beſekung — hatte von Seiten Großbritanniens ein Embargo auf alle Preußiſchen 
Schiffe und die Blokade der Mündungen der Eibe, Wefer, Ems und Trade zur Folge, und ed wurden 
dadurch dem Hanbel, der Echiffahrt und dem Wewerbefleiße Preußens ſchwere Wunden geichlagen. 
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a. 


Petition 
des Abgeordneten Daum 
an den hoben Vereinigten Yandtag, 
betreffend 
genügenden Schutz für die inländifche Induftrie mittelft erhöheter Zölle in 
Verbindung mit Rüdzöllen und Differentialgöllen 
und zu bem Ende 
gründliche Revifion ded Zolltarifd unter Zuziehung von Sadverftändigen. 
Hohe Ständeverfammlung! 


Induftrie, Handel und Schifffahrt, nächſt dem Aderbau, die Träger des Nationaltwohl- 
ſtandes, dürften zu den mwichtigiten Angelegenheiten gehören, welche die forgfältigfte Bera- 
thung der Vereinigten Stände in Anfprudy nehmen. 

Eine blühende geficherte Induftrie verichafft der wachfenden Bevölkerung — was nad) 
allen Erſcheinungen jest am dringendften ift — Beihäftigung und Subſiſtenzmittel; fie ver- 
mehrt, indem fie für die mannigfaltigiten Erzeugniffe den Arbeitölohn im Yande erhält, und 
ein Mittel bietet, für den Verkehr mit dem Auslande, den Nationalwohlftand, der zunächſt 
auf den Aderbau in der höheren Verwerthung feiner Produkte vortheilhafte Rücwirtung 
äußert, während im Gedeihen Beider, der Induftrie und des Aderbaues, für dad Leben in 
Handel und Schifffahrt die befte Gewähr enthalten ift. 

So ftehen Induftrie, Aderbau, „Handel und Schifffahrt in fteter Wechſelwirkung. 

h Vor Errichtung des deutichen Zollvereind fah ed im Allgemeinen mit der Induftrie kläg— 
lich auß. 

Zollfchranten im Innern, Beläftigungen und Hemmniſſe ded Verkehrs jeder Art und doch 
fein Schutz gegen die Ueberſchwemmung der Induftrieerzeugniffe des Auslandes. 

Dem Zollverein, obwohl in feiner urfprüngliden Tendenz anſcheinlich mehr fiötalifcher 
Natur, gebührt zunächſt das Verdienſt, der ausländischen Ausbeutung im Inlande entgegen 
getreten au fein; fodann die Zollichranten bei und aufgehoben, den Austauſch erleichtert und 
in Folge der Zölle einzelnen Induftriegweigen aufgcholfen zu haben. 

Die Vermehrung der Mafdyinenträfte, des Handels und Verkehrö, die Kräftigung des 
Aderbaucd und ein fühnerer Unternehmungägeift waren die erfreuliden Zeichen Ddiefer 
Wirkjamteit. 

Die aufftrebende Induftrie heate die Hoffnung, cö werde ihr gelingen, zunächſt im In— 
lande und dann aud) auf ausländifchen Märkten die Konkurrenz beftehen zu können. 

Es ift dies jedody nur zum Theil gelungen. 

Die mit und fonfurrirenden Staaten haben Iheild unfern eigenen Mafregeln, theild auch 
ihren auöbebildeten Hülfsmitteln, vor Allem aber einem tonfequent durchgeführten Schutz— 
ſyſtem Die gegen und errungenen Vorzüge zu berdanfen. 

Sowohl im Innern des Vereind wie auf den Abſatzwegen im Auölande wird die aus- 
waͤrtige Konkurrenz ſtets fühlbar und die Ausfuhr in den meiften Zweigen mehr und mehr 
u Im Allgemeinen befindet ſich unfere Gewerbthätigkeit in einer fehr gedrüd: 
en Lage. 

Gin Bli auf die Hauptzweige in Zeinen, Baumtmolle, Wolle und Seide mag zur Be: 
weiöführung genügen. 

Einer unferer älteften Zeige, die Yeineninduftrie, ift im fteten Rüdichritt. Die Einfuhr 
des rohen Leinengarnd (einſchließlich des während des Zollvertraged mit Hannover frei ein- 
gehenden) betrug 

1840 — 282 40,213 Zentner 
JJ 62494 - 
und nimmt jährlidy zu. 

Die Ausfuhr deutfcher Leinen vermindert ſich dagegen in Üüberrafchender Weife; diefel- 
ben werden auf den Märkten des ameritanifhen Feitlanded wie in MWeftindien von dem 

engliſchen Fabrikate fortwährend mehr verdrängt. 
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In den Jahren 1834 — 36 wurden... 108,987 Zentner 
150 —42 =... — 78,452 = 
1843 — 45 - murmd 59,754 
ausgeführt. 


Die Baumwollen-Induftrie, unftreitig die wichtigfte wegen der mannigfaltigften Beflei- 
dungögegenftände, die Induftrie, welche zu Englands Handelsgröße fo vielfach) beigetragen 
hat, ftodt in Bezug auf die feineren Garnftoffe und feinen Getvebe. Die Baummwollen-Gam: 
einfuhr aud England ift im Fortfchreiten; fie erreichte 

133388 ——— 457,550 Zentner. 
Die Einfuhr der feineren baumwollenen Zeuge aus der Schweiz, England und Franf- 


reich betrug 
888 —— 8,732 Zentner. 

Es wird nicht in Abrede geſtellt, daß der Einfuhr eine weit beträchtlichere Auöfuhr von 

baummollenen Waaren 
1843 — 45 ... circa 78,000 Zentner. 
gegenüber ftcht, allein meift nur in ordinairen Stoffen, die geringen Arbeitölohn erfordern. 

Auch in der Seideninduftrie wird ber unzureichende Zollſchutz empfunden, indem die 
franzöfifche Konkurrenz fortwährend große Duantitäten diefer Stoffe einführt. In den Ich- 
ten Jahren belief fidy die Einfuhr von Seidenwaaren auf 2600 Zentner und von Halb— 
feidenwaaren auf 2900 Zentner im Gefammtwerth von 

10,400,000 Thaler. 

Durd den mangelnden Ehut für Wollen: Kammgarn können die (Worsted) Kamm: 
garn-Spinnercien nidyt aufkommen und der zu geringe Zoll auf glatte Kammgarn-Ge— 
webe trägt die Schuld, daß dergleichen Fabrikate fortwährend in Maffe bei und eingehen. 
Sodann hat die Shawld: Fabrikation gegen die franzöfifche und Wiener Konkurrenz einen 
ſchweren Stand. 

Die Wolleninduftrie in Streichgarn-Geweben erfreut fi) dagegen in Folge des ihr feit- 
her gewordenen Schutzes eined guten Fortganges und ift fie dadurch jo erftartt, daß etwa 
70,000 Zentner derartige Waaren auögeführt werden. 

Die jährlidye Einfuhr der vorbenannte Induſtriezweige betreffenden Gegenftände um 
faßt beiläufig_ eine Summe von 35,000,000 Ihalern, wovon die Veredlungstoften allein 
22.000,000 Ihaler ausmachen. 

Eine der weſentlichſten Urſachen der erwähnten Nachtheile beruht in der Zollgeſetge— 
bung und zwar im Zolltarif, teil derfelbe die Befteuerung nad) dem Gewicht, Magß oder 
Stidzahl und nicht nad der Qualität oder dem Werth der Waare normirt. 

Dadurch ift hauptſächlich nur die gröbere, den wenigſten Arbeitslohn erfordernde Waart 
hoch belaftet, wogegen die feineren, den höheren Klaſſen dienenden Stoffe, welche die meilten 
Veredlungötoften nöthig machen, unverhältnigmäßig gering herangezogen find. 

In Folge ded Gewichtzolles beftehen in der Vertheilung des Schutzes ſolche Ungleich— 
heiten im Tarif, die fich in einem Zweige von „4 Prozent bis 131 und 150 Prozent erftreden. 

Freilid müffen bei Annahme von Werthzöllen oder bei fhärfern Unterſcheidungen der 
Qualitäten der Waaren unfere Zollbeamten auch Waarentenntniffe befigen; allein wenn in 
England, Holland, Oeſterreich u. f. tv. dad Syſtem durchzuführen ift, warum follte ed bei 
und unmoglidy fein? 

In der Beſtimmung der Gewichtszölle Spricht ſich die anfänglich vorherrſchende fistalifhe 
Tendenz des Zollvereind aus, welche aber mit den Jahren, und zwar in dem Maaße, ald Die, 
vermöge der Induftrie, für den Nationalwohlitand erzielten Vortheile augenfätliger wurden, 
der Ueberzeugung weichen mußte, daß die Induftrie, ald eine der Hauptutſachen der größern 
Zahlungsfähigkeit und der höhern indirekten Einnahmen, vermehrte Beachtung und Pflege 

verdiene. Db durch Freihandel oder Zölle dies zu erreichen fei, war und ift Gegenftand der 
Meinungdverfchhiedenheit, die ſich jedoch immer mehr zu Gunften des Zollſchutzes audgleidht. 

Ein Hauptmotiv der Gegner des Schutzſyſtems — die Belaſtung der Konſumenten — 
findet in dem jegigen Tarif den entſchiedenſten Widerſpruch, denn durch den beftchenden Ge— 
wichtozoll find die gröbern, geringen Etoffe diejenigen, welche am ſchwerſten wiegen und zu— 
nädyft von der untern Volföklaffe verbraucht werden, am meiften befteuert, 


Revifion des Zolltarifs. 711 


Andererſeits hat die Erfahrung aber auch gezeigt, daß angemeſſener Schug haupfſächlich 
dazu beiträgt, die Induftrie auf die Stufe zu heben, wo, mit Hülfe der inländifchen Konkur— 
Fi eine gute, aber auch eine fehr preiswürdige Waare zum Vortheil der Konſumenten ge: 
iefert wird. 

Die Freunde ded Freibandelöinftemd glauben im Hinblick auf die in England Statt 
— Handelsreformen um fo mehr Veranlaſſung zu haben, auch bei und die Ausführung 

hnlidyer Mafregeln zu empfehlen. Sie bedenfen aber nicht, daß England nur da cine Er- 
leichterung hat eintreten laſſen, too die eigene Jnduftrie bis zu dem Grade erftarkt ift, daß 
fein ausländischer Einfluß zu befürchten fteht; da, wo nur irgendwie Konkurrenz möglich ift, 
find aber foldye Schußzölle vorhanden, die feinen Zugang von Außen geftatten, wie denn in 
England überhaupt ſowohl in der Induftrie ald in dem Schifffahrts-Syſtem überall das 
Etreben der Bevorrechtung des eigenen Landes zu Iage liegt. 

Die Freunde des Freihandelſyſtems bedenken nicht die eminenten Vorzüge, welche Eng- 
land in Bezug auf die geographische Yage, den Welthandel, die Schifffahrt, die Geldmittel 
ben dad ausgebreitete Kreditiyftem, Die großen Etabliffements und die freien Jnftitutionen 

it. 

Soldyer Bortheile bat fich der Zollverein nicht qu erfreuen, und darum follte er um fo 
eher zu einem entfchiedenen Schutzſyſtem übergehen; eben die jerige Unentichiedenheit und 
die Schwankungen des Prinzips müſſen als ein anderer großer Nachtheil bezeichnet werden. 

In vielen Dentichriften von Seiten des Gewwerbeitandes, im Befondern von den Handels- 
fommern, und namentlidy von der im Jahre 1845 aus Sadıverftändigen gebildeten Kon: 
fereng in Berlin, find die zuverläſſigſten Nachweiſungen, Berechnungen und Vorſchläge zur 
Verbeſſerung der induftriellen Zuftände im Zollverein, meiftend aber vergebens, gemacht wor- 
den. Die im vorigen Jahre in Berlin Statt gehabte Zolltonfereng hatte das überaus ſchäd— 
liche Refultat, dak das Yeinengarn mit 2 Ihlr. per Jentner und dad Baumwollen-Garn 
Did auf die Höhe von 3 Ihalern befteuert wurde, was keinesweges binreicht, um die aus— 
wärtige Konkurrenz zu beſchränken, vielmehr bei der Verweigerung eines angemefienen Nüd- 
zolles die inländifche Fabrikation fo vertbeuert, daR die Ausfuhr noch mehr als biäher er- 
ſchwert wird und namentlich auf den bedeutenden Zweig der Türkiſchroth-Garne im höch— 
ften Grade nadıtbeilig wirkt. 

Die Erhöhung der Steuer auf Baumwollen-Garn hat anſcheinlich bezweckt, gegen die 
in England aufgehobene Abgabe auf rohe Baumwolle eine Ausgleichung zu Gunften der 
vereinsländifchen Spinnereien gu gewähren. 

2 Die Wirkung ift aber feine andere ald Belaftung der Induftrie, welche für den Erport 
arbeitet. 

Es liegt in der Mahregel keine Veranlaffung, neue Spinnereien zu erridyten, und vor 
wie nad) wird das enaliihe Geſpinnſt maſſenweiſe eingeführt. 

Nächſt Diefen großen Uebelftänden, welche der Zollverein ſich felbit zufügt, fommen nun 
nod) die zunehmenden Beichräntungen in Betracht, weldye von auswärtigen Staaten aus— 
gehen und in ihren Wirkungen ftetö bedrohlicher werden. 

Der, unfere Gewerbthätigfeit wie unfer Nationalgefühl eben fo verlegende holländifch- 
belgiſche Handelövertrag ift noch im friſchen Andenken. 

War unfer, in früheren Jahren ftarfer, Verkehr mit Holland ald Folge der Zollmah- 
regeln dieſes Landes ſchon fehr vermindert, fo iſt er nun als aufgehoben zu betradıten. 

Obwohl der Zollverein der ftärkite Abnehmer von Holland ift, fo geht die Undantbar- 
feit und die Zuverficht in die deutſche Geduld von Eeiten jenes Staates doch fo weit, daß 
derfelbe faft durchgängig die Manufatturbedürfniffe von Belgien kauft. 

Ein anderer, im vorigen Jahre zwiſchen Rußland und Niederland abgeſchloſſener Han- 
dels⸗ und Scifffahrtövertrag benachtheiligt unfern Aderbau durd) die Rußland gugeftandene 
Ermäßigung der Eingangdabgabe von Getreide, wodurch dieſes Yand außer den zwei Gul— 
den per Laſt, welche den niederländifhen Schiffen biöher zugeftanden waren, mit ferneren 
10 Prozent und fodann auch unter anderen Artifeln von Holz mit einem Nachlaß von 
20 Brogent auf dad Yootfengeld begünftigt worden ift. 

Für den Ackerbau, wie für die Indujtrie des Vereins, ſcheinen indeß hauptfächlich die 
Zollreformen in England von den nadhtheiligften Folgen werden zu können. Die freie 
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Getreideeinfuhr wird unbezweiſelt den Zweck wohlfeilerer Nahrungsmittel und folglich billige— 
rer Arbeitölöhne erfüllen, woraus hinwieder die billigere Fabrikation und leichtere Konkurrenz 
hervorgehen wird. Durch die Aufhebung der Zollſtala hat ſodann unſer Ackerbau die Vor— 
theile der Nähe des engliſchen Marktes verloren. Andere Länder, Amerika, Rußland u. ſ. w, 
die mit einem fruchtbaren, geringer belaſteten Boden billiger produziten, werden anſcheinlich 
im Vortheil gegen und in England verkaufen tönnen, wenigftend die Preife anſehnlich 
herunterdruden. 

Die Ausfuhr unferer Wolle nad) England nimmt jährlidy bedeutend ab-und wird bort 
durd) die auftralifche Wolle erfettt. 

Wenn es nun felbftredend zu einer guten Handelspolitik gehört, ftatt die Rohſtoffe aus— 
zuführen, fie im Landedintereffe felber zu verarbeiten, fo müffen dennoch ſolche Maßregeln 
gewählt werden, tweldye die Verarbeitung überhaupt möglich machen. 

Alled dieſes deutet auf die Dringlichkeit der Abhülfe hin. 

Ein Rüdgang ded Nationaldermögend ift unverkennbar. 

Der Abſaß ftodt, die Waaren entwerthen, dad Grundvermögen finft, die Armuth in den 
unteren Klaffen nimmt überhand. War die Auswanderung fhon feit Jahren angeregt, fo 
tann es nicht fehlen, daß fie unter diefen Einflüffen erft recht ausgebildet und im Großen 
audgeführt wird. Im Welten Deutſchlands gab es nie fo viele Auswanderer ald in dieſem 
Jahre. Man ſchäßt ihre Zahl auf 80 — 100,000, und es ift anzunehmen, da nicht allein 
Dürftige, fondern aud) Wohlhabende weggehen, daß durch diefe fortgefeßten Auswanderun⸗ 
gen 16—20,000,000 Thlr. jährlidy dem Vaterlande entzogen werden. Unbedentlid) haben 
mehrjährige Mifernten an der Größe der jegigen Kalamität ihren Antheil, allein eben jo 
ficher ift ed, daß in unferen betrübenben induftriellen Zuſtänden die nächſte Veranlaffung 
liegt. Zicht man nun nod) vollends in Ertvägung, welche bedeutende Summen für die trand- 
atlantiichen Stonfumtiondartifel, Kaffee, Zuder, Reis, Ihee, Gewürze 2c., außer Landes geben, 
die auf 35—40,000,000 Thaler jährlih zu fhägen find, ſetzt man die früher erwähnten 
Millionen für die Einfuhr von Xeinen, Baumwolle, Seide und Wollentvaaren hinzu, 
berücfichtigt man den eminenten jährlichen Verluſt an Veredfungötoften, und fteilt unfere 
abnehmende Ausfuhr dagegen, dann können die jegigen Zuftände nirgends räthfelhaft erſchei⸗ 
nen. Die unabweisliche Nothiwendigfeit giebt fid) Dann aber um fo dringender zu erfennen, 
daß geſetzliche Beſtimmungen getroffen werden, weldye die Einfuhr ausländifcher Induſtrie⸗ 
erzeugniſſe beſchränken und andererſeits unſere Ausfuhr erleichtern. 

Nach meiner Anſicht wäre dies der zuverläſſigſte Weg, unſere Induſtrie zu heben; eb 
ſcheint dad beſte, das einzige Mittel, der Noth der arbeitenden Klaſſen abzuhelfen — denn 
vermehrte, lohnende Arbeit würde verſchafft, es würde dem Hunger und Elend eine Grenze 

ezogen. . 
* le Beſtrebungen der Humanität find nur Palliative, alle aus dieſem ehrenden Gefühl 
hervorgegangenen Vereine heilen dad Uebel des Pauperismus nicht, felbft die Steuererleich⸗ 
— helfen wenig. Die Zahlungsfähigkeit durch lohnende Arbeit iſt es, die erzielt wer— 
den muß. 

Die erſte und ſicherſte Baſis für unſere Gewerbthätigkeit beruht aber 
im eigenen Vereinslande. Ed müßte daher vorab für jeden des Schuhes be— 
dürftigen Artikel der Zoll erhöht und gleichzeitig zur Sidyerung der Auf 
fuhr das Syſtem der Rückzölle oder aud der Prämien angenommen werden. 

Mir ſehen dad Schutzzoll-Syſtem in den erften Handelöftaaten, in England, Holland, 
Frankreich, Belgien, twie in Rußland, Defterreich und in anderen Yändern mit großer Konſe⸗ 
quenz und Erfolg in Anwendung. Da, mo es nöthig iſt, müßte ſelbſt auf dem Wege det 
Differentialgölle fortgeichritten werden, um fo cher vortheilhafte Kandelöverträge erlangen zu 
fönnen. Das Syſtem des auöreihenden Schutzes und der Differentialzölfe müpte auch be 
der Sc Schifffahrt eintreten, weil in der Rhederei ebenfalls ein entfcheidendes, bewährte? 
Mittel zur Vermehrung der Ausfuhr enthalten ift. i j 

Was die höheren Tarifiäke für Die des Zollſchutzes bedürftigen Artikel in den porerwähn: 
ten Zweigen der Baummollen-, Leinen - und Wolleninduftric betrifft, fo beziehe id mic) auf 
die wohlerwogenen Vorſchläge der vorerwähnten, 1845 in Berlin ftattgehabten Konferenz 
der Sachverſtaͤndigen, und halte es gleichzeitig für erforderlich, daß die fortdauernd überaus 
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beträchtliche Einfuhr der ausländiſchen Seidenftoffe, ftatt jet mit nur wenigen Prozenten, 
in verhältnifmähig audreihenden Sätzen befteuert werde. 

Ein ſolches Verfahren würde nicht allein den nöthigen Zollſchutz verleihen, es würde aud) 
in der Annahme des Syſtemo der graduellen höheren Belaftung der Gegenftände des Lurus, 
fei cö nad) Qualität oder nad) dem Werth, dem Reichthum feinen gebührenden Theil aufer: 
legen. Da aber außer der Zollerhöhung auf die erwähnten Artikel zur gründlichen Hebung 
der dermaligen Uebelſtände die Umgeftaltuug des jegigen Zollſyſtems wünſchenswerth und 
für den Erport und zum Schuß der Sce-Scifffahrt nöthig ift, fo halte ich Die fernere Anficht 
gerechtfertigt, daR eine Reviſion des Zolltarifs unter Zuziehung von Sadjverftändigen im 
allfeitigen Intereſſe an der Zeit fei. 

In Erwägung aller diefer Verhältniffe erlaube ich mir folgende Anträge zu ftellen: 

Es möge die hohe Ständeverfammlung bei Seiner Majeftät befürworten: 

daß Allerhöchſtdieſelben geruhen mögen, in Gemeinſchaft mit den Regierungen der übrigen 
Zollvereind- Staaten, der inländifchen Induftrie genügenden Schutz, vermittelft erhöhter 
Zölle in Verbindung mit Rüdzöllen und Differentialzöllen, da, wo es nöthig ift, zu gewäh— 
ren und zu dem Ende die gründliche Revifion des Zolltarifs unter Zugichung von Sad): 
verftändigen Allergnädigft anordnen zu laffen. 
Berlin, den 22. April 1847. 
Der Abgeordnete für Düffeldorf: 
Baum. 


Antrag 
des Abgeordneten Baum 
auf Vegünitigung 
der Bereind-Scee-Shifffahrt durch Beförderung des direkten trandatlanti- 
ihen Verkehrs 
im Wege ded Differential-Zollfpftemd, auf Errichtung von Bereinöfonfulaten und Annahme 
einer Vereindflagge. 


Allgemeine Motive. 

Unter den Gegenftänden, welche im allgemeinen Yandeöintereffe in diefer hoben Ber: 
fammlung berathen werden, verdient die See-Schifffahrt befondere Beachtung und die um- 
faffendfte Erwägung, denn fie fteht mit der Induftrie, mit dem Aderbau und Handel in der 
innigften Bezichung. 

In der Selbftitändigfeit und Ausbildung unferer See- Schifffahrt liegt eines der wirk— 
famften Mittel für unfere Ausfuhr, zur Verwerthung ded Segens unfered Aderbaucd, des 
Fleißes unferer Gewerbthaligkeit. 

Die dem deutſchen Zollverein zur Baſis dienenden Motive finden ihre vollkommene 
Anwendung bei der SeeSchifffahrt. Derſelbe Schutz für die materiellen, daſſelbe Streben 
für die einheitlichen und höheren politifchen Intereſſen Deutfchlande. 

Mie im Zollvereind-Lande der Zollſchuß den Nationalwohlftand, wie der Verband der 
verſchiedenen deutfhen Staaten das Nationalgefühl und die moraliſche Kraft des Volkes 
gehoben hat, fo würde Deutſchlands Macht in jeder Beziehung vermehrt und deffen Anfchn 
auch in überfeeifhen Ländern gewinnen, mern die Intereffen der See-Schifffahrt nad): 
drüdlicher geſchützt, wenn hinlänglihe Waaren- und Schiffözölle und zur Förderung des 
direkten überfeeifhen Verkehrs Differentialzölle, mern als Zeichen deutfcher Einheit eine 
Vereinöflagge und Vereinötonfulate eingeführt würden. 


See-⸗Schifffahrts-Geſetzgebung. 
Holland, Frankreich, Belgien. 


Die Geſetzgebung aller großen Handelsſtaaten iſt darauf gerichtet, der eigenen Schiff⸗ 
fahrt und durch fie dem eigenen Lande in Handel oder Produktion Vorzüge zu gerähren, 
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mindeftend die bollfommene Reciprozität zu erhalten. Holland, Frankreich, Belgien, Eng: 
fand u. a. erreichen diefen Zweck durch Differentialzölle In Betreff der Ein- und Ausfuhr 
zwiſchen den eigenen Grzeugniffen ded Landes, welchem die einführenden Schiffe angehören, 
und den Egeugriffen dritter Zänder, fodann zwiſchen direkter und indirekter Fahrt, für Ya- 
dung und Schiff befteht in diefen Staaten ein weſentlicher Unterſchied. 

Englanb. 

Kein Staat hat dad Differential- Zolliyftem konfequenter durchgeführt ald England. 
Nom Erlaß der Navigationdafte im Jahre 1651 ab bis zu ımd ftrebt England, feine Indu— 
firie und Schifffahrt mächtig zu machen, was ohne Gleichen gelungen ift. England hat 
nicht allein die Einfuhr für den britiihen Konfumo von Afien, Afrita und Amerika der 
National-Schifffahrt oder den Schiffen der Erzeugungdländer in direkter Fahrt vorbehalten 
und geftattet den Import aus den britiſchen Befigungen in Afien, Afrika und Amerika, fo 
wie die Schifffahrt zwiſchen den englifhen Beſitzungen in diefen Ländern nur den britifchen 
Schiffen, fondern erlaubt andererfeits die Einfuhr in die britifchen Beſitzungen von Afrika, 
Amerifa und Afien (wobei in den Befigungen der oftindifchen Kompagnie noch befonderd 
hohe Differentialzölle beſtehen) fremden Schiffen nur dann, und wieder zu namhaften Dif- 
ferentialgöllen, wenn diefelben dem Lande angehören, welches die Waaren erzeugt und direkt 
einführt. Die Ausfuhr aud diefen Beligungen, eben fo wie jene aus Großbritannien nad) 
allen nicht britifhen Theilen der Welt kann hingegen unter jeder Flagge gefhehen. Um 
aber aud) die Haupterzeugniffe Europa's nur den britifchen Schiffen oder den Schif- 
fen der Erzeugungäländer in Direkter Anfuhr vorzubebalten, hat England für die Yanded- 
einfuhr und den Konfumo die fogenannten 2S enumerated Articles der fremden 
Sıhifffahrtö-Konkurrenz entzogen. 

Nordamerifa und Rußland, 

Auf dem Mege der volltommenen Reciprozität ſuchen Dagegen die Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa und Rußland ihre Intereffen zu wahren, jedoch in Verbindung mit durch⸗ 
greifenden Retorfiondmahregeln. 

Co erhöht Nordamerita da, wo dieſe Gegenfeitigkeit nicht beftcht (aufer einem alddann 
aud in Anwendung fommenden namhaften Ionnengelde), die Eingangszölle von Waaren 
auf 10 Prozent und Rußland fogar auf 50 Prozent und nimmt der legtere Staat aukerdem 
eine Schiffogebühr von 1 Eilberrubel pro Laſt für die Ein- und Ausfuhr von fremden Schiffen. 

Breußen. 

Die Preußiſche Shifffahrtd- Gefeggebung bekennt ſich audy) zu dem Syſtem der Red- 
prozität, aber ohne Metorfion höherer Unterfheidungszölle auf Waaren. Die Grundlage 
unferer Schifffahrts-Politik bildet dad Gefeh vom 20. Juni 1822, Demnad) ift die Hüften 
fradht-Fahrt nur inländifhen Seeſchiffen erlaubt und wird für die nicht begüinftigten Nationen 
von beladenen Schiffen eine Hafenabgabe von 

2 Ihfr. pro Laſt von 4000 Pfund eingehend, 

Il: = =: =: 4) = ausgehend, 
von Schiffen aber, die zum 4 Iheil oder weniger beiaden find, die Hälfte diefer Sätze, umd 
von Schiffen mit Ballaft nichts erhoben. Außer diefer geringen Repreffalie giebt es bi jeht 
bei und feinen Unterfchied in Bezug auf die Nationalität der Flagge, auf direkte und indi- 
refte Fahrt, auf die Einfuhr eigener oder fremder Produfte und feine Nüdficht wird darauf 
genommen, ob die fremden Schiffe in diefer Hinſicht in der Heimat Vorzüge vor den Preu— 
Bifchen genießen oder nicht. 

Wirkungen. 

Die Preußiſche Rhederei hat ſich unter dem Drude diefer in der Schifffahrto-Politit 
der erften Handelöftaaten fprttährend geltenden Grundfäge nicht heben können. Während 
ihr der Zugang im vielen überfeeifhen Häfen verfagt oder durch Unterfcheidungszölle auf 
Schiff und Ladung jede Auöfiht auf Gewinn genommen ift, twerden alle Flaggen gegen 
eine unbedeutende Schiffögebühr in unferen Häfen zugelaffen. Die Preußiſche Schifffahrt 
ift dadurch in ihrem Bereich gegen andere Nationen beengt und die Frachtfahrt, melde 
durch Fracht- und Rückfracht in der Regel lohnend wird, kann gegen die bevorrechtete auß- 
wärtige Stonfurrenz häufig nur bei geringeren Frachtſätzen Beſchaͤftigung finden. 


Reviſion des Zolltarife. 715 


Zur befferen Beurtheilung der vorliegenden Frage fcheint es erforderlich, hier eine 
Üeberficht unferer Marine zu geben, und dürfte es nicht ohne Intereſſe fein, jene der mit und 
fonfurrirenden Handelsſtaaten beizufügen. 

Ueberfiht der Handelömarine Preußend und anderer Staaten. 

Nach den vorhartdenen öffentlichen Mittheilungen beftand: 

1. Die Preuß. Handelömarine 1344 von Stettin......... 1 Schiffe von 24,825 Laſt 


s Tanjig....... 2 =: s 1379 ⸗ 
: Memel......... 9 = : 1578 - 
übrige Häfen... .... 446  - : 50581 = 


zufammen......796 Schiffe von 104,938 Yaft 
int. 17 Dampfſchiffen und 268 Schiffe von 150 Laft und darüber. 
Die Preußiſche Rhederei hat feit Ende 1842 um 32 Schiffe und 5400 Laſten abge- 
nommen, alfo der Yaftenzahl nad um 54 Prozent. 
2. Die hanfeatifhe Handeldmarine 1844: 
von LZübed..... 61 Schiffe von 7,287 Laft à 4000 Pro. 
« Bremen... 218 = . 32607 = = = - 


Hamburg 203 = : WI =: = =: : 
aufammen......482 Edjiffe von 65,796 Laſt a 4000 Pfd. 
3. Die Marine von 1843 Medlenburg......................0..... 327 Schiffe ca. 26,000 Laſt 
1843 Hannover und Oldenburg.......... 33 ⸗28941 - 
1842 Holſtnnnn 45 = =» 1739 = 
1842 Schlezw 509 = = 24206 - 


ufammen......1804 Schiffe ca. 96,546 Yaft 
Alle zufammen inf. der Küftenfahrer: 3093 Schiffe von 267,280 Laft à 4000 Pfund 
oder 534,560 Ionnen. 

4. Die Marine von Großbritannien 1544: 

14,015 Segelfh. über 50 Ionn. von 2,633,906 Ionn. 

504 Dampfih. = 50 = = 103541 
14,519 Schiffe über 50 Ionn. von 2,737,447 Ionn. 
8714 = munter 0 = = 356719 = 


23,233 Shiffe von... 2,994,166 Ionn, 
5. Tie Marine von Kranfreid 1543: 
2,253 Schiffe langer Fahrt von 459,355 Tonn. 
11,562 Küften-Kabrgeuge = 130,162 
13,845 Schiffe von.................... 589,517 Tonn. 
6. Die Marine der Niederlande 1843: 2 
379 Schiffe langer Fahrt von 214,284 Tonn. 


wi 


816 Küften-Fabrzeuge «60,800 
1195 Schiffe von...eeeeneeenee.. 275,084 Ionn. 
T. Die Marine von Belgien 1844: 139 Schiffe langer Kahrt von 25,416 Ionn. 
150 Küften- Fahrzeuge .e 2000 = 
DI Safe 
Verträge 


Unfere hohe Staatöregierung hat es fich feit Jahren, wiewohl mit geringem Erfolg, zur 
Aufgabe geſtellt, die für unfere Schifffahrt vorhandenen Nadıtheile im Wege der Schiff⸗ 
fahrtö-Werträge zu befeitigen. Die dieffeitigen älteren Verträge mit Mecklenburg-Schwerin, 
Schweden und Norwegen, den Hanſeſtädten, Defterreich, dem Ktirchenftaate, mit Oldenburg 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika beruhen auf Gegenfeitigkeit. In den Ver: 
trägen mit Preußen und Merito vom 18. Februar 1831, fodanı mit dem Zollverein und 
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der Pforte vom 49. Dftober 1840, mit England vom 2. März 1841, mit Portugal vom 
20. Februar 1844 und mit Belgien vom 1. September 1844 wurde dad Prinzip der Ge: 
genfeitigfeit nur theilweife beibehalten. 

Wirkung diefer Verträge. 

Alle diefe Verträge, zum Theil mit Staaten, welche für unfere Handeld- und Schiff⸗ 
fahrtö-Beziehungen wenig Bedeutung haben, konnten bei allen gegenfeitigen Erleichterungen 
unferer Rhederei nicht aufhelfen, was aus der Abnahme derfelben in den legteren Jahren 
hervorgeht. Der Vertrag mit Belgien hat rüdfichtlid) der Häfen dieſes Landes, der mehr- 
fahen Verbindungswege mit demjelben und der Freiheit unfered Waarentranfitd bon und 
nad) der See, fo wie in Bezug auf die, beiderfeitigen Nationalfciffen in direkter 
Fahrt für Schiff und Ladung ertheilten gleichen Rechte im Gegenfag der indirekten Fahrt 
mit Differentialgöllen mehrfeitiged Intereffe. Kür den überfeeifhen Abſatz feiner Induſtrie— 
erzeugniffe befigt der Zollverein zwar durd) diefen Vertrag feine namhaften Wortheile, da die 
belgischen Rheder in dem eigenen induftriellen Yande die Gegenftände der Auöfuhr vorzugd- 
weije ſich verichaffen. 

In dem Vertrag mit England von 1841, ein Zuſatz ded Vertrags vom 2. April 1824, 
monad) die Schifffahrtd- Gebühren für Ein- und Ausfuhren in Nationalſchiffen beider Yün- 
der gleichgeftellt waren, wurde die Befugniß, die 28 ausgeſchiedenen Artikel in Britannien 
einzuführen, auf die Zollvereind- Staaten und außer den Preußiſchen Häfen, auf jene der 
Elder, Wefer- und Maadmündungen und die zwifchen liegenden Häfen ausgedehnt. Schon 
früher war in Kolge der Parlamentsakte vom 5. Juli 1825 und der Stabinetsordre vom 
20. Mai 1826 der unmittelbare Verkehr der Preußiſchen Schiffe mit den britiſchen Kolo⸗ 
nien auf dem Fuß der begünftigten Nationen erreicht worden. 

Wenn aber England bei allen übrigen Reftriktionen feiner Navigationdakte ftehen blich 
und der neue Vertrag die vielen unfere Rhederei bedrüdenden Ungleichheiten guthieß, 10 
erlangte diefer Staat dabei noch den großen Vorzug eined vertragömäßigen Rechtes, aus 
den Häfen aller Länder mit feinen Schiffen und Yadungen in die Häfen Preußens einzu: 
laufen und zudem zwei der wichtigsten Handelsartikel, Zucker und Reis, zu den Bedingnn- 
gen der meift begünftigten Nationen einzuführen. Für die Segel-Schifffahrt zwifchen Eng: 
land und den nad) jenem Vertrag mit Preußen gleichgeftellten Häfen waren überdied bei 
der zunehmenden Konkurrenz der Dampf- Schifffahrt wenig Vortheile in Ausficht. Ed kön: 
nen hierbei nur in Betradyt fommen: Hamburg, Bremen, die oftfriefiihen und bollan- 
difchen Häfen. In allen zufammen nehmen aber Preußiſche Schiffe fo felten Yadungen nad) 
England oder deffen Kolonien ein, daß ein darauf bafirted Recht rein illuſoriſch erſchien. Die 
Erfahrung hat diefe Anficht beftätigt. 

Der Vertrag erſchien ferner für eine Reihe von Jahren ald ein großes Hemmniß, mit 
überfeeifhen Ländern irgendwie Handelöverträge abfchließen zu können, ohne England an 
zwei der wichtigſten trandatlantifchen Artitel Iheil nehmen zu laffen. Die vielen Gegner 
dieſer Uebereinkunft haben daher mit großer Befricdigung vernommen, daf die mit Ende 
Juni d. I. ablaufende Kündigungäfrift dem Vernehmen nad) bereitd wahrgenommen iſt, 
und der Vertrag mit dem 1. Januar 1848 alfo ablaufen wird. Möchte aber die Kündigung 
noch nicht gefchehen fein, fo müßte fie im vaterlaͤndiſchen Intereffe jedenfalls nod) geſchehen 

Uebergang zu einem entſchiedeneren Schutzſyſtem 

Die Zeit wäre denn endlich gekommen, wo ohne direkte überwiegende Einwirkung und 
Störung der erften Seemacht, ein entſchiedenes Schutzſyſtem aud) für unfere See-Schifffahrt, 
ſowie für ihre weitere Entwidelung angenommen und dadurdy vermehrte Garantie für Die 
Auöfuhr und den allgemeinen Wohlftand erlangt werden kann. 


Einfluß der See-Schifffahrt auf Aderbau und Induftrie. 
Die Vortheile einer kräftigen Marine, ihre Wirkungen auf Aderbau und Induftrie, und 
Borfchläge zu befferen Ergebniffen, werden nun näher anzudeuten fein. 
Daß die Rhederei auf den Schiffbau, die Waldkultur nebft der Theerſchwelerei und in 
der Verproviantirung auf die Landwirthſchaft, den Korn-, Hanf: und Flachobau, wie auf 
die Viehzucht belebend einwirken muß, ift einleuchtend. Cine felbftftändige Nhederei 
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darf aber unentbehrlidy genannt werden für denregelmäßigenüberfeeifhen 
Abfag der Erzeugniffe des Gewerbfleißed. Die Praxis weilt nämlid nad), 
daß Die überfeeifhen Käufer nit oder felten zu und fommen; fie müffen 
aufgeſucht werden; darum ift die Billigkeit eined Erzeugniffed aud nidht 
immer für den überfeeifhen Abſatz entſcheidend. In andern Handelöftaaten ver 
mittelt der inländifche Rheder in der Regel den Austauſch und unterſcheidet fid) hierin vor— 
theilhaft von dem ausländiſchen Frachtfahrer, der meift nur auf den Waarentransport und 
wenig oder gar nidyt auf den Abſatz des Inlandes Bedacht nimmt. Das Rhedereigeſchäft 
führt zudem häufig zur Errihtung von transatlantiihen KHandeldetabliffements, wodurch 
der gegenfeitige Verkehr um fo bleibender und ſchwunghafter wird. Won 343 Comptoirs, 
welche der deutiche Handel 1845 überſeeiſch beſaß, gehörten 227 den Hanfeftädten. 
Erport und Import. 

Die Hanfeftädte haben in diefer Weife einen großen Iheil des transatlantifchen Erports 
meiftend aus dem nördlichen Iheile Deutichlands und vielfach im Wege der Stonlignation an 
ſich gebtacht. Im Weften geht unfere Ausfuhr über Havre, über Antwerpen und die hollän- 
difhen Häfen. Unfere überfeeifhe Einfuhr vermitteln die Hanſeſtädte, Eng: 
land, Holland und zum Theil Belgien, indem aufden dortigen Märkten die 
Einfäufe gefhehen, oder durch Frachtfahrt unfer Bedarf und zugeführt 
wird. Unfere eigenen Häfen und ihre Schifffahrt nehmen an dem trans: 
atlantifhen Handel nur geringen Antbeil. Für alle die indireften Anfub- 
ren verlieren wir daher die Mittel ded Austauſches. Weder England, Hol: 
land oder Belgien faufen von und, was fie im eigenen Zande eben fo gut 
oder beffer und wohlfeiler erhalten fönnen. Es müßte alfo darauf Bedacht 
genommen werden, dDiefen Zwiſchenhandel und die fremde Frachtfahrt mög: 
lichſt zu befhränten; der Zollverein müßte dahin ftreben, den Aydtaufc 
feiner eigenen Erzeugniffe gegen die Produkte der trandatlantifhen Xänder 
felbftftändig zu bewirken; und es wird durdy Bevorzugung der eigenen 
Schifffahrt gelingen. 

Es fehlt unferer Rhederei namentlid an der Begünftigung und dem 
Schutz, um fie in den Stand au fegen, die bedeutenden Jufuhren unferer 
transatlantifhen Bedürfniffe zu übernehmen und als Folge dieſes Ver— 
fchrö unferer Induftrie durd vermehrte gefiherte Ausfuhr zu dienen. Es 
fehlt zur Erreihung fpezieller Bortheile für Schifffahrt und Induftrie an 
dem allerwärtö bewährten Mittel der Unterfheidungszölle. Je pretärer die 
Lage unferer Rhederci in den Oftfechäfen mit Rückſicht auf den zweifelhaften Getreidevertehr 
mit England wird, je dringender ftellt jidy die Nothwendigkeit dar, ein durchgreifendes Navi: 
gationöjnftem anzunehmen. An 1800 bis 2000 Schiffe find im überfeeiihen Dienfte der 
deutfchen Konfumtion und Produktion, und faum der zwanzigſte oder dreißigſte Theil der Breu: 
Bifchen Schiffe nimmt daran Theil! Und dennod) ift und die ganze Oftfeefüfte und weſtwärts 

die Nordfee bid zur Schelde für unfere Schifffahrts-Zwede dienlich Um nun zu einer des 
Zollvereind würdigen Stellung in unferen auswärtigen Handeld- und Scifffahrtö-Intereffen 
zu gelangen, ift befanntlid) von einer fehr fundigen und achtbaren Seite der Vorſchlag 
auögegangen: 

Borfhlag zur Annahme eines Differentialzoll-Spftems. 
„Außereuropäifche Erzeugniffe, welche in Zollvereind- oder ihnen gleichgeftellten Schiffen 
aus dem Erzeugungslande direft nad) einem Hafen des Zollvereind oder nad) einem Hafen 
feiner Vorländer an den Flüſſen zwifchen der Schelde und Elbe, beide eingefchloffen, mit 
der Beftimmung nad) dem Zollverein verfandt werden, eine Begünftigung in den Eingang8- 
abgaben geniehen zu laffen, wenn der Urfprung der Waaren vermittelft Gertifitate und 
Sonfularattefte nachgewieſen wird.“ 

Einwand. 
Mit Anerkennung ded Prinzips ift dem Vorſchlag entgegengefeht worden. 
1. daß die Intereffenten der jeht beftehenden Verträge an den beabfichtigten Vortheilen Iheil 
nehmen und legtere dadurch beſchränkt, vielleicht illuforifch werden würden, ohne diefe 
Verträge aber Mangel an Schiffen vorhanden fein werde; 
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2. daf die Kündigung nod) größere Nachtheile herbeiführen könne; 

3. daß aber Prämien den Zweck erreichen und die beftehenden Verträge nicht ftören würden, 
wenn diefelben auf eine Neihe von Jahren für den Bau und die Ausrüftung von neuen, 
zu großen Seereifen tauglidyen Schiffen für jede nach einem überfeeifchen Lande zurüd- 
gelegte unmittelbare Fahrt bewilligt werden follten. 

Endlidy wurde verfucht, der Anficht Geltung zu verfchaffen, 

4. daß Chiffd- und Waaren- Tifferentialzölle von miderftrebender, einander entgegen: 
gefegter Wirkung feien und jener Vorſchlag der Begünftigung in den Eingangszöllen 
in diefe Kategorie falle. 

Gegengründe. 

Mas zunächft den legten Punkt betrifft, fo ift hier nur ſcheinbar eine Abweichung der Inter: 
effen vorhanden. Es mag geſchehen, daß der inländiſche Scyiffer für cben fo viel, ald die bevor: 
rechtende Schiffsabgabe beträgt, die Fradıtiäge erhöht, wie wohl vorab eine Erhöhung derſel⸗ 
ben, zur Konfolidirung ded Schifffahrts-Betriebes und Gleichſtellung mit den höhern Frachten 
fremder Frachtfahrer, in Folge ded größeren Schutzes und des daher auögedehntern Vereiches 
der Fahrten wohl zuläflig iſt; allein da der inländische Fradıtfahrer und Erporteur meift 
in dem Rheder ſich vereinigt, fo bringt das eine Ausgleichung der Intereffen von ſelbſt mit, 
Mären aber audy der Frachtfahrer und der Eigner der Waare getrennt, fo würde den: 
noch der Schiffs-Differentialzoll zur Erftarfung der eigenen Schifffahrt und der Waaren- 
Tifferentialgoell zum Schuß der Jnduftrie und des Handels zu wahrende Motive fein 
und bleiben. Rüdfichtlidy der Prämien kann nicht wohl verfannt werden, dak dieſe für 
den vorgeftedten Hauptzweck, nämlidy für die Vermehrung des transatlantiſchen Abſatzeh, 
unwirkſam fein würden. Solche Prämien wirken nicht auf die ungünftigen Geſetze deö Aus— 
Iandeö, fie würden bie vereinsländifche Rhederei allen Staaten gegenüber gleich begünitigen; 
ihre Wirfung auf billigere Fradıten ift zwecklos, da letztere ſchon niedriger find, als die der 
Engländer, Franzoſen und Niederländer. Ausrüſtungöprämien für neue Schiffe würden 
übrigend die jegigen Schiffe zurüdfegen. Prämien, fo wird ferner behauptet, follen mit den 
beftehenden Verträgen nidyt im Widerſpuch ftchen. Die Verträge, u. a. mit Griedyenland, 
mit Portugal und Amerika, nehmen jedody Prämien und jede Vegünſtigung zum Bortheil 
der Kontrahenten in Anſpruch. Daß unfere Schifffahrtö- Verträge mandye Erleichterungen 
gewähren, habe ich anerkannt, indeß auch darauf hinmweifen müffen, daß trotz derfelben unfere 

arine zurüdgegangen ift, mit einzelner Ausnahme keinesweges der beabfichtigte wichtigſte, 
der trandatlantiiche Vertchr — der Audtauſch der Kolonial- gegen unfere Produtte dadurd) 
gefördert wird. Möchte daher, im Falle der vorliegende, den Vorzug verdienende Zived, durd) 

beftchende Verträge geftört werden follte, außer dem bereits gefundigten Vertrag von 1841 

mit England, eine weitere Kündigung des einen oder andern derfelben erforderlid) fein, ſo 

dürfte wohl fein befondered Bedenten dabei obwalten. Zudem lauten faft alle diefe Verträge 
auf ein Jahr Kündigung, und fo wäre in jeder Zeit leicht zu helfen. Cine Iheilnahme der 
fremden Kontrahenten an den Vortheilen ſcheint jedoch nicht bedrohlich. Die Theilnahme 
würde zwar zur Folge haben, daß der fremde, mit der National-Schifffahrt vertragömapıg 

Teichgeftllte Frachtfahrer eine Ermäßigung auf die Eingangdabgabe der außereuropäiſchen 

a in direkter Fahrt aus dem Erzeugungslande gendfle, dagegen aber auch beitragen, 
den jept faſt ausſchlleßlich beftchenden Zwifcyenhandel zu befhränten; der fremde Kradıt- 
fahrer würde und den Weg zu dem direkten trandatlantifchen Verkehr bahnen helfen. Da die 
Waare nur dann die Zollbegünftigung erhalten foll, wenn die Beſtimmung für den Zoll 
verein auf Grund von Gertifitaten und onfularatteften dargethan ift, und eine andere Folge 
die des Entſtehens inländifcher Märkte von überfeeifhen Produkten fein wird, fo kann auch 
in diefer Beziehung eine Mitwirkung der gleichgeftellten Schifffahrt nicht anders ald vottheil⸗ 
haft erſcheinen Wollte man in den Gertifitaten des Erzeugungslandes und den Konfular- 
atteften in Betreff der Identität eine ausreichende Sicherheit nicht erkennen, fo if} zu erwähnen, 
daß es ſich um Tranfitgut handelt, welches von den ausländiſchen Zollbehoͤrden beauffichtigt 
und namentlich in Holland und Belgien der ftrengften Kontrole unterworfen ift. Mangel 
an Schifſen wird keinesweges fühlbar, unfere eigene Schifffahrt aber im Falle fein, zu er 
ftarten und fid) auszubilden. 
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In dem Maafe als dies gelingen und der inländiſche Markt des Vereins zunehmen würde, 
müffen die Hanſeſtädte, fofern ihnen die Zollbegünftigung nicht zu Statten tommen follte, 
vorausſichtlich um fo cher ſich veranlaßt fehen, dem Zollverein beizutreten. 

Unter den verſchiedenen Geſichtspunkten ſcheint folglidy die Annahme des Tifferential- 
Zollſyſtems aud) für unfere Seeintereffen unabweiölic erforderlich. Die Frage dürfte jedod) 
nod) Erörterung verdienen, ob zur Begünftigung der direkten Fahrt die Unterſcheidung in 
Form der Ermähigung der Zölle für die direkte Fahrt, oder in Belaſtung des Zwiſchen— 
handels vorzuziehen fei? Ta der letztere Modus einen zu fhnellen Uebergang und für daö 
Inland wenigitend zum Anfang eine Belaftung herbeiführen fönnte, fo wird ohnbedentlid) 
die Ermäßigung der Zölle für die direkte Fahrt den Vorzug verdienen. Der Umfang diefer 
Begünftigung, um fich dem jegigen Zollſchutz anzuſchließen und die Schifffahrt felbit auf: 
zumuntern, dürfte in einem Zollrabatt von 25 Prozent nad) dem jehigen Tarif zu normiren 
und von den überfeeifchen reizoll- Gütern, ald Baumwolle und Haute, eine entfprechende 
Prämie zu bewilligen, eventuell die indirefte Anfuhr diefer Artitel verhältnißmäßig zu 
belaften fein. 

Tiefe Darftellung regt ſchließlich den längft gefühlten, vielfady auögefprodyenen 
Wunfd) an: 

ed möge cine Vereinöflagge, ald Zeichen deutfcher Einheit, auch auf der See die Schiffe 

ded Vereins zieren und die Vertretung der Gefammtintereffen durch Vereinskonſulate 

gefchehen. 

Mein Antrag geht nun dahin: 

Es möge der hohen Ständeverfammlung gefallen, bei ded Königs Majeftät zu befürworten: 

Antrag. 

1. daß Allerhöchſtdieſelben in Gemeinfhaft mit den Regierungen der übrigen Zollvereind: 
Staaten geſetzliche Beftimmungen zu erlaffen geruhen, wonach diejenigen außercuro: 
päifchen Erzeugniffe eine Begünftigung in den Eingangsabgaben genießen, weldye mit 
Urſprungs- und Sonfulatatteften im Zollvereind- oder ihnen gleich geitellten Schiffen 
aus dem Erzeugungdlande direft nady einem ‚Hafen des Zollvereind oder nad) einem 
Hafen feiner Vorländer, an Flüffen zwifchen der Scyelde und Elbe, beide eingefchloffen, 

mit der Beftimmung nad) dem Zollverein verfandt vorden ; 

2. daß in allen andern Fällen, wo cd Noth thut, dad Differential-Zollfyftem aud) zum 
Schuß der Seeintereffen des Vereind angenommen; 

3. daf eine Vereindflagge eingeführt und 

4. daß Vereinötonfulate nad) Maßgabe des Bedürfniffed errichtet werden mögen. 

Berlin, den 30. April 1847. 

Der Abgeordnete für Düffeldorf: 
Baum. 


C. 
Petition. 


Eine hohe Kurie der drei Stände wolle beſchließen, Se. Majeftät den König ehrfurchts— 
voll zu bitten, in Gemeinſchaft mit den Regierungen der Zollvereind » Staaten ein Geſetz zu 
erlaffen, wonach: 

Jede direfte Importation aus dem außereuropäifchen Produftiondlande nad) dem Zoll: 
berein auf Zollvereind- oder diefen gleichgeftellten Schiffen, — wenn aud) über einen Nord: 
fee-Hafen zwiſchen Schelde und Elbe eingehend, — eine Zollbegünftigung von 20 Prozent 
genießen foll. 

Zwcd. 


1. Um die Rhederei der Zollvereind-Länder gegen die Beeinträchtigungen zu ſchützen, 
welche ihr durd) die Schifffahrtö-Gefege anderer Länder zugefügt werden; 
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2. um den Seehandel des Zollvereind dafür zu entfchädigen, daß feine Bewegung durd) 
die Mauthgefege des Zollvereined in vielen Richtungen beengt ift, wodurd ihm die Kon⸗ 
turrenz mit dem Sechandel der Worhäfen des Zollvereind erſchwert wird; 

3. um diefen Vorhäfen und den deutichen Uferftaaten den Beitritt zum Zollverein 
wünſchenswerth zu madyen und dadurd) herbeiquführen; 

4, um der vereindländifcyen Industrie durch Begünftigung des direkten Audtauſches ihrer 
Fabritate und direkter Bezüge ihred Rohmateriald neue Vortheile zu eröffnen; 

5. um erdlid, ein Mittel zu gewinnen, vortheilhafte Verträge mit anderen Schifffahrt 
treibenden Nationen herbeizuführen. 

Preußen ift im Zollverein der einzige Staat, der unmittelbar am Meere liegt, feine Auf 
gabe ift es mithin vornehmlich, deſſen überfeeifche Beziehungen zu vermitteln, aber leider fehen 
| wir feine Rhederei nit in dem Zuftande, diefen Anforderungen entfpredyen zu können. — 
' Nicht allein, daß fie nicht Schritt hält in ihrer Entwidelung mit der der übrigen Induftries 
| zweige deö Jollvereined — nein, fie fhreitet überhaupt faum merklich voran, und hängt zum 

großen Theile von der Zufälligteit der größeren oder geringeren engliſchen Nachftage nad) 
Holz und Korn ab. Denn es Steht nad) unferer heutigen Gefehgebung allen Schiffen der 
' Welt frei, mit unferen Schiffen in unferen eigenen Häfen zu konkurriren, während die meilten 
größeren Nationen, wie namentlidy England, Frantreid, Rußland, Holland u. f. w., unfere 
| Schiffe in ihren Häfen und Beziehungen beſchweren und hintenanfegen, oder gar ausſchließen. 
| Diefer Zuftand ift einmal nachtheilig dadurch, daß unferen Schiffen die Gelegenheit ver> 
| kümmert ift, Frachten in fremden Häfen, namentlich nad) Holland und England hin, den 
| Stapelplägen ded europäiſchen Handels, zu finden, während fremde Schiffe auf unfere Ha: 
fen und au unferen Häfen Netouren nehmen können. Diefe Sadylage beuten die engliſchen, 
mecklenburgiſchen, dänischen und Hanſeſchiffe auf die für fie vortheilpaftefte Weife aus. Cie 
verdrängen unfere eigenen Schiffe in und für unfere eigenen Häfen, und das um fo leichter, 
als ihnen fein Eifenzoll den Bau ihrer Fahrzeuge vertheuert, umd überdies England die 
mectlenburgiſchen, hannöverſchen und oldenburgiichen Schiffe den Zollvereind Schiffen 
gleihftellt. Zum anderen aber ift diefer Zuftand entmuthigend und verlegend für unfer Na: 
tionalgefühl — um fo mehr, als der Vreußifche Vertrag mit England von 1824 denſelben 
fanttionirt hat. England hat feine Navigationdakte ald die Baſio der Unterhandlung hinge— 
ſtellt; Preußen hat died anerfannt — und fortan find die Worte Neciprozität und gegenieitige 
Konzeflion nur illuſoriſch geweſen. Diefed Nachtheiled muß jeder Preuße, jeder Deutiche voll: 
fommen bewußt werden, und fann durd) das oben vorgefchlagene ganz allgemein hinzu: 
ftellende Gefeg diefer Nachteil befeitigt werden, fo wird dadurch nad) zwei Richtungen bin 
erreicht, twas jedem Deutſchen vornehmlich am Herzen liegt. Wir zwingen andere Nationen, 
und mit der Rückſſicht zu behandeln, Die einem Verbande von 28,000,000 Deut: 
fhen gebührt — und wir machen es den deutfchen Uferftaaten, den Hanfeftädten und den 
deutſchen Herzogthümern wünſchenswerth, diefem Verbande hinzuzutreten. Sie werden die 
Ueberzeugung getvinnen, daß den maritimen Intereffen des Zollvereins die gebührende Be: 
rüdfihtigung gefichert fei — fie werden es in ihrem eigenen Intereffe für nothwendig halten, 

an dieſer Wider fortan participiren zu wollen, ‚ 
Die beantragte Maßregel hat cd aber audy für den Fall, daß die Uferftaaten und Stüdte 
dadurd) noch nicht für den Zollverein gewonnen und beivogen werden könnten, die [hranten- 

loſe — in ihren Handelobewegungen, namentlich bei Ein- und Ausgang ihrer Schiffe 
und Ladungen, aufgeben — feine Nachtheile für irgend ein Interefie des Zollvereine. 
Es wird dadurd Nidyts in Verhältniffen fremder Schiffe und Rheder zu und geändert, ed 
wird ihnen in keiner Weife die biöherige Freiheit beſchräntt, mit und und für und Handel Au 
treiben, — es wird unferen Konfumenten in feiner Weife der Bezug überfeeifcher Erzeugnüffe 
und Bedürfniffe vertheuert. — Im Gegentheil, es wird Lediglich den inländiſchen Rhedern 
möglidy gemacht, wohlfeiler tie die fremden, den betreffenden Bedürfniffen des Inlandes zu 
entſprechen — vielleicht zuerft mit einigem Nachtheile der Zollkaffe, aber gewiß bald aud) zu 
deren Vortheil, da Wohlfeilheit die Konfumtion fteigert. 

Es wird der bereinsländifchen Rhederei nur ein Aequivalent geboten für die Nachtheile 
welche ihr in großem Maaße aus unferen Mauthgefegen erwachfen, und welche vornehmlid) 
darin bejtehen: 
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daß der Zeitverfuft beim Ein: und Ausgang der Schiffe fehr bedeutend ift, 

daß der Verluft an der Waare durch Reinigung, Bearbeitung, Leckage und Werderbnik 
im Zollverſchluß dennod) veriteuert werden muß, 

daß endlich das Eifen zum Schiffbau einer nicht unerheblichen Beſteuerung unterliegt. 

Die Wirkungen der beantragten Mafregel befchränten fid) jedoch bei weiten nicht auf 
den partiellen Vortheil, den der Seehandel und die Nhederei daraus jhöpfen werden. Das 
Gebiet des Handeld ift eine Kette, deren unzählbare Glieder in genauefter Wechſelwirkung 
au einander ftehen, und wenn Seehandel und Rhebderei fidy auöbilden, jo werden Dadurd) 
Induftrie und Aderbau auf dad Wirkfamfte gehoben, namentlid) wenn der Sechandel ein 
direkter und die Rhederti eine eigene iſt. 

Es tann nicht oft genug gefagt werden, daß der Vortheil des Handeld überhaupt durd) 
den direkten Handel ein doppelter wird, und muß hinzugefügt werden, daß der Proprehandel 
der naturgemäßelte Vermittler zwiſchen der Induftrie des Zollvereined und den transatlan- 
tiſchen Bodenerzeugniffen ift. Darum hält dad vorgeſchlagene Gefeß nur die überfeeifchen 
und direften Beziehungen im Auge. Es liegt auf der Hand, daR der Handel ohne Mittel: 
ftation einen größeren Gewinn abwerſen muß, mie der indirefte Bezug der Waare aus der 
weiten Hand; und ed ift cben fo nahe liegend, daR dadurd die Waare den Konſumenten 
wohlfeiler zugeführt werden kann. Auch dies Verhältniß bleibt fein ifolirted, der häufigere 
Verkehr führt zu engeren Verbindungen und aus dieſen erwächſt die genauere Kenntnif der 
gegenfeitigen Bedürfniffe. Unfere Induftrieerzeugniffe tverden dem Geſchmack der überfeeifchen 
Verbrauchöfänder leichter angepakt werden fönnen und es liegt im hödyften Intereffe des 
Handels, fie auszuführen und damit die Jmporten zu bezahlen. So wird dad naturgemäßefte 
Verhältniß begründet; wir tauchen das überfeeifhe und nöthige Rohmaterial, die über: 
feeifhen, fogenannten Kolonialwaaren gegen die Produkte unferer Induftrie ein. Wir eröff- 
nen ihr neue gewwinnbringende Abfagtvege, verſchaffen ihr die Möglichkeit, toohlfeiler zu pro⸗ 
duziren und immer mehr Arbeit lohnend zu verwenden, wodurch wiederum der einheimische, 
der ſicherſte Markt für unfere Agrikulturerzeugniffe, vergrößert und außerdem aud zu 
größerem Verbrauche befähigt wird. 

Aber auch hiermit find die Vortheile noch nicht erſchöpft, welche das vorgefchlagene all- 
gemeine Gefer darbietet. Dadurd, daß cd dem Zollverein die Mittel an die Hand giebt, 
fremden Schiffen ausnahmsöweiſe Wortheile zu gewähren, giebt ed ihm aud) dad Recht, aud- 
nahmsweiſe Vergünftigungen für fidy in Anſpruch zu nehmen. Yänder, die den Zollverein 
als den Schauplatz kommerzieller Willtür betrachtet und behandelt haben, müfien fortan 
die Wege der Gerechtigkeit und Billigkeit einfhhlagen, und auf diefen Wegen werden wir Alle 
dad endliche Ziel unferer Wünſche und unferes Streben erreichen. Wir werden im Stande 
fein, bei Unterhandfungen das Gewicht eincd Marktes von 25 Millionen Menſchen in die 
Waageſchale zu legen und der Erfolg wird zeigen, daf dies dad ſicherſte Mittel ift, Gerech— 
tigkeit für die Behandlung unferer Schiffe herbeizuführen, — ſowohl in fremden Häfen, wie 
bei der Sundgoll: Frage. 

Berlin, den 29. April 1847. 

b. Heyden-Cartlow. 
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AUntrag 
des Landtagd-Abgeordneten des ſechſten Wahlbezirks der Städte Schlefiend, 
Vürgermeifterd Fiebig aus Ganth, 
auf Wiederherſtellung der Allerhöchften Kabinetsordre vom 23, Dftober 1826, 
betreffend die Berfagung von Mühlenanlagen. 


Wenn wenige Zweige der gewerblichen Induftrie fo unmittelbar in die allgemeine Wohl: 
fahrt eingreifen, ald dad Mühlengewerbe, fo ift ed erklärlich, daß die Aufmerkſamkeit der 
Gefeggebungen aller Zänder von jeher der Errichtung und dem Betriebe der Mühlen zu- 
gewendet geweſen ift. Es ward indbefondere ein allgemeiner Grundſatz des deutſchen gemeinen 
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Nechtes, dieſem Getverbe einen für dad Gemeinweſen nothiwendigen Schuß durch Beſchrän— 
tung der Konfurrenz au gewähren. Deöhalb ward die Anlage neuer Mühlen von einer 
den Staatöbehörden anheimgegebenen Prüfung abhängig gemächt, ob dadurd nicht das 
Beſtehen fhon vorhandener Mahlwerke gefährdet fei, eine Beſtimmung, welche aus dem ge— 
meinen deutſchen Rechte und den propinzialrechtlichen Verordnungen") in die landrechtliche 
Geſetzgebung überging, indem $ 242 Ip. I Tit. 15 feftieht: 
„Wenn ſedoch in einem Orte und Tiftrifte ſchon hinlängliche Mühlen zur Verforgung 
ded Publici vorhanden find, fo foll denjenigen, weldhe neue Mühlen nicht zum eigenen 
alleinigen Gebraudye, fondern vielmehr zum Abbruche der Schon vorhandenen Mühlen 
anlegen wollen, die Erlaubniß dazu von der Yandeöpolizei-Inftany verſagt werden. ® 
Daß diefed Prinzip bei der reformatoriihen Gefergebung, welche den unglücklichen Kriegs 
jahren 1806 und 1807 folgte, nidyt aufredyt erhalten wurde, iſt aus den Berhältniffen leicht 
erflärlidy. Die dringende Nothwendigfeit, alle Kräfte der Nation durch die Entfeffelung der 
Bodenkultur und gewerblichen Industrie von allen hemmenden Schranten zu erwecken, war 
die Veranlaffung diefer Gefeggebung; ed war ſchwer möglich, Sofort die Uebelftände zu über: 
fehen, welche eine fonfequente und rudfichtölofe Befolgung dieſes Gefichtöpunftes herbeiführen 
fönnte, und es mußte daher der Erfahrung überlaffen bleiben, diejenigen Modifikationen auf 
legislatoriſchem Wege herbeizuführen, welche die Rüdficht auf das Gemeinwohl fo wie auf 
das Wohl einzelner Gewerbeklaſſen erforderlih machen würde. 

Aus dem angedeuteten Grunde machte zwar das Edikt vom 28. Dftober 1810 wegen 
der Mühlengeredtigfeit u. ſ. w. (Geſetzſ. 1810, ©. 95) die Errichtung einer neuen Mühle, 
wie früher, von der Sandeöpoligeilihen Erlaubniß abhängig, ſchrieb jedoch im 8 8 vor, daß 
Diefelbe nur dann verfagt werden folle, wenn 

a) die Anlage in allgemeiner Tandeöpolizeilidher Beziehung oder aud überwiegenden 
Gründen des allgemeinen Beftend unzuläffig fei, wie 3. B. wegen eines der Yandeöfultur 
hinderlichen Wafferftandes; 

b) ein nad) $ 6 von dem Befiker einer fhon vorhandenen Mühle erhobener Widerfprud) 
gegründet befunden worden. 

Beide Gründe der Berfagung ließen die Bedürfnißfrage unberüdfichtigt, indem der im 
8 6 nadhgelaffene Widerſpruch durch 8 7 auödrüdlich auf den Fall befchräntt wurde, wenn 
die neue Anlage der vorhandenen Mühle Wind oder Waffer entzöge oder letzteres aufftauekk, 
und hierdurch Schaden in dem biöherigen Betriebe der lehtern herbeiführte. 

Die Nachtheile diefer freien Konkurrenz bei Errichtung neuer Mühlenanlagen Auferten 
ſich in den erften Jahren nach Emanirung des Geſetzes vom 28. Oftober 1810 nicht fofort. 
Der Grund biervon lag in dem damaligen Juftande der gewerblichen Induftrie; die Wunden, 
welche dem Nationalreichthume geſchlagen worden, hielten die Spekulation von induftriellen 
Unternehmungen zurüd. Die Kriegöjahre 1813 bio 1815 erforderten neue große Opfer, 
und verlängerten diefen Zuftand über die nächſten Friedensjahre hinaus. Erft nad dem 
Jahre 1820 fing die gewerbliche Induftrie an, aud) dem freigegebenen Induftriegweige des 
Mühtenbetriebed fid) zugumenden. Es entftanden neue Anlagen und unmittelbar mit ihnen 
die Klagen und Beſchwerden der Mühlenbefiger, daß fie durch Nichtberückſichtigung der 
Hedürfnihfrage in ihrem Betriebe eine ihren Nahrungöftand bedrobende Beeinträchtigung 
erlitten. Diefe Klagen wurden indbefondere in der Mark Brandenbung und Pommern laut, 
umd führten eine Petition herbei, in deren Folge die Allerhöchſte Kabinetöordre vom 23. OF 
tober 1826 beftimmte: 

daß die rg Bet den Bau und die Veränderung einer jeden Mühle, Die 
nicht auf dad eigene Bedürfniß des Eigenthümers derfelben, es fei ein Gutöherr, eine Kor: 
poration oder eine Gemeine, beſchränkt, fondern gleichzeitig oder auöfchliehlicdh auf Fremde 
Mahlgäſte berechnet fei, zu verfagen befugt und verpflichtet fein follte, wenn die vor der 
Ertheilung der Genchmigung jeder Zeit zu veranlaffende polizeiliche Ermittelung ergebe, 
daß die inder Gegen fon vorhandenen Mühlen binreichten, um das Be 
dürfniß der Anwohner vollftändig zu befriedigen. 

) Kür Schlefien und die Graſſchaſt Stat Sr das Edift de dato Potsdam, den 14. Februar 1772 


Kornſche Ediktenfammiung Bd. 13 S.182), in deffen Paragraphen ausprüdtich die Berüdfihtigung 
der Bebürfniffrage bei Ertheitung neuer Konzeflionen vorgeichrieben ward. 
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Daß dieſes Geſetz dad Produft der reiflidhiten Erwägung war, daß eö feinen Urfprung 
aud einer Erkenntniß der Zuftände felbit und der Nothwendigkeit, einem Lebelftande Abhülfe 
zu verſchaffen, herleitete, ergiebt Schon die Art feiner Entitchung, und die befondere Bevor: 
wortung, weldye ed durch das Gutachten des Königlichen Staatöminifteriums erfuhr. 

Daß aber aud) die Gründe, weldye Diele geiegliche Beitimmung berbeiführten, nod) im 
Jahre 1837 ihre volle Anerkennung vor der Yegiölatur fanden, ergeben die: 

Motive zu dem Entwurfe ded neuen Gewerbe-Bolizeigefehed. 
Der 8 63 diefed Entwurfes, weldyer den im Jahre 1837 berufenen Provinzialftänden vor— 
gelegt wurde, lautet dahin: 
„In denjenigen Yandeötheilen, in welchen die Anlage oder Erweiterung der Getreide— 
Mahlmühlen biöher durch Rückſichten auf die bereits vorhandenen beſchränkt war, bleibt 
es hinfichtlidy der auf die Konfumtion der Umgegend berechneten Mühlen diefer Art bei 
der beitchenden Gefeggebung. Einwendungen gegen die Anlage, weldye fih auf die Be: 
dürfnißfrage begichen, find im jenen Yandeötheilen nad) den in den 88 32 bis 40 enthal- 
tenen Vorſchriften zu erörtern und zu beurtheilen. Auf die Anlage und Erweiterung von 
Dampf- oder zur Anfertigung von Dauermehl eingerichteten Mühlen foll jedody diefe 
Beſchränkung nirgends Anwendung finden.“ 

In den Motiven zu diefem Paragraph wird ©. 95 ausgeführt: 

„daR der in dem Landrechte befolgte Grundfag über die Bedürfnigfrage bei Mühlen— 
anlagen bei der Gefengebung des Jahres 1510 verlaffen worden, daß jedod) diefer Grund— 
fag, da feine Aufhebung die Anlegung vieler neuen Mühlen zur Folge gehabt, durch deren 
Konkurrenz befonderd Diejenigen Mühlen gelitten, denen entweder frühere Jwangsrechte 
zugeftanden hätten, oder weldye mit bedeutenden, in früherer Zeit nad den 
damaligen Berhältniffen regulirten grundberrlihen Abgaben befhwert 
worden, durch die Allerhöchſte Nabincetdordre vom 23. Dftober 1826 wieder hergeftellt 
worden fei, und daß feiner Wiederaufhebung noch gegenwärtig alle Bedenken 
und Rüdjihten entgegen ftänden, welde die gedachte Allerhöchſte Kabi— 
netsordre motivirt hätten. 

Deöhalb eradytete es der Staatsrath für angemeffen, den damaligen Zuftand der Geſetz— 
gebung nicht weiter zu ändern, als daß von jener gefeplihen Beihräntung Dampf: oder 
zur Anfertigung von Dauermebl eingerichtete Mühlen ausgenommen würden. 

Gegen die Beibehaltung der Rückſicht auf die Bedürfnißfrage ift feine Einwendung 
Seitens der Provinzial-Yandftände erhoben worden: ein deutlicher Beweis, daß die Aufrecht: 
haltung der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 23. Oftober 1826 wie der Staatöregierung 
jo den Vertretern des Yandes durdy die beftehenden Verhältniffe vollfommen gerechtfertigt 
erſchien. Ja, es machte ſich auf dem ſchleſiſchen Landtage fogar die Meinung geltend, daß 
die für die Dampf: und Dauermehl-Mühlen verlangte Ausnahme nicht zu geftatten fei, dod) 
fonnte diefe Anſicht nicht Die geſetzlich vorgefchricbene Stunmenzahl erhalten. Bei diefer Yage 
der Sadıe war zu erwarten, daß dad Geſetz, welches als Nefultat aus den legislatorifchen 
wie landſtändiſchen Berathungen über jenen Entwurf hervorgehen würde, dad Prinzip der 
Bedürfnißfrage fefthalten, und die Miühlenbefiger eines Scyuges nicht berauben werde, 
welcher allfeitig ald nothtvendig erfannt worden. Diefe Erwartung ift aber nidt in 
Erfüllung gegangen. 

Der 8 38 der Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 hat die Allerhöchſte 
Kabinetöordre vom 23. Oktober 1826 aufgehoben, und fomit die Bedürfnihfrage von 
der Prüfung über die Statthaftigfeit einer neuen Mühlenanlage gänzlich ausgeſchloſſen. 

Welche Motive diefer gefeglihen Beſtimmung zum Grunde liegen, ift nicht erfindlich. 
Denn alle feit dem Jahre 1837 in der Yage der Sache eingetretenen Veränderungen hatten, 
weit entfernt den Schuß der vorhandenen Mühlenbeſitzer als entbehrlich erſcheinen zu Laffen, 
vielmehr dahin einwirken müffen, feine Nothwendigfeit im erhöhten Maaße dar: 
zustellen. Das Fortichreiten der gewerblichen Induftrie während einer dreißigjährigen 
Friedenszeit hat ald nothtvendige Folge die Vermehrung der Mühlenanlagen überall da 
mit ſich geführt, wo die Bedürfnißftage es irgend geftattet hat. Die hierdurd) herbeigeführte 
größere Konkurrenz hat für den Nahrungsitand der Beſitzer vorhandener Mühlen einen 

beſonders bedrohlichen Charakter durch die Errichtung von Dampfmühlen, holländi- 
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fhen Windmühlen und amerifanifhen Waffermühlen erhalten, ſowohl durch 
die Möglichkeit, die Kabrifation des Mehles und Schrootes in größern Quantitäten zu be: 
werfitelligen, ald durd) die verhältnißmäßig geringern Produttiondtoften. Daneben ging die 
Staatöregierung bei Audlegung der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 23. Oftober 1826 
durchgehende von dem Geſichtspunkte aus, der Bedürfnihfrage eine möglichſte Befhrän- 
fung zu — So ſetzte die Miniſterialverfügung vom 3. November 1839 (v. Kampt 
Annalen Bd. 23 S. 908) den Umtreis, welcher bei Beurtheilung der Bedürfnikfrage zu 
berüdfichtigen fei, auf eine halbe Meile feit; fo beftimmte die Minifterialverfügung vom 
10. Januar 1840 (Minifterialblatt für die innere Verwaltung, 1840, ©. 22), daß die 
Bedürfnikfrage nur auf die ur Bereitung von Mehl und Scyroot beredyneten Mühlen An: 
wendung finde, nicht aber auf die Fabrikation von Grüße und Graupe und auf den eignen 
Bedarf, und fo gab die Minifterialverfügung vom 10. Auguft 1843 (ibid. 1843 ©. 244) 
ohne vorgängige Erörterung der Bedürfnikfrage die Errichtung von Mühlen frei, auf welchen 
für Befiger Mehl und Schroot zum Handel oder zum Bäckereibetriebe fabrigirt würde. 
Turdy diefe von der Staatsregierung befolgten Tendenzen ward jede mögliche Beſchwerde 
der Konfumenten abgefhnitten, und in der Ihat hat während des achtjährigen Zeitraumee, 
welcher feit der Worlegung des Gejegentwurfes verfloffen, nirgends eine derartige Klage ſich 
fund gethan. Wohl aber find die Klagen von Mühlenbeiigern laut geworden, welche durch 
die der Beurtheilung der Bedürfnißfrage gegebenen Befchräntungen in ihrem frühern Nab- 
rungöftand durd Errichtung neuer Mühlenanlagen fid) zurüdgefegt fahen, und melde ent- 
weder ihren getverblihen Betrieb ganz aufgeben oder ihn auf eine, zur Erhaltung ihrer 
Familien nicht mehr ausreichende Art beſchränken mußten. 

Died muhte aber befonderd die Mühlenbeſiter in denjenigen Provinzen betreffen, in 
denen, wie in Schlefien, der gewerbliche Betrieb auf dem platten Yande den Gutsherr— 
ſchaften ausſchließlich zuftand, weldye in den eriten Zeiten diefe Berechtigung felbftaudübten, 
und die Gutöhörigen zwangen, die gewerblichen Bedürfniife aus diefen Fabritjtätten zu 
übernehmen, fpäterhin aber, indem fie die zu dem Betriebe der einzelnen Gewerbe erforder: 
lichen baulichen Anlagen, wie Mühlen, Brennereien und Brauereien u. f. tw., aufführten, 
diefen Gewerbebetrieb nebit den Yofalitäten entweder eigenen Inſaſſen oder anziehenden 
Gewerbetreibenden überließen. Bei diefer Ueberlaffung wurde die für eine oder mehrere 
Ortſchaften beftehende ausichlichliche Gewerbebefugnig mit übertragen; der Käufer dagegen 
erlegte ein beftimmtes Kaufpretium, und übernahm außerdem nod) die Erlegung eines jähr- 
lichen Zinfes, fei cs in Geld oder in Naturalien, oder, wie es in den meiften Fällen ftattfindel, 
in Geld und Naturalien. Diefer Gang der Sache fand namentlidy bei den Mühlen ftatt; 
cd dürfte indbefondere in Schlefien faum eine Mühle geben, welche nicht von der Gutsherr⸗ 
ſchaft urſprünglich errichtet, und ſpäterhin einem Dritten gegen ein beftimmted Kaufgeld und 
die Stipulation eines Geldzinſes fo wie gleichzeitig eines in Getreide oder Mehl beftchenden, 
meift verhältnigmäßig fehr bedeutenden Naturalzinſes überlaffen worden ift. 

Mit dem Gerwerbeedikte vom 2. November 1810 fiel die Berechtigung der Gutöherr- 
ichaften zum Gewerbebetriebe auf dem platten Yande und defien Konzejlionirung fort, und 
eo ward hier wie in den Städten der Gewwerbebetrich allein von der Erlegung der Gewerbe 
fteuer abhängig gemacht. 

Gleichzeitig hob das Editt vom 28. Dftober IS10 den Mühlenzwang auf, fprad), 
unter Aufftellung des Geſichtopunktes, daß nad) der Erfahrung die Aufhebung der Zwangd- 
und Bannrechte in der Negel keinesweges die Ginnahme der früher Berechtigten mindert, 
fondern bei der gewöhnlich vermehrten Konfumtion erhöhe, dem Weredhtigten jeden Anipruch 
wider den Verkäufer und die Zwangspflichtigen ab, und geftattete nur für den Fall, daß ört- 
liche Verhältniſſe eine Ausnahme jener allgemeinen Negel begründen follten, einen Enticha- 
digungsanfprudy an den Staat, weldyer durch Vergleichung des Debits der legten zehn 
Jahre mit dem Debit der nächſten vier Jahre feſtgeſtellt werden ſollte. 

Daf von diefer Entſchädigungsberechtigung gegen den Staat nur ein Auferft feltener Ge 
brauch gemadt wurde, lag — ganz abgeſehen von der ſchwierigen Beweisführung — IN 
dem oben angedeuteten Umitande, daß in den vier nädyften Jahren 1811 bis 1814 die In— 
duftrie fi) der Anlage neuer Mühlen nicht zuwandte. Die Konkurrenz in der Fabrikation 
ward daher durdy neue Mühlenanlagen während diefer vier entſcheidenden Jahre 
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nicht vermehrt, und Die Aufhebung der Zwangsverpflichtung fonnte deöhalb keinen irgend er— 
heblichen Einfluß haben, weil die bisherigen Zwangäpflichtigen keine Veranlaſſung fanden, 
ihren Bedarf von einer entfernter liegenden Mühle zu bezichen. 

Die Entihädiqungäberehtigung gegen den Staat blieb ſonach ohne allen Einfluß auf die 
Lage der Mühlenbeſitzer, welche ſich, wie bereitd oben erwähnt, erft dann wefentlid zum Nadı- 
theile änderte, als im neuerer Zeit durdy Anlagen neuer Mühlen eine Konkurrenz eintrat, 
welcher die Beſitzer vorhandener Anlagen nicht gewachſen waren, umd namentlidy in den 
erwähnten Provinzen nichtgewachſen fein konnten, weil die Unternehmer neuer Anlagen nur 
die Gewerbeſteuer zu erlegen hatten und frei waren von den oben ertvähnten bedeutenden Ab— 
gaben an die Grundherrſchaft. 

Für Die aus der Zeit vor dem Jahre 1810 herrührenden Mühlen war alfo ver Schutz 
des Gefehes vom 23. Oktober 1826 unumgänglidy zur Vermeidung des Ruines erforderlich, 
und diefe Nothwendigkeit fteigerte fidy in Dem Maaße, als die Induſtrie und Epekulation 
fid) auf die Errichtung neuer Mühlen wandte, und diefe in ftetö fteigender Anzahl hervorrie— 
fen. Nach einer möglichſt genau eingezogenen Erkundigung find feit dem Erſcheinen der Ge: 
werbeorbnung vom 17. Januar 1845, alſo im Yaufe von zwei Jahren, in der Provinz 
Schleſien allein 10 Dampfmüblen, 117 Waffermüblen und 150 Windmühlen mit 
398 Mahlgängen neu errichtet worden. Nimmt man nun an, daß jeder Mahlgang täglid) 
durchſchnittlich 30 Scheffel produsirt, fo ergiebt ſich, welche enorme Quantität Mahlgut den 
bis au jenem Zeitpuntte beitandenen Mühlen entzogen worden ift. 

Unmöglid kann es die Ablicht des Staates fein, den Nahrungdftand fo vieler Gewerb— 
treibenden einer unſichern Zukunft Preis zu geben, und dafür feinen anderen Gewinn einzu: 

taufchen, ald den: ein Prinzip fonfequent durdygeführt zu haben. Der Einzelne muß in dem 
Staate feine eigenen Intereffen dem Gemeinwoble zum Opfer bringen können; wo aber 
diefed, wie in dem vorliegenden alle, ein ſolches Opfer nicht erbeifht, wo aus den obwal- 
tenden Verhältniffen nidyt das geringfte Motiv für eine Aenderung des Beftchenden ber: 
vorgeht, ja ganz im Gegentheile mit der Entwidelung und dem Fortſchreiten der Zeit, die 
Nothwendigkeit der Erhaltung des Beitehenden täglidy mehr ſich geltend macht, da fann 
der in feinem Nahrungsitande bedrohte Unterthan von dem Staate mit Zuverficht erwarten, 
daß fein Wohl nicht einer bloßen Idee aufgeopfert werde. Die Provinz Schleſien zählt allein 
über 5000 Veüblenbefiger, deren Nahrungsftand gefährdet ift, deren Beſitzthum mit der Be— 
feitigung der Bedürfnißfrage mehr oder weniger entwerthet iſt, weil jeder Tag cine Sons 
kurrenz herbeiführen fann, weldye jeden aus dem Gewerbebetriebe hervorgehenden Gewinn 
dergeftalt ſchmälert, daß er zur Subſiſtenz einer Familie nicht mehr hinreicht. Denen aber, 
mweldye fonfequent dad Prinzip der Gewerbefreibeit auf den vorliegenden Fall angewendet 
wiſſen wollen, ift zu entgegnen, daß einmal die Ausführung dieſes Prinzips auch nody gegen: 
wärtig als nothiwendig erkannte Ausnahmen erleidet, wie beifpielöweife bei dem Apothefenbe- 
triebe; fodann aber, daß an ſich ein Unterſchied zwischen Gewerben ift, welche überall, an 
jedem Orte, betrieben werden können, bei denen jeder Gewerbtreibende ſich die Vortheile un- 
beſchränkter Konkurrenz gegenüber allen übrigen Gewerbtreibenden derfelben Kaffe durch 
Fleiß, größere Betriebſamkeit und beffere Yeiltungen verichaffen kann, und folchen Gewerben, 
deren Betrieb an eine beftimmte, nicht zu verlegende Yofalität gebunden ift, und bei denen 
der Beſitzer diefer gewerblichen Yofalität dad nothiwendige Opfer einer freien Konkurrenz ift, 
deren Vorteile er ſich nicht theilhaftig zu machen im Stande ift. Zu diefer Art von Gemwer- 
ben gehört dad der Müller. Sollte es nun als richtig erfannt werden, daß in den gegenmwär- 
tigen Verhältniffen keine Veranlaffung liegt, von dem Geſichtspunkte abzuweichen, welcher 
dem Gejegedentiwurfe vom Jahre 1837 zum Grunde lag, fo dürfte nur zu erwägen bleiben, 
ob gie Nothwendigteit obwaltet, die in dem Geſetzesentwurfe erwähnte Auönahme für die 
Dampf- und die zur Kabrifation von Dauermehl eingerichteten Mühlen auszuſprechen? 
In den Motiven des Gefepesentwurfes wird ald Grund dafür S. 97 angeführt: 
Die Beſchränkung (nämlidy durch die Bedürfnißfrage) bedarf indeß infofern einer Modifi— 
kation, als in Folge der Verbefferung der Beſchaffenheit der Muͤhlenfabrikate, fo wie der 
Verbindungen und Transportmittel jene Fabrikate ein bedeutender Gegenftand des Han— 
delöverkehrö geivorden find, und mithin der Umftand, daß davon in einer Gegend mehr 
produzirt ald fonfumirt wird, keinesweges immer eine Entiverthung derfelben und eine un 
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aebührliche Erniederung des Lohnes des Müllers nad) ſich zieht. Diefer Umftand darf im 
allgemeinen Intereffe um fo weniger überfehen werden, ald die Berüdfichtigung des drt- 
lichen Bedürfniffes überhaupt nur Dann motivirt erfcheint, wenn von einer auf Befriedigung 
deffelben berechneten Anlage die Nede ift, nidyt aber dann, wenn die neue Anlage einen 
gang anderen, mit dem Intereſſe der vorhandenen Mühlen gar nidyt kollidirenden Zweck 
bat. Dicfer lektere fan aber bei allen Mühlen angenommen werden, die mit Dampf 
betrieben werden, oder zur Kabrifation von Dauermehl eingerichtet find; denn die erfteren 
fönnen ohne den weſentlichen Nadytheil des Beſitzers gar nicht zum Abmahlen kleiner 
Duantitäten, wie fie die tägliche Konſumtion erfordert, benukt twerden, und die Kabrifa- 
tion von Dauermchl fegt immer Verfendungen in die Kerne voraus. 
Hinfihhtlich Diefer Gattungen von Mühlen ift daher darauf, ob das örtliche Bedürfniß 
durd) die vorhandenen Mühlen bereits befriedigt ift, oder nicht, feine Ruͤckſicht zu nehmen. 

Hiernach alfo wird der Grund der Einfhräntung in der Begünftigung des Hapdeld 
mit den Mühlenfabritaten und in dem Nichtvorhandenſein einer Konkurrenz mit 
den beftehenden Mühlen geſucht. Die Anficht, da infoweit die Bedürfnißfrage nicht zur Bes 
rückſichtigung treten könne, ift indeſſen bereits durch die oben erwähnten adminiftrativen Ver- 
füqungen feitgeftellt; es ilt der Anlage von Dampf: und zur Fabritation von Dauermehl be— 
ftimmten Mühlen, fo weit fie die Fabrikation für den Handel bezwecken, fein Hinderni in 
den Weg gelegt, und kein Fall bekannt worden, weldyer zu einer Beſchwerde über eine zu 
große Beſchränkung derartiger Induftrie Veranlaffung gegeben. Es dürfte mithin da6 da- 
malige Bedenken, weldycd eine ausdrückliche Beſtimmung im legislatoriſchen Wege hervor: 
rufen follte, bereits ald erledigt zu erachten fein. 

Im Uebrigen hat die Erfahrung es keineswegs beftätigt, dab der Abſatz der Dampf: 
mühlen auf große Quantitäten beſchränkt ſei, und die Fabrifation von Dauermehl Immer 
Verfendungen in die Kerne vorausſetze. Ganz im Gegentbeil debitiren die Befiger von 
Dampfmüblen dad Mehl oder Schroot in den Heinften Quantitäten, und das Dauermehl 
wird wie jeded andere in den Fabrifationdftätten, namentlidy aud; an Mehlhändler, welcht 
ſich auf dem platten Yande feit den leßten Jahren in großer Anzahl etablirt haben, gegen 
einen beftummten Rabatt verkauft, und von diefen wieder in den allerkleinften Quantitäten 
an die Konfumenten bebitirt. 

Wenn nun fonach die Rückſicht auf eine große, dem Staate nützliche, Getverböflaffe die 
Micderherftellung der durch die Allerhöchſte Rabinctöordre vom 23. Oktober 1826 gegen 
den Ruin ihred Nahrungöftanded und die Entwerthung ihred Beſitzthums gezogenen Schub: 
wehr dringend erheiicht, fo dürfte dieſes Verlangen audy dur Erwägung des Einfluffed ge 
rechtfertigt fein, tweldhen die Niederreißung dieler letzten Schupmauer auf dad Gemeinwohl 
äußern muß. Nicht nur die allgemeine Stimme in Wort und Schrift, fondern aud) der Staat 
felbit in Anordnungen ertennt cd an, wie bedrohlid für dad gemeine Wohl die mehr und 
mehr um ſich greifende Werarmung der arbeitenden und gewerbtreibenden Klaſſen ſei Wo 
diefe Erfcheinung, wie bei der Weberei und Spinnerei, fid) in der Wirklichkeit zeigt, da fucht 
man Mittel und Wege, ihr abzuhelfen, leider zu fpät. Eine gleiche Erſcheinung wird und 
muß zur Wirflichfeit treten, fofern dad Müllergewerbe der Induftrie ohne Schranken freige: 
geben bleibt. Much bei diefem werden gleiche Urſachen gleiche Wirkungen erzeugen, d. b. 
wird die durch Maſchinenwerke ind Große getriebene Fabrikation jede Möglichkeit einer Kon 
furreng für die vorhandene, durch die bloße durch Menſchenhände unterftügte und in ihrer 
Erjeugung beſchränkte Elementartraft rauben, fie wird dazu dienen, wenige mit pefunlären 
Mitteln Ausgerüftete zu bereichern, fie zu bereichern mit dem Ruine von Taufenden, melde 
die Reihen der vermögendlofen Proletarier verftärfen werden. Died muß gefehchen felbft 
unter fonft gleidyen Berhältniffen; wieviel mehr unter ungleichen, wenn der befhränttegpre- 
duzent außerdem belaftet ift mit Abgaben, welche fhon jest, wo jener Schuß gewährt war, 
fat unerſchwinglich waren! 

E3 find Ihatfadhen, beftchende Verhältniffe und durch ftetd wiederholte Erfahrungen 
betätigte Schlüffe, welche der Petition: 

die — Verordnung vom 23. Dftober 1826 in ihrem ganzen Umfange wicdet⸗ 
berzuftellen, 
zum Grunde liegen. Sie find jedem unbefangenen Blide zugänglicy, und bedürfen keined 
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Beweiſes. Sollte dieſer aber für nöthig befunden werden, fo werden dafür die Provinzial— 
Staatöbehörden Zeugnig ablegen können, unter deren Mugen und unmittelbarer Aufſicht die 
gewerbliche Ihätigkeit feit der Gefergebung der Jahre 1810 und 1811 ſich zu ihrer gegen— 
wärtigen Verfaſſung entwickelt hat; fie werden es bezeugen können, daß die in der gegenwär- 
tigen Denkſchrift enthaltene Scyilderung der Verhältniffe und Zuftände der Wahrheit gemäß 
dargeftellt, daß die in ihr ausgeſprochenen Beforgniffe wohlpegründet find. 

Mit Zuverſicht hofft daher eine jest jhon in ihrem Nahrungöftande ſchwer bedrängte, 
in viel höherem Grade aber in der Zufunft bedrohte, zahlreiche Gewwerböflaffe die Gewährung 
einer Bitte, von welcher ihre bürgerliche Eriſtenz abhängig iſt, und zwar um fo mehr, ale 
dieje Gewährung in feine Kollifion mit den erworbenen Rechten anderer Staatsunterthanen 
tritt, vielmehr darauf abzweckt, auch die Rechte Tritter, namlid der Gutöherrfchaften 
felbft, zu erhalten. Denn es leuchtet ein, daß der Nuin der Müller den Verluft der obenge- 
dadıten an die Gutsherrſchaft abzuführenden Präftationen nothwendig mit fidy führt. Die 
Aälle, in denen die Abführung diefer Präftationen durdy die eingetretene Konkurrenz unmög— 
li wird, nehmen in neuefter Zeit mehr und mehr zu, und bedrohen die Gutsherrſchaften mit 
dem Berlufte beträchtlidher Einnahmen. Nothwendig aber erfcheint eine baldige Wieder: 
berftellung der Allerhöchſten Nabinetsordre vom 23. Oktober 1826, weil jede Verzögerung 
durch inzwiſchen auf Grund der Gewerbeordnung ohne Berüdlichtiqung der Bedürfnißfrage 
ertheilte Konzeflionen zur Anlegung neuer Mühlen den Nahrungsitand einzelner Mühlen: 
befiger in die Lage bringt, deren Abwendung die Wicderherftellung zwar der Allerhöchſten 
Verordnung vom 23. Oktober 1826 zu bewirken beftimmt ist, für einen folden Fall aber, 
wegen der inzwifchen erlangten entgegenftehenden Berechtigung, nicht mehr zu bewirken im 
Etande fein würde. 2 

Eolite aber die Rückſicht auf die Auftechthaltung der freien Konkurrenz dergeftalt über: 
wiegend erfcheinen, daß fie die Herſtellung der Bedürfnihfrage bei neuen Mühlenanlagen 
nicht geitatte, jo dürfte dody der Staat nicht ablchnen können, den Beſitzern der mit Jin: 
fungen belafteten Mühlen zur Abwendung ihres Nuind irgend eine wirffame Hülfe durch 
Bewilligung einer Entfhädigung zu gewähren und zwar entweder aus Staatöfonds, oder 


durch Wildung eines Amortiſationsfonds, welcher von ſämmtlichen Mühlenbefigern durd) 


gleihmähige Nepartition aufgebracht würde. 
Meinen gehorfamften Antrag dahin richtend: 
an den Ihron eine Petition auf Wiederherftellung der Allerhöchſten Kabinetöordre vom 
23. Dftober 1826 gu bringen, 
ftelle idy für den all der Verwerfung diefer Petition die eventuell den Mühlenbefigern zu 
gewährende Hülfe zu hochgeneigter Erwägung. 


Privatbanken. 


Antrag 
des Abgeordneten Hanfemann auf Bildung von Zettelbanfen. 


Die Umgeftaltung der Königl. Bank in eine Banfaffociation ded Staates mit Privat: 
perfonen hat den großen Nadıtheil, alle Gefahren herbeizuführen, die eine Staatöbant für ein 
Sontinentalland haben muß. Dieſe Gefahren find im wefentlichen: 

.a) daß im Falle eines Krieges die Fonds der Bank vom Feinde ald Staatöcigenthum be- 
trachtet und folglich weggenommen werden, wo er fie findet; 

b) daß im alle eines Krieges und felbft ſchon, wenn ein foldyer allgemein befürdytet wird, 
der Kredit der Bank vernichtet ift, und ihre Zettel alödann fämmtlid zur baaren Ein- 
löfung zurüdjtrömen; 

c) daß hieraus gerade in dem Augenblid, wo die Kräfte der Nation am meiften in An— 
fprud) genommen werden müffen, eine große Finanzverwirrung entiteht. 

Gerade in Preußen verdienen diefe Gefahren eine hohe Berüdfichtigung. Wenn die Zet- 
tel der Bank zugleich mit dem Papiergelde ded Staates (den Kaffenanweifungen) einmal in 
bedrohlicyer Zeit werthlod werden, fo kann hieraus eine Finanznoth entftehen, welche den 
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Staat an feiner Rettung hindert. Deßhalb betrachte ich die gegen die Anſicht deö Finanz 
minifterd, des Handeldamted und aller einfichtigen Kaufleute angeordnete Umgeftaltung der 
Königlichen Bank, im Widerfprudy mit der von allen diefen Behörden und Perſonen ange: 
rathenen Erridtung einer großen, nur durch Privatfonds zu bildenden Bank, — als eine 
arfährlihe und unglüdlidye Maßregel. Deßhalb ift auch nicht zu wünſchen, daß die jegige 
Bant eine noch weitere Ausdehnung erhalte, fo nothivendig es aud) ift, daß neue Girfula- 
tionsmittel durch Banken dem Lande geichaffen werden. Died ift zu erreichen, weil glücklicher— 
weiſe der jegt beftehenden Bant kein Monopol des alleinigen Beſtehens verliehen worden ift, 
und weil die in der Kabinetdordre vom 11. April 1846, die Errichtung von Privatbanken 
betreffend, enthaltenen hindernden Beftimmungen*) aufgehoben werden können, fobald Se. 
Majeftät der König died für angemeffen erachtet. 

Nach meiner Meinung würden folgende Mafregeln nützlich und zweckmäßig fein: 

1. Die Errichtung einer großen Zettelbant für den ganzen Zollverein, gebildet durd) Aktien 
auf den Inhaber lautend, mit einem Fonds von etwa 75 — 100,000,000 Ihalern. 

2. Infofern die Errichtung der sub I bezeichneten Bank nicht thunlidy fein follte, die Bil- 
dung einer ſolchen für Preußen in Berlin mit einem Fonds von etwa 40,000,000 Iha- 
5* mit der Verpflichtung, Bankcomptoirs in den größeren Städten der Monarchit 
zu halten. 

3. Die Geſtattung der Befugniß, in den Provinzen oder Bezirken oder auch in größeren 
Städten außerhalb Berlin Zettelbanfen von geringerem Umfang, cbenfalld vermittelft 
Auögabe von Aktien auf den Inhaber lautend, zu errichten. 

4. Zur Verhütung von Mißbrauch find die geeigneten Beſtimmungen feftzufeken, durch 
weldye unter Kontrole des Staated,verhindert wird, daß nicht mehr Bankzettel audgege: 
A ben merden, ald es ohne Gefährdung der Sicherheit ded Publikums nad) Verhältniß 

| der Fonds und der baaren und verfügbaren Mittel der Banken geſchehen darf. 

Ich trage darauf an: 
daf der Vereinigte Yandtag die vorbezeihneten Maßregeln Er. Majeftät dem Könige zur 
Erwägung anheimgeben, und zugleidy Allerhödhftdiefelben aufmerkfam machen möge, nicht 
nur auf die Gefahren, welche dem Etaate durd) die jepige Bankeinrichtung drohen, fon- 
dern auch auf die Nothwendigkeit, die Girkulationdmittel durch folid gegründete Zettelbun- 
fen zu vermehren. 

Berlin, den 30. April 1847. 





Antrag 
betreffend 
die Errichtung von Privatbanten, 
von dem Abgeordneten A. W. Hüffer von Eupen. 
An einen hoben Vereinigten Yandtag. 


Die Allerhöchſte Kabinetdordre vom 11. April 1846 hat, auf eine von der Nation dant- 
bar anertannte Weife, den Banfverfehr erweitert. In derfelben Kabinetdordre ſprach de 
Königs Majeftät die Abficht aus, die Wirkſamkeit der Bank durdy Provinzialbanten, unter 
Betheiligung von Privatperſonen, zu erweitern, und befahl die Vorlegung fpezieller, auf Dit 
Ausführung diefer Ablicht gerichteten Vorschläge. 

Seitdem ift ein Jahr verfloffen, ohne daß Seitens der Behörden hinfichtlic folder Vor— 
ſchläge irgend etwas verlautet hat; das Bedürfniß derartiger Privatbanten ift aber um fo 
fühlbarer geworden, ald die Erfahrung dargethan hat, daß jene Ermeiterung der Königl. 
Bant, den Erforberniffen für einen ſchwunghaften Betrieb von Aderbau und Induftric, ind- 
befondere aber für die großartigen Eifenbahn-Bauten, nicht genügt, die ihrerfeits unabweis⸗ 
fi nothtwendig find, um Handel, Aderbau und Induftric des Inlandes mit denen anderer 
fonfurrirenden Staaten auf die gleidye Höhe zu bringen, welche fie, wie wir es und nicht ver- 
bergen tönnen, noch nicht erreidt haben, und worauf dod) die eigentliche Kraft und Dad Wohl 


r *) Durch Geſellſchaften mit vereinigten Fonds bei folldarifche ‚(Eiche 
Alg. Preuß. Zeitung Nr. 108 Jahrgang 1840) ſcher Berpflchtung aller Tpelinchmer. ( 4 
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des Staated vor Allem beruhen. Der daraus erwachſende Geldmangel ift in Folge zweier 
Mißernten zu einer wahren Kalamität geworden, die ſchon großes Unglüd und Verarmung 
hervorgerufen hat, größeres nody in ihrem Schooße birgt, beſonders wenn man der Möglich— 
keit gedentt, daß politiſche Verwickelungen den Staatsfredit erſchüttern und feine Schuld— 
heine und Kaffenanmweifungen tief unter ihren Werth herabdrüden können, 

Von der anderen Seite hat die Nothwendigkeit, den Ausfall einer zweijährigen Mißernte 
durdy Ankauf der nöthigen Gerealien in entfernten Landen zu deden, ungeheuere Kapita- 
lien dem dieffeitigen Yande entzogen, daffelbe um jo viel ärmer gemacht, ein Verluft, den zu 
erjegen, ed jahrelanger Anftrengungen bedarf, felbit wenn der Himmel weitere Mißernten von 
und abiwendet. Es wird Daher zur gebieteriſchen Nothwendigfeit, mit allen Kräften diefen 
Uebeln entgegen zu arbeiten, und durd) Aſſociation von Privaten Taufhmittel zu Schaffen, 
welche, denen des Staated zur Seite ftehend, in Friedendzeiten den Nationalwohlitand zu he— 
ben im Stande find, und nidyt den Schwankungen unterliegen, weldyen die Staatöpapiere 
in Zeiten politischer Stürme fidy nicht entziehen können. Diefed Mittel werden Privatbanten 
zu gewähren vermögen, und-in einem um fo höheren Grade, wen es gelingt, dad dafür nö— 
thige Kapital mit möglichft geringen Koften und Zinfen zu beſchaffen. 

Den bisherigen Anträgen auf die Errichtung von Privatbanken in den Provinzen ftand 
ein unüberfteiglihes Hindernik in der vom Staate geftellten Bedingung entgegen, daß von 
den Betheiligten eine kollektive oder folidarifche Verbindlichkeit gefordert wurde, welche min: 
deitend ein gleich großes und gleich geſichertes Vermögen aller Betheiligten erfordert hätte, 
damit eine vollftändige Parität hinfichtlih der Verpflichtung, wie der Betheiligung an dem 
Gewinne, Platz greifen könne, und da felbit das gröhte faufmännifche nicht immobililirte Ver— 
mögen fommerziellen Wedhielfällen nicht unerreichbar ift, fo wird auf diefe Weife die verlangte 
Kollektivverbindlicdyfeit nody möglichen Schwankungen unterworfen; außerdem aber ergiebt 
fid) aus diefem Verhältniffe nody der dem Allgemeinen nactheilige Umſtand, daß nur die 
allererften Käufer zu einer derartigen Affociation ſich zu pereinigen vermocht hätten, der mög- 
liche und zu erhoffende Gewinn alfo aud) nur wieder in die Hände dieſer gefloffen wäre, wäh— 
rend cd doch wünſchenswerth erſcheinen muß, foldye Anftitute allen zugänglich u madyen, Die 
durch ein ficheres, wenn audy eben nidyt bedeutendes Vermögen, die nöthigen Garanticen dar: 
bieten können, und auf foldye Art wahrhaft nationale Inſtitute zu gründen. 

Tie Errichtung von Privatbanfen auf folder Grundlage muß daher ein allgemeiner 
Wunſch fein, wie fie ſchon ald Bedürfniß ſich ankündigt und die Nealifation dieſes Wunſches, 
diefed Bedürfniffes ift nady meiner Ueberzeugung möglich, wenn den Banten eine hypotheka— 
riſche Sicherheit vor allem zum Grunde gelegt wird, in der Weife, daß es geftattet wird, in 
jeder Provinz eine Privatbanf zu errichten, deren Iheilhaber alle diejenigen werden könnten, 
melde durch hypothekariſche Verbriefung den achnten oder höchſtens den fünften Iheil ihres 
durdy amtliche Abſchätzung feitgeitellten Grundbeliges, ald erfte Hypothek, der Bank zum 
Grunde zu legen und nur ein Viertel oder ein Fünftel deö Aftienfapitald baar einzuſchießen 
hätten, um den nöthigen Baarfonds zu konftituiren. Es würde mithin zur Betheiligung an 
der Bank und die dafür zu freirenden Aktien (diefe zu 1000 Thlr. angenommen) eine baare 
Einlage von 200—250 Ihlrn. und eine erſte Hypothek von 750— SW Ihfen. Aktien erfor: 
dert werden. 

Nur die baaren Einzahlungen würden zu verzinfen fein, infofern die zu erzielende Dibi- 
dende die dafür nöthige, gewiß nicht zu bezweifelnde Summe wenigftend aufbrädhte. 

Der Bant wäre dagegen die Ermächtigung zu ertheilen, für die hypothekariſch geficherte 
Summe Banknoten in verfhiedenen Grögen auszugeben, cd würde mithin die Bank mit 
einem Kapitale arbeiten, welches höchſtens 1 Prozent Zinfen foftete, da für die hypothekariſche 
Garantie feine Zinfen zu entrichten wären. 

Tem Staate würde die auögedehntefte Kontrole über die Abihägung der Hypotheken, 
die Anfertigung und die Uudgabe der Banknoten vorzubehalten, umd von Ihm dagegen nur 
zu verlangen fein, daß er diefe unter feinen Schuß nehme, fo daß die Gefege gegen Berfäl- 
hung von Banknoten und namentlid) die Beitimmungen ded 8 120 der Allerhödjften Bant- 
ordnung vom 5. Oftober 1846 auch auf diefe Provinzial-Banknoten Anwendung, und daf 
diefe Banknoten fodann in den öffentlichen Staffen Annahme finden möchten, was um fo un: 
bedentlicher erſcheinen muß, als diefelben auf einem folhen Fundamente begründet, die möge 
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lichſt größte denfbare Sicherheit darbieten werden. Denn es fällt auf den erften Blid in die 
Augen, daß folde Provinzialbanfen und ihre Noten weder in Zeiten des Krieges, noch bei 
fonftigen politiſchen Ereigniffen irgend wie tangirt werden können, da ihr Fundament unan- 
greifbar ift; ihre Wirffamteit dagegen wird in Friedens- fo wie in Kriegszeiten von unbe: 
rechenbaren Folgen fein, fie werden dem Staate helfend zur Seite ftchen, da he die National: 
wohlfahrt in aller Weife zu erftarfen und zu vermehren geeignet find, der Staat alfo feine 
Mittel vor allem dem eignen Bedarf zuzuwenden im Stande ift, ohne dadurch den Geldver- 
fehr für Aderbau, Induftrie und Eifenbahnen zu behindern; ja, e8 dürften Fälle eintreten, wo 
die Privatbanten dem Staate unmittelbar nützlich werden könnten. 

Es würde zu weit führen, wollte id) die Statuten für derartige Inftitute hier ſchon voll 
ftändig. vorlegen. Ich glaube vielmehr, daß vorläufig die Hinweiſung auf die Grundzüge 
genügen wird, um die Vortheile, die dem Staate wie den Privaten mittelbar oder unmittelbar 
daraus erwachfen würden, anzudeuten. 

Die näheren Beftimmungen über die Ausdehnung deö Aktienfapitald, die Leitung der 
Geſchäfte, die Verwendung des zu erzielenden Gewinnes, die ſucceſſive Amortifirung der cin- 
gefchoffenen baaren Einlagen werden einer aus Etaatöbeamten und Privaten in jeder Pro: 
pin zufammenzufegenden Kommiſſion vorzubehalten und demnächſt der Allerhödyften Gench- 
migung zu unterbreiten fein. 

Mein Antrag geht demnach dahin: 

„Es wolle dem Vereinigten hohen Landtage gefallen, bei Sr. Majeftät dem Könige die 
unterthänige Bitte zu ftellen, daß die Errichtung von Privatbanken in den Provinzen ge 
ftattet werde, deren Grundkapital wenigſtens zu drei Vierteln auf erften Hypotheken ber 
rube, die höchftend ein Fünftel des durch amtlidye Abſchätzung beftimmten Werthed der bes 
treffenden Immobilien repräfentiren, * 

„daß ferner diefen Banken die Ermächtigung ertheilt werde, unter Kontrofe des Staated 
für un hypothetariſch geficherten Betrag Banknoten in verſchiedenen Größen aus 
augeben, 
er diefen Banfnoten die geſetzliche Sicherung binfichtlih der Verfälſchung und des 
Mißbrauchs gewährt werde, wie fic in der Bantordnung vom 5. Februar 1846 im $ 120 
für die Noten der Staatsbant beitimmt ift, und daß 

„endlic) diefe Noten an den Staatötafjen eventuell Annahme finden mögen.“ 

Berlin, den 28. April 1847. 


Eifenbahn - Angelegenheiten. 


Eu Berlin, den 30, April 1841. 
Petition 
ded Abgeordneten, Bürgermeifter Kabricius aus Stralfund, 
betreffend 
die Unterftügung einer Eifenbahn- Verbindung der Provinz Neu: 
Vorpommern mit Berlin. 


Die Idee einer Eifenbahn- Verbindung Neu-Vorpommernd mit Berlin ift ſchon feit 
mehreren Jahren ein Gegenitand vielfältiger Verhandlungen mit dem Königlichen Gouber- 
nement geweſen. Bereitd um Oſtern 1544 gelang es einem Vereine, ſich die zur Ausführung 
dd Planed erforderlihen Mittel durch eine unweifelbaft ganz folide Attienzeichnung zu 
fidyern, welche jedody durch den Erlaß des Koöniglichen Finanzminiſteriums vom 1. April 
1844 gegen den Attienſchwindel rückgängig gemacht wurde. Betanmllich folgte ſehr bald eine 
fo allgemeine Geldkalamität, daß zunächſt an die Herbeiſchaffung der erforderlichen Geldmittel 
nicht gedacht werden konnte, man fid) vielmehr darauf vorläufig befehränten mußte, die Vor 

arbeiten zu dem Projekte zu beichaffen. 

Diefe find mit einem nicht umbeträchtliden, aus den Kummumnalmitteln der Städte 
Stralfund und Greifswald hergenommenen Koftenaufwande ausgeführt, und liegen feit ge 
raumer Zeit, mit einer Befürtvortung ded Kommunal» Landtages, dem Königlichen Ainanz 
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minifterium zur Konzeflionirung der Bahn vor. Wis dahin ift diefe ganze Angelegenheit nur 
ald Privatiahe und nur aus provinziellem Gelihtöpuntte behandelt worden. 

Wenn aber gegenwärtig Einem hoben Vereinigten Yandtage eine Allerhöchſte Bropo- 
fition, die Ausführung eines Eiſenbahn-Netzes für die Monardyie und die Herbeifhaffung 
der dazu erforderlichen Geldmittel betreffend, zur Berathung vorgelegt ift, fo fühle ich mid) 
um fo mehr verpflichtet, Hochdeſſelben Aufmerkfamfeit auch auf die bei jener Bahn in Frage 
fommenden allgemeinen und im Intereſſe der ganzen Monarchie liegenden Gefihtöpuntte zu 
lenten, — als in der Dentihrift des ‚Herrn Kinanzminiftere, „die Ausführung des Eifen- 
bahn-Netzes in Preußen betreffend — der Provinz Neu: Vorpommern nidyt Ertwähnung 
geschehen ift, mithin diehelbe von dem Eiſenbahn-Netz abgeſchloſſen wird, obwohl Sr. Ma: 
jeftät der König in der Allerhöchften Nabinetöordre vom 22, November 18542 es ſchon ald 
ein Bedürfniß anerkannt haben, die Provinzen des Etaated mit der Hauptitadt, fo wie die 
Provinzen unter einander durch ein Eiſenbahn-Netz zu verbinden, und daher auch Neu-Vor— 
pommern eine billige Bertlichtigung zu finden hoffen durfte. 

Indem ic) deöhalb Einen hohen Vereinigten Yandtag um geneigte Verwendung für die 
Aufnahme Neu-Borpommernd in das große Eifenbahn-Ntep bitte, erlaube idy mir nachſtehend 
diejenigen Geſichtspunkte zu berühren, welche, ihred allgemeinen ftaatlidyen Intereſſes wegen, 
für die Entſcheidung Hochdeſſelben von Einfluß fein müffen. 

I. Ein Bid auf die Karte überzeugt jeden Beſchauer, daR in dem großen Eifenbahn: 
Netz Deutſchlands zwischen der Hamburger und Stettiner Bahn fidy eine Lücke befindet. 

Der dazwiſchen gelegene Yandftrich, dem größten Iheile nad) einer der fruchtbarſten des 
nördlichen Deutſchlands, mit einer ausgedehnten Küſte und den beften, durch die natürliche 
Lage des Landes begünftigten Häfen verfchen, ift bei dem Mangel einer Wafferverbindung 
mit dem Inlande, troß feiner günftigen Yage, bisher an einem lebhaften Verkehr nad) Innern 
behindert geweien. Die gewünfchte Eifenbahn füllt jene Lücke aus und räumt das zulcht ge 
dachte Hindernig hinweg. Durch diefe Bahn wird zugleich, wie cbenfalls ein Blick auf die 
Karte zeigt, die Verbindung der Oftfee über Berlin durch Eifenbahn mit dem Adriatifchen 
Meere, beinahe in gerader Linie, erreicht, und dadurd der Verkehr des mittleren Deutſch⸗ 
lands mit der Oſtſee und den nordiſchen Reichen auf dem fürzeften Wege befördert. 

2. Die Provinz Neu-Vorpommern ift beinahe zwei Jahrhunderte hindurd von Deutfch- 
land loögeriffen geweſen, fie fühlt daher das Bedürfnik einer innigeren Verſchmelzung mit 
dem Staate mehr alö eine der übrigen Provinzen. Beinahe umgeben von Metlenburg, wird 
jedoch der Verkehr mit dem übrigen Iheile des Staates erſchwert, und würde nur ein ſchnelles 
und billiges Werkchrömittel, eine Eifenbahn, diefen Nothitand befeitigen, und eine größere 
Annäherung an die übrigen Landestheile herbeiführen können. 

3. Durch die Verbindung Berlins mit Neu-VBorpommern mittelft einer Eifenbahn, wer: 
den nicht blos dem Preußischen Staate, fondern aud) allen Yändern des Zollvereind, mehrere 
neue Dftfec-Häfen geöffnet. Bis jetzt ift der Verkehr diefer Yänder nad) der Oſtſee allein auf 
den Auöfluß der Oder angewieſen, welcher in der Negel nicht ein fo zeitiged Auölaufen der 
Schiffe im Frühjahr und ein fo fpätes Einfommen derfelben im Herbſte geftattet, ald die 
durch ihre natürlide Yage mehr geſchützten Hafen Neu-Vorpommerns. Tiefe Häfen, von 
Berlin aus auf einer Eifenbahn fehneller ald Stwinemünde u erreichen, bilden zugleich den 
natürlichen Mittelpunkt für den Verkehr Deutichlands mit Schweden und Dänemark, von 
denen erftered in acht Stunden, letzteres in zwölf Stunden zu erreichen ift, und geben den 
Fabrikanten Schleſiens und Sachſens Gelegenheit, mit jenen noch wenig befuchten nordiſchen 
Reichen in lebhafte Verbindung zu treten. Auch diefe Reiche werden einer andern Verkehrs— 
entwickelung entgegen geben, und Die fahnellere, fidyere Verbindung mit ihnen eine um fo 
größere Bedeutung gewinnen. 

4. Die Idee einer Preußiſchen, ja deutſchen Handelöflotte findet in der Erfchließung der 
Dftfee- Häfen für den Zollverein durch eine Eifenbahn eine große Stüge. Neu-Vorpommern 
mit feinen Infeln und Inbuchten hat eine zur Größe der Provinz verhältnigmäßig weit aus: 
8* Küſte, die hieraus entſpringende natürliche Hinneigung der Einwohner für die 

Schifffahrt tritt fchon in dem Umftande hervor, daß diefer Regierungsbezirk ein Scchötel aller 
Preußiſchen Schiffe befist, und bei lebhafterem Verkehr mit dem Inlande würde unzweifel- 
haft die Anzahl der Schiffe ſich noch bedeutend erhöhen, da viele derfelben jetzt nur auf den 
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Verkehr zwiſchen fremden Ländern angetviefen find. Die vielen und großen Buchten der Infel 
Rügen geftatten Schutz fuchenden Schiffen einen ſicheren Aufenthalt, und gewähren der 
Flotte einer befreundeten Scemadyt unter dem Schutze ded Landes eine ſichere Yandung, 
fo wie die vorfpringenden Yandaungen die Anlage von Forts begünftigen, mittelft welcher je 
des feindliche Schiff am Cinlaufen verhindert werden kann. 

Dagegen werden im alle eines Krieged mit einer Seemacht feindliche Schiffe niemald 
eine vollftandige Blofirung der neuvorpommerſchen Häfen erreichen, und Kauffahrer werden, 
der vier berfhiedenen Ausläufe in die See wegen, unter der Gunſt des einen oder des an- 
dern Winded den einen oder den andern Auslauf benugen können. Die Erfahrung hat mäh- 
rend der Kontinentalfperre, fo tie während einer nicht weiter zurüdliegenden Zeit die Wich— 
tigkeit unferer Häfen und Buchten für die Aufrechthaltung der Verbindung mit befreundeten 
Scemädhten, oder bei unterbrodhener Yandverbindung zwiſchen den der Hauptitadt näheren 
und entfernteren öftliden Häfen bewieſen. 

5. Die Provinz Neu-Vorpommern, rei an Getreide, Vieh und Fiſchen, ift bei dem 
Mangel an Abſatzwegen nad) dem Inlande jest genöthigt, den werthoollften Iheil feiner 
Produkte in dad Ausland zu bringen. 

Eine Eifenbahn Verbindung würde eine ununterbrodyene Verforgung Berlind und ded 
Inlandes fihern, deren Werth gerade die Erfahrung der Iekten Tage recht fchlagend hervor: 
gehoben hat. Unerfhöpflidy ift der Fiſchreichthum der Küften, und jährlid) führt dod) der 
Zollverein (nach der v. Redenſchen Zeitichrift) für 1,200,000 Ihlr. an Fiſchen ein. 

Ganz entſchieden wird endlich in Betracht kommen müffen, welche Gefahren dem Wohl: 
ftande und der Entwidelung einer von der Natur fo begünftigten Provinz drohen, wenn fit, 
die überdied vorzugdteife von den Rückwirkungen mandyer Prinzipien des Zollvereind leidet, 
von einer Eifenbahn- Verbindung ausgeſchloſſen bleibt, währeud allen übrigen Hafen der 
Dftfee- Stüfte eine folhe bereitet wird Denn unfehlbar wird ihr ein großer Iheil des, troß 
der Ungunft der äußeren Verhältniffe, ihr verbliebenen Verkehres nod) entzogen und fie ganz 
auf den Erport der Yandeöprodufte oder gar auf den mäßigen Theil derfelben angewieſen 
werden, den Stettin und Roſtock ald die durch ihre Eifenbahn zu immer gröherem Geihäfte- 
verfehr fteigenden Häfen, ihr nicht durch die Konkurrenz entziehen können. 

Gin hoher Vereinigter Yandtag wird die Wichtigkeit Diefer allgemeinen Gründe für cine 
Gifenbahn Verbindung Neu: Borpommernsd mit der Hauptftadt nicht verfennen, und indem 
ich hoffe, dak Hochderfelbe bei der fortichreitenden Entwidelung des Verkehrs in den benach— 
barten mellenburgiihen Häfen Neu-Vorpommerns und des Staates gefährdete Intereſſen 
theilnehmend vertreten wird, richte ich an Hochdenſelben die vertrauungevolle Bitte: 

„Ein hoher Vereinigter Yandtag möge fid bei Er. Majeftät dem Könige gencigteft da: 
bin verwenden, daß von Seiten des Staated die Ausführung einer Eifenbahn:Berbindung 
Neu-Vorpommernsd mit der Hauptitadt Berlin, wenn auch nicht in der Art, wie für eine 
Gifenbahn»Verbindung von Berlin mit Danzig und Königäberg beabfichtigt twird, doch 
wenigſtens in ähnlicher Weiſe, wie dies hinſichtlich der in der Denkſchrift des Hertn Fi 
nanzminiſters erwähnten anderen Bahnen der Fall iſt, begünftigt werde. 

G. €. Fabricind, 
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Mitglieder 
des am 11. April 1847 in Berlin eröffneten 
Pereinigten Fandtages. 
Y. Stand der Fürften, Grafen und Herren. 


A. Provinz Preußen. 
1. Kammerherr Graf au Dohna-Schlobitten. 


2. Graf gu Dohna-Schlodien. ald Beſitzer der die Grafihaft Dohna 
3. Kammerherr Graf au Dohna-Lauck. bildenden Familien-Fideitommiife. 
4. Graf zu Dohna-Reichertswalde. 

5. Graf Dtto v. Kenferling, wegen der Grafſchaft Rautenburg- 


B. Provinz Brandenburg. 
). Das Domkapitel zu Brandenburg, vertreten durdy den Kammerherrn und Domtapitu- 
lar v. Brandt. 
. Graf zu Solms-Baruth. 
‚ Graf au Solmd-Sonnenmwalde. 
Graf v. Brirhl, wegen der Standesherrſchaft Pförten. 
. Fürft zu Lynar, wegen der Standeöherrihaft Drehna. 
Graf dv. Houmald, wegen der Standesherrſchaft Staupitz. 
. Kammerberr Graf au Lynar, wegen der Standeöherrichaft Yübbenau. 
Prinz v. Schöngich-Carolath, wegen der Standeöherrihaft Amtip. 
. Oberit-Lieutenant a. D. Graf dv. Hardenberg, wegen Neu-Hardenberg. 
15. Geheimer Staatsminifter Graf v. Arnim, wegen des Majoratd Boitzenburg. 
16. Graf v. Nedern, wegen des Majorats Görlödorf, Yanke und Schwante. 


C. Provinz Pommern. 


D. Provinz Schlefien. 
18. Herzog v. Braunſchweig, wegen ded Fürftenthums Oels, vertreten durd) den Kam— 
merdireftor v. Keltſch zu Oels. 
19. Fürft v. Liechtenſtein, wegen des Fürſtenthums Jägerndorff und Troppau, Preußi— 
ſchen Antheils, vertreten durch den Geheimen Regierungsrath v. Ziethen zu Breölau. 
20. Frau Herzogin Dorothea d. Talleyrand, ‚Herzogin zu Sagan, wegen des Fürften- 
thums Sagan, vertreten durch den Kammerherrn und Schloßhauptmann von Breölau, 
Grafen vd. Schaffgotic auf Maiwaldau. 

21. Fürft v. Hatzfeld, wegen ded Fürftenthums Trachenberg, vertreten durd) den Grafen 

Alexander dv. Sierftorpff auf Guhlau. 

22. Fürft v. Carolath-Benthen, wegen ded Fürſtenthums Carolath. 

23. Bring Bictor zu Hohenlohe-Schillingsfürſt, Herzog zu Ratibor, wegen des 
Herzogthumd Ratibor. 

24. Herzog d. Anhalt-Cöthen, wegen ded Fürftenthumd Pleß, vertreten durch den Nit- 
tergutöbefiger v. Hochberg auf Mokrau. 


— 
— 


— — — — — 
um 220-1 


17. Fürft zu Putbus. 


= 


. 
— — —— — — — — 
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25. Erb⸗Ober⸗Land⸗Mundſchenk, Graf Hendel vd. Donnerdmard, wegen der Stande- 
berrfchaft Ober-Beuthen. 

26. Prinz Biron d. Curland, wegen der Standeöherrfchaft Wartenberg. 

27. Erb:Ober-stämmerer, Grafv. Maltzahn, wegen der Standesherrſchaft Militich. 

28. Erb-Land=Poftmeifter Graf v. Reichenbach-Goſchütz, wegen der Standeöherr: 
haft Goſchütz. 

29. Bring Friedrich der Niederlande, wegen der Standeöherrichaft Muskau. 

30. Erb⸗Land⸗Hofmeiſter Graf v. Schaffgotſch, wegen der Standesherrſchaft Kienaft. 

31. Graf v. Hodberg-Fürftenftein, wegen der Standesherrſchaft Fürftenftein. 

32. Herzog dv. Würtemberg, wegen des Majorats Karlörube. 

33. Fuͤrſt v. Hobenlohe-Ingelfingen, wegen der Herrſchaft Kofdentin, Boronowo 
und Harbaltowitz und Yandöberg. 

34. Graf zu Stolberg-Wernigerode, wegen der Majoratöherrfchaft Peterswaldau 

35. Fürft v. Lichnowsöky, wegen der Majoratöbefigungen Kuchelna, Grabotota und 
Kraiczanotwip. . 

36. Graf v. Sandretzky, wegen ded Yangenbielaufchen Majorats. 

37. Graf v. Opperödorf, wegen Ober-Glogau. 

38. Graf v. Althan, wegen des Majorats Mittelwalde. 

39. Graf Yorfv. Wartenburg, wegen der Majoratöherrfhaft Klein-Oelb. 

40, Graf d. Dyhrn, wegen der Fideitommißbefigungen Neferoig, Muͤhlwit und Gollbih 

41. Graf v. Burghaus, wegen des Majorats Yaafan. 


E. Provinz Pofen. 
42. Fürft. dv. Ihurn und Taris, wegen ded Fürſtenthums Krotodzyn, vertreten durch 
den Freih. v. Maffenbad auf Bialotosy. 
43. Fürft = ... ‚ wegen des Familienmajoratd Reifen. 
44. Fürſt Wilhelm Radziwill, j 
45. An Boszilen Radzimili, wegen ber Grafſchaft Przygodzice. 
46. Graf Athanaſius Raczynsti. 


F. Provinz Sachſen. 

47. Dad Domkapitel zu Merſeburg, vertreten durch den Regierungöpräſidenten Domprobit 
v. Kroſigk zu Merfeburg. 

48, Das Domkapitel zu Naumburg, vertreten durch den Erbtruchſeß Geh. Reg. Rath und 
Domdehant v. Krofigk zu Naumburg. (Für denfelben ift fpäter der Domberr und 
Landgerichtö- Direktor d. Rabenau einberufen und hat feit dem 31. Mai den Sihun⸗ 

en beigewohnt.) 

49. Graf ‚M Stolberg-Wernigerode. Bei Behinderung durd) feinen Sohn Botho 
vertreten. 

50. Graf zu Stolberg-Stolberg. 

51. Graf zu Stolberg-Roßla. 

52. Herzog zu Anhalt-Deffau, wegen des Amtes Walternienburg, vertreten duch den 
Hofjägermeifter und Kammerherrn Grafen zu Solms auf Röſa. 

53. Graf d. d. Aſſeburg-Falkenſtein, Vice-Oberjägermeifter, wegen ded AFaltenfiein- 
Meisdorffihen Familien-Fideikommiſſes. 


G. Provinz Weftphalen, 


54. Herzog v. Aremberg, vertreten durch den Freih Senfft v. Pilſach. 

55. Fürft zu Salm-Salm. . 

56. Fürft zu Sayn-Wittgenftein-Berleburg, vertreten durch den Regierungopraͤſiden⸗ 
ten Grafen v. Ihenplitz zu Arnsberg. 

57. Fürſt zu Sayn-Wittgenſtein-Wittgenſtein. 

58. Fürſt v. Bentheim-Tecklenburg. 

59. Fürſt dv. Bentheim-Steinfurt. 

60. Fürſt v. Salm⸗Horſtmar. 
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61. Fürft zu Rheina-Wolbed, Brafv. Lannoy, vertreten durch den Baurath v. Duaft 
auf Radenoleben. 

62. Herzog v. Crop- Dülmen. 

63. Freih. v. Stein (jept deffen Erben), vertreten durdy den Geheimen Legationdrath, Kam: 
merherrn Grafen dv. Nielmanndcgge. 

64. Graf v. Weſtphalen. 

65. Graf v. Landsberg-Gehmen. 


H. Rheinprovinz. 

66. Fürst zu Solmd-Braunfeld, vertreten durch) den Prinzen Alerander zu Solme: 
Braunfeld nad) der Eröffnung ded Vereinigten Yandtaged, zu weldyer der Fürſt per: 
ſönlich erſcheint. 

67. Fürſt zu Solms-Hohenſolms-Lich. 

68. Fürſt zu Wied. 

69. Graf v. Hatzfeld-Kinsweiler. 

0. Fürſt zu Salm-Reifſerſcheid-Dyk. 


EI. Stand der Nitterjchaft. 


A. Provinz Preußen. 
J. en Oberburggraf und Provinzial-Landtags-Marſchall, zu Belſchwitz, Kreis 
ofenberg. 
2. Graf Findenftein, Obermarfhall und Stellvertreter ded Provinzial-2andtags-Mar- 
ſchallb, zu Jäötendorf, Kreis Mohrungen. 
3. Donalitiud, Nittergutöbeliger, zu Grauden, Kreis Ragnit. 
4. Sperber, Nitterqutöbeliger, zu Gerökullen, Kreis Nagnit. 
5. Reimer, Landſchaftsrath, zu Milchbude, Kreis Tilfit. 
6. Henſche, Rittergutöbeliger, zu Pogrimmen, Kreis Dartchmen. 
7. Graf zu Dobna, Yandfhaftsdirektor, zu Weffelshöfen, Kreis Heiligenbeil. 
. Sauden, Nittmeifter a. D, zu Iarputfchen, Kreis Darkehmen. 

. Sauden, Rittergutöbeliger, zu Aulienfelde, reis Darkehmen. 
. Schön, Amtörath, zu Blumberg, Kreis Gumbinnen. 
.Kanncewurf, Nittergutöbefiger, zu Baitkowen, reis Lyck. 
täfeiwurm, Nitterqutöbefiger, zu Kopicken, Kreis Lyck. 
Thiel, Amtmann, zu Nanten, Kreid Lötzen. 
14. v. Tyszta, Nittergutöbelißer, zu Nibben, Kreis Sensburg. 
15.0. Bardeleben, Yandrath, zu Nodemd, Kreis Fiſchhauſen. 
16. Jadhhmann, Kommerzienratb, zu Irutenau, Kreis Königöberg. 
17. v. Kalt, Rittmeifter a. D, zu Tengen, Kreid Heiligenbeil. 
IS. Yannafdı, Nittergutöbefiger, zu Perkau, Kreis Friedland. 
19. Thiel, Lieutenant a. D, zu Wangotten, reis Naftenburg. 
20. Graf zu Eulenburg, Kammerherr und Yandrath, zu Praffen, Kreis Raftenburg. 

1. Meyhöfer, Nittergutöbefiger, zu Budwallen, Kreis Yabiau. 
2.d. Arnim, Yandihaftsrath, zu Koppershagen, Kreis Wehlau. 
23. v. Kunbeim, General-Landichaftsrath, zu Spanden, Kreis Preußiſch Holland. 
24. d. Yavergne-Peguilben, Yandratb, zu Grabowo, reis Neidenburg. 
25. v. Fabed, Major und Zandrath, zu Jablonten, Kreis Ortelöburg. 
26. Kunkel, Yandfhaftsrath, zu Groß-Maraunen, Kreis Allenftein. 
27. dv. Lavergne-Peguilhen, Landrat, zu Kunzkeim, Kreis Nöffel, 
28. v. Auerswald, General-Landihaftsrath, zu Plauthen, Kreis Nofenberg. 
29. Blindom, Yandrath, zu Podleß, Kreis Berent. 
30. d. Kleift, Yandrath, zu Rheinfeldt, Kreis Carthaus. 
31. d. Gralath, Landidaftsdirektor, u Sullmin, Landkreis Danzig. 
32. d. Donimicräti, Kandidaftödeputirter, zu Buchwalde, Kreis Shuhm. 
33. d. Platen, Zandrath, zu Tillau, Kreis Neuftadt, 
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34. du Bois, Nittergutöbeliger, zu Luckoczin, Kreis Preußiſch Stargard. 
35. Hoof, Nittergutöbeliger, zu Rondien, Kreis Graudenz. 

36. Wehr, Rittergutöbeliger, zu Kenfau, Kreis Conih. 

37. v. Zychlinski, Zandrath, zu Strang, Kreis Deutſch-Crone. 

38, d. Prondzinski, Generalmajor, zu Gopfau, Kreis Schlochau. 

39. Stadtmiller, Rittergutöbeliger, zu Jakobkau, Kreid Graudenz. 
40. d. Beringe, Nittergutöbeliger, zu Gielanta; Kreid Straßburg. 

41. v. Koſſowski, Nittergutöbefiger, zu Gajewo, Kreis Straßburg. 
42, v. Gordon, Landihaftödeputirter, zu Laskowitz, Kreis Scyweh. 
Mi v. Kaldftein, Rittergutöbeliger, zu Pluskowentz, Kreis Thorn. 


45. 
B. Provinz Brandenburg. 

46. v. Rochow, Oberſtlieutenant a. D, Hofmarſchall und Provinzial Landtags-Marſchall, 
zu Stülpe, Kreis Luckenwalde. 

47. Graf zu Solms-Baruth, Vertreter des Provinzial-Landtags-Marſchalls, zu Baruth. 

48. v. d. Schulenburg, Landrath, zu Salzwedel, Probſtei. 

49. dv. Knoblauch, Landrath a. D., zu Oſterholz in der Altmark. 

50.9. Werde, Geh. Regierungsrath, au Berlin. 

dl. v. Bismark, Deihhauptnann, zu Brieft in der Altmark. 

52.0. Rohr, Hauptritterihafte: und Yandarmen-Direktor, zu Berlin. 

53. d. Jena, Königl. Kammerherr, zu Nettelbedt in der Priegnitz. 

54. v. Katte, Ritterſchaftsrath und Kreiödeputirter, zu Rostkow im Oſthavelländiſchen Kreile 

55. Baron v. Monteton, Hauptritterfhafts-Direktor, Negierungd: und Landes-Dckonomie: 
rath, zu Berlin. 

56.0. Schenfendorff, Major und Landrath, zu Wulckow, Kreis Ruppin. 

57.0. Bredom, Kreiödeputirter und Nitterfchaftörath, zu Wölſickendorf, Kreis Oberbarnım. 

58, v. Veltheim, Major a. D. und Kreisdeputirter, zu Schönflies. 

59. v. Maſſow, Wirklicher Geh. Nath, zu Berlin. 

60. Graf v. Häfeler, Nitterfcyaftörath und Kreisdeputirter, zu Blankenfelde, Kreis Teltow. 

61. Baron dv. Bruden, genannt d. Kod, Ober-Regierungsrath, zu Potsdam. 

62. v. Löſchebrand, Yandrath, au Beeskow. 

63. dv. Meding, Oberpräfident, zu Potsdam. 

64. 9. Oppen, Ritterqutöbefiger, zu Frederddorf, Kreis Belzig. 

65. v. Arnim, Oberftlieutenant a. D. und Rreisdeputirter, zu Strieven in der Ufermart. 

66. v. Winterfeld, Kammergerihtö-Nath a. D., zu Mentin in der Ukermark. 

67. Bredow, Kreis-QJuftigratb, zu Dramburg. 

68.0. Brandt, Königl. Nammerberr, gu Lauchſtedt. 

69. v. Witte, Ritterſchaftsrath, zu Falkenwalde. 

70. v. Waldow und Reigenftein, Yieutenant a. D., zu Neitenftein. 

71. Mandel, Kreisdeputirter und Yandeöältefter, zu Wallmersdorf. 

72.0. Scholten, Kittergutöbeliger, zu Plau. 

73. v. Poncet, Yandrath, zu Spremberg. 

74. Frei. v. Patow, Landfynditus des Markgrafthums Nicderlaufig, Geh. Negierungd: 
rath, zu Zübben. 

75. Freih v. Manteuffel, Zandrath, zu Yudan. 

76. Kreih. v. Manteuffel, Wirtlicher Gch. Ober: Regierungsrath und Direktor im Mini⸗ 
ſterium des Innern, zu Berlin. 

77. v. Carloburg, Regierungsrath, Landrath, zu Schönaich, Kreis Guben. 


C. Provinz Pommern. 
78. Graf v. Bismark- Bohlen, Oberft a. D. und Provinzial: Landtags Marfhall, zu 
Karlöburg, Kreis Greifswald. 
79. v. Schöning, Geh. Regierungsrath, Yandrath und Vertreter des Provinzial-Xandtage 
Marſchalls, zu Stargard. 


* 
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80. v. Dy cke, Regierungdrath a. D., zu Zofentig, Kreid Rügen. 
81. v. Gadow, Großherzoglich meclenburg-ſchwerinſcher Kammerherr, zu Drechow, 
Kreis —— 
82. v. Hagenow, Nittergutöbefiger, u Langenfelde, Kreis Grimmen. 
83. Graf v. Schwerin, Landrath, zu Anklam. 
84. 0. Heyden, Nittergutöbefiger, zu Kartelow, Kreis Demmin 
85. v. Butttammer, Landrath, zu Stettin. 
86. dv. Hiller, Rittergutöbefiger, zu Groß-Mofras, Kreid Ufedom-Wollin. 
ST. v. Flemming, Nittergutöbeliger, zu Baffenthin, Kreis Kamin. 
85. 9. Bismart, Zandrath und Nittergutöbefiger, zu Jarchlin, Kreid Naugard. 
89.9. Hagen, Landfhaftörath, zu Premslaw, Kreis Regenwalde. 
90. v. d. Dften, Landrath, zu Wigmüg b, Kreis Regenwalde. 
1. Aſch, Kreisdeputirter und Kittmeifter a. D., zu Müggenhagen, Kreid Saabig. 
92, v. d. Marwitz, Yandrath und Landſchaftsdirektor, zu Greifenberg. 
3.0. Ihadden, Premierlieutenant a. D., zu Irieglaff, Kreis Greifenberg, 
94. Baron v. Steinäder, Yandrath, Major und Kammerherr, zu Greifenhagen. 
9. Baud, Rittergutöbeliger, zu Klein Popplow, Kreis Belgard. 
%. v. Butttammer, Kittergutöbefiger, zu Reuenfeld b, Streis Rummelöburg. 
7. v. Gerlach, Landrath a. D., zu Parſow, Fürftenthumer Kreis. 
98. d. Weiher, Landihaftörath, zu Vietzig, Kreis Lauenburg-Bütow. 
99. d. Arnim, Rittergutöbefiger, zu Heinrichödorf, Kreis Neuftettin. 
100. v. Kleift, Zandrath, zu Nemüs, Kreis Schlame. 
101. v. Gottberg, Rittergutöbefiger, zu Mahnwitz, Kreis Stolp. 


D. Provinz Posen. 


102. Freih. Hiller v. Gärtringen, Kammerherr und Provinzial-Landtags-Marſchall, 
zu Betiche, Kreis Meferih. 
103. Graf Heliodor Skorzewski, Kammerherr und Stellvertreter deö Brovinzial-Land- 
tags⸗Marſchalls, zu Prochnowo, Kreid Chodziefen. 
104. Symforian dv. Wegiersfi, Rittergutöbefiker, zu Wegry, Kreid Adelnau. 
105. v. Reiche, Rittergutöbefiger, zu Rosbifek, Kreis Birnbaum. 
106. Andreas v. Niegolewöfi, ehemaliger polnifcher Oberft, zu Niegolewo, Kreis Bud, 
107. Alexander v. Brodomsöti, General-Iandihaftödirektor, zu Beiersdorf, Kr. Frauftadt. 
108. Julian v. Jaraczewski, Wittergutöbefiger, zu Gluchowo, Kreid Koften, 
109. Guſtav v. Potworowski, Nittergutöbeliker, zu Gola, Kreis Kröben. 
110. Graf Theodor Mycielski, Nitterqutöbefiger, zu Chocicögetvice, Kreis Kröben. 
111. Joſef v. Kurczewski, General-Yandfchaftöratb, zu Kowalewo, Kreis Pleſchen. 
112. dv. Treskow, Rittergutsbeſitzer, zu Radojewo, Kreis Poſen. 
113. Graf Adolf Bninsti, Provinzial-Landſchaftörath, zu Cmachowo, Kreis Samter. 
114. Nicol. v. Pſarski, Provinzial-Landſchaftsrath, zu Doruchow, Kreis Schildberg. 
115. Gamill v. Zatrzemwöti, General-2andidaftsrath, zu Mözcaycayn, Kreis Schrimm. 
116. Eduard vd. Poninsti, Nittergutöbefiger, zu Tulce, Kreis Schroda. 
117. Ignat v. Storzewöti, Nittergutöbefiper, zu Nefla, Kreis Schroda. 
118. Fellmann, Rittergutöbeliger, zu Jankowo, Kreis Mogilno. 
119. Auguft v. Miözewöti, Ritterqutöbefiger, zu Modliszewo, Kreis Gnefen. 
120. Anton v. Kraſzewski, Nitterqutöbefiger u. Dr. philos., zu Tarkowo, Kr. Inowraclaw. 
121. Graf Arnold Skorzewstki, Nittergutöbeliger, zu Luboſtron, Kreis Schubin. 
122. Küpfer, 2egationdrath a. D, zu Czayez, Kreid Wirſitz 
123. Bantalcon Schumann, Regierungdrath a. D., zu Kujawski, Kreis Wongrotiec. 
E. Provinz Schlejien. 
124. Fürft Adolph zu Hohenlohe-Ingelfingen, Generalmajor und Provinzial- 
Landtags-Marſchall, zu Koſchentin. 
125. Graf v. Loeben, Yandesältefter und Vertreter des Provinzial-Landtags-Marſchalls, 


zu Niederrudelddorf, Kreis Lauban. 
Erfte Abtheilung. 
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126. vd. Keſſel, Kreideputirter und Landebälteſter, zu Zeiödorf, Kreis Sprottau. 

127. Neumann, NRitfergutöbefiger, zu Sprottiſchdorf, Kreis Sprottau. | 

128. Matthid, Kreiödeputirter, zu rufe ‚Kreis Glogau. 

129. Baron v. Rothtirh- Trac, Dber-Landeögerichts:NRath, zu Baerddorf, Kreis Gold- i 
berg«Hainau. 

130. b. Wille, Landedältefter, zu Hochtkirch, Kreis Liegnitz. 

131. Graf v. Frankenberg, Landrath, zu Warthau, Kreid Bunzlau. 

132. dv. Mutius, Rittmeifter und Yandeöältefter, zu Börndyen, Kreis Boltenhain. 

133. Freih. v. Zedlig-Neufirh, Major und Landſchaftsdirektor, zu Tiefhartmannddorf, 

eis Schönau. u 

134. Baron v. Tſchammer, Zandeöältefter, zu Dromdborf, Kreis Striegau. 

135. Steinbed, Geheimer Dber-Bergratb, zu Muhrau, Kreis Striegau. 

136. Freih. v. Ezettrig, Yandrath, zu Kolbnitz, reis Jauer. 

137. Baron v. Gaffron, Kreditinftitut-Direktor, zu Kunern, Kreis Münfterberg. 

138. Grafv. Strachwitz, Landrath und Landichaftödirektor, zu Peterwitz, Kr. Frankenftein. 

139, Graf v. Stoſch, Yandidaftödirektor, zu Manze, Kreis Nimptfch. 

140. v. Stegmann, Major a. D., zu Stadyau, Kreid Nimptich. 

141. Graf v. Saurma=Jeltfd), DEE, zu Jeltſch, Kreis Ohlau. 

142. v. Prittwitz, Landrath, zu Schmoltſchütz, Kreis Del, 

143. v. Raven, Rittergutöbeliper, zu Poſtelwitz, Kreis Dels. 

144. Baron v. Diebitſch, Landesältefter, zu Groß-Wierſewitz, Kreid Guhrau. 

145. Baron v. Wechmar, Landrath, zu Zedlig, Kreis Steinau. 

146. Graf Büdler v. Grödis, General-Landihaftsrepräfentant, zu Rogau, str. Falkenberg. 

147. Graf v. Strachwitz, Rittergutöbefiger, zu Proſchlitz, Kreis Kreugburg. 

148. Graf v. Renard, Wirklicher Geheime Rath, zu Groß⸗Strehlitz. 

149. Graf v. Strahmis, Yandrath, zu Kaminietz, Kreis Toſt-Gleiwitz. 

150. Baron dv. Durant, Zandrath, zu Baranomwis, Kreis Rybnick. 

151.0. Wrochem, Premierlieutenant und Yandesältefter, zu Brzeönitz, Kreis Ratibor. 

152. v. Gilgenheimb, Kammerherr und Landfhaftödirektor, zu Frangdorf, Streis Neißt 
Für diefen ift fpäter v. Maubeuge eingetreten. | 

153. Freih. v. Seherr-Thoß, Landrath und Landedältefter, zu Kujau, Kreis Neuſtadt. 

154. Graf v. Hoverden, Kammerherr, zu Herzogswaldau, Kreis Grotttau. 

155. v. Uechtritz, Landrath, zu Nieder-Heidersdorf, Kreis Yauban. 

156. d. Ohneſorge, Zandrath und Landicaftödirektor, zu Bremenhain, Kreis Rothenburg. 

157. v. Haugmig, Kreiödeputirter, zu Mengelödorf, Kreis Görlig. 

158. v. L'Eſtocq, Oberftlieutenant, zu Ober-Girbigddorf, Kreis Görlig. . 

159. gu Heinrich der 74fte von Reuß-Köftrig, Rittergutöbefiger, zu Jänkendorf 


reis Rothenburg. 
F. Brovinz Sachien. 


160. Graf v. Zech-Burkersrode, Kammerherr und Provinzial-Landtags-Marſchall, zu 
Bündorf, Kreis Merfeburg. 

161. v. Krofigf, Erbtruchfeh, Geheimer Regierungdrath und Domdechant, Vertreter ded 
Provinzial-?andtagd-Marfchalld, zu Naumburg. 

162. v. Münchhauſen, Zandrath, zu Cölleda, Kreid Edartöberga. 

163. Garke, Kreiöverordneter, zu Wittgendorf, Kreis Zeit. i 

164. v. Breitendauch, Kammerherr und Zandrath, zu Ludtvigähof, Kreis Ziegenrüd. 

165. v. Helldorf, Kammerherr und Landrath, zu St. Uri, Kreis Querfurt. 

166. 9. Münchhauſen, Landrath, zu Straußfurth, Kreis Weißenſee. 

167. Graf v. Helldorff, Kammerherr, zu Wolmirftedt, Kreis Eckartöberga. er 

168. n 8 lUUdorff, Kammerherr und General-Feuerſocietäts-Direktor, zu Bedra, ſtreis 

uerfurt. 

169. v. Bodenhauſen, Kammerherr, zu Burgkemnitz, Kreis Bitterfeld. 

176v. Leipziger, Geheimer Regierungorath und Landrath, zu Bitterfeld. 

171. v. Lattorff, Kammerhert und Kreiodeputirter, zu Klicken bei Koowig 
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172. b. Gräbenig, Erbtruchfeh, zu Quetz, Kreis Bitterfeld. 

173. vd. Stammer, Lieutenant a. D., zu Kamitz, Kreis Torgau. 

174. v. Wedell, Regierungs- und Forftratb, zu Merfeburg. 

175. v. Kerffenbrod, Landrath, zu Helmödorf, mandfelder Seekreis. 

176. Freih. d. Friefen, Zandrath, zu Rammelburg, mandfelder Gebirgskreis. 

177. Graf v. Wintzingerode, Staatöminifter, zu Schloß Bodenftein, Kreis Worbis Für 
diefen ift fpäter Yandrath v. Bodungen eingetreten. 

178. Freih. v. Wingerode- Knorr, Landrath, zu Mühlhaufen. 

179. v. Byla, Zandrath, zu Nordhaufen. 

180. v. Hanftein, Zandratb, zu SHeiligenftadt. 

181. 0. Bonin, Oberpräfident, zu Magdeburg. 

182,0. Brauchitſch, Deihhauptmann und Vremierlientenant a. D., zu Scharteuke, 
Kreis II. Jerichow. Für diefen ift Später v. Bismart:Schönhaufen eingetreten. 

183. 0. Schierftedt, Kreisdeputirter, zu Dablen, Kreis I. Jerichow. 

184. Graf v. Gneifenau, Major a. D., zu Sommerfchenburg. 

185. v. Beltheim, Yandrath, zu Veltheimsburg, Kreis Neuhaldendleben. 

186. v. Nathufius, Nittergutöbefiger, zu Hundisburg, Kreis Neuhaldendleben. 

187. Graf v. d. Affeburg, Kammerherr, zu Neindorf, Kreis Oſchersleben. 

188. Baron v. Minnigerode, Majoratöbefiger, zu Braunfchtoeig. 

189, v. Gutftedt, Landrath, zu Dardeöheim, Kreis Halberftadt. 


G. Provinz MWeftphalen. 
190. Graf v. Landoberg-Gehmen, Provinzial-Landtags-Marſchall, zu Vehlen. 
191. Freih v. Bodelfhwingh, Regierungd-BVicepräfident und Vertreter des Probinzial- 
Landtags: Marihalls, zu Münfter. 
192. dv. Borried, Landrath, zu Herford. 
193. Kreih. v. Vely-Jungkenn, Königlid baherifher Kammerherr, zu Hüffe. 
194. Freih. v. Wolff-Metternid, Ra Ei zu Potödam. 
195. Öraf v. Mengerfen, Rittergutöbeliger, zu Rehder. 
1%. Graf D. dv. Bocholz-Aſſeburg, Rittergutöbefiger, zu Heinhäuſerhof. 
197. Freih. v. Schorlemer, Königlid) ſächſiſcher Kammerherr, zu Heringhaufen. 
198. Graf. v. Bocholtz, Ritterqutöbefiger, zu Alme. 
199. Freih. v. Lilien, Yandrath, zu Echthaufen (Arnäberg). 
200. Freih. v. Lilien-Borg, Nitterqutöbeliger, zu Wert. 
201.0. Bodum-Dolffs, Yandrath, zu Soeft. 
202. v. Holabrint, Yandrath, zu Odenthal (Altena). 
203. Freih. v. Binde, Yandrath, zu Hagen. 
204, Öraf v. Galen, Erbtämmerer, zu Affen. 
205. Graf dv. Merveldt, Kammerherr und Erbmarſchall, zu Lembeck. 
206. Graf v. Merveldt, Zandrath, zu Beckum. 
207. Kreib. v. Zandöberg-Steinfurt, Rittergutöbefiger, zu Drenfteinfurt. 
208. Graf Clem. v. Korff, gen. v. Shmifing, Nittergutöbefiger, zu Tatenhaufen. 
209. Freih. C. E. dv. Imidel, Erbſchent, zu Lüttinghoff. 
210. v. Romberg, Rittergutöbeliger, zu Buldern. 


H. Rheinprovinz. 
211. Fürft zu Solmd-Lihu. Hohen-Solmd, Provinzial-Landtags-Marfcall, zu Lich. 
212. Fürftzu Salm-Reifferfheid- Dot, Vertreter des Provinzial-Landtags-Marjchalls, 


u Dpf. 
213. Graf Glem. v. Boos-Waldeck, Landrath, zu Koblenz. 
214.0. Ham, Landrath a. D., au Trier. 
215. Graf v. Fürftenberg, Rittergutöbefiger, zu Stammheim, Kreid Mühlheim. 
216.0. Mnlius, Yandgerichts-Affeffor, zu Duͤſſeldorf. 
217.20. Schadow, Direktor der Akademie, zu Düſſeldorf. 
218. Freih. Carl v. Norded, Rittergutöbeliger, zu Hemmerich, Kreid Bonn. 
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219. Freih. Gerhard v. Carnap, Nittergutöbefiter, zu Bornheim, Kreid Bonn. 
220. dv. Steffens, Ober-Forftmeifter, zu Aachen. 

221. Graf. v. Höndbroich, Nittergutöbefiger, zu Haus Haag, Kreis Geldern. 

222. Graf v. Loë, Rittergutöbefiger, zu Wiffen, Kreid Geldern. 

223. Freih. v. Elg-Rübenad, Nittergutöbefiger, zu Wahn, Kreis Mühlheim. 
224. Kteih. v. Waldbott-Bornheim, Provinzial euerfocietätd-Direktor, zu Koblenz. 
225. v. Cöls, Yandrath, zu Aachen. 

226. Freih. v. Nyvenheim, Rittergutöbefiger, zu Kaldenhaufen, Kreid Krefeld. 
227. Beterv. Rath, Nittergutöbeliger, zu Yaueröfort, Kreis Geldern. 

228. Freib. v. Wüllenweber, Nittergutöbefiger, zu Müllendant, Kreis Gladbach. 
229. Graf v. Neffelrode-Ehreöhoven, Nittergutöbefiger, zu Düffeldorf. 

230. Graf v. Hompeſch-Kurig, Rittergutöbefiger, gu Nurig, Kreis Erkelenz. 

231. Everhard p. Hymmen, Gcheimer Regierungsrath und Yandratb, zu Bonn, 
232. Diergardt, Gcheimer Kommerzienrath, zu Vierſen, Kreis Gladbad). 

233. Treih. v. Rynſch, Nittergutöbefiger, zu Winkel, reis Geldern. 

234. geh v. Hilgerd, Zandrath, zu Neuwied, 

235. Balth. Herbert, Kaufmann, zu Uerdingen, Kreis Krefeld. 

236, Jof. Gormanns, Notar, zu Erkelenz. 

237. Freih. v. Gudenau, Landrath, zu Grevenbroid). 


LIII. Stand der Städte. 


A. Provinz Preußen. 


1. Wenghöfer, Kaufmann und Stadtverordneten-Vorfteher, zu Gumbinnen. 
2. Wächter, Kommerzienrath, zu Tilſit. 
3. Schlenther, Rathöherr und Apotheker, zu Infterburg. 
4. Bultfe, Kaufmann, zu Barten. 
5. Dembomöti, Rathmaun, zu Angerburg. 
6. Sperling, Bürgermeifter, zu Königsberg. 
7. Heinrich, Kaufınann, zu Königsberg. 
8. Duld, Profeffor, zu Königsberg. 
9. Frenzel: Beyme, Kommerzienratb, zu Memel. 
10. Schlattel, Rathöherr, zu Braundberg. 
11. Schlewe, Bürgermeilter, zu Niefenburg. 
12. Mongromwius, Bürgermeifter, zu Paſſenheim 
13. Urra, Bürgermeifter, zu Wormditt. 
14. Marz, Bürgermeifter, zu Heilöberg. 
15. Meyhöfer, Bürgermeifter, zu Yabiau. 
16. v. Fran zius, Stadtrath, zu Danzig. 
17. Abegg, Kommerzienrath, zu Danzig. 
18. Jebend, Kaufmann, zu Danzig. 
19. Kraufe, Bürgermeifter, zu Elbing. 
20. Grunau, Kommerzienrath, zu Elbing. 
21. Weeſe, Kaufmann, zu Thorn. 
22, Weife, Kaufmann, zu Graudenz. 
23. Plagemann, Stadtverordneten-Vorftcher, zu Marienburg. 
24. Badegaft, Bürgermeifter, zu Kulm. 
25. Schmidt, Bürgermeifter, zu Dirſchau. 
26. Dend, Bürgermeifter, zu Yöbau. 
27. Mertens, Kaufmann, zu Tuchel. 
23. Dahlftröm, Rathmann, zu Pr. Friedland. 


B. Provinz Brandenburg. 


29. Mömes, Stadtfpndifus und Kammergerichtö-Affeffor, zu Berlin. 
30. Shauß, Kaufmann und Stadtverordneter, zu Berlin. 
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31. Knoblauch, Geh. Finanzrath und Kaufmann, Stadtälteſter, zu Berlin. 
32. Hammer, Kaufmann und Stadtrath, zu Brandenburg. 

33. Stöpel, Bürgermeifter und Syndikus, zu Potödam. 

34. v. Bennigfen-Förder, Bürgermeifter, zu Salzwedel. 

35. Geride, Dekonom und Stadtverordneter, zu Perleberg. 

36. Linau, Kaufmann und Stadtrat, zu Frankfurt a. d. D. 

37. Grabow, Kriminalrath und Oberbürgermeifter, u Prenzlau. 

35. Beuſter, Braueigner und Rathmann, zu Neu-Nuppin. 

39. Lohfe, Apotheker und Stadtverordneter, zu Gardelegen. 

40. Stämmler, Bürgermeifter, zu Wilönad. 

41. Dr. Zimmermann, Vürgermeifter, u Spandau. 

42. Junter, Vürgermeifter, Hauptmann a. D, zu Bernau. 

43. Karthöfer, Würgermeifter, zu Fürſtenwalde. 

44. Waldmann, Rathöherr und Bädermeifter, zu Königöberg i. d. N. 
45. Mehls, Polizeidirektor a. D. und Holzhändler, zu Yandöberg a. d. W. 
46. Zimmermann, Bürgermeifter, zu Friedeberg. 

47. Hübler, Rathöherr, zu Kottbus. 

48. Anmwandter, Apotheker, zu Kalau. 

49. Neumann, Bürgermeifter, zu Yübben. 

50. Dffermann, Fabrikbeſitzer, zu Sorau. 

51. Winzler, Kaufmann und Stadtverordneter, zu Lübbenau. 


C. Provinz Pommern, 
52. Fabriciuß, zweiter Bürgermeifter, zu Stralfund. 
53. Dr. Ziemßen, Bürgermeifter und Juftizrath, zu Greiföwald 
54. Dom, Bürgermeifter, zu Barth. 
35. O del, Bürgermeilter, zu Triebſees. 
36. Ritter, Apotheker und Medizinal:-Affeffor, zu Stettin. 
57. Arndt, Rathö-Maurermeifter, zu Anklam. 
58. Jahnte, Kaufmann und Rathöherr, zu Swinemünde. 
9. Petſchow, Kaufmann und Nathmann, zu Ueckermünde. 
6. Ku, Partitulier und unbefoldeter Nathöherr, zu Stargard. | 
61. Kuſchke, Bürgermeilter, zu Kolberg. | 
62. Stägemann, Bürgermeifter, zu Wangerin. 
63. Wilm, Apotheker, zu Belgard. 
64. Grunau, Stommerzienrath, zu Stolp. 
65. Kuſchke, Stadtipndikus, zu Ireptom a. d. R. 
66. Krüger, Kaufmann, u Greifenhagen. 
67. Denzin, Kaufmann und Mühlenbefiger, zu Lauenburg. 


D. Provinz Pofen. 
68. Grätz, Kaufmann, zu Poſen. 
69. Naumann, Geh. Kegierungdrath und Oberbürgermeifter, zu Poſen. 
70 Appelbaum, Kaufmann, zu Bromberg. 
71. Gleemann, Kaufmann, zu Frauftadt. 
12. Bänſch, Kaufmann, zu Yiffa. 
73. Kugler, Apotheker, zu Gneſen. 
74. Brown, Buͤrgermeiſier, zu Meſeritz. 
75. Hausleutner, Apotheker, zu Rawicz. 
76. Kluge, Seifenſieder, zu Schwerſenz. 
77. Pend zynoki, Schänker, zu Schrimm. 
78. Paternowski, Bürgermeiſter, zu Dobrzhka, Kreis Krotoſchin. 
79. Rückert, Kaufmann, zu Bojanowo, Kreis Kröben. 
80. Jäckel, Poſtexpedient, u Wollſtein, Kreis Bomſt. Für dieſen fpäter: Gaſtwirth Ziethen. J 
81. Steier owitz, Bürgermeiſter, zu Exin, Kreis Schubin. I 
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82. Ziorfomöti, Bürgermeifter, zu Miesciöfo, Kreid Wongrowiec. 
83. Urban, Kämmerer, zu Inowraclaw. 


E. Provinz Schlefien. 


84. Tſchocke, Maurermeifter, zu Bredlau. 
85. Milde, Kaufmann, zu Breölau. 
86. Siebig, Holzhändler, zu Breölau. 
87. Werner, Apotheker, u Brieg. 
88. Germershaufen, Kaufmann zu Glogau. 
89. Krüger, Bürgermeifter, zu Grünberg. 
W. Bornemann, Medizinalaffeffor und Nathöherr, zu Liegnip. 
I, Karker, Kaufmann, zu Neiffe. 
92. Sommerbrodt, Apotheker, zu Schweidnit. 
93. Moſchner, Kaufmann, zu Glatz. 
94. Ungerer, Borzellanfabritant, zu Hirſchberg. 
95. Richter, Partikulier, zu Jauer. 
9%. Schneider, Kaufmann, zu Bunzlau. 
97. Richter, Kaufmann und Kämmerer, zu Oppeln. 
98. Sattig, Landiyndifus, zu Görlig. 
99. Brüfer, Rathöherr, zu Görlig. 
100. Neitſch, Stadtinndifus, zu Yauban. 
101. Facilided, Würgermeifter, zu Neufalz. 
102. Scholz, Kämmerer, zu Hainau. 
103. Wiggert, Kaufmann, zu Greifenberg. 
104. Hayn, Kaufmann, zu Waldenburg. 
105. Dittrich, Bürgermeifter, zu Reinerz. 
106. Ficbig, Bürgermeifter, zu Canth. 
107. Bauch, Vürgermeifter, zu Herrnſtadt. 
108. Döring, Kaufmann, zu Oele. 
109. Lehmann, Apotheker, zu Kreugburg. 
110. Hirſch, Bürgermeifter und Yuftitiar, zu Yandöberg. 
111. Fritze, Apotheker, zu Rybnik. 
112. Wodiczka, Königl. Juſtizrath, zu Bauerwitz. 
113. Engau, Bürgermeifter, zu Wittichenau. 


F. Provinz Sachen. 
114. Bollandt, Kaufmann, zu Erfurt. 
115. Raſch, Bürgermeifter, zu Naumburg. 
116. Kerl, Defonom und Brauherr, zu Yangenfalza. 
117. Lindner, Magiftratöaffeffor und Apotheker, zu Weißenfels. 
118. Schilling, Huftenbefiger, zu Suhl. 
119. Schier, Bürgermeifter und Juftitiar, zu Freiburg. 
120. Diethold, Bürgermeifter, zu Sömmerda. 
121. Giefe, Kaufmann, zu Wittenberg. 
122. Keferftein, Kaufmann und Fabrikant, zu Merjeburg. 
123. Zeifing, Delonom, zu Brehna. 
124. Bertram, Gcheimer Regierungsrath und Oberbürgermeifter, zu Halle. 
125. Kerften, Bürgermeifter, zu Hettftedt. 
126. Gier, Bürgermeifter, zu Mühlhauſen. 
127. Ramdthat, Fabrifant und Stadtrath, zu Nordhaufen. 
128. Tölle, Bürgermeifter, zu VB eicherode. 
129. Michaelis, Medizinalrath, zu Magdeburg. 
130. Coqui, Kaufmann, zu Magdeburg. 
131, Schneider, —— u Schönebed. 
132. Schulze, Ziegeleibefiger, zu Wanzleben. 
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133. Uthemann, Kaufmann, zu Sandau. s 
134. Heyer, Juitiztommiffarius, zu Halberftadt. (Für dieſen ift fpäter der Stadtrath 

Dr, Lucanus in Halberſtadt einberufen worden.) 
135. Schmidt, Oekonom und Brennereibeliger, zu Quedlinburg. 
136. Douglas, Bürgermeifter, zu Afcheröleben. 
137. Müller, Kaufmann, zu Wegeleben. 

G. Provinz MWeftphalen. 
138. v. Bogrell, Kaufmann und Rathöherr, zu Minden. 
139. Delius, Kaufmann, zu Bielefeld. 
140. Boclmahn, Amtmann, u Vlotho. 
141. Barre, Kaufmann, zu Yübbede. 
142. Oppermann, Gaftwirth, zu Höxter. 
143. Larenz, Aderbürger und Rathöherr, zu Beverungen. 
144. Holztlau, Lederfabritant und Rathöberr, zu Siegen. 
145. Wortmann, Ober -Landeögerihtö- Secretair, zu Hamm. 
146. Blange, Juſtiz-Ktommiſſarius und Notar, zu Attendorn. 
147. Schmöle, Kaufmann, zu Iferlohn. 
148. Braffert, Geheimer Bergrath und Magiftratsmitglied, zu Dortmund. 
149. Epping, Kaufmann, zu Zippftadt. 
150. Sternenberg, Bürgermeifter, zu Schwelm. 
151. Gries, Kaufmann, zu Neuenrabde. 
152. v. Olfers, Banquier und Stadtrat, zu Münfter. 
153. Weiter, Ober: Landesgerichts- Rath und Etadtrath, zu Münfter. 
154. Böltint, Goldarbeiter, zu Bochold. 
155. Jlligens, Kaufmann, zu Bedum. 
156. Krauthaufen, Apotheker, zu Koesfeld. 
157. Effewid), Rathöherr, u Dülmen. 
H. Rheinprovinz. 

158. Mertens, Präfident der Dampf-Schifffahrtd-Gefellfchaft, zu Köln. 
159. Camphauſen, Präfident der Handelötammer, zu Köln. 
160. Hanfemann, Kaufmann, zu Machen. 
161. Baum, Kommerzienrath und Präfident der Handelötammer, zu Düffeldorf. 
162. Kasperd, Kaufmann, zu Koblenz. 
163. Mohr, Stadtrath, zu Trier. 
164. v. d. Heydt, Handelögerichtd-Präfident, zu Elberfeld. 
165. v. Eynern, Kaufmann, u Barmen. 
166. dv. Bederatb, Banquier, zu Krefeld. 
167. Bruft, Kaufmann, zu Boppard. 
168. Dahmen, Gutöbeliger, zu Ahrweiler. 
169. Reich ardt, Fabritant zu Neuwied. 
170. Röchling, Großhändler, zu St. Johann. 
171. Funk, Gutöbefiger, zu Saarburg. 
172. Hüffer, Kommerzienrath, zu Eupen. 
173. Schöller, Kommerzienrath, zu Düren. 
174. Flemming, Kaufmann, zu Geilentirchen. 
175. Biefing, Gutöbefiger, zu Bonn. 
176. Budde, Würgermeifter, zu Neuftadt, Kreid Gummerdbad). 
177. Conze, Kaufmann, zu —— Kreis Elberfeld. 
178 Scheidt, Kaufmann, zu Kettwig, Kreis Duisburg. (Für dieſen iſt ſpäter Haniel, 

Kommerzienrath, eingetreten.) 
179. Müller, Kaufinann, zu Weſel. 
180. Meviffen, Kaufmann, zu Dülfen, Kreis Kempen. 
181. Kirberg, Handelötammer-Präfident, zu Lennep. 
182. Kyllmann, Kaufmann, zu Weher, Kreis Solingen. 


—— 
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WW. Stand der Landgemeinen. 


; A. Provinz Preußen. 
1. Morgen, Hofrath, zu Klemmenhof, Kreid Memel. 
2. Breger, zu Naffenthal, Kreis Niederung. 
3. Meyhöfer, zu Scafummen, Kreis Stallupönen. 
4. Brämer, Yandicaftörath, zu Ernöberg, Kreis Gumbinnen. 
5. Schumann, zu Rataywalla, Kreis Senöburg. 
6. Haafenmwintel, zu Faulbruch, Kreis Johannisburg. 
7. Siegfried, Landſchaftörath, zu Kirſchnehnen, Kreis Fiſchhauſen. 
8. Sadfen, Zandidaftsratb, zu Karſchau, Kreis Königöberg. 
9. Jor dahn, Landfcaftsrath, zu Rädtkeim, Kreis Gerdauen, 
10. Korftreuter, zu Großbaum, Kreis Yabiau. 
11. N orn, Amtmann, zu Krappen, Kreis Preuß. Holland. 
12. Nittel, zu Pfaffendorf, Kreid Ortelöburg. 
13. Grunmwald, zu Schaföberg, Kreis Braundberg. 
14. Schulz, zu Schilla, Kreis Allenftein. 
15. Ricbold, zu Kanitzken, Kreis Marienwerder. 
16. Minckley, zu Eichwalde, Kreis Marienburg. 
17. Harder, zu Grzymalla, Kreis Stuhm. 
18. Weffel, zu Stüblau, Kreid Danzig. 
19. Schönlein, zu Redau, Kreis Neuftadt. 
20. Timm, zu Blantwitt, Kreis Klatow. 
21. Schulz, zu Schwetz, Kreid Graudenz. 
22. Hein, zu Kommerau, Kreis Schtwep. 


B. Provinz Brandenburg. 
23. Sültmann, Schulze, zu Mellin. 
34. Nethe, Schulze, zu Dahlen in der Altmark. 
25. Heyer, Kreisſchulze, u Sadenbeck 
26. Dandsmann, Erbſchulzen Gutsbeſitzer, Kreisſchulze, zu Drop. 
27. Okdorf, Lehnſchulze, u Schönow. 
28. Schulze, Lehnſchulze, zu Götz. 
29. Krohn, Gutöbefiger, zu Werben, 
30. Rösler, Freiquts-Wefiker, zu Niederfinow. 
31. Böning, Lehnſchulze, u Schwächenwalde. 
32. Berein, Erbzins-Gutöbefiger, zu Louiſenruh. 
33. Dolz, Krugguts-Beliger, zu Kleinbeuche. 


34. Müller, Gerichtöfhulge und Bauerngutd-Beliter, zu Drodtau, Kreid Sorau. 


C. Provinz Pommern. 
35. Vahl, Schulze, zu Yubmin. 
36. Scheven, Gutsbeſitzer, zu Schönhof. 
37. Michgelis, Gutöbefiger, zu Rochow. 
38. Lemke, Schulze und Bauer, zu Medow. 
39. Kundler, Freiſchulze, zu MWolterödorf. 
4. v. Schmidt, Erbpädter, zu Schellin. 
41. Behling, Schulze, zu Pancknin. 
42. Müller, Freifchulge, zu Maſſelwitz. 


D. Provinz Pofen. 


43. Michael Sadomöti, Grundbefiger, zu Liſiny, Kreis Schildberg. 
44. Meißner, Grundbefiger, zu Käglin, Kreid Birnbaum. 


45. Stanislaud Przygodzki, Freigutd-Befiger, zu Wideiszewo, Kreis Birnbaum 
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46. Jordan, Freigutö-Befiger, zu Chomecice, Kreis Poſen. 
47. Dräger Il, Ackerwirth, zu Czmon, Kreis Schrimm. 

48. Start, Freiſchulz, zu Bialoölime, Kreis Wirſitz. 

49. König, Freifhulz, zu Rosko, Kreis Czarnikau. 

0. Kra u Aderwirth, zu Chalupöfo, Kreis Mogilno. 


E. Provinz Schlefien. 
51. Kraufe, Gerihtöfhulz, zu Wachödorf, Kreis Sagan. 
52. Röhricht, Gerichtsſchulz zu Leiferödorf, Kreis Goldberg. 
53. Thomas, Erb- und Gerichtsſchulz, zu Großläswitz, Kreis Liegnitz. 
54. Meyer, Erbſchulz, zu Kleinhelmsdorf, Kreis Schönau. 
55. Göllner, Erbſcholtiſeibeſitzer, zu Seifrodau, Kreis Schweidnitz. 
56. Berndt, Erb-Gerichtsſchulz, zu Gallenau, Kreis Frankenſtein. 
57. Bleyer, Erbſcholtiſeibeſitzer zu Domslau, Kreis Breslau. 
58 Winkler, Erbſcholtiſeibeſitzer, zu Domnitz, Kreis Wohlau. 
59. Scupin, Freiguts-Beſitzer, au Großellguth, Kreis Oels. 
60. Freitag, Erb- und Gerichtoſcholz, zu Schönwald, Kreis Kreutzburg. 
61. Cochlovlus, Erbfholtifeibefiger, zu Kotſchanowitz, Kreis Rofenberg. 
62. Hein, Erbicholtifeibtiiger, zu Körnitz, Kreis Ratibor. 
63. Allnoch, Erbfholtifeibefiger, zu Beigwitz, Kreis Neiße. 
64. Walliczet, Erbfcholtifeibefiger, zu Kaſtenthal, Kreis Koſel. 
65. Schäfer, Kreistichter, zu Markersdorf, Kreis Görlig. 
66. Protze, Erblehnrichter, zu Nieder-Scifferödorf, Kreis Rothenburg. 


F. Provinz Sachien. 
67. Giesler, Schultheik, zu Iröchtelborn, Kreis Erfurt. 
68. Beer, Ortörichter, zu Pauſcha, Kreis Weißenfels. 
69. Schmidt, Ortöfhulge, zu Borgau, Kreis Etartöberga. 
70, Petzold, Gutöbefiger, zu Dobian, Kreis Ziegenrüd, 
71. Eule, Erbichnrichter, u Dehna, Kreis Schweinitz. 
72. Seltmann, Gutöbefiger, zu Rodden, Kreis Merfeburg. 
73. Haniſch, Ortsrichter, zu Arzberg, Kreis Torgau. ; 
44. Dorenberg, Aderguts-Befiger, zu Hohnftedt, mansfelder Seekreis. 
05. Batteroth, Ortsicdyulge, zu Kleinbartloff, Kreis Worbid. 
76. Lorenz, Gutöbefiger, zu Geismar, Kreis Heiligenftadt. 
77. Zachau, Hofbefiger, zu Barleben, Kreis Wolmirftedt. 
78. Mewes, Ortsichulge, zu Großwulkow, reis I. Jerichow. 
79. Hartmann, Ortsſchulze, zu Yangenftein, Kreis Halberftadt. 


G. Provinz Weitphalen, 
80. Mey er, Ackersmann und Ortövorftcher, zu Südhemmern, Kreis Minden. 
81. Huftedt, Aderdmann, au Haldem, Kreis Yübbede. 
82. Meder, Aderwirth zu Spradom, Kreis Herford. 
83. Kamp, Yandwirth und Gemeinevorftcher, zu Oeſterwede. 
84. Schulze, Gemeinevorfteher, zu Elfen. 
85. Derenthal, Gemeinevorftcher, zu Nörbede. 
S6. Teimel, Oekonom und Hammerbefiger, zu Elleringhaufen. 
87. H. Krämer, Landwirth, Gewerke ıc., zu Hildenbad). 
S8. Bergentbal, Landwirth, Gaſtwirth ꝛc, zu Warftein. 
89. Schulze» Dellwig, Amtmann und Gutöbefiger, zu Dellwig. 
0. Schmidt, Landwirth, zu Sodingen. 
N.P.Brüninghaud, Butöbefiger und Fabrikant, zu Brüninghaufen. 
92, ge Butöbeliger, zu Bommern, Kreis Hagen. 
93. R. Wulf, Landwirth, zu Lotte, Kreis Tecklenburg. 
94. Linnenbrint, Landwirth, zu Beckum. 
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95. dv. Zurmühlen, Amtmann, su Hobenholte. 
9. Schulte-Hobeling, Landwirth, zu Afcheberg, Kreis Lüdinghauſen. 
97. Bracht, Landwirth, vormaliger Negierungsrath, zu Dillenburg, Kreis Redlinghaufen. 
98. Büning. Yandwirth, zu Weſecke. 
99. Schulte F. Höping, Landwirth, zu Darfeld. 
| H. Rheinprovin;. 
‘ 100. Beemelmannd, Bürgermeifter, zu Prümmern, Krei Geilenkirchen. 
| 101. Jörriffen, Steuereinnehmer, zu Millen, Kreis Heinsberg. 
102. Jun gbluth, beigeordneter — und Gutöbefiger, zu Jülich. 
l 103. Minderjahn, Gutöbefiger, zu Kornelymünfter. 
. 104 de Galhan, Gutöbefiger, zu Wallerfangen, Kreid Saarlouie. 
105. Graach, Gutöbeliger, zu Zeltingen, Kreis Berntaftel. 
106. Kayſer, Kommerzienrath, zu Trier. 
107. Rheinhard Sohn, Gutöbeliger, zu Offen, Kreis Saarburg. 
108. Boch Sohn, Gutsbefiger, zu Mettlach, Kreis Merzig. 
109. Raffauf, Gutöbefiger, zu Wolken. 
110. Reh, Steuereinnchmer, zu Yangenlondheim. 
111. Stedmann, Gutöbefiger, zu Beifelid). . 
112. Lang, Scyultheiß, zu Hörnsheim, Kreis Weplar. 
113. Zunderer, Gutöbeliger, zu Kleeburg, Kreis Mayen. 
114. Grühn jun., Gutöbeliger, zu Gemünden, Kreis Simmern. 
115. Häger, Gutöbeliger, zu Ohl, Kreis Gummersbach. 
116. Schult, Bürgermeilter, zu Gleſſen, Kreis Bergheim. 
117. Kadbinder, Gutöbefiger, u Dünwald, Kreio Mühlheim. 
118. König, Gutöbefiger, zu Klofter, Kreis Gummerdbad). 
119. Zenfing, Kanonikus und Gutöbefiger, zu Emmerich, Kreis Rees. 
120. van der Loe, Gutöbeliger, zu Uedem, Kreis Kleve. 
121. Seulen, af Seh zu Voerſt, Kreis Kempen. 
‘ 122, Uellenberg, Gutöbefiger, zu Niederheidt, Kreis Düffeldorf. 
123. Aldenhoven, Butsbeliger, zu Zons, Kreis Neuß. 
124. Rombei, Gutöbefiger, zu Youifenburg, Kreis Geldern. 
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Wir Friedridh Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. ıc. 
entbieten Unferen zum erften Vereinigten Landtage verfammelt geivefenen getreuen Ständen 
Unferen gnädigen Gruß und ertheilen denfelben auf die Uns vorgelegten Gutachten und An: 
träge, fo weit nicht bereitö durch unfere Botſchaften vom 23. April, 1. Mai, I. Juni, 3. Juni, 
und 24, Juni d. 3. darüber entfchieden ift, den nadyftehenden Beſcheid: 


I. Auf die Erflärungen über bie vorgelegten Propofitionen. 


Ausſchließung beiholtener Berfonen von ftändifhen Verfammlungen. 


1. Der Geſetzentwurf über die Ausſchließung befcholtener Perfonen von ſtändiſchen Ver: 
fammlungen ift einer forgfältigen Revifion unterworfen, bei welcher die von beiden Kurien 
Unferer getreuen Stände gemachten Bemerkungen möglichft Berückſichtigung gefunden haben. 
Auf den Antrag Unfered Staatöminifteriums haben Wir fodann das Geſetz vollzogen und 
deſſen Publifation durch die Gefehfammlung angeordnet (f. Anlage b). 


Verhältniffe der Juden. 


2. Daſſelbe gilt von dem Gefeh über die Verhältniffe der Juden (f. Anlage a). 

Wenn übrigens bei der Berathung dieſes Geſetzes die Kurie der Ritterſchaft, Städte und 
Zandgemeinen in ihrem Gutachten vom 24. d. I. den Antrag geftellt hat: 

die Zuläffigfeit der Ehen zwiſchen Chriſten und Juden auszufpreden, 

fo ſcheint dabei unerwogen geblieben zu fein, daß ſich diefer Antrag auf einen Gegenftand be 
Zieht, welcher, dem allgemeinen Eherecht angehörend, Unſere hriftlichen Unterthanen eben fo 
nahe berührt, wie die jüdiſchen, und der mithin in einem lediglidy die Verhältniffe der Juden 
betreffenden Gefege feine Erledigung nicht finden fann. Da hiernach jener Antrag außer den 
Grängen ded vorgelegten Geſetzentwurfes liegt, fo hätte derfelbe nur in dem für Petitionen 
geſetzlich vorgefchriebenen Wege an Und gelangen können. Es fehlt daher an Veranlaffung 
zur Ertheilung eines Beſcheides. 


Abſchätzung bäuerliher Grundftüde und Beförderung gütliher Ausein— 
anderfegungen überden Nachlaß eined bäuerlihen Grundbefigers, 


3. Da die Kurie der drei Stände den vorgelegten Geſetzentwurf wegen Abſchätzung bäuer- 
licher Grundftüde und Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen über den Nachlaß bäuer- 
lidyer Grundbefiger dem Intereffe des Bauernftandes nicht für entſprechend erachtet hat, fo 
haben Wir befchloffen, diefem Gefegentwurfe für jegt feine weitere Folge zu geben, und des— 
halb ſchon mittelft Unferer Botfhaft vom 14. Maid. 3. die Herren-sturie von der Berathung 
deffelben entbunden. 


Wegen Aufnahme eines Darlehnes zur Ausführung der Preußiſchen 
Dftbahn. 


4. Nachdem Unfere getreuen Stände es abgelehnt haben, zu einer aus dem Eifenbahn- 
Fonds zu verzinfenden und zu tilgenden Staatsanleihe zum Zwecke der baldigen Herftellung 
der großen Preußiſchen Oftbahn und der damit in Verbindung ftehenden Brüdenbauten und 


— — — —* 
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fonftigen Anlagen ihre Zuftimmung zu ertheilen, fo ift feine —— abzuſehen, weshalb 
nach dem an jene Erklärung geknüpften Antrage Unſerer getreuen Stände dem nächſten 
Vereinigten Landtage eine anderweitige Propoſition wegen Ausführung der gedachten Bahn 
vorzulegen wäre. Wir fönnen daher eine ſolche Propoſition nicht in Ausficht ſtellen, behalten 
Uns vielmehr vor, wegen Fortſetzung des Baues diefer Bahn mit den durch die ſtändiſche Er- 
klärung und die dringenden Anſprüche an die Mittel ded Staated zur Unterftügung anderer 
befonders wichtiger Eifenbahnen gebotenen Rüdfichten auf möglichſte Beſchränkung der Ko— 
ften nad) Zeit und Umftänden das Weitere anzuordnen. 


Aufhebung der Mahl- und Shlahtfteuer, Beſchränkung der Klaffenfteuer 
und Einführung einer Einfommeniteuer. 


5. Wenn Unfere getreuen Stände die Gefeentiwürfe wegen Aufhebung der Mahl: und 
Schlachtſteuer, Beſchränkung der Klaſſenſteuer und Einführung einer Einfommenfteuer ab: 
gelchnt, zugleich aber den allgemeinen Antrag geitellt haben: 

„auf die Erleichterung der Abgaben der ärmften Klaſſe nicht allein in den mahl- und 
ſchlachtſteuer⸗, fondern in gleicher Weife in den Haffenfteuerpflidhtigen Orten hinzuwirlen, 
und Men dadurd) entftehenden Ausfall durch die wohlhabenden Klaſſen übertragen 

u laffen, * 
fo ——— Mir in dieſem Antrage die völlige Uebereinſtimmung der Wünſche Unſerer ge: 
treuen Stände mit denjenigen Abfihten. durch welche Wir in landesväterlidyer Berücſichti— 
gung der Zage der weniger bemittelten Voltsklaffen Uns bewogen gefunden haben, die gedachten 
Gefegentwürfe zu proponiren. Zur Erreihung ded bezeichneten Zweckes hielten Wir cine 
Eintommenfteuer für geeignet, indem faum ein anderes Mittel aufzufinden fein dürfte, Die 
Wohlhabenden und Reihen in einem ihrem Vermögen entipredyenden Verhältniß zu dei 
Staatslaften heranzuziehen und dadurd) für die weniger Bemittelten eine Erleichterung herbei 
wuführen. Da indeffen Unfere getreuen Stände hierauf nicht eingegangen find, fo werden 
Wir in forgfältige Erwägung nehmen, ob diefer Zweck auf einem anderen als dem bezeich⸗ 
neten Wege zu erreichen fei. Bis dahin müffen die Mahl- und Schlachtſteuer und die Klaſſen 
fteuer unverändert fortbeitehen, wobei cd Uns zur Beruhigung gereicht, aus den Verhand- 
lungen Unferer getreuen Stände entnommen zu haben, daß nad) dem Urtheile vieler ftädti 
ſcher Abgeordneten eine größere Zufriedenheit mit der Mahl- und Schlachtſteuer im Lande 
vorwaltet, ald dies nad) den von mehreren Provinzial-Zandtagen und einzelnen Städten ein— 
gereichten Anträgen anzunchmen war. 


Uchernahme der Garantie des Staated für die zur Ablöfung der Reallaften 
von bäuerliden Grundftüden zu errichtenden Nentenbanten. 


6. Da Unfere getreuen Stände ſich nidyt dafür ausgeſprochen haben, daß der Staat dit 
Garantie für die zur Ablöfung der Neallaften von bäuerlichen Grundftüden zu errichtenden 
Nentenbanten übernehme, fo werden Wir bei den fünftig etwa zu erlaffenden probinziellen 
Gefehen über diefen Gegenttand keine Staatögewähr für die Nentenbriefe zuſichern, weil eine 
ſolche Gewähr, wenngleich aller Vorausſicht nad) materiell geringfügig, doch durch den Um— 
fang von zu großer nomineller Bedeutung ift, ald daß Wir Uns nicht dazu der Zuftimmung 
Unferer getreuen Stände verfidyern zu müffen glaubten. Uebrigens werden Wir denjenigen 
Provinzen, welche die Errichtung foldyer Nentenbanten erbeten haben, darauf bezügliche Pre 
pofitionen bei der nädyften Verfammlung ihrer Stände vorlegen laſſen und wollen ertrarten, 
ob die übrigen Provinzen den gleichen Wunſch ausſprechen werden. 


Provinzial-Hülfskaſſen. 


7. Nachdem Unſere getreuen Stände ſich mit dem Vorſchlage wegen Errichtung von Bro 
vinzial-Hülfstaffen durch einen aus Staatsmitteln zu befchaffenden Fonds von 24 Millionen 
Thalern einverftanden erflärt haben und durd einen aus ihrer Mitte gewählten Ausſchuß 
die allgemeinen Grundſätze für die Bildung dieſer Kaſſen mit Unſerem Miniſter ded Innern 
vereinbart find, werden Wir den nädyften Provinzial-Yandtagen die entipredenden Propo⸗ 
fitionen vorlegen laffen, damit diefe Inftitute, von denen Wir Üns mefentliche Förderung Def 
Prodinzialintereffen verſprechen, demnächſt bald ind Leben treten können. 
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Wahlen der Mitglieder des tändifhen Ausſchuſſes. 


8. Tie von Unferen getreuen Ständen vorgenommenen Wahlen der Mitglieder der ftän- 
diſchen Ausſchüſſe und ihrer Stellvertreter betätigen wir hierdurch, wobei Wir mit Rüdficht 
auf die von einigen Abgeordneten in die Wahlprotofolle nieder gelegten Erklärungen hinzu: 
fügen, daß, fo lange Wir Uns nicht beivogen finden, die Verordnungen vom 3. Februar d. 2. 
abzuändern, dem Vereinigten Ausfhuffe und der ftändifchen Deputation für dad Staats: 
Schuldenweſen diejenigen Befugniffe verbleiben, welche ihnen nach den gedachten Verord— 
nungen und Unferen darauf bezuglichen Deflarationen vom 24. Juni d. 3. zuftehen. 

Da die von den Landgemeinen der Rheinprovinz zu dem ftändifhen Ausjchuffe gewählten 
Abgeordneten die auf fie gefallenen Wahlen nicht angenommen und die wählenden Mitglieder 
des Landtages, in Folge diefer Ablehnung, neue Wahlen vorzunehmen fidy geweigert haben, 
fo werden in ‚Folge dieſes Verfahrens die Yandgemeinen der Rheinprovinz bis zum nächſten 
Provinzial-Landtage der Vertreter in dem ftändifhen Ausſchuſſe entbehren. 


IT. Huf die ſtändiſchen Petitionen. 


Erlaß der Militair- Kirhenordnung. 


1. Der Erlaf einer neuen Militair-Kirchenordnung wird, den Wünſchen Unferer getreuen 
Stände entſprechend, möglichſt beſchleunigt werden. 


Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadtverordneten. 


2. Dem Antrage des Vereinigten Landtages auf Gewährung der Oeffentlichkeit für die 
Eitungen der Stadtverordneten haben Wir durdy einen zu publigirenden Erlaß vom geftrigen 
Tage gewillfahrt (f. Anlage c). Es erſtreckt fich folder, wie ſich von felbft verfteht, auch auf 
diejenigen Städte der Rheinprovinz, welchen Wir die repidirte Städteordnung verlichen haben 
oder ſolche künftig auf ihren Antrag verleihen möchten. Dagegen können Wir der Bitte um 
Ausdehnung diefer Anordnung auf die Sigungen der Gemeine: und Würgermeifterei-VBerord- 
neten in der Rheinprovinz deöhalb feine Folge geben, weil der darauf bezügliche, lediglich die 
Abänderung eines Provinzialgeſetzes betreffende Antrag nady $ 13 der eriten Verordnung 
vom 3. Februar d. J. von dem Vereinigten Yandtage gar nicht hätte berückſichtigt und zu 
Unferer Stenntniß gebradyt werden follen. 


& Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltöfarten. 


3. Die von Unſeren getreuen Ständen beantragte Aufhebung der Gebühren für Aufent- 
baltöfarten ftcht in genauefter Verbindung mit dem bereitd auf den Provinzial-Zandtagen 
berathenen Gefegenttvurf über dad Sportuliren der unteren Verwaltungsbehörden und wird 
diefer Gegenftand durd) die Publikation dieſes Geſetzes feine Erledigung finden. 


Abänderung ded Reglements über den Geſchäftsgang beim Vereinigten 
Landtage. 


4. Die von Unferen getreuen Ständen in Antrag gebrachten Abänderungen ded Negle- 
ments über den Geſchäftsgang beim Vereinigten Yandtage werden Wir einer näheren Prü— 
fung unterwerfen und bei der vor Eröffnung des nächſten Vereinigten Landtages zu veranlaf- 
fenden neuen Redaktion ded Reglements möglihit berudfichtigen laffen. 


Ausdehnung ded mündlichen und öffentliden Kriminalverfahren®. 


3. In dem Antrage: 

Die Ausdehnung ded öffentlihen und mündlichen Kriminalverfahrens auf alfe Iheile der 

Monarchie, in weldyen Die Kriminalordnung gilt, zu befdyleunigen und die derfelben etwa 

entgegenftehenden Hinderniſſe zu befeitigen, 
fchen Wir einen erfreulichen Beweis dafür, daß das Gefeh vom 17. Juli v. J, fo wie die 
Verordnung vom 7. April d. J. eine Unferen landesväterlihen Abſichten entſprechende An- 
erfennung gefunden haben. Wir haben Unferen Juftigminifter beauftragt, zur baldigen Ein— 
führung ded gedachten Verfahrens in allen denjenigen Yandeötheilen, in tweldyen die Kriminal- 
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ordnung gilt, mit Berückſichtigung der verſchledenen probinziellen Verhältniffe, fo mie der 
inzwiſchen gefammelten Erfahrungen, die nöthigen Einleitungen zu treffen. 

Zu Urkunde Unferer vorftehenden anädigiten Befcheidungen haben Wir gegentärtigen 
Landtags⸗Abſchied auöfertigen laſſen, auch höchſteigenhändig vollgogen und verbleiben Unferen 
getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Sandfouci, den 24. Juli 1847. 
(L.S.) (ge) Friedrid Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Eichhorn. dv. Ihile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. 
Uhden. v. Canitz. v. Diteöberg 


An 
Unſere zum Vereinigten Landtage verſammelt geweſenen getreuen Stände. 


Anlagen. 


(Gefehf. b. 1847 Nr. 30). 


a. 
Geſetz über die Verhältniffe der Juden. 


Mir Friedrid Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preuken zc. ıc. 

Nachdem Wir zur Herftellung einer möglichſt gleichmäßigen Gefehgebung über bie Ver: 
hältniffe der Juden die in diefer Hinficht beftehenden Vorſchriften einer Reviſion haben unter: 
werfen laffen, verordnen Wir, nad) Anhörung beider Kurien Unferer zum erften Vereinig- 
ten Zandtage verfammelt gewefenen getreuen Stände, auf den Antrag Unferes Staatsmini- 
fteriumd, was folgt: 

Titel J. 
Bürgerliche Verhältniffe der Juden. 


81. a 
Unferen jüdifhen Unterthanen follen, fo weit dieſes Geſetz nicht ein Anderes beftimmi, 
im ganzen Umfange Unferer Monarchie neben gleichen Pflichten auch gleiche bürgerliche 
Rechte mit Unferen chriſtlichen Unterthanen zuftchen. 


Abſchnitt I. 
Beftimmung für alle ie von Ausſchluß des Großherzogthume 
oſen. 


82. 
Zulaffung zu Öffentlichen Aemtern. 

Zu einem unmittelbaren oder mittelbaren Staatdamte, fo wie zu einem Kommunglamie, 
kann ein Jude nur dann zugelaffen werden, wenn mit einem foldyen Amte die Ausübung 
einer richterlichen, polizeilichen oder erekutiven Gewalt nicht verbunden iſt. 

Auferdem bleiben die Juden allgemein von der Leitung und Beauffichtigung hriftlicher 
Kultud- und Unterrictdangelegenheiten ausgeſchloſſen. 

An Univerfitäten fönnen Juden, fo weit die Statuten nicht entgegenftehen, ald Privat- 
dozenten, außerordentliche und ordentliche Profeſſoren der medizinifchen, mathematifhen, natur: 
wiſſenſchaftlichen, geographifhen und ſprachwiſſenſchaftlichen Lehrfaͤcher zugelaflen werden 
Bon allen übrigen Lehrfächern an LUlniverfitäten, fo tie von dem akademiſchen Senate 
und von den Aemtern eines Dekans, Prorektord und Rektors, bleiben fie ausgeſchloſſen 

An Kunft-, Gewerbe⸗, Handeld- und Nabigationsfchulen fönnen Juden ald Lehrer zu: 


gelaffen werden. Außerdem bfeibt die Anftellung der Juden als Lehrer auf jüdiſche Unter 
richtsanſtalten beſchränkt. 
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83. 
Ständiihe Rechte, Batronat ıc. 


Ständifche Rechte können von Juden auch ferner nicht audgeübt werden. So weit diefe 
Rechte mit dem Befige eined Grunditüdes verbunden find, ruhen diefelben, fo lange das 
Grundſtück von einem Juden beſeſſen wird. 

Das Nämliche gilt vom Patronat und von der Aufſicht über dad Kirchenvermögen. 
Beides wird von der Behörde (Verordnung vom 30. Auguft 1816, Geſetzſ. S. 207) aus- 
geübt. Die perfönlice Ausübung der Gerichtöbarfeit und Polizei ift den Juden nicht geftat- 
tet, fie fönnen jedody den Gerichtöhalter und den Verwalter der Polizei beftellen. 

Der jüdiſche Befiger bleibt zur Iragung der mit allen vorgedachten Rechten verbunde— 
nen Laſten verpflichtet. 

Mo dad Patronat einer Gemeine zufteht, können deren jüdische Mitglieder an der Aus: 
übung deffelben nicht Iheil nehmen, fie müffen aber die damit verbundenen Reallaften von 
ihren Beligungen tragen. Außerdem bleiben die anſäſſigen jüdischen Mitglieder einer Stadt⸗ 
oder Dorfgemeine verpflichtet, die nach Maßgabe des Grundbeſitzes zu entrichtenden Beiträge 
zur Erhaltung der Kirchenſyſteme zu tragen; auch find alle jüdiſchen Grundbeſitzer zur Lei⸗ 
ftung der auf ihren Grundftüden haftenden kirchlichen Abgaben verbunden. 


84. 
Gewerbebetrieb. 
Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inländifhen Juden beftehen- 
den Beſchränkungen werden aufgehoben. 
Auch mwird der Betrieb der in den 88 51, 52, 54 und 55 der Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 genannten Gewerbe den Juden fortan freigegeben, infofern nicht mit den: 
felben die Ausübung einer polizeilichen oder exekutiven Gewalt verbunden ift. 


85. 
Aamiliennamen. 
Die Juden find zur Führung feſt beftimmter und erblicher Familiennamen verpflichtet. 


Ss 6. 
Führung der Handelsbücher ac. 


Bei Führung ihrer Handelsbücher haben ſich die Juden entweder der deutfchen oder der 
fonftigen, unter der Bevölkerung ihres Wohnortd üblidyen Landesſprache und deutſcher oder 
lateinischer Schriftzüge zu bedienen. Handelöbücher, in welchen gegen diefe Vorſchrift verfto- 
Ben ift, haben für den Juden keine Beweiskraft. Bei Abfaffung von Verträgen und redt- 
lihen Willenserklärungen, wie bei allen vortommenden fchriftlichen Verhandlungen, ift den 
Juden nur der Gebrauch der deutfchen oder einer anderen lebenden Sprache und deutidyer 
oder lateinischer Schriftzüge geftattet. Im Kalle der Lebertretung der in dieſem wie im $ 5 
enthaltenen Vorſchriften trifft fie eine Geldftrafe von 50 Ihlrn. oder ſechswöchentliches 
Gefängnif. i 


— 

In Anſehung der Pflicht zur Ablegung eidlicher Zeugniſſe und der dieſen Zeugniſſen 

beizulegenden Glaubwürdigkeit findet ſowohl in Civil- als Kriminalſachen zwiſchen den Ju: 
den und Unſeren übrigen Unterthanen kein Unterſchied ſtatt. 


8. 
@eburtö-, Heiratho und Sterbefälle. 


Die bürgerliche Beglaubigung der Geburtö-, Heiraths- und Sterbefälle unter den Qu: 
den foll durd) Eintragung in ein gerichtlich zu führendes Regifter bewirkt werden. 


89. 
Dieſes Megifter (8 8) wird von dem ordentlichen Richter des Ortd, wo der Geburtö- oder 
der, Sterbefall fid ereignet hat, oder die Brautleute wohnen, auch in Anfehung folder Be: 
theiligten geführt, welche fonft von der ordentlihen Gerichtsbarkeit befreit find. 


— — 
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Haben die Brautleute ihren Wohnſitz in verſchiedenen Gerichtöbesirfen, fo fann die Ein- 
tragung der Ehe bei dem einen oder dem anderen der beiden Richter nachgeſucht werden. 
Der Richter, welcher hiernady die Eintragung vornimmt, hat von derfelben dem Richter des 
Ortes, an welchem der andere Theil ded Brautpaared wohnt, Mittheilung zu machen, und 
diefer hat die vollzogene Ehe aud) in dad von ihm geführte Negifter zu übernehmen, 

8 10. 

Zur Anzeige einer erfolgten Geburt ift zunächſt der Water des Kindes verpflichtet. II 
derfelde nicht befannt oder zur Erfüllung diefer Verpflichtung nicht im Stande, fo muß die 
Anzeige von dem Geburtöhelfer oder der Hebamme, wenn aber foldye bei der Niederkunft 
nicht gegenwärtig gewefen find, bon den fonft dabei zugegen geweſenen Perfonen, und wenn 
die Geburt ohne Beifein Anderer erfolgt ift, von demjenigen, in deſſen Wohnung dad Kind 
geboren ift, gefchehen. Andere zu den Nerwandten oder Hausgenoffen gehörende Perſonen 

gi * der Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

»Die Anzeige muß den Tag und die Stunde der Geburt, dad Geſchlecht des Kindes und 
deſſen Vornamen, ferner die Namen, den Stand oder dad Gewerbe, fo twie den Wohnort der 
Neltern enthalten. 

Mar zur Zeit der gemachten Anzeige dem Kinde noch fein Vorname beigelegt, fo iſt 
hierüber binnen drei Tagen, nachdem died gefchehen, nachträgliche Anzeige zu leilten. 


811. 

Bei Todesfällen muß die Anzeige von dem Familienhaupte, und wenn ein fodhed nicht 
vorhanden oder hierzu nicht im Stande ift, von demjenigen gemacht werden, in defien Woh— 
nung ber Todedfall ſich ereignet hat. Andere Verwandte oder Hausgenoſſen des Verſtorbe⸗ 
nen find zu der Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Die Anzeige muß Tag und Stunde des Todes, Vor- und Familiennamen, Alter, Stand 
oder Beiverbe des Verftorbenen enthalten. | 

12. 

Der ehelichen Verbindung muß ein Aufgebot vorangehen. Daffelbe ift bei dem Richter 
des Ortes, an welchem die Brautleute den Wohnfig haben, und ivenn diefelben in verſchie— 
denen Gerihtöbezirten wohnen, bei jedem der beiden Richter in Antrag zu bringen und erft 
dann zu veranfaffen, wenn ſich der Richter die Leberzeugung verfchafft hat, daf die zur bür- 
gerlichen Gültigkeit der Ehe geſetzlich nothivendigen Erforderniffe vorhanden find. 

Das Aufgebot erfolgt durch eine an der Gerichtöftelle und gleidygeitig an dem Rath: oder 
Drtö-Gemeinehaufe, in deffen Ermangelung aber an der Wohnung des Ortövorftchers, 
während 14 Tagen auözuhängende Bekanntmachung. 


Zur Eintragung der Ehe in das Regifter ift erforderlich): 
1. der Nachweis des Aufgebots ($ 12); 
2. die perfönlide Erklärung der Brautleute vor dem Richter, daß fie fortan ald ehelich 
mit einander verbunden ſich betrachten wollen. 


814. 

Die bürgerliche Gültigkeit einer ſolchen Ehe beginnt mit dem Zeitpunkte der Eintragung 
der Ehe in dad Regifter. * 
8 J 


Zu den in den 88 10, 11 und 13 vorgefchriebenen Anzeigen und Erklärungen ift dad 
perfönliche Erſcheinen vor dem Richter erforderlich. Der Richter hat darüber, unter Zuge— 
bung eines verpflichteten Prototollführerd, ein Protokoll aufzunehmen, welchem die eingereich⸗ 
ten Beſcheinigungen beizufügen find. Wenn nad) dem Ermeſſen des Richiers die Thatſacht 
feftgeftellt ift, fo Bat derfelbe, auf Grund des Protokolls, fofort den Geburts; Heirathö- oder 
Sterbefall in das Regifter einzutragen und darüber ein Atteft auszufertigen. 


g 16. 


Das Regifter ($ 8) und die auf Grund deſſelben auögefertigten Attefte genichen, biß zum 
Beweiſe des Gegentheild, vollen Öffentlichen Glauben. 
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8 17. 
Die in den SS 10 und 11 vorgefehriebenen Anzeigen müffen von den dazu Verpflichteten 
gemacht werben: 
1. bei den Geburten innerhalb der zunächſt folgenden drei Tage; 
2. bei Todesfällen fpäteftend an dem nächſtfolgenden Tage. 
Eine fhuldbare Verfäumniß diefer Friften ift mit Geldbuße bis zu 50 Ihlrn. oder mit 
Sefängnik bi zu ſechs Wochen zu beftrafen. 
Außerdem haben die Säumigen diejenigen Koften zu tragen, melde dadurch entftchen, 
daß der Richter wegen der verzögerten Anzeige zu irgend einer Ermittelung veranlaßt wird. 


818 
Die Feſtſetzung der im 8 I7 angebrohten Strafe erfolgt durch gerichtlicdhed Erkenntniß. 
8 19. 

Die Orts-Polizeibehörden find verpflichtet, auf die rechtzeitige Anzeige der Geburten und 
Sterbefälle zu achten und bei Unterlaffung derfelben das Erforderliche von Amts wegen zu 
veranlaffen. In 

8 20. 


Für die den Gerichten durch gegenwärtige Verordnung überwieſenen Geſchäfte find Ge: 
— zu enttichten, über deren Betrag der Juſtizminiſter nähere Beſtimmungen zu tref— 
en hat. 
821. 


Inſoweit nicht durch gegenwärtige Verordnung abweichende Beſtimmungen gegeben ſind, 
haben die Gerichte bei dem Auſgebote und der Führung des Regiſters diejenigen VBorfchrif: 
ten zu befolgen, welche den Geiſtlichen der chriſtlichen Kirchen für dad Aufgebot und die Füh— 
rung der Kirchenregiſter ertheilt find. m 

822 

In den zum Bezirke des Appellations-Gerichthofes zu Köln gehörigen Landestheilen 
betvendet es bei den über die Feftitellung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle beftehen- 
den Vorfchriften. * 

Schuldverhältniſſe und beſondere Abgaben. 

Die über die Schuldverhältniſſe einzelner jüdiſcher Korporationen erlaſſenen Vorſchriften 
und beſonderen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung dieſer Schulden in Kraft. 

Die an die Staatskaſſe von den Juden als ſolchen zu entrichtenden perſönlichen Abga— 
ben und Leiſtungen werden ohne Entſchädigung aufgehoben. Bei derartigen Abgaben und 
Leiftungen an Kämmereien, Grundherren, Inſtitute 2c. behält ed vorläufig fein Bewenden; 
ed werden jedod) weitere Beftimmungen über deren Aufhebung und Ablöfung vorbehalten. 


— 


Abſchnitt IL 
Beſtimmungen für das Großherzogthum Poſen. 
824. 
Die bisherige Unterſcheidung der jüdiſchen Bevölkerung des Großherzogthums Poſen in 
naturaliſirte und nicht naturalifiste Juden bleibt zur Zeit noch beftehen. 


8 25. 
Bedingungen ber Naturalifation. 
Die allgemeinen Bedingungen zur Erlangung der Naturalifation find: 
1. ein —* Wohnſitz innerhalb des Großherzogthums Poſen; 
2. Unbeſcholtenheit des Lebenswandels; 
3. die Fähigteit, den Vorſchriften des 5,6 zu genügen. Von diefem Erfordernif kann der 
Oberpräfident auf den Antrag der Regierung diöpenfiren. 
‚ „Unter vorftehenden Vorausſetzungen follen in die Klaffe der naturalifirten Juden die— 
jenigen aufgenommen werden, welche entiveder 
Erfte Abtheilungs. 48 


— 


PER BERGER. — EEE. 


754 Landtags Abſchied. 


1. einer Wiſſenſchaft oder Kunft ſich gewidmet haben und ſolche dergeftalt betreiben, daß 
fie von ihrem Ertrage ſich erhalten fönnen; oder 
2. ein ländliches Grundftüd von dem Umfange befigen und felbft bewirthſchaften, daf 
daffelbe ihnen und ihrer Familie hinreichenden Unterhalt fidyert; oder 
3. in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Gewerbe betreiben; oder 
4. ein Kapitalvermögen von wenigſtens 5000 Ihfen., oder 
5. in einer Stadt ein Grundftüd von wenigftens 2000 Ihlen. an Werth ſchuldenftei 
eigenthümlich befigen; oder 
‚ihrer Dienftpflicht im ftchenden Heere vollftändig genügt und gute Führungdattefte 
erhalten, oder 
durch patriotifhe Handlungen ein befondered Verbienft um den Staat fi) erworben 
haben; oder 
8. aus anderen Provinzen Unferer Monarchie ihren Wohnſitz in das Großherzogthum 
Poſen verlegen; oder endlid) 
I. nad) dem übereinftimmenden Urteile der Ortöbehörde, ded Landraths und der Regie: 
tung zur Raturalifation für geeignet erachtet werden. 


8 26. 
Die ehelichen Kinder naturalifirter Juden gehören ſchon vermöge ihrer Geburt in die 
Kaffe der naturalifirten Juden. Die bei Publikation dieſes Geſetzes aus der väterlichen Ge— 


malt bereits entlaffenen Kinder naturalifirter Juden können jedod) die Naturalifation nur 
nad) Maßgabe der Beftimmungen im $ 25 eriverben. 


827. 


Ehefrauen nehmen an den Rechten, welche ihre Ehemänner durch die Naturalifation 
erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch nad Auflöfung der Ehe, gehen 
jedoch durch Wicderverheirathung mit einem nicht naturalifirten Juden verloren. 


$ 28. 


Alle in die Klaſſe der Naturalifirten eintretenden Juden erhalten von der Regierung de? 
Bezirkes, in welchem fie wohnen, Naturalifationdpatente. 


829, 
Mechte der naturalifirten Juden. 5 
Für die naturalifirten Juden des Großherzogthumd Poſen gelten alle im Abschnitt I für 
die Juden der übrigen Yandeötheile enthaltenen Beftimmungen. 


8 30. 
Verluft der Naturalifation. 

Naturalifirte Juden, welden die Nationaltotarde redhtöträftig aberkannt ift, verlieren 
dadurd ohne MWeitered die mit der Naturalifation verbundenen —* Außerdem koͤnnen 
dieſe Rechte einem Juden durch Plenarbeſchluß der Regierung entzogen werden, wenn Der 
felbe die Naturalifation auf Grund wiſſentlich unrichtiger Angaben erlangt hat, fo mie in 
allen denjenigen Fällen, in weldyen nad 88 19 und 20 der repidirten Städteordnung vom 
17. März 1831 das Bürgerrecht entzogen werden muß oder von den Stadtbehörden entzo⸗ 
gen werden kann. Gegen das die Entziehung der Naturalifation feſtſetzende Reſolut der Re 
gierung ift der Mekurs an den Minifter des Innern zuläſſig, derfelbe muß jedoch binnen 
einer zehntägigen Prätluſivfriſt nach Eröffnung des Refoluts bei der Regierung ange: 
meldet werden. a 


Nicht — Juden. 
Ueber diejenigen jübifchen Eintoohner der Provinz Poſen, welche ſich zur Aufnahme in 
die Klaffe der Naturalifirten noch nicht eigenen, find, wie biöher, vollftändige Verzeichniſſe 
zu führen. 
832. 


Auf Grund derſelben iſt von der Orts-Polizeibehörde jedem Familienbater, fo wie jedem 
einzelnen volljährigen und ſelbſtſtändigen Juden ein mit der Nummer des Verzeihniffet 


fer) 


= 
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berfehenes Gertififat zu ertheilen, welches, infofern es eine Familie umfaßt, die Namen ſämmt⸗ 
licher Mitglieder derfelben enthalten muß und nad) der jährlichen Revifion mit einem Viſa 
verfehen oder berichtigt wird. * 

8 “+ 2 


Die Beitimmungen des Abfchnittd I finden auf die nicht naturalifirten Juden nur unter 
Pr befonderen Beſchränkungen Anwendung: 

. Bon allen unmittelbaren und mittelbaren Staatöämtern, fo tie von Kommunalämtern, 
ingleidyen von allen Zehrämtern an anderen ald jüdiſchen Unterrichtdanftalten, bleiben 
fie auögefchloffen. 

2. Dad ftädtifche Bürgerrecht können fie nicht eriverben. 

3. Auf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenn fie entweder einen 
Bauernhof erwerben oder pachten und denfelben ſelbſt betwirthfchaften, oder wenn fie ſich 
bei ländlichen Grundbefigern ald Tienftboten oder zum Betriebe einzelner Zweige des 
landwirthſchaftlichen Gewerbes, z. B. ald Brenner oder Brauer, bermiethen. 

4. Dad Schantgewerbe ift ihnen nur auf Grund eined befonderen Gutachtens der Orts— 
Bolizeibehörde über ihre perfönlide Qualififation von der Regierung, jedoch niemals 
auf dem Lande, zu geftatten. Der Eintauf und Verkauf im Umherziehen ift ihnen up 
bedingt unterfagt. | 

5. Aus Darlehnögefhäften können fie nur dann Rechte eriverben, wenn die Schuldurfunde 
gerihtlid) aufgenommen worden ift. 

6. Schuldanſpruche derfelben für verkaufte beraufchende Getränke haben feine recht— 
liche Gültigkeit. 

7. Der Umzug in andere Provinzen ift ihnen nicht geftattet und für den vorübergehen- 
den Aufenthalt dafelbft die Genehmigung ded Oberpräfidenten der Provinz erforderlid). 

8) Nicht naturalifirte Juden männlicyen Geſchlechts bedürfen zur Schließung einer Ehe 


eined vom Yandrathe koſten- und ftempelfrei audzufertigenden Trauſcheines. Derfelbe ' 


darf ihnen vor zurüdgelegtem 24. Lebensjahre nicht anders, ald auf Grund einer 
befonderen, auf dringende Fälle zu befchräntenden Erlaubniß deö Oberpräfidenten 
ertheilt werden, 

8 34. 


In Betreff der Schulden der jüdischen Korporationen und deren Tilgung, fo wie ber 
Verbindlichkeit zur Ablöfung der Korporationöverpflihtungen, verbleibt es ſowohl für die 
naturalifirten ald nidyt naturalifirten Juden überall bei den beftchenden Vorſchriften und 
Anordnungen. Das feitgeftellte Ablöfungöfapital kann von den Regierungen im Wege der 
adminiftrativen Exekution beigetrieben werden. 


Titel IE. 
Kultus und Unterrihtöangelegenheiten der Juden. 


Abichnitt I. 


Beftimmungen für alle —— Ausſchluß des Großherzogthums 
oſen. 


35. 
Bildung von Eynagogengemeinen (Judenſchaften). 
Die Juden follen nad) Mafgabe der Orts- und Bevdlterungöverhäftniffe dergeftalt in 
Synagogengemeinen (Judenſchaflen) vereinigt werben, daß alle innerhalb eines Synagogen⸗ 
bezirls wohnende Juden einer foldyen Gemeine angehören. 


8 36. 
8 er Bildung der Synagogenbezirke erfolgt durch die Regierungen nad) Anhörung der 
eiheiligten. 

Die Regierungen find ermächtigt, die in diefer Weiſe — Synagogenbezirke nach 
dem Bevürfniffe abzuändern und die hierauf bezüglichen Berhältniffe, unter Zuziehung der 
Betheiligten, einſchließlich der etwa vorhandenen Gläubiger, zu orduen. 

48* 
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837. 


Die einzelnen Synagogengemeinen erhalten in Bezug auf ihre VBermögensverhäftniffe die 
Rechte juriftiicher Perſonen. — 
8 38. 


Jede Shnagogengemeine erhält einen Vorftand und eine angemeffene Zahl von Re 
präfentanten. 839 


Der Vorſtand beftcht aus mindeftend 3, höchſtens 7 Mitgliedern, welche ihr Amt unent: _ 
geltlidy verwalten. * 


Die Zahl der Repräſentanten der Synagogengemeine ſoll mindeſtens 9 und höchſtens 
21 betragen. * 
841. 


Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder der Synagogengemeine, 
welche ſich ſelbſtſtändig ernähren und mit Entrichtung der Abgaben für die Synagogenge⸗ 
* wahrend der legten 3 Jahre nicht in Rückſtand geblieben find, wählen die Reptaäſen⸗ 

nten und diefe den Vorftand auf 6 Jahre. Die Wahl ift überall zugleich auf eine entipre: 
chende Zahl von Stellvertretern zu richten. > 
842 


Das Wahlgeſchäft wird durch einen Abgeordneten der Regierung geleitet. Nach Ablauf 
ber erften 3 Jahre fcheidet die Hälfte der Vorftandömitglieder und der Repräfentanten nad) 
dem Looſe, demnächſt jedeömal die ältere Hälfte aus 


843. 
Die Wahlen der Mitglieder des Vorſtandes unterliegen der Genehmigung der Negie- 
rung, weiche die ganze Wirffamteit des Vorſtandes zu beauffihtigen hat und befugt ift, ein- 


zelne Mitglieder wegen vorfäglicer Pflichtwidrigteit oder wiederholter Dienftvernadyläfft 
gungen nad) vorangegangener adminiftrativer Unterfudhung durch Beſchluß zu entlaffen. 
s4. 

Der Borftand ift das Organ, durch welches Anträge oder Beſchwerden der Synagogen— 
gemeine an die Staatöbehörde gelangen. Er hat über alle die Synagogengemeine betreffen: 
den Angelegenheiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder den Staatd- und Kommu—⸗ 
nalbehörden auf Erfordern pflihtmäßig und unter eigener Verantwortlichteit Auskunft zu 
ertheilen. Derfelbe führt die Verwaltung der Angelegenheiten der Synagogengemeine, bat 
die Befchlüffe der Nepräfentanten (8 47) zu veranlaffen und zur Ausführung zu bringen, 
auch die Shynagogengemeine überall gegen dritte Perſonen, inöbefondere in allen Rechtöge⸗ 


fchäften, fie mögen die Erwerbung von Hedhten oder die Eingehung von Berbindlichkeiten 
betreffen, zu vertreten. i 
845. 


Dem Vorftande fteht die Wahl und Anftellung der Verwaltungsbeamten zu. Derfelbe 
hat jedody vor jeder Anftellung die Repräfentanten über die Würdigteit der anzuftellenden 
Verfonen zu hören. 26 


Die Repräfentantenverfammlung erhält durch ihre Wahl und das Gefez die Vollmacht 
und Verpflichtung, die Shynagogengemeine nad) Maßgabe diefer Verordnung, ohne Rück⸗ 
ſprache mit der ganzen Gemeine oder mit Abtheilungen derſelben, nad) Ueberzeugung und 
Gewiſſen zu vertreten und verbindende Beſchlüſſe für die Gemeine zu faſſen. 

Die Repräfentanten haben nicht einzeln, fondern nur in der Gefammtheit die Befugnif, 
durch gemeinſchaftliche Beihlüffe von der gejeglichen Vollmacht Gebrauch zu machen. 

Die Repräfentantenberfammlung kontrolirt die Verwaltung ded Vorſtandes Sie ift daher 
berechtigt und verpflichtet, fidh von der Ausführung ihrer Vefchlüffe und der Verwendung 
der Gemeinceinnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen, die Akten einzufehen, die Rechnungen 
zu prüfen, dagegen Erinnerungen zu machen und Dedyargen zu ertheilen u. f. w. 


— 
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Sofern fie zu finden glaubt, daß dem Vorftande oder deffen einzelnen Mitgliedern Ver: 
nachlaͤſſigungen oder Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, fo hat fie Died der Negierung zur 
Unterfuhung und Verfügung anzuzeigen. 

Der Vorficher und die einzelnen Repräfentanten find der Gemeine für den ihr zuge: 
fügten Nachtheil verantwortlich, wenn fie fid) der Abftimmung entziehen, wenn fie durd) Ord- 
nungstidrigfeiten die Beſchlußnahme verhindern oder die Beſchlüſſe vereiteln, oder ſich un- 
gebübrlicherweife in die Ausführung miſchen. Tagegen find fie für den Inhalt ihrer Be: 
ſchlüſſe nur dann verantwortlidy, wenn fie wider beſſeres Willen, alfo in unredlicher Abficht, 
verfahren haben. 

847. 


In allen lediglich den inneren Haushalt der Synagogengemeine betreffenden Angelegen- 
heiten ift der Beſchluß der Repräfentantenverfammlung durch den Vorſtand zu veranlaffen. 
Dahin gehört: 

1. Feſtſetzung deö Etat; 

2. Verpadtung, Verwaltung und Verpfändung von Grundftüden; 

3. Anftellung von Prozeffen und Abfchliefung von Vergleichen über Gerechtfame der 
Epnagogengemeine oder über die Subftanz des Vermögens derfelben; 

4. Verträge, welche außer den Grängen des Etatö liegen, und auferordentlicye, den Etat 
überfteigende Gelbberoilligungen. 

Die Beſchlußnahme der Reprafentanten, wenn fie den beftchenden Gefegen nicht wider: 
fpriht, ift in der Regel bindend für den Vorftand. Hat derfelbe jedoch die Ueberzeugung, 
daß der Beſchluß der Gemeine nadhtheilig fein werde, jo hat er die Betätigung zu verfagen, 
und wenn der anquftellende Verſuch einer Vereinigung erfolglos ift, die Entſcheidung der 
Regierung einzuholen. 

848. 

Außer dem Einverftändniffe des Vorſtandes und der Repräfentantenverfammlung ift 
aud) nod) die Genehmigung der Regierung erforderlid): 

1. zur Einführung neuer Auflagen; 

2. zur Aufnahme von Anleihen und zum Ankaufe von Grundftüden; 

3. zur freiwilligen Veräußerung von Grundftüden und Realberehtigungen der Syna— 
gogengemeine, melde überhaupt ſtets nur nad) vorgängiger Taxe im Wege öffentlicher 
Licitation erfolgen darf. 

849. 

Die Regierungen haben nicht nur in den Källen zu entſcheiden, welche ihnen in diefem 
Geſetze ausdrüdlid) überwieſen find, fondern find auch im Allgemeinen berechtigt und verpflichtet, 

1. fidy Ueberzeugung au verſchaffen, ob in jeder Synagogengemeine die Verwaltung nad) 
den Geſetzen überhaupt und nad) gegenmwärtiger Verordnung inöbefondere eingerichtet ift; 

2. dafür zu forgen, daß die Verwaltung fortwährend in dem vorgefchriebenen Gange 
bleibe und angezeigte Störungen befeitigt werden; | 

3. die Beſchwerden Einzelner über die Verlegung der ihnen ald Mitglieder der Gemeine 
zuſtehenden Nechte zu unterfuchen und zu entfdeiden. 

In allen Angelegenheiten der Shynagogengemeinen geht der Nekurd an die Regierung 
und gegen deren Entſcheidung an die Oberpräfidenten. Der Rechtsweg ift gegen die Ent- 
Iheidung der Regierung nur dann zuläffig, wenn die Klage auf einen fpeziellen privatrcdht- 
liyen Titel gegründet wird 

850. \ 


Ueber die Wahl und die Befugniffe ded Vorfigenden in dem Vorftande und ded Vor: 
fteherd der ee ka fo wie über die Zahl der Mitglieder ded Vorftan- 
des und der Repräfentantenverfammlung, der Stellvertreter derfelben, ferner Darüber, ob die 
Wahl in den Vorftand auf jüdiihe Einwohner ded Hauptortes des Synagogenbezirtks 
beihräntt bleiben und melde Reifetoftenentihädigung im anderen alle den Gewählten 
getoährt werben fol, find die erforderlichen Beftimmungen in ein der Beltätigung ded Ober: 
präfidenten unterliegended Statut aufzunehmen. Daffelbe kann auch befondere Feſtſetzungen 
über dad Verhältnig ded Vorftandes und der Repräfentanten gegen einander und gegen Die 
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Synagogengemeine, namentlid in Beziehung auf die den Kultus betreffenden inneren Ein- 
richtungen (8 51) enthalten. 

Die erfte Wahl des Vorftandes und der Nepräfentanten erfolgt nach Vorſchrift der Re 
gierung. Diefe hat auch nad) ftattgefundener Wahl dad Erforderlicye wegen Abfaffung der 
Statuten anzuordnen, welche binnen einer feitzufegenden Friſt von dem Vorftande und den 
Repräfentanten zu entwerfen und der Regierung eingureichen find. Sofern der Entwurf 
innerhalb der geſetzten Frift nicht eingeht, ift von der Regierung über die dem Statute vor: 
behaltenen Beftimmungen ein die Synagogengemeine bindended Reglement zu erlaſſen. 


851. 
Kultuöwefen. 


Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben im jeder einzelnen Syna⸗ 
gogengemeine, fo lange und fo weit nicht dad Statut ein Anderes feſtſetzt (8 50), der Verein: 
barung des Vorftanded und der Repräfentanten überlaffen. Die Regierung hat von diefen 
Einrihtungen nur infomweit Kenntniß zu nehmen und Enticheidung zu treffen, als die öffent: 
liche Ordnung ihr Einfhreiten erfordert, 

85. 


Dem Statut einer jeden Synagogengemeine bleibt die Beftimmung darüber vorbehalten, 
ob Kultuöbeamte angeltellt und wie diefelben gewählt werden follen. Bis dahin behält «8 
wegen diefer Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen Judenſchaften herkömmlich ift, 
und in Ermangelung eines feiten Herkommens bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriſten 
wegen der Wahl von Geſellſchaftobeamten fein Beenden. Die gewählten Kultuöbeamten 
dürfen in ihr Amt nicht eher eingewiefen werden, bis die Regierung erflärt hat, daß gegen 
ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. Die Regierung hat bei diefer Erklärung außer den Form 
lichkeiten der Wahl nur darauf Rückſicht zu nehmen, ob die gewählten Kultusbeamten unbe: 
ſcholtene Männer find. 

8 53. 


Entftehen innerhalb einer Synagogengemeine Streitigkeiten über die inneren KRultub: 
einrichtungen; welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, fo find die Minifter der 
geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag der Jutereſſenten 
eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch eine zu diefem Horde einzufegendt 
Rommiftion eintreten zu laffen. Kann durd den Auöfprud) der Kommiſſion der Konflikt 
nicht auögeglichen werden, jo haben die Minifter, unter Benutzung des von der Kommiffion 
abgegebenen Gutachtens, darüber Anordnung zu treffen, mit welcher Maßgabe entweder Dit 
Einrichtung eined abgefonderten Gottesdienſtes oder die Vildung einer neuen Synagoge zu 
geftatten ift. Zugleid) haben diefelben mit Ausſchluß des Rechtoweges zu beftimmen, twelder 
Theil im Beſitz der vorhandenen Kultudeinrihtungen und ded Vermögens der Synagogen 
gemeine verbleibt. 

854. 


Diefe Kommiffion foll, fo oft das Bedürfnik cd erfordert, unter der Aufſicht eined Ne: 
gierungsabgeordneten in Berlin zufammentreten und aus neun Kultusbeamten oder ande: 
ren Männern jüdifhen Glaubens beftchen, die dad Vertrauen der Synagogengemeine, toel 
cher fie angehören, befigen. 

855. 


Die Mitglieder der Kommiffion mit einer angemeffenen Zahl von Stellvertretern mer: 
den von den Miniftern der geiftlichen 2c. Angelegenheiten und ded Innern auf den Vorſchlag 
der Oberpräfidentert, welche dabei die Anträge der Ennagogengemeinen ihred Vertvaltung® 
beyirts befonderd zu berüdfichtigen haben, auf die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 


8 56. 


Die durch den Zufammentritt der Kommiffion ertwachfenden Koſten werben vom den 
fämmtlichen Shynagogengemeinen des Staated nach VBerhältnif; ded Koftenbetraged ihrer ge 
fammten Bedürfniſſe (8 98) aufgebracht. 
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857. 

Die Kommiffion beichliekt über die ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegenftände nach 
abfoluter Stimmenmehrheit und hat die zu erftattenden Gutadyten unter Beifügung von 
Gründen vollftändig auözuarbeiten. 

S 58. 
Aufbringung der Koſten. 

Die Koften des Kultus und der übrigen die Synagogengemeine betreffenden Bedürf— 
niffe, zu welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Begräbnißpläge gehört, werden 
nad) den durch dad Etatut einer jeden Synagogengemeine näher zu bejtimmenden Grund: 
ſäten auf die einzelnen Beitragspflihtigen umgelegt, und nachdem die Heberollen von der 
Regierung für vollftredbar erklärt worden find, im Verwaltungswege eingezogen. Der Rechts— 
weg ift wegen folder Abgaben und Yeiftungen nur infomweit zuläffig, ald Jemand aus befon- 
deren Rechtotiteln die gänzlidhe Befreiung von Beiträgen geltend madyen will oder in der 
Beftimmung feines Antheild über die Gebühr belaftet zu fein behauptet. 

Ob und inwieweit einzelne, zerftreut und von dem Mittelpunkte des Synagogenbezirks 
entfernt wohnende Juden zu den von der Ennagogengemeine aufzubringenden Koſten, ind- 
befondere zu den Kultusbedürfniffen, beizutragen haben, ift von den Negierungen nad) Maß— 
gabe der Vortheile feftzufegen, tweldye jenen Juden durdy Die Verbindung mit der Synago— 
gengemeine zu Iheil werden. 

Von neu anzichenden Juden darf ein fogenanntes Eintrittögeld von der Synagogen— 
gemeine auch an denjenigen Orten, wo foldyes biöher üblidy geweſen, künftig nicht mehr ge: 
fordert werden. 

8 59. 


Armen- und Kranfenpflege. 

Die der befonderen Armen» und Stranfenpflege der Juden gerwidineten Fonds und An— 
ftalten, welche ſchon bisher von den jegigen und früßferen Borftänden der Judenfchaften oder 
Synagogengemeinen verwaltet und beauffichtigt worden find, werden aud) künftig von den: 
felben, vorbehaltlidy ded Ober-Aufſichtsrechts der Regierung, beauflichtigt und verwaltet; 
neue derartige Fonds und Anftalten aber nur dann, wenn dies in der Stiftung ausdrüdlid) 
beſtimmt ift. 

8 60. 


Unterrichtoweſen. 

In Bezug auf den öffentlichen Unterricht gehören die ſchulpflichtigen Kinder der Juden 

den ordentlichen Elementarſchulen ihres Wohnorts an. 
861. 

Die Juden find ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen Iheilnahme an dem Unterrichte 
in der Ortöfchule während des gefeglich vorgefchriebenen Alters anzuhalten, fofern fie nicht 
bor der Schulbehörde fid) ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Unter: 
mweifung oder durdy ordentlichen Beſuch einer anderen vorſchriftsmäßig eingerichteten öffent: 
lidyen oder Privat⸗ Yehranftalt einen regelmäßigen und genügenden Unterricht in den Elemen⸗ 
tarfenntniffen erhalten. 

862. 

Zur Theilnahme an dem dhriftlihen Religionsunterrichte find die jüdifhen Kinder nicht 
verpflichtet; eine jede Shnagogengemeine ift aber verbunden, ſolche Einrichtungen zu treffen, 
daß es feinem jüdischen Kinde während des ſchulpflichtigen Alterd an dem erforderlichen Reli: 
giondunterrichte fehlt. 

Als befondere Religionslehrer fönnen nur ſolche Perfonen zugelaffen werden, welche zur 
Ausübung eined Elementar -Schulamtes vom Staate die Erlaubniß erhalten haben. 


862. 
Zur Unterhaltung der Ortöfchulen haben die Juden in gleicher Weiſe und in gleichem 


Verhältniſſe, wie die chriſtlichen Gemeineglieder, den Geſetzen und beſtehenden Verfaſſungen 
gemaäß beizutragen. 


760 Pandtags-Abfchied. 
864. 

Eine Abfonderung von den ordentlichen Ortöſchulen können die Juden der Regel nad) 
nicht verlangen; doch ift ihnen geftattet, in eigenem Intereffe auf Grund dieöfälliger Verein- 
barungen unter fid) mit Genehmigung der Scyulbehörden Privat-Lehranſtalten nad) den 
darüber beftehenden allgemeinen Beftimmungen einzurichten. Ift in einem Orte oder Schul: 
bezirfe eine an Zahl und Vermögensmitteln hinreichende chriſtliche und jüdifche Bevölkerung 
borhanden, um aud) für die jüdischen Einwohner ohne deren Ueberbürdung eine befondere 
öffentliche Schule anlegen zu können, fo fann, wenn fonft im allgemeinen Schulintereffe 
Gründe dazu vorhanden find, die Abfonderung der Juden zu einem eigenen Scyulverbande 
auf den Antrag ded Vorſtandes der Shynagogengemeine angeordnet werden. 


869. 

Die Regierung bat in ſolchem Falle über die beabfihtigte Schultrennung und den dazu 
entworfenen Einrihtungdplan die Kommunalbehörde des Ortes und die übrigen Intereffen- 
ten mit ihren Erklärungen und Anträgen zu vernehmen. 

8 66. I 

Ergiebt ſich hierbei ein allfeitiged Einverftändni über die Zweckmäßigkeit der Schulab⸗ 
trennung und über die Bedingungen der Audführung, fo iſt die Regierung befugt, die ent: 
ſprechenden Feftiekungen und Einrichtungen unmittelbar zu treffen. 

. Im Falle obwaltender Differenzen bleibt die Entſcheidung dem Minifter der geiftlichen ıc. 
Angelegenheiten vorbehalten. * 
867. 


Eine nach SS 64 — 66 errichtete jüdiſche Schule hat die Eigenſchaften und Rechte einer 
öffentlichen Schule. Indbefondere gelten dabei folgende nähere Beftimmungen: 

1. Die Unterritöfpradhe in einer foldyen Schule muß die deutfche fein. 

2. Die Errihtung und Unterhaltung diefer Schule liegt in Ermangelung einer ander: 
weitigen Vereinbarung den jüdifhen Einwohnern ded Schulbezirts allein ob. Die Auf 
bringung der erforderlichen Koften wird nad) Maßgabe der Beftimmung des $ 58 
bewirkt. 

. Wo die Unterhaltung der Ortöfchulen eine Laſt der bürgerlichen Gemeine ift, haben 
die Juden im Falle der Errichtung einer eigenen öffentlihen Schule eine Beihuͤlfe aud 
Kommunalmitteln zu fordern, deren Höhe, unter Berüdfichtigung ded Betrages der 
Kommunalabgaben der jüdifhen Einwohner, der aus den Kommunaltaffen für dad 
Orts⸗Schulweſen fonft gemachten Verwendungen und der Erleichterung, melde dem 
Kommunal: Schulwefen aus der Vereinigung der jüdifchen Kinder in eine befondere 
jüdische Schule erwächſt, zu bemeſſen und in Ermangelung einer gütlihen Vereinba— 
rung bon den Miniftern der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten und des Innern feſtzu— 
ſetzen it. 

. Die Juden werden, wenn fie eine Öffentliche jüdishe Schule unterhalten, ſowohl von 
der Einrichtung ded Schulgelded, ald auch von allen unmittelbaren, perjönliden Lei 
ftungen zur Unterhaltung der ordentlihen Ortoſchulen frei. ; 

5. Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf die jüdifchen Kinder befchränkt. 


Abfchnitt IL 
Beftimmungen für bad Großherzogthum Poſen. 
868. 
Spnagogengemeinen. 

Die Vorschriften der SS 35 — 50, wegen Bildung von Synagogengemeinen ?c., finden 
auf das Großherzogthum Poſen, wo den Juden bereitö Storporationsrcdhte gefeplid beigelegt 
find, mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Die Regierungen find ermächtigt, Ortfchaften, welche biöher au feiner beftimmten Ch: 
nagogengemeine gehört haben, nad) näherer Vorſchrift des $ 36 einer ſolchen Gemeine 
einzuverleiben. 
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2, Tie Genehmigung der Regierung ift dafelbft außer den im $ 48 angeführten Fällen 
auch zur Aufnahme von Schulden jeder Art, zur Anftellung von Progeffen und zur 
Abſchließung von Vergleichen über Gerechtſame und Korporationen oder über die Sub: 
ftanz ded Vermögens der Synagogengemeine, wie zur Aufitellung des Verwaltungs— 
Etatö und zu außeretatömähigen Ausgaben, erforderlid). 


' 69. 
Kultud= und —— und Kranfenpflege ıc. 

Deögleihen finden die Vorfchriften der SS 51— 67 über dad Kultusweſen, über die 
Armen- und Kranfenpflege, fo wie über die Echulangelegenheiten, auch hier Anwendung. 
Diejenigen jüdifhen Schulen, melde nad) $ 10 der Verordnung vom 1. Juni 1833 ale 
Öffentliche jüdische Schulen errichtet worden find, bleiben als ſolche beftehen, fo lange nicht 
eine anderweitige Einrichtung von den Regierungen für nothivendig erachtet wird. . 

8 70. ee 

Nach vollendeter Schulbildung der jüdifchen Knaben haben die Vorftcher der Syna— 

—— durch Rath und Ermahnung dahin zu wirken, daß jeder Knabe ein nützliches 
ewerbe erlerne oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten einem höheren Berufe widme, 
und daß keiner derſelben zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraucht werde. 


Titel TIL. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
871. 
Niederlaſſung und Aufenthalt fremder Juden. 

Zur Niederlaſſung ausländischer Juden bedarf es vor Ertheilung der Naturalifationd- 
urfunde der Benchmigung ded Minifterd ded Innern. 
Ausländiſche Juden dürfen ohne eine gleiche Genehmigung weder ald Rabbiner und 
Epnagogenbeamte, nod) ald Gewerfögehülfen, Gefellen, Lehrlinge oder Dienftboten ange: 
nommen werden. Die Ueberfchreitung dieſes Verbot zicht gegen Die Inländer und die frem- 
den Juden, gegen Letztere, fofern fie ſich bereits länger ald 6 Wochen in dem dieffeitigen 
Etaaten aufgehalten haben, eine fiskaliſche Beldftrafe von 20— 300 Ihlrn. oder verhält: 
nigmäßige Gefängnißftrafe nad) fi). Fremden Juden ift der Eintritt in dad Yand zur Durch— 
reife und zum Betrieb erlaubter Handelsgeſchäfte nad) näherem Inhalt der darüber beftehen- 
den oder künftig zu erlaffenden polizeilichen Vorſchriften geftattet. In Betreff der Hand— 
twerfögefellen bewendet ed jedoch bei den Beftimmungen der Ordre vom 14. Oftober 1838 
Geſehſ. S. 503) und der mit auswärtigen Staaten beſonders gefchloffenen Verträge. 

12 
Aufhebung abweichender Geſetze. 

Alle von den Beftimmungen diefed Geſetzes abweichenden allgemeinen und befonderen 

gefeglihen Vorfchriften werden hierdurch außer Straft geſetzt. 
873. 

Unfere Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten, ded Innern und der Juſtiz haben 

wegen Auöführung diefer Verordnung dad Erforderliche zu veranlaffen. 
Urtkundlich unter Unferer Allerhöchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem König- 
lichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 23. Zuli 1847. 
(L. S.) Friedrid Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. 
Freih. v. Canitz. v. Dücöberg. 
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b. 
Gefekß 


über die 
Entziehung und Suöpenfion ftändifher Rechte wegen befholtenen oder 
angefohtenen Rufes. 


Wir Friedrid Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen xx. 2e. 
berordnen zur näheren Feſtſtellung der in den ftändifchen Gefegen enthaltenen Beltimmun: 
gen über bie zur Ausübung der ftändiichen Rechte erforderliche Unbeſcholtenheit dd Nufed 
nad) Anhörung beider Kurien Unferer zum erften Vereinigten Landtage verfammelt gewe— 
fenen getreuen Stände auf den Antrag Unferes Staatöminifteriums was folgt: 

81. 

Des unbeſcholtenen Rufes ermangeln und find daher bon der Ausübung ſtändiſcher 
Rechte gänzlich ausgefchloffen diejenigen Berfonen, welche durch ein ftrafgerichtliches Erfennt- 
niß rechtöfräftig 

1. der Ehrenrechte für berluftig, oder 
2. zur Verwaltung aller öffentlichen Memter oder zur Ableiftung eines nothwendigen 
Fided für unfähig erklärt find. 


82. 
Ferner find von der Ausübung ftändifcher Rechte gänzlich audgeſchloſſen diejenigen, melde 
1. durdy ein von Und beftätigted militairifches Ehrengericht zu einer der img 4 Litt. c 
und d Unferer Verordnung vom 20. Juli 1843 bezeichneten Strafen verurtheilt, oder 
2. im gefcehlihen Wege vom Bürger: oder Gemeinercht wegen ehrenrührigen Verhaltens 
ausgeſchloſſen find. 


83. 
In den Fällen der 88 1 und 2 tritt die Unfähigkeit zur Musübung ſtändiſcher Recht, 
insbeſondere zur Iheilnahme an ftändiihen Verfammlungen, ohne Weiteres ein; und ed br 
darf alddann nur einer Anzeige an die ſtändiſche Verſammlung durd) deren Vorfigenden, 


84. F 
Endlich find von der Ausübung ſtändiſcher Rechte gänzlich auszuſchließen diejenigen, 
welche in dem durch die SS 5— 1 ded gegenwärtigen Geſehes vorgeſchriebenen Verfahren 
Seitens ihrer Standeögenoffen dad Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigteit verfagt wird. 


DB m 


85. 

Der Vorſitzende jeder ſtäändiſchen Verſammlung iſt verpflichtet, Thatſachen, welche nad 
feinem Dafürhalten die Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes in Zweifel ſtellen, in der Verſamm—⸗ 
[ung zu dem Zwecke zur Sprache zu bringen, um den Ausſpruch der Etandeögenoffen dar 
über, ob dad Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit ertheilt oder verfagt werde, herbei: 

uführen. 

— Mitglied der Verſammlung iſt befugt, unter Anführung beftimmter Thatſachen 
und Beiveiömittel, gegen ein andered Mitglied den Antrag zu ftellen, daß demfelben dad 
Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigteit zu verfagen ſei. Diefer Antrag ift bei dem Vorfigen: 
den anzubringen. 


86. 

Der Antrag auf Entzichung der ſtaͤndiſchen Rechte, es mag foldyer vom Vorfigenden oder 
einem Mitgliede auögehen, ift mit den dafür geltend gemachten Gründen demjenigen, gegen 
den er gerichtet ift, ſchriftlich mitzutheilen und der Verfammlung bei ihrem nächſten Zuſam⸗ 
mentreten vorzutragen, ſofern der Angeſchuldigte nicht ſelbſt erklärt, der ferneren Auduͤbung 
ftändifcher Rechte ſich fortan enthalten zu wollen. Eine ſolche freiwillige Erklärung hat alt 
rechtlichen Folgen einer förmlichen Entziehung der ſtändiſchen Rechte. 


SG. 
Der Angeklagte ift befugt, ſich durch eine dem Vorfigenden zu übergebende ſchriftliche Er: 
Märung oder münblid in der Verfammlung zu rechtfertigen, darf aber bei der Berathung 


— — 
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hierüber eben fo wenig, ald bei der Abftimmung in der Verſammlung, gegenwärtig fein. Der 
Vorfigende ftelit ſchließlich die Frage: 
Soll wegen ded Antrages dad weitere Verfahren eintreten? 
Wird diefe Frage von der Mehrheit der Anmefenden bejaht, jo muß dad Verfahren ein- 
geleitet werden. 
e Auf Verlangen ded Angefhuldigten muß unter allen Umftänden dad Verfahren ftatt- 
nden. 


88. 

Von dem Beſchluſſe hat der Vorſitzende dem Oberpräſidenten der Provinz Anzeige zu 
machen. Iſt der Beſchluß auf Einleitung des Verfahrens ausgefallen, ſo hat der Oberprä— 
ſident die Aufnahme des Thatbeſtandes und die Vernehmung des Angeſchuldigten durch einen 
Regierungdjuftitiarius anzuordnen. 


Die Entfheidung fällt hiernächſt 

a) die Verſammlung der Wähler, welche den Angefchuldigten zu derjenigen ftändifchen Ver— 
fammlung gewählt bat, bei welcher derfelbe angefchuldigt worden it: 

b) ift die Anfchuldigung gegen einen Nittergutöbeliger ald Mitglied einer kreisſtändiſchen 
oder fommunalftändifchen Verfammlung gerichtet, jo entfcheidet die zur Wahl de& rit- 
terſchaftlichen Provinzial-Landtagd-Abgeordneten berufene Berfammlung ; 

e) gehört der Angeſchuldigte dem Kerrenitande an, fo behalten Wir Und vor, in jedem 
einzelnen alle einen aus einem Vorligenden und mindeitend ſechs Mitgliedern befte- 
henden Gerihhtöhof von Standeögenofien befonderd zu bilden, deſſen Ausſpruch Unſerer 
Beftätigung unterliegt. 


8 10. 

Der Oberpräfident überfendet in den Fällen zu a und b die gefhloffenen Akten, welchen 
eine von einem Rechtöverftändigen gefertigte Relation beigufügen ift, dem Vorfigenden der 
MWahlverfammlung. Diefer trägt der Verfammlung, in welcher der Angefchuldigte erfcheinen 
und ſich mündlich vertheidigen darf, bei ihrem nächſten Jufammentreten den Fall vor, läßt 
die Relation verlefen und veranlaßt nad) vorgängiger, ohne Beifein des Angeklagten ftattfin- 
dender Berathung die Abftimmung über die — 

Iſt dem Angeſchuldigten das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit zu verſagen? 

Die Abſtimmung erfolgt durch namentlichen Auftuf; zur Bejahung der Frage iſt 
Stimmenmehrheit erforderlich. Ueber die Verhandlung wird ein von allen Anweſenden zu 
unterzeichnendes Protokoll aufgenommen, deſſen Ausfertigung unter Unterſchrift des Vor— 
—* ſchleunigſt, ſowohl dem Oberpräſidenten, als auch dem Angeklagten, zuzufer— 
igen iſt. 

811. 


Gegen dieſe Entſcheidung ſteht innerhalb 4 Wochen nach erfolgter Publikation der Re— 
eo dem Angefhuldigten, ald der Verfammlung zu, weh die Anſchuldigung be: 
hloſſen hat. 

Die Rekurdinſtanz wird gebildet aud den Probinzial-Pandtagömitgliedern des Standes, 
dem der Angefchuldigte angehört. 

Werden in der Rekuröinftang neue Thatſachen von Erheblichteit angeführt, fo wird die 
Inſtruktion unter Zeitung eines von Unſerem Zuftigminifter dazu beftimmten Ober-Geridhtö- 
präfidenten einem Juſtizbeamten aufgetragen. 

Die gefhloffenen Akten werden hiernächſt dem Provinzial-Zandtagömarfchall zugeitellt. 
Tiefer ernennt beim nähften Zufammentreten des Landtages einen Referenten, welcher dem 
Stande des Angellagten angehört. Sodann beruft der Landtags-Marſchall unter feinem 
Vorſitze diefen Stand ald Ehrengericht zuſammen, welches nad) Anhörung des Referenten 
über die im 8 10 formulirte Frage nad) den dafelbft angegebenen näheren Beftimmungen 
in legter Inſtanz entfcheibet. is 


8 
In Pe are des 8 1 und de 8 2 Nr. 1 bleibt die Wiedereinſetzung in die verlorenen 
ftändifchen Rechte nad) Vorfchrift de 8 11 des Gefehed über die perfönliche 5 zur 
e 


Ausübung der Standſchaft ꝛc. vom 8. Mai 1837 Uns vorbehalten, in den Fällen des $ 2 
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Nr. 2 und 8 4 aber werden Wir die Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte nur 
auf den Antrag einer ftändifchen Verſammlung, zu welcher der Angefchuldigte gehört hat 
oder, feinen Verhältniffen nad, gehören könnte, genehmigen. Ein foldyer Antrag darf nicht 
bor Ablauf bon 5 Jahren und in den Fällen des $2 Nr. 2 nicht vor Wiedererlangung ded 
verlorenen Gemeine oder Bürgerrechts gemacht werden. 
g 13. 
Die Sudpenfion ſtändiſcher Rechte trifft Diejenigen, 
1. gegen welche wegen eined mit entchrenden Strafen bedrohten Verbrechens durd) Beihluf 
des Gerichts die Unterſuchung eröffnet, 
2. oder über welche eine gerichtliche Kuratel eingeleitet worden, ober 
3. deren Bürger: oder Gemeinercht mit Rüdficht auf ein ſolches Verfahren ruht, dad den 
Berluft dieſes Rechtes wegen mangelnder Ehrenhaftigteit nach fid) ziehen fan; oder 
4. gegen weldye eine ftändifche Berfammlung dad Verfahren nad) & 7 befchloffen hat. 
8 14. 
A Pen den borftchenden Anordnungen zumwiberlaufenden Vorſchriften werden hiermit auf 
gehoben. 
Urkundlich unter Unferer Allerhöchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudtem König: 
lichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 23. Juli 1847. 
(L. 5.) Friedrich Wilhelm. 
, Prinz von Preußen. 
b. Boyen. Eichhorn. v. Ihife. dv. Savigny. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. 


Freih. v. Canitz. v. Düedberg. 


c. 
Allerhöchſte Kabinetsordre, 


betreffend 
die Oeffentlichteit der Sihzungen der Stadtverordneten. 


Auf den Antrag ded erften Vereinigten Landtages beſtimme Ich hierdurch, daß in allen 
Städten, in welchen entweder die Städteordnung vom 19. November 1808 oder bie rebidirkt 
Städteordnung eingeführt ift, auf den übereinftimmenden Antrag des Magiftratd und der 
Etadtverordneten zu den Sitzungen der legteren auch anderen Perſonen der Zutritt geſtaltel 
werden darf, wenn der Regierung nachgewieſen worden, daß die Vertretung des Magiſtrats 
bei den öffentlichen Sigungen angemeffen geordnet und ein dazu geeignetes Lotal vorhanden 
ift. Die entgegenftchende Beftimmung deö 8 113 der Städteordnung bom 19. Novem: 
ber 1808 wird hiernach abgeändert. Sollte wider Erwarten in einzelnen Städten diefe 
Grlaubniß gemißbraucht twerden, fo behalte Ich Mir vor, diefelde foldhen Städten wieder 
zu — 

ein gegenwärtiger Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntnik 
zu bringen. 
Berlin, den 23. Juli 1847. 


An das Staatöminifterium. 


Friedrid Wilhelm. 


Sibungs-Protokolle 


des 


Erſten Vereinigten Landtages. 
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A. 


Protokolle 
der Vereiniglen Kutien und der Kurie der drei Stände, 


Verhandelt Berlin, den 12. April 1847. 


Der Vereinigte Landtag hatte ſich heute früh 9 Uhr in dem dazu beftimmten Saale des 
Königlichen Schloſſes, unter Vorſitz 
deo Herrn Viar challs der Herrensfturie, Fürſten zu Solms-Hohen-Solms-Lich, 
Dur chlaucht, 
zu einer Plenarſitzung beider Kurien verſammelt, an welcher auch zehn Mitglieder des hohen 
Staatsminiſteriums Theil nahmen. 
Der Marſchall eröffnete die Sitzung mit einer zweckentſprechenden Antede, und 
machte der Verſammlung ſodann bekannt, daß zu Secretairen des Landtages ernannt fi nd: 
1. Der or Abgeordnete B. Yeipziger. 


2. Dittrid. 

3. = ⸗ v. Bockum-Dolffs. 
4. = : ⸗ Freih. v. Patow. 

5. > ⸗ ⸗ Kuſchke. 

6. > ⸗ ⸗ Naumann. 

7. =: ⸗ ⸗ Siegfried. 

8. ⸗ 


Freih. v. Waldbott. 

Die beiden erfigenannten Secrehaire traten auf die von dem Herrn Marſchall an fie 
erlafiene Aufforderung fofort in Funktion. 
Demnãchſt übergab 

der Königliche Yandtagd-Kommiffarius, wirkliche Geheime Staatdminifter und Minifter 

des Innern, Herr dv. Bodelſchwingh, Excellenz, 

dem Herrn Marſchall 
das Allerhöchſte Haupt-Propofitionödekret vom 11. d. M. (f. 1 ©. 28); 

2. Die Allerhöchſte Propofition wegen der Geſetzentwürfe, betreffend die Aufhebung der 
Mahl— und Schlachtſteuer, die Beſchränkung der Klaſſenſicuer und die Einführung 
einer Einkommenſteuer (. 1 S. 29 ff); 

. die Allerhöcyfte Botichaft wegen einer aus dem Eifenbahn - Fonds zu a 
und zu amortifirenden Anleihe zur Ausführung der großen Preußiſchen Oftbahn (f. I 

.65); 

4. die Allerhöchfte Botſchaft wegen Uebernahme der Garantie ded Staates für die zur 
(ch der Reallaften von. bäuerlidyen Grundftüden zu errichtenden Nentenbanten 
.1©.82); 

. Die Alerhöchfte Botſchaft wegen —— von Provinzial«Hülfötaffen in ſäͤmmtlichen 
Provinzen der Monarchie (f. I ©. 84); 

6. nad) Vorfchrift des & 11 der Verordnung vom 3. Februar d. J. zur Information der 
Stände den Haupt-Ainanzetat für dad Jahr 1 151 und eine Ueberſicht der Finanz- 
verwaltung (f. 1 ©. 97 ff); 

Die ad 1 biß 5 gedachten Allerhöchſten Propofitionen und Botſchaften wurden von den 
beiden Secretairen woͤrtlich vorgeleſen. 
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Für die Provinz Brandenburg! 
* 
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Knoblauch. 
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Der Apg. vd, Marmit. 
* = Kabricius, 

v. Schmidt. 


IV. Für die Provinz Schlefien: 
Der Abg. vd. Prittwiß. 
: = Milde. 
* © Merndt. 


V. Für die Brovinz Posen: 
Der Abg. v. Botworomäth. 
-BHausleutner. 
—König. 
VI. Für die Provinz Sachſen: 
Der Abg. Graf v. Helldorf. 
: Bertram. 
Beer. 


VI. Für die Provinz Weſtphalen: 
Der Abg. Freib. dv. Yilien-Borg. 
: = 8. Difere,. 
Schulze-Delwig. 
VIII. Für die Rheinprovinz: 
Der Abg. v. Gudenau. 
s v. d. Heydt. 
Aldenhoven. 


* 


Es wurden ferner die verſchiedenen Abtheilungen zur vorbereitenden Begutachtung der 
Allerhoͤchſten Propofitionen von dem Herrn Marſchall ernannt (ſ. Verzeichniß der Mitglieder 
der Ahtheilungen I ©. 579. Abth. 1, Nr. 1—22; Abth. 2, Nr. 1—19; Abth. 3. Nr. 121). 

Es erbat fid) hierauf der 


das Wort und ftellte den Antrag: 
in einer Adreffe Er. Majeftät dem König den allerunterthänigften Dank für die aus 
Allerhöchſter Machtvolltommenheit hervorgegangene Schöpfung eines allgemeinen ftän- 
difhen Organs in dem Vereinigten Yandtage und für die Einberufung der Stände aus⸗ 
zuſprechen, zugleich aber aud) in dieſer Adreſſe Sr. Majeſtät die chrerbietigen Bedenken 


nicht vorzuenthalten, 


Abg. Graf Schwerin 


die aud dem Gefihtöpuntte des Rechtes und der Garantien, welche 


durch die frühere Gefengebung dem Volke und den Staatögläubigern gewährt find, ſich 
aufdringen müffen, und die Berathung über dieſen Gegenftand einer beſonderen Kommil: 


fion zu überweifen. 


ee 


Vereinigte Kurien und Kurie der drei Stände. 769 


Nachdem diefer Antrag von mehreren Seiten unterftügt worden war, richtete der Herr 

Marihall die Frage an die Verfammlung: 
od fie an Se. Majeftät den König eine Dantadreſſe erlaffen wolle? 
weldye denn auc mit fehr überwiegender Stimmenmehrheit beſchloſſen wurde. 
Der Herr Marſchall ernannte zur Berathung derfelben fofort eine befondere Abtheilung, 
beftchend aus dem Grafen zu Solmd-Baruth, als Vorfigenden, Graf v. Hochberg, 
Herzog v. Ratibor u. den Abo. v. Aucröwald, v. Beckerath, Abegg, v. Gudenau, 
v. Fock, Grabom, v. Olfers, Bertram, v. Frieſen, Milde, Kraufe, Delbrüd, 
v. Kleiſt, Vahl, v. Treskow, Stark. 
Es wurde nunmehr von dem Herren Marſchall der Verſammlung anheimgeſtellt: 
ob fie die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen in dem 8 24 des Reglements über den 
Geihäftsgang näher angegebenen Maaße wünfhe? 

In Veranlaffung diefer Anfrage beantragte der Abg. Hanſemann: 
da die Geſchäfts-Ordnung bedeutende Befchränkungen der ſtändiſchen Wirkfamteit enthalte, 
fofort eine Kommiſſion zu ernennen, weldye die wünfhendwerthen Abänderungen derfelben 
prüfe und demnächſt Bericht darüber eritatte. 

Der Königl. Herr Kommifjarius gab zuvörderft die Verfiherung ab: 

daß es der Wille Sr. Majeftät des Königs fei, von der dem Königlichen Stommiffarius 
in dem gedadıten Paragraphen des Neglements beigelegten Befugniß in Bezug auf Die 
Veröffentlihung der Verhandlungen nur in egtremen, Hoffenttic nicht borfommenden 

Fällen Gebraud) zu madıen, 
widerfprad) aber dem von dem Abg. Hanfemann gemachten Antrage aufdad Beſtimmteſte, da 
das Keglement für den jekigen Yandtag durch die Vollziehung St. Majeftät Gefegeötraft 
habe und feiner weiteren Kritik unterworfen werden könne, der Verſammlung aber die Freiheit 
gegeben jei, im Wege der Petition ihre Wünſche auf etwaige Abänderungen auszuſprechen. 

Es entſpann ſich über diefen Gegenſtand eine Debatte, an weldyer die Abg. v. Bede- 
rath, Dr. v. Kraszewski, v. Auerswald und Gier Iheil nahmen; die beiden erfteren 
unterftügten den Antrag des Abg. Hanſemann, die beiden legteren fpradyen dagegen Die 
Anfiht aus: 

daß feine Veranlaffung vorhanden fei, in Bezug aufdiefen Antrag fogleid von der Geſchäfts 

Ordnung abzuweichen, daß derfelbe daher im Wege der Petition angebracht werden müffe 

Der Abg. Hanfemann modifizirte feinen Antrag dahin: 

daß die Angelegenheit, weldye er nunmehr im Wege der Pefition anbringen wolle, möglichft 

beichleunigt und wo möglidy noch heute eine Kommiflion ernannt werde. 

Das Erftere verſprach der Herr Marfchall, das Letztere lehnte er jedoch ſchon deshalb ab, 
weil ihm die Perſönlichkeiten noch nicht fo befannt wären. 

Es wurde nun beinahe einmüthig befchloffen: 

die ftändiichen Verhandlungen in der $ 24 des Geſchäftsreglements angegedeuteten Weife 
zu veröffentlichen. 
n a die von dem Vorfigenden der Adreß-Kommiſſion, Grafen zu Solmd-Barutb, ge: 
ellte Frage: 
ob 8 * die Anſicht des Vereinigten Landtages fei, daß die Adreſſe in gemeinſchaftlicher 
Verfammlung beider Kurien beratben und befdyloffen werden folle, 
da dad Geſchäftsreglement darüber nichts enthalte, wurde Died ohne Widerfpruch angenommen 
und die nächſte Plenarfigung auf den 14.d.M. früh 10 Uhr anberaumt, da die Vorarbeiten 
zu der Adreſſe nicht cher beendigt fein dürften. 

Nachdem nod) von einigen in der Nähe der Fenfter fienden Mitgliedern die Bemerkung 
gemacht worden war: 

daß man wegen ded Wagengeraffels auf der Straße auf ihren Plägen nichts vernehme, 

und daher eine Abänderung dieſes Uebelſtandes wünſchenswerth ſei, 
wurde die Sitzung der vereinigten Kurien geſchloſſen. ’ 

Das Prototoll ift fodann in der den 15. d. M. ftattfindenden Sigung vorgelefen, geneh— 
migt und unterfchreieben worden. 

Der Marfchall: Lich» Solms. 
b. Leipziger, als Protofollführer. Dittrid. 
Erſte Abtheilung. 49 
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Verhandelt Berlin, den 12, Aprit 1847. 

Nachdem heute die erfte Plenarfigung des Vereinigten Yandtaged beendigt worden war, 
wurde Ai) die erfte befondere Sigung der Kurie der Kitterfchaft, Städte und Landgemeinen 
unter Vorſitz 

ded Herrn Marfchalld diefer Kurie, Oberftlieutenants v. Rochow, 
gehalten, an welcher zehn Mitglieder ded hohen Staatöminifteriumd Iheil nahmen. 

Der Herr Warſchal eröffnete die Sitzung mit einer angemeffenen Anrede. 

Demnächſt übergab 
der Königl. Yandtagössttommiffarius, wirklihe Geheime Staatöminifter und Minifter des 
Innern, Herr d. Bodelfhwingh, Excellenz, 

dem Herrn Marſchall 

J. eine Allerhöchſte Propoſition vom 12 d. M. die Ordnung der Verhältniſſe der Juden 
betreffend (1.1 ©. 232 ff.); 

2. eine Allerhöchſte Propofition, die zur Erhaltung eines kräftigen Bauernftandes zu cr: 
laffende Verordnung über die Abidyägung bäuerlicher Grundftude und Die Beförderung 
gütlicher Auscinanderfegungen über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbefigers be 
treffend (f. 1 S. 460 ff.); und 

3, eine Allerhöchſte Propofition, ein zu erlaffended Gefeg über die Ausfchlichung beſchol⸗ 
tener Perſonen von den ftändifhen Verſammlungen betreffend (f.1 S. 474). 

Diefe Allerhöchſten Propofitionen wurden von den Secretairen vorgelefen, und ſodann 
von dem Herrn Marichall die Abtheilungen zur Vorberathung dieſer drei Allerhöchſten Pro: 
politionen ni (f. Berzeichnig 1 S. 590. Abth. 1 Nr. 1—16; Abth. 2 Nr. I—16; Abth.3 
Nr. 1—16). 

Sodann theilte der ‚Herr Marſchall noch eine eigentlich nur an die Provinzialftände der 
Kur: und Neumark, Brandenburg und dad Martgrafenthum Niederlaufig erlaſſene Aler: 
höchſte Eröffnung vom 28. März d. J. wegen Verleihung eincd Theilnahmerechtes an der 
für die Beſitzer adliher Majorate und Fideikommiſſe beſtehenden Kollektivſtimme auf dem 
Brandenburgifhen Provinzial: Zandtage, an den wirflihen Geheimen Rath ıc. Grafen 
v. Nedern mit. 

Endlich machte noch der Herr Marfchall darauf aufmerkiam: 
daß nad) 8 26 des Gefhäftöreglements Anträge auf Bitten und Beſchwerden, oder Pet 
tionen innerhalb der erften vierzehn Tage nad Eröffnung des Vereinigten Yandtaged an 
ihn eingereicht werden müßten, daß daher diefer Präflufivtermin mit dem 25. April 
d. J. ablaufe, 

und bemerkte noch, daß die nächſte Sitzung noch nicht anberaumt werden könnte, und beſondets 
angeſagt werden ſolle, worauf die Sitzung aufgehoben wurde. 


Vorgeleſen, genehmigt und unkerſchrieben. 


v. Rochow. 
v. Leipziger, Dittrich. 
als Prototollführer. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, den 15. April 18N. 

Ju der heutigen dritten Plenarverſammlung des Vereinigten Landtages wurde zunächit 
das Wrotofoll der vorigen Eikung verlefen und nad) einigen Bemerkungen über die erfte in 
demfelben enthaltene Frageftellung, die jedoch zu feiner Abänderung derfelben führten, genehmigt. 

Sodann zeigte der Landtags-Marſchall der Verſammlung an, daß die zur Bequtachtung 
der Propofition, wegen Ucbernahme der Garantie des Staates für die zur Ablöfung der 
Neallaften von bäuerlichen Grundſtücken zu errichtenden Rentenbanken, zu ernennende Ab: 
theilung in der nächften Plenarverfammlung befannt gemacht werden würde. 

Es ergriffen hierauf einige Abgeordnete das Wort, um den Artikel in der Alg. Preuß. 
Zeitung vom 13. d. M. unter der Nubrit „Yandtagd- Angelegenheiten“ als dem ð 24 dei 
Neglements über den Geſchäftsgang bei dem Vereinigten Yandtage nicht entfpredend zu 
bezeichnen. Auf die Erflärung des Landtags Markhalls und ded Landtags⸗ Kommitlariut, 
daß derfelbe nur eine kurze Notiz über die Ihätigfeit der Stände in ihrer erften Verſammlung 
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habe liefern follen, wurde zur Tagesordnung übergegangen und demgemäß von dem Refe— 
renten des Adreßausſchuſſes der urihriftlih anliegende (f. IIS. 12) und den Mitgliedern 
der Yandtagd-Verfammlung unmittelbar vor der Sitzung zugeftellte Entwurf der Adreffe 
porgelejen und mittelft ausführlichen Vortrages näher begründet. 

Nachdem der Landtags-Kommiſſarius und verfdyiedene Nedner ſich für und bezüglich 
wider den Entwurf ausgeſprochen hatten, machte der Geheime Staatsminifter, Graf v. Arnim, 
den Abänderungövorichlag, nad) Dem zweiten Abfage des Adreßentwurfes, der mit den Worten: 

„mohlerworbenen Erbe feiner Kampfestreue hängt, * 
fid) endet, ſtatt der alödann folgenden Stelle bid zu den Worten: 

„Erklärung am Throne niederzulegen,“ 

Die nachſtehende Faſſung mit Beibehaltung des Schluſſes des Entwurfed, weldyer mit 

den Worten: 
Vertrauungsvoll richtet ſich unfer Blick“ 

anfängt, anzunehmen: 
Zu Em. Königlichen Majeſtät hegen wir das Vertrauen, daß Allerhöchſtdieſelben es nicht 
ald einen Mangel an Dankbarkeit betradyten werden, wenn wir im Yaufe unferer Ver: 
handlungen auf diejenigen Punkte der Verordnungen vom 3. Februar d. J. näher eingehen, 
in welchen Viele unter und die volle Uebereinſtimmung mit den älteren Gefegen vermiffen. 
Denn, damit Ew. Königlichen Majeität getreue Stände dem Ihrone eine wahrhafte Stütze 
fein, damit wir Ew. Königlihen Majeſtät wirkſam mithelfen können, zum ‚Seile und Ge: 
deihen unſeres theueren Vaterlandes, muß in denen, Die wir vertreten, die Lleberzeugung 
leben, daß und, — mie die Ehre und die Kraft der Krone, — fo aud) die und von unferen 
Königen verlichenen ftändifchen Rechte theuer find, daß wir beide ald unſchätbare Klei— 
node bewahren und pflegen. 

Sollte der Yandtag durdy feine Berathungen, follten Ew. Königliche Majeſtät durd) 
feine ehrfurchtsvoll vorzutragenden Gründe fid) von dem Vorhandenfein folder Abwei— 
ungen zwifchen den älteren und den gegenwärtigen Gefegen überzeugen, fo zweifeln wir 
nicht, J Ew. Königlichen Majeſtät Weisheit und Gerechtigkeit die Wege erwählen werde, 
welche zu ihrer Ausgleichung in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinbaren Weiſe 
führen, der Wohlfahrt, die auf der Stärke ded monarchiſchen Prinzips und auf einem 
ſichern und geordneten ftändifchen Rechtsboden beruht. 

Diefer Abänderungsvorfcylag wurde, nachdem er von dem Landtags-Marſchall zugelaffen 
worden, von dem Nedner im ganzen Jufammenhange mit dem Adreßentwurfe periefen und 
ausführlich motivirt, worauf der Yandtags-Marfchall, nad) mehrfach laut gewordenen Zeichen 
der Auftimmung die Gefinnung der Verſammlung dahin verftchen zu müffen glaubte, daß 
zur Frageſtellung: 

ob zur Abftimmung gefhritten werden könne? 
überzugehen fei. Zwar gab ein großer Iheil der Verfammlung das Einverftändniß durd) 
Akklamation zu ertennen, auf den Widerfprudy mehrer Abgeordneten jedoch, Die nody das 
Wort verlangten und von mehr ald 24 Mitgliedern bierin unterftügt wurden, erfolgte Die 
Fortſetzung der Debatte durch den Abg. Freib. v. Binde, der, mit Bezugnahme auf feinen, 
geitern bereitö dem Landtags-Marſchall ſchriftlich eingereichten Abänderungsvorichlag ſich 
dahin auöfprad, daß er fid) gegen eine Adreſſe und ftatt ihrer für eine Erklärung zu Prototoll 
entfcheiden müffe, durch welche die Gerechtſame der Stände aufrecht erhalten, die Ehrfurcht 
gegen die Krone aber nicht verlegt twerde, mie ſolches durch Die entworfene Danfadreffe mit 
angehängter Verwahrung geſchehe. Nachdem der Redner in feinen Entwickelungen bereits 
weit gediehen, unterbrady ihn der Landtags-Marſchall mit Berufung auf den $ 158 dee 
Gefchäftöreglementd, da kein neuer Borichlag in dem Einne dieſes Paragraphen gemadıt 
worden, vielmehr auf den früher erfolgten Beſchluß, daß eine Adreſſe eingereicht werden folle, 
bon einem Antrage, keine foldhe einzureichen, nicht ferner die Rede fein könne. 

Der Landtagd-Kommiffarius fügte dem nody hinzu: der Nedner habe zwei Anträge: auf 
Unterbleiben der Adreffe und auf Niederfegung einer Erklärung zum Protokolle wegen Auf- 
rechthaltung des Gefeged vom 17. Januar 1820 eingebracht und könne, da beide ihm nicht 
abſchriſtlich vorher mitgetheilt worden, eine Debatte im Sinne derfelben nad) dem Gefdyäfte- 
veglement nicht zugelaffen werben. 


49° 
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Die — des Redners, daß derartige Formfehler nicht ihm zu imputiren wären, 
nachdem er dem 8 158 des Geſchäftsreglements vollſtändig genügt habe, verhinderte den 

Landtags-Marſchall nicht, ihn zur Rückkehr auf feinen Platz abermals aufzufordern, worauf 

der Landtags⸗Kommiſſarius noch binzufügte, daß er fi einer Widerfegung dieſes Vortrages 

enthalten wolle, da er denjelben ald nicht gehört annehme. 

Daß die umfaffende Rede allerdings gehört fei, daß fie ihren Platz in den Landtags 
Verhandlungen finden müffe, entwidelte nunmehr der Abo. v. Auerömwald und führte das 
Zugeſtändniß des Yandtags-Kommiffarius dadurd) in foweit herbei, daß von feinem Stand: 
punfte aus die Rede alö nicht vernommen zu betradıten geweſen. 

Von verſchiedenen Mitgliedern war zwar nody das Wort verlangt, wegen Erihöpfung 
jedoch die Vertagung der Verhandlung beantragt worden, ohne daß der Landtags-Marſchall 
hierauf eingegangen wäre, da derfelbe den Zeitpunft gekommen glaubte, zum Schluſſe der 
Debatte überzugehen. Als aber der Geheime Staatöminifter, Graf v. Arnim, den Mbdrud 
und die Verteilung feines Abänderungsantrages und fomit die Vertagung der Sitzung 
beantragt hatte, erfolgte die Frage: 

Wird die Vertagung der Debatte gewünſcht? 
melde fait einftinmig bejaht, aud) der Abdrud und die Vertheilung ded Abänderungsantraged 
zugefagt und die nädılte Eigung auf morgen früh um 10 Uhr anberaumt wurde. 

Vorgelefen, genehmigt und in der Sitzung am 16. Aprif 1847 vollzogen. 

Der Marſchall. 
L. Fürſt zu Solms. 
v. Bockum-Dolffs, Kuſchte, 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
v. Beckerath. 
Verhandelt Berlin, den 15. April 1847. 

In der heutigen zweiten Verſammlung der Kurie der drei Etände wurde zunächſt 
das vorige Eigungöprotofoll vorgelefen und, da ſich gegen daffelbe nichtd zu erinnern 
fand, volljogen. 

Darauf wurden von dem Marſchall der Kurie der drei Stände folgende Petitionen den 
betreffenden Abtheilungen überwieſen) Die vierte und fünfte Abtheilung beftcht aus ok 
genden Mitgliedern (f. Diefelben 1 S. 581 Abth. 4 u. 5). j 

Ein Weiteres fand fi) nicht zu verhandeln und behielt fid) der Marfchall die Einladung 
zur nächſten Sitzung dor. 

Vorgelefen, genehmigt und in der Kurie der Stände am 20. April 1847 vollgogen. 

v. Rochow. 
v. Bockum-Dolffs, Kuſchke, 
Landtags⸗-Secretair. Landtags⸗Sccretair. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, den 16. April IMT. 
Dritte Plenarſitzung des Vereinigten Landtages. 
Den Vorſitz führt der Marſchall der Herren-Kurie, Fürſt zu Solms-Hohen-Solms 
Lich; als Secretaire fungiren die Abg. Freih. v. Patow und Naumann. 
An der Tagesordnung iſt die Fortſetzung der Berathung über die vorgeſchlagene an 
Se. Majeſtät den König zu richtende Adreſſe. 
Bevor hierzu geſchritlen wurde, beſtimmte der Marſchall cine Abtheilung zur Yorberei 
tung der Königlihen Bropofition, betreffend die Einrichtung von Provinzial-Kentenbanten. 
Die Mitglieder diefer Abtheilung find (f. diefelben Abth. 1 S. 580 Abth. 4. 





*) Die Aufzählung der einzeinen Petitionen haben wir hier und in den folgenden Protolollen fortgelaftn, 
und verweiſen dafür auf das von und aufammengefteflte Verzeichnig fämmtlicher dein Vercinigten 
Landtage eingegangener Petitionen (ſ. IS. 585 ff.). 
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Ferner theilte der Marfhall der Verſammlung mit, daß er in der Abtheifung zur Vor: 
bereitung ded Geſetzentwurfes in Betreff der Aufhebung der Mahl: und Schladhtiteuer und 
Ginführung einer Einfommenfteuer, für den Grafen Henkel dv. Donnersmart, den 
Grafen v. Aſſeburg zum Mitgliede dieſer Abtheilung beftimmt habe. 


Auf die Reklamation eines Mitglieded der Verſammlung, 
daß in der Abtheilung zur Vorbereitung des Gefepentwurfed in Betreff der Einrichtung 
von Propinzial-Rentenbanten die Provinz Schleſien nicht hinlänglich berüdfichtigt ſei, 
und auf die Bemerkung eincd anderen Mitglieded der Verfammlung, 
daß mehrere Mitglieder gleichzeitig für verfchiedene Abtheilungen beftimmt worden feien, 
und hierdurch Kollifionen eintreten könnten, 
erklärte der Marfchall, ſich die geeigneten Beftimmungen zur möglichiten Abhülfe diefer Be— 
denten vorzubehalten. 
Mehrere Mitglieder verlangten das Wort, um über Beftimmungen ded Geſchäftsregle— 
ments ſich zu äußern. Der Marſchall trat dieſem Verlangen mit der Erklärung entgegen, 
dat die Tebatte über die Adrefje an der Tagesordnung fei und daß er nicht geftatten 
könne, diefe bereitö eröffnete Debatte zu unterbrechen. 
Aus der Bemerkung eines Mitglieded der Verſammlung, 
daß durd die Beftimmung der Geſchäfts-Ordnung, wonach die Reden nur an den Mar: 
ſchall gerichtet werden dürfen, die Kedner auf dem dazu beftimmten Platze genötigt feien, 
fih von einem Iheile der Verfammlung abzuwenden, und daß diefer Theil der Verſamm— 
lung dadurd in den Nadıtheil fomme, die Redner nicht zu veritchen, daß cd daher noth- 
wendig fei, hierin Wenderungen zu treffen, — 
nahm der Königliche Kommiffarius Veranlaffung, zu erklären, 
daß es bei Abfaſſung der Geihäfts-Ordnung nicht die Ablicht geweſen, die Redner zu ver: 
anlaffen, zum Marfchall zu fprechen, fondern daß die Abficht nur dahin gegangen fei, die 
Redner zu verhindern, ſich an einzelne Mitglieder der Verfammlung zu wenden, daß da— 
ber die Geſchäfts-Ordnung nicht verſchränke, Die Nede felbft über Die ganze Verfammlung 
auszudehnen. 
Hierauf wurde nach der Anordnung des Marſchalls zur Tagesordnung übergegangen und 
die Diskuſſion über die Adreſſe fortgeſetzt. 
Im Laufe der Diskuſſion gab ein Antrag des Abg. Dittrich, 
daß vor jeder Abſtimmung die zu ſtellende Frage von einem der Secretaire laut und deut— 
lich verleſen werden möge, 
dem Marſchall zu der Erklärung Veranlaſſung, 
daß er dafür Sorge tragen werde, Die zur Abſtimmung kommenden ragen zum vollen 
Verftändnik der Verfammlung zu bringen. 
Vielſeitige Reklamationen erhoben fidy gegen dad Verlefen einer ſchriftlich abgefahten Rebe. 
Der Marfchall erklärte, 
daß er nad) dem Reglement nur geftatten könne, ſchriftliche Notizen bei den Vorträgen zu 
benugen, und inhibirte das weitere Verlefen der Nede Scitend des betreffenden Mitgliedes 
der Verfammlung. 
Reklamationen mehrerer Mitglieder gegen Abihweifungen von dem Gegenftande der Ver: 
- handlung, welche fie in dem Vortrage eines Redners erblidten, veranlaßten den Marſchall 
au der Bemerkung, 
daß er nicht hindern wolle, ſich frei auszuſprechen, daß er aber in den Reklamationen den 
Wunſch erkenne, die Debatte zum Schluſſe zu bringen. 
Der Marfchall machte im weiteren Werfolg darauf aufmerkfam, 
daß noch 34 Mitglieder, welche zu fprechen wünfchten, notirt feien. Er ftellte diefen Mit: 
gliedern anheim, auf das Wort zu verzichten und bemerkte, daß er beabficytige, nur noch 
einem Mitgliede und dann ſchließlich dem Grafen v. Arnim, weldyer dad Amendement pro- 
ponirt habe, und dem Referenten der, Abtheilung das Wort zu verftatten. 
Hiergegen erhoben ſich mehrere Vlitglieder, welche auf dad Wort nicht verzichten wollten und 
fi) überhaupt dagegen erklärten, ſchon jest die Debatte zu ſchließen. Der Abg. v. Auerd- 
wald, welcher zunächſt noch dad Wort erhielt, ſchlug ein weiteres Amendement zu dem des 
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Grafen v. Arnim vor, und dem entfpredhend diejenige Faſſung der Adreffe, im welcher fie 
demnächſt von der Verfammlung angenommen toorden ift. 

Nachdem nody der Graf Arnim und ſchließlich der Abg. v. Bederatb, ald Referent der 
—— dad Wort gehabt hatten, ertlärte der Marſchall, daß er die Debatte für ſchluß— 
reif halte. 

Viele Mitglieder erhoben fich wiederholt gegen dad Schließen der Debatte, und trugen 
an, ihnen nody dad Wort zu verftatten. 

Ferner wurde der Antrag geftellt, 

dab, wenn die Verſammlung fidy für den Schluß der Debatte entfcheiden follte, die Na: 
men derjenigen Mitglieder, weldye fidy gemeldet und das Wort nicht erhalten haben, in 
das Protokoll aufgenommen werden; 

aud) wurde angetragen, 

die Abftimmung darüber, ob die Debatte geſchloſſen werben folle, durch namentlichen 

Aufruf herbeiguführen. 

Der Marſchall Ichnte diefen letzten Antrag ab, und ftellte folgende Frage zur Abftimmung: 

„Hält die Verfammlung die Berathung zur Abftimmung reif? * 

Die Abftimmung erfolgte durch Aufftchen der Mitglieder, welche ſich für die Bejahung, und 
durch Sitzenbleiben derjenigen Mitglieder, weldye fid) für die Verneinung erklärten. Der 
Marſchall machte bekannt, 

daß die Verſammlung ſich durch Stimmenmehrheit für die Bejahung der Frage ent— 

ſchieden habe. 

Hierauf entſpann ſich eine Tisfuffton darüber, wie und in welcher Reihenſolge die weiteren 
zur Mbjtimmung zu bringenden Fragen in Betreff der Adreſſe felbft zu ftellen feien. Der 
Marſchall eröffnete der Verfammlung, daß folgende drei Fragen nad) der Reihe zur Abftim- 
mung fommen würden: 

I. Stimmt die Berfammlung dem Entwurfe zur Adreffe mit dem vom Grafen v. Arnim 

gemachten Abänderungdvorfchlage bei? 

11. Stimmt die Verfammlung dem Entwurfe zur Mdreffe mit dem vom Abg. v. Aucrd- 

wald gemachten Abänderungdvorfdlage bei? 
II. Stimmt die Verfammlung dem Mdreßentwurfe, wie er von der Abtheilung vorgelegt 
worden ift, bei? 
Mehrfache Erinnerungen gegen die Reihenfolge der Fragen erflärte der Marſchall nicht berüd 
fihtigen gu fönnen. 
Auf die Frage: | 
ob — wenn die erfte Frage bejaht werden follte — die beiden andern Fragen auch noch 
geftellt werden würden ? 
antwortete der Marfchall verneinend, und auf die Frage: 

ob, wenn der Graf v. Arnim fein Amendement zurüdnähme und ſich dem v. Aucrd- 

wald ſchen Amendement anſchließe, ed nody der Beantwortung der erftern Frage bedürfen 

werde? erklärte der Marſchall, 
daf ein bereits diokutirtes Amendement Eigenthum der Verſammlung fei und dad Zurüd- 
treten des Antragftellerd vom Amendement daher ohne Einfluß fein würde. 

Darauf wurde zur Abftimmung geichritten über die erite Krane: 

„Stimmt die VBerfammlung dem Entwurfe zur Adreffe mit dem vom Grafen v. Arnim 

gemachten Abänderungsvorichlage bei?* 

Die Abftimmung erfolgte durch namentlichen Aufruf. Es erklärten ſich 290 Mitglieder der 

Verfammlung bejahend und 303 Mitglieder verneinend, und es ift hiernach die Frage durch 

Stimmenmehrbeit verneint worden. 
Als zur Abftimmung über die zweite Frage gefehritten werden follte, tourde beantragt, Dit 

Moreffe mit dem dv. Auerswaldſchen Veränderungsvorfchlage nochmals zu verlefen. Dits 

gefhah. Die Adreffe nad dem Vorſchlage ded Abg. v. Auersowald lautet (f. dieſelbe l ©. 26). 
Der Marſchall ftellte num die zweite Frage in folgender Faffung: 

„Stimmt die Berfammlung dem eben dverlefenen Entwurfe zur Adreſſe bei?“ 

Da ſich von vielen Seiten Widerfpruch gegen ein verfuchtes Abftimmen durd) Aufſtehen und 
Sigenbleiben erhob, fo ordnete der Marſchall auch bei diefer Frage die Abftimmung durch 
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namentlihen Aufruf der Mitglieder an. Ad Refultat der Abftimmung ergaben fidy: 484 be— 
jahende und 107 verneinende Stimmen, und es ift daher befchloffen, eine Adreffe in vorftchend 
verzeichneter Faſſung an Seine Majeſtät den König zu richten. 
Nachdem der Marſchall died Refultat befannt gemacht hatte, ſchloß er die Sikung. 
In der Sigung vom 20. April 1847 vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 
Fürft zu Solme. 
Freih. v. Patow. Naumann. v. Bederath. 


* Verhandelt Berlin, den M. April 1847. 
Vierte Sikung der Vereinigten beiden Kurien, 
unter Vorſitz des Marſchalls 
Fürſten Solms-Hohen-Solms-Lich. 
Secretaire: Siegfried und v. Waldbott. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wurde verleſen und nach Beſeitigung des Antrages, 
welchen der Abg. Flem ming in der vorigen Sitzung auf Nennung der Namen derjenigen, 
welche ſich noch um dad Wort gemeldet hatten, geftellt hatte, vom Marichall ald genehmigt 
erklärt. Hierauf erfolgte die Verlefung einer Mittheilung des Wirklichen Geheimen Staats- 
und Kabinetöminifterd v. Bodelſchwingh, wonady Dem Ober: Berghauptmann, Grafen 
v. Beuft, für die Angelegenheiten der Bergiverfö-, Hütten» und Salinenverwaltung, und 
den Wirklichen Gcheimen Ober: Finanzräthen, v. Berger, Kühne und v. Pommer— 
Eſche, für alle übrigen, dem Reſſort des Finanzminiſteriums angehörenden Angelegenheiten 
Allerhöchften Orts der Auftrag und die Autorifation ertheilt ift, den Berathungen des Ver: 
einigten Yandtaged und der einzelnen Kurien, Ständen oder Provinzen deffelben mit den 
im 8 22 der Verordnung vom 3. Februar d. J. über die Bildung ded Vereinigten Yand- 
tages beftimmten Befugniſſen beizumohnen. (Geht zur Kanzlei.) 

Eine fernere Mittheilung des Marſchalls betraf die Ueberwveifung des Grafen Burg- 
haus und der Abg. Freib. v. Zedlig und Hanfemann zur Abtheilung für die Yand- 
Nentenbant, und daß an die Stelle des Abg. Minckley in demfelben Ausſchuſſe der 
Abg. Sackſen trete. 

Nach einigen deöfallligen Bemerkungen blieb die Beitimmung des Marfchalld der Art, 

daß die Abg. Graf Burghaus und Freih. v. Zedlig der Abtheilung, welche fidy mit der 
Denkſchrift über die Errichtung einer Provinzial-Rentenbank beſchäftigt, überwieſen wurden, 
ſowie der Abg. Sackſen gleichfalls in dieſe Abtheilung tritt, der Abtheilung über die Pro— 
vinzial-Hülfstaffen aber die Abg. Hanfemann und v. Bodelſchwingh beitreten. 
- Der Antrag der Abg, Grafen v. Bocholtz, v. Metternich, d. Dolffs und v. Lilien, 
auf Unterftügung ded Baues der Köln: Minden-Ihüringer Verbindungdbahn durdy den 
Staat, wurde dem Ausichuffe überwiefen, weldyer den Gefegedentwurf, die Vollendung 
des Eiſenbahn⸗Netzes in Preußen betreffend, zu berathen hat. 

Eine fernere Mittheilung ded Marſchalls bezog ſich auf die Art der Unterzeichnung der 
an Er. Majeftät votirten Adreſſe. Diefelbe würde durdy die acht Marichälle, den Referenten 
und die beiden fungirenden Secretaire zu unterſchreiben fein; da ſich hiergegen feine Mei- 
nungöverfchiedenheit fund gab, fo wurde die eben bezeidynete Weife vom Marſchall als ge- 
nehm erklärt und die acht Marichälle zur Unterzeichnung gleidy nad) der Sitzung eingeladen. 

Da feine weiteren Gegenftände zur Berathung vorbereitet, fo wurde die gegenwärtige 
Sitzung, in foweit es eine der Vereinigten Kurien geweſen, gefdhloffen und die Anberaumung 
der nächften vorbehalten. 

Vorgelefen, genchmigt und unterfchrieben. 

Der Marfchall: 
Fürſt zu Solms. 


Freih. v. Waldbott. Siegfried. 
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Verhandelt Berlin, den 20. April 1847. 
Sitzung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow. 
Secrectaire: Siegfried und v. Waldbott. 

Das Prototol der vorigen Eigung wurde verlefen, nach der Verlefung um Befchleuni- 
gung der Petition gebeten, weldhe den Zwed hat, Vorſchläge zur Yinderung der Roth bei 
gegentwärtiger Iheurung dem Vereinigten Zandtage vorzulegen. Die irrige Meinung, ald 
ob nad) der Geſchäfts-Ordnung keine Petition berathen werden dürfe, bis die Allerhöchſten 
Propofitionen erledigt, wurde von dem Landtags: Nommiffarius dahin berichtigt, daß wenn 
eine Propofition zur Berathung geftellt, dieſe dann allerdings den Petitionen vorgehe, cd 
aber unbenommen fei, Petitionen zu erledigen, wenn keine Allerhöchſten Propofitionen zur 
Berathung vorbereitet feien, aud würde von Seiten des Gouvernements nicht der mindefte 
Anftand genommen twerden, ſolche Petitionen, welche der Befchleunigung bedürfen, den 
BVropofitionen voranzuftellen. Der Marihall brady die Diskuffion, welche fid) von den 
Pläsen der einzelnen Redner aus hierüber entfponnen hatte, ab, indem er erflärte, der Ge— 
genftand fei nicht an der Tagesordnung, aud) dürfe wohl angenommen und die Verficherung 
gegeben werden, daß die Abtheilungen und deren Vorfigende wohl ermeflen würden, welche 

egenftände vorzugsweiſe der Erledigung bedürften. 

Der Adg. Gier fragt, wie eö mit der Korrektur finnentftellender Worte zu halten, welche 
in den ſtenographiſchen BVeröffentlihungen vorfämen. So habe er 3. B. in einer kurzen 
Rede gefagt, er — die Angriffe derjenigen nicht, die von einer Kompetenz ſprechen, 
wo es gerade Inkompetenz habe heißen follen. Der Landtags-Kommiſſarius erflärk, 
ſolche Fehler würden einfach durch eine Anzeige zu erledigen fein, dahin lautend, daß cd 
Drud- oder Schreibfehler feien, und in der naͤchſten Veröffentlichung hierdurch ihre Berichti- 
gung finden. Da weiter auf dad Protokoll Bezügliches nicht mehr erwähnt wurde, fo erflärte 
der Marſchall daffelbe für genehmigt, und folgte die Verlefung einer Mittheilung ded Wirk: 
lichen Geheimen Staatd- und Nabinetäminifterd v. Bodelſchwingh, wonad Seitens des 
Herren Finanzminifterd der Wirkliche Geheime Ober- Finanzrath und Tirektor, v. Berger, 
beauftragt ift, den Berathungen der Abtheilungen ded Vereinigten Landtages für den Ge— 
ſetzesentwurf über die zu errichtenden Provinzial-hülfstaffen beizuwohnen, und daß Zcitend 
des Minifteriumd des Innern der Wirkliche Geheime Ober-Negierungsrath, Frei. d. Man 
teuffel, an diefen Berathungen Iheil nehmen würde. 

Der Landtagd-Marfchall ging zur Bildung einer ſechſten und fiebenten Abtheilung 
über, wonach die ſechſte und fiebente Abtheilung unter Vorſitz des Grafen Nenard aus 
folgenden Abgeordneten beftcht (f. dad Verzeichniß IS. 581 und 582, Abth. 6 u. 7). 

Welche Anträge diefen betreffenden Abtheitungen zu überweiſen feien, behielt ſich der 
Marſchall näher zu beftimmen vor. 3 

Der Abg. Camphaufen bemerkte, ob nicht eine befondere Abtheilung zu ernennen It, 
welcher der Haupt-Tinanzetat vom Jahre 1847 und die Ueberſicht von den Mefultaten der 
Finangverwaltung in den Jahren 1840 bis einſchließlich 1846 überwiefen werde, um DE 
Berfammlung darüber näher zu informiren, welcher Abteilung ebenfalls die gründliche 
Erörterung ded Staatöhaushalts übertragen werden könnte. Der Marſchall bemerkt, daß 
dieſe Gegenſtände dem Landtage zur Kenntnißnahme und nicht zur Begutachtung übergeben 
feien; es fönnten hierauf Bezug habende Anträge eingehen, welche er dann einer Abtheilung 
zu überteifen babe; er halte fidy aber nicht für befugt, eine ſolche Abtheilung ſchon jetzt zu 
ernennen. Die Debatte, welche ſich über’ diefen Gegenftand entfpinnen wollte, befeitigte Der 
Marſchall dadurch, daß er den Gegenftand ald zur Gefchäftsführung gehörend beztichnett, 
melde ihm von Sr. Majeftät übertragen worden fei. Hierauf eröffnete der Marſchall der 
Verſammlung, daß folgende Anträge eingegangen, welche er gleichzeitig den betreffenden 
Auoſchüſſen uͤberwies (f. dad Petitiondverzeihnik I ©. 585 ff.). 

Durdy die Frage eines Abgeordneten, ob fein Antrag auf Preßfreiheit zugelaſſen It, 
fand fid) der Marſchall zu der Erklärung veranlaßt, daß ihm cin großes Packet Petitionen 
zugefommen, welche er nody nicht alle habe durchgehen können, und würde diefer Antrag 
wahrscheinlich in der nächſten Sitzung mit allen übrigen den Abtheilungen übertoiefen werden. 
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Ein Abgeordneter ftellte den Antrag, ob den Berathungen der Abtheilungen nicht die 
Antragiteller, wenn auch nicht mit Stimmrecht, beitvohnen könnten, um mit ihren Gründen 
gehört zu werden. Der Marſchall erklärt, daß diefem Antrage wohl Nichts entgegenftche, 
obgleich er in der Geſchäfts-Ordnung nicht vorgefehen, indem es den Abtheilungen nur wün— 
fhenöwerth fein könne, möglichſt auägedehnte Information au erhalten. Es fei übrigend 
bereitd dad Gutachten der vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erften Ver: 
einigten Yandtages, betreffend den Antrag des Abg. Hanfemann auf Verlängerung der 
vierzehntägigen Friſt für Einbringung von Betitionen, eingegangen, und erſuche er den 
Referenten, den Ritterſchaftsrath v. Hatte, feinen Play eingunchmen und dad den Mlitglie- 
dern gedrudt vertheilte Gutachten der Kommiflion vorzulefen. Dies geichah und geht daifelbe 
dahin, Sr. Majeftät um eine achttägige Verlängerungsfriſt ehrfurchtsvoll zu bitten, worauf 
der Antragfteller Hanſemann dieſe Friſt auf 14 Tage zu verlängern vorſchlug und zwar 
zu Bitten und Beſchwerden, nicht blos zur Einbringung von Petitionen, wie dad Gutachten 
ih ausdrüde. Nachdem mehrere Redner ſich darüber geäußert, warum überhaupt eine Friſt 
nothwendig fei, aud) der Referent in der Umänderung ded Wortes: „Betitionen* in „Bitten 
und Beſchwerden“ keinen Anftand findet, und über die Yrageftellung eine längere Diötuffion 
ftattaefunden, ftellt der Marſchall Die Frage, wie folgt: 

„Soll Sr. Majeftät gebeten werden, eine adyttägige Verlängerung für Einbringung von 
Bitten und Beſchwerden zu geſtatten?“ 
Mit Hülfe der Drdner wurde die Beantwortung diefer Frage durdy Aufftchen und 
Eitenbleiben zur Abftimmung gebracht. Der Marſchall erklärte dad Reſultat dahin: 
„daR ſich nicht Die erforderlihe Majorität von zwei Drittel für die Bejahung heraus: 
geftellt habe,“ 

und ftellte die weite Krage: 
„ob Er. Majeftät um eine vierschntägige Verlängerung zu bitten fei*. 

Die Abftimmung durch Aufitehen ergab aud) ohne Mithülfe der Ordner, daß die erfor- 
derliche Majorität nicht vorhanden. 

Auf Veranlaffung des Marſchalls ftellte der Aba. Hanſemann dad Amendement, um 
eine Verlängerung zu bitten, wobei Er. Majeität die Jeit chrfurdtövoll anheim zu geben, 
und wurde die Dieferhalb geitellte Frage mit großer Vtajorität angenommen, worauf der 
Marſchall bemerkte, daß nad) der Geſchäftö-Ordnung diefer Beſchluß mit Angabe der Gründe 
ihriftlih aufgefegt und che er abgehen fönne, von der Verſammlung genehmigt fein müffe. 
Hierzu müſſe er die Werfammlung erſuchen, ſich morgen früh 10 Uhr wieder im Sitzungs— 
ſaale einzufinden. Herr Hanſemann glaubte, fid) im Voraus mit der Faſſung des Herrn 
Referenten einverftanden erflären au fönnen, damit die Verſammlung nicht durch dad 
Wiedererſcheinen von anderweitigen, wichtigen Geſchäften abgehalten werde. Der Abgeordnete 
v. Auerömwald erklärte ſich, einem foldyen Präcedenzfall entfchieden widerſetzen zu müſſen, 
worin der Marſchall ihm beipflichtet, und bon dem Abg. v. Winde der Vorſchlag gemacht 
wird, der Referent möge den Beſchluß aufiegen, bevor die Berfammlung fidy trenne, was 
wohl geſchehen fönne, da er nur wenige Zeilen enthalte. Dies geſchieht und benupt der 
Abg. Camphauſen die Zwifchenzeit, um, nadıdem er dad Wort erhalten, vom Nedner- 
plage eine Anfrage an den Königlichen Kommiſſarius zu richten. Der Königliche Kommiffa- 
riud erflärt, daß die an ihn au richtenden Kragen, wie das Geſchäftsreglement dies vorfehe, 
borher angemeldet werden müßten, umd er ſich auf feine improvifirten ragen einlaffen 
könne. Er halte fich nicht für befugt, feine Zuftimmung dazu zu geben, daß von der betref: 
fenden Norfchrift abgewichen werde. Er kenne die Frage nicht, und halte es feiner Stellung 
nicht angemeffen, darauf anders ald auf dem vorgeichriebenen Wege einzugeben. 

Der Abg. Camphauſen erklärt, daß die Beantwortung feiner Frage ihn gerade dar- 
über habe belehren follen, ob er einen Antrag, tie die Geſchäfts-Ordnung befage, zu ftellen 
habe oder nicht; diefer würde große Zeit erfordern, während die Sadye auf einfadye Weife 
erledigt werden fönnte, wenn der ‚Herr Kommiſſarius bier kurz antworten oder ſich die Ant- 
wort vorbehalten oder aber erklären wollte, daß er die Antwort nicht ertheilen werde. 

Ter Königliche Kommiffariud erklärt, dah er den Deputirten jederzeit zu Gebote ſtehe, 
wenn es fid) darum handelt, ihnen Auskunft zu ertheilen, fo weit es feine Zeit erlaube; bier 
aber, wo er, wenn eine Frage bon der Rednerbühne an ihn gerichtet werden follte, eine 
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feierliche Interpellation vermuthen müßte, müffe er ſich jedem Antrage mwiderfeßen, der nicht 
den vorfhhriftömäßigen Weg gegangen fei. 

Der Abg. Camphauſen glaubte, daß, wenn aud dem Geſchäftsreglement zufolge 
Anträge ſchriftlich eingereicht werden follen, deshalb nicht jeded Wort, jede Frage, jede Er: 
läuterung ald ein Antrag zu betrachten fei, und ed nicht wünſchenswerth fein würde, ſolche 
Beſchränkungen eintreten zu fehen, wo ed fidy nur um eine einfache Erläuterung handle. 

Der Marſchall unterbricht, indem jest über diefen Gegenftand feine Diskuffion angeftellt 
werden könne, aud) überdied dad Konkluſum von dem Neferenten abgefaßt fei, welches er 
die Verfammlung zu vernehmen erſuche. Died gefchicht und wird bemerkt, daß es nicht ange 
mefien erfcheine, in einem Konflufum auf ein Gutachten zu verweiſen. Der Königliche Kom— 
miffarius erklärt, daß, um die Berfamminng von 600 Verfonen nicht nody einmal hierber 
zu bemühen, er es auf fidy nehmen zu können glaube, daß cd bei der Faſſung verbleibe und 
zweifle nicht, daß cd von Sr. Maiettät nicht ald ein Uebelſtand angefehen werden und Miß— 
fallen erregen wird, wenn bier auf dad Gutachten vertiefen und daffelbe beigelegt, wozu der 
Marſchall nody bemerkt, da died kein an Sr. Majeſtät geridhteter Antrag fei, jondern nur 
ein Geſchäftsſtück, und er daher annehmen fönne, daß das Konkluſum genehmigt fei. 

Die Unterbrechung, weldye der Deputirte Camphauſen bei feiner Frage an den Yand- 
tagd-Kommiffariud erlitten hatte, gab zu einer mehrfeitigen Erörterung Anlaß, dahin gehend, 
daß Niemand als der Marſchall dad Recht zu unterbrechen habe, welchen Aeußerungen der 
Marſchall dadurd ein Ziel ſetzte, daß er die Sache für abgemadht erklärte, indem der An- 
tragfteller ſich für befriedigt ertlärt, aber eine Verwahrung eingelegt habe, er fönne nicht 
verlangen, daß die Verfammlung noch länger bier bleibe, indem kein Beſchluß mehr zu 
faffen, fondern es fid) jept nur auf Hin- und Herreden beſchränke. Er erſuche demnach den 
Redner, den begüglichen Antrag zu ftellen, damit darüber Etwas in dad Meglement aufgr 
nommen werde. Hier br. m. eine Diökuffion über diefen Gegenftand zuzulaſſen, ſei er nicht 
befugt, uud erfläre demnach die Sitzung für gefcyloffen, wobei nod) zu bemerfen, daß im Laufe 
der Verhandlung der Marfchall der Verfammlung kund gethan, wie in Zutunft der Gegen- 
ftand, welcher in den Sitzungen zur Berathung kommen foll, auf die deöfallfigen Einla- 
dungöfarten vermerkt werden würde. 

Die Anberaumung der nächſten Sikung wurde vorbehalten. 

Vorgelefen, genehmigt und unterfchrieben. 


v. Rochow. 
v. Waldbott. Siegfried. 
Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am W. April 147. 
Die heutige fünfte Sigung der Kurie der drei Stände, unter dem Vorfige des Land 
tagd- Marihalld v. Rodom, wurde mit Verlefung ded Prototolld über die Sitzung vom 
2]. d. Mts eröffnet und diefed für genehmigt erklärt. 
Ad Secretaire traten nad) der Neihenfolge ein: die Abg. v. Leipziger und Dittrid. 
Nach Ernennung der achten Abtheilung, deren Mitglieder 1 S. 582 verzeichnet find, und 
der Abänderung der Abtheilungömitglieder in der 2., 6., 7. und 8. Abtheilung verkündete der 
Landtags⸗Marſchall: 
l. als —— in der Vertheilung von Petitionsanträgen, daß die Anträge did 
Abe. dv. Fabel: 
die Abänderung deö künftigen Nothitandes durdy Mikernte nnd 
die Gewährung einer Uniform an die Strieger von 1813, 
aud der fünften in die fechite Abtheilung, i 
und der Antrag des Abg. Seltmann, betreffend die Mühlenabgaben, aus der fiebenten 
in die fechfte Abtheilung 
berüber zu geben find. 
2. Folgende neue Betitionsanträge (f. Petitiondverzeihnig I &. 585). 
Außer diefen hat der Abg. Ritter nod) zwei Anträge, nämlidy: 
einen, betreffend Die Aufhebung der Mahl- und Schladhtfteuer von Roggenmehl und 
Schweinefleiſch, und 
einen zweiten wegen Herftellung einer Eifenbahn von Poſen nad) Breslau auf Staatöfoften, 
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eingebracht, welche, in Lebereinftimmung des Antragdftellerd, nady Anordnung des Landtagö- 
Marſchalls zur Berathung der vereinigten Kurien vorgelegt werden follen, weil diefe Bera: 
u Serien in die der Allerhödhften Propofitionen. 

Beiter wurde die Beichleunigung der Berathung über diejenigen Anträge, tweldye Abwehr 
der Iheuerung beabfichtigen, angeregt, worauf der Königliche Kommiffarius, Bezug nehmend 
auf den Antrag am Scyluffe der vorhergehenden Sitzung, ſich über das Interpellationsredyt 
der Mitglieder der Verſammlung dahin ausfprad), daß — wie nad) vorgängiger Berathung 
der Herren Minifter angenommen fei — fowohl von ihm jelbft ald von allen Miniftern, 
wenn möglid) Diejenigen Fragen bald werden beantwortet werden, welche im Laufe der 
Debatte über zur Tagesordnung gehörende Gegenftände an Mitglieder des Staatdmini- 
ſteriums gerichtet werden, wogegen Die Beantwortung der Fragen über andere Gegenftände 
nur dann erfolgen könne, wenn die Mitglieder der Verſammlung foldye dem Landtags— 
Marſchall zur Mittheilung an ihn zuvor einreichen, wobei er feine Bereitwilligkeit ertlärte, 
auch außer den Sigungen die Fragen der Mitglieder zu beantworten. 

Der Abg. Milde, das Interpellationsreht ald den naturwüchſigen Boden zwiſchen der 
Regierung und den Ständen bezeichnend, begründete hierauf den Antrag: 

cd möge, wenn ein Mitglied 24 Stunden vorher einen Antrag an den Herrn Zandtagd- 

Kommiffarius oder einen anderen der Herren Minifter anbringt, die im Intereffe der Strone 

abaugebende Antwort alddann ertheilt werden, 
worauf der Königliche Kommiflarius ertwiderte: 

er vermöge für jet nicht weiter zu gehen, als er ſchon erklärt habe, Se. Majeftät der 

König und die — würden Alles aufbieten, um die wahren Bedürfniſſe ſchnell zu 

befriedigen, denn die Regierung babe ein gutes Gewiſſen, ſtehe alfo auf gutem Boden. 
Nach Anoronung ded Landtags-Marſchalls behielt fid) der Abg. Milde vor, feinen Antrag 
fchriftlich eingureihen und auf weitere Frage des Abg. Camphaufen erflärte der König: 
lidye Kommiffarius, daß die durd den Landtags-Marſchall an ihn zu richtenden Fragen ald 
Eigenthum der Ständeverfammlung, die ihm privatim vorgelegten aber ald Eigenthum des 
Fragenden anzuſehen feien. 

Den vom Abg. Gier dringend audgefprochenen Wunſch der Vefchleunigung beantwortete 
der Yandtagd- Marfchall dahin, daß moͤglichſt viele Plenarfigungen bald werden abgehalten 
werden und anberaumte die nächfte, | 

in weldyer die Tagedordnung dad Gutachten über den Entwurf der Verordnung, betreffend 
die Ausfchliefung befcholtener Perfonen von ftändifchen VBerfammlungen und über das 
Geſchäſtsreglement bilden follen, 
auf den 27. April, Vormittagd 10 Uhr, womit die Sitzung gefchloffen wurde. 
Vorgelefen, genehmigt und in der Sitzung vom 27. April vollzogen. 
A. v. Rochow. 
Dittrich, v. Leipziger. 
Protokollführer. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Bertin, am 27. April 1847. 
Uniter dem Vorſitze des Landtags-Marſchalls, Fürſten zu Solms-Hohen-Solms— 
Lich, wurde in heutiger 
fünfter Sitzung 
des Vereinigten Landtages dad Protokoll über die vorhergehende verleſen und genehmigt. 
Secretaire waren die Abg. d. Leipziger und Dittrid). 
Der Landtagd-Marfchall theilte mit, daß die Allerhöchſten Erlaffe Sr. Majeftät des 
Königs vom 22. d. Mto. 
auf Die Ndrefle (f. den Allerhöchften Erlaf TS. 27). 
und vom 23. d. Mto 
no — der Friſt für die Einbringung von Bitten und Beſchwerden bis zum 
. Maid. J. 
eingegangen find und veranlafte deren Vorlefung. 
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Der Allerhöchſte Erlaß auf die Adreffe foll, wie der Königl. Kommiffariud bekannt machte, 
fofort zum Drude gegeben und vertheilet werden, die Ladung zur nädyften nod) zu beitim- 
menden Sigung aber nad) Mittheilung ded Landtags-Marſchalls fpäter erfolgen. 

Vorgelefen, genehmigt und in der Sigung vom 29. April vollzogen. 
Fürft zu Solms. 
vd. Leipziger. Dittrid. 
ald Prototollführer. 


Verhandelt im Königlihen Scyloffe zu Berlin, am 27. Aprit 18417. 

‘In der heutigen, unter Vorfig des Marſchalls v. Roch ow abgehaltenen Sigung der 
Kurie der drei Stände wurde zunächſt dad Protokoll der vorigen Sihung (vom 25. d. Mis) 
verlefen, und nad) erfolgter Berichtigung genehmigt. | 

Als Secretaire fungiren die Abg. dp. Bodum-Dolffd und Kuſchke J. 

Zunächſt überweilt der Marfchall die von Neuem eingegangenen Anträge an die betref; 
fenden Abtheilungen (f. Petitiondperzeihnik I ©. 585). 

Sodann wurden auf den Antrag der betreffenden Abtheilungs-Vorſitzenden: 

der Landrath v.d. Schulen burgg der 4. Abtheilun 
der Bürgermeifter Schier aud Freiburg....eeeneecssenseenesseenene er 3 
0 5 
der Freigutöbefiger Prapgodgkincsecsecsesssssssessseseseennenneee — 
der Banquler Beckera ei Feen 6. 
der Kaufmann Heinric aus Königäberg ...eeseeeeseesaseneeneennnenne- 7. 
der Zandrath Graf Strachwitz auf Beterwiß ... cuuueucane Sneeennn. ae: 
der Schulze Lemke aud Medom.....uunnsesenssesssnnseseessnnnnnennn es I, 
zur Verſtärkung der Arbeitöträfte zugetbeilt. 

Demnächſt wurde der Antrag des Abg. v. d. Heydt wegen des Zolltarifö aud der ſieben— 
ten in die ſechſte Abtheilung, als dahin gehörig, vertiefen. 

Dem hierauf gemadyten Antrage des Abg. v. Breitenbauch: daß diejenigen Nedner, 
die vom Plage aus einige Worte anzubringen hätten, ihre Namen vorher angeben möd- 
ten, Damit nicht wieder in den Zeitungsberichten: „Eine Stimme* ftatt ded Namens alt 
redend eingeführt werde, ertheilte die Verfammlung, unter Zuftimmung des Maridall, 
ihren Beifall. 

Der Marſchall bemerkte, daß, wenngleid die Verordnung, die Ausſchließung befcholtener 
Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen betreffend, worüber das Gutachten der dritten 
Abtheilung eingegangen und vertheilt fei, heute zur Berathung beftimmt worden, cr darauf 
anfragen müffe, zunächſt über das heute vertheilte Abtheilungögutachten wegen Abhülft des 
durch die Theuerung der erften Lebensbedürfniſſe erzeugten Nothſtandes zu berathen. 

Hiergegen äuberte der Abg. Lenfing, welchem der Abg. v. Werded ſich anſchloß, daR, 
da das Gutachten erft heute vor der Sitzung verteilt fei, man dafielbe daher noch nicht ein 
mal habe durdhlefen können, dad Gutachten 24 Stunden vor der Berathung hätte vertbeilt 
werden müffen, um in einen fo wichtigen, in dad Privatrecht tief eingreifenden Gegenftand 
mit Gründfichkeit eingehen zu können, Die Berathung darüber auszuſehen fein dürfte. 

Hierauf entgegnete der Marſchall, daß Die Dringlichkeit diefer Angelegenheit und die Un— 
abwelslichteit eines unverzuglichen Eingehens auf Die ausnahmsweiſe Berathung derfelben 
ohne Innehaltung der fonft überall feftzuhaltenden Mittheilungäfrift redhtfertige, in fofern 
nicht die Majorität der Verſammlung foldye ausgeſetzt zu fehen wünfde. 

Der Königl. Landtags-Kommiſſarius trat dem Wunfche um ſchleunige Beſchlußnahme 
über den Gegenftand bei, und nachdem der Worfdylag eines Abgeordneten, die Eikung ein 
halbe Stunde zu fuspendiren, damit jedes Mitglied der Berfammlung fid gehörig informiren 
fönne, abgelehnt war, wurde die nun geftellte Frage: 

will die Verfammlung ſich fofort mit dem Gegenftande befchäftigen? 
faft einftimmig bejaht, und hatte nad) Verlefung des Abtheilungögutachtens durd) den Kefe: 
renten (Abg. v. Schenfendorf) zunächſt Die Diökuffion über den erften Worfclag: 

- beantragte Auöfuhrverbot von Getreide und Kartoffeln betreffend, 
zur Folge. 
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In der nun eröffneten Diskuſſion erklärte zunädyft der Herr Finanzminiſter, daß dad 
Staatöminifterium gern bereit fein werde, Er. Majeftät dem Könige wegen des jegigen 
Nothitandes das Ausfuhrverbot von Kartoffeln — nicht aber audy von Getreide — jedod) 
unter Modalitäten, wodurd die Binnen-Schifffahrt nicht beeinträchtigt werde, in Vorſchlag 
zu bringen. 

Mehrere Redner entwidelten zum Iheil in ausführlichen Vorträgen ihre Anfichten über 
den Gegenftand, und die Mehrzahl ſprach ſich Für ein Verbot der Ausfuhr von Kartoffeln aus. 

Auf den von der VBerfammlung unterftügten Antrag des Marſchalls auf Abftimmung 
wurde die Frage geſtellt: 

joll Se. Majeltät gebeten werden, die Auöfuhr von Kartoffeln nad) Yändern außerhalb 
des Zollvereined bis nad beendigter Ernte in den Provinzen Brandenburg, Pommern, 
und Sachſen zu unterfagen; in den übrigen Provinzen aber, infofern die Oberpräfidenten 
derfelben ein ſolches Werbot den örtlichen Berhältniffen entfpredyend eradıten? 

Es wurde zu derjelben durdy den Abg. v. Brodomsti der Abänderungdvorfchlag 
emacht: 
das Ausfuhrverbot von Kartoffeln nicht ausſchließlich auf die drei genannten Provinzen, 

ſondern auf die ganze Monarchie zu erſtrecken; 
worauf nach der Bemerkung des Herrn Finanzminiſters, daß in den weſtlichen Provinzen 
Auöfuhrverbot von Kartoffeln gegen das nicht deutſche Ausland bereits beſtehe, Die Frage 
geftellt wurde: 
foll Se. Majeftät der König gebeten werden, die Ausfuhr von Kartoffeln nad) Yändern 
außerhalb deö Zollvereins bis nad) beendigter Ernte in jämmtlidyen Provinzen zu 
unterfagen? 

Diefelbe wurde mit wenigen Ausnahmen einftimmig bejaht, worauf der Abg. v. Zeip- 
iger den Veränderungsvorſchlag machte, das Ausfuhrverbot aud) auf Dad Getreide audzu: 
dehnen, welcher von mehr als 24 Mitgliedern unterftügt wurde. 

Der Königl. Landtags-Kommiſſarius bemerkte, daR eine gleiche Zuſicherung, wie in Betreff 
des Kartoffel⸗Ausfuhrverbotes gemacht ſei, rückſichtlich des Getreides nicht gegeben werden 
tönne, und der Herr Generaldirektor der Steuern erklärte fi auddrüdlidy gegen ein Verbot 
der Getreideausfuhr. 

Ein Vorſchlag des Abg. Werner, das befchloffene Auöfuhrverbot auch auf Kartoffel- 
mehl, und des Abg. Schauß, auf Fabrifate aus Kartoffeln überhaupt auszudehnen, wurde 
auf die Bemerkung deö Herrn Generaldireftord der Steuern, daß die Ausfuhr von Kartoffel: 
mehl unbedeutend, jedenfalld aber über den Vorſchlag erft zu berathen und zu beſchließen fei, 
wenn über den Abänderungdvorihlag in Betreff eines Verbotes der Getreideausfuhr abge 
ftimmt worden, vorläufig ausgeſetzt, und es ward die Frage geftellt: 

Soll das Verbot auch auf die Getreideausfuhr ausgedehnt werden? 
welche faft einftimmig verneint wurde. 

Der Abg. Hanfemann hatte den Antrag geftellt: 

Er. Majeftät der König möge gebeten werden, in Erwägung zu ziehen, in wiefern die von 
der Schweizergränge bis an die Mofel beftehende Erſchwerung der Getreideauöfuhr aud) 
auf die übrigen weitlihen Gränzen der Monardyie auözudehnen fei. 

Auf die Bemerkungen ded Herrn Finangminifters und des Herrn Yandtags-stommiffarius, 
daß ſchon vielfach in Erwägung gezogen worden fei, ob die Maaßregel gegen Belgien und 
Holland in Ausführung zu bringen, dies auch ferner werde erwogen und demgemäß dad dem 
Wohl ded Landes Entſprechende Er. Majeftät werde vorgeſchlagen werden, nahm der Abg. 
Hanfemann feinen Antrag zurüd, 

Es blieb nun noch der Meränderungdvorfihlog: 

dad Auöfuhrverbot aud) auf Fabrifate aus Kartoffeln auözudehnen, 

zu erledigen. 

Auf die Bemerkung des Herrn Landtags-Kommiſſarius, daß ein Auöfuhrberbot von 
Kartoffelmehl oder Stärke, nachdem dad Verbot der Ausfuhr von Korn und Mehl abgelehnt 
worden, nicht auöyuführen fei, wurde ohne weitere Diokuſſion die Frage geftellt: 

Soll die Ausdehnung ded Verbots auf Kartoffelmehl erbeten werden? 

und dieſe faft einftimmig verneint. 
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Zum zweiten Punkte des Abtheilungdgutachtens übergehend, wurde die Distuffion darüber: 
ob ein Verbot ded Branntweinbrennend aus Kartoffeln vom 1. Mai bis 15. Auguft d. J 
Allerhöchſten Orts zu erbitten fei, 

eröffnet. 

Zunächſt bemerkte der Herr Finangminifter, daß die Nothwendigkeit eines zeitweilen 
Verboted nicht zu verfennen fei, die Regierung daher gegen einen foldyen Antrag nichtö zu 
erinnern haben würde. 

Mehrere Redner ſprachen für und reip. wider das zur Frage geftellte Verbot, worin der 
Abg. v. Werded cine Nedtöverlegung fand, und ald Amendement die Entihädigung 
der Brennereibefiger, welche durd) das Einftellen deö Branntweinbetriebed Schaden litten, in 
Antrag brachte. 

Auf die Bemerkung ded Herrn Generaldirettord der Steuern, daß er dad Verbot auch 
auf das Branntweinbrennen aus Getreide und andern mehlbaltigen Stoffen zu Verhinderung 
von Deftauden auögedehnt zu fehen wünfden müffe, wurde von mehreren Mitgliedern der 
Antrag gemacht und Die Frage geftellt: | 

Soll Se. Majeftät der König gebeten werben, ein Verbot deö Branntweinbrennend aus 

Kartoffeln und Getreide vom 1. Mai bis 15. Auguft d. 3. zu erlaffen? 
und diefe faft einftimmig bejaht. 

Der von dem Abg. dv. Werde d beantragte Zuſatz: 

daß das Verbot mit Vorbehalt des Entſchädigungsanſpruches der betheiligten Brennerei: 

bejiger erfolgen möge, 
fand feine Unterftügung in der Berfammlung. 

Der Abg. v. Grävenitz trug nun auf Grund ded $ 17 ded Gefchäftöreglements auf 
Sonderung in Iheile an. 

Die demgemäß geftellte Frage: 

ob die Ritterfchaft Dem Antrage ſich anfchliegen wolle? 
wurde einftimmig abgelehnt, und unter allgemeiner Beftimmung der Wunſch auögelproden, 
daß der Antragteller feinen Antrag zurüdnchmen möge. 

Die Buntte 3, 4, 5 und 6 ded Gutachtens, betreffend die in Antrag gebrachten Verbote 
ded Auftaufed von Kartoffeln, eventuell aud) von Ktorn zur Branntweinbrennerei in Zeiten dro⸗ 
hender Hungerönoth, der Berheimlihung und Zurückhaltung ded Getreided, die Anträge auf 
möglichite Verminderung der Steuern und Zölle von Getreide, Fleisch, Reis und Butter, auf 
freie Verabreichung angemeffener Duantitäten Kochſalz und Erlaß der Klaſſenſteuet bie 
ultimo Juli d. 3., welche fämmtlid) von der Abtheilung nicht befürwortet und zur Berücſich 
ſichtigung empfohlen worden find, fanden auch in der Verfammlung keine Unterftügung, 
wodurch die betreffenden Anträge abgelehnt worden find. 

Dagegen blieb der 7. Punkt, den Antauf von Lebensmitteln auf Wochenmärtten betreffend, 
zwar nicht ohne die nöthige Unterftügung, wurde aber auf die Bemerkung deö ‚Kern Yand- 
tagd-Kommilfarius, daß bereitd durch Allerhöchfte Stabinetöordre der Gegenftand erledigt It, 
nicht weiter verfolgt. 

Nachdem hiermit die Berathung über dad Abtheilungsgutachten beendigt war, wurde 
vom Referenten der Beſchluß fofort aufgefest, von der Verfammlung genehmigt und vor 
ſchriftsmäßig vollzogen. 

Der Landtags⸗ Marſchall machte der VBerfammlung bekannt, dag am Donnerftag den Du. 
d. M. Vormittags 10 Uhr, eine Sigung des Vereinigten Landtages in Angelegenbeit det 
Alterhöchften Königlichen Botſchaft, die Errichtung von Provinzial = Hülfstaffen betreffend, 
ftattfinden werde, nad) deren Beendigung eine Eiyung der Kurie der drei Stände zur Be 
rathung der Königlidyen Propofition, wegen Ausſchließung beſcholtener Perfonen von ftan- 
diſchen Verfammlungen, werde eröffnet werden, und ſchloß die heutige gegen 4 Uhr. 

Vorgelefen, genehmigt und in der Eigung vom 29. d, Mits. unterfchrieben. 


A. v. Rochow. 
v. Bodum: Dolffs, Kuſchke. v. Schentendorf. 
Landtags⸗Sekrttair. Sccretair. 
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Berhandelt im Königlichen Schioffe zu Berlin, am 29, Aprit 1847. 

Schfte Plenarfigung der Kturie der drei Stände, in welcher der Landtags-Marſchall 
vb. Rochow den Vorfig führt, und die Abg. Naumann und Freih. v. Patow als Secre— 
taire fungiren. 

Die Sitzung wurde mit der Verlefung ded Protofolld der fünften Sitzung begonnen, mel- 
ed, nachdem einige dagegen aufgeftellte Erinnerungen fofort erledigt worden, genehmigt 
und vollaogen wurde. 

Ein Abgeordneter trug demnächſt vor, daß er einen Mebelitand darin erblide, daß die 
Betitionen, von denen viele von hoher Wichtigkeit wären, nicht vollitändig zur Kenntniß der 
Verfammlung gelangten, indem diefelben nicht, wie cd mit den Allerhöchſten Propofitionen 
und Gutachten der Fall fei, gedrudt und vor der Berathung an die Mitglieder vertheilt 
würden. Er richtete daher an den Marſchall die frage: ob derſelbe nicht auf irgend eine 
Meife einen Weg anbahnen wolle, wodurch dieſes oder jened Vlitglied von einer Betition, 
für die eö ſich intereflire, ſpeziellere Kenntnik erlangen könne? «* 

Der Landtags-Marſchall ſchlug vor, dieſen Puntt bei der Berathung über die Abän— 
derung des Geſchäftöreglements in Anregung zu bringen, und bis dahin auszuſetzen, wobei 
fid) der Antragiteller berubigte. 

Auf die Anfrage ded Abg. Krüger: ob der von ihm generell geftellte Antrag, daß die 
im 8 79 der Gewerbeotdnung vom 17. Januar 1845 über den Marftvertehr enthaltenen 
Beltimmungen abgeändert werden möchten, nochmals zur Berathung kommen würde? in- 
dem derfelbe durch Die, in der letzten Sigung über die zur Abhülfe des gegenwärtigen Noth: 
ftanded gefaßten Beſchlüſſe feine Erledigung nicht gefunden habe, erwiderte der Yandtags- 
Warſchall, daß auf diefen Gegenftand nicht zurüdgegangen werden würde, fobald darüber 
nicht eine anderweitige Petition einginge, und überließ dem Redner, cine Petition diefer- 
halb anzubringen. 

Der Marſchall überwied fodann mehrere Anträge an die Abtheilungen und bemerkte zu: 
gleich, unter Zuftimmung der Antragfteller, daß er 

I. den Antrag des Abg. Wehr, bei der Berathung über die Eifenbahn- Angelegenheit 

auch gleichzeitig die Berathung über die Bahnlinie aufzunchmen, und 
2, den Antrag des Abg. Wortmann aus Hamm, wegen Keftfegung von Zwiſchenſtufen 
bei der Klaffeniteuer, 
an den Marfchall der Herren = Kurie abgeben werde, um den erjtern der Abtheilung, welche 
die Eifenbahn -Angelegenbeit, und den zweiten der Abtheilung, welche die Allerhöchſte Pro: 
pofition über die Einfommenfteuer zu begutachten habe, zu überteifen, und machte endlid) 
nody bekannt, daß in Betreff der bereits den Abtheilungen überwiefenen Petitionen einige Ab: 
anderungen ald zweckmäßig ſich dargeftellt hätten, und daher 
1. der Antrag des Abg. Seltmann, auf Erlaß eincd Theiles der Abgaben und Zinfen 
der beftehenden alten Mühlen, 
bon der ficbenten zur fechiten Abtheilung übergebe, 
2. der Untrag des Abg. König und anderer Mitglieder der Yandgemeinen, auf Errich— 
tung eined Streditinftituted für Aderbefiger aud dem Stande der Yandgemeinen; 
3. der Antrag des Abg. Lorenz, betreffend das Klaſſen-Steuerweſen; 


und 
4. der Antrag ded Abg. Kraufe, 
denfelben Gegenftand betreffend, 
an den Yandtagd: Maridall der Kurie des Herrenftandes mit der Bitte abgegeben werden 
würden, den Antrag ad 2 der Abtheilung für die Yand-Rentenbanten, und die beiden andern 
Anträge der Abtheilung für die Einführung einer Einkommenſteuer gu überweiſen. 
Der vom Abg. v. Gottberg an den Yandtagd: Marfcyall gerichtete Antrag: daß, um 
Die Bearbeitung der eingegangenen Petitionen möglidyit zu fördern, nod eine Abtheilung 
ernannt werden möge, wies diefer mit dem Bemerten zurüd, daß nad) feiner Ueberzeugung 
eine Vermehrung der Abtheilungen nicht zweckmäßig fei. 
Dem von den Abg. v. Bardelchen und Tſchotcke geäußerten Wunfche, da die wegen 
verweigerter Beftätigung der Wahl des Grafen v. Neihenbad aus Schleſien zum Yand- 
tagö-Abgeordneten eingebradyte Petition möglichſt bald erledigt werden möge, fehte der 


ſcholtener Perſonen von ftändiihen Verfammlungen, nicht mehr 
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Landtags Marfchall entgegen, daß dieſe Petition bereits einer Abtheilung zugewieſen wor: 
den fei, und unzweifelhaft von diefer nad Möglichkeit befchleunigt werden würde, und da 
hiernächſt der Vorligende der Abtheilung bemerkte, daß die Bearbeitung diefer Petition aud 
dem Grunde noch nicht habe erfolgen können, weil die zur Beurtheilung der Sache nöthigen 
Vorlagen fehlten und diefe erft durdy Vermittelung des Landtags-Marſchalls herbeigefhaftt 
werden müßten, berfelbe ſich auch bereit erklärte, Die Abgeordneten, welche diefe Petition ein- 
gebracht, zu den Berathungen der Abtheilung zuguzichen, um die nöthigen Erläuterungen 
geben zu können, fo war diefer Punkt für jetzt erledigt. 
Von dem Abg. Mohr wurden bezüglid der häuslidien Einrichtung zwei Wünſche aus 
gefproden, daß nämlich 
J. den Mitgliedern, welche vom Rednerplatze entfernte Sitze hätten, und deshalb die Red— 
ner weder verftehen noch ſich felbit verftändlid machen könnten, geftattet würde, in den 
Sitzungen der Kurie der drei Stände Die für die Herren-Kürie beftimmten läge, 
welche alödann ganz unbenugt blieben, einzunehmen und daß zu dieſem Behuf der 
Landtagd- Marfcall es veranlaſſen möge, daß für diefe Sitzungen die entfernteften 
Bänke auf dem gedachten Plage aufgeftellt würden, und 

2. dar die Berfammlung, welche eine einheitlihe Nationalverfammlung fein folle, nicht 
nad) den Provinzen geſchieden, fondern diefe Einrichtung aufgehoben und jedem Mit: 
gliede geftattet werden möge, feinen Pla da zu nehmen, wo es ihm beliebe. 

Der Marfcyall erklärte aber, daß er auf diefe Wünſche nicht eingehen könne, da die Be: 
ftimmung wegen der Pläße in dem Allerhöchſt ertheilten Gefhäftsreglement enthalten fei und 
daher dem Antragfteller überlaffen bleiben müſſe, dieferhalb eine Petition anzubringen, wo 
dann der angeregte Punkt bei der Berathung der in Antrag gebrachten Abänderung de 
Geſchäftsreglements zur Berathung kommen würde, 

Ueber diefe Debatten war die Zeit, welche nad) dem Schluß der Sitzung beider Kuren 
geblieben war, verftrichen, fo daß die Berathung des Gutachtens der dritten Abtheilung, be 
treffend die Allerhöchſte Propofition, den Entwurf einer Verordnung, die Ausſchließung be 

Kattfinden konnte, Ter 
Landtagd: Marfchall ſchloß Daher die heutige Sitzung und beraumte die nächſte auf morgen 
10 Uhr mit dem Bemerken an, daß in derfelben die vorerwähnte Allerhöchſte Propoiition 
berathen werden folle. 

In der Sigung der Kurie der drei Stände vom 30. April vorgelefen, genchmigt und 


vollzogen. 
A. v. Rochow. 
Naumann. Freih. v. Patow. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 30. April 1847. 
Die heutige Sitzung der Kurie der drei Stände wurde vom Landtags-Marſchall 
p. Rochow eröffnet, und zuerſt dad Protokoll der Siyung vom geftrigen Tage verleien. 
Nachdem hiebei die Frage gemacht war, ob die Friſt zur Einbringung der Petitionen dis 
erflufive oder inklufive den I. Mai Allerhöchſt verlängert fei, und nachdem vom Mari 
erwidert worden, daß die Verlängerung ald bis Morgen Abend verftanden fei, wurde dad 
Prototoll für angenommen erklärt. 
Als Secretaire fungiven dv. Waldbott und Siegfried. 
Vom Landtags-Marſchall wurde hierauf mitgetheilt: 
daß in der vierten Abtheilung der Abg. Kirberg verhindert ift, den Sigungen beizuwohnen, 
und an deſſen Stelle der Abg. Röchling ernannt fei; 
daß in der ſechſten Abtheilung der Landrath v. Peguilhen-Kunzkeim, und 
daß in der fiebenten Abtheilung der Stadtiynditus Neitfch 
zu den bisherigen Mitgliedern noch zugetheilt feien. 
In der Beilage ift aufgeführt, welche Petitionen noch eingegangen find und welchen 
Abtheilungen ſelbige zur Behandlung zugetbeilt worden (f. Petitionöverzeichnik 1 S. IB). 
Eine von dem Landtags-Kommiſſarius an den Yandtags-Marfchall eingegangene Wir 
theilung wurde verlefen, nad) welcher des Königs Majeftät auf den Antrag dedstriegsminifterd 
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zu genehmigen geruht haben, daß der letztere während der Landtags» Verhandlungen bei 
vorkommenden Behinderungen durdy die beiden Departementödireftoren, Gencerallieutenante 
v. Coſel und v. Reyher, vertreten werde. 

Es erhielt hierauf der Abo. dv. Bardeleben das Wort und berichtigte derielbe feine in 
eftriger Sigung gegen den S ufigminifter in Betreff der über den Grafen Reihenbad 
chmebenden Unterfuchungen ausgeſprochene Ertlärung, fügte aber auch hinzu, daß dieſes 

Falled von ihm nur deöwegen Erwähnung geſchehen, weil die Wahl annullirt fei, was vor 
einer Verurtheilung nicht hätte gefhehen dürfen. Dieferhalb habe er um Beſchleunigung 
diefer Sadye angetragen. 

Abg. v. Donimierdti fegte audeinander, daß der heutige Nothitand erft einfeitig 
Gegenftand der Verhandlung gemwefen fei, indem die Aufmerkiamteit noch nicht darauf ge— 
richtet worden, wie es den armen Yeuten ermöglicht werden möchte, das Brod zu bezahlen. 
Gr erſuchte deöhalb den Landtags-Marſchall, die dahin treffenden Anträge vorzugömeiie zur 
Behandlung zu nehmen. 

Es wurde hierauf zur Tagesordnung geichritten, und es lag zur Behandlung vor: 
Entwurf einer Verordnung, betreffend die Ausſchließung beicholtener Perfonen von ftän- 
difhen Verfammlungen. Referent Graf Stoſch nahm den Platz ein und las dad von der 
dritten Abtheilung abgefahte Gutachten vor. Nachdem der Königliche Kommiffarius, Minifter 
v. Bodelſchwingh, entwidelt hatte, wie diefer Gefekeövorichlag durd den Wunſch des 
rheiniſchen Provinzial⸗Landtages hervorgerufen und jest Bedürfniß fei, und mie er auf zwie— 
faher Grundlage berube, indem er die hödhften politifchen Ehren in ſich begreife, und beftimme, 
daß Unbefcholtenheit von den Standeögenoffen beurtheilt werden folle, theilte der Landtags— 
Marfhall mit, daß zwei Amendementö eingereicht feien. Um das eine zu entwidteln, betrat 
Graf Galen die Tribüne. Daffelbe ſprach gegen 8 7 und behauptet, daß die biöherigen 
Gefege nicht aufgehoben werden dürften, ehe die betreffenden Provinzialftände darüber gehört 
waren. Der Königliche Kommiffarius beftritt diefe Behauptung, dad Amendement felbft 
aber erhält in der Verſammlung nicht die erforderliche Unterftügung und fällt ſonach. 

Gin zweites Amendement fommt vom Abg. Delius, betrifft S I Nr. 2 und fordert, daß 
die Urtheile der militairiihen Ehrengerichte in den ftändifhen Beziehungen nicht die vorge- 
fhlagene Geltung erhalten follen. 

Abg. Bruft Spricht gegen die Suöpendirung der ſtändiſchen Rechte und führt durch 
Anführung eines fpeziellen Falles die Erklärung des Königliben Kommiffarius berbei, 
nad) welder die Unterfuhungsakten gegen Bruft im Sceretariat zur Einſicht ausgelegt 
werden follen. 

Abg. Meviffen erklärt fih gegen $ 1 Nr. 2, weil Menfchenchre nicht gefräntt werden 
dürfe, wenn Standeöchre verlegt ift, und will diefen Paſſus geftrichen haben; gegen $ I Nr. 3, 
weil Gemeinerecht durch eine nicht hinreihend zuverläſſige Inſtanz verloren werden fann; 
gegen 8 5, weil NRehabilitirung nicht ſolch enge Schranken haben darf; gegen 8 6, weil 
eine Kriminalunterfuhung nicht befchränfen dürfe, denn Suöpendirung der Ehremechte be: 
rühre die Ehre; und beantragt endlich, an die Stelle des ganzen Gefegentwurfes Einen ein- 
zigen Paragraph folgender Faſſung: 

„As beicholten find diejenigen Perſonen zu erachten, welche durch ein Kriminalgericht zu 
einer entehrenden Strafe redytstiäftig verurtbeilt find, und weldyen ihre Standeögenoffen 
die Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit verfagen. “ 

Der Landtags-Marſchall forderte zur ſchriftlichen Einreihung diefed Amendements auf, 
damit daffelbe morgen zur Berathung komme. 

„, Mbg. Präfivent v. Manteuffel vertheidigt den Geſetzentwurf, die allgemeinen Angriffe 
übergehend, weil diefe von zu verfchiedenen und weiten Standpunften ausgingen, ald daß 
fi) darüber ſprechen laffe, und beleuchtet, twa8 über Prinzip, Verfahren und Konfequenz 
gefagt ift. Im Prinzipe fei dieſes Gefeh fo wichtig, wie nod) feined Dageftanden, und wäre 
ed im Verfahren angemeffen, wenn nad dem KRommiffiondantrage der Angeklagte beim 
Verhandeln zugegen Kein tönne. In Konfequenz, fo fönne der durch den Richter Verurtheilte 
nicht mehr dem Urtheile der Wähler unterlegt werden, und werde die Verſammlung nicht 
Jemand in ihrer Mitte zu fehen wünſchen, den die Gemeine nicht unter ſich figen haben will, 
Die Verfammlung werde dad Geſetz mit Genugthuung begrüßen. 

Erfte Abtheilung. 50 
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Entgegnend Spricht Abg. Aldenhoven, entwidelt, daß audy mit Dem vorgefchlagenen 
Entwurf die ftändiihe Gefergebung einer immer größeren Beſchränkung zugeführt werde, 
und fhlägt mit Belcitigung des ganzen Entwurfes ein Gefch vor, wie folgt: 

„Nur derjenige ift von der Ausübung der ftändifcyen Rechte auägefchloffen, welcher durd) 

richterlihen Spruch die Ausübung der bürgerlihen und Ehrenrechte verloren hat.“ 

Der Yandtagd: Marichall fordert auf, dieſes Amendement ſchriftlich einzureihen, damit 
daffelbe morgen zur Berathung fomme. 

Abg. v. Bederath erflärt Fi gegen die vom Abg. v. Manteuffel entwickelte Anficht 
und ftellt vor Allem auf, daß Niemand Strafe leiden folle, der nicht verurtheilt ift. Suspen— 
fion fei aber Strafe, und hiezu fönne 3. B. ein geringfügiger unfchuldiger Steuerprogeh führen, 
Es möge die Ständeverfammlung felbft über dic Zulaffung enticheiden. — Die Beftimmungen 
des $ 1 feien zu objektiv; cd werde von der Verwaltung zu frei, ohne die Stände zu hören, 
verfahren werden fönnen. Militair- Ehrengeridyte, fo nöthig fie fein mögen, ftehen aber auf 
anderem Gebiet ähnlich einem Gemeinegericht. Das Verfahren anlangend, fo müſſen die 
Waͤhler zunächſt über die Qualität urtheilen: die Ständeverfammlung aber fei geeignet zur 
zweiten Inftang, und zwar fie ganz, nicht aber ein Theil derfelben, nicht Ein Stand. Tie 
Konfequenzen anlangend, fo foll doch nidyt dad Uebel aus dem Kleineren aud) auf das Größere 
übertragen werden? Wenn cö ein Uebel ift, daß es dem Gemeinerath zufteht, dad Gemeine: 
recht zu nehmen, warum dieſes weiter übertragen ? 

Beiftimmend fprah Abg. dv. Auerdmwald: die ganze Verſammlung fei betheiligt, und 
nicht der einzelne Stand, denn wir bafiren bier nidyt auf Rechten des eingelnen Standes 
Ein Richter ift zu finden für ſolche Fälle, die nicht zur vollen Kognition gebracht werden 
fönnen, und für andere Fälle, in denen des Richters Urtheile gelten. Der Gefegentwurf gebt 
aber teiter und felbft dahin, daß, wenn nody ein anderer erceptioneller Richter, der ſich ſeht 
vom Nichterftandpunft entfernt, verurtheilt, fo fol auch dieſes Urtheil gelten. Das Ehren: 
gericht giebt gleiche Strafe für jehr ungleichartige Beziehungen, die duraus nicht alle die Ehre 
berühren. Wo liegt dad Prinzip, nad) welchem ein Dffizierforps durch ein Erkenntniß, welchts 
gar nicht durchweg auf die zehn Gebote begründet ift, Jemand verurtheilt? — Das Prinzip 
ift durchlöchert. Gehandhabt muß dad Geſetz werden, fo daR es der Geſellſchaft verftändlid) 
ift, und in einer Zeit, da feit jenem Gefeg von 1544 dad alte Vertrauen zu unferm Richter: 
ftande wanken will, müffen wir und nicht mit Paragraphen beſchäftigen, fondern unjerm 
sönige fagen, died wohnt im Wolfe, nur fo kam und geholfen werben. 

Abg. Winzler erklärt ſich für den Gefegentwurf, den dagegen auögefprodyenen Tadel 
für idealen erflärend. 

Abg. Graf dv. Schwerin erklärt ſich für den Gefegenttvurf, der dem Bedürfniß und 
feinen Prinzipien angemeffen fei. Bon Willfür führe er auf Rechtöboden. In einzelnen 
Momenten könne etwas geändert werden. Die Ehrengerichte müflen anerkannt werden, umd 
wenn manche Vorurteile ihnen nicht mit Unrecht entgegenftchen, fo möge man diefe befeitigen 
helfen. Wehrhaft aber und ehrhaft möge gleidy bedeutend fein. Wer in der Gemeine nücht 
auftreten darf, kann cd audy-nicht in der größern Verſammlung. 

Abg. Hanfemann bezeichnet den Gefegentwurf als einen, der nicht einer für Geſch— 
gebung geeigneten Zeit entiproffen fei, daß er der Verwaltung mehr Willtür in die Hande 
fpiele, daß Beſcholtenheit darin große Rolle fpiele, und für die deöhalbige Unterfuhung tin 
gröhered feld gebe ald biöher. Stimmt gegen den Entwurf. 

Adg. Steinbed preift die heutige Gefeßgebung mit den täglich neu erfcheinenden Ge 
fegen, und ein Werk des gediegenen deutſchen Kortichritted nennt er diefen Gefehentwurt, 
nad) weldyem der Standeögenoffe von feines Gleichen gerichtet werden fol, 

Minifter v. Thile weilt Tendenzen zurüd, die gegen die Minifterien angedeutet worden 
Leitend fei es geweſen, die Ehre der Preußiſchen Stände fo body zu ftellen wie möglid, und 
darum mußte man firenge fein. Dankbar möge die Verſammlung foldyed anerkennen und zu 
hoffen ſei es, daß der Entwurf die Zuftimmung erhalten werbe. 

Anlangend die Ehrengerichte, fo möge zur Berichtigung dienen, daß nicht Dienftvergeben, 
fondern nur ehrwidrige Handlungen vor dieſe gehören. 

Beiftimmend erflärt fi) Abg. v. Metternich, dagegen v. Bardeleben, der fid gegen 
den Entwurf erflärt, weil er nicht giebt, was geſucht wird, nämlidy Schuß der Stände gegen 
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den Eintritt beſcholtener Verfonen. Schwer fei cd, diefed Geſetz zu finden, aber der einzige 
Gerihtöhof ſei diefe Verſammlung, denn fie vertritt die Öffentliche Meinung. Nur wenn die 
Standeögenofien das Anerkenntniß unverlegter Ehrhaftigteit verfagen, fönnen die Rechte ruben. 

Abg. v. Maſſow erklärt fidy für den Entwurf und fordert auf, in den Regeln der Ehre 
firenger au fein ald andere Yänder, die man bier als Mufter nennen will. 

Abg. Präfident v. Manteuffel erklärt ſich für bezügliche Geltung der Ehrengerichte, 
und chrhaft und wehrhaft fei Eins. Kriterien der Beſcholtenheit anzugeben, fei unmöglich, 
ebenfo giebt es Fälle, in denen der Richter nicht enticheiden fann und um diefe Lücke ausqus 
füllen, muß $ 6 ftchen bleiben. Andere Yänder führe man ald Mufter aber nicht ald Bei- 
jpiel an, mögen wir auf eigenem Boden bauen. Dem Könige muß die Wahrheit gefagt werden, 
aber ed hat nody Niemand gejagt, daß das Vertrauen gegen den Richterftand geftört ift. 
Wer dad Mindere nicht üben darf, kann auch das Höhere nicht üben, 

Abg. Tſchocke findet dad Vertrauen durch dad Geſetz beengt, dad Vertrauen aud) zum 
Richterftande minder geworden und erklärt fid) gegen den Entwurf außer gegen & 1,4. 

Minifter Uhden findet den Nichterftand angegriffen durch die Behauptung, daß das 
Vertrauen gegen ihn durdy das Gefeg von 1844 wantend getvorden fei, weiſt ſolche zurück 
und unterftürt dieſes durch Hinweiſung auf Beifpiele neuerer Zeit, die Beläge zur Unab— 
böngigfei des Richterſtandes geben. 

bg. v. Hagenow erklärt ſich gegen das Geſetz, insbeſondere mit Bezug auf die Stel: 
lung der Yandwehroffiziere, id) auf das Gefeg vom 20. Juli 1843 ftügend. 

Abg. v. Brünned hält dad Bedürfniß eined Geſetzes für zweifellos, aber aud eigener 
Erfahrung verwerfe er die Geltung jenes Ehrengerichted vom 20. Juli 1843 ald maßgebend 
für ftändifche Verhältniffe, dagegen möge ein kriegsrechtliches Erkenntniß maßgebend fein, 
Mer einen dem Offigiertorpd mißliebigen Umgang pflegt, wer Dienftvernadhläfligung ver: 
ſchuldet, wen religiöfe Ueberzeugung vom Duell abhält, wenn den ein Offizierkorps verur: 
theilt, fo wollen wir den nidyt für befholten halten. Darum falle $ 2 Nr. 2 weg, Nr. 4 
muß bleiben, Nr. 3 bedarf einer Prüfung. Eine höhere Inftanz ift richtig, nicht aber $ 6, weil 
er den Unverfchuldeten treffen kann. 

Abg. v. Gaffron fpridt für den Entwurf. 

Abg. Milde dagegen und erfucht den Königl. Kommiffarius, nicht nur die offerirten 
Alten contra Bruft, fondern auch die gegen Johanning vorzulegen, und ald der Königl. 
Kommiffarius erklärt, daß in leßtern nichtö enthalten fei, ald daß wegen ſeines nicht voll- 
jährigen Befigeö feine Deputirtenwahl nicht Beftätigung erhalten habe, fo bezeichnet Milde 
die gewünfchten Akten ald die beim Kriegäminifterium befindlichen, ein Ehrengericht betreffen- 
den. Der Königlicye Kommiffarius macht diefe Gewährung nody von einer Rücipradıe mit 
dem Kriegäminifter abhängig. 

Einer Hervorhebung der alten Städteorbnung über die neue und über die rheinifche 
Gemeineordnung tritt der Königl. Kommiffarius entgegen, weiſt audy den Vorwurf zurüd, 
daß dad Gouvernement fid Einfluß bei diefem Entwurf vorbehalten habe, oder daß folder 
früher in Hinſicht der fogenannten Liberalen geübt fei. Die Suöpenfion hänge vom Richter 
ab. Gleichſalls weiſt der Juftigminifter zurüd, daß die Juftiz fid) einen Einfluß vindizi— 
ren wolle. 

Abg. v. Auerswald giebt nicht zu, daß in feinen Worten ein Vorwurf gegen den Ric; 
terftand gelegen habe, wohl aber beftehe ein Geſetz, nad) welchem unfer Richter nicht mehr 
fo unabhängig fteht, ald früher, Er achte diefen Stand hoch, und werde ihn noch höher 
ahten, wenn er auch nad) diefem Gefeg feine Würde, wie früher bewahre. Diefe Worte 
ſprechen aber nicht blos aus ihm, auch die Zandtage haben, ob mehrere oder alle, dieſelben 
geſprochen. Ein Angriff auf den Stand fei hierin aber nicht enthalten. 

Abg. v. Prond zinski ſpricht für die Geltung der Ehrengerichte, in denen gewiſſenhaft 
verfahren werde und fein Unſchuldiger verurtheilt werden kann. 

Nachdem nod) Abg. Graf v. Schwerin gefagt, daß im 8 1 Nr. 2 des Entwurfſs ihm 
Mandıes nicht gefalle, daß aber nur wehrhaft fein fönne, wer vollftändig ehrenhaft ift, daß 
man ändern möge, daß aber diefer Militair-Ehrenpunft und bleiben jolle, refumirte der 
Landtags: Narfipall dahin: 
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daß zwar viel vom Entwurf angegriffen, dad Bedürfniß eined betreffenden Geſetzes aber 
wohl anerkannt fei. 
Solches wurde von der Verfammlung ohne Abftimmung angenommen und hierauf bie 
Verſammlung geſchloſſen. 
Vorſtehendes Protokoll wurde in der Sitzung am 1. Mai vorgeleſen und vollzogen. 
A. v. Rochow. 


v. Waldbott. Siegfried. 


Verhandelt im Königl. Schloſſe zu Berlin, am 1. Mai 147. 
Neunte Sitzung der Kurie der drei Stände, 
Vorfigender: Landtags-Marſchall v. Room. 
Secretaire: v. Leipziger und Dittrich. 

Nach Verlefung des, hiernächſt genehmigten, Protokolls über die vorhergehende Sihung 
wurde nodymald angeregt, daß die entfernter figenden Mitglieder außer Stande find, den 
Vorträgen zu folgen und beantragt, daß diefen geftattet werde, Die für Die Mitglieder der 
Herren» Kurie beftimmten Plätze einzunchmen, worauf der Landtags-Marſchall entgegnett, 
daß er die Aenderung der Pläge nad) dem Reglement nicht ausdrüdlidy geftatten dürfe, aber 
bereitö gezeigt und erflärt habe, daß er davon feine Kenntniß nehme, wenn Mitglieder die 
leeren Pläge einnehmen, worauf Dderfelbe die Vorlefung der Allerhöchſten Kabinctsordre 
vom 1. Mai d. 3. anordnete, 

nach weldyer von des Körigd Majeftät das zeitweilige Verbot der Kartoffelnaudfuhr und 

des re ing aus Getreide, Kartoffeln und andern mehligen Stoffen Allerhöchſt 

enchmigt ift. 

eier verfündete der Landtags-Marſchall die ferner eingegangenen Petitiondanträge 
mit Ueberweiſung derfelben an die betreffenden Abtheilungen, erklärte ſich bereit, auf Antrag 
der Herren Vorfigenden die Vermehrung der Abtheilungen, insbefondere durd) ſolche Mit 
glieder zu bewirken, welche Referate übernehmen, bemertte, daß zu große Abtheilungen, weil 
au ſchwerfällige Körper, nicht zweckmäßig find und daß den Herren Direktoren anheimgeitelt 
bleibe, Unterabtheilungen zu bilden. 

Graf Renard motivirte nun das Ausbleiben des Gutachtens über Abhülfe ded Noth- 
ftanded, deifen Beſchleunigung in der vorhergehenden Sitzung beantragt worden, weil der 
Abtheilung ſchon ſiebzig Petitionsanträge zugeteilt feien, mehrere zufammengefaßt werden 
müffen, welche denfelben Gegenftand betreffen und diejenigen fieben Anträge, welche Mittel 
zur fofortigen Abhülfe des Nothſtandes vorgefhlagen haben, ſchon berathen und Beſchlüſſe 
darauf gefaßt feien, außer diefen aber nicht andere auf fofortige Mbhülfe vorliegen und nur 
ſolche über Proletariat, Bauperismus und leichtſinnige Nicderlaffung. 

Auf die Bemerkung ded Avg. d. Brünned, daß probinzielle Petitiondanträge, z 2 
der über baupolizeiliche Vorſchriften, denen für die Provinz Preußen ſchon borgeichen iſt 
unfer den angekündigten enthalten feinen, erwiderte der andtagd-Marfchall, daß er foldt 
den Antragftellern zurüdgegeben, den Abtheilungen aber überlaffen müffe, wenn fie derglet- 
chen in den überwiefenen noch finden, fid) darüber im Gutachten audzuſprechen, daß jedoch 
die über die baupolizeilichen Vorſchriften ſich auf Beſtimmungen des Landrechts beziche, DA 
her zur Beurtheilung des Vereinigten Landtages gehoͤrig ſei. 

Der Abg. Graach brachte wiederholt zur Sprache, daß, weil die entfernter ſitenden 
Mitglieder außer Stande find, die Protofolle bei deren Verleſung zu verſtehen, ibm nut 
übrig bleibe, entweder diefelben nicht zu genehmigen oder zu beantragen, daß nachtraͤgliche Be: 
merfungen gegen die Protofolle geftattet werden, worauf der Königl. Kommiſſariud entgeg⸗ 
nete, daß die entfernteren Sige, um dem Uebelſtande möglichft abzuhelfen, erhöhet werden 
follen, fobald zwei Tage Plenarfigungen nicht ftattfinden, weil nur innerhalb dieſer Frift 
möglich werde, Die Arbeit zu beendigen. 

Auf mehrere Bemerkungen über zu meitläuftige Faſſung der Protokolle erklärte der 
König. Kommiffarius, daß die Befchränfungen der Prototolle, nad) der Beſtimmung des 
Reglementd auf die hiſtoriſche Angabe deffen, was vorgefallen, alfo den Gegenftand auf dab, 
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was zur Diökuffion geftellt und die Anträge, welche zur Abftimmung gebracht find, ausreicht 
und um der Zeiterfparung willen erforderlich fei. 
Der Tagesordnung gemäß wurde nun die Berathung 
über den Entwurf einer Verordnung, betreffend die Ausſchließung beſcholtener Perſonen 
von ftändifhen Verfammlungen, 
fortgefeßt. Der Landtags-Marſchall theilte mit, daß viele, Darunter aud) mweitläufige, Verbeffe- 
rungövorfchläge bei Beginn der Sitzung eingegangen find, er deöhalb außer Stande gewe— 
fen fei, ſolche genau durchzuſehen und für künftige Fälle die Mitglieder erſuche, ihm diefel- 
— des Ordnens, wenn möglich am Abende vor dem Berathungstage einzureichen. 
Den erſten 
auf den Titel des Entwurfs 
bezüglidhen ftellte der Abg. dv. Bonin, antragend, daß vor das Wort Ausſchließung gefeht 
erde 
„gänzliche und zeitweife* und daß „beiholtene Perſonen“ wegzulaſſen, weil $ 6 nur 
über die zeitweife Ausfchlicfung beftimme und die ftrenge Trennung nothwendig fei. Der 
— hierüber wurde ausgeſetzt, bis nad) erfolgter Berathung über den geſammten 
ntwurf. 


Zu 51 
gelangten als Verbeſſerungsvorſchläge nad) vorgängiger Diökuffion zur Abſtimmung: 

bei Nr. 1 a der des Abg. Camphauſen, gerichtet dahin, daß die wegen politiſcher Ver: 

brechen Berurtbeilten nidyt ald auögefchloffen angefehen werden und hiernach lautend: 

„als befcholten find diejenigen Perſonen zu eradyten, welche durch ein Kriminalgericht 

wegen nicht politiſcher Verbrechen 
a) zu den Verlufte der Ehrenrechte rechtökräftig verurtheilt find,* 

weldyer mit übertwiegender Stimmenmehrheit verworfen wurde, fo wie 

der zu & 1 überhaupt vom Abg. Mepiffen geitellte, dahin beantragt: 

„Als befcholten find diejenigen Perſonen gu erachten, welche durch ein Kriminalgericht 

zu einer entehrenden Strafe rehtöfräftig verurtheilt find, und welchen ihre Standes: 

genoffen dad Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigteit verfagen.* 
Ebenfo wurde auch derjenige der begutadhtenden Abtheilung: 
die Worte 
„durch ein Kriminalgericht“ 
wegzulaſſen und an deren Stelle zu fegen: ’ 
„durdy ein rechtöfräftiges Urtheil“ 
berworfen, dagegen der Verbefferungsvorfchlag des Abg. Sperling, nad) welchem vor 
die Worte: 
„Öffentlicher Aemter“ 
au ſetzen: 
„aller* 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
Die Adg. Camphauſen und v. Bederath beantragten nod) den Zufat: 
„fo lange fie nicht begnadigt find*. 
Der Königl. Kommiffarius erklärte, dah Seitens der Verwaltung gegen Aufnahme die 
fer Abänderumg nichts gu erinnern fei, weil, wern Begnadigung eintritt, aud die Wirkung 
der Strafe aufhören fol, daher die Klauſel ind Gefeg aufgenommen werden könne, wenn 
die Verfammlung hiermit übereinftimme. 
Nachdem in Folge diefer Erklärung die Antragfteller auf Abftimmung verzichtet hatten, 
erflärte der Landtags: Marfchall den Vorſchlag ald angenommen. 
In der hierauf zu 
81 Nr. 2 übergehenden Berathung wurden Verbefferungdvorfhläge geftellt: 
a) dom Abg. Deliuß: 
auf gänzlich Verwerfung; 

b) vom Abg. dv. Lavergne-Peguilhen-Kunzkeim, gerichtet dahin: 
daß die ehrengerichtlichen Erfenntniffe den ſtändiſchen Berfammlungen vor Aus— 
ſchliehung der Betroffenen zur Beftätigung vorgelegt werden; 
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c) vom Abg.v. Werdeck: 
die Entlaſſung aus dem Dienſte nicht zu den aus Ständeverſammlungen au 
ſchließenden zu rechnen, daher anftatt $ 4 Litt. b—e zu fagen: 
8 4 Litt. c—e 

d) vom Abg. v. Maſſow: 

88 4, 2 anzunehmen mit dem Jufage: „jedoch mit der Ausnahme, wenn die ehren: 
gerichtliche Strafe — 8 4 b der Verordnung vom 20 Yuli 1843 — aus dem 
— alla worden ift, weil der betheiligte Offizier einen Zweikampf abge: 
ehnt bat. 

Nachdem die Debatte über $ 1 Nr. 2 durch Abftimmung ald geſchloſſen angenommen 
worden, erklärte der Königl. Kommiffarius, der Beurtheilung der Verfammlung blefbe an⸗ 
heimgeftellt, ob die Fälle des $ 4 b und e, — wenn nämlidy dad Ehrengeriht auf Entlaf- 
fung aus dem Dienfte und auf Entfernung aus dem bisherigen Wohnorte erfannt hat — 
aus dem & 1 Nr. 2 wegbleiben follen, wogegen Seitens des Gouvernements nichts eingeiven- 
det werde; die Entfernung aus dem Offigierftande und der Verluſt des Rechtes, Die Militair: 
uniform zu tragen, feien Dagegen ſolche Strafen, bei deren Eintritt die Unmürbigfeit, Mit 
glied der ftändiihen Verfammlungen fein zu dürfen, feinem Zweifel unterliegen könne. 

Auf die hiernächſt geftellte Frage des Landtags⸗Marſchalls wurde dad Amendement des 
Abg.v. Maſſow nicht unterſtützt; auf fernere Frage erklärten die Abg. v. Lavergne— 
Peguilhen und v. Werded ſich einverſtanden, daß ihre Verbeſſerungövorſchläge vereinigt 
zur Abpſtimmung gelangen. 

Nach längerer Debatte über die Frageſtellung erfolgte dieſe dahin: 

ſoll Paſſus 2 im 8 1 wegfallen? 

Diefe Frage wurde mit übertviegender Stimmenmehrheit bejaht und auf die Bemer⸗ 
fung, daß nad) dem Allerhöchften Patente vom 3. Februar d. I. zwei Drittheile der Stim— 
men erforderlich find, von dem Königl. Stommiffarius erwidert, daß, wenn bei Stönigl. Pro: 
pofitionen die Berfammlung fid) in der Majorität gegen die darin enthaltenen Bejtimmun- 
gen erflärt, dieſe Mehrheit aber zwei Drittheile nicht erreicht, fomwohl die Gründe der Majo— 
rität ald die der Minorität in dem abzuftattenden Berichte aufgenommen werden müſſen. 

As hierauf mehrere Mitglieder Abftimmung durch namentlichen Aufruf verlangten, und 
der Antrag auf dicöfallfige Frage des Landtags-Marſchalls hinreichend unterftügt wurde, 
machte der Landtags-Warſchall die Frage nodymald befannt, bemerkte, daß wenn die Ver— 
ſammlung fr) für den Wegfall entfcheide, weitere Verbefferungsvorfcyläge nicht möglich find 
und ordnete den namentlichen Aufruf an, bei welchem 

265 Mitglieder mit: Ja! 

205 Mitglieder mit: Nein! 
antworteten, was der Yandtagd- Marfchall verfündete mit dem Beifage, daß biernad) zwei 
Drittel der Stimmen für den Wegfall nicht abgegeben ſind, und nun die Verſammlung be⸗ 
fragte, ob die nächſte Sitzung wegen Erhöhung der entfernteren Plätze bis zum 4. Mai aus— 
gefeht bleiben ſolle, worüber die Neußerung den entfernter figenden Mitgliedern überlaffen 
wurde, die ſich dafür ausipradıen. 

Der Landtagd-Marfhall beftimmte hiernach die nädhfte Sipung für den 4. Mai, Vor 
mittags 10 Uhr. 

Vorgeleſen, genehmigt und in der Eigung vom 4. Mai vollzogen. 

A. v. Rochow. 
Dittrich, 
Prototollführer. 
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Verhandelt im Königl. Schlofle zu Berlin, am 4. Mai 1847. 

In der heutigen zehnten Sitzung der Kurie der drei Stände wurde zunächſt das vorige 
Prototoll (vom 1. d. Mts.) verlefen, nad) einigen Bemerkungen über dafjelbe genehmigt 
und vollzogen. 

I. Der Marſchall ernannte hierauf, in Betreff der Anträge wegen Berbefferung der 
Pferdezucht, die neunte Abtheilung (ſ. 1 ©. 582). 

2. Der vierten Abteilung wurde wurde fodann der Abg. Sattig, 
der achten Abtheilung 

die Abg. Steinbed, v. Mylius und Heuer 
ee und demnächſt der Antrag des Abg. Kunkel — Verwaltung der Pfarrgüter 
betreffend — 
ald von dem Kreistage auögegangen, was dem 8 19 ded Ständegefched vom 3. Februar c. 
widerſtreitet, 
zurückgegeben. 
3. Es wurden darauf die ferner eingezogenen Anträge diſtribuirt, und folgende: 
— v. Lilien-Borg und Andere: Antrag, betreffend die Richtung der Thüringer 
ifenbahn; 
des Abg. Appelbaum: Antrag, betreffend die Richtung der Öftlichen Eiſenbahn; 
des Abg. v. Binde und Andere: Antrag auf eine Erklärung des Vereinigten Land: 
tages, betreffend die von den Vereinigten Kurien Seiner Majeftät dem Könige einge: 
reichte Adreſſe; 
ded Abg. v. Metternich: Antrag, betreffend die Benachtheiligung eined gewiſſen 
ꝛc. Dannhaufen durd) den auf die Centralſchulden bezüglichen Staatövertrag, 
dem Marfchall der Vereinigten Kurien überwieſen. 

4. Ter Abg. Graf v. Merveldt zu Beckum berichtete fodann das falſch abgedruckte 
Rubrum feined Antraged, wie folgt: 

„Antrag auf ein Verbot der Bennennung: „„Deutſch- oder Chriſtkatholiken““ anftatt 
„„Diffidenten“ *. 

d. Der Abg. Graf Schwerin machte Vorſchläge wegen forrefterer Mittheilung der 
ftenographifchen Berichte, worauf die vierte Abtheilung veranlaßt wurde, in Gemeinſchaft mit 
den Yandtagd-Sefretairen diefen Gegenftand unter Zuziehung ded Profeffor Wig ard — 
Dirigenten der Stenographen — zu ordnen. 

6. Der Abg. Kunfel nahm hierauf zunächſt die Beilage ſeines oben erwähnten Antra= 
gr — den freisftändiihen Beſchluß nämlich — zurüd und nad) näherer Erörterung des 
Sachverhaltes den Antrag felbft. 

7. Der Abg. v. Binde enttwidelte nunmehr feine Anſicht in Betreff der Uebertveifung 
feined Antrages 

„auf eine Erklärung des Vereinigten Zandtages, betreffend die von den Vereinigten Kurien 
Sr. Majeftät dem Könige eingereichte Adreſſe“ 
an die Pienarverfammlung beider Kurien dahin, daß die vorläufige Berathung des An- 
traged in einer Abtheilung der Kurie der drei Stände und demnächſt die Beſchlußnahme 
gleihfalld in der Kurie der drei Stände erfolgen, und fomit der gejegliche Weg inne gehalten 
werden müſſe. 

Der Marfchall entgegnete, daß diefer Antrag fidy auf die Begenftände beziehe, die bei der 
Mdrehfrage zur Spradye gebracht worden; diefe fei von beiden Kurien gemeinfchaftlid be— 
handelt, und habe demnad) der vorliegende Antrag den nämlichen Gang zu nehmen, wie von 
ihm, feinen Befugniffen entfpredyend, angeordnet worden. 

Nachdem mehre Redner für und gegen diefe Anficht gefprodyen, richtete der Marſchall an 
die Antragfteller die Frage: 

ob fie geftatten wollten, daß der Antrag dem Marfchall der Vereinigten Kurien übergeben 
tverde, oder ob fie denfelben zurüdnchmen wollten? 
‚ Der Antragfteller v. Binde entgegnete, er fei der Anfiht, daß der ‚Herr Marſchall 
ſich nicht im Rechte befinde, da ihm durch $ 29 nur die Entiheidung über zweifelhafte gel 
der 88 4— 28 der Geſchaäfto⸗Ordnung eingeräumt fei, keinesweges aber das Recht der Aus— 
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fegung der Verordnung vom 3. Februar c., deren 8 14 zudem in ganz Maren Worten aud— 
fpreche, daß nur in den dort vorgefehenen beiden Fällen in der Vereinigten Kurie berathen 
werden folle; — er befinde aber ald Einzelner fi ganz außer Stande, den Marſchall in 
Ausübung irgend einer Thätigkeit zu hemmen. 

Wenn es nun um die Alternative ſich handle, ob der Antrag zurüdgegeben oder an den 
Marſchall der Herren-Kurie zur weiteren Vertheilung abgegeben werden folle, fo verftche cd 
fid) von felbft, daß er ſich für letztere Miternative erkläre. 

Viele der übrigen Mitvollzicher des Antrages ftimmter dem bei, worauf die Ueberſenduug 
deö Antrages an den Marſchall der Vereinigten Kurien verfügt wurde. 

8. Der Abgeordnete Weife fragte: ob Anträge, die gedrudt den Mitgliedern deö Ver: 
einigten Zandtages mitgetheilt werden follten, dem Marſchall vorab zur Genehmigung vor: 
gelegt werden müßten. Hierauf erfolgte die Entgegnung des Marſchalls: daß ihm feine 
Kognition über derartige Anträge zuftehe, und ein folder Abdrud den allgemeinen Genfur: 
vorſchriften unterläge. 

9. Ein zu fpät gefommener Antrag ded Abg. Mohr, Auswanderungen betreffend, mar 
ald präfludirt zurüdgemwiefen worden und wird auf die Bitte des Antragftellerd von dem 
Marichall der achten Abtheilung zugehen, um bei der Bearbeitung eingegangener ähnlichen 
Anträge ald Material benugt zu werden. 

10. Nunmehr zur Fortfegung der Berathung der Allerhöchften Propofition, in Betreff 
der Ausfchliefung beſcholtener Perſonen von ftändifhen VBerfammlungen übergehend, trug 
der Referent (Graf dv. Stoſch) zunächſt Dad Abtheilungsgutachten zum Artikel I Nr. 3 ded 
Entwurfes vor. 

Nach längerer Diökuffion erfolgte anf den überwiegenden Ruf nad; Abftimmung die Frage: 

foll Art. 1 Nr. 3 ded Entwurfs beibehalten werden ? 
Füc die Verwerfung waren 302 Stimmen, 203 Stimmen hatten fid) für die Beibehaltung 
auögeiproden. 

Zum Art. 1 Nr. 4 hatte der Abg. Hanfemann, wie auch zu mehreren anderen Artikeln 
dd Entwurfö einen Abänderungdvorfhlag gemadıt, den er jedoch unter dem Vorbehalte zu: 
rüdnahm, auf die übrigen Punkte feiner Vorſchläge an den betreffenden Stellen zurüchzu— 
tommen. Es erfolgte Darauf die Frage: 

foll Art. 1 NT. 4 deo Entwurfs beibehalten werden? 
welche fehr nahe einftimmig bejaht wurde. 

Zum Artitel II machte der Abg. Meviffen den Abänderungsvorfchlag, im Eingang 
u fagen: 

In den unter 1 1 a und b gedadıten Fällen, 
was jedoch die Entgegnung des Königliden Kommiffarius fand, daß dies Gegenftand der 
Faffung ſei, über die die Verfammlung nicht zu befchlichen habe. 

Es wurde darauf die Frage geftellt: 

Coll Art. II ded Entwurfs mit Berüdfihtigung der biöherigen Abftimmungen peibe: 
halten werden? 
und gleichfalls ſehr nahe einftimmig bejaht. 

Nachdem zu den eriten drei Abſätzen des Art. III die Abänderungsvorſchläge der Abg. 
Hanſemann und Niumann entwicklt, ſodann aber zurückgezogen, auch durch den Re 
ferenten dad Gutachten der Abtheilung vorgetragen worden, wurde zunaͤchſt der von der Ab⸗ 
theilung gemachte Zuſatz: 

„unter Anführung beſtimmter Thatſachen und deren Beweismittel“ 
und damit die Drei erſten Abſätze des Art. III einftimmig angenommen. 

Der Referent trug zum Abſaß 4 den von der Abtheilung vorgeichlagenen Zufaß: 

„dag nach Einleitung des Verfahrens der Zweck der Verſammlung vorher befannt ge 
madıt werden folle,* 
vor, der jedody zu vicljeitigen Einwendungen Anlaß gab. 
Die Frage: 
foll diefer Vorfhlag angenommen werden? # 
wurde hierauf gegen 7 Stimmen vermeimt und fobann der Abſatz 4 des Entwurfs ein⸗ 
ſtimmig angenommen. 
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Der Abſatz 5 gab dem Abg. Knoblauch zur Entwidelung feines gemachten Vorfchla- 
ged, den Vorderſatz des Entwurfs gegen den Antrag der Abtheilung beizubehalten , bezüglich 
ftatt auf die Juftimmung von einem Drittelder Anwefenden, nur durd die Mehr: 
heit derfelben die Unterſuchung einleiten zu laffen, Anlaß, worauf nad) längerer Diskuffion 
zunaͤchſt die Frage geftellt wurde: 

foll der von der Abtheilung vorgefchlagene Zufag zum Abſatz 5 des Entwurfs angenom: 
men werden? 

die fodann mit überwiegender Stimmenmehrheit verneint wurde. 

Hierauf gelangte der Abänderungsvorichlag ded Abg. Knoblauch: 
anftatt des Entwurfs der Beitimmung im Paſſus 5: 

„wird diefe Frage nicht mindeftens von zwei Dritteln der Anwefenden verneint, fo muß 
dad Verfahren eingeleitet werden,“ 

zu jagen: 
„wird diefe Frage von der Mehrheit der Anweſenden bejaht, fo muß das Verfahren 
eingeleitet werden,“ 
zur Diökuffion, nad) deren Schluß diefer Vorſchlag mit 269 gegen 230 Stimmen ange: 
nommen wurde, 

Ein Amendement des Abg. Welter zu Art. IT: 

„die Krage über die Einleitung des Verfahrend wird von dem Stande, dem der An— 

geflagte angehört, ausſchließlich entſchieden. Wird fie nicht mindeftens von zwei Dritteln 

der Anweſenden Diefed Standes verneint, fo muß das Verfahren eingeleitet werden, * 
hatte zwar die Unterftüßung von 24 Mitgliedern, bei der Abitimmung jedod nur den Bei- 
fall von 5 Mitgliedern gefunden, worauf der Abfas 5 nad) Mafgabe der obigen Abftimmung 
mit übermwiegender Majorität angenommen wurde. 

Zum Abfag 6 wurde von dem Abg. v. Weiher folgender Abänderungsvorſchlag 
gemacht: 

Hinter „eingeleitet werden“ einzuſchalten: 

„Auch ohne diefe Majorität muß dad vorgeſchriebene Verfahren auf den Antrag des Be- 
ſchuldigten eingeleitet werden;* 

und 

„auch ohne diefelbe, wenn der Angeſchuldigte ed verlangt“. _ 

Derfelbe wurde mit großer Stimmenmehrheit angenommen. 

Zum Abfag 7 entwidelte der Abg. Sperling feinen Abänderungdvorfchlag dahin: 
„die Entſcheidung fällt in erfter Inſtanz derjenige Stand, welchem der Angeklagte angehört, 
in zweiter Inftanz die ganze Verfammlung, aus weldyer derjelbe audgeichloffen mer: 
den fol, * 

der jedoch keine Unterſtüßzung fand, wogegen der Abjat 7 ad a, b und c die ungetheilte 
Zuftimmung der Verfamminng erhielt. 

Der zum Abſatz 8 von der Abtheilung gemachte Abänderungsvorichlag : 

„daß der Angefchuldigte in der Wahlverfammlung erſcheinen, dem Vortrage über das Er: 
gebniß der Unterſuchung beimohnen, fid) feinen Richtern gegenüber vertheidigen fol,“ 
wurde einftimmig, jedody mit dem Beifage angenommen, 

„daß der Beklagte nad) erfolgter Vertheidigung der ferneren Berathung, fo wie der Ab- 
ftimmung nicht beimohnen dürfe,“ 

und fodann (um 3% Uhr) die Werfammlung mit der Einladung gefchloffen, daß die nächſte 

morgen um 10 Uhr ftattfinden und der Beendigung des vorliegenden Gefegentwurfs, bezüg- 

- der Berathung der Anträge auf Abänderung ded Gefhäftöreglements, gewidmet wer: 
en folk, 

Vergelefen, genchmigt und in der Berfammlung am 5. Mai 1847 vollzogen. 

‘ v. Rochow. 
v. Bodum-Dolffs, Kufchte, 
Landtagd-Secretair. Zandtagd-Secretair. 
Graf Stofd, 
Referent. 
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Verhandelt im Königlichen Schloffe zu Berlin, am 5. Mai 1847. 
Eilſte Plenarfigung der Kurie der drei Stände ded Vereinigten Yandtaged. 
Den Vorfiz führte der Marſchall v. Roch ow, ald Secretaire fungirten die Abg. Freih 
v. Patow und Naumann. » 

Das Protokoll der Sitzung vom 4. d. M. wurde verlefen und nad) Erledigung einiger 
Erinnerungen genehmigt und vollgogen. “ 

Der Marſchall machte befannt, 

daß der Abg. Michaelis aus der fechften zur zweiten, und der Abg. Müller aus ber 
zweiten zur ſechſten Abtheilung Übertrete. 

Ferner machte der Marſchall befannt, daß die noch eingegangenen Anträge an bie Ab: 
theilungen zur Vorbereitung vertheilt worden feien. 

Der Antrag ded Abg. Wenghöfer, betreffend die auf eine künftige neue Steuer zu le 
genden Kommunalzuſchläge, iſt an den Marſchall der HerrensKurie abgegeben worden, eben 
jo ein Antrag der Abg. Gräß und Naumann, wegen Herftellung der bereits projektirten 
Eifenbahn-Verbindungen zwiſchen den Provinzen Poſen und Schleſien. 

In Betreff ded letzteren Antrages machte der Antragfteller bemerklich: 

daf in dem betreffenden Antrage zugleich vorbehalten fei, den Antrag aud) dann zur Gel: 
tung zu bringen, wenn der Vereinigte Zandtag ſich nidyt für die proporirte Anleihe, in 
Betreff der Preußiſchen Oftbahn, entſcheiden follte. 

Der Marſchall erklärte — ohne Widerſpruch in der Verfammlung — daß es vorbehal: 
ten bleibe, den Antrag in dem ebenerwähnten Falle fpäter nod) «Br in Berathung 
zu ziehen. 

Der Abg. v. Bockum-Dolffs bradıte zur Sprache, daß der Buchhändler Reimarud 
ein Wert: „die Verhandlungen des Vereinigten Landtages unter Aufficht ded Seeretoriatd‘ 
angefündigt habe, ohne dazu die Zuficherung der Stände erlangt zu haben. Der Merſchall 
nahm Veranlaſſung, zu erklären, daß er nur vorläufig von dem Wrojekte Kenntniß erhalten 
habe, und der Abg. v. Yeipziger äußerte: 

daß der Marſchall der Herren Kurie ihn allerdings erfucht habe, die Aufficht über dad 

Unternehmen zu führen, in Folge deffen er mit dem Buchhändler Reimarus Nüdipradie 

genommen, daß er jedoch vorauögefegt habe, der Marſchall werde die Angelegenheit noch 

der Plenarverſammlung vortragen. 

Der Abg. Schumann nahm aus dem Umſtande, 

daß ein Antrag polniſcher Abgeordneten in Betreff der Wahrung ihrer Nationalität vom 

Marſchall, ald blos provinzielle Intereffen berührend, zurüdtgegeben worden ſei 
Beranlaffung, gegen ein ſolches Verfahren zu reflamiren und zu verlangen: 

daß alle eingebradhıten Anträge an die Abtheilungen vertiefen würden. 

Mehrere Abgeordnete ſchloſſen ſich diefem Verlangen an. Nach längerer Diskuſſion er 
Härte der Marſchall, dag — wenn die Majorität der Verfammlung ihn — den Narfihall — 
nicht befugt halte, den in Rede ftehenden Antrag zurüdzugeben — er bereit fei, nad) $ 29 
der Geſchaͤfts-Ordnung die Entſcheidung Sr. Majeftät des Königs einzuholen. 

Mehrere Abgeordnete hielten es nicht für angemeffen, wenn die Allerhöchſte Enticheidung 
nur für einen ſpeziellen Fall eingeholt werde, und beantragten, generell die Frage zur Ent 
fheidung Er. Majeftät zu bringen, ob der Marſchall befugt fei, nach eigenem Ermeſſen An⸗ 
träge, als nicht zur Kompetenz der Berfammlung gehörend, zurückzuweiſen. i 

Der Marichall fand fid nicht bewogen, dieſem Antrage nadyyugeben, weil berfelbe, eine 
Prinzipienfrage betreffend, bei der Berathung des Geſchäfidreglements zu prüfen fein werdt. 
Er ftellte die Frage an die Verſammlung: 

Iſt die Verfammlung der Meinung, daß der Marſchall den 8 26a der Geſchäfts-Ordnung 

unrichtig ausgelegt habe, indem derſelbe ſich nicyt für befugt hält, den in Frage ftehenden 
Retitionsantrag anzunehmen? 

Diefe Frage wurde don der Majorität der Verfammlung bejaht, worauf der Abg. Camp 
haufen den Wunſch ausſprach, der Marſchall möge die Anfrage an Se. Majeftät auöfesen, 
biö die Gefchäftsoronung berathen fein werde, 
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Auf einen Antrag des Aba. dv. Bederath, der Königl. Kommiffarius möge der Ver— 
fammlung die Zollvereind- Konferenzprototolle zugeben laffen, weil deren Einfidyt zur Beur- 
theilung eingegangener Betitionsanträge der betreffenden Abtheilung erforderlidy fei, erflärte 
der Königl. Rommiffarius, daß die definitive Antwort, ob diefem bereitö vom Marſchall ihn 
zugegangenen Antrage ftattgegeben werden könne, nody vorbehalten bleiben müffe. 

Der Abg. v. Sauden-Tarputichen fam auf den Antrag des Abg. v. Binde und 
bieler anderen Abgeordneten, eine Erflärung in Betreff der durch die Verordnung vom 3. Fe: 
bruar d. %. verlegten ftändiihen Rechte zu Protokoll niederzulegen, zurüd, und bedauerte, 
daß derfelbe vom Königl. Landtags-Kommiſſarius befämpft und an die Vereinigten Kurien 
gewiefen worden fei. Es entipann ſich eine Diskuſſion über die Zuläffigfeit diefed Antraged 
zwiſchen dem Königl. Yandtags-Kommiffarius und mehreren Abgeordneten, welche indeR zu 
einem Beſchluſſe der Verſammlung nicht führte. 

Hierauf wurde zur Tagedordnung übergegangen, nämlich: 

zur weiteren Berathung des Gefegentwurfed, betreffend die Ausſchließung beſcholtener Per— 
ſonen von ſtändiſchen Verſammlungen, 
welche in der geſtrigen Sitzung bis Paſſus 9 im Artikel III gediehen war. 
Ein Amendement des Abg. Herbertz: 
daß gegen die erſte Entſcheidung über die Ehrenhaftigkeit nur dem Angeklagten die Beru— 
fung auf eine zweite Inſtanz zuſtehen möge, und die Beſtimmung sub e geſtrichen werde, 
gab Veranlaffung, zunächſt die generelle Frage zur Entfcheidung zu ftellen: 
Soll eine zweite Inftanz genehmigt werden? 

Die Verſammlung entichied ſich in der Majorität für die Bejahung diefer Frage. 

Der Abg. v. Sauden-Tarputicen erklärte fid) dagegen, daß die Entſcheidung zwei⸗ 
ter Inftanz dem Stande, welcher auf dem Provinzial-Landtage den Angeſchuldigten vertritt, 
und nicht dem gefammten Provinzial-Landtage zuftchen folle, Mehrere Abgeordnete Außer: 
ten fid) in gleihem Sinne, und der Königl. Kommiffarius erklärte, daß er glaube, da8 Gou— 
bernement werde ſich einverftanden erflären, wenn die Verfammlung dafür ftimmen follte, 
die Entiheidung in zweiter Inftanz dem gefammten Zandtage zu überlaffen. Die hierauf ge- 
ftellte Frage: 

Soll der gefammte Provinzial-Landtag die zweite Inſtanz bilden? 
— von der Verſammlung mit einer Majorität von mehr als zwei Drittel der Stimmen⸗ 
en bejaht. 

In Folge diefer Beichlüffe erklärte fi ferner Die VBerfammlung ohne Widerſpruch mit 
dem Borfchlage der Abtheilung einverftanden. 

daß der Paffus a im neunten Abfchnitte ganz tweggelaffen werde; 


dagegen erhielt der Antrag deö Abg. Herberg: 
aud) den Ballus c fortzulaffen, 
nicht die Zuftimmung der Majorität der Verſammlung. 
Eben fo wenig erhielt ein Amendement des Abg. Hanſemann: 
im Falle der Beftimmung sub e zur Verurtheilung des Angeflagten eine Majorität von 
drei Viertel oder — mie fpäter modifizirt wurde — zwei Drittel der betreffenden Ber: 
fammlung zu verlangen, 
die Zuftimmung der Majorität. 
Die übrigen Anträge der Abtheilung zu den Beftimmungen des Artikels III erkannte die 
Verſammlung nur ald die Faffung betreffende, und vereinigte fid) zu dem Wunſche: 
daß jede Undeutlichkeit in der Faſſung des Geſetzes vermieden werden möge. 
Zu Artikel IV ftellte der Abg. Mewiſſen das Amendement: 
den Verluft der ftändifhen Rechte auf eine zehnjährige Frift u befchränfen. 
Died Amendement wurde von der Berfammlung in ihrer Majorität nicht angenommen. 
Zu Artikel V ftellte derfelbe Abgeordnete das Amendement, zu beftimmen: 
Jede Berfammlung, welche die Anklage oder Verurtheilung beſchloſſen hat, kann zu jeder 
Zeit den Verurtheilten rehabilitiren. 
Eomohl die Frage: 
ob eine derartige Rehabilitirung zu jeder Zeit, 
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ald auch die Frage: 
ob diefe Nehabilitirung nad) 5 Jahren von der Verfammlung, welche die Anklage oder 
die Verurtheilung beſchloſſen hat, erfolgen könne, 
wurde von der Majorität verneint, und dad Amendement nicht angenommen. 
Dagegen entſchied fi) Die Verſammlung mit einer Majorität von mehr ald zwei Drittel 
der Stimmtenden dafür: 
daß, um den Antrag auf Rehabilitirung nach Vorfchrift des Art. V ftellen zu können, ed 
nicht der Zuftimmung von zwei Drittel der betreffenden Verſammlung, fondern nur der 
abfoluten Majorität derſelben bedürfe. 
Mit den Anträgen der Abtheilung, im Art. V ftatt: 
„der Berfammlung, welche die Antlage beſchloſſen hat,* 
zu fegen: 
„einer ftändifchen Verſammlung, zu welcher der Angeklagte gehört hat, oder feinen Ver: 
hältniffen nad) gehören würde,“ 
und 
hinter dem Worte „Ausihliefung* einzufhalten: „oder Entfagung“, 
erklärte fich die Verfammlung einverftanden, und cd wurde hierauf Artikel IV und Artikel V 
unter Maßgabe der befcyloffenen Aenderungen angenommen. 


Was den Artikel VI betrifft, fo wurden folgende Amendementd vorgefchlagen: 

1. von dem Abg. Hanfemann: in Stelle der Beftimmung ded Gefegentwurfs folgende 
Beftimmung aufzunehmen: 
„Die ftändifhen Rechte ruhen während der Zeit, daß ein fompetented Kriminalgeriht 
wegen folder Verbrechen, auf melde die unter Il ab bezeichneten Strafen ausge 
ſprochen werden können, die Unterfuhung und zugleid) die Verhaftung ded Angeſchul— 
digten angeordnet hat;“ 

2. vom Aba. v. Bonin, die Beſtimmung dahin zu ändern: 

„die Ausübung der ſtändiſchen Rechte ruht zeitweife bei denjenigen Perfonen, 
a) bei weldyen Gemeine: oder Bürgerrecht ruhen, 
b) über welche Kuratel= oder Kriminalunterfucung eingeleitet ift, 
c) über welche nach Nr. II cine ftändifche Verfammlung den Beſchluß gefaht hat 


u. ſ. w.; 

3. vom Abg. v. Werdeck, sub Nr. 2 hinter „Kriminalunterſuchung“ einzufchalten: 
„wegen eines Verbrechens, welches eine der im Artikel I, Nr. 1 a b vorgefchriebene Fol⸗ 
gen nad) ſich ziehen kann;“ 

4. vom Abg. Sommerbrodt bei Nr. 2 zuzuſetzen: 

— — oder wenn in den mit der alten Städteordnung beliehenen Städten durd) einen 
gefegmäßig gefahten Beſchluß des Magiftratd und der Stadtverordneten eine zeitweiſt 
Entziehung der bürgerlihen Ehrenrechte ftattgefunden hat;“ 

5. vom Abg. Zimmermann (Spandau), dahin gehend: 

‚daß in den Fällen 1—3 diejenige Verfammlung, deren Mitgliedſchaft beanſprucht 
wird, zu befinden habe, in wie weit die ftändifchen Rechte ruhen;“ 
6. vom Abg. d. Binde: 
die Beftimmungen sub Nr. 1 und 2 wegfallen zu laſſen, 
Im Laufe der Diökuffion diefer Amendementd und in Folge der gefahten Beſchlüſſe wur⸗ 
den zunächſt die Amendementö sub 1 und 5 zurüdgezogen. Es entſchied fi) Die Verſamm⸗ 
(ung auf die Frage: 
Soll die Beftimmung Nr. 1 ftehen bleiben? 
mit einer Majorität von mehr ald zwei Drittel der Stimmenden für das Wegfallen derfelben, 
und auf die Frage: 

Soll die Beftimmung Nr. 2 ftehen bleiben? 
mit einer Majorität von mehr ald zwei Drittel der Stimmenden für das Wegfallen aud) die: 
fer Beftimmung. Dagegen wurde die Frage: 

Soll die Beltimmung Nr. 3 ftehen bleiben? 
ohne Widerfprudy von der Verſammlung bejaht. 
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Dad Amendement sub Nr. 2 ded Abo. v. Bonin wurde, ſoweit es fi auf die Nr. 3 
des Artiteld VI bezieht, genehmigt, aud) wurde von der Verfammlung für angemefjen erach— 
tet, nach dem Vorſchlage deffelben Abgeordneten die Ueberſchrift des Gefeged dahin au faſſen: 

„Verordnung, betreffend die gänzliche und zeitweife Ausſchließung von ftändifchen Ver- 
fammlungen.“ 
i Durch diefe Beichlüffe fanden die Amendements Nr. 2, 3, 4 und 6 zugleich ihre Er: 
edigung. 
Ein Vorſchlag des Aba. v. Breitenbaud, zu beftimmen: 
daß Perſonen, welche nad) der biöherigen und größtentheild nod) beftehenden Gerichtöver- 
faflung „vorläufig* freigefprochen worden find, in Bezug auf das vorliegende Geſetz als 
„völlig“ freigefprodhen betrachtet werden follen, 
fand nidyt die erforderliche Unterftügung in der Verfammlung, um zur Berathung gezogen 
u werden. 

Artikel VII ded Gefegenttwurfed wurde ohne Widerfprud) angenommen; der Vorſchlag 

der Abtheilung aber, zufäglidy zu beftimmen, 
daß eine wiſſemlich falſche Denunciation der gefeglihen Strafe der Verläumdung unter: 
liege, von der Verfammlung abgelehnt. 

Ein Antrag ded Abg. Mohr: 

alle Beitimmungen des Befegentwurfes abzulehnen und die von ihm — dem Abgeordne- 
ten — — Beſtimmungen aufzunchmen, wie fie die Anlage nachweiſt (ſ. U 
©. 34 ' 


fand nicht die erforderliche Unterftügung in der VBerfammlung, um zur Berathung gezogen 
zu werden. 
Schließlich erflärte fi) die Berfammlung ohne Widerfprud für die Annahme deö gan: 
zen Geſetzentwurfes mit den von derfelben beſchloſſenen Modifikationen. 
Der Marſchall ſchloß hierauf die Sigung, und beraumte die nächſte Sigung auf den 
6. d. M., Normittags 10 Uhr, an. Die vorgeihlagenen Abänderungen in den Beftimmun: 
gen des Beihhäftöreglementö werden Gegenftand der Berathung fein. 
In der Sigung vom 6. Mai 1847 vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 
A. v. Rochow. 
v. Batom, Naumann. 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
Graf v. Stoſch, 
(Referent). 


Verhandelt im Königliben Schloffe zu Berlin, am 6, Mai 1847. 

In der heutigen, unter Worfig ded Marſchalls v. Rocdhom abgehaltenen Sitzung der 
Kurie der drei Stände wurde dad Protokoll vom geftrigen Tage verlefen und nad) einigen 
Berihtigungen genehmigt. 

Als Sceretaire fungirten die Abg. Siegfried und v. Waldbott. 

Hierauf verlad der Marfchall ein von ihm an Seine Majeftät gerichteted Schreiben, in 
melden er, dem 8 29 des Geichäftöreglementd gemäß, Seine Majeftät um Entfcheidung 
bittet, ob er, dem $26a des Heglementö gemäß, einen Antrag mehrerer Abgeordneter der 
Provinz Poſen betreffend, zurückweiſend, richtig verfahren habe, und übergab dad Schreiben 
dem Yandtagd.Kommilfarius. Die wohlmeinende Faſſung deffelben veranlaßte die Mitglieder 
der befagten Provinz zu allgemeinen Acuferungen des Tantee. 

Der Marfchall machte ferner befannt, daß auf Erſuchen des Worfigenden der ſechſten 
Abtheilung der Bergwerks⸗Kundige, Steinbed, der fehöten Abtheilung zugeteilt 
fei, ob zwär derfelbe bereits in der adıten Abtheilung arbeite. In dieſe Abtheilung trete ferner 
der Abg. v. Arnim-Koppershagen an die Stelle ded Grafen Dohna. 

Hierauf verlad der Marſchall die nody ferner —— Anträge, und verwies die⸗ 
ſelben an die betreffenden Ausſchüſſe, worauf der Abg. Abe gg feine Meinung dahin äußerte: 
daß der Vollftändigkeit der Protokolle halber er es für nothivendig erachte, daß bei nament- 
licher Abftimmung die Abftimmungsliften, fotvie fie ohne Zweifel dem bei der Stanzlei ver: 
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bleibenden Protokolle anliegen, aud den an die Mitglieder zu vertheilenden gebrudten Pro- 
tofollen beigefügt werden, welhe Meinung Unterftügung fand und den Marfchall zu der 
Erklärung beranlaßte, wie er diefe Vervollſtändigung veranlaffen wolle, auch dafür forgen 
werde, daß dad Gewünſchte bei den bereitö mitgetheilten Protokollen nachgeliefert werde. 

Die Aeußerung ded Grafen Storzewöfi, er habe einen Antrag, die augenbliliche Roth 
betreffend, eingegeben, ohne gehört zu haben, dak derfelbe einer Abtheilung überwieſen fei, 
fand ihre Erledigung im der Erflärung ded Vorfigenden der ſechöten Abtheilung, des Grafen 
Renard, daß diefer Antrag bereits zum Referate vertheilt fei. 

Der Abg. Wächter wünſcht, daß die Sitzungen früher anfingen, zur Förderung der 
Arbeiten. Diefem Antrage wurde widerſprochen, indem den Mbtheilungen und Referenten 
Zeit zu ihren Berathungen, refp. Arbeiten bleiben müffe. Bei diefer Debatte griff noch die 
Bemerkung Pla, die Redner möchten ſich zur Zeiterfparniß kürzer faffen und aller Wicder- 
holungen enthalten. Der Marfchall erklärte, Die einzige Zeiterfparnif, welche möglich, beftche 
darin, daß er pünflich um 10 Uhr die Sigung eröffnen werde, was er bis jet nicht gethan 
habe, aus Rüdfichten für fehlende Mitglieder, obſchon er felbft immer vor der anberaumten 
Zeit anweſend geweſen fei. Er erfuche demnach, ſich pünttlidy einzufinden. 

Es wurde zur Tagesordnung geichritten 

über das Gutachten der vierten Abtheilung, Abänderung des Gefchäftsreglementd betreffend. 


Referent v. Ratte lad den Eingang dieſes Gutachtens vor. Die dafelbft angeregte Fragt, 
ob die Abtheilung befugt geweſen fei, in Folge einzelner Anträge auf Abänderung beftimm- 
ter Baragraphen den Inhalt ded ganzen Geſehes in Berathung zu nehmen, weldhed von meh: 
reren Deputirten beftritten wurde, befeitigte der Landtagd-Kommiffarius durch die Aeukerung, 
daß er ſich allerdings würde widerfegen müffen, wenn in folge eined beftimmt geftellten An 
traged auf Abänderung eines Theiles eines Königlichen Geſehes, dad ganze Geſetz einer Kri- 
tif unterworfen werden follte. Gin Mandat ded Yandtagd-Marfchalls würde die Kommiſſion 
hierzu nicht ermächtigt haben. Gegen den eingefchlagenen Weg aber, wo die Kommiffion nur 
Anhaltöpuntte zur Berathung im ganzen Geſetz gefucht habe, hätte er nichtö zu erinnern. 
Einige Redner glaubten den Zeitpunft zur Berathung zu früh, indem dem Landtage einſt⸗ 
weiten die Erfahrung mangle, welche er am Schluffe gefammelt haben könne. Der Landtagd 
Marfchall beendigte dieſe Distuffion, in welcher feine beftimmten Anträge geftellt feien, indem 
er den Referenten auffordert, zu den einzelnen Paragraphen überzugehen. Derfelbe lieſt dad 
Gutachten der Kommiffion ad & 2 vor. 

Der Abg. Milde unterftügt fein Amendement, indem er bemerkt, daß durch cine breitere 
Baſis, weldye man dem Interpellationsrecht gebe, und durch eine einfache Frage an den 
Kommiffarius, wodurd viele Anträge fidy befeitigen lichen, eine große wohl zu wünſchende 
Zeiterfparni herbeizuführen fei. Nach einiger Diskuffton ftellte der Marſchall die Frage: 

„Soll jeder Abgeordnete dad Recht haben, jederzeit fiber beliebige Gegenftände ragen an 
den Landtags⸗Kommiſſarius oder an Departementschefs zu ftellen, fofern fie 24 Stunden 
vorher beim Marfchall angemeldet find?" 
Die Frage wurde laut der Anlage mit 321 Stimmen bejaht und 168 verneint, erhielt dem 
nad) feine Majorität von zwei Drittel (f. Stimmzettel 1). 
Der vom Abg. Baum vorgefchlagene Zufag zu $2 des Gefhätöreglementd lautet 
wie folgt: 
lim die gründliche Prüfung und Bearbeitung der umfangreicheren Propofitionen 
zu erleichtern, werden Wir diefelben eine angemeffene Zeit vor Eröffnung ded Verei⸗ 
nigten Landtages zur Kenntniß der Mitglieder gelangen laſſen,“ 

wurde, als nicht in die Geſchäfts-Ordnung gehörig, bezeichnet und bei der Abſtimmung verworfen. 

Der Königliche Kommiſſarius erklärte hierbei: da8 Gouvernement werde künftig fo biel 
ald moͤglich die Königlichen zen zeitig dor dem Zuſammentritt des Vereinigten 
Landtages den Mitgliedern deffelben zugeben laſſen, wobei die Verſammlung fid) berubigte. 

Referent trägt dad Gutachten ad 84 vor. Der Marſchall erklärte: es feien Petitionen 
deffelben Inhalted eingegangen und ſchlage er vor, jet darüber hinwegzugehen Tie ſich 
hierüber entſpinnende Debatte, dahin gehend, daß die Ernennung ded Marſchallo nicht Gegen 
ftand der Gejhäfts-Drdnung, fondern vermöge des Geſetzes dom 3. Februar c. fid) don 
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Cr. Majeftät vorbehalten fei, fand ihr Ende in der Erklärung des Kommiffarius, den Punkt 
bier ald erledigt anzunehmen, ohne Präjudiz bei den deöfallfigen Petitionen. 
Auf Veranlaffung des Marfchalld trägt der Abg. Dulf fein Amendement vor. Dahin- 
gegen im 8 4 folgenden Zuſatz zu madıen: 
„Wird die Verhinderung dadurch herbeigeführt, daß gegen dad Mitglied eine Kriminal- 
unterfuchung, die mit einer entehrenden Strafe verbunden ift, oder fofortige gefänglidye 
Einsichung verfügt werden foll, fo ift hierzu die Zuftimmung derjenigen Kurie des Ver: 
einigten Yandtaged, welcher dad Mitglied angehört, vorber erforderlich, und fein Mitglied 
fann anders, ald mit Genehmigung der Kurie an der Ausübung feiner ſtändiſchen Rechte 
verhindert werden. _ . 

Eventualiter, daß Diefed Amendement die Zuftimmung ded hohen Landtages erhalten 
folle, ftelle ih noch den Antrag, dak der Inhalt deifelben dem Abfchnitt VI der Verord— 
nung, die Ausſchließung befholtener Berfonen von ftändifchen Berfammlungen betreffend, 
nachträglich einverleibt werden möge.“ 

Der Zufag wurde, ald zur Geihäfts-Drdnung gar nicht gehörend, bezeichnet, und fand ſich bei 
der durch Aufftchen bewirkten Abftimmung nur jehr geringe Beiftimmung, war dem: 
nad) verworfen. 


Graf Saurma findet ed bedenklich und nicht parlamentarifch, ein fo wichtige Geſchäft, 
ald dad der Abftimmung, nur zwei Augen anzuvertrauen, ſchlägt demnach vor: den Ordnern 
beim Zählen der abftimmenden Witglicder zwei Gehülfen heizugeben. 


Der Abg. Dittrich macht auf die großen Schwierigkeiten bei der Abftimmung durch 
namentlihen Aufruf aufmerfiam, und bemerkt, daß er cö ſich vorbehalten habe, beim $ 18 
eine Abftimmung durdy Kugelung zu beantragen. Gegen beide Vorſchläge erhoben fid) 
Miderfprüche, und wurde dad vom Abg. Graf Saurma geftellte Amendement bei der Ab- 
ftimmung verworfen. 

$6 erlitt gegen den Vorfchlag der Mbtheilung eine Umänderung dahin, daß die Frage: 
Soll jede Provinz den aus ihrer Mitte beftellten Secretair felbit wählen, mit 339 Stimmen 
bejaht und 159 verneint wurde (f. Stimmzettel I). Die Abänderung des Reglements war 
demnach mit zwei Drittel beantragt. 

Zum 87 war nad dem Vortrage des Referenten der Antrag geftellt: auf freie Wahl 
der Abtheilungdmitglieder. Die Frage: Beihlicht die Verfammlung an Se. Majeftät die 
Bitte zu richten, daß die Zufammenferung der Abtheilungen, ftatt der Ernennung ihrer Mit: 
glieder dur den Marſchall, in der Weiſe erfolge, daR jede Provinz zu der vom Marichall 
mit gleihmäßiger Berüdfichtigung der Provinzen angemeſſen erachteten Zahl der Mitglies 
der die davon auf fie fallende Zahl aus ihrer Mitte wähle, erhielt mit 305 Ja und 193 Nein 
nicht die erforderliche Majorität von zwei Drittel (f. Stimmzettel I). 

Der Abg. dv. Brünned entwidelt auf Veranlaffung ded Marſchalls fein Amendement, 
dahin gehend, daß bei Bildung der Abtheilungen die Marfchälle der Provinzen zugezogen 
werden möchten, und daß zweitens die Anträge nach den Materien gefondert, den verſchiede— 
nen Ausſchüſſen zugewieſen, refp. dieſe alfo nad) Materien gebildet und genannt würden. 
Der erfte erhielt bei der deöfalliigen Abitimmung die erforderliche Majorität. Den zweiten 
anbelangend, fo erklärt der Königliche Kommiſſarius, daß diefer Vorſchlag ald zweckmäßig 
berüdfichtigt werden würde. 

Referent geht au dem Vorfchlage des Abg. Aldenhoven über, welcher dahin gebt, den 
Abtheilungen die Wahl ihred Vorfigenden felbft zu überlaffen. Die dieferhalb geftellte Frage 
wurde mit 337 Ja gegen 150 Nein, alfo mit mehr als zwei Drittel bejaht (f. Stimmzettel IV). 

Der Abg. v. Olfers bemerkt, dak zuweilen Mitglieder in den Abtheilungen fehlten und 
bierdurdy die gewünſchte Vertretung nad) Provinzen alterirt fei; er ftelle demnad) den An— 
trag, zu $7 folgenden Zuſatz zu machen: 

„Behinderungsfälle der Abtheilungdmitglieder müffen dem Vorſitzenden zeitig angezeigt 
erden, mweldyer alödann, unter Zuftimmung ded betreffenden Yandtags-Marfchalls, einen 
andern Abgeordneten aus der Provinz und vom Stande des Verhinderten für die Zeit 
bon deſſen Abweſenheit einzuberufen hat.“ 

Der Vorſchlag wurde per majora abgelehnt. 
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Meferent fahrt in feinem Vortrage fort, ad 89 das Gutachten der Abtheilung borzulefen, 
welches den Antrag, die Wahl des Referenten der Abtheilung zu überlaffen, abgelehnt hatte. 
Nach kurzer Debatte und nachdem der Antragfteller erklärt, dak er fein Gewicht mehr auf 
feinen Antrag lege, wurde die Frage: Soll der Referent von der Abtheilung ernannt wer: 
den? per majora abgelehnt. 

Ad 8 12 fand der Antrag ded Petenten Aldenhoven, daß Königliche Beamte nur auf 
Verlangen einer Abtheilung den Berathungen derfelben beizumohnen befugt feien, wie in der 
Abtheilung, fo auch in pleno feine Unterftügung. 

Das Amendement des Abg. v. Vince, alio laufend: 

„Den Antragftellern ift cd geftattet, den Verhandlungen der Abtheilungen über bie von 
ihnen geftellten Anträge mit dem Rechte der Miterörterung, aber ohne Votum beizuwoh⸗ 
nen, und find zu dem Ende die Vorfigenden verpflichtet, ihnen von der Zeit der betreffenden 
Berathung Kenntniß zu geben,“ 
begründete derfelbe, daR, fo wie dies Verfahren bereitd vom Marſchall ald zweckmäßig an- 
erkannt, möge ed aud) zum Gefege erhoben werben, um nicht in dem Wechſel der Perſon ded 
Marihalld einen Wechſel zu erleiden. Der Vorſchlag wurde durch Aufftchen und mehr ald 
genügender Majorität angenommen. 

Ad 813 lad Referent dad Gutachten der Abtheilung über dad Petitum vor, daß der 
Vortrag in pleno nur von einem von der Abtheilung erwählten Referenten gehalten werden 
dürfe. Nachdem Antragfteller feinen Antrag motivirt, wurde die Frage dahin geftellt: Coll 
der Referent zum Bortrage in pleno von der Abtheilung ernannt werden? und wurde Diele 
Frogeftellung vom Petenten Aldenhoven dahin zu ändern beantragt, daß eö hieh: Coll 
der Referent zum Bortrage in pleno von dem Vorfigenden der Atheilung ernannt wer- 
den? welche letztere Frageftellung vom Marfhall angenommen und durdy Aufjtchen mit 
mehr als zwei Drittel bejaht wurde. 

Der Landtagd- Kommiffarius bemerkt, daß die zur Abftimmung getommene Frage eine 
ganz andere fei, ald über welche debattirt worden, und verlangt, daß ſolches im Prototoll 
vermerkt werde, worauf der Zandtagd-Marfchall bemerkt, daß die Abftimmung gefchchen und 
nicht mehr geändert werden könne; wenn er gefehlt, fo müffe er die Rüge auf ſich nehmen, 
wozu der Zandtagd-Kommiffarius erläutert, daß in dem von ihm Gefugten keine Rüge liegen 
folle, fondern er für die Folge darauf aufmertfam mache, wie ſolches Verfahren nicht im 
Intereffe der Berfammlung liege, worauf der Yandtags-Marfchall den Abg. v. Winde ber- 
anlaßte, fein Amendement zu 8 13 zu erläutern. Died geſchieht und wird daffelbe formulit, 
mie folgt: 

„Die Berathung darf immer erft 24 Stunden nad) Vertheilung ded Gutachtens der Ab⸗ 

theilung beginnen. Die Gegenftände, welche in jeder Eigung zur Erörterung fommen, 
werden bei mündlicher Anberaumung derfelben genau bezeichnet, bei ſchriftlicher auf der 
Einladungäfarte bemerkt, * 

und durch Aufftchen mit einer Majorität von mehr ald zwei Drittel angenommen. 

Referent lieſt das Gutachten der Abtheilung zu $ 14 und wird das Petitum: Er. Nu 
jeftät zu bitten, den $ 14 dahin abzuändern, daß den Abgeordneten ihre Sige ohne Rüdticht 
auf Provinzen durch dad %008 angetviefen würden, nad) furzer Debatte per majora verworfen, 

Der Marſchall ſchloß die Sitzung, indem er die nächſte auf morgen früh 10 Uhr ande 
raumte und in derfelben die heut abgebrodyene Berathung, und wenn noch Zeit übrig bleibe, 
dad Gutachten über die Petition des Abg. Hirſch wegen Ergänzung der Herrenfammer an 
der Tagedordnung erklärte. 

Vorgelefen, genehmigt und unterſchrieben. 

v. Rodhom. 
vd. Waldbott. Siegfried. 
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Stimmzettel Nr. T. 


Frage: Soll jeder Abgeordnete das Recht haben, jederzeit über beliebige Gegenftände 
Fragen an den Yandtagd-Kommiffarius oder an Departementöächyers zu ftellen, fofern 
fie 24 Stunden vorher beim Marſchall angemeldet find? 
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Stimmzettel Wr. IE. 
Frage: Soll jede Provinz den aus ihrer Mitte beftellten Seeretair felbft wählen? 
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Stimmzettel Wr. III. 


Frage: Beſchließt die Berfammlung, an Se. Majeftät die Bitte zu richten, daß die Zuſam— 
menfegung der Abtheilungen, ftatt der Ernennumd ihrer Mitglieder dur den Mar: 
ihall, in der Weiſe erfolge, daß jede Provinz zu der vom Marſchall mit gleich— 
mäßiger Berüdjihtigung der Provinzen angemeffen erachteten Zahl der Mitglieder, 
die davon auf fie fallende Zahl aus ihrer Mitte wähle? 


a. | Nein. 
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Stimmzettel Wr. IV. 


Frage: Soll es beantragt werden, daß die Wahl des Vorfigenden der Abtheilungen diefem 


überlaffen bleibe? 
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Verhandelt im Königliben Schloffe zu Berlin, am 7. Mai 1847. 

Nahdem in der heutigen Sitzung der Kurie der drei Stände unter Vorſitz des Mar- 
ſchalls v. Rochow das Protokoll der geftrigen Sigung verlefen und nad) einigen Ergän- 
ungen angenommen und genehmigt worden war, und Die Abg. Dittrid und v. Yeip- 
iger dad Secretariat übernommen hatten, wiederholte der Abg. Berndt den Antrag: 

den Vortrag und die Berathung der Petition wegen Ausſchließung des Grafen v. Rei— 

henbad) vom Vereinigten Yandtage moͤglichſt zu befehleunigen, 
welchem Antrage ſich nody einige andere Mitglieder des Yandtaged mit dem Bemerken 
anſchloſſen: daß die offiziellen Aktenftüde nunmehr gewiß längit eingegangen fein würden, 
mithin der Mangel derfelben der Bearbeitung diefer Angelegenheit nicht weiter entgegenftehen 
fünne, und daß es fid) hier um eine förmlidye Redytöverlegung zu handeln fdyeine, weshalb 
die Sache um fo mehr der Beichleunigung bedürfe. 

Der Abg. Dr. v. Kraſzewki bat inöbefondere aud noch: 

die Petitionen wegen Ausſchließung des dv. Koczoromwati und des vd. NRiemojewöki 
von dem Vereinigten Yandtage bald möglichſt zum Vortrag zu bringen. 

Der Marſchall v. Rodhom fprad) das Vertrauen aus: 

daß die Abtheilungödirigenten ſich es möglichſt angelegen fein laffen würden, die Peti— 
tionen überhaupt und vorzugdweife, die der Beſchleunigung bedürfen, thunlichft bald 
bearbeiten und vortragen zu laſſen. 

Der Abtheilungädirigent, Graf v. Bismark-Bohlen, erwiderte hierauf: 

daß die betreffenden Mktenftüde allerdingd vor einigen Tagen eingegangen und dem 
Referenten zur Anfertigung des Referatd zugefertigt worden wären, welches er aber nod) 
nicht erhalten. 

Bon dem Abg. v. Winzingerode-Knorr wurde bemerkt, daß der Referent in der 
Sache feit einigen Tagen frant fei. 

Der Abg. Allnoch beantragte mit Bezug auf 88 18 und 20 ded Reglements über die 
Gefhäfts-Ordnung: 

daß die Refultate der Abftimmung auch, wenn fein namentlidyer Aufruf ftattgefunden, im 
Prototkoll in der Art angegeben werden möchten, daß daraus erfichtlid), wie jede Provinz 
und in Diefer, wie jeder Stand abgeftimmt habe. 

Diefer Antrag fand jedoch keinen Anklang, weil eine Abftimmung nady Provinzen und 
Ständen gefeglic nur dann erfolge, wenn eine Itio in partes ftatt finde; indeffen wurde eö 
dem Antragfteller überlaflen: | 

die Sache bei der Berathung des Reglements zu den SS 18 und 20 wieder zur Spradhe 
zu bringen. 
Van ging nunmehr zur Tagesordnung, nämlich zu der nur gedachten Berathung ded 
Gefchhäftsreglements über. 
Es wurde zunächſt der Vorſchlag der Abtheilung: 
Se. Majeftät den König zu bitten, eine Beftimmung in dad Reglement aufzunehmen, 
über eine beftimmte Zahl von Abgeordneten, welche zur beſchlußfähigen Stärke der Ver: 
fammlung anmefend fein müffe, 
weitläuftig und von allen Seiten befprochen. 

Der Abg. v. Binde ftellte die Behauptung auf: 
daß es einer ſolchen geſetzlichen Beftimmung nicht bedürfe, da die provinzialftändiiche 
Geſetzgebung die Vorſchriſt enthalte, daß drei Viertheile der Mitglieder ded Provinzial- 
Landtaged anweſend fein müßten, um einen gültigen Beſchluß faſſen zu können, und diefe 
Vorſchrift auch für den Vereinigten Yandtag, welcher nur and den acht Provinzial-2andtagen 
zufammengefeßt ſei, Geltung habe, es alfo fid) nur darum handeln könne, ob man eine 
Abänderung derfelben beantragen wolle. 

Mehrere Mitglieder der Verfammlung traten diefer Anficht bei; viele andere beftritten 
fie aber, und der Königliche Landtags-Kommiſſarius erklärte auf die an ihn ergangene 
Interpellation: 

Wie cd keineötvegcd in der Abficht der neuen Gefehgebung über den Vereinigten Landtag 

gelegen babe, daß für Diefen die provinzialftändiiche Gefehgebung in irgend einer Weife 

nwendnng finde, da bei dem Vereinigten Zandtage ganz andere Berhältniffe obmwalteten, 
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als bei den Provinzial» Zandtagen; wie ed daher der Verſammlung lediglich; überlaffen wer— 
den müffe: ob und welche gefegliche Beitimmung fie wegen Beſchlußfähigkeit des Vereinig- 
ten Landtages nad) der Zahl der vorhandenen Mitglieder beantragen wolle, da eine foldıe 
in der ſtändiſchen Gefeßgebung jetzt allerdings nicht vorhanden fei, und es zweifelhaft 
erfcheine, ob die allgemeinen gefeglihen Beſtimmungen im Landrecht angewendet wer: 
den könnten. 

Einem Antrage des Abg. Hanfemann, zunächſt darüber abzuftimmen: 
ob die Verſammlung der Meinung fei, daß die provinzialftändiichen Gefege in dieſer Hin- 
fidyt audy für den Vereinigten Yandtag nody Geltung haben, 

wurde feine weitere Kolge gegeben, da cd nicht in den Befugniffen ded Landtages liegen 
dürfte, hierüber zu entjcheiden. 

Es wurde nun noch von mehreren Seiten der Zweifel angeregt: 
ob überhaupt eine deöfalllige Beftimmung in das Reglement und nicht vielmehr in das 
organische Geſetz gehöre, und der Antrag bier erörtert werden könne, oder in den Weg 
der Betition zu verweiſen fei. 

Der Marſchall ftellte daher an die Verfammlung die Frage: 
ob fie der Anficht ſei, daß eine Beftimmung darüber, ob eine getwiffe Anzahl vorhanden 
fein müffe, um einen Beſchluß zu faffen, nicht ind Reglement gehöre? 

und brachte Diefelbe zur Abftimmung, wobei ſich 319 Etimmen dafür audfpradıen: 
daß cine deöfallfige Beftimmung ind Reglement aufzunchmen fein werde, 
und 181 Stimmen ſich dagegen erfärten. 
Da nun in diefem Fall einfache Stimmenmehrheit genügt, fo wurde die Debatte fort 
gefeht, und nad) deren Beendigung die vom Marſchall geftellte Frage: : 
Soll eine Beſtimmung Sr. Majeftät des Königs auf Feſtſchung ber Zahl, die zu gül 
tiger Befchlußnahme im Vereinigten Yandtage nothivendig ift, erbeten werden? 
mit 250 Stimmen bejaht und mit 247 Stimmen verneint, Es waren zwar einige Abgeord: 
nete, namentlih Hanſemann und Schneider der Anficht, daß, da cö ſich bier nur um 
eine Vorfrage gehandelt habe, nur einfache Stimmenmehrheit zu entſcheiden habe; die Der: 
fammlung entſchied ſich jedoch mit großer Majorität dahin: 
daß, da ein beftimmter Antrag an Ce. Majeftät hätte geftellt werden follen, zwei Tıit 
theile der Stimmen erforderlich waren, und daß daher aud) der Vorſchlag der Abtheilung 
als verworfen angefchen werden müffe. 
Die fernerweiten Vorſchläge der Abtheilung und einzelner Mitglieder, auf mie hoch dit 
beſchlußfähige Zahl der Mitglieder anzunehmen fei, famen ſonach auch nicht zur weiteren 
Berathung und Abftimmung. 

Zu 8 154 hat die Abtheilung den Vorſchlag gemacht: 
daß die Beftimmung, fein Mitglied dürfte von einem anderem Plage ald von ber Red⸗ 
nerbühne das Wort ergreifen, aud dem Reglement entfernt, und ftait deſſen c6 lediglich 
dem Ermeſſen des Marſchalls, wie ſchon jeßtzt faltiſch geſchehen, auch ferner uͤberlaſſen 
werde, von welchem Platz aus der Redner ſprechen ſolle; 

welcher Vorſchlag von der Verſammlung ohne Widerſpruch angenommen wurde. 

Zu 8 156 hält die Abtheilung den Zuſatz für wünſchenowerth: ER 
daß Anmeldungen zum Spreden allein in und nicht vor der Sigung erfolgen dürften, 
für diefe Anmeldungen aber, falls fie nicht zugleid) eingehen, die Neihefolge nad) der Ar 
meldung gefidyert werde. 

Bei der Abitimmung erklärten fid nur wenige Mitglieder für diefen Zuſatz. ‚ 

Bei diefer Gelegenheit ſprach der Abg Sommerbrodt den Wunfch aus: daß det 

Marſchall bei dem Vortrage von Petitionen nad) dem Referenten jedes Mal dem Antrag 
fteller auf fein Verlangen dad Wort ertheilen möchte, was der Marſchall nad) Umftänden 
moͤglichſt zu berückſichtigen verſprach. 

Zu $ löc hat der Abg. v. Binde folgende Amendements vorgeſchlagen: 

1. ftatt der Worte: 
Auch kann der Marſchall dem Referenten außer der Reihe das Wort ertheilen ıc. 
gefagt werde: 
Auch ift der Marfchall verpflichtet ıc, 
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2. daß der Marſchall ebenfalls nicht blos befugt, ſondern verpflichtet ſein ſoll, Jedem 
auch außer der Reihe das Wort zu gönnen, der Bemerkungen, die ſich auf ſeine Per— 
ſon beziehen, zu berichtigen hat; 

3. daß dem Marſchall ferner die Verpflichtung auferlegt werden möchte, denjenigen, welche 
eine Ueberſchreitung des Geſchäftöreglements zu rügen beabſichtigen, ebenfalls außer 
der Reihe das Wort zuzugeſtehen; 

4. daß der Antrag eines Abgeordneten auf Vertagung der Sitzung, wenn er von 24 Stim: 
men unterftügt wird, jedesmal zur Abftimmung gebracht werde, 

und 

5. daß eben fo der Antrag auf Abitimmung über die zur Erörterung ftehende Frage, 
wenn er von 24 Stimmen unterftügt wird, zur Abftimmung fommen müſſe. 

Dad Amendement ad I fand jedoch gar feine und das ad 2 nur wenige Ilnterftügung, 
wogegen dad Amendement ad 3 mit großer Majorität und jedenfalls mit mehr als zwei 
Drittheilen der Stimmen angenommen wurde. 

Tas Amendement ad 4 wird zwar durch einfache Stimmenmehrheit, nicht aber mit zwei 
Drittheilen der Stimmen angenommen, und das Amendement ad 5 erhielt nur die Beiftim- 
mung einer geringen Anzahl von Stimmen. 

Ad 8 150 beantragt der Abg. v. Zakrzewski: 

daß es denjenigen Mitgliedern der Verſammlung, die der deutfhen Sprache nicht voll- 

tommen mächtig find, geltattet werden möchte: ihre Reden ablefen zu fönnen, 

was ohne Widerſpruch mit überwiegender Majorität angenommen wird. 

Ad 158. Der Antrag ded Abg. Hanſemann und der Abtheilung, die Srgänzung 
eye über eine fefte Tagesordnung, ift ſchon in der geftrigen Sigung a 

3 erledigt. 

Der Abg. v. Winde beantragt: 

daß der Litt. g & 15 gan mwegfalle, 

was jedoch feine Unterftügung findet. 
Der Abg. Graf v. Schwerin will in der erften Zeile hinter dem Worte: 
„werden* „inder Regel“ beigefügt, und den legten Sag: der Marfchall fann ıc. bis 
geftatten, ganz weggelaſſen haben, 
was aber ebenfallö feine Beiftimmung erlangt. 

Der Abg. v. Auerswald fchlägt vor, den 815g beizubehalten, und nur am Schluß 

hinter dem Worte: „geftatten“ den Zuſaß au maden: 
und ift dazu verpflichtet, wenn die Majorität der Werfammlung ed verlangt; 
welcher Vorſchlag mit einer großen Majorität genehmigt wird. 

Der Abg. v. Diebitſch wünfcht eine Beſtimmung im Reglement: 

daß diejenigen, melde ein Amendement einbringen, was von einer verhältnifmähig nur 

geringen Zahl unterftügt wird, in eine Ordnungsftrafe genommen werden, 
wofür fich jedoch feine Stimme weiter erhebt. 

$ 15h. Die Abtheilung ſchlägt vor, diefe Beſtimmung dahin zu modifiziren, daß ber 
Marſchall zur Unterbrehung des Redners nur berechtigt fei, fo oft zur Aufrechtbaltung der 
Beftimmungen ded Allerhöchſten Neglementd über den Geihäftögang bei dem Vereinigten 
Zandtage er es nöthig finde, und der Abg. dv. Binde wünſcht, daß hinter berechtigt nod) 
die Worte: und verpflichtet hinzugeſetzt werden. 

Beide Vorſchläge finden aber fehr wenige Unterftügung. 

8 > Die Abtheilung hält es für angemeffen, zu dieſem Paragraphen folgenden Zuſatz 
zu machen: 

Jedes Mitglied kann Verbefferungen der geftellten ragen in Vorſchlag bringen, über 
welche Verbefferungsanträge zuerft alfo abgeftimmt wird, daß die Frage, ob der ganze 
Antrag genehmigt werden foll, unentſchieden bleibt, bis er durdy alle angenommenen Ver: 
befferungdanträge fo modifizirt worden, ald die Stimmenmehrheit beftimmt hat. 

Ebenfo wird über einen Hauptantrag nur erft dann abgeftimmt, wenn über alle zu 
demfelben gemachten Berbefferungen entſchieden worden. 

Die einzelnen Berbefferungen werden nad) der Zeitfolge, worin fie bei der Berathung 
felbft vom Proponenten vorgetragen worden, zur Abftimmung gebracht. 


808 Eigungd- Protokolle ded erften Vereinigten Landtaged. 


Wenn über alle vorgefchlagenen Verbefferungen entfcyieden ift, fo wird über den An- 
trag mit Ja und Nein abgeftimmt. Die Behauptung, man habe die geftellte Frage und 
ihren Umfang mißverftanden, berechtigt nicht zur Wiederaufnahme der Sache, nachdem 
bereitd abgeftimmt worden. 

Laßt der urfprüngliche Proponent feinen Antrag vor der Abftimmung fallen, und 
wird derfelbe von einem Andern aufgenommen, fo fommt er nidytd defto weniger in der 
urfprünglichen Reihefolge zum Vortrag. 

Der Abg. v. Binde ſchlaͤgt noch folgenden Zufaß vor: 
Ueberall, two es um Zeit oder Zahlenbeftimmungen fidy handelt, muß, falld es auf einen 
terminus ad quem anfommt, zuerft über dad Marimum, falls es auf einen terminus 
a —* antommt, zuerſt über das Minimum der verſchiedenen Vorſchläge abgeſtimmt werden, 
Nachdem die Sache von mehreren Seiten beſprochen worden iſt, ſtellt der Marſchall der 
Verſammlung anheim: 
ob überhaupt eine Aenderung des Reglements erbeten werden ſolle? 
waso fie jedoch mit großer Majorität verneint. 
$ 17. Die Abtheilung beantragt, daß die Bitte ausgefprocdhen werde: 
Se. Majeftät der König möge dem Landtage geftatten, die Vorfchläge wegen einer ander: 
weiten Faffung der Gefegentwürfe zu machen, wo er zu ſolchen Veranlaffung fände. 
Für diefen Vorſchlag der Abtheilung ſpricht fid) zwar Die Mehrheit, aber nicht zwei 
Drittheile der Verfammlung aus. 
Der Yandtagd-Nommiffariud bemerkt hierzu: 
Mo die Faſſung eined Gefegentwurfed mit dem inne deffelben in irgend einer, wenn 
aud) nur entfernten Verbindung ftehe, fo könne und werde dem Landtage die Befugnif 
nicht beftritten werden, auch die Faſſung der Geſetzentwürfe zur Berathung und Abitim: 
mung zu bringen. Er gebe zu, daß die betreffende Stelle im Paragraphen etwas zu [harf 
efaßt fei, und daher einen Zweifel darüber zulaffe, indeffen glaube er, Namens ded 
Soudernementö die Zufiherung geben zu fönnen, daß dies bei der künftigen andertoeiten 
Redaktion ded Reglements berüdlichtigt werden folle. 
Die Berfammlung hält fid) durd) diefe Erklärung vollftändig befriedigt, worauf die 
Eigung geichloffen wurde, nachdem der Marſchall noch angekündigt hatte: 
daß die näcyfte Sitzung morgen früh 10 Uhr gehalten und in felbiger die Berathung ded 
Reglements fortgefegt und demnächſt, die Petition tvegen Vermehrung der Herren: Kurit 
zur Verhandlung gebracht werden folle. 
In der Sigung vom 8. Mai 1847 vorgelefen, genehmigt und unterſchrieben. 
A. v. Rochow. 
Dittrich. v. Leipziger, 
als Prototollführer. 
Katte, 
Referent. 
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Verhandelt im Königlihen Echloffe zu Berlin, am 8. Mai 1847. 
Vierzehnte Sitzung der Kurie der drei Stände ded Vereinigten Landtages, 
unter Borfis des Marſchalls v. Rochow, 
Seeretaire: v. Bodum: Dolffs und Kuſchke J. 

Nachdem dad Prototsll der geitrigen Sigung vorgelefen und genehmigt worden war, 
machte der Marfchall betannt, daß die von den Abg. Dulk und Heinrich eingereichte Be— 
ſchwerde über poligeilihe Eingriffe in bürgerlicdye Rechte, welche vor Ablauf der Prätluſivfriſt 
übergeben worden, aber wegen Formmangels hat umgearbeitet werden müffen, nunmehr der 
achten Abtheilung überwieſen fci. 

Der Abg. Naumann erhob hierauf Reklamationen gegen den ſtenographiſchen Bericht 
über die Sigung vom 4. d. Mts, in weldyem gefagt iſt: 

er ziehe fein Amendement zurück, nicht weil feine Gründe widerlegt feien, fondern aus dem 
Grunde, weil eine ſolche Verpflichtung Kompelle thut. 
Er berichtigte dies mit dem Bemerken, daß er die angegebenen finnlofen Worte nicht geſprochen 
habe. Ebenſo bemerkte derfelbe, daß in dem gedadıten Berichte das Stimmenverhältnif in 
der Abftimmung über Nr. 3 des & 1 des Beſcholtenheitgeſetzes unrichtig angegeben fei, indem 
cd gerade umgefchrt geweſen. Er erfuchte den Marſchall, das zu betätigen, damit auf diefe 
Weife das ſtenographiſche Protokoll berichtigt werde. 

Der Abg. Zimmermann fragte, ob die beantragten Aenderungen in dem geftern vor— 
gelefenen Prototolle bewirkt feien. Die veränderten Stellen feien nicht Ahr worden, 
mweöhalb er nadıträglic darum bitte, 

Wenngleich von einem andern Mitgliede die Vorlefung der berichtigten Stellen der 
Protokolle nicht für nöthig erachtet wurde, fo verfügte der Marſchall fie dennody und traf 
die Anordnung, daß fünftig die Berichtigungen der Prototolle fofort in der Sigung bewirkt 
und vorgelefen werden, 

Der Seeretair, Abg. v. Waldbott, lad hierauf die Weränderungen im Protokoll der 
borgeftrigen Sigung vor. 

Der Abg. v. Auerswald machte Die Bemerkung, daß durd) die biöher getroffene Ein- 
rihtung eine vollftändige Nichtigkeit der ftenograpbifcyen Berichte nicht werde erreicht werden, 
und ſchlug vor, daß jeder Abgeordnete, weldyer eine Berichtigung wünfdhe, diefe dem Scere: 
tariat anzeige, worauf von diejem die Berichtigung zu bewirken fei. Diefem Vorſchlage wurde 
don Andern mit dem Bemerken beigetreten, daß die vorgefommenen Unrichtigfeiten in der 
Zandtage-Verfammlung zur Spradye gebradyt werden müßten. 

Auf die Entgegnung ded Secretairs, Abg. vd. Bockum-Dolffs, daf die mit Ordnung 
der Angelegenheit unter Zuziehung der Sceretaire beauftragte vierte Abtheilung die Vor: 
ſchläge bereits eingereicht habe, und auf die Bemerkung des Marſchalls, daß das Protokoll 
der Abtheilung eingegangen fei, er aber zuvor mit dem Marſchall der Herren-Kurie über die 
Vorſchlãge Nüdipradye nehmen müffe, worauf der Verſammlung Nittheilung werde gemacht 
werden, wurde der Gegenſtand verlaffen, und, nad) einer Aeukerung des Abg. vd. Romberg, 
daß in dem Hamburger Korrefpondenten fein Name unter den 138, welche die befannte 
Erklärung unterfchrieben hätten, fälihlidy genannt fei, ur Tagesordnung übergegangen. 

Zuvor äußerte der Königliche Yandtags-Kommillarius: 

„Es fei ihm aus einer bedeutenden Provinzialftadt Die Nachricht zugegangen, daß Briefe 
eined Abgeordneten auf der Poſt erbrodyen feien. In fofern gegen das Gouvernement eine 
foldye Beſchuldigung gerichtet fei, müffe er fie, als eine unmürdige, zurückweiſen, und bemerken, 
daß, wenn ermittelt werde, daß ein Poſtbeamter ſich ſolcher Untreue ſchuldig gemacht habe, 
ihn die Strafe der Kaffation treffen werde,“ 

Der Abg. Graf Heliodor v. Sforzewöti bat folgende Erklärung ind Protofoll 
aufzunchmen: 

„Ih habe in den legten Tagen des verfloffenen Monated cine Beſchwerde hinſichts un- 
richtiger Auslegung und Anwendung der Allerhöchſten Kabinetordre vom 16. November 

1846 eingereicht. Es ift mir aber jet die Ehre geworden, von Sr. Excellenz dem ‚Herrn 
Minifter des Innern die Verſicherung erhalten zu haben, daß den Folgen, welche Die Aus— 
legung des quäftionirten Geſetzes durch eine Kreis-Mdminiftrationöbehörde gehabt, Einhalt 
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gethan und der Sachſtand redreſſirt ſei. Ich finde mich alfo veranlaßt, meinen Antrag zurüd- 
zunehmen und bin jederzeit, diefen au empfangen, bereit.“ 

Nunmehr zur Tagesordnung übergehend, bemerkte Referent, daß zunächſt die von den 
Petenten und der Abtheilung gemachten Vorſchläge zur Berathung kommen würden. 

Zum $ 18 des Geſchäftöreglements find mehrere Amendements eingereicht worden, 

Der Abg. Dittrich entwidelt dad feinige, welches lautet: 

Die Abftimmung geſchieht der Regel nad) durch Aufftehen und Sipenbleiben. Stellt ſich 

bierdurd) die erforderliche Stimmenmehrheit nidyt heraus, jo wird Diele durch Kugelung 

feftgeftellt, wenn nicht entweder der Marfchall oder 24 Mitglieder den namentlichen Aufruf 
für nöthig halten, in weldyem Kalle diefer erfolgen muß, in der Art, daß alle anweſenden 

Mitglieder provinzenweiſe unter Leitung des Marichalls der Provinz oder des Stellver- 

treterö deffelben die Frage nad) alphabetischer Ordnung beantworten, jedoch fo, daß von 

Frage zu Frage um einen Buchftaben fortgerücdt wird. Die Bringen Unfers Königlichen 

Hauſes geben ihre Stimmen zulekt, unmittelbar vor dem Marſchall, ab. Bei Stimmen- 

gleichheit giebt die Stimme ded Marſchalls den Ausfchlag. 

Nachdem der Abg. Dittrich dieſen Abänderungsvorichlag näher motiwirt hatte, ber 
merkte der Marſchall, daß der Abg. v. Rothkirch ebenfalls einen Vorſchlag, die Abftim- 
mung durch Kugelung betreffend, gemacht habe, und forderte denfelben zur mäheren Ent: 
mwidelung feined Vorſchlages auf. Died geſchah. Das Amendement wurde von 24 Mitglie 
dern unterftüßt. 

In der neu eröffneten Diskuſſion ſprachen ſich einige Mitglieder fir, andere gegen den 
Vorſchlag, die Abftimmung durch Kugelung zu bewirken, aus, was zu dem neuen Bor: 
fchlage ded Abg. Dandmann, durd) Stimmzettel abzuftimmen, führte. Derfelbe machte 
folgende Vorſchlag: 

Ein jeder Abgeordneter erhält 5 bis 10 oder mehrere Zettel, welche derfelbe in jeder Ver: 

fammlung bei fid) führt, und auf weldien vorweg Provinz, Etand und Name ded Ab- 

geordneten zu bezeichnen ift. Findet eine Abftimmung ftatt, fo hat der Abgeordnete feine 

teinung nur mit Ja oder Nein darauf zu verzeichnen. Diefe Zettel fammeln die Ord— 
ner nad) der Abftimmung ein und fertigen darauf dad fummarifche Stimmenverzeid: 
niß: Ja oder Nein! an, übergeben daffelbe mit den eingefammelten Zetteln dem Yand- 
tagd-Vlarichall. 

Dies fcheine ihm eine Garantie für die Abgeordneten und augleich eine Kontrole für die 
Ordner zu fein, weil die Stimmzettel mit den fummarifchen Angaben: Ja oder Nein! bald 
und ſchnell zu vergleihen wären. 

Diefem Vorſchlage traten einige Mitglieder bei, wobei von Einem der Zufak gemacht 
wurde, daß die Stimmzettel die Namensunterfchrift der Stimmenden erhalten müßten. 

Der Abg. Hanfemann trug darauf an, den Beſchluß über Abänderungen ded 8 18 
bis zum Schluffe der Berathung über die Geſchäfts Ordnung auszuſetzen. Dem Antrage murde 
indeffen nicht Folge gegeben. 

‚Der Abg. d. Winde fprad) ſich gegen Stimmzettel, ald eine geheime Abftimmung, aus 
und verlangte möglichſte Deffentlichkeit bei der Abftimmung. Auch er hielt das Zählen der 
Stimmen durch die Ordner, in der bisherigen Art, nicht für ganz ſicher und machte deshalb 
folgenden Vorſchlag: 

Falle durch Aufſtehen und Sitzenbleiben abgeſtimmt wird, erheben fich, im Zweifel, zuerſt 

die Mitglieder, welche Die Frage bejahen, und werden durch die Ordner gezählt; wer 
died geſchehen ift, fo ſetzen fie fich nieder, während fid) Die verneinenden Mitglieder erheben, 
um gleichfalls gezählt zu erben. 

Nachdem die Diökuffion Über verſchiedene Abänderungsvorfcyläge noch eine Zeit fortge: 
führt worden twar, wurde zuerft die Frage geftellt: 

Soll eine Abftimmung durch Kugelung erbeten werden? 
und diefe mit übertwiegender Stimmenmehrbeit verneint. 

Auf die Frage ded Marfhalld, ob der Vorſchlag durch Stimmzettel zu ftimmen, unter: 
ftügt werde, erfolgte hinreichende Unterftügung. 

Nachdem mehre Mitglieder für und wider den Vorfchlag gefprochen hatten, wurde die 
Frage geftellt: 
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Soll die Abſtimmung durch Stimmzettel erbeten werben? 
welche verneint ward. 


Der Marſchall fragte num, ob die Abftimmung durch namentlichen Aufruf ald Regel 
gewünscht werde? 
Ter Abg. v. Leipziger ftellte zum S 18 folgendes Amendement: ftatt des zweiten 
Saped von: „die Abſtimmung“ bis „verlangen” zu fegen: 
die Abſtimmung durch namentlihen Aufruf muß allemal ftattfinden, wenn der Marfchall 
fie für nöthig hält oder 24 Mitglieder darauf antragen und die Mehrheit der Wer: 
fammlung diefem Antrage beitritt, worüber jedesmal durch Aufitchen und Eigenbleiben 
abzuftimmen ift; 
oder wenn dicd Amendement nicht angenommen wird: 
die Abftimmung durch namentliben Aufruf muß allemal ftattfinden, wenn der Marſchall 
fie für nöthig hält oder 100 Mitglieder fie verlangen. 


ie 


Ferner ſchlug derfelbe vor, daß beim namentlihen Aufruf die Zählung der Stimmen 
provinzenweiſe geſchehen mürle. 

In der über den erſten Theil des Amendements eröffneten Diskuſſion wurde daſſelbe 
theils bekämpft, theils unterſtützt, und demnächſt die Frage: 

Soll Se. Majeſtät der König gebeten werden, zu geſtatten, daß der namentliche Aufruf 
nur ftatt finde, wenn die Majorität der Berfammlung ſich dafür erklärt? 
berneint. 

Der zweite Theil ded Amendements fand feine Unterſtüßung; dagegen ward der Vor: 
Ihlag, die Zählung provinzenweiſe vorzunchmen, hinreidyend unterftügt. 

In der Diskuffion wurde der Vorſchlag noch verfchieden amendirt. Einmal wurde die 
Abftimmung provinzenweiſe verlangt, dann in der Art, daß die eine Hälfte des Saales nad) 
der andern abjtimme, dann, daß nad) Nummern, ftatt nad) dem Alphabet geitimmt werde. 
Auf die Bemerkung des Abg. v. Auerswald, da die Art der Stimmenzählung wohl keines 
Beſchluſſes bedürfe, indem die deöfallfige Anordnung der Beftimmung des Marſchalls an- 
heimfalle, und auf die Entgegnung des Königlichen Yandtagd-Kommilfarius, daß dad Re— 
glement die alphabetiidhe Ordnung in der ganzen Verſammlung vorſchreibe, eine Abände— 
tung diefer Vorſchtift daher nur mit Allerhöchiter Genehmigung erfolgen könne, wurde die 
Frage geftellt: 

Soll eine Aenderung der jehigen Art, mit namentlichem Aufrufabzuftimmen, erbeten werden? 
und diefe verneint. 


Der Ordner, Abg. dv. Prittwitz, beantragte, dad Nefultat feiner Zählungen vom 
Plage aus laut anzeigen zu dürfen, nahm indefjen im Yaufe der Distuffion feinen Antrag 
wieder zurück 

Es blieb nun noch der vorſtehend bereitd mitgetheilte Borfchlag ded Aba. v. Winde in 
Betreff der Abftimmung zu erledigen, und der Marichall ftellte denfelben zur Erörterung. 

Der Antragfteller entwicelte feinen Vorſchlag nochmals, und obgleich mehre Mitglieder 
die Zweckmäßigkeit des Vorſchlages anerkannten, jo waren doch der Adg. Graf v. Schwerin 
und Andere der Meinung, daß es dieſerhalb feiner Bitte an Se. Majeftät den König bedürfe, 
indem es lediglich Sache ded Marſchalls fei, die gewünfchte Anordnung zu treffen. 

Da indeffen der Marfchall wünschte, ſowohl dieferhalb, ald wegen des Antrages des 
Abg v. Prittwis, welcher in der Tisfuffion wieder in Anregung gebracht worden tvar, 
die pen der Majorität der Verfammlung kennen zu lernen, fo wurden folgende Fra= 
gen geftellt: 

1. Frage: Sollen, bei zweifelhafter Abftimmuug zuerft die Bejahenden und demnächſt 
auch die Verneinenden aufftchen und gezählt werden? 
melde bejaht, 
2. Frage: Sollen die Ordner vom Plage aud die Refultate der Zählung angeben? 
melde dagegen verneint ward. 


‚ Der Abg. v. Leipziger trug darauf an, bei der Abftimmung durch Namensaufruf einen 
dritten Secretair zuzuordnen, tvad der Marfchall genehmigte. 
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Der Abg. v. Binde machte ben Vorſchlag, daß immer nur ein Ordner in jeder Provinz 
zähle. Das Nefultat der Abftimmung über die dieferhalb geftellte Frage war zweifelhaft und 
der Marfchall erklärte, daß er es vorläufig bei dem biöherigen Verfahren belaffen werde. 

Der Königlihe Landtags-ſtommiſſarius proponirte: der Marſchall möge darauf halten, 
daß bei den Abftimmungen die Mitglieder auf ihren Plätzen blieben. 

Der Abg. v. Binde beantragte die Aufnahme der Beftimmung in dad Reglement, daR 
jede Frage, unmittelbar vor der Abftimmung, durch einen Secretair verlefen werde, welches 
ohne Frageftellung einmüthig angenommen ward. 

Der von dem Referenten num mitgetheilte, von der Abtheilung nicht unterftügte, Antrag 
des Abg. Aldenhoven zum $ 22 ded Reglements, daß allein der Referent beredtigt fein 
möge, die Erklärung der Stände abzufaffen, fand auch im Landtage feine Unterftügung. 

an ging hierauf zu den Vorfchlägen der Abtheilung zum $ 24 des Reglements über. 

Zu I ward die Frage geftellt: 

Sol Se. Majeftät der König gebeten werden, die Beftimmung des Reglemente in Weg— 
fall bringen zu laffen, daß aud den Berichten über die Yandtagö-Verhandlungen etwavor⸗ 
fommende verlegende Aeußerungen entfernt werden follen? 

und mit übertwiegender Majorität bejaht. 

Zu 2, die Veröffentlihung der Zeitungäberichte durch ein befondered Watt betreffend, 

ſprachen mehrere Mitglieder für Beibehaltung des Reglementd, worauf die geftellte Frage: 
Soll an Se. Majeftät den König die Bitte gerichtet werden, das Blatt, durch weldyed die 
Zeitungöberichte veröffentlicht werden, nicht befonders zu bezeichnen? 

verneint ward. 

Der Marſchall bemerkte, daß in Beziehung auf diefen Gegenftand von ben Abg. Dolz 
und Miller der Antrag, daß die Verhandlungen des Yandtaged in Beilagen zu der be 
treffenden Zeitung veröffentlicht werden möchten, eingereicht fet. 

Zwar fand der Antrag die erforderliche Unterftügung, ward aber demnächſt fait cin: 
ftimmig abgelehnt. 

Zu 3 ward der Antrag, daß die Berichtigung der Protokolle nicht in die Macht ded 
Marſchalls gegeben werde, fo wie der von der Abtheilung vorgeſchlagene Zufap: 

„der Marſchall habe, wenn er dad Protokoll mit der Verhandlung übereinftimmend finde, 
deöfallfige Genehmigung unbedingt zu ertheilen, * 
verworfen. 

Zu 4 ward die Berathung ausgefeht, bis der Königliche Landtags: Kommiffarius wie⸗ 
der anweſend fein werde. 

Der Landtagd-Marfchall machte befannt, da der Abg. v. Sauden zum 8 25 ber Ge 
ihäfts-Drdnung ein Amendement des Inhalt eingereicht habe, 

daß die Verfammlung bevor fie zu ihren Geſchaͤften übergehe, die Wahlen ihrer Mitglie 

der zu prüfen habe. 

Das Amendement fand Unterftügung, jedod mit dem Wunſche von einer Seite, dab 
das Wörtchen: „und“ daraus fortgelafien werden möge. 

Der Königlidye Kommiſſarius bemerkte, daß der Antrag über die Grängen der Geſchaͤfts⸗ 
Ordnung hinausgehe, und dieſerhalb beſonders eine Bitte an Seine Majeftät den König 
zu richten fein werde; ald Amendement zur Geihäfts-Ordnung könne der Vorſchlag nicht ber 
handelt werden. 

Auf die Bemerkung ded Abg. Grafen v. Schwerin, daß er der Anficht des Königlichen 
Kommiffarius fei und man überhaupt auf den Vorſchlag nicht eingehen fönne, da die Wah⸗ 
fen bereitd von ded Königs Majeftät beftätigt feien, entipann ſich eine Debatte darüber, od 

die rd der Landtags» Witglieder der Allerhöchſten Beftätigung gefeplid; bedürfen 
oder nicht? 

Auf die Bemerkung ded Abg. Zimmermann, daß, tie ihm erinnerlich, die Frage be 
reitö durch eine Allerhoͤchſte Kabinetsordre dahin entſchieden fei, daf die Stönigliche Beltäti- 
gung der Wahlen der Yandtagd: Abgeordneten nicht erforderlich fei, wenn feine Bedenken 
gegen diefelbe ftattfinden, behielt der Königliche Landtags-Kommiſſarius feine Erflärung über 
den Gegenftand fid) bis zur nächſten Eigung vor, worauf die Berathung über die Frage: 
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ob Se. Majeftät der König gebeten werben folle, zu beftimmen, daß bie Kurie der drei 

Stände por Beginn aller anderen Geſchäfte die nicht zweifelloſen Wahlen der Abgeordneten 

zu prüfen, und tiber Beſchwerden in Bezug auf etwa bei den Wahlen vorgefommene Un— 

gehörigkeiten Entſcheidung zu treffen habe? 
bis zum Gingange jener Erklärung ausgefegt wurde. 
Der Abg. Meviffen verlad hierauf die angezogene Kabinetöordre vom 20. Nov. 1840 
(1. diefelbe I S. 452). 

Es wurde nun, bei der Antvefenheit des Königlichen Kommiffariud, der vierte Vorſchlag der 

Abtheilung zum 8 24 wieder aufgenommen, welcher dahin geht, daß der letzte Satz des 8 24: 
„Ebenfo ift Unfer Kommiffarius befugt, die Veröffentlihung einzelner Verhandlungen zu 
unterfagen“ 

wegfalle. 

Der Königl. Kommiſſarius äußerte, wie er fidy jeder Bemerkung hierüber enthalten wolle, 
glaube indeflen von der ihm ertheilten Befugniß mit aller Diökretion Gebrauch gemadıt zu 
yaben. Der Baffus fei aus dem Grunde in das Reglement gelommen, weil Fälle vorfommen 
fönnten, welche aus Rückſichten der äußeren Politik und der innern Sicherheit des Staated 
eine Unterfaqung der Veröffentlichung einzelner Verhandlungen bedingten. 

Hiergegen wurde bemerft, daß, wenn die von dem Königl. Kommiſſarius berührten Ver- 
hältniffe ftatt fänden, die Stände felbft gern auf die Veröffentlichnng ihrer betreffenden Ver- 
handlungen verzichten würden. 

Nachdem noch mehrere Redner für, andere gegen den Vorſchlag der Abtheilung gefprochen 
hatten, wurde die frage geftellt: 

Eoll der legte Sat des 8 24: „ebenſo ift Unſer Kommiffarius befugt, die Veröffentlichung 
einzelner Verhandlungen zu unterfagen,“ beibehalten werden? 

welche mit 160 Stimmen bejaht, mit 305 Stimmen verneint wurde, fo daß nicht die gefegliche 

Majorität von zwei Drittel der Stimmen für dad Wegfallen der betreffenden Beftimmung 
im Reglement vorhanden war. 

Der Abg. v. Binde hat zum 8 26a des Neglementd den Beränderungdvorfchlag ge- 

madıt, die Worte: 

„innerhalb der erften 14 Tage nad) Eröffnung ded Vereinigten Landtages“ 
zu ftreichen, und motibirte denfelben dadurch, daß erft während der Verhandlungen des Land— 
tages und durch diefelben Petitionsanträge ald dringend nothwendig fid) heraustellen können. 

Nach kurzer Erörterung des Vorſchlages ward die Frage geftellt: 

Soll 2 ajeftät der König gebeten werden, die Beſtimmung einer Präflufivfrift weg— 
aulaffen 

und mit großer Majorität verneint. Dagegen wurde die in Gemäßheit des Antraged ded 

Abg. Hanfemann geftellte Frage: 

Soll die Verfammlung ausnahmöweife nad dem Prätlufivtermine noch Betitionen zuzu⸗ 
laffen befugt fein? 

faft einftimmig bejaht. 

Ter Vorſchlag der Abtheilung ift hiernach abgelehnt. 

Die über den Vorſchlag der Abtheilung: 

jedem Abgeordneten einen Abdrud der Petitionen zuzuftellen, 

geftellte Frage: 

— alle Petitionsanträge abgedruckt und den Mitgliedern des Landtages mitgetheilt 
werden 

wurde faſt einſtimmig verneint. Dagegen der von dem —* v. Thadden gemachte Vorſchlag: 
daß die betreffende Abtheilung durch einfache Majoritaͤt zu beſtimmen habe, ob eine Peli⸗ 
tion zum Drucke und zur Vertheilung an die Abgeordneten geeignet ſei? 

faft einftimmig angenommen. 

Zu $ 26a waren nod) folgende Amendements geftellt worden: 

1. Bom Abg. Grafen v. Helldorf, des Inhalts: „Anträge auf Bitten und Beſchwerden, 
jowie auf Erklärungen der einen oder der andern Kurie des Vereinigten Landtages, 
müffen vierzehn Tage nad) Eröffnung deffelben dem Marſchall derjenigen Kurie, welcher 
der Antragiteller angehört, ſchriftlich eingereicht werden. Die Marſchaͤlle haben Unferm 
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Kommiffarius diefe Anträge ſchriftlich mitzutheilen und foldhe ohne jedwede Prüfung 
(nähere Erörterung) des Inhaltes, fo mie ohne vorgängige Vorleſung in den Plenar: 
berfammlungen den betreffenden Abtheilungen zu überweiſen. 

2. Vom Abg. Grabom, den zweiten Say des Paragraphen fo zu faffen: 
Die Marfhälle haben Unferm Kommiffarius diefe Anträge abſchriftlich mitzutheilen 
und folhe ohne alle Ausnahme und ohne vorgängige Vorleſung in einer Plenar- 
berfammlung den betreffenden Abtheilungen zu überweifen. 

3. Bom ba. v. Brodowsky, am Schluffe zugufegen: 
Die Petitionen müffen alle einer Abtheilung zur Erörterung und Prüfung übergeben 
werden, dürfen daher vom Marfhall allein nicht zurückgewieſen werden, 

4. Vom Abg. d. Bodum:Dolffs, dem Paragraphen hinzuzufügen: 

fie zurückzuweiſen, find fie nicht befugt. 

5. Bom Abg. Sperling, des Inhalted: 
Einfeitig und gegen den Willen der Petenten darf der Marſchall keinen am die Ver: 
fammlung gerichteten Antrag der Kognition derfelben entziehen. 

Nach Mittheilung diefer Vorſchläge bemerkt der Marſchall: die Anträge gehen ſämmilich 
dahin, daß der Marfchall nicht befugt fein folle, zu entfcheiden, ob ein eingereichter Petitiond- 
antrag zur Berathung fommen fönne. 

Vehrere Abgeordnete waren der Anficht, daß nad) dem Neglement dem Marſchall eine 
ſolche Befugniß nicht zuftehe, indem daffelbe deutlich die Beftimmung enthalte, daß alle beim 
Landtage eingehenden Anträge an die Abtheilungen überwiefen werden müffen. Man müſſe 
fid) daher aus diefem Grunde gegen die Amendements erklären. Jedenfalls fei die Entſchei⸗ 
dung Sr. Majeftät des Königs uber den Antrag ded Marfchalld in Betreff der von ihm 
zurüdgeiiefenen Petition eines Abgeordneten aud der Provinz Poſen abzuwarten, da ald 
dann ed noch immer Zeit fei, die Berathung über dad Amendement eventuell wieder aufu: 
nehmen. Es werde beantragt, diefelbe bis dahin auszufegen. 

Andere Mitglieder twaren der Meinung, die Angelegenheit fofort zur Erledigung zu 
bringen. 


Es wurde die Frage geftellt: F 
Soll die Berathung ausgeſetzt werden, bis die Entfheidung Sr. Majeſtät des Könige 


wegen eined vom Marſchall zurückgewieſenen Antrages eingegangen fein wird? 
und dieſe mit 243 gegen 198 Stimmen bejaht. 

Die Abtheilung hat zu 8 26 Litt. e die Abänderung vorgefchlagen, eine Beftimmung zu 
erbitten, „daß, wenn beide Kurien eine gegenfeitige Vermittelung wünfchen, die betreffenden 
Abtheilungen zu einem foldyen Vermittelungsverſuche zufammentreten dürfen. 

Ein anderiweiter Abänderungsvorfchlag ded Abg. Mötwes geht dahin: 

prinzipaliter, daß der $26 Litt. e ganz wegfalle, 
eventualiter aber, daß ſtatt der Schlußworte: „fo wird der Antrag ald verworfen betradhtet,* 
eſetzt werde: 

> fo ift jene berechtigt, ihre der Modifikation widerfprechenden Gründe der andern Kurit 

zur definitiven Beſchlußnahme mitzutheilen. 
Petent findet in der Beftimmung ded Reglements eine Erſchwerung des Vetitiondrechtes, 
während der Königl. Kommiffarius vielmehr eine Erleichterung deffelben darin ertannte. 
Die nun — Frage: 
Soll Se. Majeſtät der König gebeten werden, bie Litt. e ded 8 26 wegfallen zu laffen? 
wurde mit großer Majorität verneint, 
Daffelbe war der Fall mit dem vorſtehend wörtlich aufgenommenen eventuelen Nor: 
ſchlage des Abg. Möwes. 
Dagegen ward die Frage: 
Soll der Vorſchlag der Abtheilung angenommen werden? 
mit einer Majorität von mehr als zwei Drittel der Stimmen bejaht. 
Der von dem Abg. d. Dinde zu & 26 Litt. f gemachte Abanderungsvorfälag: 
im erften Satze die Worte: 
„oder beiden Kurien gleichzeitig“ zu ſtreichen, 
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wurde nach furzer Diskuſſion auf die geftellte Frage: 
Sollen die Worte: „oder beiden Kurien gleichzeitig“ wegfallen ? 
verworfen. 

Referent verlas hierauf den von der Abtheilung zum 8 28 des Reglements angenom- 
menen Vorſchlag: ’ 

bei den Wahlen der Kandidaten für die bei der Hauptverwaltung der Staatöfhulden er- 
ledigten Stellen die abfolute Stimmenmehrheit für erforderlidy zu erachten: 
welchem mehrere Mitglieder beitraten. 

Tie Frage: 

Soll zur Wahl der Kandidaten für Die bei der Hauptverwaltung der Staatdjhulden er- 
ledigten Stellen die abfolute Stimmenmehrheit erforderlich fein? 
wurde faſt einftimmig bejaht. 

Tie Bemerkung der Abtheilung in Betreff des Verfahrens bei Stimmengleihheit erledigt 
fi) durd) die Schlußbeftimmung des & 28. 

Tas von dem Abg. Hayn zum & 26 eingereichte Amendement, wegen Bevorzugung der 
auf Verfaffungs- und politiide Kragen bezüglichen Petitionen bei der Berathung in den 
Kurien, wurde ald ein an den Marſchall gericyteter Wunſch angeſehen, und deshalb darüber 
hinweggegangen. 


Das von dem Adg. Aldenhoven zu $29 geftellte von der Abtheilung nicht unterftüßte 
Amendement : 
die Befugniß zur Auslegung der Geſchäfts-Ordnung in die Hände der Ständeverfammlung, 
ftatt in die Ded Marſchalls zu legen, 
fand aud) im Yandtage feine Unterftügung. 
Der Abg. Graf v. Bneifenau machte den Vorfchlag, 
den $ 30 des Reglements gänzlich wegfallen zu laffen, 
und entwickelte denfelben ausführlid). 
Der Abg. v. Sauden trat dem Vorſchlage entgegen, worauf die Frage: 
Soll der $ 30 geftrichen werden? 
mit überwiegender Stimmenmehrheit (gegen I Stimmen) verneint ward. 
Der Vorſchlag der Abtheilung zum 8 31 des Reglemente: 
die Beftimmung hinzuzufügen, daß eine Nevifion des Gefchäftöreglementd nicht ohne An- 
börung der Stände erfolge, 
wurde einftimmig angenommen. 
Hiermit war die Berathung über das Geſchäftöreglement, mit Vorbehalt der beiden nod) 
u erledigenden Puntte, beendigt, und mit der Bemerkung, daß nur dad Gutachten über die 
setition, die Ergänzung der Herrentammer betreffend, zur Berathung vorliege und die Ein- 
ladung zur nächſten Sigung vorbehalten werde, Schloß der Marſchall die heutige um 4 Uhr. 
In der Sihung am 12. Mai vorgelegt, genchmigt und vollzogen. 
A. v. Nodom. 
v. Bockum-Dolffbé, Kuſchke, 
Landtags⸗Secretair Landtags⸗Secretair. 
v. Katte, Referent. 


Ze 


| 
| 
| 
| 
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Verhandelt im Königl. Schlofle gu Berlin, ben 20. April 1847. 

In der ſechſten Sitzung beider Kurien, in welcher der Marfchall Fürft zu Solms-Ho- 
ben-Solms-Lidy den Vorfig führte und die Abg. Naumann und Kreih. v. Batom das 
Secretariat verwalteten, wurde zunächſt dad Protokoll der fünften Plenarverfammlung bei- 
der Kurien verlefen, und da von keiner Seite eine Ausftellung dagegen gemacht wurde, von 
dem Marichall im Namen der Verfammlung für genehmigt erklärt, und fodann vollzogen. 

Der Marſchall eröffnete hiernächſt der en. daß der Königl. Kommifjarius, 
Herr Staatöminifter d. Bodelſchwingh, heute behindert fei, der Eigung beizuwohnen, 


und daß nad) Allerhöchſter Anordnung deffen Stelle der Herr Finanzminifter b. Dücdberg 
einnehmen werde. 


Erite Ubtheilung, » 
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Sodagy machte derfelbe befannt, daß 
1. der Antrag ded Abg. Ritter, betreffend die Mahl: und Schlachtſteuer auf Roggen 
und Schweinefleiſch, an die Abtheilung für die Mahl: und Schlachtſteuer; 
2. der Antrag deffelben Abgeordneten, betreffend den Bau ciner Eifenbahn von Pofen 
mad) Breslau auf Etaatötoften, an die zur Berichterftattung über die Propofition, be 
treffend die Vollendung der Eifenbahn in Preußen, ernannte Kommiſſion; 
3. der Antrag des Abg. Hanfemann, betreffend den Bau der Preußiſchen Oftbahn 
durch die in dem Staatoſchatze befindlichen Eelder, an diefelbe Abtheilung; 
4. der Antrag deifelben, betreffend die ftändishe Zuftimmung zu den biöher ertheilten und 
künftig zu ertbeilenden Etaatögarantien für Eifenbahnen, an die nämliche Abtheilung; 
5. der Antrag deffelben, betreffend die nähere Feſtſezung der Staatögarantie für die Ren 
tenbanfen, an die Abtheilung für die Königl. Propofition, die Errichtung von Renten: 
banten betreffend, und 
6. der Antrag des Abg. v. Zychlinski, betreffend die Richtung der Preußiſchen Oſtbahn, 
an die Abtheilung für Eifenbahnen zur Berichterftattung gehe, ſowie, daß zu der Nb- 
theilung für die Gifenbahnen der Abg. Abegg trete. 

Hierauf fam die Königl. Propofition, betreffend die Errichtung bon Provinzial-Hülft 
kaſſen, zur Berathung. | 

Der Referent, Abg. Hanfemann, verlad dad von der Abtheilung erftattete Gutachten, 
in welchem diefelbe über dad angeregte und grundſätzliche für begründet eradytete Bedenken, 
ob nicht nad 8 14 der Verordnung vom 3. Februar c, die Herren-Kurie und die Kurie der 
drei Stände, jede befonderd eine Abtheilung zu ernennen, und demnächſt ebenfalls abgefon- 
dert zu berathen gehabt haben mödhte, hinweggegangen ift: 

a) weil die Königl. Botichaft ven Vereinigten Kurien zugegangen ift, und 
b) der Marfchall ohne irgend einen Widerfprudy von Sciten der Stände und des Königl. 

Kommiflarius eine aud Mitgliedern jeder Kurie beftehende Abtheilung ernannt hat, und 

folgende Anträge geitellt hat: 

1. daß Sr. Majeftät dem Könige der Ichhaftefte Dant für die Rerleihung eines Fonds 
von 2,500,000 Thalern für Errichtung von Provinzial= Hülfökaffen, zu den in der 
minifteriellen Dentichrift angeführten Zwecken, ehrfurdstövoll darzubringen, 

2. daf die in der minifteriellen Denkſchrift begeichnete, von Er. Majeftät dem Könige 
genehmigte Vertheilung der Fonds ebenfalls dankbar anyuerfermen, : 

3. daß die Beftimmungen über fpeziclte Vertvendung der Fonds, und über die dafür 
einzurichtende Wertvaltung, der vorgängigen Verathung eines zu ermählenden, mit 
dem Minifter des Innern verhandelnden Ausſchuſſes zu überlaffen, damit auf dieſe 
Meife die desfalls an die Provinzialftände zu richtende nähere Propofition vorbe: 
reitet werden möchte, 

und 

4. daß diefer Ausſchuß aus 32 Mitgliedern zu beftchen babe, aufammengefeht aus 8 
von der Herren-Kure zu wählenden, dem verſchiedenen Provinzen angehörigen Mit: 
gliedern, und 24 Mitgliedern der drei Etände, dergeftalt, daß jeder Stand einer 
Provinz Gin Mitglied erwähle. 

Nachdem über diefe Vorſchläge die Debatte eröffnet worden war, ergriff zuvörderſt der 
Graf v. Jtzenplitz das Wort, und beantragte bezüglich der Provinz Weftphalen mit Rüds 
ſicht darauf, daß in derfelben bereitd eine geordnete Verwaltung und ein Meglement für eine 
Provinzial: Hülfötaffe beftcht, den Zuſatz: ER 

daß diefer Provinz die derfelben zugedadte Nate von 220,000 Ihalern ſogleich uͤberwie⸗ 
fen, und foweit foldye vorhanden, ausgezahlt, und daß die bisherige Verwaltung ermaͤch⸗ 
tigt und verpflichtet werden möge, vorläufig dieſen Fonds der 220,000 Thaler nad) 
den Grundfäßen des jegigen Reglements zu verwalten und theiltweis zu verwenden, wo— 
durch eine Nevifion ded Reglements und demzufolge vielleicht Spätere Modififationen def 
felben und der Verwaltungöftellen nicht auögeichloflen werden follen. 

Diefer Antrag fand auch auf die Anfrage des Marfchalld die gefegliche Unterſtütung 
Allein nachdem der Königl. Kommiſſarius bemerklich gemadyt hatte, daß ein toefentliher 
Puntt, an den fid) dad Allerhöchſte Gnadengeſchenk knuͤpfe, der fei, daß zugleid die Ver: 
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pflichtung übernommen werde, die Beſtände der einzelnen Spartaffen, foweit fie nicht von 
den einzelnen Verwaltungen diefer Kaſſen zindbar untergebradht werden könnten, zu überneh— 
men und zu verzinfen, und daß daher, che die Auszahlung der Rate von 220,000 Ihalern 
an Weftphalen erfolgen fönne, ein bindenver Beſchluß des weitphälifhen Yandtages, durch) 
weldyen dieſe Verpflichtung übernommen würde, vorhanden fein müffe, und nachdem auch 
bon mehreren Seiten angeführt worden war, daß über Ddiefen lediglicy die Provinz Weſt— 
phalen betreffenden Antrag von der Verſammlung ein Beſchluß nicht gefaßt werden könne, 
jondern diefer Provinz überlaffen bleiben müffe, ihren Anfprud beim Königl. Minifterium 
zu verfolgen, wozu fidy bei den Verhandlungen der von der Abtheilung in Vorſchlag gebrach— 
ten Kommiffion mit dem Königl. Minifterium Gelegenheit darbieten würde, modifizirte der 
Graf v. Ipenplig feinen Antrag dahin: 
daß die Verfammlung nun zu erfennen geben möge, daß fie von ihrem Standpuntte aus 
gegen den Antrag nichts zu erinnern habe, und die Anſicht derfelben dahin gehe, daß dic 
weiteren Grörterungen den Räthen der Krone mit der ſtändiſchen Kommiflion und mit 
den Abgeordneten der Provinz Weſtphalen zu überlaffen fei. 

Denn er habe die Frage um deshalb in Anregung gebracht, um für feinen Antrag den 
Rechtsboden zu gewinnen, und die Ueberzeugung zu erlangen, daß die Verfammlung dem 
jelben nicht entgegen fei. 

Da hiernächſt der Königl. Kommiffarius bemerkte, daß er gegen den mobifizirten Antrag 
nichts zu erinnern finde, und cd nur darauf anfomme, daß Die Provinz Weftphalen ihre An- 
träge mache, auch der Landtags-Marſchall von Weftphalen die Erflärung abgab, daß er, 
da er nad) dem Gange der Verhandlung ſich dazu für autorifirt erachte, ohne Anftand die 
Abgeordneten der Provinz zur Berathung diefer Angelegenheit zufammenberufen würde, fo 
erflärte der Graf v. Ihenplitz, als am Schluß der Berathung über den Antrag deffelben 
zur Abjtimmung gefchritten werden follte, daß er durch dieſe Aeußerungen feinen Zived erreicht 
zu haben glaube, und demnach auf eine Abftimmung über feinen Antrag verzichte. 

Der Abg. v. Die bitſch machte fodann den Antrag: daß das Gouvernement gebeten 
werden möge, die für Die Provinzial-Hülfökaffen beftimmten 2,500,000 Thlr. zum Antauf von 
Getreide zu verwenden, um dadurd) der gegenwärtigen allgemeinen Noth zu fteuern. Allein 
der Marſchall erklärte, daß er, da diefer Vorſchlag ein gan neuer genannt werden müffe, 
mit Rückſicht auf den 8 l5g ded Reglements nicht in dem Fall fei, durd) Abftimmung zu 
ermitteln, ob er die gejeglidye Unterftügung finde, und alödann zur Abftimmung gebrad)t 
werden könne, 

Der Abg. Camphauſen empfahl der Verfammlung die Abänderung: daß durdy die 
Art der Verwendung der Leberfchüffe die sub Nr. 3 in der Denkſchrift des Staatöminifteriums 
angegebene Verfügung durd Die Stände über ein Viertel der Ueberſchüſſe zu öffentlidyen 
Zweden innerhalb der Provinz auögefhloffen und den Provinzialftänden in feiner Weiſe 
überlaffen werden möge, zu fremden Zweden, wenn ed aud) provinzielle wären, die Ueber— 
fchüffe zu verwenden, die aus diefer Einrichtung hervorgehen würden. 

Obſchon diefer Vorfhlag von 24 Mitgliedern unterftügt wurde, fo fand doch der Abg. 
Camphauſen, ald derjelbe nach dem Schluffe der Debatte zur Abjtimmung gebracht wer: 
ben follte, ſich bewogen, ihn zurückzuziehen. 

Der Abo. dv. Winde erflärte fid) gegen den in der Denffchrift angegebenen Modus der 
Vertheilung der fraglichen 2,500,000 Thaler, und indem er fi) darauf berief, daß derjelbe 
durch Steuerüberfchüffe entftanden fei, und demnad) auch wieder nad) dem Verhältniffe der 
Steuern vertheilt werden müffe, proponirte er: daß die Strone gebeten werde, die Vertheilung 
der 2,500,000 Ihlr. auf die einzelnen Provinzen nach dem Maßſtabe der direkten Steuern 
geichehen zu laſſen. 

Auch diefer Antrag fand in der Verfammlung die geſetzliche Unterftügung. 

Der Abg. Gier war der Anſicht, daR, da es bei der vorliegenden Propofition nur auf 
zwei Punkte, nämlid darauf, ob etwas Wefentlicdyed gegen die Errichtung von Hülfskaſſen 
beizubringen, und ob gegen den vorgeſchlagenen Vertheilungsmodus chvas zu erinnern fei, 
anfomme, die Ernennung ded bon der Abtheilung vorgeſchlagenen Ausſchuſſes nicht noth- 
wendig fein dürfte, fondern diefe Angelegenheit fofort an die Provinzial-Landtage übergehen 

fönne und nüpfte daran den Antrag: 
52° 
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daß die Niederfegung des proponirten Ausſchuſſes nicht ftattfinden möge, 
— reg auch in der Verſammlung auf Befragen des Marſchalls die gefegliche Unter: 
ügung fand. 

Nachdem fowohl die Anträge der Abtheilung, wie die gemachten Abänderrungsvorſchläge 
auöführlid erörtert worden waren, ſchloß der Marſchall die Debatte und machte dabei be- 
fannt, dak er die Abftimmung über die von der Abtheilung gemachten Vorschläge, fo wie 
über die eingebradhten Abänderungövorfhläge in der Weife veranlaffen werde, daß diejeni- 
gen Mitglieder, welche die Frage bejahen, figen bleiben, diejenigen aber, welche fie verneinen 
wollten, aufftchen follten. 


2* 


Die erfte Frage wurde dahin geſtellt: 

ob die Verſammlung Sr. Majeftät dem Könige für die Verleihung eines Fonds von 
2,500,000 Ihalern zur Errichtung von Provinzial-Hülfökaffen ihren erfurdtövollen Dant 
darbringen wolle? 

und einftimmig bejahend beantwortet. 

Bei der Etellung der zweiten Frage entfpann fich eine Debatte Darüber, ob zuerſt der 
Abänderungövorfhlag ded Abg. v Binde oder der Vorfchlag der Abtheilung zur Abftim- 
mung zu bringen fei und ob für den erften die einfadye Majorität genüge, oder derfelbe 
als Petition zu betrachten und nur durch eine Majorität von zwei Drittel für angenommen 
zu eradıten ſei? 

Nachdem von dem Marſchall bezüglich der legten Frage dargelegt worden war, daß ein 
zu einer Allerhöchften Propofition gemadıter Abänderungsvorfchlag, der mit derfelben im 
Zufammenbange ftche, nicht ald Betition angefehen werden könne, und daher über denfelben 
durch eine einfache Majorität zu befchlichen fei, bezüglich der erften Frage aber mehrieitig 
ausgeführt worden war, daß zuvörderſt der Vorſchlag der Abtheilung zur Abftimmung tom 
men müffe, demnächſt aber, wenn diefer von der Verfammlung verworfen würde, die Abftim- 
mung über den Vorſchlag des Abg. v. Winde, der noch keinesweges genügend erörtert wor: 
den, erfolgen und für diefen Fall vorbehalten bleiben müffe, auch andere Vorſchläge über die 
Vertheilung des fraglichen Konds zu madıen, wurde vom Marfchall 

die zweite Frage dahin geftellt: 
ob in Bezug auf die Grundfäge, nach welchen die Vertheilung der 2,500,000 Thlr. bewirkt 
werden fol, die Vorſchläge in der Denkſchrift und der Abtheilung anzunchmen? 

Auch Diefe Frage wurde durd) die vorgedachte Abftimmungsweife mit großer Majorität 
bejaht. 

Durch diefen Beſchluß erachtete der Abg. v. Binde das Intereffe der Provinz Weftpha- 
Ien, wie auch der Provinzen Schleſien und Sachſen für verfegt, und trug, mit Rücſicht auf 
vn eu des Geſetzes vom 3. Februar e. hinfichtlid) Diefer drei Provinzen auf eine Sonderung 
in Iheile an. 

Es erhoben ſich aber nicht nur fofort mehrere Abgeordnete der Provinzen Schlefien und 
Sadıfen mit der Erklärung, daß fie ihre Provinzen durch den gefahten Befchluf nicht für 
verlegt hielten, fondern cd wurde aud vom Königl. Kommiſſarius mie von mehreren Ab: 
geordneten ausgeführt, daß bier, wo es fid} um eine Gnadenbewilligung handele, die der 
König den Provinzen augeltanden und wobei zugleidy ausgeſprochen worden, in welchem 
Maaße diefe Gnadenbewilligung den einzelnen Provinzen zu Iheil werden jolle, von einer 
Verlegung einer oder der anderen Provinz, wie fie das Geſetz verftche, nicht die Rede fein und 
daher aud) die Itio in partes nicht ftattfinden könne. 

Allein der Abg. v. Binde bebarrte für die Provinz Weftphalen bei feinem Antrage, 
und nachdem über die Form des Verfahrens bei der Itio in partes, über welche im eich 
feine Vorschrift enthalten, eine Erörterung ftattgefunden, entfchied ſich der Marſchall dafur, 
daß die Provinz Weftphalen durdy eine Abftimmung in der Verfammlung feftzuftellen bad, 
ob zwei Drittheile der Herren-Kurie wie der Kurie der drei Stände diefer Provinz die Con 
derung in Iheile verlangten. 

Bei der durch Aufitchen der Mitglieder, twelde dem Antrage auf Sonderung in Theile 
beitraten, beteirften Abſtimmung ergab fi, daß nicht zwei Drittheife der Mitglieder der Pro: 
vinz Weftphalen die Itio in partes verlangten, und cd war daher diefelbe nicht ftatthaft. 
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Es wurde hierauf vom Marſchall die dritte Frage geftellt: 
ob die VBerfammlung dem Antrage der Abtheilung, weldyer dahin geht, daß die in der 
Dentſchrift vorgeſchlagene Verwendungsweiſe angenommen werde, beiftimme ? 
welche in der angegebenen Abſtimmungsweiſe einmüthig bejaht wurde. 
Als hierauf der Marſchall die vierte Frage dahin ftellte: 
ob dem von der Abtheilung wegen Bildung eined Ausſchuſſes, welchem zu überlaffen, mit 
dem Miniſter des Innern über Die Beftimmungen wegen fpezieller Verwendung der Fonds 
und über die dafür einzuridhtende Verwaltung zu verhandeln, gemachten Vorſchlage bei- 
geltimmt werde? 
wurde in Anregung gebracht, ob der von dem Abg. Gier geftellte Antrag: daß ein Ausſchuß 
nidyt erwählt werden, fondern die Angelegenheit fogleih an die Provinzial-Yandtage gehen 
folle, zur Abitimmung tommen würde? worauf der Marſchall erwwiderte: daß die Frage da- 
bin geitellt fei, ob der Kommiffionsantrag wegen Bildung eines Ausfhuffes angenommen 
werde? und daher, wenn dafür geftimmt werde, der Antrag des Abg. Gier von felbit falle. 
Nachdem fodann nody der von dem Abg. Büning geftellte Antrag: daß das Nefultat 
der Berathungen ded Ausſchuſſes wiederum an den Vereinigten Yandtag gelangen möge, von 
dem Marſchall mit dem Bemerken zurüdgeiviefen worden war, daß derfelbe während der 
Diskuſſion hätte angebradt werden müffen, wurde zur Abftimmung über obige Frage ge 
Ihritten und diefelbe mit großer Majorität bejaht. 
‚Hierauf wurde die legte Frage vom Marſchall dahin geftellt: 
ob dem von der Abtheilung gemadyten Vorſchlage, daß der Ausſchuß aus 8 Mitgliedern 
der Herren-Kurie und 24 Mitgliedern der Kurie der drei Stände dergeftalt, daß jeder 
Stand einer Provinz 1 Mitglied erwähle, gebildet werden folle, beigeitimmt werde, 
und nadıdem auch diefe Frage fait einftimmig bejaht worden war, erklärte der Marſchall, 
daß der Gegenstand erſchöpft fei, und fchloß die Sitzung mit dem Bemerken, daß morgen früh 
10 Uhr eine Sigung der Herren-Kurie Statt finden werde. 
Inndeſſen befeitigte derfelbe noch vorher den von mehreren Seiten angeregten Zweifel, ob 
Petitionen bis mit Einſchluß ded Sonnabends angebradyt werden könnten, durch die Erklä— 
rung, daß der Termin bis zum 1. Mai einfchliehlidy laufe, 
In der Eisung vom 14. Mai c. vorgelejen, genehmigt und vollzogen. 


(gez) Fürft zu Solmd-Hohen-Solmd-Lid. 


(ga) Naumann, (gez) Freib. v. Patom, 
Yandtagd-Sceretair. Yandtagd-Secretair, 


(gez) Hanfemann (Referent). 





Verhandelt im Königlichen Schloffe zu Berlin, am 14. Mai 1847. 

In der heutigen ſechſten Sitzung der vereinigten Kurie, unter Vorfig ded Marfchalld Für- 
ften zu Solms-Hohen-Solmé-Lich Durdlaudt, wurde das Protokoll der letzten 
Sitzung der vereinigten Kurien vom 29. April ec. durdy den Secretair, Abg. Freih. d. Patow, 
verlefen und daffelbe, ohne daß dagegen etwad zu bemerken tar, genehmigt. 

Als Sceeretaire fungiren die Abg. Freih. v. Waldbott und Siegfried. 

Der Landtags-Marſchall fündigte an, daß noch Anträge mitzutheilen feien, die ſich ſchon 
in den Abtheilungen befanden, was nicht früber geſchehen konnte, weil feit deren Eingang 
feine Sitzung der vereinigten Kurie geweſen ift. Diefelben find im Nachtrag aufgeführt. 

Der Landtags-Marſchall theilt bierauf mit, wie vor 14 Jagen und länger, der Buch— 
händler Reimarus von bier zu ihm gekommen und den Wunſch ausgefprodyen habe, daß 
er die Mittheilungen des Landtages und Alles, was fonft in Bezug darauf von Intereife fei, 
herauözugeben beabfiditige und wie er gebeten habe, daß foldyed unter Mitwirkung des Se- 
cretariatd gefchehen dürfe. Durch ein Berfehen fei nun Reimarus mit dem Profpettus fei- 
ner Herauögabe ſchon früher hervorgetreten, ehe die Genehmigung der Verſammlung einge 
holt worden. Es fei hierüber noch Entſchließung zu faffen. 

Nachdem der Abg. vd. Auerömwald die Bedenklichkeit hervorgehoben hatte, die für die 
Verfammlung vorhanden fei, fid) darauf einzulaffen, wie auch überhaupt ein Zwed dazu 
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nidyt da wäre; nachdem auch der Abg. Schauß dargethan, auf welche Weife Reimarus 
bona fide dazu gefommen fei, fo weit ſchon mit feinem Unternehmen vorzugehen, beſchloß 
die Verfammlung in großer Majorität, daß es nicht erwünſcht fei, ſich bei dem fraglichen Un: 
ternehmen unter Mitwirfung des Secretariatö zu betheiligen. Abg. v. Dolffö hatte für diefe 
Entihliefung nod) ald Gründe angeführt, daß dann freie Konkurrenz eintreten, dem Mono: 
pol vorgebeugt werden und dad Wert wohlfeiler zu erhalten fein werde. 

Abg. v. Gottberg ſprach gegen den vorgefommenen Geihäftögang, nad melden vom 
Marſchall der drei Kurien Petitionen an den Marſchall ded Vereinigten Landtages abgege: 
ben und von Diefem den Abtheilungen zugetheilt feien, während es doch Sache einer vorberei- 
tenden Abtheilung hätte fein follen, dariiber Entſcheidung zu treffen. Er wurde hierin vom 
Ag. v. Binde unterftügt, der den eingefchlagenen Geſchaͤftogang mit dem $ 26 der Ge⸗ 
ſchaͤfts-Ordnung nidyt übereinftinmend erflärte. Nachdem der Marfchall der Kurie der drei 
Stände erflärt hatte, daß die betreffenden Retitionen mit Kenntniß und Zuftimmung der 
Kurie der drei Stände, wie aud) der Petenten abgegeben feien und nachdem der Königlidye 
Kommiffarius die Erflärung gegeben hatte, daß die Interpellanten zwar dem Buchftaben ded 
Geſetzes nach richtig interpretiren, daß jedod) das Geſetz den vorliegenden Fall nicht vorge 
fehen habe, und die Marſchälle daher die Lücke im Gefege durch ihr Verfahren richtig audge- 
füllt haben möchten, wurde über die Sache hinweggegangen. 

An der Tagedordnung war hierauf dad Gutachten der vierten Abtheilung des Ber: 
einigten Landtages zu der Allerhöchſten Botſchaft, wegen Uebernahme der Garantie ded 
Staated für die zur Ablöfung von Reallaften von bäuerlichen Grundftüden zu errichten: 
den Nentenbanfen. 

Meferent Freib. v. Gaffron las daffelbe vor von ©. 8 von den Morten: „die in der 
porangegangenen Ueberficht u. f. w.“ bis auf ©. 10 bis zu den Worten: „landüblichen 
nicht zu niedrig zu bemeſſen“. 

In der Debatte wurde zuvörderſt die Zweckmäßigkeit der Frage behandelt, und nachdem 
der Abg. Gier beantragt hatte, daß aus der Ueberſchrift das Wort: „bäuerlichen“ wegblei- 
ben möge, da aud Städte participiren fönnten, wozu Referent, wie ſoiches im Gutachten be 
dacht ift, feine Zuftimmung gab, ließen fidy mehrere Redner aus allen Ständen für den An 
trag vernehmen, indem fie hervorhoben: weldyer moralifche Einfluß daraus folgen würde, wit 
die beiden Stände de ländlichen Grundbefiges fi) zu Einem vereinigen, wie dem Armen er: 
möglicht würde, ſich von feinen Laſten zu befreien, was fonft nur der Neiche könne, wie end» 
lid) die Praxis in einzelnen Yandestheilen ſchon Die Ueberzeugung der Nüglichkeit gebe. Graf 
Zech führte ald Beleg das Beifpiel aus dem Königreid) Sachſen an, twofelbft bei einer Ver— 
fur von 11,000,000 Ihren. feit 1832 nur ein Auöfall von 70 Thlrn. bis jetzt vorgekommen 
fei. Abg. v. Helldorf-Bedra hielt dafür, daß das Bedürfniß der Nentenbanten auch in 
der Probinz Sachſen fehr ertannt fei, daR Die Staatögarantie kein Bedenken erregen könnt, 
daß die Form der Audführung aber ausführlicher darzulegen geweſen wäre. Werngleich er 
dem Vorſchlage eventuell ganz beiftimme, fo mache er doch, um dad Bedenken, wegen aller 
Garantie, abzuwenden, Dad Amendement: Se. Vlajeftät mögen denjenigen Provinzen, die cd 
wünfden, die Erlaubniß geben, Yand-Rentenbanten auf ihre Koſten zu errichten, und dieſe 
Provinzen ri ihren Unternehmungen in jo weit unterftügen, als im Ganzen daraus feine 
Laſt erwächſt. 

Pr den Verpflihteten ein Nachtheil aus den Rentenbanten folgen könne, wurde nicht 
behauptet, wohl aber das Bedürfniß mehrfeitig in Zweifel gezogen und dagegen Kredit: 
inftitute getvünfcht, indem ed nöthiger fei, die Wirthſchaften zu verbeffern, ald die Schul: 
den abzutragen. 

Apg. v. Saucken-Tarputſchen tnüpfte an diefe Behauptung die Anfrage: ob aud) 
die Königlichen Bauern an den Land-Rentenbanken Theil nehmen follen? und nadıdem der 
Koͤnigliche Kommiffarius diefed zur künftigen Beftimmung, nad) Anhörung der Provinzial: 
Landiage, geftellt hatte, hob v. Sauden die Nachtheile vor, Die aud diefer Mafregel folgen 
möchten, und zwar: dad Liquidewerden der Staatötapitalien, der Majoratötapitalien, und 
daß die Maafregel allein auf Koften der Berechtigten auögeführt werden folle. . 

Der Königlidye Kommiffarius mwiderlegte die beiden erften Entgegnungen damit, daß dit 


Domainenablöfungen zur Staatöfhyulden- Tilgung, zu Domainenantäufen, eventuell zur 
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Ablöfung von Dominialferpituten beftimmt feien, die Mogjoratötapitalien aber ald Rente 
tragend wieder angelegt werden müßten, und Referent entgegnete dem dritten Einwande da- 
mit, daß der Vortheil im Kapitalempfang liege und daß man den Berechtigten nicht wehren 
möge, auf ihre Koſten diefe Maßregel durchzuführen. 

Der Königlibe Kommiffarius, und beiftimmend der Finangminifter, widerfpradhen der 
Anſicht, als ob eö ſich bier um die Ausführung handele, vielmehr wolle man nur cin Gut— 
achten und müſſe die nähere Erörterung dem Provinzial-Landtage vorbehalten bleiben. Auf 
einen Beſchluß der Verſammlung, ob man die Staatsgarantie übernehmen wolle, fomme es 
ganz befonders jegt ſchon an, damit man die alöbald zu erwartenden Anträge, hierauf geſtützt, 
behandeln fönne. Der Umfang der Yand-Rentenbriefe laſſe fidy ſchwer ermitteln und komme 
cö darauf aud) nicht fo an, weil der Ausfall abfehbar nur Hein fein könne, denn die Papiere 
würden die Sicherheit der Pfandbriefe haben und pupillariſch ſicher fein. 

Nachdem nody Mitglieder vom Stande der Yandgemeinen aufgefordert waren, ihre An- 
fiht auszuſprechen, und diefe ſich theild gegen, theils für die Nützlichkeit aus verfchiedenen 
Provinzen verfchieden geäußert hatten, wendete ſich die Debatte nody auf den Rechtspunkt. 
Es wurde einerfeitd den Provinzial-Landtagen die Befugniß nicht zugeftanden, über diefe 
Rechte der Einzelnen zu entſcheiden, andrerfeits behauptet, daß wenn der Staat nicht Gefege 
folder Art geben dürfte, fo würde feine agrarifche Geſetzgebung möglich geweſen fein. 

Von der Abftimmung über diefen Theil ded Gutachtens wurde abgeftanden, indem Graf 
db. Arnim dagegen einwendete, daR eine Abftimmung nicht die Richtigkeit entfcheide. Eine 
negative Entſcheidung könnte mehr Schaden, alö eine pofitive Nugen bringen. 

Referent lieft hierauf das Gutachten bis zum Schluſſe vor. 


Gegenftand der Tebatte wurde die zu übernehmende Garantie, und fprad) fid) Dagegen 
aus der Abg. v. Winde, beionders darum, weil die Ueberſicht des Staatöhaushaltes nicht 
zur Genüge vorgelegt fei. Die Zukunft laffe ſich demnach nicht abmeifen. Im all eines 
Krieges könne der Ausfall unabjehbar groß werden. Er ftügte ſich auf dad Gefes über die 
Staatöfchulden von 1820. . 

Graf Helldorf erklärte fih gegen die Garantie und ſchlug folgendes Amendement zu 
dem im Gutachten der Abtheilung vorgefchlagenen Schlußantrag vor. 

Der Antrag ift dahin zu richten, daß 

1. zuvörderft in jeder einzelnen Provinz dad Marimum des Betraged der für die Renten: 
berechtigten auözuftellenden Rentenbriefe durch die Behörden möglidyft approrimativ 
ermittelt werde, daR 

2. demnädft, unter Mittheilung des Nefultatö diefer Ermittelungen an die betreffenden 

Provinzialſtände, diefe veranlaht werden, wegen Keltitellung der von den Verpflichteten 

in ihrer Provinz zu leiftenden Jahreszahlungen zu berathen, daR 

3. endlich, auf Grund der nady 1 und 2 fic) herausftellenden Ergebniffe, ein die näheren 

Beftimmungen der Etaatögarantie für die Nentenbanten enthaltender Geſetzentwurf 

dem nächſten Vereinigten Zandtage vorgelegt werde. 

Es fand dieſes Amendement in der Verfammlung die erforderliche Unterftügung. 

Nachdem nod die Abg. Tſchocke und Hanfemann gegen die Garantie, unter jegigen 
Umftänden, ſich ertlärt, legterer nody hervorgehoben hatte, daß man foldye in diefer Ver: 
fammlung nicht provinziell ind Auge faſſen möge, ſuchte Abg. v. Werde alle gegen Die 
Garantie aufgeftellten Einwendungen zu widerlegen und erklärte ſich für die Yand-Rentenbant 
dem Vorſchlage gemäß. 

Der Königlidye Kommiffarius feste auseinander, daß bier nicht ein Geſetz, fondern eine 
Frage vorliege, daß es fi) nur um eine Garantie und nicht um eine Anleihe handle, von 
legterer aber wäre im Gefeg von 1820 nur die Rede. Weil aber aus einer Garantie ein 
Darlehn nothwendig hervorgehen könne, fo habe man für angemeflen gehalten, dieſe Frage 
bier zu behandeln. Der Finanzminifter erläuterte noch, daß es fid) bier um kein Finanagefen, 
fondern nur um eine Mafregel der Kandkultur handle, durch weldye eine reelle Staatslaft 
nicht entftehen könne. Die gegebenen Vorlagen feien zuberläflig, ob genügend, das hänge 
von den individuellen Anfprüden ab. Prüfen des Etatö aber fei ein Vorrecht der Krone. 
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Wegen vorgerüdter Zeit wurde hierauf die Sitzung geſchloſſen, nachdem die nächſte auf 
morgen Wormittagd 10 Uhr beftimmt war. 
orgelefen in der Sitzung am 15. Mai, genehmigt und vollzogen. 


Fürft zu Solms. 
vd. Waldbott. Siegfried. 


Verhandelt im Königlihen Schloffe zu Berlin, am 12. Mai 1847. 


Funfzehnte Sitzung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Room; 
Secretaire: die Abg. Naumann und Freih. v. Patow. 

Nachdem dad Protokoll der vierzehnten Sitzung vorgelefen, genehmigt und vollgogen 
worden, macht 

1. der Landtags-Marſchall der Verſammlung bekannt, daß auf die allerunterthänigfte 
Anfrage, welche er an Seine Majeftät den König über fein Verfahren, bezüglid) der von 
mehreren Deputirten des Großherzogthums Pofen wegen Aufrechthaltung der polniſchen 
Nationalität und Sprache angebrachten Petition unterm 5. huj. gerichtet, die Allerhöchſte 
Entſcheidung vom 9. huj. eingegangen fei. Diefelbe wird vom Secr. Naumann vorgelejen 
(f. diefelbe I ©. 539). 

2, Iheilt der Marfchall eine Allerhöchſte Kabinetsordre mit, nad) weldyer der Herr Prä- 
ſident Zette bei der Berathung des Gefegentwurfes, betreffend die Abſchätzung bäuerlider 
Grundftüce und die Beförderung gütlidyer Auseinanderfegungen über den Nachlaß eines 
bäuerlichen Grundbefigerd, das Königliche Minifterium des Innern vertreten wird. 


3. Benachrichtigt derfelbe die Verfammlung davon, daß dad Regulativ über die Abfaf- 
fung der ftenographifchen Zeitungöberichte, welches nad) den Worfchlägen, welche die mit der 
Regulirung diefer a beauftragte Abtheilung gemacht habe, von ihm abgefaft, 
und gedrudt an die Mitglieder vertheitt worden, mit dem heutigen Tage in foweit in Aud- 
führung fommen werde, ald dicd wegen des Abganges eines der angeftellten zehn Etene- 
graphen, der noch nicht habe erfett werden fönnen, möglid) fei, und demnach die Diktaten 
der Stenographen während der Sitzung früh und refp. des Abendö von 6 bis S Uhr, da 
die Herrenssturie heute feine Sitzung habe, auf dem dazu beftimmten Tiſche zur Einficht der 
Sprecher vorliegen würden (f. das Regulativ in der Anlage). 

4. Der Landtags: Vlarfchall fest die VBerfammlung davon in Kenntniß, daß er die von 
137 Mitgliedern unterzeichnete Ertlärung, welde er dem Landtags-Marſchall der Herren: 
Kurie mit dem Anheimgeben zugeftellt, fie in den vereinigten Kurien zur Berathung zu brin— 
gen, ald nicht dazu geeignet von dieſem zurüderhalten habe, und ihm daher nidyts ubrig 
eblicben fei, als fie dem Unterzeichner, welcher an der Spige geftanden, zurüdzugeben. Ter 
bg., Freih. v. Binde, bemerkt hierauf: daß die Zurüdgabe erſt am geftrigen Tage erfolgt 
fei, und er deöhalb den Mitgliedern, weldye die gedachte Schrift unterzeichnet, noch feine Mit— 
theilung davon habe madyen konnen. . 

5. Der Abg. v. Bockum-Oolffs, welchem hiernächſt das Wort ertheilt wird, trägt, 
unter Bezugnahme auf die von ihm in der Sizung vom 4. huj., wegen der Ankündigung 
des Buchhändlerd Reimarus, betreffend die Herausgabe der vollftändigen Verhandlungen 
des erften Vereinigten Landtages, gemadyte Mittheilung vor: daß, obſchon in diefer Angele: 
genheit feines Wiſſens bis jest etwas Weiteres nicht gefchehen fei, der ıc. Reimarud dennod) 
bei feinem Verfahren beharre, und die Beilage zu Nr. 127 der Allg, Zeitung vom 7. Mai c- 
wiederum eine Ankündigung der beablichtigten Herausgabe der Yandtagd- Verhandlungen 
enthalte, in welcher diefe Ausgabe ald eine amtliche und unter Aufficht des Seeretariatd 
deö Vereinigten Landtages erfcheinende bezeichnet werde. 

Er ift der Meinung, daß eben fo wenig dad Secretariat ſich dazu hergeben werde, eine 
Buchhändler Spekulation zu unterftügen, ald es angemeffen erfcheine, der gedachten Buch— 
handlung begüglid) der Herausgabe der Landtagd- Verhandlungen cin Monopol dadurch zu 
verfhaffen, daß die von derfelben veranftaltete Auögabe als eine amtlidye und unter Aufficht 


J 
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ded Secretariatö erfcheinende bezeichnet würde, und richtet im Namen des Secretariats an 
den Landtags⸗Marſchall den Antrag: 
es zu veranlaffen, daß entweder der Buchhändler Reimarus die angegebene Rubrik 
mweglaffe, oder gegen ihn der Weg Rechtens betreten würde. 


Nachdem hierauf der Marſchall ermwidert, daf, da er dem Buchhändler Reimarus den 
Gebrauch der angefochtenen Bezeichnungen nit unterfagen könne, auch nicht befugt Sei, 
den Weg Rechtens einzuſchlagen, fein Einfchreiten nicht den gewünfchten Erfolg haben, viel- 
mehr vom Königlihen Kommiffarius das Nöthige zu veranlaffen fein dürfte, und nachdem 
diefer bemerkt hatte: daß dad Gouvernement ſich biöher abſichtlich nicht in dieſe Angelegenheit 
gemischt habe, audy nur durch die Genfur einwirken könne, und fobald die Verſammlung 
joldyed wünsche, auf diefem Wege es herbeiführen wolle, daß die Bezeihnungen: amtlid) 
und unter Auffict des Secretariatd ded Vereinigten Landtages, —— 
würden, gegen ein derartiges Einſchreiten aber mehrere Mitglieder ſich erklärt, und eine Be— 
fanntmahung von Seiten des Landtags-Marſchalls der drei Kurien für zweckentſprechend 
und genügend eradıtet hatten, auch der von mehreren Mitgliedern auögefprodene Wunfch, 
daß, um Kollifionen zu vermeiden, der Marſchall der drei Kurien mit dem Marſchall der 
Herren-Kurie wegen diefer Angelegenheit fid) vernehmen möge, durch die Bemerkung befeitigt 
worden war, daß es ſich hier lediglich um die Verhandlungen der drei Kurien handle, und 
die von dem Landtags: Marjhall derfelben zu erlaffende Bekanntmachung nur auf diefe zu 
befchränten fei, ftellt der Marſchall die Frage: 

Iſt die Verſammlung der Meinung, dag ihr Marſchall eine Bekanntmachung des In— 

haltes erlaffen foll, daß die beablichtigte Herausgabe der Yandtagd-Verhandlungen bezüg- 

lid) der drei Kurien feine amtliche fei und das Secretariat dabei nidyt mitwirfe? 

Tiefer Vorſchlag wird faft einftimmig angenommen, worauf der Marfcyall ertlärt, daß 
er diefen Beſchluß fofort zur Ausführung bringen werde. 

Die Erörterung dieſes Punktes giebt dem Abg. Meviſſen Veranlaffung, den Antrag 
zu formiren: 

daß eine vom Secretariat berihtigte Ausgabe der Landtagd: Verhandlungen veranftaltet 
werden möge, 
allein es findet Diefer Antrag in der Verſammlung nidyt die nöthige Unterftügung. 

6. Der Abg. Dittrich gedenft hiernächſt der Petitionen, weldye wegen Abſtellung des ge- 
genwärtigen Nothitandes angebradyt und namentlid) darauf gerichtet wären, der Noth durd) 
Beſchaffung von Arbeit abzubelfen, und indem er den Antrag formirt: 

daß dad Gutachten über diefe Anträge möglichit befchleunigt werden möge, 
beruft er fidy darauf, daß aus der Provinz, weldyer er angehöre, ihm mehrfache Mittheilun- 
gen zugegangen, nad) welchen wegen Mangel an Gelegenheit zum Broderwerb Unruhen zu 
beforgen wären. 

Der Marfchall entgegnet hierauf, daß dad Gutachten über die erwähnten Petitionen 

‚ihm geftern zugegangen und fogleidy zum Drud befördert worden fei, und nachdem diefer 
erfolgt und die Gutachten über Ällerhöchſte Propofitionen erledigt worden, fofort zur Bera— 
thung kommen folle. 


7. Der Marſchall macht fodann befannt, daß er Behufs Verftärfung der Abtheilungen 
A. zu Mitgliedern der fechften Abtheilung : 
1. den bg. v. Platen, 
2. den Abo. Wintler, 
B. zu Mitgliedern der ficbenten Mbtheilung: 
1. den Abg. Aldenhoven, 
2. den Abg. dv. Gerlach, 
3. den Abg. Sommerbrodt 
ernannt habe. 
Hierauf wird 
8. zur Tagesordnung übergegangen, und zwar 
A. e Berathung der Beftimmungen des Gefhäftsreglements, in Betreff welcher die 
ledigung in der legten Sigung vorbehalten worden. 
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Der Referent der Abtheilung, Abg. v. Katte, übernimmt den Vortrag, und ed fommt 
aubörderft der zu dem $ 25 ded Geſchäftsreglements von dem Abg. v. Sauden wegen 
Prüfung der Wahl der Abgeordneten gemachte Vorſchlag zur Erörterung. 

Der Königliche Kommiſſarius ertheilte zunächſt die vorbehaltene Auskunft über den Stand 
der Gefeggebung, bezüglicy der Prüfung und Beftätigung der Wahl der Provinzial: Kand- 
tagö-Abgeordneten, und legt, unter Bezugnahme auf die Cirfularverfügung des Minifteriumd 
ded Innern vom 30. Dezember 1840 und auf den legten Landtags-Abſchied für die Provinz 
Weſtphalen, die Nichtigkeit feiner Behauptung dar: 

daß nad) dem Stande der Gefeggebung die Prüfung der Wahl der Yandtags-Abgeorbneten 
nicht zur Kognition ded Landtages gehöre, und daher ein dahin gericyteter Antrag in das 

Geſchäftöreglement nicht aufgenommen werden könne, 

Der Abg. dv. Saucken-Tarputſchen modifizirt demnächſt feinen zu $ 25 des Regle— 
mentö vorgeſchlagenen Zufaß dahin: 

die Kurie der Drei Stände hat vor Beginn aller andern Geſchäfte diejenigen Wahlen ihrer 

Abgeordneten zu prüfen, über welche Beſchwerde wegen vorgefommener Ungcehörigteiten 

vorliegen und Entſcheidung zu treffen. 

Diefer Zufas findet zwar im Allgemeinen in der Verſammlung Anklang, indeſſen wird mehr: 
feitig gegen die Schlußworte: und Entfheidung gu treffen, erinnert, daf der Yandtag 
über angebradjte Beſchwerden nicht entfcheiden, fondern nur, wenn er fie für begründet eradıte, 
dieferhalb eine Bitte an ded Königd Majeftät richten könne, und nachdem einerfeits die Weg: 
laffung der gedachten Schlußworte, andererfeitd die Abänderung: Entſcheidung zu bean: 
tragen, vorgeſchlagen worden, fritt der Untragfteller dem von dem Abg. v. Bederath 
gemadyten Vorſchlage bei: den legten Sat dahin zu faffen: 

und darüber ihre Ertlärung abzugeben. 

Es wird jedody gegen dad Wort: Erklärung mehrfeitiger Widerſpruch erhoben. Allein 
die Verfammlung verftändigt fid) darüber, daß ed nicht ſowohl auf die Worte, alö vielmehr 
auf den Zweck und den Einn deö vorgeſchlagenen Zufages: 

daß nämlid) der Yandtag, bevor er ſich mit andern Gefchäften befaffe, die Beſchwerden, 

tweldye über Ungehörigkeiten, die bezüglic) der Wahl feiner Abgeordneten vorgefommen, 

bei ihm angebracht worden, zu prüfen, und falld er Die Beſchwerden begründet finde, 
wegen Abfaffung der ftattgefundenen Ungehörigkeiten eine Petition an Se. Majeftät den 

König zu richten habe, 
ankomme, und ald hierauf der Yandtagd-Marfchall die Frage geftellt: 

ob die Verfammlung einen derartigen Zufag zum Geichäftsreglement beantragen wolle? 
wird diefelbe faſt einftimmig bejaht. 

Zur Erwägung der zum $ 26 ad a des Reglemente aufgeivorfenen Frage übergehend: 
ob über die Kompetenz zur Erörterung eined beim Yandtage angebrachten Antrages ber 
Landtag felbft oder der Marſchall u entſcheiden habe? 

wird mehrſeitig angeführt, daß Konflikte und zeitraubende Debatten befeitigt werden würden, 
wenn an des Nönigd Majeftät die Bitte, daß dem Landtage die Entſcheidung über die Kom 
petenafrage zugeltanden werden möge, gerichtet und diefelbe erfüllt würde, und ald hierauf 
der Marſchall die Frage dahin ftellt: 

Soll an ded Königd Majeftät die Bitte gerichtet werden, daß die Beurtheilung darüber, 

ob ein Antrag zur Kompetenz des Landtages gehöre oder nicht, dem Landtage ſelbſt, 

nicht aber dem Marſchall zuftehe? 
erklärt fich die Verfammlung faft einftimmig (mit Einſchluß des Marſchalls) für deren affır- 
mative Beantwortung. 

Nachdem folchergeftalt die Berathung der zu dem Geichäftöreglement in Anregung 
gebrachten Abänderungen beendigt worden, fordert der Landtags-Marſchall den Abgcord- 
neten d. Brünned auf, den von ihm früher geftellten und bis zu dieſem Zeitpunft auöge: 
ſetzten Antrag: 

daß ed noch nach dem Schluß dieſer Diskuſſion geſtattet fein möge, Anträge in Bezug 
auf das Reglement zu machen, Die nach den während des Landtages gemachten Erfah: 
rungen ald Bedürfniß ſich Darftellten, 


‚näher zu begründen. 
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Da diefer Antrag die gefegliche Unterftügung findet, fo wird er zur Diskuſſion geftellt. 
Es wird nun zwar dad Bedenken erhoben, daß, wenn noch bis gegen den Schluß des Yand- 
taged Vorſchläge zur Abänderung des Neglements follten gemadyt werden können, der Be- 
richt über die befchloffenen Abänderungen nody nicht würde erftattet und die gemachten Vor: 
ſchläge an die Herren Kurie zur Berathung jegt nicht würden gelangen können. Allein man 
ftellt dem entgegen, daß durch den gemachten Antrag keinesweges eine Verzögerung bezüglich 
der gefaßten Beſchlüſſe beabfichtigt und bedingt werde, indem man fid) nur vorbehalten 
wolle, abgefehen von den gegenwärtig gemachten Vorſchlägen, auch fpäter Verbefferungd- 
vorſchläge, deren Zweckmäßigkeit im Laufe der Berhandlungen ſich herauöftellen, anzubringen. 

Der Marſchall Schlägt in diefem Sinne vor: am Schluß des Gutadhtend anzuführen, 
daß, falld im Berlauf des Landtages in Bezug auf dad Reglement ſich noch Wünſche her- 
auöftellen follten, es geitattet fein möge, diefe noch nadyträglidy Sr. Majeftät dem Könige 
— — und die Verſammlung nimmt bei der Abſtimmung dieſen Vorſchlag faſt ein: 

timmig an. 

Mit diefem Vorbehalt follen die wegen Abänderung des Reglements gefaßten Befchlüffe 
dem Marfchall der Herren-Kurie zur Berathung in dieſer Kurie mitgetheilt werden. 

9. Hierauf wırd nad) der Tagesordnung 

B. zur Beratbung des Gutachtens gelöritten, welches die zweite Abtheilung über die 
Allerhöchſte Propofition, betreffend die Verordnung wegen Abſchätzung bäuerlidyer Grund- 
ftüde und die Beförderung gütlicyer Auseinanderfegungen über den Nachlaß eined bäuer: 
lien Grundbefigerö, erftattet hat. 

Der Referent, Abg. v. Breitenbaudh, entwidelt den Gang, welchen die Abtheilung bei 
der Begutachtung der gedachten Allerhöchſten Wropofition genommen, und nachdem er den 
erften allgemeinen Iheil des Gutachtend verlefen hat, ergreift der Königliche Regierungs— 
fommiffarius, Präfident Lette, dad Wort und legt in einem ausführliden Wortrage Die 
Beranlaffung zu dem Geſetze, ſowie die Gefdyichte und die Grundprinzipien deffelben vor. 

Der Korreferent, Abg. Lenſing, fpridt fi fodann gegen den vorgelegten Befehent: 
wurf aus, indem er dad Bedürfniß eines ſolchen Partikulargeſetzes, namentlidy für alle Pro— 
binzen, beftreitet, und im gleihen Sinn erklären fidy mehrere andere Abgeordnete, namentlid) 
vom Stande der Yandgemeinen. 

Auch greift der Abg. Gier die in der Dentichrift Kol. 7 enthaltene Angabe: daß ein- 
ftimmig, mit Ginfhluß der Vertreter der Landgemeinen, der ſechſte Yandtag der Provinz 
Sachſen den Prinzipien und Motiven des denfelben vorgelegten Geſetzentwurſes über das 
Recht der Erbfolge in Ruftitalbefigungen und über das Verfahren und die Grundfäge der 
MWerthöermittelungen derfelben beigetreten fei, an, und indem er aus dem Prototoll über die 
27. Plenarfigung des ſechſten Yandtages der Provinz Sachſen die Unrichtigfeit dieſer 
Angabe herleitet, trägt er ausdrüdlid darauf an, daß diefe Erklärung zu Protokoll ge- 
nommen werde. 

Der Königlidye Landtags-Ktommiſſarius beruft ſich dagegen auf die, über den gedachten 
Gefegentiwurf von den Ständen der Provinz Sachſen eingereichte Dentjchrift, aus welcher 
die in der Dentichrift zu dem vorliegenden Gejegentwurf enthaltenen Angaben entnommen find. 

Nachdem die allgemeine Debatte geſchloſſen worden, wird auf faſt einftimmigen Be— 
ſchluß der VBerfammlung zur Berathung der einzelnen Beftimmungen des Gefehed geichrit- 
ten, wobei der Yandtagd-Vlarfchall bemerkt, daß nad) Beendigung diefer Speziellen Berathung 
die Frage zur Abftimmung fommen würde: ob dad proponirte Geſetz mit den etwa beliebten 
Abänderungen in feinen Haupttheifen oder im Ganzen angenommen werden folle? 

Der Referent verlieft zu dieſem Behuf die einzelnen Paragraphen des Gefegenttwur- 
feö, fo mie die zu bdenfelben von der Abtheilung gemadten Bemerkungen und Abände— 
rungövorfchläge. 

Es waren auch bon mehreren Mitgliedern verſchiedene Verbeſſerungövorſchläge einge: 
bracht worden, welche bei den betreffenden Paragraphen zur Berathung geftellt werden: 

Namentlidy hatte 

1. der Abg. v. Platen vorgeſchlagen: 

im $ I hinter dem Worte: „Abſchätzung“ und vor dem Worte: „Befigungen“ 

hinzuzufügen „bäuerliden*; 
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2. der Abg. vd. Helldorff-Bedra, zug 1: 
daß die betreffenden Beftimmungen auf jeden landwirthſchaftlichen Beſitz, gleichviel in 
welchem Stande auf dem Zandtage der Beſitzer vertreten fei, ausgedehnt würde ; 

3. der Abgeordnete der Yandgemeinen der Provinz Poſen, Krauſe, zu 84: 

daß die Begünſtigungen, weldye dem Gutsannehmer nad) $ 4 des zu berathenden Ge- 
ſetzes zugedacht find, allein auf den überlebenden Ehegatten befchräntt werden möch⸗ 
ten, und 

4. der Abg. Kundel zu 4 am Schluſſe den Zuſatz: 

und follen ihm au diefem Zwed von den in den Provinzen zu errihtenden Hypothe— 
fen= oder Nentenbanfen die erforderlichen Mittel vorzugdtweife gewährt werden. 

Allein fo wie die Grundprinzipien des Gefeged, fo finden auch die einzelnen Beftimmun- 
gen defjelben in den Berfammlungen wenig Anklang, vielmehr erklären ſich vorzugsweiſe 
mehrere Abgeordnete des Standed der Yandgemeinen fehr lebhaft Dagegen und bei der Ab— 
ftimmung über die einzelnen fünf Paragraphen ded Geſetzes entfcheidet die Majorität der 
Verſammlung fid) dafür, Daß diefelben nicht anzunchmen, fo daß nad) diefem Ergebnif eine 
Abitimmung über die Annahme des ganzen Gefeged nicht erforderlid) ift, und die einge 
bradjten vorerwähnten Amendementd mit Ausnahme deö sub 1 gedadyten, welches zur Ab- 
ſtimmung gebradyt wird, aber nicht die Majorität erlangt, und ded sub 3 aufgeführten, 
welches die nöthige Unterftügung findet, und daher nicht zur Abftimmung gelangt, zurüd: 
gezogen werden. 

Indeffen wird im Yaufe der Debatte ad $ 4 bemerflicdy gemacht: daß daraus, daß gegen 
den 8 4 des Geſetzentwurfes geftimmt worden, nicht gefolgert werden möge, dak man dit 
Beltimmungen dieſes Paragraphen nicht für zweckmäßig und qut halte, bielmehr fei von 
vielen Mitgliedern nur deöhalb gegen die Annahme ded 8 4 geftimmt worden, weil man der 
Meinung fei, daß diefe Beitimmungen nicht in ein ſolches Spezialgefeß gehörten. 

Die Abtheilung hat am Schluß ihres Gutachtens nody zwei Anträge formirt: 

1. „daß die in der Provinz geltende Beftimmung, daß bei Erbtheilungätagen der Kapi- 
talwerth bäuerlicher Nabrungen durch Erhebung des Neinertraged mit Sedyö vom Kun: 
dert ermittelt werden folle, für den Fall, daß der vorliegende Geſetzentwurf zum Geſch 
erhoben werden follte, ald mit demfelben nicht vereinbar, außer Wirkſamkeit geicht 
werden dürfte; 

2. daß die Gefeggebung, um die Icptwilligen Verfügungen zu befördern, cd möge nun 
dad Geſetz gegeben werden oder nicht, Erleichterungen in Form und Koften ber tefta- 
mentariſchen Diöpofitionen eintreten laffe, und um dazu die nöthigen Organe auf den 
Dörfern zu gewinnen, bald eine zweckentſprechende Land-Gemeineordnung emanire,* 

und es finden aud) in der Verfammlung die in dem zweiten Antrage audgefprodenen 
Wünſche mehrfeitige Unterftügung. 

Allein man ift doch der Meinung, daß derfelbe hier nicht weiter zu berfolgen fei, da 
mehrere die berührten Punkte betreffende Petitionen beim Landtage eingegangen find, und 
demnach diefelben anderweitig zur Berathung fommen werden, und Die Werfammlung be 
fchließt daher, von diefem Antrage für jet abzuſtehen. 

Der Yandtagd-Marfchall ſchließt hierauf die Sikung mit der Eröffnung, daß nadı einer 
vom Marfchall der Herren: Kurie ihm gemachten Mittheilung den 14. Wormittagd 10 Uhr 
eine Sigung beider Kurien ftattfinden, und in derfelben die Ällerhöchſte Propofition, betref⸗ 
fend die Errichtung von Land-Rentenbanken zur Berathung kommen werde, falls aber die 
Berathung dieſes Gegenſtandes nicht die ganze Zeit in Änſpruch nehmen follte, in der 

Sitzung der drei Kurien die Gutachten über Petitionen, welche bid dahin gedruckt und ver- 
theilt werden würben, in Berathung genommen erden follten. 

In der Sihung am 17. Mai 1547 vorgelefen, genehmigt und vollgogen. 


A. v. Rochow. 
v. Katte, v. Breitenbauch, 
Referent. Referent. 
Naumann, Freih. dv. Patow, 


Zandragd- Scerttair. Landtagd- Seeretair. 
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Anlage. 
Negnlativ 


über bie 
Abfaſſung der ſtenographiſchen Zeitungsberichte (vergl. Abth. I ©. 539). 
$ 1. Sämmtlide Stenographen ftchen unter der Zeitung eines Direftord, der die ganze 
Anordnung und Verwaltung der ftenographiichen Kanzlei zu beforgen, auch die Reihenfolge, 
nach der Die Stenographen in den Sitzungen ſchreiben, zu beftimmen hat. 

$ 2. Diefe Reihenfolge findet in der Art ftatt, Daß jedem Stenographen Zeit genug 
übrig bleibt, die Notaten feiner erſten Niederfchrift diktirt zu haben, bis ihn der Wiedereintritt 
in die Sitzung trifft. 

83. Sobald das Diktat eined Stenographen beendigt ift, wird daffelbe noch während 
der Eigung auf einem dazu beftimmten Tiſche zur Einfiht der Sprecher auögelegt; die bie 
zum Schluſſe der Sitzung nicht zu beendigen geweſenen Diktate tönnen am nämlidyen Tage 
bon 6 bis 8 Uhr Abends, und wenn beide Kurien zu gleicher Zeit Sitzung halten, was von 
dem fungirenden Secretair jedeömal befannt zu machen, aud) nody von 8 bis 10 Uhr des 
folgenden Morgens im Secretariatögimmer eingefehen werden. 

$ 4. Die Auslegung der Diktate auf einzelnen Blättern erfolgt unter Beihülfe eines 
Kanzleibeamten, wobei angenommen wird, cö fei auf die Durchſicht verzichtet, wenn fie bis 
zu den vorftchend angegebenen Friften nit vorgenommen ift. Innerhalb derfelben werden 
auch dem Herrn Landtags-Kommiſſarius und den Herrn Staatöminiftern die fie betreffen: 
den Tiftate zur Durchſicht auf Verlangen zugefandt. 

$ 5. Gleidyeitig mit den Dittaten auf einzelnen Blättern wird dad Mutterprototoll in 
fortlaufender Folge niedergefchrieben und im Sccretariate deponirt. Auf Grund deſſelben 
haben die betreffenden Landtags-Secretaire bei entitchenden Differenzen mit den einzelnen 
Nednern über verlangte Abänderungen oder Zufäse zu den ſtenographiſchen Notaten die 
Entſcheidung in Gemaͤßheit des Geſchäftöreglements zu treffen. 

Berlin, am 9. Mai 1847. 
Der Marſchall. 


A. v. Rochow. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 17. Mai 1847. 

In der heutigen ſechszehnten Sigung der Kurie der drei Stände wurde zunächſt das 
Protofoll der vorigen Sitzung (vom 12. d. M.) vorgelefen und nad erfolgter Genchmi- 
gung vollzogen. 

Es wurde fodann von dem Marfchall 

1. an die Stelle ded auf unbeftimmte Zeit verreifeten Abgeordneten, Grafen v. Bocholz, 
der Abg. v. Gilgenheimb der vierten Abtheilung, und 

2. der Petitionsantrag des Abg. König: um Erridtung eines Kreditinftituted für alle 
Aderbefigungen im Stande der Yandgemeinen, der von der vierten Abtheilung, ald nicht 
dahin gehörig, zurückgereicht worden, der fiebenten Abtheilung zugewiefen. i 

3. Der Abg. Coqui trug hierauf den Wnunſch vor, der Königliche Kommiffarius, tie 
auch die den Abtheilungen zugeordneten Minitterialtommiffarien, möchten mit mebrer Offen: 
heit, als bisher, die Eröffnungen und Mittheilungen, die fie den Ständen zn madyen hätten, 
erfolgen laſſen. 

Auf die Entgegnung ded Königlichen Kommiſſarius, daR es ur Begründung dieſes An- 
trageö der Angabe befonderer Spezialfälle bevürfe, bevor auf denfelben eine Erklärung er: 
theilt werden fönne, und auf die Bemerkung einiger Abtheilungsdirigenten und anderer Mit— 
glieder, daß derartige Fälle zu ihrer Kunde nicht nur nicht gelangt, fondern vielmehr ihnen 
die Offenheit und das Entgegentommen der Herren Minifterialtommiffarien überall klar ge- 
worden wäre, erfolgte 

4. nad) dem Antrage des Abg Freih. v. Binde die Verlefung der von ihm und 137 an- 
dern Mitgliedern vollgogenen Erklärung, daß die Verordnung vom 3. Februar c. mit den 
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älteren Geſetzen nicht in Uebereinſtimmung ftehe, wie auch der darauf ergangenen nachſiehen⸗ 
den Beſcheidung ded Marſchalls der Kurie der drei Stände unter dem Zugeftändniffe des 
Abg. dv. Es de, daß auf eine Didkuffion über den Inhalt diefer Schrift heute nicht cin- 
zugeben fei: 
„Als mir am 1. d. M. cin von Ew. Hochwohlgeboren und mehreren anderen Abgcord- 
neten unterzeichneter Antrag zugefommen war, weldyer dahin ging, über eine demjelben 
beiliegende Erklärung, betreffend die vermißte volle Ucbereinftimmung der Verordnung 
vom 3. Februar d. 9. mit den älteren Geſetzen, einen Beſchluß der Kurie der drei Stände 
berbeiguführen, äußerte id) mid) in der Eikung vom 4. d. M. dahin, daß ich aus den da- 
mald angeführten Gründen die ‚Herren Antragfteller fragen müffe, ob fie der Meinung 
feien, daß ih das Schriftftüet dem Herrn Marſchall der Herren=Kurie zufenden folle 
oder ob fie cd zurüdnchmen wollten. Die Entſcheidung erfolgte dahin, daß cö an den 
Herrn Marfchall der Herren-Kurie gelangen folle Tiefer hat es mir aber heut, als zur 
Berathung in den Vereinigten Kurien nicht geeignet, zurüdgegeben. 

Da mir nun die Befugnik nicht zuftchet, in der Kurie der drei Stände die Beſchluß— 
nahme über eine Urt von Erklärung, zu welder die Verordnung vom 3. Februar d. J 
dem Vereinigten Yandtage dad Recht nicht beigelegt, zuzulaſſen, jo bfeibt mir jept nur 
noch übrig, Erw. Hochwohlgeboren den erwähnten Antrag mit der Beilage ganz ergebenit 
zurückzuſtellen. 

Berlin, den 10. Mai 1847. 


Der Marſchall 
An v. Rochow. 
den Königlichen Landrath Herrn Freih. v. Binde 
Hochwohlgeboren.“ 


Der Abg. Freih. v. Binde entwickelte hierauf feinen Proteſt gegen dad ſtattgehabte Ver: 
fahren, nady weldyem dieſe Erklärung nicht an eine Abtheilung der Kurie der drei Stände 
zur Begutachtung vertiefen, fondern dem Marſchall ded Vereinigten Landtages zugefandt 
worden, um die fünftige Berathung durd) die Wereinigte HerrenKurie und Kurie der drei 
Stände eintreten zu laffen. Da jedoch diefe Berathung nicht ftattgefunden, wohl aber eine 
Kritit in der Herren Kurie über einen weder begutachteten, noch felbft nur borgelefenen An— 
trag vorgenommen, und ſodann ihm, dem erften der Antragfteller, blod mit obigem Schrei 
ben und ohne alle vorgängige Berathung aurüdgegeben worden fei, fo finde er in Licherein: 
ftimmung mit den übrigen 137 Antragftellern diefe Mahnahme mit dem Gefchäftsreglement 
nicht vereinbar und trage auf nunmehrige Wiederannahme und Ueberweifung der Ertlärung 
an eine Abtheilung der Kurie der drei Stände an, nachdem durd) die urfprüngliche Annahme 
derfelben ihre Zuläfligfeit bereit anerkannt fei. 

Der Marſchall geftand hierauf zu, den richtigen Weg in fofern nicht eingeſchlagen zu 
haben, ald er den Antrag nicht fofort zurüdgegeben habe; daß ſolches hätte gefchehen müflen, 
fei noch jet feine Meinung, weöhalb er aud) dermalen auf den geftellten Antrag nicht eingehen 
könne. Darauf zurückkommend, und nachdem ſolches vielfeitig gutgeheißen worden, daß eine 
Distuffion über den Gegenftand nicht zugelaffen werden folle, wurde nur noch beliebt, daß 
mit der Veröffentlihung ded Antrages zugleidy die Namen der Vollzieher ded Ucberreihunge- 
fchreibend ‚mit abzudruden wären, 

5. E8 erfolgte hierauf die Emendation eined Drudfehlers in der Beilage ded Prototold 
vom 7.d. M. Scitend ded Abg. Zimmermann, nad) welchem bei der eriten Abſtimmung 
nicht gegen 57, fondern gegen 7 Stimmen die brandenburgifche Ritterſchaft ihre Zuſtim 
mung dazu gegeben habe, daß Die Feitfekung einer gewiſſen Anzahl von Mitgliedern, um 
einen Beſchluß zu faffen, ind Reglement aufgunchmen (f. den ricdytigen Abdrud S. 809). 

6. Von dem Referenten, Grafen Stoſch, wurde nunmehr der Abtheilungäberiht über die 
Alterhöchfte Propofition, den Entwurf einer Verordnung, die Ausſchließung befcjoltener 
Perſonen von ftändifhen Verſammlungen betreffend, verlefen und nad) erfolgter Emen⸗ 
dation genehmigt. 

In Folge der dabei ftattgehabten Debatte wurde feftgefcht, daß fortan die Berichte dor 
der Verlefung im Plenum jedesmal in der betreffenden Abtheilung zu verlefen und forgfäl: 

tig zu prüfen wären, um aufhältlichen Erörterungen in der Pienarverfammlung vorzubeugen. 


\ 
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Auf den Antrag des Abg. v. Winde: 
ed möchten die Gründe der Majorität von einem Referenten und die der Minorität jeded- 
mal von einem aus ihrer Mitte außerdem noch ernannten Referenten vorgetragen werden, 
und auf den ferneren Antrag deö Abg. Hanſemann: 
cd möchten umfaffende Enttwidelungen der Gründe beim Bortrage der Landtags-Beſchlüſſe 
gänzlich vermieden werden, 
murde nicht eingegangen und darauf 
7. von dem Marxſchall befannt gemacht, daß die Wahlen der Mitglieder der ſtändiſchen 
Kommiffion wegen Berathung der Hülfstaffen-Angelegenbeit 
provinzenweiſe und in den berfhiedenen Ständen getrennt, nad) dem Reglement vom 
22. Yuni 1842 
morgen vorzunchmen wären, wobei die Abgeordneten der Rheinprovinz und von Weftphalen 
cd mit Danf anerkannten, daß der Marſchall der Kurie der drei Stände die Peitung der 
Wahl bei ihnen zu übernehmen ſich bereit ertlärte, da die betreffenden Provinzialmarichälle 
dem ‚Herrenftande angehörten, bezüglich abweſend wären. 
8. Nunmehr zur Tagesordnung übergehend, entwidelte zunächſt der Referent (Abg. 
v. Schentendorf) dad Abtheilungsqutadyten in Betreff der Anträge der Abgeordneten 
v. Donimierdfti, 
Wächter und 
Seulen, 
wegen Abhülfe des gegenwärtigen Nothſtandes, worauf der Abg. Facilided den Abände— 
rungsvorſchlag vorbrachte, ſämmtlichen Kreis- und Kommunalbehörden die Einrichtung fol- 
cher Sparſyſteme zur Pflicht zu machen, wie das Liedkeſche hierſelbſt biäher ſich ſehr be— 
währt habe. Der Vorſchlag fand jedoch feine Unterſtützung. Die durch den Königlichen 
Yandtags-Kommiffariud erflärte Bereitwilligteit des Gouvernements, fo viel ald möglich zur 
Zinderung der Noth beitragen zu wollen und der Abänderungövorfchlag des Abg. Dittrich, 
den Antrag wie folgt zu faſſen: 
„daR der Noth der arbeitenden Klaffen möglichft Abhülfe gewährt werde durch Ver: 
ſchaffung von Arbeit, inöbefondere bermittelft der Zollgefeggebung, durch gemeinnügige 
Anlagen unmittelbar auf often des Staated und mittelbar durch Unterftügung von 
Kreis, Kommunal: und Aktienunternehmungen, fo wie durd Eröffnung neuer Erwerbs— 
„quellen und Kräftigung der beftchenden, “ 
führte au der Frage: 
foll an Seine Majeftät den König die Bitte gerichtet werden, daß für Die Dauer der gegen: 
märtigen Iheuerung durch gemeinnügige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koſten des 
Staates ald mittelbar durdy Unterftügung von Kreid-, Kommunal: und Aktienunterneh- 
mungen diefer Art, den arbeitenden Klafjen neue Erwerbsquellen in höchſt möglicyfter 
Auödehnung eröffnet werden möge? 
die gegen 2 Stimmen befaht wurde. 
Der Antrag des Abg. dv. Donimierdfi: 
daß aud den Getreidevorräthen der Magazine und der Seehandlung, ſoviel das Gouver— 
nement davon felbft nicht gebraucht, an die armen Leute zu etwas billigeren Preifen ver: 
fauft werde, 
fand zwar Unterftügung, wurde jebod auf die Erklärung des Königlichen Yandtags-Stom- 
miffarius, daß in diefer Beziehung foviel ald irgend thunlich bereits gefchehe, zurüdgenommen. 
Der Antrag des Abg. Grafen v. Merveldt zu Bedum, die Mandvervorräthe für den 
Fall der unterbleibenden Zufammenzicehung der Zandtwehr-Infanterie gleichfalld an Bedürf— 
tige zu ermäßigten Preifen abzulaſſen, eventuell die Landwehr-Uebungen einzuftellen, fand 
die Erwiderung Seitens des Generallieutenants v. Rey her und des Königliden Landtags— 
Kommiſſarius, daß die Beſtimmung über die Zuſammenziehung der Landwehr-Infanterie 
bis dahin ausgeſetzt ſei, daß ſich der Ausfall der Ernte uüberſehen laſſen werde und daß die 
Kontrakte, die das Kriegöminiſterium zur Verſorgung der Landwehr abgeſchloſſen, den 
Civilbehörden zu dem Ende überlaſſen wären, davon zum Beſten der Nothleidenden Ge- 
braud) zu machen. Es wurde jedody beliebt, Diefen Gegenftand, zur Vermeidung von Be- 
forgniffen, im Zeitungdberidyte unerwähnt zu laffen. 
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Der Abg. Linau nahm demnächſt feinen Antrag: 

„daß der Landtag bei ded Königs Majeftät fich dahin verwenden wolle, daß Allerhöchſt 

diejelben geruhen möchten, die Wiedererhebung der Mahlfteuer anzuordnen, deren Betrag 

aber den betreffenden Kommunen zur Unterftügung ihrer Armen mit Brod und Kartoffeln 
auf die Dauer des früher zugedachten gänzlichen Erlaffes zu überiweifen.* 
eh nachdem der Königliche Landtags-Kommiſſarius dahin führende Aufſchlüſſe er— 
theilt hatte. 

Der Antrag des Abg. v. Storzewsti: 

„daß alle Abgeordneten eine Bitte an ihre Kommittenten erlaffen möchten, die Nothdürf: 

tigen zu unterftügen; jeder Abgeordnete unterzeichne feinen Beitrag, die Landräthe, Ober: 

Vürgermeifter und Bürgermeifter übernähmen die Beiträge und beriefen, wo die Einrid> 

tung nody nicht eingeführt, jeden Monat bis zur Ernte ein Komité, weldyed die eingelom- 

menen Gelder den Unbemittelten einhändige,“ 
fand feine Unterftügung. 

Auf den Wunſch des Abg. v. Sauden-Tarputichen, dem Goubernement zu erkennen 
zu geben, daß Schutz- und Bürgerwachen da zu errichten fein möchten, wo die öffentliche 
Sicherheit durch tumultuariſche Auftritte Seitend der Bedrängten gefährdet erſcheine, und 
ferner, tvie in andern Staaten, fo auch hier die Beftände aufnehmen zu laffen, um eine Llcber- 
ſicht über dad Bedürfniß zu gewinnen, wurde, ald theild bereits erledigt, theild unerforderlid) 
und ſchwierig, nicht eingegangen, jodann aber die fofortige Abfaffung des VBerfammlungs- 
beſchluſſes Behuſs Nermeidung von Zeitverluft beliebt. 

9. In Betreff der Petitionen der Abg. Tſchocke, Siebig und Werner: . 
wegen nadträglider Einberufung deö Grafen Eduard v. Reichenbach auf Woltvorf 
zum Vereinigten Yandtage, 

trug hierauf der Neferent (bg. v. Münchhaufen-Strauffurt) dad Abtheilungögut 
achten auf Verwerfung ded Einberufungdantrages vor. 

Der Abg. Offermann entwidelte feine entgegenftehende Meinung und wurde bon 
mehr ald 24 Mitgliedern unterftügt, worauf, nachdem mehre Redner ſich hatten vernehmen 
laffen, der Abg. Werner die nadjftchenden Abänderungsvorſchläge vortrug. 

Kür den Kall, daß der Antrag, 

‚Er. Majeltät allerunterthänigit zu bitten, Allerhöchft befehlen zu wollen, daß der Graf 

Eduardv. Reichenbach zu dem gegenwärtig Vereinigten Zandtage einberufen werde,‘ 

nicht die gefegliche Majorität erlangen follte, 

1. „Sr. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, Mllergnädigft befehlen zu wollen, daß, unter 
Veftätigung der geſetzlich erfolgten Wahl deö Grafen Eduard v. Reichenbach, 
deffen Stellvertreter, Yandratb Hoffmann, einberufen werde, inden die Rechte deö 
erfteren nur, fo lange die Kriminalunterfuchung dauere, ald ruhend zu betrachten wären.“ 

Erhalte auch dicd nicht die geſetzliche Majorität, 

2. „Sr. Majeftät allerunterthänigſt zu bitten, die geſetzlich erfolgte Wahl ded Grafen 
Eduard vd. Reichenhbach fodann Allergnädigft beftätigen zu wollen, wenn berfelbt 
in der über ihn verhängten Kriminalunterfudung freigefprochen würde, feine voll 
fommene Unbeſcholtenheit mithin hierdurch geſetzlich feftftche,* 

Da hierauf der Wunſch, die Debatte zu ſchließen, vielfach unterftügt wurde, fo ar 
die Frage: foll zur Abftimmung übergegangen werden? ſolche jedoch mit 262 gegen 216 
Stimmen verneint, worauf die Sitzung um 4 Uhr geſchloſſen und die Verfammlung auf 
morgen früh um 10 Uhr zur Fortſetzung der Berathung wieder eingeladen wurde. Nach 
Beendigung derfelben foll die Berathung des Adtheilungsgutachtens über dad Petitiondrciht, 
ferner wegen Vermehrung der Herren-Kurie und wegen der Wählbarkeit der Tiffidenten vor: 
genommen erden. | 

In der Sigung vom 15. Mai d. 3. vorgelefen, genchmigt und vollzogen. 

om. 


A. v. Roch 
v. Bockum-Dolffs, Kuſchke, 
Landtags-Secretair. Landtags Secretair. 
v. Schenkendorff, v. Münchhauſen, 


Referent. Keferent. 
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Verhandelt im Königliben Schloffe zu Berlin, ben 18. Mai 1847. 
Siebzehnte Plenar-Sitzung der Kurie drei Stände, 
unter Vorſitz des Marichalld v. Rochow; 
Secretaire: die Aba. Freib. d. Batom und Naumann. 
Das Protokoll der Sitzung vom 17. d. Mts. wurde verlefen, genehmigt und vollzogen. 

Der Marfhall madıt betannt, daß der Petitiondantrag ded Abg. Hanfemann: auf 
Vorlage eines Gefegentwurfs, betreffend die vom Staate übernommenen und noch zu über: 
nehmenden Garantieen von Eifenbahn-Papieren, weldyer an eine Abtheilung der Vereinigten 
Kurien gelangt war, aber, ald dahin nicyt gehörig, erklärt worden ift, nunmehr der fiebenten 
Abtheilung der Sturie der drei Stände zur Vorbereitung für die Berathung zugewieſen wird. 

Nach Erledigung einiger Reklamationen gegen die veröffentlichten ſtenographiſchen Pro— 
tofolle, wurden von den ernannten Referenten die abgefakten Erklärungen der Sturie der drei 
Stände, betreffend 

Die beſchloſſene Bittfhrift an Se. Majeftät wegen Abhülfe ded gegenwärtigen Nothftandes, 

und 

die beichloffene Bittfchrift an Se. Majeftät, wegen Abänderung ded Reglements über den 

Geihäftsgang bei dem Vereinigten Yandtage, 

—— und nach erfolgter Aenderung den Wünſchen der Verſammlung entſprechend — 
genehmigt. 

Es wurde hierauf zur Tagesordnung übergegangen, nnd 

1. zunädjft die Berathung wieder aufgenommen über die beantragte Petition wegen Ein 
berufung des Grafen Eduard dv. Reichenbach zum Vereinigten Yandtage. 

. Die Debatten und die einzelnen geftellten Amendements führten zur Beſchlußnahme 
über folgende Fragen: 

1. Soll Se. Majeftät der König gebeten werden, zu befehlen, daß der Graf Eduard 
v. Reichenbach ald geſetzmaͤßig ermählter Abgeordneter zum Vereinigten Zandtage 
einberufen werde? 

_ Für die Bejahung diefer Frage erklärten fid) nur wenige Mitglieder der Verfammlung. 

2. Soll Se. Majeftät der König gebeten werden, zu befehlen, daß der Landrath Hoff- 
mann, als Stellvertreter deö Grafen Eduard dv. Reichenbach, einberufen werde? 

Auch diefe Frage wurde nur bon wenigen Mitgliedern der Verſammlung bejaht. 

3. Soll Se. Majeftät der König gebeten werden, den Grafen Eduard vd. Reichenbach, 
wenn er in der gegen ihn eingeleiteten Kriminalunterfuhung freigefprodyen werden 
follte, ald Abgeordneten au beftätigen ? 

Auch für die Bejahung diefer Frage erklärte ſich nicht die Majorität der Verſammlung. 

Ein Amendement des Abg. Schneider wurde ald durd) diefe Befchlüffe bereitd erledigt 
bon der Verfammlung erfannt und nicht weiter zur Abitimmung gebradht. 

Nach alle dem hat die Verfammlung fid) nicyt veranlaßt gefunden, in diefer Angelegen- 
heit eine Betition an Se. Majeftär den König zu richten. 

Demnädft fam zur Berathung: 

1. Der Bericht der vierten Abtheilung, betreffend die auf Erweiterung des Betitions- 
rechts gerichteten Anträge. 

Der Bericht wurde verlefen, und auerft über den sub I geftellten Antrag: 

daß Se. Majeftät gebeten werde, die erceptionelle Beftimmung einer Majorität von zwei 

Drittheilen für anzubringende Bitten und Beſchwerden aufzuheben, refp. dahin zu modi- 

fairen, daß nicht nur in der Regel, fondern bei allen Abftimmungen einfache Stimmen: 

mehrheit enticheide, 
die Diskuffion eröffnet. 

In Beranlaffung eines während der Debatten geftellten Antrags ded Abg. Mömes, die 
Diökuffion gleichzeitig darüber ftattfinden zu laſſen, daß aud) diefelbe Bitte im Intereffe der 
Provinzial-Landtage an Se. Majeftät gerichtet werde, entſchied der Marſchall: 

daß es zweckmäßig fei, die Fragen getrennt zu behandeln in Betreff des Vereinigten Land— 

taged und der Provinzial-Landtage. 

Nachdem die Majorität der Verfammlung auf erfolgte Anfrage des Marſchalls ſich für 
den Schluß der Debatte entſchieden hatte, fam die Frage zur Abſtimmung: 
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Soll Seine Majeftät gebeten werden, die erceptionelle Beftimmung einer Majoriät von 

zwei Drittheilen für anzubringende Bitten und Beſchwerden aufzuheben reſp. dahin zu 

modifiziren, daß nicht nur in der Regel, fondern bei allen Abſtimmungen einfadye Stim— 
‚ menmehrheit enticheide? 

Die Berfammlung entfcheidet fi mit mehr ald zwei Drittheilen der Stimmenden und 

gegen eine nur geringe Minorität für die Bejahung dieſer Frage. 

Ein Amendement des Abg. Freih. d. Patow, dahin gehend, die Maßgabe hinzuzufügen, 
dag — wenn ſich nicht zwei Drittel für eine Petition erklären — die Anſicht der Mine: 
rität aud) vorgetragen werden müſſe, 

wurde mit mehr ald zwei Drittel der Stimmenden von der Berfammlung abgelehnt. 
Die von der Abtheilung nicht befürworteten Anträge: 
. auf Erleichterung der Petitionen in der Weife, daß die Anbringung von Betitionen bei 
einer Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen in blos einer Kurie nachgegeben würde, 
und 
die einfahe Stimmenmehrheit blos einer Kurie genügend zu erffären, um Bitten oder 
Beſchwerden an den Ihron zu bringen, 
fanden feine Unterftügung in der Berfammlung und konnten daher nicht diöfutirt werden. 
Der Marſchall ſchloß die Sigung und ſetzte die nächte Sigung auf morgen — den 
19. d. Mts. — Vormittags 10 Uhr an. Zur Berathung werden fommen: 
der weitere Bericht, betreffend die Erweiterung ded Pelitionsrechts, , 
der Bericht, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 5. Juni 1823 zu Gunften der 
Tiffidenten; 
das Gutachten, betreffend die Ergänzung der Herrenfammer; 
der Bericht, betreffend die Wählbarkeit im Stande der Yandgemeinen bezüglich der Kreistage 
der Bericht, betreffend die Anträge wegen Abſchaffung des Schupgeldes; 
der Bericht, betreffend die Petitionen wegen Oeffentlichteit der Stadtverordneten Ver⸗ 
fammlungen. 
Verlefen, genehmigt und vollzogen in der Sigung den 19. Mai 1847. 
| A. v. Rochow. 


v. d. Heydt, 
Reſerent. 
Naumann, Freih. v. Batom, 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, den 19. Mai 1841. 
Achtzehnte Plenar-Sigung der Kurie der drei Stände. 
Vorfigender: Yandtagd-Marihall v. Rochow, 
Seerctaire: v. Leipziger und Dittrich). 

Das fiber die vorhergehende Eikung abgefaßte Protokoll wurde verlefen und genehmigt. 

Der Landtags: Maricall der Provinz Poſen, Freih. Hiller dv. Gärtringen, bean: 
tragte Namend der Abgeorbneten aus diefer Provinz: | 

daß am Sonnabende vor und am Dienftage nad Pfingften Sigungen nicht abgehalten 
werden mögen, und daß der Marfchall der Vereinigten Kurien hierzu wenigftend feine 
Vermittelung eintreten laffen möge. 

Der Landtags-Marſchall v. Rochow erklärte, dak ihm Befugniß, ſolches anzuordnen 
nicht zuſtehe, und daß Sitzungen abgehalten werden müſſen, falls die Abtheilungen Be 
rathungen für die Plenarverfammlung vorbereitet haben, daß ihm aud) eben fo wenig eine 
Vermittelung zuftche, da die Führung der Geſchäfte in feiner Hand liege, und kheilte hierauf 
mit, daß der, der ſechſten Abtheilung überwieſene Antrag des Abg. Bruft, betreffend voll: 
ftändigere Ucberficht der Finanzverwaltung ded Staated, weil derfelbe für die fiebente Ab— 
theitung gehörig, dieſer hierdurd) zur Berathung überwieſen werde, veranlakte auch ſodann 
den Abg. v. Breitenbaud, ald Referenten, zur Verleſung der 


— 
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Erklärung auf die Allerhöchfte Propofition, betreffend die Abſchätzung bäuerlicher Grund: 
ftüde und die Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen über den Nachlaß eined bäuer- 
lihen Grundbefigers, 
gegen deren Kaffung erinnert wurde, daß ftatt ded Ausdruckes: 
1. cö hat ſich feine bemerfendwerthe Majorität dafür erklärt, 
eſagt fein müffe: 
bo das Geſetz fowohl im Allgemeinen als in feinen befonderen Beftimmungen mit ent- 
ſchiedener Majorität abgelehnt worden, und 
2. ftatt der Worte: 
„blühender Stand der Yandgemeinen,* 
zu fagen ift: 
man glaubt, daß der Stand der Preußifchen Landgemeinen in einem foldyen Zuftande 
ſich befindet, daß es zur Erhaltung feiner Kräftigkeit Diefed Partikulargeſetzes nicht bedürfe, 
welche Nenderungen genehmigt und vom Referenten gemacht wurden, worauf der Yandtags- 
Marſchall, zur Tagesordnung übergehend, Fortfegung der Berathung über den 
Bericht der vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände, betreffend die auf Erweiterung 
des Betitiondrechtö gerichteten Anträge 
anordnete. 
Der Referent, Abg. v. d. Heydt, verlas dad betreffende 
Gutachten zu II 
welched anträat: 
Se. Majeftät zu bitten, den 8 19 der Verordnung vom 3. Februar d. 3. dahin abau- 
ändern, daß ungehinderte und freie Kommunikation zwiſchen den Yandtagd-Abgeordneten 
und ihren Vertretern Statt finden dürfe zu dem Behufe, daß Letztere den Eriteren ihre 
Wünſche zu erfennen geben, ohne ihnen bindende Aufträge ertheilen zu dürfen, 

Der Königliche Kommiffarius erklärte: es habe nicht in der Abficht gelegen, durd) die 
neue Gefeggebung das Vetitiondrecht zu befchränten; Beſchränkung der provinzialftändifchen 
Rechte hierin fei nur in foweit erfolgt, als fie fi auf vorläufige Befugnif der Provinzial- 
Zandtage bezogen, diefen habe aber nur dad Recht zugeltanden, Bitten und Beſchwerden in 
provinziellen Angelegenheiten anzubringen, welche Beſtimmung beftehen geblieben fei. Der 
Antrag der Abtheiluug verftehe ſich von felbft, denn diefe Art der Kommunikation fei in der 
neueren Gefergebung keineswegs verboten. Bindende Jnftruftionen zu ertheilen feien die 
Wähfer nicht befugt, wohl aber ftehe ihnen zu, den Abgeordneten ihre Wünfche auszufpreden. 

Der Abg. Zimmermann ftellt hierauf den Abänderungsvorſchlag: 

den 8 19 und 20 des Allerhöchften Patents vom 3. Februar d. J. über die Bildung des 
Vereinigten Yandtaged dahin zu formuliren: der Vereinigte Yandtag und deffen einzelne 
Mitglieder ftehen mit den Kreiöftänden, Gemeinen und andern Körperſchaften, fo wie mit 
den in ihm vertretenen Ständen und einzelnen Perfonen in keinerlei Gefhäftöverbindung, 
und fönnen diefelben zwar Bitten und Beſchwerden durch die Abgeordneten einreidyen, 
dürfert den Lehteren aber keinerlei bindende Inftruftionen ertheilen. 

Der Königlihe Kommiffarius äußerte darauf: daß die Einreihung von Bitten und Be- 
ſchwerden der Korporationen oder Einzelner an den Yandtag durch die Mitglieder — denen 
diefe Befugniß nur in ihrem Namen zuftche, nicht zuläflig fei, und auf die Erläuterung des 
Amendementöftellerd, daß er die Verpflichtung der Yandtagd-Mitglieder zu Einreichung 
folder Bitten und Brſchwerden feitgeitellt wiffen wolle, weiter: daß nad) dem Geſetze vom 
5. Juni 1823 von den Provinzialftänden Bitten und Beſchwerden über allgemeine Angele- 
genheiten nicht angebracht werden dürften, der vorläufige Zuftand aber nur auf Nr. 2 des 
Geſetzes vom 5. Juni 1823 und nicht auf Nr. 3 bezüglich geweſen fei. 

Auf die Aeußerung des Meferenten, daß ein anderer Minifterialtommiffariud bei der Be— 
rathung in der Abtheilung eine andere Erklärung hierüber abgegeben häbe, entgegnete der 
Königliche Kommiſſarius: es fei möglich, daß jener Minifterialtommiffarius entweder eine 
irrthuͤmliche Erflärung' abgegeben oder daß ſich diefe auf die Gemeineräthe bezogen habe, 
welche in der Rheinprovinz und Meftphalen nidyt die Kommittenten und nicht beredhtiget 
feien, über politiſche Gegenftände zu berathen und zu beſchließen, daß aber dem nädıften 
Provinzial-Landtage ein neuer Entwurf zu dem Zwecke: 
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um Uebereinftimmung hierin mit den andern Provinzen herbeizuführen, werde vorge: 

legt werben. 

& der Diökuffion wurde vom Abg. Landrath v. Puttkammer gewünscht, daß 
green Korporationen und Kreiöftänden 

die Befugniß eingeräumt werde, Bitten und Beſchwerden durd Abgeordnete einzureichen. 
Auf Frage des Abg. Zimmermann erklärte der Königliche Kommiſſarius ferner, daß er 
Dellaration des Geſetzes zu geben nicht befugt fei, und hierauf der Yuftigminifter Uhden, 
daß er in rechtlicher Bezichung der von dem Königlidyen Kommiſſarius gegebenen Aus 
legung beitrete, 

Noch geſchloſſener Berathung ftellte der Yandtagd-Marfhall ald Fragen: 

1. in Bezug auf den Betitionsantrag des Abg. Hanfemann die: 

„Sollen alle Berfammlungen zur Berathung über Petitionen an Königliche Behörden 
oder ftändifche Korporationen, fofern fie nidyt im Freien Statt finden, ohne Erlaubnif 
der Polizei gehalten werden können?“ 

2. auf den vom Abg. Zimmermann in diefer Art modifigirten Abänderungövorſchlag: 
„Sollen die Abgeordneten nicht blos befugt, jondern aud verpflichtet fein, alle ihnen 
bon ihren Kommittenten und ftändifchen Sorporationen zugehenden Bitten und Be— 
ſchwerden dem Yandtage einzureichen?“ 

bon denen die erftere Überwiegend abgelehnt wurde, die Ichtere aber die erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht erreichte. 
3. Die Frage dagegen: 
„Soll um eine Allerhöchfte Deklaration ded $ 29 der Verordnung vom 3. Februar d. J. 
gebeten werden, aus weldyer hervorgeht, daß eine ungehinderte und frei Kommunikation 
zwifchen den Zandtagd-Abgeordneten und ihren Vertretern Statt finde dürfe, zu dem 
Behuf, daß Letztere den Erſteren ihre Wünfche zu erkennen geben, ohne ihnen bindende 
Aufträge ertheilen zu dürfen ?* 
wurde mit an Einftimmigkeit grenzender Mehrheit bejaht. 
Zu IH. des Gutachtens 
erklärte im Laufe der Diöfuffion der Königl. Kommiffarius: es fei nicht die Abficht geivefen, 
das Petitionorecht ded Vereinigten Yandtaged enger zu ftellen, als ſolches den Provinzial: 
Landtagen zugeftanden habe, weil beantragt worden, daR die Worte: „neue Veranlaffungen“ 
— welche die probinzialftändifchen Gefege im 850 enthalten, im Allerhöchſten Patente vom 
3. Febr. d. 3. nicht enthalten find, weil ferner der Auddrud: „Gründe“ deren mehrere erfor: 
dern, alfo die Wiederholung von Bitten und Beſchwerden hiernach nur erfolgen dürfe, wenn 
mehrere Gründe neu angebracht werden und ein neuer Grund dazu allein nicht ausreiche. 
Die nad) geſchloſſener Berathung vom Landtags-Marſchall geftellte Frage: 
Sollen zurüdgewiefene Petitionen auch ohne neue Gründe wieder angebracht werden 
dürfen? 
wurde, wie die Zählung durdy die Ordner ergab, von 

359 Stimmen gegen 99 diffentirende bejaht. 

Zu IV. deö Gutachtens 

erflärte im Laufe der Berathung der Königl. Kommiffarius, daß nach dem Schlußſatze ded 
$ 13 der Verordnung vom 3. Febr. d. 3. in Verbindung mit Nr. 3 des Gefeged vom 5. Juni 
1823 der hier geftellte Antrag — weil aufer der Kompetenz deö Vereinigten Landtages — 
ungefeglid und ein foldyer nur zuläflig fei: . 

auf eine Bitte, daß den nächſten Provinzial-Landtagen eine Propofition hierüber vorgelegt 

erde. 

Die nad) dem Schluffe der Diskuſſion geftellte Frage: _ 
Soll Se. Majeftät gebeten werden, eine Allerhödhfte Propofition über dieſen Gegenftand 
den nächſten Brovinzial-Pandtagen vorlegen zu laffen? 

wurde durch mehr als zwei Drittheile der Verfammlung bejaht und in Bezug auf 

V. des Gutachtens 
von dem Staats- und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Freih. v. Canitz bie Er- 
tlaͤrung abgegeben: er ſpreche ſich für den Antrag der Abtheilung aus, denn cd fei nicht Die 
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Idee des Geſetzgebers gewefen, den getreuen Ständen die Blide nad) Außen zu entziehen, 
wenn auch $ 13 der NWerordnung vom 3. Februar d. 3. nur von „inneren“ Angelegenheiten 
fpredhe, denn in der Regel wende jede auswärtige Angelegenheit wenigftend eine Seite dem 
Inlande zu. Dabei müffe an den politifchen Takt, an die Gefinnung der Mitglieder der Ver: 
fammlung appellirt werden, um fo mebr, ald die Petition einer ſolchen Verſammlung etwas 
andered fei, als bloße Bitte; fie fei ein Votum, zumal in Källen der vorliegenden Art. Gegen: 
ftände von Petitionen über auswärtige Angelegenheiten fönnten insbeſondere die Zollvereind- 
Angelegenheiten fein, nicht aber auf Anträge auf Aufhebung von Verträgen mit anderen 
Etaaten, denn diefe würden für die Tiskuffion in der Verſammlung nicht geeignet fein, doch 
werde gewünschte Auskunft, welcher Oeffentlichkeit nadytheilig werden könnte, auf andere Art 
den Vlitgliedern gern ertheilt werden. Der Schlußſatz des Abtheilungsgutachtens, in welchem 
Berufung auf andere Staaten enthalten fei, werde beffer wegzulaſſen fein. Aus diefer Er: 
Härung gehe hervor, daß Beſchränkung des Petitionsrechtes in diefer Hinficht nicht beabfid) 
tigt und eine foldye nur durch den Takt der Werfammlung zu wünſchen fei. 

Der Landtags-Marſchall äußerte hierauf, daß er die Beftimmung deö bezogenen 8 13 
ald eine weit bindendere angefehen und in der Ueberzeugung, daß der Herr Minifter, welcher 
gefprochen, in Uebereinſtimmung mit feinen Herren Kollegen gehandelt habe, fordere er die 
jenigen Mitglieder, deren hierauf bezügliche Anträge er zurückgewieſen habe, auf, ihm foldye 
zur Ueberweiſung an die Abtheilungen nachträglich wieder einzureichen. 

Auf die Behauptung ded Aba. v. Bederath: 

daß zwiſchen der Anſicht ded Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten und derjenigen 
ded Yandtags-Marfchalld in Bezug auf den Petitionsantrag über Schleöwig-Holftein noch 
eine dee obmalte, 
entgegnete der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, daß diefe Angelegenheit eine fremde 
fei, die innere Angelegenheiten nicht betrifft, und auf weitere Aeuferung des Abg Siebig, 
in Bezug auf Krakau, daß die Regierung Auskunftöertheilung hierüber keinesweges zu 
ſcheuen habe. 

Die fernere Debatte hierüber wurde, meil nicht hierher und vielmehr zu den betreffenden 

Petitionsanträgen gehörig, aufgehoben und demnächſt die Frage: 
Eoll eine Deklaration des $ 13 der Verordnung vom 3. Kebruar d. 3. erbeten werden, 
nad) welcher außer Zweifel bleibt, daß äußere Intereffen des Staates von den Berathun- 
gen des Yandtages nicht ausgeſchloſſen find ? 
beinahe einftimmig bejaht, hiermit aber die Berathung über diefe Angelegenheit gefchloffen 
und zu der über 
das Gutachten der vierten Abtheilung übergegangen, 
* welches betrifft den Petitionsantrag ded Abg. v. Sauden: Julienfelde: auf Abänderun 
ded 8 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 über Anordnung der Provinzialftände, namentiid 
in Bezug auf Diffidenten. 

Dieſes Gutachten wurde von dem Referenten, Grafen v. Oneifenau, borgelefen und 
nadydem der Antrag: 

% aa audzufegen bis zu der über die Allerhöchfte Propoſition in Bezug auf die 

Juden, | 
bertvorfen worden, von mehreren Mitgliedern für den Antrag geſprochen. Der Staatd- und 
Minifter des Kultus, Eichhorn, erklärte: der Gegenftand ftehe mit den tiefften Prinzipien 
der beitehenden Geſeßzgebung im Zuſammenhange, welche Prinzipien aud einer früberen Zeit 
überliefert find und fid) immer geltend machen. Nach dem Allerhoͤchſten Batente vom 30. März 
d. 3. fein bürgerlihe Handlungen auch ohne Intervention der Kirche gültig; ur Ausübung 
gewiſſer Befugniffe aber fei nach dem beftchenden Rechte aud) das chriſtliche Bekenntniß er: 
forderlicd). Der Staat wolle aud) das ftaatlidye und religiöfe Gebiet fondern, während beide 
in der alten Welt ganz mit einander verwachſen waren; der Staat aber fei die Außere Or: 
ganifation des gefammten Voltölebend, umfaſſe alfo auch das ganze fittliche Yeben des Volts, 
und die Organe ded Staated berühren deshalb auch namentlich die religiöfen Gemeinſchaften; 
weil alle Individuen gleichzeitig im Staate find, und in religiöfer Gemeinfchaft, fo fei die 
Sonderung fehr ſchwer. Der Staat habe die Aufgabe, nicht allein den Bürger, fondern aud) 
den Menſchen auszubilden, und zwar ſchon von unten herauf von der Schule; bei Fragen 
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über den Unterricht alfo fei es nicht gleichgültig, welche religiöfe Anfichten die Mitglieder der 
Ständeverfammlungen haben. Die religiöfe Ueberzeugung, chriſtliche Geſinnung, aber nicht 
ein beſtimmtes Bekenntniß müffe mitgebradyt werden; die Liebe, welche nur durch dad Ghriften- 
thum gefordert, gepflegt und erhalten wird. Weldyen Eindrud aber würde die beantragte 
Aufhebung machen? Die Zeit ded Indifferentismud habe aufgehört; bewußteres religiöjed 
eben trete hervor; dieſes fei zwar mit Intoleranz begleitet geweſen, dieſe aber verſchwinde 
wieder. Die Anſicht der — mit dem Patente überein, denn der ächte chriſtliche 
Sinn müffe feftgehalten werden. Den chriſtlichen Charakter habe ald Kriterium unzweifelhaft 
der Glaube an den lebendigen Gott. 

Aber diefe Doktrin fei die aller monotheiftifhen Religionsgeſellſchaften und chriſtliche Re— 
ligionogeſellſchaften können nur von einer großen religiöfen Gemeinſchaft beurtheilt werden, 
nicht von einer politifdhen, man müffe fich zu dem Zwecke daher an die Organe der beftchen: 
den chriſtlichen Gefellichaft wenden. Chriſtliches Bekenntniß fei das Bekenntniß der Religion, 
die Liebe predigt und fogar Die Feinde liebt. Was würde aber der edle Theil, das Herz des 
Volked fagen, wenn die beantragte Aufhebung der Beftimmung des 8 5,2 des Gefched vom 
1. Juli 1823 erfolgen follte? 

Nachdem die Vertagung der Fortfegung der Debatte beantragt worden, hob der Yandtagd 
Marſchall die Sigung auf und jegte ald Gegenftände der Berathung für die auf Morgen 
10 Uhr anberaumte feit: 

Fortfegung der vorliegenden und Berathung über die Petitiondanträge des Abg. Hirſch, 
betreffend die Ergänzung der Herren-Kurie, 
ded Abg. Krohm und ſechs anderer Deputirten der Zandgemeinen, betreffend die Wahl 
der Aba. der Yandgemeinen für den Kreidtag, 
der Abg. Seltmann und Danymann, dad Schungeld betreffend, und 
der Abg. Ritter, Mehls und Tſchocke auf Deffentlidykeit der Stadtverordneten-Ver- 
fammlungen, 
mehrerer Abgeordneten auf Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminalver: 
fahrend und auf Oeffentlichteit der ftändifhen Verhandlungen. 
Vorgeleſen, genehmigt und in der Sigung vom 19. Mai 1848 vollzogen. 
A. v. Rocho w. 
v.d. Heydt. 
v. Breitenbauch. 
b. Leipziger. Dittrich. 
Prototollfüͤhrer. 


Verhandelt im Koͤniglichen Schloſſe zu Berlin, am 20, Mai 1847. 
Neunzehnte Plenar-Sitzung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow; 
Secretaire: dv. Bockum-Dolffs und Kuſchke J. 

Die Sitzung begann mit Verlefung des Protokolls der geftrigen, welches nad) erfolgter 
Berichtigung genchmigt ward. 

Der Marſchall machte hierauf bekannt, daß ein Konklufum der Herren-ſturie, betreffend 
einen Petitiondantrag des Fürften Lichnowsky über die Reviſion des Vereind- Zolltarift, 
eingegangen und der ſechſten Abtheilung überwieſen, und daß der, in Folge der geftrigen Be: 
rathung bon dem Abg. Hanfemanı wieder eingereichte Antrag, die Herzogthümer Schles⸗ 
wig und Holftein betreffend, an die dritte Abtheilung übergeben ſei. 

Der Abg. v. Arnim trug mit Rückſicht auf den geftern bereit gemachten Antrag, wegen 
. längerer Pfingftferien, auf Bertagung des Landtages nad) Ablauf der achtwöchentlichen Friſt 
an, da wegen ded Nothftandes die Anweſenheit der Abgeordneten in den Provinzen erforderlid) 
fei und bat um befchleunigte Beſchlußnahme des hierüber vorliegenden Petitiondantraged. 
Hiernächſt wurde zur Tagesordnung übergegangen und die Fortfekung der geftern ab— 
gebrochenen Berathung über den Antrag des Abg. v. Sauden: auf Abänderung ded $ 5, 2 
ded Gefeged vom 1. Juli 1823 angeordnet. 


Rereinigte Kurien und Kurie der drei Stände. 839 


Referent, Graf v. Gneifenau, fprad gegen den geftern vom Abg. v. Beckerath ent- 
mwidelten Vorſchlag und bemerkte, daß in Betreff der Juden hier um fo weniger Beſchluß 
gefaßt werden könne, ald hierüber eine Propofition borliege, bei deren Berathung der Gegen- 
ftand feine Erledigung zu finden habe. 

Es ſprachen num mehrere Redner in zum Iheil ſehr auöführlidyen Vorträgen, theild für 
Beibehaltung des 8 5, 2 des Gefeged vom 1. Juli 1823, theild für Aufhebung deffelben, wo— 
bei die Frage aud dem verfchiedenen Gefihtöpuntte Scharf beleuchtet wurde. Bon Einigen 
wurde wiederholt die Ausſetzung des Beſchluſſes bis nad) der Berathung der Königlidyen 
Propofition über die Verhältniffe der Juden verlangt, von Andern auf fofortige Erledigung 
ded Gegenſtandes gedrungen, von denen wicder Einige theils der Anſicht des Abg. v. Bede- 
rath unbedingt beitraten, theild fie modifizirt wiffen wollten, Andere die Frage lediglich vom 
chriſtlichen Standpuntte aus behandelten. Bon einer Seite wurde zu dem Abtheilungdgutachten 
der Zuſatz vorgefchlagen: 

darauf bezügliche Propofitionen an die nächſten Provinzial-Qandtage gelangen zu laſſen. 

Im Laufe der Diökuffion wurden zwei Abänderungsvorſchläge gemadyt und zwar: 
vom Abo. Brafen v. Schwerin: 

Ce. Majeftät den König zu bitten, den betreffenden Paragraphen in den verſchiedenen 
ftändifhen Gefegen, der ald Bedingung der Wahlfähigfeit jegt „Gemeinfhaft mit einer 
der chriſtlichen Kirchen“ erfordert, dahin abändern zu wollen, daß darunter alle, Die fid) 
zurdriftliden Religion befennen, begriffen werben fönnen; 
bom Abg. Grafen v. Helldorf-Bedra: 

die Bitte an Se. Majeſtät zu richten, nad) Ginholung des Gutachtend der Provinzialftände 
die Beftimmung ded 8 5, 2 des Geſetzes vom 1. Quli 1823 geſetzlich dahin deflariren zu 
wollen, daß dad Recht der Wahlfähigfeit und Wählbarfeit zu den Yandtagen auch auf 
Vlitglieder der im Staate geduldeten hriftlichen Religiondgefellfchaften aud: 
zudehnen fei. 

Gin Amendement des Abg. p. Diebitſch, dem Abtheilungdgutadhten hinzuzufügen: 
auch den von ihren Predigern bis hierher vollzogenen Irauungen nachträglich civilrechtliche 
Gültigkeit zu verleihen. 

wurde, ald nicht hierher gehörig, angefehen und deöhalb nicht weiter in Betracht gezogen. 

Nachdem der Abg. v. Sauden zur Begründung des Petitiondantraged noch des Spezial: 
falle gedacht hatte, daß in Preußen ein überall fehr geadhteter Mann deshalb, weil er den 
Deutichkatholiten fih angefchloffen, von der Wahlfähigkeit zum Landtags-Abgeordneten aus: 
geichloffen worden, ftellte der Marfchall die Frage: 

ob der Gegenftand den Provinzial-Pandtagen vorgelegt werden folle? 

Die fo geftellte Frage fand jedody Widerfprud, und namentlid) ſchlug der Abg. v. Bede- 

rath einen Antrag dahin vor: 
daß Se. Majeftät der König gebeten werden möge, den Provinzial-Landtagen eine Pro: 
polition vorlegen zu laffen, daß 8 5, 2 des provinzialftändifchen Geſetzes, weldyer die Wähl- 
barkeit zu den Landtagen an das religiöfe Bekenntniß fnüpft, aufzuheben fei. 

Dem Vorſchlage, die Angelegenheit zunächſt den Provinzial-Landtagen vorlegen zu laffen, 
Ihloffen fi Mehrere an, wogegen Andere der Meinung waren, daß die Frage von dem 
Vereinigten Zandtage behandelt werden müffe. 

Der Abg. v. Bederath machte den Vermittelungövorſchlag: 

Ce. Majeftät den König zu bitten, auf legiölativem Wege die Aufhebung des 5 Nr. 2 
ded propinzialftändifhhen Geſetzes einzuleiten. 

Nach kurzer Diskuffion über die biöher gemachten Abänderungsvorfcläge und die ver- 
fhiedenen Frageftellungen formulirte der Marfchall die Frage dahin: 

Soll Se. Majeftät der König gebeten werden, ded Gegenftanded wegen eine Propofition 
an die Probinzial-Landtage gelangen zu laffen? 
welche jedoch verneint ward. 

Der Marfchall ſtellte demnächſt, nach Maaßgabe der verfhhiedenen Amendements und 
des Gutachtens der Abtheilung, folgende Fragen, über welche eventuell nad) einander ab- 
geftimmt werden follte: 


840 Eigungd- Protokolle ded erften Vereinigten Landtages, 


1. Soll die Ausübung ftändifcher Rechte an feinerlei Art von religiöfem Glaubenöbefennt- 

niffe gebunden fein ? 

2. Eoll allen denen, die ſich zur hriftlihen Religion bekennen, die Ausübung der ſtändiſchen 
Rechte zugeftanden werden ? 

3. Soll die Ausübung diefer Rechte allen, die fid) zu einer gedufdeten chriſtlichen Religiond- 
gefellfchaft bekennen, zugeftanden werden? 

4. Soll der Vorſchlag der Abtheilung angenommen werden? 

Auf den Antrag einiger Mitglieder, daß die Abftimmung durch namentlichen Aufruf er: 
folge, welchem mehr als 24 Mitglieder beiftimmten, erklärte der Marfchall, daß der nament- 
liche Aufruf ftattfinden werde, und brachte die 

1. Frage: Soll die Weg ftändifcher Rechte an feinerlei Art von religiöfem Glaubend- 

betenntniffe gebunden fein 
zur Abftimmung, welche mit 319 gegen 158 Stimmen verneint und mithin verworſen wurde. 

Die Abftimmungslifte ift dieſem Prototolle beigefügt"). 

Die 

2. Frage: Soll allen denen, die ſich zur hriftlihen Religion bekennen, die Ausübung der 

ftändifhen Rechte zugeltanden werden? 
wurde dagegen durch Aufftchen und Sipenbleiben mit Üüberwiegender Stimmenmehrheit von 
mehr ald zwei Drittel der Stimmen bejaht. 

Die auf Antrag eines Mitglicded gemachte Probe der Abftimmung durch Aufftchen der 
Verneinenden ergab daffelbe Refultat. 

Der Antrag des Abg. v. Eltz-Rübenach: auch die Abftimmung über die zweite Frage 
durch namentlichen Aufruf zu bewirken, hatte nicht die erforderliche Unterftügung gefunden, fo 
wie aud) ein früherer Antrag des Abg. Grafen v. Merveldt: die namentlidye Abftimmungs 
lifte in den Zeitungsbericht aufzunchmen, abgelehnt worden war. 

Nachdem hiermit, da es über die dritte und vierte Frage der Abftimmung nicht mehr be 
durfte, die Berathung über den Petitiondantrag des Abg. v. Sauden-Julienfelde und 
dad betreffende Abtheilungdgutadyten beendigt war, wurde auf die Petition des Abg. Hirſch, 
die Ergänzung der Herren-Sturie betreffend, übergegangen. 

Der Referent, Abg. dv. d. Heydt, verlas das über den Antrag erftattete Gutachten der 
pierten Abtheilung, welches dahin gebt: . . 

daß für jegt wegen Ergänzung ded Herrenſtandes eine fpezielle Bitte an ded Königs Na- 

jeftät nicht zu Stellen fet. 

Da auf die Anfrage des Marſchalls der Antrag des Abg. Hirſch aud) in der Verfamm- 
lung nicht die nöthige Unterftügung fand, jo wurde Darüber hinweggegangen. 

Die vierte Abtheilung hat ihr Gutachten über den Antrag des Abg. Krohn und Anderer, 
die Wahl der Kreistagd- Abgeordneten der Landgemeinen betreffend, abgeitattet. Daſſelbe 
wurde in Abwefenheit des Referenten d. Arnim von dem Abg. v. Hatte vorgetragen. Tit 
Abtheilung hat den Antrag nicht befürtwortet, vielmehr den Petenten überlafien, ſich an die 
betreffenden Provinzial-Zandtage zu wenden. Die Petition fand aber in der VBerfammlung 
hinreichende Unterftügung und ward zur Berathung geftellt. =: 

Mehrere Mitglieder ſprachen fich für den Antrag aus, unter diefen auch der Abg. Jim: 
mermann, weldyer jedoch der Anſicht war, daß die Sache vor die Provinzial-Landtage ge 
höre, und feinen Antrag dahin richtete: 

Se. Majeftät zu bitten, eine deöfallfige Propofition an die Provinzial-Landtage gelangen 

u laffen. 

a der Sache felbft erklärte er fich für den Antrag der Vetenten, unter andern Gründen 
aus dem Grunde, weil die Schulgen und Dorfrichter von der Gutäherrjhaft gemählt und 
pereidigt würden, und lad den Eid der Schulen und Schöffen aus v. Kamptz Jahrbüchern 
por, weldyer lautet: : 

„Ich — ſchwöre, daß nachdem id) von dem — zum Schulzen beftellt worden bin, id) 

dem Staate und meiner Herrfchaft treu und gehorfam fein und deren Nutzen und Vortheil 

*) Dieie, fo twie die fpäter folgenden namentlihen Abftimmungstiften find bier weggelaſſen, weil am 


Schluſſe der Brototolle ſämmtliche, im Laufe deö Vereinigten Landtages veröffentlichten Abftimmung®- 
liſten eat zufammengefteilt find. s 8 — 
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jederzeit befördern will. Insbeſondere — was mir aufgetragen und befohlen wird — wie 
idy es vor Gott und meiner Obrigkeit jederzeit zu verantworten mir getraue.* 

Er ftellte folgendeö Amendement: 

Ce. Majeftät den König zu bitten, den Provinzialitänden eine Bropofition dahin vor: 
zulegen: daß zur Wahl der Abgeordneten der Yandgemeinen für den Kreistag, unter Weg— 
fall der Bedingung des Schulzen- Dorfrichter- oder Adminiftrationsamted, bei einem ſechs— 
jährigen Turnus nur diejenigen Eigenjchaften erforderlidy geadytet werden mögen, welche 
zur Wahl der Abgeordneten der Yandgemeinen für den Provinzial-Yandtag genügen. 

In Beziehung auf die vorgelejene Eideöformel wurde von dem Königl. Kommiffarius 
und mehreren Mitgliedern der Verſammlung bemerkt, daß diefelbe nicht überall mehr An— 
wendung finde. 

Der Marſchall war der Anſicht, daß zunächſt darüber entfdhieden werden müffe, ob die 
Berfammlung den Antrag der Abtheilung verwerfe. 

Nach einer längeren Diskuflion über die Vorfrage, in welder ſich die Anficht heraußftellte, 
daß der Vereinigte Yandtag zur materiellen Berathung des Gegenſtandes kompetent fei, ftellte 
der Marſchall die Frage: 

Coll eine Berathung über den materiellen Inhalt der Petition vorgenommen werden? 
welche fait einftimmig bejaht ward. 

Nadıdem mehrere Mitglieder ſich Icbhaft für den Petitionsantrag audgefprodyen und 
des Umſtandes erwähnt hatten, daß im einigen Provinzen die Kreiötagd- Deputirten der 
Zandgemeinen nur auf 6 Jahre gewählt würden, der Königl. Kommiffarius diejenigen Pro- 
vinzen genannt hatte, in welchen dies der Fall jei und in weldyen fie auf Lebendzeit ernannt 
würden, ftellte der Marichall die Frage: 

Soll an Se. Majeftät den König die Bitte gerichtet werden, daß da, wo es erforderlich) 

ift, Die Beftimmungen der Kreistags-Ordnungen, wonach zur Wahl eined Abgeordneten 

der Yandgemeinen für den Kreistag die Ausübung des Schulzen- — Dorfrichter- — oder 
Adminiftrationsamted erfordert wird, aufgehoben und nur diejenigen Eigenſchaften erfor: 
dert werden mögen, tweldye nad) den für jede Provinz erlaffenen Verordnungen zur Wahl 
des Abgeordneten der Yandgemeinen für den Provinzial» Yandtag genügen? 

welche — bejaht ward. 

Hiernächſt wurde das Gutachten der ſiebenten Abtheilung über die Petitionen des Abg. 
Seltmann und Dansmann, das Schugzgelb betreffend, durch den Referenten, Abg v. 
Uechtritz, vorgetragen, welches die Petitionen an die Abtheilung, welche ſich mit den An— 
— auf Reorganiſation der Patrimonialgerichtsbarkeit zu befchäftigen hat, zu überweiſen 
borjchlagt. 

Die Berfammlung war hiermit einverftanden, worauf der Marſchall die betreffenden 
Anträge der fünften Abtheilung zuwies. 

Endlidy erfolgte durch den Referenten, Abg. Bertram, der Vortrag ded Gutachtens der 
fünften Abtheilung über die auf Deffentlicykeit der Stadwerordneten-Verſammlungen gerich— 
teten Petitionen. Im der hierüber eröffneten Diökuffion fpradyen ſich ſämmtliche Redner für 
die Anträge und dad Abtheilungsqutachten aus, einige jedody mit Mobdififationen. 

Der Abg. Sommerbrodt beantragte zugleich Veröffentlihung der Stadtverorbneten- 
Verhandlungen und ftellte folgendes Amendement: 

Se. Majeftät zu bitten, den Stadtverordneten die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen, 
welche in Anmwefenheit eined dazu beftimmten Magiftrats »tommilfarius in der betreffen: 
den Sigung ftattgefunden, zu geftatten, Diefelben aber feiner anderen und mehreren Ston- 
trole, als der in den Genfurgefegen vorgefchriebenen, zu unterwerfen. 

Auf die Bemerkung des Referenten, daß der von dem Abg. Sommerbrodt dieferhalb 
befonderd eingereichte Antrag von der Abtheilung befonderd berathen fei und das Gutachten 
binnen Kurzem werde vorgelegt werden, wurde über den Gegenftand hier weggegangen. 

Demnädhft fprad) der Abg. Krüger über und für den Gegenftand und ftellte, abwei— 
hend von dem Abtheifungd- Gutachten, folgended Amendement: 

des Königs Majeftät zu bitten: 

a) die Deffentlichkeit der Stadtverordneten-Verfammlungen und die Veröffentlichung ihrer 

Belchlüffe durd ein Allerhöchſtes Geſetz für alle Städte zu befehlen, 
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b) die Sigungen bei gefhloffenen Ihüren nur auönahmömeife auf diejenigen wenigen 
Berathungöfälle zu beſchränken, weldye das Intereſſe des Staats oder der Stadt, oder 
die perſönliche Ehre verlegen könnten, 

e) endlid) die geheime Ballotage nur auf Wahlen au beſchränken, 

d) dagegen die Vertretung des Magiftrats (ohne Stimmrecht) in den Sigungen nur wie 
biöher, wenn ed derfelbe in einzelnen Fällen für nöthig hält, oder wenn die Stabtver- 
ordneten ed wünfchen, ftattfinden au laffen. 

Zwar wurde dad Amendement im Ganzen von der Verfammlung unterftügt, nicht aber 
* einzelnen Punkte deſſelben, jo daß auf feine ſpezielle Berathung eingegangen werden 
onnte. 

Der Marfhall brachte nunmehr, nad) Anleitung des Abtheilungdgutadhtend, folgende 
Fragen zur Abftimmung: 

I. Soll, wenn die Deffentlichkeit der Stadtverordneten-Verfammlungen angenommen wird, 

dieſelbe unter Vertretung des Magiftrats, ohne Stimmrecht, ftattfinden? 

2. Soll die Oeffentlichteit nur unter Uebercinſtimmung ded Magiftrats und der Stadt: 
berordnieten geftattet werden? 

3. Soll diefelbe, ohne Unterſchied der Städte, nur den Stadtverordneten-Verfanmlungen 
verliehen werden, für welche fie beantragt wird? 

4. Soll die Deffentlicykeit der Stadtverordneten-Verfammlungen unter den borftchend 
angenommenen Bedingungen erbeten werden? 

Die erften drei Kragen wurden mit überwiegender Stimmenmehrheit bon mehr ald zwei 
Drittel der Stimmen, Die vierte aber ward gegen zivei Stimmen einmüthig bejaht. 
Der Ag. Sommerbrodt verlangte Abftimmung über fein Amendement, fand aber in 
Bezug auf die frühere Bemerkung über diefen Gegenitand keine Unterftügung. 
Der Abg. Hanfemann entwwidelte nun fein ſchon während der Diökuffion angemeldeted 
Amendement, dahin gerichtet: 
mit Rückſicht auf die in der Rheinprovinz beftchende Gemeineordnung, die Ocffentlichkeit 
dort auf alle Gemeineverordnetene und Bürgermeifterei- Verfammlungen anzuwenden, 
wenn diefe darüber mit dem Bürgermeifter einverftanden find, 
welches mit überwiegender Etimmenmehrheit angenommen ward. 
Nach dem Scyluffe der Berathung gab der Königl. Yandtagd-Kommiffariud die bei der 
geftrigen Debatte rücfichtlic der Beziehungen der Gemeineräthe in den rheiniſchen Etädten 
zu den Yandtags-Abgeordneten vorbehaltene Erklärung ab, worauf der Marſchall die heutige 
Sitzung gegen 4 Uhr ſchloß, nachdem derfelbe die Zuftimmung der Verſammlung erhalten 
hatte, 9 die Sitzung am Sonnabend von S— I Uhr ſtattfinden werde. 
Für die auf Morgen 10 Uhr anberaumte Sitzung beftimmte der Marfchall folgende 
Gegenftände zur Berathung: 
Deffentlichteit und Mündlichkeit des Kriminalverfahrens, 
Oeffentlichteit des Anklageprozeſſes und der Urtelöpublitation, 
Aufhebung der Sonderung in Theile, 
Erftattung der Mandatariengebühren in Eivilprogefien, 
die Eidesnormen betreffend, 
Deportation der Verbrecher, 
Gmanirung ded neuen Straf-Gefegbuches, 
Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltstarten, Ermäßigung des Preiſes der Gefinde: 
bücher, Menderung bei verfhicdenen Komunalabgaben. 
In der Sitzung vom 21. Mai d. 3. vorgelefen, genehmigt und vollgogen 
A. v. Rochow. 
Kuſchkel, v. Bodum-Doliffs, 
Landtags⸗Sektetair. Landtags⸗Sekrttair. 
v. Uechtritz. 
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Verhandelt im König. Schloffe zu Berlin, am 21. Mai 1847. 
Zwanzigfte Blenar-Sigung der Kurie der drei Stände, 
unter Borfig des Marſchalls v. Rochow; 
Secretaire: die Abg. Naumann und Kreih. v. Patow. 

Das Protokoll der neungehnten Sigung wurde vom Secretair Kuſchke verlefen, und 
nachdem einige gegen daffelbe gemachte Auöftellungen erledigt worden, genehmigt und wäh: 
rend der Sitzung vollzogen. 

Hiernächſt ertheilt der Marichall dem Abg. Milde dad Wort. 


Derfelbe legt in einem ausführlichen Vortrage dar, daß von den Ereigniffen der neuern 
Zeit für den Handel und die Induftrie Preußens keins fo unheilvoll geweſen, als die Ein- 
verleibung Krakaus in die öſterreichiſche Monardyie, daß diefe —— vornehmlich 
Schleſien, wegen des Handels mit ordinairen baumwollenen Waaren, und der Rheinprovinz, 
wegen des Handels mit Seidenwaaren, den allergrößten Nachtheil gebracht, und daß der 
durch die von Seiten der öſterreichiſchen Regierung ergriffenen Maßregeln den dieſſeitigen 
Unterthanen zugefügte Schaden gewiß mehr als eine Million, ja wohl auf zwei Millionen 
Thaler ſich veranſchlagen laffe. Er hält dafür, da den dieffeitigen Unterthanen wegen diefed 
beträchtlichen Verlufted in einer oder der andern Weife um fo mehr geholfen werden müffe, 
ald die gegenwärtige Gefeggebung in Krakau es nicht geftatte, einen Wechfelgläubiger zur 
Haft zu bringen, und formirt den Antrag: 

der Vereinigte Landtag möge beſchließen, daß durch Vermittelung des Königl. Landtagö- 
Kommiffarius bei Sr. Majeltät dem Könige die Erlaubniß nadygefucht werde, daß nod) 
jegt bei dem Vereinigten Zandtage eine Betition angebradht werden dürfe, in weldyer, unter 
Hinweifung auf die großen Verlufte in baaren Auöftänden und unbezahlten Waaren, 
welche der Handelöftand Preußens nad der Einverleibung des chemaligen Freiſtaates 
Krafau mit Defterreih, und durdy die öſterreichiſcher Seitd angeordnete Nadyiteuer her: 
beigeführte Infolvenz- Ertlärungen und Waarenvernichtungen erleidet, eine Yiquidationd- 
Kommiſſion niedergejegt werde, deren Aufgabe darin beftchen foll, ſolche Verluſte zu fon: 
ftatiren, um demnadjft auf diplomatiihen Wege der Kaiſerlich öſterreichiſchen Staats: 
regierung zur Yiquidation und Entſchädigungsforderung vorgelegt zu werden. 

Der Marfchall erwidert hierauf, daß über den geftellten Antrag eine Berathung in der 
Verfammlung nur dann ftattfinden fönne, wenn der Königl. Kommiſſarius es bermittele, 
daß von des Königs Majeftät die Zulaffung diefer Petition nachträglich geftattet würde, und 
da der König. Kommiffarius die Erflärung abgiebt, daß er feine Vermittlung dazu, die 
Entſcheidung Sr. Majeftät des Königs darüber, ob der fragliche Antrag noch in der Ver: 
ſammlung diökutirt werden könne, nicht verfagen wolle, und daß cd, wenn ſchon er die Ent- 
Iheidung Sr. Majeftät nicht vorherfehen könne, doch wefentlidy darauf antommen würde, 
den Antrag ſelbſt zu kennen, und daher der Antragfteller mit dem Antrage auf Zulaffung 
feiner Petition diefe felbit ihm übergeben möge, zumal ed, um anderweitige Konfequenzen zu 
bermeiden, in Frage fommen würde, ob die Umstände, welche den Antrag motivirt, erit nad) 
Ablauf der Prakluſivfriſt für Petitionen eingetreten wären, giebt der Abg. Milde zu ver 
nehmen, daß in diefer Angelegenheit der legte Schlag in den Tagen vom 27. — 30. April 
ftattgefunden, er aber erft am 4. Mai davon Kenntniß erlangt habe, und es ihm daher un: 
möglidy geivefen fei, vor Ablauf der Präflufiofrift dieferhalb eine Petition anzubringen, und 
daher von feiner Seite nichts verfäumt worden fei, zumal er fid) zubor die nöthigen Materia= 
lien zur Begründung feined Antrages habe beſchaffen müſſen. 

Ter Königl. Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ergreift hierauf dad Wort und 
bemerkt: da von Seiten der Regierung die beregten Verhältniffe nicht unbeachtet geblieben, 
fondern dieferhalb Schritte geſchehen wären, worüber er jedody der Natur der Sache nad) 
für jeßt feine Mittheilungen zu machen vermöge, daß indeifen, nad) feinem individuellen Er: 
meffen, fein Hinderniß ſich darbicte, daß die fraglicye Angelegenheit zum Gegenftand einer 
Bitte an die Krone gemacht werde. 

Derfelbe ergreift diefe Gelegenheit, um zu der von ihm bezüglich der Interpretation des 
$ 13 der Verordnung vom 3. Februar c. in einer frühern Sigung ausgeſprochenen Anficht 
eine fupplementarifche Erklärung dahin abzugeben: daß er damals nur feine individuelle Ans 
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fiht auögefprodhen habe, es ihm aber keinesweges in den Einn gefommen fei, eine authen- 
tifche Interpretation des Geſehes, die nur Sr. Majeftät dem Könige zuftche, zu geben, oder 
der Verſammlung den Weg vorzugeichnen, den fie gehen dürfe oder nicht, daß er in der bi 
herigen Behandlungöweife der Dinge eine Veränderung nicht habe herbeiführen können oder 
mollen, vielmehr bis zur Entſcheidung Seitens Sr. Majeftät deö Königs die Sache ganz in 
ihrer biöherigen Lage bleibe, und nur von dem Zeitpuntte, wenn diefe erfolgt fei, eine Ber: 
änderung fi) datiren könne. Er habe nichts andercd, als feine Meinung über derartige Pe 
titionen auöfpreden und andeuten wollen, daß es Angelegenheiten gäbe, die unzmeifelhaft 
dad innere Intereffe des Landes berührten, mit den auswärtigen Angelegenheiten aber 
in Berührung ftänden, und deshalb nicht ausgeichloffen werden könnten. Er habe daher nur 
das Wort ergriffen, um mögliche Mihverftändniffe zu vermeiden, die in der gegentvärtigen 
Lage der größte Feind wären, und jeder Schritt, der zur Aufklärung derfelben führen könne, 
mülfe ald ein wahrhaft heilfamer Fortſchritt betrachtet werden. 

Der Abg. Hanfemann hebt hierauf hervor, wie wichtig es fei, daß die Bitte, die nad) 
der Erklärung des Königl. Kommiffarius in diefer Angelegenheit borgelegt werden könne, 
* ganzen Verſammlung unterſtützt werde, und als demnächſt der Marſchall die 

rage ſtellt: 
ob Jemand ſich dagegen erkläre, daß eine Bitte in der angedeuteten Art angebracht werde? 
wird von feiner Seite ein Widerfprudy erhoben. 


Der Abg. dv. Rothkirch, welchem der Marſchall fodann dad Wort giebt, erklärt: er 
habe cd nur aus Mißverſtändniß des 8 13 deö Geſetzes vom 3. Februar e. unterlaffen, we— 
gen der Kandelöverhältniffe mit Spanien eine Petition früher anzubringen, jept aber, nachdem 
er erfannt, daß er den gedachten Paragraphen unrichtig auögelegt, Dieferhalb eine Petition dem 
Marſchall überreicht, von Diefem jedod vernommen, daß diefelbe, weil fie nach Ablauf der 
Prättufivfrift angebracht worden, nicht um Bortrage kommen könne. Sein Antrag gebe dahin: 

Sr. Majeftät allerunterthänigit zu bitten, mit dem Königreid Spanien wiederum biejeni- 
gen diplomatifchen Beziehungen anzuknuͤpfen, welche erforderlich wären, um mit deſſen 
Regierung Handelöverträge abſchließen zu können und den dieffeitigen Unterthanen bei 
ihren Handelsbeziehungen den nöthigen Schutz zu gewähren, wodurd) dem vaterländi- 
ſchen Handel ein neuer Weg eröffnet und derfelbe auf eine fefte ſichere Baſis geleitet wer: 
den wird. 

Der Handel mit Spanien fei für Preußen von der höchften Wichtigkeit, und er wüͤnſche 
daher, daß ihm verftattet werde, diefe Petition noch nachträglich einzubringen. 

Der Königl. Minifter der auöwärtigen Angelegenheiten macht darauf aufmerkſam, dab 
eine derartige Retition an Se. Majeftät nicht gerichtet werden könne, weil das Recht, Ver⸗ 
träge mit auötwärtigen Mächten zu fließen und über ragen der auswärtigen Politit Be: 
fhylüffe zu fasten, eines der wefentlichften Attribute der Krone fei, und daher eine nähere Er: 
Örterung der angeregten Frage nicht hierher gehöre. Der Maridyall aber hält ſich für nicht 
ermächtigt, die fragliche Petition noch anzunehmen, wel fie nad) Ablauf der Präflufiofrift 
angebracht fei, und es in Diefer Hinſicht dem Antragfteller nicht zur Entichuldigung gereicht, 
daß er den 8 13 des Patente vom 3. Februar c. anders verftanden habe, als er fpäter auf 
gelegt worden. 

Indeffen findet der Antrag des Abg. v. Rothkirch in der Verſammlung vielieitige Un 
terftiugung, indem man die Nachtheile hervorhebt, die Preußen, namentlih Schlefien, Weit: 
phalen und die Rheinprovinz, dadurch erleidet, daß der Handeidverkehr mit Spanien geftört 
worden, und die Wicderherftellung deſſelben für überaus vortheilhaft erachtet, aud) die von 
dem Koͤnigl. Minifter der auötwärtigen Angelegenheiten gegen die Juläffigteit einer ſolchen 

Petition erhobenen Bedenten keinesweges für begründet hält. 

Der Marſchall bemerkte demnächſt, daß zwar in formeller Beziehung ihm unbedingt die 
Entfheidung darüber zuftehe: ob die fragliche Petition, welche wegen unrichtiger Deutung 
einer geſetzlichen Vorſchrift nach Ablauf der Präklufivfrift angebracht worden, noch zugelaſſen 
werden könne, und er darüber einen Beſchluß der Verfammlung herbeizuführen nicht gemeint 
fei, indefien wolle er dod) den Rath der Verfammlung fidy erbitten, indem er annehmen zu 
tönnen glaube, daß er feine befferen Freunde befige, ald in diefer Werfammlung. 


Vereinigte Kurien und Kurie der drei Stände, 845 


Tiefe Aeußerung wird zwar mit allgemeinem Beifall aufgenommen, allein ald der Mar- 
fhall diejenigen, welche ihm den Rath ertheilen wollen, die Petition anzunehmen, erfucht, 
aufzuftehen, ift es zweifelhaft, ob mehr Mitglieder aufgeltanden, als figen geblieben, und der 
Marſchall erflärt daher, daß er nad) diefem Ergebniß ſich dafür entfheiden müffe, die Peti- 
tion nicht anzunehmen. 

Indeifen macht der Königl. Landtags Kommiffariud dem Antragfteller bemerklich, daß 
Er. Majeftät der König in den Etand geſetzt werden würde, eine Entiheidung zu treffen, 
wenn der Antragfteller jelbft durch ihn, unter Beifügung der Petition an des Königs Ma: 
jeftät, mit der Bitte fi wende, die Berathung feines Antrages zu verftatten, und da der 
Abg. v. Rothkirch erklärt, daß er diefen Weg einſchlagen werde, fo ift die Berfammlung 
damit zufrieden geftellt. 

Der Abg. Coqui ftellt fodann, mit Bezug auf feine, in einer frühern Sitzung wegen der 
Königl. Regierungskommiſſarien angebrachten Beſchwerde und die von dem Königl. Land— 
tags⸗Kommiſſarius darüber abgegebene Erklärung, die Frage: ob ed wünſchenswerth und 
nützlich erſcheine, daß er die betreffenden Königl. Regierungötommiffarien der Verſamm— 
lung oder dem Königl. Landtags-Kommiſſarius namhaft madye? worauf der letztere erwi— 
dert, daß er, wenn die Negierungstommiffarien, weldye ſich unmwillfährig gezeigt, ihm nam— 
haft gemacht würden, mit dem Nedner ſich verftändigen und, wenn einer der Kommiffarien 
gegen die Inftruftion gehandelt haben follte, für deren fünftige Beachtung Sorge tragen werde. 

Ter Abg. v. Yilien fommt auf den Beſchluß zurüc, der in Folge eined geftellten Amen- 
dementd wegen Anwendung des übet die Oeffentlichkeit der Sigungen der Stadtverordneten 
gefahten Beichluffes auf die Nheinprovinz in der geftrigen Eigung gefaßt worden, und in- 
dem er bemerklidy macht, daß diefer Antrag nicht ausdrücklich zur Diskuſſion geftellt, fondern 
vom Marfchall Sofort ein Beſchluß darüber herbeigeführt worden, bezeichnet er diefed Ver- 
fahren als einen Verſtoß gegen das Geſchäftsreglement, und macht die Verfammlung darauf 
aufmerkfam, wie wichtig cd fei, da feine Abjtimmung erfolge, bevor die Sache aufs Gründ- 
lichfte beleuchtet worden. A 

Der Marfchall giebt zu, darin gefehlt zu haben, daß er nit ausdrücklich aufgefordert 
habe, über das fragliche Amendement dad Wort zu nehmen, was künftig ftetö geſchehen folle, 
Es wird aber von mehreren Seiten die Bemerkung gemadyt: daß dad Reglement nicht vor: 
ſchreibe, daß der Marfchall auödrüdlidy fragen folle, ob das Wort verlangt werde, und daß 
über den fraglichen Gegenstand Niemand das Wort begehrt habe, 

Da mehrere Abgeordnete, welche das Wort begehrt haben, darauf verzidyten, um dem von 
der Verſammlung ausgeſprochenen Wunfche gemäß, zur Tagesordnung zu gelangen, fo wird 
zu diefer übergegangen und es fommt 

1. dad Gutachten der fünften Abtheilung, betreffend die Petitionen der Abg. Welter, 
b. Metternid, Oppermann, Dr. Zimmermann, Ritter, Winzler, Wächter und 
Appelbaum: auf Ausdehnung des öffentlihen und mündlichen Kriminalverfahrens, welches 
durch die Verordnung vom 17. Juli 1846 für Berlin eingeführt worden, auf alle Iheile der 
Monarchie, in weldyen die Kriminalordnung gilt, zur Berathung. 

Der Neferent, Abg. vd. Werded, verlicht das Gutachten der Abtheilung, welches den Vor- 
lag enthält: 
* Er. Majeſtät die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, die Ausdehnung des durch dad Ge— 
feß vom 17. Juli 1846 eingeführten öffentlichen und mündliden Striminalverfahrens auf 
alle Theile der Monarchie, in welchen die allgemeine Kriminalordnung gilt, beſchleunigen 
und die derfelben etwa entgegenftehenden Hinderniffe befeitigen zu wollen. 

Bei der Berathung diefer Angelegenheit werden die Vorzüge, welche dad durch die Ge: 
feße vom 17. Juli 1846 und vom 7. April d. 3. in Berlin eingeführte Kriminalverfahren 
gegen dad in den Zandeötheilen, in weldyen die Kriminalordnung gilt, nody ftattfindende Kri— 
minalverfahren darbietet, und welche man namentlich in der Deffentlichkeit und Münplichkeit, 
in dem Indigienbeweid und darin erblict, daß an die Stelle des Inquifitiond- das Anklage: 
verfahren getreten ift, vielfeitig hervorgehoben, und es wird anerkannt, daß die baldige Aus— 
Dehnung dieſes Verfahrens auf alle YZandeötheile, in welchen die Kriminalordnung gilt, über: 
aus wünschenswert) und nothwendig fei. 
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Indeſſen werden jedoch gegen die fofortige Annahme ded Vorſchlages der Abtheilung 
mehrfache Bedenken geltend gemacht, die theild dahin gehen, daß die Beſchlußnahme über 
diefe Petition bis zur Berathung über die dem Landtage vorliegende Petition wegen Einfüh— 
rung der Geſchwornengerichte auögefegt werden möge, theild darauf gerichtet find, daß die 
fraglichen Geſetze, bevor man fidy über die Annahme erkläre, erft dem Landtage Mu Begut- 
achtung vorzulegen wären, was man um fo mehr geltend machen zu müffen glaubte, ald 
daran feftzubalten fei, daß auch alle Gefeke über dad Prozeßverfahren den Ständen zur 
Aeußerung vorzulegen wären. 

In diefem Sinne werden zwei Amendements geftellt: 

1. von dem Abg. Dittrich: 
die Berathung über die vorliegende Petition mit der Berathung über die wegen Ein- 
führung von Geſchwornengerichten eingebradhte Betition zu verbinden, und 

2. von dem Abg. v. Donimierdfi: 
an Se. Majeltät den König die ehrfurchtövolle Bitte zu richten, dad Gefek vom 17 Juli 
1846, betreffend das neue bei den hiefigen Gerichten eingeführte Strafverfahren, den 

Ständen zur Berathung vorlegen zu laffen, damit daffelbe redyt bald in allen Theilen 

der Monardyie die allgemein gewünfchte Antvendung finde. 

Begen den erften Antrag führt man jedod) aus, daß durch die Kaffung eined Beſchluſſes 
über die vorliegende Betition der Berathung und Beſchlußnahme über die Petition wegen 
Einführung der Geſchwornengerichte in feiner Weife vorgegriffen werde, und ald ber Mar: 
ſchall die Frage ftellt: 

Soll die Berathung der vorliegenden Pekition jetzt ftattfinden ? 
erklärt fich die Verfammlung mit großer Majorität dafür. 

Dem zweiten Amendement wird entgegengefept, daß durch die Bitte, dad neue Kriminal- 
verfahren in allen Iheilen der Monarchie, in welchen die Kriminalordnung gift, moͤglichſt 
bald einzuführen, der Anfpruc auf ftändifche Berathung der Prozeßgeſetze um fo weniger 
beeinträchtigt werde, als dieferhalb eine befondere Petition angebradyt worden fei, die fpäter 
zur Berathung und Beſchlußnahme fommen werde. 

Indeffen findet man gegen den von der Abtheilung gemachten Vorſchlag, die Bezug— 
nahme auf das Gefeg vom 17. Zuli 1846 auszuſetzen, zumal die durch diefed Gefet einge: 
führte Oeffentlichteit durch die Allerhöchite Verordnung vom 7. April e. eine fehr weſentliche 
und erfreuliche Ausdehnung erlangt habe, und die Bezugnahme auf jenes Gefeh wohl dahin 
gedeutet werden könne, daß die durch die zulegt gedachte Verordnung angeordnete Ausdeh⸗ 
nung der Deffentlichkeit nicht gewünfcht werde. Es wird daher von einer Seite vorgeſchla— 
gen, den Antrag dahin zu ftellen, daß ein auf die Grundprinzipien ded Geſetzed vom 17. Juli 
1846 bafirted riminalverfahren bald eingeführt werden möge, von dem Abg. v. Brünned 
aber proponirt, die Bezugnahme auf das Gefeg vom 17. Juli 1846 in dem ntrage 
ganz wegzulaſſen. 

Diefer Vorſchlag findet in der Verſammlung vielfeitigen Anklang, und ald demnächſt der 
Marſchall die Krage dahin ftellt: 

Soll an Se. Majeftät den König die ehrfurdtövolle Vitte gerichtet werden, Die Ausdeh⸗ 
nung des öffentlichen und mündlichen Kriminalverſahrens auf alle Theile der Monarchi, 
in welchen die allgemeine Kriminalordnung gilt, beſchleunigen, und die derſelben etwa ent: 
gegenftehenden Sinderniffe befeitigen zu wollen? 
wird diefelbe faft einftimmig bejaht, worauf der Abg. db. Donimiersti dad von ihm geſtellle 
Amendement zurüdzicht. 

1. Das Gutachten, welches diefelbe Abtheilung über den Antrag des Abg. Dr. Zimmer: 
mann, auf Oeffentlichkeit des Anklagevortrages und der Urtelöpublifationen auch bei den bei 
verfcyloffenen Ihüren zu verhandelnden Kriminalſachen, erftattet hat, und welches der Refe— 
rent, Abg. v. Werded, hiernächſt verlieft, Spricht fi dahin aus: da die Abtheilung einſtim— 
mig der Anficht geweſen, daß diefer Antrag nicht zu befürworten fei. 

Da nun derfelbe auf die Anfrage ded Marſchalls aud) in der Verſammlung keine Unter: 
ftügung findet, fo kommt er nicht zur Berathung. . 

111, Der Referent, ar v. d. Heydt, verlieft das Gutachten der vierten Abtheilung über 
die Petition des Abg. dv. Bederath, wegen Aufhebung der Sonderung in Theile bei dem 
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Vereinigten Landtage, nach welchem die Abtheilung fid) mit 14 gegen 3 Stimmen dahin aud- 
gefproden hat: 
daß dem Antrage auf Aufhebung des 8 17 der Verordnung vom 3. Februar c., betreffend 
die Sonderung in Iheile, keine Folge gu geben fei. 

Es findet aber dieſer Antrag auf. die Anfrage ded Marſchalls in der Verfammlung die 
gefeplihe Unterftügung, und er wird daher zur Tiötuffion geftellt. 

Bei der fehr ausführlidyen Beleuchtung diefed Gegenftanded wird allgemein anerkannt, 
daß es jehr zu wünfchen fei, Daß die Sonderung in Theile auf dem Vereinigten Yandtage gar 
nicht vorkommen möge, und im Prinzip der Einigkeit des Yandtaged wird auögeführt, daß 
um diefem Prinzip Geltung zu verſchaffen, der $ 17 des Batented vom 3. Februar c. auf 
gehoben werden müſſe. Andererfeits hält man aber bei der Art der Zufammenfegung des 
Vereinigten Yandtages und bei der möglichen Verfchiedenartigteit der Intereffen der einzelnen 
Provinzen die Beibehaltung diefer Beftimmung, namentlid im Intereffe ded Standes der 
Etädte und Yandgemeinen, für nüglid) und nothwendig, und die nad) gefhloffener Debatte 
bon dem Marſchall geftellte Frage: 

Coll Se. Majeftät der König allerunterthänigit gebeten werden, die gefeglihe Beftimmung 
über die Sonderung in Iheile für den Vereinigten Yandtag aufzuheben? 
erlangt nicht Die Majorität. 

IV. In dem Gutachten, welches die fünfte Abtheilung über die Petitionen der Abg. 
Wächter, Schlenther und Denzin, wegen Abänderung der beftehenden Vorfchriften über 
Erjtattungöpflibt der Mandatariengebübhren in Civilprozeſſen bei Objekten unter 200 Ihlr., 
eritattet hat, und welches der Referent, Abg. v. Werded, hiernächſt vorträgt, hat die Abthei- 
lung in befonderer Rüdficht darauf, daß ihr von dem Kommiſſarius ded Königlidyen Juſtiz— 
minifteriumd die Mittheilung gemadyt worden, dak diefer Gegenſtand bereits die Aufmert: 
ſamkeit der Behörden auf ſich gezogen habe, und dem Staatörathe der Entwurf u einer dies— 
fallfigen Verordnung vorgelegt worden fei, fid) dahin auögefprodyen: 

daß der geftellte Antrag auf ſich beruhen bleiben könne. 


Derfelbe wird auf die Anfrage des Marſchalls auch in der Verfammlung nicht unter 
fügt, und kommt daher nicht zur Berathung. 

V. Der Referent, Abg. Plange, trägt fodann das Gutachten der fünften Abtheilung 
über den Antrag des Abg, Bürgermeifterd Dittrich, die Eidednormen und Verminderung 
der gerichtlichen Eide betreffend, vor, nad) weldyem die Abtheilung der Meinung ift, daß beide 
Anträge vorläufig auf ſich beruhen bleiben können. 

Da auch in der Verfammlung fo wenig der eine wie der andere Antrag Unterftügung 
findet, fo kommt es darüber zu feiner Berathung. 


VI. Nachdem das Gutachten derfelben Abtheilung über den Antrag des Abg. Dittrid, 
auf baldige Emanirung ded neuen Straf-Geſetzbuches, von dem Referenten, Abg. Blange,. 
borgetragen, und da die Abtheilung einftimmig gegen die Befürwortung dieſes Antrages fi 
erklärt hat, weil der Kommiſſarius ded Königlichen Juftigminifteriums die Ertlärung abgege- 
ben, daß das baldige Erſcheinen des Kriminalrechts zu erwarten ftche, von dem Marfchall 
die Frage aeftellt worden, ob Diefer Antrag in der Verſammlung die gehörige Unter: 
ftüsung finde? erheben Sid) mehr ald 24 Mitglieder für den Antrag, weshalb derfelbe zur 
Berathung kommt. 

Der Abe, Freib. v. Mylius, trägt hierauf dad von ihm zu diefer Petition geftellte 
Amendement vor: 

die Verfammlung wolle an Ee. Majeftät den König die Bitte richten: 
Seine Dlajeftät geruhe zu verordnen, daß das Straf-Geſetzbuch in feiner neuen Um— 
arbeitung entweder dem jegt verfammelten oder dem nächſten Vereinigten Yandtage zur 
Werathung und Begutachtung vorgelegt, und jedenfalld eine angemeffene Zeit vor diefer 
Zeit deröffentlicht werde. 

Diefem Antrage wird von mehreren Seiten beigetreten, und namentlid) von dem Abg. 
dd Hehndt aus dem 8 3 deö Gejeged über die Bildung der ftändifchen Ausſchüſſe vom 
21.3 1842 hergeleitet, daß das Kriminalrecht nodmald dem Vereinigten Yandtage zur 
Beg aing vorzulegen ſei, weil über den, den Provinzial-Landtagen vorgelegten Ent: 


848 Sitzungö⸗Protokolle des erften Vereinigten Landtages 


wurf bon biefen fehr abweichende Anfichten auögefprodhen worden, auch zugleich der Vor— 
ſchlag gemacht: 
daß, um die Berathung ded fraglichen Geſetzes auf dem Vereinigten Landtage abzukürzen, 
ein Ausſchuß ernannt werden möge, welcher unter Zuziehung eines Königl. Kommiffariud 
* —— zu berathen und fein Gutachten dem nächſten Vereinigten Landtage vor— 
zulegen habe. 

Der Königl. Landtags-Kommiſſarius tritt, ohne über das geſtellte Amendement ſelbſt ſich 
J äußern, der Behauptung entgegen, daß aus dem $ 3 des vorgedachten Geſttzes vom 

l. Juni 1842 die rechtliche Nothiwvendigfeit folge, daß dad Kriminalredyt dem Vereinigten 
Landtage zur Begutachtung vorgelegt werde. 

Auch erheben fid) in der VBerfammlung mehrere Stimmen gegen den einen tie gegen den 
anderen Antrag. 

Allein ald der Marfchall die Frage zur Abftimmung bringt: 

Soll Se. Majeftät der König allerunterthänigft gebeten werden, dad neue Straf-Geſetzbuch 
dem nächſten Vereinigten Landtage zur Berathung vorlegen zu laffen? 
erklären fidy mehr ald zwei Drittheil der Stimmen für die affirmative Beantwortung derfel- 
ben, und die zweite Frage: 
Soll Se. Majeftät der König allerunterthänigft gebeten werden, den Entwurf zum Stris 
minal-Gefegbuch vor der Berathung veröffentlichen zu laſſen? 
wird ebenfalls mit einer großen, mehr ald zwei Drittheil betragenden Majorität, fo wie aud) 
die dritte Frage: 
Soll gebeten werden, eine Vorberathung ded neuen Straf-Geſetzbuches durd) einen aus 
den verſchiedenen Provinzen zu ernennenden Ausſchuß eintreten zu laffen? 
in gleicher Weiſe bejahend beantwortet. 

VII. Die von dem Abg. Schulze-Dellwig, auf Abänderung der verſchiedenen Geſehe, 
nad) welchen die Koften für die Herftellung der Yandivehr-Kavalleriepferde, fo wie für die 
Land-Armenpflege und die Unterhaltung der Irrenanftalten nach der Seelenzahl repartirt 
erden, angebrachte Petition, hat die ficbente Abtheilung in dem Gutachten, welches von dem 
Referenten, Abg. v. Uechtritz, verlefen wird, zur Berathung des Vereinigten Landtages nicht 
für geeignet erachtet, und da diefelbe aud) in der Verſainmiung feine Unterftügung findet, fo 
bleibt fie auf fidy beruhen. 

Endlich 

VIII. wird dad Gutachten der fünften Abtheilung, betreffend die Petitionen des Abg. Gra⸗ 
fen Heliodor v. Storzewöti und des Abg. Bürgermeifter Bauch, wegen Gründung von 
Rerbrechertolonien in anderen Welttheilen und Anwendung der Deportation für ſchwere Ber: 
bredyer, von dem Referenten, Abdg. dv. Sauden-Iarputichen, vorgetragen. . 

Die Adtheilung ift, mit Ausnahme von 3 Stimmen, der Anficht, dak beiden Antragen 
keine Folge zu geben fei, und da diefelben aud) in der Verſammlung nur von I1 Mitgliedern 
unterftügt werden, fo kann eine Berathung darüber nicht Statt finden. 

Da fomit die auf der Tagedordnung ftehenden Gegenftände ihre Erledigung gefunden 
haben, fo flieht der Marfchall die heutige Sißzung mit dem Gröffnen, daß, da nicht genug 
Materialien zur Ausfüllung einer Sigung vorliegen, die näͤchſte Siyung Dienftag, den 25. h., 
um 11 Uhr ftattfinden werde, und in derfelben 

1. dad Gutachten über die Aufenthaltötarten, 
2 über die Gefindebücher, 
3. über eine an Se. Majeftät den König zu ftelende Petition, daß der Haupt Finanzetat 
in einer Abtheilung berathen werden möge, und 
4. über die Ablööbarfeit der bäuerlichen Lehne, 
und die Berichte, welche bid zum Dienftag nod) eingehen möchten und gebrudt werden können, 
zum Vortrag fommen würden. 
In der Sisung am 25. Mai 1547 vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 
Av. Rodom. 
v. d. Heydt. J. v. Sauden. v. Uechtritz. v. Werded. Plange 
(Referenten.) 
Freih. v. Patow. Naumann, Landtagd-Secretaire, 
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Verhandelt im Königlihen Schloffe zu Berlin, am 25. Mai 1847. 
Kurie der drei Stände, 
unter Borfig ded Marſchalls v. Rohom; 
Eecretaire: die Abg. Kuſchke und Siegfried. 

Es wird dad Protofoll der Sitzung vom 21. d. M. durd) den Abg,, Ser. Naumann, 
berlefen und darauf genehmigt. 

Abg. Mehls entwickelte einen Antrag dahin, daß dem Einbringer einer Petition jedeö- 
mal geflattet werden folle, bei Behandlung derfelben in der Kurie das Wort zu nehmen. Er 
findet fidy hierzu veranlaßt, indem es ihm widerfahren fei, daß er gar nidyt über eine von ihm 
eingebradhte Petition dad Wort erhalten habe. Es hatten ſich nämlidy vor ihm mehrere Red- 
ner gemeldet, und noch ehe an ihn die Reihe kam, fei zur Abftimmung gefchritten. Er finde 
fid) nächſt vorftehendem Antrag aud) nody zu dem veranlaßt, da die Ordnung dahin geftellt 
werben möge, daß die Redner Ih immer nur an dem Tage melden follten, wann die Propo— 
fition mit dem Gutachten zum VBortrage komme. 

Wenn glei Antragiteller mehrfeitig unterftügt wurde, fo wurde aud) dagegen geſprochen 
und Abg. v. Auerömwald hielt die Anträge nicht für Bedürfniß, fagte auch, daß Petent ſich 
früher melden könnte, hielt endlich diefe Frage in der Berathung über dad Geſchäftöreglement 
für erledigt und der Marfchall ſchloß diefe Debatte ab, indem er nod) erklärte, daß die Pe— 
tenten fi) melden mögen, wenn die Sache zur Behandlung angekündigt wäre, noch hinzufü- 
gend, wie von ihm alle Meldungen mündlidy und fchriftlih angenommen feien, wie und 
wann fie getommen find. Cine andere Ordnung zu beobadıten, felbit wenn fie angemeſſen 
wäre, fei, ald dem Reglement entgegen, nicht ftatthaft. Der Abg. Möweös ftellte nody den 
— daß in ſolchen Fällen, wenn die Abtheilung die Petition nicht befürwortet hätte, dem 
Petenlen vor der Frageſtellung: ob die Betition von der Verſammlung die erforderliche Un— 
terftügung erhalte? nody dad Wort zur Anführung feiner Gründe vergönnt werde. 

Bon Mehreren wurden Fälle namhaft gemacht, in welchen die Stenographie finnentftel- 
lend die Reden mitgetheilt habe, und wurde deren Berichtigung angeordnet. 

Abg. dv. Auerömwald fand ſich noch zu dem Antrage veranlaßt: 

Der Herr Marſchall wolle verordnen, daß Seitens ded Secretariatd die zu den Berichten 

der Allg. Preuß. Zeitung nothwendig erfdyeinenden Berichtigungen, falld diefelben am 

Tage nad) der Ausgabe der betreffenden Zeitungsnummer eingehen, gefammelt, geprüft 

und der Redaktion der Zeitung amtlidy eingefendet werden. 

Vom Marichall wurde diefer Gefhäftögang acceptirt, alfo daß Jeder fid) an den Secre- 

tair wenden folle, der fungirt habe. 

Es wurde zur Tagedordnung übergegangen und lag vor: 

l. Der Ertraft aus dem Sikungöprotofolle der fiebenten Abtheilung der Kurie der drei 
Stände d. d. Berlin, den 3. Mai 1847, betreffend die Aufhebung der Gebühren für 
Yufenthaltöfarten. 

In Abweſenheit des Referenten v. Ledytrig nahm der Abg. v. Fod feine Stelle ein 
und verlad den betreffenden Extrakt. Wenngleid) derfelbe in der Abtheilung nicht die Zuftim- 
mung erhalten hatte, fo fand fid) doch jegt die erforderliche Unterftügung und es begann die 
Debatte. Unter mehreren Rednern hoben die Abg. Sperling und Kuſchke hervor, daß die 
Aufenthaltöfarten nicht ſowohl als polizeiliche, fondern als finanzielle Mapregeln anzuſehen 
feien. Polizeilich Laffe ſich der Zweck aud) anderweit erreichen. Finanziell fei der Gegenftand 
aber unbedeutend und dennody drüdend,. Eie ftimmten für die Aupbebung. Dem Antrage des 
Abg. v. Meding, daß der Verfammlung eine Ueberſicht über den Antrag fehle, und fe ſich 
daher nicht in der Lage befinden möge, um einen Antrag an Se. Majeſtät zu formiren, ſtellte 
der Abg. dv. Saucken-Tarputſchen entgegen, daß dann die Frage der Abtheilung zur 
nohmaligen gründlicheren Bearbeitung zurudzugeben fei. Nad) der Entgegnung des Abg. 
b. Byla, daß es einer weiteren Aufklärung nicht bedürfe und cd wünfchenöwwerth) fei, ſolches 
Sportuliren aufzuheben, wurde die Frage ald zur Abftimmung reif gehalten und es ftellte 
der Marſchall die Frage, wie ſolche in der Petition deö Abg. Bromn eingebradyt war: 

Soll Sr. Majchät der König gebeten werden, die Aufhebung der Gebühren für Aufent- 

haltöfarten zu befehlen? 

Erſte Abtheilung. 54 
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Es erhielt diefelbe fait allgemeine Zuftimmung. 

2. Der Ertratt aus dem Sikungöprototolle der fiebenten Abtheilung der Kurie der drei 
Stände, d. d. Berlin, den 3. Mai 1847, betreffend die Ermäßigung des Preifed für 
die Gefindebücher von 10 Sar. auf 24 Sgr. 

In Stelle des abwefenden Referenten v. Uechtritz vertrat denfelben der Abg. v. Foct 
und verlad die Anſicht der Abtheilung. 

Es hatte diefelbe in der Majorität die Petition des Abg. Stark nicht für begrümbdet 
— vielmehr beantragt, daß es bei dem Geſetz vom 29. September 1846 verblei⸗ 
en möge. 

In der Verſammlung erhielt die Petition jedoch die zureichende Unterſtühung und es 
begann demnach die Debatte. 

Unter den verſchiedenen Anfihten enttwidelte der Abg. Meviffen die feinige dahin, daf 
die Rechte diefer Beſitzloſen, Die in diefer Berfammlung gar nicht vertreten feien, in ſolchem 
Maaße wahrgenommen werden mögen, daß man die Zwangopflicht ganz aufhebe. Abgeord- 
neter d. d. Heydt beantragte, die Abgabe auf I Sr. zu ermäßigen und begründete feine 
Anficht mit der Aufftellung, daß von den 1,500,000 Dienftboten, die bekanntlich ſchon durd) 
die Klaffenfteuer über Gebühr beichwert feien, auch bierdurdy ſchon eine nambafte Summe 
kontribuirt werde. Abg. Gier erklärte fi für die Abgabe von 2, Sgr., wie folde vom Pe: 
tenten Start beantragt ift, und hält dafür, daß die Abtheilung durd) unrichtige Data ge: 
leitet fei, fagt aud), daß nad) früherem Gefege ein Zwang zu foldyer Abgabe nicht vorhanden 
— Abg. dv. Manteuffel 1. zieht die Angaben des Abg. v. d. Heydt in Zweifel. 

bg. Schauß vertheidigt die Anſicht der Abtheilung, indem durch Das neue Gefeh dem Ge: 

finde eine bedeutende Ermäßigung geworden ſei. Nachdem nod) der Rinanzminifter audein: 
andergejegt, daß früher geſetzlich eine Abgabe für das Gefinde beftanden habe, indem bei 
jeder erften Vermiethung der obrigkeitliche Erlaubnißfchein nöthig und einem Stempel von 
15 Sgr. unterworfen geweſen fei, daß durd) das neue Geſetz eine Ermähigung beabfichtigt 
und zugeftändlicy auch gefchehen fei, hält er dafür, daß zureihende Erfahrungen zu deſſen 
Abänderung noch nicht vorhanden und erflärt ſich für das Gutachten der Abtheilung. 

Da von der Verfammlung Die Abftimmung gewünscht twird, refumirt der Marſchall da— 
hin, daß nachfolgende Vorſchläͤge ſich fund gegeben hätten: 

a) für das Gutachten der Abtheilung, 

b) für Ermäßigung auf 24 Sgr. mit der Eventualität des Petenten, 

e) für Ermäßigung auf 1 Sgr., 

d) für gänzliche Aufhebung diefer Abgabe. 

Es wurde zuerft dad Gutachten der Abtheilung zur Abftimmung gebracht und daſſelbe 
mit Majorität angenommen, 

Hiernad) wurde zur folgenden Frage übergegangen und zwar: 

3. Gutachten der vierten N der Kurie der drei Stände über den Antrag dei 
Abg. v. d. Heydt, betreffend die Verweiſung ded Haupt-FFinanzetats und der Leber: 
ficht der Finanzverwaltung an eine Abtheilung zum Zwecke der Worbereitung der Jr 
formation für den Vereinigten Landtag. 

Referent Sattig verlas daffelbe und erwähnte zugleich, daß auch eine Petition vorge 
legen habe mit dem Antrage: den Haupt-Finanzetat zur Feftitellung der Verfammlung vor 
zulegen, daß die Abtheilung felbigen aber getrennt habe, weil er, abweichend, eine Erweite 
rung der Rechte erzielt. 

Die Adtheilung hatte in ihrer Majorität den Antrag des Petenten dahin formulirt: 
Soll der Antrag dahin befürwortet werden, daß Se. Majeftät der König allerunterthd: 
nigft gebeten werde, Allergnädigft zu geftatten, daß der Haupt: Finanzetat und die Lcher: 
fiht der Finanzverwaltung einer Abtheilung zur Berihterftattung an dad Plenum Behufe 
Informirung deffelben im Einne des $ 11 der Verordnung vom 3. Februar c. uber 
wiefen wird? 

und in der Disfuffion ſprachen fidy die Anfichten ohne weitere Mopifitationen nur dafür und 
dawider aus, 

Abg. v. Olfers erflärte fi) Dagegen, weil die Verfammlung bei der mahnenden Zeit 

ſich auf ein zu weitläufiges Thema begebe, wiewohl er die amtlich gegebenen Mittheilungen 


u 
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für ungenügend halte, um ſich gründlich gu unterrichten. Abg. Hanſemann erklärte ſich 
für dad Gutachten der Majorität, bemühte ſich, gründlich darzuthun, wie die amtlichen Mit- 
theilungen nicht hinlänglidy umfaffend feien gegenüber den Nadyweifungen aus anderen fon: 
ftitutionellen und felbit einem nichtfonftitutionellen Staate. Eine gründliche und ausführliche 
Darlegung des Finanzzuſtandes fei nothwendig, um in der Verfammlung ein Urtheil zu be 
gründen, denn nur dann könne eine Petition an Se. Majeftät gerichtet werden. Die Majo— 
rität der Abtheilung habe nur das Minimum beanfprudht. 

Die Abg. Zimmermann, Siebig und Tſchocke fprechen gleichfalld für den Abthei- 
lungsantrag und wird vom Marfchall bei diefer Gelegenheit die Erklärung gegeben, daß 
perfönliche Bemerkungen, zu welchen zu Zeiten außer der Reihe dad Wort verlangt wird, 
ſich nur auf Perſonen, nicht aber auf die Meinungen, die von Perſonen ausgeſprochen find, 
beziehen dürfen. - 

Abg. v. Brünned hält dafür, daß nicht um Erlaubniß zu bitten, fondern daß cd Pflicht 
fei, fid) genau zu unterrichten, daß aber auch fein Zweifel ftatthabe, indem $ 11 durdaus 
bejage, daß zur Information ded ganzen Yandtaged die Materialien gegeben werden follen 
und die Abtheilung hierüber nicht hätte zweifeln dürfen. Dem Antrage der Abtheilung bei- 
ftimmend, richtet er die Frage an den Königlichen Kommiffarius, ob von ihm dad Gefer 
rihtig verſtanden fei? 

Der Königliche Kommiffarius giebt die Erklärung, wie foldye Abtheilungen, welche Dar- 
Ichne oder Bewilligung neuer Steuern behandelten, die Befugniß hätten, jede Aufklärung 
und Einficht gu erfordern; der Yandtag könne nicht blindlings urtheilen, und es fei erforder: 
lid), daß er genau unterrichtet fei, um Sr. Majeftät Rath geben zu können; eine andere Be— 
ziehung fei im Gefeg nicht zu erkennen zwiſchen Vor: und Nachſatz. Solche Gründe gehörten 
aber hier nicht her, die dahin zielten, daß eine Kontrole über den Staatöhauöhalt gegeben 
werde. Wolle man Se. Majeftät bitten, Daß eine Kommiflion zur Prüfung des Staatöhaus: 
haltes beftellt werden dürfe, damit genaue Einſicht und Ueberzeugung genommen werden 
könne, fo ftehe ſolches für die Zukunft offen. 

Abg. v. Buttfammer tritt der Abtheilung bei und ſpricht fid) dahin aus, daß eine Ab— 
theilung fih mit Prüfung des Staatshaushaltes zu befhäftigen habe, indem dadurd) die 
Verhandlungen abgekürzt würden, wogegen ſich Abg. dv. Manteuffel IL. erklärte, indem 
ſolche Information nicyt nur die Abtheilung, jondern aud) die Verfammlung auf ein zu 
weites Feld führen würde. 

Der Finangminifter theilte mit, wie man über die Form zu Rath gegangen fei, unter 
weldyer die amtlihe Mittheilung der Verfammlung zu geben war. Sie durfte der Mcberficht 
wegen weder zu weit nody zu eng fein, aber etwas zurüdgubalten, habe nicht in der Abficht 

clegen und fei audy fein Anlaf da; denn wer eine Audgabe beſchließen fol, muß den Haus: 

It fennen. Und wird mehr gewünſcht, fo wird gern jede Auskunft gegeben werden. Im 

Allgemeinen dürfte die Vorlage genügen. Die Ober-Redhnungsfammer revidirt und prüft, ob 
dic Etatd genau gehalten werden. 

Abg. d. Brünned hält dafür, daß eine befondere Abtheilung den Staatöhaushalt zu 
prüfen und zu berichten habe, nachdem ſolches von den Abtheilungen in den einzelnen Fällen 
nicht gefchehen fei. Auch fei ed nicht nur geitraubend, fondern felbft zu Widerſprüchen führend, 
wenn ſolches von jeder einzelnen betreffenden Abtheilung geſchehe. 

Die Abg. v. d. Heydt und v. Auerswald äußerten fid) ihm beiftimmend und Iehterer 
hält es für ſehr unerwünſcht, daß die Verfammlung hierüber fo lange in Zweifel gelaffen 
ift. Viel Zeit und Mühe mag erforderlicy fein, durdy genaue Einficht fid) ausführlicher zu 
unterrichten. Wäre aber der Staatöhaudhalt in Audführlicykeit, wie anderwärts, durch den 
Trud veröffentlicht worden, fo würde das einen Eindrud gemacht haben, der durch nichts zu 
erfegen fei. Durdy den Königlichen Kommiffarius und den Finanzminiſter ift jet der Weg 
gebahnt, um Harer für die Zufunft zu fehen. Man hat kein Geheimniß, ift gefagt. Jetzt 
müffe man fidy mit dem Königl. Kommiffarius und dem Marſchall um die Form einigen, 
wie zum Zwed zu fommen fei; foldyed dürfte Durch den Antrag der Abtheilung gu erzielen fein. 

Ada. dv. Manteuffel IL fand fidy zu der Erklärung aufgefordert, daß er ald Referent 
in der EifendahnKrage nicht für nöthig gehalten habe, jo weit in die Finanzlage einzudrin- 
gen und Referent Sattig fügte hinzu, daß er ein weitered Eindringen nur für die Aufgabe 
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einer befonderen Abtheilung angefehen habe. Abg. v. Gudenau hatte ald Mitglied der Ab: 
theilung ſich auch zu folder Aufgabe nicht veranlaft gefunden, da cd ſich nur um den Aus— 
tauſch einer Steuer für die andere gehandelt habe. 

Der Könige. Kommiffarius ſpricht nod aus, daß dad Gefeh nicht fpeziellere und aus- 
führlihe Mittheilungen vorichreibe, darum aud) nur der Ueberblick gegeben fei. 3472 Spe: 
zialetatd feien für einen Ueberblick zuſammen zu ftellen geweſen. Die jegige Erflärung dürfte 
aber Vertrauen im Lande erwecken. (Zuftimmung in der Verfammlung.) 

Abg. dv. Schorlemer hält Zeit und Kräfte ded Landtages für unzureichend zur Prü- 
fung des Etats, wogegen Abg. Schauß für eine angemeffene Auöfunft erachtet, daß fünftig 
ein ausführlicherer Ueberblick ſchon früher und vor dem Yandtage gegeben werden möge. 

Die Debatte wird hierauf gefchloffen und bei der Abftimmung über den vorangeführten 
Antrag, wie folher von der Majorität der Abtheilung formulirt ift, ergicbt fid) in der Ver: 
femmlung die überwiegende Majorität für denfelben ftimmend. 

Der Marfhall ſchließt hierauf die Sigung und beftimmt die nächfte auf Morgen Vor— 
— 10 Uhr, nachdem noch die Gegenſtände für die morgende Tagesordnung genannt find. 

Korftchendes Protokoll wurde in der Situng vom 26. Mai vorgelefen, genchmigt und 


vollzogen. 
A. v. Rochow. 
Kuſchke. Siegfried. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 26. Mai 1847. 


Zwei und zwanzigfte Blenar-Sihung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorfit ded Marſchalls v. Rochow; 
Seeretaire: die Abg. Siegfried und Naumann. 

Dad Protokoll der geftrigen Sigung wurde verlefen und nad) Erledigung einiger Erin- 
nerungen genehmigt und vollzogen. 

Der Marſchall macht bekannt, daß der Vetitiondantrag ded Abg. Fabricius, betreffend 
die Ausführung der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 11. April 1846, wegen Errichtung 
von Privatbanten, welche aus Verfchen an die fechfte Abtheilung gekommen war, an die 
fiebente Abtheilung übergeht. l 

Die Abg. Küpfer und Milde bringen zur Sprache, daf cd verweigert worden fei, 
Vetitiondanträge einzelner Mitglieder druden zu laffen. Der Königl. Landtagd-stommiffe: 
riud erflärte, in der nächſten Eiyung über dieſe Angelegenheit ausführliche Mittheilung 
madyen au wollen, weshalb die definitive Erledigung vorbehalten blieb. 

Der Ab. v. Lilien reffamirt gegen die biöherige Gewohnheit, wonad) fid) diejenigen 
Mitglieder, welche über einen Gegenftand fpreden wollen, ſchon vor der Eitung und fogar 
Tage vorher melden dürfen. Auf erfolgte Anfrage Seitens des Marfchalld erklärt ſich die 
Verſammlung mit überwiegender Majorität dafür: 

daß die in Frage ftehende biöherige Gewohnheit aufgegeben werde, und hinfort diejenigen, 

welche über einen zur Tagesordnung kommenden Begenftand ſprechen wollen, ſich erft 

dann nad Vorſchrift ded Meglementd 8 15a melden dürfen, wenn vom Marſchall die 

Distuffion über dieſen Gegenstand eröffnet wird. 

Der Marſchall giebt die Zuſicherung, daß er von der nächſten Sigung ab, diefem Wunſcht 
der Verſammlung entiprehend, verfahren wolle, und der Königliche Landtagd-Kommiflarius 
erflärt, daß er mit dem Marſchall der Herren-Kurie Rückſprache nehmen wolle, um für bie 
Sitzungen der Vereinigten Kurien die Beobachtung deffelben Verfahrens herbeizuführen. 

Einem eventuellen Antrage, Die ſich meldenden Redner erklären zu laſſen, ob fic für oder 
gegen einen Gefegentwurf oder einen Vorfdylag fpredyen wollen, und dann die Nedner, 
welche für und weldye dagegen ſprechen wollen, abwechſelnd fpredyen zu laſſen, wurde feine 
weitere Folge gegeben. 

Nachdem der Abg. Zimmermann (Spandau) noch eine berichtigende Bemerkung über 
ein verdffentlichtes ſtenographiſches Prototoll gemacht hatte, trug der Abg. Sattig, ald 
Referent, die entworfene Erklärung der Kurie der drei Stände vor: 
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betreffend die an Se. Majeftät zu richtende Bitte, zu geftatten, daß der Haupt: Finanzetat 
und die Ueberſicht des Staatöhnushalted einer Abtheilung zugewiefen werde, um die Ins 
formation im Sinne der Beltimmung $ 11 der Verordnung vom 3. Febr. c. herbeizuführen. 

Die enttvorfene Erklärung wurde von der Verſammlung genchmigt. 

Hierauf wurde ur Tagesordnung übergegangen, und cd fam zur Berathung: 

1. Das Gutachten der fehlten Abtheilyng A, betreffend die Betition wegen Erlaß geſetz— 
licher Beftimmungen über die Ablööbarkeit der noch beitehenden bäuerlichen Lehne. 

Dad Gutachten wurde vom Abg. Steinbed, in Vertretung des abwefenden Referenten, 
verlefen, und demnächſt die Diskuffion eröffnet, welche zu dem faft einftimmigen Beſchluſſe 
der Verſammlung führte: 

dem Antrage der Abtheilung entfprehend, Se. Majeſtät den König zu bitten, ded Baldig— 
ften einen Gefegentwurf ausarbeiten zu laffen, welcher die Ablööbarfeit der beftchenden 
bäuerlichen Lehne unter Feftitellung angemeffener Ablöſungs-Grundſätze zur Entidyädi- 
gung der Lehnherren ausſpricht. 

Mit Abfaffung der dieöfälligen Erflärung der Kurie der drei Stände beauftragt der 
Marfchall den Abg Steinbed. 

Aerner fam zum Bortrage: 

11. Das Gutachten der ſechſten Abtheilung A, betreffend die Petition wegen Maßregeln 
wider die nadıtheiligen Dismembrationen. 

Das Gutachten wurde vom Abo. dv. Bederath, in Vertretung des abweſenden Refe- 
tenten, verleſen. 

Die Abtheilung glaubt auf die geftellten Anträge nicht eingehen zu können, und da die- 
felben auf gefchehene Anfrage des Marſchalls auch in der Berfammlung feine Unterftügung 
fanden, fo konnten fie nicht in Berathung genommen werden. 

Die Tagesordnung führte darauf 

IM. zur Berathung ded Gutachtens der fehlten Abtheilung über die Petitionen wegen 
Errihtung eines Handelöminifteriums. 

Das Gutachten wurde vom Referenten, Abg. Meviſſen, verlefen, und demnädhft die 
Diskuſſion eröffnet. 

Die Abtheilung hat angetragen: 

Se. Majeftät zu bitten, die Umwandlung des zur Zeit beftehenden Handeldamted in ein 
ſelbſtſtändiges Minifterium für Aderbau, Handel und Induftrie anordnen zu wollen. 

Ein Vorſchlag, I 

die Induftrie nicht dem zu erbittenden befondern Handelsminiſterium zuzuweiſen, 
fand feine Unterftügung in der Verfammlung, und kam daher nicht zur Berathung; dagegen 
fand der Vorfchlag, ftatt des Wortes „Induftrie* das Wort „Gewerbe“ zu fegen, Unter: 
ftügung, und gab Veranlaffung, daß nad) dem Schluſſe der Diökuffion der Marſchall die 
Frage in folgender Kaffung zur Abftimmung bradıte: 

Soll Se. Majeftät gebeten werden, die Ummandlung deö zur Zeit beftchenden Handels— 

amtes in ein felbftitändiges Minifterium für Aderbau, Sandel und „Gewerbe“ anzuordnen? 

Diefe Frage wurde von der überwiegenden Majorität und von mehr als zwei Drittel der 
Stimmenden bejaht. 

Ein Antrag, in der an Se. Majeftät zu richtenden Bitte ded „Aderbaucd“ nicht zu er: 
wähnen, wurde b4 der erfolgten Abftimmung von der Majorität der VBerfammlung nicht 
genehmigt. 

(68 kam ferner zur Berathung: 

IV. Tas Gutachten der vierten Abtheilung, betreffend die Petition wegen der in meh— 
reren Provinzial-Landtagd:Abfcyieden enthaltenen Interpretation der Beftimmung über die 
Sonderung in Iheile. 

Das Gutachten wurde vom Referenten, Abg. v. d. Heydt, verlefen. Danach ift die Ma- 
jorität der Abtheilung der Meinung, 

daß die in den betreffenden Landtags-Abſchieden enthaltene Interpretation mit den geſetz— 

lien Beftimmungen über die Itio in partes nicht übereinftimme, und daß Sr. Majeftät 

die Bitte vorzutragen fei, fo lange als jene Beftimmungen nicht auf geſetzlichem Wege geän- 

dert feien, Die Anwendung derfelben in ihrer vollen Ausdehnung unbeſchränkt zu geftatten. 
‘ 
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Nach dem Schluffe der eröffneten Diökuffion ſtellte der Marſchall die Frage: 
Soll der Antrag der Abtheilung angenoınmen werden? , 

Die Verſammlung entſchied fidy mit überwiegender Stimmenmehrheit und mit mebr ald 
wei Drittel der Stimmenden für die affirmative Beantivortung dieſer Frage. 

Hierauf fam zum Vortrage: 

V. Das Votum der fiebenten Abtheilung, betreffend mehrere Anträge in Bezug auf das 
Salsmonopol und die Salafteuer. 

Nach dem vom Referenten, Abg. v. Fock, verlefenen Gutachten hat ſich die Abtheilung 
nicht betrogen gefunden, den Antrag: 

„den früheren Salzpreis wieder herzuftellen und das dadurch erzielte Mehreintommen den 
verfhiedenen Provinzen verhältnigmäßig zu Zwecken der Armenpflege zu überweiſen,“ 
zur Annahme zu empfehlen. Der Antrag fand auch in der Nerfammlung nicht dic reglements- 
mähig erforderliche Unterftügung, und konnte Daher nicht in Berathung gezogen werden. — 

Eben fo wenig hat Die Abtheilung den Vorſchlag zur Annahme empfohlen, 
welcher die Aufhebung der Salzſteuer und Vertheilung des audfallenden Staatdeinfom- 
mens auf die höheren Steuerftufen der Klaffenfteuer verlangt. 
Diefer Vorſchlag fand audy in der Verſammlung nicht die erforderliche Unterſtützung, 
und wurde Daher nidyt in Berathung gezogen. 
Dagegen wurde der Antrag: 
das Salzmonopol aufzuheben und die dadurch auöfallenden Staatseinkünfte durch Ein- 
führung einer firen Steuer vom Salz zu erſetzen, 
welcher zwar von ber Abtheilung aud) nicht befürwortet worden ift, aber die erforderliche 
Unterftügung in der VBerfammlung fand, zur Diskuſſion geftellt. 
Ein Amendement ded Abg. Grunau (aus Elbing), Se. Majeftät zu bitten: 
I. daß neben dem beftchenden Salzmonopol es jedem Preußiſchen Schiffe frei gegeben 
werde, Salz zum firen Zoll von 2 Ihlrn. höchſtens 24 Ihlrn, vom Auslande pro Jent- 
ner zu importiren, und 
>. daß dasjenige Salz, welches für Vieh und verfehiedene Gewerbe verivendet wird, unter 
den biöherigen Modalitäten unbefteuert bleibe, 
fand im Betreff des zweiten Theiled nicht die erforderliche Unterftügung, um in Berathung 
fommen zu Lönnen, und der erfte Theil derfelben wurde bei der Abjtimmung von der Majo— 
rität der Verſammlung abgelchnt. 

(Fin Amendement des Abg. Hanfemann, Ce. Majeftät den König zu bitten: 

durch Verhandlungen mit den betreffenden vereinsländifhen Regierungen die Aufhebung 

ded Salzmonopols vorzubereiten und dem nächſten Vereinigten Yandtage einen Geier: 

entwurf, durch weldyen eine fefte Steuer auf Salz angeordnet wird, vorlegen zu laffen, 
erhielt bei der Abſtimmung nicht die erforderliche Majorität von zwei Drittel der Stimmen- 
den, um dem entiprechend eine Betition an Se. Naichät zu richten, indem ſich nur 222 Stim: 
men dafür und 168 Stimmen dagegen erflärten. Durch diefen Beſchluß wurde die zur Dis 
tuffion genaäie Angelegenheit in Betreff ded Salzmonopols und der Salafteuer für erle— 
digt erachtet. 

Der Marſchall ſchloß hierauf die Sigung und beraumte die nächſte Sigung auf Som 
abend den 29, d. M,, Vormittags 10 Uhr, an, wobei er als Gegenftände, welche zur Bera- 
thung fommen: . 

das Gutachten, betreffend den Antrag auf Aufhebung der Klaffenlotterie und dad Bub 
nn betreffend die Anträge, welche hi auf die Verfafjung beziehen, 

bezeichnete. 

In der Sitzung am 29. Mai 1547 vorgelefen, genehmigt und vollgogen. 
A. v. Rochow. 
Steinbeck. v. Fock. Meviſſen 
v. d. Heydt. v. Beckerath. 


Siegfried, Naumann, 
Landtagd-Scerctair. Sandtagd-Seccretair. 
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Verhandelt im Königlihen Schloffe zu Berlin, den 29. Mai 1847. 
Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Room; 
Secretaire: die Abg. Dittrich und v. Zeipziger. 

Dad Protokoll der legten Sigung wurde von dem Ser. Naumann borgelefen und da 
fid) nichtö zu erinnern fand, ald genehmigt angenommen. - 

Zunächſt machte der Marſchall der Verſammlung die Eröffnung: 

daß nad) einer Mittheilung des Marſchalls der Herren-Kurie die fehtere der allerunter- 
thänigiten Bitte der Kurie der drei Stände in Beziehung auf den jekigen Nothftand 
einftimmig beigetreten fei, und foldye nunmehr dem Königlichen Yandtagd - Kommiffarius 
zur Weiterbeförderung an Se. Majeftät den König übergeben werden folle; 

und 

daß ein Beſchluß der Herren-Kurie auf einen Antrag des Fürften v. Lihnomwätn: 
„Se. Majeftät den König allerunterthänigjt zu bitten, zu geftatten, daß die Mitglieder 
der einen Kurie den Verhandlungen der andern ald Zuhörer beiwohnen dürfen,“ einge- 
gangen fei, welchen er der vierten Abtheilung zur Vorberathung übermeife. 

Der Abg. v. Bardeleben kam auf eine Acußerung des Königlidien Yandtagd - tom: 
miffarius zurück, welche er in der Sigung vom 27, April c. gethan habe, daß die Indizien 
eined wirklichen Nothftandes im Yande erft feit wenigen Tagen eingetreten wären; und berief 
ih auf einen Bericht des Landes-Oekonomiekölleglums vom 30. Januar c., worin dieſe 
Behörde ein ausführliced und gründliches Gutachten über den zu beiorgenden Nothitand 
abgegeben, worin gefagt fei, daß wohl die Hälfte der Yebendmittel fehlen dürfte, und der 
Abg. Stedmann bemerkte, daß er das Goupernement auf den großen Auöfall der 
Ernte ſchon im vorigen Sommer ebenfalld aufmerkfam gemacht habe, und daß, mern daffelbe 
damals die bedeutenden Geldbeftände zu Aufkäufen verwendet, das ſchwere Unglüd nicht 
über feine Heimat hereingefommen fein würde. 

Der Königliche Landtags-Kommiſſarius erwiderte hierauf: 

dag ein Gutachten des Landes-Oekonomiekollegiums über den geringen Ausfall der Ernte 
dem Minifterium allerdings zugegangen fei, daß aber dad Gouvernement ſchon vorher 
Vorkehrungen getroffen habe, um für den Fall eines wirklidyen Nothftandes im Frühjahr 
mit Lebensmitteln verfehen zu fein, daß er nur gefagt habe: in den mittleren Provinzen 
fei ein Nothitand nicht vorhanden geweſen und auch nicht einmal befürdytet worden, bier 
über vielmehr das Ministerium erft kürzlich in Kenntniß gefeht worden, und daß er Died 
wiederholen müffe, und fid auf das Zeugniß der anweſenden Oberpräfidenten der Pro— 
binzen Brandenburg nnd Sadyfen berufen wolle; daß übrigens foldye Berechnungen, mie 
fie dad Yandeö-Dekonomicekollegium in dem gedachten Gutachten aufgeftellt, immer trüge— 
riih wären, dabei aud) die Veftände aus dem vorigen Jahre und die Getreidezufuhren, 
welche im Wege der Privatipekulation aus anderen Zändern zu erwarten, nicht berüd: 
fidytigt werden konnten, und daß die Kräfte ded Staates nicht auögereicyt haben würden, 
den angeblichen Ausfall zu deden. 

Nicht allein die gedachten Oberpräfidenten, fondern aud) eine große Zahl der anweſen— 
den Ständemitglieder aus den Provinzen Sachſen und Brandenburg beftätigten c6: 

daß die Furcht vor einem Nothitande in Folge verfhiedener Umftände erft im April 
eingetreten, daß aber ein wirklicher Mangel nidyt vorhanden geweſen und audy nicht zu 
befürdhten fei. 

Noch mehrere andere Redner traten auf und verficherten, daß eine foldye Ihenerung deö 
Getreided, wie fie feit circa zwei Monaten Statt finde, nicht geahnet werden konnte, daß 
daher audy dem Gouvernement fein Vorwurf gemacht werden fünne, wens es jur Herbei— 
fhaffung von Getreidevorräthen nicht mehr that, ald wirklich geſchehen; daß übrigens felbit 
nad) der oberflächlichen unficyeren Berechnung des Landes-Oekonomiekollegiums der Bedarf 
von Getreide nicht auf ein halbes Jahr, fondern nur auf dreischn Tage fehlen follte. 

Nachdem noch zwei Berichtigungen früherer ftenograpbifcher Berichte beantragt, und 
durd die Aufnahme in den heutigen ſtenographiſchen Bericht beichloffen worden waren, 
wurden von den Referenten Bertram und d.d. Heydt die Entwürfe zu den Erklärungen 
der Kurie der drei Stände: 
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1. wegen Gewährung der Deffentlicykeit der Stadtverordnetene Verfammlungen und Ge 
meineräthe, 
2. wegen Interpretation der Beftimmungen über die Sonderung in Iheile, 
3. wegen Ertoeiterung des Petitionsrechtes, 
vorgeleſen und von der Verſammlung genehmigt. 
Der Königliche Landtags-Kommiſſarius gab die in der vorigen Sitzung vorbehaltene 
Erklärung in Betreff des Druckes der Betitionen dahin ab: 

daß nach den betreffenden geſetzlichen Beftimmungen Nachrichten über den Gang der 
Verhandlungen in den Preußiſchen Ständeverfammlungen während der Dauer der Ich- 
tern nicht anders als aud offiziellen Berichten gedruckt werden dürfen, daß alfo aud) Peti- 
tionen, welche dem Zandtage einmal übergeben find, nur gedrudt werden können, wenn 
fie in den amtlichen Veröffentlihungen mit aufgenommen, oder tvenn fie von dem Land: 
tage ald amtlidye Mittheilungen ausdrüdlidy erklärt worden find, und daf fie im beiden 
Faͤllen keiner weiteren Genfur unterliegen, daß fonad), wenn ein Petent den Drud feiner 
Petition wunſcht, die Marſchälle zu entfcheiden haben würden: ob ein amtlicyes Intereffe 
dafür vorliege oder nicht; und daß im bejahenden Fall die Petition ohne Genfur gedrudt, 
im verneinenden Fall aber der Drud überhaupt nicht geftattet werden könne, daß er in 
dieſem Sinne fhon den 14. d. DL an die beiden Marfchälle gefchrieben, von dem Mar- 
ſchall der Kurie der drei Stände aber die Antwort erhalten habe, daß ihm fein Verhält- 
nit nicht geftatte, ſich mit einer ſolchen Genfur zu befaffen; daß er (der Yandtagd- Kom- 
miffarius) darauf erwidert und nochmals ertwidere, daß von einer Genfur nicht die Rede 
fei, fondern nur von einer Erklärung, daß der Drud im Intereffe des Zandtaged erfolgen 
möge, und dadurd) einen amtlichen Charakter erhalte. 

Im weitern Verlauf der Verhandlung, wobei ſowohl der Marſchall, ald audy mehrere 
Mitglieder der Verfammlung dad Wort ergriffen, wurde feftgefept: 

„Daß diejenigen Mitglieder der Kurie, welche den Druc ihrer einzelnen Petitionen tin 
fchen, fich dieſerhalb an die betreffenden Abtheilungen zu wenden haben, und diefe fodann 
prüfen und enticheiden, ob felbige im Intereſſe ded Landtages liege oder nicht, daß dann 
der Abtheilungddirigent die deöfallfige Entſcheidung dem Marſchäll zutommen läßt, und 
diefer die Truderlaubniß ertheilt oder verfagt.“ 

Der Königliche Landtags-Kommiſſarius erklärte ſich mit dieſem Verfahren ausdrüdlid) 
einverftanden, da er vorauöfegen dürfe, daß, wenn die Petitionen etwas Verwerfliches ent- 
hielten, man nicht erklären werde, daß der Drud im Intereffe ded Landtages liege, und 
ſprach nur nod) den Wunſch aus: 

dak der Marſchall auf den Petitionen bemerken möge: „Im Intereffe deö Landtages zum 
Drud verftattet,* 
und daß ihm felbige fodann zugeſchickt werden, lediglich um die betreffenden Druckereien und 
Genforen anmeifen zu können, daß fie ohne weitere Genfur gedrudt werden dürfen, 
indem cd einer auödrüdlicen Ertheilung des Imprimatur feinerfeitd nicht bedürfe, fon- 
dern die Erklärung des Marſchalls vollkommen genüge. 
Ein Antrag ded Abg. Stedmann: 
dak auch Teduftionen, Memoiren und andere dergleichen Schriften, welche an den Yand- 
tag gerichtet werden, gleidy den Petitionen behandelt werden möchten, 
fand in der Verfammlung feine Unterftügung. 

Es wurde nun zur Tagesordnung gefhritten, und das Butadyten der vierten Abteilung, 
die Betitionen auf Acnderung der Verordnungen vom 3. Februar 1847 mit Rüchſicht auf 
die frühere Geſetzgebung von Anfang an bis Litt F auf der ©. 16 von dem Referenten, 
Abg. v. d. Schulenburg, wörtlich vorgelejen. 

Bevor die Berathung über diefen Gegenftand eröffnet wurde, hielt der Geheime Staatd- 
und Quftigminifter v. Sapigny eine längere Rede, worin derfelbe zubörderft erklärte: 

daf nad) dem Inhalte der durch die Adreffe veranlaßten Königlichen Botſchaft jetzt micht 
Die gr davon fein könne, den Umfang der dem Vereinigten Yandtage zuftchenden Rechte 
durch einen Beſchluß feſtzuſetzen; daß aber zu der Bitte um Abänderung der Gefehe vom 
3. Februar ec. ſehr wohl ein Motiv darin gefunden werden könne, daß man die vollftän- 
dige Uebereinſtimmung derfelben mit den frühern Gefegen nidyt anzuerkennen vermöge, 
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und fodann die für dieſe legtere Anficht in dem Gutachten der Abtheilung angeführten Gründe 
ausführlidy widerlegte, indem er nachzuweiſen fuchte: 
daß nicht blos der Vereinigte Landtag, fondern auch der ftändifche Ausfhuß und die 
Deputation für dad Staatd-Schuldenwefen, da aud) die beiden legtern aus den Provin— 
ialftänden bervorgingen, als reihöftändische Verfammlungen anzufehen wären, und die 
üheren Gefege fein Hinderniß in den Weg gelegt hätten, mehrere reihöftändifche Ver— 
fammlungen einzuführen und ihnen verfchiedene reihöftändifche Befugniffe beizulegen. 
Eine nody ausführlichere Angabe ded Inhaltö der Rede in diefem Protokoll ſchien deö- 
halb nicht nothwendig, weil beſchloſſen wurde, fie für jeded Yandtagd- Mitglied befonders 
abdruden zu laffen. 
Der Abg, Graf v. Schwerin, ftellte nämlid) den Antrag: 
daß die Debatte über diefen Gegenftand fo lange auögefegt werde, biö die Rede des Mini- 
fterd gedrudtt fei, 
da man es ſowohl der Wichtigkeit ded Gegenftanded, ald dem Organe der Regierung und 
dem Juriften von europäiſchem Rufe, welcher ald Organ der Regierung aufgetreten, ſchuldig 
jei, die von demfelben angeführten Gründe auf dad Sorgfältigfte zu prüfen, welchem An: 
trage andere Mitglieder der Verſammlung aud) ſchon deöhalb beitraten, weil die Rede nicht 
in allen Iheilen des Saales habe vollftändig vernommen werden können. 


Bei der von dem Marfchall vorgenommenen Abftimmung erklärte fi) die Mehrheit der 
Verfammlung für die Vertagung der Debatte bis zum 31.d. M., damit die Rede erft ge 
drudt werden könne und wurde noch durch Aftlamation beftimmt: 

daß die Redner, welche fid) bereitö angemeldet haben und notirt find, dad Wort in der 
Neihenfolge behalten follen. 

Der Referent, Abg. v. Fod, trug nun dad Gutachten der fiebenten Abtheilung, den 
Antrag der Abg. Diergardt und Jlligens, auf Aufhebung der Stlaffenlotterie und des 
legtern auf eventuelle andere Vertheilung der Gewinne, vor. 

Die Abtheilung bat fidy für feinen der beiden Anträge verwenden zu dürfen geglaubt, 
daher der Marſchall ſich veranlaßt fah, zunächſt die Verfammlung zu befragen: 

ob der Antrag der Petenten auf gänzliche Aufhebung der Klaffenlotterie von ihr in hin: 
reihender Zahl unterftügt werde? 

Da died der Fall war, fo wurde die Debatte eröffnet, und ſprach fi) zunächſt der 
Finanzminiſter v. Düesberg dahin auß: 

Dbaleidy er den Motiven des Antraged auf Aufhebung der Ktlaffenlotterie die vollfte 
Anerkennung zolle, fo müffe er ſich doch gegen denfelben auöfpredhen, weil die Verhältniffe 
des Staatöhaushalts nicht geftatteten, eine jährliche Einnahme von über 800,000 Thlrn. 
zu entbehren, ohne dafür einen Erfaß zu erhalten und diefer ſich ſchwerlich werde auffin- 
den laffen, audy, fo lange die Lotterien in den benadybarten Staaten noch fortbeftehen, 
der Zweck nicht erreicht werden würde und die Nerhandlungen wegen Aufhebung der 
Spielbanken und Lotterien in den deutfchen Bundeöftaaten nicht zum Ziele geführt hatten. 

Auch der Generaldirektor Ber Steuern, Kühne, erflärte fich gegen die Aufhebung der 
Lotterie, weil diefelbe in ihrer jet beftehenden Einrichtung für die untern Vollsklaſſen kei- 
neötwegeö fo verderblich fei, wie fie gefchildert werde, und ie Died bei der in andern Staaten 
nod) beftehenden Zahlenlotterie der Fall fei, indem er zugleich darauf aufmerkſam machte, 
daß einzelne Mißbräuche abgeftellt, und namentlidy die Unterfollefteurs, welchen ſolche Haupt: 
ſächlich zur Laſt gefallen, ganz abgefhafft, und die Einklagbarkeit kreditirter Einſätze gefeh- 
lidy aufgehoben worden wären; und daß, wenn der Staatöhaushalt wirklid) die Summe 
bon 863,000 Thlrn. einmal übrig haben follte, die Lotterie dod) wohl noch nicht dad Nöthigfte 
fein möchte, was abgefchafft werden müßte. 

Es ließen ſich nun noch mehrere Redner fowohl für, ald gegen die Aufhebung der Lot: 
terie vernehmen. 

Die erfteren gründeten ihre Anfichten darauf: 

daß die Lotterie höchſt nadıtheilig auf die unbemittelten Klaffen wirke, und foldyen verberb- 
lid) werde, daß fie dem Gedeihen ded Sparkaſſenweſens hinderlich, daß fie ein Spiel und 
mithin ein immoralifched Inftitut fei, welches nicht zur Vermehrung der Staatseinnahmen 
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benutzt werden ſollte, daß daher Preußen durch Aufhebung deſſelben den übrigen deut— 
ſchen Staaten mit einem guten Beiſpiele vorangehen müßte. 
Die letztern aber führten zur Rechtfertigung ihrer Meinung insbeſondere an: 
daß der Staatöhauöhalt den Ertrag aus der Lotterie nicht entbehren könne, dak die 
Abgabe ja freiwillig geleiftet werde und daher weit weniger drückend und beläftigend fei, 
ald andere, wirkliche Steuern, daß es viel angemefjener fÄyeine, wenn der Staatöhaudhalt 
eine Ermäßigung der Abgaben zulaffe, dann ſolche bei der Mahl- und Schlachtſteuer und 
in den unteren Stufen der Klaſſenſteuer eintreten zu laſſen; daß nad) der jetzigen Einrid: 
tung der Preußiſchen Lotterie darin keinesweges vorzugsweiſe die ärmeren, fondern vielmehr 
die wohlhabenderen Volksklaſſen ſpielen; daß man aber auch der erfteren das Vergnügen 
des Votteriefpield wohl gönnen könne und ihr daher nicht entziehen möge; daß man das 
Publikum nicht au fehr bevormunden, nidyt zu viel regieren müſſe; daß, wenn die Preu- 
Fifche Lotterie aufgehoben werden follte, man in auswärtigen Zotterien fpielen würde. 
Nachdem man fih durd Stimmenmehrheit für den Schluß der Debatte erklärt hatte, 
fam es zur Abftimmung, und wurde dabei dad Gutachten der Abtheilung, wonach der Peti- 
tion auf Aufhebung der Lotterie für jegt keine weitere Folge gegeben werden möchte, mit 
großer Majorität angenommen. 
Ein Amendement des Abg. Kraufe, 
daß die Freiloofe ganz abgefhafft und nur Kaufloofe ausgegeben werden follen; 
ein deögleicyen Ded Abg. Gier, | 
daß der Verfauf der Lottericloofe nur von Königlichen Steuerbehörden im Amtölofale 
eſchehe; 
ie; ein deögleichen ded Abg. Stedmann, 
daß der Debit der Zoofe nicht mehr den Stollekteuren zu überlaffen, fondern den Lofal- 
behörben zu übergeben, 
fanden in der Verfammlung keine Unterftügung und eben fo wenig der Antrag deö einen 
der Petenten auf anderweite Vertheilung der Gewinne. 
Hierauf wurde die Sigung geſchloffen und die nächſte für den 31. d. M. früh 10 Uhr 
anberaumt, in welcher dad gegenwärtige Protokoll vorgelefen, genehmigt und unterfärie 


ben wurde. 
A. v. Rodom. 
v. d. Schulenburg. v. Fock. 
Dittrich, v. Leipziger. 
Secretair. als Prototollführer. 


Verhandelt im Koͤniglichen Schloſſe zu Berlin, am 31. Mat 1847. 


In der heutigen vier und zwanzigſten Sitzung der Kurie der drei Stände wurde zunächſt 
das Ichte Sigungsprotofoll (vom 29.d. M.) verlefen und nad) erfolgter Genehmigung vollzogen. 

Hierauf wurde 

1. von dem Abg. b. Zychlinsfi beantragt: es möge der Muf nad) Abftimmung ftetd 
rechtzeitig erfolgen dürfen, um die edle Zeit den wichtigften Angelegenheiten nicht entzogen 
zu fehen, was die Entgegnung des Marfchalls fand, ed werde aud) ferner dem Gefchäfts- 
reglement entſprechend verfahren werden. 

2. Der Abg. Lehmann brachte hierauf zur Sprache, daß den Mitgliedern der Ver 
ſammlung häufig Flugſchriften und Zeitungäblätter augefandt würden, die nicht selten eite 
unangemeffene Beurtheilung der Yandtags » Verhandlungen und der einzelnen Vota enthiel: 
ten, wodurd ein unftatthafter Einfluß geübt werden könne; auf die Entgegnung des Ab- 
geordneten Hanfemann, daf über derartige Beurtheilungen die Mitglieder der Verſamm— 
fung erhaben fein müßten, wurde 

3. zur Verfefung des Konklufumd der Kurie der drei Stände über die Ertheilung der 
ftändifhen Rechte an alle diejenigen, welche ſich zur hriftlichen Religion bekennen und Vor: 
legung einer dahin gehenden Bropofition an bie Brobinzial:Landtagr, zur Abänderung ded 
$ 5, 2 der Gefege wegen Anordnung der Probinzialftände vom 1, Zuli 1823 und 27. März 
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1824 durd) den Referenten, Grafen Gneifenau, übergegangen, gegen welches ſich nichte 
zu erinnern fand. 

4. Der Vorfigende der fechften Abtheilung, Graf Renard, verlas fodann das Konklu— 
ſum der Kurie der drei Stände in Betreff der Ablöslicyfeit ded Kchnönerus bäuerlicher Yehne, 
das nad) erfolgter Emendation genehmigt wurde, worauf 

5. der Referent, Abg. v. Werded, das Konklufum der Kurie der drei Stände wegen 
Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminalverfahrens auf alle Iheile der Mo— 
nardhie, in welchen die allgemeine Kriminalordnnung gilt, verlas, wogegen, wie aud) gegen das 

6. von dem Weferenten, Abg. v. Uechtritz, verlefene Kontlufum der Kurie der drei 
Stände, wegen Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltöfarten, nichts eingewandt wurde. 

Der Marſchall überwies fodann 

7. den in Gefolge Beichluffes vom 19. d. M. nunmehr eingegangenen Antrag des Abg. 
b. Bederath, die Aufrechthaltung der nationalen Selbitftändigkeit der Herzogthümer 
Schleswig⸗ Holſtein betreffend, an die dritte Abtheilung. 

8. Zur Tagesordnung übergehend, bemerkte vorab der Marfchall, daß bei der hohen 
Michtigfeit des vorliegenden, in der letzten Sikung abgebrodyenen Gegenftandes, die große 
Anzahl der eingefebriebenen Redner ohne Ausnahme zu vernehmen fein werde, wobei ed 
Jedem überlaffen bleiben müffe, die Wiederholung bereits vorgefommener Argumente 
zu vermeiden. 

Der erfte Redner, Abg. Graf Nenard, entwidelte hierauf den nachfolgenden, von ihm 
zum erften Antrage des Abtheilungdqutachtens geftellten Abänderungsvorichlag: 

Diejenigen Betitionsanträge, weldye zum Zweck der Abänderung des Geſetzes vom 3. Fe— 
bruar d. 3. beichloffen werden möchten, in der Art und Weiſe zu formuliren, daß Se. Ma- 
jeftät der König allerunterthänigft gebeten werde, dieöfallfige Propoſitionen dem nächſten, 
dur die Allerhöchſte Botihaft vom 22. v. M. innerhalb vier Jahren zugeficherten Ber: 
einigten Landtage vorlegen zu laſſen. 
der zwar genugfam unteritügt wurde, jedoch zu der Bemerkung des Marfchalls führte, daß 
über diefen und die vielen fonft nody angemeldeten Abänderungsvorfchläge nicht füglich früher 
eine fpezielle Berathung und demnächſtige Abftimmung erfolgen könne, bis die verichiedenen, 
den Begenjtand überhaupt betreffenden Anfichten vernommen wären, weöhalb auf ſämmt— 
liche Abänderungsvorfchläge erft ſpäter, Behufs näherer Erwägung und Entſcheidung über 
dieſelben, zurüdzutommen fein werde. 
„. Nady mehreren anderen Rednern trug hiernächſt der Abg. Freih. v. Binde in aus— 
führlihem Vortrage feinen Abänderungsvorichlag dahin vor: 

Ad C des Abtheilungsgutadhtend Se. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten: 
das beftehende Recht des Vereinigten Yandtaged, auf Grund des Art. XII des Ge— 
jegeö vom 17. Januar 1820, alljährlid Behufs Abnahme der Nechnung der Haupt— 
verwaltung der Staatöfchulden einberufen zu werden, Allergnädigit anerkennen, falld 
jedody einer fo häufigen Einberufung erhebliche Bedenken entgegenftchen möchten, Dem 
Vereinigten Landtage eine darauf bezüglihe Propoſition huldreichſt vorlegen laſſen 
zu wollen. 

Der Königliche Kommiffarius hob nunmehr in feiner hierauf erfolgenden Entgegnung 
befonderö hervor: daß gegen einen dahin abzielenden Beichluß der VBerfammlung: Sc. Ma: 
jeftät den König allerunterthänigft zu bitten, dic Rechte des Vereinigten Landtages anzuer— 
tennen, nichts zu erinnern fei, daß jedody ein Beſchluß: der Landtag habe dieſes Recht un- 
zuläffig erfcheine. Bon Sr. Majeftät dem Könige fei ihm der auödrüdliche Auftrag gesvorder 
einer Beſchluhnahme darüber, daß die Yandtagd-Berfammlung die in den vorliegend 
titionen erbetenen Rechte wirklich habe, entfchieden fid) zu widerſetzen, da die Verordt 
dom 3. Februar c. die alleinige Grundlage des Rechtes des Vereinigten Yandtaged bild 
der Königlichen Botſchaft vom 22. v. M. aber der Weg angegeben fei, auf welchem eine 

weitere Fortbildung dieſes Rechtes erfolgen folle. Er müffe deöhalb jeder Debatte darüber, 
ob der Landtag andere Rechte habe, auf dad Entſchiedenſte ſich mwiderfegen, wogegen diefelbe 
innerhalb der oben bezeichneten Grenzen fidy frei betvegen könne. 

Der Abg. dv. Beckerath that in Erwiderung hierauf im Yaufe feined Wortraged dar, 
daß die Leitung der Verhandlungen ausfgplichlid) dem Landtags-Marſchall zuftche, daß auf 
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deſſea Entſcheidung hierüber provocirt werden müſſe, und daß, bis ſolche erfolgt, er ſich jeder 
ſerneren Aeußerung über dieſen Buntt enthalte. 

Nach mehreren anderen Rednern trug ſodann der Abg. Freih. v. Lilien-Echthauſen 

den folgenden Abänderungdvorfchlag vor: 

cd möchte die von der Abtheilung geftellte Frage: 

„Soll mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, inöbefondere aud) aus Nüslichteitd- 

und inneren Nothiwendigkeitögründen, Se. Majeftät gebeten werden, die periodifche 

— —— des Vereinigten Landtages in beſtimmten Zeitabſchnitten auszu⸗ 

rechen?“ 

in nachſtehende zwei Fragen getheilt werden: 

1. Hält die Verſammlung die periodiſche Zuſammenberufung des Vereinigten Landtages 
in beſtimmten Zeitabſchnitten überhaupt für —— 

2. Iſt die Verſammlung der Anſicht, daß Se. Majeftät ſchon von dem erften Vereinigten 
Zandtage gebeten werde, die periodiihe Zufammenberufung des Vereinigten Yandtaged 
in beftimmten Zeitabfchnitten auszuſprechen? 

Die ziveite diefer Fragen, ald einflußreicy auf die Fortfegung der Verhandlung, veran- 
laßte die Ermittelung, ob der Mbänderungdvorfhlag überhaupt Unterftügung finde, mad 
allerdingd in hinreichender Anzahl der Fall war. 

Nachdem noch mehrere Redner fid) hatten vernehmen Laffen, mußte die Verfammlung 

. wegen Berlaufd der Zeit vertagt werden, um die Berathung morgen früh fortzufegen. 

In diefem Augenblide bemerkte jedoch der Königliche Kommiffarius noch: Es fei ihm 
angezeigt worden, daß im Laufe der heutigen Sitzung zwei Fremde länger ald eine Stunde 
in den Bänten der Abgeordneten den Verhandlungen zugehört hätten, was zum mindeiten 
ald eine Ungehörigkeit bezeichnet werden müffe, womit viele Abgeordnete ſich einderftanden 
erflärten. Der Marſchall ftimmte dem mit dem Bemerken bei, daß er ſolches faum für mög- 
lid) erachtet habe und die Mitglieder der Verfammlung, die die Anordnung einer deöfallfigen 
Kontrofe felbft nicht wünſchen könnten, bitten müffe, derartige Vorgänge nicht zu dulden, 
vielmehr mit ihm für die Bekanntwerdung des Vorbeugungdmitteld zu forgen, daf dergleichen 
Eindringliche wiedertommenden Falld aus dem Verfammlungsfaale unfreiwillig entfernt 
werden würden. 

Die nähjfte Verfammlung wurde auf morgen früh um 10 Uhr anberaumt, 

In der Eigung am 1. Juni vorgelefen und nad) erfolgter Genchmigung vollyogen. 


A. v. Rochow. 

v. Bockum-Dolffé, Kuſchke, 
Landtags-Secretair. Landtags⸗Secretair. 
v. d. Schulenburg, 

Referent. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am J. Juni 1847. 

Fünf und —— lenar-Sitzung der Kurie der drei Stände. 

Das Prototoll der vorigen Sigung wurde verleſen und nad) einer Berichtigung geneh— 
migt, tworauf der Abg. v. Binde, ſich auf den Artitel 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820 
ftügend, darauf anträgt, daß, da der Vereinigte Landtag gegenwärtig zufammen, er und nicht 
der zu erwählende Ausihuß die Prüfung der von der Staatöfchulden -Verwaltungdbehörde 
zu legenden alljährlihen Rechnung vornehmen, und demzufolge vom Landtags- Marſchall 
ein Ausihuß zur fofortigen Prüfung diefer Rechnung und demnächſtigen Berichterftattung 
in pleno um fo mehr ernannt werden möge, ald die Wirkſamkeit ded Vereinigten Yandtaged 
fid) auf nur noch acht Tage befchränte. 

Der Landtags-Kommiſſarius ertwiderte, daß unter dem geftrigen Tage durch Allerhödyfte 
Botſchaft eine vierzehntägige Verlängerung des Landtages bewilligt worden fei, dieſe Bot- 
ſchaft fei dem Marſchall der Herren-Kurie mitgetheilt und müßte, wenn cö nod) nicht ge 
ſchehen, längſtens während der gegenwärtigen Sigung an den Marſchall der Kurie der drei 
Stände zur Mittheilung gelangen. Zur Sache felbft unterliege der Antrag ded Deputirten 


Vereinigte Kurien und Kurie der drei Stände. 861 


in fofern feinem Anſtande, als die von der Ober-Rechnungskammer geprüfte, eingeſandte und 
bereitö von ihm, dem Kommiffarius, dem Marfchall überfandte, wahrfheinlid morgen ein: 
gehende Rechnung der Prüfung der Stände unterworfen werden fönne; er fei aber aller: 
dings der Meinung, daß die vorläufige Reviſion von der dazu beftimmten Deputation vor: 
genommen werden müſſe, da dom Gefege diefer und nicht dem Vereinigten Yandtage die 
Aunftion der Rechnungsprüfung zugewiefen fei. 

Abg. v. Metternich ftellte dem Landtags-Marſchall anheim, die hohe Verfammlung 
zu fragen, wie died in anderen Gelegenheiten der Fall geweſen fei, ob die Debatte über den 
geftern abgebrodyenen und heute an der Tagesordnung befindlichen Gegenftand ſchlußreif 
und zur en a fei. 

er Landtags⸗-Marſchall glaubt darauf nicht eingehen zu können; nad) dem, was er 
geftern gefagt, und er hiernach bei der fo wichtigen Frage bei der verheißenen unbefchräntten 
Redefreiheit beharren müffe. Er theilt ferner mit, daß dad Gutachten der vierten Abtheilung 
über den in der Herren-ſurie geftellten Antrag: 

an ded Königs Majeftät die allerunterthänigfte Bitte zu richten, Seine Majeftät der Kö— 

nig wolle Allergnädigft zu geftatten geruhen, daß die Mitglieder der einen Kurie den Ver: 

handlungen der anderen ald Zuhörer beiwohnen dürfen, 
eingegangen fei. Er Base nicht, daß diefed Gutachten zu langer Debatte Anlaß geben 
werde, und ftelle der Verfammlung anheim, ob fie außer der angetündigten Tagedordnung 
die Berathung vornehmen wolle, um der Herren-Kurie den Beweis zu geben, wie gern die 
Kurie der drei Stände diefem ihrem Wunſche mwillfahre. 

Da ſich fein Widerſpruch erhob, fo lad der dazu aufgeforderte Neferent Sattig dad 
Gutachten vor, deffen Antrag dahin geht, 

den Beitritt zu dem Beſchluß der Herren-Kurie zu befürworten. 

Ohne Debatte wurde diefem Beſchluſſe einftimmig beigetreten, nadydem nämlid) vom Refe— 
renten die Antwort des Yandtagd-Kommiffariud an die Herren-Kurie noch verlefen war, daß 
Se. Majeftät nichtd dagegen habe, daß die Tribünen in den Sigungdlofalen zu diefem 
Zwecke benußt würden. 

Hierauf wurde zur Tagesordnung gefhritten, welche in der Forſetzung der Berathung 
über das Gutachten der vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände, betreffend die Peti— 
tionen auf Aenderung der Patente vom 3. Februar 1847, mit Rückſicht auf die frühere Ge- 
ſetzgebung beftand. 

Der Ag. Raſch hatte zuerft das Wort und brachte folgended Amendement cin: 

des Königd Majeftät wolle allergnädigft geruben, die centralftändifdhe Einrichtung des 
Allerhöchften Patented vom 3. Februar 1847, ald die Erfüllung der in den Geſetzen vom 
22. Mai 1815, vom 17. Januar 1820 und vom 5. Juni 1823 audgefprodyenen Ver: 
heißung einer reihöftändifhen Verfaffung anzuerkennen, zugleidy aber zu genehmigen, 
a) daß das Ynftitut der Vereinigten Ausihüffe aufgehoben und die Funttion derfelben 
auf den Vereinigten Yandtag übertragen, und 
b) daß der Vereinigte Landtag regelmäßig von zwei zu zwei Jahren zufammenberufen 
iverde, Dagegen aber 
e) die ftändiiche Deputation für das Staatd-Schuldenwefen wegfalle und deren Funttion 
auf eine vom Vereinigten Yandtage bei feinem jedeömaligen Zufammentritte in gewöhn— 
lidyer Art zu ernennende Abtheilung übergebe. 
Da daffelbe in den bereitö am geftrigen Tage geftellten Amendements enthalten, fo wurde vom 
Landtagd-Marfchall die Frage, ob daffelbe Unterftügung finde, nicht geftellt. 

Nach mehreren Rednern, welche fidy theild für den Antrag der Abtheilung, theild für das 
vom Abg. v. Ninde geftellte Amendement ausſprachen, entwidelte Graf Merveldt fein 
Amendement, welches woͤrtlich lautet, wie folgt: 

Unter Darlegung ihred ehrfurdtöpollen Dankes für die in der Königlicyen Botſchaft vom 
22. April d. 3. Allergnädigft ertheilte Zufiherung einer Wiederberufung des Vereinigten 
Zandtages innerhalb der nädyften vier Jahre, Sr. Majeftät die in unferer Mitte und in 
der Nation erwachten ferneren Wünſche nicht verhehlen zu dürfen, daß außer den dem 
Vereinigten Landtage ausfchlichlidy beigelegten Attributen auch das zur Zeit nod) 
gleichmäßig den ſtändiſchen Ausfchüffen bewilligte Recht des Beirathes der Krone, 
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wenigſtens in allen wichtigeren Angelegenheiten zunächſt nur jener and 
gedehnteren Landesvertretung vorbehalten bleibe, wie folhe Sr. Majeftät 
der König durch den Vereinigten Landtag gegenwärtig ind Leben gerufen haben, oder im 
Laufe der Zeit und der Erfahrung in Höchſt Ihrer Weisheit weiter fortzubilden ge: 
ruhen werden. 

Daffelbe fand nicht die gefepliche Unterftügung. 

41 Redner hatten zur Sadye das Wort und entwidelten ihre Anfichten theilweiſe dahin, 
dgß Sr. Majeftät gegenwärtig die vorliegenden Anträge gar nicht vorzulegen, weil diefelben 
nicht zu drängen feien, auch eine Abänderung nicht verlangt werden möge, bevor die Gefehe 
vom 3. Februar vollftändig audgeführt. Mehrere entwidelten, daß Ällerhöchſt Ihm die 
Gründe ded Rechtes nicht vorzuenthalten, fat Alle aber glaubten aus Gründen der Rütlich— 
feit und inneren a gar den Antrag der Abtheilung und namentlich, jo wie Das 
Amendement des Freih. v. Binde diefen modifizirt, unterftügen zu müffen, wonach die Zeit 
fo weit fortgefchritten, daß der Landtags-Marſchall der Verſammlung befannt machte, wie 
nody 1.3 Redner eingefchrieben, audy der Juftigminifter das Wort noch nehmen werde, und 
da die Frageltellung eine geraume Zeit erfordern werde, fo halte er cö für angemeifen, die 
Fortfegung der Berathung auf morgen zu vertagen. 

Die Allerhöchſte Botſchaft, wonad) der Vereinigte Landtag bis zum 19. Juni d. J. ver⸗ 
längert wird, welche während der Sigung eingegangen, wurde verlefen, fo wie dad Stontlu- 
fum über den Eingangs der Situng gefaßten Beſchluß, daß Mitglieder der einen Kurie den 
Eiyungen der andern ald Zuhörer beiwohnen könnten, wogegen fich nichts zu erinnern fand, 
wonach die Eikung gefchloffen, und die nächſte, in welcher die Fortiegung der abgebrodyenen 
Berathung an der Tagedordnung fein werde, auf morgen um 10 Uhr anberaumt wurde, 

Vorgeleſen, genchmigt und unterfchrieben. 


A. v. Rochow. 

v. Waldbott, Freih. v. Patow, 
Landtagd-Seeretair. Yandtagd- Secretair. 
v.d. Schulenburg, 

Neferent. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 2, Juni 1847. 
Sechs und zwanzigſte Plenar-Sitzung der Kurie der drei Stände. 

Das Protokoll der vorigen Sigung wurde verlefen und genehmigt. 

Nachdem der Abg. Gichler darauf aufmerkfam gemacht, cö fei wünſchenswerth, daß 
nicht fo viele und fo lange Reden gehalten würden, indem er wenigſtens ſchon vorher ald 
freier Mann wiffe, sie er zu ftimmen gefonnen fei, hatte der Abg. Bruft dad Wort. 

Er machte darauf auſmerkſam, daR die Beftimmung, wie viel Mitglieder u gültiger 
Beichlußnahme anweſend fein müßten, fehle. Der Vorſchlag, Se. Majeftät um Ausfüllung 
diefer Linde des Gefchäftöreglements zu bitten, habe feiner Zeit nicht die gefegliche Majorität 
gehabt; er komme auf den Gegenſtand zurüd, da ihm befannt geworden, daß in der ‚Herren: 
Kurie cd vorgefommen, daß bei Kaflung eines Beſchluſſes von den diefe Kurie bildenden 
80 Mitgliedern nur 47 anweſend geweſen fein. 16 Mitglieder hätten demnach in dieſem 
Falle genügt, mögliherweife einen Beſchluß von 500 zu paralyfiren. Sein Antrag gebt 
demnach dahin, nadhträgli Se. Majeftät um Feſtſtellung der Anzahl Mitglieder, welche 
zu gültiger Beſchlußnahme erforderlich, zu bitten, obſchon die Frift zur Einbringung von 
Anträgen abgelaufen fei. 

Der Landtags-Marſchall bemerkte hierauf: jeder Antrag müffe fhriftlich eingereicht, in 
einer Abtheilung berathen und fo zur Diökuffion im Pleno gebradyt werden. Er gebe dem 
Redner anheim, diefen Weg emnzuſchlagen, wo es ſich dann herauäftellen werde, ob Sr. Ma 
jeftät zu bitten, für Diefen all Auönahmen wegen abgelaufener Bräflufivfrift zu geitatten. 

Abg. v. Bodum-Dolffs hat dad Wort und bemerkt, daß, nadıdem die Allerhöchſit 
Botſchaft über vierzehntägige Verlängerung des Landtages eingegangen, Liege feine wichtigere 
Betition vor, ald die auf Vertagung des Yandtages bis zum —* indem in drei Wochen 
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alle Petitionen, welche zut Berathung eingereicht ſeien, unmöglich abgemacht werden könnten; 
er bitte daher den Landtags-Marſchall, dieſe Berathung zu beſchleunigen. 

Der Landtags-Marſchall bemerkt, daß ſobald das Gutachten der Abtheilung eingegangen 
fein werde und feine Königliche Propofition zur Berathung vorliege, der gewünſchten Bera— 
thung nichts entgegenftehe. 

Graf Renard, als Vorfigender der Abtheilung, bemerkt, wie fid) nicht füglich ein Referat 
über die der Abtheilung vorliegende deöfallfige Petition, welche fich auf die nothwendige An- 
wejenheit der vielen Beamten, die Mitglieder des Yandtaged feien, in ihrem Geſchäftskreiſe 
ftüge, anfertigen laffe, da das Für oder Gegen in der individuellen Anficht der Mitglieder 
des Landtages berube; das von der Abtheilung zu erftattende Gutachten fei deöhalb fehr 
fury und könne morgen eingereicht werden. 

Hierauf wurde auf Neranlaffung des Landtags-Marſchalls die Allerhöchſte Ordre vom 
31. Mai c. durch den Eecretair verlefen, durdy welche Se. Majeftät eröffnet, daß die an die 
Kurie der drei Stände ded Vereinigten Yandtaged gerichteten Anträge der Abg. Milde und 
v. Rothkirch, die Liquidation der Verlufte des Ddieöfeitigen Handeld in Krakau und die 
Verbefferung der Handelöbeziehungen zu Epanich betreffend, der Berathung in der Ver: 
fammlung nicht bedürfe, indern, da diefe Anträge bereitd zur Kenntniß Er. Majeftät gelangt 
feien, Allerhöchſtdieſelben folhen alle irgend zuläffige Berückſichtigung in demfelben Maaße 
angedeihen Laffen werde, als wenn diefelben durch den Vereinigten Landtag empfohlen wor: 
den wären. 

Abo. v. Bockum-Dolffs wünſcht den Abdrud der bezeichneten Petitionen zur Kennt: 
nignahme der Mitglieder des Landtages. I 

Der Landtags-Marſchall erklärt, daß diefe Anträge an die fiebente Abteilung gegangen 
feien; fobald diejelbe oder deren Vorfigender ein Gutachten über die Nützlichkeit des Druckes 
abgegeben, werde er nicht verfehlen, fein Imprimatur zu ertheilen. 

Der Landtags - Marfchall theilt der Verſammlung mit, daß ihm bon der Herren-Kurie 
die Betition des Prinzen Biron v. Kurland, betreffend die Reform der Patrimonial- 
gerichtöbarkeit in mehreren Provinzen ded Staates, zur Berathung in der Kurie der drei 
Stände zugegangen fei, welche er der fünften Abtheilung überweife. 

Hierauf wurde ferner auf Veranlaffung des Marfchalld die Bitte der Kurie der drei 
Stände um Abänderung der geſetzlichen Beltimmungen, auf weldyen die Wählbarteit aus 
dem Stande der Zandgemeinen zu Kreistagd-Mitgliedern beruht, verlefen und fand fidy Dabei 
nichts au erinnern. 

Zur Tagesordnung übergehend, bemerkte der Marfchall vorher, ed hätten ſich außer den 
noch verzeichneten 14 Rednern andere 6 um dad Wort gemeldet. Der Gegenftand fcheine 
fi) der Reife genähert zu haben, und werde er, nachdem dicfe 20 das Wort gehabt, die 
Verfammlung fragen, ob fie ven Schluß der Debatte wünſche. 

Nachdem diefelben theilweife mehr oder weniger im Sinne der geftern bereits gehörten 
Vorträge geiprodhen, ftellte der Abg. vd. Friefen folgendes Amendement: 

Die Kurie der drei Stände wolle beichlichen: 

Cr. Majeftät dem Könige ihren ehrfurdtvollften Dank dafür darzubringen, daß Se. 
Majeftät durdy die Allerhöchfte Botſchaft auf die Adreffe, die Wiedereinberufung deö Vers 
einigten Yandtaged innerhalb der nächſten 4 Jahre zuzuſichern die Gnade gehabt haben, 
wodurch die Kurie Die periodifche Wiederkehr des Vereinigten Yandtaged angebahnt findet. 
Tie Kurie der drei Stände fnüpft an diefen ihren Dank, mit Bezug auf die frühere 
Geſetzgebung, indbefondere aus innern Nüslichkeits- und Nothivendigkeitögründen, die chrer- 
bietige Bitte: 
daß cd Er. Majeftät gefallen möge, die periodifhe Zufammenberufung ded Vereinigten 
Landtages in beftimmten Zeitabjchnitten auszusprechen. 
Daffelbe fand die gefeglicye Unterftügung. Hierauf folgte durch den Grafen v. Schwerin 
die Motivirung und Einbringung ded folgenden Amendements: 
Der Landtag möge befchließen, an Se. Majeftät den König die allerunterthänigfte Bitte 
zu ftellen, Allerhöchſtderſelbe wolle in Anertennung des in der frühern Geſetzgebung be- 
gründeten Rechtsanſpruchs, fo wie aus Gründen der Nützlichkeit, die regelmäßige jährliche 
Einberufung des Vereinigten Landtages huldreichſt ausſprechen, in fofern aber Die perio: 
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diſche Wiederkehr in fo kurzen Friften nicht für angemeffen befunden werden follte, ver- 
mittelft einer dem Vereinigten Yandtage vorzulegenden Allerhöchſten Bropofition auf legie- 
latorifchen Wege einen entfprechenden Turnus Allergnädigft feftftellen zu laffen geruhen. 

Auch dieſes Amendement fand die nothiwendige Unterftügung. 

Hierauf hatte der Graf Renard das Wort und befchränkte fein in der borgeftrigen 
Sitzung eingebrachtes Amendement, indem es heißen möge, wie folgt: 

In Berüdfihtigung der aus der früheren Gefesgebung ſich darftellenden Redhtögründe, 
der Nüslichkeit, ja der innern Nothwendigkeit einer gefeglic in beftimmten Zeiträumen 
eintretenden Wiederkeht ded Vereinigten Landtages, diefe Allergnädigft auöfpreden zu 
wollen, und wegen Beftimmung deö Zeitraumed, in fofern Sr. Majeſtät Weisheit eine 
alljährliche Wiederkehr nicht für weckmäßig erachten ſollten, eine Allerhöchſte Propoſition 
dem Allerhuldreichſt bereits zugeſicherten naͤchſten Landtage vorlegen zu wollen, 

Auch diefed Amendement fand die nothwendige Unterftügung. 

Nachdem noch einige Redner gefprodyen, aud) der Minifter der Gefehgebung die gegen 
feinen früheren Vortrag von mehreren Rednern im Laufe der Debatte vorgebrachten Ein- 
wendungen befämpft, der Juftizminifter uͤnd Landtags-Kommiſſarius dad Wort noch genom: 
men hatten, ftellte der Marſchall die Frage: 

ob die Berfammlung den Schluß der Debatte wünſche? 
was mit großer Majorität durch Aufftchen bejaht wurde. 

Hierauf erlärte der Landtags⸗Marſchall, daß er zuerft dad am weiteſten gehende Amende: 
ment des Freih. v. Winde zur Abftimmung bringen werde, und wenn diefes vertworfen wuͤrde, 
die vielen Amendements in der NReihefolge zur Mbftimmung bringen werde, je nadydem fie 
mehr und audgedehntere Betitionen enthielten. 

Nach kurzer Debatte über die Frageftellung wird dad Amendement des Freih. v. Binde 
durch den Seeretair verlefen. Daffelbe lautet: 

Se. Majeftät den König allerımterthänigft zu bitten, das beſtehende Recht ded Vereinigten 
Landtages, auf Grund des $ 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820, alljährlid Behufs 
Abnahme der Rechnung der Hauptverwaltung der Staatöfchulden einberufen zu werden, 
Allergnädigft anerkennen, falls jedody einer fo häufigen Einberufung erhebliche Bedenken 
entgegen ftehen möchten, dem Vereinigten Yandtage eine darauf bezüglide Propofition 
huldreichſt vorlegen laffen zu wollen. 

Nachdem der Marichall die Frage geftellt: 

Wird dad fo eben verlefene Amendement angenommen? 
wurde der Antrag auf namentlidye Abftimmung durdy mehr ald 24 Mitglieder unterftünt 
und ergab derfelbe laut der Anlage eine Bejabung von 260 gegen 247 verneinende Stimmen. 
Die erforderliche Majorität von zwei Drittel war demnach nicht vorhanden. 

Hierauf wurde dad in diefem Protofoll vorftchend wörtlich aufgeführte Amendement 
des Grafen v. Schwerin nochmals verlefen und zur Abſtimmung gebradyt. Dasfelbe erhielt 
gleichfalls nicht die geſeßliche Majorität von zwei Drittel, indem laut Anlage die gleichfalls 
verlangte und abgehaltene namentlidye Abftimmung 327 bejahende und 171 vermeinende 
Stimmen — 

Die Abweſenheit ded Stellvertreters des Grafen v. Winzingerode, deſſen Name mit 
dem Anfangsbuchſtaben B. beginnt, und unter dem Buchſtaben W. aufgerufen worden war 
und während der Abftimmung bei W. den Saal verlaffen hatte, gab zu einer kurzen Debatte 
Anlaß, in weldyer behauptet wurde, daß, da geſetzlich die Abftimmung in alphabetiſcher Reihe: 
folge ftattfinden müffe, jo habe der Abgeordnete dad Recht, noch nachträglich) feine Stimme 
zu geben. Gegenfeitig wurde behauptet, die Abſtimmung fei geſchloſſen, eine nachträgliche 
Stimmenabgabe daher unzuläflig. 

Der Landtags-Marſchall bemerkte, wie diefe eine Stimme auf das Nefultat der Abſtim— 
mung feinen Einfluß im vorliegenden Falle ausübe, wenn es daher zur Beruhigung ded 
Abgeordneten diene, jo möge er fein Votum angeben, was jedod) im Stimmzettel nicht nach⸗ 
zutragen ſei. Der Mangel an den — Stimmzetteln müſſe aber vom Secretariat 
befeitigt werden, worauf der Abg. v. Bodungen feine Stimme mit Nein abgab. 

Eine fernere kurze Debatte über die Frageftellung wurde von dem Abg. Hanfemann 
dadurd) hervorgerufen, daß er vorfhlug, nunmehr das Gutachten der Abtheilung, jedoch mit 
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der Aenderung, anftatt des Wortes „indbefondere* dad Wort „und“ fegend, zur Abitim- 
mung zu bringen. Der Vorſchlag wurde mehrfeitig befämpft, indem es nicht ftatthaft, wäh— 
rend der Abftimmung ein nicht vorher eingebrachtes Amendement vorzufchlagen. 

Der Yandtagd-Marfhall bleibt dabei, daß er nunmehr den Antrag der Mbtheilung 
ohne Abänderung zur Abftimmung bringen werde. Auch hier wurde namentlider Aufruf 
verlangt und es ergaben ſich laut Anlage 287 Stimmen für und 205 Stimmen gegen 
denfelben. Die zur Annahme erforderliche Majorität von zwei Drittel war demnach gleidy- 
falld nicht vorhanden. | 

Nach kurzer Unterbrehung bemerkte der Landtags-Marſchall, wie dad vom Deputirten 
Hanfemann eben vorgeſchlagene Amendement eigentlicy fein neucd, fondern fidy in dem 
geftern von dem Deputirten v. Buttfammer eingebradyten Amendement twiederfinde, fofern 
alfo nicht bei vorgerüdter Zeit auf namentlichen Aufruf beftanden werde, könne dieſes Amen— 
dement noch zur Abftimmung gebracht werden. Er läßt daffelbe durch den Secretair verlefen 
und lautet die Frage, wie folgt: 

Soll Se. Majeftät der König allerunterthänigft gebeten werden, mit Bezug auf die frühere 
Gefengebung und aus Nützlichkeits- und inneren Nothtvendigkeitögründen die Einberufung 
ded Wereinigten Yandtaged alle 2 Jahre auszuſprechen? 

Durd das Zeichen ded Aufitehend wurde diefe Frage mit einer leicht zu erfennenden 
Majorität von mehr als zwei Drittel bejaht. 

Die nächſte Sitzung wurde wegen des morgenden Feiertaged auf übermorgen 10 Uhr 
anberaumt, im welcher die Fortfegung der abgebrodyenen Berathung an der Tagedordnung 
fein werde und, falld noch Zeit bliebe, der Antrag wegen Einberufung des Deputirten 
b. Koczorowoki. 

Bon mehreren Seiten erhoben ſich Stimmen dahin, derfelbe fei bereit todt. Die Sitzung 
war geichloffen. 

orgelefen, genehmigt und unterfchrieben. 
A. v. Rochow. 
v. Waldbott. Siegfried. 


Verhandelt im Koͤniglichen Schloſſe zu Berlin, am 4. Juni 1847. 
Sieben und zwanzigſte Plenarſitzung der Kurie der drei Stände. 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow; 
Secretaire: v. Leipziger und Dittrich. 

Nach Verleſung und Genehmigung des Protofolld über die ſechs und zwanzigſte Sikung 
beregte der Abg. v. Tſchammer den ſtenographiſchen Bericht über eine vorhergehende Eiz- 
zung und proteftirte aud) feinerfeitd dagegen, daß nad) dieſem Berichte geladyt worden über 
eine Aeußerung ded Abg. Freih. v. Binde, melde ſich auf die Abgeordneten der Provinz 
Schlefien bezogen hat. 

Der Abg. Hanfemann beantragte: 

1. In Bezug auf die vom Buchhändler Reimarud veranftaltete Heraudgabe der fteno- 
graphiihen Berichte über die Landtags-Verhandlungen, 
daß die Berichtigung derjenigen Reden noch nachträglich erfolgen dürfe, welche bie 
zu dem Zeitpunfte gefprochen find, von weldyem an die Stenographie zu beiferem 
Standpunfte gelangt ift und die Verbefferungen durdy die Nedner felbit erfolgen, 
den Antrag darauf ftügend, daß die Genfur diefe Aenderungen nicht geftattet. 
Auf die Erklärungen 
des Königl. Kommiffarius, nad) twelcher die Berichtigungen nur wie die Veröffentlihungen, 
nad) vorgängiger Prüfung des Landtages oder des Secretariats, zuläffig feien, 
und der Secretaire d. Yeipziger und v. Patow: 
daß nad) fo langer Zeit die Secretaire zu folder Prüfung außer Stande find, ihnen aud) 
allzugroße Beläftigung durch ſolche Berichtigungen erwachſen würde, nahm der Abg. 
Hanfemann den — zurück und motivirte den zweiten, dahin gerichtet: 
daß die Namen der Abſtimmenden bei namentlichen Abſtimmungen in der Allg. Preuß. 
Zeitung mit aufgenommen werden mögen. 
Erfte Ubtheilnng. 55 
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Nah vorgängiger Diskuſſion und nachdem durch Vorleſung des betreffenden Theiles des 
PVrototolld über die Zulaſſung von Diſſidenten zu ſtändiſchen Rechten feſtgeſtellt war, daß 
jene Abſtimmung ſich nur auf den ſpeziellen Fall bezogen, erklärte der Marſchall, daß über 
diefen nochmalige Abſtimmung nicht zuläſſig fei, und ftellte ald Fragen: 

a) foll die vorgeftrige Abſtimmung befannt gemacht werden ? 

bejahet von 272, verneint von 219 Stimmen; 

b) follen künftig alle Abftimmungen durch namentlidyen Aufruf durch Nennung der Namen 
in den ftenographiihen Berichten befannt gemacht werden? 

bejahet durdy unzweifelhafte Majorität ; 

c) follen auch die früheren Abftimmungen mit Auönahme der einen, ſchon befchloffenen, 
befannt gemadıt werden? 

wofür ſich die Majorität nicht erklärte. 

Anerfannt wurde dabei auf Anregung des Abg. v. Auerswald, daß die Betannt- 
machung nad) den Lilten, die bei dem namentlidyen Aufrufe gebraucht werden, erfolgen foll, 
und daß, wer fid) ald Frank anmeldet, als foldyer in der Lifte zur Motivirung der Abweſenheit 
berzeichnet wird. 

Der Abg. Meviffen fam auf die Erklärung ded Königlichen Yandtagd-Kommillarind 
in der vorhergehenden Sitzung zurüd, nad) welcher diefer am Schluffe feiner Rede geäußert, 
daß die Herren Minifter, wenn des Königd Majeftät Allerhöchft Seine Näthe aus den beredte- 
ften Mitgliedern der Kammer erwählen follte, biergegen nichts erinnern, und lehnte dieſe 
Auölegung ab, weil er nicht von den beredteften Mlitgliedern und nur im Allgemeinen davon 
geſprochen habe, daß aud) Andere, ald gerade Staatöbeamte, zu foldhen Aemtern befähigt 
feien; worauf der Königlidye Kommiſſarius entgegnete, daß er, weil die Auszeichnung der 
Mitglieder eben durch Rede möglich werde, Die frühere Aeußerung fo verftanden habe, 
aber mit der, weil vom Redner felbit gegebenen, alfo authentiſchen Interpretation gerne 
übereinftimme. 

Der Landtagd-Marihall überwicd nun den Antrag ded Abg. Bruſt: 

Se. Majeftät zu bitten, eine Beftimmung in Bezug auf diejenige Anzahl von Stände: 

mitgliedern zu erlaffen, weldye auf dem Vereinigten Landtage zu einer gültigen Beſchluß— 

nahme nothwendig fein foll, 
der vierten Abtheilung und veranlaßte die Verlefung: 

1. der Allerhöchſten Botſchaft vom 1. d. Mts. auf den Antrag vom 37. v. Mid. daß für 
die Dauer der gegenwärtigen Theuerung durch gemeinnüsige Anlagen, ſowohl unmittel: 
bar auf Stoften des Staates, ald mittelbar durd) Unterftügung von Kreis-, Kommunal: 
und Aktienunternehmungen diefer Art, den arbeitenden Klaffen neue Ermwerböquellen 
in höchftmöglicher Auödehnung eröffnet werden mögen, 
der Bitte der Kurie der drei Stände, betreffend die Umtwandelung des Handelsamis 
in ein felbftitändiged Minifterium für Aderbau, Handel und Gewerbe, durd den Refe— 
renten, Abg. Meviffen, welche, weil von der Abtheilung noch nicht geprüft, nad) meh 
reren Erinnerungen gegen die Faſſung zu dem Zwecke der Berathung in der Abtheilung 
zurüdgegeben wurde, 

3, der Bitte un baldige Emanirung eincd allgemeinen Straf-Geſetzbuches, welche mit der 
Aenderung, nad) welcher in der Leberfchrift ftatt: „ Emanirung* zu fagen ift: „Vorlage 
angenommen wurde. ö 

Die Berathung wendete ſich hierauf, der Anordnung des Landtags-Marſchalls gemäh, 
der Tagesordnung zu, uber | 

das Gutachten der vierten Abtheilung, betreffend die Betitionen auf Aenderung der Ber: 

ordnungen vom 3. Februar 1847, mit Rückſicht auf die frühere Gefekgebung, 
und zwar zu D, betreffend die Aufhebung, reip. Mobdifizirung der Auoſchüſſe nad) dem Geftke 
vom 3. Februar d. J, wobei Amendements ftellten: 

1. der Abg. Areih. v. Binde dahin: 

Se. Majeftät den König zu bitten, das beftehende Recht des Vereinigten Yandtagee, 
auf Grund des 8 4 des Geſetzes vom 22. Mai 1815 und des Artifeld IM Nr. 2 
ded Geſetzes vom 5. Juni 1823 den Beirath zu allen allgemeinen Gefegen zu er- 
theilen, welche die Perſonen- und Eigenthumsrechte mit Einfluß der Steuern 
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betreffen, Allergnädigft anerkennen und demzufolge, wie aud) aus Gründen der 
Nüslichkeit und inneren Nothivendigkeit den Wegfall der Ausihüffe in der ihnen 
durch die Allerhöchſte Verordnung vom 3. Februar d. J. gegebenen Einrichtung 
ausſprechen zu wollen, 

welches fich, wie der Antragfteller erörterte, gleichzeitig auf E des Gutachtens bezieht. 

2. Der Abg. v. Byla, gerichtet darauf, daß in dem Antrage der Abtheilung ftatt der 
Morte: „indbefondere auch“ geändert werde: „und“ ; 

3. Der Abg. dv. d. Heydt, antragend die Frage der Abtheilung dahin zu ändern: 

Coll, geftügt auf den aus der früheren Gefeggebung hervorgehendgn Rechtsanſpruch 
und and Gründen der Nüplichteit und inneren Nothwendigfeit, Ce. Majeftät der 
König gebeten werden, den Wegfall der Ausſchüſſe in der ihnen durdy die Aller 
höchſte Verordnung vom 3. Febr. d. 3. gegebenen Einrichtung auszuſprechen? 

4. Ter Abg. Graf v. Renard in folgender Art: 

Ce. Majeftät den König zu bitten, eine Aenderung oder eine ändernde Deklaration 
der Geſetze, welche die Ausſchüſſe betreffen, eintreten zu laffen. 

5. Der Abg. v. Fock: 

in dem Antrage der Abtheilung die Worte „in der ihnen durch die Allerhöchfte 
Verordnung vom 3. Februar d. 3. gegebenen Einrihtung“ wegfallen zu laffen. 

Nach beendeter Diskuſſion erklärte der Marſchall, die Frageftellung in der Art anordnen 
zu wollen, daß zuerft entſchieden werden folle: ob die Aufhebung der Ausſchüſſe zu erbitten 
und hiernächſt, ob fie mit Hinweiſung auf die Rechtsgründe beantragt werden foll. 

Vorausgeſetzt wurde, als ſich von felbft verftchend, daß die vorbereitenden Abtheilungen 
beftehen bleiben. Nach der Debatte über die Frageftellung bradyte der Landtags-Marſchall 
zur Abftimmung: 

1. den oben zu 1 enthaltenen Abänderungdvorfchlag des Freih. v. Binde, über welchen 
der namentliche Aufruf beantragt wurde, welcher nad) dem anliegenden Verzeichniſſe 
ergab: 

285 bejahende 
und Stimmen. 
220 verneinende 

2. die ziweite Frage: 

Soll Se. Majeftät gebeten werden, die Ausſchüſſe gänzlich wegfallen zu laſſen? 
wurde durch überwiegende Majorität bejaht, bei der 

3. Soll die Bitte auf die frühere Gefekgebung gegründet werden? aber erörtert, ob zu 
deren Bejahung, nad) Annahme der vorhergehenden, einfahe Stimmenmehrheit genüge, 
und dabei hervorgehoben, daß der Unterſchied: 

ob der Antrag in die Bitte felbft oder nur zu deren Motivirung aufgenommen wird, 
— ſei. Zur Vereinigung der Anſichten ſtellte demnächſt der Marſchall die Frage 
dahin: 
Soll mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung und aus Gründen der Nützlichkeit 
und inneren Nothwenwendigkeit Se. Majeftät der König gebeten werden, den Weg— 
fall der Ausfhüffe auszuſprechen? 
welche mit fehr überwiegender Stimmenmehrheit bejaht wurde, in gleicher Art au E 
ded Gutachtens nad) geichloffener Berathung, die: 
mit Bezug auf die frühere Gefeggebung und aus Gründen der Nüplichkeit und in- 
neren Nothivendigkeit eine Bitte an Se. Majeftät den König zu richten, daß Se. 
Majeftät gnädigſt anzuerkennen geruhen, ed könne der Beirath deö Vereinigten 
Yandtaged nidyt durdy Werhandlungen mit den einzelnen Provinzial: Yandtagen 
ausgeſchloſſen fein. 

Zu F des Gutachtens, die Aufhebung reſp. Modifizirung der Deputation für das Staatd- 
Schuldenwefen betreffend, beantragte der Abg. Winzler, daß an Stelle der Anträge der 
Adtheilung die nadhjfolgenden angenommen werden mögen: 

anftatt deö erfteren: j 
Mit Bezug auf die aus dem Gefege vom 17. Januar 1820 ſich ergebenden Rechtd- 
gründe Se. Majeftät zu bitten, die Verordnungen vom 3. Februar d. J. dahin ändern 
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zu wollen, daß unzweifelhaft aus ihnen hervorgehe, daß die ſtändiſche Deputation für 
dad Staatö-Schuldenmwefen nicht beftimmt fei, den Vereinigten Yandtag in feinen Bes 
fugniffen hinſichtlich der Konfentirung der Staatöfchulden zu erfegen, 
und wenn der Vorſchlag des Abtheilungsgutachtens angenommen werden follte, ſolchem 
zuzuſetzen: 

„da die vereinigten Stände eine ſolche Befugniß der Deputation für das Staats-Schulden— 

weſen niemals übertragen, nod) ald in Recht beftehend anerkennen würden.“ 

Ferner, wenn der Schlußantrag der Mbtheilung nicht ganz zurüdgewiefen werben follte, 
die Faſſung dahim anzunehmen: 

In den ‚Fällen, in welchen die Einberufung des Vereinigten Yandtaged oder ded größeren 

Iheiled deſſelben unauöführbar ift, fol zwar der Krone das Recht vorbehalten bleiben, 

ohne Zuzichung ftändifher Organe ſolche Anleihen zu fontrahiren, weldye nachweislich 

für des Baterlanded Erhaltung, Wohlfahrt und Ehre augenblidlidy nothwendig geworden, 
doch find Die VBegründungen dafür dem nädyften Vereinigten Landtage vorzulegen und 
deifen ausdrüdlic erforderliche Nachlonfentirung einzuholen. 

Nachdem der Königl. Kommiffarius erflärt hatte, es habe niemals in der Abficht gelegen, 
daß die Deputation den Landtag erſetzen folle, die Krone habe feinen andern Ausweg gewußt 
und Se. Majeftät würden auf diesfälligen Antrag nody während der Dauer ded gegen: 
wärtigen Landtages Allerhöchſte Erklärung hierüber abgeben, und nadydem die Debatte über 
den Gegenftand gefdyloffen worden, wurde dad in derfelben dom Abg. Freih. dv. Binde ge 
ftellte Amendement lautend: 

„Sr. Majeftät den König zu bitten, Mllergnädigft anerkennen zu wollen, daß nur mit Ju: 

ftimmung des Vereinigten Yandtages Landesſchulden rehtögültig kontrahirt werden Fön- 

nen; fallö jedody der unbedingten Anwendung dieſes Grundſatzes erhebliche Bedenken ent- 
gegenftehen möchten, dem Vereinigten Landtage eine darauf bezügliche Propofition huldreichft 
vorlegen laffen zu wollen, “ 
mit fehr großer Stimmenmehrheit angenommen, 
Der Yandtagd-Marfchall ſchloß die aan mit Anberaumung der nächſten, für den 
folgenden Tag und unter Bekanntmachung der Berathungdgegenftände: 
Fortſetzung ded vorliegenden Gutachtens und der über: 
Nichteinberufung des Abg. v. Koczorowéki, 
⸗ v. Niemojewoki, 

Anſtellung von katholiſchen Militairgeiſtlichen bei der Armee und katholiſcher Religions⸗ 

lehrer in den Kadettenhäuſern, 

Abänderung des Verfahrens bei der Wahl und Anſtellung von evangeliſchen Geiſtlichen, 

Vereidigung der Schulzen und Gerichtsmänner auf dem —* 

Anſtellung eines Polizeiverwalters in jedem Orte, 

Erbauung oder Einrichtung von Gefängniſſen in jedem Dorfe zur Inhaftirung von Va— 
gabonden und Verbrechern, ! 
worauf nod der Abg. Hanfemann die baldige Berathung des Antrages auf Bertagung 
des Yandtaged beantragte, und der Landtags-Marſchall dieſe zuſicherte, fobald dad Gutachten 
der Abtheilung darüber eingeht und Allerhöchſte Propofitionen zur Verathung nicht vorliegen. 
Dorgelefen, genehmigt und in der Sigung vom 5. Juni vollzogen. - 


A. v. Rochow. Dittrich, 


v. Leip ger, 
Landtags⸗Secretair. vad. Schulenburg. Protokollführer. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 15. Mai 1847. 
„ Heute wurbe die ficbente Sipung des Nereinigten Landtages unter Vorſitz bed Marſchallb, 
Fürften zu Solmd-Hohen-Solmd-Lic, Durchlaucht, gehalten. 
Als Seeretaire fungirten die Abg. Dittrich und v. Leipziger. 
Nachdem der Secr. Siegfried das Prolokoll der geftrigen ſechſten Sitzung vorgelefen 
hatte, wurde ſelbiges nad) einer Meinen Berichtigung genchmigt. 
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Man ging nun zur Tagesordnung, die Berathung in Betreff der Allerhöchften König- 
lihen Botichaft, wegen Ucbernahme der Garantie des Staated für die zur Ablöfung von 
Reallaften von bäuerlichen Grundftüden in den Provinzen zu errichtenden Rentenbanten und 
deö von der Abtheilung gegebenen Gutachtens, über. ’ 

Zuvörderft ſprach fidy der Abg. v. Bederath in Bezug auf die von dem Königlichen 
Landtags-Kommiſſarius am Schluſſe der geftrigen Sitzung gemachte Bemerkung: 

daß es ſich nur um eine Garantie und nicht um eine Anleihe handle, und nur von legterer 

im Geſetz vom 17. Januar 1820 die Rede fei; 

dahin aus: 

daß zwifchen Anleihe und Garantie, zwiſchen unmittelbarer und mittelbarer Schuldver- 

pflihtung ein Unterfchied, der hier in Betracht kommen könne, nidyt vorhanden fei, und 

daher auch zur Ertheilung von Garanticen Seitens ded Staated die Zuftimmung der 

Stände nad) der beftehenden Gefeggebung unbedingt erforderlid) fei. 

Derfelbe ertannte die Nüglichkeit und Wohlthätigkeit der beafichtigten Rentenbanken an, 
war jedody der Meinung, daß die Angelegenheit nody nicht fo vorbereitet fei, um über die 
Seitens des Staates zu gewährende Garant einen Beſchluß faſſen zu fönnen, ſchloß fid) 
daher dem Amendement des Grafen v. Helldorf, weldyed im geftrigen Protokoll aufgenom- 
men ift, im Weſentlichen an, und wuͤnſchte nur zum Eingange deffelben einen Zuſatz und da- 
her folgende Faſſung deffelben: 

Die Verfammlung erkennt die Nützlichkeit von Rentenbanten an, durd) welche die Ablöfung 

von Reallaften von Grundftüden bewirkt, und für weldye nad) erfolgter Zuftimmung der 

Stände die Garantie ded Staated geleistet werden foll; fie ftellt jedody den Antrag, daß: 

1. zuvörderft in jeder einzelnen Provinz dad Maximum ded Betrages der für die Renten: 
berechtigten auszuftellenden Rentenbriefe durdy die Behörden moͤglich approrimativ er- 
mittelt werde; 

2. demnächſt unter Mittheilung ded Refultated diefer Ermittelungen an die betreffenden 
Provinzialftände diefe veranlaßt werden, wegen Feitftellung der von den Verpflichteten 
in ihrer Provinz zu leitenden Jahreözahlungen zu berathen; 

3. endlidy auf Grund der nad) 1 und 2 fidy herausftellenden Ergebniffe ein die näheren 
Beltimmungen der Staatögarantie für die Rentenbanken enthaltender Gefegentwurf 
dem nächſten Vereinigten Landtage vorgelegt werde. 

Der Königl. Kommifjarius entgegnete hierauf: 

Die Frage, ob die Garantie unter den Begriff der Darlchne gehöre, und deshalb unter 

dad Gefeh vom 3. Februar 1847 zu fubfumiren fei, werde nod) bei einer Petition zur aus- 

führlichen Erörterung fommen, eine Garantie fei allerdings eine Schuldverpflichtung, aber 
nicht jede Schuldverpflihtung fei ein Darlchn. Lediglich von Darlchnen ſpreche dad Ge: 
fe vom 17. Januar 1820, daher habe fid) Die Regierung in ihrem Recht zu befinden ges 
glaubt, wenn fie in der Zeit zwifchen jenem Gefeg und dem Gefeg vom 3. Februar c. eine 
ganze Reihe von Garantieen übernommen, ohne daß dadurd) der Eid der Mitglieder der 

Hauptverwaltung der Staatoſchulden verlegt. Die Fälle der Garantieenübernahmen 

tämen in der Verwaltung ſehr häufig vor; die verfammelt geweſenen Ausſchüſſe, welde 

die Reihöftände in keiner Weife repräfentirten, hätten fein Bedenken gehabt, fid) für die 

Garantie der Eifenbahnen, welche die Hauptrichtungen des Staates durchziehen, auözu- 

fpreben; wenn die Garanticen von der Art wären, daß fie aus den laufenden Nevenüen 

des Staated geleiftet werden können, fo bedürfe es der Zuftimmung der hohen Ständeber- 
fammlung nicht; wenn aber Garantieen die Nothivendigkeit eines Darlehns oder einer er: 
höheten Steuer nad) ſich ziehen könnten, dann würden fie mittelbar von der Juftimmung 
der hohen Ständeverfammlung abhängig fein. Da nun die Yand-Rentenbanten fid) mög« 
licdyertveife über die ganze Monardyie ausdehnen könnten, fo habe ſich die Regierung für 
den freilich ſehr unwahrſcheinlichen Fall, daß daraus ein Darlchn hervorgehen könne, der 

Zuftimmung der Stände wegen der zu gewährenden Staatögarantie im Voraus verfihern 

zu müffen geglaubt. 

Der Staatöminifter Uhden erklärte: 

Ueber die Frage, ob Garantieen mit Darlehnen gleichbedeutend wären, wolle er jett nicht 

ſprechen, da ſich fpäter Dazu Gelegenheit finden werde. Es fei gefagt worden, man könne 
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feine Garantie übernehmen, wenn man nicht überfehen könne, wofür und in welchem Um: 
fange man die Garantie übernehme. Garantien oder Bürgſchaften könnten ſich aber nicht 
bios auf Darlehne, fondern überhaupt auf Verbindlichkeiten beziehen, wobei es ſich gar 
nicht überfehen laffe, auf wie hoch fidy die Summe belaufen werde, für welche man Bürg— 
fchaft leiſte Dies fei denn auch bier der Fall; indeffen fei mit Beftimmtbheit voraudzufehen, 
daß für die Staatöfaffe feine erheblichen Vertretungen erwachſen werden, da ja die zu be: 
zahlenden Geldrenten auf den betreffenden Brundftüden hypothekariſch eingetragen wären, 
und den Vorzug vor anderen Hypothekenſchulden hätten, mithin die Grundftüde felbft die 
vollftändigfte Sicherheit geben; wenn daher Seitens der Regierung die Staatögarantie in 

Vorſchlag gebracht fei, fo fei dies hauptſächlich nur im Intereffe des Landes dedhald ge- 

fchehen, um einen moralifdyen Eindrud darauf zu machen, daß die Papiere der Land-Ren— 

tenbanfen einen befferen Cours erhielten. 

65 traten nun noch mehrere Redner auf, welche fih in Betreff der Zuftimmung ber 
Etände zu Staatögarantieen in demfelben Sinne ausfpradyen, wie der Abg. v. Beckerath, 
und Staatögaranticen mit Staatöfhulden und Staatsanleihen für gleichbedeutend, mithin 
auch zu den erfteren die Zuftimmung der Stände für unerlählid) hielten, indem fie zugleid) 
u erfennen gaben, wie ed bei ihnen cin höchſt ſchmerzliches Gefühl erregt habe, aus dem 

dunde des Königl. Kommiſſarius zu vernehmen; daß es auch ferner die Abſicht des Gou— 
bernements fei, Staatögarantieen ohne Zuſtimmung der Stände eintreten zu laſſen, und wie 
fie fi dagegen verwahren wollten. 

Es ließen fid) hierauf nody viele Nedner zur Sache felbft vernehmen; die Nüslichkeit, 
Mohithätigkeit und Zweckmäßigkeit der Yand-Rentenbanfen wurde faft allgemein anertannt; 
obwohl man auch einwendete, daß unter Umftänden die Rechte der Realberechtigten dadurd) 
verlegt werden könnten; von mehreren Seiten fand man jedody Bedenken: die Zuſtimmung 
zu einer Staatögarantie zu ertheilen, theils weil man diefelbe zur Errichtung der Yand-Ren- 
tenbanfen in den einzelnen Provinzen gar nicht für nöthig bielt, indem diefe Inftitute in ſich 
felbft und die hingutretenden Garanticen der betreffenden Provinzen bereitö die erforderliche 
Sicherheit gewährten, wobei auf die landſchaftlichen Kreditſyſteme Bezug genommen wurde; 
theild weil jedenfalls nur einzelne Provinzen die Yand-Mentenbanten einführen würden, und 
cö daher unbillig erfcheine, daß andere Provinzen die Mitgarantie übernehmen follten, theild 
weil die Angelegenheit noch nicht genügend vorbereitet fei, und fid) indbefondere der Umfang 
der Staatögarantie noch gar nicht überichen laſſe; theils endlich, weil die verfoffungsmäßigen 
Rechte ded Landtages noch nicht feftftänden, und noch nicht fo fonfolidirt wären, daß man 
der Megierung ein —* Vertrauensvotum abgeben könnte. 

Non anderen Eeiten glaubte man, daß die Staatögarantie erforderlich fei, um durch 
den moraliſchen Eindrud den Inftituten der Land-Rentenbanken einen größeren Kredit und 
inäbefondere ihren Papieren einen befferen Cours zu verſchaffen; daf aber der Fall wohl mie 
eintreten werde, two der Staat in Folge diefer Garantie Vertretungen übernehmen müßte, 
da ja die Inftitute felbft und refpektive Die Provinzen prinzipaliter dafür hafteten, daß die 
Angelegenheit nicht anders vorbereitet werden könnte, als geichehen, da die Errichtung der 
Nentenbanfen demnächſt den Provinzialftänden überlaffen werden müffe, und daß der Land⸗ 

tag nach der beſtehenden Verfaffung und indbefondere nad) dem nur maßgebenden Ge⸗ 
ſeß vom 3. Februar c. auf das Nonftändigfte berechtigt fei: die Juftimmung zu die 
fer Garantie zu ertheilen, und daß man daher auch kein Bedenken haben werde, ed zu thurt, 

Nachdem man fi durch Etimmenmehrheit für den Schluß der Debatte erklärt hatte, 

wollte der Marſchall die Frage ftelten: 

ob die Verfammlung die Nüglichkeit der Land-Rentenbanten im Allgemeinen anertenne? 

lich jedoch folche , nachdem dagegen mehrere Einwendungen gemacht worden waren, auf ſich 
em und brachte demnächſt dad Gutachten der Abtheilung zur Abſtimmung, welches da 
in lautet: 

daß der Staat die Garantie für die Rentenbanten unter der Bedingung der, durch die 

8 185, 189 Ih. I zit. 14 des Allg. Landrechts und 8 9b der Verordnung vom 29. Juni 

1835 feitgeftellten Sicherheit der Renten in der Art übernehmen möge, daß wegen Erfül: 

lung der dadurch begründeten Verpflichtungen zwar zunaͤchſt die Staatötaffe eintreten 

muß, dem Staat aber vorbehalten bleibt, wenn er eb nad) den obmaltenden Verhältniffen 
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für nöthig findet, auf die betreffende Provinz zurückzugehen und aus deren Mitteln, nach 
Vernehmung der von den Provinzialſtänden zu begutachtenden Repartitionsgrundſätze, die 
Tedung herbeizuführen; daß ferner dem Vereinigten Yandtage bei deſſen jedesmaligem 
Zufammentritt ein Nachweis darüber vorgelegt werde, welche Garantien der Staat gege: 
ben hat, und wie und um wieviel diefe Garantieen fucceflive erlöfchen. / 

Nach der erfolgten Zählung der Stimmen ergab ſich, daß fid) gegen das Abtheilungd: 
gutachten 448, und dafür nur 101 Stimmen erklärt hatten. 

Graf v. Arnim hatte folgendes Amendement eingebradt, und durch einen längeren Bor: 
frag näher entmwidelt und begründet: 

In Ermägung, 

dak das Inftitut der Land-Rentenbanfen in Bezug auf die Modalitäten feiner Ausfüh- 
rung zunächſt aus dem Standpuntte der provinziell verfhiedenen Verhältniffe richtig be 
urtheilt werden muß, daß es deßhalb den einzelnen Provinzen zu überlaffen, derartige In— 

ftitute ald Provinzialinftitute ind Leben au rufen, 

daß cben deöhalb jede betreffende Provinz die prinzipale Garantie für die von der Provin⸗ 
zial-Rentenbant zu übernchmenden Verpflitungen in Bezug auf die pünftliche Verzin— 
fung und allmälige Einlöjung der Rentenbriefe zu übernehmen haben twird, 

daß aber zur Sicherung des Courſes und Erleichterung der Geſchäfte eine fubfidiäre Zin d- 
garantie des Staates, im Fall die Provinz jene Verpflichtungen nicht erfüllen follte, nöthig 
ericheint, giebt der Vereinigte Landtag feine Juftimmung: 

daß die Staatöfaffe unter den obigen Vorausſetzungen, inöbefondere der prinzipalen 

Garantie und Verpflichtung der betreffenden Provinz, die fublidiäre Garantie für die 

Verzinſung der Nentenbriefe bis auf die Höhe von höchſtens 33 Prozent übernehme. 

Nachdem einige Redner ſowohl für ald gegen dad Amendement gefprodyen hatten, wurde 
von dem Marſchall die Frage geftellt, ob man dad Amendement annchmen wolle, und foldye 
mit 366 Stimmen verneint, und mit 179 Stimmen bejaht. 

Der Abg. Graf Helldorf hatte ſchon in der geftrigen Sigung ein Amendement ange: 
meldet und vorgetragen, welches bereits in dem Protofoll über die geftrige Sigung wörtlich 
aufgenommen worden ift, hier alfo nicht wiederholt zu werden braudıt. 

Diefed Amendement kam nunmehr, nachdem der Abg. v. Bederath fein Jufagamende- 
ment zu demfelben wieder hatte fallen laffen, zur Abſtimmung, und wurde dafjelbe mit 
268 Stimmen gegen 267 verworfen. 

Ein Amendement ded Kürften v. Lichnowsky des Inhalte: 

Der Vereinigte Yandtag wolle Se. Majeftät chrfurdhtövoll bitten, die Königliche Botichaft 
über die Yand-Rentenbanten an die Provinzial-Yandtage zu verweiſen. Es wird dann von 
diefen abhängen, eine genaue Kenntniß der Bedürfniffe und Wünfche ihrer Provinz ſich zu 
verfchaffen, und nad) Maßgabe derfelben auf die Provinzial-Rentenbanten anzutragen. 
Findet ein Provinzial-Yandtag, daß feine Provinz nicht in den Hypotheken der Renten: 
briefe felbit eine genügende Garantie erblidt, fo fann er entweder diefelben durdy die Pro- 
vinz allein oder zunächſt prinzipaliter durch diefelbe garantiren.laffen, oder aber dic Ga- 
rantie ded Staates allein, oder refpektiv ſubſidiariſch begehren. E8 liegt dann dem Gou- 
vernement ob, diefe ſpeziell motivirten und numeriſch feftitchenden Fälle vor den nädjften 
Vereinigten Landtag zu bringen,“ 

wurde ebenfalld nidyt angenommen, indem fih 287 Stimmen dagegen und 232 Stimmen 

dafür erklärten. 

Der mitunterzeichnete Secr. Dittridy batte vorgefhlagen, dad Abtheilungsgutachten 
©. 15 in der 5. Zeile von unten, von dem Worte Verpflichtungen anfangend, dahin 
zu Ändern: 

„die Staatöfaffe vorſchußweiſe eintreten, der etwaige Vorfhuß der Staatöfaffe aber 
binnen längftend zwei Jahren von der betreffenden Provinz erfegt werden muß, und daß 
u dem Zwecke die Repartitionsgrundfäge über Wiedereinziehung des Vorſchuſſes in dem 

eglement der betreffenden Provinz feftgefegt werden, daß endlich ſowohl dem Vereinigten 
Yandtage, ald aud) dem betreffenden Provinzial-Xandtage bei dem nächſten Zuſammen— 
tritte der Nachweis vorgelegt werde darüber, weldye Garantien der Staat gegeben hat, 
welchen Erfolg foldye herbeigeführt haben und wie ſie nad) und nad) erlöfdyen. 
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Diefer Vorſchlag hatte früher die nöthige Unterftügung gefunden; als es aber zur Ab: 
ftimmung kam, wurde derfelbe mit überwiegender — * verworfen. 

Es wurden endlich noch folgende zwei Amendements geſtellt: 

1. von dem Grafen v. Arnim, dahin lautend: 
der Vereinigte Landtag möge auöfpredyen: die Errichtung von Nentenbanten bleibt 
jeder Provinz nady ihrem freien Willen überlaffen, der Wereinigte Landtag erflärt 
jedoch feine Geneigtheit, bei feinem nächſten Zufammentritt die Staatögarantie ein: 
treten zu laffen; 

2. von dem Abg. v. Binde, ded Inhalts: 
der Vereinigte Landtag wolle des Königd Majeftät allerunterthänigft bitten, über die 
Erridtung von Rentenbanten den nächſten Provinzial Landtagen weitere Vorlagen 
machen, und die darüber von den Provinzial-Landtagen gefaßten Beſchlüſſe dem 
nädyften Vereinigten Yandtage zur Sefchfuhnahme über die Garantieen ded Staates 
vorlegen zu laffen. 

Nachdem audy über dDiefe Amendementd noch geſprochen worden war, brachte der Mar- 
ſchall das Letztere zuerft zur Abftimmung, weldyed denn auch mit Ausnahme nur weniger 
Stimmen, die fid) dagegen erklärten, angenommen wurde, wodurd) aud) zugleid, das Erftere 
feine Erledigung fand. 

Bei der heutigen Abftimmung fam ed noch zur Sprache: 

dak von den Fideitommiß-Befigern, welche auf dem Vereinigten Landtage, wenn derfelbe 
in pleno verfammelt ift, nur Kollektivftimmen abzugeben haben, drei zugleid) als Yandtage- 
Deputirte erwählt, für fie aber die Stellvertreter einberufen find, 

und wurde daher die Frage aufgeworfen: 
ob num, wenn der ganze Landtag in einer Berfammlung vereinigt ift, jene Fideilommiß— 
Befiger alfo blos follektivftimmberedhtigt find, die gedadyten Deputirten ald foldye, oder 
deren einberufene Stellvertreter zu ftimmen haben, 

Der Königlidye Landtagö-Kommiſſarius erklärte hierauf: 

daß nad) einer Allerhöchſten Entfheidung diejenigen Mitglieder der Herren-Kurie, welche 
zugleich als Deputirte gewählt find, in einem folhen Falle, wie der gegenmärtige, ihre 
Stimmen in der Kurie der drei Stände abgeben könnten; wogegen ihre Stellvertreter für 
diefen Fall ihre Stimmen nicht abzugeben hätten; daß jedoch, wenn die erfteren auf dieſts 
ihnen zugeftandene Recht verzichten, und cd den Stellvertretern abtreten wollten, Dagegen 
nichtö zu erinnern fein werde. 

Im Laufe der heutigen Debatte hatte der Abg. v. Auerswald unter anderen auch feine 
Bereitwilligteit und feine Hoffnung auf eine Verftändigung mit dem Goubernement auöge 
ſprochen und ſich dabei an die Räthe der Krone getvendet, und dabei vorausgeſetzt, daß auch 
bon ihrer Seite mit derfelben Bereitwoilligkeit entgegen gefommen werden würde. 

In Bezug hierauf gab der Königl. Yandtagd-Kommiffarius am Schluß der heutigen 
Sitzung die Erklärung ab: 

daß diefe Bereitwilligteit nicht allein bei den Räthen der Krone, fondern bei der Krone 
felbft auf das Bollftändigfte vorhanden fei, wie Se. Majeftät Died bereitd in unumwun— 
denen Worten in der Allerhöchſten Botfchaft auf die Adreffe ausgeſprochen hätten, und 
daß namentlidy die Räthe der Krone dem Augenblick entgegenfähen, wo ihnen geftattet fein 
werde, diefe Bereitwilligkeit innerhalb der Grenzen, weldye die Königliche Botſchaft bezeich⸗ 
net habe, durdy die That zu beweifen; daher er die Bitte an die Marfchälle richte, daß alle 
der Verfammlung vorliegenden Fragen, welche zu diefer Verftändigung führen könnten, 
mit kurzen Worten, die politischen Fragen, fobald wie möglich zur Diökuffion in der Ver: 
fammlung gebracht werden. 

Die Sigung wurde hierauf geſchloſſen, und dad vorftehende Protokoll in der näciten 
den 7. Juni c. ftattgefundenen Plenarverfammlung des Vereinigten Landtages vorgelefen, 


genchmigt und vollgogen. 
2. Fürft zu Solms. 


— Freih. v. Gaffron. 
Dittrich. v. Leipziger, 
Secretair. als Prototkoll führender Landtagb⸗Secretait. 
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Verhandelt im Königlihen Schloſſe zu Berlin, am 7. Juni 1847. 

Adıte Plenarfigung beider Kurien unter dem Vorſitz des Marfchalls, Fürften zu Solmd- 
Hohen-Solms-Lich, Durchlaucht. 

Als Secretaire fungiren die Abg. Naumann und Freih v. Patow. 

Nachdem das Protokoll der ſiebenten Sitzung beider Kurien vom 15. Mai verleſen, 
genehmigt und vollzogen worden, ertheilte der Marſchall zunächſt dem Abg. Hanſemann 
in einer allgemeinen Angelegenheit das Wort. 

Derſelbe richtet, auf das in der Kurie der drei Stände angenommene Verfahren ſich be— 
rufend, daß die entworfenen Berichte zunächſt an die betreffende Abtheilung gehen müſſen, 
an den Marſchall die Frage: 

ob daſſelbe Verfahren auch bezüglich der in den Sitzungen beider Kurien beſchloſſenen 
Berichte ſtattfinden ſoll? und verbindet für den Fall, daß dieſe Anfrage bejaht würde, 
damit die Bitte, dat ihm ausnahmöweife geftattet werden möge, den wegen der Provin- 
zial-Hülfskaffen entworfenen Bericht, weldyer noch nicht durch Die Abtheilung gegangen, 
wegen feiner Einfachheit in der heutigen Sigung vorzutragen. 

Der Marſchall erwidert: daß er, wie er dem Abg. Hanfemann bereits bemerklich 
gemacht, nidyt wünfche, hier ein anderes Verfahren ald das in der Kurie der drei Stände 
übliche eintreten zu laffen, und daher dem Abgeordneten anheimgegeben habe, den fraglidyen 
Bericht zunädyft der Abtheilung vorzutragen. Jedody finde er wegen der Einfachheit des in 
Rede ftehenden Berichtes nichts Dagegen zu erinnern, daß derfelbe in der heutigen Sigung 
berlefen würde, und wenn dagegen fein Bedenken erhoben werden, fo folle die Verle— 
fung erfolgen. 

In der Verfammlung wird gegen diefen Vorſchlag nichts erinnert, demnad) von dem 
Abg. Hanfemann der über die Errichtung von Provinzial Hülfstaffen erftattete Bericht 
verlefen, und derfelbe, da feine Auöftellungen dagegen gemacht werden, vom Marſchall für 
angenommen erklärt. 

Hierauf wird zur Tagesordnung, nämlidy zur Berathung ded von der zweiten Abthei- 
lung über die Allerhöchfte Botſchaft wegen einer, aus dem Eifenbahn-Fondö zu verzinfenden 
und zu amortifirenden Anleihe zur Ausführung der großen Preußiſchen Oftbahn erftatteten 
Gutachtens geſchritten. 

Der Referent, Abg. Freih. v. Manteuffel IL, lieſt dad Gutachten vor, und bemerkt 
fodann, daß es feines Erachtens, um bei der Debatte die einzelnen vorliegenden Fragen mög- 
lift an fondern, und um es zu verhindern, daß die Diskuſſion von einer Frage in die andere 
hineingehe, zwedmäßig fei, daß vor der materiellen Berathung die in der Abtheilung ange— 
regte Frage zum Auötrag gebracht werde, ob die Verſammlung fidy für befugt erachte, Die 
in der Allerhöchften Botſchaft vom 25. Mai e. von ihr geforderte Zuftimmung auszufprechen 
oder nicht. 

Der Marichall ſchließt ſich dieſem Vorſchlage an; indeflen wird demfelben von mehreren 
Seiten widerfprodyen, und ausgeführt, daß zwiſchen Kompetenz und Befähigung ein Unter: 
ſchied zu madyen fei, und man ſich zwar für fompetent, aber nicht für befähigt eradıte, auf 
die Allerhöchſte Propoſition einzugehen, und demzufolge die Diökuffion über den ganzen vor⸗ 
liegenden Gegenftand im Allgemeinen ftattfinden müſſe. 

Der Marſchall findet gegen diefen von der Berfammlung vielfeitig ausgeſprochenen 
Wunſch nichtö zu erinnern, und eröffnete demnad) bie Diökuffion über das ganze Gutachten. 

Der Königliche Finangminifter bemerkt zunächſt auf den von einer Seite gemadhten Ein: 
wand: „daß die verfammelten Stände nur unter der Vorausſetzung eine Anleihe bewilligen 
könnten, wenn über deren Verwendung ihnen vollftändige Rechnung gelegt würde, und daß 
fie im vorliegenden Falle die Genehmigung nicht ertheilen fönnten, weil nad) der in der Ab— 
theilung von dem Königlichen Finanzminifter abgegebenen Erklärung eine ſolche Rechnungs⸗ 
legung nicht ftattfinden folle;“ daß hierbei ein Mißverſtändniß obwalten müffe, indem er 
feined Wiffend eine foldye Erklärung nicht abgegeben habe. Vielmehr habe er durchaus fein 
Bedenken dagegen, eine vollftändige Nachweiſung der Verwendung vorzulegen, fo, daß die 
Verfammlung ſich genügend davon werde überzeugen fönnen, daß der Betrag der Anleihe 
zu feinem andern Zweck, ald zum Bau der fraglichen Eifenbahn, verwendet worden, und er 
wolle died hiermit auodrücklich zufichern. 
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Derfelbe führt fodann, zum Gegenftand felbft übergebend, aud, daß die Preußiſche Oſt— 
bahn in dem Eifenbahn-Nepe, welches den Vereinigten Auöihüffen im Jahre 1842 vorge 
gelegt worden, mit begriffen jei, und fonad) der Bau felbft feitftche; dak aber der Bau mit 
den zu Gebote ftehenden Mitteln nicht in fo kurzer Zeit, ald bei der hohen Wichtigkeit diefer 
Bahn zu wünfchen fei, auögeführt werden könne, cd daher Iediglid) Darauf anfomme, den 
Bau zu beichleunigen. 

Um died zu erreichen, fei der Auöweg vorgefchlagen worden, eine Anleihe zu madıen, 
welche von den um Eifenbahn:Bau auögefegten Fonds verzinit und amortifirt werden folle. 
Es handle ſich demnach nun darum, daß der Vereinigte Landtag zur Aufnahme eines Dar: 
lehns feine Einwilligung gebe, wodurdy dem Yande feine neue Laft aufgebürdet werden 
würde, da daffelbe den Betrag, welcher durch die zu Gebote ftehenden Mittel verzinft werden 
könne, nicht überfchreiten folle. 

Das Eiſenbahn-Netz, welches im Jahre 1842 vorgeichlagen worden, fei bid auf bie 
Preußiſche Ditbahn und die Verbindungsbahn zwiſchen Schlefien und Poſen zum größten 
Theil mit Hülfe der vom Staate geleifteten Jinsgarantie vollendet, und ed wären bis zum 
Schluß ded Jahres 1846 240 Meilen Eifenbahn vollendet tvorden, in diefem Jahre würden 
45 Meilen ausgeführt werden, und cd blieben dann nod 63 Meilen. Die gegenwärtigen 
ungünftigen Berhältniffe des Geldmarktes gewährten nicht die Möglichkeit, den Bau im 
Wege einer Privatunternehmung in kurzer Zeit auszuführen, und es folle daher, nad) 
dem Beifpiel anderer Staaten, der Zweck der ſchnellen Ausführung durch eine Anleihe 
erreicht werden. 

Im Laufe der Diskuſſion wird nun zwar von einigen Seiten die Nüslichteit und Noth: 
wendigfeit der Preußifchen Oftbahn in Zweifel gezogen, indeſſen erkennen doch die meiften 
Redner, namentlich die Abgeordneten der Provinz Preußen, die hohe Wichtigkeit der frag: 
lihen Bahn in merkantiliſcher, politifcher und militairifcher Beziehung vollfommen an, und 
ed wird auögeführt, daß diefe Bahn nicht blos für die Provinz Preußen, fondern für die 
ganze Monardyie von der höchſten Bedeutung, und ihre möglichft ſchleunige Ausführung 
überaus wünfchendwerth fei. 

Allein wenn fhon der Königliche Kommiffarius wiederholentlich darlegt, daß der Bau 
ber fraglichen Bahn entſchieden fei, daß ed ficy nur darum handle, wann und mie er auöge- 
führt werden folle, daß die Befchleunigung nicht nur im Intereſſe der Provinz Preußen, 
fondern der ganzen Monarchie wünichenswerth fei, daß dieſe durch Privatunternehmungen 
nicht zu erreichen fein würde, und daher fein anderes Mittel ald eine Etaatdanleihe ſich dar: 
biete, Died auch eine Belaftung der Unterthanen nicht zur Folge haben würde, da die Mittel 
zur Verzinfung des aufzgunehmenden Kapitald vorhanden wären, und wenn aud) der Könige 
liche Kriegdminifter die Wichtigkeit diefer Bahn in militairiiher Hinfiht vollfommen aner- 
fennt, fo erklären ſich dody nur wenige Mitglieder für die Aufnahme deö zu diefem Bau erfor: 
lichen Darlehnd, die meilten Redner aber widerfprachen aus verſchiedenen Gründen. 

Mehrfeitig glaubt man gegenwärtig ſich nicht in der Yage zu befinden, zur Aufnahme 
eines Darlehnö zu dem gedachten Zweck die Einwilligung zu ertheilen, weil die Ueberein— 
ftimmung des Patents vom 3. Februar c. mit dem Gefege von 1820 nody nicht hergeftellt, 
infonderbeit die Periodigität dem Yandtage noch nicht zugeftanden, und eine fo genaue in: 
fit in den Staatöhaushalt nicht gewährt worden, daß man der Ueberzeugung fein könne, 
daß der Bau nicht mit den vorhandenen Staatömiteln, fondern nur vermittelft einer Anleihe 
auszuführen fei. 

Andere, welche diefem Grunde ſich nicht anſchließen, halten die Kontrahirung einer 
Schuld deshalb nicht für erforderlich, weil durdy Privatunternehmungen der Bau audzu⸗ 
führen fein dürfte, und finden den gemachten Vorſchlag um fo bedentlicher, ald fich gar nicht 
überfehen laffe, ob die geforderte Summe ausreichen, oder der Anſchlag weſentlich über: 
fhritten werden würde, und als auch, wenn der fraglidye Bau vermittelft einer Anleihe aud- 
geführt werden würde, für andere noch zu unternehmende Eifenbahn:Bauten ein gleihed Ber: 
fahren eintreten, und fo der Staat mit einer fehr bedeutenden Schuld belaftet werden könnte. 

Auch glaubt man, daß durch die Kontrabirung einer fo bedeutenden Staatöanleihe den 
Attiengefellfhaften, welche die übrigen Eifenbahnen ausgeführt, empfindlicher Nachtheil zuge: 
fügt werden würde. 
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Nicht minder ift man der Meinung, daß die gegenwärtigen ungünftigen Berhältniffe des 
Geldmarkles ſich nicht dazu eignen, eine fo bedeutende Anleihe zu madyen, und hält e& des— 
halb für angemeffen, die Beſchlußnahme über die vorliegende Angelegenheit bis zum nächften 
Landtage zu verſchieben, was um fo weniger Nachtheil bringen dürfte, als inmittelft die 
Mafferbauten bei Dirfhau ihren ungeftörten Fortgang nehmen könnten, und zu erwarten 
ſtehe, daß bis dahin die Geldverhältniffe fih günftiger geitalten würden. 

Auch findet man eine Nenderuug des biöher in Anfehung der Eifenbahn-Bauten beobadı- 
teten Syſtems fehr bedentlih, obſchon man der Meinung ift, daß es dad Zweckmäßigſte 
geroefen fein würde, wenn der Staat von Anfang herein fämmtliche Eifenbahn-Anlagen in die 
Hand genommen und audgeführt hätte. 

Da über diefe umfaifende Tiskuffion die zur Berathung beftimmte Zeit verfloffen war, 
ſich aber nody mehrere Redner gemeldet hatten, und deöhalb zur Beſchlußnahme nody nicht 
geichritten werden konnte, fo ſchloß der Yandtagd-Marfchall die heutige Sigung um 44 Uhr, 
und beraumte die nächfte auf morgen früh 10 Uhr an. 

In der Eigung am 8. Juni vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 

2. Fürft au Solms. 
vb. Manteuffel . 
Referent. 
Naumann, Freih. v. Batom, 
Landtags⸗Sekretair. Landtags⸗Secretair. 


Verhandelt im Koͤnigliche Schloſſe zu Berlin, den 5. Juni 1847. 
Acht und zwanzigſte Plenar-Sitzung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow, 
Secretaire: p, Bockum-Dolffs und Kuſchke J. 
Nachdem das Protokoll der geftrigen Sitzung vorgelefen und genehmigt worden mar, 
machte der Marſchall betannt, daß Seitens der Herren-Kurie ein Betitionsantrag auf Erlaß 
einer Allerhöchſten Beftimmung in Betreff der mit Brennereibefigern gefchloffenen Verträge, 
deren Erfüllung in Folge der Allerhöhften Ordre vom 1. Mai c. unmöglid geworden ift, 
eingegangen fei, meldyer der ſechſten Abtheilung zur Bequtachtung hiermit übertiefen werde. 
Der Abg. v. Gottberg äußerte fidy hierauf über die Reihenfolge der zur Berathung zu 
ftellenden Betitionsanträge, und trug namentlid darauf an, daß die Königliche Propofition, 
die Verhältniffe der Juden betreffend, mit welchet die über den Gegenftand eingegangenen 
Betitionen, alfo auch die feinige, von der Abtheilung in einem Gutachten erledigt worden, 
vorzugsweiſe zur Berathung gelangen zu faifen. 
Der Marſchall erwiderte, daß über die Reihenfolge der Vorträge nur die Regel fei, daß 
die Königlichen Propofitionen zuerft zur Berathung fommen müßten, dann fämen die Peti- 
tionen, je nachdem die Gutachten eingegangen feien, zum Vortrage. Heute würde vorausficht- 
lidy wenig Zeit zur Berathung neuer umfangreidier Gegenftände übrig bleiben, und zum 
Vortrage in der nächſten Sigung fei die Königliche Propofition, die öſtliche Eifenbahn 
betreffend, beftimmt; dann könne die Propofition wegen der Juden folgen. 
Der Abg. Dittrich zeigte an, daß der abweſende 2 Heyer beim Secretariat auf 
Berichtigung einer Stelle im ſtenographiſchen Berichte vom 21. v. Mtö. in der Allg. Preuß. 
Zeitung angetragen habe. 
In demfelben feien ihm bei der Berathung über die Ausdehnung des öffentlichen und 
mündlidyen Kriminalverfahrens die Worte in den Mund gelegt worden: 
modurd die Einführung des Kriminalverfahrend für die ganze Monardie fant- 
tionirt wurde, 

ftatt, daß es heißen müßte: 
wodurch die Oeffentlichkeit des Kriminalverfahrend u. ſ. w. 

Die Verſammlung genehmigte die Berichtigung. 

Der Abg. v. Äuerswald beantragte, folgende Erklärung ind Protokoll aufzunehmen: 

Nach) der und geftern von dem Landtagd-Kommiffarius amtlich gemachten Mittheilung 
darf die hohe Verfammlung, wenn diefelbe dies wünſcht, die Hoffnung hegen, nod) waͤh⸗ 
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rend ihrer gegenwärtigen Diät eine authentiſche Deklaration der Allerhöchſten Verordnung 

vom 3. Februar ec. in Betreff der Staatöſchulden-Deputation zu erhalten. Ic) glaube, cd 

ift geltern verfäumt worden, Diefen Wunſch ald den der ganzen Berfammlung auözuipre: 
den, und ich bitte den Marfchall, daß er die hohe Verfammlung befragen möge, ob fie 
dad möglichſt baldige Erſcheinen diefer Deklaration beantragen wolle. 

Auf die Frage des Marſchalls: 

ob die VBerfammlung diefen Wunſch hege? 
erfolgte eine faſt einftimmige Bejahung. 

Hiernächſt zeigte der Abg. v. Thad den an, daß er feine Vota, welche er in der Verſamm⸗ 
lung abaugeben behindert worden, in der Berliner Zeitungshalle habe abdruden laſſen, und 
entwidelte feine politiſchen Grundfäge. 

Nunmehr ward zur Tagesordnung übergegangen, und 

1. die Berathung über das Gutachten, die Henderung der Verordnungen vom 3. Februar. 
betreffend, fortgefeht. 

Referent, Abg. dv. d. Schulenburg, verlad die Litt. G ded Gutachtens, welches rüd: 
ſichtlich der Zuziehung und Mitgarantie des Vereinigten Zandtaged bei Staatöanleihen 
zwiſchen dem S 4 der Verordnung vom 3. Februar c. und dem Art. 2 der Verordnung vom 
17. Januar 1820 einen Widerſpruch findet und vorſchlägt: 

Se. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, diefen ſcheinbaren Widerſpruch zwi⸗ 

ſchen beiden Verordnungen allergnädigft zu befeitigen. 

Referent äußerte die Meinung, daß diefer Punkt durdy die geftern erfolgte Annahme des 
Amendements ded Abg. v. Binde erledigt fei. Der Königliche Kommiſſarius theilte jedoch 
diefe Meinung nicht, hielt vielmehr dafur, daß eine Interpretation nothtvendig fei, und 
erflärte, unter Bezugnahme auf feine Aeußerung in der Sitzung vom 15. April c,, daß die 
Adficht der Verordnung vom 3. Februar e. in Beziehung auf die Staatsanleihen lediglich 
dahin gegangen fei: 

daß alle zur Dedung der Staatöbebürfniffe in Friedendgeiten zu fontrahirende Staatt 
anleihen, für deren Verzinfung oder Amortifation das unbewegliche Staatdeigenthum oder 
die Staatsrevenüen ald Sicherheit beftellt werden follen — mit andern Worten: foge: 
nannte fundirte Schulden — nicht ohne Zuftimmung des Nereinigten Yandtaged auf 
genommen werden follen. Diefen gegenüber ftchen nun die Verwaltungd- oder ſchwe⸗ 
benden Schulden — mit anderen Worten: Anticipationen der Staatörevenüen auf 
kurze Zeit. 

Der Abg. Hanfemann tar ebenfalld der Anſicht, daß eine Petition nothivendig fei, 
machte jedod) folgenden Abänderungsvorſchlag: 

Ce. Majeftät den König ehrfurdptövoll zu bitten: 

I. Allergnädigft anerkennen zu wollen, daß nad der Verordnung vom 17. Januar 1820 
(dad Staatd:Schuldenwefen betreffend) überhaupt keine Staatöfhulden - Dokumente 
irgend einer Art, alfo weder verzinölidye nody unverzinsliche Papiere und alfo aud) keine 
Erklärungen über Schuldgarantieen, ohne Zuzichung und Mitgarantie des —— 
Landtages rechtogültig auogeſtellt werden dürfen. Inſofern aber die unbedingte An- 
wendung dieſes Grundſatzes bedenklich erachtet würde, dem Vereinigten Landtage die⸗ 
ſerhalb eine Allerhöchſte Propoſition vorlegen laſſen zu wollen. 

II. Dem Vereinigten Yandtage einen Gefegentwwurf vorlegen laſſen zu wollen, durch tel: 
chen diejenigen Finanzoperationen, welche feit der Verordnung vom 17. Januar 1820, 
im Widerfpruch mit dem vorftehend ausgeſprochenen Grundfage, etwa gemacht worden 
find, regularifirt und in Gemäßheit diefer Verordnung dem Vereinigten Yandtage 
untergeordnet werben, 

und motivirte denfelben ausführlid). 

Der Königlidye Kommiffarius bemerkte, daß der zweite Theil des Vorſchlages über den 
in Nede ftehenden Gegenſtand hiausgehe und einer künftigen Berathung vorbehalten werden 
müffe, und gab über mehrere von dem Abg. Han ſemann berührte Buntte erläuternde 
Erklärungen ab. 

Der Marſchall theilte das Amendement in zwei Iheile, mit dem Bemerken, daß der erite 
Theil auf die Zukunft, der ziveite auf Die Vergangenheit gehe, ließ jeden Theil nodmald 
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befonder8 vorlefen, worauf beide Theile des Amendementd von der Verſammlung unter» 
ftügt wurden. 

Nach einer Bemerkung des Referenten, daß der Vorſchlag fein Amendement, fondern ein 
ganz neuer Antrag fei, und deöhalb, bevor er zur Berathung geftellt werden könne, bon der 
— beſonders vorbereitet werden müſſe, äußerte der Abg. Len ſing: daß ein von ihm 

beabjichtigteö Amendement in dem erften Theil ded Hanfemannfchen aufgehe, tweöhalb er 
cö unterdrüde, 

Nachdem im weitern Verlauf der Debatte der Abg. Knoblauch ſich entſchieden gegen 
eine ſchwebende Scyuld erklärt und das Gefahrvolle derjelben dargelegt, der Königliche Kom— 
miſſarius wiederholt auseinandergefegt hatte, daß unter ſchwebender Schuld nidytö anderes, 
ald gewöhnliche Werwaltungsihulden verftanden werden follten, mehrere Mitglieder dem 
eriten Iheile ded Hanfemannfcden Amendements fid) angefchloffen, gegen den zweiten 
Zheil fid) aber eutlärt hatten, bemerkte der Abg. Hanfemann, daß er den zeiten Theil 
blos im Antereffe der Finanzen geftellt habe, ihn hier fallen laffe, aber bei fpätern Ver— 
handlungen wieder aufnehmen werde. 

Es entipann fi) hierauf eine lebhafte Debatte über die unbedingte allzeitige Annahme 
der Banknoten in den Königlichen Kaffen und die Garantie derfelben von Seiten des Staa- 
teö, an welcher von der einen Seite der Königlihe Kommiffarius und die Herren Minifter 
der Finanzen und der Juſtiz, von der anderen mehrere Mitglieder der Verſammlung Iheil 
nahmen, und nad) deren Schluß die Meinung auögefproden wurde, daß die heutigen Meuße- 
rungen die Banknoten in Mißkredit bringen könnten, weöhalb der Vorſchlag gemacht wurde, 
Diefe Diskuſſion aus dem ſtenographiſchen Berichte fortzulaffen. 

Died fand indeffen Widerfpruch, und der Marfchall fah ſich zu der Frage veranlaft: 

ob diefe Debatte geheim gehalten werden folle? 
welche mit überwiegender Stimmenmehrheit verneint ward. 

Der Abg. Camphaufen bemerkte, daß die Debatte in dem jetzigen Stadio nicht bleiben 
fönne, und ſchlug vor, diefelbe bei den Petitionen in Betreff der Staatöbant oder der Staatö- 
garantie wieder aufzunehmen und den Gegenftand näher zu erörtern. Der Herr Finanz: 
minifter trat diefem Vorſchlage bei. 

Nachdem der Marfchall die Frage geftellt hatte: ob die Verfammlung den Schluß der 
Debatte wünfche? und diefelbe bejaht worden war, brachte er den erften Theil des Amende- 
mentd des Abg. Hanfemann zur Abitimmung, welcher lautet: 

Se. Majeftät den König zu bitten, Allergnädigſt anerfennen zu wollen, daß nad) der Ver: 

ordnung vom 17. Januar 1820 (das Staatd-Schuldenmweien betreffend) überhaupt keine 

Staatöfhulden- Dokumente irgend einer Art, alſo weder verzindliche noch unverzindliche 

Papiere und alfo auch feine Erflärungen über Schuldgarantieen, ohne Zuziehung und 

Mitgarantie des Vereinigten Yandtaged rehtögültig ausgeftellt werden dürfen. Infofern 

aber die unbedingte Anwendung dieſes Grundiaged bedentlich erachtet würde, dem Ver: 
„rigter Landtage dieferhalb eine Allerhöchſte Propofition vorlegen zu Laffen. 

Die Frage: 

ei Diefer Abänderungdvorfchlag angenommen werden? 
wurde mit überwiegender Majorität von mehr ald zwei Drittel der Stimmen bejaht. 

Referent verlad nun die Litt. H des Abtheilungdgutadhtend bis zu den Worten: 

„zur Anerkennung zu empfehlen.“ 

Die Abtheilung hat ſich dafür entfchieden, daß das Recht des ſtändiſchen Beirathö bei 
allen Steuergefegen dem Vereinigten Yandtage zuſtehe. 

Der Königliche Kommiffarius erklärte, daß der durch dad Gefeh vom 5. Juni 1823 den 
Ständen zugeftandene Beirat in Beziehung auf die Steuergefeggebung durd) die Verord- 
nung vom 3. Februar ec. auf den Vereinigten Yandtag übergegangen fei, und durd) dies 
neuere Geſetz in keiner Weife habe gefchmälert werden follen. 

Es ward indeffen, zur Löſung jeded Zweifeld, die von der Abtheilung vorgefchlagene De- 
Haration für nöthig gehalten, und die deöhalb geitellte Frage: 

Soll nad) dem Vorfchlage der Abtheilung eine Deklaration refp. Abänderung des 89 des 
Geſetzes vom 3. Februar c. über Bildung ded Vereinigten Yandtaged erbeten werden, 
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welche außer Zweifel ſetze, daß dad Recht des ſtändiſchen Beiraths über alle Steuergefche 
dem Vereinigten Yandtage zuftche? 
faft einftimmig bejaht. 

Nachdem hiernächſt der Referent den zweiten Theil des Abſatzes H, dad Steuer-Betwilligungs- 
recht der Stände betreffend, vorgelefen hatte, motivirte der Abg. Flemming den von ihm 
eingereichten bezüglichen Petitiondantrag näher und machte folgenden Abänderungsvorichlag: 

Se. Majeftät ehrfurchtövoll zu bitten, daß Allerhöchftdiefelben geruhen mögen, dem Ver: 
einigten Yandtage dad Steuer-Bewilligungsrecht für alle, ſowohl direkte ald indirekte 
Steuern, Allergnädigft zu bewilligen, ſowie Demfelben zugleid) das Recht einzuräumen, eine 
Steuerverminderung befhließen zu dürfen, im Falle die Finanzlage ded Staated folde 
geftattet, und die Staatdeinnahmen die Bedürfniffe deffelben weit überfteigen. 

Mehrere Mitglieder hielten einen folden Antrag zur Zeit nicht für angemeffen umd er: 
Härten fi) dagegen, tworauf der Abg. Flemming fein Amendement für den gegenwärtigen 
Landtag zurüdnahm und die Berfammlung über den Gegenftand, der aud) in der Abtheilung 
zu feinem beftimmten Vorſchlage geführt hatte, hinwegging. 

Nach Vorlefung des Abfchnitted Litt. 1 des Gutachtens, die Verhältniffe der Domainen 
und Regalien betreffend, wiederholte der Königliche Kommiffarius feine frühere Erklärung, 
en neuere Geſehgebung in diefer Beziehung keine Aenderung beabfidytigt habe, worauf 
ie Frage: 

Fit der Landtag der Anſicht, Se. Majeftät um eine Deklaration des 8 9 der Verordnung 
vom 3. Februar e. zu bitten, durch welche außer Ziveifel geftellt werde, daß mit Rüdficht 
auf die frühere Gefeggebung in den rechtlichen Verhältniffen der Domainen und Regalien 
nicytö geändert, fo daß Die Mitwirkung der Stände, welche aus der Die Domainen betref- 
fenden früheren Gefekgebung zu begründen, ungefchmälert fei? 

faft einftimmig bejaht wurde. 

Em verlas der Neferent den Abfchnitt Litt. K, worüber Niemand das Wort verlangte. 
ie Frage: 

Will der Yandtag Se. Majeftät bitten, mit Nüdficht auf die bereitd formirten Anträge 
und namentlich auf die zugeſicherte Wiederberufung des Vereinigten Landtages binnen 
pier Jahren, die Wahlen zu den vereinigten Ausihüffen und zu der ftändifchen Deputa— 
tion für dad Staats-Schuldenweſen für jet ausfegen zu laffen ? 

wurde nahe an Einftimmigfeit bejaht. 

Endlich wurden die Abfchnitte Litt. L und M vorgetragen, von denen der erftere durch 
die Bemerkung der Abtheilung bier erledigt ift. 


Dagegen erhob fidy über den Punkt M, die beantragte Zuftimmung der Stände zu Ber: 
änderungen der Verfaſſungsgeſetze betreffend, nachdem der betreffende Petitionsantrag des 
Abg. Hirſch hinreichende Unterftügung gefunden hatte, eine Debatte, in welcher hervor: 
gehoben wurde, daß dad den Provinzialftänden beigelegte Recht auch dem Vereinigten Land: 
tage zugeftanden werden müffe, was durch den 8 12 der Verordnung vom 3. Februar c. 
IP nicht geichehen, wenigſtens nicht Har ausgedrüdt fei, es müffe daher dieferhalb ein Antrag 
ii geteilt werben. 

N Wenn gleich Andere fi) dem widerſetzten und dem Abtheilungdgutachten ſich anſchloſſen, 
fi fo wurde doch die Frage: 
| Soll Se. Majeftät der König gebeten werden, an der Geſetzgebung vom 3. Februar c. 
ohne Suftimmung der Stände nidytö zu ändern? 
mit überwiegender Stimmenmehrheit bejaht. 

Hiermit war die Berathung über dad Gutachten, Die Abänderung der Verordnungen 
vom 3. Februar e. betreffend, gefchloffen und der Marfchall erfuchte den Meferenten um moͤg— 
lichſt ſchleunige Abfaffung deö zu erftattenden Berichtes, 

2. Der nächſte Gegenftand der heutigen Berathung ift dad Gutachten über die Beſchwerde 
des Abg. dv. Brodowski wegen der Nichteinberufung des Abg. v. Koczorowoki zum 
Vereinigten Landtage. 

Pelent zeigte an, daß der Abg. v. Koczorowsoki inzwiſchen verſtorben ſei und trug auf 
Zurücklegung des Gutachtens an, womit die Verſammlung ſich einverſtanden erflärte. 
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3. Hierauf trug der Abg. dv. Münchhauſen-Strausfurt dad Gutachten ber dritten 
Abtheilung über die Beſchwerde des Abg. v. Wegieröfi, wegen der Nichteinberufung des 
Abg. v. Niemojewski zum Vereinigten Yandtage, vor, welches die Befchwerde zurückweiſet. 

Der Antrag fand jedoch Unterftügung und wurde zur Berathung geftellt. 

Nach beendigter Diökuffion wurde die Frage geftellt: 

Eoll Se. Majeftät der König gebeten werden, die Wahl des v. Niemojemwöfi aufrecht 

zu — und die Einberufung deſſelben zum Vereinigten Landtage Allergnädigſt 

zu befehlen? 
und, nad) Ausweis der durch die Ordner bewirkten Zählung, mit 267 Stimmen bejaht und mit 
160 verneint, wodurch die geſetzliche Majorität von zwei Drittel der Stimmen nicht erreicht war. 

4. Demnädft verlad der Neferent dv. Mylius dad Gutachten der achten Abtheilung 
über die Petition ded Abg. Grafen v. Fürftenbera: hinſichtlich der Anftellung von fatho- 
liſchen Militairgeiftlihen bei der Armee und katholifhen Religionölchrern in den Kadetten: 
bäufern des Staates. 

Die Abtheilung bat die Petition dahin befürwortet, daß Se. Majeſtät gebeten werde: 

a) den baldigen Erlaß der neuen Militair-Kirchenordnung zu befehlen, 
b) zu befehlen, daß in den Kadettenhäuſern, in denen katholiſche Zöglinge ſich befinden, 
auch katholiſche Yehrer angeftellt werden. 

Nach einer in Beziehung auf den erften Punkt von dem Minifteriallommiffarius, Ge: 
nerallieutenant v. Rey her, gegebenen Erläuterung, wurde die Frage: 

Eoll Se. Majeftät der König gebeten werden, den baldigen Erlaß der neuen Militair- 

Kirchenordnung zu befehlen? 
mit der erforderlihen Majorität von mehr ald zwei Drittel der Stimmen bejaht. 

Den zweiten Punkt anlangend, fo ſprachen ſich mehrere Mitglieder der Verſammlung, 
nachdem der Kriegöminifter und der Minifterialtommiffarius fidy über dad nicht vorhandene 
Bedürfniß der Anftellung befonderer katholiſcher Yehrer, da für den Religiondunterricht der 
katholiſchen Zöglinge in den Kadettenhäufern geforgt fei, geäußert hatten, gegen dad Abthei— 
lungöqutadyten aus, während andere für daffelbe fid) erklärten. 

Die demnächſt geitelte Frage: 

Soll der Antrag der Abtheilung, 

„daR Se. Majeftät gebeten werde, zu befehlen, daß in den Kadettenhäufern, in denen 
ſich katholiſche Zöglinge befinden, auch katholiſche Lehrer, und zwar foldye, welche zur 
Ertheilung des religiöfen Unterrichts befähigt find, angeftellt werden,“ 

angenommen werden ? 
wurde mit entichiedener Majorität von der Verfammlung verneint. 

5. Hierauf wurde ein Ertraft aus dem Protofolle der achten Abtheilung, betreffend den 
Antrag ded Abg. Kraufe, wegen Abänderung des Verfahrens bei der Wahl und Anftellung 
der evangeliſchen Geiftlihen, vom Abg. v. Prittwitz vorgetragen, welchen die Abtheilung 
an den Provinzial:Landtag von Schleſien verwieſen hat. 

Da der Antrag auch in der VBerfammlung feine Unterftügung fand, fo wurde Darüber 
binteggegangen. 

6. Endlidy verlad derfelbe Referent den Ertraft aus dem Protofolle der achten Abtheilung, 
betreffend die Anträge ded Abg. Krauſe, wegen Vereidung der Schulzen und Gerichts— 
männer, wegen Anftellung eincd Bolizeiverwalterd an jedem Orte und wegen Errichtung von 
Gefängniſſen in jedem Dorfe. 

Die Abtheilung Ichnt den erfteren Antrag ab, und verweiſet den zweiten und dritten an 
den Provinzial⸗Landtag von Schleſien. 

Sämmtliche Anträge erhielten in der Verfammlung feine Unterftügung und gelangten 
deöhalb nicht zur Berathung. 

Hiermit ſchloß der Marfchall die heutige Sigung gegen 4 Uhr und madıte demnächſt 
befannt, daß am Montag Vormittag 10 Uhr eine Sigung der Vereinigten Kurien zur Bes 
rathung ded Gefegentiwurfes in Betreff der öftlihen Eifenbahn ftattfinden werde. 

In der Sigung am 9. Juni vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 

A. v. Rochow. 
v. Bockum-Dolffs. Kuſchke. (Landtagd-Secretaire) v. Prittwitz. v. Mylius. 


880 Eipungd- Protokolle des erften Vereinigten Zandtaged, 


Verhandelt im König. Schloffe zu Berlin, am 8. Juni 1847. 
Neunte Sitzung des Vereinigten Landtages. 
Unter Vorfig des Marſchalls, Fürſten zu Solms-Hohen-Solms-Lich, Durchlaucht. 
Secretaire: die Abg, Freih. v. Waldbott und Siegfried. 

Das Protokoll der geſtrigen Sizung wurde vom Secr., Freih. v. Patow, verleſen und 
darauf genehmigt. 

In einer allgemeinen Angelegenheit erhielt der Abg. Zimmermann dad Wort und 
frug vor: wie er einer Abtheilungsfigung beigewohnt, in welcher man «8 nicht für nöthig 
erachtet habe, fämmtliche zur Behandlung vorliegende Petitionen zu verlefen, fondern es für 
genügend befunden, daß der Referent den Inhalt derfelben refumire. Er halte es für erfor: 
derlich, daß die Betitionen Wort für Wort in den Abtheilungen verlefen werden, und ftelle 
ben Antrag: die beiden Herren Marichälle mögen eine beftimmte Norm hierüber feftftellen. 
Es habe ſich diefed in der fünften Abtheilung damals zugetragen, doch müffe er bemerken, 
daß an jenem Tage auf feinen Antrag alle Petitionen verlefen worden feien. 

Nachdem Se. Durchlaucht der Marſchall ſich dahin ausgeſprochen hatte, daß die fünfte 
Abtheilung nicht der Vereinigten Kurie angehöre, daß darum nicht der vorliegende Fall hier 
zur Sprache genommen werden dürfe, erklärte er die Sache für erledigt. 

Zur Tagedorbnung übergehend, nahm der Referent v. Dranteuffel. feinen Blas ein 
und refumirte berfelbe Die geitrige Debatte dahin, daß die Anfichten ſich ausgeſprochen hätten: 

1. für Zuftimmung zur Allerhöchſten Propofition ; 
2, nicht zur Zuftimmung gewilligt: 
a) weil man nicht in der Yage fei, jeht die Zuftimmung zu ertheilen, 
b) weil man wohl in der Zage, aber nicht von der Nuͤtzlichkeit überzeugt fei, um ſich 
auftimmend erklären zu können. 

Auch Petitionen feien vorhanden, welche zum Theil die Ausführung beträfen; diefe 
möchten angemeffen erft Später zur Berathung fommen. 

Endlid) liege eine Petition ded Abg. Hanfemann vor, welche die Mittel zum Eifen- 
bahn⸗Bau aud dem Staatöfhake zu entnehmen beantrage. Dad betreffende Gutachten werde 
heute zum Vortrage fommen, alddanı er dad Wort zu nehmen wünſche. 

In der darauf folgenden Debatte wurde nur dafür gefprochen, daß der Bau vom Staat 
ausgeführt werden möge, und gaben einige Redner darüber Aufklärung, warum die Aud- 
ſchüſſe im Jahre 1842 ſich im entgegengefegten Sinne für einen Aktienbau erflärt hätten. 
Die Nüpflicykeit wurde anerkannt, auch fprad) Niemand dagegen, daß die Sache eine natio- 
nalpreußiſche und feine provinzielle fei und mit befonderem Jntereffe für die Provinz aus 
vaterländiihem Standpunkt äußerten fi außer Preußifchen Abgeordneten auch die Ab- 
geordneten v. Byla, Siebig, d.d. Heydt, d. Maſſow und Hanfemann, indem fie 
bervorhoben, welcher vaterländifdye Sinn ſich ſtets dort befundet, wie aber aud) ungünftiged 
Schickſal dort Einfluß geübt habe. 

Daß der Bau nad) dem Vorfchlage der Abtheilung eben fo, was Richtung ala Mittel 
betrifft, auögeführt werden folle, tourde mehrfeitig befürwortet und befonderd hervorgehoben, 
daß derfelbe von Berlin bis Königöberg in geradefter Linie und fo ſchnell ald möglid aus 
geführt werden möge. 

Abweichende Anſichten traten hervor. 

Die Richtung anlangend, fo ftellte Abg. Naumann den Antrag, cd möge die Bahn 
auf Poſen geführt werden, und begründete denfelben ebenfowohl auf das Gefeg von 1842, 
als auf den befonderen, durch frühere ungünftige Schickſale herbeigeführten Zuftand der Pro: 
vinz Bofen. Er ftellte dieferhalb folgendes Amendement: 

Für den Fall, daß überhaupt die Zuftimmung zu einer Staatdanleihe befhloffen werden 
follte, erlaube idy mir folgendes Amendement zu ftellen: 

möge die hohe Verſammlung die Staatdanleihe zur Förderung der Herſtellung einer 
Eifenbahn von Berlin nad) Königäberg in Pr. nur unter der Bedingung ——— 
wenn dieſe Bahn die Richtung von Frantfurt a. O. über Poſen und Bromberg nach 
Dirſchau erhält, 
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und es erhielt ſelbiges die erforderliche Unterftügung, obwohl der Königliche Kommiſſarius 
darlegte, tie daffelbe auf jened Gefer fid nicht begründen laffe und wie diefer Plan aud) in 
Berathung geivefen, aber vom Gouvernement nicht die Billigung erhalten habe. 

Ueber die Entnehmung der Mittel traten mehrfache Anfichten hervor. Auf den Vorfchlag, 
daß aus den Etaatdüberihüffen gebaut werden möge, die bedeutender fein würden, wenn 
3.B. der Militairetat nicht, wie ſolches gefchehen fei, Zuſchüſſe erhalte, wurde nicht meiter 
Gewicht gelegt, nachdem der Kriegäminifter augenfällig gemacht hatte, wie aud) der Soldat 
feine Bedürfniffe mit dem Ihaler zu bezahlen habe, der heute nicht mehr im gleichen Ver: 
hältniß zur Waare ftehe, wie früber, und nadydem der Königliche Kommiffariud es für noth- 
wendig erklärt hatte, daß Ueberichüffe, die in günftigeren Finanzjahren fi hoffentlic) wieder 
ergeben würden, nicht ſchon im Voraus ihre beitimmte Verwendung zugewieſen erhalten 
möchten. Die Zeit bringe immer unvorhergefehene Ansprüche mit. 

In einem audführlihen Vortrage fuchte der Abg. Hanfemann feinem Antrage Gel: 
tung zu fchaffen, daß au dem in Frage ftehenden Eifenbahn-Bau die Mittel aus dem Staatö- 
ſchatze, den er auf 30.000.000 Ihlr. und weit darüber vermuthe, entnommen werden mögen. 
Er hält dafür, daß zu jeder Zeit Geld zu befchaffen fein werde, die jegt todtliegenden Sum- 
men der Förderung des Nationalwohlftandes aber entgegen fein müßten. Ein von ihm bier 
— Amendement, lautend: 

e. Majeſtät den König ehrfurchtövoll zu bitten, daß Allerhöchſtdieſelben vorläufig die 
Verwendung von 10,000,000 Ihlrn. aus den im Staatsſchatze liegenden baaren Geldern 
zum kräftigen Angriff ded Baues der Preußiſchen Oftbahn anordnen mögen, 

erhält die erforderlidye Unterſtützung. 

Minifter v. Ihile entgegnet hierauf, daß der Staatöfhag, über deffen Höhe er jeber 
Vermuthung Raum laffe, feiner Beftimmung nad) zum Eifenbahn-Bau nicht verwendet werden 
dürfe. Die Eigenthümlichkeit ded Preußiſchen Staated, geographifd und politiſch, mache 
einen Staatöfhag nothwendig, und die Geſchichte bis in die neuefte Zeit bezeuge die Richtig: 
feit Ddiefer Anfiht. Ob in Nothjahren Geld in den Schatz gelegt, und zu welcher Höhe er 
gefteigert werden folle, ftehe bei dem Ermeſſen Sr. Majeltät. 

In ausführlicher Debatte wurde ed behandelt, ob die Zuftimmung zu einer Anleihe zu 
geben fei, welche zur befchleunigten Herſtellung der fraglichen Eifenbahn verwendet und aus 
dem Eiſenbahn⸗Fonds verzinst werden follte. Ed wurde Dagegen gefprodyen, weniger weil man 
beforgte, ed fönne dadurch eine Abgabenerhöhung herbeigeführt werden, ald vielmehr weil in 
diefer Geldfrage nicht die Zahlen vorlägen, nad) weldyen allein Entfheidung erfolgen müffe. 
Es vertraten dieſe Anficht die Abg. Wächter, dv. Byla, Siebig, v.d. Heydt, Nau— 
mann und Hanfemann. Yebterer hielt für erforderlich, daß zu einer Anleihe im Betrage 
bon mindeftens 20,000,000 Ihten. wohl ein befondered Gefeg vorgelegt werden müffe, und 
erwähnte dabei, daß unfere Finanzverwaltung fo fehr der Einheit entbehre. In entgegen- 
gefegtem Sinne ſprachen fid) aus: Fürft Radziwill und die Abg. Graf Eulenburg, 
b. Maffow, v. Metternich, v. Prondzinski und v. Meding, indem fie vor Prinzi— 
pienftreit warnten und dad Vertrauen hervorhoben, zu welchem an fi) ſchon und indbefondere 
nad) den erhaltenen Eröffnungen vollite Aufforderung vorhanden fei. Auf den Nachtheil 
wurde hingewieſen, den der hieraus folgende Zeitverluft mit ſich bringe, und machte v. Meding 
noch auf den Einfluß aufmerkſam, den eine Beſchlußnahme auf die Entwidelung der ftän: 
difhen Inftitutionen haben dürfte. 

Abg. v. Brünned erörterte Hierauf fein geftern eingereichtes Amendement, in welchem 
er die geäußerten verſchiedenen Anfichten zu einigen hoffte. Daffelbe lautet: 

Die vereinigten Stände-Kurien mögen auf die Alerhödhfte Botſchaft vom 28. März 1847: 

1. fidy damit übereinftimmend erklären, daß die Ausführung der Öftlichen Eifenbahn in 
möglichft direkter Richtung von Ktönigdberg nad) Berlin vom Staate felbit übernommen 
werde und dazu, inöbefondere und vorzugsweiſe zu den Brüdenbauten über die Weichſel 
und Nogat und die damit verbundenen Strom- und Deichregulirungen, einſtweilen die 
dazu beftimmten, dem Eifenbahn: Fonds zu Gebote ftehenden und noch ferner zufließenden 

Mittel verivandt werden. 

2. In der Ueberzeugung, daß fowohl das finanzielle, ald das politifche und militairifche 

Intereffe des Staated erfordern, da derfelbe ſich die völlig freie und alleinige Dispo: 
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ſitlon über dieſe Hauptbahn ſichere, und daß es für die Erreichung dieſed Zwecked 
unumgänglid) nothwendig iſt, dieſe Bahn direkt von hier ausgehen zu laſſen, werde 
allerunterthänigft gebeten, die Strecke von bier direkt über Küſtrin gleich mit in den 
Hauptplan ehren und gleidyzeitig feitftellen zu laſſen. 
3. Dagegen werde, was die San zur Kontrahirung der proponirtin Staats— 
anleihe Behufs der zu befchleunigenden Ausführung diefer Bahn anbetrifft, in Betracht 
| der dabei obwaltenden Bedenken, fo wie auch wegen der gegenwärtigen ungünitigen 

Konjunktur ded Geldmarkted ehrfurchtövoll gebeten, auf die desfallſige Entſcheidung 

| einftweilen zu verzichten und für diefen Zweck dem nächſten Vereinigten Zandtage eine 

Allerhöchſte Propofition vorlegen zu laffen, um fo mehr, ald man hoffen dürfe, daß bis 

dahim die jegige Geldkriſis gehoben fein dürfte, und bei ſodann möglich werdendem um 

jo fräftigerem Angriff der ganzen Bahn, diefe dennoch in der porgefegten Zeit und 
aleidyzeitig mit der Vollendung der Brüdenbauten auszuführen fein werde. 
Nachdem diefem Amendement von der Verfammlung die erforderliche Unterftügung 
gegeben war, bradyte Abg. Kuſchke cin Amendement ein, lautend: ; 
- Sr. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten: 

den Bau der öftlidyen Eifenbahn, namentlich der Brüden, mit den biöherigen Mitteln 

fortfegen zu laffen und den Beſchluß über eine Staatdanleihe zur Fortfegung und 

Beendigung der Bahn dem nächſten Wereinigten Zandtage zu überlaffen. 

entered wurde im Weſentlichen mit dem des Abg. v.Brünned ütbereinftimmend gehalten. 

In der noch folgenden Debatte hielt Graf v. Itzenplitz dafür, daß die Umstände heute 
nicht mehr wie bei Behandlung der Land-Rentenbant vorhanden wären; die Kurie habe ſich 
über ihre politiſche Anſicht ausgeiprodyen und möge jeht Vertrauen bewähren. 

Der Königlibe Kommiffariud refapitulirte hierauf den Gegenftand und die Tebatte, 
hob die Größe ded von der Regierung empfohlenen Werkes hervor und ſprach die Hoffnung 
aus, daß dad Waterland foldyed anerkennen werde. 

AS die Verfammlung hierauf die Abftimmung wünſchte, erflärte der Marſchall, dak 
werſt über den Worfchlag der Abtheilung abgeftimmt werden fol. Sodann würden die 
Amendements zur Behandlung kommen. 

Es wurde in Folge diefes der Antrag der Abtheilung verlefen, welcher lautet: 

auf die Allerhöchſte Botfhaft vom 28, März 1847 die ftändische Zuſtimmung zu erflären 

zu einer Staatdanleibe, weldye ans dem durd) die Allerhöchite Kabinetöordre vom 22. No: 

bember 1842 bis zum Betrage von jährlich 2,000,000 Ihtrn. auögefegten Eifenbahn: Fonds 
au verzinſen und zu filgen, und welche zu verwenden ift, Behufs beichleumigter Herſtellung 
der Öftlihen Eifenbahn von Königsberg did Driefen, unter gleicygeitiger Erbauung der 

Imeigbahn von Danzig dis Dirſchau, 

und nad) dem Willen der Verfammlung mit Namendaufruf abgeftimmt. Nach beiliegender 
Nachweiſung ergaben fid) für den Antrag 179 Stimmen und dagegen 369, wonad) derfelbe 
nicht angenommen iſt. 

Der Marihall ſchloß hierauf um 44 Uhr die Sitzung und beftimmte die nächſte auf 
Morgen, den 9. d. M. Vormittagd 10 Uhr, zur Fortfegung derfelben Frage, 

In der Sitzung vom 9. Juni vorgelefen, genchmigt und unterſchrieben. 

Fürſt au Solms, 
v. Manteuffel IL, 


— — — 


Referent. 
v. Waldbott, Siegfricd, 
Landtags⸗Secretair. Zandtagd-Sceretair. 
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Verhandelt im Königlihen Schlofle zu Berlin, am 9. Juni 1847. 
Zehnte Blenar-Sigung ded Vereinigten Yandtage®. 
Vorfigender: Se. Durdylaudyt der Fürſt zu Solms-Hohen-Solms-Lich. 
Secretaire: die Abg. Dittrich und v. Yeipziger. 

Das von dem Sec. Siegfried aufgenommene und verlefene Protokoll Über die geftrige 
Plenar-Sigung wurde, da keine Erinnerung dagegen erfolgte, genehmigt. 

Bon dem Marſchall dazu aufgefordert, verlad der Abg., Baron v. Gaffron, eine von 
ihm abgefahte allerunterthänigite Denkſchrift auf die Allerhöchſte Botichaft wegen Lebernahme 
der Garantie des Staates für die zur Ablöfung der Reallaften von bäuerlidyen Grundftüden 
zu errichtenden Rentenbanten und ein dazu gehöriged ausführliches Gutachten wörtlich vor, 

in welchem legteren die Gründe Speziell angegeben waren, weshalb man zwar die Yand- 
Kentenbanten als ein jehr wohlthätiges und nützliches Inftitut anerfenne, diefem ohn- 
geachtet aber die verlangte Staatögarantie wenigftend für jegt ablehnen müffe. 

Die bier beobachtete Form, die Dentfchrift an Se. Majeftät den König noch durdy ein 
befondered Gutachten zu motipiren, wurde von einigen Seiten angegriffen und dabei bemerft, 
daß die Gründe für die Nüslichkeit des Inftitutd und für die Ablehnung der Staatögarantic 
zu ausführlidy angegeben wären. 

Der Referent erwiderte hierauf, daß diefe Form bon dem Marfchall gewünfcht worden 
wäre und er kein Bedenken gehabt habe, darauf einzugehen, daß er aber bereit fei, wenn es 
von der hohen Berfammlung verlangt werde, eine Abänderung vorzunehmen. 

Der Marſchall beftätigte Died zwar, hatte aber aud) nichts dagegen, wenn eine andere 
Form beliebt werden follte. 

Hierbei fam ed zur Sprade, daß die Dentſchrift und das Gutachten der Abtheilung 
nod) nicht zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt worden fei, und wurde befchloffen, daß 
dies nod) nachtraͤglich geichehe. 

Als nun zur Tagesordnung übergegangen werden follte, ftellte dad Mitglied der Herren- 
Kurie, v. Duaft, die Anſicht auf: 

daß, nachdem geftern die Anleihe zur Ausführung der Eifenbahn nach Preußen von dem 
Vereinigten Landtage abgelehnt worden fei, die zu diefer Angelegenheit geftellten Amende- 
ments, namentlic der Abg. Hanfemann und v. Brünned, ald Petitionen angefehen : 
und mithin in die befonderen Kurien zur Berathung und Beſchlußnahme gebracht 
werden müffen, 
welcher Anfiht nod einige Mitglieder der Verſammlung beitraten; andere aber unter 
Bezugnahme auf SS 14 und 15 Lit. g des Geſchäftsreglements widerſprachen, indem 
es danad) unbedenklich ſei, daß auch neue, zur Sache gehörige Vorſchläge, wenn fie 
rechtzeitig angemeldet werden, in Erwägung genommen werden fönnen. 
Der Marfchall erklärte hierauf: 
daß, da die betreffenden Vorſchläge aus der Berathung herborgegangen wären und 
die gefegliche Unterftügung gefunden hätten, fie hier audy zur Beſchlußnahme gebracht 
werden müßten, 
Als nun dad ſchon in dem Protokoll der geftrigen Sitzung erwähnte Amendement des 
Abg. Hanfemann, wegen Verwendung von 10,000,000 Ihlen. aus dem Staatöfchage 
zum kräftigen Angriffe ded Baues der Preußiſchen Dftbahn, zur Abftimmung fommen follte, 
zog derfelbe ſolches zurüd, weil fid) durch die Debatte bereits hinlänglich herausgeſtellt habe, 
dak man eine materielle Krage von Wichtigkeit niemals diskutiren fönne, ohne auf die Prin— 
zipien der Verfaſſung zurückgeführt zu werden, und daß cd im der Folge immer mehr noth— 
wendig fein werde, die Staatöregierung auf die ſtändiſche Verfaffung zu ftügen, und daß 
darin gerade die Kraft ded Staated, die Kraft der Monarchie beftche; er mithin durch das 
Refultat der Debatten hinreichend befriedigt fei. 
Das Amendement wurde aud auf die von dem Marſchall geftellte Frage von feinem 
andern Mitgliede wieder aufgenommen. 

Der Abg. v. Brünned gab hierauf zu vernehmen: 
Durch den Gang der geftrigen Debatte fei er veranlaßt worden, fein in dem Protofoll der 
geftrigen Sigung erwähnted Amendement dahin zu modifigiren: 
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daß des Königs Majeftät allerunterthänigſt gebeten werben möchten, Behufs der zu 
beſchleunigenden Ausführung der öftlichen, unmittelbar von Berlin nad) Königsberg zu 
führenden Eifenbahn durch den Staat dem nächſten Vereinigten Yandtage eine Allerhöchſte 
Propoſition vorlegen, und bis dahin die an derfelben begonnenen Arbeiten, wie bisher, 
mit den zu Gebote ftehenden Mitteln fortfegen zu laffen, 

und begründete diefen Vorſchlag hauptſächlich auch dadurd), daß bis zum nädıfien 

Vereinigten Yandtage die gegenwärtige Bedrängnik des Geldmarkted befeitigt und die 

Bedenken, welche von verſchiedenen Eeiten gegen die Bewilligung einer Anleihe aud) 

fonft noch vorgebradht worden wären, bis dahin gehoben fein dürften. 

Indeffen fand auch diefe Faſſung ded Amendementd verſchiedene Bedenken: weil die zu 
Gebote ſtehenden Mittel nicht blod auf die nach Preußen führende Eifenbahn verwendet 
werden könnten, indem noch mehrere andere Eifenbahnen dringend nothmwendig wären, welche 
der Unterftürung des Staates bedürften; weil darin eine beftimmte Richtung, nämlich Die 
unmittelbar von Berlin nad) Königöberg führende, vorgefchlagen fei, während es doch ange: 
meſſen erſcheinen dürfte, die Bahn von Berlin nady Stettin und von da nad) Driefen, oder 
die Bahn von Berlin nad) Frankfurt, wenigftens vorläufig, u benugen, wad dem reiflichen 
Ermeffen der Staatöregierung anheimgeftellt werden müßte, und endlich, teil darin bon 
einer zu befdhleunigenden Ausführung des Baues die Rede fei, während dod) geftern 
ein Beihluß gefaßt worden, weldyer die Beldyleunigung verhindere. 

Aus diefen Gründen, und um das Amendement des Abg. v. Brünned mit dem ded 
Abg. Kuſchke, welches ebenfalls im geitrigen Protokoll erwähnt ift, mehr in Lebereinftim: 
mung zu bringen, wurde im Einverftändniß beider Antragfteller dem Amendement endlich) 
folgende Faſſung gegeben: 

Der Vereinigte Landtag möge ded Könige Majeftät allerunterthänigit bitten: Behufs 
der Ausführung der großen öftlihen Eifenbahn nad Preußen dem naächſten Vereinigten 
Landtage eine Allerhöchſte Propofition vorlegen und bid dahin dic an derfelben begonnenen 
Arbeiten in geeigneter Weiſe fortiegen zu laſſen. 

Bei der demnächſt durch Aufftehen und Eitenbleiben erfolgten Abftimmung erklärten 
fid) 320 Stimmen für und 195 Stimmen gegen dad Amendement, fo daß dafjelbe, da hier 

einfache Stimmenmehrheit maßgebend ift, ald angenommen angefehen werden muß. 

Der Abg. Naumann wollte 
fein geftern angemeldetes Amendement wegen Richtung der Bahn von Frankfurt über Bofen, 
Bromberg nad) Dirſchau nicht weiter geltend machen, 

da durch den geftern gefahten Beſchluß es unmöglich geivorden fei, dem Staate diejenigen 

Mittel zu gervähren, welche zur Ausführung des Baues nothivendig. 

Im Laufe der heutigen Debatte war der Antrag gemacht worden: 
daß die Abftimmungen durdy Namendaufruf, wie Died in der Kurie der drei Stände bereit 
beichloffen, aud) bei den vereinigten Kurien künftig in der Allg. Preuß. Zeitung vollitändig 
Öffentlicht werden möchten. 

Nachdem darüber gefprohen worden, ftellte der Marſchall die Frage: 
Beſchließt die Verfammlung die Veröffentlihung ihrer namentlidyen Abftimmungen ein⸗ 
treten au laffen? 

welche bei der Abſtimmung beinahe einftimmig bejaht wurde. 

Der Referent dv. Manteuffel II. bemerkte nur noch: 

Es wären befanntlic mehrere Petitionen, melde für die öſtliche Eifenbahn befonbere 

Richtungen in Vorſchlag brächten, oder um Unterftügung des Staates zu andern Eifen- 

bahnen bäten, bei dem Landtage eingegangen und bei der Königlichen Propoſition wegen 

der Staatsanleihe zur Oftbahn von der betreffenden Abtheilung mit zur Berathung ge 
zogen und darüber Gutachten abgegeben worden. Man wäre dabei von der Vorguoſctung 
auögegangen, daß die Allerhöchſte Botichaft wegen der Staatsanleihe zur Oftbahn die 
Zuftimmung der VBerfammlung erhalten, mithin eine Beſchleunigung der Oftbahn eintreten 
werde. Nachdem die Juftimmung aber geitern verfagt worden fei, fo entbehrten diefe 
Vetitionen jegt jeded Bindungsmitteld mit der Königlihen Botfchaft; feiner Anſicht nach 
müßten daher jelbige, je nachdem fie von einem Mitgliede der Herren-Kurie, oder von 
einem Mitgliede der Kurie der drei Stände angebracht wären, an die eine oder die andere 
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diefer Kurien zum weiteren Berathung und Bearbeitung im reglementömäßigen Wege 
zurüdgegeben werden. 

Diefer Anficht trat Sowohl der Marſchall ald die Verfammlung bei. 

Nachdem der Marſchall für morgen früh 10 Uhr eine anderweite gemeinſchaftliche Sitzung 
zur Berathung der Allerhöchften Propoſition, die Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer 
und Einführung einer Einkommenſteuer betreffend, angekündigt hatte, wurde die Sitzung 
aufgehoben und das Protokoll in der Sitzung vom 10. verlefen und genehmigt. 


2. Fürft zu Solms. 


b. Manteuffel II, 
Referent. 
Dittrich, v. Leipziger, 
Seccretair. als protokollführender Landtags⸗Secretair. 


— — — 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 10. Juni 1847. 


In der heutigen eilften Sitzung der vereinigten Kurien, unter Vorſitz des Marſchalls, 
—— zu Solms-Hohen-Solms-Lich, Durchlaucht, wurde zunächſt das vorige 

itzungsprotokoll vom 9. d. Mts. verleſen und nad) erfolgter Genehmigung vollzogen. 

Hierauf wurde dad Schreiben des Königlicyen Kommiffarius vom 9. d. Mts., den Zu: 
fammentritt deö Ausſchuſſes ded Vereinigten Landtages wegen Erridytung von Provinzial 
Hülfskaffen betreffend, verlefen (f. daffelbe I S. 1576) und die Vertheilung der mit diefem 
Schreiben eingegangenen 36 Exemplare des Entwurfes zu den Statuten diefer Hülfötaffen 
an die Mitglieder ded Ausihuffed mit dem Bemerken von dem Marſchall zugefagt, daß die 
Berathung über den in Rede ftehenden Gegenftand am 12, d. Mts. Abends 6 hr im König: 
lihen Schloſſe ftatthaben werde. 

Zur Tagesordnung übergehend, verlas fodann der Referent, Abg. dv. d. Maris, den 
erften Iheil des Abtheilungsgutachtens, die Allerhöchite Propofition wegen Aufhebung der 
Mahl: und Schladhtiteuer, Beihräntung der Klafjenfteuer und Erhebung einer Einkommen— 
fteuer betreffend, bid zu dem Abſatze: 

„Die Abtheilung ſchlägt daher dem hohen Yandtage vor: 
die Einführung einer auf den Angaben der Steuerpflidhtigen über ihr Eintommen zu 
gründenden Einfommenfteuer abzulehnen, * 
worauf der Storreferent, Abg. Hanfemann, feinen für den Fall beftimmten Abänderungs- 
borfchlag, daß der vorliegende Gefegentwurf nicht angenommen werden möchte, näher entwickelte. 


Der Abänderungdvorfchlag wurde genugfam unterftügt und lautet wie folgt: 
Der Vereinigte Landtag erfennt den, in dem vorgelegten Geſetzentwurf enthaltenen Grund: 
fat einer gleihmäßigeren Steuervertheilung zwischen den wohlhabenderen und ärmeren 
Volksklaſſen ald richtig und deffen Ausführung, durd) welche die Aufhebung der Mahl- 
und Schlachtſteuer herbeigeführt würde, ald nothivendig an, erachtet jedoch die Verwirk⸗ 
lihung der beabfidtigten Eintommenfteuer wegen deö damit verbundenen fiskaliſchen 
Eindringen in die Familien und Gewerböverhältniffe ald ungeeignet und trägt deöhalb 
bei Sr. Majeftät dem Könige allerunterthänigit darauf an: 
daß dem nädyften Vereinigten Zandtage ein, die Aufhebung der Mahl» und Schlacht— 
fteuer, fo mie die — *— Erleichterung der zu den unteren Stufen der Klaſſenſteuer 
gehörigen Steuerpflichtigen bezweckender Geſetzentwurf vorgelegt werden möge, durch 
welchen die Klaſſenſteuer dem Prinzip der Einkommenſteuer, jedoch ohne nothwendiges 
fiokaliſches Eindringen in die Familien- und Gewerbeverhältniffe, genähert werde. 

Auf die Audeinanderfegung des Finangminifterd dv. Dücöberg, daß durch den vor- 
liegenden Geſetzentwurf feine Steuererhöhung bezweckt, fondern nur der Abficht näher getreten 
werde, vielſachen Mikftänden, die fidy bei der Mahl: und Scyladytiteuer fowohl, ald aud) 
bei der Klaffenfteuer bidher herausgeftellt hätten, angemeffen zu begegnen, — ließen fid) 
mehrere Redner vernehmen, unter denen der Abg. Ditkrich den nachfolgenden Abänderungd- 
vorſchlag vortrug: 
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Abänderungdvorfchlag zu S 1 und 2 ded Gefegvorfchlaged A, wegen Aufhebung der 
Mahl: und Schlachtiteuer, Beſchränkung der Klaſſenſteuer und Einführung einer Ein 
kommenſteuer: 

Se. Majeſtät den König zu bitten: 

1. die Mahl- und Schlachtſteuer aufheben und 

2. zu deren Erſatze und zum Zwecke der Erleichterung der in den untern Klaſſen der 
Klaffenftener Steuernden mehrere Klaſſen anordnen zu wollen, und zugleich folde, 
welche den jegigen höchſten Steuerſatz überfteigen. 

Derfelbe wurde binreihend unterftügt, worauf der Marſchall bemerkte, daß die Unter- 
ftügung nur eine eventuelle fein fönne, indem fid) fpäter erft zeigen werde, inwiefern der 
— hier zur näheren Erörterung ſich eigne. 

Der Abg. Winzler ging ſodann in feinem Vortrage darauf über, daß cd erwünſcht ſei, 
wenn wichtige Gegenftände, wie der vorliegende Gefegentwurf, der Verſammlung zeitiger, 
als geſchehen, mitgetheilt, aud) wenn mit Aufhebung der Mahl» und Scylachtiteuer die 
Klaſſenſteuer ganz allgemein eingeführt würde; da jedod) der erfte Punkt durch die Erklärung 
des Königlihen Kommiffarius im Sigungöprotofolle vom 6.0. Mts. feine Erledigung bereits 
gefunden hat, der zweite aber ald Abanderungsvorfchlag nicht formulirt worden, fo konnte 
dem Antrage, ihm als foldyen zu betrachten, feine Folge gegeben werden. 

Der Abg. Sperling trug demnächſt folgenden, hinreichend unterftügten, Abänderungs- 
vorſchlag vor: 

Ein hober Landtag wolle Se. Majeftät den König ehrfurchtsövoll bitten: 

die Umwandlung der Mahl- und Schlachtſteuer in eine direfte Steuer nur in ſoweit 

Allerhöchſt zu befehlen, als es von den einzelnen Städten, in welchen die Mahl: und 
Schlachtſteuer beftcht, ſelbſt gewünſcht und beantragt wird, 

Rei der Entwicelung diefed Amendements war auf frühere Bedrängniffe und Beſchwerden 
der Stadt Königäberg umftändlidy eingegangen worden, was den Königlichen Kommiffarius 
zu der Erflärung veranlafte, daß er zur fofortigen Auslaffung auf diefe Angaben nicht bin- 
reichend informirt fei, foldhe jedod), wenn die Verfammlung fie wünfchen follte, in der näͤchſten 
Sitzung nachholen werde, was indeß fat einftimmig abgelehnt wurde. 

Der Abg. Graf v. Renard ſprach ſich hierauf für den Entwurf, jedody mit folgenden 
Modifikationen, aus: 

a) daß es jedem Steuerzahler geſtattet fein möge, ein Averſionalquantum anzubieten, und 
daß die Steuerbehörden angewiefen würden, ſolche Anerbietungen vorzugsöweiſe zu 
erleichtern, aud) 

b) daf die Beamten von diefer Befteuerung, als ihr Gehalt fAymälernd, ausgenommen 
erden möchten, 

was inzwiichen feinen Anklag in der Verfammlung fand. 

- Der Marſchall bielt nunmehr die Berathung über den bisher behandelten Gegenftand 
dahin reif, daß zur Abſtimmung übergegangen werden könne; die geftellte Frage: ob die 
Verſammlung die Abjtimmung verlange? lieferte jedoch ein zweifelhaftes Ergebnik, weöhalb, 
um die Zeit mit aufhältlidem Zählen nicht zu verlieren, in der Diokuſſion fortgefabren wurde. 

Der Abg. Krüger trug in Folge deſſen den nachſtehenden, hinreicyend unterftühten, 
Abänderungsvorſchlag vor: 

Ich ſchlage ergebenft vor, de Königd Majeftät allerunterthänigft zu bitten: 

a) von der Einführung einer Einfommenfteuer abzufchen; 

b) dagegen den. größeren und großen Städten, in weldyen bi jeht noch die Mahl- und 
Schlachtſteuer beftcht, deren Beibehaltung, bis fie fi) aus eigener Bewegung zur Ein: 
führung der Klaſſenſteuer entichließen möchten, zuzugeſtehen; 

e) für die, Klaffenfteuer zahlende Ortichaften jedod cin neues Klaſſenſteuer-Geſetz aus 
arbeiten zu laffen, welches die ärmfte Klaſſe möglichft im Abgabenfage überhebt, in 
allen Klaſſen geringere Sprungfäge anordnet und für die reichften Steuerpflichtigen 
angemeffenere höhere Steuerftufen, ald das Klaffenfteuer-Gefek von 1820 feſtſetzt; 

d) bei der Worberathung dieſes Geſetzes ſtändiſche Deputationen aller Provinzen zuzuziehen; 

e) hiernächſt aber dieſen Befegedentwurf dem nächſten Vereinigten Landtage zur Berathung 
Allergnädigſt vorlegen zu laſſen. 
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Nachdem noch mehrere Redner geſprochen, wurde die Sigung wegen Verlaufes der Zeit 
geichloffen und die naͤchſte, zur Fortfegung des heute abgebrodyenen Gegenftanded auf morgen 
früh um 10 Uhr anberaumt. 

In der Sigung am 11. Juni vorgelefen und nad) erfolgter Genehmigung vollzogen. 

2. Fürft zu Solm®. 


b. Bodum:Dolffs, Kuſchke, 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
v.d. Marwitz, 

Referent. 


Verhandelt im Koͤniglichen Schloſſe zu Berlin, ben 11. Juni 1847. 
Zwölfte Plenar-Sitzung der Vereinigten Kurien. 
Vorfigender: der Fürft zu Solmd- Hohen: Solmsd-Lid. 
Seeretaire: die Abg. Freih. d. Patow und Naumann. 
Das Protokoll der Plenar-Sigung vom 10. d. Mis. wurde verlefen und genehmigt. 
Ferner wurde die an Se. Majeftät zu richtende Mdreffe, bezüglich der Allerhöchſten 
Propofitior wegen der Errichtung von Rentenbanten, verlefen und ebenfalld genchmigt. 
Darauf wurde die entworfene Erklärung des Vereinigten Yandtaged auf die Allerhöchſte 
Rropofition, betreffend die Preußiſche Oftbahn, verlefen. Da diefer Erklärung feine Gründe 
beigefügt find, jo fand die Verſammlung fid) nicyt geneigt, diefelbe zu genehmigen, vielmehr 
wurde beſchloſſen: 

den Herrn Referenten zu beranlaffen, die Erklärung umzuarbeiten und derfelben die dafür 

fpredyenden Gründe hinzuzufügen. 

Nach Genehmigung der umzuarbeitenden Erklärung von Seiten der betreffenden Ab: 
theilung bleibt der Vortrag im Pleno der Vereinigten Sturien vorbehalten. 

An der Tagedordnung, zu welcher übergegangen wurde, ift die Yortfegung der Berathung 
über die Allerhoͤchſte Propoſition, betreffend 

die Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer, die Beſchränkung der Klaffenfteuer und 

die Erhebung einer Eintommenfteuer. 

Im Verlauf der Debatte bradyte der Abg. Freih. v. Gudenau ein Amendement fol- 
genden Inhalts ein: 

ae Landtag wolle beſchließen, Se. Majeftät den König allerunterthänigft 

zu bitten: 

1. die Aufhebung der Schlacht- und Mahlfteuer und bie Einführung der Klaffenfteuer 
in allen Städten unter 15,000 Einwohner, auf deren Antrag und zivar, wenn ed die 
Billigkeit erfordern follte, aud) ohne genaue Erfüllung der im 8 8 des Gefeged vom 
30. Mai 1820 geftellten Bedingung, nämlid der Aufbringung eined gleidy hohen 
Steuerquantums, zu geftatten; 

2. in den ſchlacht- und mahlfteuerpflicptigen Städten eine ſolche Veränderung in der Be- 
fteuerung eintreten zu Taffen, daß einige zu den Zurusartifeln gehörige Gegenftände, 
ald 3. B. Wildpret, Geflügel, friſche Fiſche und dergleichen befteuert, dagegen die 
Abgaben von Roggen und Schmweinefleith möglichft herabgefegt, oder wenigitend bon 
Kommunalzufclägen befreit werben; 

3. in gründlidie Erwägung ziehen zu laffen, ob der beabfichtigte Zweck der gleichmäßigen 
Vertheilung der Steuerlaft nicht dadurch annäherungsöweiſe zu erzielen fei, daß: 

a) die in der Rheinprovinz beftehenden 20 Rlaffenfteuer-Stufen in der ganzen Monardjie 
eingeführt und noch einige höhere Stufen hinzugefügt werden, 

b) daß die dort bewilligte Kontingentirung der Klaffenfteuer ebenfalld auf dad ganze 
Königreich audgedehnt werde; 

4. dad Reſultat der dieöfälligen Ermittelungen ebentualiter nebft den betreffenden Aller 
höchſten Bropofitionen dem nächften Vereinigten Yandtage mittheilen laffen zu wollen. 

Das Anendement fand die reglementömäßig erforderliche Unterftügung in der Berfamm: 

lung und wurde daher zur Berathung geftellt. 
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Bevor nad) beendigter Debatte zur Frageftellung gefchritten wurde, bemerkte der Dar 
ſchall auf eine Anfrage ded Grafen v. Arnim: 

ob nad) erfolgter Abftimmung über die Haupffrage noch befondere Vorſchläge, welche auf 

den vorliegenden Gegenftand Bezug haben, in Berathung genommen werden würden? 

a. En allerdingd werde geſchehen können. Dagegen gab der Marſchall dem Antrage deö 
bg. Sperling: 

vos von — eingebrachte Amendement zuerſt zur Abſtimmung zu bringen, 

feine Folge, und ebenſowenig ging der Marſchall auf den Vorſchlag des Abg. v. Auerd- 
wald ein, die Frage zunächſt in folgender allgemeineu Faſſung zu ftellen: 

Beſchließt die Me lemmlıne die Aufhebung der Mahl» und Schlachtſteuer unter der 

Vorauöfegung zu befürworten, daß an Stelle derfelben eine Einkommenſteuer trete? 

In —— auf dieſe Frage erklärte der Königliche Landtags-Kommiſſarius, daß — 
wenn der Vereinigte Landtag den vorgelegten Geſetzentwürfen ſeine Zuſtimmung nicht geben 
ſollte, — es allerdings wünſchenswerth fei, obige Frage nachträglich zur —E zu 
bringen, damit das Gouvernement über die Anſichten der Verſammlung unterrichtet werde. 

Dagegen, daß dies nachträglich geſchehe, erhob fid) fein Widerfpruc und es blieb daher 
vorbehalten, obige Frage nad) Erledigung der zuerft zu ftellenden Frage zur Diökuffion 
und u Abftimmung zu bringen. . 

Darauf wurde vom Marſchall folgende Frage zur Abftimmung geftellt: 

Befchlicht die Verfammlung die Aufhebung die Mahl- und Schlachtſteuer unter der 

Vorausſetzung zu befürworten, daß an Stelle derfelben eine Einfommenfteuer trete, bei 

welcher zur Ermittelung, Prüfung und Feftftellung des derfelben untertvorfenen Einfom- 

mend zunächſt die Angaben der Steuerpflihtigen dienen? 

In Folge reglementsmäßig unterftügten Antrags geſchah die Abftimmung durch nament- 
lichen Aufruf fämmtlicher anmwefenden Mitglieder, und es ergab diefelbe, nad) Ausweis der 
beiliegenden Abftimmungölifte, folgended Refultat: 

die Frage wurde bejaht von 141 Mitgliedern und verneint von 390 Mitgliedern. 

Nachdem die vorgelegten Gefegentwürfe von der Verfammlung durd) diefe Abftimmung 

abgelehnt worden waren, wurde zunächſt noch die Abftimmung über die oben ertwähnte, vom 
Abg. d. Auerswald formulirte allgemeinere Frage beantragt. Außerdem beantragte der 
Graf v. Arnim folgenden Antrag in Erwägung zu ziehen und zur Vorbereitung für die 
Berathung im Plenum an die Abtheilung zu verweiſen: 

Um ſchon jegt eine Erleichterung der ärmeren Klaffen möglich zu machen, erflärt der 
Vereinigte Landtag feine Zuftimmung, daß bis zu feiner Wiederberufung die Klaſſenſteuer 
der Verfonen, welche in den beiden erften Klaffen (oder 6 erften Stufen) der Klaffenfteuer 
veranlagt find, oder künftig veranlagt werden möchten, in der erften Klaffe bid zum dop— 
pelten Betrage, in der zweiten Klaſſe um die Hälfte ded Steuerbetraged unter gleich” 
zeitiger Einſchiebung mehrerer Zwifcyenftufen, fowohl in der erften als zweiten Klaſſe, wie 
foldye ſchon jet von 144 Ihlrn. abwärts in der Rheinprovinz beftchen, erhöht werde zu 
dem Zwecke, um die eilfte und zwölfte Steuerftufe in dem Manfe zu erleichtern, wie ed 
jenes Mehrauftommen der beiden erften Steuerklaſſen geftattet. 

Ferner ftellt der Abg. Freih. v. Binde den Antrag: ' 

des Königs Majeftät zu bitten: 

1. die Mahl- und Schlachtſteuer in den Städten unter 10,000 Seelen aufzuheben und 
den übrigen Städten, wo diefelbe noch erhoben wird, zu überlaffen, an deren Stelle dad 
etatömäßige Mahl- und Schladhtfteuer-Huftommen durch eine Eintommenfteuer nad) 
näherer eftfegung aufzubringen; 

2. die Befreiungen von der Klaſſenſteuer, foweit fie nicht auf Staatöverträgen beruhen, 
oder einzelnen Steuerpflichtigen der unterften Kaffe zuftehen, aufzuheben; 

3. bei der Ktlaffenfteuer zwiſchen den Säßen von 24 und 48 Thlrn drei Zwiſchenſtufen 
mit je 6 Ihr. fteigend, 
zwiſchen den Sägen von 48 und 96 Ihlrn. die Zwifchenftufen mit je 12 Ihlr. fteigend, 
zwischen den Sätzen von 96 und 144 Thlrn. zwei Zwiſchenſtufen mit je 16 Ihlr. fteigend, 
und unter 144 Ihlr. nod) bis zu 500 Ihlen. in angemeffenen Zwiſchenräumen von je 
24 Ihlr. höhere Klaffen einführen, von den durch Diefelben nicht betroffenen Kontri⸗ 
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buenten aber Averſionalquanta, nad) dem Satze von 3 Prozent ded Einkommens be- 
rechnet, nad) näherer Feſtſetzung des Minifteriumd zahlen zu laffen. 

Die Berathung über diefe Anträge konnte heute nicht zum Schluſſe Feführt werden. 
Der Marfchall ſchloß die Sigung und beraumte die nächſte Sigung af Morgen, den 12.d. M. 
Vormittagd 10 Uhr an, in weldyer die heut abgebrodyene Berathung fortgefegt werden foll. 

In der Sigung den 12. Juni 1847 vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 

2. Fürft zu Solms, 


Freih. dv. Batom, Naumann, 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
v. d. Marwitz. 


2* — — —— 


Verhandelt im Königlihen Schloſſe zu Berlin, am 9. Juni 1847. 
Neun und zwanzigfte Situng der Kurie der drei Stände, 
unter Vorfig ded Marſchalls v. Room; 
Secretaire: die Abg. Dittrich und v. Leipziger. 

Das Protofoll der legten Sigung wurde verlefen und, nadydem eine kurze Bemerkung 
dagegen befeitigt worden war, angenommen. 

Der Marſchall eröffnete hiernädyft der Verfammlung: 

daß bei Berathung der Angelegenheiten, welche das rheiniſche Recht betreffen, auf Aller- 
höchſten Befehl Sr. Majeftät ded Königs der Wirkliche Geheime Rath Ruppenthal 
dad Yuftigminifterium vertreten werde, 

und 
daß die Eifenbahn = Petitionen, welche in Folge des Beſchluſſes in der heutigen Sitzung 
des Vereinigten Yandtaged an die Kurie der drei Stände zurückgewieſen worden wären, 
der ſechſten Abtheilung zur Vorberathung zugeftellt werden follten. 

Der Abg. Milde kam nochmals auf den durch die kürzlich ftattgehabten Yandtagd-Ber- 
handlungen, und namentlid) durch die Erklärungen von Seiten der Minifterbant angeblid) 
fehr erfcyütterten Kredit der Preußiſchen Bank zurüd, und ftellte die dringende Bitte an den 
Königlichen Landtags-Kommiffarius: daß Befehle des Allerhöchſten Gefeggeberd in diefer 
Beziehung eingeholt werden möchten, tweldye dem bei der Bank betheiligten Publitum zur 
Beruhigung dienen fönnten. 

Der Königliche Landtags-tommiſſarius fprad) die Ueberzeugung aus: 

daß der Preußifche Staatöfredit auf zu feſter Baſis beruhe, als daß derfelbe durch Miß— 
berftändniffe, wenn fie aud) in hiefiger Berfammlung ftattgefunden, erfchüttert wer⸗ 
den fönnte, 
gab jedoch die Verſicherung: 
daß, nicht um einer ſolchen angeblichen Gefährdung ded Staatöfreditd vorzubeugen, ſon— 
dern lediglich um die Zweifel authentifch zu befeitigen, welche in Beziehung auf die unbe: 
dingte Annahme der Noten der Preußiſchen Bank in den öffentlichen Kaſſen erhoben, 
Vorkehrungen getroffen wären, welche hoffentlich die Verfammlung vollftändig beruhigen 
würden, und ihr vielleicht noch heute mitgetheilt werden könnten. 
- Der Herr Juſtizminiſter Uhden gab noch folgende Berichtigung feiner früheren Er— 
ärung: 
Diefe Angelegenheit wäre nämlid) in einer früheren Sigung ganz unvorbereitet zur Sprache 
gekommen, und fcheue er ſich daher nicht, ed auszuſprechen, daß er rückſichtlich des That— 
fählichen im Irrthum geweſen. Es wären nämlidy von einem Obergericyt Zweifel in diefer 
Beziehung geltend —— worden, welche er theoretiſch nicht als unrichtig erachten konnte. 
Er habe aber dem Obergericht erwidert: 
daß, wenn er auch theoretiſch die Zweifel als richtig anerkennen wollte, doch vom prak— 
tiſchen Standpunkte aus dieſe Zweifel unerheblich wären, da die Banknoten nur als 
durchlaufende Poſten vereinnahmt würden, und deren Realiſirung hauptſächlich bei 
dem ſteten Verkehr der Gerichte mit der Ban, ſelbſt bei bedeutenden Summen, leicht zu 
bewertitelligen wären. 
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Eine authentiſche Interpretation hätte er nicht geben können, da ſolche nur von Sr. Ma: 
jeftät dem Könige zu erlaffen, und er deöhalb dem Ermefjen ded Gerichtd überlaffen müſſe, 
was es zu thu@für gut fände. 

Der Abg. Graf Merveldt rügte noch, daß in der legten Sigung der Kurie der drei 
Stände eine Frage, nämlid): 

ob des Könige Majeftat die ftändifhen Gefege ohne Zuftimmung der Stände nicht 
abändern könne? 
zur Abftimmung gefommen, welche von der Abtheilung noch nicht gehörig borberathen ge: 
weſen fei, und zu Den wichtigften hier vorgefommenen Gegenftänden gehöre, indem der darauf 
gefahte Beſchluß Dad monarchiſche Prinzip abändere, und knüpfte daran den Antrag: 
dag in ähnlichen Fallen die Angelegenheit vorher jedeömal an Die Abtheilung zur gehoͤ⸗ 
rigen Vorbereitung zurückgewieſen werde. 

Diefem Antrage widerſprachen jedoch der Marſchall und ein anderes Mitglied der Ver: 
fammlung und wurde demfelben feine weitere Folge gegeben. 

E8 verlad nunmehr der Abg. Meviſſen den nady dem Beſchluß der Verfammlung 
umgearbeiteten und nunmehr audy von der betreffenden Abtheilung genehmigten Enttourf zu 
einer allerunterthänigften Bittichrift, betreffend die Umwandlung des Handelsamtes in ein 
ſelbſtſtändiges Diniferium für Aderbau, Handel und Gewerbe. | 

Es wurden aud) heute mehrere Erinnerungen gegen die Faffung ded Entwurfes im Al: 
gemeinen und gegen einzelne Stellen gemadht. 

Inöbefondere wurde aber erinnert, daß in dem Entwurf der Antrag geftellt ſei: 

das zur Zeit beftehende Handeldamt in ein Minifterium für Aderbau, Handel und Gr- 
werbe umzuwandeln, 
weil dadurch Er. Majeftät dem Könige beſtimmte Perſonen bezeichnet würden, mad doch 
nicht in der Abfiht der Verfammlung liegen könne. 

Der Referent verſicherte zwar, daß der Beſchluß wirklich in der Art gefaßt worden fei, 
diefem ohngeadhtet einigte fi die Verfammlung dahin, daß die Worte zur Zeit weggelaſſen 
werden follten. 

Nach dem Entwurf follten die Petitionen, in deren Folge die Bitte an deö Könige Ma- 
jeftät gerichtet wird, der Bittſchrift beigelegt werden. Es wurde jedoch befchloffen, daß died 
in dem vorliegenden und in andern Källen nicht geſchehen folle. 

Nachdem noch einige andere Heine Abänderungen beantragt, genehmigt und fogleid im 
Entwurf beivertftelligt worden waren, wurde derfelbe angenommen. 


Es wurde nun zur Tagesordnung gefchritten und von dem Meferenten, Abg. v. Prittwis, 
dad Gutachten der adıten Abtheilung über eine Petition des Abg. Hein und nod) adıt 
Abgeordneter, wegen der Beitragöpflichtigfeit der Dominien zu den Koften des Baues, der 
Reparaturen und der Unterhaltung der Schulhäufer, 

verleſen. 

Die Abtheilung hatte einſtimmig ihr Gutachten dahin geſtellt: 
daß die Petition nur vor den Provinzial-Landtag gehöre und an denſelben zu verweiſen ſei 

Es wurde bei diefer Gelegenheit von einigen Seiten der Wunſch ausgefproden: 
daß die Provinzial-Schulordnungen bald den Provinzial-Landtagen zur Berathung 
vorgelegt werden mochten, 

worauf der Königlidye Yandtags-Kommiffarius erflärte: daß dies ohne Ziveifel bei dem 
nädhjften Zufammentritt der Provinzial-Pandtage gefchehen werde, welcher wahrſcheinlich im 
nädyften Jahre erfolgen werde. 

Das obgedadyte Gutachten der Abtheilung wurde demnächſt einftimmig angenommen. 

Der Referent, Abg. Grabom, lad fodann 
dad Gutachten der achten Abtheilung, betreffend die Petitionen Nr. 347, 367 und 418 
der Abg. Bruft, Kayſer und Gries, auf Feſtſetzung eines Strafminimums bei Holy 
diebftählen, einer Verjährungäfrift für den dritten Wicderholungöfall und auf andere Mo— 
dififationen der Strafgefege bei Holzdiebſtählen, und die Petition Nr. 380 des Abg. 
Merkens auf Amneſtie für Die zum erften oder zweiten Mate wegen Waldfreveld ver: 
urtheilten oder in Unterſuchung befindlidyen Individuen, 
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Die Abtheilung war der Anficht geweſen: 
daß die Anträge durch dad von den Provinzial: Yandtagen bereitö berathene und jegt 
dem Staatörath vorliegende Forft-Strafgefe erledigt werden würden, 
und hatte dem Yandtage nur empfohlen, die Beſchleunigung der Emanirung jene Geſetzes 
bon Sr. Majeftät dem König allerunterthänigft zu erbitten. 

Der Abg., Oberforftmeiiter v. Steffens, führte in einem längern Wortrage aus, wie 
höͤchſt nothwendig und wuͤnſchenswerth die baldige Emanation des Forft-Strafgefeges und 
der damit im Zuſammenhang ſtehenden Yorftordnung fei, worauf der Koͤnigliche Landtags— 
Kommiflarius erwiderte: 

daß beide Gefege, nachdem die verfchiedenen entgegenftehenden Schwierigkeiten befeitigt 
worden wären, nur noch das Plenum ded Staatörathed zu pafliren hätten, und daher die 
baldige Emanation derfelben mit Wahrjcheinlicykeit zugelichert werden konne. 

Es wurde die Frage geltellt: 

ob die Befchleunigung der Emanation des Forft-Strafgefeged von Seiner Majeftät dem 
König erbeten werden foll? 
foldye aber mit Üüberwiegender Stimmenmehrheit verneint. 
Der Abg v. d. Hehydt hatte dad Amendement geftellt: 
daß des Königs Majeftät gebeten werden möchte, aud) das Forft-Strafgefeh, bevor es er- 
laffen, nochmals dem Vereinigten Yandtage vorlegen zu laſſen; 
und bezog ſich in Diefer Hinficht auf den wegen deö allgemeinen Strafrechtes gefahten Beſchluß. 

Nachdem man fowohl für ald gegen dad Amendement gefprodyen, wurde daffelbe eben- 
falld mit überwiegender Stimmenmehrheit abgelehnt. 

Der Antrag des Abg. Mertens auf Amneftie einer gewiffen Kaffe von Forftfrevlern 
fand in der Berfammlung, eben fo wie in der Abtheilung, gar feine Unterftügung, und fam 
daher gar nicht zur Berathung. 

Am Schluß der heutigen Sigung verlad der Königlidye Landtags-Kommiſſarius die 
nachſtehende, ihm fo eben zugekommene Allerhödyite Kabinetsordre an das Staatöminifterium: 

Es ift durch das Staatöininifterium zu Meiner Kenntniß getommen, daß über die 
Auölegung ded 8 33 der Banfordnung vom 5. Oftober v. 3., wegen Annahme der Noten 
der Preußiſchen Bant bei öffentlichen Kaffen, neuerlid) Zweifel fid) fund gegeben haben. 

Zur Befeitigung diefer Zweifel will Ich, nad) dem Antrage des Staatdminifteriums, 
hierdurch ertlären, daß ſämmtliche öffentliche Kaffen, zu denen in diefer Beziehung aud) 
Die gerichtlichen Depofitaltaflen geredynet werden follen, unter allen Umſtänden verpflich— 
tet find, die Noten der Preußiſchen Bank für den vollen Betrag, auf weldyen diefelben 
lauten, in Zahlung anzunehmen. Diefer Mein Befehl ift durd) die Geſetzſammlung zur 
Öffentlichen Kenntniß gu bringen. 

Sandfouci, den 9. Juni 1847. 

Friedrid Wilhelm. 
An das Staatöminifterium. 
Hierauf wurde die Sitzung geichloffen und dad Protokoll in der Sitzung vom 12. Juni 
borgelefen, genehmigt und unterfhrieben. 
A. v. Rochow. 
v. Prittwitz. Grabow. 
Dittrich, v. Leipziger, 
Secretair. als protofollführender Landtags⸗Secretair. 
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Verhandelt im Königlihen Schloffe zu Berlin, am 11. Juni 1847. 
Dreißigſte Plenar-Sigung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marſchalls v. Rochow; 
Secretaire: die Abg. Freih. v. Patow und Naumann. 

Am Schluſſe der heute ftattgehabten Plenar-Sitzung der vereinigten Kurien blieben in 
Folge der Aufforderung des Marſchalls die Mitglieder der Kurie der drei Stände verfan- 
melt, um die entworfene Erklärung, betreffend die befchloffene Petition an Seine Majeftät 
wegen Abänderung der Verordnungen vom 3. Februar d.%., zu hören. Die entworfene 
Erklärung wurde vom Referenten, Abg. d.d. Schulenburg, borgelefen und nad) Erle: 
digung einiger Erinnerungen von der Verfammlung genehmigt. 

Ein Antrag, diefe Erklärung mit dem ftenopraphifchen Protofofle zu veröffentlichen, 
wurde vom Antragfteller zurüdgenommen, und darauf demfelben keine weitere Folge gegeben. 

Der Marſchall Schloß die Sigung und beraumte die nächfte Sigung auf morgen den 
12. Juni c. nad) dem Schluffe der ftattfindenden Plenar⸗Stzung der Vereinigten Kurien an. 
Zur Berathung werden fommen: 

1. dad Gutachten, betreffend die Todederflärung verfchollener Seeleute; 
P ⸗ betreffend die Vorlegung aller Geſetze über dad Prozeß⸗ und Gerichls⸗ 
verfahren an die Stände; 
: -e betreffend die Schärfung der Strafen für Diebftahl, Raub und ähn- 
liche Verbrechen; 
P über verſchiedene Gnabdengefuche; 
« über die Mufhebung der Erbfchafts- Stempelfteuer bei der Succeſſion 
unter Eheleuten; 
über einfadyere und bifligere Einrichtung der Gerichtötoften; 
über baldige Emanirung von neuen Exekutions- Konkurs- und Prozeß: 
ordnungen: 
P : er 2 Tragung der Kriminaltoften in unbermögenden Unterfuhunge- 
achen; 
F ⸗ wegen Vertagung des Landtages. 
In der Sitzung vom 12. Juni vorgeleſen, genehmigt und vollzogen. 
A. v. Rochow. 
Freih. v. Patow, Naumann, 
Landtags⸗ Secretair. Landtags⸗ Secretair. 
v. d. Marwitz. 
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Verhandelt im Königlihen Schloffe zu Berlin, am 12. Juni 1847. 
Ein und dreikigfte Sikung der Kurie der drei Stände. 

Das Protokoll der vorigen beiden Sitzungen wurde verlefen und genehmigt, worauf der 
Marſchall befannt macht, daß nach dem Ergebniß der eben geſchloſſenen Sigung der Ber: 
einigten Rurien mehrere Betitionen, Steuerreformen betreffend, an die Kurie der drei Stände 
zurüdgelangt und in derfelben berathen werden müffen; er erfuche die fiebente Abtheilung, 
diefe Vorberathung zu übernehmen, die Vetitionen aber werde er, fobald diefelben an ihn ge 
langt feien, der Abtheilung zuweiſen. 

Eingegangen fei der Beſchluß ber Herren-Kurie, betreffend Die alferunterthänigfte Bitte 
um Abänderung ded Neglementö; er erfuche die vierte Abtheilung, die Berathung im pleno 
vorzubereiten. 

Kerner fei eingegangen ein Schreiben des Landtags-Kommiſſarius, betreffend die An- 
weſenheit zweier Fremden in der Sigung, und ald Anlage zu demfelben das Vernchmungt- 
protofoll diefer Fremden, welche beiden Attenftüde durch den Secretair verlefen wurden. 
Da dad Vernehmungäprototoll befagt, dak der Pfarrer Robert Brauner mit dem Abg. 
MWerner allerdings vor der Eigung zur Beſichtigung des Lokals eingetreten fei, jo nahm 
der genannte Abgeordnete zu der Bemerkung Veranlaffung, wie es häufig vortomme, daß 
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Areinde den Situngöfaal zur Anfhauung befuchten, er habe den Pfarrer Brauner vor 
Beginn der Sigung verlaffen, und werde die Berfammlung ihm dad Zeugniß geben, daß er 
die Schuld nicht trage, wenn der Fremde ungefeglic gehandelt habe. 

Abg. v. Aueröwald ſchlägt vor, nad) Allem, was bereitd über diefen Gegenftand ver: 
handelt worden fei, denfelben zu verlaffen und zur Tagedordnung überzugehen. 


Dies gefchieht; vorher hat aber der Abg. Flemming nod dad Wort und macht darauf 
aufmerffam, daß er in der Preußiſchen Staatözeitung vom 10. d. M. das Prädikat „von“ 
erhalten habe; er theile dies mit, damit der Gegenftand in der heutigen Stenographie feine 
Berichtigung finde. 

Der Landtags-Marſchall fagt, er fei zwar bis jet dem Grundfaße gefolgt, die Gutachten 
nad) der Reihefolge ihred Eingangs zum Vortrage zu bringen, um feine Willfürlichkeit aud- 
zuüben. Ausnahmen hiervon hätten nur die Gutachten gemacht, welchen die Verfammlung 
einen Vorzug zu geben gewünſcht habe. Es fei nun unter den zur Berathung bereit liegenden 
Petitionen auch die eine Vertagung des Yandtaged beantragende, und er frage die Verſamm— 
lung, ob fie diefe zuerft an der Tagesordnung wünfhe? Die Majorität erhob ſich für Be— 
jahung diefer Frage und Weferent v. Platen trägt dad Gutachten der Abtheilung vor, 
welches in feinem Beſchluſſe ablehnend lautet. 

Auf die Frage ded Marſchalls, ob die erforderlihe Majorität für die Berathung vor: 
handen, da der Antrag in der Abtheilung abgelehnt fei? erhoben fidy mehr ald 24 Mitglieder. 

Es wurde in der Debatte hervorgehoben, gegen den Antrag der Abtheilung, daß die 
Noth, auf welche die Petition ſich ftüge, gegenwärtig nod) eben fo vorhanden, wie damals. 

Für den Antrag: daß der Antrag auf Vertagung ſchicklicher Weiſe nicht von der Ver: 
fammlung ausgehen dürfte, fondern daß vielmehr, ohne eine Anregung von diefer, der Gegen- 
ftand dem mweifen Ermeffen der Krone überlaffen werden müffe. Bei diefem Ermeffen würde 
gewiß erwogen werden, ob nicht wichtige Gründe für eine Vertagung vorhanden feien, ob 
eine ſolche den Wünſchen eined großen Theiles ded Landes entipredye, und ob fie nicht zugleich 
ein Mittel abgebe, manche Schwierigkeiten der gegenwärtigen Lage zu befeitigen. 

Gegen den Antrag der Abtheilung wurde erwähnt, daß menigftend nody 6 bis 8 Wochen 
erforderlich, um alle Anträge gu erledigen; es fei für die Krone und dad Land wünſchenswerth, 
alle Gegenftände gründlich zu behandeln, die Unmöglichkeit, in einer Woche fertig zu werden, 
fei evident, die Gegenftände nicht zu erledigen nicht rathfam, und in diefer Beziehung eine 
Bertagung wohl wünfchendwerth, da wenige Mitglieder des Landtages darauf eingerichtet 
fein möchten, nod) eine geraume Zeit aus ihren häuslichen Geſchäften entfernt zu bleiben. 

Zur Unterftügung vorftehender Anficht wurde ferner angeführt, daß wohl nody 250 ver- 
ſchiedene Materien zu berathen feien, ohne die gewiß viel Zeit erfordernde Allerhöchſte Pro- 
pofition, die VBerhältniffe der Juden betreffend; dann endlich der ſchwierige Geſchäftögang, 
wonady aus der Herren-Kurie Gegenftände zur abermaligen Berathung an diefe Kurie 
zurüdgelangten. 

Nachdem in diefem Sinne für und gegen den Antrag noch mehrere Redner gefprochen, 
wurde darauf aufmerffam gemacht, daß die Debatte fid) in einem Kreife herumbewege, wenn 
der Landtags Kommiſſarius nicht vorher gebeten werde, fi) zu äußern, ob eine Verlängerung 
des Landtages in Audficht ftehe, und überhaupt von feinem Standpuntte aus feine Gefin- 
nung über den Gegenftand auszuſprechen. 

Der Landtags: Kommiffarius erwiderte, er habe ſich alfo über zweierlei auszuſprechen, 
einmal darüber, ob die Vorausſetzung der Abtheilung, daß die Furcht des Landes vor der 
Noth verſchwunden fei, richtig. Er gab in diefer Beziehung die beruhigendften Mittheilungen, 
Der andere Punkt, über welchen Neußerung von ihm verlangt werde, fei die Vertagung. 
Die Vorausſetzung, es fei eine neue Verlängerung befchloffen, fei unrichtig. Man habe ge- 
glaubt, von Tage zu Tage das Stadium, in welches die Verhandlungen bis zum Ende der 
nächſten Woche fommen könnten, näher beurtheilen zu können; cd habe demnad) im Staats: 
minifterium noch feine Berathung über Verlängerung ftattgefunden, er fei deöhalb aufer 
Stande, zn fagen, ob es in der Abficht liege, dem Landtage eine weitere Frift zu beioilligen, 
nur dad müffe er bemerken, daß es nicht in dem Willen des Gouvernements liegen könne, 
diefen Schluß abfolut auf nächſten Sonnabend feitzufegen; wenn etwa an diefem Tage eine 
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Verhandlung ſchwebend fein follte, deren Ausſetzung auf Woden und Monate nicht 
wünfcyendwerth fein könnte. 
Abg. v. d. Heydt macht den Vorſchlag, die Frage dahin zu ftellen: 
Beihylicht die Verfammlung, Seine Majeftät zu bitten, den Bereinigten Yandtag nad) 
einer am 19. d. M. zu erfolgenden Bertagung, Behufs Erledigung der nod) vorliegenden 
Geſchäfte, zu einer geeigneten Zeit wieder einzuberufen? 
Nach mehrfacher Debatte über die Frageftellung wurde folgende Frage von dem Land: 
tags⸗Marſchall zur Abſtimmung gebradıt: 
Beſchließt die Berfammlung, Se. Majeftät den König zu bitten, Behufs der Erledigung 
der vielen vorliegenden Geſchäfte nad) Ablauf der Allerhöchſt für die Dauer des Vereinig 
— beſtimmten Friſt denſelben zu vertagen und zu geeigneter Zeit wieder ein: 
zuberufen 
Diefe wurde von einer Majorität von mehr ald zwei Drittel durch dad Zeichen des Auf: 
ſtehens bejaht. 
Hierauf die Sigung geſchloſſen, Die nächſte auf Montag Morgend 10 Uhr anberaumt 
und für diefelbe die Allerhöchſte Propofition, Die Juden betreffend, an der Tagesordnung erklärt, 
Vorgelefen, genehmigt und unterfchrieben. 


A. v. Rochow. 
Freih. v. Waldbott, Siegfried, 
Landtags: Seeretair. Landtagd » Seeretair. 
v. Blaten, 
Referent. 


Verhandelt im Königlichen Schloffe zu Berlin, am 14. Juni 1847, 
Der vorfigende Yandtagd-Marfchall v. Roch ow erklärte in heutiger 
zwei und dreißigften Sigung 
der Kurie der drei Stände, in welcher die Secretaire v. Zeipiger und Dittridy amtirten, 
dad Vrotofoll über die vorhergehende Sitzung, gegen welches kein Widerſpruch erhoben 
wurde, für genehmigt, theilte mit, daß nad) einem Schreiben des Königlichen Kommiffarius 
der Königlihe Staate- und Minifter des Kultus, Eihhorn, nad Ällerhöchſtem Befehle 
Sr. Majeftät des Königd durch den Königlichen Geheimen Regierungsrath Dr. Brügge: 
mann bei Berathung der Allerhöchſten Propoſition über die Zudenverhältniffe werde ver: 
treten werden, und veranlaßte Die Vorleſung eined Schreibens des Königlichen Yandtage- 
Kommiffarius vom 11. d. M, in welchem anheimgeftellt ift, für diefesmal die nad $® 
der erften Verordnung vom 3. Februar d. 3. dem Vereinigten Yandtage obliegende Abnahme 
der Rechnung der Hauptverwaltung der Staatöfhulven, ohne die borbereitende Prüfung 
der Landesichulden- Deputation, nad) Vorschrift ded 827 der Geſchäfts-Ordnung zunächſt 
an die Abtheilungen und demnächſt an dad Plenum der beiden Kurien gelangen zu laflen, 
weil die Kurie der drei Stände in der Sigung vom 5. d. M. beichloffen hat, eine Bitte an 
des Königd Majeftät dahin zu richten, daß in Erwartung der Wicdervereinigung ded Ver- 
einigten Landtages innerhalb eines vierjährigen Zeitraumes, die Wahlen der Vereinigten 
Ausihüffe und der Deputation für das Staats-Schuldenweien erlaffen werden mögen, und 
die Wahl der Iekteren fo ange werde audgefegt bleiben müffen, bis ſich herauögeftellt habe, 
ob die Herren-Kurie jener Bitte ſich anſchließen, eventualiter bis des Königd Majeftät dar: 
fiber entſchieden haben erde. 
Diefe Vorberathungen übertrug der Landtags-Marſchall der ficbenten Abtheilung und 

ed entgegnete der Königliche Kommiffarius, auf die Bemerkung ded Abg. Milde: 

daß die Erftattung des Gutachtens don einer Abtheilung beider Kurien gemeinſchaftlich 

werde erfolgen müffen, 
rer 88 der Verordnung vom 3. Februar d. 3. das eingeleitele Verfahren 
vorſchreibe. 

Der Abg. Stark bat den Landtags-Marſchall, daß die Berathung über den von ihm 

mit mehreren Abgeordneten angebrachten Petitiondantrag, wegen Errichtung eined Kredit⸗ 
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inftituted für alle Aderbefigungen im Stande der Yandgemeinen, noch vor dem, num nahe 
bevorstehenden, Schluffe ded Yandtaged möge angeordnet werden, worauf der Yandtags- 
Marſchall entgegnete, daß er nad) beendeter Berathung über die jetzt vorliegende Aller: 
höchſte Propoſition Mittheilung madyen werde, welche Gutachten nady der Reihefolge, in 
welcher diefelben eingegangen find, zur Berathung gelangen, und daß alddann diejenigen Pe— 
titionsanträge zur Sprache gu bringen fein werden, deren vorzugsweiſe Berathung die Mit- 
glieder der Werfammlung beantragen, was dem Antragfteller auch rückſichtlich der feinen 
anheimgeitellt bleibe. 
; Der Abg. v. Platen lad hierauf die an ded Königs Majeftät gerichtete Bitte vor, 
etreffend: 
Die Vertagung ded Yandtaged nach deſſen jegiger Beendigung und deffen Wiedereinberu: 
fung Behufs Erledigung der vielen noch vorliegenden Geſchäfte, 
gegen deren Form der Abg. Freib. v. Winde erinnerte: daß fie nicht an des Königs Majeftät 
zu richten, alſo nicht in Form einer Adreſſe, fondern ald Erklärung zu fallen fei, gemäß dem 
Gefchäftsreglement und daß die Form der Erklärungen bei Petitionen, die an die Herren: 
Kurie gelangen, eine andere fein müffe als die derjenigen, welche Allerhöchſte Bropofitionen 
betreffen, womit fidy der Yandtagd-Marfichall und der Neferent einveritanden erklärten. In 
diefer Art wurde die Erklärung angenommen. 

Der Abg. Wächter beantragte, die Berichtigung im ftenographifchen Berichte über Be- 
rathung der Allerhöchſten Propofition, betreffend die Aufhebung der Mahl: und Schlacht— 
fteuer und Einführung der Einkommenſteuer, in der Art, daß anitatt des Namens „Beder“ 
der feine zu nennen fei, worauf der Landtags-Marſchall, zur Tagesordnung übergehend, die 
Berathung veranlaßte über die Allerhöchſte Bropofition: 

den Entwurf einer Verordnung über die Verhältniffe der Juden betreffend, 
zu welchem Zwecke der Neferent, Bürgermeifter Sperling, den Eingang ded Gutachtens 
verlas, welchen der Landtags-Marſchall zur Diskuſſion ftellte, die der Königliche Landtags— 
Kommiffarius mit Ausdeinanderfegung der Prinzipien des Geſetzesvorſchlages eröffnete und 
in deren Verlaufe der Abg. Milde den Antrag anbradte: 
Er. Majeftät allerunterthänigit zu bitten, da8 Geſetz vom 11. März 1812, unter Auf- 
hebung aller anderweitig geltenden Judenordnungen, in dem ganzen Umfange der Mo: 
narcie einzuführen und die SS 9 und 39 diefed Geſetzes in legislatoriſchem Wege und in 
Vereinbarung mit den Ständen demnächſt zur Erledigung zu bringen. 
Ferner bradyten Abänderungsvorfchläge ein der Abg. Winzler dahin: 
den Geſetzvorſchlag im der Art zu faffen: die Juden genießen in allen Zandeötheilen Un— 
ferer Monarchie, mit Ausschluß der konfeffionellen Maßnahmen, bei gleichen Pflichten aud) 
gleiche Redyte mit Unſeren chriftlihen Unterthanen; 
der Abg. v. Bederath lautend: 
die Juden, weldye in den verfchiedenen Provinzen ihren Wohnfig haben, genichen neben 
leihen Pflichten gleihe Rechte mit Unſeren chriſtlichen Unterthanen und follen nad) den 
für dieſe Dafelbft geltenden geſetzlichen Worichriften behandelt werden, 
und der Abg. Freih dv. Yandöberg-Steinfurt dahin gerichtet: 
Er. Majeftat den König, unter Bezugnahme auf 8 16 der deutichen Bundesakte vom 
8. Juni 1815, allerunterthänigft au bitten, über einen Gefegentwurf, die Verhältniffe der 
Juden betreffend, ein Gutachten ſachkundiger und Vertrauen verdienender Juden aus allen 
Provinzen einholen zu laffen und einen ſolchen Gefekentwurf mit diefem Gutachten dem 
nächſten Vereinigten Zandtage vorlegen, bis dahin aber Allergnädigft anordnen zu mwol- 
len, daß es in allen Yandeötheilen bei den beftehenden Geſetzen verbleibe, fofern nicht befon- 
dere Veranlaffungen ein Anderes erfordern. 
Den Iehteren Theil ded Vorſchlags zog der Antragfteller jedoch zurüd. 

Der Landtags-Marſchall hob, nachdem die Debatte bis zum Schluffe der Sigung fort: 
ar worden, diefe auf, mit Anberaumung der nächſten für Morgen und Anordnung der 

ortfegung der Berathung über diefelbe Allerhöchſte Bropofition. 

Vorgelefen, genehmigt und in der Ze bom 15. Juni vollaogen. 

Av. Rochow. 
v. Zeipziger, Yandtagd-Cecretair. Dittrich, Prototollführer. Sperling. 
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Verhanbelt im Königl. Schloffe zu Berlin, am 15. Juni 1847. 
Drei und dreifigfte Situng der Kurie der drei Stände, 
unter VBorfig des Marſchalls v. Rochow. 
Secretaire: v. Bodum-Dolffd und Kuſchke. 

Nach Verlefung und Genehmigung ded Prototolld der geftrigen Sigung erhielt der 
Abg. v. Metternich dad Wort. Derfelbe bemertte: 

Unter den Betitionen, welche von dem Vereinigten Zandtage an die Kurie der drei 
Stände zurüdgelangt feien, befinde fi) der Antrag wegen Ausbaues der Köln: Deinden, 
Thüringiſchen VBerbindungs-Eifenbahn, weldyer vorzugäweife der Erledigung bedürfen möchte; 
er bitte * Marſchall, die Verſammlung zu befragen, ob ſie dem Geſuche zu willfahren 

eneigt ſei. 
Der Marſchall erwiderte, mit Rückſicht auf feine geftrige Erklärung, daß er die Gut- 
achten, wie fie eingegangen, zur Berathung bringen werde, eö fei denn, daß die Berfammlung 
dem einen oder andern Gegenftande den Vorzug gebe, worüber fie feiner Zeit werde befragt 
werden. 

Der Abo. v. Winde beſchwerte ſich, daß in dem ſtenographiſchen Berichte über bie 
Sitzung der Kurie der drei Stände vom 9. d. M. eine Bemerkung von ihm, daß in ber 
Aeußerung eincd Mitglieded eine Beleidigung der Verſammlung gelegen habe, nicht enthalten 
fei, und fragte: ob die Secretaire jene Bemerkung geftrichen hätten? 

Secretair v. Leipziger erwiderte, daß nad) feinem Wiffen der Abg. v. Binde jene 
Aeußerung nicht gemacht habe, weshalb er ſich verpflichtet gehalten habe, die betreffenden, 
dem ſtenographiſchen Berichte nachträglich zugefügten Worte zu ftreichen. 

Auf die Entgegnung des Abg. v. Winde, daß er ſich mit Beftimmtheit bewußt fei, jene 
Aeußerung gemacht zu Di und man erwarten müße, daß in Faͤllen der beregten Art die 
Gecretaire mit den betreffenden Nednern Rückſprache nehmen würden, und auf die Erwide— 
rung von der andern Scite, daß die Secretaire Died ald eine Pflicht nicht übernehmen könn: 
ten, wurde vom Marſchall das biöherige Verfahren der Secretaire gebilligt. 

Derjelbe Abgeordnete beantragte den Abdrud fänmtlicher Enttwürfe zu den Erklärun 
gen der Stände. Mehrere derfelben feien in der Allg. Preuß. Zeitung abgedrudt, andere 
aber nicht, wie Died namentlich mit dem Abtheilungsgutachten, die Abänderungen der Ber: 
ordnung vom 3. Kebruar betreffend, der Fall geweſen. 

Der Marſchall bemerkt, daß in diefem Fall der Beſchluß der Verfammlung maßgebend 
getvefen fei, daß in der Negel aber die Veröffentlichung erfolge. 

Nach Anzeige des Marfchalld, daß der Geheime Regierungdratt Schröner dad NMini- 
fterium ded Innern bei der heutigen Berathung vertreten werde, wurde zur Tagedordnung 
übergegangen. 

Die meiften Redner ſprachen fid gegen den Geſetzentwurf, die Verhältniffe der Juden 
betreffend, und für die vollftändige Emancipation der Juden aus, von denen mehrere ſich 
dem, von dem Abg. dv. Bederath geftern geftellten Amendement anfdyloffen; andere erflär- 
ten fich für dad Gutachten der Abtheilung, andere wieder pure für den Geſehentwurf, wäh- 
rend einige dad Edikt vom Jahre 1812 auf ſämmtliche Provinzen, allenfalls mit Auönahmt 
der Provinz Poſen, auögedehnt wiſſen wollten. 

Der Königl. Yandtags-Kommiffarius und der Kommiffarius des Minifteriumd der geifl- 
lichen Angelegenheiten begegneten den gemachten Eintwürfen gegen den Geſetzentwurf, und 
obgleich noch achtzehn Abgeordnete das Wort begehrt hatten, fo wurde doc, auf den Be: 
fhluß der Verfammlung, die allgemeine Didkuffion gefchloffen und nach einer Schluß 
bemerkung des Meferenten zur Berathung der einzelnen Beftimmungen ded Geſetzentwurſo 
gefchritten, nachdem der Landtags-Marſchall noch bemerkt hatte, daß der geftrige Vorſchlag, 
an Stelle ded ganzen Gefeged nur den $ 1 deffelben mit der nöthigen Weränderung anzı- 
nehmen, erft nad) der Berathung derjeingelnen Paragraphen zur Adftimmung fommen könne. 

Referent verlad den Eingang und den $ 1 des Geſetzentwurfs, ingleichen das Gutachten 
hierüber, welches den Eingang und den $ 1 bis nad) der Berathung des ganzen Entwurf 
audzufegen vorſchlägt. Died ward von der VBerfammlung genehmigt. 

Nach Verlefung der 88 2— 14 des Geſetzes und des Abtheilungsgutachtens zu 8 2 
wurde die Diökuffion über den & 2, die Bildung von Judenſchaften betreffend, eröffnet, 
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Der Abg. Graf v. Schwerin machte den Vorſchlag: auch in Kultusangelegen- 
heiten feine Judenſchaften zu bilden, welder hinreichende Unterftügung erhielt. 

Der Abg. v. d Heydt trug auf gänzlihe Streihung des $ 2 an, indem er jede Ein: 
miſchung in die Kultusangelegenheiten für bedenklich hielt, und der Abg. Aldenhoven ftellt 
das Amendement: 

die Juden find befugt, nad) Maßgabe der Orts- und Bevölkerungsverhältniſſe fidy als 

Synagogengemeinen zu vereinigen, 

welches ebenfalld hinreichend unterftügt ward. 

Referent und mehrere Abgeordnete ſprachen ſich für Bildung von Storporationen in Kul— 
tudangelegenheiten entſchieden aus, welche Anficht auch von dem Königl. Landtags-Kom— 
miffarius und dem Minifterialtommiffariud vertheidigt ward, während Andere fid) den obi- 
gen Amendements anfchloffen. 

Der Abg. v. Meding hielt es nothwendig, zunächſt darüber zu berathen: ob Juden- 
ſchaften gebildet werden follen, welche ſich mit etwas Anderem, als mit Kultusangelegenhei- 
ten zu befchäftigen haben, und trug darauf an, die Frage hierüber zu ftellen. 

Der Marſchall ordnete indefien die Abftimmung über die gemachten drei Vorfchläge an 
und ftellte, nachdem der Abg. Graf v. Schwerin dem Amendement des Abg. Aldenho- 
den ſich angefchloffen hatte, folgende ragen: 

1. Soll der 8 2 ded Gefegentwurfd wegfallen? 

2. Soll den Juden lediglid) die Befugniß zuftehen, nad) Maßgabe der Ortd- und Bevöl— 
ferungsverhältniffe zu Spnagogengemeinen fid) zu vereinigen? 

3. Soll der Vorſchlag der Abtheilung angenommen werden? 

Die erfte und zweite Frage wurde gegen wenige bejahende Stimmen verneint, dagegen 
die dritte Frage fait einftimmig bejaht. 

Eben fo wurde der Vorfchlag der Abtheilung, ftatt: Judenfhaft, Synagogengemeine 
und statt: Judenſchaftbezirk Synagogenbezirk, zu gebraudyen, angenommen. 

Referent verlad nun die 88 3, 4, 5, 6, 7 und 8 des Gefegentwurfes und dad Gutachten 
zu denfelben, welches überall angenommen wurde. 

Der Abg. d. Auerswald fam auf den zweiten Sat des $ 3 zurüd und beantragte die 
Streihung der Worte: 
einfhliehlid der etwa vorhandenen Gläubiger. 

Der Antrag ward unterftügt und die Diökuffion darüber wurde eröffnet. 

Der Vorſchlag fand indeffen Widerſpruch, aud) ward demfelben entgegengefekt, daß der 
$ 3 bereits nad) dem Gutachten der Abtheilung angenommen fei. 

Der Marfhall brachte jedoch die Frage: 

Sollen die Worte im zweiten Satze des 8 3: „einſchließlich der etwa vorhandenen Gläu— 
biger, geftridyen werden? 
zur Abſtimmung, weldye mit großer Dlajorität verneint ward. 

Nach Verlefung des 89 des Geferes und des Gutachtens über denfelben erklärten ſich 

mehrere Mitglieder der Berfammlung für Streidyung des erften Satzes: 
„das Wahlgefhäft wird durch einen Abgeordneten der Negierung geleitet,“ 
während Andere für Beibehaltung deffelben ſich auöfpraden. 

Die deshalb geftellte Frage: 

Sollen die Worte: „dad Wahlgeſchäft wird durch einen Abgeordneten der Regierung ge: 
leitet“ geftrichen werden ? 
wurde mit 213 gegen 204 Stimmen verneint. 

Der Graf v. Saurma beantragte den Zufag zum 8 9: daß die Ausgeſchiedenen wieder 
wählbar feien. j 

Auf die Bemerkung des Königl. Kommiffarius, daß ſich dies von felbft verftehe, ward 
darüber hintveggegangen. 

Neferent verlaß hierauf den $ 10 und dad Gutachten der Abtheilung, weldyed auch die 
Wahlen der Nepräfentanten der Genchmigung der Negierung zu unterwerfen borichlägt. 

Der Abg. Mömesd erklärte fid) gegen diejen Borfclag und fand die Schlufbeftimmung 
. aragtapen bedentlich. Er ftellte folgended von der Verſammlung unterftügte Amen: 

ment: 
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„daß die Regierung nur für befugt erachtet werden möchte, Vorftcher wegen vorſählicher 
Pflichtwidrigkeit oder wiederholter Dienftvernadhläffigung zu entlaffen, nad vorange- 
gangener Ermittelung der Befduldigungen und nad gutachtlicher Anhö— 
rung der Repräfentanten.“ 

Der Abg. Graf v. Schwerin beantragte die Streichung des Paragraphen von den 
Worten: welche die ganze Wirktfamteit — — bid — — entlaffen; und der Abg. 
Aldenhoven wollte den ganzen Paragraphen geſtrichen wiſſen. 

Der Marſchall ftellt hiernach folgende drei Fragen: 

1. Soll der ur & 10 geftrichen werden? welche mit großer Majorität verneint ward. 
“2. Soll der & 10 von den Worten: „welche die ganze Wirkfamteit" u. f. iv. ge: 
ftrichen werden? 
3. Soll dad Amendement ded Abg. Möves angenommen werben? 

Bevor indefien über die zweite Frage abgeftimmt wurde, bemerkte der Königl. Kom⸗ 
miſſarius: Wenn der ——— die Genehmigung der Wahlen zuſtehen ſolle, dann müſſe 
ihr auch die Entlaffung der Mitglieder des Vorſtandes in den Örängen zuftändig -fein, in 
welchen fie bei Stommunalbeamten ftattfinde. 

Nach diefer zufriedenftellenden Meuperung wurde von der Abftimmung über die zweite 
und dritte Frage abgeltanden. j 

Der Vorfcylag der Abtheilung, hinter „Borftcher“ einzuſchalten: „und der Repra: 
fentanten“ wurde abgelehnt. 

Endlich verlad Neferent die 88 11, 12, 13 und 14 des Entwurfs und das Abtheilungd- 
gutachten zu denfelben, welchem die Werfammlung überall beitrat. 

Hier ſchloß der Marſchall die heutige Sitzung und feste die nächſte zur Fortſetzung der 
Berathung ded Gefegentwurfes, Die Berhältiffe der Juden betreffend, auf morgen Vormittag 


zehn Uhr an. 
In der Sitzung am 16. Juni vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 
A. v. Rochow. 
v. Bockum-Dolffé, Kuſchke, 
Landtags⸗ Secretair. Landtagd-Secretair. 
Sperling. 





Berhanbelt im Königlihen Schloffe zu Berlin, den 16. Juni 1847, 
Vier und dreißigfte Siyung der drei Kurien, 
unter dem VBorfig ded Marfcalld von Rochow; 
Seeretaire: die Abg. Naumann und Freih. dv. Patow. 

Nachdem das Protokoll der geftrigen Sitzung vorgelefen, genehmigt und vollzogen 
worden, giebt der Marſchall zunächft dem Abg. Freiherrn dv. Binde in einer allgemeinen 
Angelegenheit das Wort. 

Derfelbe nimmt die von ihm in der geftrigen Sitzung, wegen der durd) den Secr. v. Leip— 
iger vorgenommenen Befeitigung einer bon ihm — Aeußerung, angebrachte 
Beſchwerde wieder auf, und indem er bemerkt, daß nicht nur der Abgeordnete, auf deſſen 
Aeußerung er die angegebenen Worte geiprodyen, feine Behauptung beftätigt, fondern auch 
der Ecer. Dittrich erklärt habe, daß er von dem Secr. v. Leipiger bei der fraglichen 
Berichtigung des ſtenographiſchen Berichts nicht —D — worden fei, bezeichnet er, mil 
Bezugnahme auf 8 24 ded Gefhäftöreglements, dad Verfahren des Secr. v. Yeipziger als 
ein vorfchriftärwidriged, und richtet an den Marſchall den Antrag: 

dem Ecer. v. Yeipziger die Weifung zu ertbeilen, zufünftig nad) dem Gefhäftöreglement 

und nad) der ihm ertheilten Inftruftion bei der Prüfung und Berichtigung der ftenogra- 

phifchen Verhandlungen zu verfahren. 

Der Yandtagd- Marfcyall erfennt eb an, dag in derartigen Fällen die Secretaire ſich 
in Zufunft zu verftändigen hätten, erachtet jedoch den vorliegenden Fall durch die bon dem 
Secr. v. ——— in der geſtrigen Eigung abgegebene Erklärung für erledigt, und der 

Abg. Freihert d. Binde bemerfte hierauf, daß er es beflage, daß der Seer. v. Yeipziger 


I. 


| noch nicht anweſend geweſen fei, als er ſich genöthigt gefehen, zu feiner Rechtfertigung in der 
heutigen Sigung die vorftehende Bemerkung zu maden, daß cr jedody mit dieſem darüber 
Rückſprache nehmen werde. Es wird hierauf zur Tagesordnung übergegangen, und die 
Berathung über den Gefegentwurf, betreffend die Verhältniffe der Juden, bei $ 15 wieder 
aufgenommen. 

Tie Abtheilung hat einftimmig die Weglaffung deö $ 15 in Antrag gebracht, und nad)- 
dem der Referent die Gründe dieſes Antraged entwidelt, der Regierungstommiffariud aber 
die Motive des Gefeged dargelegt hat, und mehrfeitig auögeführt worden ift, daß die Be- 
flimmung diefed Paragraphen für die Juden überaus bedentlid) fei, auch nur dazu dienen 
würde, die Ecparation der Juden zu befördern, daf fie mit den Vorſchriften der Städte 
ordnung in direftem Widerfpruch ftehe, und keinesweges ald ein Zortichritt, fondern vielmehr 
ald ein Rückſchritt zu betrachten fei, beichlieht die VBerfammlung mit einer Majorität von 
mehr als zwei Drittel dem Gutachten der Abtheilung beizutreten, und demnady die Weg— 
lajjung des $ 15 zu beantragen. 

Bezüglich der 88 16 bis 22 tritt die Verſammlung der Anficht der Abtheilung bei, daß 
diefelben, weil es fid) hier um eine Königliche Propofition handelt, in Berathung zu nehmen, 
und nadıdem der von dem Abg. Bruſt geftellte Antrag, daß diefe Paragraphen, weil fie 
eine Beeinträdhtigung des Kultus der Juden enthielten, ganz au ftreichen wären, in der Ver- 
famminng feine Unterftügung gefunden, werden die 88 16 und 17 pure angenommen, und 
die bon der Abtheilung zu $ 15 gemachten Vorſchläge: 

a) daß in dem Satze: ob und mit weldyer Maßgabe die Einrichtung eincd abgefonderten 
Gottesdienftes oder die Bildung einer neuen Synagoge zu geftatten, die Worte: „ob 
und“ wegzulaſſen, und dagegen 

b) in dem letzten Sage hinter ven Worten: Kultuseinrihtungen die Worte beizu— 
fügen: und des Vermögens der Synagogengemeine, gebilligt, 

nachdem der Königliche Minifterialtommiffariud bemerkt hat, daß ſich gegen diefe Abände- 
rungen nichts zu erinnern finde, 

Indeffen werden gegen den $ 18 nody anderweitige Bedenken angeregt. 

Bon mehreren Seiten wird hervorgehoben, daß in der nad) 8 18 zu ernennenden Kom— 
miſſion die verſchiedenen Meinungen vertreten fein mühten, daß es daher nicht zweckmäßig 
erjcheine, eine ftändige Kommiſſion für die Dauer von ſechs Jahren zu ernennen, fondern 
angemefjener fei, für jeden vorfommenden ftreitigen Fall eine befondere Kommiſſion zu bilden. 

Der Abgeordnete Graf v. Schwerin, welchem der Abgeordnete Hanfemann fid 
anfchlicht, ftellt daher den Antrag: 

die 88 19 und 20 aus dem Gefeh ganz wegzulaffen. 

Allein dieſes Amendement erlangt, obſchon es die nöthige Unterftügung findet, bei der 
Abftimmung nicht die Majorität. 

Ebenfo wird dad von dem Abg. Grafen v. Helldorf zu $ 18 geftellte Amendement, 
ftatt der Worte: 

mit Ausſchluß ded Rechtöweges 
zu jagen: 

einftweilig und unter Vorbehalt ded Rechtsweges 
durch Stimmenmehrheit verworfen. 

— werben die 88 19, 20, 21 und 22 ohne Abänderung angenommen. 

er Abg. Zucanud findet cö bedenklich, daß nad) dem legten Sat des $23 künftig 
kein fogenannted Eintrittögeld mehr gefordert werden folle, weil mandye jüdiſche Korpora- 
tionen beträdytliches Vermögen befäßen, und daher die Zahlung eines Cintrittögeldes von 
neu anziehenden Juden angemefien erfcheine, und ſchlägt deöhalb vor: 

den Iehten Satz des $ 23 gang zu ſtreichen. 

Allein cd findet diefer Antrag nicht die gefegliche Unterftügung, umd der 823 wird daher 
ebenfo wie $ 24 nuverändert angenommen, 

Die in den 8825 bis 33 über das Unterrichtsweſen enthaltenen Beftimmungen haben 

in der Abtheilung mehrfadye Bedenken hervorgerufen, und werden auch in der Verfammlung 
in mehr ald einer Beziehung angegriffen. 
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Der Königliche Regierungsfommiffarius widerlegt die in dem Gutachten der Abtheilung 
entwidelte Anficht, da dad Gouvernement in neuerer Zeit die jüdiſchen Kinder aus den 
chriſtlichen Schulen zu entfernen gefucht, und die Erridytung befonderer jüdifcher Schulan— 
ftalten für zweckmäßig erflärt, mithin fein Augenmerk darauf gerichtet habe, eigene Glaubend- 
Schulen für die jüdiſchen Kinder zu errichten, und führte aus, daß, wenn ſchon zufolge Aller: 
höchſter Anordnung im Allgemeinen der Grundfag angenommen worden fei, in Elemen- 
tarfchulen nur Lehrer derfelben Nonfeffion, zu welcher die Kinder gehörten, für welche die 
Schule beitimmt fei, anzuftellen, doch keinesweges die Tendenz der Regierung dahin gehe, 
für die jüdischen Kinder Glaubensſchulen zu errichten. Man habe die Wahrnehmung gemacht, 
daß auf der einen Seite mandye riftlidye Eltern ed nicht gern fähen, wenn jüdische Kinder 
die riftlihen Schulen befuchten, und auf der andern Seite die Juden abgeneigt wären, ihre 
Kinder in hriftlihe Schulen zu ſchicken, und daher Privatfcyulen zu begründen gefucht 
hätten. Da nun aber die Privatfchulen nicht in der Weife, wie Die Öffentlichen, zu beauflich- 
tigen wären, und die Juden häufig ihre Kinder den Privatſchulen zu entziehen gefucht, um 
fie zu ihren Zwecken, namentlidy zum Hauſirhandel zu benugen, fo habe man um jo mehr 
die Tendenz aufgefaßt, die Privatſchulen in öffentlihe Schulen zu vertvandeln, als die Juden 
ſelbſt dies mehrfach gewünfcht, und aud) die Vorfteher von Städten foldyed für zweckmäßig 
erachtet hätten. Ein anderes Motiv für die Errichtung öffentlicher jüdiſcher Schulen habe 
nicht vorgemwaltet, und cö wären überhaupt von 1842 bis 1847 nur drei folher Schulen 
begründet worden. 

Allein in der Verſammlung erklärt man fidy nicht nur für den in einer früheren Sitzung 
bezüglidy der Kadetten-Anſtalten dargelegten Grundfag: daß bei der Anftellung von Lehrern 
für den allgemeinen wiffenfhaftlidyen Unterricht auf das Glaubensbekenntniß der Lehrer 
gar keine Rüdficht zu nehmen fei, fondern findet audy die Errichtung befonderer öffentlicher 
Schulen für Juden durchaus nicht angemeffen, namentlich deßhalb nicht, weil dadurd) die 
Trennung der Juden von den Ghriften befördert werden würde. Man ift der Meinung, daß 
die allgemeinen Beftimmungen über dad Schulmweien, welhe für Ghriften gelten, aud) für 
die Juden volltommen angemeffen und ausreichend find, hält demnady befondere Beſtim— 
mungen für Die legteren nidyt für erforderlid, und cd wird in diefem Sinne von dem Abg. 
v. Fod beantragt: daß die 8825 und 26 des Entwurfs ganz geftridyen werden möchten. 

Allein Diefer Antrag wird nad) der Berathung der einzelnen Paragraphen, eben fo wie 
der Antrag defielben Abgeordneten, den 8 29 ganz zu ftreihen, durd Stimmenmehrheit ver- 
worfen, und es erfolgt Die underänderte Annahme der 88 25 und 26, gegen welche die Ab: 
teilung nichts zu erinnern gefunden. 

Dagegen hat die Abtheilung einftimmig den Wegfall des $ 27 in Antrag gebracht, die 
Vinorität deifelben aber vorgeſchlagen, daß derfelbe dahin gefaßt werden möge: 

Befinden ſich in einem Orte mehrere Elementarſchulen, fo ftehen den jüdifhen Einwohnern 
— der Wahl der Schulen dieſelben Befugniſſe zu, wie den chriſtlichen Einwohnern 
des Orts. 

Die Verſammlung entſcheidet ſich aus den von der Abtheilung angeführten Gründen 
mit großer Majorität für den Wegfall des $ 27; die von der Minorität vorgeſchlagene Ab: 
änderung deffelben findet aber keine Unterftügung, und fommt deöhalb. nicht zur Abftimmung. 

Zu 828 hat die Abtheilung einftimmig vorgeſchlagen: 

daß eine jede Shpnagogengemeine verbunden fein folle, wenigftend einen Religionölchrer 
anzuftellen und zu befolden, welchem der Unterricht der Kinder in den jüdiſchen Religiond- 
wahrheiten zu übertragen, 

und es wird diefer Vorſchlag mit großer Majorität angenommen. 

Um nun aber die Möglichkeit, tüchtige jüdifche Religionslehrer zu erlangen, zu gewähren, 
ift von der Abtheilung vorgeſchlagen worden: 

daß Anftalten zur Ausbildung jüdischer Religionöfehrer eingerichtet werden follen, 
was von der Berfammlung mit 213 gegen 177 Stimmen angenommen toird, wogegen die: 
felbe die von der Abtheilung angeregte Frage: 

ob diefe Anftalten auf Koſten ded Staates errichtet werden follen? 
mit großer Majorität verneint. 
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Die Abänderung des legten Satzes des 8 28, welche die Abtheilung dahin vorgefchlagen: 
ALS befondere Religiondichrer können nur ſolche Perſonen zugelaffen werden, welche in 
einer mit ihnen anuftellenden Prüfung die allgemeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe eines 
chriſtlichen Elementarlehrers nachgewieſen, und zur Ausübung eined Lehramts vom Staate 
die Erlaubniß erhalten haben, 

wird ebenfalld mit mehr ald zwei Drittel der Stimmen angenommen, und endlidy enticheidet 
ſich audy die Verſammlung mit 206 gegen 183 Stimmen dafür! 

daß den jüdiihen Lehramtöafpiranten die Aufnahme in die Seminare für hriftliche Lehrer 

zu gewähren ſei. 

Der 829, bei welchem die Abtheilung nichtd zu erinnern gefunden, wird angenommen, 
und in Anfehung der SS 30 bis 33 inkl. ſchließen ſich bei der Abitimmung mehr ald zwei 
Drittel der Berfammlung dem eriten Antrage der Abtheilung an. 

Bei 834 findet zwar die bon der Minorität der Abtheilung vorgefhlagene Abänderung 
in der Verſammlung einige Unterftügung, indeſſen enticheidet ſich dieſelbe doch bei der Ab- 
ftimmung mit 254 gegen 127 Stimmen für den Wegfall diefed Paragraphen. 

Rüdfichtli der im $ 35, über die Zulaffung der Juden zu öffentlichen Aemtern, ent- 
haltenen Beftimmungen ift in der Abteilung eine Einigung nidyt erreicht worden, vielmehr 
haben fidy über den erften Abfchnitt dieſes Paragraphen, weldyer von den unmittelbaren 
Staatöämtern handelt, drei verfchiedene Anfichten fund gegeben, und bei der Abftimmung haben 

a) für die unveränderte Beibehaltung des Gefegentwurfs vier Mitglieder, 

b) für den Vorſchlag, daß Juden zu allen Staatdämtern zuzulaffen feien, mit Ausnahme 
der Memter, weldye mit den Kultus und Unterrichtdangelegenheiten der Chriſten in 
Verbindung ftehen, des Nichteramted und der Dirigentenftellen der Verwaltungöbe- 
hörden, fünf Mitglieder, und 

e) für den Vorſchlag, daß die Juden zu allen Staatsämtern zuzulaſſen feien, welche nicht 
ihrer Natur nad) ein chriſtliches Glaubensbekenntniß voraudfesen, wiederum vier Mit- 
glieder fid) erklärt. 

In der VBerfammlung finden diefe drei Anfichten ebenfalld ihre Vertheidiger, indeffen werden 
auch mehrere Abänderungen in Vorſchlag gebradht. 

Namentlidy ftellt der Abg. Graf v. Helldorf, welcher für den zweiten Vorfchlag der 
Abtheilung ſich erklärt, den Antrag: daß zu den Memtern, von welchen die Juden auszu— 
fließen, aud) das landräthliche Amt gerechnet werden möge; indeffen findet diefer Antrag 
durd) die Erklärung feine Erledigung, daß die Abtheilung Die Yandräthe zu den Dirigenten 
von Verwaltungdbehörden gezählt, und daher das landräthliche Amt zu denjenigen geredynet 
habe, weldye Juden nicht follten erlangen können. 

Der Abg, Graf v. Schwerin, tritt zwar dem Sinn des dritten Vorſchlages aus den 
von der Abtheilung angeführten Gründen bei, findet aber die Faſſung nicht angemeffen, weil 
der Ausdruck: welche nicht ihrer Natur nah ein hriftlihed Glaubendbelenntniß 
vorausſetzen, zu unbeftimmt fei, und hiernad) die Auöfchlicehung der Juden von Staatdämtern 
ganz in der Hand der Behörde liege, und bringt deshalb in Antrag: 

den zweiten Vorſchlag der Abtheilung mit Weglaffung ded lehten Satzes: des Richter— 

amtes und der Dirigentenftellen bei Verwaltungäbehörden, 
anzunehmen. 

Diefer Vorfchlag findet zwar vielfeitige Unterftügung, es wird aber dod) dagegen erinnert, 
daß dadurd) dem fpäter zu faſſenden Beſchluß: über die Zulaffung der Juden zu Yehrerftellen, 
borgegriffen werde, und aud diefer Rückſicht ſchließt fid) der Abg., Graf v. Schwerin, dem 
von dem Referenten gemachten Vorſchlage an! 

daß die Juden zu allen Staatdämtern zugelaffen werden follen, mit Ausnahme derjenigen, 

mit weldyen eine Yeitung oder Beauffihtigung der chriſtlichen Kultus und Unterricytö- 

angelegenheiten verbunden ift. 

Obſchon über dieſen Gegenftand nody mehrere Redner ſich gemeldet haben, fo wird doch 
bielfeitig der Schluß der Debatte gewünſcht, und da bei der Abftimmung die Majorität ſich 
dafür erklärt, fo fchließt der Marfchall die Debatte mit der Bemerkung: daß er zuerſt den 
Vorfchlag des Neferenten, fodann, wenn diefer nicht angenommen würde, den zweiten Vor: 
ſchlag der Abtheilung und endlidy den Geſetzentwurf zur Abftimmung bringen werde. 


gr. — 
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Es wird nun die Abſtimmung durch namentlichen Aufruf in Antrag gebracht, und da 
derſelbe die gefegliche Unterftügung findet, fo wird in dieſer Weiſe die Abſtimmung vorge: 
nommen, welche nad) der beigefügten Lifte dahin ausfällt: 

daß für Die Annahme des Vorſchlages, daß die Juden zu allen Staatsämtern zugelaffen 
werden follen, mit Ausnahme derjenigen, mit weldyen eine Leitung oder Beaufficytigung 
der hriftlichen Kultus: und Unterrichtsangelegenheiten verbunden ift, 
220, und für die Verwerfung deffelben 215 Mitglieder ſich erflären, alfo derfelbe eine Ma— 
jorität von 5 Stimmen erlangt hat, und demnady aud) die Anficht der Minorität in dem 
Berichte anguführen ift. 

Hiernach ift die Abftimmung über die beiden andern Vorfchläge nicht erforderlich, und 
da die Zeit vorgerüdt ift, fo bricht der Marſchall für heute die Berathung des vorliegenden 
Geſetzentwurfs mit dem Bemerken ab, daß in der morgen um 10 Uhr zu eröffnenden Sigung 
die weitere Berathung ftattfinden werde. 

Hiernächſt läßt der Marfchall noch die von dem Königlichen Kommiffarius ihm mit- 
getheilte Allerhöchſte Botfhaft über die Prolongation des Vereinigten Yandtaged vom 
16. d. M. durch den Ser. Naumann verlefen, weldhe dahin lautet: 

„Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preufen ꝛe, entbieten Un— 
feren en Vereinigten Landtage verfammelten getreuen Ständen Unfern gnd- 
digen Gruß. 

. Da ſchon jegt mit Sicyerheit voraugzuſehen ift, daß die von der Kurie der drei Etände 
in Bezug auf unfer Patent und die Verordnungen vom 3. Februar d. 3. beſchloſſenen, 
gegenwärtig der Herren⸗Kurie zur Berathung vorliegenden Anträge bis zum 19ten d. M. 
ihre Erledigung nicht finden werden, fo wollen Wir für die Verhandlungen des erften 
Vereinigten Zandtaged hierdurch noch auf fo lange Frift ertheilen, bis bie Berathungen 
Unferer getreuen Stände über jene Anträge beendigt und Die Befehle, zu denen Wir Und 
durdy dad Refultat diefer Berathungen bewogen finden möchten, von Unferen getreuen 
Ständen erledigt fein werden. Wir haben Unſeren Yantags- Kommiffarius beauftragt, 
Uns anzuzeigen, an weldyem Iage hiernady die Schließung des erften Vereinigten Yand- 
tages wird erfolgen fönnen. Uebrigens bleiben Wir Unferen getreuen Ständen in Gna— 
den ert 

Gegeben Sandfouci, den 16. Juni 1847. 


An 
die zum Vereinigten Yandtage verfammelten Stände.“ 
und ſchließt fodann die heutige Sitzung mit der Erklärung, daß in der morgenden Sikung, 
falls diefelbe nicht gany durch die Berathung deö Geſetzentwurfs über die Verhältniffe der 
Juden in Anfprudy genommen werden follte, folgende Petitionen: 
1. Aufhebung ded Geleitöyolld auf ruſſiſche und polnifdye Juden, 
2. Todederflärung verfchollener Seeleute, 
3. Vorlegung aller Gefege über Prozeſſe und Gerichtöverfahren an die Stände, 
4. Schärfung der Strafen für Diebftahl, Raub und ähnliche Verbrechen, 
5. Verſchiedene Gnadengefuche, 
6. Aufhebung der Erbidafts-Stempelfteuer bei der Succeffion unter Eheleuten, 
7. Einfadyere und billigere Einrichtung der Gerichtokoſten, 
8. Baldige Emanirung von neuen Erekutiond-, Konkurs- und Prozeßordnungen, 
9. Tragung der Kriminaltoften in unvermögenden Unterfuhungsfaden, 
nad) der früher befannt gemachten Tagedordnung zur Diskuffion geftellt werben follten, 
umd daß er die Wünjche der Verfammlung darüber vernehmen wuͤrde, welche Petitionen 
vorzugdweiſe berathen werben follen. 
In der Sigung vom 17. Juni e. vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 


(Gez) Friedrid Wilhelm. 


A. v. Rochow. 
v. Patow, Naumann, 
Zandtagd-Seeretair. Landtagd-Secretair. 


Sperling. 
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Verhandelt im Königl. Schtoffe zu Berlin, am 17. Juni 1847. 
Aünfund dreifigfte Sisung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz des Marfhalld v. Room; 
s Secretaire: Freih. v. Waldbott und Siegfried. 

Das Prototoll der geftrigen Sigung wurde durch den Seer., Freih. v. Patow, ber— 
lefen uud genehmigt. 

Abg. v. Meding erhielt guerft dad Wort und nahm Veranlaffung, darauf zurückzu— 
fommen, daß gegen den Schluß der geftrigen Sigung, ald er vom Plage aus und nicht ald 
eingefchriebener * ſich dakliber ausgeſprochen habe, worauf ed beruhe, ob jetzt Juden 
Offiziere werden dürften, daß ihm da vom Abg. v. Winde entgegnet ſei, wie die Anſtellung 
aller Beamten einer gefelichen Bafis bedürfe und wie er formell außer der Ordnung inter: 
pellirt habe. Er behauptete nun zur Sache, daß im Gefege von 1812 die geſetzliche Baſis 
liege und daß er formell der Verhandlung durch feine Erläuterung fördernd geweſen fei, 
darum alfo aud) ſich dem Geſchäftöreglement gemäß verhalten habe. 

Abg. v. Binde beftritt aber fomohl, daß jene Begründung in dem genannten Geſetze 
enthalten fei, ald auch, daß es ihm nad) dem Neglement geitattet geweſen, mit der Erläuterung 
zu interpelliren, weldyed nur dem Königlichen Kommiſſarius zuftche. 

Der Marſchall Schnitt diefe Debatte ab, nachdem er ſich dahin auögefproden, daß eine 
Aufklärung zu geben, reglementömäßig geftattet, auch biöher in der Verſammlung üblich 
geweſen und im Allgemeinen förderlid) ei. 

Abg. Dittricy nahm aus dem mehrfach früher auögefprodyenen Wunfche, daß vorzugö- 
weiſe Petitionen von größerem Intereffe in Verhandlung genommen werden mögen, die 
Veranlaffung, ein Verzeihnik folder Petitionen mitzutheilen und beantragte, daß die Ver— 
fammlung ſich ohne Debatte durch Abftimmung für eine Reihenfolge enticyeiden wolle. Ueber: 
einftiimmend äußerte man fi) dahin, daß eine Auswahl zu treffen fei, und wenngleich) die 
Abo. dv. Bindeund v. Manteufelll. für unwahrſcheinlich hielten, daß ſolche Berathungen, 
weldye ja aud) die Herren-Kurie zu pafliren hätten, nicdyt zum Schluß gebradyt werden 
mödhten, fo einigte fid) Die VBerfammlung doc, nachdem Abg. Hanfemann die Bedeutung 
hervorgehoben hatte, die es ſchon haben müffe, wenn auch nur die Kuric der drei Etände 
fidy darüber entſchloſſen hätte, auf den Antrag des Abg. v. Auerswald dahin, daß der 
Marfchall in feiner anerfannten Unparteilichteit entſcheiden möge. 

Der Marſchall nahm ſolches aud an, behielt ſich jedoch den Rath der Verfammlung vor. 

Es wurde zur Tagedordnung übergegangen und lad Referent Sperling im Entwurf 
der Verordnung, die Verhältniffe der Juden betreffend, vom 8 35 den Abſchnitt 2 vor, fo 
wie aud), was dad Gutachten hierüber befagt. 

Derfelbe fügt nod hinzu, wie cö nur auf einem Drudfehler berube, daß die mittelbarcn 
Staatdämter vom Gutachten nicht in gleiche Kategorie mit den unmittelbaren Staatsämtern, 
über weldye geftern Beſchluß gefaßt, geitellt feien. 

Gegen das Butachten der Abtheilung ſprach v. Manteuffel IR, weil Kommunalämter 
richt blos auf Wahl oder Erneuerung beruhen, fondern aud mit Grundftüden verbunden 
find, und zu Zeiten weniger Rechte ald Pflichten involviren, und Graf v. Helldorf, meil 
der Schulze ein geborned Mitglied ded Schulvorftandes fei. 

Daß die Konfegnenz wuffordere, über diefen Abfchnitt einen gleichen Beſchluß wie über 
Abſchnitt 1 au faſſen, behaupteten v. Byla und v. Dolffs, lepterer machte auch auf den 
Widerſpruch aufmerkffam, daß ein Militair, der ald Kommandoführer in mandyen Fällen 
aroße obrigkeitliche Befugniß habe, nad) feinem Austritt aus dem Militair nicht Schulze werden 
folle. Die Abg. Graf Schwerin, Naumann, v. Bederath und Krauſe hielten dafür, 
daf die Qualifitation zur Befähigung des Amts hinzutreten müffe, daß eine Petition einzu— 
bringen fei, um die Realberechtigung aufzuheben, daß entgegenftehende Hinderniffe befeitigt 
werden müffen und daß die Kommmmalordnung für ſolche Bedenken Abhülfe treffen mürffe. 

Die Aufforderung zur Konfequenz hielt Abg. v. Maſſow um fo weniger für vorhanden, 
ald ihr nur eine geringe Majorität zum Grunde liege, hinzufügend, daß wenn aeftern Geſch 
und Recht ald Baſis genannt feien, fo doch für Geſetz und Recht die Bafis in der Religion liege. 

Dem Vorwurfe ded Gutachtens, daß der Entwurf auf Spezialgefege verweiſe, entgegnete 
der Königliche Kommiffarius damit, daß foldye auf den Berathungen von Provinzial: Xand- 
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tagen baſiren, die man nicht gleich wieder aufheben wolle, auch fügte er hunzu, daß Kommu- 
nalbeamten allerdings auf die Aufſicht über die Schulen gewieſen ſeien und daß dad Geſttz 
von 1812 ſolche Aemter nicht auf Juden übergehen lich. 

Nachdem Referent diefem noch entgegengeftellt hatte, wie dad Gefeg von 1812 befage, 
dak Juden Aemter befleiden dürfen, zu denen fie fich geſchickt gemacht haben, und nachdem 
= — hatte, daß der Entwurf hier einen Ruͤckſchritt enthalte, ward die Diokuſſion 

AMoſſen. 

Der Marſchall ſtellte zur Abſtimmung die Frage: 

Soll die Diöpofition des 88 ded Edikis vom 11. Märzel 812 wieder hergeſtellt und in 

das vorliegende Geſetz aufgenommen werden? 
welche gegen 212 verneinende Stimmen mit 254 bejahenden Stimmen angenommen wurde. 

Es ſind hiernach die Gründe der Minorität ebenfalls aufzunehmen. 
eg lieft hierauf den Abfchnitt 3 835 des Entwurfs und dad Bezügliche aud dem 

utachten. 

Gegen dieſes ſagte Abg. Gießler, daß nur Chriſten im chriſtlichen Staate Schiedd- 
männer werden müßten. 

Für dad Gutachten fpradyen Die Abg. Möwes, Dittrid und v. Saucken II, aud) 
führte Legterer ein Beifpiel an, nach weldyem ein Jude ald Schiedsmann vom Juftigminifter 
lobende Anerkennung erhalten habe. 

ALS hierauf der Marſchall zur Abftimmung die Frage ftellte: 

un Behufs Shlihtung ftreitiger Angelegenheiten Juden zu Schiedömännern gewählt 

erden 
ergaben ſich 254 bejahende und 127 verneinende Stimmen, alfo für diefelbe eine Majorität 
von * Drittel. 

teferent lieſt hierauf im 8 35 den Abſchnitt 4 des Entwurfs und dad betreffende Gutachten. 

Die Diskuſſion führte bald auf die verſchiedenen Rechte, mit welchen die verſchiedenen Uni- 
verfitäten begründet feien, und während Abg. Graf Schwerin diefe Rechte befteben laſſen 
pill, hält v. Donimiersfi dafür, daß foldye aufzuheben feien, weil die religiöfe Intoleranz 
nicht ftatthaben dürfe, worauf der Stellvertreter ded Kultusminifterd den Entwurf mit den 
Motiven begründet, nad) weldyen es erforderlid) eradıtet war, den betreffenden Paragraphen 
dcd Editts von 1812 aufzuheben. Für den Entwurf habe man, um die Gränze zu ziehen, 
fcheiden müffen, Univerfitäten, Fakultäten, Aemter und Stufen der Nemter. Königäberg 
(1546), Greifswald (1549) und Halle — dürfen nad) ihren Urkunden nur evangeliſche 
Lehrer haben; Bredlau 41811) — (aud Frankfurt a. d. D, dorthin verlegt) — und Bonn 
(1818) find paritätiſch, dürfen nur chriſtliche Lehrer haben, und endlich Berlin (1809) habe 
feine befchränfende Bedingung. 

In den Fakultäten habe man auch ausſchließen müſſen: die juriftifche wegen des fano- 
nifchen Rechts und die philofophifdye, außer im engern Begriff, auch im weitern, weil zur 
Einführung in den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums ein Mafftab gehöre, der ſich der 
chriſtlichen Einwirkung nicht entzichen dürfe, weil Gedichte, welcher die Geographie ald 
Hüulfswiſſenſchaft zur Seite ftche, den Faden fund giebt, an weldyem die Menſchheit zum 
Ziele geführt werden foll. 

Aemter und die Stufen in diefen bedingen die Qualifitation zum Rektorat und Dekanat. 
Die fortichreitende Erhöhung des Gehalts mit dem Amte des Ertraordinarins zu befchränten, 
habe der Entwurf nicht in der Abficht. 

Entgegnend bielt v. Winde den Entwurf dem Editt von 1812 gegenüber für einen 
Rückſchrut. Im Speziellen hielt er dafür, daß der Eid geändert werden fönne, daß fid) das 
jus canonieum vom eivile trennen lafle, wie Vorgänge bezeugten, daß Philoſophie, wie 
auch der Königliche Kommiſſarius gefagt habe, nur Worausjegung fei, daß fie aber feine 
religiöfe Grundlage habe, wenn gleich fie zu dem Nefultat kommen könne, zu welchem die 
Offenbarung fommt. Geſchichte fei objektiv. Der Staat habe der Kirche alö folder feine 
Rüdfichten zu gewähren. Die Statuten der Berliner Univerfität deuten darauf hin, daß 
man freier gefinnt geweſen, warum twolle man jet beengen? Diefem beiftimmend, fagte 
Abg. Mevifſen, daß je Tpäter die Fundation zu Urkunden der Univerfitäten datirt, dieſelben 
auch um fo freier feien, vor der Neformation vom katholiſchen Standpunkte aud umd zu jeder 
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Zeit aud ihrem eigenen. Eine Zeit beftritt die Chriftlichfeit der andern. Wenn, wie der Königl. 
Kommiſſarius fagt, eine der drei chriſtlichen Konfeffionen über die Chriftlichkeit entſcheiden 
fol, wer hätte die Chriftlichkeit der Reformation anerkennen follen. Zu jener Zeit entſtand 
die Deutfche Wiſſenſchaft. 

Abg. v. Maſſow erklärt fi) dem Königl. Kommiffarius beiftimmend, und hält dafür, 
daß der vorhin und von v. Donimiersfi ausgefprodyene Antrag auf Aufhebung der Be- 
ſchräntung namentlidy bei der Königöberger Univerfität nit ald Amendement zu erachten, 
fondern eine Petition fei, die jegt nidyt mehr eingebradyt werden fönne. 

Der Marfhall refumirte hierauf dahin, daß in der Diökuffion drei Anfichten Geltung 
gefunden hätten: 

1. Sollen den Juden, wenn es bei dem Gefegenttwurfe verbleibt, ald außerordentliche Pro- 
fefforen, in Beziehung auf die Gehälter gleiche Rechte mit den ordentlichen Paofefforen 
eingeräumt werden? 

2. Sollen Juden alle akademiſchen Lehrämter verivalten können, welche nicht ihrer Natur 

nad) das dhriftliche Glaubenobekenntniß vorausfegen, mit alleiniger Ausnahme des De- 

fanatd, Prorektoratd und Nektoratö? 

. Eollen Juden alle atademifchen Zehrämter verwalten fönnen, welche nicht ihrer Natur 
nad) das chriſtliche Glaubensbekenntniß vorausſetzen, einſchließlich des Dekanats, Pro- 
rektorats und Rektorats? 

und cd wurde die unter Nr. 3 genannte Frage zur Abſtimmung gebracht, bei welcher ſich 

222 bejahende und 181 verneinende Stimmen ergaben, wonach diefelbe angenommen ift, 

aber die Gründe der Minorität in dem Antrage aufzunchmen find. 

Von der Abtheilung war noch der Antrag geftellt, an einer Univerfität des Landes einen 

Lehrftuhl für jüdische Theologie einzurichten. Es fand derfelbe die erforderliche Unterftügung 

und wurde, da Niemand dad Wort verlangte, zur Abftimmung über die Frage gefhritten: 

Soll Bra werden, einen Lehrſtuhl für die jüdiſche Theologie an einer Univerfität ein: 

aurichten 

worauf ſich 229 Stimmen mit Ja und 156 mit Nein auöfpradyen. 

Abg. v. Wedel hielt dafür, daß diefer Antrag eine Petition fei, nicht zwei Drittel der 
Stimmen habe, alfo gefallen fei. 

Nachdem Referent erklärt hatte, dak dad Wort Petition im Gutachten nur ald Drud- 
fchler anzusehen fei, entfchied der Marfchall mit Bezugnahme auf frühere Vorgänge dahin, 
daß der eben gefahte Beſchluß ald ein Amendement zu betrachten ſei. 

Referent lieft nunmehr den Abfchnitt 5, 8 35 des Entwurfed und das betreffende Gutachten. 

Gegen daffelbe erklärte ſich Graf Merveldt, weil das chriſtliche Prinzip beibehalten 
werden müffe, v. Gudenau bejonderd im Hinblid auf die ärmere, hier nicht vertretene 
Klaffe, die nicht die Mittel befige, den Lehrer wählen zu können, und v. Manteuffel IL, 
weil namentlidy auf dem platten Lande nit Wahl unter den Schulen ſei. 

Der Vertreter des Kultuöminifterd bemerkte, dag Gymnafien und Progymnaſien, gleid) 
den Elementarſchulen, Kinder in früher Jugend ſchon aufnehmen, und daß er geftern miß— 
berftanden fei, wenn man in feinen Worten, die er mit Bezug auf chriſtliche Gemeinſchaft 
geſprochen, etwas anderd verftche, ald die Gebete in der Schule. 

Nach gefchloffener Diökuffion brachte der Marſchall die Frage zur Abftimmung: 
Sollen Juden zu Schulämtern, zu welchen fie fid) geſchickt gemacht haben, infofern foldhe 
nicht ihrer Natur nad das chriſtliche Glaubensbekenntniß in ſich fchlichen, verwalten 
können, mit der Mafgabe, daß fie von Vorftandsämtern und den für chriftlidye Kinder 
beftimmten Elementarichulen unbedingt ausgeſchloſſen bleiben? 

und cd wurde diefelbe mit 236 Stimmen verneint, gegen 180 bejahende. 

Sonach bleibt Abfchnitt 5 des Entwurfes ftehen. 

* Referent lieſt hierauf 8 36 des Entwurfes und dad betreffende Gutachten bis zu den 

orten: 

„den Chriſten beizulegen feien.* 

Gegen den hierin enthaltenen Antrag erklärt ſich v. Manteuffel II, weil ein riftlicher 
Staat nur auf chriſtlichen Ständen geftügt fein könne. Für eine zu weite Auödehnung ihrer 
Rechte hält v. Baffron den Antrag, indem es zwar nicht zu verkennen fei, daß es fehr ge: 


“. 
we 
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bildete Juden gebe, aber nicht in allen Theilen des VBaterlanded gleich, auch fei ein Unterſchied 
in der Bildung zu machen; die ihrige möge einfeitig fein; es fehle ihnen die Vorbildung, die 
mir durd) die Probinzialftände haben. Ihre materiellen Mittel könnten ihnen einen zu großen 
Einfluß auf Wahlen umd fo audy auf Gefehgebung geben. 

Hiergegen fpradyen Graf dv. Schwerin und Hanſemann, indem fein Grund fei, 
ihnen ftändifche Rechte nicht zu geben; v. Bederath hält dafür, daß kirchliches Zeben gepflegt 
werden müffe, denn nur druch die Form könne der Menſch zum Inhalte gelangen. Huma— 
nität und Sittlihkeit bedingen die Theilnahme an ftändifchen Nemtern und nur auf diefe find 
die Wähler Rüdficht zu nehmen verpflichtet. 

Der Königliche Kommiffarius kam auf den Beſchluß, der in der Diffidentenfrage gefaßt 
fei, zurüd und hielt dafür, daß der Staat ein hriftlicher fei und bleiben wolle, und darum 
fönnen , Ag nicht wichtigen Antheil an der ftändifchen Geſetzgebung haben. 

Als der Marſchall zur Frageftellung fchreitet, entfpinnt fidy eine Debatte, ob dad Patro- 
natorecht zu den ftändifchen Rechten gehöre, und daß man diefe aus der Frage auöfchlichen 
möge, wonach aber zur Abftimmung und Namendaufruf geſchritten wird: 

ob den Juden alle ſtändiſchen Rechte gleich den Chriften beigulegen feien? 

Es ergaben ſich laut Beilage 220 Stimmen mit Nein und 219 mit Ja. 

Nach der Anzeige, daß Vorgen diefe Berathung fortgefett und demnaͤchſt die früher an- 
gefündigten Petitionen zur Berathung fommen follten, fchlieht der Marſchall um 4 Uhr 


Die Sitzung. 
A. v. Rochow. 
Freih. v. Waldbott, Siegfried, 
Secretair. fungirender Secretair. 
Sperling, 
Referent. 


Verhandelt im Königlihen Schloſſe zu Berlin, am 18. Juni 1847. 

In der heutigen ſechs und dreifigften Sitzung der Kurie der drei Stände, unter Vorſih 
des Marfchalld dv. Rochow, wurde zunädft dad Protokoll der geftrigen Sigung von dem 
Secr. Siegfried vorgelefen und nad) einer Meinen Berichtigung genehmigt. 

Als Sceretaire fungiren heute Die Abg. Dittrich und v. Yeipziger. z 

Der Marſchall v. Rochow eröffnete der Verſammlung, daß derſchiedene Anträge auf 
Bevorzugung von Petitionen bei ihm eingegangen wären, und daß er die Abficht habe, fol: 
gende Petitionen vorzugsweiſe zur Serathung zu bringen: 

I. verſchiedene Gnadengeſuche, 

2 die Errichtung von Kreditinſtituten für bäuerliche Grundbeſitzer und 

3. die Preßfreiheit betreffend, 
zumal die erſtere ohnedem ſchon zur Tagebordnuug geſtellt ſei; wobei er jedoch noch bemerkte: 
daß das Gutachten der Abtheilung über die Petition ad 2 nody nicht aus der Drudere 
urück fei. 
e Nach einer Heinen Berichtigung ded ftenographifchen Berichts in der geftrigen Staat 
zeitung Seitens des Marſchalls v. Roch ow ging ınan zur Tagesordnung ber. 

Der Abg. Hanfemann hatte fid) zuerft das Wort erbeten und gab Folgendes zu 
vernehmen: 

Der Antrag der Abtheilung zu $ 36 des Gefeentwurfed: den Juden alle ftändifhen 
Rechte gleich den Chriften beizufegen, habe geftern die Zuftimmung der Majorität haupt 
ſächlich deshalb nicht erlangt, weil der Sprung von dem jeigen Rechte derfelben biß zu 
dem Redyte, in den Brovinzial-Landtagd-Verfammlungen und in diefer hohen Berfamm- 
fung mitzufigen, zu groß fei, und ein Uebergang ftattfinden müffe. Um nun den Juden 
einen foldyen Lebergang zu eröffnen, wäre es feiner Anſicht nach erforderlidy: ihnen wenig: 
ftend das attive Wahlrecht und die Iheilnahme an den Kreiöverfammlungen zuzugefte 
ben; daher er den Antrag ftelle: 

daß denfelben, mit Muönahme der Wähldarfeit zu den Stellen ald Provinzial: Yand- 

tago⸗Abgeordnete, die übrigen ſtändiſchen Rechte gleidy den Ghriften dewilligt wer- 

den möchten. 
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Obgleich num diefer Antrag auf Befragen des Marſchalls die erforderliche Unterftügung 
in der Verfammlung gefunden hatte, fo erlitt derfelbe doch von vielen anderen Seiten den 
lebhafteiten Widerfprud, indem man entgegnete: 

Es fei geftern fediglid) das Gutachten der Abtheilung, dahin lautend, daß den Juden alle 
ftändiihen Rechte gleich den Chriften beigulegen feien, zur Abftimmung gebracht und fein 
Amendement angemeldet worden. Wenn nun diefed Gutachten durh Stimmenmehrheit 
verworfen worden fei, fo folge daraus, daß ber betreffende Paſſus im $ 36 des Geſetz— 
entwurfed angenommen fei, und könne ein einmal gefaßter Beſchluß nicht wieder ange: 
taftet und umgeworfen werden. Jedenfalld fei das Amendement viel zu fpät angebradht, 
und müffe ſchon deshalb ohne Weiteres zurückgewieſen werden. 

Der Abg. Hanfemann fuchte aber feinen Antrag dadurch zu rechtfertigen: 

daß der geftrige Beſchluß der Verfammlung: den Juden nit alle ftändifhen Rechte zu 

bewilligen, ed keinesweges auöfchliche, ihnen einen Theil derfelben zu gewähren; 

* Anſicht traten mehrere Mitglieder der Verſammlung und namentlich auch der Mar— 
all bei. 

Es ſchloß ſich hier eine längere Debatte darüber an: ob nad) der jetzt beftehenden Ge- 
fehgebung die Juden in den Stadtverordnneten-Verfammlungen dad Recht hätten: an der 
ſtändiſchen Wahl Theil zu nehmen, oder nicht; indem Died von mehreren Seiten behauptet, 
von vielen andern Seiten aber verneint wurde. 

Der Abg. Hanfemann befdräntte Später feinen Antrag dahin: 

daß den Juden nur das aktive ſtändiſche Wahlrecht, alfo bei Ritterfchaft, Städten und 

Landgemeinen und nicyt die Iheilnahme an den Kreisverſammlungen zugeftanden wer: 

den möchte, 

Bon mehreren Seiten war verlangt worden, daß die Verfammlung darüber befragt 
werde, ob überhaupt dad Amendement nod zur Abftimmung gebracht werden könne, indefien 
ging der Marſchall hierauf nicht ein, weil die Entſcheidung hierüber nad) dem Geſchäfts— 
reglement ihn zuftche, ftellte jedody denen Mitgliedern der Berfammlung, weldye dad Amen- 
dement auch der Form wegen nicht für zuläffig hielten, anheim, Dagegen zu ftimmen. 

Tie von dem Marichall hierauf geitellte Frage: 

Soll den Juden dad aktive ſtaͤndiſche Wahlrccht beigelegt werden? 
wurde bei der durd) Aufitchen und Sitzenbleiben erfolgten Abftimmung mit 241 Stimmen 
berneint und mit 191 Stimmen bejaht. 

Mas die Verwaltung der Gerichtöbarfeit anlangt, fo ſprachen fidy mehrere Redner dahin 
aud: daß die Juden in diefer Hinficyt den Ghriften ganz gleich geftellt werden müßten, weil 
dies fhon in der Konſequenz der geftern gefahten Beſchlüſſe liege; andere Nedner waren 
dagegen der Anficht: daß die Juden diefe Gerichtsbarkeit nicht felbft ausüben fönnten, weil 
dadurch Konflikte verfchiedener Art entftehen würden. 

Hierauf ftellte der Marſchall folgende vier Fragen: 

1. Soll den Juden zugeſtandn werden, die Kriminal- und Givilgerichtöbarfeit unter 

denfelben Umftänden, wie Died den Ghriften geftattet ift, in Perfon zu verwalten? 

2. Soll den Juden geftattet fein, die Poligeigerichtöbarfeit und Polizeiverwaltung in 

Perſon — 

3. Soll ihnen die Wahl ihres Juſtitiars zuſtehen? 

4. Sollen ſie befugt ſein, den Polizeiverwalter zu wählen? 

Bei der demnächſt über jede einzelne Frage bewirkten Abſtimmung wurde die Frage 1 
mit 231 gegen 159 Stimmen, und die frage 2 mit übertiegender Stimmenmehrheit ver: 
neint, Dagegen die Fragen 3 und 4 mit eben fo überwiegender Stimmenmehrheit bejaht. 

Der Vorſchlag der Abtheilung: 

daß, wo der Gutsherrſchaft eine Aufficht über eine Kommunalverwaltung zuftcht, ſolche 

auch den Juden ald Gutsherrn zuftchen foll, 
wird ebenfalld dur Stimmenmehrheit angenommen. 
Es fam nun der fernere Vorſchlag der Abtheilung zur Berathung: 
daß nämlid) die Wahl des Pfarrers da, mo fie dem Patron zuftcht, den Kirchengemeinen 
überlaffen werde. 


BEER 
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Bon einigen Seiten wurde dem entgegengeſtellt: daß nad) dem kanoniſchen Rechte in 
folhen Fällen die Wahl des Pfarrers den Biſchöfen zuſtehe, und daß aud) in verfchicdenen 
evangelifhen Landestheilen die Wahl ded Pfarrers nie den Kirchengemeinen, fondern ent: 
weder den Privatpatronen oder dem Königlichen Konfiftorium ald Vertreter ded Königlichen 
Patronats zuftehe, und daß ed daher unzuläffig erfcheine, in dem bezeichneten Fall das 
Wahlrecht den Kirchengemeinen zu übertragen. 

Der Königlihe Minifteriollommiffarius Brüggemann berief ſich indbefondere auf 
* ER Verordnung vom 30. Auguft 1816 (Geſetzſamml. S. 207), worin be- 

immt ift: 

dat dad auf Gütern und Grundftüden, die fid) im Befig jüdiſcher Glaubendgenofien 
befinden, haftende. Patronatrecht für die Beſitzzeit jüdifcher Ertverber gänzlich ruhe, und 
daher Pfarrer und Kirdyenbediente, auch die Schuflchrer in evangelifcyen Gemeinen von 
der Brovinzialbehörde, und in fatholifhen von den Biſchöfen ganz in derfelben Art beitelt 
werden, ald ob fein Batron vorhanden oder deffen Recht auf fie übergegangen fei; und 
cd ebenfo auch mit der Aufficht über das Kirchenvermögen und mit der Abnahme der 
Kirchenrechnungen gehalten werden folle. 

Von der anderen Seite wurde jedod) dad Abtheilungdgutachten damit vertheidigt, daß, 
wenn die Gemeinen wählen önnten, diefe einen ihren religiöfen Bebürfniffen entiprehenden 
Beiftlihen wählen würden, und ſchon Fälle vorgefommen wären, wo von den Patronen 
oder Behörden gewählte Geiſtliche durch Gensdiarmen hätten eingeführt werden müſſen, 
was die Gotteöfurdyt nicht fördern könnte, 

Die hierauf vom Marſchall geftellte Frage: 

Soll die Wahl ded Pfarrers während der Befikzeit eines Juden, da, wo fie dem Patron 
zufteht, den Kirchengemeinen überlaffen werden? 
wurde bei der Abftimmuug mit 238 Stimmen bejaht und mit 146 Stimmen verneint. 


Der Antrag der Minorität der Abtheilung: 
daß . die Auflicht über dad Kirhenvermögen den Juden ald Patron nicht zu ent- 
iehen fei, 
PR in der Berfammfung keine Unterftügung. 
Gegen den Schlußſatz des $ 36 war, fo wie in der Abtheilung, fo auch in der Verſamm— 
lung der Kurie der drei Stände nichts zu erinnern. 
Der Vorſchlag der Abtheilung: 
daß der 8 37 folgende Faſſung erhalte: „In Betreff des Gewerbebetriebes unterliegen 
die Juden keinen anderen Beſchränkungen ald die Chriften,* 
wurde mit großer Majorität angenommen. 
Eben fo die von der Abtheilung vorgeichlagene Abänderung deö 8 38: 
daß nämlich einer Gelditrafe von 50 Ihlen. eine Gefängnißftrafe von ſechs Wochen 
gleich zu achten fei, 
Sonft wurden weder gegen $ 38 nod) gegen $ 39 Erinnerungen gemacht, ſolche daher 
angenommen. 
Bei dem 840, Ehen zwifhen den Juden betreffend, hatte die Abtheilung zwei Vor— 
ſchläge gemacht: 
1. dak auch für die Juden die Civilehe eingeführt, inöbefondere die fir die chriſtlichen 
Diffidenten erlaffene Verordnung vom 30. März d. 3. für geltend erklärt werde, und 
2 daß ed dem Vereinigten Yandtage gefallen möge, bei Sr. Majeftät dem Könige die 
Aulaffung der Civilehe zwiſchen den Ehriften und Juden zu befürworten. 
Der Königlihe Minifterialtommiffarius Brüggemann erklärte: 
Der vorliegende Geſetzentwurf beſchäftige ſich ausfchlichlich mit Regulirung jüdiſcher Zu: 
fände und Verhältniffe und verlaffe den Kreis der jüdiſchen Glaubendgenoſſen nad) keiner 
Seite hin. Die Frage aber, ob die Ehe zwiſchen Juden und Chriften zuläffig fei, betrefft 
nicht blo8 die Zuläfligfeit deffen, was den Juden, fondern auch was den Ehriften zuſtehen 
folle. Der Gegenftand gehöre daher nidyt in den vorliegenden Gefegentwurf, fondern in 
dad Eherecht, welches Beftimmungen über ſämmtliche Unterthanen gebe. Ex fei daber 
auch nicht vorbereitet und informirt, auf cine deöfalfige Diskuffion einzugehen und müfle 
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anheimftellen: die Berathung hier audzufegen und die Sadye in Form einer Petition an 

des Königd Majeltät gelangen zu laffen. 

Diefer Anficht traten mehrere Redner bei und führten fie ebenfalld nody näher aus, An- 
dere aber mwiderlegten diefelbe hauptſächlich dadurch, daß der Gefegentwurf doch auch eine 
Menge Verhältniſſe der Chriften mit berühre. 

Nachdem nod vom Referenten erläutert worden war, wie die Abſicht der Abtheilung 
dahin gegangen fei, daß die Verordnung vom 30. März d. 3. blod in Bezug auf die 
6 — der Juden für geltend erklärt werde, wurde die von dem Marſchall zunächſt 
geſtellte Frage: 

Soll des Königs Majeftät gebeten werden, daß auch für die Juden die Civilehe einge: 
führt, inöbefondere die für die chriſtlichen Diffiventen erlaffene Verordnung vom 30. März 
d. J. hierauf für geltend erklärt werde? 

mit großer Majorität bejaht. 

Sodann aber forderte er die Verfammlung anf, ſich über die Vorfrage zu entfcheiden: 
ob fie fi mit der Ehe zwiſchen Juden und Ghriften überhaupt beſchäftigen wolle? 

was mit 227 gegen 189 Stimmen bejahend beantwortet wurde. 

Es fpradyen fidy nunmehr viele Mitglieder der Berfammlung für und gegen die Zuläf: 
figfeit der Civilehe zwiſchen Juden und Ghriften aus. 

Als Gründe dafür wurden angeführt: 

Die mofaifchen Gefege enthielten, fo viel befannt, nichts, was dem Geſetz der Liebe und 
Gerechtigkeit widerſpreche; man müſſe jungen Zeuten, welche ſich zu heirathen und dadurd) 
ihr Lebensglück zu begründen wünſchten, nicht unnöthige Hinderniffe in den Weg legen, 
wodurch vielleicht der eine oder andere Theil fogar bewogen werde, gegen feine beſſere 
Ücberzeugung fein Religionöbetenntniß zu ändern; durch die Zulaffung der Givilche zwi: 
ſchen — und Chriſten werde eine noch beſtehende Hauptſchranke zwiſchen beiden nie— 
dergeriſſen und die ſo vielfach getadelte ſchroffe Abſonderung der Juden nach und nach 
befeitigt werden. Es ſei wünſchenswerth, die Civilehe immer mehr einzuführen, um Kirche 
und Staat gegenfeitig zu emancipiren; zur Zeit der erften Chriftenheit hätten die Apoftel 
eine foldye Ehe auch geitattet. 

Gegen die Zuläffigkeit folder gemifchten Ehen wurden folgende Gründe hervorgehoben: 
Nach den Gefegen der katholiſchen Kirche fei die Ehe ein Satrament, alfo ein Ehebünd: 
niß zwiſchen katholiſchen Chriften und Juden durdaud verboten und ungültig, man 
würde alfo die Gefege der katholiſchen Kirche umftoßen, wenn man die Ehe zwischen 
Ehriften und Juden hier für zuläffig erflären wollte. Die Juden felbft hielten die Ehe 
mischen ihnen und Ghriften für unzuläſſig und ungültig. 

Den Ghriften fei die Ehe das Heiligfte, das Erhabenfte im Leben, was bei den Juden 
nidyt der Fall fei. Die jüdifhen und chriſtlichen Glaubenölchren wären zu verſchieden, 
ald daß in folden gemiſchten Ehen ein zufriedened und glückliches Familienleben begrün- 
det werden fönne, zumal wenn vielleicht ein Iheil der Kinder im chriſtlichen und ein 
anderer im jüdifhen Glauben erzogen werde. 

Es wurde von einigen Eeiten nody der Zweifel aufgeworfen: 
ob denn überhaupt nad der Preußiſchen Geſetzgebung die Ehe zwiſchen Ehriften und 

Juden verboten fei, da 8 36 Ih. I Tit. 1 ded Allgem. Landrechts nur beftimme: 

Ein Chrift fann mit folden Berfonen feine Heirath fließen, weldye nad) den Grund: 
fägen ihrer Religion ſich den chriſtlichen Ehegefegen zu unterwerfen verhindert werden; 
worauf man erwiderte: daß auf Anmweifung des geiftlihen Minifteriums der Staatsanwalt 
in Eheſachen zu Königdberg auf Ungültigteitdertlärung einer im Auslande zwiſchen einem 
Juden und einer Ehriftin vollgogenen Ehe angetragen habe, und diefe aud) in erfter Inſtanz 

bereits erfolgt fei. 

Es wurde daher der Königliche Minifterialtommiffariud Brüggemann um Austunft 
hierüber erfucht, welcher jedody erklärte, daß er ſolche wenigftend nicht fofort geben könne, da 
er hierzu nicht inftruirt fei. 

Es wurde daher von einigen Seiten beantragt, daß die Beſchlußnahme fo lange aud- 
geſetzt werde, bis dieſe — ertheilt werden könnte, was jedoch die große Majorität der 
Verfammlung ablehnte. 


— 


— ⸗ 
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Es kam endlich die Frage: 
Soll ded Königs Majeftät um eine Beftimmung gebeten werden, wonach zwiſchen Chri- 
. ften und Juden die Civilehe zugelaffen werde? 
zur Abftimmung, und zwar durch namentlidyen Aufruf, welche denn nad) anliegender Lifte 
mit 251 Stimmen bejaht und mit 142 Stimmen verneint wurde, 

Zu g 41 Abſchnitt 1 erklärte fi) die große Majorität der Verfammlung mit dem Ab: 

theilungögutachten dahin einverftanden, 
daß es im diefer Beziehung bei der Beftimmung der 88 17 und 18 des Ebdifts vom 
11. März 1812 verbleibe, welche lauten: 
Ehebündniffe können inländifche Juden unter fidy ſchließen, ohne hierzu einer befon- 
deren Genehmigung oder der Löfung eined Trauſcheins zu bedürfen, in fofern nicht 
nad) allgemeinen Vorfchriften die von Andern abhängige Einwilligung oder Erlaubnif 
der Ehe überhaupt erforderlidy ift. 
$ 18. Eben dieſes findet Statt, wenn ein inländifcher Jude eine ausländiſche Jüpin 
heirathet. 

Gegen Abſatz 2 und 3 deö 8 41, gegen 8 42 und 43 des Gefegentiwurfes fand ſich auch 
in der Verfammlung, wie in der Abtheilung, nichts zu erinnern, vielmehr wurden felbige 
angenommen. 

Da es bei der heutigen namentlichen Abftimmung vorgefommen fein follte, da für Ab— 
weſende in deren Auftrage Stimmen abgegeben worden —* fo machte der Marſchall dar- 
auf aufmerffam: 

daß died unguläffig fei und die Stimmen nur perfönlic abgegeben werden könnten. 
Am Schluffe der Sitzung eröffnete noch der Marfchall der Verſammlung: 
daf die nächſte Sigung morgen früh 10 Uhr und in felbiger folgende Tagesordnung 
ftattfinden werde: 
1. Fortfegung der Berathung über die Verhältniffe der Juden; 
Gutachten betreffend: 
2. die Aufhebung des Geleitzolled auf ruſſiſche und polniſche Juden; 
3. verſchiedene Gnadengeſuche; 
4. die Preßfreiheit; 
5. Todeserklärung verſchollener Seeleute; 
6. Vorlegung aller Geſetze über dad Prozeß- und Berichtöverfahren an die Stände; 
7. Schärfung der Strafen für Diebftahl, Raub und ähnliche Verbrechen; 
8. Aufhebung der Erbſchafts-Stempelſteuer bei der Succeffion unter Eheleuten; 
9. einfachere und billigere Einridytung der Gerichtötoften; 
10. baldige Emanirung von neuen Erekutiond-, Konkurs⸗ und Prozeßordnungen. 
Das Protokoll ift in der Sigung vom 19. Juni vorgelefen und genehmigt worden. 


A. v. Rochow. 
Dittrich, v. Leipziger, 
Landtags: Sccretair. als Protokoll führender Landtago⸗Secretait. 
Sperling. 


Verhandelt im Königl. Schloffe zu Berlin, am 19. Juni 1847. 
Nachdem in der heutigen fieben und dreifjigften Sitzung der Kurie der drei Stände, unter 


Vorſitz des Marſchalls v. Rochow, das legte Sitzungsprotokoll (vom 18. d. ME.) verleſen 
und genehmigt worden, machte 


1. der Marſchall die anliegende Allerhöchſte Kabinetsordre vom 18. d. Mis, mitgetbeilt 
durch ein Schreiben des Königl. Kommiſſarius vom heutigen Tage, bekannt, nad) rock 
her des Königs Majeftät den Bräfidenten des Haupt-Bankdirektoriumd v. Lamprecht 
mit der Aſſiſtenz oder Vertretung des Staatsminiſters Rother bei den Plenar— 
berathungen jeder der beiden Kurien des Vereinigten Landtages über die auf die Banl⸗ 
verhältniffe bezüglichen Betitionen beauftragt haben. Hierauf wurden 
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2. verſchiedene Anträge wegen vorzugöweiſer Berathung eingebrachter und bereits begut— 
achteter Petitionen beſprochen, und Seitens des Marſchalls deren Beachtung, ſo weit 
thunlich, und ſo weit die Verſammlung ſpäter dem beiſtimmen werde, zugeſagt. 

Sodann beantragte 

3. der Abg. Jachmann: ed möge das vorliegende Konkluſum der Herren-Kurie in Betreff 
ded Beihhäftöreglements möglicyit befdyleunigt und felbft ohne vorgängige Berathung 
in der Abtheilung, auch ohne vorherigen Abdrud des Abtheilungsgutachtens, alö be- 
ſonders wichtig aur Berathung gezogen werden, was jedody mit Bezugnahme auf den 
87 des Geſchaͤftöreglements von dem Marſchall ald unzuläfiig bezeichnet wurde. 

4. Zur Tagesordnung übergehend, verlas der Referent zunächſt den 8 44, Abſchnitt II 
des Gefepentwurfes, die Verhältniffe der Juden betreffend, nebft dem bezüglichen Ab- 
theilungdqutachten, worauf fidy mehrere Nedner für und wider daffelbe vernehmen lichen. 
Nachdem der Schluß der Debatte faft einftimmig gewünſcht worden, bemerkte der Mar— 
ſchall, daß die Abftimmung über den Abtheilungövorfchlag: 

dat am Se. Majeftät den König die Bitte gerichtet werde, die Beftimmungen des 
erften Abfchnittö diefed Gefegentwwurfed, wie foldye amendirt worden, aud) auf die 
Quden des Großherzogthums Poſen auszudehnen, 
erſt am Schluſſe der Berathung über Abſchnitt I des Entwurfes erfolgen könne, da vorab 
über die einzelnen Paragraphen diskutirt werden müſſe, jo daß die Beſchlußnahme über die— 
felben nur eine eventuelle fein werde. Hiermit einverftanden, fand die VBerfammlung 

zum $ 44 nicdhtd au erinnern, 

zum 8 45 war diefelbe mit dem Abtheilungsvorſchlage einverftanden, 

zum $ 46 wurden feine Erinnerungen, 

zum 8 47 dagegen vom Aba. dv. Brodowski der Abänderungdvorichlag gemacht: 

im Abfag 3 ſtatt der „deutfhen* Spradye, „Landesſprache“ zu fegen 
womit fid) die Verfammlung, ald den beftchenden Gefegen entfpredyend, faft einſtimmig ein⸗ 
verſtanden erflärte. 
Zum $ 48 beantragte der Abg. Schauß: im dritten Abſatze die Worte: „mit einiger 
Auszeichnung“ zu ftreichen, was hinreichende Unterftügung fand. 
In Folge deſſen ftellte der Marfchall folgende Fragen: 
wird dem Antrage der Abtheilung beigeftimmt? 
weldye mit überwiegender Stimmenmehrheit bejabt, und 
follen die Worte: 
„mit einiger Auözeihnung“ 
geftrichen werden ? 
weldye von 242 Stimmen gegen 124 Stimmen bejaht wurde. 
Ter Abänderungsvorfdylag des Abg. v. Gottberg, noch hinzuzufügen: 

oder endlidy diejenigen, welche aus anderen Provinzen Unſerer Monarchie ihren Wohnfig 

in dad Großherzogthum Posen verlegen, vorausgeſetzt, daß fie einen der übrigen in diefem 
Paragraphen vorgefchriebenen Nadyweife führen, 
wurde gegen wenige Zuftimmende verworfen, und fodann der 8 49 mit obigen Mafgaben 
angenommen. 

Zum $ 50 wurde der Antrag der Abtheilung fehr nahe einftimmig angenommen. 

Zu den 88 51, 52 und 53 fand fidy nichtd gu bemerten. 

Zum 8 54 wurde dem Vorfchlage der Abtheilung mit übertviegender Stimmenmehrheit 
beigepflichtet, und beantragte fodann 

ad a) der Abg. Braun: 
die „Züdinnen“ bon der Beltimmung: „vor zurüdgelegtem bierundzwanzigften 
Jahre ift ihnen die Schließung einer Ehe, wenn nidyt der Oberpräfident in dringenden 
Fällen dazu befondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geftatten;“ auözunehmen, 

was unterftügt und demnächſt mit übertwiegender Stimmenmehrheit gutgeheißen wurde. 

Zum 8 55 wurde in Uebereinſtimmung hiermit die Einfdhaltung: 

ihrer Verheirathung bedürfen nicht naturalifirte „männliche“ Juden eines Trau- 

Neieines ic. 

faft einftimmig beliebt und demnädyft ' 
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zum 8 56 dem Abtheilungövorfchlage mit überwiegender Stimmenmehrheit beigepflictet. 
Zum 8 57 bradıte der Abg. Krause den Abänderungdvorfchlag ein: 
aud) den nichtnaturalifirten Juden des Großherzogthums Poſen die unbedingte 
Freizügigkeit zu geftatten, 
der genugfam unterjtügt wurde. 
Ein zweiter Abänderungdvorfchlag ded Abg. Badegaft lautete wie folgt: 
daft Se. Majeftät allerunterthäni 1 gebeten werde, 
in dem neuen Geſetze — die Regulirung der Verhältniffe der Juden betreffend — be- 
ftimmt auöfpredyen zu wollen, daß es in Betreff der Ueberſiedelung der Juden aus 
einem Landeötheile in den andern künftig fo verbleiben folle, wie biöher das Geſetz oder 
die Praxis es beftimmt habe. 

Derfelbe wurde zwar hinreichend unterftügt, fand jedoch bei der Abſtimmung eben jo 
wenig die Stimmenmehrheit, ald der vorftchende Abänderungövorſchlag des Abg. Krauſe, 
worauf der 8 57 des Entwurfes, tie aud) £ 

die 8$ 55, 59, 60 und 61 für angemeffen erachtet wurden. 
Dem obigen Vorbehalte entſprechend, erfolgte nunmehr die Frageftellung: 
foll an Se. Majeftät den König die Bitte gerichtet werben, 
die Beftimmungen ded erften Abfchnitted des Gefegentiwurfed, wie foldye amendirt wor: 
den, aud) auf die Juden ded Großherzogthums Poſen auszudehnen? 
welche mit 241 gegen 162 Stimmen bejaht wurde, und fodann die Eingangs gleihmäfig 
vorbehaltene Frage: 
foll Se. Majehät der König gebeten werben, die bürgerlichen und kirchlichen Verhältniffe 
der Juden in getrennten Abſchnitten des Geſetzes behandeln zu laſſen? 
für deren N, Verfammlung ſich faft einftimmig entſchied. 

Da der nadyftchende, rechtzeitig eingebradyte und vorbehaltene Abänderungsvorſchlag deö 

Abg. v. Beckerath, den $ 1 des Entwurfes wie folgt zu faſſen: 
die Juden, welche in den verfchiedenen Provinzen der Monarchie ihren Wohnfig haben, 
genichen neben gleichen Pflichten gleiche Rechte mit Unferen chriſtlichen Unterthanen und 
follen nad) den für diefe daſelbſt geltenden gefeglidyen Vorfchriften behandelt werden, 

mit dem des Abg. Winzler, 
die Juden genichen in allen Zandeötheilen Unferer Monarchie, mit Ausſchluß der tonfel- 
fionellen Maßnahmen, bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte mit Unfern riftlihen 
Unterthanen, 

faft übereinftimmt, fo wurden beide, wie folgt, ufammengefaßt und abgeändert: 
die Juden, welche in den verſchiedenen Provinzen der Monardyie ihren Wohnfik haben, 
genießen neben gleichen Pflichten gleiche Rechte mit Unfern chriftlidyen Unterthanen und 
follen nach den für diefe dafelbft geltenden geſetzlichen Vorſchriften behandelt werden. 
Hiervon find felbitredend ausgenommen diejenigen Rechte und Vorfchriften, welche mit 
den Kultus⸗ und Elementar-Unterrichtsangelegenheiten der Chriſten in unmittelbarer Ber: 
bindung ftehen, 

und mit 220 gegen 186 Stimmen in Gemähbeit der anliegenden Abftimmungslifte verneint. 

Der Abg. Milde nahm fodann den geftellten Abänderungsvorfhlag: 

Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, das Gefeg vom 11. Mär 1812 unter Auf: 
hebung aller daſſelbe befcyräntenden Beftimmungen und anderweitig geltenden Juden- 
ordnungen in dem ganzen Umfange der Monardie einzuführen und die 889 und 3 
dieſes Geſetzes im legislatoriſchen Wege und in Vereinbarung mit den Ständen demmächſt 
zur Erledigung zu bringen, 

mit dem Vorbehalte zurüd, daß der Enttourf, wie er abgeändert worden, angenommen werde. 

Die ſchließlich geftellte Frage: 

Soll Se. Majeſtät der König gebeten werden, den vorgelegten Entwurf nach Maßgabe 
der biöher gefahten Beſchlüſſe und Abänderungen allergnädigft ald Geſetz zu erlaſſen 
wurde faft einitimmig bejaht und fodann die VBerfammlung geichloffen, um am 21. d. Ns. 
Morgens 10 Uhr wieder zufammen zu treten, zur Berathung über folgende Gegenftände: 

1. Aufhebung des Geleitözolled auf fremde Juden, 
* 2, Verschiedene Gnadengefud)e, 
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. Preffreiheit und Erlaß eine Prefgefepes, 

. Aufhebung der Anonymität der Preffe, 

. Aufitellung des Haupt-Finanzetate, 

. Erlaß einer Zand-Gemeineordnung, 

. Vorlegung der Gefege über dad Prozeßverfahren an die Stände, 

. Zodedertlärung verſchollener Seeleute, 

. Schärfung der Strafen auf Diebftahl, Raub zc. 

. Aufhebung der Erbfhafts-Stempelfteuer bei ber Succeffion unter Eheleuten. 

In der Verfammlung am 21. d. Mts. vorgelefen und nad) erfolgter Genehmigung 


bolljogen. 
A. v. Rochow. 
v. Bockum-Dolffsô, Kuſchke. 
Landtags⸗Secretair. Landtago⸗Secretair. 
Sperling, 
Referent. 


— 
0 0m 


Auf den Antrag des Staatsminiſters Rother will Ich hierdurch dem Präſidenten des 
Haupt-⸗Bankdirektoriums v. Lamprecht den Auftrag ertheilen, den Plenarberathungen jeder 
der beiden Kurien des Vereinigten Landtages über die denſelben vorliegenden Petitionsanträge, 
welche die Preußiſche Bank oder die Zulaſſung von Privatbanken betreffen, in Aſſiſtenz oder 
Vertretung des Staatsminiſters Rother beizuwohnen. — Ich überlaſſe Ihnen, die Mar— 
fälle beider Kurien von diefem Meinem Befehle in Kennlniß zu ſetzen. 

Sandfouci, den 18. Juni 1847. 

(gez) Friedrid Wilhelm. 


An 
den Staatöminifter v. Bodelſchwingh. 


Verhanbelt im Königt. Schloffe zu Berlin, am 12, Juli 1847. 
Dreizehnte Sitzung der Vereinigten Kurien. 

Das Protokoll der vorigen Sigung wurde verleſen und nad) vorgenommener Berichti- 
gung genehmigt, worauf zur Tagesordnung, welche in der Kortfegung der Berathung über 
die Allerhöchfte Propofition, wegen Abſchaffung der Mahl, und Schlachtſteuer und Ein— 
führung einer Einfommenfteuer beftand, gefchritten wurde. 

Mehrere Abgeordnete hoben hervor, daß die Königl. Propofition die Einführung einer 
Eintommenfteuer und Veränderung der Klaſſenſteuer an die Abihaffung von Mahl- und 
Schlachtſteuer fnüpfte; wenn demnach ſich der Gegenftand von der Abſchaffung der Mahl: 
und Schladhtiteuer entferne, fo feien die verfchiedenen Vorſchläge nicht mehr Amendements 
zu nennen, fondern fie würden wirkliche Petitionen, und in diefem Falle feien zwei Drittel 
zur Annahme nothivendig und die einfache Majorität genüge nicht. 

Die Debatte verbreitete fidy ferner nochmals über die Vorzüge der Mahl- und Schlacht— 
fteuer und die Nachtheile der Eintommeniteuer. In legterer Beziehung wurde namentlid) eine 
Ueberfegung defien vorgelefen, was der Engländer Mac Culloch über die Nachtheile einer 
Eintommenfteuer ſchreibt. Bezüglid) ded von dem Abg. v. Auerswald geftellten Amen: 
dements aber noch befonderd hervorgehoben, wie gefährlid) es fei, die Verfammlung auf das 
Feld der Iheoreme zu führen und wie unmöglid) cd fei, eine Steuertheorie in der furzen 
gegebenen Zeit aufzuftellen. 

Der Landtags: Kommiffariud bemerkte, er müffe freilich dem Ermeffen der Verſammlung 
anheimgeben, ob fie dem von dem Deputirten v. Auerswald geitellten Amendement zuftim- 
men wolle, nachdem die Allerhöchfte Propofition abgelehnt worden fei; er müffe befennen, 
daß cd von ihm infofern unterftügt worden jei, da ed dem Gouvernement wünſchenswerth 
fein müffe, die Meinung der hohen Verſammlung darüber zu vernehmen, ob der Weg, den 
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die Regierung in der Propoſition vorgeſchlagen habe, und der vieleicht wegen eined ein- 
zigen Nebenptinzips den Wunſch der Verſammlung nicht für ſich habe, nach deren Anſicht 
der richtige ſei oder nicht. Was übrigens die vielen geſtellten Amendements anbelange, ſo 
fönne er war zugeben, daß die Frage, wie von dem Referenten vorgeſchlagen, ob der durch 
Abfhaffung der Mahl» und Schlachtſteuer für die Staatöfaffe entftehende Ausfall durch 
eine direfte Steuer überhaupt gededt werden folle, ſich noch innerhalb der Grängen der 
Alterhöhften Propofition beivege, dad Amendement eined geehrten Mitglieded der Herren: 
Kurie gehe aber über diefe Gränzen ſchon hinaus. Wenn die Vorſchläge dahin gerichtet wer: 
ben follten, die Mahl und Schlachtſteuer unberührt zu laffen, und nur Menderungen an 
der Klaſſenſteuer vorzunehmen, dann müffe er erflären, daß die Propofition verlaſſen und 
der Gegenftand auf dad Feld der Petition hinübergeführt fei. 

Nahdem Graf Arnim fein geftern geftellted abgeänderted Amendement motibirt und 
verlefen, erhob fich der Ruf zur Abffimmung und nad) einer lebhaften Diskuſſion, in welcher 
theild die Abftimmung verlangt, theild von einigen Antragftellern ihre Amendementd zu 
entwickeln verlangt wurde, erfuchte Kürft Lichnowoky den Marichall, die Frage zu ftellen: 

ob die Verfammlung nicht über den Gegenftand abzuftimmen wünſche? 

Er fönne nicht zugeben, daß, nachdem 83 Redner über den Gegenftand gehört worden, 
berfelbe leichthin behandelt worden fei. 

Der Marſchall ftellt die bezügliche Frage und die Abftimmung wird mit 286 für und 
216 Stimmen gegen diefelbe bejaht. 

Die Unruhe gen fid) in dem Maaße, daß die einzelnen Redner nicht zu verftehen 
und nachdem der Abg. v. Auerswald ſchließlich nodymald gebeten, ihn zu hören, daR cd 
weder der Sache nod) dem Reglement entſprechend fei, wenn ein Antrag, der ind Protololl 
aufgenommen worden und jegt von Neuem zur Sprade gebradyt wird, durch eine Abftim- 
mung zurüdgeiviefen werden dürfe, ohne daß er vorgetragen worden. Er halte c8 nicht für 
angemeffen, Daß in einem fo wichtigen Antrage audy nur cin einziger zurückgewieſen werde, 
der dad Recht in Anfprudy nimmt, Darüber zu fpredhen, er bitte Deöhald, daß die Berathung 
nicht abgekürzt werde, und wenn der Herr Marfchall bei dieſer Abkürzung auch von der Ver: 
fammlung unterftügt worden fei, fo proteftire er auf das Entfchiedenfte dagegen und bitte, 
unter allen Umſtänden diefe feine —— Protokoll zu nehmen. 

Abg. Hanſe mann ſchließt ſich dieſer Erklärung an. 

Der Marſchall erwidert, die Verſammlung habe entſchieden, ed fei daher Niemand in 
feinem Rechte gefränkt worden, cd würde dies um fo weniger der Fall fein, ald er fümmtliche 
Amendementd in der Reihenfolge, wie er geftern angekündigt, zur Abftimmung bringen werde. 

Die erſte Frage würde fein, nad) dem Vorſchlage des Abg. v. Auerswald: 

Soll die Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer unter der Vorausſetzung befürwortet 

werden, daß an Stelle derfelben eine Eintommenfteuer trete? 
Die namentliche Abftimmung wird verlangt und ergiebt ein verneinended Refultat mit 
311 Stimmen gegen 204 bejahenpde. 

Hierauf wurde das Amendement des Abg. Hanfemann zur Mbftimmung gebradit, 

daffelbe lautet: j 
Beſchließt die Verfammlung, bei Er Majeftät dem Könige allerunterthänigft darauf an: 
utragen, daß dem Vereinigten Yandtage ein die Aufhebung der Mahl: nnd Schladr 
euer, ſowie die theilweife Erleichterung der zu den unteren Stufen der Klaffenfteuer 
gehöriger, Steuerpflichtigen bezwecender Geſetzentwurf vorgelegt werben möge, durch wel: 
hen die Klaffenfteuer dem Prinzip der Einfommenfteuer, jedod) ohne nothwendiges fis— 
taliſches Eindringen in die Familien- und Gewerböverhältniffe, genähert werde? 

Daffelbe wird auf dem kürzeren Wege durd) das Zeichen des Aufftchend verworfen. 

Auf den Wunſch der Verfammlung, ſämmtliche eventuell zur Abftimmung kommende 
Amendements zu kennen und in welcher Reihenfolge fie zur Abftimmung kommen würden, 
erklärte der Marfchall, zuerft würde das des Grafen v. Knie: dann ded Abg. Dittrid), 
eventuell v. Binde und zuletzt Milde zur Abftimmung gebracht werden. , 

Dem Wunſche der Verſammlung, fie alle nodymald zu hören, wurde dadurd) genügf, 
daß durd) den Secretair ſämmtliche Amendements in der angegebenen Reihefolge nochmals 
verfefen wurden. Sie lauten, wie folgt: 
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1. Amendement ded Grafen v. Arnim: 

Indem der Vereinigte Landtag Bedenken trägt, fhon jeht feine Zuftimmung zu einem 
Geſetze zu ertheilen, welches durd die Einführung einer Einfommenfteuer nur die Abſchaf— 
fung der Mahl: und Schladhtfteuer erreichen würde, erfennt derfelbe an, dak im Wege 
der Geſetzgebung, — zur Verwirklichung des Grundiaged einer der Steuerfähigkeit ver— 
haältnißmäßig entſprechenden Befteuerung der verſchiedenen Klaffen der Einwohner — 
auf eine Erleichterung der Abgaben der ärmiten Klaffen nicht allein in den mahl: 
und fhladtiteuer=, fondern in gleiher Weife in den Elaffenfteuerpflid: 
tigen Drten hinzuwirken fein wird, und daß die mohlhabenden Klaffen den hierdurd) 
entftehenden Ausfall, ſoweit es nöthig, zu deden im Stande fein dürften: 

Derfelbe bittet daher Se. Majeität, die Erreihung diefed Zweckes huldreihft in ander: 


weite Erwägung nehmen und dem nädyften Vereinigten Yandtage deren Ergebniffe vorlegen 
laffen zu wollen. 


2. Dad Amendement ded Abg. Dittrich: 
Se. Majeftät den König zu bitten: 

1. die Mahl- und Schlachtfteuer aufheben, 

2. au deren Erfage und zum Zwecke der Erleichterung der in den unteren Klaffen der 
Klaffenfteuer Steuernden mehrere Klaffen anordnen zu wollen und zugleich ſolche, 
welche den jegigen höchſten Steuerfag überfteigen. 

3. Dad Amendement deö Abg. v. Binde: 
des Königs Majeftät zu bitten: 

1. die Mahl: und Schlachtſteuer in den Städten unter 10,000 Seelen aufzuheben, 
und den übrigen Städten, wo diefelbe noch erhoben wird, zu überlaffen, an deren 
Stelle dad etatömähige Mahl: und Schlachtſteuer-Aufkommen durch eine Eintom- 
menfteuer, nad) näherer Feſtſetzung aufzubringen; | 

2. die Befreinngen von der Klaffenfteuer, fo weit fie nicht auf Staatöverträgen beru- 
ben oder einzelnen Steuerpflidytigen der unterften Alaffe zuftehen, aufzuheben; 

3. bei der Klaffenfteuer ziwifchen den Sägen von 24 und 48 Ihlen. drei Zwiſchenſtufen 
mit je 6 Ihlen. steigend, 

zwiſchen den Sätzen von 48 und 96 Ihlrn. drei Zwichenftufen mit je 12 Then. fteigend, 
zwiſchen den Sätzen von 96 und 144 Thlrn. drei Zwifchenftufen mit je 16 Thlrn. fteigend, 
und über 144 Ihlr. nody bid zu 500 Ihlen. in angemeffenen Zwiſchenräumen von 
je 24 Ihlr. höhere Kaffen einzuführen; von den durch diefelben nicht betroffenen 
Kontribuenten aber Aperfionalquanta, nad) dem Satze von 3 Prozent des Einkom— 
mens berechnet, nad) näherer Feftfegung des Minifteriums zahlen zu laffen. 

4. Das Amendement ded Abg. Milde: 

der Vereinigte Landtag erkennt an, daß die Steuergefehgebung vom 30. Mai 1820 den 

im Verlauf der Zeit eingetretenen Veränderungen in den allgemeinen Beſitz- und Ver: 

mögendverhältniffen der Staatsangebörigen nicht mehr entſpricht, und beſchließt deöhalb 

— auf die Grundſätze der Leiſtungsfähigkeit zu gründende durchgreifende Reform zu 

eantragen. 
Hierauf wurde das erſt vorſtehend wörtlich angeführte Amendement nochmals verleſen 


und durch das Zeichen des Aufſtehens zur Abſtimmung gebracht. Die Ordner zählen und es 
ergaben ſich 248 bejahende und 232 verneinende Stimmen. 


Das Amendement des Graſen v. Arnim war demnach angenommen und der Gegen— 
ſtand erledigt, wobei der Marſchall noch bemerkte, daß die verſchiedenen Anträge wegen 
Steuerreform, die nunmehr ihre Erledigung nicht gefunden hätten, an die Kurie der drei 
Stände zurückgehen würden. 

Die Sisung ward geichloffen. 

Vorgelefen, genehmigt und unterfchrieben. 
2. Fürft zu Solms. Ä 
v.Waldbott, Siegfried, 


Landtags⸗ Seeretaire. 
v. Manteuffel IL, v.d. Marwitz, 
Neferent, rum Referent, 
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Verhandelt im Koöpigl. Schlofle zu Berlin, am 21. Juni 1847. 
Acht und dreißigfte Sigung der Kurie ber drei Stände, 
unter Vorſitz ded Marſchalls v. Rod om; 
Secretaire: die Abg. Freih. v. Patow und Naumann. 

Das Vrototoll der Sigung vom 19. d. M. wurde verlefen, genehmigt und vollzogen. 

Der Marſchall macht befannt, daß der eingegangene Beſchluß der Herren-Kurie über 
die bei derfelben eingereichte Petition um Befreiung der Yandgemeinen von der unentgelt- 
lihen Verpflichtung ded Schneeräumens auf Chauffeen, der achten Abtheilung zur Vorbe— 
reitung für die Berathung in der Kurie der drei Stände zugewieſen worden fei. 

Ferner madıt der Marichall bekannt, daß ihm durch den Abg. Heinrich eine Dant- 
adreffe der freien evangelifchen Kirchengemeine in Königäberg an den Bereinigten Yandtag 
eingereicht worden fei. Da es geſetzlich nicht auläffig fei, Daß der Yandtag dergleichen Adrefien 
annehme, fo habe er — der Marſchall — * darauf beſchränkt, die erwähnte Adreſſe im 
Secretariat zur Einſicht für die Mitglieder der Verſammlung auslegen zu laſſen. 

Außerdem macht der Marſchall bekannt, daß in Folge mehrerer bei ihm eingegangener 
Anträge er die Gutachten, betreffend die an Se. Mäjeſtät zu richtenden Petitionen wegen 
der Jagdgerechtigkeit und der Wildſchäden, fo wie wegen der Landes-Pferdezucht, möglichſt 
bald auf die Tagesordnung bringen werde. Mehrere Bemerkungen, welche in Beziehung 
auf die zur vorzugsweiſen ſchleunigen Berathung geeigneten Angelegenheiten gemacht wurden, 
veranfaßten vorläufig den Marſchall nicht, deöfallfige weitere Anordnungen zu treffen. 

Eine Reklamation des Abg. v. Waldow, welche fidy auf den Umſtand begicht, daß in 
der legten Sitzung ein Abgeordneter gegen die Geſchäfts-Ordnung verftoßen habe, blieb ohne 
weitere Folge, da der Marſchall bemerklich machte, daß dieſe Angelegenheit bereitö in der leg: 
ten Sigung ihre volle Erledigung erhalten habe. 

Der Adg. v. Mylius verlas ald Referent die entworfene Erklärung der Kurie der brei 
Stände, betreffend die befchloffene Petition wegen baldigen Erlaffeö einer Militair = Kirden: 
ordnung. Der verlefene Entwurf wurde genehmigt. 

Hierauf wurde zur Tagedordnung übergegangen, und 

I. dad Gutachten der erften Abtheilung, betreffend die Petition ded Abg. Hirſch, wegen 
AU ae Geleitszolls auf ruſſiſche und polniſche Juden, zur Berathung geftellt. 

Das Gutachten der Abtheilung wurde vom Referenten, Abg. Wodiczka, verlefen, und 
nad) gefchloffener Diökuffion wurde in Veranlaffung der durch diefelbe gewährten Aufſchlüſſe 
vom Marfchall folgende Frage geitellt: 

Soll an Se. Majeftät die allerunterthänigfte Bitte gerichtet werden, jede Abgabe, welche 
Juden — ald ſolche — beim Eintritte in die Preußiſchen Staaten zahlen müffen, auf: 
heben zu wollen ? 

Für die Bejahung diefer Frage entſchied ſich zwar die Majorität der Verfammlung, aber 
nicht mit zwei Drittel der Stimmenden, fo daß eine deöfallfige Petition ald beſchloſſen nicht 
erachtet werden fann. 

Es fam ferner zum Vortrage: 

11. dad Gutachten der fünften Abtheilung, betreffend Die Anträge auf Begnadigung von 
wegen politifher Vergehen verurtheilter Individuen. 

Das Gutachten der Abtheilung wurde vom Referenten, Abg. Freih v. Norded, berleſen 

Ginen Antrag ded Abg. Neichard, auf Vefürwortung eines Gnadengeſuchs für alle 
diejenigen, welche wegen Staatöverbreden in Unterſuchung oder bereits verurtheilt find, hat 
die Abtheilung nicht befürtvortet. Derfelbe fand auch in der Verfammlung nicht die geſetlich 
erforderliche Unterftügung und wurde daher nicht in Berathung gezogen. 

Eben fo ift ein Antrag der Abg. Milde und Germeröhaufen, auf Begnadigurg 
aller derjenigen, welche durch Drud oder Schrift der Strafe des Geſetzes verfallen, entweder 
ihre Strafe bereitd in Kerkern abbüßen oder ihrer Beftrafung entgegen fehen, von der Ab: 
teilung nicht befürtvortet worden; da derfelbe auch in der Verfammlung nicht die erforder: 
liche Unterftügung fand, fo wurde er nicht in Berathung gezogen. 

Dagegen hat die Abtheilung in Veranlaſſung eines Antrages ded Abg Flemming, 
auf Amneltie für diejenigen Preußischen Unterthanen , welche ſich bei den lehten Unruhen in 
den vormald polnischen Beotinzen betheiligt haben, vorgeſchlagen, 
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an Se. Majeltät die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten, bei den nach gejchloffener Unter: 
ſuchung fhuldig Befundenen nad) Möglichkeit Gnade walten zu laſſen. 
Die Verſammlung genehmigte diefen Vorſchlag ohne Widerſpruch faft einftimmig, wo— 
rauf der Abg. v. Botworomsti Veranlaffung nahm, im eigenen und Namend feiner 
Landöleute den Dant für dieſes Votum audzudrüden. 
Ferner fam zum Vortrage: 
III. das Gutachten der fünften Abtheilung, betreffend die Petitionen auf Prekfreiheit und 
Erlaß eined Preß-Strafgeſetzes. 
Das Gutachten wurde vom Referenten, Abg. v. Wedell, verleſen und demnächſt der 
Vorſchlag der Abtheilung: 
unter dankbarer Anerkennung der bereits von Seiten der Krone geſchehenen Schritte, an 
Se. Majeität die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, von dem feither befolgten Präventiv— 
ſyſtem abgehen, in der ganzen Monarchie die Genfur aufheben, Preßfreiheit gewähren 
und zu diefem Zmwede ein Preßgeſetz entwerfen zu laffen und dem Vereinigten Yandtage 
zur Berathung vorzulegen, 

von der Verſammlung ohne Widerſpruch genehmigt. 

Kerner fam zum Bortrage: 

IV. das Gutachten der fünften Abtheilung über die Petition der Abg. dv. Winde und 
v. Ihadden, betreffend die Aufhebung der Anonymität der Preſſe. 

Nach dem Gutachten, welches von dem Referenten, Abg. v. Wedell, verlefen wurde, hat 
die Abtheilung die dahin abzwedenden Anträge: 

daß nichts durch den Drud publizirt werden folle, wofür nicht der Name deö Verfafferd 
angegeben ift, 
und 
daß jeder Redakteur eined Blatted verpflichtet fein fplle, gegen angemeffene Inſertions— 
gebühren jeden Artikel aufzunchmen, 
nicht befürwortet; fie fanden aud) nicht die erforderliche Unterftügung in der Verfammlung 
und famen daher nicht in Berathung. 

Dagegen beſchloß die Verfammlung mit mehr ald zwei Drittel der Stimmenden, dem 
Antrage der Abtheilung entiprechend: 

Se. Majeftät um eine dahin gehende geſetzliche Beftimmung zu bitten, daß jedes Blatt 

verpflichtet fein folle, Die Ertwiderung und reſp. Rechtfertigung eined in demfelben perfön- 
lid) Angegriffenen gegen Infertionötoften aufzunehmen. 

Hierauf wurde 

V. das Gutachten der vierten Abtheilung über den Antrag ded Abg. Thicl-Wangot- 
ten auf Keititellung ded Haupt: Finanzetatd, und des Abg. Flem ming auf Stontrole des 
Staatöhaushaltd zur Berathung geftellt. 

Nach dem Gutachten, welches vom Referenten, Abg. Sattig, verlefen wurde, hat fid) 
die Abtheilung in der Majorität für den Vorſchlag entſchieden: 

Se. Majeftät zu bitten, dem Vereinigten Zandtage, in Erwägung der ihm durch das 

Steuer-Bewilligungörecht zugewieſenen Obliegenheiten, dad Recht der Feitftellung des 
Haupt: Finanzetatö zu bewilligen, 

Im Laufe der Debatte nahm der Abg. Stedmann Beranlaffung auf Grund des Beſitz- 
nahmepatents für die Nheinprovinz vom 5. April 1815 eine Wahrung der durch diefed Pa- 
tent der gedadhten Provinz zugeficherten Rechte bezüglich der Feitftellung und Verwendung 
der Steuern unter Mitwirkung der Stände einzulegen und dem Marfchalle eine von ihm 
— dem Abgeordneten — verfaßte Schrift zu überreihen, um Diefelbe zum Eigenthum der 
Berfammlung zu machen. 

Da fich durdy die Debatte herauöftellte, daß von vielen Seiten die Zeitgemäßheit des von 
der Abtheilung geitellten Antrages nicht anertannt werde, fo fand fid) der Marfchall veran- 
laßt, folgende Frage zunächſt zur Abftimmung zu bringen: 

Soll der Antrag auf Gewährung des Rechts der Feftitellung des Haupt-Finanzetats 

und der Stontrole des Staatöhaushalts als für jet nicht zeitgemäß, nicht geftellt werden? 

Von der großen Majorität der Verfammlung wurde diefe Frage bejaht, wodurch der 
Antrag der Abtheilung feine Erledigung fand. 
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Demnächſt fam zur Berathung 

VI. dad Gutachten der achten Abtheilung über die Petitiondanträge, betreffend eine Ge— 
meineordnung für dad platte Yand in den öftlihen Provinzen. 

Das Gutachten wurde vom Abg. Steinbed, alö Referenten, verlefen; danad) ſchlägt 
die Abtheilung vor: 

Se. Majeltät zu bitten, den Provinzen des öftlidhen Theiles der Monarchie, welche Ge— 
meineordnungen für das platte Zand durch ihre Landtage ſchon beantragt haben oder nod) 
beantragen werden, ausgearbeitete Entwürfe dazu zur Berathung der betreffenden Pro: 
vinzial: Yandtage möglichft bald vorlegen zu laffen. 

Diefer Antrag wurde von der Verfammlung ohne Widerſpruch genehmigt. 

Die Iagedordnung führte ferner zur Berathung 

VII. des Gutachtens der fünften Abtheilung, betreffend den Antrag ded Abg. p. Fran 
18 wegen Vorlegung aller Gefege über dad Prozeß- und dad Gerichtoverfahren an bie 
Stände. 

Nach dem Gutachten, welches vom Abg. v. Werded, ald Referenten, vorgetragen wurde, 
hat die Abtheilung angetragen, den Antrag auf ſich beruhen au laffen, in der Verſammlung 
erhielt der Antrag die gefeglidy erforderliche Unterftügung, und wurde zur Berathung 

eſtellt. 
Nah dem Schluſſe der Debatte kam Die Frage zur Abſtimmung: 
Coll Se. Majeftät gebeten werden, künftig alle Prozeßgeſetze und die Gefehe über dad 
Gerichtöverfahren und die Nechtöpflege vor ihrer Promulgation den Ständen zur Bera- 
thung vorzulegen? 

Dieſe Frage wurde von der Verſammlung mit einer Majorität von mehr als zwei Drit- 
fel der Stimmenden bejaht. 

Ein eveutuell geftelltes Amendement ded Abg. Dittrich: 

Er. Majeftät zu bitten, diejenigen Gelege über das Prozeß- und Gerichtöverfahren, fo 
wie über die NRechtöpflege, welche zugleid dem materiellen Rechte angehörige Beſtim— 
mungen enthalten, den Ständen zur Berathung vorlegen zu laffen, 

fand durch obige Abſtimmung feine Erledigung. 

Meiter am zur Berathung 

VIII. das Gutachten der ſechſten Abtheilung über den Petitiondantrag des Abg. Michat— 
lis, betreffend die Todederklärung verſchollener Seeleute. 

Das Gutachten wurde vom Referenten, Abg. Steinbed, vorgetragen, und ed ſchlägt 
danadı die Abtheilung vor: 

eine geſetzliche Deklaration zu erbitten, daß, wenn feit der Zeit, zu welcher ein Schiff an 
den Beſtimmungsort feiner unternommenen Seefahrt nady gewöhnlichen Yaufe der Dinge 
hätte antommen follen, falls die Fahrt in der Dftfee gemadyt ward, Ein, falls fie ent: 
ferntere Meere traf, Drei Jahre verfloffen find, ohne daß es nad) der Beicheinigung der 
Behörden dort eingetroffen, noch fonft Nachrichten über daſſelbe eingegangen, der Beweid, 
daR ſolches untergegangen, Behufs der Todeserflärung der darauf befindlichen Perfonen 
beziehungsweiſe auf $ 36. Ih. 1 Tit. I des Allgem. Landrechts für hinreichend geführt 
eradhtet werden müſſe. 

Nach geidhloffener Tebatte wurde die Frage zur Abftimmung gebradit: 

Coll der Antrag der Abtheilung angenommen werben? 
und diefe Frage von der Majorität der Berfammlung verneint. 

Darauf wurde 

IX. dad Gutachten der fünften Abtheilung über den Antrag des Abg. Schmidt (au8 
MWeftphalen), auf Schärfung der Strafen für Diebftahl, Raub und ähnlige Verbrechen bom 
Neferenten, Abg. Schult, vorgetragen. 

Die Abtheilung hat den Antrag nicht befürwortet; er fand aud in der Verfammlung 
feine Unterftügung und konnte daher nicht in Berathung gezogen werden. 

Endlich kam zum Vortrage 

X. das Gutachten der fünften Abtheilung über den Petitiondantrag des Abg. Neihard, 

wegen Aufhebung der Erbſchafts⸗Stempelſteuer bei allen Succeffionsfällen * Eheleuten. 
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Dad Gutachten wurde vom Abg. Marx, ald Referenten, vorgetragen, wonach die Ab- 
theilung befürwortet: 
an Se. Majeftät die Bitte zu richten, daß — wenn dad Staatshaushalts-Verhältniß eine 
Verminderung ded Ertrages der Stempelgefälle geftatten follte — der Antrag auf Be: 
freiung der überlebenden Ehegatten von der Erbidafts-Stempelfteuer der erfte fei, welcher 
in Berüdfichtigung genommen werden möchte. 
Nach dem Schluſſe der eröffneten Debatte wurde die Frage: 
Soll der Vorfchlag der Abtheilung angenommen werden ? 
bon der Verfammlung mit einer Majorität von mehr ald awei Drittel der Stimmenden bejaht. 
Hiermit waren alle für die Berathung in der heutigen Sigung beftimmten Angelegen- 
heiten erledigt. 
Der Marfchall madıte nody bekannt, 
daß die Erklärung der HerrenKurie, betreffend die Petitionen wegen Abänderung der 
Gefepgebung vom 3. Februar c., eingegangen und der vierten Abtheilung zur Vorbereis 
tung für die Berathung der Kurie der drei Stände zugewieſen worden fei. 
Darauf lud er im Auftrage ded Marfchalld der Herren-Kurie, die Mitglieder der Kurie 
der drei Stände zu einer Plenar-Sitzung der vereinigten Kurien auf Morgen den 22. d. M. 
Vormittags 10 Uhr ein, und bemerkte, daß nad) dem Schluſſe diefer Sitzung eine fernere 
Plenar-Sigung der Kurie der drei Stände ftattfinden werde. 
In der Sigung der Vereinigten Kurien werden zum Bortrage fommen: 
diee nttworfenen Erklärungen des Vereinigten Yandtags auf die Allerhödyften Bropofitionen: 
1. wegen Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer ıc., 
2. wegen einer Anleihe zur Ausführung der großen Preußiſchen Oftbahn; 
in der darauf folgenden Sitzung der Kurie der drei Stände werden zum Vortrage fommen, 
die Gutachten, betreffend: 
. die Beſchlüſſe der Herrensfturie über die Abänderungen ded Reglemente, 
. ein Kreditinftitut für die Grundftüde der Yandgemeinen, 
. die Ablösbarkeit der Jagdgerechtigkeit und die Wildſchäden, 
. die Zanded- Pferdezucht, 
. die Deffentlicyfeit der Yandtagd -Berfammlungen, 
. eine einfachere und billigere Einrichtung der Gerichtöfoften, 
. die Emanirung von Erekutiond-, Konkurs: und Progekordnungen, 
. die Tragung der triminaltoften in undermögenden Unterfudyungöfaden, 
. die Bergwertd- Abgaben, 
. die Regalität der Braunkohlen, 
. den Drud der Verhandlungen der Stadtverorbneten. 
In der Sigung am 22. Juni vorgelefen, genehmigt und vollgogen. 
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A. v. Rochow. 
Freih. dv. Patow, Naumann, 
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v. Wedell. Sattig, 
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Verhandelt im Koͤniglichen Schloſſe zu Berlin, am 22. Juni 1847. - 


Neun und dreißigfte Sikung der Kurie der drei Stände. 

Das Protokoll der letzten Sisung wurde verlefen, und nadydem der Marſchall daffelbe 
für genehmigt erklärt hatte, enttwicelte der Landtags-Kommiſſarius in Folge der in der legten 
Sitzung von dem Abg. Milde geäußerten Bedenken, daß nämlid) fit 1820 die Staatö- 
auögaben um 13,000,000 Thlrn geftiegen feien, in einem längeren Vortrage die Urſachen 
Diefer vermehrten Auögaben, welche Mitteilungen der allerberuhigendften Art und mehreren 
Mitgliedern zu dankbarer Aeußerung Veranlaffung gaben. 

Der Abg. dv. Winde erbat ſich in allgemeiner Angelegenheit dad Wort und machte darauf 
aufmerkjam, daß cd unnöthig erfcheine, nad) der heutigen Sitzung noch neue Gegenftände 
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vorzunehmen, indem diefelben bei dem durch die «Herrensturie zu nehmenden Wege nicht zu 
dem zu wünfchenden Ziele, nämlidy bis zur Kenntnifnahme Cr. Majeftät, gelangen tönnten. 

Er wünjcht ferner, daß die Abtheilungsgutachten, welche bereitö fertig, gedrudt und an 
die Mitglieder vertheilt werden möchten, Damit Jeder diefelben mit nach Haufe nehmen und 
ſich dadurch zu dem nächſten Yandtage vorbereiten könne. Er bittet den Marſchall, zu ver: 
anlaffen, daß die bereitö fertigen Gutachten gedrudt würden. 

Der Marfchall zweifelt nicht, Daß died möglich fein werde, und äußerte der Landkags— 
Kommifjarius, wie diefer Antrag aud für dad Gouvernement von Intereffe fei, da daſſelbe 
aus dieſen Gutachten Information zum Wohl der Verwaltung fhöpfen könne. 

In einer längeren Debatte gaben ſich folgende Vorfchläge fund: 

I. gar feine neuen Anträge mehr zur Berathung zu bringen; 

2. nur folde, wo ſich muthmaßlidyer Weife feine große Meinungsverfchiedenheit fund 

cben werde; 

3. 9 Ausſchluß aller uͤbrigen Anträge nur den Die Angelegenheiten Schleswig-Holſteind 
betreffenden, indem derfelbe geeignet fei, dem Gouvernement dad Vertrauen auszu— 
drüden, welches zu befunden gewuͤnſcht werde; und ferner den Antrag wegen Deffent- 
lichkeit der Verhandlungen, indem diefer vorzugötveife, fo zu fagen, das häusliche Inter: 
effe des Landtages berühre. 

Der Marfchall ftellte zuerft die Frage: 

Ob die Verfammlung der Meinung fei, daß gar feine Betitionen mehr zur Berathung 

fommen follen, mit Ausnahme derer, welche aus der Herren-Kurie zurüdgefommen und 

noch zu erledigen? 

Tie frage wird durch das Zeichen des Aufftchens mit großer Majorität bejaht. 
Hierauf erklärte der Marſchall den aus der Herren-Kurie zurüdgelommenen Antrag, 
N Nbänderungen ded Patents vom 3. Februar c. betreffend, für Die morgende Sitzung an ber 
Bl: Tagesordnung, worauf derfelbe von dem Secretair verlefen läßt: 

Bar 1. die aus der ‚Herren-Kurie eingegangene Erflärung des Beitrittö zu dem Petitionsau— 
— trage der Kurie der drei Stände vom 31. Mai d. J, betreffend die Ausdehnung des 
| öffentlichen und mündlichen Striminalverfahrend auf alle Theile der Monardjie, in 
l 
\ 
| 





lb welchen die Allgemeine Nriminalordnung gilt; 
. den Beſchluß der Herren-Kurie, betreffend den Antrag der Kurie der drei Stände, 
wegen Interpretation der gefeglihen Beltimmungen über die Sonderung in Theile, 
laut welchem fie dieſem Antrage nicht beigetreten it 

Referent v. Norded verlieft den Entwurf zur Mdreffe, dad Gnadengeſuch der politifhen 

Verbrecher betreffend. Derfelbe wird ohne Einrede angenommen. 

Referent dv. Wedell verlieft den Entwurf zur Adreffe, Preßfreiheit betreffend. Gegen 
diefen Entwurf wurde in längerer Diöfuffion eingewandt, daß er den von dem Deputirten 
v. Auerswald bei der Diokuſſion des Antrages gemadyten Vorſchlag nicht ausdrüde, daß 
er ferner ald Einleitung feine geſchichtliche Darftellung der Gründe und Gegengründe ent 
balten dürfe, indem, da er ohne Distuffion angenommen worden, eine Anführung bon Grün— 
den aud) nicht ftattgehabt habe. 

Der Yandtagd-Rommiffarius macht den Vorſchlag, den Antrag, fo mie der Deputirkt 
v. Auerömwald ihn formulirt habe, aufgunchmen, mit Einfhaltung der Worte: „wenngleich 
aus verſchiedenen Geſichtopunkten“. Died wird angenommen und beftimmte der Marſchall, 
daR der fo umgeänderte Entwurf morgen wieder verlefen werden folle, 

Derfelbe Referent trägt den Entwurf dor zu der allerunterthänigften Bitte um Erlaß der 
Beftimmung, daß jedes Blatt verpflichtet werde, die Erwiderung oder Rechtfertigung eincd 
perſonlich Angegriffenen, gegen Entrichtung der Infertionstoften, aufzunchmen. 

Analog mit früheren Beichlüffen wird auch hier gewünſcht, daß die Angabe des Stim— 
menverhältniffed, mit welchem der Antrag angenommen, wegbleiben möge, und nad) gemadhter 
entſprechendet Abänderung erklärte der Marſchall den Entwurf für angenommen. 

Durch den Referenten v. Holgbrint läßt der Marſchall ein Protokoll der fiebenten 
Abtheilung vortragen, laut welchem diefe Abtheilung fid) mit Revifion der Rechnung der 
Hauptverwaltung der Staatoſchulden zwar befhäftige, 8 aber nicht möglid) fein werde, bei 
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der Kürze der Zeit und dem Volumen der Rechnungen, diefen Gegenftand auf dem gegen- 
— Landtage zu erledigen. 

Man ſchritt nunmehr zur Tagesordnung und trug Referent b. Katte dad Gutachten 
der vierten Abtheilung, betreffend die von der Herren-ſurie beſchloſſenen Modifikationen und 
Zufäge der von der Kurie der drei Stände beantragten Abänderungen ded Reglements über 
den Gefhäftögang bei dem Bereinigten Yandtage vor. 

Ad 1 findet ſich nichts zu erinnern und erflärte der Marſchall dad Gutachten der Abthei- 
fung für angenommen. 
Ad 2 entfpinnt fi eine Diskuſſion, nad) welcher der Marſchall die Frage ftellt: 
Tritt die Verfammlung dem Beſchluß der Herren-Kurie bei, dahin lautend: 
„Diejenigen Redner, welde jid) vor Beginn der Berathung um das Wort melden, 
haben zu erflären, ob fie für oder gegen den Gegenftand der Debatte ſprechen wollen 
und erhalten nad) der Zeitfolge der Anmeldungen abwechfelnd dad Wort?“ 
Durdy dad Zeichen des Aufftehend erhält die Frage nicht die erforderliche Bejahung 
bon zwei Dritteln. 
Ad 3 u. 4 findet fid) nichts zu erinnern und wird dem Gutachten der Abtheilung beigetreten. 
Ad 5 wird ebenfalld dem Gutachten der Abtheilung beigetreten, indem der Vorfchlag der 
Herren-Kurie bei der Abftimmung nicht die erforderlichen zwei Drittel der Stimmen erhält. 
Ad 6 wird ebenfalls nad) kurzer Debatte dem Antrage der Abtheilung beigetreten, indem 
die Berfammlung die entſprechende Frage: 
Db fie den Vorfchlägen der Herren-Kurie beitreten wolle? 
durch dad Zeichen des Aufſtehens ablehnt. 
Ad 7, 8 und 9 findet ſich nichts zu erinnern und wird dad Gutachten der Abtheilung 
angenommen. 
Ad 10 entipinnt ſich eine fürgere Debatte und wird die Frage: 
Soll dem Antrage der Herrensfurie: „daß die Königlichen Propofitionen in der Regel 
nicht beiden Kurien zugleidy vorgelegt werden follen,“ beigetreten werden? 
mit mehr ald zwei Drittel gegen den Vorſchlag der Abtheilung angenommen. 
Ad 11 ftellt der Marſchall nad) kurzer Debatte die Frage: 
Tritt die Berfammlung den von der Herren-Kurie vorgeſchlagenen Modifikationen bei der 
Wahl der Kandidaten für die bei der Hauptverwaltung der Staatöfhulden erledigten 
Stellen bei? 
Durch große Majorität wird diefe Frage verneint, worauf die Sitzung geſchloſſen und 
die nächſte auf morgen 10 Uhr anberaumt wurde. 
Vorgeleſen, genehmigt und unterfdrieben. 
A. v. Rochow. 
v. Waldbott. v. Katte. Siegfried. v. Wedell. Freih. v. Nordeck. 





Verhandelt im Königlichen Schloſſe u Berlin, am 23. Juni 1847. 
Vierzigfte Sigung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorfig ded Marſchalls v. Rochow; 
Secretaire: v. Bodum:Dolffd und Kufdtel. 

Nachdem dad Protokoll der geftrigen Sitzung vorgelefen und genehmigt worden war, 
theilte der Marſchall mit, daß von der Herrensfturie zwei Beſchlüſſe über Petitionen der 
Kurie der drei Stände eingegangen feien, und zwar: 

1. Beſchluß, betreffend die Bitte der Kurie der drei Stände, um Ueberweiſung ded Haupt: 
Finanzetats und der Ueberſicht der Finanzverwaltung an eine Abtheilung. 

Da von Seiten der Herren-Kurie die Bitte modifizirt worden ift, fo wurde der Beſchluß 
derfelben der vierten Abtheilung zur Begutachtung überwieſen. 

2. Beſchluß, betreffend die Bitte der Kurie der drei Stände, um Vertagung des Vereinig— 
ten Landtages. 

Der ablehnende Beſchluß wurde vorgelefen und zu den Alten genommen. 

Hierauf wurde zur Tagesordnung, die Berathung des Gutachtens der vierten Abtheilung 
über dad Votum der Herrensfurie, Die erbetenen Mbänderungen der Verordnungen vom 
3. Februar c. betreffend, übergegangen. 
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Referent, Abg. v. d. Schulenburg, verlad das Gutachten der vierten Abtheilung bie 
zum Punkte B. 

Die Abtheilung hat vorgeichlagen, dem Befchluffe der Herrensfturie: 

Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, Die periodifhe Einberufung des Vereinigten 
Yandtaged in einer von Allerhöchftvemfelben zu beftimmenden Frijt Allergnädigft aus— 
ſprechen zu wollen, 

beizutreten. 

Nachdem drei Redner für das Abtheilungsgutadhten, mithin für Annahme des Befchluffed 
der Herren-Kurie, fid) auögefprodyen hatten, ließ fi) der Ruf der Verſammlung zur Abftim: 
mung hören. Der Marſchall glaubte indeffen, aud) den Abgeordneten, melde gegen das 
Votum der Herren-Kurie fpredyen wollten, dad Wort geftatten zu müſſen, — zwei Ab⸗ 
geordnete gegen das Votum ſprachen. 

Der Marſchall ſtellte nunmehr die Frage: 

Soll dem Votum der Herren-Kurie: 
„Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, Die periodiſche Einberufung des Vereinigten 

Landtages in einer von Allerhöchſtdemſelben zu beftimmenden Friſt Allergnädigft aud- 

fpredyen zu wollen,“ 

beigetreten werden? 
welche, nad) Ausweis der beiliegenden namentlichen Abſtimmungsliſte, mit 418 gegen 31 Stim: 
men bejaht ward. 

Referent verlad nun den Punkt B des Gutachtens. Die Abtheilung ſchlägt vor, aud) 
bier dem Botum der Herren-Kurie in Betreff des ſtändiſchen Ausſchuſſes beiqutreten. 

Mehrere Mitglieder erklärten fid) für dad Gutachten der Abtheilung, einige dagegen. 

Der Abg. v. Binde, welder dem Gutachten ſich anſchloß, ſchlug vor, den Beſchluß der 
Nerfammlung, wenn fie dem Botum der Herren-Kurie beitrete, in folgender Art zu motivim: 

die Kurie der drei Stände interpretirt dad Konklufum der Herren = Kurie fo, daß dadurd) 
den Ausfchüffen nur die in den 88 2 und 4 des Geſetzes vom 21. Juni 1842 erwähnten 
echte haben beigelegt werden follen, wie Died deutlich aus den Gründen des Konklufumd 
der Herren» Kurie hervorgeht, und die Wirkfamteit der Ausſchüſſe daher keine andere fein 
ſoll, ald eine blos vorbereitende und vorberathenpe. 

Die von dem Marſchall geftellte Frage: 

Mird der Vorſchlag der Abtheilung mit der vorgefchlagenen Motivirung angenommen ? 
wurde durch Aufftchen und Sihenbleiben faft einftimmig bejaht. N 

Hierauf verlad der Referent den Puntt C des Gutachtens, die Kontrahirung von Staatt- 
(dulden betreffend. ; 

Der Königlihe Kommiffarius wiederholte feine früheren Erklärungen, daß in Frieden 
zeiten alle Anleihen, ohne Ausnahme, nur mit Zuftimmung des Vereinigten Landtages ton- 
trahirt werden könnten, mit Ausnahme der fogenannten Berwaltungdfchulden. Er wolle da- 
her der Berfammlung empfehlen, dem Votum der Herren-Kurie bei dem vorliegenden Buntte 
ſich anzuschließen, und den betreffenden Beſchluß nad vorftehender Erklärung zu motiviren. 
Gr glaube die Zufiherung ertheilen zu fönnen, daß die Entſcheidung über bie Bitte dem— 
gemäß erfolgen werde. 

Faſt fämmtliche Redner, welche nun auftraten, ſprachen entfchieden gegen den Beſchluß 
der Herren-Kurie und hielten feft an dem früheren Beſchluß der diefieitigen Kurie; dod) fand 
ſich auch die Meinung vertreten, daß man, um die wichtige Angelegenheit nicht fallen zu 
(alien und die Verfaſſungoftagen möglichſt auf dem gegenwärtigen Landtage zu erledigen, 
dem Votum der Herren= Kurie beitreten müffe. 

Nach dem Schluffe der fehr ausführlidyen Debatte ftellte der Marſchall die Frage: 

„ob die Berfammlung den Wopdifitationen der Herren- Kurie, wegen Kon 

trahirung von Staatöfhulden, beitrete?“ 
welche nad) Ausweis der beiliegenden Abftimmungälifte mit 300 gegen 146 Stimmen 
berneint ward. 

Referent verlad hierauf den — D des Gutachtend, worauf die geſtellte Frage: 
„Zritt die Berfammlung der Modifitation der Herren-Kurie bei?" 
fait einftimmig bejaht ward, 
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Der Marfchall erfuchte die Verfammlung, heute Abend 6 Uhr zufammen zu treten, um 
den Beſchluß über die heutige Berathung zu vollziehen. 

Hiermit wurde gefhloffen. 

Vorgelefen, genehmigt und vollgogen. 


A. v. Rochow. 
v. Bodum-Dolffs, Kuſchke, 
Landtagd-Secretair. Yandtagd-Secretair. 
b.d. Schulenberg, 
Keferent. 


Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am 3, Juni 1847, 


Gin und vierzigfte Sigung der Kurie der drei Stände 
unter Vorfig ded Marſchalls v. Rodom; 
Secretaire: d. Bodum:Dolffd und Kuſchke J. 

Der Marſchall eröffnete die Sitzung beute Nachmittag 64 Uhr. 

Nachdem dad Protofofl der heute Vormittag abgehaltenen Sitzung vorgelefen und ge: 
nehmigt worden war, trug der Referent, Abg. v. d Schulenburg, den Beſchluß der Kurie der 
drei Stände, in Betreff der Abänderungen der Verordnungen vom 3. Februar c., vor, weldyer 
mit dem Bemerken genehmigt wurde, daß der urfprüngliche Beſchluß der Kuric der drei Stände 
mit beigelegt werde. Außerdem wurde der Abdrud der fämmtlidyen Erklärungen, diefen Ge: 
genftand betreffend, befchloffen. 

Ferner trug der Referent v. Wedell den Beſchluß der Kurie der drei Stände, die Pref- 
freiheit und Emanirung eined Preß⸗Strafgeſetzes betreffend, vor, welcher nad) erfolgter Beridy- 
tigung genehmigt ward. 

Dann trug der Abg. v. Hatte den Beſchluß der Kurie der drei Stände über die von der 
Herrensfturie vorgenommenen Abänderungen der Bitten der Kurie der drei Stände in Betreff 
mehrerer Veränderungen des Reglements vor. Der Beſchluß wurde genehmigt. 

Endlich trug der Abg. Marx den Entwurf ded Beſchluſſes um Aufhehung der Stempel: 
fteuer bei der Eucceffion unter Eheleuten vor, weldyer ebenfalld genehmigt ward. 

Hiernächſt lich der Marſchall das Schreiben der Herren-Kurie, bezüglid auf die baldige 
Emanirung des neuen Straf-Geſetzbuches, vortragen, nad) weldyem der betreffende Antrag 
der Kurie der drei Stände abgelehnt worden ift. Dad Schreiben geht zu den Akten. 

Noch wurde beichloffen, dem Marfchall der Herren-Kurie die Erledigung ded Beſchluſſes 
der Kurie der drei Stände, die Prehfreiheit betreffend, zu empfehlen. Der Marſchall über: 
nahm cö, dad Erforderlicye zu veranlaffen. 

Schließlich wurde durdy den Referenten, Abg. Steinbed, dad Gutachten der fehlten 
Abtheilung über den Petitiondantrag der Herrensfturie, in Betreff der mit den Brennereibe- 
figern über Verkauf von Spiritus geſchloſſenen Verträge, vorgetragen. Die Abtheilung hat 
den Antrag der Herren-Kurie nicht befürtvortet. 

Da die Abſicht fund gegeben wurde, den Gegenftand zur Diökuffion zu bringen, fo wurde 
die Berathung ausgeſetzt. 

Der Marſchall machte befannt, daß morgen eine Eigung der Vereinigten Kurien ftattfin 
den werde, und ſchloß hiermit die heutige. 

Vorgeleſen, genehmigt und unterfchrieben. 

A. v. Rochow. 
vd. Bodum-Dolffs, Kuſchke, 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
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Verhandelt im Königlichen Schloffe zu Berlin, am M. Juni 1847. 
Zwei und vierzigfte Sikung der Kurie der drei Stände. 
Vorfigender: Landtags⸗Marſchall v. Rochow. 
Seeretaire: Die Abg. v. BEL. und Dittrid. 

Nach Anordnung des Landtags: Marfhalld wurden vorgelefen die anliegenden Aller: 

höchſten Botfchaften; 
1. er —— der 884 und 6 der Verordnung wegen Bildung des Vereinigten 
andtages, 
2. auf die Petition vom 23. d. M. auf Abänderung und Deklaration des Patentes und 
der Verordnungen vom 3. Februar d. J. 
3. betreffend den von des Königs Majeftät auf den 26. d. M. Allerhöchſt feftgefekten 
3 u ge erften Vereinigten Landtages. (S. dieſe drei Allerhöchſten Botſchaften I, 

Kerner machte der Landtags-Marſchall befannt, daß der Druck diefer Allerhöchſten Bot⸗ 
ſchaften fofort wird — werden, und daß die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausſchüſſen 
morgen Vormittags 10 Uhr in den dazu bekannt gemachten Lokalen erfolgen ſollen, der 
Schluß ded Landtages aber, in Uebereinftimmung ded Herrn Landtags-Kommiſſarius Excel⸗ 
lenz, am 26. d. M. Vormittags 10 Uhr. 

Ferner morgen Nahmittag 6 Uhr die Verlefung der Erklärung über die Allerhöhfte 
Propoſition, betreffend Die Verordnung über die VBerhältniffe der Juden. 

Der Abg. Frei. dv. Manteuffel I. gab hiernädyft noch eine Erklärung ab, in Betreff 
einer bon ihm geftern auögefprodyenen Meußerung, nad) weldyer von ihm durchaus feine Be— 
leidigung beabtichtigt iſt. 

orgeleſen, genehmigt und vollzogen. 
A. v. Rochow. 





Dittrich, 
Protokollführer. 





Verhandelt im Königlichen Schloſſe zu Berlin, am B. Juni 1847. 
Drei und vierzigſte Sigung der Kurie der drei Stände, 
unter Vorſitz ded Marſchalld v. Rochow; 
Secretaire: die Abg. Naumann und Freih. v. Patow. 

Nachdem der Marſchall zunächſt dem Abg. Freih. v. Binde in einer allgemeinen Ange: 

Iegenheit dad Wort ertheilt, trägt diefer vor: 
In den am heutigen Vormittage ftattgefundenen Sigungen wären die Wahlen der Ab: 
eordneten für den Vereinigten ſtändiſchen Ausihuß und für die Deputation für dad 
Eraatt-Schuldentoefen vorgenommen worden. Diefe Wahlen wären dem Vernehmen nad) 
fehr verfchiedenartig ausgefallen, und da cd gewiß für alle Mitglieder des Vereinigten 
Landtages wünſchenswerth fei, daß die Anfichten der verfchiedenen Provinzen zu ihrer 
Kenntniß gelangten, fo trage er darauf an: 
daß fämmtliche Wahlverhandlungen dem ftenographifchen Bericht einverleibt, und burd) 
die Allg. Preuß. Zeitung publigirt würden. 

Der Marfchall erwiderte hierauf: 

er habe am heutigen Vormittage die Wahlen für die Provinz Brandenburg geleitet, und 
könne die Verfiherung geben, daß diefe ordnungsmäßig ftattgefunden. Er habe feinen An- 
ftand genommen, dem geäußerten Wunfche zufolge, dad Imprimatur für die Wahlverhand- 
lungen der Provinz Brandenburg zu ertheilen, und werde gar fein Bedenken tragen, auch 
die übrigen Wahlverhandlungen, fobald ihm diefelben mitgetheilt würden, zum Drud 
zu befördern, 

Die in der Verfammlung antefenden Marſchälle der übrigen Provinzen erklären, doß 
fie die Verhandlungen über die ftattgefundenen Wahlen an den Marfchall der drei Kurien 
befördern würden, damit diefelben abgedruct werden könnten, und «8 findet foldhergeftalt Der 
angeregte Gegenftand feine Erledigung. 
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Der Marfchall bringt fodann die Erflärungen der Herren-sturie: 

1. über den Betitiondantrag der Kurie der drei Stände vom 29. Mai c., betreffend die 
— der Oeffentlichteit für die Sizungen der Stadwerordneten und Gemeine— 
räthe, und 

2. über den Petitiondantrag der Kurie der drei Stände vom 29. Mai c., betreffend die 
Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltöfarten, 

zur Verlefung, und bemerkt dabei, daß, da die Herren-Kurie beiden Anträgen beigetreten fei, 
diefelben an Se. Majeftät gelangen würden, und macht endlich der Berfammlung bekannt, 
daß ihm durch den Abg. v. Beckerath eine an die Mitglieder des Vereinigten Landtages 
gerichtete Dantadreffe vieler Einwohner von Stuttgart mitgetheilt worden fei, welche in der 
Kanzlei zur Kenntnißnahme der Yandtags-Mitglieder ausgelegt werden würde. 

63 wird nunmmehr zur Tagedordnung übergegangen, und von dem Referenten, Abg. 
Sperling, der Bericht über die Allerhöchſte Propofition, betreffend die Verhältniffe der Ju— 
den, verlefen. 

Es werden gegen den Bericht verſchiedene Auöftellungen gemacht, und infonderheit wurde 
der Antrag geftellt, einen Iheil der Einleitung, welcher wohl die Anficht des Referenten dar: 
lege, nicyt aber der Anficht der ganzen Verſammlung entjpredend fei, aus dem Bericht weg⸗ 
aulaffen. Allein ald der Marſchall die Frage ftellt: 

ob der TER Theil des Berichtes, welcher nochmals verlefen wird, weggelafien wer: 

den folle 

ftimmt die Verfammlung nicht für die Weglaffung. 

Einige andere Erinnerungen werden fofort erledigt, und demnädyft wird der Bericht von 
der Berfammlung genehmigt. : 

Der Abg. d. Brünned ergreift hiernächſt dad Wort, um dem Marſchall im Namen der 
Rerfammlung den innigften Danf für die unparteiifche und umſichtige Verwaltung feined 
ſchwierigen Amtes auszuiprehen, und um die Fortdauer feined Wohlwollend für ſämmtliche 
Mitglieder des Landtages zu bitten, und die Verfammlung giebt dadurch, daß fie fid) voll: 
ftändig erhebt, ihre Beiltimmung zu erfennen. 

Der Marfchall legt feinen Dank der Verſammlung in fehr ergreifender Weife dar, und 
fchlieft hierauf die Sigung, nachdem von der Verfammlung mit großem Enthufiasmud ein 
dreimaliged Hoc ausgebracht worden. 

Vorgelefen, genehmigt und vollzogen. 

A. v. Rochow. 
Naumann. Freih. v. Patow. 
Landtags⸗Secretair. Landtags⸗Secretair. 
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B. 
Protokolle der Herren:Kurie. 





Erſte Sigung. 


Verhandelt im Ritterfaale des Königlichen Echlofles zu Berlin, am M. 1847. 
(Das Vrototoll der erft en Sißung |. Abth. 1 S. 84— 80.) * 










Zweite Sitzung. 


Verhandelt im Ritterſaale des Königlichen Schloſſes zu Berlin, den 2, April 1841. 
Die heutige zweite Sitzung der Herren-Kurie eröffnete der Marſchall mit Veran— 
laſſung der in der vorigen Sitzung beſchloſſenen Verlooſung der von den Mitgliedern der 
Verſammlung einzunehmenden Plaͤtze, mit deren Ausführung die beiden Secrelaite beauf⸗ 
tragt wurden. 
Demzufolge erhielten Nummern des Platzes: 
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29, Oxof v. Sand reyt — — 
ß — 9. 
31. Fum v. Gohenlohe⸗Ingelfin gen. 60. 
32 Prinz v. Schoenaich-Carolath — EEE FERTSEIEUTEARSORSESSIITERP 34. 
33. Fürft Salm⸗Reiff er ſcheid⸗ Dykin......nenemnsseessesssenenseurensnnsenenssseennenn 5. 
34. Fuͤrſt Boguslam dv. Radziwill..unnsenennsmnsansnsensenssnsensensenssssunnenssnsensnnnnnn 17. 
35. Graf au Stold erg⸗Ro ß la. 38, 
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38 Einoiöminifier Wraf db, MENIBE... 18. 
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40. Graf v. Maltzahn ........... „RER ERS ERREGER 41. 
41. Herzog v. Anhalt-Edtben (v. Hohberg)....mssesseseeeeeensmnemmeneenn: 67. 
42. Graf Landeberg⸗eBehmen 24. 
43. Kürft GarolatheBeuthen....eessssenensnsesonsensessnsusensnsnnenenssansnnsssennensueneenen 58. 
44. Ort v. Altban...........---.. arusonseassessunarnsensenrnsanensnunsnernssusessnenssensnnsensiässunennne 10. 
45. Herzog v. Eroys Dülmen ............................. BT, 
46, Braf dv. Schafgo tſch 25. 
47. Herzog d. Anhalt-Deffau (Graf Solmd) ....eeeesesesnserssenesessesensenennensenne 55. 
48. Fuͤrft zu Putbuß nemeemmmsssesertseseeeneeennmmnneeresetesssensssssesnn 61. 
49. Graf Henkel. Donneromark...............2......................... 56, 
50. Fürft zu Rheina-Wolbed (Graf v. Lannod).uuuemmsssemssenmssenennes 48, 
4, 
52, Sraf v. Dppersdorf.......unscsersnsneanensunsenosenenntsernssnnenasanssorsansansesnensesurnanunene 49, 
53. Graf au Stolberg Wernigerode........nsseensessssersensenenssesssnersosnensenennasnnnnenn 45, 
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55, Herzog v. Aremberg....ecnssnenssnrsnesensennennunennenasnnnssnsnnssrursnsnentsnssssatssnnnosusnnunnneg 33. 
Be Br Em BET 2, 
J 59. 
EAN ARTE 1.1 1. 
59. Fürft Sayn-Wittgenftein-Wittgenftein....uensseessesesseseessssssesessnennnnnenanne 36, 
50: Bröf su Stolderg Solberrrgggßßßgß 43, 
61. Fürft zu Thurn und Tarie (Freih v. Maffenbad).......enssmeeene 68. 
62. Fürſt au Solmd-Braunfels (Prinz Alegander zu Solmd-Braunfelö).....65. 
63. Graf v. Weſtphal en — 63. 
64. Herzog dv. Braunſchweig (Herr v. Keltich)....nseneessseeesensseseeeeneennenen — 62. 
65. Bring Friedrich der Niederlande, Königl. Hoheit ......eesmeneeeneneseneneenennnn 35. 
ee WESEL f VPREEERENEEREERRRIFSEHRPEELTTEEAFENETEOR 42. 
07. Derade 9. SERTLEMDETS:... naeh en ———— —16. 
68. Fürft zu Sal m-Sal m. — 52, 
69. Öraf OMA 40, 


Nachdem die Mitglieder der Verfammlung auf die Aufforderung ded Herrn Marſchalls 
die nunmehr beftimmten Wläge eingenommen batten, wurde dad Wrotofoll der vorigen 
Sitzung von dem Secr. v. Krofigt vorgelefen und nad) Erledigung eines von dem Grafen 
v. Dyhrn erhobenen Einwandes allfeitig genehmigt. 


Die Bemerkung ded Grafen v. Burghaus: 

daß die Ausarbeitung der Protokolle in der umfalfenden Art, wie dad eben vorgelefene, 

nad feinen bei den Provinzial-Yandtagen gemachten Erfahrungen, die Kräfte der Secre- 

taire in Zukunft überfteigen werde, 
befeitigte der Herr Marſchall durd das Ausführen, daß bei der jet erfolgenden Zugiehun 
von Stenographen die Sigungsprototolle nur eine kurze Zufammenfaffung des Verhandel- 
ten enthalten würden, wie es bereit mit den Protofollen in den Sigungen des Vereinigten 
Landtages gehalten werde. 
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Sodann erftattete der Graf v. Schafgotſch-Maiwaldau, ald Referent der Abthei- 
lung für die vermifchten Gegenftände, Bericht über den in der andern Kurie von dem Abg. 
Hanſemann geftellten Antrag: 

auf Verlängerung des zur Einreihung der Petitionen beftimmten Termines, 
indem er bemertte: 

daß die Abtheilung einftimmig dem Antrage beigetreten ſei. 

Nach Vorlefung ded von der andern Kurie gefahten Befchluffed erflärten Sid) ded 
Prinzen v. Preußen Königl. Hoheit mit demfelben ebenfalld ganz einverftanden, und bie 
bon dem Herrn Marſchall veranlaßte Abftimmung ergab den einfiimmigen Beſchluß der 
Verfammlung: 

daß dem Antrage des Abg. Hanfemann und dem Befchluffe der andern Kurie beizu- 
reten. : 

Auf die Anregung des Grafen zu Lynar-Lübbenau entipann ſich eine Debatte bar- 
über, ob dad Protokoll der vorigen Sitzung vollftändig zu veröffentlichen fei, wofür Sid) 
Se. Königl. Hoheit der Prinz v. Preußen, der Marfhall und der Fürft v. Lid- 
nomöfn auöfpraden, wogegen der Graf v. York die Veröffentlihung des Protokolles nicht 
für erforderlic) hielt, weil deffen Inhalt mehr Gegenftände der inneren Detonomie der Ver: 
ſammlung betreffe. Diefe Anſicht fand jedoch feinen weitern Anklang, und ed wurde daher 

die vollftändige Beröffentlibung ded Protokolls der vorigen Sitzung befchloffen. 

Hierauf richtete der Fürft Wilhelm v. Radziwill noch die Frage an die Berfammlung: 
ob der bereitö früber ausgefprodhene Grundfas, daß von dem Yugenblide an, wo cin 
Amendement dem Marfhall übergeben, daffelbe Eigenthum der Verſammlung geworden 
fei, auf Petitionen ebenfalld Anwendung finden folle? 

welche der Herr Marichall mit dem Bemerfen bejahte: 
daß es dem Antragfteller zwar freiftehe, feinen Antrag zurückzuziehen; der Verſamm— 
ung aber überlaffen bleiben müffe, weldyen Gebrauch fie dennod) von dem Antrage machen 
wolle. 

Das weitere Verlangen des Fürſten v. Radziwill: 
daß dem Antragſteller jederzeit überlaffen bleibe, feine Petition zurückzunchmen, 

befeitigte der Herr Marſchall mit dem Anheimgeben weiterer Erwägung: | 
in welcher Weife daffelbe auf dem Wege eined befonderen Antrages feine Erledigung finden 
fönne, da daffelbe kein Gegenftand weiterer Erörterung oder einer Abftimmung in der heu— 
tigen Sigung werden könne. 

ie Sigung wurde hierauf für gefchloffen erklärt, nachdem der ‚Herr Marſchall der Ber: 
fammlung noch angezeigt hatte: 

daß morgen um 11 Uhr eine Sikung der Vereinigten beiden Kurien Statt finden werde. 
Der Marſchall. 
Fürft zu Solmd-Hohen-Solms-Lid. 


Dritte Sigung. 
Verhandelt im Ritterſaale des Königlichen Schloffes zu Berlin, den 30. Aprit 1847. 
Secretair: Domprobft v. Kroſigk. 
Das Prototoll der vorigen Sitzung wurde verlefen und da Erinnerungen dagegen nicht 
erhoben wurden, für genehmigt erklärt. 
Der Marſchall benachrichtigte die Verfanmlung, daß der Herr Kriegöminifter in Behin- 
derungöfällen während des Landtages durch die Generallieutnants v. Cofel und v. Keyher, 
nad) der Allerhöchſten Beſtimmung Sr. Majeftät des Königs, vertreten werden würde. 
Ferner zeigte derfelbe den Eingang folgender Petitionen (f. diefelben I ©. 585) an: 
1. ded Grafen v. Burghaus (Safzfteuer und Salymonopol); 2, deffelben (Verpflichtung 
um Schneeräumen auf Chauffeen); 3. ded Prinzen Biron v. Kurland (Reform der 
——— 4. des Fürſten Wilhelm v. Radziwill (Verfahren bei der 
urünahme von Anträgen); 5. ded Fürften v. Lihnomsty (Revifion des Zolltarifd); 
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bon denen die erftere an die Abtheilung für den Geſetzentwurf, die Abihäkung bäuerlicher 

Grunpftüde ıc. betreffend, die Übrigen an die Abtheilung für vermifchte Gegenftände zur Be— 

rihterftattung verwieſen wurden; auch theilte derfelbe mit, daß der Graf v. Sierhorpff 

der Abtheilung für vermifchte Gegenftände überwieſen fei 

A. ‚Hierauf fepte der Marichall die Verfammlung von dem — eines Beſchluſſes 
der andern Kurie über die dort geſtellten Anträge wegen der gegen den Nothſtand zu ergrei— 
fenden Maßregeln in Kenntniß, mit dem Bemerken, daß der wünſchenswerthen Beſchleuni— 
gung wegen die Sache ohne vorherige Anzeige an die Verſammlung ſogleich der Abtheilung 
für die Abſchätzung ländlicher Grundſtücke überwieſen, auch von dieſer bereitd ein Gutachten 
abgeſtattet ſei, weshalb ſofort zur Berathung übergegangen werden könne. Da man ſich mit 
den Anträgen, welche in der andern Kurie nicht die geſetzlich erforderliche Unterſtützung ge— 
funden hätten, nicht weiter werde zu beſchäftigen haben, fo komme cd nur auf die an Se. Ma— 
jeftät zu richtende Bitte um Erlaß eines Verboted der Ausfuhr von Startoffeln und des 
Branntweinbrennend aus Kartoffeln und Getreide an. Es werde vorgefchlagen: 

I. daß die Berathung ſich zuerft auf das Ausfuhrverbot der Kartoffeln erftrede. 

Der Herr Finanzminifter v. Diteöberg erklärte: 

daß die Regierung mit dem zu beantragenden Verbote einverstanden fei. 

Der Herr Geheime Staatöminifter Rother machte Mittheilung von den im Auölande 
eingeleiteten Getreideanfäufen. 

Nahdem der Domtapitular v. Brandt, ald Referent, Bericht erftattet und nad) dem 
Gutachten der Abtheilung den Beitritt zum Beſchluſſe der andern Kurie befürwortet hatte, 

ſprachen fi Graf v. d. Affeburg, Fürft Lichnowoky, Fürft u Lynar, Graf zu 
Solmsd-Barutb, Domprobft v. Kroſigk, Graf zu Lynar, Prinz Friedrich, Königl. 
Hoheit, Graf v. Ziethen, Graf v. Sandretzki, dv. Senfft-Pilſach 
für den Antrag 
aus. 

Graf v. Weſtphalen motivirte feine ſchon in der Abtheilung geäußerte abweichende 

einung. 

Graf v. Sierſtorpff und Graf v. York erhoben ebenfalls Bedenken gegen den Antrag. 

Graf v. d. Aſſeburg machte noch einen befonderen Antrag: 

a) auf Ermittelung der noch im Yande vorhandenen Körner und Kartoffeln; 

b) daß für die Zukunft jeder Beſitzer von mindeftend 10 Morgen Ader verpflichtet werde, 
ein beftimmtes Quantum Getreide zur Diöpofition ded Staated aufzubewahren und bei 
eintretender Noth in der nädyften Marktftadt gegen Zahlung ded Marktpreifed einzuliefern. 

Domprobft v. Krofigk trug 

auf Öffentliche Bekanntmahung der im Auslande gemachten Getreideeinfäufe, fo weit es 

irgend möglid) fei, an. 

Da gegen diefe Anträge von Seiten ded ‚Herrn Finanzminiſters v. Düesberg Bedenken 
erhoben wurden und des Bringen v. Preußen Königliche Hoheit bemerften: 

daß die Vorfchläge genauerer Prüfung bedürften und foldye einer fpäteren Zukunft vor 

zubehalten fein würde, 

fo verzichteten beide Antragfteller auf fofortige Befchlußnahme über ihre Anträge, deren be- 
fondere Anbringung fie ſich vorbehielten. 

Graf d. Arnim machte darauf aufmerffam, daß Fälle vorgefommen feien, in denen ein- 
jelne zum Zollverein gehörige Staaten Ausfuhrverbote erlaffen hätten, welche auch auf zum 
Zollverein gehörige Staaten, namentlidy auf Preußen ausgedehnt worden feien, und ftellte 
anheim, auddrüdlid) die Erwartung auszuſprechen, daß gleidye Mafregeln, wie die in Antrag 
gebradhte, von andern Zollvereind-Staaten ebenfalld nur gegen ſolche Staaten gerichtet wür- 
den, weldye nicht dem Zollvereine angehörten. 

Der General-Steuerdireftor Kühne gab darauf über die in diefer Hinficht unter den 
Zollvereind-Staaten beftchenden Verabredungen und über das, was in Bezug auf einen vor: 
gekommenen Fall geſchehen fei, nähere Auskunft. 

Graf v. Jtzenplitz warf die Frage auf: 

ob unter dem in dem Beſchluſſe der andern Kurie gebrauchten Ausdrude: „bid nad) 

beendigter Ernte“ die Kartoffel» oder Die Getreideernte gemeint fei? 

Erite Ubtheilung. 59 


















930 Sitzungs-Protokolle bed erften Vereinigten Landtages. 


Die von ihm, Grafen v. Dyhrn, Fürften u. Hohenlohe und Fürften Lihnomstn 
hieraus erhobenen Bedenken lich man in der Erwartung fallen, daß die zu erlaffende Xer- 
ordnung den Endpunkt des Ausfuhrverbotes deutlid und genau beftimmen werde. 

Die vom Marfchall zur Abftimmung gebrachte grage: 

ob die Berfammlung dem Befchluffe der andern Kurie beitrete ? 
ward einftimmig bejaht. 

U. Der Marſchall leitete nunmehr die Berathung auf den zweiten Iheil des Beſchluſſes 
ber andern Kurie, betreffend dad Verbot des Branntweinbrennend aus Kar: 
toffeln und Getreide. 

Der Herr Finanzminifter v. Dücdberg erklärte, 

daß das Gouvernement aud) mit dem Erlaffe dieſes Berboted einverftanden fei. 

Der Fürft zu Lynar, dv. Brandt, v. Quaſt, Graf zu Solmd-Baruth, Fürſt 
Lichnowoky, dv. Senfft-Pilfady und der Graf zu Dohna-Lauck fpraden ſich, und 
zwar legterer mit einigen Modifitationen, für den Antrag aus; gegen welchen Graf v. Hort, 
Graf v. Sierftorpff und Graf v. Weftphalen fid äußerten. 

Das vom Prinzen Biron v. Gurland geäußerte Bedauern, 

daß nicht die Räthe der Krone Initiative in der Sadye ergriffen hätten, rief eine Entgeg— 
nung von Seiten des Bringen v. Preußen König. Hoheit und des Finanyminifters, 
v. Düesberg, hervor. 

Graf v. Sierftorpff wünſchte befonberd im Protokolle die Erklärung niedergelegt 
u fehen. 

daß man, von der Ungerechtigkeit der beantragten Mafregel überzeugt, die Gerechtigktils— 
liebe in diefem Falle nur dem Drange der Herzen wegen ded vorhandenen Nothitanded 
zum Dpfer bringe. 

Der Marſchall erflärte, daf ein Vlchrered, ald die Aufnahme in dad Protofoll, nicht ge: 
ichehen könne. 

Graf zu Dohna-Laud fhlug ein Amendement dahin vor: 

daß den Vrennereibeligern in den öftlihen Provinzen des Staated biö zum 10. Mai der 
volle Betrieb und bid Ende Mai die Hälfte des Betriebes geftattet werde. 

Daſſelbe fand jedoch nicht die geſetzlich erforderliche Unterftügung durch 6 Mitglieder. 

Freih. v. Maſſenbach ftellte dad Amendement: 

eine Beftimmung zu treffen, daß fobald dad Verbot des Branntweinbrennens eintrete, die 
bereitö geſchloſſenen Yicferungötontrafte aufgehoben feien. 

Diefer Vorſchlag fand zwar die zur Abſtimmung erforderliche Unterftügung. Auf die 
Vorftellung des Marſchalls jedoch, daß dem Beſchluſſe der andern Kurie unbedingt heute 
beigetreten und dennod) der Vorſchlag möglichft bald zum Gegenftande eined befonderen An: 
traged gemacht werden fönne und nachdem der Finanzminifter, v Düesberg, Graf v. Yor!, 
Graf zu Dohna-Lau über dic aufgeworfene Frage ſich ausgeſprochen hatten, verzichtete 
der Antragfteller für heute auf fofortige Abftimmung und behielt ſich vor, einen befonderen 
Antrag zu ftellen. 

Die zur Abſtimmung gebrachte Frage: 

ob die Berfammlung dem Beichluffe der andern Kurie beitrete? 

wurde von mehr als zwei Drittel der Verſammlung bejaht. 
B. Zur Berathung ward geftellt der Antrag des Kürften Lichnowökh, 

betreffend die Geftattung der Gegenwart der Mitglieder der einen Kurie in den Sitzungen 

der andern Kurie. — 

Hert v. Quaſt, ald Keferent, erſtattete den Bericht der Abtheilung für verſchiedenc 
Gegenſtände. 

Der Marſchall ſtellte als den Geſichtspunkt, von welchem die Berathung auszugehen ha 

ben werde, die Rüdficht hin, 
in wie weit nach der DertlichFfeit der Antrag auöführbar fein werde. 

Für den Antrag fpraden fit) aus Graf dv. Dyhrn, Fürft zu Lynar, Zürft Lid: 
nowoky, gegen denſelben Domprobit v. Krofigk, welcher den Antrag an und für ſich 
wenigftend für jest ald unftatthaft erachtete. 
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Der Landtags-Kommiffarius erflärte, daß ſchon beim Erlaß des Reglements der ange- 
regte Gegenftand zur Sprache gebracht worden fei, jedody in der Lokalität fid) Hinderniffe 
der Gewährung deſſelben entgegen geftellt hätten. 

Ueber die Frage der Dertlichteit äußerten fid) Graf v. York, Graf v. Keyſerlingk, 
Graf zu Solmd-Baruth, Fürft v. Lichnowsky. 

Zur Befeitigung der von einigen Seiten in der Lokalität gefundenen Bedenken wurde 
bon dem Referenten ein anderes drtlihed Arrangement im Sitzungsſaale der VBerfammlung 
borgeichlagen. 

Der Marfchall erflärte jedoch, daß diefer Plan, da er, wie der Fürft zu Hohenlohe 
betätigte, nicht mitgetheilt fei, ohne Einfluß auf die Abftimmung fein müſſe. 

Es follte nun die Frage zur Abftimmung gebracht werden: 

ob die Verſammlung dem Antrage des Fürften Lichnowokyh beitrete? 
Gegen diefe Frageltellung bemerkte Graf v.. Itzen plitz: 
daß zunächſt über den Brinzipalantrag der Abtheilung abzuftimmen fein erde. 

Fürſt Lichnowsky bezeichnete als ſolchen den Beſchluß Nr. 2 in dem Abtheilungd- 
Protokolle. 

Fürſt au Hohenlohe erläuterte dabei, 

wie ed allerdings die Anficht der Abtheilung geweſen fei, den Antrag nicht eigentlid) 
als Petition zu behandeln, fondern zunächſt nur eine Anfrage an den Landtags-om— 
mifjarius zu richten. 

Ded Prinzen v. Preußen Königliche Hoheit fanden gegen dad Prinzip ded gegen: 
jeitigen Beſuches nichts gu erinnern, hoben aber, wie fhon wiederholt vom Marſchall geſchehen, 
die Rücficht auf die Yofalität hervor und ftellten anheim, 

cd Se. Majeftät zu überlaffen, ob die Dertlicykeit angemeffen und geeignet erfcheine. 
Hieran anfnüpfend gab der Marſchall zu erwägen: 
ob nicht in dem Beichluffe der Abtheilung Nr. 2 die Worte: „nad den Beftimmun: 
gender Herren Marfchälle“ zu ftreichen feien, 
und der Fürſt v. Lichnowsky ſchlug vor, ftatt diefer Worte zu fagen: 
„nad) dem Ermefien Sr. Majeftät. 

Hiergegen erklärte ſich Graf v. Arnim, welcher ebenfalld dafür war, den Antrag, 
der nad) dem Reglement weder verboten, nod) erlaubt fei, nicht in den Weg einer Petition 
zu leiten, und vorfchlug: 

den Beſchluß der Abtheilung Nr. 2, wie er gefaht fei, zur Abftimmung zu bringen. 

Der Marſchall bradyte die Sache in der vorgefchlagenen Art zur Abftimmung; bemerkte 
jedody, daß fürd Erfte nur über den Beſchluß der Abtheilung Nr. 2 bid zu dem Worte: 
„eventuell“ zu entſcheiden fei und ftellte die Frage: 

ob die Berfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung, in dem erften Abſatze 
des Beſchluſſes Nr. Zenthalten, beiftimme? 

Bei der durch Aufftehen und Sigenbleiben erfolgten Abjtimmung ergab ſich eine große 
Majorität dafür: 

daß die Anfrage an den Königl. Landtagd-Kommilfarius zu ftellen. 

Durch diefe Abftimmung erklärte der Marfchall die von dem Grafen v. Dy hru berührte 
Erörterung des eventuellen Beichluffes der Abtheilung für erledigt, überhaupt die Gegenftände 
der heutigen Berathung für erfchöpft und fomit die heutige Sigung für gefchloffen. 

Fürft zu Solms. 
v. Kroſigk, 
Secretair. 
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Vierte Sitzung 
Verhandelt im Ritterſaale des Königlichen Schloſſes zu Berlin, den 8. Mai 1847. 
Vorfigender: Fürft zu Solms-Lich und Hohen-Solmd. 
Secretair: Graf Dort v. Wartenburg. 

Das Protokoll der vorigen Sigung wurde von dem Secr. Grafen Morf verlefen. 

Der Graf zu Dohna-Yaud erinnerte dagegen, daß er ſich nicht gegen die Schlicßung 
der Brennereien erklärt, fondern nur ein Amendement zu der von der Regierung vorgeſchla— 
genen Mafregel in Antrag gebracht habe. 

Diefem gemäß erfolgte die Berichtigung des Protokolls und da keine weitere Erinnerung 
gemacht wurde, fo ward daſſelbe von dem Marſchall für genchmigt erklärt. 

Derſelbe madıte der Verſammlung befannt, daß der Allerhöchſte Beſcheid, betreffend die 
Ausfuhr der Kartoffeln und die Schliefung der Branntweinbrennereien, bereit? am 1. d. M. 
eingegangen fei, welcher hierauf vorgelefen wurde. 

Eine weitere Mitlheilung bezog ſich auf zwei noch rechtzeitig eingekommene Anträge, 
und zwar: 

1. * Grafen v. d. Aſſeburg (‚Hebung des Nothſtandes); 2. des Grafen v. Kielmanns— 

egge (Beſchränkung der Anſäſſigmachung) (f. I, ©. 555); 
pon denen bereitö der erftere der Abtheilung für die Abſchätzung ländlicher Grundftüde, der 
leßtere der Abtheilung für verfchiedene Gegenftände zur Begutachtung übertoiefen worden fei. 

Hierauf erflärte der Marſchall weiter: 

Die ftenographifhen Berichte der andern Kurie hätten bereits ergeben, melde Mittbei- 
fung ihm von dem Marſchall diefer Kurie gemacht worden fei. Diefem hätten am 26. v. m. 
138 Mitglieder der andern Kurie ein Schreiben nebft einer beigegebenen Erklärung uber: 
reicht, wonach fie die Gefee vom 3. Februar d. I. in mehreren Punkten nicht in Leber: 
einftimmung mit den älteren Gefegen fanden und den Antrag gemacht hätten, ihre Erklärung 
einer Abtheilung der Kurie zu überteifen, um fie aldvann zu einem Befchluffe der VBerfamm- 
fung zu erheben. 

Der Marichall der andern Kurie fei der Meinung getvefeu, daß diefer Gegenftaub nur 
in der Verſammlung beider Vereinigten Kurien berathen werden könne, weil er mit der Debatte 
über die an Ce. Majeftät den König gerichtete Adreffe im Zufammenhange ftehe und habe 
bierauf jene Erflärung mit Zuftimmung der Antragſteller ihm eingefandt. Er felbft ſei uber 
die zu faffende Anſicht nicht im Zweifel und überzeugt: $ 

daß der Gegenftand von der Verſammlung beider Kurien nicht berathen werben könne, weil 

1. die Debatte über die Adreffe vollftändig gefchloffen fei, . 

2, der Gegenftand überhaupt in feiner von beiden Kurien zur Berathung kommen fonne, 
weil er der Korm nad) nicht dem Gefege und der Gefchäftd-Drdnung entipredye, indem ct 
weder eine Bitte, noch eine Beſchwerde enthalte. \ 

Died habe aud) der Marſchall der andern Kurie ganz richtig erkannt, indem er Petitionen 
über denfelben Gegenftand ohne Anftand den Abtheilungen der andern Kurie uͤberwieſen 

habe, dieſen Antrag aber abgelehnt hätte, weil ſich derſelbe nicht in der geſetzlichen Form bewegt. 

So unzweifelhaft nun auch feine Anſicht über dieſe Sache fei, fo halte er ed doch für an 
gemeffen und nothwendig, die Anſicht der Verfammlung darüber zu vernehmen. = 

welchen Gang fie in der Sache einzufchlagen für gut finde und ob fie ihre Mitwirkung 

eintreten laffen oder foldye verfagen wolle. 
Zur Sache felbft feien keine Bemerkungen zu machen, indem der Gegenftand nicht Der 

Berathung unterläge. . 
Fürft Lichnowskh erflärte ſich im Allgemeinen mit der vom Marſchall geäußerten 

Anſicht dahin einverſtanden: 

daß die Kurie ihre Miwirkung nur zu verſagen habe. 

Rach einer, einen fpeziellen Punkt erläuternden Bemerkung des Fürften b. Garolath, 

ſprach auch Graf v. Arnim fi dahin aus: , e 

daß er eine Theilnahme der Kurie an Verhandlungen über den Antrag für geſchlich un 

zuläffig halte, motivirte dieſe Anficht näher, und trug dahin an: 
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daß die Herren-Kurie erfläre, fie könne gefeglic an der Berathung des Antrages nicht 

Theil nehmen. 

Er glaube jedodh, ſich auödrüdlidy dagegen verwahren zu müffen: 

daß aus diefem Votum nicht die Schlukfolgerung gezogen werde, die Kurie träte dem An- 
trage darin bei: 

daß der Gegenftand in der Kurie der drei Stände materiell zu verhandeln wäre. 

Es fönne in feinem Falle zugegeben werden, daß eine Kurie für fidy allein einzelne 
Beltimmungen ded Gefeged vom 3. Februar d. J. welches die Grundlage ded Vereinigten 
Zandtaged und beider Kurien deffelben fei, für ungültig erkläre. 

Schließlich trat er den Einwürfen, die gegen den Vorſchlag erhoben werden, und Miß— 
berftändniffen, zu denen derſelbe führen könnte, entgegen. 

Ueber die Faſſung des Beſchluſſes und darüber, ob es nothwendig erfcheine, daß die 
Verlefung deö Antraged und der demjelben beigelegten Erklärung erfolge, äußerten fid) 
Fürſt Lichnowsky, Graf v. Sierftorpff, Graf v. Arnim. 

Der Marſchall erklärte, daß er in der erfolgten allgemeinen Gharakterifirung deö Antra- 
ges dad erforderliche Material gegeben zu haben glaube, um fidy über die formelle Behand- 
lung der Sadye zu äußern, und daß eine Verlefung von Niemanden beantragt fei. 

Er bevormortete, an eine Aeußerung ded Grafen v. Arnim fid) anſchließend, daß durd) 
die vorgefchlagene Verwahrung in feiner Weife ein Miktrauen gegen die Kurie der drei 
Etände auögedrüdt werden folle, und daß er über das Refultat, wenn eine Berathung über 
den Gegenftand, fei ed in der Vereinigten Kurie oder in der Kurie der drei Stände, allein 
gefeglich zuläffig wäre, nicht im Zweifel fei. 

Es wurde eine förmliche Abftimmung beantragt. 

Nachdem ein Bedenken ded Freih. Senfft v. Pilſach vom Grafen v. York und Gra- 
fen d. Arnim befeitigt war und ein Antrag ded Prinzen Biron v. Kurland, zwei ge- 
trennte Fragen zu ftellen, nicht Unterftügung gefunden hatte, formulirte der Marſchall den 
borgeichlagenen Beſchluß dahin: 

die Herren-Kurie ift der Anficht, daß fie gefeglid nicht an der Berathung 

des in Rede ftehenden Antrages Theilnehmen könne; daß fie aber dieſes ihr 

Votumnichtſo gedeutetwiffen wolle, alserkenne ſie einer Kurie ded Land— 

tages das Recht zu, einen Beſchluß zufaſſen, welcher Theile der Geſetze für 

nicht zu Recht beſtehenderkläre, die dem Vereinigten Landtage, alfo beiden 

Kurien als einem unzertrennbaren Ganzen, als Grundlage dienen. 

Der Marſchall erſuchte Diejenigen aufzuſtehen, welche dem Beſchluſſe nicht beitre— 
ten wollten. 

Da ſich Niemand erhob, fo wurde er für einſtimmig angenommen erklärt. 

Hierauf fam die verzögerte Veröffentlichung der ftenographifchen Berichte über die Ichte 
Sitzung zur Sprache. 

Es wurden Vorſchläge darüber gemacht, wie die Korrektur der ſtenographiſchen Arbei- 
ten durch die Nedner in Zukunft erfolgen folle und angenommen. 

Danach wird in Zukunft durch den Secretair eine Zeit beftimmt werden, innerhalb deren 
in einem gleichfalld zu beftimmenden Lokale der ftenographifche Bericht audgelegt fein wird, 
um die erforderlichen Korrekturen zu bewirken. Von den Rednern, welche in diefer Zeit nicht 
ericheinen, wird angenommen, daß fie auf befondere Korrekturen ihrerfeitd verzichten; die 
Erſcheinenden werden die bewirkte Korrektur durch einen Reviſionsvermerk auf dem fteno- 
graphiſchen Bericht zu erfennen geben. 

Der Marſchall erklärte mit dem Landtags-Kommiſſarius, unter Zuziehung ded Für: 
ften Lichnowsky der diefen Punkt angeregt hatte, darüber Rückſprache nehmen zu wollen: 

ob es zweckmäßig fei, daß die Allg. Preuß. Zeitung während der Dauer des Yandtaged 

des Morgens, anftatt ded Abends erfcheine. 

Graf v. Arnim wünſchte eine möglichft befchleunigte Veröffentlichung der heutigen 
Verhandlung. 

Graf zu Dohna-Laud bradte zur Sprache, 

ob die heutige Verhandlung über die Veröffentlichung in die Zeitung einzurüden fein werde. 
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Zur Berathung kam nun der Entwurf einer Verordnung, betreffend die Ausſchlie— 

Bung befholtener Berfonen von ftändifhen VBerfammlungen. 
v. Keltſch erftattete ald Meferent den Bericht der Abtheilung. 

Der Marſchall erklärte es nicht für erwünſcht, daß die Abtheilungen die bei der Plenar: 
berathung zu ftellenden Fragen formuliren. Das Recht ded Marſchalls, die Fragen zu 
fteflen, werde dadurch zwar nicht eigentlich alterirt, aber es erſcheine nicht sünftig. 

v. Keltſch und Graf v. Landsberg-Gehmen bemerken, daß bei einzelnen Probin- 
zial-Landtagen die entgegengefegte Praxis beobadıtet fei. 

Der Marfchall erklärte ferner es nicht für angemeffen, daß, nachdem die Bedürfniffrage 
borangeftellt, am Schluſſe die Frage zur Abftimmung gebradyt werde: 

ob die Verfammlung den Gefegentwurf mit den im Laufe der Verhandlung beliebten 
Mopifitationen befürworten wolle oder nicht. 

Des Prinzen Friedrich Königliche Hoheit und der Fürft zu Ly nar erwähnten, daß 
auf den Provinzial-andtagen in einzelnen Fällen anderd verfahren fei. 

Der Marſchall erklärte, daß, da gegen das Bedürfniß ded vorgelegten Entwurfs keine 
a gemadyt worden feien, das Einverftändniß der Verſammlung dahin voraus 
zufeßen ſei: 

daß dad Bedürfniß einer Regulirung des Gegenſtandes durd) die Geſeh— 

gebung anerfannt werde. 

Es ward hierauf Die Frage zur Berathung geftellt: 

ob die Beſcholtenheit in ftändifhen Verhältniſſen nidt blod durd dad 

Urtheil von Standedgenoffen feftzuftellen, fondern in gewiffen Fällen 

aud) ipso jure anzunehmen fei? 

Nachdem der Fürft zu Lynar und der Graf v. York über den Begriff der Ehrenhaf⸗ 
tigkeit und der Ehre im Allgemeinen fidy geäußert hatten, erflärte der Märſchall die geftellte 
Frage, da fein Widerſpruch erhoben, für bejaht. 

Zug 1Nr Ta, b 
ſchlug Tomprobft v. Krofigf dad Amendement vor: 

anftatt der Worte: „durd ein Kriminalgericht* zu fagen: „durch ein redhtöfräftiged 

Urtheil*. 

Referent v. Keltſch erklärte fid) dagegen. Dad Amendement erhielt feine weitere Un— 
terftügung. 

acer der Fürft Wilhelm v. Radziwill, Kriegöminifter v. Boden und Neferent 
v. Keltſch ſich über das Verhältnig der don Kriegägerichten gefprodhenen Urtel geäußert 
hatten, erklärte der Marfchall dad Einverftändnig der VBerfammiung mit dem An— 
trage der Abtheilung: 

der Feſtſezung des I Nr. Ia und b ded Geſetzentwurfo beizutreten. 

Leber die Beftimmung ded SI Nr. 2 ded Entwurfs entfpann ſich eine längere aus— 
führliche Debatte. 

Für die Anſicht der Majorität der Abtheilung fpradhen ſich aus ded Prinzen v. Preu— 
ken Königliche Hoheit, Domprobft v. Kroſigk, Fürft au Garolath, Graf v. Zietben, 
Graf zu Dohna-Reidyertswalde; für die Anficht der Minorität der Abtheilung 
Domdechant v. Krofigk, Graf v. Dyhrn und Graf dv. Yort. — Der Kriegsminiſter 
v. Bohnen unterftügte die Anſicht der Majorität und empfahl die unbedingte Annahme der 
Beftimmung des Geſetzentwurfs. 

Graf zu Dohna-Lauck machte den Abänderungsvorſchlag: 

die Beſtimmung des SI Nr. 2 nur auf den Fall zu beſchränken, wo ein militairiihee 

Ehrengeriht auf die im $ 4 sub Litt. e der Mllerhöchften Verordnung vom 20. Juli 

1843 aufgeführte Strafe erfannt habe, alfo mit Weglaffung der Fälle, in denen auf 

die sub b, d und e jener Verordnung aufgeführten Strafen ertannt worden. 

Fürft zu Lynar madıte einen vermittelnden Vorſchlag: 

da die militairifhen Ehrengerichte ihre Urtheile künftig in zwei Kategorien ſchieden, 
nämlich einmal für foldye Handlungen, die gewachſen feien auf dem Boden eines ehren— 
widrigen Sinnes und fodann für folde, bei denen dies nicht der Fall fei. 

ohne foldyen jedod) ald Amendement betrachtet wiffen zu wollen. 
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Graf zu Dohna-Schlodien wollte: 
daß die sub b, d, e & 4 der Verordnung vom 20. Juli 1843 gedachten Fälle aus dem 
$ 1 des Gefepentwurfs ausſchieden und nur unter die Beftimmung des 8 6 deffelben 
fubfumirt würden. 

Graf v. Arnim hatte gegen die unveränderte Beibehaltung der Beftimmung Nr. 2 
$ 1 deö Gefegentwurfs Bedenken und legte den Ausdruck feiner Anſicht ſchließlich in dem 
Abänderungdvorfhlage nieder: 

es fei nothiwendig, daß in den Fällen, two nad) Litt. b $4 der Verordnung vom 20. Juli 
1543 ein Offizier aud dem Dienfte entlaffen, die Verhandlungen dem betreffenden ftän= 
diſchen Körper vorher mitgetheilt würden, um ſich darüber auözufpredhen, ob der Mann 
für beſcholten zu halten fei. 

Diefem Vorſchlage, in deffen Sinne fid) Referent v. Keltſch ausſprach, trat Graf 
su Dohna-Zaud bei, beantragte jedoch nach wie vor die Weglaffung auch der Fälle 
$ 4 Litt. d und e der Verordnung vom 20. Juli 1843. 

Fürft Wilhelm v. Radziwill ſprach fi) gegen jeded Amendement aus. 

Fürſt v. Carolath ſchließt fidy dem an. 

cd Prinzen dv. Preußen Königliche Hoheit und der Kriegöminifter v. Boyen 
ſprachen ſich wiederholt für die Beibehaltung der Beftimmung Nr. 2 $ 1 des Entwurfs aus. 

Ded Prinzen Wilhelm Königlihe Hoheit und des Prinzen Albrecht Königliche 
Hoheit erklärten fi damit einverftanden. 

Der Marfchall fand ſich nicht veranlaßt, auf den Antrag, die Abänderungdvorfchläge 
bor dem Antrage der Abtheilung zur Abſtimmung zu bringen, einzugehen. 

Es ward die Frage: 

ob die Verſammlung dem Antrage der Majorität der Abtheilung, 

der Keftfegung des 8 I Nr. 2 ded Gefegentwurfs beizutreten, 
beiftimme? 
bei der durch Aufftchen und Sigenbleiben bewirkten Abftimmung mit einer überwiegenden 
Mehrheit bejaht. . 

Hiermit erflärte der Marſchall die Sitzung für gefchlofien. 

Zur Fortſetzung der Berathung lud er die Verfammlung zu einer neuen Sitzung auf 
den 10. d. M. Vormittags I1 Uhr ein. 

2. Fürft zu Solms. 
Graf Dort v. Wartenburg, 
Secretair. 


Fünfte Sitzung. 
Verhandelt im Ritterſaale des Königl. Schloſſes zu Berhin, den 10. Mai 1847. 
Vorſitzender: Fürſt zu Solms. 
Secretair: Domprobſt v. Kroſigk. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung ward vom Secr. Grafen v. York verleſen und 
nad) fofortiger Erledigung zweier von dem Grafen v. Arnim gezogener Erinnerungen von 
dem Marichall für genehmigt erflärt, da keine weiteren Bemerkungen dagegen gemacht waren. 

Der Marichall fündigte der Verfammlung an, daß von dem Gouvernement eine Leber: 

fiht der Staatöihulden-Bermaltung in dem Zeitraum vom 1. Januar 1843 bio zum 
31. Degember 1846 (ſ. 1S.489) 
borgelegt fei. 

Er zeigte ferner an, daß der Abtheilung für die Abſchätzung ländlicher Grundftüde ıc. 
der Baron Senfft v. Pilfady und der Abtheilung für verschiedene Gegenftände der Graf 
Eberhard zu Stolberg und der Fürſt Boquslaud v. Radziwill, fo mie der Abthei- 
lung für dad Judengefeh der Fürft zu Salm-Reifferſcheid-Dyk nod nadträglid) 
überwieſen feien. 

Auf die Anfrage ded Fürften Lichnowöky, 

in welcher Lage der von ihm geftellte Antrag über den gegenfeitigen Beſuch beider Kurien 

in ihren Sigungen fid) befinde? 
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erflärte der Marſchall, daß ihm das erforderliche Schreiben an den Herrn Landtags-Kom— 
miffariud weder von dem Referenten der Abtheilung, nod von dem Secretair bis jegt vor 
gelegt fei, und veranlaßte den Referenten v. Quaſt zur ſchleunigen Entwerfung und Bor: 
legung deffelben. 

Hierauf wurde zur Fortſetzung der Debatte deö in der geftrigen Sitzung berlefenen 
Gegenftanded übergegangen. 

Graf d. Arnim, welder ſchon vor der Sikung dem Marſchall ein Amendement über: 
geben hatte, entwickelte Died näher. 

Er ging von zwei Geſichtspunkten auß: 

1. daß jeder einmal gefahte Beſchluß als nicht weiter anzufechten anzuerkennen fei; 

2. dah die Beftimmung des Geſchäſtöreglements, wonad die Faſſung der Gefegenttoürfe 
nicht Gegenftand der Berathung ded Yandtages fein folle, nicht fo aufzufaſſen fei, als 
ftehe cd dem Yandtage aud) da, wo der Ausdrud materielle Folgen für die von dem 
Geſetz Betroffenen habe, nicht zu, darüber Anträge zu machen. 

Der Vorſchlag felbft ging dahin: 

den jegigen $ 1 des Gefegentwurfs zu theilen und überhaupt zwei Kategorien, nad) 

denen die Ausfchliegfung bon der Iheilnahme an ftändifhen Verfammlungen erfolgen 

folle, aufzuftellen, und hiernach anftatt des jegigen 8 1 au fagen: 

8 1. Als befholten find diejenigen Perſonen zu erachten, welche durch ein Krimi: 
nalgeridht 

a) zu dem Berkufte der Ehrenrechte rechtskräftig verurtheilt; 

b) oder zur Verwaltung öffentlicher Aemter, oder zur Ableiftung eines nothivendigen Eided 
rehtöfräftig für unfahig erklärt find. 

8 2. Bon der Theilnahme an ftändifhen Verfammlungen find ferner audzu: 
ſchließen alle diejenigen Perſonen: 

a) weldye durdy ein militairiſches Ehrengericht zu einer der im 8 4 Litt. b, e der Aller: 
höchſten Verordnung vom 20. Juli 1843 über die Ehrengerichte aufgeführten Stra: 
fen verurtheilt ; R 

b) weldye im gefeglihen Wege vom Bürger: oder Gemeinerecht auögefchloffen find; 

ec) oder weldyen ihre Standeögenoffen das Anerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigteit 
verſagen. 

Der Marſchall erklaͤrte, daß ein formelles Bedenken mit Bezug auf die geſtrige Abſtim— 
mung nicht Statt finde, und nachdem dad Amendement ſehr zahlreiche Unterſtützung gefun: 
den hatte, daß durch deſſen Annahme nur ausgeſprochen werde, daß die Faſſung des 8 
94 | des Geſetzentwurfs zu verändern, während die Abftimmung über die Punkte Nr. 3 und 4 
des 81 vorbehalten bliebe. 
| Nriegöminifter d. Bohnen verſicherte, daß von Seiten der Kriegsverwaltung kein Be 
denten gegen diefen Vorſchlag fei. 

Bi; Auch der Yandtagd-Nommiffarius war demfelben nicht entgegen. 

Eik Er machte jedoch noch darauf aufmerkſam, daß durd) das Amendement eine Aenderung 
| des Titeld ded Gefeged nothwendig werde. Daffelbe werde, wie bereitd in der Kurie 
der drei Stände in Vorſchlag gebracht worden, zu bezeidynen fein ald 

Verordnung, betreffend die gänzlidye und zeitweiie Ausfchließung bon ftändifhen Ver: 

jammlungen. 

Die von dem Marſchall zur Abftiimmung gebrachte Frage: 

ob der Vorfchlag ded Grafen v. Arnim, wie er geftellt ift, angenommen werde? 
ward, da ſich Niemand dagegen erhob, für einstimmig bejaht erklärt. 

Der Aeußerung ded Kreih. v. Senfft-Pilſach, daß durch die eben erfolgte Abftim: 
mung der in der borigen Sitzung im Vetreff des $ 1 Nr. 2 des Enttourfö gefaßte Beſchluß 

aufgehoben fei, traten der Marſchall und Graf v. Wort entgegen. 

Die Berathung ging über zu 

81Nr. 3 des Geſetzentwurfs. 
Der Referent entwickelte die Anſichten der Abtheilung. Es kam hierauf zur Sprache, ob 
die Abftimmung darauf zu richten ſei, ob die Verſammlung dem Antrage der Majorität der 

Abtheilung beitrete, oder od, da nad) dieſem Antrag bie Beltimmung N | Nr. 3 unverändert 


hu 
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beizubehalten, und alfo als ein Fall der Beſcholtenheit zu betrachten fei, darüber abzu— 
ftimmen fei, ob man dem Antrage des Grafen v. Arnim aud) in Betreff des 8 1 Nr. 3 deö 
Entwurfs beitrete. Der Landtags-Kommiſſarius erläuterte zur Widerlegung der Minorität 
der Mbtheilung, daß die Ausſchliehung vom Bürger: oder Gemeinercht nur wegen 
ehrenrühriger Handlungen erfolgen könne, und daß nur eine folde Ausſchließung in 
dem Geſetzentwurf enthalten fei. 

Referent v. Keltfch ſchlug zur Befeitigung jedes möglichen Mißverſtändniſſes vor, 

hinter dem Worte: „Gemeinerecht“ einzufhalten: „wegen ehrenrühriger Handlungen.* 

Fürſt Lichnowskh erklärte ſich mit diefem Vorſchlage einverftanden. 

Der Landtags: Kommiffarius bemerkte, daß es nicht in der Intention der Regierung 
gelegen habe, die Fälle des bloßen Verluſtes des Bürgerrecht dem Gefege zu ſubſu— 
miren, und hielt den Vorſchlag für unnöthig, jedoch unſchädlich. 

Der Juſtizminiſter Uhden erklärte es für eine reine Faſſungöſache. 

Der Keferent trat dem bei, fo daß es einer Abſtimmung nicht bedurfte. 

Der Antrag des Grafen v. York, die Fälle des SI Nr. 3 des Entwurfd hinauf zu 
rüden in die nach dem Vorfchlage des Grafen v. Arnim gebildete Kategorie der Beichol- 
fenen, ward von ihm, nachdem fid) Graf v. Arnim, der Juftizminifter Uhden, Fürſt 
— und Graf v. Dyhrn geäußert hatten, zurückgenommen. Der Marſchall 

ellt die Frage: 
tritt die — auch in Bezug auf $ I Nr. 3 dem Vorſchlage des Grafen vd. Ar— 
nim bei? 
welche bei der durd) Aufftchen und Eigenbleiben veranlaßten Abftimmung mit großer Mehr: 


heit bejaht wurde. 
ads 1 Nr. 4 ded Entwurfs 
hatte die Abtheilung feine Bemerkungen zu machen gehabt. 
Ein Antrag ded Grafen v. Sierftorpff fand keine Unterftügung. 
Da fonft feine Erinnerungen gemacht wurden, bedurfte eö feiner Abftimmung. 
ad 832 des Entwurfs 
wurden ebenfalls keine Erinnerungen erhoben. 
ad 83 des Entwurfß. 
Der Referent empfahl nach den Anſichten der Abtheilung die unveränderte Beibehaltung 
des Geſetzentwurfs. 
Fürſt zu Lynar machte den Antrag: 
in der a linea 5 des 8 3 des Entwurfs hinter den Worten: „der Vorſitzende ſtellt ſchließ— 
lid) die Frage: foll wegen ded Antraged das weitere Verfahren eintreten? Wird diefe 
Frage nicht mindeitend von zwei Dritteln der Anmefenden verneint, fo muß dad Verfah- 
ren eingeleitet werden“ den Zuſatz zu maden: 
wird fie auch verneint, fo fol noch hiergegen dem Angefhuldigten dad 
Recht, ſich zu rechtfertigen, vorbehalten bleiben und er in diefem Falle 
die Befugniß haben, nun feinerfeitd aufdad Verfahren anyutragen. 
Nachdem der Auftigminifter erläutert hatte, daß nad) der jetzigen Kaffung deö Entwurfs 
dem Angeklagten ein foldyer Antrag nicht zuftehe, fand der Vorſchlag bei der Berfammlung 
allgemeinen Anklang. 
Fürft Lichnowsky beantragte nod) 
dem Angefchuldigten das Recht ausdrücklich vorzubehalten: 
wenn aud die Frage von der ganzen Verfammlung verneint fei und 
wenn aud fpäter der Antragfteller feinen Antrag zurücknehme. 
Der Yuftigminifter Uhden fand Seitend der Regierung biergegen nichts zu erinnern, 
und meinte, daß ed nur darauf ankomme, zu präzifiren, was gefagt werben folle. 
Nachdem der Marihall bevorwortet hatte, daß durch die Bejahung der Annahme ded 
beantragten Zuſatzes nicht prajudigirt werde, ftellt er Die Frage: 
ob die Berfammlung dem Antrage der Abtheilung beitrete? 
Sie ward einftimmig bejaht. 
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Eben fo die Frage: 
ob man dem gemadhten Vorſchlage in der Art, wie er fi durch Die Bera- 
thung felbft geftaltet habe, beitrete? 

Der Antrag ded Grafen v. Sierftorpff, daß bei Entiheidung der Worfrage einfache 
Majorität, bei der Verurtheilung felbit aber eine Majorität von zwei Dritteln erforderlich) 
fein folle, fand die erforderliche Unterftügung nicht. 

84des Entwurfä 
ward, da feine Bemerkungen erfolgten, für angenommen erklärt. 
ad 85 des Entwurfß. 

Der Referent befürwortete die Annahme des von der Abtheilung in dem Gutachten ge 
machten Vorſchlages. 

Es äußerten ſich Graf v. York, Fuͤrſt Lichnowsky. 

Der Landtags-Kommiſſarius erläuterte, daß, wenn Jemand ipso jure ausgeſchloſſen 
ſei, er nur rehabilitirt werden könnte in den Fällen Ir. 1 und 2 des & 1 durch Begnadigung 
und im Fall Nr. 3 des $ 1 durdy Wiederaufnahme im gefeplichen Wege. Sei dad Eine oder 
dad Andere gefhehen und Die ftändifche Verfammlung glaube dem Betroffenen dennod) die 
Aufnahme verfagen zu müffen, fo werde das in der neuen Verordnung vorgefehriebene Ver— 
fahren eintreten müffen. 

Graf dv. Arnim hob hervor, daß dody in dem Entwurfe darauf Rückſicht zu nehmen fein 
werde, in welcher Form der MWicdereintritt in ftändifche Verſammlungen in den Fallen 
Nr. 1,2, 3, 81 des Entwurfed zu bewerkitelligen fei. 

Nachdem fid) der Kriegaminifter d. B open, Graf. York, Graf v. Dyhrn geäußert 
hatten, machte Graf v. Arnim den Antrag, 

am Schluſſe ded 86 zu fagen: 
daß von den ftändiihen Körperſchaften audy in den “Fällen, wenn nicht von ihnen die 
Anklage beſchloſſen fei, auf Wiederzulaffung ded Angeichuldigten zu ftändifhen Ber: 
fammlungen oder auf Begnadigung angetragen werden könne. 
Der Landtags⸗Kommiſſarius hatte nichtd dagegen, wenn der Antrag auf Begnadigung über: 
haupt gerichtet werde, hielt aber den Zufag nicht für nöthig. 

Der Vorſchlag des Grafen v. Arnim fand die erforderliche Unterftügung und ward bei 
der durch Aufitchen und Sigenbleiben veranlaßten Adftimmung einftimmig angenommen. 

ad 86 des Entwurfed 
ward, da feine Bemerkungen erfolgten, dad Einverſtändniß der Verſammlung mit der An⸗ 
ficht der Abtheilung vom Marſchall voraudgefekt. 

ads 7 des Entwurfed 
ward nichtd bemerft. 

Die Verfammlung war mit der Bemerkung der Abtheilung am Schluſſe de Gutad; 
tend einverftanden. 

Hiermit ſchloß der Marſchall die Sitzung und behielt fid) vor, die Zeit der nächſten Ber: 
fammlung befonderd anzuzeigen. j 

2, Fürft zu Solm®. 
v. Krofigf, 
Seeretair. 


Schite Sikung. 
Verhandelt im Nitterfaale des Königl. Schloſſes zu Berlin, ben 17. Mai 1847. 
Vorfigender: Fürft zu Solms-⸗Hohen-Solmo-Lich. 
Secretair: Graf York v. Wartenburg. 
Das Protokoll der vorigen Sikung ward verlefen und da keine Erinnerung bagegen er⸗ 
hoben wurde, von dem Marſchall für genehmigt erklärt. 
Der Maricyall verlas einen Allerhöchften Beſcheid, wonach dem Gefetenttourf, betreffend 
die Abſchätzung bäuerliher Grundftüde, keine weitere Folge gegeben werden foll und die 
Herren⸗Kurie für jet don deffen Berathung entbunden wird. 
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Prinz Biron v. Kurland richtet an den Marfchall die Frage: 
wie die ſchleſiſchen Standeöherren in den Eigungen ded Vereinigten Yandtaged bei Ab- 
ftimmungen durdy Eißenbleiben und Aufftchen zu ftimmen hätten ? 

Prinz zu Hohenlohe bemerkte, dat über das Einſammeln der Stimmen der $ 5 ded 
Neglements die erforderliche Beftimmung enthalte, daß cd aber nöthig fei, daß den Secre— 
tairen jedeömal vorher eine Mitteilung gemacht werde, weldye Perſonen an jedem Sitzungs— 
tage zu ftimmen beredytigt wären. Es kämen hierbei in Betracht einmal die fieben Standed- 
berren, weldye ufammen nur drei Stimmen haben, und die elf bevorredhtigten Fideikommiß— 
Vefiger, die nur eine Stimme haben, unter denen fid) aber drei befinden, welche zugleid) 
ritterfchaftlide Abgeordnete des ſtändiſchen Provinzial-Landtages find. 

Er theilte ein Schreiben des Kommiſſarius des ſchleſiſchen Provinzial Landtages mit, 
worin derfelbe ihn, als Marſchall dieſes Provinzial:Yandtages, von einer Allerhöchſten Ka— 
binetsordre in Kenntniß fest, nad) weldyer die vorerwähnten drei bevorrechtigten Fideikommiß— 
Beliger berechtigt erflärt werden, aud) auf dem Vereinigten Yandtage und bei ftattfindender 
abgelonderter Berathung der Provinz in ihrem Verhältniß als ritterfhaftlidye Abgeordnete 
an der Berathung Iheil zu nehmen und zu ftimmen, 

Der Marjchall erklärte es für cben fo zweckmäßig, ald nothwendig, daß den Secretairen 
bor jeder Sitzung die erforderlidhe Notiz ertheilt werde, bemerkt aber, daß dies geſchehen 
müffe, fowohl bei der Abftimmung durch namentlidyen Aufruf, als bei der durch Aufftchen 
und Eigenbleiben veranlaßten Abjtimmung. 


Ueber das in den verfchiedenen Källen zu beobadytende Verfahren entjtand eine längere 
Diskuſſion, an welcher Iheil nahmen Prinz au Hohenlohe, Graf v. Yort, Prinz Biron 
v. Kurland, Graf v. Dyhrn, Graf v. Burgbaud, Graf zu Lynar, deö Prinzen 
bon Breußen Königliche Hoheit, Zürft Lichnowsky, Graf v. Arnim. 

Die Debatte ergab, daß drei Fälle zu unterfhheiden feien: 

1. die Abftimmung durdy namentlicyen Aufruf, wobei cd nur darauf anfomme, daß dem 
Secretair vorher mitgetheilt fei, wer an dem bejtimmten Iage eine Stimme abzugeben 
habe, fo daß dann diejenigen, welche an diefem Tage nicht ftimmberechtigt feien, nicht 
aufgerufen würden; 

2, der zweite Fall ergebe ſich bei der Abftimmung durch Aufftehen und Sitenbleiben, wenn 
eine genaue Zählung der Aufgeftandenen und Sigengebliebenen nothwendig werde. 
Der Eecretair würde eine foldye Zählung jedesmal bewerkftelligen können, wenn ihm 
das erwähnte Verzeihniß vorher mitgetheilt fei. 

3. Zweifelhaft erfchien nur der Fall, wenn bei der Abftimmung durch Aufftchen und 
Eitenbleiben durd den bloßen ungefähren Ueberblid ermittelt werden folle, ob eine 
Majorität vorhanden fei. 

Der Marſchall ſprach ſich dahin aus, daß in diefem Fall ſich eine Majorität fo ent- 
ſchieden herausftellen werde, daß cd gar nicht einmal genau darauf anfommen würde, 
ob einige zwanzig Perſonen mehr oder weniger aufgeftanden feien. 

Bon der andern Eeite hielt man jedody für erforderlich, dak in allen Fällen, wo 
durdy Aufitchen und Sitzenbleiben geftimmt werde, bei den Mitgliedern der Herren: 
Kurie eine genaue Zählung erfolge, indem, wenn dies unterbleibe, Reklamationen zu 
befürchten feien. 

Da ſich ein Einverftändnif nidyt ergab und von einigen Seiten ausdrüdfid) beantragt wurde, 
daß der Marjchall eine beftimmte Anmweifung darüber ertheilen möge, wie es in dem dritten 
Falle gehalten werden folle, fo erklärte der Marfchall, daß er ſich die weitere Entſcheidung 
nod) vorbehalte und daß ihm von den Secretairen, im Betreff des dritten Falles, nod) etwas 
Näheres vorgelegt werden ſolle. 

Hierauf kam in Frage, ob die fo eben ftattgefundene Verhandlung veröffentlicht werden 
folle oder nicht. 

Es ward von mehreren Seiten die Ausſchließung der Veröffentlihung beantragt, weil 
die Verhandlung ohne Intereffe für das größere Publitum fei und nur die innere Einrich⸗ 
tung der Kurie Betreff. 
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Es ward zur Abftimmung gebracht, 
ob die Berathung über diefen Gegenftand veröffentlicht werden folle, 
und die Ausſchließung der Veröffentlichung durch eine überwiegende Mehrheit beſchloſſen. 

Auf eine Anfrage des Prinzen Biron v. Kurland erklärte der Marſchall, daß ald 
Manufkript gedrudte Flugichriften auf dem Landtage an die Mitglieder deffelben ohne Vor: 
tiffen und Genchmigung des Marſchalls nicht vertheilt werden könnten; aud), fobiel ihm 
befannt geworden, biöher ohne foldye nody nicht vertheilt feien. 

Zur Berathung kam num der Antrag ded Fürſten Zihnomöfp: 

auf Reviſion des gegenwärtigen Zolltarifö unter Zuziehung bon Sad 
berftändigen. 

Graf v. Ihenplitz ald Referent verlad den Antrag, die demfelben beigefügte Denkſchriſt 
und das Gutachten der Abtheilung, welches er alsdann noch näher motivirte, 

Nachdem ded Prinzen Friedrich Königliche Hoheit im Intereſſe der rheinischen Fabri- 
fen und namentlidy der Fabrifarbeiter fi für den Antrag ausgeſprochen hatte, gab ber 
Finanzminifter v. Dücsberg eine Ücherficht über den hiftorifchen Gang, den die Zollgefeh- 
gebung Preußens und fpäter des Zollvereined genommen hat; über die Entwidelung der 
inneren Gewerbthätigkeit im Gebiete des Zollvereined mit befonderer Rückſicht auf die Baum: 
wollen Induftrie, theilte dann den Gang der Verhandlungen über die Tmwiftzoll: Frage auf 
der Karlöruher Zolltonferenz im Jahre 1845 und auf dem hieſigen außerordentlichen Zoll 
kongreß im vorigen Jahre mit, erörterte die verfchiedenen Gefichtöpuntte, welche bei der in 
dem Antrage gewünschten Einführung von Differentialzöllen in Frage fommen und befprad) 
den Auftand der Preußiſchen Rhederei. 

Mit dem Antrage ded Kürften Lichnowöky und dem Gutachten der Abtheilung er 
Härten ſich einverftanden des Bringen von Preußen Königlidye Hoheit, Prinz Adalbert 
Königliche Hoheit, Fürft au Lynar, Graf zu Solms-Baruth, Graf gu Dohna-Laud, 
Graf vd. Sierftorpff, Graf v. Ziethen, Graf v. Arnim, 

Gegen jeded Schutzzoll-Syſtem ſprachen Graf v. Sandrepti, Graf v. Dyhrn. 

Graf v. Schaffgotſch, der im Ganzen mit dem Antrage und dem Gutachten einver: 
ftanden war, fprady im Intereffe der ſchleſiſchen Induftrie des Rieſengebirges noch einige 
Wünſche aus, nämlid daß wicder Handelöverträge mit Spanien angefnüpft; die Weber, 
welche felbitftändig auf mehr ald zwei Stühlen arbeiteten, in der Gewerbeſteuer herabgeickt; 
und verfucht werden möchte, die Leinweber mehr zur Beſchäftigung in anderen Induftrie: 
a eier u 

Seneral-Steuerdireftor Kühne ſetzte Die Motive auseinander, welche zu den auf der 
Ichten Zolltonfereny beſchloſſenen Zollerhöhungen geführt hätten, und hob die der Einführung 
von Nudzöllen ſich entgegenftellenden Bedenken hervor. 

Graf v. Kepferling war der Anſicht, daß der Satz auf der zweiten Seite dei 
Gutachtend: 

„daR das folgerehte Durchführen eines Syſtems heilfamer fein dürfte ald eine verſuchte 

Zwiſchenmaßregel, weldye vielleicht Niemanden recht befriedige, * 
mwegzulaffen fein werde, da man ſich nicht veranlaßt finde, gerade die Durchführung eine? 
beftimmten Sy ftemö zu empfehlen, womit der Referent ſich einverftanden erklärte. 

Fürft Lichnowöky motivirte in einem ausführlichen Vortrage den von ihm ge: 
ftellten Antrag. 

Der Referent ertveiterte den am Schluffe deö Gutachtens gemachten Antrag der Abthei 
lung noch dahin: 

ed möchten die Sachverſtändigen, deren Zuziehung gewünſcht werde, möglichſt bald 

gehört, und baldmöglichſt ein außerordentlider Zolltongreh berufen werden. 

Der Finangminifter d. Direöberg bemerkte jedoch, wie es zweifelhaft erſcheine, ob ed 

möglidy und thunlid) fein werde, noch in diefem Jahre eine Zolltonfereng zu veranlaflen. 
Der Marſchall ſtellte hierauf die Frage: 
tritt die hohe Verfammlung dem Antrage der Abtheilung in der von dem Neferentert 
beantragten Ausdehnung bei? 
wobei er bevormortete, daß es in Bezug auf den Antrag ded Grafen v. Keyſerling der 
Abſtimmung nicht bedürfe, da diefer ſich nur auf die Motive beziehe. 
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Bei der durch Aufitehen und Eißenbleiben veranlaften Abitimmung waren nur vier 
Stimmen für die Verneinung der geftellten Frage, weldye daher mit großer Mehrheit de: 
jaht wurde. 

Hiermit erflärte der Marfchall die heutige Sigung für gefchloffen und lud die Verfamm: 
lung zur Berathung der nod) vorliegenden Gegenftände auf morgen 12 Uhr ein. 

x. Fürſt zu Solms. 
Graf MVort v. Wartenburg, 
Seeretair der Herren= Kurie. 


Siebente Sitzung. 
Verhandelt im Ritterfaale des Königlichen Schloffes zu Berlin, den 18. Mai 1847. 

Das Prototoll der vorigen Eikung ward von dem Secr. Brafen v. York verlefen und, 
da außer einer fofort erledigten Erinnerung ded Grafen vd. Schaffgotfdy Bemerkungen 
nicht gemacht wurden, für genehmigt erklärt. 

Graf v. Itzenplitz verlad das, in Gemäßheit des in der geftrigen Sisung über den An- 
trag des Fürften Lihnomötn auf Reviſion des Zolltarifs gefaßten Beſchluſſes, aufgefchte 
Konklufum, gegen deffen Inhalt ſich nichtö zu erinnern fand. 

Zur Beratbung ward nun geitellt der Antrag ded Prinzen Biron d. Curland, betref- 
fend die Neform der Batrimonialgerichtöbarteit in mehreren Provinzen des Staates. 

v. Keltfch ward aufgefordert, als Neferent den Bericht der Abtheilung zu erftatten. Er 
berlas die Petition ded Prinzen Biron dv. Curland und das Gutachten der Abtheilung, 
bob den Unterſchied zwiſchen dem Antrage ded Prinzen Biron und dem Abänderungdvor- 
ſchlage der Abtheilung hervor, und fegte auseinander, weshalb er ſich diefem letzteren ange: 
ſchloſſen habe, obgleidy er perſönlich in einigen Punkten andere Anfichten gehabt habe, als 
die, von denen bei dem Abänderungsdvorfchlage ausgegangen fei. 

Der Juftigminifter Uhden erklärte, daß die Patrimonialgerihtöbarteit als ein jus sin- 
gulorum nur dann aufgehoben werden fünne, wenn fie mit dem allgemeinen Wohl im Wider: 
ſpruch ftehe; und dann nur gegen Entidhädigung. Ein Widerfprud) mit dem neueren Rechte 
ergebe fihh nun zwar durd die Verordnung über das Verfahren in Givilprogeffen vom 
2i. Juli 1846, durch die allgemein gewünschte Ausdehnung des durch das Gefeh vom 
17. Juli 1846 in Berlin eingeführten Unterfuchungsverfahrend und durch den Mangel einer 
[ebendigen und wirkſamen Kontrole. Es feien jedody die von diefen Seiten ſich ergebenden 
Mängel der Batrimonialgerichtöbarteit heilbar. Allerhöchſter Anweiſung gemäß fei auch be- 
reitd mit Ausarbeitung eined Gefegentwurfs vorgegangen geweſen, zur Herbeiführung einer 
follegialifchen Behandlung, foweit diefelbe in wichtigeren Sachen und nad) den Grundfägen 
der neueren Gefengebung, fo wie zur Herbeiführung einer wirkſamen Kontrole nothwendig 
ericheine. Turd eine Allerhöchſte Ordre vom 1. April d. 3. fei aber beftimmt, daß für jet 
mit einer geſetzlichen Maßregel nody nicht vorzugehen, fondern erft mit den einzelnen Patri- 
monialgeridytöherren — deren mehrere felbit um Reform gebeten und fid) zu einer Vereini- 
gung ihrer Batrimonialgerichte in Kollegien erboten gehabt — in Unterhandlung zu treten, 
um fo zu einer Reform zu gelangen, und daß über den Erfolg der Unterhandlungen nad) 
Jahreöfrift zu berichten fei. Die Gründe, welche cd räthlidy erfcheinen Tießen, nicht jest von 
Seiten der Regierung mit einem allgemeinen beftimmten Vorſchlage aufzutreten, fondern, 
bei der großen Verfchiedenheit der in Betracht fommenden VBerhältniffe, eben erft den Weg 
der Unterhandlung mit Einzelnen einzufhlagen, wurden näher auseinandergefekt. 

Prinz Biron v. Curland gab näher an, wodurd) er zur Anbringung der Petition 
veranlaßt fei und was er dabei beabfichtigt habe, erklärte ſich indeß mit dem zweiten Theile 
des Vorſchlages der Abtheilung nicht einverftanden, indem er den Wunſch andfprad, es möch— 
ten die Grundzüge der neuen Einrichtung zuerft dem Vereinigten Zandtage zur Berathung 
vorgelegt werden. 

Graf v. York und Graf dv. Dyhrn erklärten ſich für gänzliche Aufhebung der Patri⸗ 
monialgerichtöbarfeit. Dagegen ſprachen fi) für deren Beibehaltung, jedoch aud für eine 
Reform im Sinne ded Abtheilungsqutachtend aus, ded Prinzen vd. Preußen Königliche 
Hoheit, ded Prinzen Albrecht Königliche Hoheit, ded Prinzen Friedrich Königliche Ho— 
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heit, Graf v. Burghaus, Fürſt zu Lynar, Graf db. Keyſerling, Graf v. Weſtpha— 
len, Graf. v. Ipenplis, Freih. v. Maſſenbach, Graf zu Solms-Baruth, Freih. 
Senfft v. Pilfach, Referent v. Keltſch, v. Hochberg, Graf zu Dohna⸗-Reicherte— 
walde, Prinz Biron v. Curland, Graf v. Arnim. 

Graf v. Sierſtorpff machte auf die Uebelſtände aufmerkſam, welche durch das ſoge— 
nannte Perhorrescirungsgeſetz veranlaßt ſeien, worauf der Juſtiz miniſter erklärte, daR cd 
die Abſicht fei, durch die neue Einrichtung alle Perhorrescenzgeſuche abzuſchneiden. 

Graf dv. Keyſerling ſchlug vor, daß man, damit ed nicht den Anſchein haben möge, als 
folle durch den von der Abtheilung gemadıten Abänderungsvorſchlag ausgeſprochen werden, 
daß man einer Fortfegung der bereitd eingeleiteten Unterhandlungen mit den einzelnen Pa— 
trimonialgerihtöherren entgegen fei, bei den Worten: 

daß zu dem Ende die Regierung geeignete Vorſchläge in diefer Beziehung mit einer Kom: 
mijlion von Betheiligten jeder Provinz berathe, 
eingefchaltet werden möge: 
daß, fotveit die bereits ſchwebenden Unterhandlungen mit Einzelnen nicht zum Ziele füh- 
ren follten, zu dem Ende u. f. w. 

Graf v. Arnim fand anfangs den Vorſchlag theild unnöthig, weil durd die Petition 
Vereinbarung mit einzelnen Betheiligten nicht gehindert werde, theild in einiger Hinficht be: 
denklich. 

Zur Beſeitigung dieſer Bedenken bemerkte der Juſtizminiſter Uhden, wie e8 ganz und 

ar die Abſicht der Regierung ſei, die Betheiligten zuzuziehen und zu hoͤren, und daß die 

rundzüge, von denen bei Einführung der neuen Einrichtung auszugehen ſei, den einzelnen 
Obergerichten und durch diefe ſämmtlichen Patrimonialgerichtsherren mitgetheilt würden, und 
erklärte die Aufnahme ded vorgefchlagenen Zuſatzes im Intereſſe der Juftigverwaltung für 
wünſchenowerth. 

Graf v. Burghaus, Grafv. Itzenplitz, Prinz zu Hohenlohe unterftügten den Vor— 
ſchlag, und auch der Referent v. Keltſch nahm den anfangs erhobenen Widerſpruch zurüd. 

Nachdem man fid) von mehreren Seiten gegen den Vorfchlag des Prinzen Biron 
v. Curland, die zu treffende legislative Maßregel dem Vereinigten Zandtage vorlegen zu 
laffen, audgefproden, auch der Juftizminifter Uhden fidy dagegen erklärt hatte, ftellte der 
Marſchall die Frage: 

Stimmt die VBerfammlung dem Antrage ihrer Abteilung unter Hinzufügung des von 
dem Grafen b. Keyſerling gemachten Vorſchlages bei? 

Da bei der durch Aufſtehen und Sisenbleiben veranlaften Abftimmung fid) Niemand 
gegen den Antrag erhob, fo war die geftellte Frage einftimmig bejaht. . 

Der Marſchall erklärte die heutige Sitzung für geichloffen und behielt fid) vor, zur näd> 
ſten Sigung beſonders einzuladen. j 

2. Fürſt zu Solms. 
v. Kroſigk, 
Sceretair der Herren⸗ſurie. 


Achte Siyung. 
Verhandelt im Mitterfaale des Königlihen Schloffed zu Berlin, am W. Mat 1847. 

Das Prototoll der vorigen Sitzung ward von dem Seer. v. Kroſigk verleien und da 
feine Erinnerung dagegen gemacht wurde, von dem Marſchall für genchmigt erklärt. 

Graf v. Dyhrn wird erfucht, für den abwefenden Grafen v. Work die Stelle des Cr 
cretaird zu übernehmen. 

Hierauf theilt der Marſchall der Verfammlung den Inhalt eined Schreibens deö Yand 
tagd-Kommiffariud d. Bodelihmwingh vom 22. d. M. mit, betreffend die Allerhöchſte Ent 
ſchüehung Sr. Majeftät des Königs über die auf den Antrag ded Fürften Lichnowöl! 
geftellte Anfrage: 

;b den a ai der einen Kurie zu geftatten, den Verhandlungen der anderen beit 

wohnen 


e 
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Da Se. Majeftät hiernady zu erklären gerubt haben, daß gegen dieſe Abficht an fid) 
nichtd zu erinnern fei, und Allerhöchitdiefelben nichtö datwider haben würden, wenn ein deö- 
fallfiger Antrag von beiden Kurien an Allerhödyftdiefelben gerichtet werde, ſo erſuchte der 
Marſchall die Verſammlung, ſich zu entſcheiden: 
ob nunmehr der anderen Kurie eine Mittheilung zu machen ſei? 

und ſprach für den bejahenden Fall die Anſicht aus, 
daß cd alsdann genügen werde, dad Schreiben ded Landtagd-sommiffariud dem Mar: 
fhall der anderen Kurie mit dem Bemerfen mitzutheilen, daß die geringere Reciprozität, 
welche die Herren Kurie bieten fönne, für die andere Kurie fin Grund fein möge, auf 
den Antrag nicht einzugehen. 

Gegen dieſe Anficht — jedoch von dem Grafen zu Dohna-Lauck, Grafen 
v. Dyhrn, Fürſten Lichnowsky Bedenken erhoben, weil die Herren-Kurie auf den An⸗ 
trag des Fürſten Lichnowöky zur Zeit noch feine Petition, ſondern nur eine Anfrage 
an den Landtags-Kommiſſarius beichloffen habe, und die andere Kurie nach dem Geichäfts: 
reglement nur über wirflibe Petitionen, nicht aber über bloße Anfragen, welche aus dieſer 
Kurie hervorgegangen Beſchlüſſe zu faffen veranlaßt werden könne, Es müffe daber zuvör⸗ 
derſt der Antrag des Fürften Lichnowsky durch Beſchluß von der Verſammlung zu einer 
Petition erhoben werden. 

‚Graf v. Yandöberg-Gehmen, Bring Birond. Curland und Brafd. Keyſerling 
erklärten fidy hiermit einverftanden. 

Graf v. Arnim verlangt außerdem, mit Bezugnahme ( auf 8 22 und 8 26 Lit. c., deö 
Geichäftsreglements eine beitimmte Formulirung der an Se. Majeftät au ridytenden Bitte, 
und demnächftige Vorlefung derfelben. 

Nach längerer Debatte darüber, von wem dieſe Fafl fung der Bitte zu bewirken, beauf- 
tragt der Marfchall den Referenten der Abtheilung dv. Quaſt mit der Formulirung, welche 
dieſer dahin vorſchlägt: 

die Herren-Kurie beſchließt, an des Königs Majeftät die allerunterthänigſte Bitte zu 
richten: 

Se. Majeftät der König wolle Allergnädigft zu geftatten geruben, daR die Mitglieder der 

einen Kurie, den Verhandlungen der anderen Kurie ald Zuhörer beimohnen dürfen. 

Diefe Faſſung wird von der Verfammlung einstimmig angenommen und der Marfchall 
fegt das Einverftändnif derfelben voraus, daß die Mittheilung diefer Petition an die andere 
Kurie auf reglementömähige Weife erfolge. 

Hiernächſt richtet der Fürſt Lichnowsky an den Marſchall die Frage: 

em Mitglieder der Herren-Kurie antvefend fein müßten, um einen gültigen Beſchluß 
au faffen. 

Der Marihall ertlärt, daß hierüber eine geſetzliche Beftimmung nicht vorhanden fei, 
daß foldye jegt nicht mehr durch eine neue Petition ertrahirt werden könne; er ſich auch nicht 
für befugt halte, ohne Petition diefen Gegenſtand bei dem Gouvernement in Anregung au 
bringen, jedod) borausufehen fei, daß bei den künftigen Berathungen über die Geſchaͤfto— 
Ordnung hierauf zurüdgefommen werden fönne. 

Es wird nunmehr zur Tagesordnung übergegangen und zwar: 

I. über die Betition der Kurie der drei Stände, wegen Behebung des jetzi— 
gen Rotbfiandes der ärmeren Volksklaſſen. 

Graf v. Dyhrn, ald Referent, verlieft dad Gutachten der Abtheilung, theilt den Inhalt 
ded Abtheilungegutactens der andern Kurie mit, und befürtortet den Antrag der Abteilung: 

der Bitte der Kurie der drei Stände einfad) beiqutreten. 

Nachdem Fürft zu Lynar einen allgemeinen Vortrag über die Gründe des jesigen 
Nothftanded und die Mittel zu deffen Behebung auf Veranlaffung des Marſchalls zurüd- 
gezogen und der Finanzminiſter v. Düesberg einen kurzen Lleberblid über die von der Re— 
gierung zur Behebung Ded jegigen Nothftanded bereitö ergriffenen Mafregeln gegeben hatte, 
— die von dem Marſchall zur Abſtimmung durch Aufſtehen und Sigenbleiben geftellte 

rage: 

ob die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung beitrete? 

on derfelben einftimmig bejaht. 


De m en er e * * 
mi — Ein —* 


sr. 
———— — 
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II. Leber den Antrag ded Grafen vd. Burghaud, wegen Aufhebung der Ber: 
pflihtung zum unentgeltlihen Schneefhippen. 

Referent Graf v. S —388 f lieft die Petition und das Protokoll der Abtheilung vor, 
in welchem zugleid) dad Gutachten derfelben niedergelegt ift. 

Für den Antrag der Abtheilung ſprechen ſich befonderd aus: Graf v. Ziethen, Graf 
v. Hochberg, Prinz zu Hohenlohe, Graf v. Itzenplitz. 

Der Geheime Dber-Finanzrath und Direktor v. Pommer-Eſche, weldyer die Regie: 
rung hierbei vertritt, fucht die Nabinetdordre vom 8. Auguft 1832, welche nur ald ein Pro- 
piforium bid zum Erfcheinen ded neuen Wegereglementd erlaffen fei, vom rechtlichen Stand: 
punfte aud zu rechtfertigen, giebt aber zu, daß unter Umſtänden für einzelne Gegenden große 
Härten bei deren Anwendung herbeigeführt werden fönnen; im ſolchen Fällen fei jedoch von 
Seiten ded Staated aus einem dazu beftimmten Fonds bereits Unterftügung, reſp. Vergü— 
tung gewährt. Uebrigens fei bei der Aufhebung jener Kabinetdordre zu berüdfichtigen, daß 
außer dem Fiskus aud) Privatperfonen und Kommunen betheiligt feien. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Wernigerode ift zwar mit dem Vorſchlage der 
Abtheilung einverftanden, wünfcht jedoch: 

daß bei Aufhebung der Kabinetdordre vom 8. Auguft 1832 eine möglichfte Berüdficti- 
gung der Beſitzer konzeſſionirter Privat: und Aktienchauſſeen eintrete. 

Diefer Vorſchlag findet die gefeglidhe Unterftügung. 

Graf zu Dohna-Lauck und der Regierungötommiffarius dv. Pommer-Eſche ber: 
langen jedoch einen beftimmten Antrag über die Art der Berückſichtigung und find der Anficht, 
dag Entſchädigungsanſprüche aus den Konzeflionen von jedem Einzelnen gegen den Aiöfus 
geltend gemacht werden müffen. 

Der Antragfteller findet ſich zu einer näheren Angabe über die Art der Berudfichtigung 
nicht veranlaßt. 

Nach einiger Debatte über die Frageftellung, an welcher Grafv. Arnim, Grafv. Zietben, 
Graf Botho zu Stolberg: Wernigerode, Graf v. Itzenplitz, Theil nahmen, ftellt 
der Marſchall folgende Kragen: 

1. Tritt die Berfammlung dem Antrage der Abtheilung bei? 
welche bei der durd) Auftehen und Sigenbleiben veranlakten Abftimmuung ein: 
ftimmig bejaht wird. 

2, Beſchließt die VBerfammlung in Bezug auf die Befiger der konjeſ— 

a Privat: und Aktienftraßen einen Antrag an Se. Majeftät 

uriden 

’ welche Frage in derfelben Weife zur Abftimmung gebracht, von 31 gegen 17 Stim: 

men bejaht wurde. . 

Nach einer weitläufigen Debatte über die Faſſung diefed Antrages und nachdem Graf 
v. Arnim einen darauf bezüglichen Vorſchlag zurüdgezogen hatte, ftellt der Marſchall fol: 
gende Frage: 

Beſchließt die Berfammlung, die Bitte auszuſprechen, daß die Rechte der 
Befiger von konzeffionirten Privat» und Aktienftraßen in Erwägung 
ezogen werden mögen? 
welche bei der durch Aufitchen und Eitenbleiben veranlaßten Abftimmung von 24 gegen 
24 Stimmen verneint wurde, da nicht die erforderliche Majorität von zwei Dritteln vor: 
handen war. , 
UII. Hierauf wurde zur Wahl eined Ausfhuffes für die Provinzial-Hülſs— 
kaſſen gefchritten. 

Der Marſchall eröffnete der Verſammlung, daß der Ausſchuß überhaupt aus 32 Mit 
gliedern beftchen werde und daß 8 davon aus den Mitgliedern der Herren-Kurie und zwat 
aud jeder Provinz ein Mitglied zu wählen feien; daß ferner nad) den gefeplichen Beltim 
mungen zur Gültigkeit der Wahl abfolute Stimmenmehrheit nothwendig fei, und wo dieſt 
nicht vorhanden fei, zu einer engeren Wahl zwifchen denjenigen zwei Individuen gefhritten 
werden müffe, welche die meiften Stimmen erhalten hätten, 

Die Grafen Eberhard zu Stolberg: Wernigerode und v. Sierftorpff murder 
erfucht, die Secretaire bei dem Einfammeln und Eröffnen der Stimmzettel zu unterftügen. 
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Demzufolge wurden ald Mitglieder des Ausſchuſſes für die ProvinzialsHülfskaffen gewählt: 
1. für die Provinz Preußen: 
Graf zu Dohna:Laud, 
mit einer abfoluten Stimmenmehrheit von 34 Stimmen; 
2. für die Provinz Brandenburg: 
Graf v. Arnim, 
mit einer abfoluten Stimmenmehrheit von 35 Stimmen; 
3. für die Provinz Bommern: 
Fürſt zu Butbus, 


einftimmig; 
4. für die Provinz Schleſien: 
durdy relative Stimmenmehrheit 
Fürft zu Hohenlohe Mit... 
Prinz Biron von Eurland mit... 
und demnächſt durdy engere Wahl 
Fürft zu Hohenlohe, 
mit einer abſoluten Stimmenmehrheit von 34 Stimmen; 
5. für die Provinz Sachſen: 
durch relative Stimmenmehrheit 
Graf v. d. Aſſeburg mit eisen 20 
Domprobft v. Kroſigk mit. P 12 
und hiernaͤchſt durch engere Wahl 
Graf v. d. Affeburg, 
mit einer abfoluten Stimmenmehrheit von 30 Stimmen; 
6. für die Provinz Poſen: 
durd) relative Stimmenmehrheit 
Fürft Wilhelm v. Radziwill mit... 
Fürſt Boguslam v. Radzimill mit........... 
und hiernaͤchſt durd engere Wahl 
Fürft Wilhelm v. Radzimill, 
mit einer abfoluten Stimmenmehrheit von 33 Stimmen; 
?. für die Provinz Weftphalen: 
Graf dv. Zandöberg-Gchmen, 
mit einer abfoluten Stimmenmehrheit von 40 Stimmen; 
8. für die Rheinprovinz: 
durd) relative Stimmermehrbeit Sa in 
Fürft zu Salm⸗Dyk mit.. > 
Fürf * VDee 18) Stimmen 
und hiernädhft durch engere Wahl 
Fürſt zu Wied, 
mit einer abfoluten Stimmenmehrheit von 27 Stimmen. 
Hierauf ſchloß der Marſchall die Sitzung mit dem Bemerken, daß er die Beftimmung 
der nädften Sipung einer befonderen Bekanntmachung vorbehalte. 


2. Fürft zu Solms. 


J Stimmen 


3— Stimmen 


Graf v. Dyhrn. 


Neunte Sitzung. 
Verhandelt im Mitterfaale des Königl. Schloſſes zu Berlin, am 31. Mai 1847. 

Dad Protokoll der vorigen Sipung wurde von dem Grafen v. Dyhrn, als ftellvertre- 
tendem Secretair, verlefen und da feine Erinnerungen gemacht wurden, für angenommen erklärt. 

Der Marfchall zeigte an, daß in Stelle des an der ferneren Theilnahme an den Land» 
tagd-Verhandlungen verhinderten Domdedyanten v. Krofigf, der Tomberr v. Rabenau 
einberufen und ſchon in der heutigen Sitzung anmwefend fei, ferner daß der Fürft zu Wied 

Erfte Ubtheilung. 60 
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und der Domherr v. Rabenau ber erften Mbtheilung, welche ſich fünftig mit Mittheilungen, 
die von der anderen Kurie herüberfämen, zu beſchäftigen haben werde, hinzugetreten feien. 

Es wurden dann von dem früheren Referenten v. Keltſch vorgetragen: die auf Grund 
der ftattgefundenen Verhandlungen abgefaßten Beichlüffe: 

a) über die Allerhöchſte Wropofition, betreffend den Entwurf einer Verordnung über die 

Ausſchließung beſcholtener Berfonen von ftändifhen Verfammlungen, 

b) über den Antrag des Pringen Biron v. Curland, betreffend die Reform der Patri- 
monialgerihtöbarfeit, 
und da feine Bemerkungen Dagegen zu machen waren, für genehmigt erffärt. 

Auf eine Anfrage ded Fürften zu Putbus theilte der Marſchall mit, daß der Landtags 
Kommiffariud von dem Ausfall der Wahlen zu dem Ausichuß für die Provinzial-Hülfetaffen 
in stenntniß gefeßt fei, und daß den Gewählten weitere Mittheilung durd den Marſchall 
werde gemacht werden, fobald diefer Die Anzeige erhalten, daß die Berathungen beginnen ſollten. 

Der Marfchall erflärte auf die Anfrage des Grafen v. Landsberg, daß nicht der Prinz 
v. Carolath-Schönaich, fondern der Fürft v. Carolath-Beuthen zum Mitglied der 
dritten Mbtheilung ernannt fei. 

Freih. Senfft v. Pilſach ward aufgefordert, ald Referent den Bericht der Abtheilung 
über den Pe des Freih. vd. Maſſenbach, auf Annullirung der Spiritus-Licferunge: 
tontraßte, deren Grfüllung durd das erfolgte Schlichen der Brennercien unmöglich gemadıt 
ift, au erftatten, und verlas dad Abtheilungsgutachten. 

Finanzminiſter v. Dücöberg erklärte, daß die Aufitellung von geſetzlichen Präfumtionen, 
namentlich wenn fie ſich auf faltiſchen Verhältniffen bafirten, ihre ſehr mißlichen Seiten habe 
und daher gern vermieden werde, wenn nicht ein fehr Dringendes Bedürfniß vorliege. Ein 
ſolches feine zu der Aufftellung der Präfumtion, die nach dem Antrage der Abtheilung 
erbeten werden foll, nicht vorhanden zu fein; und daß daher die Erklärung, daß von Seiten 
der Regierung dem Antrage beigeftimmt werde, nicht abgegeben werben könne. 

Der Referent motivirte den Antrag der Abtheilung, für den ſich ausſprachen: Tomtapi- 
tular v. Brandt, Freih. d. Maſſenbach, Graf v. Keyſerling, Graf v. Arnim; wäh: 
vond Prinz Biron v. Curland, v. Hövel und Graf v. Ziethen fid) dagegen erklärten. 

Nachdem auf den Antrag des Grafen v. Ipenplig im Antrage der Abtheilung am 
Schluß ftatt der Worte: 

in der Brennerei des betreffenden Brennereibefigerd zu fabrigirenden Epiritus, 

geſagt war: 
kohrlrien oder zu fabrigirenden Spiritus, 
und auf den Antrag ded Grafen dv. Keyſerling im Anfang hinter den Worten: 

Rerträge, durch weldye Brennereibefiger, 
eingeſchaltet war: 

bid aum I. Ecptember d. J. | 
ward bei der durch Aufftehen und Sitzenbleiben veranlaßten Abftimmung der fo modifigiete 
Antrag mit einer Majorität von mehr ald zwei Trittel gegen 14 Stimmen angenommen. 

Zur Berathung kam darauf die Mittheilung der anderen Kurie, betreffend die Bitten um 
Abänderung ded Reglements über den Geſchäftögang bei Dem Vereinigten Yandtag. 

Fürſt Lichnowsky erftattete als Neferent ven Bericht der Abtheilung. 

Ueber den von der Abtheilung befürtworteten Petitionsantrag der Kurie der drei Stände 

ad 8 6 des Neglements, 

und die von der Abtheilung dazu in Vorfchlag gebrachten Zuſätze, entftand eine tängere Debatte. 

Gegen den Petitionsantrag ſprachen fi aud: des Bringen von Preußen Königliche 
Hoheit, des Prinzen Albrecht Königliche Hoheit, Graf v. Landoberg, dv. Quaſt, Oraf 
v. Ziethen, Freih Senfftv. Pilfach, Graf Botho au Stolberg, Graf zu Solmd- 
Barutb, Graf zu Lynar, Areib. dv. Maſſenbach; für denfelben und für den Antrag 
der Abtheitung: Prinz d. Hohenlohe, Kürft zu Salm-Dyt, Neferent Fürft Lich— 
nowöfy, Graf v. Arnim, Graf d. Tyhrn, Graf v. Ipenplig, Graf zu Dohna— 

Lauck, Fürft Wilhelm v. Radziwill. 
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Fürft au Salm-Dyk machte dabei den Abänderungsvorfchlag, daß in der erften 
Eikung, bis die in Antrag gebrachte Wahl der Sccretaire erfolgt fei, die jüngsten Mitglicder 
ald Sccretaire zu fungiren hätten. 

Es ward dann die Frage vom Marſchall geftellt: 

Tritt die Verfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung bei, fo weit er Bezug nimmt auf 
den Antrag der andern Kurie? 

Bei der durch Aufftchen und Eikenbleiben veranlakten Abftimmung ſprachen ſich 
27 Stimmen für die Bejahung, 30 für die Verneinung aus. Der Antrag der Abtheilung 
war alfo abgelchnt. 

Der zum 8 6 deö Reglementd vom Grafen v.d. Aſſeburg geftellte und ſchließlich dahin 
formulirte Antrag, in der zweiten Zeile hinter den Worten: 

Kurie der drei Stände, 

einzuschalten: 

auf den Vorſchlag der Provinzial-Landtags-Marichälle, 
für den fidy mehrere Mitglieder auögefproden hatten, erhielt bei der durch Aufftchn und 
Sißenbleiben veranlaßten Abſtimmung nicht die gefeglidy erforderlihe Majorität und war 
alfo nicht angenommen. 

Die Anträge der Abtheilung 

ad 8 7, ads 12 ad 8 13, ad 8 154 

— — feine Bemerkungen dagegen erfolgten, für angenommen erklärt. 

AdS15b 

war die Berfammlung einverstanden mit dem Vorſchlage ded Referenten, 

in dem Antrage der Abtheilung in der erften Zeile ſtatt des Wortes „Sitzung“ zu jagen: 

„Berathung*. 

Dagegen ward auf den Vorfchlag ded Prinzen Biron v. Curland, aud) den Fall zu 
berüdfichtigen, wenn Jemand über den Gegenſtand der Debatte ſprechen wolle, nicht ein- 
gegangen, vielmehr der Antrag der Abtheilung mit der eben erwähnten Modifikation, da feine 
weiteren Bemerkungen erfolgten, für angenommen erklärt, ebenfo der Antrag der Abtheilung. 

Ad 8 15c, ads läd 

ſchlug Graf v. Dyhrnn vor, ſtatt der Worte: 

pr der deutfhen Sprache nicht volltommen mächtigen Abgeordneten, 

zu feßen: 

den Zandtagd-Abgeordneten von nicht deutſcher Herkunft. 

Der Referent war gegen den Vorſchlag, dem weitere Unterftügung nicht u Iheil wurde. 

Fürft Wilhelm v. Radziwill fand die von der Abtheilung dem Antrage der Kurie 
der drei Stände hinzugefügte Bevorwortung nicht nothivendig und meinte, daR dieſelbe in 
dem von der Kurie zu erftattenden Gutachten nicht aufzunehmen fein werde. Der Referent 
und Graf dv. Arnim gaben die Motive, die zu der Bevorwortung geführt hatten, an, und 
v. Keltſch fprad) ich für die Aufnahme in den Beſchluß der Kurie aus. 

Da keine weiteren Bemerkungen erfolgten, ward der Antrag der Abtheilung für ange 
nommen erklärt. 

Ebenio wurden angenommen die Anträge der Abtheilung 

ad$ l5e und ad 8 lg; 

Deögleichen aud) der Antrag der Abtheilung 

ads Is, 

Daran fnüpfte Graf v. Kielmanndegge den Antrag auf eine zweimalige Abftimmung 
bei wichtigen ragen. Tiefen Antrag nahm der Referent auf und formulirte ihn, nachdem 
man fich mehrfeitig darüber ausgeſprochen hatte, dahin: 

Wenn der Marjchall cd angemeffen findet, oder 24 Mitglieder im Vereinigten Landtage, 

oder 6 Mitglieder in der Herren-Kurie es verlangen, muß nad) der Abſtimmung eine 

zweite Abftimmung erfolgen. Die Abftimmung ift dann Probe; die Gegenabftimmung, 

Gegenprobe. Wenn bei der Brobe oder erften Abftimmung Die Mitglieder für ſtehen und 

gezählt werden, fo ftchen bei der Gegenprobe oder zweiten Abftimmung die Mitglieder 

gegen auf und werden, wenn dad Ergebnif zweifelhaft ift, durd die Ordner gezählt. 
60 * 
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Die beiden Zahlen fummirt, müffen die Zahl der — geben. Trifft dieſco nicht 
zu, fo waltet Irrthum ob und wird dadurch dad Nefultat der Abftimmung verändert, oder 
wird es verlangt, fo wird zum namentlichen Aufruf gefchritten. Wenn ed von einem Mit: 
gliede verlangt wird, fo muß die Frage zwiſchen beiden Abftimmungen nodymald verlefen 
werden. Alle Debatte zwischen beiden Abftimmungen ift unterfagt. 

Bei der durch Aufitchn und Eigenbleiben veranlaßten Abitimmung ergab ſich, daß 
3l Stimmen von 57 fid) gegen dad Amendement auögefprodyen hatten. Es war alfo nicht 
angenommen. 

Ein Antrag ded Fürften zu Salm-Dyt veranlafte den Marſchall, die Verſammlung 
zu befragen, ob ed gewünfcht werde, daß künftig bei der Abftimmung durch Aufitchn und 
Eipenbleiben immer diejenigen aufftchen, die für die Bejahung find. Ta eine fehr überwie⸗ 
gende Majorität den Wunſch ausfprad, erflärte der Marſchall, daß künftig demgemäß werde 
erfahren werden. 

Hiermit ward die heutige Sitzung geſchloſſen und die Fortfegung der Berathung auf 
Morgen um 10 Uhr Vormittags anberaumt. 

Fürft zu Solms. 
v. Kroſigk, 
Secretair der Herren⸗-Kurie. 


Zehnte Sitzung. 
Verhandelt im Ritterſaale bes Königlichen Schloſſes zu Berlin, den 1. Juni 1347. 


Das Protokoll der vorigen Sihung ward von dem Seer. v. Krofigf verlefen und 
nad) fofortiger Erledigung einer dagegen von dem Grafen v. Landöberg:Gehmen ge 
machten Bemerkung von dem Marſchall für genehmigt erflärt, da weitere Erinnerungen da— 
gegen nicht erhoben wurden. 

‚Hierauf verlad der Marſchall die ihm bon dem Landtags: Marfchall überfandte Aler- 
höchſte Botſchaft Sr. Majeftät des Königs vom 31. Mai d. J. wonach Allerhöchſtdieſelben 
geruht haben, die Dauer des erften Vereinigten Landtages um vierzehn Tage, naͤmlich Did 
zum 19. d. M., zu verlängern. 

Eine weitere Mittheilung des Marſchalls bezog ſich auf die ihm von dem Marſchall der 
Kurie der drei Stände überfandten Petitionen jener Kurie, betreffend: 

1. die Interpretation der Beftimmung über die Itio in partes; 

2. die Erweiterung des Betitionörcdhts; 

3. die Deffentlicyfeit der Sigungen der Stadtverordneten und Gemeineräthe; 

4. die Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltöfarten; 
von denen Die beiden erfteren der vierten Abtheilung, die beiden letzteren der erften Abtheilung 
der Herren-Kurie zur Vorberathung überwiefen wurden. 

Hierauf verlad der Freih Senfft v. Pil ſach, ald Meferent, den entworfenen Beſchluß 
der Herren» Kurie über die Ungültigfeits Erklärung der Lieferungöfontrakte der Brennere 
befiger und bemerkte im Einverftändniffe der Werfammlung, daß derſelbe auödrüdlid, nut 
auf diejenigen Lieferungöfontrafte befdhränft worden fei, weldye vor der Pubtitation der 
Kabinetöordre vom 1. Mai d. 3. abgeichloffen worden ſeien. 

Gegen den Beſchluß wurde keine Bemerkung gemacht und derfelbe daher von dem Mars 
ſchall für genehmigt erklärt. 

Die Tagesordnung erftredt fi zunächſt 

I. auf die weitere Berathung der zu beantragenden Abänderungen des 
Gefhäftöreglements, 
Ad 88 24 und 25 des Reglements 


fand gegen die Anträge der Abtheilung feine Bemerkung ftatt und wurden diefelben daher 
von dem Marfhall für angenommen erklärt. 


L; 
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Ad 8 26a ded Reglemente. 

J. Gegen den Antrag der Nbtheilung, dem Betitionsantrage der anderen Kurie: 
Allergnädigit cö der VBerfammlung zu überlaffen, aud) nad) Ablauf der Präkluſivfriſt aus: 
nahmöweife Betitionen anzunehmen, 

beizutreten, 

fprachen fih v. Duaft, v. Maſſenbach, v. Krofigk, Graf v. Königdmarf, Graf v. 
Weſtphalen, Graf Botho zu Stolberg aus, für den Antrag der Abtheilung ſprachen 
der Referent Fürſt Lichnowsky, Grafv. Arnim, Grafzu SolmsBaruth, v. Keltſch, 
Graf zu Lynar. 

Des Prinzen v. Preußen, Königl. Hoheit, waren zwar prinzipaliter der Meinung, 
daf die beantragte ausnahmsweiſe Zulaffung von Betitionen nach der Präflufiofrift nicht 
der Verfammlung, fondern dem Marſchall überlaffen werden müſſe, 

machten jedod) für den all, daß der Antrag der Abtheilung angenommen werden follte, den 
Abänderungdvorfhlag: 
hinter dem Worte „ausnahmsweiſe“ die Worte einzufchalten: 

„in befonderd wichtigen oder durd den Augenblid gebotenen Fällen.“ 
* Referent Fürſt Lichnowsky erklärte ſich mit dieſem eventuellen Vorſchlage ein— 

verſtanden. 

Die hiernächſt vom Marſchall zur Abſtimmung durch Aufſtehen und Sitzenbleiben ge— 

brachte Frage: 
tritt die Verſammlung dem Antrage der Abtheilung mit dem von des Prinzen v. 
Preußen, Königl. Hoheit, beantragten Zuſatze bei? 
ward von einer überwiegenden Stimmenmehrheit bejaht, indem nur ſechs Mitglieder durch 
Eigenbleiben ihre Nidytübereinftimmung mit diefem Antrage zu erfennen gaben. 


Es fam daher aud) der von dem v. Duaft gemachte und fpäter dahin mobifizirte Ab: 
änderungsvorfchlag: 
Allergnädigft ed dem Marſchall zu überlaffen, auch nad Ablauf der Präkluſivfriſt aud- 
nahmsweiſe in befonderd wichtigen oder durd) den Augenblid gebotenen Fällen Petitionen 
anzunehmen, 
gar nicht zur Abftimmung. 
2. Gegen den zweiten Antrag der Abtheilung : 
dem Antrage der anderen Kurie, den Abdruck derjenigen Petitionen, bei denen cd die Ab- 
theilungen, welchen foldhe zur Vorberathung überwieſen find, für nöthig halten, auf Koſten 
des Landtages befehlen zu wollen, beizutreten, 
fand feine Bemerkung Statt, und ward derſelbe von dem Marfchall für angenommen erflärt. 
3. Ueber den dritten Antrag der Abtheilung, wen die Beurtheilung zuftehen folle, ob ein 
Antrag zur Kompetenz des Landtages gehöre oder nicht, entſpann ſich eine weitläuftige 
Debatte, indem mehrere Mitglieder ſich für die underänderte Beibehaltung des $ 26a 
ded Neglements, andere für die Annahme ded Antraged der Kurie der drei Stände und 
wiederum andere für den Antrag der Abtheilung auöfpraden. 
Graf v. Weſtphalen fhlug zur Vereinigung der verſchiedenen Anſichten vor: 
in dem Antrage der Abtheilung hinter den Worten: „ob ein Antrag* die Worte einzu- 
halten: „in materieller Hinſicht“, 
worauf jedody nicht weiter eingegangen wurde. 
Nachdem Graf v. Arnim den Abänderungsvorſchlag: 
Pi Antrage der Abtheilung hinter den Wort,n: „ob ein Antrag“ einzuſchalten: „nad) 
ba“, 
ohne Widerſpruch der Berfammlung zurüdgegogen hatte, wurde von dem Marſchall zunächſt 
die Frage zur Abftimmung durd) —35* und Sitzenbleiben gebracht: 
Tritt die Verſammlung dem urſprünglichen Antrage der Abtheilung bei? 
Dieſelbe wurde mit 40 gegen 18 Stimmen verneint und ſonach der Antrag der Abthei— 
lung nicht angenommen. 
Die hiernächſt in gleicher Weiſe zur Abftimmung gebrachte Frage: 
Tritt die Verfammlung dem Untrage der Kurie der drei Stände bei? 
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wurde bei der Anmefenheit von 58 Mitgliedern von 30 Stimmen bejaht, von 28 Stimmen 
verneint und da hiernady nicht zwei Drittel der Anweſenden ſich für den Antrag der Kurie 
der drei Stände ausgeſprochen haben, audy diefer Antrag nit angenommen. 

Mit Bezug auf die über diefen Gegenftand ftattgefundenen Debatte richtete der Graf 
zu Dohna-Yaud an die Verfammlung die Bitte: 

den Grundſatz feftzuhalten, bei der Debatte niemald auf Vorgänge in der anderen Kurie 
Bezug zu nehmen; 

Graf v. Arnim bemerkte jedoch, daß dies weder in Diefer, noch in jener Kurie zu ver- 
meiden fein werde, erklärte ſich jedoch damit einverftanden, daß bei einem foldyen Zurüdgehen 
eine jede Kritif der Vorgänge in der anderen Kurie vermieden werden müffe. 

Diefer Anſicht trat die Berfammlung einmüthig bei. 

Ad g We ſdes Reglements 
fand keine Bemerkung gegen den Antrag der Abtheilung Statt und ward dieſer von dem 
Marſchall für angenommen erklärt. 

Ad 8 26f ded Reglements. 

Begen den Antrag der Abtheilung und für die underänderte Beibehaltung der Beftim: 
mung des Neglements fpradyen fih aus ded Prinzen v. Preußen, Königl. Hoheit, und 
der Fürſt Wilhelm v. Radziwill. 

Bon dem Marſchall wurde hierauf die Frage geftellt: 

tritt die Berfammlung dem Antrage der Abtheilung bei? 

Bei der durch Aufftchen und Sigenbleiben veranlaften Abſtimmung wurde diefe Frage 
bon 37 gegen 19 Stimmen bei einer Anweſenheit von 56 Mitgliedern bejaht, und fomit der 
Antrag der Abtheilung für angenommen erklärt. 

Ad 8 28 dcd Reglemente, 

Grafzu Lynar, welcher zwar mit dem Antrage der Abtheilung einberftanden ift, be 
merkt jedoch, daß durch denfelben die Zweifel, unter weldyer Form gewählt werden folle, niet 
befeitigt werden würden und fchlägt zu deren Befeitigung vor: 

den 8 28 des Reglements dahin zu faffen: 

Wenn beider Haupt-Verwaltung der Staatsſchulden eine Stelle erledigt 
ift, fo werden die Und für diefelben von dem Vereinigten Landtage vorzu— 
fhlagenden drei Kandidaten, auf die dieferhalb von Und ergangene Auf 
forderung, nad Vorſchrift ded Neglementöd über dad Verfahren bei ftan- 
difhen Wahlenvom 22. Juni 1842 gewählt. Die mitden Namen der Stimm 
geber unterfchriebenen Stimmzettel find bon den Ordnern ($ 5) einzu— 
fammeln und von den Marfchällen beider Kurien des Vereinigten Yand- 
taged unter Znziehung der Secretaire zu eröffnen 

Da hiergegen feine Erinnerung erhoben wurde, fo wurde der Antrag der Abtheilung 
nad) der Mopififation Des Grafen zu Lynar von dem Marſchall für angenommen erklärt. 

Ad 8 31 des Reglements, 

Da gegen den Antrag der Abtheilung keine Erinnerung erfolgte, fo ward derfelbe von 
dem Marichall für angenommen erklärt. 

Der Fürft zu Salm-Dytk erklärte hiernähft, daß er in dem Reglement eine Beſtim⸗ 
mung über die Art der Frageftellung und die Reihenfolge der Abftimmung über die Prinzi— 
pialanträge und Amendements vermiffe und machte den Vorſchlag: 

zu diefem Behufe eine Beftimmung ded Reglemente dahin zu erbiten, daB 
der Marſchall zuerft über die Amendementö und dann über die Prinzipal- 
anträge abftimmen laffen müffe. 

Der Finanzminifter v. Dües berg gab die Erläuterung, daß diefer Gegenftand bei der 
Redaktion des Neglements abſichtlich übergangen fei, weil c8 eine unauflösliche Aufgabe ſeh 
in diefer Beziehung eine für alle Fälle paffende Regel aufzuftellen, und cd am geeignetften 
erſchienen ſei, die Entſcheidung diefer Frage jedem einzelnen Falle vorzubehalten. 

Der Marſchall ftellte zunächſt Die Frage: 

Münfht die Berfammlung überhaupt eine Feftfegung über dieſen Begem 
ftand und erachtet fie fohe als ein Bedürfnig? 
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Bei der durch Aufitchen und Eigenbleiben veranlaßten Abftimmung wurde diefe Frage 
bon 29 gegen 27 Stimmen bejaht, alfo das Bedürfniß einer deöfallfigen Beftimmung 
anerkannt. 

Hieran fnüpfte ſich eine Debatte darüber, ob die Berathung über diefen Gegenitand fo: 
fort zu eröffnen, oder der gemachte Antrag udörderft derjenigen Abtheilung zur Vorberathung 
zu überweiſen fei, welche dad Geſchäftoreglement begutachtet habe. 

? Der Marſchall hält eine fofortige Berathung für überaus ſchwierig und ftellt deshalb 
ie frage: 

Wünſcht die Nerfammlung, daß der Antrag des Fürften zu Salm-Dyk zus 

börderjt der Abtheilung, welde dad Gefhäftsreglement begutadtet hat, 

zur Vorberathung übermwiefen werde? 

Bei der durch Aufftchen und Eigenbleiben bewirkten Abftimmung wurde diefe Frage 
mit einer großen Majorität bejabend entichieden. 

Auf die Frage des Prinzen zu Hohenlohe: 

ob der Befchluß der Kurie über die beantragten Abänderungen des Geſchäftsreglements 

nunmehr fo lange liegen bleiben folle, bi die Abtheilung diefen Gegenftand berathen habe, 
was er nicht für wuͤnſchenswerth halte, erflärte der Marſchall: 

daf die Abtheilung förderfamft diefen Gegenftand in Berathung nehmen und in fürzefter 
gr die erforderliche Vorlage machen möge, fo daß in der nädyften Sitzung ſchon ein 

eſchluß darüber aefaht werden könne. 

Der Fürft Lichnowsky kam hiernächſt auf den bereits früher ausgedrüdten Wunſch 
zurüd, daß eine Beftimmung darüber ertrahirt werde, wieviel Mitglieder der Herren: Kurie 
anweſend fein müßten, um fie befchlußfähig zu machen, und ftellte nady näherer Entwidelung 
diefed Wunſches den Antrag: 

die Berfammlung möge befchliehen, die Beftimmung au erbitten: 

Die Herren-Kurie ift weder ftimm= noch wahlfäbig, wenn nidt zwei Drit- 
theil ihrer Mitglieder anmwefend find. 

Der Finanzminifter v. Düesberg bemerkt, daß diefer Antrag nicht ein Gegenftand des 
Reglementö fei, fondern die gefeglihe Konftituirung der Verfammlung betreffe, deöhalb Ge: 
genitand des Geſetzes fei und in einer beionderen Petition zu verfolgen fein werde, welche 
jedoch für diefen Yandtag nidyt mehr angebracht werden könne. 

Ted Bringen von Preußen Königl. Hoheit find derfelben Meinung. 

Nach einer längeren Debatte hierüber, an welder Fürſt Lichnowoky, Prinz Biron 
vb. Gurland, v. Keltich, Graf au Solms-Baruth, Graf v. Arnim, Graf zu Dohna— 
Lauck Iheil nahmen, ftellt der Marfchall die Trage: 

Tritt die Verſammlung dem Antrage ded Fürſten Lihnomöfy bei? 

Hiergegen erhoben fid) viele Stimmen und nachdem inäbefondere v. Keltſch bemerkt hatte, 
daß Diejenigen, mweldye den Antrag des Fürften Lichnowsky für diefen Landtag als 
verfpätet hielten, nad) ihrer Ueberzeugung über die Statthaftigfeit deffelben ein Wotum 
nicht abgeben könnten, 

ftellte der Marfchall die Frage dahin: 

Hältdie Verfammlung es an der Zeit, jegt den Antrag des Fürften Lid; 

nowski zu ihrem Befchluffe au erheben? 

Hiergegen wurde von mehreren Stimmen geltend gemacht, " 

daß, wer ſich enticheiden folle, ob er etwas zur Zeit thun wolle, zuvörderſt mit fid) einig 
fein müffe, daß er überhaupt etwas thun wolle. 

Der Marſchall hielt jedoch die zuletzt geftellte Frage deshalb für gerechtfertigt, weil ſolche 
am wenigſten faptivire und ftellte diefelbe daher zur Abftimmung. 

Bei der dur Aufftchen und Sigenbleiben beiwirften Abjtimmung wurde diefelbe mit 
52 gegen 4 Stimmen verneint und daher auf den Antrag des Fürften Lihnomäty 
nicht eingegangen. 

Der Marſchall bemerkte, daß derselbe zu einer andern Zeit wieder anzubringen fein werde. 
1. Die Tagedordnung erftredt ſich ferner aufden Vorſchlag des Fürften Wilhelm 

b. Radziwill über die Anerkennung des Eigenthums eined jeden Mit 

gliedeö der Vereinigten Stände an die von ihm verfaßten Betitionen. 
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Graf v. Kenferling, ald Referent der Abtheilung, trägt den Inhalt der Petition und 
dad Abtheilungsprotofoll vor, in weldyem die Begutachtung derſelben enthalten iſt. 
Der Antrag der Abtheilung geht dahin: 
einem jeden Mitgliede der Vereinigten Stände dad Recht zuguerfennen, die von ihm einge: 
brachten Petitionen in jedem Stadium feiner parlamentariſchen Ihätigteit zurüdzunchmen; 
daß jedody auf ſolche dennoch eingegangen werden müffe, wenn dies in der Kurie der drei 
Stände von 24 Mitgliedern, in der Herren-Kurie von 6 Mitgliedern verlangt werde. 
Der Fürft Wilhelm v. Radziwill ift mit diefer Mopdifitation feiner Petition einver- 
ftanden, obwohl er darin eine weentliche Differenz mit feinem Antrage findet. 
Die durch Aufftchen und Eigenbleiben zur Abftimmung gebrachte Frage: 
Tritt die Verfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung bei? 
wurde mit überwiegender Majorität bejaht und daher der Antrag der Abtheilung angenommen. 
Hiermit wurde die Sitzung gefchloffen und da weitere Gegenftände der Berathung zur 
Zeit nicht vorlagen, von dem Marſchau bemerkt, daß er fid) die Anberaumung der nädhiten 


Sitzung vorbehalten müffe. 
Fürft zu Solms, 


Graf v. Dyhrn. 


Eilfte Sitzung. 
Verhandelt im Ritterfaale des Koöniglichen Schloſſes zu Berlin, den 4. Juni 1847. 
Das Prototoll der vorigen Sitzung ward von dem ftellvertretenden Seeretair, Grafen 
v. Dyhrn, verlefen und nady Erledigung einiger dagegen gemachten Erinnerungen genehmigt. 
Auf die Bemerkungen ded Grafen zu Lynar und ded Grafen v. Ipenplig erklärte 
der Marfchall, daß in dem Fall, wenn über einen Antrag einer Abtheilung förmlich abge 
ftimmt wird, Diefer Antrag der Abtheilung feinem Wortlaute nad) vollftändig in dad Pro: 
tofoll aufzunehmen fei, und auf eine Anfrage des Grafen v. Itzenplitz, daß die Prototolle 
über Die Nerhandlungen der ‚Herren= Kurie gefammelt und fpäterhin gebrudt und an die 
Mitglieder vertheilt werden würden. 
Graf v. York ward erfucht, wieder die Stelle ald Secretair eingunchmen. 
Der Marſchall theilte der Berfammlung zwei Königliche Botſchaften mit, von denen die 
eine ſich auf den Antrag beider Kurien bezicht, daß für die Dauer der gegenwärtigen heut: 
rung durch gemeinnügige Anlagen der arbeitenden Kaffe neue Erwerboquellen eröffnet 
werden möchten; in der andern aber geftattet wird, daß die Mitglieder des Vereinigten Yand- 
taged, wenn die Kurien in getrennter Sitzung verhandeln, den Sigungen derjenigen Kurien, 
welcher fie nicht angehören, als Zuhörer auf den Tribünen im Sitzungsſaale beiwohnen konnen. 
Graf v. Weftpbalen wünſchte den in der Eigung anweſenden Ainanzminifter zu be 
fragen, von welchem Betrage die Summe fei, welche nad) Inhalt der erft erwähnten Boridaft 
unter dem 18. April d. 3. den Dliniftern des Innern und der Finanzen zur Dispoſition 
geſtellt ſei Der Finanzminiſter erklärte indeß, tie er Anſtand nehmen müſſe, dieſe Summe 
zu bezeichnen. 
Zur Berathung kam darauf der Antrag des Fürſten zu Salm-Keifferſcheid-Ohl, 
bezüglich eines Zuſatzes zum Geſchaͤftsreglement. 
Fürſt Lichnowoky erſtattete als Referent den Bericht der Abtheilung. 
Bei dem Antrage der Abtheilung, 
ad $ 158 des Reglemento den Zuſah zu beantragen: ‚ 
Es muß aber auch in diefen Fällen der Verbefferungdvorfchlag, che er zur Unterftühung 
und Berathung geftellt wird, ſchriftlich formulirt und vorgelefen werden, 
wurden feine Bemerkungen gemadht. 
ad 8 16 ward, nachdem der Fürft zu Salm-Dyk, v. Quaft, Herzog d. Ratibor, 
Aürft — te der Marfhall und Graf zu Lynar fid) geäußert hatten, zuerfl 
die Frage geltellt: 
Fit Die Verfammlung dem Untrage der Abtheilung bei: 
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Se. Majeftät ehrfurdhtövoll zu bitten, Allergnädigft eine fefte Reihefolge beftimmen 
zu wollen, im der die zu ftellenden Fragen, nad) einem Prinzip normirt, vorgetragen 
werden follen ? 
und bei der durch Aufitchen und Sigenbleiben veranlaften Abftimmung Yyn mehr ald 
zwei Drittel der Anweſenden bejaht. 


Bei der Diskuffion über die von der Abtheilung vorgefchlagene Norm war cd zweifelhaft, 
ob der Ausdrud: „Berbejferungsanträge“ oder „Abänderungsanträge* zu mählen fei. Die 
Mehrheit der Verſammlung fprady ſich für den Ausprud: „Verbefferungdanträge* aus. 
Sodann ward von dem Referenten in die von der Abtheilung vorgeſchlagene Norm die von 
dem Marichall proponirte Modifikation aufgenommen: 

Abänderungen, weldhe nicht auf den Antrag der Abtheilung gerichtet find, kommen nicht 
vor Diefem Antrage zur Abitimmung. 
Nach erfolgter Diskuffion ward die Frage geftellt: 
tritt die Verfammlung dem modifizirten Vorſchlage der Abtheilung bei, welcher dahin lautet: 
Jedes Mitglied kann Verbefferungen der geitellten Anträge in Vorſchlag bringen, über 
weldye Verbefferungdanträge zuerſt alfo abgeftimmt wird, daß die Frage: ob der ganze 
Antrag genehmigt werden foll, unentſchieden bleibt, bis er durdy alle angenommenen 
Verbefierungsanträge fo modifigirt worden, ald die Stimmenmehrheit beftimmt hat. 
Ebenfo wird über einen Hauptantrag nur erft dann abgeftimmt, wenn über alle zu 
demfelben gemachten VBerbefferungen entihieden worden. Ausgenommen find Abände- 
rungen, melde nicht auf den Antrag der Abtheilung gerichtet find; diefe kommen nicht 
vor diefem Antrage, fondern nad demjelben zur Abſtimmung. Die einzelnen Verbeſſe— 
rungen werden nad) der Zeitfolge, worin fie bei der Berathung felbft vom Proponenten 
borgetragen worden, zur Abftimmung gebradyt. Wenn über alle vorgefchlagenen Ber: 
befferungen entfchieden ift, fo wird über den ganzen Antrag mit Ja und Nein abgeftimmt. 
Die Behauptung, man habe die geftellte Frage oder ihren Umfang mißverftanden, 
berechtigt nicht zur Wiederaufnahme der Sache, nachdem bereits abgejtimmt worden. 
Läßt der urfprüngliche Proponent feinen Antrag vor der Abftimmung fallen, und 
wird derfelbe von einem Andern aufgenommen, fo fommt er nichtö deſto weniger in der 
urſprünglichen Reihefolge zur Abftimmung. 
Bei der durch Aufſtehen und Eigenbleiben veranlaften Abftimmung ward die Frage mit 
der gefehlich erforderlichen Stimmenmehrheit bejaht. 
Im dritten Abſatz ded Worfchlaged der Abtheilung einigte man fid) dahin, daß die Worte: 
„erceptionell* und „erceptionelle* weggelaffen werden follten. Diefer Iheil des Vorſchlages 
ward dann in der Kalfung: 
Ergiebt fid) im Yaufe der Debatte, daß die Anwendung diefer Vorſchrift in einem einzelnen 
Fall Schwierigkeiten oder Zweifeln unterliegen dürfte, fo hat der Marfchall, wenn er bei 
deren Yöfung der Mebereinftimmung der Verfammlung nidyt gewiß ift, die Entſcheidung 
des einzelnen Falles von dem Ausipruche der Majorität abhängig zu machen, 

ebenfalld mit der geſetzlich erforderlihen Stimmenmehrheit angenommen. 


Fürft Wilhelm dv. Radziwill brachte nochmals den von ihm geftellten, in der vorigen 
Sitzung berathenen Antrag auf Anerkennung ded Eigenthumsrechtes an Petitionen zur 
Sprache. Der Marſchall erklärte, daß der Antrag der Abtheilung, mit dem der Antragfteller 
in der vorigen Sitzung ſich einverftanden erflärt gehabt, in den Beſchluß mit werde aufzu— 
nehmen fein, der in Bezug auf die Bitte um Abänderung des Geſchäftöreglements abzufaffen ſei. 

Hirauf fam zur Berathung der Antrag auf Aufhebung ded Salzmonopols. 

Freih. Senfft v. Pil ſach erftattete ald Referent den Bericht der Abtheilung. 

Dir Finanzminifter fehte auseinander: daß mit Rüdficht auf den Staatöhauöhalt, auf 
die aud dern Salzmonopol biöher in die Staatötaffe gefloffene Einnahme und ganz befonders 
auch nit Rüdficht auf die mit den Zollvereind- Staaten getroffenen Vereinbarungen, und 
daß venn die Einnahmen aus der einzuführenden Salzſteuer jeder Staat, wie es nothivendig 

werden wurde, für fich verwalten follte, wieder eine Abfperrung zwiſchen den einzelnen Staaten 
inteeien müßte und damit einer der Hauptzwecke des Zollvereind vereitelt werden würde; — 
DaB aud allen diefen Biden die Regierung Anftand zu nehmen habe, der proponirten 






wer. 
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Mafregel beizutreten, wogegen fie bereit fei, jede wünfchenöwerthe und zuläflige Erleichterung 
eintreten zu laffen. 

Einig war man in der Verfammlung darüber, daß es an und für ſich wünfchensmwerth 
fei, dad Safmonopol aufzuheben und eine möglichfte Herabfegung der Salzpreiſe in Folge 
Deffen eintreten zu laffen. Dagegen wurden von mehreren Seiten die Bedenken, welche von 
Seiten deö Finangminifterd hervorgehoben waren, als fehr gewichtig anerfannt. Nadıdem 
namentlih Graf dv. Dyhrn die von Aufhebung des Monopols zu erwartenden Northeile 
ausführlich entwidelt hatte, machte der Referent den Vorſchlag, den Antrag der Abtheilung 
dahin zu modifiziren: 

bei Sr. Majeftät dem Könige allerunterthänigft zu befürworten, daß die erforderlichen 

Vorbereitungen getroffen werden, um dad Salymonopol aufzuheben und die Dedung des 
dadurch entitehenden Auöfajls auf entſprechende Weiſe herbeizuführen. 

Diefem Borfchlage ftimmten de Prinzen von Preußen Königliche Hoheit und 
Graf zu Dohna:Yaud bei. 

Der Marſchall ftellte die Frage: 

Tritt Die Berfammlung dem Antrage der Abtheilung in diefer Form bei? 
Diefe ward bei der durch Aufftehen und Sigenbleiben vetanlaften Abftimmung mit der ge: 
feglich erforderlichen Stimmenmehrheit von mehr als zwei Drittel bejaht. 

Darauf fam der Antrag des Domherrn v. Brandt, der die erforderliche Unterftügung 
gefunden hatte, zur Abftimmung, indem die Frage geftellt wurde: 

Will die Verfammlung die Bitte auöfpreden, daß die bei der Abgabe ded Vichfalged vor- 
fommenden Formalitäten nad Möglidykeit befeitigt werden ? 

Der Marſchall erfuchte diejenigen, weldye dem Antrage beitreten wollten, aufwuftchen. 
68 erhoben fid) mehr ald zwei Drittel der Anweſenden, fo daß aud) diefe Frage durch die ge: 
ſetzlich erforderlihe Stimmenmehrheit bejaht ward. 

Die Eigung wurde darauf vom Marſchall geſchloſſen. 

2. Fürſt zu Solms, 
v. Krofigf, Graf v. York, 
Secretair der Herren-Kurie. Secretairt. 


Verhandelt im Nitterfaale ded Königlichen Schloſſes zu Berlin, den 9. Juni 1847. 


Zwölfte Sikung, 
unter Vorſitz des Marſchalls Kürften zu Solms-Hohen-Solms-Lich; 
Secretair: Graf Dorf. Wartenburg. 
Nach Beendigung einer Sigung des Bereinigten Landtaged begann die Sikung der 
‚Herren-Sturie um 2 Ühr. 
Das Protokoll der vorigen Eigung ward von dem Scer. v. Kroſigk verleſen und da 
feine Erinnerung dagegen gemacht wurde, von dem Marſchall für genehmigt erlärt. 
Auf die von dem Prinzen zu Hohenlohe an den Marſchall gerichtete Frage: 
ob in Rüdficht der nach ftattacfundener Berathung über Königliche Propofitionen oder 
die aus der andern Kurie herübergefommenen oder an diefe gehenden Petitionsantrage 
abzufaffenden Beichlüffe derfelbe Geihäftsgang in der Herren-Kurie beobachtet werden 
folle, welcher in der Kurie der drei Stände beobadıtet twerde, daß nämlidy die deöfallfigen 
von dem Referenten entworfenen Beſchlüſſe zuvörderft in der betreffenden Abtheilung 
berathen würden und dann erft an das Plenum der Kurie gelangten, 
entipann fich eine weitläuftigere Debatte, an welcher Domprobft v. Krofigt, Graf v. Arnim, 
Bring zu Hohenlohe, Graf. Burghaus, Graf zu Dohna-Lauck, Graf v. York, 
Fürſt Lichnowöky, Graf v. Dyhrn, Graf v. Sierftorpff, Graf v. Qandöberg, 
Graf zu Lynar, Graf zu Solms-Baruth und v. Quaſt, ſich betheiligten. 

Ein Theil der Redner war gegen die Annahme des in der andern Kurie angenommenen 
Geihäftsganges; ein anderer Theil wollte ibm nur für die Beſchlüſſe über Königliche Pro: 
pofitionen, und wiederum ein anderer Theil ald Regel für Beſchlüſſe über Propofitionen 
und Betitionen angewandt wiſſen. 
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Da für die Ichtere Meinung eine große Uebereinſtimmung in der Verſammlung vorhanden 
zu fein jchien, fo ftellte der Marſchall die Frage: 

Sollen die nad) ftattgefundener Berathung über Königlihe Propofitionen entworfenen 
Beichlüffe zuvörderſt in den betreffenden Abtheilungen zur Berathung gebradyt und dann 

erft der Vereinigten Herren-Kurie zur Genchmigung vorgelegt werden? 
Bei der durch Aufftehen und Sigenbleiben bewirkten Abjtimmung ward diefe Frage von 

einer überwiegenden Majorität bejaht. 

Hierauf verlad der Fürſt Lichnowsky, ald Referent, den entworfenen Beſchluß über 
die Betitionen der Kurie der drei Stände, betreffend die Abänderung ded Geſchäftöreglements. 

Da keine Erinnerung dagegen erhoben wurde, fo erflärte der Marſchall denfelben 

für genehmigt. 

Derfelbe zeigte ferner der Berfammlung an, da die Grafen v. Ziethen und u Dohna- 
Schlobitten der erften Abtheilung nadträglidy ald Mitglieder überwiefen feien. 

An der Tagesordnung, zu weldyer übergegangen wurde, war zunächſt der Petitiond- 
antrag der Kurie der drei Stände, betreffend die VBermweifung ded Haupt-Finanz— 
etatö und der Ueberfiht der Finanzverwaltung an eine Abtheilung, zum 
Zwededer Vorbereitung der Information für den Vereinigten Landtag. 

Referent Graf Eberhard zu Stolberg gab zuvörderſt eine kurze Geſchichte der Pe— 
tition und der Art und Weife, wie diefelbe in die Nurie der drei Stände gelangt fei, und ver— 
lad hierauf das Gutachten der Abtheilung, weiches dahin gerichtet ift: 

Er. Majeftät allerunterthänigit zu bitten, es Allergnädigſt zu geftatten, daß der Haupt: 

Finanzetat und die Ueberſicht der Finanzverwaltung einer Abtheilung jeder Kurie zur 

Nerichterftattung an dad Plenum derfelben, Behufs Informirung der Kurie, im Sinne 

deö 8 II der Verordnung vom 3. Februar ce. übertwiefen werde. 

Hiergegen erhob fidy zunächſt der Königlibe Kommiffarius Finanzminifter v. Düed- 
berg, meil nah 8 11 des Patentes vom 3. Kebruar ec. der Haupt-Finanzetat und cine 
Ueberficht ded Staatöhaushaltes nur Behufs Information für die dort beftimmt bezeich— 
neten Fälle, alfo wenn es ſich um die Bewilligung einer neuen Steuer oder eined neuen Dar: 
lehns handele, vorgelegt werden follten, diefe Fälle aber ausſchließlich zur Berathung der 
Vereinigten beiden Kurien gehörten, und deshalb auch nur durch eine gemeinfchaftliche Ab⸗ 
theilung beider Kurien zur Berathung vorbereitet werden könnten. Es werde daher nur den: 
jenigen Abtheilungen ded Vereinigten Landtages der Haupt-Finangetat und die eberficht 
des Staatöhaushalted vorzulegen fein, denen die Königlichen Propofitionen über die jedeö- 
mal vorliegenden Finanzfragen zur Vorberathung überwiefen feien, nicht aber einer befon- 
dern Abtheilung im jeder Kurie, welche fi im Mangel einer beftimmten Vorlage auf eine 
allgemeine Prüfung dieſer Dofumente einlaffen würden, was leicht zu einer dem Landtage 
nicht uftchenden Stontrole des Staatöhaushalted führen könne, 

Die Prüfung der vorgelegten Dokumente fann und muß biernady immer nur auf 
beftimmte Bunfte gerichtet werden, in Betreff deren er jede gewünfchte nähere Austunft 
gern zu ertheilen bereit jei. R 

Einen detaillirteren Etat und eine detaillirtere Ueberſicht des Staatöhaushaltes, ald 
geſchehen, vorzulegen, fei eine fehr volumineufe und zeitraubende Arbeit, welche in der Zeit 
zwiſchen dem Erſcheinen des Patentes vom 3. Februar c. und der Eröffnung des Yand- 
taged nicht würde zu vollenden geweſen fein, jedoch follten Diefelben, wenn es gewünſcht 
werde, bei künftigen Yandtagen angefertigt werden. 

Graf v. Arnim rechtfertigt den Antrag der Abtheilung und findet die von dem Stönig- 
lihen Kommiffariud angefjihrten Gründe durch 8 11 des Patentes vom 3. Februar ce. nicht 
beftätigt; die Bewirfung der Information in den verfhiedenen, mit den Zinanzfragen beſchäf— 
tigten Mbtheilungen ded Vereinigten Landtages fehr bedenflid). 

* Gegen den Antrag der Abtheilung äußern ſich noch v. Quaſt und Graf Botho zu 
Stolberg. 

Da die Zeit verftrichen, fo ſchloß der Marfchall mit dem Bemerken, daß er fid) die An- 

beraumung der nädhften Sigung vorbehalten müife. 
2. Fürſt zu Solm®. 
| Graf v. York, Secretair. 
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Dreizehnte Sitzung. 
Verhandelt im Mitterfaale des Königlichen Echloffes zu Berlin, den 14. Juni 1847. 


Das Protokoll der vorigen Sigung wurde von dem Secretair Grafen v. York verlefen 
und nad) Erledigung einer vom Grafen zu Dohna-Laud gemachten Erinnerung genchmigt. 

Es ward zunächſt die Berathung des Petitionsantraged der Kurie der drei Stände, be: 
treffend die Verweifung des Haupt-Finanzetats und der Ueberſicht der Finanzverwaltung 
an eine Abtheilung, fortgefegt. 

Nachdem der Virferent, Graf Eberhard zu Stolberg, die ſich herauäftellenden Fra— 
gen hervorgehoben hatte, Sprachen ſich für den Antrag der Abtheilung aus: Graf v. Itzen— 
plis, Fürſt Lichnowöky, Fürſt zu Yynar; Öraf v.Mort, Graf dv. Burghaus, 
Graf v. Ziethen, Graf v. Dyhrn und Graf dv. Sierftorpff dagegen erklärten es für 
das Entfpredyendfte und Wünfchenswerthefte, daß die Information durd) eine aus beiden Ku— 
rien gemeinfchaftlic zu bildende Abtheilung befchafft werde. 

Freih. Senfft b. Pilſach und Grat Botbo zu Stolberg waren der Anficht, daß 
es vorläufig bei dem biöherigen Verfahren zu belaffen und nur darauf zu fehen fei, daß die 
Berathung aller etwa proponirten Anleihen oder neuen Steuern an eine Abtheilung ge 
wiefen werde, während Freih. v. Maffenbady und v. Quaſt fid gegen den Betitiondan- 
trag der Kurie der drei Stände überhaupt auöfpradyen. 

Graf v. Klelmannsegge madıte den Vorſchlag: 

Se. Majeftät den König zu bitten, Mllergnädigit zu geftatten, daß der Haupt-Finany 
etat und die Lleberficht der Finanzverwaltung einer Abtheilung jeder Kurie zur Vorbera— 
thung und dann einer aus beiden Kurien gemeinschaftlich gebildeten Abtheilung zur ge 
meinfhaftlihen Berathung vor der Berichterftattung in pleno, behufs Informirung 
deffelben im Sinne deö 8 II der Verordnung vom 3. Kebruar 1847, überwieſen werde. 

Der Vorfchlag fand jedoch nicht die gefeglidy erforderliche Unterftügung. 

Ebenfowenig der Vorſchlag des Fürften Wilhelm v. Radziwill: 
die für die Reviſion der Staatsfchulden-Redhnungen beftimmte ftändifche Deputation für 
das Staatd-Schuldenweien bei Aufitclung und Abfaffung der Ueberſicht der Finanzver⸗ 
maltung zuziehen zu laſſen, um fo am leicyteften eine ausreichende Information zu er 
möglichen. i 

Dagegen fand die erforderliche Unterftügung der Vorſchlag ded Grafen v. Arnim: 

dem Petitiondantrage der Kurie der drei Etände mit der Mafgabe beizutreten, daß cd ber 
Beftimmung Sr. Majeftät zu überlaffen, ob die Information durd) eine Abtheilung der 
Vereinigten Kurien oder durch eine Abtheilung jeder einzelnen Kurie erfolgen folle, 

für welchen Vorſchlag ſich ausſprachen: Fürft zu Hohenlohe, Graf zu Solms-Baruth, 

Grafzu Dohna-Lauck. 

Endlich machte der Referent den Borfchlag: 

Se. Majeſtät allerunterthänigft zu bitten, dem Vereinigten Landtage den Weg anzu— 
weiſen, auf welchem derfelbe rin die nöthige Information über den Haupt: inanzetat 
und die Ueberſicht der Finanzverwaltung im Sinne des $ II der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar e. zu verſchaffen habe, 

der die erforderliche Unterftügung erhielt. 

Nach geſchloſſener Tiökuffion erklärte der Marfchall, daß kein Grund vorhanden fei, die 
erſte Frage u richten auf den Antrag der Abtheilung, vielmehr werde die erfte Frage im 
inne des Vorſchlags des Grafen v. Arnim dahin zu ftellen fein: . 

Befchlicht die Verfammlung, von Se. Majeftät dem König eine Anweiſung darüber 
ſich zu erbitten, ob Die durch eine Abtheilung zu bewirfende Information durch eine Ab— 
theilung der Vereinigten Kurien oder in beiden Kurien durd) eine Abtheilung einer jeden 

derselben erfolgen ſolle? . 

Nachdem die vom Grafen v. Arnim formulirte Faffung feined Vorſchlages vorgeleien 
war und die Verfammlung fi) dafür ausgeſprochen hatte, daß die Frage wegen bed Bei— 

trittes zu dem Beſchluſſe der andern Kurie nicht getrennt werden möchte don der Frage 
wegen der dom Grafen v. Arnim vorgefhlagenen Maßgabe, ward die Frage dom 
Marſchall geftellt: 
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Beſchließt die Herren-Kurie, der Bitte der Kurie der drei Stände beizutreten und zugleid) 
von Er. Majeltät die Interpretation ded F11 der Verordnung vom 3. Februar ce. dahin 
zu erbitten, ob diefer Gegenftand unter die im 8 14 des Geſetzes gedachten, zum Reffort 
der Vereinigten Kurien gehörigen zu rechnen oder in den beiden Kurien getrennt zu be 
handeln fti? 
Bei der durch Aufftchen und Sigenbleiben veranlakten Abftimmung ward die geftellte Frage 
durch mehr als zwei Drittel der Stimmen der Anweſenden bejaht. 

Hierauf ward übergegangen zur Berichteritattung über die Königliche Propoſition, die 
Feftftellung der Verhältnifie der Juden betreffend. 

Graf v. Itzenplitz, als Referent, erftattete den Bericht der Abtheilung, zunächſt in Be: 
zug auf den Eingang ded Verordnungsenwurfes und des Gutachtend. 

Geheime Staatöminifter Eihhorn gab einige gefchichtliche Notizen über den Gang der 
Gefeggebung in Bezug auf die Judenfrage, feste dann in ausführlichem Vortrage die Jdee 
des Gefeges, feinen Zweck und feine Beziehung zur beftehenden Gefeggebung audeinander, 
und ging ſchließlich inobeſondere auf zwei Punkte nody näher ein: die Errichtung fogenann- 
ter JQudenfdhaften, und fodann, aus welden Gründen man nicht eine völlige Gleichſtellung 
der Juden mit den Chriften, namentlidy auch hinfichtö der politifchen Rechte, zugelaffen habe. 

Nachdem die Berathung eröffnet war, machte Fürſt au Lynar den Antrag: 

Ce. Majeftät zu bitten, den vorgelegten Geſetzentwurf zurüdzunchmen und einen andern 
im Sinne des Fortſchrittes ausarbeiten zu laffen, um die völlige Emancipation auszu— 
ſprechen oder doch anzubahnen. 

Der Antrag fand jedody nicht die gefehlich erforderliche Unterftügung. 

Ueber den Gefegentwurf im Allgemeinen ſprachen fidy mehrere Redner aus; darunter 
Graf v. York, Graf v. Dyhrn, Grafv. Ziethen für völlige bürgerliche und politiſche 
Gleichſtellung der Juden; Graf zu Dohna-Lauck, Fürft Wilhelm v. Radziwill, 
Graf v. Sierftorpff dagegen. 

Der Marſchall erklärte, daß auf dad Bedürfniß einer geſetzlichen Regulirung des Gegen: 
ftandes feine Frage zu ftellen fei, da die Abtheilung dad Bedürfniß anerkannt habe und keine 
entgegenftehende Bemerkung gemadht fei. 

Bei $ 1 des Geſetzentwurfes trug Graf d. York darauf an, ftatt: 

neben gleihen Pflichten, gleiche bürgerliche Rechte, 
vielmehr zu fagen: 

neben gleichen Pflichten, gleiche bürgerliche und politiſche Rechte. 
Als zur Abftimmung der Marſchall diejenigen erfuchte, aufguftchen, 

die für die Annahme deö 8 1 feien, wie er fid) im Gejegentwurf vorfinde, 
erhob fich eine überwiegende Mehrheit. 

Bei 82 des Geſchentwurfes entftand eine längere Diöfuffion darüber, ob dad Wort: 
„Judenſchaften“ hier und in anderen Paragraphen beizubehalten oder durd) ein anderes 
zu erfegen fei. 

. „Der Marfchall ftellte die Frage: 
Tritt die Nerfammlung dem Antrage der Abtheilung bei, ftatt ded Wortes: „Judenfchaf: 
ten“ dad Wort „Synagogenvereine“ einzuführen? 

Bei der durch Aufitchen und Sitzenbleiben veranlakten Abftimmung ward die frage 
durd 33 Stimmen unter 58 Anweſenden bejabt, alfo der Vorſchlag der Abtheilung angenommen, 

Much fonft ward in Bezug auf 8 2 dem Antrag der Abtheilung beigeftimmt. 

Die 883, 4, 5, 6, 7 des Geſetzentwurfes wurden, da feine Bemerkungen gemacht wur: 
den, für angenommen erklärt. 

Ebenſo ad 8 8 der Antrag der Abtheilung; ferner die 889, 10 des Gefekentwurfs, der 
S 11 mit dem dabei gemadyten Antrage der Abtheilung, gegen den der Staatöminifter Eich: 
horn nichts u erinnern fand; fodann $ 12 des Gefegentwurfs und $ 13 nad) dem Antrage 
der Abtheilung. 

Hiermit ward die Eigung geſchloſſen, die Fortfegung der Berathung wird morgen um 
12 Uhr erfolgen. 

2. Fürft zu Solms. 
v. Krofigf, Secretair der Herren⸗-Kurie. 
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Berhanbelt im Ritterfaale ded Königlichen Schloffe zu Berlin, ben 15. Junt 1847. 
Vierzehnte Sigung, 
unter Borfig des Marſchalls: Fürften zu Solm-Hohen-Solms-Lich, Durchlaucht. 
Secretaire: Dompropft v. Kroſigk. 

Dad Protokoll der vorigen Sitzung wurde von dem Sec. v. Kroſigk verleſen und 
nad) Befeitigung einer von dem Grafen v. Sierſtorpff, Fürſten Wilhelm v. Radzi— 
will und Grafen zu Dohna-Lauck dagegen erhobenen Erinnerung von dem Marſchall 
für genehmigt erklärt. 

Der Marfchall theilt hierauf der Verfammlung den Inhalt eines Schreibens ded Land: 
tagd-Kommiffarius vom 11. d. Mid. betreffend: die Petition der Kurie der drei Stände we— 
gen Ausſetzung der Wahl der Vereinigten Ausfchüffe und der Deputation für dad Etaait- 
Schuldenweſen, mit, wonad für dieſes Mal die dem Vereinigten Landtage nach $ 8 dır 
erften Verordnung vom 3. Februar d. 3. obliegende Abnahme der Rechnung der Hauptver: 
waltung der Staatöfchulden ohne die vorbereitende Prüfung der Landeöfchulden-Teputation 
nad) Vorfährift des 8 17 des Gefhäftsreglements zunächſt an die Abtheilungen und demnächſt 
an dad Plenum einer jeden Kurie gelangen ſoll. 

Die Ueberweiſung diefer Rechnung zur Berathung erfolgt an die zweite Abtheilung. 

Es wurde hiernädhft zur Tagesordnung umd demgemäßen Fortfegung der Bes 
rathung über die Allerhödfte Propoſition, die Verhältniffe der Juden bes 
treffend, übergegangen. s 

S 14 des Entwurfes. 

Nahdem der Staatöminiftr Eichhorn fein Befremden über das unter den Juden 
durch diefen Paragraphen erzeugte Mißverſtändniß, welche der Meinung feien, daf hierdurdh 
eine Art von geheimer Polizei habe eingeführt werden follen, geäußert und die bei dieſer Be— 
ftimmung vorgewaltete wohlmeinende Abſicht der Negierung, für die Juden ein aus ihnen 
felbft gewählted Organ zur Dofumentirung des für einzelne Geſchäfte und Anftellungen 
erforderlichen Vertrauens zu Schaffen, näher dargelegt hatte und nachdem Graf v. Burg: 
haus und Graf v. Dyhrn fid) für den Wegfall des ganzen Paragraphen erklärt hatten, 
auch F Vorſchlag des Domprobſt v. Kroſigt, den erſten Sa dieſes Paragraphen dahin 

u faſſen: 
„der Vorſtand iſt das Organ zwiſchen den Staatöbehörben und der Judenſchaft,“ 
feine Berückſichtigung gefunden hatte, ſtellte der Marſchall die Frage: 

Tritt Verfammlung dem Prinzipalvorfchlage der Abtheilung, welchet 

dahin geht: 
„den ganzen zweiten Satzdes 53 14 wegyulaffen, 
i? 


ei 

Diefelde wurde bei der durch Aufftchen und Eigenbfeiben bewirkten Abftimmung mit 
überwiegender Majorität bejaht und fomit der Prinzipalvorfchlag der Abtheilung ange 
nommen. 

8 15 des Entwurfes. 

Staatöminifter Eichhorn erläutert die Motive, welche die Megierung bei diefer Be: 
ftimmung geleitet haben. Zür den Antrag der Abtheilung dagegen ſprechen Graf v. Burg: 
haus, af v. Hochberg, Graf v. York, Graf v. Königsmart; für die Anſicht der 
Minorität der Abtheilung Fürſt Wilhelm v. Radziwill. . 

Die hierauf von dem Marfchall geftellte Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Voxſchlage der Abtheilung, die Weglaffung 
Diefed ganzen Paragraphen zu beantragen, bei? 
wird bei der durd) Aufftchen und Sitzenbleiben veranlapten Abftimmung von einer großen 
Majorität bejaht. 
Der Vorſchlag der Majorität der Abtheilung ift alfo angenommen. 
$ 16 des Entwurfed 
wird ohne Bemerkung angenommen. 

Hiernaͤchſt findet die Anficht der Minorität, welche dahin geht, folgenden Zufag zu diefem 

Paragraphen zu beantragen: 
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Auf Anfuhen ded Vorftandesd hat die Polizeibehörde die Geldftrafen 
feftzufegen und einzuziehen, weldye durch eine gefeglidh eingeführte Syna— 
gogenordnung angedroht worden find, 
die gejegliche Unterftügung, und nachdem fi) der Referent dv. Maſſenbach, Grafv. Dyhrn, 
Graf v. Mork refp. dafür und dagegen geäußert hatten, wird vermittelft Abftimmung durd) 
Aufftchen und Eigenbleiben die von dem Marfchall geitellte Frage: 
Tritt die Verfammlung dem Antrage der Minorität der Abtheilung auf 
Hinzufügung deö beregten Zuſatzes bei? 
von der Majorität bejahend entfchieden und fomit der Vorſchlag der Minorität der Ab: 
theilung angenommen. 
$ 17 des Entwurfes 


wird ohne Bemerkung angenommen. 

818 des Entwurfed. 

Nachdem Staatsminiſter Eichhorn die Erläuterung gegeben, daß es keinesweges die 
Abſicht der Regierung ſei, die Trennung in einer beſtehenden Judengemeinſchaft zu hindern, 
und ſich eine weitläuftigere Debatte darüber entſponnen hatte, ob die in der vorletzten Zeile 
dieſes Paragraphen enthaltenen Worte: „mit Ausſchluß des Rechtsweges“ wegjzulaſſen, 
bei welcher fih Staatöminifter Eichhorn, Graf v. York, Graf v. Dyhrn, der Referent, 
Fürſt zu Salm-Dyt, Fürſt Lichnowöky, Fürſt Wilhelm dv, Radziwill betheiligen, 
ſtellt der Marſchall die Frage: 

Will die Verſammlung den 18 des Entwurfes mit der von dem Regie— 
rungötommiffariud der Abtheilung vorgeihlagenen Modifikation, daß 
ed anftatt: „der vorhandenen Kultuscinridtungen“ heißen foll: „des vor— 
handenen Bermögend des Shnagogenvereind“ unberändert beibehalten? 
melde bei der durch Aufjtchen und Sitzenbleiben bewirkten Abftimmung von einer großen 

Majorität bejaht wird. 

Der $ 18 ift daher mit der von der Regierung felbft vorgefchlagenen Abänderung un: 
Verändert angenommen und der Antrag der Abtheilung daher verworfen. 

ss 19—23 intl. des Entwurfes 

wurden ohne Bemerkung angenommen, und da auch gegen den von der Abtheilung zu 8 20 

beantragten Zufaß feine Bemerkung erhoben wird, fo erklärt der Marfchall den deöfallligen 

Vorfchlag der Abtheilung ebenfalls für angenommen. 

8 24 des Entwurfed. 

Staatöminifter Eichhorn erklärt, dak die Negierung bei diefer Beſtimmung durch die 
Anficht geleitet worden fei, dah die Juden anerfanntermaßen ihrer Armenpflege eine befon- 
dere Iheilnahme gewidmet hätten, und daß der Hauptzweck einer jeden Armenpflege, die 
dauernde Aufrichtung eincd Verarmten durd Verſchaffung von Erwerbömitteln, weit beifer 
bon engeren Bereinen, ald von Staats- oder Kommunalbehörden werde erreicht 
werden fönnen. 

Gegen den Vorſchlag der Abtheilung äußern fih auch v. Kroſigk und v. Duaft. Für 
den Antrag der Abtheilung fpreben Graf v. Burgbaud, der Referent, Graf zu Solms: 
Barutb, Graf v. Yort und Fürft Wilhelm v. Radziwill. 

Die von dem Marfchall geftellte Frage: 

Tritt die Verfammlung dem Vorſchlag der Abtheilung, welder dahin 
echt: 

. ftatt de8 8 24 au fagen: „Ueber die der befonderen Armen- und Stranfen: 
pflege der Juden gewidmeten Fonds und Anftalten fteht dem Borftande 
deö Vereincd die Verwaltung und Auffibt nur dann au, wenn der Stif- 
ter died auddrüdlid beftimmt hat. Diefelbe verbleibtihm jedoch auch 
in Rüdfiht von dergleichen Fonds, welde ſchon bisher von den jegigen 
und früheren Synagogen: und Judenvorftänden verwaltet und beauf: 
fihtigt worden find,“ 

bei? 

wird durch Abftimmung bermittelft Aufftchend und Eigenbleibend bejahend entſchieden und 

fomit der Vorſchlag der Abtheilung angenommen, 


— — — 
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88 25 und 26 des Entwurfes 
geben zu feiner Bemerkung Veranlaffung und find daher angenommen. 


8 27 des Entwurfeß. 

Staatöminifter Eichhorn giebt die Erläuterung, daß durch diefen Paragraphen in Be: 
zug auf die Juden nichts anderd habe verordnet werden follen, ald was twefentlid) Hinſichts 
der Chriſten ſchon gelte. 

Uebrigens halte er die Beibehaltung diefed Paragraphen zwar für kein dringendes Be- 
dürfniß, jedoch werde derfelbe die Ausführung der Mafregel erleichtern, indem die Juden 
dadurd) darauf aufmerkſam gemadyt werden würden, daß die Juweifung u einer beftimmten 
Schule eine geſetzliche Maßregel fei. Graf v. Burghaus ift für die Beibehaltung des 8 27, 
für deffen Wegfall ipreden Graf v. Dyhrn, Graf v. Mork und der Referent. 

Die von dem Marfchall geftellte Frage: 

Tritt die VBerfammlung dem Antrage der Abtheilung, Den 827 ganz weg— 
zulaffen, bei? 
wird bei der durch Aufftchen und Sitzenbleiben veranlaßten Abftimmung bejaht und ift fo: 
mit der Antrag der Abtheilung angenommen. 


8 28 ded Entwurfed. 
Staatöminifter Eichhorn Außert, daß von Seiten der Regierung gegen den Vorſchlag 
der Abtheilung ein Bedenken im Allgemeinen nicht obwalte, indem ſchon hier von den Juden 
ein Privatfeminarium gegründet fei. Es werde jedoch eriwartet werden müffen, daß ein dei 
fallfiger Wunſch von den Juden felbft ausgehe; die Regierung müſſe fid) daher eine nähere 
Prüfung und Vernehmung der Juden vorbehalten. 
Nachdem Graf Botho zu Stolberg einen von der Verſammlung nicht unterjtügten 
Vorſchlag gemacht hatte, ftellte der Marfchall mit Nüdficht darauf, daß die Abtheilung einen 
beftimmten Antrag nicht gemacht habe, die Frage: 
Tritt die Berfammlung der Anfiht der Abtheilung bei, und will dieſelbe 
der ade ed überlaffen, eine diefer Anſicht entſprechende Faſſung 
autreffen 

tele mittelft der durd; Aufftchen und Eigenbleiben herbeigeführten Abftunmung bejaht 


wurde, 
Der 8 28 felbft ift ohne Erinnerung angenommen. 


88 2932 des Entwurfed 
geben zu befonderen Erinnerungen feine Beranlaffung und werben daher von dem Marfchall 
für angenommen erflärt. 
8 33 des Entwurfed 


wird ebenfalld ohne Bemerkung angenommen. 
Der Antrag ded Prinzen Biron v. Gurland: 
den jüdifchen Lehrern in Rüdficht der Steuern und Kommumallaften diefelben Befreiungen 
zu Iheil werden zu laffen, wie den chriſtlichen Lehrern, 
fand zwar die gefegliche Unterftügung, wurde jedoch, nachdem ſich Minifter Eichhorn, 
Graf dv. Mork, v. Krofigf und dv. Maffenbad darüber geäußert hatten, bei der durch 
Aufftchen und Sipenbleiben bewirkten Abftimmung nicht angenommen. 
$ 34 des Entwurfes. , 
Nachdem ſich Fürſt Wilhelm v. Radziwill, Graf v. York, Graf v. Dyhrn, Fürſt 
au Lynar, Graf v. Ziethen für die Anſicht der Minorität der Abtheilung geäußert, der 
Referent aber und Graf zu Solmd-Baruth, fo wie der Geheime Regierungsrath Schro— 
ner die Anficht der Majorität zu rechtfertigen gefucht haben, wird die von dem Marſchall 
zur — mittelft Aufſtehens und Sitzenbleibens gebrachte Frage: 
Tritt die Verſammlung dem Antrage der Mbtheilung, den 8 34 beizu— 
behalten, deffen erftien Satz aber dahin zu faſſen: 
Nach vollendeter Schulbildung der jüdifhen Knaben haben die Bor: 
ſteher des Vereines durch Rath und Zufprud dahin zu wirken daß jeder 
Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne oder ſich auf wiffenfhaftligen 
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Lehranftalten einem höheren Berufe widme, und daß keiner derfelben 

’ um Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraudt werde,“ 
ei 
bon der Majorität bejaht, und ift fomit der Vorſchlag der Majorität der Abtheilung ange— 


nommen. 
8 35 des Entwurfe®. 

1. Für die Zulaffung der Juden zu unmittelbaren Staatdämtern fpredhen 
fi) aus Graf v. Dyhrn, Fürft zu Lynar, Grafp. Mork, Prinz Biron vd. Curland; 
gegen die Zulaffung der Juden zu diefen Aemtern äußern ſich Staatöminifter Eichhorn, 
Geheimer Regierungsratb Schröner, Graf v. Burghaus, Grafzu Solmd-Baruth, 
Graf dv. Kielmanndegge. 

Generallieutenant v. Coſel giebt die Erläuterung, daß den in der Armee dienenden Juden 
dad Recht, Ulnteroffigier zu werden, bereits gegeben fei, Dagegen dürfe fein Jude zum Offizier 
vorgeſchlagen werden. 

Nachdem der Staatöminifter Eichhorn nod) diejenigen Momente des Entwurfes hervor: 
gerufen hatte, durch welche der Zuftand der Juden gegen die Gefehgebung von 1812 ver: 
beffert werde, und bemerkt hatte, daß hierdurch feineöweged alle den Juden zu machenden 
Konzeflionen erfchöpft fein follten, daß foldye jedoch nur allmählig zu ertheilen fein würden, 
fobald die Juden fic) derfelben würdig gezeigt haben würden, ftellte der Marſchall die Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Antrage der Abtheilung ad I, welder dahin 
gerichtet ift, den Sat des 35 wegen Julaffung der Juden zum Staat$- 
dienst fo zu fafien: 

Zu unmittelbaren Staatdämtern follen die Juden nur in fo weit zu- 

gelaffen werden, als fie fih durch den Dienft im ftehenden Heere ver- 

faſſungsmäßig Civilverforgungsd-Anfprüdeermworben haben und mit 

den ihnen hiernach zu übertragenden Memtern nit die Ausübung 

i Bart rihterlichen, polizeilihen oder exefutiven Gewalt verbunden ift,“ 
ei? 

Diefelbe wurde bei der durch Aufftchen und Sitzenbleiben bewirkten Abftimmung von 
einer überwiegenden Majorität bejaht und fomit der Antrag der Majorität der Abtheilung 
ad 1 ded 8 35 angenommen. 

Hiermit ward die Sitzung gefhloffen und lud der Marfchall die Verſammlung auf 
Morgen den 16. Juni c., Vormittags 10 Uhr, ein. 

2. Fürft zu Solms. 
Graf York v. Wartenburg. 
Secretair. 


— — — 


Verhandelt im Ritterſaale des Königlichen Schloſſes zu Berlin, den 16. Juni 1847, 
Funfzehnte Sitzung, 
unter Vorſitz des Marſchalls, Fuͤrſten zu Solms-Hohen-Solms-Lich, Durchlaucht. 
Secrctair: Domprobſt v. Kroſigk. 

Dad Prototoll der vorigen Sigung ward von dem Secretair, Grafen v. York, verle— 
Im, und da feine Bemerkung dagegen gemacht wurde, von dem Marfhall für genehmigt 
erklärt. 

Hierauf verlieft Graf v. Sierftorpff, ald Referent, den Entwurf des Beſchluſſes über 
den Antrag des Grafen v. Burghaud auf Befreiung der Landgemeinen von der unentgelt- 
lidyen Verpflihtung des Schneeräumend. Da auch biergegen feine Bemerkungen erhoben 
wurden, fo erflärte der Marfchall venfelben ebenfalls für genehmigt. 

Sodann wurde zur Fortfegung der Berathung über Die Allerhödfte Bropofition, 
die Verhältniffe der Juden betreffend, übergegangen. 

2. Dem Antrage der Abtheilung ad Nr. 2, 
dad Geſetz rüdfichtlid der mittelbaren Staatd- und refpettive Kommunalämter 

dahin au faffen: 

Erfte Udtheilung. 61 
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„Die Juden können ſolche mittelbaren Staatd- und Gemeineämter befleiden, mit denen 
feine Ausübung einer richterlichen, poligeilichen oder egekutiven Gewalt verbunden ift,* 
ift die Verfammlung ohne Bemerkungen beigetreten. 
3. Die Abtheilung hat einftimmig beantragt: 
a) daß Juden zu Schiedömännern gewählt werden fönnen und hiernad) der 
Entwurf abgeändert werde. 

Nachdem Geheimer Rath Schröner, Graf Botho zu Stolberg, Graf zu Dohna— 
Lauck, Graf zu Reichenbach-Goſchütz fi für die Beibehaltung des Entwurfed und 
Fürft zu Lyn ar, Graf v. Morf, Graf v. Ziethen für den Antrag der Abtheilung geäußert 

aben, wird die mittelft Aufftchens und Eigenbleibend zur Abftimmung gebradhte Frage: 
Tritt die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung bei? 
bon der Majorität bejaht und es ift fomit der Antrag der Abtheilung angenommen. 
b) die Abtheilung hat ferner beantragt: 
daß Juden zu Juftigtommiffarien beftelft werden können, jedod) 
bon der Anftellung als Notarien ausgeſchloſſen werden. 

Für diefen Antrag ſprachen der Referent Graf au Solmd-Baruth, Graf. Norf, 
Fürſt zu Lynar, Grafv. Ziethen; gegen denfelben Graf Botho zu Stolberg, v. Quaſt, 
Graf Eberhard zu Stolberg, Graf dv. Burghaus, Graf v. Kielmanndegge. 

Auf die Bemerkung des Geheimen Regierungöraths Schröner: 

daß, wenn dem Antrage der Abtheilung follte beigeftimmt werden, die Schwierigkeit ent- 
ftche, in weldyer Weife die Juden fidy die Befähigung zu Quftiztommiffarien:Stelten ſoll— 
ten erwerben fönnen, da ſolche nad) der beftchenden Verfaſſung nur durch die Afcenfion 
zum Neferendariud ertvorben werden könne, Juden aber zum Amte eined Neferendarius, 
welches mit richterlicher Gewalt verbunden fein fönne, nad dem ad Nr. I gefahten Be 
ſchluſſe nicht follten gelangen können, 

entgegnet der Referent, daß alödann von der Regierung ein anderer Weg angebahnt werden 

müffe, auf welchem die Juden ihre Qualififation zum Juftiztommiffariat erreichen könnten. 

Domberr v. Brandt fhlägt vor, anftatt der von der Abtheilung vorgefchlagenen Faß— 
fung des beantragten Zuſatzes zu fagen: 

„Eben fo fönnen diefelden audy zu Yuftiztommiffarien, infofern diefelben nicht zugleich 
Notare find, beftellt werden.“ 

Referent erklärt ſich nicht nur hiermit einverftanden, fondern beantragt auch nod) mit 
Rückſicht darauf, daß in der Rheinprovinz ed feine Juſtiztommiſſarien, fondern nur Advola— 
ten giebt, den vorgeſchlagenen Zuſatz dahin zu faffen: 

„Eben fo fönnen diefelben auch zu Juftizgtommiffarien und Advokaten, in 
fofern dieselben nit zugleich Notare find, beftellt werden.“ 


Bei der über den fo modifizirten Antrag der Abtheilung durch Aufftchen und Sitzenblei⸗ 
ben veranlaßten Abftimmung ergiebt ſich eine Stimmengleichheit für und wider die ſen An 
trag; da ſich jedod der Marfchall für den Antrag erklärt, fo ift derfelbe angenommen. 

4. Die Zulaffung der Juden zu akademiſchen Zchrämtern betreffend, fo hat 
die Abtheilung beantragt: | 

daß die Juden auch als ordentlihe Profefforen der medizinifhen und phi- 
lofophifhen Fakultät zugelaffen werden. 

Nachdem der Staatöminifter Eich horn die gegen Die Gefcheötraft ded auf Allerhöchſtet 
Anordnung beruhenden Bublitandums vom 4. Tegember 1822 angedeuteten Bedenfen wider: 
legt und den Charakter der Preußiſchen Univerfitäten umſtändlich entwicelt hat, fpradyen fir 
den Antrag der Abtheilung Graf v. Nedern, Graf dv. Dyhrn, Fürft zu Lynar, Grof 
v. Hort, Graf zu Solms-Baruth, Graf zu Dohna-Lauck; gegen denfelben Fürſt 
Wilhelm v. Radziwill, Graf Botho zu Stolberg, Fürft Boguslam v. Kad— 
ziwill. 

Fürſt Wilhelm dv. Rad ziwill macht den bereits in der Minorität der Abtheilung ver— 
fochtenen Antrag: 

Die Juden zur ordentlichen Profeſſur in den mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen 

und mediziniſchen Lehrfächern zu verftatten. 
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Graf v. Mork beantragt: 

die Juden auch zur Würde eines Doktors ded bürgerlichen Rechtes zu verftatten. 

Die von dem Marſchall zunächſt geitellte Frage: 

Tritt die Berfammlung dem von ihrer Abtheilung geftellten Antrage bei? 
wird bei der dur Aufitchen und Sigenbleiben bewirften Abitimmung nad wiederholter 
Stimmenzählung von 29 gegen 25 Stimmen bei einer Anmefenheit von 57 Mitgliedern 
verneint. 

Der Antrag der Abtheilung ift daher niht angenommen und bedurfte es fomit einer 
Abftimmung über dad Amendement ded Grafen v. Wort nid. 

Tagegen wird die hiernächft von dem Marſchall geftellte Frage: 

Tritt die Verfammlung dem Vorſchlage ded Fürlten Wilhelm v. Kadzimwill, 
daß die Juden aud zu ordentlihen Profeſſoren in den mathematifchen, 
naturwiffenfhaftlihen und medizinifhen Lehrfähern follen ernannt 
werden fönnen, ohne jedoch zum Amteeines Rettord oder Prorektorg, eines 

' zn und Senatömitglieded dadurch befähigt zu werden, 

ei \ 
bei der durch Aufitehen und Sigenbleiben veranlakten Abitimmung von einer großen Majo— 
rität bejaht, und ift fonadı der Antrag des Fürften Wilhelm v. Radziwill ange: 
nommen, 

Sodann ftellte der Graf dv. Work nody den Antrag: 

* Juden auch in den linguiſtiſchen Wiſſenſchaſten zur ordentlichen Profeſſur zu ver— 

atten. 

vd. Kroſigk ſpricht ſich gegen dieſen Antrag aus. 

Da keine weitere Bemerkung dagegen gemacht wird, ſo ſtellt der Marſchall die Frage: 
Beantragt die Verſammlung, daß die Juden als ordentliche Profeſſoren 
indem philologiſchen Lehrfache zugelaſſen werden? 

welche bei Anweſenheit von 54 Mitgliedern zufolge der durch Aufſtehen und Sitzenbleiben 
bewirkten Abftimmung von 31 gegen 23 Stimmen bejaht wird. 

5. Ueber die Zulaffung der Juden zu Lehrämtern an Gymnaſien, 
Progymnaſien und höheren Bürgerfhulen entwidelt ſich eine weitläufige Debatte, 
bei welcher ſich betheiligen Graf Botho zu Stolberg,-Staatöminifter Gihhorn, Fürft 
Boguslawp.Radziwill, dv. Brandt, Graf m Dohna-Laud,v. Krofigk, Fürft 
zu Lynar, Grafv. Kielmannsegge, Fürſt Wilhelmv. Radziwill, Grafv. Mort, 
v. Rabenau, Herzog dv. Ratibor, Fürft Lichnowöky, des Prinzen v. Breußen 
Königliche Hoheit, Graf v. Dyhrn, Graf Eberhard zu Stolberg, Grafv. Sier— 
ſtorpff, der Referent. 

Nachdem der Staatöminifter Eichhorn den Charakter der in Rede ſtehenden Bildungs— 
anftalten in Preußen näher ausceinandergefegt hatte, wie ſich derfelbe gefchichtlich entwicelt 
babe, und noch heute von der Regierung feitgehalten werde, macht der Herzog v. Ratibor 
den Vorſchlag: 

den Antrag der Abtheilung dahin zu modifigiren, daß Juden an Gymnaſien nur in den- 

jenigen Fächern als Lehrer zuzulaffen, in denen fie nad) dem ad 4 gefaßten Beichluffe foll- 

ten Ichren können, jedoch, wie fid von felbft veritche, mit Ausnahme der mediziniidyen 

Wiffenfchaften, Dagegen von dem TDirektorate an folden Gymnaſien auszuſchließen. 

Graf Botho zu Stolberg, welcher diefem Vorfchlag beitritt, will die Juden jedod) 
aud) nidyt ald Ordinarii einer Klafle und nicht allgemein für das philologifhe Lehrfach, fon- 
dern nur für neuere Spradyen angeftellt wiſſen. 

s Diefem Zufage flieht ſich der Herzog v. Ratibor an. Der Marſchall teilt hierauf 
ie Frage: 

Zritt die Verfamlung dem Antrage der Abtheilung mit der Befhrän- 

fung bei, daß die Anftellung jüdifher Lehrer auf Gymnaſien, mit 

Ausnahme der Stelle eined Direftord und eined Ordinarius, für 

matbematifhe, naturwiffenfhaftlihe Lehrfächer und für neuere 

Epraden zuzulaffen? 

6l* 
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+ Bei der durch Aufftehen und Sitzenbleiben veranlaßten Abftimmung ergiebt fidh, daß dem 
Antrage der Abtheilung und den vorgeſchlagenen Modifikationen niht beigetreten ift, 

Der Antrag des Grafen v. York: 

die Juden als Lehrer, jedody nicht Direftoren an Gewerbeſchulen zugulaffen, 
welcher die gefeglidy erforderliche Unterftügung findet, veranlaft den Staatöminifter Eid- 
horn zu der Erläuterung, daß dieſer Gegenftand bei der Berathung des vorgelegten Ent- 
wurfes nicht zur Sprache gefommen fei; daß jedoch von Seiten der Regierung dem Antrage 
feine Schwierigkeit entgegengefegt werden würde, und zwar um fo weniger, ald — tie ihm 
vorſchwebe — ſchon jegt Juden an ſolchen Anftalten thätig und angeftellt feien. 

Die hierauf von dem Marfchall geftellte Frage: 

Beſchließt die Berfammlung die Zulaffung der Juden aldLehreran 
— a mit Auönabme der Stelle der Direktoren, zu befüt— 
worten 
2 hei der bewirkten Abftimmung bejaht, und eö ift fomit dem Antrage ded Grafen v. Mort 
eigetreten. 

Der ſchließlich zur Diskuſſion geſtellte Antrag der Abtheilung: 
daß bei einer der Preußiſchen Staatsuniverſitäten ein beſonderet 
Lehrſtuhl der jüdiſchen Theologie auf Koſten der Judenerrictet wer— 
den möchte, 

über welchen ſich Staatsminiſter Eichhorn, Graf v. York, Fürft Lihnomätn, Graf 
v. Dyhrn, Fürſt Wilhelm v. Radziwill äußern, wird bei der durch Aufſtehen und 
Sitzenbleiben bewirkten Abſtimmung nicht angenommen. 

836 des Entwurfes. 

Für die Zulaſſung der Juden zur Ausübung ſtändiſcher Rechte äußern ſich Prinz Bi⸗ 
rond. Curland, Grafv. Dyhrn und Grafv. York; gegen diefelbe Fürft Lihnowöth, 
Graf v. Burghaus, Graf zu Solmd-Baruth, Kürft Wilhelm v. Radzimill, 
v. Kroſigk und v. Quaſt. 

Die zur Abſtimmung durch Aufſtehen und Sitzenbleiben gebrachte Frage: . 
Tritt die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung auf Annahme 
des Entwurfed mit der Modifikation, daß die Bräfentation ded Ge 
rihtöhalterd und des Volizciverwalters den jüdiſchen Gutöherren u 
zugefteben, bei? 5 

wird von der Majorität bejaht, und es iſt fomit dem Norfchlage der Abtheilung beigetreten. 

Der von dem Grafen v. Dyhrn geitellte Antrag: 
die Juden von den nadı Maßgabe des Grundbefiged zu entrichtenden Beiträgen zur Er: 
haltung der Kirchenſyſteme, und der auf dem Grundbefig haftenden kirchlichen Abgaben 
au entbinden, 

finde nicht die geſetzlich erforderliche Unterſtützung. 
S 37 des Entwurfeö 
wird nad) dem Antrage der Abtheilung ohne Bemerkungen angenommen. 
SS 38 und 39 des Entwurfed 

geben zu feiner Bemerkung Veranlaffung, und nachdem dv. Rabe nau die Beftimmung ded 
839 als zeitgemäß und nothwendig befürwortet hat, erklärt der Marſchall diefe Paragraphen 
für angenommen. | 

‚Hiermit wurde für heute die Berathung über den vorliegenden Gegenftand geſchloſſen 

Der Marſchall ſetzte fchlichlic nod) die Verfnmmlung von dem Inhalte einer Allerhöch⸗ 
ften Botſchaft vom heutigen Tage in Kenntniß, wonad ded Königs Majeftät für die Ber: 
handlungen des erften Vereinigteu Landtages noch auf jo lange Frift ertheilen, bis die Be— 
rathungen über die Petitionen der Kurie der drei Stände in Bezug auf dad Patent und die 
Verordnungen vom 3. Februar e. beendigt und die Befehle, zu denen Allerhöchftdielelben 
Eid) durch dad Nefultat diefer Berathungen bewogen finden möchten, erledigt fein werden. 

Auch zeigte der Marfchall noch die in der nächſten Sitzung zur Tagesordnung kommenden 
Gegenftände an und beftimmte diefe Sigung auf Morgen, den 17. Zuni, Vormittags 11 Uhr. 
Hiermit ift die Sitzung gefchloffen. 

2. Fürft zu Solme. v. Krofigk, Secrrtair der Herren-Kurie. 


— — — — 
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Verhandelt im Ritterjaale des Königlihen Schloffes zu Berlin, den 17. Juni 1847. 
Schözchnte Sigung, 
unter Vorfig des Marſchalls Fürften zu Solmd-Hohen-Solmd-Lid, Durchlaucht. 
Sccretair: Domprobit v. Krofigf. 

Das Protokoll der voriaen Sigung wird von dem Secretair, Domprobit v. Kroſigk, 
berfefen und da feine Erinnerung dagegen erhoben wird, von dem Marſchall für geneh: 
migt erklärt. 

Der Marfchall zeigt der Verfammlung an, daß Tomprobit dv. Krofigf und v. Hövel 
der zweiten Abtheilung überwieſen find und erſterer an Stelle des durdy Krankheit behinder- 
ten Grafen v. Arnim die Funktion des Vorfigenden diefer Abtheilung übernehmen werde. 

Nadydem Graf v. Dyhrn in Bezug auf eine in der geftrigen Sitzung angeführte Ihat- 
ſache eine erläuternde Bemerkung gemacht hatte, wird zur Agesordnung übergegangen 
und zwar: 

1. zur Kortfegung der Berathung über den Gefegentwurf, die Berhält: 
niffe der Juden betreffend. 

8. 40 des Entwurfß. 

1. Die Abtheilung hat beantragt: 

die beiden eriten Abfchnitte diefeö Paragraphen wegfallen zu laffen 
und an deren Stelle die durd die Befege vom 30. März d. J. für geduls 
dete Religionögefellihaften zur Verlautbarung der Geburten, Hei: 
rathen und Iodeöfälle vorgeichhriebenen Kormen aud) für die Juden 
eintreten zu lafjen, dagegen den legten Abſatz des 8 40 ded Entwurfs 
anzunchmen. 

Da feine Bemerkung hiergegen gemacht wird, fo ift dDiefem Antrage beigetreten. 

2. Tie Abtheilung hat ſich ferner mit einer großen Majorität dafür ausgeſprochen, daß 

in Rüdficht der beſtehenden Rechtöunficherheit eine pofitive Beftimmung in dad Geſetz 

darüber aufgenommen werde, ob eine gemifchte Ehe zwiſchen Juden und Ghriften für 

gültig oder für nichtig gu erachten fei. . 

Ueber die Frage felbit, ob eine derartige Ehe zu geftatten fei oder nicht, hat ſich jedoch 
in der Abtheilung eine Majorität nicht herausgeftellt, vielmehr haben ſich für die Gültigkeit 
einer ſolchen Ehe eben fo viel Stimmen erflärt, ald gegen diefelbe. Für den Fall, daß die 
Herren Kurie aber deren Gültigkeit anertennen follte, hat die Abtheilung einftimmig bean- 
tragt, ſolche Ehen nur unter der Bedingung als gültig anzuerkennen, daß die in denfelben 
erzeugten Kinder alle in der Konfeflion des chriſtlichen Ehegatten erzogen werden. 

Für die Julaffung diefer gemiſchten Ehen fpreben fih aus Graf v. York, Graf 
v. Dyhrn, Fürft zu Lynarz gegen diefelbe Herzog v. Croy, Graf Ziethen, Domberr 
v. Rabenau, v. Maffenbad, Kürft Lichnowoky. 

Der Regierungstommiffarius, Geheimerath Schröner, erklärte, daß bei der Berathung 
ded Gefegentwurfs der angeregte Gegenftand allerdings in Erwägung gezogen worden fei, 
daß man jedoch ſich dafür entfchieden habe, eine darauf bezügliche Beſtimmung in das vor: 
liegende Geieg nicht aufzunehmen, weil diefer Gegenftand bei der Reviſion des Eherechts 
feine Erledigung finden werde und man die einfhlagende Beltimmung des Allgem. Land: 
recht nicht für fo zweifelhaft eradytet habe, um das Bedürfniß einer fayleunigen geſetzlichen 
Beltimmung anzuerkennen. 

Der Marfchall beabfichtigt zuerſt die Frage zur Abitimmung zu ftellen: 

Will die Verſammlung ſich für die Zuläfligteit der Ehen zwiſchen Chriften und Juden 

unter der Bedingung erklären, daß die in denfelben erzeugten Kinder in der Konfeffion 

des hriftlichen Ehegatten erzogen werden? 

Hiergegen erhebt ſich jedoch mehrfacher Widerfprud), und nachdem ſich über die ander: 
weitige Krageftellung Graf vd. Wort, Graf v. Ziethen, Grafzu Solmd-Baruth, Graf 
Botho zu Stolberg, ded Prinzen dv. Preußen Königl. Hoheit, Graf v. Dyhrn, 
Herzog v. Croy und der Referent geäußert hatten und der Staatöminifter Eichhorn die 
Erläuterung gegeben hatte, daß die Regierung davon ausgegangen fei, daß die vorliegende 
Frage in diefem Gefege nicht entfchieden werden könne und es nad dem Inhalte des Ent 
Burfe an ber erforderlichen Vorlage fehle, ſtellt der Marſchall die Frage: 





| 
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Ft die Verfammlung der Anficht, daß in das Geſetz eine Beftimmung über 
die Juläffigteit der Ehen zwiſchen Juden und Ehriften aufzunehmen? 
welche bei der durch Aufftchen und Eigenbleiben veranlaßten Abftimmung von einer über: 

wiegenden Majorität verneint wird. 

Nach bewirkter Abftimmung entfpann fih) auf Anregung des Abg. dv. Maſſenbach 
eine neue Diökuffion über die Frageftellung bezüglich des bereits entſchiedenen Gegen- 
ftandes, hinſichts deren jedod) die VBerfammlung beſchloß, diefelbe von der Veröffentlihung 


auszuſchließen. 
841 des Entwurfs. 
Dem Antrag der Abtheilung 
den Wegfall dieſes gan Paragraphen zu befürworten, 
wird, nachdem ſich Graf P Ziethen für denſelben ausgeſprochen hatte, ohne weitere Be: 
merfung beigetreten. 
8 42 des Entwurfs | 
wird ohne weitere Bemerkung mit der von der Abtheilung befürworteten Modifikation ange: 
nommen, daß der Inhalt des darin allegirten Geſetzes in den Text felbft aufgenommen werke. 
Eben fo wird 
8 43 deö Entwurfs 
mit der von der Abtheilung beantragten Maßgabe angenommen, daß die Ablösbarkeit der 
quäftionirten Abgaben gleich in dieſem Gefege auögefproden und eben fo bemerkt werde, 
daß die etwa nody an den Staat zu entrichtenden derartigen Abgaben ohne Entſchädi— 
gung wegfallen. 
. 8 44 des Entwurfs 
wird in der bon der Abtheilung vorgefhlagenen Faſſung ohne Bemerkung angenommen. 


Nicht minder wird den 
zu 88 45 bis 48 des Entwurfs 
von der Abtheilung vorgefhlagenen Anträgen ohne Bemerkung beigetreten. 
849des Entwurfs. 
v. Maſſenbach macht den Antrag: 
den Vorſtand der Synagogenvereine zu autoriſiren, die Behufs Nachſuchung der Natı- 
ralifation erforderlihen Zeugniffe ausſtellen zu dürfen. 

Derfelbe findet jedoch nicht die geſetzlich erforderliche Unterftügung. Da feine weitere Be 

merkung erfolgt, fo wird der 8 49 des Entwurfs unverändert angenommen. 
: 8 50 des Entwurfä 
wird gleichfalls unverändert, jedod mit dem bon der Mbtheilung beantragten Zuſahe ange 
nommen, 
88 51 bi6 53 des Entwurfs 
werben ohne weitere Bemerkung unverändert angenommen. 
8 54 des Entwurfs. 

Die Majorität der Abtheilung hat fih für die Annahme dieſes Paragraphen ausge 
ſprochen, dagegen will die Minorität derfelben den sub a aufgeführten Paſſus weggelaſſen 
wiffen. Nachdem der Referent Graf v. York, Fürft Wilhelm v. Radziwill die Anfiht 
der Minorität näher entwickelt haben, und Graf au Solms-Baruth die Anficht der Mo— 
jorität unterftügt hat, wird die von dem Marfchall geftelite Frage: 

Tritt die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung, die Beftimmung dei 
854 sub abeigubehalten, bei? 
bei der durch Aufftehen und Sigenbleiben veranlaften Abftimmung verneint und die Der: 
fammlung hat fidy demnach dafür entſchieden, daß dieſer Paſſus wegfallen möge. 
Graf v. Zietben macht zu dem Paſſus sub d diefed Paragraphen den Antrag: 
daf den nicht naturalifirten Quden im Großherzogthum Poſen überhaupt der Betrich des 
Schankgewerbes nicht geftattet werden möge. 

Diefer Antrag findet jedody feine Unterftügung. 

Da eine weitere Bemerkung gegen diefen Paragraphen und den von der Abtheilung 
beantragten Zufaß nicht erhoben wird, fo erflärt der Marſchall denfelben mit dieſer Modi 
fifation, unter Berüdfihtigung des Paſſus ad a gefaßten Beſchluſſes, für angenommen. 


\ 
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8 55 des Entwurfs 
wird ohne Bemerkung angenommen. 
8 56 ded Entwurfö 
wird in der von der Abtheilung vorgeichlagenen Faſſung angenommen, 
S 57 des Entwurfs 
foll nad dem Vorſchlage der Abtheilung ganz wegfallen, welchem Vorfchlage ohne Bemer: 
fung beigetreten ift; eben jo wird 
8 55 des Entwurfs 
one Erinnerung unverändert angenommen. 
88 59 und 60 des Entwurfö 
werden in der bon der Abtheilung vorgefchlagenen Faffung angenommen, ohne daß eine 
Bemerkung erfolgt ift. 
Gegen 
861 ded Entwurfö 
findet feine Bemerkung Statt und iſt derfelbe daher angenommen. 

Hiermit ift die Berathung über den Gefegentwurf, Die Berhältniffe der Juden betreffend, 
beendigt und wird nunmehr übergegangen 

ll. zur —— über den Antrag der Kurie der drei Stände: wegen 
Interpretation der Beitimmungen über Sonderung in Theile. 

Graf v. Keyferling, ald Referent, verlieft dad Gutachten der vierten Abtheilung. 

Graf zu Lynar bemängelt die Faſſung deffelben und macht darauf aufmerkfam, daß 
ſich der 8 47 des Gefees vom 27. Mai 1824 nicht in allen provinzialftändiichen Gefegen 
des Preußiſchen Staats finde, dieſe Gefege nicht alle vom 27. Mai 1824 datirt feien und 
er nicht überall unter der Ar. 47 vorkomme. 

Hierauf ſtellt derfelbe den Abänderungsvorfchlag: 

des Königs Majeität allerunterthänigit zu bitten, die in dem Landtags: Abfdiede vom 
30. Dezember 1543 enthaltene Interpretation im Betreff der Sonderung in Iheile bei 
den Provinzial» Yandtagen nidyt weiter zur Anwendung bringen zu laffen, vielmehr die 
Auslegung der dieſerhalb beftehenden geſetzlichen Beftimmungen in Uebereinftimmung mit 
der Allerhöchften Kabinetsordre vom 25. März 1834 Allergnädigft zu geftatten, 

welcher die geſetzliche Unterftügung findet. 

Gegen den Antrag der Abtheilung fpredhen Graf dv. Burghaus, v. Quaft, des Prin— 
zen d. Preußen Königlihe Hoheit; für denfelben Prinz zu Hohenlohe und Graf 
v. Sierftorpff. 

Der Marfchall ftellte hierauf die Frage: 

Tritt die Verfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung mit dem Vorbe— 

halte einernad der gemadten Erinnerung veränderten Kaffung bei? 
welche bei der durch Aufſtehen und Eitenbleiben veranlaßten Abſtimmung nicht bon zwei 
Dritteln der anweſenden Mitglieder bejaht, alfo überhaupt verneint wurde. 

Dem Beſchluſſe der Abtheilung und der Kurie der drei Stände ift daher nicht beigetreten. 

Es ift ferner an der Tagesordnung 

I. der Betitiondsantrag der Kurie der drei Stände, betreffend die 
Vorlegungdedöntwurfsgudemneuen Straf-Öefehbud an den Vereinig- 
ten Yandtag. j 

Referent, Domprobft v. Kroſigk, verlieſt dad Gutachten der vierten Abtheilung, welche 
den Antrag gemacht bat: 

der Bitte der Kuriederdrei Stände nicht beizutreten. 

Graf zu Dohna-Lauck, welcher fidy in der Abtheilung für den Antrag der Kurie der 
drei Stände erklärt hat, motivirt feine Anficht durch die Anführung, daß der rheinifche Land⸗ 
tag in materieller Bezichung nody fein Gutachten über den den einzelnen Provinzen aller: 
dings zur Berathung bereitd vorgelegten Entwurf des neuen Straf-Geſetzbuchs abgegeben 
habe, und ift der Meinung, daf der Beirath diefer Provinz einem für das ganze Land güls 
tigen, fo wichtigen Geſetze nicht fehlen dürfe. 

Diefen Grund halten nicht für Durchgreifend der Referent und des Bringen v. Preu—⸗ 
Ben Königliche Hoheit, weil der vollftändige Entwurf dem rheinifhen Landtage zur Berar 
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thung vorgelegen, derſelbe ſolchen einer Abtheilung zur Vorberathung überwieſen, dieſe ein 
vollſtändiges Gutachten abgegeben und die Plenarverſammlung des Provinzial-Landtages 
bei der Diskuſſion ſich zwar im Prinzip gegen den Entwurf ausgeſprochen habe und auf 
die Spezielle Frage nicht eingegangen fei, jedod) die Erklärung abgegeben habe, daß er dad 
Gutachten feiner Abtheilung zu dem feinigen madhe. 

Nachdem der Etaatöminifter Eichhorn nod die Erläuterung gegeben hatte, daß die 
Hauptbedenten gegen den Entwurf deö neuen Straf-Geſetzbuchs haupfſächlich darin beſtandm 
hätten, daß man in demfelben auf das neue Strafverfahren feine Rückſicht genommen hake, 
daß dieſe jedoch durd) eine dem entſprechende Revifion bereits erledigt feien, und nahdam 
fi Graf zu Solmd-Baruth und Graf dv. Itzenplitz gegen den Antrag der Aurie der 
drei Stände ausgeſprochen haben, ftellt der Marfchall die Frage: 

Trittdie Berfammlung dem Antrageihrer Abtheilung bei? 
welche bei der durdy Aufftchen und Eigenbleiben bewirkten Abftimmung bejaht wird, umd 
ift — dem Antrage der Kurie der drei Stände Seitens der Herren-Kurie nicht bei: 
getreten. 

IV. Die weitere Berathung erftredt fi) fodann auf den Betitiondantrag der Kurie 
der drei Stände, betreffend die Auddehnung des öffentlihen und mürd- 
lihen Kriminalverfahrend auf alle Theile der Monardie, in welden 
die Allgemeine Kriminalordbnung gilt, 

Neferent, Domherr v. Rabenau, verlieft dad Gutachten der Abtheilung, melde den 
Antrag gemadıt hat,- 

dem Beichluffe der Kurie der drei Stände: 
an die Stufen des Ihroncd die allerunterthänigfte Bitte niederzulegen, daR dic Aus— 
dehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminalverfahrens auf alle Theile der Mo- 
nardhie, in welchen die Allgemeine Kriminalordnung gilt, mit Befeitigung der 
etwaentgegenftehenden Hinderniffe, befhleunigt werden möge, 
beizutreten, 
und begründet diefen Antrag näher durd) eine Auseinanderfegung der Vorzüge ded neuen 
Kriminalverfahrend, welche den Wunſch, daffelbe im ganzen Lande baldigft eingeführt zu 
fehen, redytfertigen. 

Graf v. Burghaus hält die Petition mit Rüdficht auf die von der Staatöregierung 
bereit getroffenen Einleitungen für überflüffig. 

Graf zu Dohna-Laud ſpricht ſich dagegen für diefelbe aus. 

Die durch Aufftehen und Sigenbleiben von dem Marſchall zur Abftimmung gebrachte 
Frage: 

a Tritt die VBerfammlung dem Antrageihrer Mbtheilung bei? 
wird gegen drei Etimmen don der ganzen übrigen Verſammlung bejaht und ift fomit aud) 
dem UAntrage der Kurie der drei Stände beigetreten. 

V. Schließlich wird die Berathung eröffnet über den P etitiondantragber Kurie der 
drei Stände, betreffend Die Abänderungen der Beftimmungen über bie Waͤhl⸗ 
barkeit der Abgeordneten der Landgemeinen zu Kreistags-Verſammlungen. 

Graf v. Sierftorpff, ald Referent der vierten Abtheilung, verlieft dad Gutachten. 

Der Untrag der Abtheilung geht dahin: 

dem Betitionsantrage der Kurie der drei Etände: 

an Ce. Majeftät die allerunterthänigfte Bitte zu richten, daß die Beftimmungen der Kreit- 
tagd-Ordnungen, wonad) zur Wahl eined Abgeordneten der Yandgemeinen für den Streit 
tag die Ausübung des Schulzen-, Dorfrichter: oder Adminiftrationdamted erfordert wird, 
aufgehoben und nur diejenigen Eigenſchaften erfordert werden mögen, welche nad) den fir 
jede Provinz erlaffenen Verordnungen zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinen für 
den Provinzial-Xandtag genügen, 

beizutreten. 

Für diefen Antrag fpredhen Prinz au Hohenlohe, Graf zu Lynar, Graf vn. Keyſer 
ling, Graf v. Itzenplitz, Graf Eberhard zu Stolberg; gegen denfelben Domprobft 
v. Kroſigk. Graf v. Burghaus zieht die Dagegen geäußerten Bedenken zurüd. 
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Die hiernächſt von dem Marſchall geitellte Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung bei? 
wird bei der durch Aufitchen und Sigenbleiben veranlaßten Abjtimmung von der ganzen 
Verfammlung mit Ausſchluß einer einzigen Stimme bejaht, und ift fomit dem Betiti- 
onsantrage der Kurie der drei Stände beigetreten. 

Hiermit wird die Berathung für heute geichloffen und zeigt der Marfchall der Berfamm- 
lung an, daß die nächſte Sigung Morgen, Wormittags 11 Uhr, ftattfinden werde, in welcher 
fi) die Verſammlung mit der Berathung über den Petitiondantrag der Kurie der drei 
Stände: auf Abänderung der Gefege vom 3. Februar d. J, zu beſchäftigen haben werde. 

Das Gutachten der Abtheilung befinde fidy bereitö im Drud und werde Morgen in aller 
Frühe den Mitgliedern der Verfammlung zugeitellt werden. 

Die von mehreren Stimmen geäußerten Bedenken, daß es unter diefen Umſtänden an 
der nöthigen Zeit zur Vorbereitung auf diefe fo wichtige Frage fehlen werde und daher die 
Verlegung der Berathung auf einen andern Tag wünſchenswerth erfcheine, weift der Mar: 
ſchall mit Rüdfiht auf die gewünſchte Beſchleunigung diefer Berathung zurück. 

2. Fürſt zu Solms. 
Graf v. York, Secretair. 


Verhandelt im Ritterſaale des Königlichen Schloſſes zu Berlin, am 18. Juni 1847. 
Siebzehnte Sitzung, 
unter Vorſitz des Marſchalls, Fürſten zu Solmd:Hohen-Solmd-Lid, Durchlaucht; 
Secretair: Graf York v. Wartenburg. 

Das Protokoll der geſtrigen Sitzung wird verleſen, eine von dem Freih d. Maſſenbach 
dagegen erhobene Erinnerung beſeitigt und eine von dem Marſchall dagegen gezogene Be— 
—— fofort erledigt; dad Protokoll ſelbſt aber ſodann von dem Marſchall für genehmigt 
erflärt. 

Hierauf wird zur Pag der Bitte der Kurie der drei Stände, betreffend die Abän- 
derung der Verordnungen vom 3. Februar 1847, übergegangen. 

Referent v. Keltſch entwidelte zunädhft den Standpunft, von welchem aus die vierte 
Abtheilung bei der Berathung der vorliegenden Petition auögegangen fei und verlieft hierauf 
das Gutachten dieſer Abtheilung. 

Ad passum J. 
Der Antrag der Kurie der drei Stände ift dahin gerichtet: 
Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, die Cinberufung ded Vereinigten Landtages 
alle zwei Jahre auszuſprechen. 
Der Antrag der Abtheilung geht dahin: 
dem Beichluffe der Kurie der drei Stände mit der Mobififation beizutreten: 
Se. Majeftätallerunterthänigft zu bitten, Die periodifhe Einberufung 
des Vereinigten Landtages in einer von Allerhöchſtdemſelben zu beftim- 
menden Friſt Allergnädigft ausſprechen zu wollen. 

Graf v. Zandöberg:Gehmen hält zwar eine periodiiche Wiederkehr des Vereinigten 
Landtages wuͤnſchenswerth, findet es jedoch nicht entiprechend, Se. Majeftät mit einer darauf 
bezüglichen Bitte zu behelligen. Derfelbe erklärt fid) Dedhalb gegen den Antrag der Kurie der 
drei Stände und gegen den Antrag der Abtheilung. Derfelde ſchlägt folgendes Amen de— 
ment vor: 

die Herren-turie ift der Anficht, daß es zur Erreihung der mweifen und 
wohlthätigen Abſichten, welche Se. Majeftätden König bei der Erlaffung 
der Verordnungen v. 3. Februar d. 3. geleitet haben, entfpredend fein 
dürfte, wenn ftatt der periodifhen Wiederfehrder Vereinigten Ausfchüffe 
vielmehr die periodifche ———— eines Vereinigten Landtages in 
a des Königs Majeftät zu beftimmenden Frift angeordnet werben 
möchte. 
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Sie glaubt die Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit mit Ber- 

trauen Se. Majeftät dem Könige anbeimftellen gu dürfen. | 
Diefed Amendement erhält die geſetzlich erforderliche Unterftügung. 

Für die Nothwendigkeit der periodifchen Wiederkehr des Vereinigten Landtaged und für 
den Antrag der Abtheilung, jedod zum Iheil aus verfchiedenen Grümden, ſprechen fid) aus: 
Graf v. Ziethen, Graf v. Sierftorpff, Fürft zu Wied, Graf v. Mort, Graf v. Dyhrn, 
Prinz zu Hohenlohe: Ingelfingen, Fürſt Lichnowoky, Kürft zu Lynar, Graf tb. 
Königömart, Braf v. Schaffgotfc, Grafv. Arnim, Fürſt Wilhelm v. Radziwill, 
Graf v. Igenplis, Graf zu Dohna-Lauck und der Referent. 

Gegen den Antrag der Abtheilung äußern fih: Graf Botho zu Stolberg, Graf Eber- 
bard zu Stolberg, Graf v. Burghaus, v. Quaſt, v. Maſſenbach, Graf zuSolme— 
Barutb, ded Prinzen v. Preußen Königl. Hoheit, weiche beiden Letzteren fid) dem von 
dem Grafen v. Kandöberg eingebradyten Amendement auödrüdlic anſchließen. 

Dagegen fpradyen ſich gegen dieſes Amendement aus: Fürſt Lichnowsky, Graf v. Ar- 
nim, Fuͤrſt Wilhelm. Radziwill, Graf v. Itzenplitz, weil daffelbe keine Bitte, fondern 
nur eine Anficht, eine Meußerung enthalte, die Kurien ded Vereinigten Landtages aber nad 
& 13 der erften Verordnung vom 3. Februar d. I. nur über Bitten oder Beſchwerden Be— 
Ichlüffe zu faſſen befugt feien, weil daſſelbe zu unbeitimmt gefaßt fei und im Grunde daffelbe 
bezwecke, wie Die von der Abtheilung befürwortete Bitte, nur in einer andern Form. 

Zur Vereinigung ded Antrages der Abtheilung mit dem Amendement des Grafen v. 
nt macht Graf dv. Nedern den Abänderungsporfhlag, einen Beſchluß dahin 
zu faffen: 

dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände mit der Modifikation beizutreten: 

Se. Majeſtät allerunterthänigft zu bitten, die periodifche Einberufung 

des Vereinigten Yandtagesin einer von Allerhöchſtdemſelben zu beftim: 

menden Frilt Allergnädigft ausſprechen zu wollen. 

Die Herrenssturie übergiebt allerunterthänigftdie Erledigung diefer 
wichtigen Angelegenheitmit unbedingtem Vertrauen Se. Majeftät 
dem Könige. 

Diefed Amendement wird hinreichend unterftügt. 

Im Berlaufe der weiteren Diökuffion modifizirt Graf v. Landsberg-Gehmen fein 
Amendement und formulirte daffelbe dahin: 

Die Heren-Kurie tritt Dem Antrage der Kurie der drei Stände dahin bei, 
daß es zur Erreihung der weifen und wohlthätigen Abſichten, welde Er. 
Majeltät den König bei der Erlaffung der Berordnungen vom 3. Februar 
d. 3. geleitet haben, entfprebend fein bürfte, wenn ftatt der periodifchen 
MWiedertehr der Vereinigten Ausfhüffe vielmehr die periodische Einberw 
fung eined Vereinigten Landtages in einer von des Königs Majeftät zu 
beftimmenden Friſt angeordnetwerden möchte, underbittet die Erldigung 
diefer wichtigen Angelegenheit im Vertrauen auf die Weisheit Seiner 
Majeftät. 

— ſich der Landtags-Kommiſſarius, Staatöminiſter v. Bodelſchwingh über die 
für die periodiiche Wicderfehr des Vereinigten Landtages angeführten Gründe und uber 
mehrere Bemerkungen einzelner Redner geäußert hatte, erflärte derfelbe: 
daß die Nothwendigkeit einer periodiihen Wiederkehr ftändifcher Verfammlungen dem 
Gefepgeber bei dem Erlaffe der Allerhöchſten Werordnungen vom 3. Februar d. I. eden- 
falls vorgefchwebt habe, welche in der periodiihen Wiederkehr der Ausſchüſſe verwirllicht 
ſei. Eine gleiche Beſtimmung ſei für den Vereinigten Landtag nicht erforderlich geweſen, 
weil deſſen Beirath nur in außerordentlichen Fällen erfordert werden ſolle. 

Wenn jedoch die — jetzt die Ueberzeugung gefaßt habe, daß eine 
periodiſche Wiederkeht für eine Verbeſſerung der Verfaſſung zu halten ſei, und wenn 
fie eine hierauf bezügliche Bitte an Se. Majeftät zu richten für zeitgemäß erachte, fo könne 
er von feinem Standpunfte aus der Verſammlung nur rathen, foldye vertrauendvoll an 
den Stufen des Ihroned niederzulegen und überzeugt zu fein, daß diefelbe diejenige Be 
rüdfihtigung Allerhöchſten Orts finden werde, welche die Weisheit Sr. Majeftät dei 
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Königd als feinen nur auf dad Wohl ſeines Volkes gerichteten Anſichten entſprechend fin- 
den werde. Dagegen aber fei aud) er ebenfo überzeugt, daß die Verfammlung die erge- 
bende Enticheidung, möge ſolche nun ausfallen wie fie wolle, mit dem unbedingteften 
Vertrauen auf die Weisheit Sr. Majeltät des Königs aufnehmen werde. 

Hierauf ftellte der Marſchall zuerſt folgende Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung bei? 

Die Abſtimmung erfolgt auf den von dem Fürſten Lichnowsky geftellten und geſetzlich 
unterftügten Antrag durch namentlihen Aufruf. 

Aus den diefem Protokolle beigefügten Stimmgetteln,”) ergiebt ſich ald Refultat der Ab- 
ftimmung, daß bei einer Anwefenheit von 67 Mitgliedern 41 Stimmen die geftellte Frage 
bejaht und 26 Stimmen diefelbe verneint haben. 

Da biernad nicht zwei Drittheile der Anmwefenden fid für den Antrag 
der Abtheilung erklärt haben, fo ijt derfelbe nicht angenommen. 

Die weiter geftellte Frage: 

Tritt die Verfamlung dem Amendement ded Grafen v. Landsberg-Geh— 
men, wie ſolches im Laufe der Diökufjiou zulegt von demfelben mobdifi- 
zirt und formulirt ift, bei? 
mwird bei der durch Aufitehen und Sitzenbleiben bewirkten Abjtimmung von 43 Stimmen 
bejaht und von 24 Stimmen verneint. 

Da audy bier nicht zwei Drittheile der Anweſenden ſich für dad Amendement ded Gra- 
fen v. Landsberg erklärt haben, fo ift daffelbe ebenfalls niht angenommen. 

Zur Abftimmung fommt endlid) dad Amendement des Grafen v. Redern. 

Die von dem Marſchall geftellte Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Amendement ded Grafen dv. Redern bei? 
wird bei der durch Aufitehen und Sigenbleiben veranlaften Abftimmung von 49 Stimmen 
bejaht, von 18 Stimmen verneint. 

Da biernady ſich mehr als zwei Drittheile für dad Amendement des Grafen v. Redern 
erklärt haben, fo ift Daffelbe angenommen. 

Hiernach ward die Sitzung geſchloſſen und von dem Marſchall eine neue Sigung auf 
morgen Vormittags 10 Uhr anberaumt. 

2. Fürft zu Solms. 
p. Krofigf, 
Secretair der Herren Kurie. 


Verhandelt im NRitterfaale ded Königl. Schloffes zu Berlin, ben 19. Juni 1847. 
Achtzehnte Sigung, 
unter Vorfig ded Marfchalld, Fürften zu Solms-Hohen-Solms-Lich, Durchl.; 
Secretair: Domprobit v. Kroſigt. 

Das Protokoll der geftrigen Sitzung wird von dem Secr, Domprobft v. Krofigf, 
verlefen und da feine Erinnerung dagegen gemacht wird, von dem Marſchall für geneh⸗ 
migt erklärt. 

Es wird hierauf übergegangen zur Kortfegung der Berathung über den Peti— 
tiondantrag der Kurie der drei Stände, betreffend Die Abänderung der Ver: 
ordnungen vom 3. Februar d. 3. und zwar: 

Ad passum Il. 
Nachdem Referent v. Keltfd) das bezügliche Gutachten der Abtheilung verlefen, welches 
dahin gebt: 
dem Antrage der Kurie der drei Stände: 
Se. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, den Wegfall der Ausſchüſſe Aller- 
gnädigft auszusprechen, 
dahin beizutreten: 





*) Die Stimmliften der namentlichen Abftimmungen ber Herren» Kurie find am Schluffe ber Protokolle 
überfichtlich zufammengefteilt. 
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Se. Majeltät den König allerunterthänigft zu bitten, den Wegfallder 
durd die Verordnungen bom 3. Februar 1847 gefchaffenen ftändifhen 
Ausſchüſſe ausfpreben au wollen, 
erflärt ſich zunächſt gegen daffelbe Graf zu Ly nar, meil durch die zweite Verordnung vom 
3. Kebruar d. I. nur ein Bereinigter ſtaͤndiſcher Ausſchuß geichaffen fei, der Antrag der Ab: 
theilung aber auf den Wegfalt der ſtändiſchen Ausfchüffe gerichtet fei, und man anneh— 
men müffe, daß darunter auch die durch das Gefch vom 21. Juni 1842 geſchaffenen ftän- 
difhen Ausſchüſſe begriffen feien, weil durch Diefelben der Vereinigte ſtaͤndiſche Ausichuß 
gebildet werde. Die Beibehaltung diefer Ausſchüſſe müſſe er im Intereffe der Proviniial- 
ftände ald durchaus wünfdenswerth anerkennen und für eine Bitte um Wegfall des Ber: 
einigten ftändifchen Ausſchuſſes könne er fid) deshalb nicht erklären, weil er diefe Bitte nicht 
für angemeffen und zeitgemäß erachte. 

Referent v. Keltfc) giebt als richtig zu, daß cö in dem Antrage der Abtheilung anftatt: 

„der durch die Verordnung vom 3. Februar 1847 geſchaffenen ftändifchen Audihüffe*, 
beifer heißen müffe: „des durd die Verordnung vom 3. ‚Februar 1847 gefchaffenen Nereinig- 
ten ftändifchen Ausſchuſſes“, und erklärt, Daß aud) nur in diefem Sinne der Antrag der Ab⸗ 
theilung zu verſtehen ſei. 

Graf Botho zu Stolberg erklärt ſich gegen den Antrag der Abtheilung und nachdem 
fid) Fürſt Lichno woky über die von dem Grafen zu Lynar angeregten Bedenken geäußert 
hat, bringt Fürft Wilhelm v. Radziwill folgended Amendement ein: 

Se. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, die Verordnung 
ded 3. Kebruar 1847 über den Bereinigten Ausſchuß und defien Be 
fugniffe Allergnädigft dahin abändern au wollen, daß diefem Ausſchuſſt 
in feinem Berhältniffe zu dem Vercinigten Zandtage feine weiteren 
Rechte eingeräumt werden möchten, ald foldye dem ftändifhen Ausſchuſſe 
der Brovinzial-Yandtage diefem Ichteren gegenüber durd) die Verord- 
nung vom 21. Juni 1842 beigelegt waren und foldyes näher aus den $$? 
und 4 der legtgedadhten Verordnung hervorgeht. 

Nach näherer Entwidelung dieſes Amendementd durdy den Antragfteller findet daſſelbe 
die geſetzlich erforderliche Unterſtütung. 

Fürft Lichnowoky will die von dem Grafen zu Lynar angeregte und von dem Refe— 
renten acceptirte Verbefferung des Antrages der Abtheilung ald ein Amendement betrat 
wiſſen, weldyer Meinung ſich jedod der Marſchall nicht anſchließen kann. 

Der Landtags-Kommiffarius, Staatsminifter v. Bodel ſchwingh, erläutert den Cha: 
rakter der durd) die Verordnung vom 21. Juni 1842 gefchaffenen ſtändiſchen Ausſchüſſe und 
ertlärt die von ae v. Nadyiwill vorgefchlagene Bitte ald durchaus praktifd) für 
den Kall, daß Se. Majeftät auf die ad passum I beſchloſſene Bitte, die periodijche Wieder: 
fchr des Vereinigten Landtages auszufprechen, geruhen follten. 

Nachdem fidy mehrere Nedner theild für, theild gegen den Antrag der Abtheilung, theild 
aud) gegen das Amendement des Fürften v. Nadzimwill ausgeſptochen haben, umd eine 
längere Debatte über die Art der vom Marſchall gefteliten Fragen ausgeſprochen haben, ftelt 
der Marſchall die Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung bei? 

Bei der durch Aufitchen und Sigenbleiben bewirkten Abftimmung wird diefe Frage bon 

34 Stimmen bejaht, von 32 Stimmen verneint. Da fonad) nicht zwei Drittheile der Anwe— 
fenden dem Antrage der Abtheilung beigetreten find, fo ift derfelbe nicht angenommen. 
Die hierauf in gleicher Weiſe zur Abftimmung gebrachte Frage: 
——— Verſammlung dem Amendement des Fürften Wilhelm v. Kadzi— 
will bei 
wird von mehr ald zwei Drittheilen der Anweſenden bejaht und iſt ſomit dad Amende— 
ment des Fürften v. Nadziwillangenommen. 
Ad passum Il. 
Die Majorität hat vorgeichlagen, 
dem Antrage der Kurie der drei Etände, welcher dahin gebt: 
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Se. Majeftät den König zu bitten, daß Allerhöchftdiefelben anzuerkennen geruben 
möchten, cd könne der Beirath ded Vereinigten Landtages nidyt durch Verhandlungen 
mit einzelnen Provinzial-Yandtagen ausgeſchloſſen fein, 

unverändert beizutreten. 

Nachdem ſich mehrere Redner theild für, theild gegen diefen Vorſchlag erklärt haben und 
der Landtags-Kommiſſarius ſich über die Beftimmung ded Vereinigten Ausſchuſſes nad) der 
Verordnung vom 3. Februar d. X. und über deffen Bedeutung für den Fall, daß Se. Majeftät 
die Periodizität des Vereinigten Yandtaged auszuſprechen geruhen follten, geäußert hatte, 
wird die von dem Marfchall auf den vorftchenden Antrag der Abtheilung gerichtete Frage 
bei der durch Aufftchen und Sigenbleiben veranlakten Abjtimmung von 26 Stimmen be- 
jaht, von 40 Stimmen verneint. 

Hiernach ift dem Vorſchlage der Abtheilung und fomit aud) dem Antrage der 
Kurie der drei Stände nicht beigetreten. 

Ad passum IV. 

Der Antrag der Kurie der drei Etände ift dahin gerichtet: 

a) Se. Majeftät den König allerunterthänigit zu bitten, Allergnädigft anerkennen zu 
wollen, daß nur mit Zuftimmung des Vereinigten Landtages Landesſchulden rechtsgültig 
fontrabirt werden können. 

Falls jedoch der unbedingten Anwendung dieſes Geſetzes erhebliche Bedenken ent: 
gegenftehen möchten, dem Vereinigten Yandtage eine darauf bezügliche Propofition huld- 
reichſt vorlegen zu laſſen. 

b) Se. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, Allergnädigit anerkennen zu 
wollen, daß nad) der Verordnung vom 17. Januar 1820 (Staatöfhulden betreffend) 
überhaupt fein Staatöihulden-Dofument irgend einer Art, weder verzinslidye noch un: 
berzindliche und deöhalb auch keine Erklärungen von Schuldgarantieen ohne Zuziehung 
und Mitgarantie des Nereinigten Landtages auögeftellt werden dürfen. Im alle aber 
die unbedingte Anwendung dieſes Geſetzes bedenklich erachtet würde, dem Vereinigten 
Yandtage dieferhalb eine Allerhöchfte Propoſition Allergnädigſt vorlegen zu laffen. 

Der Vorſchlag der Abtheilung geht dahin: 

dem Antrage der Kurie der drei Stände ad IV a in der Art beiqutreten : 

Se. Majeltät den König allerunterthänigft zu bitten, Wllergnädigft anerkennen zu 
wollen, daß nur mit Zuftimmung ded Vereinigten Yandtages Landesſchulden redhtöträf- 
tig fontrahirt werden können, und dabei auszuſprechen, daß Se. Majeftät dad unbe- 
ftreitbare Recht der Krone behalten möge, in allen Fällen, in weldyen die Einberufung 
deö Vereinigten Landtages unausführbar ift, ohne Zuzichung ftändifcher Organe An: 
leihen au fontrabiren, 

dem Antrage der Kurie der drei Stände ad IV b aber unberändert beizutreten. 

Auf die Frage Sr. Königlichen Hobeit des Prinzen vd. Preußen, ob in dem letzten 
Satze des Antrages der Abtheilung ad IV a vorden Worten: „zu fontrahiren“, das im erften 
Abſchnitte dieſes Satzes gebraudyte Wort: „rechtöträftig* abfichtlich ausgelaflen worden fei, 
erklärt der Referent, daß dies nicht der all fei, und die Einſchiebung dieſes Wortes in den 
Antrag der Abtheilung unbedenklich erſcheinen dürfte. 

Nachdem fid Graf v. Sierftorpff und Grafv. Itzenplitz für den Antrag der Ab- 
theilung auögefproden haben, trägt Fürft Wilhelm v. Nadziwill ad passum IV a und 
b folgendes Amendement, welches er im Einverftändniffe mit dem Landtags-Kommiſſarius 
eingereicht habe, vor: 

Seine Majeftät zu bitten: 

1. daß alle für Friedenszwecke zu fontrahirende Staatsanleihen, für welche das Staats: 
eigenthum oder die Staatsrevenüen zur Sicherheit beftellt werden, nidyt anderd als mit 
Zuftimmung des Vereinigten Yandtagcd aufgenommen werden follen; 

2. daß daffelbe auch von Darlehnen für Kriegszwecke gelten möge, fo oft nach dem Er- 
meffen Sr. Majeftät die Einberufung des Vereinigten Landtages ohne Gefährdung 
ded Staated erfolgen kann; 

3. daß aber in den Fällen, wo bei einem zu eriwartenden oder bereitö audgebrodhenen 
Kriege zur Beſchaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbedarfes die vorhandenen 
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Fonds nicht ausreichen, deöhalb Darlchne — werden müffen, und nad) dem 
Ermeffen Sr. Majeftät die Einberufung ded Vereinigten Landtages ohne Gefährdung 
höherer Staatöintereffen nicht erfolgen fann, Sr. Majeftät das Hecht vorbehalten bie: 
ben möge, dergleichen Anleihen ohne Zuziehung ftändiiher Organe dergeftalt zu fon- 
trahiren, daß denfelben die nämliche Sicyerheit wie den mit Zuftimmung ded Vereinigten 
Landtages fontrahirten Darlchnen zuſtehe. 

4. Der $ 7 der Verordnung vom 3. Februar 1847 über die Bildung des Vereinigten 


Landtages bleibt in Kraft. 

Der Landtagd-Kommiffarius, Staatöminifter v. Bodelſchwingh, erläutert dad bon 
dem Antragfteller berührte Einverftändnif, fo wie die Anfichten des Gouvernementd über die 
Aufnahme von Staatsihulden und erflärt, daß er das geitellte Amendement Namens der 
Krone nur acceptiren fönne, jedoch unter den Bedingungen, daß die zu Kriegszwecken ohne 
die Zuftimmung des Vereinigten Yandtaged aufgenommenen Darlchne gleiche Gültigkeit 
haben, als die von dem Nereinigten Yandtage fonfentirten Anleihen, und daß die Frage: ob 
die Zufammenberufung des Vereinigten Yandtages auöführbar fei oder nicht? lediglich der 
Entiheidung Er. Najeftät anheimgeftellt bleibe, fo daR nicmald von Allerhöchſtdemſelben der 
Beweis der Unmöglichkeit der Zufammenberufung des Vereinigten Landtages gefordert 
werden fönne. 

Referent fchlägt vor, um dieſer Ichteren Bedingung ebenfalls zu genügen, in dem Antrage 
der Abtheilung ad IV a im zweiten Abfaß vor dem Worte: „unansführbar* die Worte 
einzuſchalten: „nah dem Ermeffen Sr. Majeftät des Königs“, und ch erflärt 
Graf Eberhard zu Stolberg, daß, wenn dies nicht als eine Nedaktionäverbefferung 
angeſehen werden follte, er diefen Vorſchlag ald Amendement ftellen wolle. 

Der Landtags-Kommiffariud erflärt, daß dieſer Vorſchlag weiter gehe, ald es die Inten: 
tion der Krone fei und außerdem nicht die ausdrückliche Erklärung enthalte, welche von der 
Kurie der drei Stände verlangt worden fei. 

Graf d. Arnim fpricht ſich für dad Amendement des Fürſten v. Radziwill aus, fchlägt 
jedoch vor, anftatt der Worte: „ohne Gefährdung höherer Etaatöintereffen nicht erfolgen 
Fann“ zu fagen: „unausführbar ift“, womit fi Fürft Wilhelmv. Radziwill cn 
verftanden erklärt. 

Ein gleiches Einverftändnif deffelben ergiebt ſich mit dem Vorichlage des Grafen v. Arnim 
im erften Sage bei den Worten: „das Staatdeigenthum*, „die Staatörevenüen*, die Artikel 
„das“ und „Die* wegzulaffen. 

Auf ein von dem Grafen v. Hork über die in dem Amendement gebrauchten Ausbrüde: 
Friedenszwecke“, „Kriegoözwecke“ geäußerted Bedenken ftellt der Landtags-Kommiſſarius 
zur Vefeitigung deffelben anheim, ftatt diefer Worte zu fagen: „in&riedendzeiten“, „in 

Kriegszeiten“, weldye Verbefferung der Antragfieller acceptirt. 

Nachdem ſich noch mehrere Redner über die Frageftellung geäußert hatten und man ſich 
darüber verftändigt hatte, daß der urfprüngliche Antrag der Abtheilung, wie er in dem ge 

dructen Gutachten ftebe, und dann ald Amendement des Fürften v. Radziwill zur Ab: 
Stimmung gebracht werden müffe, ftellt der Marfchall die Frage: 

Tritt die Berfammlung dem urfprüngliden Antrage der Abtheilung beit 
welche bei der durch Aufftchen und Eigenbleiben bewirkten Abftimmung nicht die erforderliche 

Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen der Anweſenden erhält. 

Der Vorſchlag der Abtheilung ift daher nicht angenommen, 

Hiernäͤchſt wird dad Amendement des Fürften Wilhelm v. Radziwill zur Abllim- 
mung gebracht in der Art, wie es im Laufe der Debatte modifigirt worden ift. 


Daffelbe lautet nunmehr dahin: 
Se. Majeftät zu bitten: , 
1. daß alle in Friedenszeiten zu fontrahirenden Staatsanleihen, für 
weldhe Staatöeigenthum oder Staatörevenüuen zur Sicherheit beftellt 
werden, nicht anders als mit Zuftimmung des Kereinigten Zandtaged 
aufgenommen werden fellen; 
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2. daß daſſelbe auch von Darlehnen in Kriegszeiten gelten möge, fo oft 
nad) dem Ermeffen Er. Majeftätdie Einberufung ded Vereinigten Land— 
tages ohne Gefährdung des Staated erfolgen fann; 

3. daß aberin den Fällen, wo bei einem zu erwartenden oder bereitd aus— 
gebrodhenen Kriege zur Beihaffung des nöthigen außerordentlidhen 
Geldbedarfs die vorhandenen Fonds nidht audreihen, deshalb Dar: 
Ichne aufgenommen werden müfien, und nad dem Ermeffen Sr. Maje: 
ftät die Ginberufung des Vereinigten Landtages unausführbar ift, 
Sr. Majeſtät das Recht vorbehalten bleiben möge, dergleihen Anleihen 
ohne Zuziehung ftändifher Organercehtögültig zu fontrabiren; 

4. der 8 7 des Geſetzes vom 3. Februar 1847 wegen Bildung des Vereinig- 
ten Landtages bleibt in Kraft. 

ei der durdy Aufſtehen und Sigenbleiben bewirkten Abftimmung ergicbt fid) eine über: 
wiegende und mehr ald zwei Trittheile der Anweſenden betragende Stimmenmehrheit für 
dieſes Amendement und ift dafielbe fomit angenommen. 


Ad passum V. 


Tem Antrage der Kurie der drei Stände: 
Er. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, eine Deflaration refp. Abänderung 
ded 8 Idea Geſetzes vom 3. Februar c. über die Bildung ded Vereinigten Landtages 
Allergnädigft zu erlaffen, welche außer Zweifel ſetze, daß das Recht des ſtändiſchen Bei: 
rathes über alle Steuergefege überhaupt dem Wereinigten Yandtage zuftche, 
bat fidy die Abtheilung ebenfalls angeſchloſſen und die Verfammlung tritt demfelben durd) 
Aufitchen in der erforderlichen Stimmenmehrheit von mehr als zwei Drittel der Anweſenden 
ebenfallö bei. 
Adpassum VI. 

In gleicher Weiſe erflärt die Verfammlung ihren Beitritt zu dem bon der Abtheilung 
ebenfallö befürmworteten Antrage der Kurie der drei Stände, weldyer dahin gerichtet ift: 

Se. Majeltät zu bitten, daß Allerhöchftdiefelben eine Deklaration der Verordnung vom 
3. Februar c. Allergnädiaft zu erlaffen geruhen möchten, durch welche außer Zweifel ge- 
ftellt werde, daß mit Rückſicht auf die frühere Geſetzgebung in den rechtlichen Verhältniffen 
der Domainen und Regalien nidytö geändert fei, jo daß die Mitwirfung der Stände, weldye 
aus der die Domainen betreffenden Gefehgebung zu begründen, ungeihmälert fei. 

Ad passum Vll. 

Die Kurie der drei Stände hat beantragt: 

Se. Majeftät den König allerunterthäniaft au bitten, an den Verfaffungdgefegen ohne 
Zuftimmung der Stände Allergnädigit Nichts ändern zu wollen. 

Diefem Antrage ift die Abtheilung mit 7 gegen 5 Stimmen beigetreten. 

Im Yaufe der Diskuffion treten jedoch 3 Stimmen von ihrem Votum zurüd und erklären @ 
fid gegen den Antrag. 

66 ſprechen ferner gegen denſelben Fürſt Boguslaw dv. Radzimill, Graf 
v. Burghaus, Grafv. Itzenplitz, Graf v. York, Graf Botho zu Stolberg, 
Graf zuSolms-Baruth, des Prinzen v. Preußen Königl. Hoh, Graf v. Arnim. 

Graf v. Kielmannsegge ſchlägt die von der Minorität der Abtheilung vertheidigte 
und in der Debatte mehrfach unterſtütßte Anficht ald Amendement vor, und formulirt 
daffelbe dahin: 

Se. Majeftätden König alleruntertbänigftzu bitten, anden Verfaſ— 
fungögefegen ohne den Beirath der Stände Allergnädigft Nichts 
ändern aumollen. 

Daſſelbe findet die erforderliche Unterſtützung. 

Dagegen findet der Antrag des Prinzen Bironv. Curland, den durd das Zurüd- 
treten mehrerer Abtheilungsmitglieder gefallenen Antrag der Abtheilnng nunmehr ald fein 
Amendement zur Abftimmung zu bringen, keine Unterftügung. 

Nahdem Graf p. Arnim einen auf die Kaffung des proponirten Amendements bezüg- 
lihen Abänderungsvorfhlag zurüdgenommen hat, ftellt der Marſchall die Frage: 
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" Soll dem Antrage der Kurie der drei Stände mitder Modifikation 
beigetreten werden: 
Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, an den Verfaffungs- 
h gefegenohnedenBeirath der Stände AllergnädigſtKichts ändern 
umollen, 
* bei der durch Aufſtehen und Sitzenbleiben veranlaßten Abſtimmung von 36 Stimmen 
bejaht und von 30 Stimmen verneint wird. Dad Amendement ift hiernach nidyt angenom: 
men und dem Antrageder KuriederdreiStändeiftnidt beigetreten. 
Adpassum VIII. 
Die Bitte der Kurie der drei Stände geht dahin: 

Daß Se. Majeftät mit Rückſicht auf die bereits formirten allerunterthänigften Anträge 

und namentlich auf die zugeſicherte Wiedereinberufung des Vereinigten Yandtages inner- 

halb vier Jahren die Wahlen zu den ſtändiſchen Ausfchüffen und zu der ftändifchen 

Deputation für dad Staats-Schuldenwefen für jeht auöfegen zu Laffen Alergnädigft ge: 

ruhen mögen. 

Die Abtheifung ift Diefer Bitte beigetreten. 
Nachdem fih Prinz zu Hohenlohe und Graf zu Lynar, fo wie der Landtagb— 
Kommiffarius geäußert haben, ftellt Graf vd. Arnim das Amendement: 

hinter den Worten „innerhalb vier Jahren“, die Worte einzuhalten „bis zur Aller: 

bödhften Entfheidung über jene Anträge.“ 

Seitens der Abtheilung wird nichts Dagegen erinnert, daß ihr Antrag nad) diefem Amen: 

dement modifizirt werde, weldyer nunmehr dahin lautet: 

dem Antrageder Kurie derdrei Stände dahin beiyutreten: 

dag Sc. MajeftätmitRüdfiht auf die bereitöformirtenallerum 
terthänigftien Anträge und namentlich aufdie gugefiherte Wieder 
cinberufung des Vereinigten Landtages innerhalb vier Jahren 
bis zur Allerhöchſten Entfheidung über jene Anträgedie Wahlen 
au den fändifhen Ausfhüffen und zu der ſtändiſchen Deputation 
fürdad Staats-Schuldenwefen fürjestaudfegen zu laſſen Aller: 
gnädigftgeruhenmögen. 

Tem fo mobdifizirten Antrage der Abtheilung wird bei der durch Aufftehen und Eisen: 
bleiben veranlaßten Abftimmung mit der erforderlichen Stimmenmehrheit beigetreten und if 
diefer Antrag daher angenommen. 

Hiermit ift die Berathung über die Petition, betreffend die Abänderung der Verordnun: 
gen vom 3. Februar 1847 beendigt. 

Zur weiteren Berathung fommt fodann: 

der Antrag der Kurie der drei Stände auf Vertagung des erften 
Vereinigten Yandtaged. 
©  Mefer. Graf Eberhard zu Stolberg erftattet den Bericht der Abtheilung, deren 
Antrag dahin gebt: 
der Bitte der Kurie der drei Etände nicht beizutreten. 

Die Verfammlung tritt dem Antrage ihrer Abtheilung bei der durch Aufſtehen und 
Sitenbleiben bewirkten Abftimmung in der erforderlihen Etimmenzahl bei, und es ift hier: 
nad) dem Antrage der drei Stände nit beigetreten. 

. . ‚Hiermit ift die Sitzung geſchloſſen, nachdem der Marſchall die nächfte Situng auf 
Montag den 21. d. Mto. Vormittags 10 Ahr anberaumt hatte. 
2. Fürſt zu Solms. 
Graf v. Dort, 
Secretair der ‚Herren: Kurie, 
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Verhanbelt im Nitterfaale bed Königlihen Schloffes zu Berlin, am 21. Juni 1847. 
Neungehnte Sigung, 
unter Borfig des Marfchalld, Fürften zu Solmd:Hohen-Solmd-Lid, Durdlaudt; 
Secretair: Graf York v. Wartenburg. 

Das Prototoll der lezten Sigung wird von dem Secretair, Grafen York vd. Warten- 
burg, verlefen und da feine Bemerkung dagegen gemacht wird, von dem Marfchall für ge- 
nehmigt erklärt. 

Referent v. Keltfch verlieft hierauf den Beſchluß der Herren-Kurie über den Petitions: 
antrag der Kurie der drei Stände, betreffend die Abänderung der Verordnungen vom 3. Fe 
bruar 1847, fo wie dad darauf bezüglidhe Anfchreiben an den Marſchall der Kurie der 
drei Stände. 

vd. Quaſt erhebt gegen die Kaffung des Befchluffed ad passum I ein Bedenfen, welches 
jedoch feine weitere Unterftügung erhält, und da weitere Bemerkungen nidyt erhoben werden, 
fo erklärt der Marſchall die verlefenen Mitteilungen für genehmigt. 

Es werben ferner verlefen: 

der Beichluß der Herren-Kurie, betreffend den Betitiondantrag der Kurie der drei Stände 
über die Sonderung in Theile 

durd) den Referenten, Grafen v. Keyſerling, und 
der Beſchluß der Herren-Kurie über den Retitiondantrag der Kurie der drei Stände, be: 
treffend die Ginführung ded öffentlihen und mündlichen Kriminalverfahrens in allen 
Iheilen der Monarchie, in denen die Kriminalordnung gilt, 

durch den Referenten, Domherrn v. Rabenau. 

Auch diefe Mittheilungen werden von dem Marſchall für genehmigt erklärt, da Er- 
innerungen von feiner Seite dagegen erhoben werben. 

An der Tagesordnung it zunächſt 

I. der Betitiondantrag der Kurie der drei Stände, betreffend die Erwei— 
terung des Petitionsrechtes. 

Referent v. Quaſt verlieſt dad Gutachten der vierten Abtheilung. 

Ad passum I. 
Die Kurie der drei Stände hat beantragt: 
daß ded Königs Majeftät geruhen möge, die erceptionelle Beftimmung einer Majorität 
von zwei Drittheilen für einzubringende Bitten und Beſchwerden aufzuheben, reipettive 
dahin Allergnädigft zu modifiziren, daß nicht nur in der Regel, fondern bei allen Abftim- 
mungen die einfahe Stimmenmehrheit enticheide; ferner in Beziehung aufdie Abftimmungen 
bei den Provinzial» Landtagen, dem nächſten Provinzial-Landtag einen Gefegentwurf in 
demfelben Sinne vorlegen zu laffen. 

Der Vorſchlag der Abtheilung ift dahin gerichtet: 

dem Antrage adI der Petition der Kurie ber drei Stände in Bezug auf 
die Verhandlungen ded Vereinigten Zandtaged, aber ohne Anwendung 
auf die Verhandlungen der Vereinigten ftändifhen Ausſchüſſe, mit der 
Mopdifitation beizutreten, daß davon diejenigen Bitten und Beſchwerden 
audgefhloffen bleiben, welche Veränderungen in der ftändifhen 
Berfaffung betreffen; 
dagegen aber 

dem zweiten Theile des Antraged adl, beyüglid der Provinzial: 
Landtage, nicht beizutreten. 

Graf Eberhard zu Stolberg, welcher fid) gegen den Antrag der Abtheilung erklärt, 

fhlägt nad) näherer Entwickelung deſſelben folgended Amendement vor: 

die Herren-Kurie möge befhließen, dem Antrage der Kurie der drei 

Ständeadlmit der Mopifitation beizutreten, daß eine Betition nur 

wenn fiemitzmwei Drittheilenin derjenigen $urie, beiwelder fie ein— 

5—— worden iſt, angenommen worden iſt, in die andere Kurie 
ommen dürfe, Dort aber mit der einfachen Majorität angenommen 
werden fönne; dagegen diejenigen Bitten, welde Beränderungenin 
Erfte Abtheilung. 62 





978 Sigungd-Protofolle des erfien Vereinigten Landtages. 


der ftändifhen Verfaffnng betreffen, die Majorität von zwei Drit— 
theilen in beiden Kurienerhalten müßten, daß ferner aud) demamci- 
ten Theile ded Antragesdadlbezüglid der Brovinzial-Landtagenidt 
beigetreten werde. 

Diefed Amendement wird unterftüßt. 

Graf dv. Dyhrn Spricht ſich für den Antrag der Kurie der drei Stände aus und fchlägt 
vor, denfelben unverändert anzunehmen. 

Diefer Vorſchlag erhält indeh nicht die gefehlich erforderliche Unterftügung. 

Dagegen wird ein bon dem Fürften Boguslam v. Radziwill eingebrachtes ander: 
weitiges Amendement in geſetzlicher Weife unterftügt. 

Daffelde geht dahin: 

die Herren-Kurie wolle beſchließen, daß alle Betitionen, gleihpiel, 
ob fie ausder Kurie der drei Stände oder aus der Herren-Kurie her— 
vorgehen, in der Kurie, in der ſie zuerſt eingebracht worden find, zwei 
Driftheile der Stimmen für ſich haben müffen; daß dagegenin der 
andern Kurie die einfache Stimmenmehrheit genüge; dem zweiten 
Theile ded Antraged ad bezüglich der Provinzial: LZandtage aber 
nidt beizutreten. 

Auch dieſes Amendement wird unterftüßt. 

Nachdem ſich mehrere Redner theild für den Antrag der Kurie der drei Stände, theild 
für den Antrag der Abtheilung, theild für Die geftellten Anendementd auögefprochen haben, 
dv. Maffenbacd aber fidy gegen Die Betition überhaupt erklärt hat, twerden folgende Fra 
gen von dem Marfchall geftellt: 

1. Tritt die Berfammlung dem Antrageihrer Abtheilung bei? 

Bei der durd) Aufftchen und Eigenbleiben bewirkten Abftimmung wird diefelbe nicht 
pon zwei Drittheilen der Anweſenden bejaht, und fomit ift der Antrag der Abtheilung 
niht angenommen. 

2. Tritt die Berfammlung dem Vorfhlage ded Grafen Eberhard zu 
Stolberg bei? j 

Bei der in gleicher Weife erfolgten Abftimmung ergeben ſich nicht zwei Drittheile für 
diefen Borfchlag ; derfelbe ift Daher verworfen. 

3. Tritt die Verfammlung dem Vorfhlage des Fürften Bogudlam 
v. Radziwill bei? 

Derſelbe wird von 35 Stimmen bejaht, von 23 Stimmen verneint; der Vorſchlag iſt ſo⸗ 
nach ebenfalls nicht angenommen. 

Nach allem dieſem ift dem Petitionsantrage der Kurie der drei Stände in feiner Weiſe 
beigetreten. 

Ad passum Il. 
Dem Petitionsantrage der Kurie der drei Stände, welcher dahin geht, 
den 8 19 der Berordnung vom 3. Februar d. J. über die Bildung ded 
Vereinigten Landtages dahin abguändern: 

daß eine ungehinderte und freie Kommunifation zwiſchen den 

Landtagd-Abgeordneten und den von ihnen Bertretenen ftatt- 

finden dürfe, zudem Behufe, daß letztere denerfteren ihre Wünſche 

zu erfennen geben, ohne ihnen bindende Aufträge zu ertheilen, 
und welcher von der Abtheilung befürwortet ift, wird ohne Bemerkung 
beigetreten. 
Ad passum Ill 
Dem Antrage der Kurie der drei Stände: 
daß des Königs Majeftät geruhen möge, aud) ohne Eintreten neuer Gründe die Zuläffig: 
feit früher zurückgewieſener erneuerter Petitionen zu geftatten, 
ift die Abtheilung nicht beigetreten. 
Nachdem Graf v. York und Graf v. Dyhrn fi) für den Antrag der Kurie der drei 
Stände erflärt haben, wird die von dem Marſchall geftellte Frage: 
Tritt die Berfammlung dem Vorſchlage ihrer Abtheilung bei? 
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bon mehr ald zwei Drittheilen der Anweſenden bejaht, und ift demnady Dem Antrage der 
Kurie der drei Stände nidt beigetreten. 
Ad passum IV. 

Es ift endlich vom der Kurie der drei Stände beantragt worden: 
des Königs Majeftät möge Allergnädigft geruben, den $ 13 der Verordnung vom 3. Fe— 
bruar 1847 dahin Allergnädigft zu deflariren refp. abzuändern, daß äußere Angelegen- 
heiten von dem Petitionsrechte des Vereinigten Landtages nicht auögeichloffen find. 

Die Majorität der Abtheilung hat diefen Antrag mit der Mopifitation befürwortet: 
daß Se. Majeftät der König ehrfurchtsvoll gebeten werde, den $ 13 der 
Verordnung vom 3. Kebruar d. 3. Allergnädigit dahin abändern zu 
lafien, daß dem Vereinigten Landtage das Recht zuftehe, Sr. Maje- 
ftät Bitten und Befhwerden vorgutragen, weldhe dad Intercife des 
ganzen Staateß oder mehrerer Provinzen betreffen, wogegen Bitten 
und Befhwerden, welde allein dad Intereffe einzelner — 
betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben. 

Nach ſtattgehabter Diskuſſion, bei welcher ſich Graf dv. Keyſerling, Graf dv. York, 
Graf v. Arnim, des Prinzen von Preußen Königliche Hoheit, Graf Eberhard zu 
Stolberg, der Referent, Fürſt Lichnowöky, Graf v. Ißenplitz, Graf zu Solms-Ba— 
ruth betheiligen, ſchlagen des Prinzen von Preußen Königliche Hoheit folgendes 
Amendement vor: 

am Schluſſe des Antrages der Abtheilung die Worte hinzuzufügen: 
womit die Kurie jedoch nicht gemeint iſt, als ſolle hiermit die höhere, 
äußere Politit als ſolche in den Kreis des Petitionsrechtes des Ver— 
einigten Landtages gezogen werden. 

Dieſes Amendement wird in geſetzlichem Maaße und insbeſondere von dem Referenten 
und mehreren Mitgliedern der Abtheilung unterſtützt, und deshalb von dem Marſchall in 
Verbindung mit dem Antrage der Abtheilung zur Abſtimmung geftellt. 

Bei der durdy Aufftehen und Eipenbleiben veranlakten Abftimmung über die Frage: 
Tritt die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung mit dem von ded Prinzen 
bon Preußen Königlicher Hoheit vorgefchlagenen Zuſatze bei? 

wird von einer überwiegenden Majorität und von mehr als zwei Drittheilen der Anmwefenden 
bejaht, und ift fomit der Vorſchlag der Abtheilung mit dem von des Bringen von Preußen 
Königliher Hoheit vorgeihlagenen Zufage angenommen. 

Hiermit ift die Berathung über diefen Gegenftand beendigt und bleibt nur nody zu be- 

merken, daß im Berlaufe der Debatte die Frage zur Diökuffion fam: 
Soll die Veröffentlihung der namentlihen Abftimmung mit Ausnahme 
der Fälle, wo von der Kurie ein Andered beſchloſſen wird, durch die fteno- 
graphiſchen Berichte erfolgen? 
welche bei der durch Aufitchen und Sigenbleiben bewirkten Abftimmung von der Majorität 
bejaht wurde. 

Der an der Tagedordnung befindliche Petitiondantrag der Kurie der drei Stände: auf 
Ertheilung der ftändifhen Rechte an alle Diejenigen, tweldye fih zur chriſtlichen Religion 
befennen, wurde auf den Wunſch der Verfammlung bid zur nächſten Sihung vertagt und 
fodann übergegangen: 

Il. zur Berathung über den Petitiondantrag der Kurie der drei Stände, 
betreffend die Aufhebung der Gebühren für Aufentbaltöfarten. 

Graf v. Hardenberg, ald Referent, erftattet den Bericht der Abtheilung, weldye dahin 
angetragen hat, der Bitte der Kurie der drei Stände: 

Seine Majeftät möge Allergnädigft geruhen, die Aufhebung der Gebühren für Aufent- 
baltöfarten zu befehlen, 
unbedingt beizutreten. 
Nach erfolgter Diökuffion wird die von dem Marfchall geftellte Frage: 
Tritt die Ferfammiung dem Antrage der Abtheilung bei? 
bon der erforberlihen Majorität bejaht und ift fomit aud) die Petition der Kurie der 
drei Stände angenommen. 
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Einen ferneren Gegenftand der Berathung bildet fodann: 

MI. der Antrag der Kurie der drei Stände auf Oeffentlichkeit der Stadt: 
verordneten» Verfammlungen. 

Graf v. Hardenberg, ald Referent der erften Abtheilung, erftattet den Bericht. 

Der Betitiondantrag der Kurie der drei Stände ift dahin gerichtet: 

Ce. Majeftät allerunterthänigft zu bitten: 

1. die Deffentlicyfeit für die Sigungen der Stadtverordneten allen den Städten zu ber: 
leihen, welche ſolche unter Mebereinftimmung des Magiftrats mit den Etadtverordneten 
beantragen, — unter dem ausdrücklichen Bevorworten, daß der Magiſtrat in dieſen 
Öffentlichen Sitzungen vertreten werde, um Erläuterungen zu geben und in feinem, auch 
wohl im Intereife ded Staates, Mihverftändniffen entgegenqutreten; 

2. für die Sigungen der Gemeineverordneten und für Die Bürgermeiſterei-Verſamm— 
lungen in der Rheinprovinz, wenn Diefe mit dem Bürgermeifter Darüber einverftanden 
find, ebenfalld die Deffentlicheit zu geftatten. 

Die Abtheilung hat beantragt, 

diefer Petition lediglich beiqutreten. 

Finangminifter v. Dües berg ift der Meinung, daß über den ad 2 beregten Gegenftand 
ein Beihluß in diefer Verſammlung nicht gefaßt werden könne, weil derfelbe rein probin- 
zieller Natur fei, indem er Die Abänderung eines Provinzialgeſetzes, der rheinifchen Gemeine: 
ordnung, bezivedt. 

Graf v. Arnim ift der entgegengefegten Anſicht, und nachdem ſich mehrere Redner 
theils für, theild gegen den Antrag ausgeiprdden haben und die Diskuffion gefchloffen iſt, 
wird die von dem Marfchall geftellte Frage: 

Tritt die Berfammlung dem Antrage ihrer Abtheilung bei? 

bon der erforderlichen Majorität von zwei Drittheilen bejaht und ift hiernad) dem Betitiond 
antrage der Kurie der drei Stände beigetreten, 

Meitere Gegenftände der Berathung liegen nicht vor. Der Marſchall lud hierauf die 
Berfammlung zu einer Sitzung in den Vereinigten Kurien auf morgen Vormittags 10 Uhr 
ein, in welcher die Befchlüffe über die Propofitionen, betreffend den Bau einer Dftbahn und 
die Aufhebung der Mahl: und Schladhtfteuer, vorgelefen werden follten. b 

Nach Beendigung diefer Sikung aber werde in der Herren=Surie die Berathung über 
den Wetitionsantrag der Kurie der drei Stände: auf Verleihung der ftändifhen Rechle an 
alle diejenigen, welche ſich zur chriſtlichen Religion befennen, ftattfinden. 

Hiermit ward die Sitzung geſchloſſen. 

2. Fürft zu Solms, 
d.Krofigl 
Eecretair der Herten⸗Kurie. 


Zwanzigfte Sitzung. 
Verhanbelt im Nitterfanle des Königlichen Schlofles zu Berlin, den 22. Iunt 1847. 

Das Protokoll der vorigen Sikung ift von dem Seer. Domprobft v. Kroſigt verleſen, 
und da feine Bemerkung erfolgte, für genehmigt erklärt. 

Domberr v. Rabenau verlieſt die Mittheilungen an die andere Kurie, betreffend bie 
Retitiondanträge wegen Deffentlichkeit der Stadtverordneten-Verfammlungen und wegen Auf: 
bebung der Gebühren für Aufenthaltöfarten; fodann Graf Eberhard zu Stolberg den‘ 
Beſchiuß auf den Petitionsantrag der anderen Kurie wegen Ueberweiſung ded Haupt-Finany 
etatd und der Ueberſicht der Kinangverwaltung an eine Abtheilung und die Mittheilung an 
die andere Kurie, betreffend den Petitiondantrag wegen Vertagung ded erften Vereinigten 
Landtages. Die verlefenen Befchlüffe und Mittheilungen find, da Bemerkungen nicht gemacht 
wurden, für genehmigt erflärt: 

Darauf wurde übergegangen zur Berathung der Mittheilung der anderen Kurie wegen 
Ertheilung ſtändiſcher Rechte an alle, die ſich zur chriſtlichen Religion befennen. 
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Graf v. Itzenplitz, ald Referent, erftattete den Bericht der Abtheilung, deren Majorität 
den Antrag gemacht hat, dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände: 
Er. Majeftät dem Könige die allerunterthänigfte Bitte vorgutragen, Allergnädigft befch- 
len zu wollen, daß allen denen, welche ſich zur chriftlichen Religion befennen, die Ausübung 
der Nänpifchen Rechte gugefichert und eine auf diefen Zweck gerichtete Propofition zur Ab— 
änderung des 8 5 sub 2 der Gefege über die Anordnung der Provinzialitände vom 
1. Zuli 1823 und 27. März 1824 den Provinzial-Landtagen zur Begutachtung vorge: 
legt werde, 
beizutreten; wogegen die Minorität der Abtheilung dem Antrage nicht unbedingt, fondern nur 
in fo weit beitreten will: 
als fie nur den Mitgliedern der im Staate ald geduldeter anerfannter chriftlicher Relis 
gionsgeſellſchaften das Recht der Wahlfähigfeit und Wählbarkeit zu ſtändiſchen Verfamme 
lungen zugeſichert und eine dem entfpredyende Bitte an ded Königs Majeftät gerichtet 
wiſſen will. 
ür die Anficyt der Minorität der Abtheilung Sprachen ſich aus: Freih. v. Maſſenbach, 
Graf v. Ziethen, Fürft Yihnomstn, Fürft Wilhelm v. Radziwill; für den Antrag der 
Majorität: Graf v. Dyhrn, Graf v. Sierftorpff, Graf v. Wort; wobei der Geheime 
Staatöminifter v. Thiele bemerkte, daß es neben geſetzlich geduldeten nur nody religiöfe Vers 
eine gebe, die, ehe fie zur geſetzlichen Tuldung gelangen können, fattifch ignorirt werden; und 
der Geheime Staatöminifter Cihhorn näher auseinanderjegte, wie es nach der gegenmwärtis 
gen Befergebung, die von dem Grundfag der Stonfeilionsfreibeit einerfeits und von dem den 
anerkannten Religiondgeiellfchaften zu gewwährenden Schutz andererfeitd ausgehe, zweierlei 
Arten von genehmigten Religionsgefellichaften gebe, und außerdem Vereine, die noch nicht 
au an beftimmten Belenntniß gelangt find, und ſich nod) nit zur Genehmigung gemel- 
det haben. ‘ 
Derfelbe hob hervor, daß es von einem äußeren Kriterium abhängig zu machen fei, ob 
Jemand fidy in Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen befinde, indem die bloße An: 
gabe, daß man fidy zum Ehriftenthum bekenne, nicht genügen könne. 


Graf zu Dohna-Laud war der Anfiht, daß man dem Petitiondantrage darin nicht 
beitreten könne, daß die Verlegung einer Propoſition an die Provinzial-Yandtage erbeten wer: 
den folle, da die Propofition vielmehr dem Vereinigten Yandtage vorgelegt werden müſſe, 
und brachte deöhalb ein Amendement ein, welches die geſetzlich erforderliche Unterftügung ers 
hielt, und fchließlicy dahin formulirt wurde: 
Ce. Majeftät den König allerunterthänigft zu bitten, Allergnädigſt allen zur hriftlichen 
Religion ſich Belennenden die Ausübung der ſtändiſchen Rechte zuaufichern und eine auf 
diefen Zweck gerichtete Propofition, zur Abänderung des 8 5 a 2 der Gefege über die 

Anordnung der Provinzialftände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824, dem nächſten 
Vereinigten Yandtag zur Begutachtung vorlegen zu laflen. 

Graf v. Arnim war damit einverftanden, daß die zu erbittende Bropofition, weil es fid) 

um ein allgemeincd Geſetz und um eine Abänderung einer in allen ftändifchen Gefegen ganz 
leihmäßig ſich findenden Beftimmung handle, dem Vereinigten Yandtage vorzulegen fei. Er 
bob hervor, daß in dem Betitionsantrage ein Widerfprud) fei, indem einmal Se, Majeftät 
um Erlaß eined beftimmten Befehls und fodann doch um Vorlegung einer Propofition ge: 
beten werde. Nachdem der Marſchall bemerkt hatte, daß der Petitiondantrag fo gemeint fein 
werde, daß Se. Majeftät um ein Interimiftitum und demnächſt um einen von dem angedeu- 
teten Brinzip ausgehenden Geſetzesvorſchlag gebeten werden folle, fam Graf v. Arnim dar- 
auf zurüd, daß entweder die Stände fid) beftimmt vereinigen könnten, um was fie Se. Ma— 
jeftät bitten wollten, oder wenn es gerathen erſcheine, den Gegenftand erft noch weiterer Er: 
mägung zu unterwerfen, die Bitte auf Vorlegung einer Bropofition zu richten hätten. Er 
finde die Sache durchaus nicht fo far, daß man eine beftimmte Bitte auöfprechen dürfte und 
fhlage daher vor, den Petitiondantrag nur dahin zu richten: 
in Bezug auf die Ausübung der ftändifhen Rechte Seitens derjenigen Perfonen, melde 
ohne der Gemeinfchaft einer der chriſtlichen Kirchen anzugehören, gleichwohl erklären, J— 
ſie ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, eine Propoſition mit Rüdfiht auf den $ 5 sub 
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der Gefehe über Anordnung der Probinzialftände vom 1. Juli 1823 und 27, März 1824 
dem nächſten Vereinigten Yandtage zur Bequtachtung vorlegen zu laffen. 
Died Amendement, dem fit) Graf zu Dohna-Lauckanſchloß, erhielt die geſetzliche Un- 
terftügung. 

Diefelbe ward aud) dem Amendement zu Theil, weldyed Fürft Boguölam Radzi 

will einbradte: 
Cr. Majeſtät den König zu bitten, Allergnädigft auöfprechen zu wollen, daß auf Zulaf- 
fung zu ſtändiſcher Wählbarfeit nur diejenigen priftlichen Körperfchaften Anfprudy machen, 
deren Geiſtliche auch bürgerlicy gültige Amtshandlungen vornehmen können. 

Auf die Anfrage ded Grafen v. Ziethen, ob, wenn die übrigen Anträge die erforderliche 
Majorität nicht erhalten follten, unbedingt auch der Antrag der Minorität der Abtheilung 
zur Abftimmung komme, erklärte der Marſchall, daß die Abtheilung regelmäßig nur einen 
Antrag bringe, den der Majorität; während die Anträge der Minorität nur ald neue Vor- 
ſchläge behandelt werden könnten und aud) bisher fo behandelt feien. Graf. Ziethen ftellte 
darauf den Antrag der Minorität ald Umendement, und bat, da cd die geſehlich erforderliche 
Unterftügung erhielt, ed zur Abſtimmung zu bringen. 


Nachdem die geftellten Anträge ausführlid diokutirt waren und der Meferent in Utber— 
einftimmung mit anderen Wlitgliedern der Majorität der Abtheilung, den Antrag des Grafen 
d. Arnim zu dem ihrigen gemacht hatten, ward, ald es zur Abftimmung kam, die erfte Frage 
vom Marſchall auf den nunmehr dergeftalt verbefferten Antrag der Majorität der Abtbei- 
lung gerichtet: 

Beſchließt die Kurie, dem Beſchluſſe der Kurie der drei Stände mit der Modifikation bei 

utreten: 

Er. Majeftät die allerunterthänigite Bitte vorzutragen, in Bezug auf die Ausübung 
der ftändifchen Nechte Seitend derjenigen Berfonen, welche, ohne der Gemeinſchaft einer 
der hriftlichen Kirchen anzugebören, gleihwohl aber erklären, daß fie ſich zur riftlis 
chen Religion befennen, eine Propofition mit Rückſicht auf $ 5 sub 2 der Gefehe über 
die Anordnung der Provinzialftände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824 dem 
nächſten Vereinigten Yandtage vorlegen zu Laffen. 

Auf den von anderen Seiten unterftügten Antrag deö Grafen v. Itzenplitz, dem auch 
der Marſchall ſich anſchloß, erfolgte die Abitimmung durch namentlichen Aufruf. Wie der 
beifiegende Stimmzettel näher ausweiſt“), ftimmten Dabei von den anwejenden 56 Mitglie 
dern 37 mit Ja und 19 mit Nein, worauf der Marſchall erklärte, daß die erforderliche Ma— 
jorität von zwei Drittel vorhanden und der Antrag daher angenommen fei. 

Der Bemerkung ded Grafen v. Schaffgotſch-Maywaldau, daß er, da cd, wie er 
verficherte, fein unverbrüchlicher Wille geweien, Nein zu fagen, nur durch Verfehen Ja gefogt 
babe, entgegnete der Marſchall, daß, nachdem die Abftimmung einmal gefchehen, ein Jrrthum 
nicht mehr berückſichtigt werden könne und es bei der Abftimmung, fo wie fie erfolgt fei, bit: 
ben müſſe. 

Fürft Lichnowsky machte geltend, daß, da 56 Mitglieder anweſend feien, zu einer 
Mehrheit von zwei Drittel 374 Stimmen erforderlich, und da nur 37 mit a geftimmt, ſolche 
Majorität nicht vorhanden fei, wofür auch dv. Quaſt fidy ausſprach. 

Der Marſchall bemerft, daß ſchon früher angenommen fei, daß, wenn ed um bie Maje: 
rität von zwei Drittöl fid) handle und ein Bruchtheil fid) ergäbe, derfelbe, wenn er unter ber 
Hälfte betrage, gar nicht geredhnet, dagegen wenn er über die Hälfte betrage, für voll ge 
rechnet werde, und daß, wenn troß dem ein Zweifel bleiben follte, nur auf die Analogie Der 
Beltimmung zu rekurriren fei, Daß, wenn es nur auf einfache Majorität anfomme, bei vor: 
handener Stimmengleihheit die Stimme des Marfhalls den Ausſchlag gebe, der Marſchall 
aber hier mit Ja geſtimmt habe. 

Nachdem Graf v. Arnim und Graf v. Dyhrn ſich gegen die Bemerkung des Fürften 
Lichnowoky ausgefproden hatten, befragte der Marfchall die Verfammlung, ob dit 
Sache für erledigt angeſchen werden folle, und erſuchte Diejenigen, welche fie als erledigt an 


— 
— — 


*) S. Anmerkung ©. ONI. 
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fehen, aufzuftehen. Da eine jehr überwiegende Mehrheit fid) erhob, ward der Gegenftand 
für erledigt erflärt. 

Graf v. Dyhrn verlad nod) den Beſchluß wegen deö Petitionsantrages auf Aufhebung 
des Salymonopold und Einführung einer Salziteuer, der, da feine Bemerkung erfolgte, für 
genehmigt erklärt ward. 

Der Marſchall ſchloß die Sitzung und behielt fid) vor, die nächſte Sitzung befonderd 
anzuzeigen. 

2. Fürft zu Solme. 
v. Kroſigk, 
Secretair der Herren-Kurie. 


— — — 


Ein und zwanzigſte Sitzung. 
Verhandelt im Ritterſaale ded Königlichen Schloſſes zu Berlin, den 24. Juni 1847. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung ift von dem Secretair Grafen v. York verlefen, und 
da feine Bemerkung erfolgte, für genchmigt erklärt. 

Darauf verlad der Marſchall die drei Königl. Botſchaften vom heutigen Tage, bei deren 
Verlefung die VBerfammlung ſich erhob. 

vd. Quaſt ald Referent trug die Mittheilung an die andere Kurie vor, wegen der Anträge 
auf Erweiterung des Petitionsrechtes; Graf v. Itzenplitz ald Referent die Mittheilung in 
Bezug auf die Rerleihung der ſtändiſchen Rechte an Alle, die ſich zur hriftlichen Religion 
befennen. Beide Wittheilungen wurden, da keine Bemerkungen erfolgten, für genehmigt erklärt. 

Der Marjchall zeigte an, daß aud) noch vorzutragen fei das Gutachten der Herren-Kurie 
über die Königl. Bropofition in Bezug auf die Feſtſtellung der Verhältniffe der Juden, daß 
diefe Berlefung jedody eine geraume Zeit erfordern würde; und da die Vorausſetzung voll: 
fommen begründet erihien, daß dad Gutachten vom Referenten forgfältig abgefaßt und von 
der Abtheilung forgfältig geprüft fei, die Anficht der Herren-Kurie wahrſcheinlich dahin gehen 
werde, daß die Berlefung nicht erforderlich fei. Wenn feine entgegenftchende Bemerkung 
erfolge, fo werde daraus zu jchließen fein, daß die Vorausſetzung richtig fei. Da feine 
Bemerkung gemacht wurde, unterblieb die Verlefung und dad Gutachten ward für ge: 
nehmigt erklärt. 

„Hierauf verlad der Marſchall eine Mittheilung des Königl. Yandtagd-Ktommiffarius, des 
Inhalts, daß die Kuric der drei Stände den Beſchluß gefaht habe, die Prüfung der Staatd- 
Ihulden- Rechnung für dad Jahr 1845 auszufegen, weil die Zeit nicht mehr geftatte, eine 
folhe Prüfung vor dem Schluſſe des Landtages gründlidy vorzunehmen, der Landtags: 
Kommiſſarius erflärt habe, daß unter diefen Umſtänden das fragliche Geſchäft dem nächſten 
Vereinigten Zandtage werde vorbehalten bleiben müffen, und der Herren-Kurie anheim- 
gegeben werde, ſich dieſem Beſchluſſe anzufhlichen, da die Erklärung der einen Kurie allein 
nicht zur Erledigung der Aufgabe führen würde. Wenn feine Bemerkung erfolge, und da 
Died nicht gefchehen, fei anzunchmen, daß dem Beſchluß der andern Kurie und der Anficht 
des Königl. Yandtags-Kommiffarius beigetreten werde. 

Graf. Itzenplitz ward aufgefordert, ald Referent den Bericht der Abtheilung, der nicht 
gedrudt worden, zu erftatten, in Betreff ded Petitionsantrages der anderen Kurie, Se. Ma: 
jeftät den König um baldige Emanation der Militair-Kirchenordnung ehrfurchtövoll zu bitten. 
Der Bericht ward erftattet, und da feine Bemerkung gemacht wurde, der Antrag der Abtheis 
lung, weldyer dahin geht, dem Betitiondantrage der Kurie der drei Stände beizutreten, für 
angenommen erklärt. 

Der Marfchall zeigte an, da Morgen die Wahlen für die Vereinigten ſtändiſchen Aus— 
fhüffe und zu der Deputation für das Staats- Schuldenwefen Statt finden würden, und 
zwar in den verfchiedenen getrennten Provinzial Landtagen; und daß die Mitglieder der 
Herren: Kurie, welche nad) den beftehenden geſetzlichen Vorfchriften an der Wahl Theil neh: 
men, fidy mit den betreffenden Provinzial:Zandtagen unter dem Vorſitz der Provinzial:Land- 
tagd- Marfchälle vereinigen werden. Nady der mit den übrigen Provinzial: Zandtags- Mar: 
fällen getroffenen Uebereintunft feien folgende Lokale beftimmt: 
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für die Nheinproving der Weiße Saal; 

für die Provinz Preußen das größere Zimmer zunächſt der Bildergalerie; 

für die Provinz Poſen dad Zimmer zunächſt dem für die Provinz Preußen beftimmten; 
für die Proviny Pommern die Franzöſiſche Kammer; 

für die Provinz Sachſen das Zimmer, in dem die Wahl für die Hülfskaffen vorgenommen 

worden; 

für die Provinz Meftphalen im unteren Geſchoß dad Eigungdzimmer der fünften Abtheilung; 
für die Provinz Schleſien vorläufig die Bildergallerie; 

für die Provinz Brandenburg das Ständehaus diefer Provinz in der Spandauer Straße. 

Graf au Lynar bradte die Iheilnahme der Mitglieder der Herren-Kurie an den Wah— 
len noch näher zur Spradye. Der Marfcyall erklärte, daß die Herren-Kurie keine Wahl vor: 
nähme, fondern deren verſchiedene Mitglieder ſich mit ihren Provinzial-Zandtagen vereinigten. 
Nachdem Graf v. Dort, Graf v. Arnim, Fürft Yihnomöty, Fürft zu Hohenlohe, 
Graf v. Kielmanndegge und Graf zu Solms-Baruth fid geäußert hatten, erklärte 
der Marſchall, daß, wenn in irgend einer Hinficht noch ein Zweifel übrig bleibe, cin foldyer 
ſich durch Rüdipradhe mit dem Provinzial-Landtags-Marſchall erledigen werde. 

Ter Marſchall zeigte an, dag die Wahlen morgen früh um 10 Uhr vorgenommen 
poürden, und am Sonnabend früh um 10 Uhr der Schluß des Landtages in einer Sitzung 
der Wereinigten Kurien erfolgen werde. 

Nachdem fo fämmtlihe Gefhäfte erledigt waren, fprad der Marſchall den Mitgliedern 
der Herren-Kurie feinen Dank aus für die Unterftügung, die fie ihm hätten zu Iheil werden 
laffen, wodurch fie ihm fein höchſt chrenvolles Amt zu einem leichten gemacht; es werde immer 
zu feinen angenehmften Erinnerungen gehören, den Vorſiß in einer Verſammlung geführt zu 
haben, die ihre Aufgabe fo richtig erfaßt und mit ſolchem Eifer und mit foldyer Würde gelöft habe. 

Des Prinzen von Preußen Königliche Hoheit ſprachen darauf den Dant der Mit: 
glicder der Herren-Kurie gegen den Marſchall aus und bemerkten, daß durd; die Leitung des 
Marſchalls es der Herren-Kurie möglid geworden fei, die Etellung einzunehmen, die deß 
Königs Majeftät ihr zu geben gewünſcht hätten, und Anertennung und Würdigung im 
Lande zu finden. 

Hiermit ſchloß die Sitzung. 

2. Fürft gu Solms. 
Graf Dort v. Wartenburg. 
Sectetair. 





Hamentlihe Abſtimmungen 


des 


Bereinigten Landtages. 


Die mit einem * bezeichneten Namen find bie Stellvertreter der in ber Linie vorher aufgeführten Abgeordneten, 
In der Abftimmung ift Ja durch 1, Nein durch O und fehlt durch — bezeichnet. 


A. Herren- Aurie, 


1. Yeriodizität des Vereinigten Candtages. 


* ge: „Soll Se. Majeſtät gebeten werden, die periodiſche Einberufung des Vereinig— 
ten Zandtaged in einer von Allerhöchſtdemſelben zu beftimmenden Frift Allergnädigft aud- 
ſprechen zu wollen?“ (U. ©. 219 u. I. ©. 971.) 


II. Ständifche Rechte der Piffidenten. 
Frage: „Tritt die Verfammlung dem Befhluß der Kurie der drei Stände mit der 
Mopififation bei, daß 

Sr. Maj. die allerunterthänigfte Bitte vorzutragen fei, in Bezug auf die Ausübung der 
ftändifhen Rechte Seitend Dem! Perſonen, melde, ohne der Gemeinſchaft einer der 
chriſtlichen Kirchen anzugebören, gleichwohl aber erklären, daß fie ſich zur chriſtlichen Reli- 
gion befennen, eine Bropofition, mit Rüdficht auf $ 5 sub 2 der Gefege über die Anord- 
nung der Brovinzialftände vom 1. Juli 1823 und 27. März 1824, dem nächſten Ver: 
einigten Zandtage vorlegen zu laffen.“ (I. 2369 u. I. 982) 
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B. Kurie der drei Stände. 





A. Berbältniffe der Juden, 


I. Ständifhe Rechte der Iuden (II. ©. 1901). 
Frage: „Db den Juden alle ftändifchen Rechte glei) den Chriften beizulegen feien?* 


II. Bulaffung zu Staatsämtern (II. ©. 1887). 


Frage: „Sollen die Juden zu allen Staatdämtern zugelaffen werben, mit Audnahme 
derjenigen, mit melden eine Zeitung oder Beauffihtigung der hriftlichen Kultus- und 
Unterrihtd Angelegenheiten verbunden ift?“ 


11. Civiltht zwiſchen Iuden und Chriften (IT. ©. 1935). 


Frage: „Soll des Königs Majeftät um eine Beftimmung gebeten werden, wonach 
zwiſchen Chriften und Juden die Givilche zugelaffen werde?“ 


IV. Emancipation der Inden überhaupt (I. S. 1968). 


Frage: „Die Juden, welche in den verschiedenen Provinzen der Monarchie ihren Wohnſit 
haben, geneißen neben gleichen Pflichten gleidye Rechte mit Ufern chriftlichen Unterthanen und 
follen nad) den für Diefe daſelbſt geltenden gefeglichen Vorfchriften behandelt werden. Hiervon 
find felbftredend auögenommen diejenigen Rechte und Vorfchriften, welche mit den Stultud: und 
Elementar = Unterridhtö- Angelegenheiten der Ehriften in unmittelbarer Verbindung ftehen.‘ 


WB. Henderungen der ftändifchen Gefeggebung. 


V. Ständifche Rechte der Difidenten (11. S. 888). 


Frage: „Soll die Ausübung ftändifcher Rechte an keinerlei Art von religidfem Glau— 
benöbetenntniffe gebunden fein?* 


VI. Periodizität des Dereinigten Fandtages. 
1. Amendement v. Vinde (U. ©. 1311). 
2 e: Wird dad Amendement: 
„Se. Majeftät zu bitten, das beftchende Recht ded Vereinigten Landtages, auf Grund ded 
8 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820 alljährlidy Behufs Abnahme der Rechnung der 
Hauptverwaltung der Staatöfchulden einberufen zu werden, Allergnädigft anerkennen, falld 
jedoch einer fo häufigen Einberufung erhebliche Bedenken entgegen ftehen mödıten, dem Ven 
einigten Landtage eine darauf bezügliche Propoſition bulbreicht vorlegen laffen zu wollen, 


angenommen? 
2. Amendement v. Schwerin (I. ©. 1312). 
Frage: Will der Yandtag befchließen: 

„an Se. Majeftät die Bitte zu ftellen, Allerhöchftderfelbe wolle in Anerkennung bed in der 
früheren Gefeggebung begründeten Rechtsanſpruchs, fo wie aus Gründen der Nüslichteit, 
Die regelmäßige jährliche Einberufung des Vereinigten Landtages huldreichft auöfpreden, 
infofern aber die periodifhe Wiederkehr in fo kurzen Friften nicht für angemeffen befunden 
iverden follte, vermittelft einer dem Vereinigten Sandiage vorzulegenden Allerhödhften Pro⸗ 
poſition auf legislativem Wege einen entſprechenden Termin Allergnädigft feſtſtellen zu 
laffen geruben. 
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3. Antrag der Abtheilung (I. ©. 1314). 

Frage: „Soll mit Bezug auf die frühere Gefeggebung, inöbefondere aud) aus Nütz— 
lichkeitö- und innern Nothiwendigteitögründen Se. Majeftät gebeten werden, die periodifche 
Zufammenberufung des Vereinigten Landtages in beftimmten Zeitabfchnitten auszuſprechen?“ 

4. Antrag der Herren-Kurie (I. ©. 2379). 

Frage: Soll dem Votum der Herren =» Kurie: 

„Se. Majeftät zu bitten, die periodifche Einberufung des Vereinigten Landtages in einer 
von Allerhöchitdemfelben zu beftimmenden Friſt Allergnädigit Per er zu wollen,“ 
beigetreten werden? 


VI. Beirath des Vereinigten Landtages zu den Stenergefehen. 


(Ztändifche Ausſchüſſe und Staatsjchulden : Deputation.) 
5. Amendement v. Binde (U. ©. 1374). 

Frage: Will der Landtag beſchließen: 

Se. Majeftät zu bitten, das beftehende Recht des Vereinigten Landtages, auf Grund des 
S 4 des Geſetzes v 22. Mai 1815 und deö Art. III Nr. 2 ded Gefeged v. 5. Juni 1823, 
den Beirath zu allen allgemeinen Gejegen an ertheilen, welche die Perſonen- und Eigen⸗ 
thumsrechte mit Einſchluß der Steuern betreffen, Allergnädigft anerkennen und demzufolge, 
wie aud aus Gründen der Nüglichkeit und innern Nothwendigkeit, den Wegfall der Aus: 
ſchüſſe in der ihnen durd die Allerhöchfte Verordnung vd. 3. Februar d. I. gegebenen 
Einrihtung ausſprechen zu wollen.“ 

6. Antrag der Herren-Kurie (I. ©. 2407). 


‚ Frage: „Ob die Verfammlung den Modifitationen der Herren-Kurie wegen Kontra 
birung von Staatöfhulden beitrete?“ 
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B. Ständiſche Geſetzgebung. 
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Namentliche Abftimmungen des Vereinigten Landtages. 
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B. Standiſche Geſchoebung. 
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C. Vereinigte Aurien. 





A. WUnleibe zur Ausführung der Preußischen Oſt-Eiſenbahn. 
(Siehe I. ©. 1522) 


1. Frage: Tritt die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung bei: 
„Auf die Allerhöchſte Botihaft vom 28. März 1847 die ſtändiſche Zuftimmung zu erflä- 
ren zu einer Staatdanleihe, welche aud dem durch die Allerhöchſte Kabinetsordie vom 
22. November 1842 bid zum Betrage von jährlid) 2 Millionen ausgeſetzten Eifenbahn- 
Fonds zu verzinfen und zu tilgen, und weldye zu verwenden ift behufs beſchleunigter Her—⸗ 
Feng der öftlichen Eifenbahn von Königdberg bis Driefen unter gleichzeitiger Erbauung 
der Zweigbahn von Danzig bis Dirſchau.“ 
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„Beihlieht die Verſammlung die Aufhebung der Mahl: und Schlahtfteuer unter ber 
Vorausſetzung zu befürworten, daß an Stelle derfelben eine Einkommenſteuer trete, bei 


welcher zur Ermittelung, Prüfung und Feftitellung des derfelben unterrorfenen Eintom- 
mend zunächſt die Angaben der Steuerpflihtigen dienen. * 
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„Befchlicht die Verfammlung die Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer unter der 
Vorausfegung zu befürworten, daß an Stelle derfelben eine Eintommenfteuer trete?" 
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A. Gifenbahn| B. Schlacht⸗ Mahl: und 
Anleihe. Einkommenſteuer. 
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A, Gifenbahn: 
Anleihe. 


B. Schlacht⸗, Mahl: und 
Ginfommenfteuer. 
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1030 Namentliche Adftimmungen ded Vereinigten Zandtaged. 


A. Gifenbahn: B. Schlacht⸗ Mahl: und 
Anleihe. Ginfommenfteuer. 
Namen. —— 


1. 1. 2. 2 3 3. 
— — 
Ja, | Nein. 2a. Nein. | 30 Rein. 
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die Stäbte überhaupt! 28 


IV. Landgemeinen. 
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1032 Namentliche Abftimmungen ded Vereinigten Landtaged. 
A N B. Schlacht⸗, Mahl: und j 
GEinfommenfleuer. 
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Regiſter zu den Sihungs - Protokollen. 


« 
A. Protokolle der Vereinigten Kurien. 
a Hinweiſung 
Sihung. Tag. Inhalt. Seite.| auf fpätere 
Verhandlungen. 
I. 12. April | Eröffnung der erften Situng.................... 767 
Ernennung der Eecretaire. neuen 1767 
Uebergabe der Bropofitionen durd) den Königl. 
Kommiſſaringz ensenehene 767 
— der Drdner............. Em? 768 
ntrag wegen einer Adreffe an Se. Majeftät = 
den. Stönig nee KR — 768Vgl. S. I 
Perſonal der betreffenden Abtheilungen......... 769 
Beſchluß wegen Veröffentlichung der Verband: | _ 
ſngeeee TARERIE ER ESMANERER® 76 
Antrag des Abg. Hanſemann auf Ernen— 
nung einer Kommiſſion zur Prüfung des 
Geihäftöreglemento......uuueeeneeeeseenenee- 769 
Bemerkungen über die Störungen durd dad 
(I1.) Geräuſch auf der Straße......uununeeeene 769 


II. 15. April | Reflamation über einen, die Thätigkeit der 
Stände in ihrer erften Verſammlung betref 
fenden Artifel in der Allg. Preuß. Zeitung 
bom 13 R0c—. REEEERRDEREEESPENE 770 7 

III. 16. April | Entwurf der Adreffe und Erörterungen darüber | 771 Bl. ©. | 

Berfonal der Abtheilung zur Berathung der 
Propofition über die Nentenbanten........... | 77 
Veränderungen im Perfonal der Abtheilune 
zur Berathung des Gefegentwurfed über Auf, 275 | 
hebung der Mahl: und Scyladitfteuer ?c....... 773] Bl. ©. 10 
Bemerkungen über dad Perfonal verfdiedener | __ | 
UDIDEIHNDEN nur canndansnesnenäeneunreenne 713 f 
Erörterungen, —— die Beſtimmung, daß 
die Reden der Mitglieder an den Marſchall 173 


{ \ 
Dergleicyen über dad BVerlefen der zur Abftim: | _ 
mung kommenden Fragen..... .. [773 


Dergleicyen über dad Verlefen chriftliher Reden 773 
Dergleicyen über vorkommende Abſchweifun— 


en von dem Gegenftande der Verhandlung | 773 
! = H fe 173] 81. © 7 


Fortfegung der Berathungen über die Adre 





Sitzung. 


IV. 


V. 


VI. 


VI. 
(VII) 


vn. 
viũ 


vm. 
(IX.) 


Tag. 


20. April 


27. April 


29, April 


14. Mai 


15. Mai 


8. Juni 


9. Inni 


Vereinigte Kurien. 


Stellvertreter ded Finanzminiſters in Abivefen- 
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Hinweiſung 


auf frühere 
Verhandlungen. 


heitö: und Behinderungdfallen................ 1751 
75 


Veränderungen im Perſonal der Abtheilungen | 7 
Erklärung des Marfchalld über die Art der 

Unterzeihnung der Adrefle.....n.neee 715 
Allerhöchſter Beſcheid auf die Adreffe............ | 730 
Deögleichen auf den Antrag um Verlängerung 

der Frift zur Anbringung von Petitionen. | 780 
Abtheilungsqutachten und Berathung über die 

Propoſition wegen Erriditung von Provin- 

zial ⸗Hulſetaſſen.... 818 
Ausihuß in dieſer Sad... 821 
Bemerkungen über die Dauer der Frift zur 

Einbringung von Petitionen... 82 
Grörterungen über die Reim arusſche Edi- 

tion der Zandtagd-Werhandlungen............ 821 
Bemerkungen über den Geihaftögang zwiſchen 

beiden Kurien, befonderd über die Zuftellung 

von Betitionen........nenereseeeenereseneeeenen 822 
Abtheilungsgutahten und Berathungen, be 

züglich auf die Allerhöchſte — wegen 

der Rentenbanten...........uuensrrrerenn nenn 822 
Abtheilungsqutachten und Berathung über die 

Allerhöchtte Botſchaft wegen der Renten: 

banten (Grörterungen über die Begriffe: 

Garantie und Anleihe)... 869 
Grörterungen und Erklärung des. Königl. Kom- 

miffarius über dad Stimmrecht derjenigen 

Mitglieder der Herren⸗Kurie, welche zugleid) 

ald Deputirte gewählt find... 872 
Erflärung ded Königl. Kommiffarius, bezüg- 

li auf die wünfdensmwerthe baldige Erle- 

digung der fogenannten politifhen Fragen 872 


il Erklärung des Marfhalld, daß aud) bei den 


Rereinigten Kurien die entworfenen Be: 
richte zunächft durd) Die Abtheilung zu gehen 
haͤllen .—*—16— 873 
Verlefung des Berichts wegen der Provinzial: | _, 
Hülfstaflen......... een 873 
Gutachten und Berathungen in der Eifenbahn- 
Angelegenheit... men 873 
Bemerkungen Über die Verleſung ber Betitio: 
nen in den Abtheilungen. une 880 
Fortfegung der Berathungen in der Eifenbahn: 
Angelegenheit seen 
Verleſung der Dentſchrift wegen der Renten⸗ 
banten, Erörterungen über die Faſſung und — 
Zuruͤckweiſung der Schrift an die Abtheilung | 883 
Schluß der Berathungen in ber Eifenbahn- 
Angelegenheit «unseren | 


Vgl. ©. 780 


Bol. ©. 873 


Vgl. ©. 883 


Vgl. S. 885 


883 | Vgl. S. 887 


1036 Regiſter zu den Sitzungs⸗ Protofollen. 


| Ginmeiang 
Eigung. Tag. In halt. Seite] auf fpätere 
Verhandlungen. | 


Nereinbarung über die Veröffentlichung der Na- 
men bei der namentlidyen Abftimmung.....- 
Bemerkungen über die auf ‚Herftellung von 
Gifenbahnen eingegangenen Petitionen und 
deren nunmehrige Ueberweiſung an Dit Ab- 
xı theilungen......m ee —* 884 
(XL) 10. Zuni | Schreiben des Königl. Kommiffarius, bezüglid) | 
j auf den Aufammentritt des für die Hulfe- ) 
taffen-Angelegenheit gewählten Auoſchuſſes | 885 Dt. S. 887 
Abtheilungsgqutadhten und Berathungen über 
die Propofition wegen Aufhebung der Mahl| _ 


xn und Schlahtfteuer....... en" 885 
(Xu ) 11. Zuni | Verlefung der Adreffe auf Die Allerhöchfte Pro: 
i pofition wegen der Rentenbanten.........- 887 


Erklärung ber ereinigten Kurien auf die Aller: 
höchfte Propofition wegen der Oftbahn..... | 887 
Fortfegung der Berathungen wegen Aufhe⸗ 


bung der Mahl- und Shlachtſteuer .....- 887 
A) 12. Juni | Deögleihen und SH... 913 
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B. Protokolle der Kurie der drei Stände. 


Sitzung. 


I. 


In. 


V. 
I ) 


Tag. 


12. April 


15. April 


20. April 


23. April 


Inhalt. 


Eröffnung der erften Sikung...... nenn. 
Uebergabe der Propofitionen durd) den Königl. 
Kommiſſariuuunnnn 
Allerhöchſie Eröffnung vom 20. März, wegen 
Betheiligung des Grafen v. Redern an 
der Kollektivftimme der Fideifommiß -Be- 
figer auf dem Brandenburgfchen Landtage 
Eröffnung ded Marſchalls, bezüglich auf die 
anzubringenden Petitionen... 
Verzeichniß mehrerer eingegangenen Petitio⸗ 
nen und Perſonal der vlerten und fünften 
Abtheilung ...........................6*4 
Grörterungen über die Ordnung, in welcher 
Propofitionen und Petitionen zur Erledi- 
gung kommen ſollen—* 
Vergleichen über die Korrektur der ſtenogra— 
phifchen Beridte......nneennenen 
Minifterialtommiffarien für die Abtheilungs- 
berathungen über den Gefegenttvurf wegen 
der Provinzial Hülfökaffen............... 
Berfonal der fechften und fiebenten Abtheilung 
Erörterungen über eine zu ernennende Abthei⸗ 


(ung zur Prüfung ded Haupt: Finanzetatd 2c. 7 


Erklärung des Marſchalls wegen Zulaffung 
der Antragfteller zu den Mbtheilungdbera- 
thungen. 38*635 

Berathung über den Antrag um Verlängerung 
der Frilt zur Einbringung von Betitionen.. 

Erörterungen über das Interpellationdredt.... 

Dergleihen über die Faffung der ftändifchen 
Konkluſa ..6448* 

Dergleichen über die Befugniß, einen Redner 
zu unterbredjen. —7* 

Perſonal der achten Abtheilung und Verände- 
rungen in den andern Abtheilungen.......... 

Erklärung ded Königl. Kommiffarius über dad 
Interpellationdredt der Mitglieder des Land- 
taged und weitere Erörterung darüber...... 


Seite 


770 
770 


772 


776 
776 


776 
776 


779 





Hinweiſung 
auf fpätere 
Verhandlungen. 


Vgl. S. 777 


Bol. ©. 875 
Bol. ©. 791 


Dal. ©. 778 
Dal. ©. 850 
Dal. S. 800 
Bol. ©. 779 
Vgl. S. 852 
Vgl. S. 780 


Vgl. S. 798 





1038 


— 


* 
Eigung. 


VI. 


VII. 


VII. 


IX. 


Regifter zu den Eikungd= Protofollen. 


Tag. Inhalt. 


27. April | Veränderungen im Perfonal der Abtheilungen. 
Anzeige der Namen derjenigen, welche vom 

Plate aus Bemerkungen madıen............ 
Berathungen in der Nothitandöfache, nament: 

lid) über das Verbot der Ausfuhr von Ge- 

treide und Kartoffeln. .........uuuseenneeeenene- 

über dad Verbot des Branntweinbrennens 


T Sinmefung 
auf frühere 
Verhandlungen, 


780| Bgl. ©. 783 
780 


780 


aus Kartofffliiinnn 782 


Seſchuüuüuüuüuüßßßfßß FERRESENENRRTESENENS 

29. Aprit| Erörterung über die Mittel, von dem Inhalte 
der eingehenden Petitionen Kenntniß zu neh: 
Bemerkungen über eine beantragte Abänderung 
der Beftimmungen über den Marktverfchr 
Verweifung von Betitionen an Abtheilungen xc. 
Bemerkung über eine nöthige Vermehrung der 
5 
Bemerkung über die Lage des Antrages wegen 
Einberufung des Grafen v. Reihenbad 
Erörterung über die Pläge der Abgeordneten 


und Benugung der Plätze des Herrenſtandes 


Erörterung über die Dauer der Frift zur Ein- 
bringung von Petitionen ... ..........400000: 
Veränderungen im Berfonal der Abtheilungen 
Stellvertreter des Kriegäminifterd in —** 
heitö= oder Behinderungsfällen ...............- 
Bemerkung in Bezug auf die Angelegenheit 
des Grafen v. Reichenbach 
Berathungen über dad Geſetz wegen Ausſchlie— 
Bung beſcholtener Berfonen.....................- 


Weitere Bemerkungen über die Plätze der Ab: 
geordneten und Benutzung der Plätze des 
Herrenſtandee 

Allerhöchſte Ordre wegen des Verbots der Ger 
treideausfuhr ꝛX............ — ——— 

Erklärung des Marſchalls wegen Vermehrung 
ded Perſonals der Abtheilungen..............- 

Deögleihen über die Behandlung der Petitio- 
nen, welche probinzielle Gegenftände betreffen 

Bemerkungen über die Pläge der entfernter 
figenden Mitglieder ....u.nuennennnsnsenreneenneeen 

Desgleichen über die Faſſung der Protofolle.. 

Fortfegung der Berathungen über dad Be 
Ihoßtenbeitögefeh....nessesssssssnennnausaunusersene 

Perſonal der 9. Abtheilung.....en.enee- 

Eonftige Veränderungen im Perfonal der Ab- 
ellge — 

Zurückgabe einer von einer Kreisverſamm— 


30. April 


................ 


1. Mai 


4, Mai 


lung auögegangenen Petitionen ............. 7 


783 


7182| Bl. ©. 788 


783 |Qgl. ©. 852 


1783 
783 


Vgl. S. 784 
Dal. ©. 784 
Dal. S. 788 


783 
154 


— 


784 


154 
785 
785 
185 


Vgl. S. 788 


Bol. S. 805 






ii, 





B 
Kurie ber drei Stände. 1039 ; 
2 | Hinweifung 
Eigung. Tag: auf fpätere 
Verhandlungen, 
Ueberweiſung von Betitionen an den Marſchall 
der Vereinigten Kurie......... — 791 
Bemerkung über korrektere Mittheilung der ſte⸗ 
nographiſchen Berichte ......4 791Vgl. ©. 811 


Vereinbarung wegen Abgabe der Erklärung 
der 138 an den Marſchall der Vereinigten 
Kur eee —— 791 | Vgl. ©. 794 

Erklärung des Marfchalld bezüglich auf die 
‚Genfur foldyer Anträge, die den Yandtagd- 

Mitgliedern gedruct vorgelegt werden follten | 792 

Fortiegung der Berathungen über dad Beſchol⸗ 

tenheitögefeß ......................................... 


Zu 5. Mai | Veränderungen im Perfonal der Abteilungen 794 | Bol. S. 797 
Grörterungen über den Reimaruöfhen Mb: 
drud der Landtagd-Verhandlungen........... 794 | Bol. ©. 824 
Grörterungen über die Befugniß ded Mar: 
ſchalls, provinzielle Anträge (im borliegen: 
den Falle auf Erhaltung der polniſchen Na- 
tionalität) zurückzuweiſen. ..44 794 | Bgl. S. 797 
Desgleihen über den Antrag, der Verſamm— 
lung die Zollvereind » Konferenz» Protofolle 
vorlegen zu laſſen..2** 79 
Meitere Erörterungen, bezüglid auf die Ab- 
gabe der Erklärung der 138 an den Mar- 


| ſchall der Vereinigten Kurien...unenee 795 | Val. ©. 811 
| Fortfegung der Berathungen über das Beſchol⸗ 
| tenheitögefeß..........eeeeeeene essen 795 |Bgl. S. 830 


Xu. 6, Mai | Schreiben des Marſchalls an Se. Majeftät 
den König, über die Befugniß, probinzielle 

Anträge zurücdzumeilen...ee ee) II Nal. ©. 824 

Veränderungen im Perfonal der Abtheilungen | 797 | Bgl. ©. 825 
Grörterung über den Abdrud der Abjtimmungs- 


liften bei den Eitungäprotofollen............. 797 
Bemerkungen über eine wünfhendwerthe Zeit- 
erfparniß bei den Sigungen. une. 798 


Atheilungägutachten und Berathung über die 
Anträge wegen Abänderung des Geſchäfts— | 
veglement® unseren nenn 

Stimmzettel über Fragen, betreffend das In— 
terpellationörecht, die Wahl der Secretaire, 
der Abtheilungdmitglieder und des Vorſitzen⸗ 
den der Abtheilungen....uersereneeenn nn 801 


XI. 7. Mai | Anregung der Angelegenheit ded Grafen v. 
Ruͤchenbach, des dv. Koczoromdfi und) _ Vgl. ©. 832 
des v. Niemojewöfi......e. — 805 879 
Fortfegung der Berathungen über die Anträge 
wegen Abänderung ded Gefchäftöreglemente 805 | Bol. ©. 833 
Zwei dabei vorgefommene Abftimmungen...... 809 | Vgl. ©. 810 


— —— — un 
- 








1040 Recgiſter zu den Sigungs + Protofolfen. 


| Sinweifung 


Sigung. Tag. Inhalt. Seite.| auf frühere 
Verbandlungen, 
XIV. 8. Mai. | Rellamationen wegen der Unrichtigkeiten in den 
. ftenographifhen Berichten ...........-.........- 8111 Vgl. ©. 824 
pr Verfahren bei Berichtigung der Situngdpro: 
N.) SARA 811 


Reklamation des Abg dv. Romberg, daß cr 

fälſchlich als Theilnehmer der Erklärung der 

138 in den öffentlichen Blättern bezeichnet ſei 811) Vgl. S. 824 
Erklärung des Königl. Kommiffarius, bezüg- 

lid) auf dad Gerücht, daß die Briefe eincd 

Abgeordneten auf der Boft erbrochen worden | S11 
Zurüdnahme einer Petition Seitens ded Abo. 


Grafen StorzemwöBli.......uesereseesenne 811 
Weitere Berathungen, bezüglich auf die Abän— 
derungen im Geichäftöreglement............. 812] gl. S. 825 


XV, | 12. Mai. Allerhöchſter Beicheid, bezüglich auf die Peti- 
tion wegen Erhaltung der polniſchen Natio- 
824 
Allerhöchſte Ordre wegen Vertretung des Mi- 
nifteriumd des Innern, durch den Präfiden- 
ten Zette, bei den Berathungen über den 
Geſetzentwurf, bezüglich auf die Abſchähung 


— bäuerlicher Grundſtücke.. * 824 
egulativ über Abfaſſung der ſtenographiſchen 
Seitungöberichte —— 824 | Pal. ©. 829 


Ertlärung d. Marſchalls wegen Zurückgabe der 
Erklärung der 138 an den Freih v. Binde | 824 | Vgl. ©. 
Weitere Erörterungen über das Verlagdunter: 


R nehmen des ——— ae = 824 | Qt. S. 865 
nregung der Petitionen wegen Abhülfe des) 
Nothftandes durd Arbeit... 825 [Bal. S. 81 


en im Berfonal der Abtheilungen | 825 Dal. ©. 82 
Schließliche Berathungen über das Geſchäfts— 
ni 825Vol. S. 89 
a ee und — * 
den Geſetzentwurf wegen Abſchähung der— 
bäuerlichen Grundftüde — ſo — — gar | Bol. ©. 8 
XVI. | 17. Mai. | Veränderungen im Perfonal der Abtheilungen 82) 
Bemerkungen über dad Verhalten der Königl. 845 | 
Kommiſſarien 829 | gl. ©. 5 
Verlefung der Erklärung der 138 und letzte | 
Erörterung über diefen Gegenftand..........- 2 
Berlefung des Berichts über das Beſcholten⸗ 
ecccccceecee TIER 830 
Vereinbarung, daß die zu erftattenden Berichte 
zunächſt in der Abtheilung zur Prüfung ge: 
langen ſollen.....— 831 
Erörterung über Entwickelung der Gründe, 
welche einen Bericht motiviren 831 
Ankündigung der Ausfhußtwahlen in der Hülfd- 
kaſſen⸗ Angelegenheit..cerssernesnenenneneenneen 831 












Sihung. 


XVI. | 18. Mai 


XVIII. | 19. Mai 


XIX. | 20. Mai 


Erfte Abtheilung. 


Kurie der drei Stände, 


Inhalt. 


Abtheilungsgutachten und Berathungen über 
die Anträge wegen Abhülfe der Noth........ 
Deögleihen über den Antrag wegen Errichtung 
von Schutz- und Bürgermaden............... 


Deögleihen wegen nadyträglider Einberufung 


des Grafen v. Reihenbad)................... 
Erklärung des Marſchalls, bezüglich auf die 
Hanfemannfde Petition wegen Borle: 
gung eines Gefegentwurfed über die Staats⸗ 
garantie von Eifenbahn : Bapieren............ 
Retlamationen, bezüglid) auf die ftenographi- 
ſchen Protokolle .................... EDEN 
Berlefung der Petition wegen Abhülfe des Noth⸗ 
ſtandes ne NEIENERS ARE EIEEHEETRERRE TG 
Deögleihen der Petition wegen Abänderung 
des Befchäftsreglementd....uuennseseneeeeeeneeen 
Schluß der Berathungen in der Angelegenheit 
des Grafen v. Reihenbad)........ . ........ 
Abtheilungsberiht und Berathungen über die 
Anträge auf Erweiterung ded Petitionsrechts 
Erörterungen wegen der bevorftehenden Pfingſt— 
ſclkeigg ——— 
Verleſung des Gutachtens über die Propoſition 
wegen Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke 
Fortiegung der Berathungen über die Anträge 
auf Erweiterung des Betitionöredted........ 
Abtheilungsbericht und Berathungen über den 
Antrag auf Anerkennung der ftändifchen 
Rechte der Diffidentel..........nneeneeneennnn on 
Bekanntmachung des Marfhalls, bezüglich auf 
den Eingang des Konflufiumd der ‚Herren: 
Kurie über den Antrag auf Revifion des 
Aolivereinstotii anne 
Anregung der Petition wegen Vertagung deö 
EN 
Meitere Berathung über die Anträge auf An- 
erfennung der ſtändiſchen Rechte der Diffi- 
dennnnnn —R 
Abtheilungsgutachten und Berathung über den 
Antrag auf Ergänzung der Herrenfammer 
Abtheilungsgutadhten und Berathung über den 
Antrag, die Wahl der Ktreistagd-Abgeordnes 
ten der Zandgemeinen betreffend............... 
Abtheilungsgutachten und Berathung über die 
Petition wegen des Schusgelded............. 
Abtheilungdgutachten und Berathung über die 
auf Deffentlichfeit der Stadtverordnieten: 
Berfammlungen gerichteten Petitionen...... 
Nachträgliche Erklärung ded Königl. Kommif- 
farius über die Beziehungen der Gemeine 
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831 |Nyl. ©. 833 
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832 
833 
833 | Dal. ©. 849 


833 | Tal. ©. 855 
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834 
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835 |Rol. S. 842 


837 
838 
838 | RgL. S. 862 


838 | Bgl. ©. 858 
840 


840] al. S. 863 
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Hinweiſung 
Sihung · Tag. Inhalt. Seite] auf ſpatert 
j Verhandlungtu. 


raͤthe in den rheiniſchen Städten zu * 

adtago⸗Abgeordneten (ef. ©. 835)... g42|Rol. ©. 845 
xx. |21.Mai Antrag in Bezug auf die Verbältmifle des Hans 
delo zwiſchen Preußen und Krafau und Er- 
drterungen uͤber dieſen Gegenftand......... 
Antrag, bezuglich auf die ‚Handelöverhältnifle 


mit Spanien, und Grörterungen darüber... 


Wiederaufnahme der Bemerkungen über dad 
Nerhalten Der Königlichen Kommiffarien 
SM)... gi ohne Die: 
Bemerkungen über einen (©. 842) ohne Ti 
fuifion zur Abftimmung gebrachten Amen⸗ 
pementdantrag ... en her 
Abtheilungsgutachten und Berathungen über 
die Anträge auf Ausdehnung des Öffentlichen 
und Kriminalverfahrend ...... 845 |Bal. ©. 859 
Abtheilungsgutachten über den Antrag auf 
Deffentlichfeit des Antlagevorttages und der 
Vrtelöpublifation auch bei den, bei ber: 
ſchloſſenen Thüren, zu verhandelnden Krimi⸗ 
— ee De 
Atheilungsgutachten und Berathung über ben 
Antrag auf Aufhebung der Sonderung in 
Theile... EN 846 
Abtheilungsgutachten über den Antrag auf Er: 
ftattung bet Nandatariengebühren in Sa: 
hen unter 200 Thaler... 847 
Abihalungsgutachten über den Antrag wegen 
der Eideönormen und Verminderung der 
gerichtlichen Ede... 847 


Abtheilungsgutachten und Berathung über bie 
Anträge auf baldige GEmanirung des Straf 
Befepbuched....... ne herüg: 
Abtheilungsgutahhten über den Antrag bezüg- 
(id) auf die Abänderung der Geſche über 
Aufbringung Det Koften für die Landwehr: 
Kaballeriepferde, die Armenpflege und die 
Unterhaltung det Irrenanftalten — 
Abtheilungogutachten über Die Anträge auf 
Gründung von Werbrecherfolomien...... 
XXL | 25. Mai | Erörterung dariiber, ob dem Einbringer einer 
Vetition jedesmal geftattet werben folle, bei 

Behandlung derfelben im bet Kurie dad 
Wort zu nehmen... — 849 
Verfahren bei Berichtigung Det ſienographiſchen 
Brototolle..... en nen über 
Boeing Deratdungen über 
en Antrag wegen Su ebung der Gt ühren ® 
Für Mufenthattstarten...... 349] 89. © 859 
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Desgleihen wegen Herabfegung des Preiſes 
der Geſindebüͤcher ... 
Desgleichen wegen Verweiſung des Haupt: 
Finanzetats ꝛc. an eine Abtheilung zum 
Iwecke der Vorbereitung der Information 
für den Vereinigten Landtag. ccunnanan.. 850 
Interpellation wegen des Rechtes der Zandtagd- 
Mitglieder, ihre Petitionen druden zu laffen | 852 
Vereinbarung über die Zeit jur Anmeldung 
von Vorträgen. ...eessereseesssnesnennnneneennenenne 
Verlefung der Erklärung bezüglidy auf den 
Haupt⸗Finanzetat ... 
Abtheilungogutachten und Berathung über den 
Antrag wegen Ablöfung der bäuerlichen 
BEE ee ee 
Abtheilungsgutachten und Berathung über die 
Anträge wider die nadıtheiligen Tiömem- 
braleniiiiinnnnn 
Desgleichen wegen Errichtung eines Handels— 
miniſteriummnnn 
Desgleichen wegen Auslegung der Beſtimmung 









XXI. 26. Mai 

































über die Sonderung in Iheile ..u....u2......... 853 | Vgl. ©. 856 
Deögleihen wegen des Salzmonopols und der 
Sahſſeiee 854 






Mittheilung des Marfhalld über den Beitritt 
der Herren-Kurie zu der auf den jeßigen 
Nothitand bezüglihen Petition ................ 

Eingang des Beſchluſſes der Herren-Kurie über 
die Petition: den Mitgliedern der einen Kurie 
den Zutritt gu den Verhandlungen der an: 
bern Au: AeRallll... nasser 

Grörterungen über eine frühere Aeußerung des 
Königlichen Kommiffarius, bezüglich auf die 
vorhanden gewefenen Indicien ded Noth: 





XXIu. | 29. Mai 







855 | Vgl. ©. 861 








Bol. ©. 866 


2222 


ſtandes 
Verleſung des Beſchluſſes wegen einer Petition 
auf Oeffentlichfeit der Stadtverordneten- 
Verfammlungen...uuuuensnenersenesenesnnnennnennenn 
Deögleihen tmegen Auslegung der Beftim- 
mungen über die Sonderung in Theile ...... 
Deögleihen wegen Ertveiterung des Petitiond- 
techiittteeee ss nse nn un 
Erklärung des Königlichen Kommiffarius über 
den Drud der Petitiondanträge.......... 
Erörterungen darüber und über den Antrag 
auf den Abdrud anderer Schriften, Deduf: 
tionen, Memoiren 2c., welde dem Landtage 
Abtheilungdgutachten und Berathungen über 
die Anträge auf Aenderung der Verordnung 





I Vgl. ©. 925 
Vgl. S. 920 
856 
856 
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Hinweiſung 


Sihung · Tag. Inhalt. Seite] auf fpätere 
Verhandlungen, 


vom 3. Februar 1847 mit Rüdfiht auf 

die frühere Gefengebung nn, 856 
Dergleihen über die Anträge auf Aufhebung 

der Klaffenlotterie, event. auf andere Ver: 

theilung Det Gewinne...” 


xxıv. ! 31. Mai| Erdrterungen über den Ruf nach Abftimmung 858 
Dergleihen über die den Zandtagd-Mitgliedern 

zugehenden Flugblätter und Zeitjchriften.... 
Verleſung des Vöachluſſes über die Petition 

wegen der ſtändiſchen Rechte der Diſſidenten 858 
Dedgleichen des Beſchluſſes über die Petition 

wegen Ablöfung der bäuerlihen Zebnt ....-- 
Deögleihen ded Veſchluſſes über die Petition 

gegen Ausdehnung des öffentlichen und 

mündliden Kriminalverfahrend ..... 859 | Rt. S. 70 
Deögleihen ber Veſchluͤſſe über Die RVetition 

wegen Aufhebung der Gebühren für Auf j 

enthaltötartern ......mneee ee der 859 Vol. S. 9 
Ueberweiſung des Antrages auf Erhaltung der 

nationalen Selbftftändigteit Der Herzog: 

thümer Schleswig Holitein an bie dritte 

Abtheilung sn ern 859 
Berathungen über die Anträge auf Abänderung 

der Gefege vom 3. Februar 1847 mit Rüd- 






— 
* 


ſicht auf die frühere Gefehgebung. ne" 859 
Müge der Anweſenheit zweier Fremden in bet 
Berfammlung. mens 860 | Bl. ©: 8 


XXV. 1. Juni Eroͤrterungen uͤber die vor? unchmende rüfun 
— g60 Val. S. 89 


der Sieſchulden⸗Rechnung 33080. 
Weitere Berathung fiber Die Anträge auf Men: 

derung der Geſetze vom 3. Februar 1847 

mit Nücficht auf die frühere Geſetzgebung.. 861 
Allerhöchſte Botſchaft wegen Verlängerung des 

Landtages bis zum 9, Juni... 862] Vgl. 5m 
Verleſung des K ontluſums zu demBeſchluſſe der 

Herren⸗Kurie: Den Mitgliedern Der einen 

Nurie den Zutritt zu Den Verhandlungen | ge1 


der andern zu geftatten... en 862 
2. Juni — * die zur Faſſung — 
ſchluſſes er orderliche reſp. genügende Za 
——— go2 Vol S. 869 
Anregung der Petition Über Vertagun 
Landtaged....u Seen 
Alterhöchfte Ordre, bezüglidy auf Die Anträge 
wegen der Handelöverhältnifie mit Spanien 
863 
Mittheilung der Herren. Kurie über die Ans 
träge auf Reform der Batrimonialgerihtd- 
— — 863 
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Kurie der drei Stände, 





Inhalt. Seite. 













Verlefung des Beichluffes über die Anträge be- 
züglich auf die Wählbarkeit zum Kreiötags- 
Abgeordneten der Yandgemeinen...... 2....... 

Meitere Berathungen über die Anträge auf 
Abänderung der Gefege vom 3. Februar 
Le, 1 BR — 863 

Erörterung über die Einreihung der Stellver: 
treter bei der namentlihen Abftimmung..... 864 

Erörterung über die Frageftellung ............... 864 

Grörterung über einen ſtenographiſchen Bericht | 865 

Deögleihen über Berichtigung der gehaltenen 
Reden für den Reimarusſchen Wieder: 

Beſchluß, bei namentlichen Abſtimmungen die 
Namen zu veröffentlichen... 

Bemerkungen über eine Acukerung des König: 
lihen Kommiffarind, die Wahl der Minifter 
aus den „beredteften* Mitgliedern der Kam⸗ 
mer dbeireffeennnnnnnn 

Antrag auf Beſtimmung der zur Faſſung eines 
gültigen Beſchluſſes erforderlichen Zahl von 
DEIDIRDEEN. 

Allerhöchſte Botſchaft auf die Petition wegen 
Beſchäftigung der arbeitenden Klaffen...... 

Erfte Verlefung der Petition wegen Errichtung 
eined Handelöminifteriumd .......unneenuenne- 

Verlefung der Petition wegen baldiger Ema- 
nation des Etraf-Befegbuched................-- 

Moeitere Berathung über die Anträge auf Aen- 
derung der Geſetze vom 3. Februar (Modi 
fijirung der Ausihüfle 2C.).zreernenenenee 

Anregung ded Antrages auf Vertagung des 
Landtaged.....eansesonesssesnsssnursersnnusnssnnenens 

Eingang des Vefchluffed der Herren-Kurie we⸗ 
gen einer Petition, bezüglid auf die mit 
Brennereibefigern gefchloffenen Lieferungs— 
Vertrageeeůůů 

Erörterungen über die Reihefolge der zur Er— 
örterung kommenden Propoſitionen und Be: 
Füßßßeeeee 

Erklärung wegen einer wünſchenswerthen bal- 
digen Deklaration der Werordnung vom 
3. Xebruar 1847, betreffend die Staatd- 
fhulden-Deputation.......neseseeneeenccennenenen 

Acukerungen des Abg. v. Thadden bezüglid) 
auf feine politifhen Grundfäße. ...............- 

Schluß der Berathungen über die Anträge 
en — der Geſetze vom 3. Februar 


“anne O——— 


8761Vol. ©. 892 
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Eipung. Tag. 


Anhalt. 


Zurücklegung des Gutachtens über Die Betition |» 
auf nadhträglide Einberufung des Abg. 
v. Kocgoromöli...mmneme nein: 878 
Gutachten und Berathung über die Petition: 
auf nachträgliche Ginberufung des Abg. 
vd. Niemojewöti unse 879 
Gulachten und Beratung über den Antrag: 
wegen der Seelſorge ‚für die Katholiten im 


Desgleichen ded Verfahrens bei der 
Mahl und Anftellung von evangeliſchen 
Seifliihet...... ee en 879 

Desgleichen wegen Sereidung der Schulzen 
und Gerihtömänner, Anftellung eines Bo 
figeiverwalterd im jedem Drte und megen ' 
Errihtung don Gefängniffen in jedem 
u DaRlt.. ee 879 
XXIX. 9. Juni | Vertretung dd Yuftigminifterimus in Sadıen, 
weldye das rheinifche Recht betreffen, durd) 
in — Gcheimen Rath Ruppen— 
J —7— 
Ucberweiſung der auf Herftellung von Eiſen⸗ 
bahnen bezůglichen Petitionen an bie ſechſte 
Abtheilung .... ge nee 889 
Bemertungen über Dit Krebitverhältniffe der 
Wreuhiihen Bank... men cn 889 
DT über 7 Rattgefundent Abftim- 
mung über cine nicht zuvor in der Abtheilun 
berathene Frage (© SI8)........- u HERE s sgo | Val. &.9 
Verleſung der um eänderten Petition auf Er- 
richtung eincd andelöminifteriumß.........-- 890 
Vereinbarung, daß die Vetitionsanträge den 
Immediatpetitionen nicht beiqulegen .......- 890 
Gmachten und Berathung über die Anträge 
wegen ber Beitragdpflicht der Dominien zur 
Unterhaltung det Shulhäufer 13 890 
Erklärung des Koniglichen Kommiſſarius we⸗ 
gen baldiger Vorlegung der Provinzial⸗ 
Schulordnungen zur Berathung an Die 
Provingialftände .... men re 890 
Gulachter und Berathungen über die Anträge 
wegen der Strafen der Holgdiebftähle und 
Amne ſtirung der Forſifrebler·· en 
Beſchluß wegen eine Antrages auf Beſchleu⸗ 
nigung ber Forjt-Strafgeithe.- · 3Ix35 891 
Mittheilung der Allerhöchften Ordre vom 
— Annahme J — der — 
uſziſchen Bant bei ö entlichen Kalten... 
XXX. |11. Zuni|Verlefung der Petition 2 Abänderung der 919 
Verordnungen wom 3. Februar 1847... sg2] dgl © 


859 


890 
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' Hinweiſung 
Sidung. Inhalt. Seite| auf frühere 
Verhandlungen, 


Antrag auf Veröffentlihung diefer Petition 
| mit dem ftenographifchen Prototolle.......... 892 
XXXI. | 12, Juni Bermweifung mehrerer Betitionen auf Steuer: 
reformen an die fiebente Abtheilung........... 892 
Eingang ded Beſchluſſes der Herren-Kurie, bes 
zuglid) auf den Antrag um Abänderung des | 
BREGIEOUENEB nee männer teen 892 | Bgl. ©. 911 
Schreiben des Königlichen Kommiffarius be: | 
züglid auf die frühere Anweſenheit ziveier 
Fremden in der Eisung (S. 860) ............ 892 
Bemerkung des Marſchalls über die Reihe: 
folge, in welcher die Gutachten zum Vortrage 
üeeee BU SER 893 
Gutachten und Berathung über den Antrag 
auf Vertagung ded Landtaged ..............- 893 Vgl. ©. 895 
XXXII | 14. Zuni | Vertretung des Minifteriumd der geiftlichen Ans 
gelegenheiten inderJudenangelegenheit durd) 
den Geheimen Regierungdrath Brügge- 
MORD. ee 894 
Schreiben des Königlichen Kommiffarius we— 
gen Abnahme der Rechnung .der Haupt: 
verwaltung der Staatsihulden und Erör: 





terung hierüberr— 894 | Vgl. ©. 920 
Anregung der Petition auf Errichtung eines 

Kreditinftituts für den Ruftifalftand.......... 594 
Berlefung der Petition wegen Bertagung del 

895Vgl. ©. 921 
Gutachten und Berathungen über dad Juden: | 

geſeee — 895 


XXXIII. 15. Zuni | Anregung ded Antrages auf Ausbau der Köln⸗ 
Minder- Ihüringicyen Verbindungö - Eifen- 
BOB nennen 896 
Erörterung über die Abänderung ftenographis | 
ſcher Berichte durch die Yandtags-Secretaire | 8961 Bgl. S. 898 
Antrag auf Abdruck fämmtlider Entwürfe zu] 
den Erklärungen der Stände... 8% 
Vertretung ded Miniſteriums ded Innern bei 
den Berathungen über das Judengefet dur | 
den Geheimen Regierungsrath Schröner | 8% 
Fortfegung der Berathungen über dad Juden 
FJ — 4.* 896 
XXXIV. | 16. Juni Weitere Erörterung über die Abänderung ſte 
nographifcher Berichte durch die Secretaire | 895 
Weitere Berathungen über dad Judengefeh ..- 899 
Allerhöchſte Botichaft über eine weitere Ver— 
längerung des Yandtaged .. 902 
XXXV. | 17. Zuni | Fortfegung der Berathungen über das Juben- * 
geſeh rn 
XXXVI. | 18. Juni | Erklärung des Marſchalls über die noch in 
Berathung zu nehmenden Petitionen... 906 |Lgl. S. 911 
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Fortſetzung der Berathungen über das Juden⸗ 
hißc nen 906 
Erklärung des Marſchalls über die Nothwen⸗ 
digteit der perf önlidyen Abgabe der Stimmen | 910 
xxxvi. | 19. Juni Vertretung des Chefs ber Bant in Angelegen? 
heiten Der (cpteren durd den Prãſidenten 
v. Lampredit....neneese ne 910 
Erörterung über die no) vorzugdweiſe in Be⸗ 
rathung zu xchenden Petitionen... 911 Wol ©. 916 
Anregung Der erathung über dad Kontlufum 
der Herren-Kurie wegen ded Geſchäfts⸗ 
rogfeimentB.......mmmeng een 9111Vv8l. ©. g21 
Schluß der Berathungen über dad Judengefch 911188l. ©- 925 
XXXVIl. | 21. Juni Eingang des Befchluffed der ‚Herren: Kurie 


wegen einer Petition auf Wegfall der Ber: 

pflichtung zum unentgeltlihen Schneerãu⸗ 
————— — 916 

Eingang einer Dantadrefie Der freien evange? 

\ liihen Gemeine in Königöberg und Erklä⸗ 
rung des Marſchallo dariiber... een 916 

Bemerkungen ded Marſchallo über die vorzug® 
weiſe nod) vorzunehmenden Betitionen....- 916 


NMeelamation über einen vorgefommenen Ber: 

ftoß gegen Die Gefchaͤfis Brdnung ·833 916 
Verlefung der Petition um baldigen Erlaß der). 

Militair-Kirhenordnung.. nme 916 
Butadıten und Berathung über die Petition 

wegen Aufhebung dcd Geleitzolld der Juden 916 
Desgleichen über Die Betitionen wegen Begna⸗ 
digung der politiſchen — — 916 Vgl. 5m 
Deögleihen über Die Anträge auf Pre reiheit s 

und Erlaß eince Preß⸗Etrafgeſetzes — gl Bol. sm 
Deögleichen über die nträge wegen Aufhebung 

der Anonpmität der Profit. nn 917 
Desgleichen über die Anträge auf dad Recht 

der Feſtſtellung des Haupi⸗ Finanzetats und| .. 

der Kontrole des Sdalehauohalts ......... gli 
Deögleihen über die Anträge auf Erlaß von 

Gemeineordnungen..... nee 918 
Deögleichen über Vorlegung Der zu erlaffenden 

Progehgeiege an die Stände .... nz 918 
Deöaleichen über das Verfahren bei der Toded- 
= erflärung verſchollener Seeleute... 918 
Deögleichen über den Antrag auf Schärfung 

der Strafen für Diebftahl, Raub und ähn- 

liche Verbrechen ....... eng 918 
Dan den ** er — 

er Erbſchafis⸗ und Stempelfteuer be der 
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